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Die Internationale  

Jahrg. 7 ⁕ Ausgegeben im Januar 1924 ⁕ Heft 1 

Russische Fragen. 

Δ Be r l i n, den 17. Januar 1924. 

Innerhalb unserer russischen Bruderpartei finden gegenwärtig leidenschaftliche Auseinandersetzun-

gen statt. Im folgenden ist versucht worden, den deutschen Lesern eine Zusammenstellung der wich-

tigsten Materialien zu dieser Auseinandersetzung zu geben, bestehend aus Debattereden, Resolutio-

nen und Zeitungsartikeln. Fragen der russischen Revolution sind selbstverständlich Fragen, die die 

gesamte Kommunistische Internationale angehen, wenn auch naturgemäß bei ihrer Entscheidung der 

russischen Sektion der Vortritt gebührt. Es soll hier versucht werden, in kurzen Strichen den realen 

Untergrund und den inneren Zusammenhang der aufgeworfenen Fragen bemerkbar zu machen. Dabei 

scheiden die persönlichen Fragen von selbst aus. 

Es ist sicherlich kein Zufall, daß diese russischen Auseinandersetzungen zusammenfallen mit dem 

Sieg des Faschismus in Deutschland, so wenig es zufällig war, daß 1921 die Märzaktion und die 

Wendung Sowjetrußlands zur „neuen ökonomischen Politik“ zusammenfielen. Damals begann in 

Deutschland wie in Rußland, die allgemein-europäische Kapitalsoffensive sich auszuwirken. In 

Deutschland machte die Märzaktion der Kommunistischen Partei bemerkbar, daß die Arbeiterschaft 

in die Defensive gedrängt und daß an die Stelle der Frage der unmittelbaren Machtergreifung die 

Frage der Gewinnung der Mehrheit der Arbeiterklasse für den Kommunismus in Teilkämpfen und 

Kämpfen für Teilziele getreten war. In Rußland sah sich die Kommunistische Partei genötigt, dem 

Druck der Bauernschaft nachgebend, den Kriegskommunismus zu liquidieren und innerhalb bestimm-

ter Grenzen, Grenzen, die die Arbeiterklasse bestimmte, privatkapitalistische Methoden zuzulassen. 

Auch heute scheint uns der Zusammenhang zwischen den Ereignissen in Deutschland und den Aus-

einandersetzungen in Rußland nicht nur ein äußerlicher zu sein. Die proletarische Revolution in 

Deutschland, auf die die Aufmerksamkeit der russischen Volksmasse gerichtet war, war und ist zu-

gleich die Aussicht auf beschleunigte und radikale Lösung der Grundfrage der russischen Wirtschaft 

und der revolutionären Politik in Rußland, der Frage des Verhältnisses der Bauernschaft zu der von 

der Arbeiterklasse geleiteten Großindustrie und damit der Frage des Verhältnisses der Bauernschaft 

zur Arbeiterklasse überhaupt. Die proletarische Revolution in Deutschland würde diese Grundfragen 

mit einem Schlage auf eine neue Grundlage stellen, wie denn überhaupt die Lösung der in Rußland 

an die Revolution gestellten Fragen die proletarische Revolution im Westen geben muß. Das einst-

weilige Ausbleiben der Revolution im Westen mußte natürlich die innerrussischen Fragen umso 

dringlicher und [2] schärfer stellen. Die Fragen, die der Fortgang der Weltrevolution nicht auf seine 

gründliche und umfassende Art löst, müssen einstweilen auf dem Boden der russischen Verhältnisse 

sozusagen Notlösungen finden. Das Leben heischt praktische Antworten. Es kann nicht damit gewar-

tet werden, bis das Proletariat Westeuropas seine Lösung durch die revolutionäre Tat gibt. 

Welches sind diese Fragen? Der Reihenfolge nach treten in den russischen Auseinandersetzungen 

zuerst die Frage der Parteidemokratie auf und erst in ihrem Gefolge die wirtschaftlichen Fragen der 

neuen ökonomischen Politik. Für den westeuropäischen Arbeiter ist die umgekehrte Reihenfolge ver-

ständlicher und tatsächlich sind auch die wirtschaftlichen Fragen der Untergrund der parteiorganisa-

torischen (wobei der westliche Leser immer im Auge behalten muß, daß in der proletarischen Diktatur 

Fragen der Parteiorganisation mit Fragen der Staatsorganisation aufs engste verbunden sind). 

Die gegenwärtigen russischen Fragen laufen zusammen sowohl mit den Erfolgen wie mit den Schwie-

rigkeiten der neuen ökonomischen Politik. Die Schwierigkeiten der neuen ökonomischen Politik hän-

gen zusammen mit der Tatsache, daß die russische Industrie genötigt ist, aus ihrer tiefen Zerrüttung 

durch Krieg und Bürgerkrieg einstweilen sich ohne Hilfe des auswärtigen Kapitals heraufzuarbeiten. 

Das bringt mit sich, daß die sozialistische Akkumulation zum größten Teil sich auf Kosten der Bau-

ernschaft vollzieht. Die Preise der Industriewaren, Monopolpreise, stehen hoch über den Preisen der 

landwirtschaftlichen Produkte; sie enthalten sozusagen einen Akkumulationsaufschlag. Die Folge ist 

eine scharfe Absatzkrise der Industrie, Produktionshemmung bei der Bauernschaft. 
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Wie dem einstweilen abhelfen? Wir sehen hier ab von den technischen Einzelheiten und fassen nur 

das Grundsätzliche der Lösungen ins Auge. Die Zentrale der russischen Partei betont das grundsätz-

liche Festhalten an der Politik des „Bündnisses“ zwischen Arbeiterklasse und Bauernschaft, wie sie 

durch Lenin festgelegt wurde. Sie schlägt eine Reihe Methoden vor, die darauf abzielen, die Preise 

der Industriewaren zu senken. Das bedeutet zwar eine Verlangsamung der sozialistischen Akkumu-

lation, aber zugleich das Schritthalten der Industrie und der Landwirtschaft, der Arbeiterklasse mit 

der Bauernschaft. Die wirtschaftlichen Lösungsvorschläge der Opposition sind nicht einheitlich. Ein 

Vorschlag geht dahin, die Einfuhr auch von Artikeln des Verbrauchs aus den kapitalistischen Ländern 

zu steigern und dadurch die russischen Monopolpreise zu senken (sogenannte „Warenintervention“). 

Uns scheint das eine Eisenbartkur zu sein. Ein zweiter Vorschlag geht in entgegengesetzter Richtung: 

Steigerung der Planmäßigkeit, größere Konzentration, rasches Hinarbeiten auf wachsende Ueber-

schüsse der Industrie und damit Beibehaltung des hohen industriellen Preisniveaus. Die Gefahr ist 

hier die Trennung vom Schritt der Bauernwirtschaft. 

Die Schwierigkeiten der neuen ökonomischen Politik äußern sich in der Form, daß die Parteiperiphe-

rie, die jüngeren Schichten der Kommunistischen Partei in Bewegung geraten, einen gewissen Ge-

gensatz zur alten Garde des Kommunismus fühlen, die die Partei und den Sowjetstaat führt. Aber 

nicht nur die Schwierigkeiten, auch die Erfolge der neuen ökonomischen Politik liegen den in der 

Partei aufgeworfenen Fragen der Parteidemokratie zugrunde. Die materielle Lage der russischen Ar-

beiterschaft hat sich unter der neuen ökonomischen Politik bedeutend gehoben. Zugleich ist der harte 

Druck des Bürgerkriegs ge-[3]wichen. Die jungen Schichten der Kommunistischen Partei drängen 

nach einer Lockerung des scharfen Parteizentralismus. Auf der anderen Seite hat dieselbe Politik 

einen Teil der Sowjetbürokratie in sehr enge Berührung mit kapitalistischen Methoden und dem ka-

pitalistischen Milieu gebracht und führt die Gefahr bürokratischer Entartung und Entfremdung von 

der proletarischen Masse mit sich. Aus allen diesen Gründen steht im Vordergrund der russischen 

Debatte die Frage der Parteidemokratie, des Verhältnisses der alten kommunistischen Garde (des 

„Apparats“) zu den jüngeren Schichten der Partei. Diese Auseinandersetzung dreht sich natürlich nur 

um den Grad  der Parteidemokratie, um das praktische Verhältnis zwischen Zentralismus und De-

mokratie in der Partei. Die Opposition drängt auf eine r a sche  Reform und Lockerung des „Appa-

rats“, die Zentrale ist für schrittweises Vorgehen. Beide Auffassungen haben sich zu einer einstimmig 

angenommenen Resolution des Zentralkomitees vereinigt, um deren Auslegung, d. h. praktische 

Durchführung, die Debatte weitergeht. 

Unserer Auffassung nach spricht der Zusammenhang der Fragen der Parteidemokratie nicht nur mit 

den Erfolgen, sondern auch mit den Schwierigkeiten der neuen ökonomischen Politik unbedingt für 

eine sehr s ch r i t t we i se  Lockerung der zentralistischen Methoden. Um sehr viel Parteidemokratie 

auf einmal geben zu können – muß man sehr viel Brot, darf man keine industrielle Krise haben. 

Auch in dieser Frage wird das letzte Wort die Entfaltung der proletarischen Revolution im Westen zu 

geben haben, die der russischen Revolution erst den breiten industriellen Unterbau und eine riesig 

verbreiterte Operationsbasis gegenüber der kapitalistischen Welt, dem kleinkapitalistischen Bauern 

im eigenen Land, wie dem westeuropäischen und amerikanischen Großkapital gegenüber geben wird. 

* 

Resolution der ZK und der Kontrollkommission der KPR über den Parteiausbau. 

Vorbemerkung. Mit Rücksicht auf den beschränkten Raum, der uns zur Verfügung stand, waren wir gezwungen, das 

vorliegende Material stark zu kürzen. Sowohl die abgedruckten Referate, wie auch die Thesen und Aufsätze sind mit 

beträchtlichen Kürzungen wiedergegeben. Dabei waren wir bestrebt, alles Wesentliche und Charakteristische aus den 

Beiträgen zu geben, damit die Genossen sich an Hand dieses Materials ein möglichst klares Bild über die Diskussionen 

in unserer russischen Bruderpartei machen können. (Die Redaktion.) 

1. Die Partei während der neuen Wirtschaftspolitik. 

a) Die neue  Wi r t s cha f t spo l i t i k, die dem Wachsen der Produktivkräfte einen starken Anstoß 

gab, hat sich als eine notwendige Etappe auf dem Wege des langen Ueberganges vom Kapitalismus 

zum Sozialismus bewährt. Sie trug zum Aufschwung der gesamten Volkswirtschaft bei, sie förderte 
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die Entwicklung der Bauernwirtschaft, der Staatsindustrie, des staatlichen Handels und des Genos-

senschaftswesens. Wir sehen eine stufenweise Erhöhung des Arbeitslohnes, die Rückkehr der quali-

fizierten Proletarier in die Stadt, die Hebung des Kulturniveaus unter den breiten Proletariermassen 

und insbesondere das Entstehen neuer Kaders einer aus dem Proletariat und aus der Bauern-[4]schaft 

hervorgehenden Intelligenz, dank der systematischen Ausbildung von Arbeitern und Bauern in den 

höchsten Lehranstalten. 

b) Schon der 12. Parteitag, der eine bedeutende Belebung des Wirtschaftslebens des Landes fest-

stellte, wies zugleich auf die Notwendigkeit hin, den Wert jeder Etappe der wirtschaftlichen Entwick-

lung vom Ges i ch t spun k t  de s  s oz i a l i s t i s chen  Auf baues  zu prüfen. Die Diktatur des Prole-

tariats, die sich nicht befestigen und entwickeln hätte können ohne das Wachsen des materiellen 

Wohlstandes des Landes, hätte sich auch nicht halten können, wenn dieser zunehmende Wohlstand 

das Uebergewicht des Privatkapitals über das Staatskapital mit sich gebracht hätte. Die außerordentli-

chen Schwierigkeiten, die die Wirtschaft des Landes heute durchmacht, finden vor allen Dingen darin 

Ausdruck, daß die Erzeugnisse unserer Staatsindustrie keinen genügenden Absatz finden können. 

Wenn der Absatz während des letzten Jahres auf immer größere und größere Schwierigkeiten stieß, 

so findet diese Tatsache ihre Erklärung zum großen Teil in dem außerordentlich hohen P r oduk t i -

ons se l b s tkos t enp re i s  der Waren, in den außerordentlich hohen kau f m änn i s chen  Be -

t r i ebsunkos t en  und dazu noch in den unzulässigen Methoden der Berechnung  de r  P r e i s zu -

s ch l äge  für den Verbraucher. Diesen Schwierigkeiten liegt zugrunde: das Mißverhältnis und die 

mangelhafte Koordinierung zwischen den verschiedenen Elementen der Staatswirtschaft und dem 

Markte, die unrationelle oder ungenügend rationelle Leitung der Industrie- und Handelsunternehmun-

gen, dann insbesondere der Umstand, daß unsere noch immer bürokratischen Handels- und Genos-

senschaftsunternehmungen nicht verstehen, den Weg zum Bauernmarkt auszubauen. 

Die zentrale Aufgabe bleibt, wie bisher, der Zusam m ensch l uß  de r  S t aa t s i ndus t r i e  mi t  de r  

Baue r nwi r t s cha f t, das heißt in erster Linie die Herstellung eines richtigen Verhältnisses zwischen 

der Produktion unserer Staatsindustrie einerseits und den Bedürfnissen und dem Umfang unseres 

hauptsächlich bäuerlichen Marktes andererseits. Aber diese Aufgabe kann nur in dem Maße gelöst 

werden, in dem die richtige und systematische Koordinierung verschiedener Faktoren und Elemente 

der Staatswirtschaft gesichert wird. 

Aus all dem muß die ganze Partei die Schlußfolgerung ziehen, daß eine weitere wirtschaftliche Be-

lebung, die in der mehr oder weniger nahen Zukunft die jetzige Krise ablösen wird, nur insoweit der 

Sache des sozialistischen Aufbaues dienen wird, insoferne wir wirklich lernen werden, die Elemente 

der Staatswirtschaft sowohl in ihrer ständigen Wechselwirkung als auch mit dem Markte in Einklang 

zu bringen. 

Das ist der Grund der außerordentlichen Wichtigkeit der s t a a t l i chen  P l anwi r t scha f t skom -

m i s s i on  – des wirtschaftlichen Stabes des sozialistischen Staates – und aller Planwirtschaftsorga-

nisationen in der Provinz. Es muß diesen Institutionen unbedingt jene Stelle gesichert werden, die 

ihnen die Resolution des 12. Parteitages zugewiesen hat. Die in der letzten Zeit im Interesse der 

Preisherabsetzung der Fabrikate und des Getreideexports getroffenen Maßnahmen führten bereits zu 

einer gewissen Belebung des Handelsumsatzes und zur Erhöhung der Getreidepreise. Der Kampf 

gegen die Hauptursachen der Absatzkrise fordert jedoch von der Partei eine komplizierte und syste-

matische Arbeit an der Durchführung der vom 12. Parteitag beschlossenen Maßregel bezüglich der 

Konzen t r a t i on  de r  I ndus t r i e, der richtigen Organisierung des Industrie- und Handelsapparates, 

der Hebung  de r  Landwi r t s cha f t, der Erhöhung ihres technischen Niveaus und ihrer Befähigung 

zur Konkurrenz auf dem Weltmarkt, eventuell mittels Erhöhung des landwirtschaftlichen Kredits 

usw. Diese Aufgaben stehen jetzt in ihrer ganzen Größe vor der Partei und fordern unaufschiebbare 

Lösung. Es unterliegt keinem Zweifel, daß die Partei einmütig die wirkliche Lösung dieser Aufgaben 

in Angriff nehmen wird. 

c) Die ob j ek t i ven  Wide r sp r üche  in dem gegenwärtigen Stadium der Uebergangsperiode, die 

im gleichzeitigen Bestehen der verschiedensten Wirtschaftsformen, in dem Vorhandensein von 
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Marktverhältnissen und darin ihren Ursprung haben, daß die Staatsbehörden bei der praktischen Ar-

beit kapitalistische Methoden anzuwenden gezwungen sind und sich dabei auf verschiedene dem Pro-

letariat noch fremd gegenüberstehende ausübende Organe stützen [5] müssen – diese objektiven Wi-

dersprüche treten in einer ganzen Reihe von neg a t i ven  Tendenzen  zutage. Der Kampf gegen 

diese Tendenzen muß auf die Tagesordnung gesetzt werden. Zu diesen Lendengen gehören: die m a -

t e r i e l l en  g r oßen  Un t e r s ch i ede  de r  Pa r t e im i t g l i ede r  be i  den  ve r s ch iedenen  Funk-

t i one n, die sie belleiden (die sogenannten „Extravaganzen“), das Wachsen der Beziehungen zu den 

bürgerlichen Elementen und deren ideologischer Einfluß; die bü r ok r a t i s che  Ve r enge r ung  de s  

Ges i ch t sk r e i s e s, die man von der notwendigen Spezialisierung gut unterscheiden muß, und die 

dadurch entstandene Vernachlässigung der Beziehungen zwischen den in verschiedenen Arbeitszwei-

gen beschäftigten Kommunisten; die Gefahr des Verlorengehens der Perspektive des sozialistischen 

Aufbaues und der Weltrevolution; die bereits durch den Parteitag erkannte Gefahr der Entartung eines 

Teiles der Funktionäre, die bei Ausübung ihres Berufes infolge der Rep mit den bürgerlichen Kreisen 

in engste Berührung kommen; die merkliche Bürokratisierung des Parteiapparates und die daraus 

entspringende Loslösung der Partei von den Massen. 

2. Die Partei und die werktätigen Massen. 

Das Ve r t r auen  de r  p r o l e t a r i s chen  M a ssen  zu der Partei hat zugenom me n. Das kommt 

bei den Sowjetwahlen, in der Zersetzung der Menschewiki- und SR-Partei und im Entstehen eines 

Raders von parteilosen Arbeitern, die die Partei aktiv unterstützen, zum Ausdruck. Gleichzeitig wer-

den die aktiven kommunistischen Arbeiter, die naturgemäß das Verbindungsglied zwischen der Partei 

und den parteilosen Massen bilden sollten, fast vollkommen in der administrativen und wirtschaftli-

chen Arbeit aufgehen und sich dadurch, unvermeidlicherweise, von der Produktion loslösen. Die 

Hauptaufgabe ist daher die Wer bung  neue r  Pa r t e i m i tg l i ede r  unter den im Betrieb stehenden 

Arbeitern. Die Aufgabe der Parteiorganisationen besteht darin, gerade dieser Kategorie von Funktio-

nären besondere Aufmerksamkeit zu widmen und alles mögliche zu tun, um sie von der Arbeit in der 

Produktion nicht zu isolieren, ihnen behilflich zu sein, ihr Ku l t u r n i veau  z u  heben  und es ihnen 

in jeder Weile zu erleichtern, sich an allen Parteiangelegenheiten tatsächlich beteiligen zu können. 

Die Ve r g röße r ung  de s  p r o l e t a r i s chen  Ke r ns  de r  Pa r t e i  muß während der nächsten Mo-

nate eine der wichtigsten Aufgaben aller Parteiorganisationen sein. Organisationen, die bereits in die-

ser Richtung ihre Tätigkeit entfaltet haben, müssen durch alle industriellen Organe unserer Partei 

unterstützt werden. Die Partei muß den Zustrom der Industriearbeiter zu den Parteiorganisationen 

und die Aufnahme der aus der Industriearbeiterschaft hervorgehenden Kandidaten als Parteimitglie-

der e r l e i ch t e r n. Der Arbeit unter der heranwachsenden proletarischen Jugend muß ebenfalls ge-

steigerte Aufmerksamkeit zugewendet werden. 

Unter der Bauernschaft, wo die proletarischen und halbproletarischen Schichten der landwirtschaft-

lichen Arbeiter wieder im Anwachsen sind, muß der qualitative Bestand der Dor f ze l l en  in jeder 

möglichen Weise gebessert, ihre Arbeit in das Geleise der kulturellen und politischen Tätigkeit ge-

lenkt werden; insbesondere muß die Arbeit auf dem Gebiete der Verbreitung von agronomischen 

Kenntnissen, auf dem Gebiete des Genossenschaftswesens, der Organisation des landwirtschaftlichen 

Kredits usw. gesteigert werden. Dabei ist eine allgemeine Unterstützung der Dorfarmut (besonders 

der Ausbau der Komitees der armen Bauern in der Ukraine) und die Heranziehung der landwirtschaft-

lichen Arbeiter sowohl in unsere Parteiorganisation wie auch in den Verband der Land- und Forstar-

beiter notwendig. 

Unter der I n t e l l i genz  ist ein a l l gem e i ne r  Um sch wung  zuguns t en  de r  Sowj e t m ach t  zu 

vermerken. Dieser Umschwung ist außer durch die allgemein bekannten Gründe auch durch die Bes-

serung der Lage der Intelligenz bei uns (bei gleichzeitiger Verelendung der Mittelschichten in 

Deutschland) zu erklären. Besonders wichtig ist der Stimmungsumschwung der Dorflehrerschaft und 

des agronomischen Personals, die zu Hauptverbindungsgliedern zwischen Stadt und Dorf werden 

können. Der Stimmungsumschwung breiter Schichten der Intelligenz zugunsten der Sowjetmacht, 

der eine äußerst positive Erscheinung ist, kann jedoch auch negative Folgen haben, da er die Gefahr 

der [6] ideologischen Einkreisung der Kommunisten erhöht. Der Kampf um die ideologische Reinheit 
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der Partei gegen kleinbürgerliche Verdunkelungstendenzen und gegen die Tendenzen der „Smena 

Wech“ ist daher gleichfalls eine der aktuellen Aufgaben der Partei. 

3. Die Partei und die Arbeiterdemokratie. 

Die negativen Erscheinungen der letzten Monate sowohl im Leben der gesamten Arbeiterklasse wie 

auch innerhalb der Partei führen notwendigerweise zu der Schlußfolgerung, daß sowohl im Interesse 

des erfolgreichen Kampfes der Partei gegen die Einflüsse der neuen Wirtschaftspolitik wie auch im 

Interesse der Steigerung ihrer Kampffähigkeit auf allen Arbeitsgebieten e i n  e r n s t e r  W e c h se l  

de s  Pa r t e i ku r se s  e r f o r de r l i ch  i s t, und zwar in der Richtung der wirklichen und systemati-

schen Durchführung der P r i nz i p i en  de r  Ar be i t e r demokr a t i e. Von diesem Standpunkt ging 

die gemeinsame erweiterte Sitzung des Zentralkomitees und der zentralen Kontrollkommission im 

Oktober aus, als sie folgenden Beschluß faßte: 

„Die erweiterte Sitzung der ZK und der ZKK billigt vollkommen den durch das Politische Büro recht-

zeitig eingeschlagenen Kurs der innerparteilichen Demokratie und auch die vom Politischen Büro 

vorgeschlagene Steigerung des Kampfes gegen die ‚Extravaganzen‘ (mit dem Wort „Extravaganzen“ 

wird in der russischen Partei eine für Mitglieder einer revolutionären proletarischen Partei ungezie-

mende Lebensweise, Anschaffung von Luxusgegenständen usw. bezeichnet. Die Red.) und gegen 

den zersetzenden Einfluß der neuen Wirtschaftspolitik auf einzelne Elemente der Partei.“ 

Die Arbeiterdemokratie bedeutet das Recht aller Parteimitglieder auf ö f f en t l i che  Besp r echun g  

der w i ch t ig s t en  F ragen  des Parteilebens, die D i s kus s i ons f r e i he i t  über diese Fragen, ferner 

die Wähl ba r ke i t  der führenden Funktionäre und Kollegien von unten hinauf. Ke i ne swegs  abe r  

s e t z t  d i e  Ar be i t e r dem okr a t i e  d i e  F r e ihe i t  de r  F r ak t i onsgr upp i e r ungen  voraus, die 

für eine herrschende Partei äußerst gefährlich sind, da sie immer mit der Gefahr der Spaltung oder 

Zersplitterung der Regierung und des ganzen Staatsapparates drohen. 

Es ist selbstverständlich, daß innerhalb einer Partei, die ein freiwilliger Zusammenschluß von Perso-

nen auf einer bestimmten ideellen und praktischen Grundlage darstellt, keine Gruppierungen geduldet 

werden können, deren ideeller Inhalt sich gegen die Partei im ganzen und gegen die Diktatur des 

Proletariats richtet, wie zum Beispiel die „Rabotschaja Prawda“ (Arbeiterwahrheit) und die „Rabot-

schaja Gruppa“ (Arbeitergruppe). 

Nur ein s t änd i ge s  l ebha f t e s  ge i s t i ge s  Leben  kann die Partei als die Partei erhalten, die sie 

vor und während der Revolution war, mit einem ständigen kritischen Studium ihrer Vergangenheit, 

der Korrigierung ihrer Fehler und der kollektiven Beurteilung der wichtigsten Fragen. Und nur diese 

Arbeitsmethoden können die Verwandlung der episodenhaften Meinungsverschiedenheiten in Frak-

tionsgruppierungen mit allen ihren oben erwähnten Folgen wirksam verhüten. 

Um Fraktionsgruppierungen vorzubeugen, ist es erforderlich, daß die führenden Parteiorgane für die 

Stimme der breiten Parteimassen Verständnis haben, nicht jede Kritik als Zeichen des Fraktionsgeis-

tes betrachten, und dadurch die wohlgesinnten und disziplinierten Parteigenossen veranlassen, sich 

abseits zu halten oder Fraktionen zu bilden. 

Die Partei darf keinesfalls als eine Behörde oder Instanz, sie darf aber auch n i ch t  a l s  D i skus s i -

onsk l ub  fü r  a l l e r l e i  R i ch t ungen  betrachtet werden. Der 10. Parteitag legte die Prinzipien der 

Arbeiterdemokratie fest, aber derselbe und auch der 11. und 12. Parteitag haben auch verschiedene 

Beschränkungen für die Anwendung der Prinzipien der Arbeiterdemokratie beschlossen: das Verbot 

der Fraktionsbildung (vergleiche die Resolution des 10. Parteitages, „Ueber die Einheit der Partei“ 

und die entsprechende Resolution des 11. Parteitages); die Parteisäuberung; beschränkte Aufnahme 

nichtproletarischer Elemente in die Partei; Festsetzung einer gewissen Mitgliedschaftsdauer für die 

Bekleidung gewisser Kategorien von Parteifunktionen; die Bestätigung der Sekretäre durch die 

nächsthöhere Parteiinstanz (vergleiche Partei-[7]statuten). Obwohl unter der neuen Wirtschaftspolitik 

die Beibehaltung gewisser Einschränkungen auch in der Zukunft für notwendig erscheint, ist es zu-

gleich erforderlich, daß die Zweckmäßigkeit einiger dieser Einschränkungen auf Grund der bereits 

vorhandenen Erfahrungen, besonders in den unteren Organisationen, einer Rev i s ion  unterzogen 
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wird, so zum Beispiel das Recht der Bestätigung der Sekretäre durch die nächsthöhere Instanz. Unter 

keinen Umständen darf es zugelassen werden, daß das Recht der Bestätigung der Sekretäre in Wirk-

lichkeit auf deren Ernennung hinausläuft. 

4. Die nächsten Maßnahmen zur Durchführung der Arbeiterdemokratie. 

Im Interesse des Kampfes gegen  d i e  f a l s che  Anwendung  de r  R i ch t l i n i en  de r  Pa r t e i, 

zum Zwecke der tatsächlichen Durchführung der Arbeiterdemokratie, und damit für die ganze Masse 

der Mitglieder die Möglichkeit der Ausübung eines systematischen Einflusses auf die Richtung der 

gesamten Parteipolitik gesichert werde, müssen in erster Linie folgende Maßnahmen durchgeführt 

werden: 

a) Es ist auf die strenge Durchführung der Wähl ba r ke i t  de r  Funk t ionä r e  mit den oben erwähn-

ten Einschränkungen zu achten; unzulässig ist eine Ernennung dieser Personen gegen den Willen der 

Organisation; besonders aufmerksam muß darauf geachtet werden, daß das Prinzip der Wählbarkeit 

der Zellensekretäre durchgeführt werde. 

b) Alle wesentlichen Fragen der Parteipolitik müssen – insoweit es durch außerordentliche Verhält-

nisse nicht verhindert wird, den Parteizellen und der gesam t en  Pa r t e i m asse  zu r  Be ra t un g  

vo r ge l eg t  werden; das Netz der Diskussionsklubs der Partei ist zu erweitern; es darf nicht vorkom-

men, daß man sich in unrichtiger Weise auf die „Parteidisziplin“ beruft, wenn es sich den Parteimit-

gliedern um das Recht und die Pflicht der Beratung der sie interessierenden Fragen und der Beschluß-

fassung handelt. 

c) Es ist unbedingt dafür zu sorgen, daß neue Funk t i onä r e  be sonde r s  aus  Ar be i t e r s ch i ch -

t en  herangezogen werden. 

d) Mit besonderer Aufmerksamkeit ist darauf zu achten, daß jener Kern von Genossen, der mit der 

Masse der Parteimitglieder in Berührung steht, sich die richtige parteipolitische Linie zu eigen macht. 

e) In der Praxis ist die ob l i ga t o r i s che  Rechenscha f t s l egung  de r  Pa r t e i o r gane  vor der 

Körperschaft, von der sie gewählt wurden, und vor der breiten Masse der Parteimitglieder durchzu-

führen. 

f) Die Er z i ehungsa rbe i t  de r  Pa r t e i  ist unter der gesamten Parteimitgliedschaft, besonders aber 

unter der Jugend und den Frauen zu steigern; zu vermeiden ist dabei jede instanzenmäßige Aufma-

chung. 

g) Zu sorgen ist für den Aus t ausch  de r  E r fah r ungen  de r  Funk t i onä r e  ve r s ch i edene r  

Ar be i t s zwe i g e; sowohl beim ZK wie auch bei den Provinzial-, Gouvernements- und Bezirksko-

mitees müssen unbedingt gemeinsame Konferenzen der verantwortlichen Funktionäre aller Arbeits-

zweige veranstaltet werden. 

h) Die I n f o r m a t i on  de r  Pa r t e im i t g l i ede r  mittels Presse und durch Reisen der Mitglieder des 

Zentralkomitees, der zentralen Kontrollkommission, der Provinzial- und Gouvernementskomitees, 

der Kollegiumsmitglieder, der Volkskommissariate usw. ist weiter auszugestalten. 

i) Die Rubr i ke n  übe r  da s  Pa r t e i l eben  in der periodischen Presse müssen mehr ausgenützt 

werden. 

k) Auf dem nächsten Parteitag ist ein Antrag für die halbjährige Einberufung der Gouve r nemen t s- 

und  Landespa r t e i kon f e r en z en  einzubringen. 

Um die Durchführung aller oben erwähnten Maßnahmen zur Verwirklichung der Arbeiterdemokratie 

zu gewährleisten, muß von den Worten zur Tat geschritten werden, indem die unteren Parteizellen, 

die Bezirks-, Rayons- und Gouvernementsparteikonferenzen aufgefordert werden, bei den ordentli-

chen Wahlen den Parteiapparat von unten herauf sy s t em a t i s ch  z u  e rneue r n  und auf die verant-

wortlichen Posten solche Funktionäre zu stellen, die die innerparteiliche Demokratie in Wirklichkeit 

zu sichern fähig sind. [8] 
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5. Ueber die Kontrollkommissionen. 

a) Es wurde der Partei die wichtigste Aufgabe bereits bei der Verbesserung des Staatsapparates zu-

gewiesen. Diese Arbeit erfordert eine lange Zeit, um wirkliche und merkbare Resultate zu zeigen. 

Die Hauptbedingung dafür, daß die Kon t r o l l kom m i ss i onen  und die Ar be i t e r- und  Baue r n -

i n spe k t i on  an der Ver bes se r ung  und  Säube r ung  des  S t aa t s appa r a t e s  mit Erfolg arbei-

ten können, ist die Mitwirkung der ganzen Partei und ihrer Organisationen und die Mitheranziehung 

der arbeitenden Massen zu dieser Arbeit. Eine viel engere Verbindung der Kontrollkommissionen 

mit den entsprechenden Parteikomitees und ein mehr aktiver Tätigkeitsbericht der Kontrollkommis-

sionen und der Arbeiter- und Bauerninspektion vor der öffentlichen Meinung der Partei und der werk-

tätigen Massen ist notwendig. 

b) Die Erfahrung der letzten Monate bewies, daß außer der zentralen Kontrollkommission auch die 

Kontrollkommissionen der Provinz, die Gouvernements- und Provinzialkontrollkommissionen sich 

mit den Fragen des Staatsapparates beschäftigen müssen, daß also die Frage der E r we i t e r ung  de r  

Funk t i onen  de r  l oka l en  Kon t r o l l komm i s s i onen  auf die Tagesordnung gesetzt werden 

muß. 

c) Die Heranziehung der Werktätigen zum Studium und zur Arbeit an Verbesserung des Staatsappa-

rates kann in der Form von entsprechenden, zur Mitarbeit berufenen Ze l l en  in den Betrieben und 

Staatsbehörden geschehen. Die Bildung dieser Zellen obliegt der Kontrollkommission und der Ar-

beiter- und Bauerninspektion, mit Hinzuziehung der Gewerkschaften. Die Parteizellen müssen in den 

Betrieben in enger Verbindung mit diesen Zellen arbeiten. 

d) Eine besonders wichtige Aufgabe der Kontrollkommissionen ist gegenwärtig der Kam pf  gegen  

d i e  bü r okr a t i s chen  Auswüchse  de s  Pa r t e i appa r a t e s  und  de r  Pa r t e i p r ax i s; sie muß 

alle jene Parteifunktionäre zur Verantwortung ziehen, die die Durchführung des Prinzips der Arbei-

terdemokratie in der Praxis der Parteiorganisationen hindern (Beeinträchtigung der Freiheit der Aus-

sprache in den Organisationen, die in den Parteistatuten nicht vorgesehene Einschränkung der Wähl-

barkeit usw.). 

e) Besondere Bedeutung unter den heutigen Verhältnissen kommt dem Kampfe der Kontrollkommis-

sionen gegen  d i e  sogenann t en  „E xt r avaganze n“ im Staatsapparat und bei einzelnen führen-

den Personen zu. Dem demoralisierenden Einfluß der negativen Seiten der neuen Wirtschaftspolitik 

auf die Mitglieder unserer Partei und besonders auf die einzelnen verantwortlichen Funktionäre muß 

die ganze Partei in der energischsten Weise entgegentreten. 

f) Die Politik der Anwendung schärfster Parteirepressalien (Ausschluß aus der Partei) muß einer Re-

vision unterzogen werden. Gegenübe r  den  Ar be i t e r n  aus  den  Be t r i eben  muß  d i e  g r öß t -

m ög l i chs t e  Nachs i ch t  geüb t  we r de n, und die schärfsten Maßnahmen (Ausschluß aus der 

Partei) sollen hier nur in den wirklich notwendigen Fällen in Anwendung gebracht werden, das heißt, 

wenn die anderen Maßnahmen der parteimäßigen Beeinflussung erschöpft worden sind. 

Notwendig ist endlich, daß die früher aus der Partei ausgeschlossenen Mitglieder, besonders wenn 

sie Industriearbeiter sind, eine wirklich kameradschaftliche Behandlung erfahren, wenn sie um ihre 

Rückaufnahme in die Partei ersuchen und wenn die Hoffnung besteht, daß sie die ihnen durch die 

Partei auferlegten Pflichten in richtiger Weise erfüllen werden. 

6. Parteiorganisation und Wirtschaftsarbeit. 

Ein großer Vorzug ist die Tatsache, daß wir in den Reihen unserer Partei über alle Kategorien von 

Arbeitern (sowohl in den Betrieben, wie unter den verantwortlichen Führern der Wirtschaft) verfü-

gen. Alle diese Funktionäre müssen und können bei einer richtigen Auffassung ihrer Aufgabe ihre 

außerordentlich vielseitige wirtschaftliche Erfahrung im Interesse der wirklich parteimäßigen Füh-

rung des Wirtschaftslebens nutzbar machen. Den Wirtschafts-[9]funktionären muß in ihrem Arbeits-

kreise genügende Unabhängigkeit gewährt werden, und die Partei muß ihnen vollkommene Unter-

stützung zukommen lassen. Die systematische parteimäßige Führung darf keineswegs zu Haarspal-

tereien aus zufälligen und nebensächlichen Anlässen ausarten. 
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Zu diesem Zwecke ist die Annähe rung  de r  kom m uni s t i s chen  Ze l l en  a n  d i e  P r oduk t i on  

erforderlich. 

7. Die Arbeit unter den Massen und die Heranziehung zur praktischen Aufbauarbeit. 

Unter diesem Punkt wird der Ausbau des größeren Einflusses der Gewer kscha f t en  auf die Aufbau-

arbeit, die Heranziehung pa r t e i l o se r  Ar be i t e r  in die Räteorgane, die Organisierung pa r t e i l o se r  

Konf e r enze n, Ar be i t e r ve r e i n igungen  und öffentlicher Versammlungen empfohlen. Die Red. 

* 

Die Stellung der KPR zu den nächsten wirtschaftlichen Aufgaben. 

Das Zentralkomitee der KPR hat eine umfangreiche Resolution über die nächsten wirtschaftlichen 

Aufgaben der Partei angenommen. Die Resolution stellt vor allem fest, daß die grundlegende Auf-

gabe der Partei darin besteht, den Bund zwischen Proletarier und Bauerntum, zwischen der nati-

onalisierten Industrie und der bäuerlichen Landwirtschaft zu verwirklichen. Dem Entwicklungstempo 

der staatlichen Industrie seien objektive Schranken gestellt, die durch den Entwicklungsgrad der bäu-

erlichen Wirtschaft bestimmt werden. Nur ein Sieg der Arbeiterklasse in den industriellen Län-

dern Europas könne die unmittelbare Abhängigkeit der staatlichen Industrie von der Lage der Bau-

ernwirtschaft stark abschwächen. Die Versorgung des Bauerntums mit den Produkten der Staatsin-

dustrie ist eine der wichtigsten wirtschaftlichen Aufgaben. 

Die wirtschaftlichen Schwierigkeiten der jetzigen Zeit, die Absatzkrise usw. zeigen, daß der Tatsache 

der Bedeutung der Bauernwirtschaft nicht genügend Rechnung getragen ist. Diese Krise ist entstan-

den auf Grund der Verschiedenheiten zwischen dem Tempo des Wiederaufbaues der Bauernwirtschaft 

und der staatlichen Industrie. Die Krise wird charakterisiert durch eine starke Differenz zwischen 

den hohen Preisen für Industrieerzeugnisse und niedrigen für landwirtschaftliche Produkte. Die 

Industrie, die auf der Grundlage des städtischen Marktes entstanden ist, hat es nicht verstanden, ihre 

Waren an die bäuerlichen Konsumenten abzusetzen. Die Krise wurde verschärft durch die ungenügende 

Entwicklung des Handels und durch die Höhe der Spesenkosten in Industrie und Handel. 

Trotzdem ist diese Krise mit der Krise der Hunger- und Bürgerkriegsjahre nicht zu vergleichen. Auf 

allen wesentlichen Gebieten der Volkswirtschaft ist ein Aufschwung zu verzeichnen. Sowohl hat sich 

die Produktion der Industrie um ein Bedeutendes vergrößert, als auch die Saatfläche der Landwirt-

schaft. 

Was die Landwirtschaft anbetrifft, so fordert die Resolution des ZK vor allem eine Erhöhung des 

Getreideexportes, wodurch zugleich der allzu niedrige Getreidepreis erhöht werden kann. Ferner 

muß alles getan werden, um die Wirtschaftsform der Landwirtschaft zu heben. Die Resolution fordert 

die Organisierung eines landwirtschaftlichen Kredits, um den Bauern die Möglichkeit zu geben, 

sich Geräte und Maschinen zur Verbesserung ihrer Wirtschaft zu kaufen und ihnen das nötige Be-

triebskapital zur Verfügung zu stellen. Die Interessen der Industrie erfordern eine Entwicklung der 

bäuerlichen Wirtschaft, da der Bauer sowohl Hauptabnehmer als auch Hauptrohstofflieferant der 

staatlichen Industrie ist. 

[10] Die Resolution stellt fest, daß nur die Entwicklung der nationalisierten Industrie die wirkli-

chen Grundlagen der proletarischen Diktatur schafft. Die Industrie hat sich auch im letzten Jahre stark 

entwickelt. Die allgemeine Summe der Produktion stellt 35 Prozent der Vorkriegsproduktion dar. 

Dennoch hat die Krise einige ungesunde Erscheinungen gezeigt, die beseitigt werden müssen. Um 

möglichst hohe Gewinne zu erreichen, wurden die Preise bis auf ein Niveau heraufkalkuliert, das 

nur dem städtischen Markte, aber nicht dem bäuerlichen entspricht. Die sozialistische Akkumula-

tion ist der Grundfaktor für das Schicksal der proletarischen Diktatur unter der Nep. Es ist 

aber falsch, in die Preise der Waren Kosten für eine so schnelle Erneuerung und Erweiterung des 

fixen Kapitals hineinzukalkulieren, die die Bevölkerung gegenwärtig nicht tragen kann. Das Entwick-

lungstempo der Industrie muß koordiniert werden mit der Entwicklung der Aufnahmefähigkeit des 

bäuerlichen Marktes. Die hohen Preise lassen sich in hohem Maße durch die allzu hohen 
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Spesenkosten erklären. Es ist notwendig, alle gegenwärtig bestehenden Syndikate zu sichten und nur 

die unbedingt notwendigen bestehen zu lassen. Die Konzentration der Industrie ist eine Vorausset-

zung für ihre Verbesserung. Als Erbschaft vom alten Regime hat das Proletariat eine Reihe von un-

wirtschaftlichen Betrieben erhalten, die nur ein Ballast für das volkswirtschaftliche Budget darstellen. 

Jedoch darf bei dieser Frage nicht vergessen werden, daß dort, wo eine Schließung der Betriebe einen 

schweren Schlag für die proletarischen Kadres darstellt, die Durchführung der Konzentration einen 

unzulässigen politischen Fehler darstellt. Nachdem auf dem Gebiet der Kohlenproduktion und der 

Naphthagewinnung Erfolge erzielt worden sind, kann die Partei nunmehr ihre Aufmerksamkeit auf 

die metallurgische Industrie konzentrieren. 

Die Partei stellt fest, daß die pünktliche Lohnauszahlung die erste Aufgabe der Wirtschaftsorgane 

ist. Alle Unregelmäßigkeiten in der Frage der Lohnauszahlung müssen aufhören. Der Aufschwung 

der Industrie, der durch eine heroische Kraftanstrengung der Arbeiterklasse hervorgerufen ist, muß 

sich in einer Verbesserung der Lage der Arbeiter widerspiegeln. 

Das Außenhandelsmonopol muß aufrechterhalten werden. Die Einfuhr von unnötigen Waren 

muß verhindert, dafür aber die Einfuhr von Produkten, die für die Entwicklung der Landwirtschaft 

und Industrie notwendig sind, planmäßig organisiert werden. 

Der innere staatliche Handel und die Genossenschaften müssen es verstehen, sich den Weg zum bäu-

erlichen Markt zu bahnen. 

Das Privatkapital spielt in der Industrie keine Rolle, hat aber dafür im Handel durch seine besondere 

Anpassungsfähigkeit an die Aufgaben des Kleinhandels eine relativ bedeutende Rolle inne. Die Preis-

politik ist eine der wichtigsten Bedingungen zur Verstärkung der Position des Proletariats gegenüber 

dem Privatkapital. Es müssen Maßnahmen getroffen werden, um die Genossenschaften zu befähi-

gen, das Privatkapital zu verdrängen. Ebenso müssen die Preise für die wichtigsten Produkte des 

Massenkonsums reguliert werden. Um die private Akkumulation zu regulieren, muß die Steuerpolitik 

ausgebaut werden. 

Der Umlauf an Tschervonzen stellt jetzt vier Fünftel des gesamten Geldumlaufs des Landes dar. Der 

Aufschwung der Industrie im letzten Jahre war nur durch die Einführung des Tschervonzen möglich. 

Die Geldreform muß beendet werden, d. h. der fallende Sowjetrubel durch feste Valuta ersetzt wer-

den. Das staatliche Budget zeigt große Fortschritte. Die Einnahmen fließen. Die Bedeutung der No-

tenpresse verkleinert sich immer mehr. 

Trotzdem bei dem Vorwiegen der bäuerlichen Kleinproduktion eine Planwirtschaft keineswegs Kri-

senerscheinungen ausschließen kann, ist es doch notwendig, die einzelnen Zweige der Volkswirt-

schaft mehr zu koordinieren und das planwirtschaftliche Element in der Tätigkeit der staatli-

chen Wirtschaftsorgane zu verstärken. 

Die Resolution fordert dann praktische Maßnahmen: 

Für die Landwirtschaft: Intensivierung der Landwirtschaft, Entwicklung des Getreideexports, Ent-

wicklung der landwirtschaftlichen Genossenschaften, landwirtschaftlicher Kredit durch eine Bauern-

bank und Kredit-Genossenschaften, einheitliche [11] Geldsteuer für die Landwirtschaft, Steuerer-

mäßigung für die armen Bauern, Unterstützung der Landarbeiter und armen Bauern. 

Für die Industrie: Rationalisierung der Produktion, Verkürzung der Spesenkosten, Verbilligung der 

Rohstoffe, Aufstieg von Arbeitern zu verantwortlichen Stellungen, Verstärkung des Anteils der Ge-

werkschaften an der Leitung der Wirtschaftsorgane, Information der Parteigellen über die Arbeit der 

Wirtschaftsorgane. 

Lohnpolitik: Erhöhung der Arbeitslöhne im Verhältnis zum Aufschwung der Industrie, strengste 

Strafen für unregelmäßige Lohnauszahlung, Verbesserung der Wohnungsverhältnisse. 

Außenhandel: Befestigung des Außenhandelsmonopols, Organisierung von gemischten Gesell-

schaften unter Beteiligung von auswärtigem Kapital. 
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Innerer Handel: Regulierung der Engrospreise, Normierung der Preise für Salz, Naphtha und Zu-

cker, Verkürzung der Spesenkosten im Handel. 

Finanzen: Uebergang zur festen Valuta, Einstellung der Emission, Ermäßigung der indirekten Ver-

brauchssteuern. 

Planwirtschaft: Verstärkung der Rolle der staatlichen Planwirtschaftskommission, Koordinierung 

der Arbeit der einzelnen Wirtschaftsorgane und Kommissariate. 

Die Einwände der Opposition. 

Vier Genossen von der Opposition der Partei, und zwar die Genossen Preobraschenski, Smirnow, Pja-

takow und Ossinski haben eigene Thesen zur Wirtschaftsfrage ausgearbeitet, die sich wesentlich von 

denen des ZK unterscheiden. Diese Thesen fordern eine Warenintervention, d. h. eine Einfuhr von 

Produkten des bäuerlichen Konsums oder fehlenden und besonders teueren Produkten, um dadurch 

gleichzeitig die hohen Preise der russischen staatlichen Industrie zu senken. Genosse Larin wendet 

sich in der „Prawda“ gegen diesen Vorschlag, den er als Ausfluß einer sozialrevolutionären Groß-

bauernideologie ansieht und weist darauf hin, daß ein solches „Interventionsprogramm“ bedeuten 

würde, daß das Bauerntum sich ausschließlich auf den äußeren Markt hin orientiert, daß Rußland sich 

in ein agrarisches Anhängsel des europäischen Kapitalismus verwandelt, daß die russische Industrie 

stagniert und zurückgeht, daß die Arbeitslosigkeit wächst, und daß die sozialpolitische Grundlage der 

proletarischen Diktatur geschwächt würde. Die Resolution des ZK dagegen orientiere die Bauern in 

der Linie der Entwicklung des inneren Marktes, interessiere sie deshalb an der Erhöhung des Arbeits-

lohnes und verbinde ihre Interessen somit mit den Interessen des Proletariats. Die Vorschläge der Op-

ponenten nützten nur den reichen Bauern, die durch Einfuhr von billigen ausländischen Waren ihre 

wirtschaftliche Position im Dorfe und im ganzen Lande noch beträchtlich verstärken würden. 

* 

Aus Sinowjews Referat. 

Auf der Parteikonferenz der Petersburger Gouvernementsorganisation am 1. Dezember 1923. 

I nwi ewe i t  m ach t  s i ch  de r  Nep  a n  unse re r  Pa r t e i  bem er kba r? 

Die Partei hat von unten bis oben, bis zum letzten Menschen im Zusammenhang mit den her-

aufziehenden Ereignissen in Deutschland so reagiert, wie die revolutionäre Partei des Proleta-

riats reagieren muß, nicht aber wie eine Partei des Nep. Diese Prüfung ist sehr wichtig. 

Wäre in der Partei starke Fäulnis vorhanden, wäre eine Ausartung der Grundzelle des Parteiorganis-

mus gegeben, so hätte unsere Partei, als die Ereignisse in Deutschland reiften, anders reagiert, sie 

hätte den Kopf in den Sand gesteckt. [12] 

Unsere schwachen Seiten. 

Das bedeutet durchaus nicht, daß wir keinerlei Schwächen innerhalb der Partei besitzen. Solcher 

Schwächen haben wir viele. Im Zusammenhang mit dem Nep beobachten wir meiner Meinung nach 

im allgemeinen zwe i  Ve r k r ümm unge n, zwei falsche Anschauungen über das Wesen der Partei 

selbst. 

Einerseits schauen diejenigen, die bis über den Kopf in der administrativ-wirtschaftlichen Arbeit sit-

zen, auf die Partei, wie auf eine Hilfsinstitution zur erfolgreicheren Erledigung der administrativen 

oder wirtschaftlichen Arbeit. Die anderen verfallen ins andere Extrem und schauen auf die Partei wie 

auf eine Art freien Diskussionsklub, wie auf ein „Parlament der Meinungen“. 

Wie sieht der qualitative Bestand unserer Partei gegenwärtig aus? Wir haben eine Statistik zum 1. 

September 1923. 

Die Ziffern derselben sind etwas überraschend. Wir haben alle angenommen, daß wir ungefähr eine 

halbe Million oder sogar 600.000 Parteimitglieder haben. Es stellt sich aber heraus, daß wir zum 1. 

September im  ganzen  Bunde  351.000  Kom m uni s t en  (mit den Kommunisten in der Roten 
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Armee) und  92.000  Kand i da t en  de r  Pa r t e i  habe n. Hierzu muß man noch die KI zählen usw. 

Ich nehme aber den Bestand der Partei im engen Sinne dieses Wortes. Pa r t e i m i t g l i ede r  am 

Sch r aubs tock  haben  wi r  54.000  (ohne Kandidaten); das  i s t  wen i g. 

Es versteht sich von selbst, daß es vollkommen unvermeidlich ist, daß wir bei der Leitung des Staates 

aus den Fabriken und Betrieben die besten, die reifsten kommunistischen Kräfte heraussaugen muß-

ten und herausgesaugt haben. Anders hätten wir die Rote Armee, die wirtschaftlichen, administrati-

ven und Räteorgane nicht bilden können. Es ist vollkommen begreiflich, daß die Partei, die den Staat 

regiert, e i nen  e r heb l i chen  Te i l  i h r e s  Bes t andes  eben  i n  d i e sen  I n s t i t u t i onen  kon -

zen t r i e r en  m uß t e. Trotzdem scheint es mir, Genossen, daß wir bei der entsprechenden Einstellung 

zu den Dingen begründete Aussicht haben, d i e  Zah l  de r  Pa r t e i m i tg l i ede r  vom  Sch r aub -

s t ock  z u  ve r g r öße r n, und eine der wichtigsten Aufgaben besteht, meiner Meinung nach, gerade 

darin. 

Wir stellen gegenwärtig die Frage der Belebung der Parteiarbeit, der Be l ebung  de r  i nne r pa r -

t e i l i chen  Dem okr a t i e. 

Wir stellten diese Fragen im Jahre 1921, wir haben eine nicht schlechte Resolution in der Frage der 

innerparteilichen Demokratie verfaßt. Im wesentlichen aus objektiven Ursachen wurden diese Be-

schlüsse nicht durchgeführt. 

Denken Sie zurück an jene Zeiten. Wofür haben sich die Petersburger Arbeiter seinerzeit interessiert. 

Die Lage war außerordentlich schwierig. Es war da s  S t ückchen  Br o t, das damals die Arbeiter 

am meisten und vor allem interessierte. Ihr werdet Euch sehr wohl der damaligen Stimmung in einer 

ganzen Reihe anderer proletarischen Zentren erinnern. 

Bei dem Uebergang zum Nep haben wir gleichzeitig neue Aufgaben formuliert. Durchführen konnten 

wir sie aber zu jener Zeit nicht, als die Arbeiterklasse sich zersetzte, deklassiert wurde und als das 

Tagesgespräch, das wie ein Bleigewicht auf jedem Arbeiter lastete, die Frage der Ration, der Kartof-

feln war. Wir stellen diese Fragen jetzt unter weit günstigeren Umständen. Die grundlegende Verän-

derung besteht darin, daß  de r  P r ozeß  de r  Dek l a s s i e r ung  de s  P ro l e t a r i a t s  z u  Ende  i s t. 

Dieselben Arbeiter, die all diese Jahre auseinanderstrebten, ziehen jetzt nach unseren Fabriken und 

Betrieben und bringen mit sich die gesammelte und durch Jahre vermehrte politische Erfahrung. Sie 

haben mit uns zusammen die e r s t en  E r f o l ge  a n  de r  w i r t s cha f t l i chen  F r on t  erlebt. Diese 

Erfolge, Genossen, sind noch sehr klein – machen wir uns nichts vor – aber sie sind uns teuer, gerade 

deshalb, weil sie die „Allerersten“ sind. 

[13] Diese Stimmung, daß wir die ersten wirtschaftlichen Erfolge haben, erfaßt die breiten Kreise der 

gewissenhaften parteilosen Arbeiter. Es dringt eine gesunde Produktionsatmosphäre durch, die wir 

früher nicht hatten, ohne die alle Reden über den Aufbau der Partei auf Sand gebaut waren. Schlecht 

oder gut – der Arbeitslohn ist gestiegen, die Produktivität der Arbeit hat sich gehoben, ebenso die 

Produktionsdisziplin. Wir haben uns einer Lage genähert, die wenigstens annähernd an eine normale 

anklingt. In dieser Lage besteht auch das neue, was uns vom Jahre 1921 unterscheidet und uns au-

genblicklich die Garantie dessen gibt, daß die jetzigen Beschlüsse in weit vollerem Maße in die Tat 

umgesetzt werden, als das mit den Beschlüssen von 1921 geschah. 

Dann hat sich unsere Partei auch gesäubert, ist besser geworden, p r o l e t a r i s che r  ihrer Zusammen-

setzung, ihrem Niveau nach. Das läßt uns gleichfalls hoffen, daß es jetzt gelingen wird, die alten 

Aufgaben leichter zu lösen. Ich habe gesagt, daß die Beschlüsse von 1921 im wesentlichen Grade aus 

objektiven Gründen nicht in die Tat umgesetzt wurden. Es waren aber auch sub j ek t i ve  Gr ünd e, 

die von uns abhängen, von unserer Organisation. Diese subjektiven Gründe zerfallen in zwe i  Gr up -

pe n: Die eine – das ist die m echan i s che  Ar t  unse r e r  Or gan i s a t i o n. Es fiel uns sehr schwer, 

in Gang zu kommen, auf das neue Geleis zu gelangen: Vom Kriegskommunismus zur neuen Epoche. 

Die andere Gruppe der Ursachen findet ihre Erklärung in unserer ungenügenden  ku l t u re l l en  

B i l dun g. 
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Bolschewismus und Arbeiterdemokratie. 

Ich habe bereits auf der Versammlung der Funktionäre gesagt, daß der Bolschewismus in der Frage 

der Arbeiterdemokratie nicht immer jene Stellung eingenommen hat, die wir gegenwärtig einnehmen. 

Es gab eine Zeit, als der Bolschewismus in Anbetracht der objektiven Lage unseres Landes sich 

gegen eine breite Wählbarkeit innerhalb der Partei ausgesprochen hat. Eine solche Zeit war bis 

zur Revolution 1905. 

Wir mußten eine s t r engs t ens  konsp i r a t i ve  und  zen t r a l i s i e r t e  Pa r t e i o rgan i s a t i on  ha-

ben, wie Genosse Lenin nachwies. 

Wenn wir die Frage stellen über die innerparteiliche Demokratie, müssen wir sie konk r e t  s t e l l en  

i n  Anpas sung  a n  d i e  gegebene  h i s t o r i sche  Epoch e. Wir reden nicht von der Demokratie 

überhaupt, sondern von der Demokratie in der von uns durchlebten Epoche der Diktatur des Proleta-

riats. 

Die Mängel unserer Organisation. 

Hatten wir oder haben wir nun unerfreuliche Seiten der Organisation? Zweifelsohne! Wir haben sie. 

Es werden eine viel zu große Anzahl von Zirkularen herausgelassen, die die lebendige Kraft ersetzen. 

– Selbst in einer so prachtvollen und von uns allen geliebten Organisation wie der Russische Kom-

munistische Jugendverband. Es werden von oben her, von der Gouvernementsleitung beinahe alle 

Organisatoren ernannt – wir kennen solche Gouvernements. Es gab bei uns eine Regel, die Organi-

satoren zu ernennen. Jetzt muß und kann diese Regel geändert werden. Wir müssen den Zellen zu-

weilen die Möglichkeit geben, sogar zu irren, wenn sie als Organisator einen Menschen wählen, der 

sich untauglich erweist und dann durch einen anderen ersetzt werden muß. 

Das eine oder andere bedarf auch in unserer Petrograder Organisation der Verbesserung. So z. B. ist 

die Mitgliederzahl vom Schraubstock bei uns unverhältnismäßig gering. – Insgesamt ungefähr 8000 

mit den Kandidaten. Die Zahl der Arbeiter vom Schraubstock und der Rotgardisten aus Reih und 

Glied ist im Petersburger Arbeiter- und Rotgardistendeputiertenrat nicht groß genug (etwa 900 Ar-

beiter, von denen lediglich 167 der Werkstatt entstammen). 

[14] Wir haben 30.000 neue Metallarbeiter in Petersburg. Ist das in genügendem Maße in der Partei-

organisation zum Ausdruck gekommen? Nein! Das aber ist das größte Ereignis – 30.000 neue Me-

tallarbeiter, unter denen ein erheblicher Kern alter „erblicher“ Proletarier ist – müssen sich in unserer 

Organisation durch einen Zufluß frischen Blutes bemerkbar machen. 

Die Beschränkungen der Arbeiterdemokratie. 

Es muß auf jene Beschränkungen eingegangen werden, die wir der Arbeiterdemokratie bewußt auf-

zuerlegen haben. Eine Reihe von Beschränkungen drängen sich von selbst auf und eine andere Reihe 

haben wir vorgenommen. Wir haben Säube r ung  de r  Pa r t e i  vorgenommen. 

Und bei der Ernennung der Sekretäre der Gouvernementsparteileitungen, der Bezirksleitungen der 

Vorsitzenden, der Gouvernementsgewerkschaftsräte legen wir auch die längere Parteimitgliedschaft 

zugrunde. 

Die dritte Beschränkung – das ist die Bestätigung der Sekretäre durch die übergeordnete Organisa-

tion. 

Die vierte Beschränkung – das ist die in der Roten Armee. Eine Zeitlang waren mehr als hunderttau-

send Parteimitglieder in der Roten Armee. Wir brauchen in der Roten Armee den Geist der kamerad-

schaftlichen Disziplin, aber die reine Demokratie können wir dort nicht durchführen, ebensowenig 

die Wählbarkeit. 

Arbeiterdemokratie und Fraktionsgruppierungen. 

Es gibt noch eine Beschränkung der reinen Arbeiterdemokratie, die darin besteht, daß wir Gruppierun-

gen und Fraktionen innerhalb der Partei verbieten. Häufig sagt man: Wir fordern Diskussionsfreiheit, 
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in Wirklichkeit aber will man sagen, wir fordern Fraktionsfreiheit. Man schreibt – Diskussionsfreiheit 

und versteht darunter Fraktionsfreiheit, Freiheit zu Gruppierungen. 

können wir eine Freiheit der Fraktionen und der Gruppen zulassen? Nein. Ich habe in meinen Thesen 

gesagt: die Freiheit der Fraktionen innerhalb jener Partei, die den Staat lenkt – das bedeutet die Frei-

heit zur Bildung des Keimes von Nebenregierungen. 

Selbstverständlich bedeutet das durchaus nicht, daß wir jede Kritik als „fraktionsmäßig“ bezeichnen 

müssen. Nicht im geringsten. Dann würden wir gerade selbst die Genossen auf das Fraktionswesen 

mit der Nase stoßen. Die Kritik ist notwendig, unvermeidlich und nützlich. Jene, die über die „Partei-

disziplin“ heulen schon bei jedem Worte einer Kritik, die sich als Maulkorbdresseure aufspielen, 

müssen ausgelacht und abgesetzt werden. Fraktionen aber sind nicht zulässig. 

Ueber das kulturelle Niveau der Partei und die parteilosen Arbeiter. 

Genossen, hier muß man nüchtern reden. Genosse Sarkis hat Euch überzeugende Ziffern des Rayons 

Moskau-Narva angeführt. Ich aber bringe andere Ziffern, z. B. sind in den Lehranstalten von Moskau 

32.004 Menschen, unter ihnen 13 Prozent Mitglieder der KPR, 15,7 Prozent des KJVR, insgesamt 

also 28,7 Prozent, Parteilose aber – 71,3 Prozent. In Petersburg registrieren die höheren Lehranstalten 

25 Prozent Parteimitglieder und 74 Prozent Parteilose. 

Wie kann das kulturelle Niveau gehoben werden? Nur durch das Lesen von Büchern? Nein! Die uns 

nötige Kultur können wir nur erwerben durch eigentätige und aktive Anteilnahme der Parteimit-

glieder am öffentlichen Leben – des Staates, der Gewerkschaften und der Partei, d. h. über die in-

nerparteiliche Demokratie. 

Um das kulturelle Niveau der Parteimitglieder so zu heben, wie wir es brauchen, brauchen sie auch 

Bücher und Kurse und Räteparteischulen und Arbeiteruniversitäten sowohl, wie Zeitungen und Un-

terstützungen usw. Aber das ist erst [15] die Hälfte der Sache, die zweiten 50 Prozent sind Aufgaben, 

die in der lebhafteren Anteilnahme an den Gewerkschaften, an den Räten, d. h. am Staate und an der 

Partei liegen. 

Warum sind wir zurückgeblieben? Aus sehr einfachen Gründen. Die Partei hat aus den Parteizellen 

der Betriebe 10.000 der dort vorhandenen besten Kräfte herausgezogen. Ich habe die nicht umfangrei-

che Statistik über die Wahlen zum Petersburger Sowjet gesehen, wo auf etwas über 800 Menschen 

711 Arbeiter kommen, die bis zum Jahre 1914 Arbeiter waren und sich jetzt in der organisato-

risch-administrativen Arbeit betätigen. Was sind das für Leute? Das sind dieselben, die in den 

Zellen waren und jetzt im Staatsapparate stehen, weil das die Diktatur des Proletariats erforderte. 

Ein anderer Umstand: der Mangel an Zeit. Hier wird richtig darauf hingewiesen, daß der parteilose 

Arbeiter häufig mehr Zeit hat als unser Parteigenosse, der häufig über seine Kräfte hinaus belastet 

ist und dessen materielle Lage manchmal schlechter ist: mehr Abzüge, mehr materielle Opfer für die 

Partei, für die Gewerkschaften usw. Er kann sich häufig nicht das erlauben, was sich der Parteilose 

erlaubt und hat auch weniger Zeit. 

Und wir ziehen daraus zwei Schlüsse. 

Der eine – jene parteilosen Arbeiter, die alle möglichen Kurse mitgemacht haben und jetzt im 

siebenten Jahre der Revolution politisch sich uns genähert haben, müssen in die Partei aufge-

nommen werden ... 

Das ist ein Ausweg. Der andere aber besteht in folgendem: Mit allen Kräften der Parteiorganisation 

zu helfen, das Verlorene nachzuholen, auf daß der Parteigenosse aus Reih und Glied sich auf ein 

hohes Niveau im Sinne seiner Kenntnisse erhebe. 

Ueber die Wirtschaftler. 

Welches ist nun unsere wirkliche Stellung zu den Wirtschaftlern? Ich weiß, wie alle wissen, daß bei 

uns in der Partei sich der Einzelne nicht die Arbeit aussucht, sondern die Partei ihm die Arbeit zu-

weist. Es ist deshalb lächerlich, an den Wirtschaftlern herumzunörgeln. Sie hat die Partei dahin 
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gestellt, und nicht sie selbst haben sich dahin begeben. Welcher sich selbst achtende Kommunist 

würde sich auf wirtschaftliche Arbeit begeben, wenn er nicht überzeugt wäre, daß die Partei hinter 

ihm steht, daß die Partei ihn nicht für einen Kommunisten zweiter Sorte hält. In der wirtschaftlichen 

Arbeit steht ein guter Teil alter Revolutionäre, hervorragender Funktionäre, die der Partei in einer 

ganzen Reihe von Jahren ihre Ergebenheit bewiesen haben. 

Es ist unzulässig, die Wirtschaftler als Parteimitglieder zweiter Sorte zu betrachten. Das ist eine ent-

scheidende Gruppe, von ihrem Erfolg hängt alles ab, nach ihrer Haltung urteilen unsere parteilosen 

Genossen. 

Indes, Genossen, gibt es ein anderes Extrem. Unter einem kleinen Teil der Wirtschaftler stößt man 

zuweilen auf folgende Stimmung: „Warum kontrolliert mich die Partei so überaus? Da kommt die 

Gouvernementsleitung und ihre Org-Abteilung und die Rayonsleitung und ihre Org-Abteilung und 

die Ortsgruppe – das hält der stärkste Mann nicht aus!“ 

Wir brauchen die Sünde nicht verheimlichen: Bei uns wird den Wirtschaftlern manchmal in Kleinig-

keiten zugesetzt. Das ist unzulässig. Die Führung der Partei aber ist unerläßlich. 

Was wir den Wirtschaftlern sagen und was jeder ehrliche Wirtschaftler selbst versteht – das ist das, 

daß der Wirtschaftler unter den Verhältnissen der Nep selbst einer großen Gefahr der Zersetzung 

unterworfen ist. 

Jeder Beruf hat seine beruflichen Gefahren. Die Partei muß das offen und bestimmt aussprechen und 

kein sich achtender Wirtschaftler kann das in Abrede stellen – das ist eine unwiderlegliche Tatsache. 

Dagegen gibt es nur ein [16] Mittel: die Parteikontrolle, den kameradschaftlichen Zusammenschluß 

und die Disziplin. Und das braucht man nicht zu fürchten. 

Als Genosse Lenin sagte, „lernt zu handeln“, so haben das einige unserer Genossen von den Prakti-

kern so verstanden, daß die Nep etwas schmieriges, etwas ist, das nach dem Teufel riecht. Eine un-

vermeidliche Zone, durch die man hindurch muß. Unter der „Nep“ – glauben sie – daß man kein 

richtiger Kommunist sein kann; daß man die Aufgaben der Revolution oberflächlicher anfassen muß 

usw. Wenn aber diese Zone überwunden ist und eine neue kommt, so werden wir gewissermaßen 

wieder reine Hemden anziehen und echte Kommunisten werden. Eine solche Einstellung ist nicht 

richtig und entspricht nicht dem, wovon der Genosse Lenin gesprochen hat. Genosse Lenin wollte 

mit seiner Parole sagen: Laßt Euch nicht betrügen, Ihr müßt die Sache mit der Bourgeoisie so anfas-

sen, daß der Vorteil dem Arbeiterstaat zuteil wird. Die Nep – das ist ein ganzes Kapitel in der Ge-

schichte der Arbeiterrevolution, das ist keine Zone, die wir mit geschlossenen Augen durcheilen kön-

nen, um erst dann Kommunisten zu werden. Nein, strengt Euch an, Kommunisten gerade währ end  

der Nep zu sein. 

Wir müssen sagen, daß in der Partei keine Absonderung und Teilung in Wirtschaftler, Gewerk-

schaftler, reine Parteiarbeiter usw. herrschen kann. Diese Teilung bringt uns um, wenn wir sie 

nicht vereinfachen. 

Wir müssen eine Partei sein, wo die einzelnen Abteilungen ihre Arbeit auf der Grundlage einer be-

stimmten Arbeitsteilung ausführen. Jedoch darf man diese Arbeitsteilung nicht zu sehr mechanisie-

ren, damit die Leute sich nicht in Automaten verwandeln. 

Die Alterszusammensetzung der Partei. 

Jetzt über die Alterszusammensetzung unserer Partei. Das ist auch eines der wichtigen und interes-

santen Probleme. Wie liegen die Dinge? Die Partei hat eine Geschichte hinter sich von mindestens 

25 Jahren, und selbst wenn wir vom 2. Parteikongreß ab rechnen, d. h. von der entscheidenden Spal-

tung der Partei in Menschewiki und Bolschewiki, von 20 Jahren. Dabei aber hat die Partei eine per-

sönliche Zusammensetzung, die zu 90 Prozent nicht 25 Jahre hinter sich hat, sondern zwei bis 

drei Jahre, d. h. eine Parteimitgliedschaft seit dem Jahre 1920. Das ist unsere Grundmasse. Die 

Grundmasse der Partei strömte in sie in breitem Strome erst hinein, als wir den Zarismus und Kerenski 

gestürzt hatten und es kam so, daß die Partei, die hinter sich eine zwanzigjährige Geschichte hat, 
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einen überaus jungen persönlichen Stab besitzt. Sie hat eine Gruppe, die auf sich die Arbeit der 

letzten zwanzig Jahre genommen hat, die eine zwanzig- bis fünfundzwanzigjährige Tradition ver-

körpern, weiter – eine andere Gruppe, die eine fünf- oder sechsjährige Tradition des Bürger-

krieges verkörpert und schließlich hat sie eine Grundmasse, die noch jüngere Traditionen ver-

körpert. 

Unsere fundamentale Gruppe, die eine zwanzig- bis fünfundzwanzigjährige Entwicklung der Partei 

vertritt und den Zem en t  de r  Pa r t e i  bildet, besitzt ungeheure Verdienste, aber sie ist klein, sie 

stirbt aus und bleibt teilweise hinter dem Leben zurück, befindet sich nicht auf der Höhe jener Aufga-

ben, die vor uns stehen. Von der anderen Seite steigt eine neue  Sch i ch t  empor, die rascher an die 

breiteren Fragen und an die verantwortlichere Arbeit heran will und die darauf manchmal ein volles 

Anrecht besitzt, manchmal aber dazu durchaus nicht vorbereitet ist. Eines der intimsten Probleme der 

Partei besteht darin, den notwendigen Mittelweg zu finden für die notwendige Verschmelzung dieser 

Grundschicht, die eine fünfundzwanzigjährige Geschichte verkörpert und der neuen Schicht, die die 

Partei herausgearbeitet hat während des Bürgerkrieges. Es muß unbedingt ein richtiges Verhältnis ge-

funden werden, daß diese ganze [17] fünfundzwanzigjährige Erfahrung für die Partei nicht ver-

loren geht, daß dieses angesammelte riesige politische Kapital für die Partei nicht umsonst verpufft 

und von der anderen Seite, daß diese Gruppe der Alten gleichzeitig niemandem im Wege steht 

von den jungen Mitgliedern, die eine aktivere Anteilnahme an der Partei erstreben, sondern es versteht, 

ihr ihre politische Erfahrung zu übermitteln und sie unter ihrer Anleitung zu führen. 

Die allgemeine Lage und die Aufgaben der Partei. 

Ziehen wir nun den Bilanzstrich. In der Arbeiterklasse liegen unsere Sachen nicht so schlecht, son-

dern besser, wie früher. Das Vertrauen der Arbeiter Partei wächst. 

Unsere Stellung unter der Bauernschaft ist gleichfalls nicht so schlecht, jedenfalls besser als sie früher 

war. 

Was die anderen Schichten der Bevölkerung anlangt, so haben wir hier e t was  Neue s. Wir haben 

einen Massenzus t r om  a n  Sympa t h i e n, für die Idee der Rätemacht, un t e r  de r  I n t e l l igen z, 

sowohl der niedrigeren als der höheren, und f a s t  un t e r  de r  ge samt en  s t ud i e r enden  J ugen d, 

die nicht nur aus unseren Reihen, sondern auch aus den Reihen anderer Klassen hervorgegangen ist. 

Ich bin der Anschauung, daß wir nicht zulassen dürfen, daß die Diskussion, die eingesetzt hat, jene 

Formen annimmt, wie vor dem 10. Kongreß, als Genosse Lenin schreiben mußte, daß die Partei fie-

bert, daß das Fieber gesenkt werden muß. Jetzt können wir uns diesen „Luxus“ nicht gestatten. Ers-

tens ist das nicht nötig, wir werden reife Beschlüsse fassen in der Frage der Belebung der Parteiar-

beit und der innerparteilichen Demokratie – und zwar einstimmig. Wir werden mutig die Arbei-

terdemokratie in die Tat umsetzen. Zweitens können wir uns diesen Luxus nicht gestatten deshalb, 

weil die internationale Lage in hohem Grade gespannt und verantwortungsvoll bleibt. 

Dann haben wir noch die Gründe innerparteilichen Charakters. Wir haben damals vor dem 10. Kon-

greß die Sache ernstlich auf die Spitze getrieben. Damals aber hatten wir eine Person, deren Meinung 

für die Gesamtpartei absolut entscheidend war. Das war Genosse Len i n. Augenblicklich ist Ge-

nosse Lenin noch so krank, daß er an unseren Streitfragen nicht teilnehmen kann. Das belastet 

uns alle mit einer noch ernsteren Verantwortung. 

* 

Aus Stalins Referat  
am 12. Dezember 1923. 

Die Diskussion – ein Zeichen der Kraft der Partei. 

Worüber spricht diese Diskussion und was bedeutet sie? Ist das nicht ein Sturm, der in das ruhige 

Leben der Partei eingebrochen ist, ist diese Diskussion nicht ein Anzeichen, wie die einen sagen, für 

die Zersetzung der Partei, ihres Zerfalls oder, wie die anderen sagen – das Anzeichen einer Ausartung 

der Partei? Ich glaube, Genossen, daß weder das eine noch das andere zutrifft: Weder eine Ausartung 
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noch eine Zersetzung. Es handelt sich darum, daß die Partei in der letzten Zeit gewachsen ist, daß sie 

sich erheblich von überflüssigem Ballast befreit hat, daß sie proletarischer geworden ist. Ihr wißt, daß 

wir vor zwei Jahren nicht weniger als 700.000 Parteimitglieder hatten, Ihr wißt, daß aus der Partei 

mehrere Hundert früherer Parteimitglieder ausgetreten sind oder ausgestoßen wurden. Weiter hat sich 

die Partei in ihrer Zusammensetzung gebessert und sich qualitativ in dieser Zeit gehoben im Zu-

[18]sammenhang mit der Besserung der materiellen Lage der Arbeiterklasse, im Zusammenhang mit 

der Hebung der Industrie, in Hinsicht auf die Rückkehr alter qualifizierter Arbeiter vom Lande, in 

Hinsicht der neuen Welle eines kulturellen Aufschwungs unter den Industriearbeitern. Mit einem 

Worte: in Hinsicht aller dieser Bedingungen ist die Partei gewachsen, hat sich qualitativ gehoben. 

Ihre Bedürfnisse sind größer geworden. Sie stellt mehr Anforderungen, sie will mehr wissen, als 

sie bisher wußte und sie will mehr entscheiden als sie bisher entschieden hat. 

Die eingerissene Diskussion stellt kein Anzeichen der Schwäche der Partei dar, noch viel weniger der 

Zersetzung oder der Ausartung, sondern ein Anzeichen von Kraft, ein Anzeichen von Stärke, ein 

Anzeichen der Verbesserung der qualitativen Zusammensetzung der Partei, ein Anzeichen der He-

bung ihrer Aktivität. 

Die Mängel des innerparteilichen Lebens. 

Ich glaube, daß der wesentliche Mangel unseres innerparteilichen Lebens gerade darin besteht, daß 

unbeschadet der r i ch t igen  L i n i e  de r  Pa r t e i, die ihren Ausdruck in den Beschlüssen unserer 

Kongresse fand, d i e  P rax i s  i n  de r  P r ov i nz  (nicht überall natürlich, aber in einigen Bezirken) 

f a l s ch  wa r. Bei einer richtigen proletarisch-demokratischen Linie unserer Partei hat die Praxis in 

der Provinz Tatsachen und Erfahrungen im Sinne einer bürokratischen Entstellung dieser Linie ge-

schaffen. 

Die Linie der Partei sagt, daß die wichtigsten Fragen unserer Parteipraxis, natürlich mit Ausnahme 

jener, die sich nicht aufschieben lassen, oder die ein militärisches, diplomatisches Geheimnis darstel-

len, unbedingt auf den Parteiversammlungen zur Debatte gestellt werden müssen. Das fordert 

die Linie der Partei. Die Praxis der Partei in der Provinz aber, wenn auch natürlich nicht überall, war 

dafür, daß eigentlich kein besonderes Erfordernis besteht, eine Reihe von Fragen der innerparteilichen 

Praxis auf den Parteiversammlungen zu behandeln, da die Zentrale und die anderen führenden Orga-

nisationen diese Fragen selbst entscheiden. 

Die Linie der Partei legt fest, daß die beamteten Personen unserer Partei unbed i ng t  gewäh l t  wer-

den müssen, soweit keine unüberwindlichen Hindernisse in der Art der Parteimitgliedschaft usw. 

vorhanden sind. Ihr wißt, daß nach dem Statut der Partei für einen Sekretär der Gouvernements-Par-

teileitung eine Mi t g l i edscha f t  vo r  dem  Ok t obe r  bedingt ist, für einen Sekretär der Bezirks-

leitung – eine d r e i j äh r i ge  Mitgliedschaft, für einen Sekretär der Zelle eine einjährige. Die Partei-

praxis aber hat nicht selten dafür gehalten, daß wenn schon eine längere Parteimitgliedschaft notwen-

dig ist, dann also keine wirklichen Wahlen stattfinden brauchen. 

Die Linie der Partei legt fest, daß die Masse der Partei übe r  d i e  Ar be i t en  de r  w i r t s cha f t l i -

chen  Or gan e, der Unternehmungen und der Trusts auf dem Laufenden gehalten werden muß, denn 

unsere Parteizellen tragen natürlicherweise die moralische Verantwortung vor den parteilosen Mas-

sen für Unzulänglichkeiten in den Betrieben. Nichtsdestoweniger hat die Parteipraxis geglaubt, daß 

wenn doch eine Zentrale vorhanden ist, die den wirtschaftlichen Organen Anweisungen erteilt, und 

wenn weiter die wirtschaftlichen Organe durch diese Anweisungen gebunden sind, so werden die 

erteilten Weisungen, auch ohne Kontrolle seitens der Parteimassen von unten, durchgeführt werden. 

Die Linie der Partei legt fest, daß die verantwortlichen Funktionäre der verschiedenen Gruppen 

der Arbeit, seien sie Parteiarbeiter, Wirtschaftler, Gewerkschaftler, Militärs, bei all jener Speziali-

sierung, die sie bei ihrer eigenen Arbeit erhalten, trotzdem un t e r e i nande r  ve r bunden  s i n d, die 

unzerreißbaren Teile eines Ganzen darstellen, denn sie alle arbeiten für die e i ne  [19] Sache des 

Proletariats, die nicht in Teile zerrissen werden kann. Die Praxis der Partei ist dafür, daß wann schon 

eine Spezialisierung der Arbeit gegeben ist, eine Arbeitsteilung, der eigentliche Parteiarbeiter keine 
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Verantwortung für die Wirtschaftler, die Wirtschaftler nicht für die Parteiarbeiter haben und daß 

überhaupt eine Entfremdung und sogar ein Verlust der Fühlung unter ihnen unvermeidlich sei. 

Das sind im allgemeinen die Widersprüche zwischen der Linie der Partei und der Praxis der 

Partei. 

Die Ursachen der Unzulänglichkeiten. 

Die e r s t e  Ur sache  besteht darin, daß unsere Parteiorganisationen einige Uebe rb l e i b se l  de r  

Kr i egsze i t, einer vergangenen Periode, aber einer Periode, die in den Köpfen unserer Funktionäre 

die Uebe r re s t e e i ne s  Mi l i t a r i sm us  in der Partei gelassen hat, nicht überwunden oder wenigs-

tens immer noch nicht überwunden haben. Meiner Meinung nach ist als ein Ausdruck dieser Ueber-

bleibsel jenes Verhältnis zur Partei zu betrachten, kraft dessen die Partei keinen selbständigen Orga-

nismus, keine selbsttätige Kampforganisation des Proletariats darstelle, sondern eine Art System von 

Institutionen, eine Art Komplex einer ganzen Reihe von Institutionen, in denen es niedrigere und 

höhere Angestellte gibt. Das, Genossen, ist eine überaus falsche Anschauung. 

Die zwe i t e  Ur sache  besteht in dem Vorhandensein eines gewissen Druckes unseres Staatsap-

parates, der seinem Wesen nach bürokratisch ist, auf die Partei und die Parteifunktionäre. 

1917, als es aufwärts ging, dem Oktober entgegen, haben wir uns die Dinge so vorgestellt, daß wir 

eine Kommune haben werden, daß das eine Vereinigung der Werktätigen sein wird, daß wir mit dem 

Bürokratismus in der Verwaltung aufräumen werden und daß der Staat, wenn nicht in der allernächs-

ten Zeit, so aber doch in zwei, drei nicht allzu langen Uebergängen in eine Vereinigung der Werktä-

tigen verwandelt werden kann. Die Praxis dagegen hat gezeigt, daß das ein Ideal ist, von dem wir 

noch weit entfernt sind, daß dazu, um den Staat von den Elementen des Bürokratismus zu befreien, 

dazu, um die Sowjetgesellschaft in eine Vereinigung der Werktätigen zu verwandeln, eine hohe Kul-

tur der Bevölkerung notwendig ist, eine vollkommen sicher gestellte, friedliche Umgebung, in der 

keinerlei Notwendigkeit für das Bestehen größer militärischer Verbände vorhanden ist, die große 

Mittel erfordern und große Verwaltungen und durch ihre Existenz den ganzen staatlichen Institutio-

nen ihren Stempel aufdrücken. Unser Staatsapparat ist bürokratisch und wird lange noch bürokratisch 

sein. In diesem Apparat arbeiten unsere Parteigenossen und die Umgebung, die Atmosphäre dieses 

bürokratischen Apparates ist eine solche, daß sie die Sache der Bürokratisierung unserer Parteifunk-

tionäre und Parteiorganisationen erleichtert. 

Die d r i t t e  Ur sache  der Unzulänglichkeiten besteht in der ungenügenden Aktivität mancher un-

serer Zellen, in der Rückständigkeit und manchmal sogar der restlosen Unkundigkeit des Lesens und 

Schreibens, besonders in den Randgebieten. 

Die v i e r t e  Ur s ache  – ist das Fehlen einer genügenden Anzahl parteipolitisch geschulter Ge-

nossen in der Provinz. 

Schließlich, die f ün f t e  Ur sache  – das ist die ungenügende  I n f o rm a t i o n. Wir informieren 

schlecht – die Zentrale vor allem, vielleicht deshalb, weil alle zu sehr mit Arbeit überlastet sind. Wir 

werden aus der Provinz schlecht informiert. 

Wie sind die Unzulänglichkeiten zu beseitigen? 

(Hier folgen die Vorschläge, die in Absatz 4 der Thesen „Die nächsten Maßnahmen zur Durchführung 

der Arbeiterdemokratie“ formuliert sind. Red.) 

[20] Wir müssen uns frei machen von jenem überflüssigen Formalismus, den unsere Organisa-

tionen manchmal bei der Aufnahme von Mitgliedern in die Partei entfalten, soweit es sich um 

Genossen aus dem Arbeiterstande handelt. Man soll sich von dem Formalismus nicht allzusehr 

hinreißen lassen. Die Partei kann und muß die Aufnahmebedingungen für neue Mitglieder aus 

den Reihen der Arbeiterklasse erleichtern. Diese Aufgabe ist von den örtlichen Organisationen 

bereits in Angriff genommen worden. Die Partei muß diese Suche in die Hand nehmen und eine 

organisierte Kampagne enthalten, um den Eintritt neuer Mitglieder aus den Arbeiterreihen vom 

Schraubstock zu erleichtern. 
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Zwei Extreme. 

Jetzt möchte ich mich über zwei Extreme, über zwe i  Uebe r t r i ebenhe i t en  in den Fragen der 

Arbeiterdemokratie verbreiten, die in einigen Diskussionsartikeln der „Prawda“ aufgetaucht sind. 

Das erste Extrem betrifft die Ernennung durch die Wahl. Es besteht darin, daß einige Genossen auf 

eine Ernennung durch Wahl, bis aufs äußerste hinarbeiten. Die Partei wird sie nicht annehmen. Na-

türlich stehen wir augenblicklich nicht im Kriege, wir durchleben eine Periode friedlicher Entwick-

lung, wir haben aber den Nep. Vergeßt das nicht, Genossen. Nicht während des Krieges, sondern 

nach dem Kriege hat die Partei die Reinigung vorgenommen. Warum? Weil während des Krieges die 

Furcht vor der Niederlage die Partei zu einem Ganzen zusammengeschweißt hat und einige die Partei 

innerlich zerfressende Elemente gezwungen waren, sich der allgemeinen Linie in der Partei, die vor 

der Frage auf Leben und Tod stand, zu fügen. Jetzt sind diese Reifen um uns nicht mehr da, denn wir 

haben keinen Krieg, wir haben jetzt die Nep, wir haben den Kapitalismus zugelassen, die Bourgeoisie 

schlägt neue Wurzeln. Gewiß, das alles führt zur Reinigung der Partei, zu ihrer Festigung, anderer-

seits aber wickelt uns die neue Atmosphäre der entstehenden und wachsenden Bourgeoisie ein, der 

Bourgeoisie, die noch nicht stark ist, die aber schon einige unserer Genossenschaften und Handels-

organe auf dem Gebiete des inneren Handels zu schlagen verstanden hat. Gerade nach dem Nep hat 

die Partei eine Siebung vorgenommen, die die zahlenmäßige Höhe der Partei auf ihre Hälfte herab-

geschraubt hat. Gerade nach dem Nep hat die Partei beschlossen, daß zur Sicherstellung unserer Or-

ganisationen gegen die Einflüsse des Nep es z. B. notwendig ist, den nichtproletarischen Elementen 

den Zutritt zur Partei zu erschweren, daß es notwendig ist, die Parteimitgliedschaft von längerer Zeit-

dauer für Funktionäre der Partei zur Bedingung zu machen usw. Hat die Partei richtig gehandelt, 

indem sie diese Vorbeugungsmaßnahmen getroffen hat, die die „breite“ Demokratie beschnitten ha-

ben? Ich denke, daß sie richtig gehandelt hat. Deshalb gerade nehme ich an, daß die Demokratie 

notwendig ist, daß die Ernennung durch Wahlen notwendig ist, aber auch  d i e  be sch r änkenden  

Maßnahme n, die der 11. und 12. Kongreß angenommen hat, wenigstens die grundlegenden unter 

ihnen müssen noch in Kraft bleiben. 

Das zweite Extrem betrifft die Frage über die Gr enzen  de r  D i skus s i o n. Die besteht darin, daß 

einige Genossen eine unbegrenzte Diskussion verlangen, die das Alpha und Omega der Parteiarbeit 

in der Besprechung der Fragen erblicken und die andere Seite der Parteiarbeit vergessen, nämlich ihre 

tätige Seite, die die Durchführung der Parteibeschlüsse ins Leben verlangt. Die Partei ist nicht nur 

ein Verband Gleichgesinnter, sie ist außerdem ein Verband Gl e i chhande l nde r, ein Kam pf ve r -

band  Gleichhandelnder, die auf der Grundlage der gemeinschaftlichen ideellen Basis des Pro-

gramms und der Taktik kämpfen. 

Am Schlusse meines Referates muß ich Euch, Genossen, vo r  d i e sen  Ex t r em en  wa r ne n. [21] 

* 

Aus Trotzkis Brief in der Prawda. 

Werte Genossen! 

Die Resolution des Pol-Büros über die Frage des Parteiaufbaues besitzt eine außerordentliche Bedeu-

tung. 

Einige konservativ veranlagte Genossen, die die Neigung verraten, die Rolle des Apparates*) zu 

überschätzen und die Eigentätigkeit der Partei zu unterschätzen, äußern sich kritisch über die 

Resolution des Pol-Büros. Sie sagen: die Zentrale nimmt unerfüllbare Verpflichtungen auf sich; die 

Resolution würde lediglich falsche Illusionen erwecken und zu negativen Ergebnissen führen. 

Es ist klar, daß diese Art, an die Sache heranzutreten, durch und durch von bürokratischem Mißtrauen 

zur Partei eingegeben ist. De r  neue  Kur s, den die Resolution der Zentrale verkündet, besteht ge-

rade darin, daß das Schwergewicht, das unter dem alten Kurse nach der Seite des Apparates hin 

 
*) In der russischen Parteidiskussion wird darunter stets der P a r t e i a p p a r a t  verstanden. (Die Red.) 
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fälschlicherweise verschoben wurde, jetzt, unter dem neuen Kurse, nach der Seite der Aktivität, der 

kritischen Eigentätigkeit und der Selbstverwaltung der Partei, als einer organisierten Vorhut des Pro-

letariats, verlegt werden muß. 

In den Debatten und den Artikeln wurde in der letzten Zeit sehr häufig darauf hingewiesen, daß „die 

reine“, „die breite“, „die ideale“ Demokratie undurchführbar ist und daß die Demokratie für uns über-

haupt nicht Selbstzweck ist. Das ist vollkommen unanfechtbar. Mit demselben Recht und derselben 

Begründung läßt sich aber sagen, daß der reine oder absolute Zentralismus nicht durchführbar und 

nicht vereinbar ist mit der Natur einer Massenpartei und daß weder der Zentralismus, noch der Par-

teiapparat in keinem Falle einen Selbstzweck darstellen. Demokratie und Zentralismus stellen zwei 

Seiten des Aufbaus der Partei dar. Die Aufgabe besteht darin, diese beiden Seiten in der richtigsten 

Form ins Gleichgewicht zu bringen, d. h. in der Form, die am besten den Umständen entspricht. In 

der vergangenen Periode war dieses Gleichgewicht nicht vorhanden. Das Verständnis oder wenigs-

tens das Empfinden dafür, daß der Parteibürokratismus die Partei in eine Sackgasse zu führen 

droht, ist beinahe allgemein geworden. Es wurden warnende Stimmen laut. Die erste offizielle und 

im höchsten Grade wichtige Ausdrucksform des vor sich gegangen Umschwunges in der Partei ist 

die Resolution über den neuen Kurs. Sie wird in dem Maße in die Tat umgesetzt werden, in dem die 

Partei, d. h. ihre 400.000 Mitglieder dazu bereit und imstande sein werden. 

In einer Reihe von Artikeln wird hartnäckig der Gedanke vertreten, daß das grundlegende Mittel zur 

Belebung der Partei die Hebung  de s  ku l t u r e l l en  N i veaus  ihrer Mitglieder aus Reih und Glied 

sei, woraufhin sich alles übrige, d. h. die Arbeiterdemokratie, schon ganz natürlich ergeben würde. 

Daß wir das geistige und kulturelle Niveau unserer Partei angesichts der vor ihr stehenden riesigen 

Aufgaben heben müssen, das steht vollkommen außer Frage; aber gerade deswegen ist eine solch 

rein pädagogische, vorschriftsmäßige Behandlung der Frage vollkommen ungenügend und in-

folgedessen falsch und wenn wir auf ihr beharren, so kann sie nur eine Verschärfung der Krisis aus-

lösen. Die Partei kann ihr Niveau als Partei heben, nur, indem sie voll und ganz ihre Grundaufgaben 

vermittels der kollektiven eigentätigen [22] Führung der Arbeiterklasse und des Staates der Arbeiter-

klasse erfüllt. Wir müssen nicht pädagogisch, sondern po l i t i s ch  an die Frage herantreten. Die Frage 

darf nicht so gestellt werden, als ob die Anwendung der Parteidemokratie in Abhängigkeit gestellt 

werden muß von dem Grade der „Schulung“ der Parteimitglieder. Die Partei ist die Partei. Man kann 

an jeden einzelnen, der in unsere Partei eintreten und in der Partei bleiben will, einen sehr strengen 

Maßstab anlegen, aber der Eingetretene ist allein dadurch schon aktiver Teilnehmer an der gesamten 

Parteiarbeit. 

Durch die Tötung der Eigentätigkeit gerade hindert der Bürokratismus die Hebung des allgemeinen 

Niveaus der Partei. Und darin besteht seine Hauptschuld. Soweit in den Parteiapparat unvermeidlich 

erfahrenere und verdientere Genossen eintreten, insoweit wird der Bürokratismus des Apparates sich 

am schwersten an dem ideell-politischen Wachstum der j ungen  Gene r a t i onen  de r  Pa r t e i  be-

merkbar machen. Gerade dadurch ist der Umstand zu erklären, daß die Jugend – das sicherste Baro-

meter der Partei – am heftigsten gegen den Parteibürokratismus reagiert. 

Es wäre indes falsch zu glauben, daß die Uebermäßigkeit der maschinellen Lösung der Parteifragen 

an der alten Generation, die in sich die politische Erfahrung der Partei und ihre revolutionäre Tradi-

tion verkörpert, spurlos vorübergeht. Nein, die Gefahr ist sehr groß auch in dieser Zone. Es ist nicht 

notwendig von der ungeheuren – nicht nur im russischen, sondern im internationalen Maßstabe – 

Bedeu t ung  de r  ä l t e r en  Gene ra t i on  in unserer Partei zu sprechen: das ist allgemein bekannt 

und allgemein anerkannt. Aber es wäre ein grober Fehler, diese Bedeutung als autark (sich selbst 

genügend) einzuschätzen. Nur eine dauernde gegenseitige Beeinflussung der jüngeren durch die äl-

tere Generation, innerhalb der Rahmen der Parteidemokratie, vermag die alte Garde als einen revo-

lutionären Faktor zu erhalten. Sonst vermögen die Alten leicht zu ve r knöche r n  und unmerklich 

für sich zum vollendetsten Ausdruck des Bürokratismus des Apparates zu werden. 

Wir müssen sagen – gerade wir, die „Alten“, daß unsere Generation, die natürlich die führende Rolle 

in der Partei spielt, keinerlei autarke Garantie gegen eine schrittweise und unmerkliche Schwächung 
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des proletarischen und revolutionären Geistes in sich schließt, falls wir zulassen, daß die Partei ein 

weiteres Anwachsen und eine Festigung der bürokratischen Methoden der Politik des Apparates er-

leidet, die die junge Generation in passives Material der Erziehung verwandelt und unvermeidlich 

eine Entfremdung zwischen dem Apparat und der Masse, zwischen den Alten und den Jungen 

herbeiführt. Gegen diese fraglose Gefahr gibt es kein anderes Mittel, als einen ernsten, tiefen und 

radikalen Umschwung des Kurses nach der Seite der Pa r t e idem o kr a t i e  unter immer größerer und 

größerer Hineinziehung der Proletarier vom Schraubstock in die Partei. Vor allem aber muß der Geist 

geändert werden, der in den Organisationen herrscht. Es ist erforderlich, daß die Partei in der Gestalt 

ihrer Zellen und Vereinigungen die ko l l ek t i ve  I n i t i a t i ve  zurückgewinnt, das Recht der freien 

kameradschaftlichen Kritik – ohne Aengstlichkeit und ohne Furcht – das Recht der organisatorischen 

Selbstbestimmung. Der Parteiapparat muß unbedingt aufgefrischt und erneuert werden, 

dadurch, daß man ihn zwingt, zu begreifen, daß er der ausführende Mechanismus der großen Kollek-

tive ist. 

Die Erneuerung des Parteiapparates – selbstverständlich in dem genau abgegrenzten Rahmen der 

Statuten – muß erfolgen zum Zwecke der Ablösung der Verrannten und Verbürokratisierten durch 

frische Elemente, die mit dem Leben der Kollektive eng verknüpft oder fähig sind, eine solche Füh-

lung zu garantieren und vor allem müssen von den Parteistellungen jene Elemente entfernt werden, 

die bei der ersten Stimme einer Kritik, einer Entgegnung, eines Protestes, die Mitgliedskarte zum 

Zwecke von Repressalien zu [23] fordern bereit sind. Der neue Kurs muß damit beginnen, daß alle 

im Apparat von unten bis oben empfinden, daß es niemand wagen darf, die Partei zu terrorisieren. Es 

genügt durchaus nicht, daß die Jugend unsere Formeln nachsagt. Es ist notwendig, daß die Jugend 

die revolutionären Formeln im Kampfe e r wi r b t, ihnen Fleisch und Blut verleiht, sich eine e i gene  

Me i nun g, ein e igenes  W e s e n  bildet und fähig ist, für die eigene Meinung mit dem gleichen 

Mute einzutreten, den eine offene Ueberzeugung und Unabhängigkeit des Charakters verleihen. Der 

passive Gehorsam, das mechanische Schauen nach dem Vorgesetzten, die Unpersönlichkeit, die 

Diensteifrigkeit und der Karrierismus müssen aus der Partei verschwinden. Der Bolschewik ist nicht 

nur ein Disziplinmensch – nein, er ist ein Mensch, der tief schürft und sich in jedem einzelnen Falle 

eine feste Meinung bildet und sie nicht nur mutig im Kampfe gegen die Feinde und ebenso unabhän-

gig verteidigt, sondern das auch innerhalb der eigenen Organisation tut. 

Ja, unsere Partei könnte ihre geschichtliche Mission nicht erfüllen, wenn sie in F r a k t i onsg r up-

p i e r ungen  zerfallen würde. Das darf nicht sein und wird nicht sein. Das wird die Partei in ihrer 

Gesamtheit verhindern, wie eine eigentätige Kollektive. Aber die Partei kann mit den Gefahren der 

Fraktionsbildung nur fertig werden, wenn sie den Kurs auf die Arbeiterdemokratie ausbaut, befestigt 

und festigt. Gerade der Bürokratismus des Apparats ist eine der wichtigsten Quellen des Fraktions-

wesens. Er unterdrückt die Kritik und läßt die Unzufriedenheit sich einfressen. Er ist geneigt, den 

Fraktionszettel jeder individuellen oder kollektiven Stimme der Kritik bezw. der Warnung anzuhän-

gen. Der mechanische Zentralismus wird unvermeidlich vom Fraktionswesen ergänzt, das zu gleicher 

Zeit eine arge Karikatur auf die Parteidemokratie und eine drohende politische Gefahr ist. 

Die jetzige Stimmung der Jugend, die, wie das jedem denkenden Parteimitglied klar ist, einen im 

höchsten Grade symptomatischen Charakter trägt, ist ausgerechnet durch diese Methoden des „Stiles“ 

(Umgang) hervorgerufen worden, den die einstimmig angenommene Resolution des Pol-Büros ver-

urteilt, mit anderen Worten: gerade dieser „Umgang“ hat in sich die Gefahr einer wachsenden Ent-

fremdung zwischen der führenden Parteischicht und den jüngeren Mitgliedern, d. h. ihrer überwie-

genden Mehrheit hervorgerufen. Die Tendenz des Parteiapparates, für die Partei zu denken und zu 

entscheiden, führt in seinem Gefolge zu dem Bestreben, die Autorität der führenden Kreise nu r  auf 

die Tradition aufzubauen. Die Achtung der Parteitradition gegenüber ist fraglos das notwendigste 

Bestandselement der Parteierziehung und der Parteiverschmelzung; dieses Element aber kann leben-

dig und widerstandsfähig nur in dem Falle sein, wenn es fortwährend genährt und durch eine selb-

ständige und aktive Kontrolle der Parteitradition durch die kollektive Ausarbeitung der laufenden 

Parteipolitik gestärkt wird. Ohne diese Aktivität und Eigentätigkeit kann die Achtung der Tradition 

gegenüber sich in eine behördliche Romantik oder direkt in einen nackten Behördenfimmel 
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auswachsen, d. h. i n  e i ne  Fo r m  ohne  I nha l t. Es braucht nicht gesagt zu werden, daß eine solche 

Art der Fühlung unter den Generationen vollkommen ungenügend und unzuverlässig wäre. Aeußer-

lich mag sie fest erscheinen bis fünf Minuten vor dem Moment, in dem die drohenden Risse aufge-

deckt werden. Gerade hier liegt die Gefahr des Kurses des Apparates, der sich auf den „Umgang“ in 

der Partei stützt. Und so weit die sich revolutionär erhalten habenden und nicht schief gelaufenen 

Vertreter der älteren Generation d. h. – wie wir fest glauben – ihre überwiegende Mehrheit, sich 

vollkommene Rechenschaft hinsichtlich der oben charakterisierten Perspektive abgeben und, indem 

sie sich auf den Boden der Resolution des Pol-Büros stellen, alles aufbieten werden, um der Partei zu 

helfen, die Resolution in die Tat umzusetzen, insoweit wird die Hauptquelle einer möglichen Aus-

spielung [24] der verschiedenen Generationen in der Partei gegeneinander verschwinden. Die einen 

oder die anderen „Uebertreibungen“ oder das zu starke Auftragen der Jugend auf dieser Linie läßt 

sich dann verhältnismäßig leicht überwinden. Aber es ist vor allem notwendig, die Voraussetzungen 

dafür zu schaffen, daß sich die Parteitradition nicht im Apparate konzentriert, sondern lebe und sich 

erneuere in der l ebend i gen  P rax i s  der Partei. Dadurch allein wird auch eine andere Gefahr ver-

mieden: die Zersplitterung der älteren Generation in Menschen „des Apparates“, d. h. in solche, die 

den „Umgang“ unterstützen und in Elemente, die damit nichts zu tun haben. Es braucht nicht gesagt 

zu werden, daß der Apparat der Partei, d. h. ihr organisatorisches Skelett, wenn er aus der autarken 

Selbstverschlossenheit heraustritt, nicht schwächer werden, sondern stärker werden wird. Darüber 

dagegen, daß wir einen mächtigen zentralisierten Apparat brauchen, können in unserer Partei nicht 

zwei Meinungen bestehen. 

Nicht umsonst verweisen wir auf die Gefahren der Nep, die eng mit dem schleppenden Charakter 

der internationalen Revolution verbunden sind. Unsere alltägliche praktische Staatsarbeit, die im-

mer mehr detailliert und spezialisiert wird, birgt in sich, wie die Resolution des Pol-Büros betont, die 

Gefahr einer Verengung des Horizontes, d. h. einer opportunistischen Ausartung. Es ist ganz klar, 

daß diese Gefahren um so ernster werden, je mehr die Parteiführung abgelöst wird von einer in sich 

selbst zurückgezogenen, „sekretärsmäßigen“ Befehlshaberart. Wir würden schlechte Revolutionäre 

sein, wollten wir darauf hoffen, daß uns der „revolutionäre Charakter der Epoche“ helfen wird, mit 

allen Schwierigkeiten, ganz besonders mit allen inneren, fertig zu werden. Man muß der „Epoche“, 

wie es sich gehört, durch eine richtige Verwirklichung des neuen Parteikurses, den das Pol-Büro der 

Zentrale einstimmig verkündet, helfen. 

Je weniger sich der provinzielle Parteiapparat dem widersetzen wird, umso planmäßiger werden die 

provinziellen Organisationen durch das unvermeidliche und progressive Stadium der Kritik und der 

Selbstkritik hindurchkommen. Die Partei wird das Resultat in der Form einer ge s t e i ge r t en  i nne -

r en  Fes t i gke i t  und  e i ne r  Hebung  de s  N i veaus  de r  Pa r t e i ku l t u r  ernten. 

* 

Aus Trotzkis: Der neue Kurs  
(Aus der Prawda.) 

Gruppierungen und Fraktionsbildungen. 

Die öffentliche Meinung der Partei wird unvermeidlich sich aus den Gegensätzen und Meinungsver-

schiedenheiten herausbilden. Diesen Prozeß nur auf den Apparat zu lokalisieren, während man der 

Partei alsdann die fertigen Früchte in der Form von Parolen, Befehlen usw. unterbreitet, heißt die 

Partei ideell und politisch entkräften. Die Partei zur Teilnehmerin an der Formulierung der Beschlüsse 

zu machen heißt, den zeitweiligen ideellen Gruppierungen entgegenkommen unter der Gefahr, sie in 

dauernde Gruppierungen und sogar in Fraktionen zu verwandeln. Was ist nun richtig? Gibt es in der 

Tat keinen Ausweg? Läßt sich die Linie der Partei nicht durchführen zwischen einem Regime des 

Partei„umganges“ und einem Regime der Zerreißung der Partei in Fraktionen? Nein, es gibt eine 

solche Linie und die ganze Aufgabe der innerparteilichen Führung besteht darin, sie jedes einzelne 

Mal, besonders an den Kurven, in Uebereinstimmung mit der gegebenen konkreten Lage zu finden. 

Die Resolution der Zentrale sagt direkt, daß das [25] bürokratische Regime in der Partei eine der 

Quellen der Fraktionsgruppierungen ist. Diese Wahrheit bedarf kaum der Beweise. Die alte Richtung 
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war sehr weit entfernt von einer „breiten Demokratie“ und trotzdem bewahrte sie die Partei nicht nur 

nicht vor illegaler Fraktionsbildung, sondern auch vor der Explosion der Diskussionen, die an sich – 

es wäre lächerlich davor die Augen zu schließen! – mit der Bildung zeitweiliger oder dauernder Grup-

pierungen schwanger geht. Zur Vermeidung dessen ist es erforderlich, daß die führenden Par-

teiorgane ihr Ohr den breiten Parteimassen leihen, nicht jede Kritik als die Aeußerung eines 

Fraktionswesens betrachten und dadurch die ehrlichen und disziplinierten Parteigenossen auf 

den Weg der Verschlossenheit und des Fraktionswesens stoßen. 

Ja, die Fraktionen stellen das größte Uebel in unseren Verhältnissen dar und Gruppierungen – selbst 

zeitweilige – können sich in Fraktionen verwandeln. Es ist aber, wie die Erfahrung zeigt, vollkommen 

ungenügend die Gruppierungen und Fraktionen als Uebel zu bezeichnen, um dadurch ihre Entstehung 

unmöglich zu machen. Es bedarf einer bestimmten Politik, bedarf eines richtigen Kurses, um das in 

Wirklichkeit zu erreichen, wobei man sich jedesmal der konkreten Lage anzupassen hat. 

Es genügt, sich gehörig in die Geschichte unserer Partei, wenn auch nur seit der Revolution, d. h. 

gerade seit jener Zeit hineinzudenken, seit der das Fraktionswesen besonders gefährlich geworden 

ist, und es leuchtet ein, daß der Kampf gegen diese Gefahr in keinem Falle durch eine bloße formelle 

Verurteilung und ein Verbot der Gruppierungen sein Ziel erreichte. 

(Hier folgt die Schilderung der Gegensätze innerhalb der Partei zur Zeit der Machtergreifung, des 

Brest-Litowsker Friedensschlusses, in der Frage der Roten Armee, der Gewerkschaften, der Erschei-

nungen der „Arbeiter-Opposition“ und der Gruppierungen in der Petersburger Organisation. Die 

Red.) 

Oben haben wir ausgeführt, daß jede irgendwie ernste und dauerhafte Gruppierung in der Partei, um-

somehr eine organisierte Fraktion, die Tendenz besitzt, zum Ausdruck irgendwelcher besonderen so-

zialen Interessen zu werden. Jede falsche Abweichung, die der Gruppierung zugrunde liegt, kann bei 

ihrer Entwicklung zum Interessenausdruck einer dem Proletariat feindlichen oder halb feindlichen 

Klasse werden. Alles das aber bezieht sich insgesamt und sogar in erster Linie auf den Bürokratismus. 

Von da muß auch ausgegangen werden. Daß der Bürokratismus eine falsche, ungesunde Abweichung 

ist, das steht, wie man hoffen sollte, unstreitbar fest. Ist dem aber einmal so, so droht er in seiner 

Entwicklung die Partei vom rechten d. h. vom Klassenwege abzubringen. Gerade darin ist seine Ge-

fahr. Es ist aber außerordentlich lehrreich und zugleich sehr beunruhigend, daß jene Genossen, die 

hartnäckiger, schärfer und zuweilen am gröbsten darauf bestehen, daß jede Unstimmigkeit, jede 

Gruppierung der Meinungen, selbst eine zeitweilige, den Ausdruck verschiedener Klasseninteressen 

darstellt, dieses Criterion nicht auf den Bürokratismus anwenden wollen. Dabei ist hier das soziale 

Criterion am angebrachtesten, denn im Bürokratismus haben wir es mit einem ganz zweifelsfrei fest-

stehenden Uebel zu tun, einer bestimmten und unstreitbar schädlichen Abweichung, die offiziell ver-

urteilt wird, aber in keiner Weise überlebt ist. Und wie soll man sie auch sofort ausmerzen. Wenn 

aber der Bürokratismus, wie die Resolution der Zentrale sagte, die Partei von den Massen loszureißen 

droht, infolgedessen also auch mit einer Schwächung des Klassencharakters der Partei droht, so ergibt 

sich schon daraus, daß der Kampf gegen den Bürokratismus in keinem Falle von vornherein mit ir-

gendeiner nicht proletarischen [26] Erscheinung identifiziert werden darf. Im Gegenteil, das Streben 

der Partei, ihren proletarischen Charakter zu wahren, muß unvermeidlich in der Partei selbst eine 

Abwehr gegen den Bürokratismus erzeugen. Selbstverständlich lassen sich unter der Flagge dieser 

Abwehr verschiedene Tendenzen einführen, darunter auch falsche, ungesunde und schädliche Ent-

hüllen lassen sich diese schädlichen Tendenzen nur durch die marxistische Analyse ihres ideellen 

Gehaltes. Rein formal aber die Abwehr gegenüber dem Bürokratismus einer Gruppierung gleichzu-

stellen, die sozusagen als Abflußrohr fremder Einflüsse dient, heißt selbst ein vorsätzliches, Abfluß-

rohr bürokratischer Einflüsse zu sein. 

Den Gedanken an sich, daß die Unstimmigkeiten in der Partei und umsomehr die Gruppierungen 

einen Kampf verschiedener Klasseneinflüsse bedeuten, darf man dagegen nicht zu primitiv und grob 

verstehen. In der Frage darüber z. B., ob wir Polen im Jahre 1920 mit dem Bajonett sondieren mußten, 

hatten wir episodische Unstimmigkeiten unter uns. Die einen waren für eine kühnere Politik, die 
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anderen – für eine vorsichtigere. Waren das verschiedene Klassentendenzen? Das wird kaum jemand 

zu behaupten wagen. Das waren Unstimmigkeiten in der Einschätzung der Lage, der Kräfte, der Mit-

tel, aber das grundlegende Criterion der Einschätzung war auf beiden Seiten das gleiche. Die Partei 

kann häufig die eine oder andere Frage auf verschiedene Weise lösen und Unstimmigkeiten tauchen 

hinsichtlich dessen auf, welche dieser Weisen besser ist, kürzer und ökonomischer. Diese Art Un-

stimmigkeiten können, je nach dem Charakter der Frage, breite Massen der Partei erfassen. Das wird 

aber durchaus nicht unbedingt bedeuten, daß es sich hier um einen Kampf zweier Klassentendenzen 

handelt. Man braucht nicht daran zu zweifeln, daß das uns nicht nur ein einziges Mal, sondern dut-

zende Male in Zukunft noch passieren wird, denn der Weg, den wir vor uns haben, ist schwierig und 

nicht nur die politischen Aufgaben, sondern auch, sagen wir die organisatorisch wirtschaftlichen Fra-

gen des sozialistischen Aufbaues werden zu Unstimmigkeiten und zeitweiligen Meinungsgruppie-

rungen führen. Die politische Ueberprüfung aller Schattierungen durch die marxistische Analyse ist 

für unsere Partei stets die unerläßlichste Vorbeugungsmaßnahme. Aber gerade die konkrete marxis-

tische Ueberprüfung und nicht eine automatische Schablone, als das Werkzeug der Selbstverteidi-

gung des Bürokratismus. Jenen ideell politischen Inhalt, der nicht gleichartig1 ist, der augenblicklich 

gegen den Bürokratismus auftritt, zu überprüfen und durchzufiltrieren, alles Fremde und Schädliche 

aus ihm auszumerzen, wird sich umso erfolgreicher erreichen lassen, je ernster wir den Weg der neuen 

Richtung beschreiten. 

Die Sorge um die Einheit der Partei ist die wesentlichste und brennendste Sorge der überwiegenden 

Mehrheit der Genossen. Hier muß aber direkt gesagt werden: wenn augenblicklich eine ernste Gefahr 

für die Einheit besteht oder wenigstens für die Einmütigkeit der Partei, so ist das der wütende Büro-

kratismus. Gerade aus diesem Lager haben sich Stimmen vernehmen lassen, die man nichts anders 

nennen kann als provokatorisch. Gerade von dieser Seite wagte man zu sagen: Wir fürchten die Spal-

tung nicht. Gerade die Vertreter dieses Lagers wühlen in der Vergangenheit und suchen alles hervor, 

was möglichst große Heftigkeit in die Parteidiskussion hineinbringen kann, indem sie künstlich die 

Erinnerungen an den alten Kampf und die alten Spaltungen beleben, um unmerklich und nach und 

nach den Gedanken der Partei an die Möglichkeit eines solch wahnsinnigen selbstmörderischen Ver-

brechens zu gewöhnen, wie eine neue Spaltung. [27] 

Die Frage über die Parteigenerationen. 

Augenblicklich die Frage der Parteidemokratie ohne eine Analyse des Bestandes der Partei – sowohl 

im sozialen Sinne als auch im Sinne des Alters und der politischen Parteiangehörigkeitsdauer, zu 

stellen, würde heißen, die ganze Frage in nichts aufzulösen. 

Die Frage über die Parteidemokratie ist aber doch vor allem nicht zufällig als die Frage des Gegen-

seitigkeitsverhältnisses der Generationen aufgetaucht. Eine solche Fragestellung wurde durch die 

ganze Vergangenheit unserer Partei vorbereitet. Schematisch läßt sich diese Geschichte in vier Peri-

oden einteilen: a) die einvierteljahrhundertlange Voroktober-Vorbereitung, die in der Geschichte ein-

zig dasteht; b) der Oktober; c) die Oktobernachperiode und d) „Der neue Kurs“, d. h. die sich eröff-

nende Periode. 

Daß die Voroktobergeschichte trotz ihres Reichtums, ihrer Kompliziertheit und der Unterschiedlich-

keit der durchgemachten Etappen nur eine Vorbereitungsperiode darstellte, ist augenblicklich voll-

kommen unbestreitbar. Der Oktober gab die ideelle und organisatorische Ueberprüfung der Partei und 

ihres Personalbestandes ab. Unter dem Oktober verstehen wir die schärfste Periode des Kampfes um 

die Macht, angefangen sagen wir von den Aprilthesen des Genossen Lenin und endigend mit der fak-

tischen Besitzergreifung des Staatsapparates. Das Oktoberkapitel, das nach Monaten zählt, ist seinem 

Inhalte nach nicht weniger bedeutend als die gesamte Vorbereitungsperiode, die nach Jahren und Jahr-

zehnten zählt. Der Oktober gewährte nicht nur eine fehlerlose in ihrer Art einzige Ueberprüfung der 

großen Vergangenheit der Partei, sondern wurde auch selbst zur Quelle der größten Erfahrung für die 

Zukunft. Durch den Oktober hat die Voroktoberpartei zum ersten Mal ihren wirklichen Wert erkannt. 

 
1 Im Text steht das Wort: einartig. Dies ist eine falsche Übersetzung. 
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Nach der Eroberung der Macht beginnt das rasche Wachstum der Partei und sogar ihr ungesundes 

Anschwellen. Von ihr angezogen wurden, wie von einem mächtigen Magnet, nicht nur die wenig 

bewußten Elemente der Werktätigen, sondern auch einwandfrei fremde Elemente: Streber, Karrieris-

ten und politische Mitläufer. In dieser überaus chaotischen Periode erhält sich die Partei, als bolsche-

wistische Partei, nur kraft der faktischen inneren Diktatur der alten Garde, die sich am Oktober über-

prüfte. In den Fragen irgendwie prinzipieller Bedeutung nehmen die neuen Mitglieder der Partei – 

nicht nur aus der Mitte der Werktätigen, sondern auch die fremdartigen Elemente – fast widerspruchs-

los die Führung der älteren Generationen an. Die karrieristischen Elemente hielten dafür, daß sie sich 

durch einen solchen Gehorsam am sichersten ihre Lage in der Partei sicherstellen. Diese Elemente 

aber haben sich verrechnet. Die Partei hat sich auf dem Wege einer rauhen Selbstsäuberung von ihnen 

befreit. Ihre Reihen sind enger geworden, aber das Parteiselbstbewußtsein hat sich gehoben. Man 

kann sagen, daß die Selbstüberprüfung der Partei und die Säuberung den Ausgangspunkt bildeten, zu 

dem sich die neue Nachoktober-Partei selbst erkannte, als eine Halbmillionenkollektive, die nicht nur 

unter der Führung der alten Garde steht, sondern auch selbst berufen ist, sich in den grundlegenden 

Fragen der Politik auszukennen, sie zu überdenken und zu lösen. In diesem Sinne stellen die Säube-

rung und die gesamte mit ihr verbundene kritische Periode gewissermaßen die Einleitung zu jenem 

tiefen Umbruch dar, der sich augenblicklich im Leben der Partei bemerkbar macht und wahrschein-

lich in ihre Geschichte unter der Bezeichnung des neuen Kurses übergehen wird. 

[28] Eines muß von allem Anfang an klar verstanden werden: Das Wesen der Risse und Schwierig-

keiten, die wir augenblicklich vor uns haben, besteht nicht darin, daß die Sekretäre da oder dort über 

die Schnur gehauen haben und daß man ihnen einen kleinen Dämpfer aufsetzen muß, sondern darin, 

daß die Partei in ihrer Gesamtheit sich anschickt, in eine höhere geschichtliche Kategorie über-

zutreten. Die Parteigenossen sagen gewissermaßen zum führenden Apparat der Partei: „Ihr, Genos-

sen, besitzt eine Voroktobererfahrung, die uns in der Mehrheit mangelt; aber unter Eurer Führung 

haben wir eine Nachoktobererfahrung gewonnen, die immer mehr und mehr bedeuten wird. Und wir 

wollen nicht nur von Euch geleitet werden, sondern auch zusammen mit Euch an der Führung der 

Klasse teilnehmen. Wir wollen das nicht bloß deshalb, weil das unser Recht ist, als Mitglieder der 

Partei, sondern auch deshalb, weil das lebenswichtig ist für die Arbeiterklasse in ihrer Gesamtheit. 

Ohne unsere Erfahrung von unten, die nicht nur von oben her in Rechnung gestellt wird, sondern von 

uns selbst aktiv ins Leben der Partei hineingetragen wird, würde der Parteiapparat verbürokratisieren 

und wir, „‚Massenmenschen der Tiefe‘, fühlen uns nicht im genügenden Grade ideologisch bewaffnet 

angesichts der Parteilosen.“ 

Der gegenwärtige Umbruch ist, wie gesagt, aus der ganzen vorhergegangenen Entwicklung entstan-

den. Auf den ersten Blick hin unmerkliche Molekularprozesse im Leben und Bewußtsein der Partei 

haben den Umbruch bedeutend früher vorbereitet. Die Absatzkrise gab der kritischen Gedankenarbeit 

einen gewaltigen Stoß. Das Herannahen der deutschen Ereignisse zwang die Partei, sich aufzurütteln. 

Gerade in diesem Moment stellte sich mit besonderer Schärfe heraus, wie sehr die Partei in zwei 

Etagen wohnt: in der oberen – die entscheidet, in der die unteren – die nur von den Beschlüssen 

erfährt. Eine kritische Revision der innerparteilichen Lage wurde jedoch aufgeschoben infolge der 

gespannten und fieberhaften Erwartung der nahen Auslösung der deutschen Ereignisse gegenüber. 

Als sich herausstellte, daß diese Auslösung durch den Gang der Dinge verzögert wird, stellte die 

Partei auf die Tagesordnung die Frage über den neuen Kurs. 

Die Frage dreht sich vor allem um die Herstellung gesünderer Gegenseitigkeitsbeziehungen zwischen 

den alten Parteibeständen und der Nachoktobermehrheit der Parteimitglieder. 

Die theoretische Vorbereitung, die revolutionäre Stählung und die politische Erfahrung stellen das 

Grundkapital der Partei dar und die Träger dieses Kapitals sind vor allem die alten Personalbestände 

der Partei. Andererseits ist die Partei ihrem ganzen Wesen nach eine demokratische Organisation, 

d. h. eine solche Gemeinschaft, die durch den Gedanken und den Willen aller ihrer Mitglieder ihren 

Weg bestimmt. Es ist vollkommen klar, daß in der überaus komplizierten Lage am Tage nach dem 

Oktober die Partei um so sicherer und richtiger ihren Weg einschlagen konnte, je voller sie die ange-

sammelte Erfahrung der älteren Generation auszunutzen vermochte, indem sie deren Vertreter die 
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verantwortlichsten Stellen in der Parteiorganisation übertrug. Andererseits führte das und führt durch 

die Bank dazu, daß die ältere Generation, die in der Partei die Lage der Personalbestände einnimmt 

und von den Fragen der Verwaltung ganz in Anspruch genommen wird, sich daran gewöhnt für die 

Partei zu denken und zu entscheiden und gegenüber der Parteimasse in erster Linie rein schulische, 

pädagogische Methoden der Vermittlung des politischen Lebens anwendet: Kurse der Elementarwis-

senschaften, Prüfung der Parteiwissenschaften, der Parteischule usw. Daher eben kommt die Büro-

kratisierung des Parteiapparates, seine Ab-[29]geschlossenheit, sein autarkes (selbstgenügsames) inne-

res Leben, mit einem Worte alle jene Wesenszüge, die eine arg negative Seite des alten Kurses bilden. 

Worin kam jene Unzulänglichkeit zum Ausdruck, die die Partei immer schärfer und schärfer zu emp-

finden begann? Eben darin, daß die Masse der Parteimitglieder sich sagte oder fühlte: „Mag man im 

Parteiapparat richtig oder nicht richtig denken und entscheiden, jedenfalls denkt und entscheidet man 

dort zu oft ohne uns und über uns hinweg. Wenn aber von unserer Seite eine Stimme des Mißverste-

hens, des Zweifels, der Erwiderung oder der Kritik sich erhebt, bekommen wir als Antwort einen 

Anfahrer, eine Aufforderung zur Disziplin und noch öfter eine Beschuldigung der Oppositionstreibe-

rei und selbst der Fraktionsbildung. Wir sind der Partei ergeben bis zum letzten und bereit ihr alles 

hinzugeben. Aber wir wollen aktiv und bewußt an der Ausarbeitung der Parteimeinung und der Fest-

legung der Wege des Handelns der Partei teilnehmen!“ 

Die Hauptgefahr des alten Kurses, wie er sich im Resultate sowohl großer historischer Ursachen, wie 

auch unserer Fehler ergab, besteht darin, daß er eine Tendenz zu einer immer größeren Ausspielung 

einiger tausend Genossen an den Tag legt, die den führenden Bestand darstellen – gegenüber der 

übrigen Parteimasse als Objekt der Einwirkung. Wenn dieses Regime hartnäckig auch weiter aufrecht 

erhalten bliebe, so würde es letzten Endes zweifelsohne drohen, eine Ausartung der Partei hervorzu-

rufen – und zwar gleichzeitig an ihren beiden Polen, d. h. sowohl unter der Parteijungmannschaft als 

auch unter dem führenden Personalbestand. Hinsichtlich der proletarischen Grundlage der Partei, der 

Betriebszellen, der Studierenden usw. ist der Charakter der Gefahr vollkommen klar. Bedeutende 

Kreise der Partei, die sich nicht als aktive Teilnehmer der allgemeinen Parteiarbeit fühlen und die 

keine entsprechende und rechtzeitige Antwort auf ihre Parteifragen erhalten würden, beginnen für 

sich ein Surrogat zu suchen – einen falschen Ersatz der Parteieigentätigkeit in Form aller möglichen 

Gruppierungen und Fraktionsbildungen. 

Aber auch auf dem anderen, auf dem leitenden Pol ist die Gefahr jenes Kurses nicht geringer, jenes 

Kurses, der sich zu lange erhalten hat und im Bewußtsein der Partei als Bürokratismus auftaucht. Es 

wäre eine lächerliche und unwürdige Vogelstraußpolitik nicht zu verstehen oder nicht zu bemerken, 

daß die von der Resolution der Zentrale formulierte Beschuldigung des Bürokratismus eine Beschul-

digung eben an die führenden Personalbestände der Partei ist. Es geht nicht um einzelne Abweichungen 

der Parteipraxis von der richtigen ideologischen Linie, sondern gerade um den Kurs des Apparates, 

um seine bürokratische Tendenz. Schließt der Bürokratismus in sich die Gefahr einer Ausartung oder 

nicht? Es wäre Blindheit diese Gefahr zu verneinen. Die Bürokratisierung droht bei ihrer dauernden 

Handhabung dem Einzelnen, sich von der Masse loszureißen, seine Aufmerksamkeit auf Fragen der 

Verwaltung, der Aussonderung der Versetzung zu konzentrieren, droht mit einer Verengerung des 

Horizontes, einer Schwächung des revolutionären Instinktes, d. h. einer größeren oder geringeren op-

portunistischen Ausartung der älteren Generation, wenigstens eines bedeutenden Teiles derselben. 

Solche Prozesse gehen langsam und fast unmerklich vor sich, treten aber plötzlich in Erscheinung. 

Die Partei kann nicht bloß vom Kapitale der Vergangenheit zehren. Es genügt, daß die Vergangenheit 

die Gegenwart vorbereitet hat. Not-[30]wendig aber ist, daß die Gegenwart ideologisch und praktisch 

auf der Höhe der Vergangenheit steht, um die Zukunft vorzubereiten. Die Aufgabe der Gegenwart ist 

denn auch: das Schwergewicht der Parteiaktivität nach der Seite der Grundschichten der Partei zu 

verschieben. 

Man mag sagen, daß eine solche Art der Verschiebung des Schwergewichtes sich nicht auf einmal, 

sprungweise, vollzieht; die Partei kann die älteren Generationen nicht sozusagen „zu den Alten“ legen 

und mit einem Male ein neues Leben beginnen. Es verlohnt sich wohl kaum bei einem solch armselig 
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dummen demagogischen Einwand stehen zu bleiben. Nur Verrückte könnten davon reden die ältere 

Generation zu den Akten zu legen. Es handelt sich gerade darum, daß die ältere Generation bewußt 

den Kurs ändere und dadurch allein sich ihren weiteren führenden Einfluß in der gesamten Arbeit der 

eigentätigen Partei sichere. 

Der gesellschaftliche Bestand der Partei. 

Die Frage ist selbstverständlich mit dem Gegenseitigkeitsverhältnis der Generationen nicht erschöpft. 

In breiterem historischem Sinne wird die Frage entschieden durch die soziale Zusammensetzung der 

Partei und vor allem durch das spezifische Gewicht der Fabrik- und Betriebszellen in ihr, der Prole-

tarier vom Schraubstock. 

Die erste Aufgabe der Klasse, die die Macht erobert hat, war die Schaffung eines Staatsapparates 

unter Einschluß der Armee, der Organe der Wirtschaftsverwaltung usw. Aber die Installierung eines 

Staats-Genossenschafts- und anderer Apparate bedeutet seinem ganzen Wesen nach eine Schwä-

chung und Verwässerung der grundlegenden Fabrik- und Betriebszellen der Partei und ein außeror-

dentliches Wachstum der administrativen Elemente in der Partei sowohl proletarischen als auch an-

deren Ursprungs. Darin liegt der Widerspruch der Tage. Ein Ausweg aus ihr ist nur denkbar auf dem 

Wege ernster wirtschaftlicher Erfolge, einer gesunden Pulsierung des Fabrik- und Betriebslebens und 

eines ständigen Zuflusses von Arbeitern, die am Schraubstock verbleiben, in die Partei. In welchem 

Tempo dieser Grundprozeß verläuft, welche Flut- und Ebbezeiten er mitmachen wird, läßt sich jetzt 

schwer vorher sagen. Selbstverständlich muß auch im gegebenen Stadium unserer wirtschaftlichen 

Entwicklung alles geschehen, um eine möglichst große Anzahl von Arbeitern vom Schraubstock in 

die Partei hineinzuziehen. Aber eine ernstliche Aenderung der Parteizusammensetzung z. B. in dem 

Umfange, daß die Fabrik- und Betriebszellen zwei Drittel der Partei bilden, kann erst ganz langsam 

und lediglich auf der Grundlage sehr ernster wirtschaftlicher Erfolge erreicht werden. Jedenfalls sind 

wir verpflichtet, noch mit einer sehr langwierigen Periode zu rechnen, im Laufe deren die erfahrene-

ren und aktiveren Parteimitglieder – darunter natürlich auch jene proletarischen Ursprungs – in den 

verschiedenen Stellen des staatlichen, gewerkschaftlichen, genossenschaftlichen und Parteiapparates 

beschäftigt sein werden. Und diese Tatsache an sich schon birgt Gefahren, da sie als eine der Quellen 

des Bürokratismus dient. 

Einen vollkommen ausnehmenden Platz nimmt in der Partei und muß notwendigerweise einnehmen 

die Schulung der Jugend. Durch die Erziehung der Sowjetintelligenz vermittels der Arbeiterfakultä-

ten, der Parteiuniversitäten, der höheren speziellen Lehranstalten mit einem großen Prozentsatz kom-

munistischen Bestandes reißen wir an sich schon die jungen proletarischen Elemente vom Schraub-

stock nicht auf die Zeit des Unterrichtes los, sondern der allgemeinen Regel gemäß auch auf das 

ganze weitere Leben: Die Arbeiterjugend, die durch die höheren Schulen gegangen ist, wird zu ihrer 

Zeit, natürlich von dem industriellen, dem [31] staatlichen oder demselben Parteiapparat an sich ge-

rissen werden. Das ist der zweite Umstand der Verletzung des inneren Gleichgewichtes in der Partei 

zum Nachteil der Grundzellen der Fabriken und des Betriebs. 

Die Frage darüber, ob der Kommunist aus proletarischer, intellektueller oder anderer Mitte stammt, 

besitzt natürlich ihre Bedeutung. In der ersten nachrevolutionären Periode erschien die Frage über die 

Beschäftigung vor dem Oktober sogar entscheidend, denn die Abziehung vom Schraubstock auf jene 

oder andere Sowjetstellen stellte damals etwas vorübergehendes dar. Jetzt ist in dieser Beziehung 

bereits eine tiefe Veränderung deutlich geworden. Es besteht kein Zweifel, daß die Vorsitzenden der 

Gouvernementsvollzugsausschüsse oder die Divisionskommissare einen bestimmten gesellschaftli-

chen Sowjettyp darstellen, in erheblichem Grade sogar unabhängig davon, aus welcher Mitte der 

einzelne von ihnen hervorgegangen ist. 

Wir haben infolgedessen – und dabei auf eine ziemlich dauernde Periode – eine solche Lage, daß ein 

sehr erheblicher und der bestgeschulte Teil der Partei von verschiedenen Apparaten der Führung und 

der Verwaltung, der Wirtschaft und der Kommandostellen verschlungen wird; ein anderer erheblicher 

Teil studiert; ein dritter Teil ist auf die Dörfer verstreut und arbeitet in der Landwirtschaft; und nur 

ein vierter Teil (der Zahl nach gegenwärtig weniger als ein Sechstel) besteht aus Proletariern, die am 
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Schraubstock stehen. Angesichts dieser grundlegenden Tatsachen und Tendenzen müssen wir uns 

umso mehr klare Rechenschaft über die Gefahren einer Ausartung der alten Parteibestände durch den 

Apparat liefern. Es wäre ein grober Fetischismus anzunehmen, daß die alten Bestände lediglich des-

halb, weil sie aus der besten revolutionären Schule der Welt hervorgegangen sind, in sich die selbst-

genügsame Garantie gegen alle und jederlei Gefahren einer ideologischen Versandung und opportu-

nistischen Ausartung bieten. Nein! Die Geschichte wird durch die Menschen gemacht, aber die Men-

schen machen die Geschichte, darunter auch ihre eigene, durchaus nicht immer bewußt. Letzten En-

des wird die Frage natürlich durch die großen Faktoren internationaler Bedeutung entschieden: durch 

den Gang der revolutionären Ereignisse in Europa und das Tempo unseres wirtschaftlichen Aufbaues. 

Aber fatalistisch die ganze Verantwortung auf diese objektiven Faktoren zu legen ist ebenso unrich-

tig, wie Garantien nur in seinem subjektiven Radikalismus zu suchen, den man von der Vergangenheit 

geerbt hat. Bei ein und derselben revolutionären Gestaltung und bei ein und denselben internationalen 

Verhältnissen kann die Partei besser oder schlechter den zersetzenden Tendenzen widerstehen, je 

nach ihrem Bewußtsein mit dem sie den Gefahren gegenübersteht und ihrer Aktivität, mit der sie 

dieselben bekämpft. 

Besonders scharf reagiert, wie wir sahen, die studierende Jugend auf den Bürokratismus. Nicht um-

sonst hat Genosse Lenin vorgeschlagen zum Kampf mit dem Bürokratismus die Studierenden in brei-

tester Form heranzuziehen. Ihrer Zusammensetzung und ihren Verbindungen nach widerspiegelt die 

studierende Jugend alle sozialen Zwischenschichten, die in unsere Partei eintreten und saugt in sich 

ihre Stimmungen auf. Infolge ihrer Jugend und ihrer Empfänglichkeit ist sie geneigt, diesen Stim-

mungen unmittelbar aktive Formen zu verleihen. Als studierende Jugend strebt sie zu erklären und 

zu verallgemeinern. Damit ist durchaus nicht gesagt, daß die Jugend in allen ihren Handlungen und 

Stimmungen gesunde Tendenzen hervorzukehren. Aber wir wären Dummköpfe, würden wir ihren 

Stimmungen nicht aufs aufmerksamste unser Ohr leihen, es kommt noch hinzu, daß ein bedeutender 

Teil unserer neuen [32] Studentenschaft aus Parteimitgliedern mit einer für die junge Generation hin-

reichend ernsten revolutionären Parteivergangenheit besteht. Und ganz vergebens räuspern sich ge-

genwärtig die widerspenstigen Apparatmenschen gegenüber der Jugend. Sie ist unsere Kontrolle und 

unsere Ablösung und der morgige Tag gehört ihr. 

Kehren wir indes zur Frage der parteimäßigen Ueberwindung der Verschiedenheiten der einzelnen 

Teile und Gruppen der Partei, die durch ihre Staatsfunktionen auseinandergerissen werden, zurück. 

Seine Diktatur verwirklicht das Proletariat durch den Rätestaat. Die Kommunistische Partei ist die 

führende Partei des Proletariats und infolgedessen auch seines Staates. Und die ganze Frage läuft 

darauf hinaus, wie diese Führung zu verwirklichen ist, ohne sich zu eng mit dem bürokratischen Ap-

parat des Staates zu verquicken und ohne sich in dieser Verquickung der bürokratischen Ausartung 

auszusetzen. 

Die Kommunisten innerhalb der Partei und innerhalb des Staatsapparates gruppieren sich auf ver-

schiedene Art. Im Staatsapparat befinden sie sich in hierarchischer Abhängigkeit voneinander und in 

komplizierten Personalverhältnissen den Parteilosen gegenüber. Innerhalb der Partei sind sie alle 

gleichberechtigt, soweit es sich um die Bestimmung der grundlegenden Aufgaben und Methoden der 

Parteiarbeit dreht. Die Kommunisten arbeiten am Schraubstock, sitzen im Betriebsrat, verwalten die 

Unternehmen, die Trustunternehmungen, die Syndikate, stehen an der Spitze des Obersten Wirt-

schaftsrates usw. Soweit es um die Führung der Wirtschaft seitens der Partei geht, berücksichtigt sie 

– muß sie berücksichtigen – die Erfahrung, die Beobachtung, die Meinung aller ihrer Mitglieder, die 

auf den verschiedenen Stufen der administrativen Wirtschaftsleiter verteilt sind. Darin besteht das 

Grundlegende, mit nichts zu vergleichende Prärogativ unserer Partei, daß sie die Möglichkeit hat in 

jedem gegebenen Moment die Industrie mit den Augen eines Kommunisten-Drehers vom Schraub-

stock, eines Kommunisten-Gewerkschafters, eines Kommunisten-Direktors, eines roten Kaufmannes 

zu betrachten und unter Zusammenziehung der sich gegenseitig ergänzenden Erfahrung aller dieser 

Funktionäre, die Linie der Führung der Wirtschaft im allgemeinen, eines gegebenen Zweiges im be-

sonderen festzulegen. 
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Es ist ganz natürlich, daß diese Art wirklicher Parteiführung nur auf den Grundlagen einer lebendigen 

aktiven Parteidemokratie verwirklicht werden kann. Es ist in der Tat naiv, anzunehmen, daß ein Sek-

retär, kraft seines Sekretärtitels, in sich die ganze Summe des Wissens und Könnens verkörpert, das 

für die Parteiführung notwendig ist. In Wirklichkeit schafft er sich einen untergeordneten Apparat 

mit bürokratischen Abteilungen, mit bürokratischen Informationen und papiernen Auskünften und 

trennt sich durch diesen Apparat, der ihn in nahe Fühlung mit dem Staatsapparat bringt, von der 

lebendigen Partei ab. Es vollzieht sich hier das, was das bekannte deutsche Sprichwort folgenderma-

ßen ausdrückt: Du glaubst zu schieben und du wirst geschoben. Die ganze Vielfältigkeit der bürokra-

tischen Alltagsarbeit des Staatsapparates verfließt im Parteiapparat und schafft in ihm einen bürokra-

tischen Zug. Die Partei, als Kollektiv empfindet ihre Führung nicht, da sie dieselbe nicht verwirklicht. 

Daher die Unzufriedenheit oder das Mißverstehen sogar in jenen Fällen, wo die Führung im Wesent-

lichen richtig ist. 

[33] 
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Die Internationale  

Jahrgang 7 ⁕ Ausgegeben am 28. März 1924 ⁕ Heft 2/3 

I.  

Rede des Genossen Sinowjew über die Lage in der KPD.  
(in der Sitzung der Exekutive der Komintern Januar 1924). 

Si nowj e w: Genossen, zunächst müssen wir uns vergegenwärtigen, i n  we l che r  Lage  wir über-

haupt diese Diskussion angefangen haben. 

Wir sind uns darin einig, daß wir eine schwere Niederlage erlitten haben. Ich glaube, es wäre über-

trieben zu sagen: einen Zusammenbruch. Eine ernste Niederlage aber auf jeden Fall. Und eine Nie-

derlage ist nach unserer Erfahrung der wichtigste Prüfstein für die Stärke einer revolutionären Partei, 

wie auch für eine Richtung innerhalb der Partei. Gerade nach einer Niederlage haben wir zu beweisen, 

ob wir das Examen zu bestehen imstande sind. Wenn wir in Stimmungen verfallen, die alles schwarz 

färben, so können diese die Partei in der Tat zugrunde richten. Jetzt, nach der Niederlage müssen die 

deutschen Genossen erst recht zeigen, was sie leisten können. Hat man gesiegt, ist das kein Kunst-

stück. Es handelt sich vor allem darum, der Partei jetzt, da sie sich in einer schweren Lage befindet, 

die Treue zu bewahren. 

Bevor ich materiell auf die Dinge eingehe, einige Vor bem erkunge n: 

Es ist hier gesagt worden, eine Spa l t ung  der deutschen Kommunistischen Partei bedeute den Un-

tergang der deutschen Revolution, zum mindesten deren Hinausschieben auf weitere 5 Jahre. Das ist 

absolut richtig. Darum, glaube ich, müssen wir in die materielle Diskussion mit dem Bewußtsein 

eintreten, daß, wer es auch sein mag, durch Fraktionsgeist – aus fraktioneller Ueberzeugung selbst-

verständlich – die Einheit gerade in diesem Stadium bedroht, ein Ve r b r eche r  a n  de r  deu t s chen  

Ar be i t e r k l a s s e  ist. Wir alle wissen, daß es Lagen gibt, in denen man eine Spaltung vornehmen 

muß. In solchen Fällen nehmen wir sie auch vor. Aber es gibt auch Lagen, in denen man a l l e s  

s ch l ucken  m u ß, um ke i n e Spa l t ung  zuzulassen. Nun, ich behaupte, daß wir in Deutschland 

gegenwärtig gerade die letztere Situation vor uns haben. Wer heute zu einer Spaltung treibt, und mag 

er auch von den besten Motiven beseelt sein, ist objektiv doch nichts anderes als ein Helfershelfer der 

Sozialdemokraten und der Bourgeoisie und dient nicht den Interessen der deutschen Arbeiterklasse. 

Nun zur m a t e r i e l l en  Se i t e  der Diskussion. 

Zunächst ein paar Worte über einige Dokumente. Man versuchte hier, sich zu decken, indem man 

erklärte: Nicht erst im Oktober ist der Fehler gemacht worden, nicht erst im Oktober haben wir die 

Situation unterschätzt, sondern bereits früher, und zwar während der Ruhrkrise. Daher die ganze heu-

tige Lage. 

Das ist aber doch eine Selbstverständlichkeit hätten wir während der Ruhrkrise angefangen uns vor-

zubereiten, so wären wir natürlich besser vor-[34]bereitet gewesen; hätten wir noch früher begonnen, 

so noch besser. Das ist doch eine Kette, die man immer weiter zurückverfolgen kann und es ist reinster 

Sophismus, dessen man sich bedient, um wirkliche, zu einer ganz bestimmten Zeit begangene Fehler 

und Unterlassungssünden zu verschleiern. Wir müssen vor allem ehrlich gegen uns selbst sein. Dann 

werden wir auch die eigentlichen Fehler herausfinden. 

Die Ruhrkrise war in der Tat der Ausgangspunkt für die ganze weitere Entwicklung der Dinge. Vor 

mir liegen die Instruktionen zur Ruhrkrise vom 12. März 1923 

„Direktiven für die Delegation der Exekutive der KI zur Internationalen Konferenz in Köln am 17. 

März 1923.“ 

Lesen Sie diese Instruktionen. Was steht darin? 

„Die Konferenz von Essen war in erster Linie eine Demonstrationskonferenz. Die Konferenz vom 

17. März mußte eine Arbeiterkonferenz werden. 

Bei den Verhältnissen, unter denen die Essener Konferenz stattgefunden hat, war schon eine bloße 

Demonstration ein großes politisches Ereignis. Die mehr oder weniger gelungene Koordination der 
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Tätigkeit der französischen und deutschen Kommunistischen Parteien im Zusammenhang mit der 

Ruhrokkupation soll nicht unterschätzt werden. Jetzt aber Essen einfach wiederholen, wäre ein großer 

Schritt rückwärts.“ 

Und unsere Direktive hatte folgenden Wortlaut: 

„Die Konferenz vom 17. März und die Vorkonferenz (besonders die Vorkonferenz) haben zweierlei 

Aufgaben zu erfüllen: 

a) ein wirkliches, gemeinsames, klares, festes, konzentriertes Agitationsprogramm für die wichtigsten 

in Frage kommenden Sektionen auszuarbeiten: 

b) e i ne  Anzah l  Maßnahm en  o r gan i s a t o r i s che r  und  t e i l we i se  konsp i r a t i ve r  Na tu r  

auszua r be i t en  und  s i e  auch  wi r k l i ch  du r chzu füh r e n. (Radek: Das haben wir auch durch-

geführt.) Abwarten, Genosse Radek. Also die Exekutive hat die Aufgabe sehr wohl gesehen und sie 

auch der Konferenz gezeigt. Daß die Durchführung ungenügend war, obwohl die Jugend in Frankreich 

sehr gut gearbeitet hat, können wir zugeben. Auch haben wir das bereits zur Genüge getan. Man soll 

aber diese Sache nicht zum Vorwande einer Sophistik machen, indem man erklärt: weil wir damals 

nicht die Frage des bewaffneten Aufstandes gestellt haben, seien wir damals im Unrecht gewesen. 

Nein, der Fehler im Oktober lag bei der deutschen Partei, und teilweise auch bei der Exekutive. 

Weiter, ein anderes Dokument, ein Dokument über Sachsen vom 1. Oktober 1923. 

„Da wir die Lage so einschätzten, daß der entscheidende Moment nicht später als in vier, fünf, sechs 

Wochen kommt, so halten wir es für notwendig, jede Position, die unmittelbar nützen kann, sofort zu 

besetzen. Auf Grund der Lage glauben wir, bei gegebener Lage, muß man die Frage unseres Eintre-

tens in die sächsische Regierung praktisch einstellen. Unter der Bedingung, daß die Zeigner-Leute 

bereit sind, Sachsen wirklich gegen Bayern und Faschisten zu verteidigen, müssen wir eintreten, so-

fort Bewaffnung von 50.000 bis 60.000 wirklich durchführen, den General Müller ignorieren. Das-

selbe in Thüringen.“ 

Diese Direktive wurde in einer eingehenden Beratung beschlossen. War das richtig oder falsch? Ab-

solut richtig, wenn man annahm, daß die Zeignerleute wirklich gegen die Faschisten kämpfen und 

50- bis 60.000 Arbeiter bewaffnen wollten. 

Wie stellten wir uns die Sache also vor? Als eine Ep i sode  in  de r  En twi c k l ung  de s  Bür ge r -

k r i ege s, was im Text enthalten ist. Ferner will ich noch den Passus zitieren, der unser Verhalten zur 

linken Sozialdemokratie, wie zur Sozialdemokratie überhaupt betrifft. Wir hatten damals in Anwe-

senheit Brandlers und aller anderen beschlossen: 

„Der Hauptfeind ist die linke Sozialdemokratie. Wir müssen uns klar sein, daß wir einen Kampf nicht 

nur ohne, sondern gegen  die linken Sozialdemokraten zu führen haben werden. So lautet der Mos-

kauer Beschluß. 

[35] Genossen: Ich gebe zu, daß für den Eintritt in die sächsische Regierung ich und die anderen 

Genossen die Hauptverantwortung tragen, Brandler war in diesem Punkte schwankend. Er sagte: Ich 

weiß nicht, ob es genügend vorbereitet ist. Aber er hat nachgegeben. Ich will die Verantwortung 

keineswegs von mir abwälzen. Ich trage sie durchaus. Es war die allgemeine Auffassung, die sich aus 

den Verhandlungen auch mit der französischen, polnischen und tschechoslowakischen Partei ergeben 

hatte. Die polnischen Genossen schreiben jetzt in einem Brief an uns, in der deutschen Sache hätte 

man große Irrtümer begangen. Aber, sie waren doch hier, die polnischen Genossen! Genosse Warski 

war hier. Wir hatten sie zur Beratung zugezogen, obgleich sie nicht Mitglieder der Exekutive sind. 

Wir waren der Auffassung, daß, wenn es sich wirklich nur um Wochen handele, man Sachsen zur 

Vorbereitung des Bürgerkrieges ausnützen müsse. 

Das war unsere allgemeine Einstellung. 

Und die Ausführung Genossen? Das ist doch das Entscheidende an der ganzen Sache. 
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Zunächst in Sachsen. Genosse Remmele fragte gestern: Ist das wirklich so wichtig, jetzt zu untersu-

chen, was die Minister versäumt haben und ihnen das jetzt vorzuhalten? Ist das nicht ein gewisser 

Opportunismus? Was kann man denn von Ministern erwarten? 

Was ist daran richtige Gewiß ist das Verhalten der Massen die Hauptsache. Über für uns ist die Hal-

tung der Minister doch ein Symptom der faulen Einstellung der Partei. Die Hauptfrage bleibt selbst-

verständlich: Warum blieb der Bürgerkrieg aus, warum konnte die Masse nicht mobilisiert werden? 

Wenn wir dessen ungeachtet dem Auftreten der kommunistischen Minister eine große Bedeutung 

beimessen, so darum, weil es ein Symptom der unrichtigen Einstellung der deutschen Partei war. Wer 

waren denn die Minister? Unsere besten Genossen. Führende Genossen, wie Brandler, Heckert und 

Böttcher. Für uns ist ihr Verhalten ein Beweis der Existenz einer Fäulnis in der Partei. Vergleichen 

Sie bitte einmal die Gedankengänge des von mir erwähnten Telegramms mit dem Charakter des Auf-

tretens unserer Minister. Zwei grundverschiedene Einstellungen. Warum man nicht marschiert ist, 

warum die Masse nicht in Bewegung geriet, bleibt gewiß eine Hauptfrage, ändert aber doch nichts an 

der Tatsache, daß gleichzeitig das Verhalten der Minister eine unrichtige Einstellung der Partei sig-

nalisiert. Genossin Fischer hat gestern sicher sehr übertrieben, als sie sagte, Brandler treibe ein be-

wußtes Spiel. Das sind Uebertreibungen. Hierin liegt gerade der große Mangel der sonst sehr guten 

Rede der Genossin Fischer. Durch solche Uebertreibungen wird Richtiges leicht zur Karikatur. Das 

ist überhaupt der Hauptfehler der Linken, was wir ihr schon wiederholt gesagt haben. Es ist unmög-

lich, daß Brandler die Sache bewußt so gemacht haben soll. (Walcher: Das war ihr einziges Argu-

ment.) Nein, das war nur ihr schlechtestes Argument. Daneben enthielt ihre Rede eine ganze Reihe 

guter Argumente, denen man zustimmen muß. Wir haben dem Verhalten der kommunistischen Mi-

nister deswegen unsere Aufmerksamkeit zugewandt, weil es, einer falschen Politik entspringend, 

dazu führte, daß die ganze sächsische Arbeiterregierung zu einem banalen Techtelmechtel mit der 

Sozialdemokratie wurde. 

Nehmen wir sogar einmal an, man habe die Lage falsch eingeschätzt, habe sich geirrt, die Möglich-

keit, 60.000 Arbeiter zu bewaffnen, überschätzt. Es hat sich ja auch in der Tat herausgestellt, daß man 

die Tage wirklich überschätzt hat. Aber warum mußten Sie denn als Sozialdemokraten auftreten? 

Was zwang Sie, sich darauf zu berufen, daß Sie auf dem Boden der Verfassung stünden? Warum 

beriefen Sie sich darauf, daß wir nur dem Landtag verantwortlich seien? Das ist eine altmodische, 

bestenfalls Bebelsche Einstellung der neunziger Jahre. So sprach Bebel in seinen besten Tagen. Da-

mals war das auch richtig, während man heute an die revolutionären Kräfte der Massen der Arbeiter-

schaft direkt zu appellieren hatte. Jetzt war Ihre Aufgabe die, den Massen zu sagen, der Hauptfeind 

sei die linke Sozialdemokratie, die mit der rechten marschiere, während die [36] rechte mit Seeckt, 

dieser seinerseits mit Ludendorff marschiere, nicht aber zu erklären: wir stünden auf dem Boden der 

Verfassung. 

Die Durchführung der Direktiven war also unerhört schlecht und signalisierte uns das Bestehen grö-

ßerer Gefahren in unserer Partei, als irgendeiner von uns vermutet hatte. Darum wurde unser Brief an 

die deutsche Zentrale, der ihre Haltung kritisierte, auch einstimmig beschlossen. Das bitten wir nicht 

zu vergessen. Ich liebe es nicht, die Verantwortung von mir auf andere Genossen abzuwälzen. Ich 

habe den Brief geschrieben. Doch war es keineswegs ein rein persönlicher Brief, wie man es in 

Deutschland darzustellen beliebte. Es war eine Kommission eingesetzt worden, an der Gen. Kolarow 

und Genossin Zetkin teilgenommen und mancherlei Aenderungen beantragt hatten, die ich fast aus-

nahmslos akzeptiert hatte. ( Ze t k i n: Bitte, ich bemerke, daß der Brief geschrieben wurde, ehe wir 

ausführliche Berichte bekommen hatten, als wir eben noch nichts hatten.) Das stimmt, daß wir damals 

noch nicht so genau informiert waren wie jetzt. Ich gebe zu, daß ich nun in Details auch manches 

anders sehe als damals. In der Hauptsache aber hatten wir doch recht. Trotzki hatte unseren Brief 

gutgeheißen. Er forderte nur geringfügige Abänderungen. Wenn wir die Politik in Sachsen verteidi-

gen wollen, gehen wir besser zur zweiten Internationale. Man muß aussprechen, was ist. Uebrigens 

ist in den Thesen der gegenwärtigen Mehrheit der Zentrale schon reichlich viel ausgesprochen. 

Zwei Worte über das Verhältnis zur Sozialdemokratie überhaupt. Es wurde hier beschlossen, den 

Hauptfeind in der linken Sozialdemokratie zu sehen, ihr zum Trotz, ja gegen sie zu kämpfen. Ich 
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schrieb das in einem Artikel, als Mitte Oktober in Berlin ein Teil unserer Genossen eine ganze Woche 

hindurch mit diesen Schuften zusammensaßen und ein Programm ausarbeiteten, um tags darauf zu 

erklären: Verschieben wir die Sache auf zwei Tage und dann werden wir mit einem neuen Programm 

kommen. (Wa l che r: Die Berliner waren dabei.) Schön, also auch die Berliner tragen dafür die Ver-

antwortung. So darf man aber die Sozialdemokratie in einer solchen Lage nicht behandeln. 

Nun, Genossen, die Frage der Einheitsfront. 

Zunächst die allgemeine Frage: Hatten wir bis zu jenem Augenblick in der Kommunistischen Inter-

nationale Meinungsverschiedenheiten in dieser Frage? Ja, wir besaßen Schattierungen, hatten Nuan-

cen. Wir haben sie nicht ausgekämpft. Jetzt aber müssen sie ausgekämpft werden bis zur völligen 

Klärung. 

Worin bestand mein Fehler, als ich in der Sitzung der Erweiterten Exekutive die Arbeiterregierung 

als ein Pseudonym für die Diktatur des Proletariats bezeichnete und darob von einem Vertreter der 

Mehrheit angegriffen wurde. Man erwiderte, das schade der Agitation, eine solche Bezeichnung sei 

unangebracht. Ich habe damals nachgegeben, weil ich mir sagte, man dürfe in der praktischen Agita-

tion in der Tat nicht alles ausplaudern. Nun ist jedoch klar, daß die damaligen Einwände nicht der 

Rücksichtnahme auf die Bedürfnisse der praktischen Agitation entsprungen waren, sondern von einer 

prinzipiell fehlerhaften Einstellung herrührten. Die Arbeiterregierung ist entweder wirklich nicht an-

deres als ein Pseudonym der Diktatur oder aber sie ist eine bloß sozialdemokratische Opposition. 

Radek wird mir bestätigen, daß ich und Stalin sofort nach Leipzig sagten: Hier liegt entweder eine 

starke stilistische Entgleisung vor oder die Existenz einer opportunistischen Gefahr. Bald darauf – 

wenn ich nicht irre, eine Woche danach – fand der tschechoslowakische Parteitag statt. Da hatten wir 

dieselben Formulierungen der Demokratie. Ganz natürlich, daß Brandler sich ihnen anschloß. Mein 

Fehler bestand eben darin, daß ich damals die Frage nicht ausgekämpft habe. Ich dachte mir eben: 

Abwarten. Die Geschichte ist noch etwas neu. Vielleicht wird man sie auf friedlichem Wege klären 

können. Jetzt ist es klar, daß das Geschrei über das „Pseudonym“, wie die Leipziger Beschlüsse und 

gleich darauf die Beschlüsse in der Tschechoslowakei bewiesen, opportunistische Entgleisungen [37] 

ankündigte. Das muß man offen sehen und wieder gut machen, sonst verderben wir die Partei. 

Was bedeutet die Einheitsfront? In den Thesen, die wir vorlegten, heißt es: 

„Die Einheitsfront ist eine Taktik der Revolution, nicht der Evolution, eine Methode zur Agitation 

unter den Massen und zu ihrer Mobilisierung gegen die Sozialdemokratie in der gegebenen Periode 

des Klassenkampfes.“ Nichts mehr. Wer da glaubt, sie sei mehr, der reicht bereits einen Finger dem 

Teufel. S i e  i s t  n i ch t s  m ehr  und  so l l  auch  n i ch t  m ehr  s e i n. Wer aber anderer Auffassung 

ist, macht damit der konterrevolutionären Sozialdemokratie Konzessionen. 

Die Frage, Genossen, muß jetzt nicht nur national, sondern international geklärt werden. Ich stehe 

vollkommen auf dem Boden des Beschlusses des 4. Kongresses. Wie lautete er? Er lautet: „Nicht 

jede Arbeiterregierung ist eine proletarische Regierung.“ In ein paar Tagen werden wir in England 

eine Regierung Macdonald haben. Wird das eine Arbeiterregierung sein? (Zwischenruf: Nein.) Doch, 

wenn Sie das leugnen, sind Sie gegen die Beschlüsse des 4. Kongresses. Wir haben auf dem 4. Kon-

greß den Fall Australien erwähnt und in der Resolution gesagt, eine solche liberale Arbeiterregierung 

sei in absehbarer Zeit auch in England möglich. Vergleichen Sie Sachsen und Macdonald. Die säch-

sische Regierung erscheint einer Macdonald-Regierung gegenüber als eine Kleinigkeit. Am Vor-

abend der proletarischen Revolution in Deutschland jedoch stellt sie eine bedeutsame Etappe dar. Ein 

Vergleich dieser beiden Regierungen zeigt, daß es sich um wesentliche Unterschiede handelt. Die 

Macdonald-Regierung wird eine Scheidemann-Regierung in englischer Uebersetzung sein. Sie wird 

trotzdem ein großes historisches Ereignis darstellen, denn sie wird der Ausdruck dessen sein, daß 

englische Arbeiter sich als an der Macht stehend fühlen werden. Dennoch wird es eine Scheidemann-

Regierung sein. In Sachsen hatten wir es mit einem Versuch der Kommunisten zu tun, zur Revolution 

zu marschieren, während es objektiv zu einem ordinären Techtelmechtel geworden war. 
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Genossin Fischer hat gestern vollkommen mit Recht daran erinnert, welche Wirkung auf dem 4. Kon-

greß die Mitteilung von der Absicht der Kommunisten zum Eintritt in die sächsische Regierung aus-

löste. (Zwischenruf: Es wurde ja abgelehnt.) Das ist doch Nebensache, Genossen. Die autoritative 

Vertretung der KPD befand sich damals in Moskau. Es waren das etwa 20 Genossen, darunter Thal-

heimer und Meyer. Diese aber waren f ü r  den Eintritt in die Regierung. Das ist eine Tatsache. Wir 

haben einen ganzen Abend mit ihnen kämpfen müssen und hatten danach in der russischen Delegation 

einstimmig, einschließlich Lenins und Trotzkis, beschlossen, dagegen aufzutreten, da das reinster 

Opportunismus werden würde. 

Ich war und bin der Meinung, daß wir in dem Moment, da wir in eine solche Regierung einträten, die 

praktische Möglichkeit verlören, unseren Gegensatz zur Sozialdemokratie agitatorisch auszunutzen. 

Ebenso verhielt es sich auch mit der Einheitsfront. Sie werden sich erinnern, daß, als wir die Ein-

heitsfronttaktik beschlossen hatten, die Idee einer Konferenz der drei Internationalen auftauchte. Ich 

war der Meinung, man müsse diesen Versuch möglichst hinausschieben, weil er leicht zu einem 

Schlag gegen die Einheitsfront werden könnte. Es käme dabei nichts anderes heraus, als entweder 

Konzessionen an die Sozialdemokratie oder ergebnisloses Gerede. Damit verlöre die Parole der Ein-

heitsfront wieder ihre Anziehungskraft. Die Einheitsfront ist eben lediglich eine Agitationsmethode, 

die man entsprechend verschiedenen Stadien der Entwicklung verstehen muß verschieden anzuwen-

den. Wer von dieser Taktik mehr erwartet, steht auf dem Boden der Sozialdemokratie. Gen. Brandler 

sagte gestern etwas für mich sehr Interessantes. Er sagte nämlich, man müsse zugeben, daß im Ge-

folge der Anwendung der Einheitsfronttaktik bei [38] der großen Masse eine Psychologie entstanden 

sei, die auf die evolutionistische Vorstellung hinauslaufe, erst käme eine bürgerliche Koalition, dann 

eine sozialdemokratische Regierung mit Unterstützung der Kommunisten, dann eine Halb- und Halb-

Regierung usw. Wenn das stimmt, daß sich bei den Massen eine solche Vorstellung wirklich heraus-

gebildet hat, dann liegt darin ein starkes Argument gegen d i e  Art der Einheitsfronttaktik, wie sie von 

Ihnen gehandhabt wird. Brandlers Aeußerungen ist da r um  besonderes Gewicht beizulegen, weil er 

ja doch der Vater der Einheitsfronttaktik in Deutschland war, in welcher Feststellung übrigens kei-

neswegs ein Vorwurf gegen ihn enthalten sein soll. Wir haben uns ja allesamt dafür eingesetzt. Wenn 

er aber jetzt erklärt, objektiv sei es dazu gekommen, daß die Masse die Einheitsfronttaktik in dem 

Sinne auffasse, daß sich eine Regierung allmählich in eine andere verwandele, wenn das Tatsache ist, 

so müssen wir allerdings mit aller Gründlichkeit dem Grundfehler der Taktik nachgehen. Ich glaube, 

daß er nicht in der Einheitsfronttaktik als solcher liegt, sondern wieder einmal in deren Durchführung. 

Das darf man nicht übersehen. Die Sache darf nicht zu leicht genommen werden. 

So steht es, Genossen, mit der Frage der Einheitsfronttaktik. Mir scheint, daß wir keine Veranlassung 

haben, sie von Grund aus zu revidieren. Sie war prinzipiell richtig und wird es bleiben. Es liegen 

hierin die Dinge ebenso wie beim revolutionären Parlamentarismus, an dem wir entschieden festhal-

ten. Und hat man nicht auch ihn bekämpft? Man verweist z. B. auf Bombacci oder auf die Schwäche 

der Parlamentsfraktion in Deutschland und Frankreich. Das ist aber doch keine prinzipielle Stellung-

nahme zur Frage. Man muß es eben lernen, eine richtige Idee auch gut durchzuführen. Diese Taktik 

ist geboten, weil wir noch eine Minderheit in der Arbeiterklasse darstellen, die Sozialdemokratie da-

gegen noch die Mehrheit, und wir ferner im allgemeinen noch in der Defensive stecken, während der 

Kapitalismus gegen uns offensiv vorgeht. Sie wird demnach für die Dauer einiger Jahre durch die 

ganze Lage der kommunistischen Arbeiterbewegung gefordert. Um diese Idee jedoch zu verteidigen, 

bedarf es einer schonungslosen Bekämpfung ihrer schlechten Durchführung, denn der einfache Ar-

beiter wird sich in der Tat fragen: Was ist denn das für eine Politik, bei der es in Frankreich, in der 

Tschechoslowakei, ja sogar in Deutschland, das die beste Partei hat, schief geht? Und er wird sich 

weiter fragen: Was ist denn das für eine feine Dame, die Einheitsfront, die sich in der Wirklichkeit 

als ein Scheusal erweist? Darum betonen wir: die Einheitsfront darf nicht zu einer fleischlosen und 

blutleeren Idee werden. 

Bei den Formulierungen der Einheitsfronttaktik, die sich jetzt gegenüberstehen, ist es vor allem not-

wendig, die Sache ehrlich und bis in ihre Konsequenzen durchzudenken. Ich beantrage im Namen 

der Vertretung der russischen Partei folgende Definition anzunehmen: 
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„Die Einheitsfronttaktik stellt nichts anderes dar als eine Methode der Mobilisation der proletarischen 

Kräfte in der gegenwärtigen Zeitperiode.“ 

Jede andere Auffassung wäre sozialdemokratisch. Es wäre ein Leichtes, eine Kautschukformel zu 

finden. Das machen wir aber nicht mit. Sollten wir in der Exekutive eine Minderheit bleiben, nun, so 

werden wir uns bemühen, eine Mehrheit zu werden. Wir hoffen jedoch, nicht in der Minderheit zu 

bleiben. Eine Periode demokratischen Zusammenwirkens mit den Sozialdemokraten ist nunmehr aus-

geschlossen. Wer noch glaubt, es sei ein politisches Bündnis der Kommunisten mit den Sozialdemo-

kraten möglich, steht auf dem Standpunkt der Sozialdemokratie, ist ein wirklicher Zentrist. Das Gute 

an den üblen Erfahrungen in Deutschland wird sein, daß wir in diesen Dingen jetzt endlich Klarheit 

erhalten. 

Ich komme nun zur Frage der Rolle der deutschen Sozialdemokratie überhaupt und im Zusammen-

hang damit zur Frage des Faschismus, m. a. W. zur Frage, wer über wen in Deutschland gesiegt hat. 

Gestern sagte Radek, und mit Recht, die erste Frage, die sich ein Politiker stelle, sei: Wer herrscht im 

Lande, wer herrscht in Deutschland? Radek be-[39]antwortet jedoch die Frage allzu einfach. Er ant-

wortet: die Faschisten. Ich dagegen frage weiter: Herrschen die Faschisten allein oder gibt es in 

Deutschland Mitherrscher und wer sind diese? Darauf antworte ich: die Sozialdemokratie herrscht 

mit. (Brandler: Sehr richtig!) So, so, Sie finden das sehr richtig. Dann wollen wir aber auch sofort die 

Konsequenzen daraus ziehen. 

Seit 1918 herrscht in Deutschland ein Block. So einfach liegen die Dinge nicht, daß man rundweg 

von einer Herrschaft des Faschismus reden kann. Die bürgerliche Revolution ist bekanntlich gegen 

den Willen der Sozialdemokratie ausgebrochen. Die Sozialdemokratie war bis zuletzt für die Auf-

rechterhaltung der Monarchie. Die bürgerliche Revolution in Deutschland brach t r o t z  der Sozialde-

mokratie aus, ja ge ge n  ihren ausdrücklichen Willen. Ich verweise Sie z. B. auf das Buch Scheide-

manns, in dem er erzählt, daß er, als er vom Ausbruch der Revolution Kunde erhielt, zu schwitzen 

begann, daß ihm der Kragen weich ward. Ich hatte übrigens Scheidemann für zu klug gehalten, um 

so etwas auszuplaudern. Es ist somit Tatsache: die Sozialdemokratie war gegen die bürgerliche Re-

volution. Die bürgerliche Revolution kam aber doch. Deutschland nannte sich eine sozialistische Re-

publik. Jetzt will man das Wort November„republik“ einbürgern. Das ist eine nichtssagende Bezeich-

nung. Wir sind Marxisten und sollten uns als solche der alten Terminologie des Marxismus bedienen; 

besonders dann, wenn es sich um wissenschaftliche Definitionen handelt. 

Was hatten wir die ganze Zeit seit dem Umsturz in Deutschland? Eine bürgerliche Demokratie. Sie 

unterscheidet sich sowohl von der französischen als der amerikanischen und schweizerischen, ihr 

Inhalt jedoch ist derselbe. Während 5 Jahren Herrschaft dieser bürgerlichen Demokratie hat die So-

zialdemokratie alles getan, um die ganze Macht, zum mindesten den größten Teil derselben, Schritt 

für Schritt an die Bourgeoisie abzutreten. Seit der Revolution regierte in Deutschland ein Block. In 

letzter Zeit hat sich lediglich das Kräfteverhältnis innerhalb desselben etwas verschoben. Ich sage, 

Genossen, bewußt e t wa s. Sie erwidern, jetzt sei die Lage eine total verschiedene, man verbietet ja 

doch die Kommunistische Partei. Sie haben ein kurzes Gedächtnis, Genossen. Hatte denn Noske die 

Kommunistische Partei nicht auch verboten? Und ist Severing nicht Minister? Severing aber ist So-

zialdemokrat. Die Sozialdemokratie regiert also mit. 

Somit sehen wir auch heute noch einen Block am Staatsruder. Auch ist Ebert Präsident, mag das auch 

nebensächlich sein. Wir wissen, daß Tausende, ja Zehntausende von Sozialdemokraten, selbst sozi-

aldemokratischer Arbeiter, Staatsposten innehaben, staatliche Funktionen ausüben. Sie sitzen im Ap-

parat, haben somit etwas zu verteidigen. Genau gesagt, herrscht also in Deutschland nicht bloß der 

Faschismus, sondern Faschismus plus Sozialdemokratie. Damit fällt auch die schöne Formel vom 

Stege des Faschismus über die Novemberrepublik. Nichts ist an dieser Behauptung richtig. Nimmt 

man sie unter die Lupe, so zerrinnt sie in nichts. Erstens ist, wie schon gesagt, die Bezeichnung „No-

vemberrepublik“ falsch, weil sie an Stelle einer Charakteristik des Wesens dieser Republik die Beto-

nung äußerer Merkmale setzt. Als Marxist kann man nur von einer bürgerlichen Demokratie spre-

chen. Ein prinzipiell anderes Herrschaftssystem ist nicht vorhanden. Es ist ein dem französischen 

analoges System. Oder glauben Sie etwa, in Frankreich herrschten nicht ebenso Generale? 
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Ferner heißt es, es sei die Republik besiegt, nicht aber die Arbeiterklasse. Das ist nun entweder eine 

literarische Floskel oder aber Opportunismus à la Leipzig. Wäre es bloß eine literarische Floskel, so 

wäre das noch nicht allzu schlimm. Warum ist eine solche These politisch gefährlich. Weil sich daraus 

eine unrichtige Einschätzung der Sozialdemokratie ergibt, die neue Entgleisungen herbeiführen kann. 

Wäre es richtig, daß die Sozialdemokratie jetzt besiegt sei, so würde daraus gerade die Notwendigkeit 

einer Annäherung an die Sozialdemokratie folgen. (Zwischenruf.) 

Genosse Pjatakoff fragt sehr naiv: Warum gebrauchen wir diese Formel? 

[40] Weil diese Formel unseren jetzigen Verzicht auf Teillosungen und Teilkämpfe motiviert. Aber, 

Genossen, hier ist doch alles auf den Kopf gestellt. Um sich einen bequemen Grund zum Verzicht 

auf Teilforderungen zu verschaffen, konstruiert man eine ganz falsche Formel. Wenn es richtig ist, 

daß die Sozialdemokratie besiegt ist, dann folgt daraus die Notwendigkeit einer Annäherung an die 

Sozialdemokratie. Das lehrte uns bereits Marx im Kommunistischen Manifest, in dem es heißt, daß, 

so Reaktion und schwankendes Kleinbürgertum einander gegenüberstehen, man mit dem letzteren 

gehen müsse. In Deutschland ist dagegen die Lage eine tatsächlich ganz andere. In Deutschland 

herrscht die Reaktion samt der Sozialdemokratie. Beide müssen daher bekämpft werden. Aus ihrer 

falschen Terminologie ergibt sich aber eine ganz andere Einstellung. Vor mir liegt ein Brief der De-

legierten der Komintern vom 18. November. Da lesen wir: 

„Wir setzen der Forderung der Linken nach einer unverzüglichen Generalschlacht, d. h. einer Gene-

ralniederlage, eine Politik der Generalmobilmachung der Partei und des Proletariats in Form einer 

Reihe von Gefechten entgegen, aus denen der Endsieg hervorwachsen müsse. Zu einer solchen revo-

lutionären Politik brauchen wir die Anerkennung der Tatsache des Sieges des Faschismus, denn le-

diglich diese Tatsache gibt den Grund ab für die Aenderung unserer Taktik.“ 

Nun, Genossen, das ist ganz falsch. (Maslow: Sehr bequem!) Auch nicht bequem, sondern falsch. Es 

ist erneut entweder eine Entgleisung oder Opportunismus, denn man erwartet hier von dem berühm-

ten Sieg des Faschismus wieder einmal alles, ohne sich als Marxist vor allem zu fragen: Wer ist an 

der Macht? Welchen Kräfteblock sehen wir vor uns? Welches ist die Rolle der Sozialdemokratie? 

Man stellt die Sache plötzlich so dar, als wäre jetzt in derselben Sozialdemokratie ein völliger Um-

schwung eingetreten, in der Sozialdemokratie, die seit 1920 immerfort denselben Eiertanz aufführt. 

Diese Leute sind sehr elastisch. Ich meine das nicht im Sinne persönlicher Qualifikation, sondern im 

Sinne ihrer Klassenideologie. Sie repräsentieren eben das Kleinbürgertum, dessen Wesen gerade da-

rin besteht, daß es dauernd hin- und herschwankt. So eine Umstellung der Sozialdemokratie mag 

noch dutzendmal geschehen, objektiv bleibt doch ein Block der Sozialdemokratie mit dem Faschis-

mus bestehen. 

Dies die Situation. Wir müssen für Deutschland eine prononciertere Taktik fordern, weil eben die 

Sozialdemokratie – das liegt heute bereits offen zu Tage – ein faschistischer Flügel der Arbeiterbe-

wegung geworden ist. Die deutsche Sozialdemokratie ist eine faschistische Sozialdemokratie. Aus 

dieser Erkenntnis ergibt sich die Notwendigkeit einer Modifikation unserer Taktik. (Walcher: Das 

haben wir ja gesagt.) Nein, das haben Sie nicht gesagt. Sie schimpfen wohl auf die Sozialdemokraten, 

aber die Arbeiterschaft marxistisch über das Wesen der Sozialdemokratie aufklären, verstehen Sie 

nicht. Schimpfen ist doch sehr leicht. „Handlanger der Bourgeoisie“ und dergl. mehr ist leicht gesagt. 

Die Hauptsache ist aber gerade, zu erkennen, daß die Sozialdemokratie gar nicht besiegt ist, sondern 

zu einem Bestandteil des Faschismus geworden ist, wie sich auch die ganze internationale Sozialde-

mokratie in dieser Richtung entwickelt, was sind denn Piłsudski und Konsorten anderes als faschis-

tische Sozialdemokraten? Waren sie das aber auch schon vor 10 Jahren? Nein! Potentiell, in nuce, 

waren sie es selbstverständlich schon damals. Daß sie ihren wahren Charakter aber jetzt so deutlich 

offenbaren, kommt daher, daß wir in einer Epoche der Revolution leben, die sie zu Faschisten macht. 

Was stellt die italienische Sozialdemokratie dar? Einen Flügel des Faschismus. Turati ist ein faschis-

tischer Sozialdemokrat. Dürfte man das vor 5 Jahren behaupten? Nein. Ich erinnere Sie bloß an jene 

Gruppe sozialdemokratischer Akademiker, die ganz allmählich zu einem Machtfaktor der Bourgeoi-

sie heranreiften. Die italienische Sozialdemokratie ist jetzt eine faschistische Sozialdemokratie. Ein 

anderes Beispiel: die Weitherzigen Bulgariens, Janko Sakasoff. 
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[41] Auch sie waren seit jeher Opportunisten. Konnte man aber vor etwa 10 Jahren erklären, sie seien 

faschistische Sozialdemokraten? Nein, das wäre damals eine Dummheit gewesen. Jetzt dagegen ent-

spricht es der Wirklichkeit. Beweis? Nun, Sakasoff ist ein Mitglied der Regierung Zankow. Sakasoff 

aber behauptet, er gehöre zur Zweiten Internationale, sei Sozialdemokrat. Man muß doch das Wesen 

der Dinge verstehen, wenn man die Sozialdemokraten nicht bloß beschimpfen will. Macdonald, der 

Vorsitzende der Zweiten Internationale, gelangt zur Macht. Die englische Bourgeoisie bittet ihn, die 

Regierung zu übernehmen. Darin liegt gewiß ein Beweis der Schwäche der Bourgeoisie, also gleich-

zeitig ein Beweis dessen, daß die Bedeutung der Arbeiterschaft gewachsen, daß das Proletariat zu 

einem Machtfaktor geworden ist. Aber es beweist nicht minder, daß die Sozialdemokratie der Bour-

geoisie salonfähig erscheint. Darum kann die englische Bourgeoisie dem Präsidenten der Zweiten 

Internationale nun das Ruder des Staatsschiffes in die Hand geben. 

Man mag Macdonald einen Verräter und Handlanger der Bourgeoisie schimpfen, soll aber dabei stets 

die Epoche im Auge behalten, in der wir leben. Die internationale Sozialdemokratie stellt heute einen 

Flügel des Faschismus dar. Da s  muß den deutschen Arbeitern klar gemacht werden. 

Das ist eine der ihrigen diametral entgegengesetzte Auffassung, die in der Politik sowohl als in der 

Agitation die Dinge ganz anders beleuchtet. Die These: Sieg des Faschismus über die „Novemberre-

publik“ aber kein Sieg über die Arbeiterklasse ist – ich wiederhole – ist entweder Unsinn oder Op-

portunismus. Darüber hilft Ihnen kein Schimpfen auf die Sozialdemokraten hinweg. Darum sind die 

Mehrheitsthesen des Zentralausschusses absolut falsch. Sie stellen einen ersten Versuch dar, sich zu 

orientierten. Wir wären jedoch reine Formalisten, wenn wir nun etwa erklären würden, man müsse 

die Zentrale wegen der Annahme einer solchen falschen Resolution strangulieren. Es war eben ein 

mißlungener erster Versuch, sich in einer neuen Situation zu orientieren. 

Wir müssen dieser Formulierung eine andere entgegensetzen. Die Mehrheitsthesen gleichen viel mehr 

einem Radekschen Artikel als einer Parteiresolution. Ich schrieb gegen die Mehrheitsthesen einen 

Artikel über Koltschak, der mir die Verhältnisse viel richtiger zu beleuchten scheint, als der Artikel 

Radeks, den Sie zum Beschluß erhoben haben. (Scholem: Wir haben Ihren Artikel verbreitet.) Ich 

danke Ihnen. Walcher bemerkt, das gerade charakterisiere meinen Artikel. Ich fürchtete das absolut 

nicht. Die linken Genossen sind ein Teil unserer Internationale. (Maslow: Und kein schlechter.) Und 

nicht der schlechteste. Sie begehen Fehler, sie übertreiben, haben aber im Wesen der Sache recht. Ich 

schäme mich also der Verbreitung meines Artikels durch die Berliner Arbeiter nicht im geringsten. 

Was tat dagegen die Rechte? Sie hat meinem Artikel eine Anmerkung angehängt, daß ein neuer Artikel 

Radeks folge. Also befürchtete man, daß gewisse Elemente der Partei uns doch verstehen würden. 

Es ist natürlich Ihr Recht, gegen unsere Auffassung zu opponieren, aber dann haben Sie kein Recht, 

die Existenz einer Rechten zu negieren. Die Rechte ist diejenige Richtung der Partei, die diese An-

merkung veröffentlichte und verbreitete. Die Rechte ist eine Minderheit und wird, nachdem einmal 

die Internationale gesprochen haben wird, wahrscheinlich bis auf einen kleinen Rest zusammen-

schrumpfen. Und selbst dieser letzte kleine Rest wird sich fügen. Wir sind fest überzeugt, daß wir 

doch zusammengehören. Wir dürfen uns nur dem Bestehen einer solchen Tendenz nicht verschließen. 

Wenn Sie die Leipziger Beschlüsse, das Geschrei über das Pseudonym, die Mehrheitsresolutionen 

des Zentralausschusses, die Durchführung unserer Beschlüsse in Sachsen, endlich die redaktionelle 

Anmerkung betreffend das Erscheinen eines Radekschen Artikels – wenn Sie sich das alles vor Augen 

halten, so genügt das jedem Politiker vollauf, um feststellen zu können: [42] hier liegt ein bestimmtes 

System, eine Tendenz vor. (Radek: System allerdings. Ob aber ein unrichtiges?) Dieses System ist 

menschewistisch. 

Was bedeutet Menschewismus? Oft hört man sagen, Radek sei ein Menschewik. Natürlich ist er es 

nicht. Er ist selbstverständlich ein Kommunist. Aber er begeht manchmal Fehler menschewistischer 

Art. Wäre er ein Menschewik und ich ein Bolschewik, so hätten wir uns sicher ganz anders bekämpft. 

Radek sagt, ich hätte wohl recht, wenn die Dinge in Deutschland wirklich so lägen, wie seinerzeit in 

Rußland. Nun, Genossen, Sie sind als Ausländer nicht verpflichtet, alle unsere Politiker zu kennen. 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 5 – 39 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 18.09.2023 

Aber Radek sollte sie allerdings kennen. Auch bei uns gab es doch einmal einen Purischkewitsch, der 

ein russischer Hitler war. Es gab bei uns seinerzeit eine starke, stockreaktionäre Bewegung, die wir 

„Schwarze Hundert“ nannten. Sie stellte im Grunde genommen einen russischen Faschismus dar, der 

sich geschickt sozialer Demagogie bediente. Die „Schwarze-Hundert“-Bewegung ist von den Monar-

chisten ausgegangen und war eine Stütze der Monarchie. Sie hatte ihre Abteilungen fast in jedem 

Dorfe, jeder Stadt. All die kleinen Leute, die Hauswächter, Dienstboten usw. gingen mit ihnen. Diese 

Bewegung nützte für ihre Zwecke teilweise auch religiöse Gegensätze aus. In gewissem Sinne war 

es eine Volksbewegung, und zwar eine Volksbewegung, die sich unter dem Deckmantel demagogi-

scher Judenhetze breiter Schichten zu bemächtigen verstand. Es war eine große Bewegung, die nicht 

nur die Grundbesitzer, nicht nur den Adel, sondern auch Tausende kleinbürgerlicher Elemente mit 

sich riß und weit eher eine Massenpartei darstellte, als die Miljukow-Partei. Also, wenn Sie schon 

Vergleiche mit Deutschland ziehen wollen, dürfen Sie auch diese Richtung nicht übersehen. Und das 

haben Sie übersehen. (Radek: Bezüglich des Kleinbürgertums stehe ich vollkommen auf dem Boden 

dessen, was Sinowjew gesagt hat.) Radek hatte durchaus recht, als er die Bedeutung des Kleinbür-

gertums unterstrich. Wir müssen dem Kleinbürgertum beispringen. Darin sind wir Radek gefolgt. 

Das bleibt auch weiterhin eine unserer wichtigsten Aufgaben. Ihre Versammlungen zur agitatorischen 

Bearbeitung dieser kleinbürgerlichen Schichten waren ein taktisch richtiges Mittel, das beweist, daß 

Sie wirklich Verbindung mit den Volksmassen suchten. Diese Aufgabe bleibt bestehen. Wir müssen 

die kleinbürgerlichen Teile gewinnen. Ich habe niemals gehört, daß die Linke dagegen sei. Wenn man 

dagegen, wie es in der Resolution des Zentralausschusses geschieht, Unterschiede zwischen Wittels-

bachern und Hohenzollern konstruieren will, so nennen wir das Opportunismus. Auf derlei Dinge die 

Politik der Arbeiterklasse aufbauen, Differenzen solcher Art als wesentliche Faktoren der Revolution 

hervorheben, heißt in einen groben Fehler verfallen. 

Worüber stritten sich seinerzeit Lenin und Martow? Keineswegs etwa darüber, daß man Nuancierun-

gen im gegnerischen Lager etwa nicht ausnützen solle. Der Streit drehte sich vielmehr darum, daß 

Martow vor lauter Suchen nach Nuancen die Hauptsache vergaß, nämlich die Dreiteilung des Volkes 

in Bourgeoisie, Kleinbürgertum und Proletariat. Er war eben Menschewik. Sein Beispiel sollte ab-

schrecken. 

Ein weiterer Punkt Radeks. Radek sagt: Entweder sind wir eine kommunistische Agitationspartei 

oder eine Partei des Kampfes, entweder eine agitatorische Sekte oder eine Massenpartei. Das ist eine 

falsche Einstellung. Ich behaupte nicht, daß Radek heute auf dem Boden Levis stehe, und doch ist es 

im allgemeinen derselbe Fehler, derselbe Ausgangspunkt, den Levi hatte. Der Streit dreht sich ja 

gerade darum wi e  wir eine gu t e  Kampfpartei mit gu te r  Agitation werden, also auch darum, ob wir 

eine kommunistische oder eine zentristische Agitation brauchen. Man komme uns doch nicht immer 

wieder mit dem Sektengespenst! Wir kennen das schon übergenug. Wir sind in Rußland keine Sekte, 

sondern eine Massenpartei geworden. Was unseren Parteien dagegen fehlt, ist gerade eine wirklich 

kommunistische Agitation. Das gilt für die englische Partei wie für die [43] französische, die tsche-

chische wie die deutsche. Sie alle verstehen es noch nicht, eine kommunistische, die Massen aufrüt-

telnde Volksagitation zu treiben. Sie fühlen sich noch nicht als Volkstribunen. Warum ging uns das 

Auftreten solcher unserer Genossen, wie z. B. Heckert, der es nicht verstanden hat, in Sachsen sich 

als Volkstribun zu fühlen, so nahe? Weil wir ihn als einen aufrichtigen Kommunisten schätzen, von 

dem wir wissen, daß er ausrichtig zur Kommunistischen Internationale steht und mit ihr sterben wird. 

(Walcher: Haben Sie eine seiner Reden gelesen?) Alles, was zu lesen war, habe ich gelesen, nicht 

weniger als Walcher. Wir haben uns unser Urteil nicht leichtsinnig gebildet. Wir haben Dutzende von 

Berichten gelesen. (Walcher: Alle haben gesagt, es sei eine gute kommunistische Rede gewesen.) Für 

normale mag das vielleicht auch eine gute Rede gewesen sein. Aber Heckert hat sich nicht als ein 

Führer gefühlt, den die revolutionäre Welle auf die Schultern der arbeitenden Massen gehoben hat. 

Das hat er n i ch t. So etwas kann man aber auch nicht, wenn man den Standpunkt vertritt, man sei 

dem Landtag verantwortlich und stünde auf dem Boden der Verfassung. (Zwischenruf: Die Welle 

fehlte.) Nein, sie war sehr wohl da, wenn nicht gerade auch im gegebenen Augenblick in Leipzig, so 

war sie im Oktober sichtbar im ganzen Reiche vorhanden. Remmele erzählte uns, wie die Massen die 
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Nacht über auf der Straße verblieben, wie gehoben die Stimmung bei den Frauen war. Genossen, 

solche Erscheinungen sind uns das Wesentlichste und viel wichtiger als Bande fabrizierter Thesen. 

Dieses Gefühl für die Regungen der Masse muß man vor allem haben. Das Bild, was hier Remmele 

entwarf, die Stimmung der Masse, wie sie die Genossen König und Thälmann widerspiegelten, sind 

zur Beurteilung dessen, was in Deutschland vor sich ging, von allergrößter Bedeutung. Sah man diese 

Stimmung am 25. Oktober in Leipzig nicht, so sah man sie dafür im übrigen Deutschland. Waren Sie 

das Sprachrohr dieser Stimmung? (Zwischenruf: Das war spontan.) Schön, die Massen handeln spon-

tan, aber Heckert, ein Mitglied der Zentrale, handelt doch nicht spontan. Ist er ein Führer, so muß er 

doch fühlen, was in der Masse vorgeht. Gerade das, was Thälmann, Remmele, König widerspiegeln, 

vermißt man in seinen Reden, und gerade das ist für uns das Erschreckende an der Sache, weil es ein 

böses Symptom ist. Wir treten hier vor ihnen doch nicht als Shylocks auf, die von der Frage nicht 

ablassen, warum habt Ihr Euch in 10 Tagen keine Waffen verschafft? Das begreifen wir. Man konnte 

es eben nicht, und mußte das bald einsehen. Unsere Beschuldigung lautet aber auch gar nicht dahin. 

Was dagegen hinderte Sie, zum leidenschaftlichen Sprachrohr des Volkes zu werden? Das  gerade 

verstehen wir nicht, und das gerade ist symptomatisch. 

Wir sind der Ansicht, daß der Rückzug zur Zeit der Chemnitzer Konferenz unvermeidlich war. Es 

lohnt sich nicht, jetzt noch aber diesen Punkt zu streiten. Er war in der gegebenen Lage wahrschein-

lich unvermeidlich. Daß es aber in der sächsischen Geschichte soweit gekommen ist, ist ein Beweis 

dafür, daß in der Partei gewisse rechte Tendenzen bestehen, die in der Partei bisher keine genügend 

organisierte Opposition gefunden haben. Wir haben uns diesen Tendenzen nicht genügend entschie-

den widersetzt und werden ihnen gegenüber jetzt stärker opponieren. 

Nun zur inneren Tage der Partei. Offen gesagt, Genossen, brauchen wir in der Parteizentrale zehn 

solche Genossen wie Remmele und Thälmann. Das wäre eine Zentrale! Eine solche Zentrale hätte 

die übrigen politischen und organisatorischen Kräfte heranzuziehen, um sich entsprechender Hilfe zu 

versichern. Diese Genossen stellen das Beste und Kostbarste dar, was die deutsche Partei besitzt. Ich 

trage Ihnen hier keine Theorie der schwieligen Faust vor. Ich behaupte lediglich, daß das das wert-

vollste Material ist, über welches wir verfügen. Unser größter Vorwurf gegen die Zentrale besteht 

eben darin, daß sie es nicht versteht, dieses – wenn man so sagen darf, – Gold der Arbeiterklasse zu 

heben. Statt sich über Thesen zu streiten oder jeden Artikel Radeks sofort zum Beschluß zu erheben, 

sollte sie vielmehr lernen, solchen Vertretern der Arbeiterschaft aufmerksames Gehör zu schenken. 

[44] Das verstehen sie noch nicht. Das soll keinesfalls besagen, daß wir ohne Intelligenz auskommen 

können. Eine solche Behauptung wäre reine Demagogie. Wir brauchen auch die Intelligenz. Aber 

man muß erst einmal eine feste Grundlage haben. 

Was soll nun geschehen? Eine Umstellung der Führung? Aber was für eine? Eine solche, bei der die 

gegenwärtige Mehrheit der Zentrale mit der Linken die Partei regiert, gestürzt auf die Unterstützung 

der Kommunistischen Internationale. Dies der Rat, den wir Ihnen geben. 

Jetzt muß ein anderes Verhältnis zur Linken geschaffen werden, als es Radek und Brandler geschaf-

fen haben. (Zwischenruf: Radek war dafür, daß Ruth und Thälmann in den Kopf kamen.) Ich gebe 

zu, daß während der Oktober-Besprechungen Radek mit mir und Bucharin gegen Trotzki war, der die 

Absägung Ruth Fischers u. a. forderte. Trotzdem war seine allgemeine Einstellung der Linken ge-

genüber in der letzten Zeit falsch. Er hat sich hierbei ein bißchen von seinem Temperament leiten 

lassen, mehr noch durch eine falsche Grundeinstellung. In der Partei herrschte der Bürgerkrieg.  

Die Leute in Berlin, die dortigen Funktionäre usw. seien schlecht – sagen Sie. Genossen, ich stehe an 

der Spitze der Petersburger Organisation und weiß zur Genüge, was es heißt, 25.000 bis 30.000 Ar-

beiter zu führen. Man kann solche Massen nicht mechanisch führen, kann sich den Arbeitern nicht 

einfach aufzwingen. Mag Maslow nun ein Satan sein und Ruth Fischer ein Hexenmeister, so bleiben 

doch immer noch 2000 Arbeiter, die Funktionäre sind. Ich bin nun schon zwanzig Jahre mit den Pe-

tersburger Arbeitern verbunden, und dennoch, zwingen könnte ich sie zu nichts. Glauben Sie etwa, 

die Arbeiter tun alles nur unserer schönen Augen wegen? Das Verhalten der Berliner Arbeiter ist kein 

Zufall. Man muß es verstehen, sich damit abzufinden. Sie sind ja im Besitz des zentralen Apparates 
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und der Zeitungen und haben bisher weit mehr die Unterstützung der KI genossen. Warum haben Sie 

denn Berlin und Hamburg nicht gewonnen? Weil, erwidert man, Sinowjew die Linke begönnert habe. 

Das ist alles, was man darauf zu sagen hat. Uebrigens überschätzen Sie die Rolle der Persönlichkeit in 

der Geschichte. (Radek: Sehr richtig! Pieck: Sie setzen in Deutschland doch immer auf Personen.) 

Durchaus nicht. Sie spielen wohl auf unsere Politik im Oktober an. Nun, wir glaubten allerdings, Brand-

ler verkörpere unsere Politik am besten. Auch jetzt noch glauben wir, daß Brandler viel Gutes machen 

wird. Wir wissen nur zu gut, daß man erst ein reichliches Dutzend Niederlagen erleiden muß, bevor 

man einen Sieg erringt. So ist nun einmal der Lauf der Welt. Wir erklären freimütig: Du hast große 

Fehler gemacht, an denen wir mitschuldig waren, denn auch wir haben Fehler gemacht. (Brandler: Ich 

habe wohl Fehler gemacht, aber andere, als Sie meinen.) Ich erinnere Sie daran, daß Sie gestern gesagt 

haben, die Masse fasse die Einheitsfronttaktik als evolutionistische Taktik auf. (Brandler: Gibt es eine 

Taktik ohne Gefahren und Entgleisungen?) Genosse Brandler! Der Führer ist für seine Taten verant-

wortlich. Wenn man sich nach zwei Jahren veranlaßt sieht, festzustellen, die Masse befände sich in 

einer solchen Stimmung, so ist das Beweis dafür, daß in der Durchführung der Taktik etwas faul war. 

Der einzige Schluß ist: Wir müssen eine Umstellung in der Führung haben. Das bedeutet keineswegs 

die Einleitung etwa eines Kreuzzuges gegen die sogenannten Rechten. Von einem KAG-Geist zu 

sprechen, ist übertrieben. Ich sagte schon: Uebertreibung ist Ruth Fischers größter Feind. 

Die KAG-Krise sollte uns übrigens zu denken geben. Als wir in allen Ihren Briefen lasen, wie Sie 

damals wochenlang darüber diskutierten, ob man die Partei preisgeben soll oder nicht, fragten wir 

uns: Wie kann man darüber überhaupt diskutieren? Auch Radek hatte damals das Gefühl der Unzu-

lässigkeit einer solchen Diskussion. (Radek: Bis heute.) Radek ist Zeuge, daß damals rechte Tenden-

zen in der Partei vorhanden waren. Nun fragen Sie: Wo sind die rechten Tendenzen? Wer ist damit 

gemeint: Brandler, Pieck? Aber Genossen, wozu brauchen wir Namen? Die Tendenzen sind vorhan-

den, das genügt uns. (Pieck: Das liegt an der Ent-[45]wicklung der Partei.) Ich spreche nicht von der 

Pa r t e i, sondern von der Zentrale. In der KAG-Krise hat sich die Partei viel besser gehalten als die 

Zentrale. Letztere beriet, ob sie die Partei aufgeben soll. Wir sind der Ansicht, daß in der Partei noch 

stark sozialdemokratische Ueberlieferungen wirksam sind, übrigens nicht nur in der deutschen Partei, 

sondern in der gesamten kommunistischen Internationale, die doch der 2. Internationale entsprungen 

ist. Vor einigen Jahren sagte ich Lenin einmal: Wenn ich mir die Kommunistische Internationale so, 

wie sie faktisch ist, vor Augen halte, bin ich nicht sicher, ob wir sie ohne Krise zu einer wirklichen 

kommunistischen Internationale werden gestalten können. Es sind bei uns noch recht starke Ueber-

reste der Sozialdemokratie vorhanden. Wir müssen diese Schwäche sehen. 

Die jetzige Situation hat gezeigt, daß in der KPD noch Ueberreste der Sozialdemokratie existieren. 

(Radek: Sehr richtig.) 

Aber sie sind nicht auf unserer Seite, sondern auf Ihrer. Das kann nicht so weitergehen. Wir alle 

lieben die kommunistische Partei Deutschlands. Ich kann es Pieck und Walcher sehr wohl nachfüh-

len, wenn sie sich gegen die Behauptung, ihre Partei enthalte noch sozialdemokratische Tendenzen, 

aufbäumen. Dennoch: die Schwächen nicht zu sehen, wäre Verbrechen. Niemals hatten wir Russen 

das Gefühl, daß Sie eine sozialdemokratische Partei seien. Trotz der Schwächen Ihrer Partei bleiben 

Sie doch eine der besten Sektionen der KI. 

Noch etwas möchte ich erwähnen. Einzelne der jüngeren Elemente Ihrer Partei, z. B. Maslow, haben 

den Vorzug, daß sie sich nicht durch eine sozialdemokratische Tradition gehemmt fühlen. Das hat 

andererseits aber auch den Nachteil, daß sie mit der Arbeiterklasse weniger stark verwachsen sind. 

Maslow persönlich kennt die Arbeiterschaft allerdings sehr gut. Das bildet, wie gesagt, ein Minus, 

dem jedoch das Plus gegenübersteht, daß sie mir keiner sozialdemokratischen Erbschaft belastet sind. 

Wir müssen uns heute der schweren Lage der Partei bewußt sein. Der Fraktionsgeist muß verschwin-

den. Um den Sieg zu gewährleisten, bedarf es einer einheitlichen Führung. Ohne eine solche ist ein 

Sieg unmöglich. Man muß die Dinge sehen, wie sie sind. Will man im Ernst für die Revolution kämp-

fen und die Partei wirklich wieder auf die Beine bringen, so muß man mit dem Geiste der Passivität, 

dem Fraktionsgeist und ähnlichen Dingen mehr, endlich brechen. 
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Wir haben weiter eine Reihe von Fragen zu prüfen, vor allem die Gewerkschaftsfrage und die Orga-

nisationsfrage, und eine objektive Entscheidung zu fällen. Wir werden auch wahrscheinlich die Ab-

haltung eines Parteitages beschließen müssen. Ich erkläre Ihnen nun ganz offen: Wir, die Exekutive 

sowohl wie die russische Partei, können für eine neue Kombination von oben heute keine Verantwor-

tung mehr übernehmen. Dazu ist die momentane Tage zu verwickelt. Die Partei muß jetzt ihr wahres 

Gesicht zeigen und selbst entscheiden, welche Führung sie haben soll. Die Kommunistische Interna-

tionale kann, wenn nötig, später intervenieren, zunächst muß jedoch die Partei selbst sprechen. Wann 

das geschehen soll, darüber müssen wir unter Berücksichtigung der Interessen der gesamten Partei 

entscheiden. (Pieck: Mit Fraktionskämpfen?) Wir sind dafür, daß es ohne fraktionelle Kämpfe ge-

schieht. Auch sind wir der Meinung, daß die politische Vorbereitung des Parteitages bereits jetzt in 

Moskau beginnt. 

Mir scheint, daß eine politische Plattform, die ein gewisses Zusammenarbeiten der gegenwärtigen 

Mehrheit der Zentrale mit der Linken vorsteht, 99 Prozent der KPD hinter sich haben wird. (Pieck: 

Sie haben die Mehrheitsmassen der Partei noch nicht gehört.) Sie vertreten sie ja. Ich gebe zu: in der 

Frage des Kräfteverhältnisses in der Partei kann man leicht irren. 

Es gibt jetzt in der Zentrale drei Richtungen: 1. eine Mehrheit, deren von Remmele und Koenen 

vertretene, allerdings etwas schwach vertretene, Thesen uns vorliegen, 2. eine Linke und 3. eine Min-

derheit, die Sie hier ebenfalls gehört haben. (Brandler: Wo bleiben Pieck und Walcher? Zetkin: Und 

wohin reihen Sie mich ein?) Der Fall der Genossin Zetkin ist etwas [46] schwierig. Ich brauche na-

türlich kein Wort darüber zu verlieren, wie wir persönlich an ihr hängen. Sie wissen, daß sie den Brief 

der Exekutive unterzeichnet hat. Steht sie noch auf dem Boden dieses Briefes, so ist sie also mit uns 

einverstanden. Ist was nicht der Fall, nun, so kann ich bei all meiner Zuneigung für die Genossin 

Zetkin nichts dagegen tun. Ich hoffe jedoch, Genossin Zetkin wird sich unserer Mehrheit anschließen. 

Die Zentrale hat einen Thesenentwurf angenommen, der Ihnen bekannt ist. Wir haben denselben mit 

der Mehrheit der Delegation durchberaten. Die Genossen haben meinen Entwurf umgearbeitet, ihn 

verbessert, ihm jedoch im allgemeinen seinen ursprünglichen Geist belassen. Die Arbeit dieser klei-

nen Kommission, der Pieck, Koenen und Remmele angehörten, hat gezeigt, daß wir auch mit Pieck 

in 99 Prozent der Punkte einig sind. Pieck war zur Zeit der Abstimmung über den Entwurf nicht in 

der Zentrale, in der eine neue Situation eingetreten war. Pieck war währenddessen hier, und unsere 

hiesige gemeinsame Arbeit in den letzten Tagen zeigt, daß wir uns mit ihm sehr wohl verständigen 

können. Aber Pieck ist nicht minder leidenschaftlich wie wir, und läßt sich daher im Kampfe mit den 

Berlinern zuweilen zu Schritten hinreißen, die ich nicht billigen kann. 

Unsere Aufgabe besteht jetzt meines Erachtens nicht darin, hier Strategie zu treiben, oder innerhalb 

der Partei Manöver vorzunehmen, sondern begangene Fehler offen anzuerkennen. Wenn Sie erklären, 

die russische Partei sei also für die Berliner, so antworte ich: nein. Die KPR ist der Meinung, daß die 

neue Mehrheit der Zentrale im allgemeinen eine richtige Einstellung hat. Diese Mehrheit muß ehrli-

che Zusammenarbeit mit der Linken anstreben. Der Bürgerkrieg in der Partei muß aufhören, desglei-

chen das Operieren mit Drohungen, und der Fraktionsgeist. Das muß verschwinden, wenn es Ihnen 

mit der Rettung der Partei ernst ist. Auch Sie, Genossen der Linken, haben ja große Fehler gemacht, 

was Sie ja selbst wissen. Es heißt zuweilen, die Mehrheit vertrete den rückständigen Teil, die Linke 

den vorwärtsdrängenden Teil der Arbeiterschaft. Aber kann man denn die Revolution unter Vernach-

lässigung dieses rückständigen Teiles machen, nur mit Genossen wie etwa Genossen Hesse? Und, 

umgekehrt, der ungeduldige Teil? Es wird eine Zeit kommen, Genossen, in der gerade diese Unge-

duld die Hauptsache sein wird. Sehen Sie sich Thälmann an. Ich will offen sprechen: alle unsere 

Genossen, die ihn sprechen hören, sagen, daß sie beim Anhören Thälmanns das Gefühl überkommt, 

die deutsche Revolution m üs s e  kommen. Wir müssen also beides haben, müssen beiderlei Elemente 

auf jener Marschroute, die wir Ihnen vorschlagen, zu einigen versuchen. Und die Minderheit, was 

wird sie tun? Einzelne Genossen behaupten, sie würde eine neue Fraktion gründen. Ich glaube dage-

gen, daß Brandler keine neue Fraktion bilden, sondern erst noch ein bißchen abwarten wird. Das wäre 

auch das beste, was er tun könnte. Jeder von uns weiß den Genossen Brandler persönlich zu schätzen. 

Er wird der Partei noch große Dienste erweisen. Man komme uns also jetzt nicht mit Dingen, wie 
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absägen, abschlachten und ähnlichem mehr. Solche Forderungen sind leichtfertig und falsch. Es 

braucht niemand abgeschlachtet zu werden. 

Nun, Genossen, meine Rede hat sich schon zu sehr in die Länge gezogen. Ich brauche wohl nicht 

mehr auf die Perspektiven einzugehen. Darin sind wir uns wohl ziemlich einig. Wir wissen natürlich 

nicht, wie sich die Dinge weiter gestalten werden. In der Frage des Tempos haben wir uns geirrt. Wir 

können versuchen, uns damit etwas zu trösten, daß selbst Marx und Lenin sich im Tempo zuweilen 

geirrt haben. Die allgemeine Einschätzung der Perspektive bleibt jedoch richtig. Wenn einige Genos-

sen erklären, in drei Monaten käme alles ins Rollen, so bin ich heute doch etwas skeptisch und sage 

noch: abwarten. Letzten Endes wird alles von der Stoßkraft unserer Partei abhängen. Was uns betrifft, 

so versichern wir Ihnen, daß sowohl die russische Partei als die Kommunistische Internationale all 

ihr Gut und Blut einsetzen werden, um beim Zusammenprall der Kräfte den Ausgang des Kampfes 

möglichst sicher und schnell zu unseren Gunsten zu wenden. Die illegale Organisation muß gestärkt 

und die materiellen Vorbereitungen [47] zum Kampfe fortgeführt werden, desgleichen die nächsten 

Brudersektionen, wie z. B. die französische Partei, auf die Unterstützung Eures Endkampfes einge-

stellt werden. Wir haben einen entsprechenden Brief an die französische Partei bereits abgefaßt. Ge-

nossin Zetkin wird bezeugen, daß die Perspektive in der deutschen Frage die alte geblieben ist, näm-

lich, die Erwartung einer neuen Revolutionswelle. Dasselbe werden wir auch den anderen Sektionen 

sagen. Wir müssen auf eine schnelle Entscheidung gefaßt sein. Als nüchterne Führer dürfen wir je-

doch nicht außer acht lassen, daß die Gefahr einer Verlangsamung des revolutionären Entwicklungs-

tempos besteht. Das entnehmen wir den Erfahrungen der letzten Zeit. Wir Bolschewiki vermochten 

zur Zeit der Revolution von 1905 erst nach anderthalb Jahren klar zu sehen, wohin die Reise ging. 

Lenin hat 1906 dreimal den Ausbruch des Aufstandes angekündigt, einmal für den Frühling, dann für 

den Spätsommer, für die Zeit nach der Einbringung der Ernte, endlich für einen noch späteren Termin. 

Die Menschewiki haben ihn damals ausgelacht. Daran war nichts Lächerliches. Man konnte sich im 

Tempo irren. Erst nach anderthalb Jahren sah man, daß es länger dauern würde. Vorläufig haben auch 

wir die Pflicht, kurz zu visieren, nach Maßgabe der gegenwärtigen Lage der Dinge, etwa auf den 

Frühling oder den Sommer, jedenfalls auf kurze Zeit. 

Sind wir in diesen Hauptpunkten einig, so wird unser heißes Ringen nicht umsonst gewesen sein. Wir 

haben manchmal Illusionen eingebüßt, dafür aber an Verständnis für die Realitäten des Lebens ge-

wonnen. 

* 

Richtlinien der Mittelgruppe der KPD für die Ausarbeitung der taktischen Resolution  

und des Aktionsprogramms auf dem Parteitag. 

1. In der Einschätzung der Fehler der Vergangenheit, der reformistischen Nachlässe und Gefahren in 

der KPD, sowie der Fehler des Oktoberrückzuges haben die beiden linken Fraktionen durch die Mos-

kauer Vereinbarungen in allen wesentlichen Fragen Einheitlichkeit erzielt. Die Differenzen über ein-

zelne Fragen, wie etwa die Möglichkeit des Sieges im Oktober, sind nicht ausschlaggebend für die 

gegenwärtige politische Auseinandersetzung und die Ausarbeitung der gemeinsamen taktischen Linie. 

Die Mittelgruppe ist sich mit der bisherigen linken Opposition vor allem darin einig, daß die Okto-

berniederlage wesentlich verschuldet ist durch ernste opportunistische Abweichungen, die sich vor 

allem seit der Ruhrkrise und in wichtigen Formulierungen des Leipziger Parteitages verhängnisvoll 

breitmachten. Die Taktik der Einheitsfront wurde von der Partei nicht mehr nur als eine revolutionäre 

Methode der Massengewinnung und Massenmobilisierung angewandt, sondern mit der Illusion, daß 

ein Kampfbündnis mindestens mit der linken SPD und ein Uebergangsstadium zwischen der bürger-

lichen Demokratie und der proletarischen Diktatur in Deutschland möglich sei. Diese Illusion zeigte 

sich besonders in der politisch falschen Stellung der Zeigner-Regierung nach dem Leipziger Blutbad, 

in der Haltung der Partei bei der Frage der Beteiligung an der sächsischen Regierung und in der 

Chemnitzer Konferenz, wo die Partei ihre Handlungen abhängig machte von den Beschlüssen sozi-

aldemokratischer Funktionäre. Die Nichtaufnahme des Kampfes und der kampflose Rückzug waren 

die Folge. 
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Diese opportunistischen Gefahren haben ihre Ursache in dem zeitweilig verlangsamten Tempo der 

internationalen revolutionären Entwicklung und in der Tatsache, daß die Partei sich nur schwer in der 

täglichen Praxis von [48] den Ueberresten der sozialdemokratischen Ideologie loslöst. Eine besonders 

ernste Gefahrenzone bildet die notwendige kommunistische Kleinarbeit in den Gewerkschaften, die 

revolutionäre Ausnützung der staatlichen und Gemeindeparlamente, die Arbeit in der Betriebsrätebe-

wegung, die Agitation unter den schwankenden Schichten der Beamten, Intellektuellen, Kleinbauern 

und Kleingewerbetreibenden. Die Labour Party-Regierung in England und die zeitweiligen Erfolge 

des linken Blocks in Frankreich, sowie die damit zusammenhängenden Konsolidierungsversuche der 

SPD in Deutschland haben bewiesen, daß auch in der gegenwärtigen objektiv äußerst revolutionären 

Periode vorübergeheng pazifistisch demokratische Rückschläge in den Massen möglich sind, was die 

revolutionäre Wachsamkeit der KPD doppelt notwendig macht. Die opportunistischen Abweichun-

gen bilden deshalb gegenwärtig und auch angesichts der in den Bruderparteien vorhandenen oppor-

tunistischen Tendenzen die Hauptgefahr. 

Die wichtigste gemeinsame Aufgabe der Mittelgruppe und der Genossen von links ist die rücksichts-

lose Bekämpfung aller rechten Tendenzen, Gruppen und Personen in der deutschen Partei wie in der 

Kommunistischen Internationale, ohne die die Aktivierung der Partei und die Gewinnung der Mehr-

heit des Proletariats für den revolutionären Kampf unmöglich ist. 

2. Die Versuche der linken Opposition, gleichzeitig mit der berechtigten Kritik an der Anwendung 

der Einheitsfronttaktik die ganze bisherige taktische Linie der Partei und der Kommunistischen In-

ternationale zu verneinen und dadurch faktisch die Partei und die Kommunistische Internationale zur 

propagandistischen Periode zurückzuführen, sind heute der wesentlichste Differenzpunkt zwischen 

den beiden Fraktionen. Dabei stellt die Mittelgruppe fest, daß die Ablehnung der Einheitsfronttaktik 

überhaupt, also die Ablehnung des wichtigsten taktischen Mittels der KI in der gegenwärtigen Peri-

ode, von den Linken o f f en  erst nach dem Oktober bezogen wurde. Die Mittelgruppe steht nach wie 

vor auf dem Boden der Beschlüsse der Erweiterten Exekutive und des IV. Weltkongresses, die die 

Einheitsfronttaktik als wichtigste Methode der Massenagitation und Mobilisierung in der gegenwär-

tigen Periode bezeichnen. Diese Methode der Agitation, der Mobilisierung und Organisierung brei-

tester Massen für die proletarische Revolution unter Führung der Kommunisten, der die Linken keine 

besseren politischen Mittel entgegensetzen können, muß trotz all der schweren begangenen Fehler 

und unter ständigem Hinweis auf die großen Gefahren, die mit ihr verbunden sind, auch heute noch 

in den meisten Sektionen der KI in den verschiedensten Formen angewendet werden, obwohl für 

Deutschland nur noch die Einheitsfront von unten in Betracht kommt. 

3. Voraussetzung einer richtigen Anwendung der Einheitsfronttaktik ist immer und überall, daß die 

Partei sich die volle Agitations- und Propagandafreiheit wahrt, die kommunistischen Endziele und 

Grundsätze eindeutig und unverschleiert vor den Massen vertritt, sie in jeder Situation vor den Re-

formisten warnt und in jenem Moment sich mit eigenen Aktionsparolen von den Reformisten trennt, 

in dem ihr Verrat die Bewegung der Massen zu bremsen versucht. Unter diesen Voraussetzungen 

sind auch Formen der Einheitsfronttaktik möglich, wie Wendung an die Spitzen, agitatorisches Ein-

treten für zwar unzulängliche, aber den Massen erreichbar erscheinende Tageslösungen, Eintritt in 

gemeinsame Ausschüsse sogar mit reformistischen Führern, Aufstellung von eigenen, das kommu-

nistische Endziel popularisierenden Lösungen (sog. Uebergangslösungen, wie Arbeiterregierung). 

Solche Formen der Einheitsfronttaktik können in gewissen Phasen sogar notwendig sein, um trotz 

zahlenmäßiger Schwäche der Kommunisten und trotz des starken reformistischen Einflusses in den 

Massen breite proletarische Massenbewegungen auszulösen und die Arbeiter von den in der Aktion 

entlarvten Reformisten zu trennen. Die Taktik der Einheitsfront darf aber in keinem Fall dazu führen, 

daß die Partei überhaupt auf eigene Aktionen verzichtet oder ihr Handeln in jedem Fall von einer 

vorhergehenden Wendung an die Spitzen der reformistischen Verbände und Parteien abhängig macht. 

Das wichtigste Stück der Einheitsfronttaktik, das [49] in keinem Stadium ihrer Anwendung fehlen 

barf, ist die Schaffung proletarischer Einheitsfrontorgane von unten auf, aus den Massen heraus. 

4. Die Mittelgruppe erklärt in vollem Einvernehmen mit der bisherigen linken Opposition, daß heute, 

nach der revolutionären Oktoberkrise in Deutschland nur noch die Einheitsfronttaktik von unten auf 
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möglich ist. Diese beschränkt sich jedoch durchaus nicht auf Massenagitation allein und Anknüpfung 

an die Tagesnöte und Tagesforderungen der Massen. Sie ist, wie die ganze Einheitsfronttaktik eine 

Methode zur Mobilisierung der Massen, zur Auslösung von Massenkämpfen und zur Schaffung pro-

letarischer Massenorgane. Gegenüber der anwachsenden völkischen Bewegung und angesichts des 

Versuchs einer Konsolidierung der SPD muß die Partei ihre wichtigste Aufgabe darin sehen, die heute 

noch in der SPD, bei den Völkischen, in christlichen und anderen Gewerkschaften stehenden Prole-

tariermassen mit den kommunistischen Arbeitern in der Aktion zu vereinigen, von ihren reformisti-

schen und kleinbürgerlichen Führern und Organisationen loszulösen und unter kommunistische Füh-

rung zu bringen. Die wachsenden Massen der Unorganisierten stellen die Partei vor die wichtige 

Aufgabe, diese politisch primitiven, breiten Schichten des Proletariats vor der völkischen Demagogie 

zu bewahren, aus ihrer Indifferenz aufzurütteln, sie mit der Partei und dem aktiven Teil des Proleta-

riats durch die Einheitsfrontorgane zu verbinden. Die Partei muß zu diesem Zwecke ein konkretes 

Aktionsprogramm aufstellen und durch gesteigerten Ausbau der Betriebsrätebewegung, der Kontroll-

ausschüsse, Betriebshundertschaften, sowie durch Schaffung von Tarif- und Aktionsausschüssen aus 

den Betrieben und den Erwerbslosen heraus die Massen für den Kampf um dieses Notprogramm in 

Bewegung setzen. Die KPD hat in allen diesen, im Zusammenhang mit den beginnenden Abwehr-

kämpfen des Proletariats gegen die Kapitalsoffensive entstehenden proletarischen Klassenorganen 

die Führung zu erobern. Wo einzelne reformistische oder völkische Funktionäre sich noch in ihnen 

befinden, hat sie von Anfang an vor ihnen zu warnen und mit aller Kraft auf ihre Ausschaltung hin-

zuarbeiten. Sie muß den Austritt dieser reformistischen oder gelben Funktionäre bei der ersten neuen 

Verräterei ultimativ fordern. Bei Betriebsrätewahlen hat die Partei klare, revolutionäre Listen aufzu-

stellen, auf denen außer Kommunisten auch solche sozialdemokratische oder parteilose Arbeiter ste-

hen können, die sich in Kämpfen praktisch bewährt haben und was Aktionsprogramm der Kommu-

nisten anerkennen. Von sozialdemokratischen Funktionären muß der Austritt aus der SPD gefordert 

werden. Ferner hat die Partei im Rahmen der Betriebsräte- und Erwerbslosenrätebewegung Organe 

ins Leben zu rufen, die die Unorganisierten mit den Gewerkschaftsorganisierten, die Erwerbslosen 

mit den Arbeitenden verbinden. 

Die staatlichen und Gemeindeparlamente sind kein Boden für Einheitsfronttaktik, sondern lediglich 

Tribüne zur Zersetzung und Entlarvung der bürgerlichen Demokratie und der kleinbürgerlichen (völ-

kischen und sozialdemokratischen) Parteien. Das Gerede von proletarischen Mehrheiten entspringt 

der Illusion einer Ausnützung solcher Mehrheiten für die Interessen der Arbeiter und muß aufs 

schärfste zurückgewiesen werden als Ausdruck einer Tendenz, die auf das Bündnis mit der Sozialde-

mokratie hinausläuft. Auch in den kleinsten Gemeindeparlamenten muß die Sozialdemokratie genau 

wie die Völkischen als offen konterrevolutionäre Partei behandelt werden. 

5. Das offene Auftreten der reformistischen Gewerkschaftsführer als willige Agenten und Knechte 

der schwerindustriellen Diktatur, sowie die schwere Depression der Massen infolge der Wirtschafts-

krise und des Verrates ihrer bisherigen Führer hat eine äußerst ernste Krise in den Gewerkschaften 

hervorgerufen. Große Massen haben ihnen den Rücken gekehrt. Die KPD sieht weder in dem Her-

auslaufen aus den Gewerkschaften, noch in der voreiligen Gründung neuer Verbände den Weg zur 

Ueberwindung der gelben Gewerkschaftsbürokratie und zur Schaffung einer breiten, revolutionären 

Gewerkschaftsbewegung. Solches Vorgehen begünstigt nur die von den [50] gelben Gewerkschafts-

bürokraten beabsichtigte Umwandlung der Gewerkschaften in Organisationen des Streikbruchs im 

Dienste des Kapitals. Die Gewerkschaften umfassen trotz aller Verrätereien ihrer Führer noch große 

Massen, die den gelben Bürokraten wehrlos ausgeliefert wären, wenn die Kommunisten die Verbände 

verlassen. Die Kommunisten müssen deshalb den Widerstand gegen den beabsichtigten Massenaus-

schluß der gesamten Opposition von unten auf, auf breitester Grundlage in den Gewerkschaften or-

ganisieren, um so die Verwandlung der Gewerkschaften in gelbe Streikbruchorganisationen zu ver-

hindern. Ohne mit dem Gedanken einer offensiven Gewerkschaftsspaltung auch nur zu spielen, müs-

sen sie doch die Gefahr einer Spaltung von seiten der Kapitalsagenten ernsthaft ins Auge fassen, 

damit, wo immer die gelben Gewerkschaftsführer zur Spaltung schreiten, die breiten Mitgliedermas-

sen fest auf der Seite der Kommunisten stehen. Daneben müssen die kommunistischen Betriebszellen 
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und Fraktionen die Massen der Unorganisierten planmäßig bearbeiten, um sie durch Betriebsräte, 

Erwerbslosenräte, Aktions- oder Tarifausschüsse zusammenzufassen, in die allgemeine Kampffront 

des Proletariats einzureihen und sowohl für die Partei, wie für die wirtschaftlichen Kampforganisati-

onen des Proletariats zu gewinnen. 

6. Wesentliche Fehler, die von der Gesamtpartei gemacht wurden, sind ferner die mangelhaften or-

ganisatorischen und technischen Vorbereitungen der Partei auf den Kampf mit der weißen Diktatur 

und auf den Endkampf. Diese Fehler führten zu einer Reihe weiterer Verfehlungen im Oktober. Die 

KPD muß auch in legalen und halblegalen Zeiten stets auf die Illegalität gerüstet sein und einen ge-

schulten Apparat unterhalten. Sie darf unter keinen Umständen die Illusion aufkommen lassen, als ob 

die Bourgeoisie der Vorbereitung auf den Endkampf ruhig zusehen würde. Sie muß diese Vorberei-

tungen so führen, als ob morgen schon der Kampf entbrennen würde und keineswegs dem Gedanken 

stattgeben, daß revolutionäre Endkämpfe in absehbarer Zeit nicht möglich seien. Die Partei muß be-

greifen, daß die Krise des Kapitalismus trotz zeitweiliger und scheinbarer Besserung nach wie vor 

revolutionäre Zuspitzungen und überraschende Wendungen möglich macht, daß die augenblickliche 

Passivität des Proletariats morgen schon in gesteigerte Aktivität umschlagen kann. Die KPD muß 

sich für solche Möglichkeiten nicht nur bereithalten, sondern sie zu beschleunigen suchen. Die KPD 

muß den Gedanken der aufsteigenden Revolution den Massen einhämmern. 

7. Die Partei kann diese Aufgaben nur erfüllen, wenn sie organisatorisch verbunden ist mit den Mas-

sen in den Betrieben. Sie muß deshalb organisatorisch aufgebaut sein auf den Betriebszellen. Die 

Einwände mancher Genossen gegen diese Reorganisation der Partei und die Versuche, sie hinauszu-

zögern, bedeuten eine Erschwerung und Verzögerung der revolutionären Vorbereitung. Es ist selbst-

verständlich, daß diese organisatorische Umstellung der Partei nicht mechanisch erfolgen darf, son-

dern im Prozeß der Arbeit und der Gesamtumstellung der Partei auf ihre revolutionären Aufgaben. 

Die Mitgliedschaft muß ideologisch vorbereitet werden und durch ihre Arbeit die Notwendigkeit der 

Reorganisation begreifen und herbeiwünschen lernen. Aber alle diese Vorbereitungen dürfen nicht 

zu einer Hinauszögerung der Aufgabe führen. 

8. Bei den Demonstrationen gegen den weißen Terror und bei der Auslösung und Steigerung wirt-

schaftlicher Abwehraktionen sowie bei der Verbindung wirtschaftlicher Aktionen mit politischen 

Forderungen und Aktionen hat die Partei bisher große Schwächen bewiesen. Auch hierbei zeigt sich 

eine gefährliche Passivität. Manche linken Genossen haben unter nichtigen Vorwänden die Demonst-

rationen gegen den weißen Terror abgelehnt und als Revolutionsspielerei verspottet, statt sie mit aller 

Kraft in den Betrieben und unter den Erwerbslosen vorzubereiten und mit wirtschaftlichen Forderun-

gen zu verbinden. In einer Zeit der schweren Wirtschaftskrise, der Offensive des Kapitals und des 

weißen Terrors sind Demonstrationen ein wertvolles Mittel, um unter Vorantritt der Partei und des 

aktivsten Teils des Proletariats die Depression in den Massen zu überwinden und ihre Aktivität zu 

[51] beleben. Die Partei darf keineswegs es zum taktischen Leitmotiv werden lassen, den Zusammen-

stößen mit der einheimischen oder ausländischen Staatsgewalt – auch den bewaffneten Zusammen-

stößen – ausgewichen – (keine Taktik „Laßt Euch nicht provozieren!“), zumal in der gegenwärtigen 

objektiv äußerst revolutionären Periode und unter dem Regime des weißen Terrors. Es gibt keine 

„Bolschewisierung der Partei“ ohne ihre Aktivität in den breiten Massen. Die übliche Phrase „alles 

ode r  n i ch t s“ ist ein besonders gefährlicher Opportunismus, da sie verdecken soll die mangelnde 

Bereitschaft, im gegebenen Moment unter Dransetzung aller Kräfte die revolutionär notwendigen 

Kämpfe aufzunehmen. Nur in der täglichen Agitation, Organisation und Aktion der Partei kann der 

bolschewistische Kern entstehen, der an der Spitze des ausschlaggebenden Teils des Proletariats, also 

der Mehrheit in den entscheidenden Gebieten und Industriegruppen, also sogar terminmäßig für den 

Endkampf einsetzen wird. 

9. Um diese Aufgaben: Abwehr der opportunistischen Gefahren und die Schaffung einer wirklich 

kommunistischen Partei in Deutschland durchzuführen, ist ein aufrichtiges und enges Zusammenar-

beiten der früheren linken Opposition und der Mittelgruppe lebensnotwendig. Da die taktische Krise 

der KPD unvermeidlich neben dem opportunistischen Flügel auch KAP-Abweichungen und faschis-

tische Neigungen zeitigt, so ist der gemeinsame Kampf der Mittelgruppe mit der bisherigen linken 
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Opposition auch gegen diese Tendenzen dringend erforderlich. Ohne ideologische Konzessionen an 

diese Strömungen zu machen, muß die Psychologie dieser verwirrten, aber meist ehrlich revolutio-

nären Arbeiter sorgfältig beachtet werden. Das Zusammenarbeiten beider Fraktionen und ihre end-

gültige Verschmelzung hat zur Voraussetzung, daß beide heute noch bestehenden Fraktionen erken-

nen, daß sie aufeinander angewiesen sind, und daß die Führung der Partei durch eine Fraktion allein 

unter Ausschluß der anderen zu einer starken Gefährdung der Aktionsfähigkeit, Einheit und politi-

schen Linie der Partei führen muß. Wir bekämpfen daher jede Unterdrückung der Minderheit in den 

Bezirken sowie politische Maßregelungen. Die Parteileitung muß sowohl zentral wie in den Bezirken 

aus beiden Fraktionen gemeinsam zusammengesetzt sein, wobei natürlich die jeweilige Mehrheit die 

Führung haben muß. Daß bis heute die Partei die Passivität und Depression in den eigenen Mitglie-

derreihen noch nicht übermunden hat, und es ihr noch nicht möglich war, eine entscheidende aktive 

Rolle im Proletariat zu spielen, ist zum großen Teil eine Folge des rein fraktionsmäßigen Kampfes, 

wobei wiederholt das Ringen um Klarheit gegenüber dem Streiten um die Mehrheit in der Partei 

zurückgestellt worden ist. 

10. Die KPD muß noch entschlossener als bisher die Exekutive, als die Leitung der zentralisierten 

kommunistischen Weltpartei mit fester Disziplin, in ihrem Kampfe gegen alle reformistischen Nach-

lässe und um die Herausbildung einer beweglichen, den konkreten Verhältnissen angepaßten, aber 

revolutionären Taktik zur Eroberung der Mehrheit des Proletariats für den Kampf um die proletari-

sche Diktatur unterstützen. In diesem Kampfe um die Bolschewisierung der europäischen Parteien 

darf sich die KPD nicht darauf beschränken, sich mit kleinen, sehr oft mit ausgesprochenen Linksab-

weichungen behafteten Gruppen in der Komintern zu verbünden. Sie muß vielmehr zusammen mit 

der Exekutive alle antireformistischen und nach einer revolutionären Taktik ringenden Teile der KI 

unterstützen und in ihrer ideologischen Klärung fördern. Nur dadurch wird es gelingen, die reformis-

tischen Ueberreste in der KI auszutilgen, ohne den Charakter proletarischer Massenparteien einzubü-

ßen und ohne den Verzicht auf die Durchführung einer aktiven kommunistischen Politik, die die 

Massen für die revolutionäre Eroberung der Macht in Bewegung bringt. [52] 

* 

Um die Rolle der Partei.  
Von E d w i n  H ö r n l e. 

1. Die Krise in der Komintern. 

Es wäre naiv zu erklären, daß die schwere und diese Krise in der KPD durch die Oktoberniederlage 

allein verursacht sei. Dagegen spricht schon die Tatsache, daß die wichtigsten Fehlerquellen, die zu 

der politischen Katastrophe im Oktober führten, viel älteren Datums sind, und zwar letzten Endes so 

alt wie die KPD selber. Im Oktober ist eine in der Partei seit Jahren latente Krise in eine akute umge-

schlagen. 

Um den Charakter der jetzigen Parteikrise genauer zu definieren, müssen wir feststellen, daß die Krise 

keineswegs auf die KPD Deutschlands beschränkt ist, sondern eine mehr oder weniger allgemeine 

Krise der Komintern ist. Sie setzte auch nicht ein in Deutschland, sondern trat bereits im Jahre 1922 

in Frankreich, Italien, Rumänien, der Tschechoslowakei usw., ferner im Sommer 1923 in äußerst 

zugespitzter Form in Bulgarien zutage, sie führte im Herbst 1923 zur Spaltung der Norwegischen 

Partei. Krisenhafte Erscheinungen haben fast jede Sitzung der Erweiterten Exekutive und Tagungen 

der Weltkongresse beschäftigt. 

Worin besteht der Charakter dieser krisenhaften Erscheinungen in der Kommunistischen Internatio-

nale? Tragen sie überhaupt alle denselben Charakter? Welche Gefahr signalisieren sie? Ein oberfläch-

licher Blick genügt, um festzustellen, daß die verschiedenen Krisenerscheinungen in der Komintern 

keineswegs einen einheitlichen Charakter tragen. Kann man bei der Kommunistischen Partei Eng-

lands überhaupt von einer Krise sprechen? Handelt es sich hier nicht viel mehr überhaupt erst um die 

Herausbildung einer Kommunistischen Partei, die bisher nur keimhaft, andeutungsweise existiert hat? 

Die Krise in der italienischen Partei war verursacht durch stark linksradikale Fehler, die zu einer 
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Abschließung der Partei von den breiten Massen und zur politischen Aktionsunfähigkeit führten. Die 

Frossardkrise und die heutige Krise in der französischen Partei sind hervorgerufen durch reformisti-

sche Abweichungen. In Deutschland haben wir bereits zwei akute Krisenperioden von entgegenge-

setztem Charakter hinter uns: die KAP-Krise im alten Spartakusbund, die zur Heidelberger Spaltung 

führte, und die Krise nach der Märzaktion, die aus einer KAP-Krise im Laufe eines halben Jahres in 

eine KAG-Krise umschlug. 

Gerade diese letzte Tatsache, das Umschlagen der KAP-Krise in die KAG-Krise, beweist deutlich, 

daß trotz des verschiedenen Charakters der Krisen doch eine gemeinsame Wurzel existieren muß, 

letzten Endes e i ne  einzige Ursache vorhanden ist, die sowohl zu Krisenerscheinungen linksradikaler 

wie menschewistisch reformistischer Natur führt. 

Diese gemeinsame Wurzel aller latenten und akuten Krisenerscheinungen in der Komintern ist zu 

finden in der objektiven Tatsache, daß das Tempo der Weltrevolution, nach dem ersten Sturm und 

Auftakt 1917, 1918, 1919 in eine langsamere, schleppende Gangart umgeschlagen ist und sich kei-

neswegs geradlinig fortsetzt, sondern fortwährend unterbrochen wird von Wellenhügeln und Wellen-

tälern, sowohl der weltwirtschaftlichen wie der weltpolitischen Krise des Kapitalismus. 

Diese Tatsache wurde auf dem Dritten Weltkongreß mit aller Klarheit ausgesprochen. Sie führt nicht 

nur in den ungefestigten, im revolutionären Kampfe unerfahrenen jungen Kommunistischen Parteien, 

immer wieder zu rechten wie zu linken Abweichungen, sie ruft auch in den besten, kampferfahrensten 

und traditionell befestigsten Kommunistischen Parteien, wie der russischen bolschewistischen Partei, 

immer wieder ernste Krisen hervor. Auch in der russischen Partei wird die Entwicklung fortgesetzt 

begleitet von „linken“ wie von menschewistischen Abweichungen. 

Allen Krisen der Kommunistischen Parteien sind folgende Merkmale gemeinsam, daß sie im Mo-

mente einer scheinbaren Konsolidierung des [53] Kapitalismus aus latentem Zustand in den akuten 

umschlagen, umgekehrt aber, sobald die revolutionäre Welle ansteigt, an Schärfe und Zuspitzung 

verlieren. Diese Tatsache ist ein Symptom dafür, daß keine Kommunistische Partei, und wenn sie 

noch so theoretisch geschult und praktisch diszipliniert wäre, sich vollkommen befreien kann von 

dem Einfluß der kapitalistischen Umwelt, in deren Mitte sie sich konstituiert und mit der sie Tag für 

Tag zu kämpfen hat. Nur eine reine Propagandasekte, die nicht Politik macht, sondern unbekümmert 

um die Tatsachen und Ereignisse ihr lauteres Evangelium verkündet, könnte sich einigermaßen von 

den Einflüssen der umgebenden gesellschaftlichen Mächte freihalten. Eine Kommunistische Partei, 

die nicht bloß agitiert, sondern Aktionen des Proletariats zu organisieren, auszulösen und zu führen 

bestrebt ist, die also jeden Tag aus den reinen Höhen abstrakter Theorie heruntersteigen muß auf das 

staubige Blachfeld der proletarischen Tagesnöte und Tageskämpfe, eine solche Partei muß natürlich 

auf die Veränderungen im gegnerischen Lager reagieren. Und sie wird um so empfindlicher und hef-

tiger reagieren, je energischer sie arbeitet. Hiebei wäre es verwunderlich, wenn in einer Massenpartei 

keine Flügel existierten, die gleichsam auf der Grenzscheide des Kommunismus stehen, die zwar 

s chon  organisatorisch der Kommunistischen Partei angehören, aber ideologisch noch stark gebun-

den sind an bürgerliche und reformistische Gedankengänge. 

Diese Peripherieelemente können in keiner Partei ganz abgewehrt werden, weder durch die intensivste 

Schulungsarbeit und Disziplin, noch durch sorgfältige Parteireinigung und rigorose Ausschlußver-

fahren. An jeder Wegscheide der Taktik und in jeder komplizierten Kampfsituation bilden sie sich 

neu. (Von politisch unehrlichen Elementen, die in günstigen Zeiten sich in die kommunistischen Par-

teien einschleichen, um in schwierigen Situationen sich als Agenten des Gegners im eigenen Lager zu 

demaskieren, brauchen wir hier nicht zu reden. Sie können allein keine Krise in den Parteien hervor-

rufen und werden erfahrungsgemäß mit Leichtigkeit entlarvt und ausgeschieden.) Der schleppende 

Gang der revolutionären Entwicklung verleitet diese ungeduldigen, weil unmarxistischen Elemente 

regelmäßig zu zwei einander entgegengesetzten aber gleichermaßen kleinbürgerlich-opportunisti-

schen Abweichungen, entweder zu menschewistischen oder zu anarcho-syndikalistischen Tendenzen. 

Beide Abweichungen haben folgendes gemeinsam: sie sind der Ausdruck der Verzweiflung an dem 

Fortschreiten der Weltrevolution, des Zweifels an der Richtigkeit des von Marx und Lenin 
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gewiesenen Weges der Revolution, sie bedeuten historisch einen Rückfall in utopistische und refor-

mistische Formen der Arbeiterbewegung, die grundsätzlich durch den Marxismus und Leninismus 

schon überwunden sind. Beide Strömungen haben gemeinsam den Verzicht auf die zwei ehernen 

Grundprinzipien des Kommunismus: d i e  r evo lu t i onä r e  Auf gabe  de s  P r o l e t a r i a t s  und  d i e  

Füh r e r r o l l e  de r  Kom m uni s t i s chen  Pa r t e i  i m  P r o l e t a r i a t. Entweder wollen sie die revo-

lutionäre Rolle des Proletariats umbiegen in eine revolutionäre Rolle kleiner, isolierter Minderheiten, 

die ohne die Massen und für die Massen, evtl. sogar gegen die Massen, die Revolution erzwingen, 

und zwar mit den Mitteln der bü r ge r l i chen  Revolution auf rein konspirativem und putschistischem 

Wege. Sie überspannen also die Führerrolle der Partei im Proletariat zuungunsten der Aktivität der 

durch die Partei mobilisierten Massen. Die andern verneinen offen die revolutionäre Führerrolle des 

Proletariats und verkünden die Notwendigkeit, daß das Proletariat in Koalition mit dem kleinen Bür-

gertum auf langsam evolutionärem Weg die Macht ergreifen müsse. Sie vermeinen also die führende 

revolutionäre Rolle des Proletariats gegenüber allen anderen arbeitenden Schichten und Klassen, was 

praktisch eine Unterordnung des Proletariats unter die übrigen Schichten und Klassen, vor allem unter 

das Kleinbürgertum bedeuten. Sie verneinen damit auch die Rolle der Partei als Organisatorin der 

Revolution, machen [54] ihr Handeln abhängig von dem Mitgehen kleinbürgerlicher Parteien, min-

destens der Sozialdemokratie. Sie suchen nach Auswegen vor dem Bürgerkrieg. 

Praktisch läuft die erste Richtung, infolge der unvermeidlichen Enttäuschungen, hinaus auf dumpfe 

Passivität, Verzicht auf jede Politik überhaupt, was mit einer gesteigerten revolutionären Phraseolo-

gie verhüllt wird und sich hinter der bekannten Alles- oder Nichts-Stimmung verschanzt. Die zweite 

Richtung landet bei einer reformistischen Vielgeschäftigkeit, die schrittweise das Proletariat seinen 

Feinden ausliefert und die Kommunistische Partei liquidiert. Beide Richtungen finden sich regelmä-

ßig zusammen in dem gemeinsamen erbitterten und gehässigen Kampf gegen den bolschewistischen 

Kern der Partei, wobei die beiden Richtungslinien sich oft genug in einzelnen personellen Vertretern 

kreuzen, so daß es zu den typischen Erscheinungen gehört, wenn prominente Vertreter des Linksra-

dikalismus in ganz kurzer Zeit sich zum offenen Reformismus durchmausern, und umgekehrt, aus-

gesprochene Reformisten von gestern morgen schon Wortführer des Linksradikalismus sind. 

Die Kommunistischen Parteien müssen beide Richtungen sowohl in ihrem verhüllten wie in ihrem 

offenen Auftreten unbarmherzig bekämpfen, und zwar in erster Linie ideologisch und erst nach ihrer 

politischen Erledigung organisatorisch. Die russische Partei hat in ihrer erfahrungsreichen Geschichte 

äußerst lehrreiche Beispiele dieses unbarmherzigen, mit der schärfsten Sonde des Arztes geführten 

Kampfes gegeben. Der Sprachgebrauch „rechts“ und „links“ ist hierbei irreführend, weil der Arbeiter 

unter links, entsprechend dem Sprachgebrauch des bürgerlichen Parlamentarismus, gewöhnlich das 

revolutionäre, den Fortschritt bedeutende Element versteht. Der Linksradikalismus ist jedoch nur ein 

auf dem Kopfe stehender Opportunismus und objektiv ebenso kleinbürgerlich reaktionär wie der 

Menschewismus. 

Gegenwärtig sind die Rechtsabweichungen die Hauptgefahr in der Komintern. Die Niederlagen des 

Proletariats in Bulgarien, Deutschland, Polen und die vorübergehende Stabilisierung der Bourgeoi-

sieherrschaft mit allen Mitteln des weißen Terrors in diesen Ländern haben den Glauben an die her-

annahende Weltrevolution bei vielen, sogar bei prominenten Genossen geschwächt. Sie suchen nach 

Auswegen, um sich auf längere Zeit mit dem Kapitalismus abzufinden (russische Parteiopposition). 

Hiezu kommt die Stärkung des Linksblocks in Frankreich und der parlamentarische Wahlsieg der 

Labour Party in England. Es hat für politisch naive Gemüter den Anschein, als sei dort ein Wieder-

aufbau im Rahmen des Kapitalismus möglich, als ob dort eine Lösung der Reparationskrise mit den 

Mitteln des Reformismus ohne Bürgerkrieg und Revolution möglich sei. 

Nur so ist es zu erklären, daß ein Führer der KP Hollands den Regierungsantritt Macdonalds in Pa-

rallele stellen konnte mit der Oktoberrevolution in Rußland und daß die Kommunisten Englands jede 

Warnung vor Illusionen und jede Kritik an der angeblichen „Arbeiterregierung“ vergaßen. In 

Deutschland hat die Oktoberniederlage die überwältigende Mehrheit der Parteimitglieder sehend ge-

macht, aber trotz dieser „Linksorientierung“ werden jeden Tag, z. B. aus Anlaß der Gemeinde- und 

Landtagswahlen oder Betriebsrätewahlen, ferner bei der täglichen Kleinarbeit in den Parlamenten, 
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Gewerkschaften und Betrieben oder bei der Agitation unter den Beamten, Kleinbauern, hundert op-

portunistische Fehler begangen. Die Hauptgefahr steht deshalb noch auf längere Zeit rechts und ver-

langt ein Zusammenraffen aller jener Elemente in den Kommunistischen Parteien, die diese Gefahren 

sehen und sie zu bekämpfen gewillt sind. Dies muß jedoch geschehen ohne politische Konzessionen 

an sogenannte KAP-Stimmungen in den primitiv revolutionären Arbeiterschichten. Mit einem halt-

losen Taumeln aus dem rechten Extrem ins linke Extrem ist der Kommunistischen Internationale 

nichts geholfen. Diese Erkenntnis führte in Deutschland zur Schaffung der sogenannten Mittelgruppe 

in der Partei. [55] 

2. Die Taktik der Einheitsfront und die opportunistischen Gefahren. 

Die Linke sowie die Mittelgruppe der Partei sind sich darin einig, daß die Oktoberniederlage des deut-

schen Proletariats und die durch sie ausgelöste Krise der KPD wesentlich verschuldet sind durch eine 

Kette von schweren Fehlern der Partei, von Fehlern, die als Rechtsabweichungen zu bezeichnen sind. 

Die linke Gruppe jedoch sieht die Wurzel dieser Fehlerkette nicht nur in den der jungen KPD anhaf-

tenden menschewistischen Gebrechen, die zu einer fehlerhaften Anwendung der Einheitsfronttaktik 

führten, als vor allem in der Taktik der Einheitsfront selbst. Sie verlegt damit tatsächlich, wenn auch 

unausgesprochen, den Ursprung des Fehlers in die falsche Leitung der Kommunistischen Internationale 

durch unsere kampferprobten russischen Genossen, die unter Lenins Führung diese Taktik ausgear-

beitet und den jungen Bruderparteien empfohlen haben. Die Stellung der linken Gruppe ist hierin übri-

gens nicht ganz einheitlich und klar. Während in den offiziellen Verlautbarungen der linken Gruppe 

nur die Taktik der Einheitsfront abgelehnt wird, wie sie auf dem Leipziger Parteitag formuliert wurde, 

sprechen sich andere führende linke Genossen gelegentlich radikal gegen die Taktik der Einheitsfront 

aus und verlangen sogar eine Revidierung der bisherigen internationalen Beschlüsse auf dem bevorste-

henden 5. Weltkongreß. Auch jonglieren sie etwas mit dem Terminus selbst, indem sie erklären, daß 

unter Taktik der Einheitsfront nichts anderes zu verstehen sei, als die Aufgabe der Sammlung, Organi-

sierung und Mobilisierung der proletarischen Massen unter der kommunistischen Führung. Hiergegen 

ist festzustellen, daß die Aufgabe der Sammlung und Leitung der proletarischen Massen durch die 

Kommunistische Partei nicht eine Frage ist der kommunistischen Tak t i k, sondern ein kommunisti-

sches Gr undpr i nz i p. Ohne die Gewinnung der breiten Massen und ihrer Führung durch die Kom-

munistische Partei ist eine siegreiche proletarische Revolution schlechterdings unmöglich. 

Das Wesen der Einheitsfronttaktik kann also nicht in der Eroberung und Mobilisierung der Massen 

bestehen, sondern sie stellt e i ne  ganz  be s t i mm t e  Me t hode  der Massengewinnung und Mobili-

sierung durch die Kommunistischen Parteien dar, eine Methode, die unter ganz bestimmten Voraus-

setzungen und für ganz bestimmte Zwecke angewandt werden soll. Die Beschlüsse der verschiedenen 

Sitzungen der Erweiterten Exekutive der KI sowie des 4. Weltkongresses lassen darüber keinen Zwei-

fel. Es handelt sich kurz gesagt bei der Taktik der Einheitsfront um die Frage: Wie lösen wir in einer 

Periode schleppender revolutionärer Krise die breiten proletarischen Massen am leichtesten und er-

folgreichsten ab von der sozialdemokratischen Ideologie und Organisation? 

Die Kommunistische Internationale hat, gestützt auf die Erfahrungen der von Lenin geführten bol-

schewistischen Partei beschlossen, die Methode der Einheitsfronttaktik überall dort anzuwenden, wo 

in einer Periode der langsamen revolutionären Entwicklung die Kommunistische Partei vor der Auf-

gabe steht, sich aus kleinen Keimzellen in große proletarische Massenparteien zu verwandeln, und 

zwar im Kampfe gegen die übermächtige, traditionell im Proletariat verwurzelte Sozialdemokratie. 

Die Voraussetzung also für die Anwendung der Einheitsfronttaktik sind 3 Tatsachen: a) die schlep-

pende revolutionäre Krise, b) das Vorhandensein größer reformistischer Organisationen und c) eine 

schwache Kommunistische Partei, die sich erst das Vertrauen der Massen erringen muß. 

Der klare Zweck der Einheitsfronttaktik ist nicht das dauernde Bündnis mit reformistischen Organi-

sationen und ihre Anerkennung als kampffähige Genossen, sondern im Gegenteil die Zersetzung und 

Vernichtung der Sozialdemokratie als proletarische Massenpartei und die Ausschaltung ihres ideolo-

gischen Einflusses auf die breiten arbeitenden Massen zugunsten deren Sammlung unter der Führung 

einer kommunistischen Massenpartei. 
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Worin besteht aber die Einheitsfronttaktik. Ihr charakteristisches Merkmal besteht weder darin, daß 

wir Kommunisten in unserer täglichen Agi-[56]tation und Praxis an das Verständnis und die Nöte der 

arbeitenden Massen anknüpfen – das müssen wir zu jeder Zeit, wenn wir nicht bloße Propaganda, 

sondern Po l i t i k  treiben wollen –, auch nicht darin, daß wir von Zeit zu Zeit einen „Offenen Brief“ 

an die Sozialdemokratie und die reformistischen Gewerkschaftsführer richten, was ebenfalls nicht Po-

litik, sondern bloße Propaganda wäre, sondern darin, daß die Kommunisten sich bereit erklären, unter 

bestimmten Bedingungen zusammen mit Reformisten oder Syndikalisten um konkrete Teilforderun-

gen in den Kampf zu treten. Die Kommunisten erklären unter Umständen ihre Bereitschaft zu einer 

Einheitsfront sogar mit den reformistischen Führern nicht in der Illusion, daß diese ihre alte reformis-

tische Politik des Arbeiterverrates aufgeben werden, sondern gerade im Gegenteil zu dem Zwecke, 

sie nicht bloß mehr durch Worte, sondern durch Tatsachen vor den breiten Massen zu entlarven. 

Die Erklärung der Kommunisten, daß sie bereit sind, nicht nur mit den sozialdemokratischen Massen, 

sondern sogar mit den reformistischen Führern gemeinsam den Kampf gegen die Bourgeoisie aufzu-

nehmen, ist ein erfolgreiches Mittel, um den Massendruck auf die reformistischen Führer zu verstär-

ken und sie in eine Situation zu bringen, in der sie durch die Aktion der Massen vor die Alternative 

gestellt sind, entweder mit ihren großmäuligen Phrasen von Verteidigung der Grundrechte des Pro-

letariats usw. Ernst zu machen, oder aber sich offen und nackt als das zeigen, was sie in Wirklichkeit 

sind: Agenten der Bourgeoisie im Lager des Proletariats. Sie werden immer das letztere tun. 

Die Gefahr der Taktik der Einheitsfront besteht darin, daß junge, kommunistisch wenig gefestigte 

Parteien die Einheitsfront mit den reformistischen Führern nicht mehr als ein bloßes taktisches Ma-

növer der Kommunisten zur praktischen Entlarvung und Zerstörung der reformistischen Organisati-

onen auffassen, sondern aus dieser Taktik einen Grundsatz machen, selber an die Ehrlichkeit und 

Kampffähigkeit der sozialdemokratischen Führer und Funktionärkaders zu glauben beginnen und 

sich infolgedessen auch dann noch an die Abmachungen mit den reformistischen Führern für gebun-

den halten, wenn diese schon offen Verrat üben und also ihre Entlarvung bereits erreicht ist. 

In Deutschland ist von der KPD die Einheitsfront am frühesten und mit dem größten Ernste ange-

wandt worden, einfach deshalb, weil hier die kommunistische Partei am allerschwersten zu leiden 

hatte unter der gehässigen, brutalen und raffinierten Bekämpfung durch eine zahlenmäßig äußerst 

große, traditionell seit 60 Jahren im deutschen Proletariat verankerten, mit allen Machtmitteln einer 

Regierungspartei ausgestatteten Sozialdemokratie, die außerdem noch eng verbunden war mit den 

freien Gewerkschaften, die rund 8 Millionen Proletarier umfaßten. Dieser Sozialdemokratie war es 

gelungen, nicht nur die revolutionäre Vorhut des deutschen Proletariats im Frühjahr 1919 blutig nie-

derzuschlagen und dieses Verbrechen vor den Arbeitermassen zu rechtfertigen, sondern auch eine 

Mauer der Verleumdung und des Mißtrauens rings um die kommunistische Partei aufzubauen und sie 

dadurch in die Gefahr einer vollkommenen Isolierung von der Mehrheit des Proletariats zu bringen. 

Die Aktion der deutschen Sozialdemokratie gegen den Kommunismus wurde gefördert durch die 

Tatsache, daß es der wohlorganisierten deutschen Bourgeoisie gelang, die tiefe Demobilmachungs-

krise nach dem Kriege auch ökonomisch zu überwinden und mit Hilfe der wachsenden Inflation eine 

länger dauernde Scheinkonjunktur hervorzuzaubern, eine Scheinkonjunktur, die breiten Massen des 

Proletariats ihre fortschreitende Verelendung verhüllte und immer aufs neue pazifistische und demo-

kratische Illusionen hervorrief. 

Die Eroberung der Mehrheit des deutschen Proletariats stand vor der deutschen Partei als besonders 

schwere und zugleich besonders dringliche Aufgabe, dringlich besonders deshalb, weil die Kommu-

nistische Partei [57] wußte, daß die Erholung der kapitalistischen Wirtschaft in Deutschland nur eine 

scheinbare, die Hochkonjunktur der deutschen Industrie nur eine vorübergehende Episode war und 

in absehbarer, nicht zu langer Zeit infolge der anhaltenden Weltkrise des Kapitalismus umschlagen 

mußte in eine schwer wirtschaftliche Depression, in den finanziellen und politischen Zusammenbruch 

der Novemberdemokratie. Die KPD wußte, daß nach wie vor auf der Tagesordnung des deutschen 

Proletariats die Losung stand: Vorwärts zum Sozialismus oder Untergang in die Barbarei, nackte 

terroristische Diktatur der Bourgeoisie oder revolutionärer Kampf um die Diktatur des Proletariats. 
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Die Anwendung der Taktik der Einheitsfront wurde in Deutschland in Gang gebracht, nicht weil 

einige führende Genossen von vornherein opportunistische und liquidatorische Neigungen hatten, 

wie das in der Hitze der Parteidebatte mitunter besonders von linken Genossen so dargestellt wird, 

sondern weil die Taktik der Einheitsfront gerade in Deutschland d i e  r evo l u t i onä r e  Auf gabe  

de r  S t unde  war, die Anwendung der Einheitsfronttaktik war ein Schritt zur Verbreitung der Revo-

lution. Hinzu kommt, daß die Losung der proletarischen Einheitsfront nicht künstlich in die Massen 

des deutschen Proletariates hineingetragen wurde, sondern einen weit verbreiteten und lebhaft emp-

fundenem Bedürfnis der Massen entsprach. Die Massen fühlten bereits Ende 1921 sehr deutlich die 

zunehmende Verschlechterung ihrer Lebenslage und verlangten immer stürmischer nach einer ge-

schlossenen Abwehr der Kapitalsoffensive. Die Forderungen der Massen nach proletarischer Ein-

heitsfront waren jedoch unklar und zum großen Teil illusionär. Die Mehrheit des deutschen Proleta-

riats glaubte immer noch an den friedlichen demokratischen Aufstieg unter Führung der Sozialdemo-

kratie, glaubte noch an die Möglichkeit, im Rahmen der bürgerlichen Gesellschaftsordnung ein er-

trägliches Auskommen zu finden, und war noch keineswegs bereit, den Kampf auf Leben und Tod 

um die Diktatur des Proletariates zu wagen. Der Fortschritt in den Massen bestand lediglich darin, 

daß sie die jahrelange Hetze gegen die Kommunisten satt hatten und nicht mehr ganz willenlos den 

reformistischen Führern Gefolgschaft leisteten. Was sie forderten, war eine Koalition der Kommu-

nisten mit den Sozialdemokraten. 

Mit dieser Massenstimmung sowohl wie mit diesen Massenillusionen hatte die Kommunistische Par-

tei zu rechnen, mehr noch: sie mußte diese Stimmung ausnützen, um die Mauer des Mißtrauens nie-

derzulegen und aus der Isolierung herauszukommen. Sie mußte aber gleichzeitig dem Einheitsfront-

gedanken die kommunistische Konkretisierung und dem Einheitsfrontwillen die revolutionäre Rich-

tung geben. Nur wenn ihr beides gelang, konnte die Taktik vollen Erfolg bringen. 

Die Taktik der Einheitsfront, die die Partei seit dem Herbst 1921 konsequent und bei allen Gelegen-

heiten anwandte, hat ihren Zweck nur teilweise erreicht. Ihre positiven Resultate sind folgende: Heute 

ist die Kommunistische Partei Deutschlands nicht nur eine, sondern d i e  proletarische Massenpartei, 

ihr Einfluß reicht weit in die Massen der Parteilosen, ja selbst sozialdemokratischen Arbeiter hinein, 

und die Sozialdemokratie ist schon in wesentlichen Punkten in die Verteidigung gedrängt. Diese Tat-

sache darf keiner übersehen, der ernsthaft zu der Frage der Taktik Stellung nimmt. Es ist einfache 

Selbstbeschmutzung, wenn gewisse Genossen jetzt, wo sich die Fehler in der Anwendung der Taktik 

deutlicher gezeigt haben, eine perverse Lust darin empfinden, die ganze Partei und ihre Politik vor 

dem Oktober als eine einzige große opportunistische Schweinerei hinzustellen, es ist Liquidatorentum 

nach der umgekehrten Seite. 

Diese Feststellung der klaren Tatsache enthebt uns jedoch nicht einer scharfen rücksichtslosen Un-

tersuchung der negativen Folgen der Anwendung der Taktik der Einheitsfront. Die Partei hat schwere 

Fehler in der praktischen Durchführung der Einheitsfronttaktik gemacht, Fehler, die uns schließlich 

in [58] eine ernste Niederlage führten. Die heutige Mittelgruppe hat eine Zeit lang diese Fehler zwei-

fellos weniger scharf gesehen, wie die linke Opposition, einfach deshalb, weil sie mit vollem Recht 

ihre Hauptkraft an die positive Durchsetzung der Taktik legen mußte, während die Linke sich darauf 

beschränkte, rein negative Kritik zu üben, die mit der Taktik verbundenen und von der Exekutive der 

KI von Anfang an klar umschriebenen Gefahren dick zu unterstreichen und sogar zu übertreiben, 

Die Gefahren, denen die deutsche Partei zum Opfer fiel, bestehen vor allem darin, daß die Partei nicht 

verstanden hat, ihre Taktik in dem Maße r evo l u t i onä r  anzuwenden, wie das notwendig war: nicht 

nur, um die Massen von der Sozialdemokratie loszulösen, sondern gleichzeitig für den revolutionären 

Endkampf vorzubereiten und zu schulen. Sie hat wiederholt ihr „kommunistisches Gesicht“ nicht 

deutlich genug gewahrt, d. h. die kommunistischen Grundsätze und Endziele vor allem in bezug auf 

das Verhältnis zwischen bürgerlicher Demokratie und Diktatur des Proletariats, und in bezug auf die 

Unvermeidlichkeit und Notwendigkeit des Bürgerkriegs, sowie in bezug auf die Rolle der Partei als 

einzige revolutionäre Führerin zugunsten von Spitzenverhandlungen mit den Reformisten, gemein-

samen Aktionsausschüssen und Uebergangslösungen verschleiert. 
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Die Taktik der Einheitsfront darf aber unter keinen Umständen zur Verschleierung des grundsätzli-

chen Kommunismus führen. Die Kommunistischen Parteien, die diese Taktik anwenden und sich in 

gewissen Situationen mit vollem Recht auch an die reformistischen Spitzenorgane wenden, gemein-

same Ausschüsse mit ihnen bilden, dürfen keinen Augenblick vergessen, daß sie es nicht mit zwar 

unklaren aber doch ehrlichen kampfgewillten Elementen, geschweige denn mit Bundesgenossen zu 

tun haben, sondern raffinierten und unerbittlichen Todfeinden der Kommunistischen Partei, mit ver-

kappten Agenten der Bourgeoisie, mit den berufsmäßigen Saboteuren des revolutionären proletari-

schen Klassenkampfes. Jede Wendung an die Spitzen dient einzig der Entlarvung, keineswegs der 

Belehrung dieser Spitzen, jedes Eingehen auf einen gemeinsamen Aktionsausschuß muß in jenem 

Momente zur Sprengung führen, wo die Sabotage der reformistischen Führer die Bewegung der Mas-

sen bremst, auch auf die Gefahr hin, daß sie nicht sofort den breiten Massen verständlich gemacht 

werden kann. Die Kommunisten dürfen sich deshalb durch eine solche gemeinsame Körperschaft 

niemals hindern lassen an der offenen grundsätzlichen Agitation jener Maßnahmen, die vom revolu-

tionären Standpunkt aus in der Bewegung notwendig sind. Sei dürfen sich durch den vorübergehen-

den Zwang, mit ihren Todfeinden an einem Tisch zu sitzen, nicht einen Augenblick lang hindern 

lassen an der grundsätzlichen Kritik dieser Feinde, dürfen auch nicht ihren Ton dämpfen oder auf 

selbständiges Vorgehen überhaupt verzichten. Unter keinen Umständen dürfen sie diese gemeinsa-

men Körperschaften und Vereinbarungen als etwas Dauerndes ansehen oder bestrebt sein, ihnen mög-

lichst langes Leben einzuhauchen. Sie sind einfach Mittel zum Zweck und haben zu verschwinden 

mit dem Augenblick, wo der Zweck erreicht ist oder die Gefahr besteht, daß sie in eine Fessel und 

Bindung der Kommunisten und in eine Irreführung der Massen umschlagen könne. Ohne Massenbe-

wegung kommen sie überhaupt nicht in Betracht. Von Anfang an muß versucht werden die Einheits-

front von unten auf zu bilden durch Schaffung proletarischer Klassenorgane in den Betrieben. 

Diese Organe müssen die Hauptsache sein und schließlich die Spitzenverhandlungen unnötig ma-

chen. 

3. Die Fehler der deutschen Partei. 

Die deutsche Partei hat in dieser Linie von Anfang an Fehler gemacht. Wir brauchen nur zu erinnern 

an die stumme Demonstration der Rathenaukrise, oder an die Unfähigkeit der Partei, nach dem Blut-

bad unter den Erwerbslosen in Leipzig die Zeigner-Regierung zu stürzen. Solchen [59] Schwächen lag 

der meist unbewußte Gedanke zugrunde, daß vielleicht doch die Sozialdemokratie, wenigstens ihr 

linker Flügel, sich vom linken Flügel der Bourgeoisie auf den rechten Flügel des Proletariats herüber-

ziehen lasse. Hierzu kam die mangelnde Fähigkeit, die theoretisch längst anerkannte Wahrheit, daß 

nur die kommunistische Führung eine siegreiche Revolution verbürge und daß der Wog zur Revolu-

tion über die Vernichtung der Sozialdemokratie als proletarische Massenpartei führen müsse, in jeder 

praktischen Situation energisch und zielklar auszuwerten. Die Partei bekannte sich zwar prinzipiell zu 

der Notwendigkeit des bewaffneten Aufstandes, aber insgeheim hofften doch viele Genossen auf ge-

wisse mildere Formen des Bürgerkriegs und legten die Losung der Arbeiterregierung, die eine Zuspit-

zung und Verschärfung des Kampfes bezweckte, in dieser pazifistischen und darum konterrevolutio-

nären Weise aus. Die Resolutionen des Leipziger Parteitags zeigen deutliche Tendenzen in dieser 

Richtung. Das Geschrei der linken Genossen jedoch, daß die Zentrale als Ganzes die Partei liquidieren 

wolle und die kommunistische Staatstheorie preisgebe, war eine hysterische Uebertreibung und hat 

sehr viel dazu beigetragen, um die Abstellung der wirklich vorhandenen Fehler zu erschweren. 

Die wirklich vorhandenen opportunistischen Tendenzen in der Partei und die fehlerhafte Anwendung 

der Einheitsfronttaktik mußte natürlich in jenem Augenblick besonders schwere Konsequenzen nach 

sich ziehen, als die bisher schleppende revolutionäre Krise sich in raschem Tempo akut zuspitzte und 

immer breitere Massen spontan in Bewegung gerieten. Die Partei hatte sich auf lange Sicht eingestellt 

und an revolutionärer Wachsamkeit ein gebüßt. Sie bemerkte nicht rechtzeitig die grundlegende Aen-

derung der Situation, und als sie das bemerkte, traf sie nicht mit genügender Klarheit und Energie die 

notwendigen Maßnahmen zur Umstellung der Partei. Gewiß hatte sie bereits im Herbst 1922 mit der 

Schafjung proletarischer Klassenorgane, also mit der Einheitsfront von unten begonnen und es ist 

natürlich Unsinn zu behaupten, die deutsche Partei habe all die Jahre nur Einheitsfront von oben 
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getrieben. Die revolutionäre Betriebsrätebewegung, die proletarischen Hundertschaften, die Kontroll-

ausschüsse sind das lebendige Zeugnis ihrer Einheitsfronttaktik von unten auf. Wie die Bourgeoisie 

diese proletarischen Klassenorgane einschätzte, hat sie damit bewiesen, daß der Reichsausschuß der 

Betriebsräte verboten wurde lange vor der Kommunistischen Partei. 

Aber die Partei hat in dem Moment der revolutionären Zuspitzung es versäumt, ihre ganze Stoßkraft 

in diese proletarischen Klassenorgane zu legen. Sie hat im entscheidenden Moment die verwirrende 

Losung neuer Aktionsausschüsse herausgegeben, statt der Losung der politischen Arbeiterräte. 

Die sogenannte Sachsenpolitik der lokalen Unterstützung einer linken sozialdemokratischen Regie-

rung war gedacht als ein Mittel zur Verschärfung der Klassenkämpfe, zur Alarmierung des Proleta-

riats, zur Beschleunigung der Räte- und Hundertschaftsbewegung, zur Zersetzung der Sozialdemo-

kratie. Sie – führte aber infolge schwächlicher Ausnützung der Situation und Abschwächung der 

grundsätzlichen kommunistischen Agitation und Kritik, infolge der Furcht durch einen scharfen 

Bruch mit den ewig schwankenden und sabotierenden linken Führern einen zeitweiligen Rückschlag 

zu erleiden, nicht zu einer Stärkung der proletarischen Kampfkraft und zur Verwirrung der Bourgeoi-

sie, sondern umgekehrt im Zusammenhange mit allen übrigen Fehlern zur Schwächung und Verwir-

rung in den eigenen Reihen, was sich im Oktober klar genug herausstellte. 

Auch die Kampagne gegen den Faschismus wurde nicht den wirklichen Machtverhältnissen entspre-

chend geführt. Es fehlte jede klare Analyse des deutschen Faschismus und seiner Rolle im Dienste 

der Schwerindustrie und des Großagrariertums. Die Vorbereitungen zum Endkampf wurden mit der 

irreführenden Losung eingeleitet: wider den Faschismus, während doch der Faschismus in Deutsch-

land nur ein Handlanger und Schrittmacher der [60] schwerindustriellen Diktatur war, die denn auch 

tatsächlich den nach Selbständigkeit strebenden kleinbürgerlichen Faschismus im entscheidenden 

Moment kurzerhand zur Seite schob und ihre nackte Diktatur aufrichtete (Patentlösung Luden-

dorffs!). Nicht der faschistische Putsch war die Gefahr, sondern die „Patentlösung“ des Stinnes-Agen-

ten Minoux, d. h. die „trockene“ und „legale“ Liquidierung der demokratischen Attrappen zugunsten 

der unverhüllten schwerindustriellen Diktatur. 

Die falsche Analyse der Situation, als ob in dem kapitalistisch hochentwickelten Deutschland eine 

Spielart des italienischen Faschismus gleichsam selbständig zur Herrschaft kommen könne, um für 

die Schwerindustrie unter nationalen Phrasen die Geschäfte zu besorgen, hat sich bitter gerächt. Die 

Resolution des Zentralausschusses Ende Oktober hat diese falsche Analyse nicht beseitigt, sondern 

mit seiner Formel: Der Faschismus hat gesiegt! zu verewigen gesucht. 

Die falsche Analyse des Faschismus war natürlich kein Zufall, sondern entsprach jenen Tendenzen 

in der Partei, die irgendwelche mildere und weniger gewaltsame Uebergangsformen suchte zwischen 

der Herrschaft des Kapitals und der Diktatur des Proletariats. War der Faschismus der Hauptfeind, so 

konnte man die Losung aufstellen: Rettet die Republik! und damit den Widerstand der sozialdemo-

kratischen Führer brechen und eine Art Koalition mit ihnen eingehen. Damit im Zusammenhang 

stand, daß der als revolutionärer Schritt zur Auslösung des bewaffneten Endkampfes gedachte Eintritt 

von Kommunisten in die sächsische Regierung in eine „banale parlamentarische Komödie“, wie Si-

nowjew sich überspitzt ausdrückte, umschlagen mußte. Diese sächsische Koalitionsregierung von 

Kommunisten und linken Sozialdemokraten wurde proklamiert, als eine Regierung der proletarischen 

Verteidigung; der proletarischen Verteidigung, aber gegen wen und mit welchen Mitteln? War sie 

eine Verteidigungsregierung gegen den Faschismus allein, wie er sich in den bewaffneten Verbänden 

wild gewordner Kleinbürger äußerte, so mußte sie konsequenterweise die Verteidigung der Demo-

kratie auf ihre Fahne schreiben. War sie aber eine Verteidigung gegen die schwerkapitalistische Dik-

tatur, die den Faschismus wohlüberlegt in ihren Dienst stellte, mit der Reichswehr verschmolz und 

aus der Demokratie als legitime Erbin hervorgegangen war, so konnte diese Verteidigung nur bedeu-

ten Kampf um die proletarische Diktatur, also ohne und gegen die Sozialdemokratie, und mit den 

Mitteln des Generalstreiks und bewaffneten Aufstands. 

Dann konnte aber diese sozialistisch-kommunistische Koalition keine 11 Tage dauern, sondern mußte 

sofort entweder auseinanderplatzen oder aber zu einer Kampfstellung des Gesamtkabinetts gegen die 
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sozialdemokratische Partei, gegen das Parlament, gegen alle demokratischen Attrappen führen und 

zur außerparlamentarischen Organisation, und Mobilisierung der Massen. Es ist klar, daß nur das 

erste eingetreten wäre. 

Leitende Genossen wie Brandler haben diese historische Aufgabe der sogenannten sächsischen Arbei-

terregierung so wenig begriffen, daß sie noch nachträglich erklärten, wenn sie mehr Zeit gehabt hätten 

und den Regierungsapparat gekannt hätten, wäre es ihnen gelungen, daß sächsische Proletariat zu be-

waffnen. Die einfachsten Lehren aus Lenins „Staat und Revolution“ sind von diesen Genossen offen-

bar vergessen. Die 11 Tage sächsische „Arbeiterregierung“ waren nicht zu kurz, sondern zu lang. 

Ebenso falsch jedoch ist auch die Behauptung der linken Genossen, daß die zeitweilige Unterstützung 

einer linkssozialdemokratischen Regierung und der unter ganz bestimmten revolutionär zugespitzten 

Verhältnissen erfolgende Eintritt von Kommunisten in eine Regierung mit Sozialdemokraten an sich 

schon falsch sind. Genau das Gegenteil. Eine Kommunistische Partei, die nicht versteht, solche tak-

tische Manöver auszuführen, wird nicht imstande sein, unter komplizierten Verhältnissen den Feind 

zu schlagen und die Macht zu ergreifen. Unsere linken Genossen machen sich die Frage der Erobe-

rung der Macht etwas zu leicht. In den Ländern mit hochentwickeltem [61] Kapitalismus und einge-

wurzelten Traditionen und Illusionen wird eine kommunistische Partei, die nicht gleichsam auf Mes-

sersschneide manöverieren kann, die Revolution nicht siegreich führen können. 

Letzten Endes läuft die grundsätzliche Ablehnung solcher Manöver auf eine gefährliche Verkennung 

der Rolle der Kommunistischen Partei in der Revolution hinaus, auf einen Rückfall in blanquistische 

und naiv putschistische Anschauungen, die die Ergreifung der Macht nicht als einen geschichtlichen 

Prozeß begreifen, der durch die Aktionen der breitesten, durch die Kommunistische Partei mobili-

sierten und geführten Massen zur Tat wird, sondern als die kühne Tat einer isolierten Vorhut, die nur 

zu stürmen braucht, um die Massen hinter sich zu bekommen. Aus diesem Geist heraus hat die Par-

teilinke auch die These verfochten, daß im Oktober unter allen Umständen der Endkampf hätte aus-

gerufen werden müssen, und zwar natürlich in der Form und mit den Mitteln, mit denen er damals 

von der Partei vorbereitet worden war. Linke Genossen erklären: Wir hatten damals 60 Prozent Aus-

sicht auf Sieg. Woher nehmen diese Genossen den Maßstab? Sie selber waren damals weit weniger 

optimistisch. Der einzige Maßstab für Aussicht auf Sieg sind die Kämpfe der Massen selbst, die De-

monstrationen, Streiks, Zusammenstöße mit der Staatsgewalt. Aber gerade diese hatte die Partei ab-

gelehnt und hatte damit die revolutionäre Erregung nicht gesteigert, sondern gedämpft. Was übrig 

blieb, war ein schlechter illegaler Apparat und eine Partei mit mangelnder Verbindung mit den Mas-

sen. Ideologisch waren die Parteimitglieder nicht eingestellt auf einen po l i t i s chen  sich aus den 

Massenaktionen des Proletariats herausentwickelnden Machtkampf, bei dem die technischen Vorbe-

reitungen nur die auslösende und im Anfang nachhelfende Rolle spielen konnten, sondern umgekehrt 

auf eine rein militärische Aktion, aus der sich dann der politische Massenmachtkampf entwickeln 

sollte. Organisatorisch und technisch waren übrigens sämtliche Vorbereitungen der Partei äußerst 

mangelhaft, was nicht zu verwundern ist, da die Partei in der vorhergehenden Periode der Einheits-

fronttaktik und Massensammlung es versäumt hatte, den illegalen Apparat kampffähig aufzubauen. 

An dieser Schuld ist aber keineswegs die Taktik der Einheitsfront schuld. Die linke Opposition hat in 

den großen industriellen Bezirken, wo sie die absolute Mehrheit in der Partei hatte, genau so wenig 

getan, wie die sogenannten Opportunisten in den übrigen Bezirken. Mehr noch. Als die Partei im 

Frühsommer 1923 aus der beginnenden Erkenntnis der veränderten revolutionären Lage heraus den 

Beschluß faßte, der Umstellung der Parteiorganisation auf Betriebszellen, da fand dieser Beschluß 

gerade in den linken Bezirken den zähesten Widerstand, wenigstens soweit es sich um die praktische 

Durchführung handelte. 

Die Linke versucht heute, die zeitige Erkenntnis der neuen revolutionären Zuspitzung im Sommer 

1923 als ihr besonderes Verdienst auszugeben. Wo aber hat sie, mit Ausnahme jener schiefen Vor-

schläge in der Frage des Ruhrkampfes, die revolutionär praktischen Schlußfolgerungen aus dieser 

Erkenntnis gezogen? Wie dachte sie sich den revolutionären Endkampf ohne diese militärisch-tech-

nischen und organisatorischen Vorbereitungen in der Partei selbst? Es ist leicht, mit heroischer Geste 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 5 – 56 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 18.09.2023 

zu erklären, wir hätten den Endkampf aufnehmen müssen auch auf die Gefahr einer Niederlage hin. 

Gewiß muß eine kommunistische Partei in bestimmten Situationen auch auf die Gefahr der Nieder-

lage hin zum Kampfe rufen und selber in den Kampf eingreifen. Nicht darin besteht die Differenz 

zwischen der Mittelgruppe und den linken Genossen. Sie besteht darin, daß die Linke die Auslösung 

jener isolierten Operationen wünschte, die doch nur einen Sinn haben konnten im Fluß einer anstei-

genden elementaren Massenbewegung, aber nicht im Moment eines Stillstandes oder gar Zurückflu-

tens der Massen. 

Und dieser Moment war tatsächlich eingetreten dank jener Kette von Fehlern der Kommunistischen 

Partei, die alle Teilkämpfe und spontanen Massenerhebungen zurückgedämmt hatte in dem Glauben, 

man könnte dem [62] revolutionären Elan der Massen in einen Dampfkessel sperren und zu gelegener 

Verwendung unter Druck halten. Sie hatte die Bourgeoisie widerstandslos ihre Kräfte mobilisieren 

und organisieren lassen. Die Bourgeoisie hatte sich bereits Ende Oktober aus ihrer Verwirrung erholt. 

Die Uebernahme der Macht durch die Schwerindustrie und ihren Statthalter, den General Seeckt, 

hatte die Gegenoffensive bereits eingeleitet. Was möglich und notwendig war im Oktober, das war 

die so f o r t i ge  und  unbed i ng t e  Aus l ö sung  po l i t i s che r  Massenak t i one n, z. B. Abwehr-

kämpfe, auch bewaffnete, des Proletariats gegen die Reichsexekutive in Sachsen und Thüringen, So-

lidaritätsaktionen, die zu Zusammenstößen mit der Staatsgewalt führen mußten, wirtschaftliche Ab-

wehraktionen gegen die beginnende Offensive des Kapitals. 

Aus allen diesen Kämpfen heraus, die die Partei auslösen und führen mußte, konnte sich sehr wohl 

bei der damaligen labilen Situation eine erneute Offensive des Proletariats herausbilden. Diese poli-

tischen und wirtschaftlichen Aktionen hätten der Partei die Gelegenheit gegeben, ihren illegalen Ap-

parat erfolgreich einzusetzen, Bewaffnungsaktionen durchzuführen, die Bourgeoisie in Verwirrung 

zu bringen, den Kampfmut erneut zu wecken und die als Verteidigung begonnenen Kämpfe in die 

große Generalschlacht zusammen zu fassen. 

Der Gipfel aller Fehler, die die Partei in dieser entscheidungsschweren Zeit machte, war der kam pf -

l o se  Rüc kz u g, jenes Unterdrücken sogar der spontanen Kämpfe und Bewegungen, die lokal auf-

flammten, jene bewußte und absichtliche Isolierung des Hamburger Aufstandes. In diesem kampflo-

sen Rückzug und in der Verurteilung des Hamburger Aufstandes, der als revolutionäre Tat ein Licht-

punkt im schwarzen Oktober bedeutete, haben die opportunistischen Tendenzen ihren Sieg gefeiert. 

Jetzt war tatsächlich der Moment, wo man nicht mehr nur von Fehlern in der Partei, sondern vom 

Liquidatorentum reden mußte. 

4. Die historischen Aufgaben der Mittelgruppe. 

Von diesem Moment ab mußten alle revolutionären Elemente in der Partei sofort zusammengefaßt 

werden zur Rettung der Partei als einer kommunistischen Kampftruppe, zur vereinten Niederschla-

gung der opportunistischen Tendenzen und zur Beseitigung jener Führer, die diese unheilvolle Ent-

wicklung trotz aller Proteste auf die Spitze getrieben hatten. Die Genossen der Mittelgruppe hatten 

sich bisher darauf beschränkt, innerhalb der Zentrale und den führenden Körperschaften der Partei 

gegen jede einzelne opportunistische Abweichung Front zu machen, so z. B. gegen den bedingungs-

losen und in einem falschen Zeitpunkt vorgenommenen Eintritt in die sächsische Regierung und ge-

gen die Abbremsung der elementaren Teilkämpfe. Schon zweit Tage nach der unseligen Chemnitzer 

Konferenz hatten drei Vertreter der jetzigen Mittelgruppe mit dem Vertreter der linken Opposition 

zusammen in der Zentrale für die sofortige Ausrufung des Generalstreiks, zur Unterstützung der 

Hamburger Kämpfe gestimmt. Es ist Demagogie, wenn unsere Freunde von links jetzt in den Partei-

versammlungen und Konferenzen sich brüsten, die einzigen gewesen zu sein, die vor der Oktober-

niederlage ernsthaft gegen die opportunistischen Schweinereien gekämpft haben. Nicht erst nach dem 

Brief der Exekutive ist den Genossen der Mittelgruppe die Erleuchtung gekommen. Der Gegensatz 

zur Politik Radeks und Brandlers war von Anfang an da. Aber warum haben die Genossen der Mit-

telgruppe ihren Protest nicht vor die Mitgliedschaft getragen? Unseres Erachtens ist die Organisie-

rung von Fraktionen in einer kommunistischen Partei keine Angelegenheit, die man leichtfertig ein-

leitet in dem Moment, wo die Partei sich auf Entscheidungskämpfe rüstet. Jeder von uns wußte, daß 
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ein solcher Schritt die Gefahren der Zersetzung der Kommunistischen Partei in sich schloß. Die Spal-

tung der Kommunistischen Partei hätte jedoch in jenem Moment das Maß des Unglücks voll gemacht. 

[63] Im November war die Tage geändert. Von einer sofortigen Wiederaufnahme der Kämpfe konnte 

keine Rede sein. Die Partei mußte die Bilanz des Oktobers ziehen. Jetzt war es die historische Auf-

gabe der Mittelgruppe, die intransigenten rechten Führer, die auch aus der Niederlage nichts gelernt 

hatten und alle Schuld auf die objektiven Verhältnisse schoben, so schnell als möglich in der Partei 

zu isolieren und für ihre weitere Entwicklung unschädlich zu machen. Das Parteizentrum mußte jetzt 

alle jene Elemente, die die Gefahr erkannt hatten und den Willen aussprachen, die alten Fehler abzu-

stellen, um sich versammeln. 

Es war nur natürlich, daß jetzt auch viele Elemente zur Mittelgruppe stießen, die erst im Anfang des 

Klärungsprozesses sich befanden; und es sind nicht die schlechtesten, die einen solchen Klärungs-

prozeß unter tausend inneren Hemmungen und mit ernsten kritischen Bedenken durchmachen. Diese 

Aufgabe gab der Mittelgruppe zunächst eine gewisse Ungleichmäßigkeit und Schwerfälligkeit. Die 

Linke spottete über den „Sumpf“. Aber wir beneiden die Linke nicht um so manche Elemente, die 

noch gestern jede opportunistische „Schweinerei“ frisch und fröhlich mitmachten und heute sich nicht 

radikal genug gebärden können. Wir beneiden sie nicht um jene Elemente, die heute in Konferenzen, 

Versammlungen linke und ultra-linke Resolutionen fassen, aber draußen in den Betrieben, in ihrer 

Gewerkschaft, in der Kommunalpolitik seelenruhig schlechte reformistische Politik machen. Wir be-

neiden die Linke nicht um jene Elemente, die jede Kleinarbeit in Betrieben und Gewerkschaften, jede 

Demonstration auf der Straße als opportunistisch abweisen mit der so radikal klingenden Begrün-

dung: „Alles oder nichts Wir kommen erst wieder, wenn’s aufs Ganze geht.“ Wir beneiden die Linke 

vor allem nicht um jene Elemente, die die Massenflucht aus den Gewerkschaften fordern und auf 

eigene Faust kleine kampfunfähige Gewerkschaften gründen, die sie stolz Industrieverbände nennen. 

Wir beneiden die Linke auch nicht um jene guten Genossen, die offen oder versteckt bei jeder Gele-

genheit erklären, man werde es eventl. auch auf einen Kampf mit der Exekutive ankommen lassen, 

wenn diese Schwierigkeiten mache. 

Solche Elemente zusammen mit dem alten KAPistischen Flügel beschwören in der Partei eine neue 

Gefahr herauf, die eines Tages nicht geringer sein wird als die eben überwundene reformistische, 

nämlich die Gefahr der Zurückverwandlung der Partei zur Sekte, die Gefahr der mit revolutionären 

Phrasen verbrämten Passivität, des Zerfalls in kleine Verschwörerzirkel und propagandistische 

Grüppchen. Und wir machen den führenden linken Genossen, mit denen wir in sehr vielen positiven 

Fragen übereinstimmen, den Vorwurf, daß sie diesen Gefahren gegenüber schwankend und lau sind, 

nicht den Willen, teilweise auch nicht die Kraft haben, sich gegen den Strom zu stemmen und zwar 

einfach deshalb, weil sie als Opposition gegen die alte Mehrheit sich jahrelang dieser Elemente be-

dient haben, weil sie selber die unpolitische Antibonzenstimmung, die syndikalistische Verwerfung 

des Zentralismus, die KAPistische Passivität mit großziehen halfen. Die Geister, die sie riefen, wen-

den sich heute gegen sie, und jedes Nachgeben stärkt diese Geister in einer Periode revolutionärer 

Ebbe und allgemeiner Depression im Proletariat. 

Wir erklären deshalb, daß die Zusammenraffung der aktivsten Elemente sowohl aus der Linken wie 

aus der Mittelgruppe eine der wichtigsten Aufgaben des Parteitages ist. Diese Zusammenarbeit hat 

bereits die Exekutive in den Moskauer Vereinbarungen gefordert. Sie ist keine Frage, die vom Stand-

punkt des fraktionellen Machtkampfes aus beantwortet werden kann. Sie ist eine politische Frage, die 

Frage der Einheit und Aktionsfähigkeit der deutschen Partei. 

Diese Einheit und Aktionsfähigkeit der deutschen Partei wird aber nicht erreicht durch die Herbei-

führung eines umgekehrten Leipziger Parteitags, nicht durch Mißtrauensresolutionen gegen eine be-

stimmte Parteigruppe, nicht durch Säuberungsaktionen gegen alle die Genossen, die nicht [64] auf 

dem Boden der heutigen linken Mehrheit stehen. Das alles bedeutet Verschärfung und Verewigung 

des Fraktionskampfes, denn es wird kein Genosse so dumm sein zu glauben, daß man nach dem 

Parteitag Fraktionen verbieten und mit mechanischen Zwangsmitteln unterdrücken könne, solange 

die politischen Ursachen nicht beseitigt sind. Die Uebernahme der Parteileitung und die Besetzung 
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der Parteiorgane sowohl zentral wie örtlich durch die frühere linke Opposition allein bedeutet in die-

sem Augenblick eine ernste Gefährdung der Partei, und zwar deshalb, weil es in beiden Gruppen 

genug Elemente gibt mit opportunistischen Tendenzen, ganz gleich, ob sie im reformistischen oder 

KAPistischen Gewande auftreten. 

Die Bruderparteien aber, die selber in ernsten Wachstumskrisen stehen, schauen auf die deutsche 

Partei. Je rascher und leichter die deutsche Partei ihre eigene Krise überwindet und endlich wieder 

imstande ist, eine starke einheitliche Politik zu machen, desto rascher und leichter wird es auch ge-

lingen, die Krise in den Bruderparteien zu liquidieren. 

Wir sehen nach wie vor die Hauptgefahr rechts – auch wegen der internationalen Lage, auch weil 

sich heute viele Genossen links gebärden, die praktisch ausgesprochene Rechte sind. Aber wir halten 

das für keinen Grund, die sehr ansehnlichen Gefahren in der Partei zu ignorieren oder ihnen politische 

Konzessionen zu machen. Vor allem in der Gewerkschaftsfrage, die noch nie so dringend und schwie-

rig vor der Partei gestanden hat. Auch das Versagen linker Organisationen bei allen Demonstrationen, 

die die Partei im vergangenen Winter gegen die weiße Diktatur einleitete, signalisiert eine ernste 

Gefahr. 

Es ist ferner ein billiges Argument, um die Passivität der linken Organisationen zu maskieren, wenn 

gesagt wird: auch wir sind für Betriebszellen, aber mit Vorsicht, ohne die alte bewährte Wohnbe-

zirksorganisation zu zerschlagen. Was wir der linken Gruppe vorwerfen ist, daß sie seit dem Sommer 

1923 die Beschlüsse der Partei mißachtet hat und im November sich sogar soweit verstieg, sie einfach 

für Berlin zu suspendieren. Erst jetzt auf Eingreifen der Exekutive beginnt sie dieser Frage ernsthaft 

näher zu treten. Und doch ist die Frage der Betriebszellen eine Lebensfrage für die Kommunistische 

Partei. 

Wir wollen nicht den linken Genossen ihr Sündenregister vorlesen, wir selber haben Sünden genug. 

Was wir aber wollen, ist die klare, unzweideutige Erklärung: Für oder wider die Zusammenraffung 

der Partei zum aktiven Kampf gegen die Klassengegner. Für oder wider den ernsthaften Versuch, 

nicht nur revolutionär zu reden, sondern revolutionäre Politik zu machen, d. h. die breiten Massen zu 

gewinnen und zu mobilisieren. Noch stehen breite Massen bei der Sozialdemokratie, in den reformis-

tisch geführten Gewerkschaften, in den christlichen Verbänden, in den völkischen. Die Partei muß 

ein klares, konkretes Aktionsprogramm schaffen nicht nur mit Forderungen, sondern mit taktischen 

Anweisungen für die Agitation und Massenmobilisierung. Dieses Aktionsprogramm muß der Partei-

tag schaffen. Es muß vom Parteitag e i nhe i t l i ch  beschlossen werden, es muß Aktionsprogramm 

der ganzen  Partei sein. Es muß die Plattform sein, auf der die Fraktionskämpfe liquidiert werden 

und die Aktivität der Partei beginnen. 

Die Einheitsfront von unten muß konkretisiert werden. Was versteht die Partei darunter? Bei den 

Betriebsrätewahlen haben gewisse linke Genossen reine kommunistische Parteilisten verlangt oder 

für die Teilnahme nichtkommunistischer Genossen Bedingungen, wie Anerkennung der „Grundsätze 

und Ziele“ der Partei, gestellt, was praktisch auf Abstoßung der nichtkommunistischen, aber instink-

tiv revolutionär gesinnten Arbeiter hinausläuft. Beim Deutschen Tag in Berlin hat die Berliner Orga-

nisation nicht die Massen, sondern nur die Elite der Parteigenossen mobilisiert. Heißt das etwa Ein-

heitsfrontkampf? Der Parteitag muß hier klar antworten. Die Frage, die wir „kleiner Bürokratenklün-

gel“, wie Genosse Scholem sich geschmackvoll ausdrückt, dem Parteitag vorlegen werden, und von 

dessen [65] Beantwortung die Zukunft der Partei als aktive politische Kraft in den Massen abhängt, 

ist folgende: Mit welchen taktischen Mitteln soll die KPD in der gegenwärtigen Periode die nicht-

kommunistischen Massen gewinnen, mobilisieren und im Kampfe führen? Wir warnen davor, Be-

triebsrätebewegung, Kontrollausschüsse, Hundertschaften als reine Parteiangelegenheiten aufzuzie-

hen. Noch hat die Partei nicht die Mehrheit des Proletariats, nicht einmal in den entscheidenden Zen-

tren. Die Partei ist erst auf dem Wege, diese Mehrheit zu gewinnen. Wir warnen auch vor der hohlen 

Kraftmeierei, die in der Berliner Resolution zur Gewerkschaftsfrage zum Ausdruck kam und in der 

Tendenz, ohne vorherige breite Bearbeitung der Massen, ohne Ausnutzung aller nur erdenklichen 

Möglichkeiten die Spaltung des Berliner Metallarbeiterverbandes in Kauf zu nehmen. Es gilt hier, 
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die Ungeduld mancher Genossen zu zügeln, Massenstimmungen zu leiten, statt auf ihnen zu schwim-

men. So sehr die Partei alle Stimmungen und Wünsche der Massen sorgfältig beobachten und be-

rücksichtigen muß, so wenig darf sie in Abhängigkeit von ihnen geraten. Es geht um die Füh r e r -

r o l l e  der Partei. 

Wir hatten bisher keine wirklich mit den Massen verbundene aktionsfähige, zentralisierte kommunis-

tische Partei. Wir hatten Massen, aber verstanden sie nicht zu mobilisieren. Wir wurden überrascht, 

wenn elementare Bewegungen ausbrachen. Wir sind heute noch nicht imstande, die Abwehrkämpfe 

um den Achtstundentag wirklich überlegen zu führen. Wir verstehen es heute noch nicht, die grund-

sätzliche Festigkeit mit der elastischen Manövrierfähigkeit zu verbinden. Die Partei muß imstande 

sein, auch in schnell wechselnden Situationen Herr der Lage zu bleiben, damit nicht wie jetzt in der 

Gewerkschaftsfrage uns der Gegner das Gesetz des Handelns vorschreibt. 

Ob die Partei wird diese Aufgaben leisten können, hängt wesentlich davon ab, in welchem Geiste der 

Parteitag vorbereitet und geführt wird. An der jetzigen Mehrheit wird es liegen, ob er ein Markstein 

wird des Aufstiegs der Partei zu einer wirklich bolschewistischen Sektion der Komintern. Wir, die 

jetzige Minderheit, gehen unseren geraden Weg auf der Linie, wie ihn Lenin gezeigt hat, und wir 

wissen, daß die deutsche Partei sich auf diesem Weg zusammenfinden wird. 

* 

Welche Taktik?  
Von W i l h e l m  K o e n e n. 

Die Diskussion über die Fehler der Partei in der Vergangenheit ist ausführlich, gründlich und mit 

rücksichtsloser Offenheit geführt worden. Die Mitgliedermassen haben zu der Arbeit der Partei, ihrer 

Führung und ihrer Taktik so ausgiebig Stellung genommen, wie das seit der Märzaktion und KAG-

Krise nicht mehr der Fall war. Diese unerbittliche Kritik an den eigenen Fehlern und Schwächen 

gehört zu dem Charakter der Kommunistischen Partei. Dieses Aussprechen und beständige Lernen 

aus eigenen Mängeln unterscheidet sie als einen ihrer Wesenszüge von der im eigenen Dreck ver-

sumpfenden Sozialdemokratie. 

Die Kritik am Vergangenen hat die bisherige linke Opposition, die eben, weil sie Opposition war, bei 

dieser Auseinandersetzung sich außerordentlich im Vorteil befand, zu einer zahlenmäßig starken 

Mehrheit in der Partei werden lassen. Diese neue linke Mehrheit und alle, die mit ihr, mit der großen 

Masse der Mitgliedschaft der Partei eng und ernst zusammenarbeiten wollen, stehen jetzt vor der 

Aufgabe, die politischen Lehren aus den Mängeln, Fehlern und Schwächen der bisherigen Arbeit [66] 

und der bisherigen Führung zu ziehen und aus der Kritik die praktischen Folgerungen für die künftige 

Arbeit abzuleiten. Und die Debatte darüber, we l che  Po l i t i k  jetzt getrieben, we l che  Tak t i k  jetzt 

angewendet werden soll, ist keineswegs geschlossen, sie beginnt vielmehr erst jetzt. 

Es ist klar, Politik und Taktik unter der neuen Führung müssen vor allem jeden Rückfall in sozialde-

mokratische Ideologien, jeglichen Reformismus und Opportunismus oder irgendwelche andere rechte 

Abweichungen vermeiden. Nur wenn das aus unserer Politik und Taktik klar erkennbar ist, wird es 

gelingen, die großen, teils bewußt, teils gefühlsmäßig, stark links eingestellten und nach der Okto-

berenttäuschung außerordentlich mißtrauischen Mitgliedermassen wieder zur aktiven politischen Ar-

beit zu gewinnen. 

Die politische Tage ist für ein aktives politisches Auftreten der Kommunisten gegenwärtig wiederum 

ganz außergewöhnlich günstig. Die mit der Labourregierung aufkommenden demokratisch internati-

onal-pazifistischen Illusionen beginnen zu zerflattern. Die Hoffnung auf die Sachverständigenaus-

schüsse, auf Auslandskredite und Anleihen sind verflogen. Der Schlußrefrain lautet: Deutschland 

muß wieder zahlen, und die ganze jämmerliche Erfüllungspolitik steht wieder auf der Tagesordnung. 

Schon zeigen sich die ersten Schwankungen der Rentenmark, bei deren Zusammenbruch es, wie der 

Reichskanzler Marx vor den Pressevertretern anläßlich der Reichstagsauflösung erklärte, keine neue 

Stabilisierung mehr geben könne. Der schon als gestürzt gemeldete Poincaré sitzt fester im Sattel 

denn zuvor. Seine rücksichtslose Ruhrpolitik wird fortgesetzt. Ihre Nachteile werden von der 
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deutschen kapitalistischen Regierung mit ganzer Wucht auf das Proletariat und die verarmten Mittel-

schichten gelegt werden. Die Kapitalsoffensive zur weiteren Verelendung der gesamten werktätigen 

Bevölkerung wird verschärft. Also objektiv steht alles auf Zuspitzung. Der sich zersetzende und zer-

fallende deutsche Kapitalismus hat keine andere Möglichkeit der Aufrechterhaltung seines Schma-

rotzerdaseins als des rücksichtslosen Kampfes gegen Proletariat und Mittelschichten. 

Und bei alledem zeigen sich offenkundig in der Arbeiterschaft in immer breiterem Ausmaß die An-

sätze zu einem sich versteifenden Widerstand. Kampfwille und Kampfentschlossenheit im Proletariat 

beginnen sich wieder stärker zu regen, als wir es in den letzten Monaten je gesehen haben. Diese 

Lage gibt der Kommunistischen Partei wieder alle Möglichkeiten der Mobilisierung des Proletariats 

für ihre Kampfziele in die Hand und verpflichtet sie historisch und politisch erneut zur aktivsten 

Politik. 

Unsere erste Aufgabe muß sein, das, was versäumt ist, nachzuholen. Die radikale Propaganda für die 

Ziele des Kommunismus muß mit größtem Schwung, mit aller Leidenschaftlichkeit betrieben wer-

den. Wir müssen gerade jetzt, wo wieder alles schwankt, wo sich alle Parteien spalten oder zersetzen, 

wo niemand eine Lösung zeigen kann, den breiten Volksschichten die große Idee des Kommunismus 

als den einzigen vorwärts- und nach oben führenden Ausweg weisen. Die Möglichkeit des nahen 

Endkampfes, die Ueberwindung der alles zerreibenden und zermürbenden Kapitalsherrschaft durch 

die Diktatur des Proletariats und die dann erst durchzusetzende großzügige Sozialisierung müssen in 

der Arbeiterschaft lebendig gemacht werden. Wir müssen den flammenden Haß gegen den Kapitalis-

mus predigen und die Begeisterung für den Kommunismus in den Herzen und Köpfen des Proletariats 

wecken. 

Für diese aufrüttelnde Propaganda bietet uns der Reichstagswahlkampf und die Wirtschaftskämpfe 

alle Möglichkeiten. Wir haben die glänzendste Gelegenheit, eine Scharte auszuwetzen, die wir alle 

mit verschuldet haben. Man darf hoffen, daß diese Aufgabe von den Genossen rasch verstanden und 

auch mit einigem Geschick gelöst werden wird. 

Die Schwierigkeiten beginnen erst an dem Punkte, an dem es gilt, den Uebergang von der Propaganda 

zur Aktion zu finden, oder besser noch Propaganda und Aktion aufs engste miteinander zu verbinden. 

Welche [67] Vorschläge sind in der bisherigen Diskussion zur Lösung dieser schwierigsten Aufgabe 

bisher gemacht? 

Die Exekutive der Komintern hat in den Vereinbarungen, die sie zur deutschen Frage mit den Ver-

tretern der Mittelgruppe und der bisherigen linken Opposition getroffen hat, eindeutig neben der auf-

rüttelnden Propaganda die Taktik der Einheitsfront von unten als die wichtigste Methode bezeichnet, 

die es der KPD ermöglichen wird, die breiten Massen unter den Losungen und der Führung der Partei 

in Bewegung zu setzen, in Kämpfe zu bringen, um so die Organisierung der sozialen Revolution 

durchzusetzen. In der Parteidiskussion haben sich gegenüber diesem Beschlusse nach und nach drei 

sich immer deutlicher unterscheidende Meinungen herausgebildet, wobei die abwegigen Anschauun-

gen der Rechten als außerhalb jeder Diskussion stehend nicht mitzählen. Die Mittelgruppe stellt sich 

ganz klar und bewußt auf den Boden der Beschlüsse des EK. Ihr Standpunkt ist in den in diesem Heft 

abgedruckten Nichtlinien ausführlich erläutert und konkretisiert. Hier sei nur noch hinzugesetzt, daß 

gegenwärtig nur von diesem Standpunkt aus die so außerordentlich schwierige Frage der Gewerk-

schaftstaktik werbend und nutzbringend beantwortet werden kann. In der jetzigen linken Mehrheit 

tritt immer deutlicher eine Strömung hervor, die theoretisch die Einheitsfronttaktik rundweg ablehnt. 

Die große Mehrheit aber ist gegen die Einheitsfronttaktik, „wie sie bisher angewendet wurde“. Sie 

hält diese Taktik für so unrettbar kompromittiert, daß sie vorschlägt, das Wort Einheitsfronttaktik 

auszutilgen. Und das ist praktisch die Ablehnung der Anwendung dieser Taktik. 

Dabei ist als schwerer Mangel festzustellen, daß noch nirgends gesagt wurde, welche taktische Me-

thode denn jetzt angewendet werden soll, um in der angesichts des zerfallenden Kapitalismus zwei-

fellos im ganzen ansteigenden Linie der revolutionären Entwicklung die Gewinnung des ausschlag-

gebenden Teils des Proletariats für aktive revolutionäre Kämpfe und für die Organisierung der Revo-

lution zu fördern. 
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Hier klafft eine Lücke, die ausgefüllt werden muß, und zwar muß das angesichts der für unsere Arbeit 

so außerordentlich günstigen Situation rasch geschehen, allerspätestens auf dem Parteitag. Die relativ 

besten Antworten, die in der Parteidiskussion von der linden Führung für die Aufgabe der Mehrheits-

gewinnung gegeben wurden, waren: 1. In alle Kämpfe wirtschaftlicher und politischer Art hineingehen, 

sie verbinden, steigern und in ihnen die Kommunisten mit der Masse zu verbinden, um sie so unter 

unsere Führung zu bringen. 2. In allen proletarischen Bewegungen und Kämpfen stärkste kommunisti-

sche Propaganda treiben und 3. proletarische Organe zu schaffen durch die Belebung der Betriebsräte-

bewegung, der Kontrollausschüsse und der Schaffung von Aktionsausschüssen oder Kampfkomitees. 

Das ist, wenn es die Partei wirklich durchführen wird, schon allerlei. Es wird uns sogar großen Nutzen 

bringen, wenn damit sofort die Aktivierung der Partei erreicht wird. Aber in dem jetzigen chaotischen 

Zustand der sozialen, wirtschaftlichen und politischen Verhältnisse Deutschlands, bei dem gegenwär-

tigen Tempo der revolutionären Entwicklung, das von uns beeinflußt werden kann und muß, und bei 

den Möglichkeiten tief einschneidender Wendungen, die uns die nächste Zukunft bringen kann, ge-

nügen diese Vorschläge nicht. Für die beschleunigte Mehrheitsgewinnung, die planmäßige Herbei-

führung und Einleitung großer Massenkämpfe und die systematische Organisierung der Revolution 

bedarf es einer reiferen Taktik. 

Die schweren Mängel dieser Vorschläge müssen offen ausgesprochen werden. 

1. Wir dürfen uns nicht begnügen, „in Kämpfe hineinzugehen und uns in ihnen mit den Massen zu 

verbinden“. Die Rolle der KPD und ihre Aufgabe ist es, anknüpfend an die Bedürfnisse auch der 

zurückgebliebenen Teile der Massen die Stimmung auch für kleinste Bewegungen und Kämpfe zu 

wecken. Ferner gilt es, durch gutes Manöverieren und [68] eine geschickte Taktik die Stimmung so 

zu lenken und alle Regungen und Bewegungen so zu führen, daß offene Kämpfe gegen den Kapita-

lismus und seine Staatsgewalt unvermeidlich ausgelöst werden. Wir haben eben nicht nur in Massen-

kämpfe hineinzugehen, sondern sie vorzubereiten, herbeizuführen, einzuleiten und durchzuführen. 

Das ist leninistisch. Und eben dieses Anknüpfen an die Bedürfnisse ideologisch rückständiger aber 

kampfwilliger Massen, dieses Vorbereiten und Herbeiführen der Bewegungen und Kämpfe werden 

wir nur schaffen, wenn wir offen und ehrlich den Arbeitermassen, den Andersorganisierten wie den 

Unorganisierten sagen, daß wir den einheitlichen proletarischen Kampf wollen. Wir müssen ihnen 

beweisen, daß sie nur im einheitlichen Handeln mit uns die Tagesnöte kämpfend überwinden werden 

und daß gegenüber der sie verelendenden und unterdrückenden Kapitalsoffensive nur die von unten 

auf sich bildende Kampffront, die Einheitsfront des Proletariats, zu den organisierten Abwehrkämp-

fen führen kann, die uns den siegreichen Gegenstoß ermöglichen werden. Mit der Einheitsfront des 

Proletariats werden wir die großen Massen schneller in Kämpfe führen, als das lediglich mit den 

eigenen Kaders der KPD möglich ist. Mit der Einheitsfronttaktik von unten werden wir rascher große 

Massen in Bewegung setzen und mobilisieren, als uns das mit den Mitteln der Propaganda allein je 

gelingen wird. Die beschleunigte Massenmobilisation wird aber im nächsten Zeitabschnitt für die 

Herbeiführung der sozialen Revolution ausschlaggebend sein. 

2. Selbstverständlich ist es wichtig, daß wir „in den Kämpfen verstärkte kommunistische Propaganda 

treiben“. Aber nicht nur müssen wir, wie schon gesagt, diese Kämpfe als Partei durch die Einheits-

fronttaktik vorbereiten und herbeiführen, sondern wir dürfen uns in Kämpfen auch nicht mehr auf 

allgemeine Propaganda beschränken, und sei sie noch so scharf auf die Endziele eingestellt, sondern 

wir müssen in Kämpfen schon zu einer zähen Agitationsarbeit, zur planmäßigen und bewußten Wer-

bung neuer Anhänger und Mitglieder für unsere Partei schreiten. In Kämpfen und Bewegungen wer-

den wir aber auf dem Boden der ehrlichen offenen Einheitsfront von unten am schlagkräftigsten die 

Agitation, die Werbung für unsere Partei betreiben können. Wir werden sie so in den Kämpfen zu 

einer immer größeren Massenpartei anwachsen lassen und ihr damit ein immer größeres Gewicht als 

einen der ausschlaggebenden objektiven Faktoren bei der Verschiebung des Kräfteverhältnisses zu-

gunsten der beschleunigten sozialen Revolution geben. Diese Verstärkung unseres Gewichts als einer 

großen Massenpartei durch die richtige Anwendung der Einheitsfronttaktik von unten ist gerade jetzt 

bei dem unerhörten Schwanken der Massen zwischen der bankrottierenden Sozialdemokratie und der 

verdammt noch immer aufwärtssteigenden völkischen Bewegung das dringendste Gebot der Stunde. 
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3. Natürlich brauchen wir „proletarische Organe, die Belebung der Betriebsrätebewegung, der Kon-

trollausschüsse und die Schaffung von Aktionsausschüssen“. Aber welchen Charakter sollen diese 

Organe haben? Will man sie wirklich offen nur als die Organe der KPD, oder sollen es die Einheits-

frontorgane sein, die es uns bei geschickter Arbeit und guter Politik ermöglichen, nicht nur Unorga-

nisierte, sondern auch Andersorganisierte gegen den Willen ihrer bisherigen Führung in Bewegung 

zu setzen, in Kämpfe zu führen, in denen sie rascher als sonst die neue Führung, nach der sie suchen, 

in den Kommunisten erkennen werden. Gerade zu dieser Loslösung der Andersorganisierten und der 

mit sozialdemokratischen oder völkischen Führern sympathisierenden Unorganisierten aus den 

Klauen dieser konterrevolutionären Agenten ist es notwendig, daß die proletarischen Organe Ein-

heitsfrontgebilde sind, die alles umfassen, was in Bewegung zu setzen ist und zu Kämpfen auch der 

primitivsten Art um die einfachsten Klassenlosungem bereit sind. Wir werden die große Aufgabe der 

Organisierung der Revolution in der nächsten Zeit auf keinem anderen als auf diesem Wege bewälti-

gen können. Wir müssen die Organisationen, die noch proletarische Massen unter der Führung von 

Kapitalsagenten zusammen-[69]fassen, rasch überwinden und zerschlagen. Wir brauchen dazu, wenn 

wir in diesem Prozeß die Revolution organisieren wollen, die Einheitsfrontorgane, die ganz besonders 

in dem organisierten Deutschland psychologisch den großen Massen den Uebergang von der alten 

Führung zu der neuen revolutionären Führung erleichtern werden. Mit den Einheitsfrontorganen 

schaffen wir uns am sichersten die Voraussetzungen für die Krönung der Organisierung der Revolu-

tion, die politischen Arbeiterräte, die als Ausdruck der Einheitsfront von unten unter kommunistischer 

Führung die Werkzeuge des Endkampfes für die soziale Revolution sein werden. 

Das sind die Lehren, die die Dritte Internationale aus der russischen Revolution gezogen hat. Gewiß, 

wir haben die Lehren entsetzlich mangelhaft befolgt. Wir haben die schwersten Fehler bei der Aus-

nutzung der russischen Erfahrungen gemacht, aber noch sehen wir nirgends auch nur die Anzeichen 

anderer Methoden oder anderer Mittel der Politik, die uns rascher zur Führung der Massen, zur Ge-

winnung der ausschlaggebenden Teile des Proletariats an den entscheidenden Punkten bringen. Wir 

sind fest überzeugt, daß die große Mehrheit derer, die sich jetzt für links entschieden hat, die Be-

schleunigung des Tempos der revolutionären Entwicklung mit allen Fasern des Herzens und des Ver-

standes anstrebt. Die neue linke Mehrheit wird deshalb dem Parteitag und der Internationale klar 

sagen müssen, welche Mittel und Methoden sie anzuwenden entschlossen ist, um das Tempo der 

Entwicklung zu beschleunigen und die Revolution zu organisieren. Wir sind überzeugt, daß nur die 

Taktik der Einheitsfront von unten uns jetzt sofort diese Mittel und Methoden in die Hand gibt. Ohne 

eine taktische Linie ist keine Politik und keine Parteiführung möglich. 

Gepaart mit einer aufrüttelnden Propaganda für den Kommunismus, mit einer zähen Agitation für 

unsere Partei und im ständigen Kampfe gegen reformistische Ueberreste und opportunistische Abwei-

chungen wird die Taktik der Einheit von unten den Charakter der KPD als einer aktiven kommunisti-

schen Massenpartei festigen und ihr die Durchführung einer aktiven kommunistischen Politik ermög-

lichen, die endlich die Massen für die revolutionäre Eroberung der Macht in Marsch setzen wird. 

* 

Die opportunistischen Gefahren der Gegenwart und die Mittelgruppe.  
Von St. S t e f a n. 

Fast die gesamte Parteidiskussion bewegt sich um die Oktoberniederlage und ihre Ursachen. Mit 

Recht. Es ist unerläßlich, die Fehler der Ve r gangenhe i t  richtig zu erkennen und die richtigen 

Lehren aus ihnen zu ziehen. Ebenso notwendig ist es jedoch zugleich, daß wir uns mit der Gegen -

war t  und nahen Zukunft beschäftigen. 

Für diese gibt die Mitgliedschaft dem Parteitag eine strikte Direktive: Linksorientierung. Alle Partei-

bezirke, mögen sie sich in ihrer Mehrheit für die Mittelgruppe oder die bisherige Opposition ausge-

sprochen haben, fordern sie. Sie drücken damit den Willen aus, den Opportunismus in jeder Form 

auszurotten, die KPD zu einer bolschewistischen Partei zu machen. 
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Es gilt also jetzt, die opportunistischen Tendenzen und ihre Quellen klarzulegen und zu bekämpfen. 

Was die Partei bedroht, sind Gefahren in erster Linie von rechts, aber auch von links, und ganz be-

sonders rechte, die unter linker Flagge segeln. Sie sind alle auf den schleppenden Gang der revoluti-

onären Entwicklung zurückzuführen, haben aber ihre besonderen Quellen. [70] 

1. Rechte Gefahren. 

Ihre Hauptquelle ist die politische Situation. 

Die imperialistischen Staaten stehen einander in einem heftigen wirtschaftlichen, diplomatischen und 

Rüstungskampfe gegenüber. Die Politik, die England unter der Macdonald-Regierung führt, zielt auf 

eine Schwächung Frankreichs unter Zuges t ändn i s s en  a n  Am er ika  und mittels Benützung 

Deutschlands als Werkzeug. Der Verzicht auf den Ausbau Singapores ist u. a. eine solche Konzession 

an Amerika. Zum Entgelt beteiligt sich Amerika bis zu einem gewissen Grade an dem englischen 

Druck auf Frankreich. Zugleich wirft England der deutschen Bourgeoisie Brocken materieller Natur 

hin, um Deutschlands Widerstand gegen Frankreich im Sinne der englischen Ziele zu verstärken. Diese 

Situation, der gesteigerte Druck auf Frankreich und die neuen angeblichen Aussichten auf eine Hilfe 

durch das ausländische Kapital haben der deutschen Kapitalistenklasse eine A t em pause  verschafft. 

Diese drückt sich aus in der scheinbaren Stabilisierung der Rentenmark, in der Verlangsamung des 

weiteren Zusammenbruches der Finanzen und der Wirtschaft Deutschlands. Man darf die Bedeutung 

dessen nicht unterschätzen. Die Preise sind gegenüber Herbst 1923 gefallen. Für Brot von über 1 

Mark auf 50 Pfennig. Auch eine Anzahl von Gebrauchsgegenständen ist billiger geworden. Eine ge-

wisse Beruhigung nicht nur im Kleinbürgertum, sondern auch in den proletarischen Massen ist trotz 

der Hungerlöhne und der Unternehmeroffensive eingetreten. Sie wird verstärkt durch die neuerwa-

chenden Illusionen auf eine (kapitalistische) Sanierung Deutschlands mit Hilfe Englands, Amerikas, 

auf eine Anleihe, ein Moratorium, eine Lösung der Reparationsfrage, durch die illusionären Hoffnun-

gen auf die Labour Party, auf den französischen Linksblock. 

Wie lange dieses Kartenhaus von Illusionen stehen bleibt, läßt sich nicht genau sagen. Es fällt sicher 

und spä t e s t ens  dann zusammen, wenn die amerikanische Wirtschaftstonjunktur abzubröckeln be-

ginnt, infolgedessen China, und damit der Gegensatz zu Japan, in Amerika aktueller wird und der 

Druck Amerikas auf Frankreich (Amerika-Frankreich gegen Japan-England) aufhört. Der Zusam-

menbruch kann und wird höchstwahrscheinlich früher kommen: durch eine jederzeit mögliche Aen-

derung der geschilderten außenpolitischen Konstellation, durch die fortgesetzte Inflation, durch das 

wachsende Defizit im deutschen Staatshaushalte und die steigende Macht der proletarische Kämpfe 

gegen die Unternehmeroffensive. 

Zunächst aber und einige Zeit hindurch wird noch die Rentenmark als stabil gelten, werden noch die 

Illusionen bestehen. Und das ist die unheilvolle Quelle rechter opportunistischer Tendenzen. Trotz-

dem die Parteimitgliedschaft unter dem Eindruck der Oktoberniederlage und der schweren rechten 

Fehler gefühlsmäßig nach links geht, sind sie deutlich genug sichtbar. Sowohl in der Praxis als auch 

in der Theorie. 

Ihre theoretischen Ansätze zeigen sich z. B. in der Ansicht, die Sanierung Deutschlands hänge haupt-

sächlich ab von der Bereitschaft der deutschen Bourgeoisie, Steuern zu zahlen. So in dem Artikel des 

Genossen Pawlowski „Der Bankrott Deutschlands“ (Inprekorr), in dem es nach einer kurzen, „rein 

wirtschaftlichen“ und wi ch t i ge  außenpo l i t i s che  Momente außer acht lassenden Erörterung 

heißt: „So vollkommen auch der Zusammenbruch des deutschen Reiches in diesem Momente ist, eine 

Sanierung ist unter bürgerlicher Führung nicht ausgeschlossen.“ 

Man muß wissen, daß die Inprekorr von tausenden Funktionären der KPD gelesen und überdies der 

genannte Artikel in der „Fahne der Revolution“ (Nr. 6) nur sehr schonend kommentiert, abgedruckt 

wurde. Man muß wissen, daß der Wirtschaftsbericht für das letzte Vierteljahr 1923 sich in ähnlichen 

Bahnen bewegt, und daß diese Berichte für weite Kreise der Parteimitgliedschaft als höchste wirt-

schaftliche Weisheit gelten. 
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Eine andere theoretische Verdichtung rechter Tendenzen ist die in der Partei weit verbreitete Mei-

nung, Frankreichs Ziel sei lediglich die Bezahlung der Reparationen, die Loslösung des Rheinlandes, 

die Koloni-[71]sierung (?) Deutschlands. Wenn das richtig wäre, dann wäre die kapitalistische Sa-

nierung eines in Einzelstaaten zersplitterten Deutschlands (bei Vernichtung eines Teiles der deut-

schen Mittelindustrie) möglich, ja sicher und nur eine Frage der Zeit. Dann wäre ein Sieg der Revo-

lution in dieser Niedergangsperiode unmöglich. Das Ziel des imperialistischen Frankreich ist jedoch 

ein anderes. Frankreich weiß, daß in dem Augenblicke, in dem die „österreichisierten“ Einzelländer 

sich wirtschaftlich erholen, erfolgen muß ein Zusammenschluß dieser „Kolonialstaaten“ gegen das 

französische „Mutterland“. Frankreich will aber Deutschland als Gegner in Europa endgültig aus-

scheiden, und das kann es nur bewerkstelligen durch (so phantastisch das auch klingen mag) eine 

reale Verminderung der deutschen Bevölkerung unter die Bevölkerungszahl Frankreichs; mittels dau-

ernder Aufrechterhaltung des wirtschaftlichen Chaos in Deutschland (Clemenceaus Ausspruch: 21 

Millionen, die in Deutschland zu viel sind). Das ist das Ziel Frankreichs, und Frankreich hat auch die 

Macht, es einem kapitalistischen Deutschland gegenüber zu verwirklichen. Die Oesterreichisierungs-

legende muß von der Partei aufs schärfste bekämpft werden. Sie ist ein Ausdruck rechter Tendenzen, 

obzwar man sie merkwürdigerweise auch bei der bisherigen linken Opposition (Thesen der Opposi-

tionsdelegierten, vorgelegt Moskau, Dezember 1923, Absatz V/3 und V/5) findet. 

Ein anderer Ansatzpunkt liegt in der pessimistischen Beurteilung der Perspektive, wie sie sich die 

Brandler-Gruppe zu eigen macht. 

Was die Parteimitgliedschaft betrifft, so findet man in allen Bezirken, daß der konterrevolutionäre 

Charakter der SPD und USP zwar durchaus erkannt wird, ohne daß aber praktisch die Konsequenzen 

aus dieser Erkenntnis gezogen werden. Man könnte eine Region von Beispielen aufmarschieren las-

sen. In dem Aufruf der Partei zu den Mecklenburger Landtagswahlen am 17. Februar 1924 findet 

man: „Die Kommunisten werden den Wahlkampf führen mit dem Ziele der Erringung einer proleta-

rischen Mehrheit im ... Landtag“. Von Rätediktatur kein Wort. In Berlin wurde mehrfach beantragt, 

bei den Konsumwahlen die Parteimitgliedschaft aufzufordern, dort, wo die KPD keine eigenen Listen 

aufgestellt hatte, für die USP zu stimmen. In Sachsen kam es bei den Gemeindewahlen zu Listenver-

bindungen (angeblich auch zu Einheitslisten) mit der SPD. In Velbert (Rheinland) fand Mitte März 

eine gemeinsame Funktionärkonferenz der KPD und SPD statt. Aehnliche Fälle in andern Bezirken. 

In alledem kommt die durchaus noch nicht überwundene Passivität und der Pessimismus. 

Das sind alte sozialdemokratische und unabhängige Reste, die infolge der Feh l e r  bei der Anwen-

dung der Einheitsfronttaktik erhalten geblieben sind. Es besteht die Gefahr, daß sie jetzt, in der Zeit 

der gegenwärtigen revolutionären Ebbe und der Scheinopposition der SPD gegen die großkapitalis-

tische Diktatur gestärkt werden und in den verschiedensten Umkleidungen und Formen wirken. 

Eine Gefahr stellt auch der gar nicht so selten vorkommende Opportunismus gegenüber der vö lk i -

s chen  Bewegung dar. So erklären in Faschistenversammlungen kommunistische Diskussionsredner, 

wir seien bereit, mit „den Völkischen eine Strecke weit zusammenzugehen“. Eine falsche, verhäng-

nisvolle „Fortsetzung“ der zu ihrer Zeit richtigen Schlagetertaktik Radeks. 

2. Die linksopportunistischen Tendenzen. 

Die materielle Notlage gerade unserer Parteimitglieder ist unerträglich groß. Gerade die Kommunis-

ten wurden zuerst aus den Betrieben geworfen und werden nirgends wieder eingestellt. Fast 70 Pro-

zent unserer Parteigenossen sind arbeitslos. Die Folge ist eine starke Radikalisierung. Diese hat ihre 

guten Wirkungen gehabt: In einer scharfen Bekämpfung der rechten Abweichungen. Sie kann auch 

in gesteigerte Aktivität der Partei umgesetzt werden. Sie gebärt aber auch eine Reihe KAPistischer 

Tendenzen. Diese zeigen sich in einer Unterschätzung der Kraft der Bourgeoisie, der Sozialdemokra-

tie, des Faschismus, in dem Verzicht auf die Gewinnung der breiten Massen für die Revolution und 

in der Meinung, eine „kleine, reine“ [72] KPD könne allein die Macht erobern und die Revolution 

durchführen. Sie finden, nicht vollends, aber zum Teil, ihre theoretische Stütze in den Ansichten der 

bisherigen linken Opposition. Die linken Gefahren treten hauptsächlich in folgendem in Erscheinung: 
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a) In der Ab l ehnung  de r  E i nhe i t s f r on t  von  un t e n. In unserer Partei wächst die Abneigung, 

mit nichtkommunistischen, wenn auch revolutionären Arbeitern und kleineren Funktionären zur 

Durchführung revolutionärer Kämpfe zusammenzugehen. Bei den Betriebsrätewahlen wurden revo-

lutionäre Listen, die revolutionäre sozialdemokratische und parteilose Arbeiter für die Durchführung 

eines revolutionären Programms vereinigen, fast nirgends aufgestellt, sondern nur rein kommunisti-

sche. Ebenso vielfach bei Wahlen zu gewerkschaftlichen Ortsverwaltungen, bei Konsumwahlen. Die 

Betriebsräte- und Kontrollausschußbewegung wird vernachlässigt. Im PGD besteht eine starke Strö-

mung, die Kommunisten aus dem ASB einfach herauszuziehen. 

Die bisherige linke Opposition stützt diese Tendenzen durch ihre prinzipielle Ablehnung der Ein-

heitsfronttaktik in internationalem Maßstab wie auch der Einheitsfront von unten für Deutschland. 

Sie erklärt, Lenin habe in dieser Frage eine falsche Einstellung gehabt. Sie erklärt ferner die Einheits-

fronttaktik für identisch mit der Anknüpfung an die unmittelbaren Nöte der Massen. Das ist ein Dreh. 

Einheitsfronttaktik von unten bedeutet, mittels Zusammengehen mit nichtkommunistischen, aber re-

volutionären Arbeitern und kleineren Funktionären auf revolutionärer Linie die Massen von der Ide-

ologie der reformistischen Führer loszulösen, mobil zu machen und in Kämpfe zu führen. Das lehnt 

die bisherige Linksopposition ab. Die Folge dessen? Man kann sie an der KAP sehen, wenn dieses 

bedeutungslose Grüppchen überhaupt noch zu sehen ist. 

b) In der Gewer kscha f t s f r age  finden wir den gleichen Verzicht auf die Loslösung der Massen 

von ihren reformistischen Führern. In manchen Bezirken hat unsere Mitgliedschaft die jetzt erforder-

liche komplizierte Gewerkschaftspolitik der Partei richtig erfaßt. In anderen aber herrscht eine wahre 

Austrittswut, die sich zugleich mit der Sucht verbindet, neue Organisatiönchen zu schaffen. Auch das 

bedeutet, die Massen den reformistischen Führern überlassen, bedeutet die Trennung der Partei von 

den Massen und damit die Liquidierung der Revolution. 

Auch diese Tendenzen werden von der bisherigen linken Opposition unterstützt. Freilich nur indirekt, 

durch eine vor allem unklare, schwankende Stellungnahme. In Moskau scheint die Linke (das geht 

aus einer Polemik Losowskys – Inprekorr vom 16.2.24 – hervor) der Ansicht gewesen zu sein, daß 

jetzt die Gewerkschaften an sich eine überlebte Organisationsform seien; auch revolutionäre Gewerk-

schaften. Die Betriebsräte seien imstande, eine gewerkschaftliche Organisierung zu ersetzen. In ei-

nem Entwurf der Genossin Fischer zur Gewerkschaftsfrage ist dieser Standpunkt zwar verlassen, aber 

er lugt noch aus der unklaren Vermengung der Rolle der Betriebsräte und der Industrieverbände her-

vor. An einer Stelle des Entwurfes wird in unpräzisen Ausdrücken polemisiert gegen die Vorstellung 

eines Teiles der KPD „von der Unveränderlichkeit und dem ewigen Fortbestehen der deutschen Ge-

werkschaften und von der Unmöglichkeit des Kampfes gegen die Bourgeoisie durch die KPD und 

die Betriebsräte und andere Klassenorgane“. Aus dieser Formulierung könnte man schließen, daß ein 

Sieg der Revolution durch KPD, Betriebsräte usw. unter Beiseiteschiebung der Gewerkschaftsfrage 

möglich wäre. In den letzten Wochen scheint sich die Linke erfreulicherweise doch zu besinnen. 

c) In dem of f enen  Ve rz i ch t  au f  d i e  E r obe r ung  de r  Mehr he i t  de r  Ar be i t e r k l a s s e. Erst 

vor einigen Tagen hat die Berliner Bezirksleitung zur Abwehr eines Faschistenaufmarsches nur die 

engste Parteimitgliedschaft mobilisiert, anstatt zug l e i ch  die breiten Massen gegen die Faschisten 

aufzurufen. Ein eklatanter linker Fehler, der aufs schärfste bekämpft werden muß. – Weiter besteht 

die Gefahr, daß in unserer [73] Mitgliedschaft die weitverbreitete, der Passivität entspringende Auf-

fassung überhand nimmt, die sozialdemokratischen Arbeiter wären Dummköpfe, die völkischen Ar-

beiter durchwegs Halunken, die Indifferenten gleichgültig und mit diesen allen sei eben nichts anzu-

fangen. Diese Einstellung wirkt sich dahin aus, daß die nichtkommunistischen Arbeiter von uns indi-

viduell so gut wie gar nicht bearbeitet werden, daß die Propaganda der Partei überhaupt nur schwäch-

lich durchgeführt wird, daß schließlich die Werbung und Gewinnung von revolutionären Arbeitern 

für die KPD fast gänzlich aufgehört hat. 

Der Verzicht auf die Revolutionierung der Mehrheit des Proletariats wird unterstützt durch die Auf-

fassung der Linken, die KPD hätte trotz der schweren rechten Fehler im Oktober den bewaffneten 

End-Kampf aufnehmen müssen, obzwar sicher feststeht, daß wir die Mehrheit der Arbeiterklasse 

nicht hinter uns hatten. Und es ist ein erklärlicher „Zufall“, wenn in Nr. 1 des „Funken“ (Berliner 
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Funktionärzeitschrift) im Artikel „theoretischer Quatsch“ usw. alle möglichen Voraussetzungen des 

bewaffneten Aufstandes aufgezählt werden, nur nicht die wichtigste: daß die Mehrheit der Arbeiter-

klasse durch die KPD gewonnen sein muß. 

d) In der schwerwiegenden Frage der Fund i e rung  de r  Pa r t e i  au f  Be t r i ebsze l l e n. Tatsache 

ist, daß bis heute in den meisten Bezirken keine ernsthafte systematische Arbeit zum Umbau der 

Partei zu sehen ist. Ohne diese Umstellung aber ist eine energische zielbewußte Tätigkeit der Be-

triebszellen nicht zu erwarten und damit zugleich auch keine revolutionäre Führung der Teilkämpfe, 

keine Zuspitzung der wirtschaftlichen Kämpfe in politische, kein Ausbau der Betriebsrätebewegung 

und keine richtige Lösung der Gewerkschaftsfrage. 

In der Betriebszellenfrage hat die bisherige linke Opposition besonders schwere Sünden auf sich ge-

laden. Ihre Haltung zu dieser für die Revolution entscheidenden Frage war zuerst stritte ablehnend 

(prinzipielle Ablehnung durch das Orbüro der Berliner Bezirksleitung), wurde dann schwankend und 

ist heute verworren. In den Januar-Thesen des Polbüros Berlin ist schon von einer „besonderen Aus-

gestaltung und Förderung“ der Betriebszellen, aber noch nicht vom Umbau der Partei die Rede. Im 

Referentenmaterial der Berliner Bezirksleitung Februar 1924 sind die Betriebszellen überhaupt nicht 

erwähnt. Im „Funken“ Nr. 1 heißt es, die Partei müsse sich „auf Betrieben aufbauen, aber feste dau-

erhafte Leitungen haben, von welcher die Betriebszellen geführt werden“. Eine nichtssagende, nega-

tive „Linie“, aber – der Umbau ist wieder umgangen. 

Eine linke Gefahr ist schließlich der f a l s ch  geführte Kampf gegen die Passivität der Partei. In vielen 

Bezirken werden Mitglieder, die sich an der Arbeit und den Veranstaltungen der Partei nicht beteiligen, 

kurzerhand, oft auch nur durch den Zehnerführer, „abgehängt“, d. h. nicht mehr besucht und kassiert. 

So wird die Partei nicht der notwendigen Reinigung unterzogen. Die Austilgung der Passivität muß in 

erster Linie durch zähe Bearbeitung, lebendige Ausklärung und kluge Heranziehung zur Parteiarbeit 

erfolgen. 

3. Die Bekämpfung der Gefahren und die Mittelgruppe. 

Die rechten Tendenzen stellen die Hauptgefahr dar, weil sie der objektiven Situation entspringen, 

weil die Partei noch immer nicht alle sozialdemokratischen Reste abgestreift hat, weil die rechten 

Abweichungen in der hinter uns liegenden Zeit sich tief eingewurzelt haben. Weil kaum zu erwarten 

ist, daß eine o f f ene  Kristallisierung der rechten Tendenzen in irgendeiner Gruppe (in der jetzigen 

Rechten oder in einer andern) erfolgt. Weil sich jedermann in unserer revolutionären Partei hüten 

wird, als Levi redivivus bezeichnet und – behandelt zu werden. Weil die rechtsopportunistischen 

Tendenzen unter diesen Umständen einen schleichenden Charakter annehmen werden, in mannigfa-

chen, schwer durchsichtigen Formen auftreten, schwer zu fassen und schwer zu treffen sein werden. 

[74] Die hinten KAPistischen Gefahren sind leichter zu fassen. Auf Grund des Sieges der bisherigen 

linken Opposition wagen sie sich ans Licht, treten in sichtbarer Form auf. Wir müssen sie gleichfalls 

scharf bekämpfen, besonders deswegen, weil sie imstande sind, den linken Kurs zu diskreditieren und 

einen Um sch l ag  nach rechts, eine ungeheure Verwirrung und eine neue Krise in der Partei hervor-

zurufen. 

Besondere Aufmerksamkeit müssen wir der Gefahr widmen, daß sich rechte Tendenzen unter linker 

Maske breit machen. Ansatzpunkte dafür finden sich in der pessimistischen Perspektive, die sowohl 

im Lager der Brandler-Gruppe wie der bisherigen linken Opposition ihre Anhänger hat. Ebenso in 

dem Vorziehen der bisherigen sozialdemokratischen Organisationsform der Partei gegenüber der tat-

sächlichen Umstellung auf Betriebszellen. In welch unerwarteter Form opportunistische Tendenzen 

auftreten können, zeigt jetzt die falsche und gefährliche Gegenüberstellung Lenins gegen Rosa Lu-

xemburg, die plötzlich von einigen Genossen auf die Tagesordnung gestellt wird und deren unbe-

wußte Motive und Wirkungen augenblicklich noch nicht zu sehen sind. 

Voraussetzung eines erfolgreichen Kampfes gegen all diese Gefahren ist eine klare revolutionäre Linie 

der Partei in bezug auf die Vergangenheit und besonders auf die Zukunft. Ueber die Linie der Rechten 

erübrigt sich ein Urteil. Die bisherige linke Opposition hat zwar das Verdienst, zuerst den Kampf ge-

gen die rechten Abweichungen aufgenommen zu haben. Aber ihre Stellung zur Einheitsfronttaktik 
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war (und ist) falsch und dazu noch sehr wechselnd. Man muß in den Parteitagsprotokollen die Reden 

der Linken Genossen oder ihre Artikel aus der zurückliegenden Zeit nachlesen, um zu sehen, wie 

erschreckend schwankend oder unklar sie waren. E i n  Beispiel für viele. In der „Internationale“ (Nr. 

10, Jahrgang 6) schrieb die Genossin Fischer, die Erzfeindin der Einheitsfronttaktik: „Um die Bewe-

gungen zu steigern, muß die Partei die Einheitsfronttaktik anwenden; hierbei muß sie auch die Be-

schlüsse der Frankfurter Konferenz ausnützen“. Gemäß diesen Beschlüssen sollten auch mit dem – 

Vorstand des ADGB und der VSPD Verhandlungen geführt werden! Und was wichtiger ist: Auch 

heute hat die bisherige linke Opposition, wie wir oben zeigten, in den wichtigsten Fragen keine klare 

und keine einheitliche Linie. (Wobei sie sie heute um so nötiger hat, als die Führung in der Partei in 

ihre Hand gelegt ist.) 

Hier liegen die Ursachen dafür, daß sich jetzt die Mittelgruppe bildete. Schon seit Jahr und Tag zeig-

ten sich in der Partei Ansätze zu einer Richtung, die sich gegen rechte Abweichungen wie gegen linke 

Dummheiten in Front stellte. Es wäre vielleicht besser für die Partei gewesen, schon damals eine 

festere Richtung herauszuarbeiten und den Kampf gegen jeden Opportunismus einheitlich und kon-

stant zu führen. Wenn das damals nicht geschah, so aus Bedenken gegen Gruppenbildungen, aus der 

Annahme, daß der innere Meinungsstreit nicht so schwerwiegend sei, aus Sorge um die Einheitlich-

keit der Partei angesichts des Kampfes gegen den Klassenfeind. 

Die Mittelgruppe sieht ihre Aufgabe darin, die fehlende klare revolutionäre Linie mit herauszuarbei-

ten und zum Gemeingut der Partei zu machen, damit die Partei imstande ist, die breiten Massen, die 

Mehrheit des Proletariats, für den revolutionären Kampf zu gewinnen und die Revolution zum Siege 

zu führen. Sie will nicht zwischen rechten und linken Auffassungen vermitteln (das ist unmöglich 

und wäre wirklich „Sumpf“-Politik), sondern gegen die opportunistischen Gefahren kämpfen, von 

welcher Seite und in welcher Form sie auch kommen mögen. Sie will den kommunistischen Kern der 

Partei sammeln, um die Partei zu bolschewisieren und damit allen Gruppierungen den Boden zu ent-

ziehen. Darin liegt die historische Aufgabe der Mittelgruppe. 

Noch hat sie Schwächen; das soll nicht geleugnet werden. Noch zählen sich zu ihr Genossen, die sich 

erst im Klärungsprozeß befinden. Andererseits auch Elemente, die nicht ganz frei sind von Opportu-

nismus; die Mittel-[75]gruppe schüttelt d i e s e  Elemente rücksichtslos von sich ab. Sie nimmt jetzt 

eine klare eindeutige – wirklich linke Stellung ein, die auch von der Exekutive der Komintern restlos 

geteilt wird. 

Um die Bolschewisierung der Partei zu beschleunigen, bedarf es der Zusammenarbeit der Mittel-

gruppe und der bisherigen linken Opposition. In der Linken geht ein Differenzierungsprozeß vor sich. 

Zwischen den gesunden und sich klärenden Elementen einerseits und den KAPistischen andererseits 

deuten sich bereits scharfe Gegensätze an. Ganz klar ist das in der Gewerkschaftsfrage zu sehen. 

Diese gesunde Linke und die Mittelgruppe, die revolutionär, linksorientiert ist, brauchen einander für 

den Kampf gegen den rechten und linken Opportunismus in der deutschen wie in den internationalen 

Sektionen der Komintern. Caveant consules! Mögen sich die führenden Genossen der bisherigen lin-

ken Opposition hüten, den Fraktionsgeist über das Parteiinteresse zu stellen. 

Im übrigen gilt es jetzt, den Schwerpunkt von der (wenn auch weiterhin notwendigen) parteitaktischen 

Diskussion auf die p r ak t i s che  Ar be i t  zu verlegen. Thesen  sind gut, aber Ta ten  sind besser. 

* 

II.  

Die taktischen Differenzen in der KPD. 

Erläutert an den Parteitagsthesen des Leipziger Parteitags  

von A. M a s l o w-Berlin. 

Einige Vorbemerkungen. 

Der nachfolgende Artikel über die taktischen Differenzen in der KPD ist nur ein Teil eines größeren 

Artikels, den ich kurz nach dem Leipziger Parteitag begonnen habe, nicht jetzt schrieb und dann in 
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umgearbeiteter, erweiterter Form in der „Kommunistischen Internationale“ erscheinen ließ. Er ist 

nicht nur aus geschichtlichen Gründen interessant, sondern auch deshalb nützlich, weil er einige we-

sentliche Fragen scharf stellt. Man lese im Zusammenhang damit nochmals die Mehrheits- und die 

Minderheitsthesen des Leipziger Parteitags. 

Freilich sind wir seitdem weiter gekommen. Aber man vergleiche den Absatz der Minderheitsthesen 

über Einheitsfront und der Theorie und Praxis der früheren Mehrheit. Wer hat recht gehabt? 

Die Thesen der Minderheit über die Einheitsfronttaktik zum Leipziger Parteitag lauteten: 

„1. Nach der Niederlage, die das Proletariat nach den Kämpfen der Jahre 1918-19 erlitten hat, geht 

die Bourgeoisie zu einem scharfen Gegenangriff über, dessen Ziele sind: wirtschaftlich die Lebens-

haltung des deutschen Proletariats so weit niederzudrücken, daß das deutsche Kapital sowohl seinen 

Reparationsverpflichtungen nachkommen kann, wie auch neue Akkumulationsmöglichkeiten erhält 

beides auf Kosten des Proletariats allein. Dieses wirtschaftliche Ziel kann nur erreicht werden, wenn 

gleichzeitig dem deutschen Proletariat Stück für Stück alle Errungenschaften der Revolution (Acht-

stundentag, Streikrechte, Arbeiter- und Betriebsräte) entrissen werden. 

2. Nach den Kämpfen, die das deutsche Proletariat in den Jahren 1918-19 mit bewaffneter Hand um 

die politische Macht führte, verliert es sein allgemeines Ziel und kämpft zersplittert in der Defensive 

um die Er-[76]haltung von Positionen, aus denen es Schritt für Schritt zurückgeworfen wird. 

3. Die fortschreitende Wirtschaftskrise und die wachsende Verelendung in Verbindung mit den im-

mer heftigeren wirtschaftlichen und politischen Angriffen der Bourgeoisie lassen im Proletariat einen 

neuen Gedanken lebendig werden: daß nur der Kampf in Einheitsfront die Angriffe der Bourgeoisie 

abzuwehren vermag. 

4. Die Versuche, die „Einheitsfront“ durch organisatorische Maßnahmen, z. B. die Verschmelzung 

der USP und der SPD herzustellen, bleiben ohne Erfolg. Die Politik beider sozialdemokratischen 

Parteien ist Koalitionspolitik mit der Bourgeoisie und stürzt das Proletariat in immer größere Ver-

elendung. 

5. Diese wachsende Verelendung schafft aber gleichzeitig die Grundlage für gemeinsame Kämpfe in 

proletarischer Einheitsfront. 

6. Die Kommunistische Partei muß daher die breitesten Massen zum Kampf um die sogenannten 

Tagesforderungen mobilisieren und organisieren. Die Kämpfe selbst um ein Stück Brot erfordern 

heute eine Massenfront. Die reformistischen Partei- und Gewerkschaftsführer suchen diesen Kämp-

fen auszuweichen, da sie wissen, daß Massenkämpfe selbst um unbegrenzte Tagesforderungen bei 

der Zuspitzung der Klassengegensätze und der, trotz ihrer scheinbaren Stärkung, verzweifelten Lage 

der deutschen Bourgeoisie (Reparationskrise) leicht in Massenkämpfen um die politische Macht um-

schlagen können, deren Ausgang nur der Sieg der einen oder der anderen Klasse sein wird. 

7. Deshalb müssen die Kommunisten nicht nur Kämpfe des Proletariats und diese Ziele propagieren, 

sondern mit allen Kräften organisieren, und wo das möglich und notwendig ist, Kämpfe auslösen und 

das Proletariat selbständig in diesen Kämpfen führen. 

8. Das Ziel der Kommunistischen Partei ist: die Arbeitermassen, welche noch an den Losungen der 

reformistischen Führer hängen und diesen Führern vertrauen, im Kampfe selbst von den kleinbürger-

lichen und demokratischen Illusionen zu befreien und von ihren reformistischen Führern zu lösen; 

organisatorische Stütz- und Sammelpunkte (Räte, Kontrollausschüsse) für das kämpfende Proletariat 

zu schaffen und die Abwehrfront, die sich bildet, zum Gegenangriff gegen die Bourgeoisie überzu-

führen, sowie die hierfür notwendigen Vorbedingungen (Massenbewegung, Vorhandensein kampf-

fähiger Organe des Proletariats, gemeinsames Ziel) da sind. 

9. Die Propaganda erfordert von den Kommunisten zweierlei: Erstens darf die Frage der proletari-

schen Diktatur niemals in den Hintergrund geschoben werden, und es muß denjenigen Massen, an 

die wir uns wenden, unzweideutig gesagt werden, daß wir Kommunisten wissen: sowie Massen-

kämpfe ausbrechen, werden die Massen im Kampfe dieses Ziel begreifen und aufstellen. 
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Andererseits muß den mit uns noch sympathisierenden Massen mit allem Ernst gesagt und bewiesen 

werden, daß die Kommunisten die Kämpfe und Tagesforderungen mit allen Arbeitern führen wollen 

und in diesen Kämpfen Kampfesdisziplin halten werden. 

10. Die noch vorhandenen kleinbürgerlichen und demokratischen Illusionen sowie das Vertrauen zu 

den reformistischen Gewerkschafts- und Parteiführern werden durch bloße Propaganda nicht zerstört 

werden. Aufgabe der Kommunisten ist es deshalb, breiteste Massen von unten her zu organisieren, 

um durch den Druck ihrer eigenen Anhänger die reformistischen Arbeiterführer zu zwingen, entwe-

der die notwendigen Abwehrkämpfe abzulehnen und zu sabotieren, oder aber scheinbar einzuleiten, 

um sie sobald wie möglich zu verraten. 

11. Die Kommunisten wissen, daß die reformistischen Führer nicht kämpfen wollen. Breite Massen 

wissen das noch nicht. Um ihnen zu [77] beweisen, das die reformistischen Führer sie verraten, wer-

den die Kommunisten häufig mit diesen Führern Spitzenverhandlungen führen müssen. 

12. Solche Verhandlungen sind nicht, wie es die reformistischen Führer behaupten „die Einheits-

front“. Solche Verhandlungen sind auch eine Kampfarena, auf der um die Schaffung der Einheitsfront 

gerungen wird. Deshalb muß die Kommunistische Partei es ablehnen, Verhandlungen geheim zu füh-

ren. Sie muß eine Unterbindung ihrer Kritik an falschen oder verräterischen Maßnahmen der refor-

mistischen Führer ebenso ablehnen. Sie geht zu den Verhandlungen, um den Massen zu beweisen, 

daß ihre reformistischen Führer nicht kämpfen können. Sie ruft den Massen zu: „Zwingt Eure Führer, 

zu kämpfen – und wir werden keinen Anlaß haben, sie zu kritisieren. Kämpfen sie aber nicht, so 

werden wir sie als Verräter brandmarken. Wir überlassen Euch alle Freiheit der Kritik an uns – wir 

fordern für uns dasselbe.“ 

13. Alle Tagesforderungen des gegenwärtigen Moments lassen sich zusammenfassen in dem Ziel; 

Kontrolle der Produktion. Die Abwehraktion gegen die Teuerung (die Betriebsrätebewegung) hat 

sich dieses Ziel gesteckt. Diese Bewegung noch mehr als bisher zu fördern, ist eine der Hauptaufga-

ben der KPD. 

14. Die Teuerungsbewegung umfaßt nicht nur die Kreise des Industrieproletariats. Von der Teuerung 

sind breite Schichten des proletarisierten Mittelstandes ergriffen. Es ist Pflicht der KPD durch aktive 

Propaganda und durch Kontrollausschüsse diese Schichten ebenso wie Beamte, Soldaten, Polizisten, 

Kleinrentner in die Abwehrfront gegen die Teuerung einzugliedern. 

Die wachsende Arbeitslosigkeit macht es der Partei zur Pflicht, die Arbeitslosen durch starke Fraktio-

nen mit den Betrieben und Gewerkschaften in Verbindung zu bringen und zu halten, durch die Be-

triebsrätebewegung nicht von den in Arbeit Stehenden von dem Produktionsprozeß losreißen zu lassen 

und durch aktive kommunistische Politik nicht unter den Einfluß der Faschisten kommen zu lassen. 

15. In Betrieb und Gewerkschaft müssen die Kommunisten weit aktiver als bisher die Organisierung 

der Einheitsfront in Angriff nehmen. Nicht allein Ausbau der Fraktionen, Hinzuziehung Sympathi-

sierender (fraktionsmäßig), scharfe grundsätzliche Propaganda sind notwendig, sondern Ausnutzung 

der Betriebsrätewahlen, der Gewerkschaftsversammlungen, ferner Schaffung von Abwehrorganisa-

tionen gegen die faschistischen Banden, deren Sendboten sich auch in den Betrieben breitzumachen 

beginnen. 

16. Die Durchführung der Taktik der Einheitsfraget erfordert von der Partei die größte Geschlossen-

heit und Klarheit. Um nicht opportunistischen Gefahren zu erliegen, ist es notwendig, diese Gefahren 

zu kennen; sie bestehen im wesentlichen darin, daß 

a) Die Partei oder Teile von ihr sich als bloßes Anhängsel der SPD und der Gewerkschaften fühlen 

und gebärden; 

b) die Parteipresse und die Agitatoren aus lauter Furcht, nicht bei den Sozialdemokraten anzustoßen, 

in Leisetreterei verfallen. 
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c) Die Partei oder Teile von ihr die kommunistischen Grundsätze sowohl wie das einzige „Etappen-

ziel“ der Kommunisten in der sozialen Revolution, die Rätediktatur, aus den Augen verlieren oder 

vor lauter „Taktik“, in Agitation und Propaganda „zurückstellen“, d. h. verschweigen. 

d) Die Partei oder Teile von ihr die Theorie erfinden, als ob die Einheitsfronttaktik bestünde in der 

Gewinnung „der Sozialdemokratie“ und nicht in den breitesten Arbeitermassen. [78] 

e) Durch diese falsche Einstellung die ideologische Liquidierung der KPD und damit ein theoretischer 

Revisionismus eingeleitet wird. 

Die Partei wird diesen Gefahren begegnen, wenn sie sie sieht und bekämpft, nicht aber, wenn sie sie 

einfach ableugnet. „Die Partei ist stark genug, um die Gefahren zu nennen, sie ist gesund genug, sie 

zu meiden.“ 

Es wird gut sein, wenn die Partei die alten Fragen in aller Ruhe durchdenkt. Wer in dem eben zitierten 

Abschnitt der Leipziger Minderheitsthesen „prinzipielle Ablehnung“ einer Taktik sehen würde, dem 

ist nicht zu helfen. Wer freilich behaupten wollte, daß die Partei j em a l s  „Einheitstaktik“ so getrie-

ben hätte, wie es diese Thesen sagen, der würde Märchen erzählen. Die kommunistische Partei war 

eben noch keine kommuni s t i s che  Partei. Sie muß aus den alten Fehlern lernen und heute weiter 

gehen als vor einem Jahr. (März 1924.) 

* 

1. Arbeiterregierung nach den Thesen der Mehrheit. 

„In der Demokratie ohne Demokraten, in der Republik ohne Republikaner müssen wir die Demokra-

ten, müssen wir die Republikaner sein.“ (Gen. Br a nd l e r  in einer Funktionärversammlung, Berlin). 

„Mit einer gewissen Berechtigung weist die Opposition daraufhin, wobei sie sich auf zahlreiche Erklärungen 

der ‚Rechten‘ stützt, daß es offenbar zur Mode geworden ist, das Endziel i m  N a m e n  d e r  F o r d e r u n g e n 

der praktischen Tagesarbeit in den Hintergrund schieben.“ (Friesland im „Sozialistischen Boden“ Nr. 4.) 

Der 4. Weltkongreß der KI hat über die politische Zentralfrage der Einheitsfronttaktik im bestimmten 

Ländern, über die Frage der Ar be i t e r r eg i e rung  keine abschließende Resolution angenommen. 

Der Leipziger Parteitag der KPD hat ausführliche Thesen zur Frage der Einheitsfront und der Arbei-

terregierung angenommen, um welche heiß gekämpft wurde. Da es sich um Fragen von internationa-

ler Bedeutung handelt, und da die Differenzen der KPD groß sind, ist es notwendig, auf diese Fragen 

ausführlich und gründlich einzugehen. 

Die Fragen, um die es sich im Grunde handelt, sing nicht nur diese: „Wie gewinnt die Kommunisti-

sche Partei Einfluß auf die breitesten Massen?“ und „Wie schafft sich das Proletariat im gegenwärti-

gen Moment ein Regierungsorgan, das proletarische Politik macht?“, sondern es handelt sich nach  

de r  Ans i ch t  de r  ge sam t em  Oppos i t i on  in  de r  KP D im Grunde um die Frage, die für die 

Kommunisten längst erledigt sein sollte: Nach  de r  Ro l l e  de r  Komm uni s t i s chen  Pa r t e i, wo-

bei, ohne daß die Genossen es bemerken, die wirkliche Durchführung der taktischen Wege, welche 

die „Rechten“ theoretisch empfehlen, unserer Meinung nach die ideologische Liquidation der kom-

munistischen Bewegung einleitet. Das im einzelnen nachzuweisen, ist die Aufgabe dieser Arbeit. 

Die Losung der Ar be i t e r r eg i e r ung  (welche die genannten Probleme aufrollt) ist im gegenwärti-

gen Moment für die KPD richtig und nützlich. Was ist die Arbeiterregierung? 

Darauf antworten die Thesen der Mehrheit wie folgt: 

„Die Arbeiterregierung ist weder die Diktatur des Proletariats noch ein friedlicher parlamentarischer Aufstieg 

zu ihr. Sie ist ein Versuch der Arbeiterklasse, i m  R a h m e n  u n d  v o r e r s t  m i t  d e n  M i t t e l n  d e r  b ü r -

g e r l i c h e n  D e m o k r a t i e, gestützt auf proletarische Or-[79]gane und proletarische Massenbewegungen Ar-

beiterpolitik zu treiben.*) Während die proletarische Diktatur bewußt den Rahmen der Demokratie sprengt, den 

demokratischen Staatsapparat zerschlägt, um ihn völlig durch proletarische Klassenorgane zu ersetzen.“ 

 
*) In Sachsen hat man bewußt auf proletarische Organe (Betriebsräte, Schaffung von Sowjets) und „proletarische Mas-

senbewegungen“ (Generalstreik, Chemnitzer Konferenz) verzichtet. Dagegen hat man den „Rahmen“ und „die Mittel der 
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Das ist eine Definition der Arbeiterregierung, und es ist notwendig, diese Definition in allen Teilen 

genau zu prüfen. 

An dieser Definition fällt zunächst folgendes auf: Der „Arbeiterklasse“ wird zugemutet, den „Ver-

such“ zu machen, im „Rahmen der Demokratie“ und „mit demokratischen Mitteln“ Arbeiterpolitik 

zu treiben. Diese Definition, die „realistisch“ sein will, ist in Wirklichkeit alles andere als das. 

E r s t en s: Die Arbeiterklasse als Klasse kann in der gegenwärtigen Epoche und in Deutschland nur 

dann „Arbeiterpolitik“ treiben wollen, wenn sie als K l a s se  bewußt die feindliche Klasse, die der 

Bourgeoisie, niederschlagen will, bewußt also die Machtfrage stellt, in revolutionäre Bewegungen 

(Aufstände) zur Erringung der Macht tritt, und dabei – d en  Ra hm en  de r  Dem okr a t i e  sp r eng t. 

Zwe i t en s: Dieser „Rahmen der Demokratie“ wird in der Resolution der Parteitagsmehrheit feti-

schistisch behandelt, als ein Ding an sich, und so wirklichkeitsfremd, daß ein führender Genosse, wie 

Brandler, allen Ernstes (in einer Berliner Funktionärversammlung) erklärt, Ebert könne doch heute 

die demokratischen Machtmittel im Interesse der Bourgeoisie an wenden, also könne auch (formal) 

die Demokratie im Interesse des Proletariats angewendet werden; wenn derselbe Brandler (in „Inter-

nationale“, Heft 1) schreibt, wir würden die Arbeitermassen für den Kommunismus gewinnen, 

„wenn wir anzuknüpfen verstehen, an die Auffassungen d e r  A r b e i t e r  i n  g e h o b e n e r  L e b e n s s t e l l u n g, 

wenn es möglich ist, den a u f  p a r l a m e n t a r i s c h e m  W e g e  g e w o n n e n e n  (!) S t a a t  u n d  s e i n e  

M a c h t  (!) in den Dienst des proletarischem Klassenkampfes zu stellen“; 

wenn schließlich wiederum Genosse Brandler unter Zustimmung des Politischen Büros glaubte, die 

Betriebsrätebewegung (im September 1922) dadurch einleiten zu können, daß er die folgende Ana-

lyse (oder taktische „Pfiffigkeit“) gab: 

„Die Regierung (Wirth A. M.) und die regierenden Sozialdemokraten und Gewerkschaftsführer haben die 

f o r m e l l e  V o l l m a c h t, durch N o t v e r o r d n u n g  oder auf beschleunigtem parlamentarischem W e g e an-

zuordnen und durchzuführen, gesetzliche Bestimmungen, die die Arbeiterklasse (!) in den Stand setzen, die 

Kontrolle der Produktion, der Preise, der Finanzen, des Handels usw. durch eigene Klassenorgane (!) durch-

zuführen. Wenn sie diesen Weg beschreiten, werden wir sie alle unterstützen. 

Die Regierung und die regierenden Sozialdemokraten und Gewerkschaftsführer haben die formelle Möglich-

keit, die Sachwerte durch die Arbeiterklasse ganz legal (!) erfassen zu lassen ...“; 

wenn endlich in der politischen Resolution der Zentrale (die auf dem Parteitag abgeändert wurde) der 

Satz zu lesen ist, daß die KPD die Pflicht [80] habe, in die Arbeiterregierung hinein zu gehen, um 

dort „ges tü t z t  au f  d i e  Mach t mi t t e l  de s  bü r ge r l i chen  S t aa t e s“ ihre segensreiche Tätigkeit 

auszuüben, so zeigt das, daß die theoretische Begriffsverwirrung groß ist, daß in der KPD Auffassun-

gen über die „Demokratie“ sich breit machen, wie wir sie bisher nur in der Internationale Zweieinhalb 

gekannt haben, und daß daher die Behauptung der Minderheit, daß die Gefahr der Rev i s i on  der 

kommunistischen Staatstheorie bestehe, nicht unbegründet ist, worauf noch näher eingegangen wer-

den wird. 

Dr i t t en s: Wie sich die „Mittel der bürgerlichen Demokratie“ mit „proletarischen Organen“ vertra-

gen sollen – wenn diese Organe die spezifischen Klassenkampforganisationen der sozialen Revolu-

tion, also die Räte (Sowjets) sein sollen (und nicht lediglich die Arbeiterparteien und Gewerkschaften, 

wie z. B. die „Leipziger Volkszeitung“, das Organ der SPD, aus Anlaß der sächsischen Regierungs-

frage die Thesen unserer Parteitagsmehrheit sehr richtig und mit sicherem Instinkt auslegt) – das 

bleibt uns schleierhaft. Die Genossen dagegen, welche diese Thesen vertreten, erklären, wir seien 

wahre Esel oder „Angstkommunisten“, wenn wir nicht begreifen wollen, daß eine solche Auffassung 

sich durchaus „mit der Verfassung“ vereinbaren läßt. Damit wird die Diskussion auf ein Gebiet ge-

schoben, wo wir wahrhaftig bereits in zweierlei Zungen sprechen. Massenbewegungen, Sowjets und 

Verfassung in einem Atemzug, und dadurch der Beweis erbracht, daß die Arbeiterregierung eigent-

lich doch „im Rahmen der Demokratie“ stehen kann und „die Machtmittel der Demokratie“ (also 

 
bürgerlichen Demokratie“ – während t a t s ä c h l i c h  der General Müller regierte – immer und immer wieder in äußerst 

reformistischen „verfassungsmäßigen“ Reden betont. 
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Heer, Justiz, Schule, Presse, Kirche usw.) „ausnutzen“ kann, das verstehen wir nicht. Und wir geste-

hen offen, daß wir seinerzeit Brandlers Deduktion vor dem Sondergericht für, milde gesprochen, 

durchaus verfehlt hielten; daß aber jetzt jene Auffassung „t heo r e t i s c h“ die Auffassung der KPD, 

niedergelegt in den Thesen der Mehrheit ist, die Auffassung: daß die Rätediktatur „formal“ im Rah-

men der Weimarer Verfassung möglich oder „erreichbar“ ist, wenn auch, weiß der Teufel weshalb, 

in der Definition der Thesen etwas über Sprengung des „Rahmens der Demokratie“ gesagt wird. Wir 

vermissen die Logik: wenn „im Rahmen der Demokratie“ Sowjets möglich sind, ist nicht einzusehen, 

wozu eigentlich dieser Rahmen gesprengt werden soll. Schon die ersten Thesen der Zweieinhalbin-

ternationale haben dasselbe, nur besser ausgesprochen: daß „man“ („die Arbeiterklasse“, welche „den 

Versuch macht, Arbeiterpolitik zu treiben“) den „an sich“ nützlichen Rahmen der Demokratie nur 

bann „sprengen“ und zu „diktatorischen Maßnahmen“ greifen werde, wenn die Bourgeoisie beson-

ders „unartig“ ist. Sonst geht alles gemütlich und friedlich ab, trotz der Versicherung, daß es sich 

nicht handelt um einen „friedlichen, parlamentarischen Aufstieg“ zur Rätediktatur. Wir verstehen 

dann nicht recht, wie wir den Rahmen der Demokratie sprengen sollen und wozu, nachdem wir mit 

Brandler nicht nur die „Arbeiter in gehobener Lebensstellung“, sondern auch noch – welcher Erfolg!– 

„auf parlamentarischem Wege den Staat (!) und seine Macht (!)“ erobert haben und gar „in den Dienst 

des proletarischen Klassenkampfes“ gestellt haben. Dieser unsinnige Satz ist aber der Schlüssel zur 

sächsischen Politik der KPD und, da die sächsische Politik das „Muster“ sein sollte für die gesamte 

Politik der Partei, der Nagel der Politik der KPD gewesen. 

V i e r t en s: Aber die Definition der Parteitagsthesen hat nicht nur eine Liquidation der kommunisti-

schen Staatstheorie zur Folge, sondern auch noch die Liquidation der Kommunistischen Partei, zu-

nächst ideologisch. Der „Versuch der Arbeiterklasse“ ist kein Versehen in der Ausdrucksweise [81] 

und nicht etwa nur unrealistische Analyse (die die Arbeiterklasse als eine kompakte Gesamtheit 

nimmt): die kommunistische Partei ist bei der Formulierung der Kampfaufgabe wegeskamotiert, weil 

die Verfasser dieser Thesen wahrhaftig nicht mehr wissen, we l che  Ro l l e  de r  KP  zukom m t. 

Wenn sie in ihren Thesen schreiben: 

„Die Beteiligung an der Arbeiterregierung bedeutet für die KP kein Abkommen auf Kosten der revolutionären 

Ziele des Proletariats, keinen Trick oder taktisches Manöver, sondern die erste Bereitschaft zum gemeinsamen 

Kampfe mit den reformistischen Arbeiterparteien, wenn sie i h r e n  W i l l e n  (!) k l a r  zeigen, sich vom Bür-

gertum zu trennen (!) und zusammen mit den Kommunisten den Kampf für die Tagesforderungen des Prole-

tariats aufzunehmen“, 

geht hieraus klar hervor, daß erstens die Frage der Arbeiterregierung n i ch t  a l s  Mach t f r age  ge-

stellt wird, und daß zweitens, was wichtiger ist, die KP a l s  e ine  Ar be i t e r pa r t e i  neben  de r  SP  

angesehen wird, welche (die SP) eine ob j e k t iv  gleichberechtigte Partei ist. Das ist ein Fallenlassen 

der bisherigen kommunistischen Auffassung von der Rolle der KP. Das hat sich besonders klar in 

Sachsen gezeigt. 

Fün f t en s: Diese Behauptung wird noch besser illustriert durch die Untersuchung der Auffassung 

der Mehrheitsthesen über die Ro l l e  de r  SP. Wenn die „reformistischen Arbeiter-Pa r t e i e n“ wirk-

lich „ihren Willen klar zeigen könnten“, „sich vom Bürgertum zu trennen“, und revolutionären Kampf 

gegen die Bourgeoisie zu führen (denn der Kampf um die Tagesforderungen kann heute in Deutsch-

land und in ganz Europa, wenn er keine Pos se  sein soll, nur revolutionär geführt werden); wenn, 

wie das auch oft formuliert wird, die SPD a l s  Pa r t e i  vom „linken Flügel der Bourgeoisie“ zum 

„rechten Flügel des Proletariats“ werden kann (soll heißen: die SPD a l s  Pa r t e i, mit ihrem Organi-

sationsapparat, mit ihrer Ideologie, mit ihren Führern, geht bewuß t  über zum Klassenkampf, d. h. 

eben „zum Proletariat“, wenn auch sie den Klassenkampf „rechts“, d. h. weniger „radikal“ als die 

KPD, führt), wenn das richtig ist, wenn das möglich ist, dann  i s t  n i ch t  m ehr  e i nzusehe n, was  

e i gen t l i ch  d i e  KPD von  de r  SPD un t e r sche i de t. 

Wir haben kurz zusammengestellt, was unmittelbar aus der Definition folgt. Wir fügen noch zwei 

Bemerkungen an, die, so glauben wir, die grundfalsche Einstellung dieser Thesen noch gut illustrie-

ren. Sie stammen beide aus den Thesen. 
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Die eine lautet: 

„Die KP stellt die Arbeiterregierung als e i n z i g e  (!!) Regierung, die in der gegenwärtigen Periode den Kampf 

des Proletariats für seine Existenz unterstützen kann, den bürgerlichen, den Koalitions- und sozialdemokrati-

schen Regierungen gegenüber“. 

Das Zitat aus Frieslands Artikel, das wir an die Spitze gestellt haben, haben wir angesichts solcher 

seltsamen Auffassungen nicht ohne Absicht zum Motto gewählt. Wi r, die Minderheit, sind nämlich 

der Auffassung, daß in der gegenwärtigen „Periode“ wie überhaupt in der Epoche der proletarischen 

Revolution, lediglich die Räteregierung die e i nz i ge  Regierung ist, welche die Forderungen und 

Erwartungen des Proletariats erfüllen kann, und wir vermissen insbesondere in der gegenwärtigen 

Ruhrkrise eine prinzipielle klare Stellung der KPD, welche die Arbeiter darauf hinwiese, daß nur die 

Rätediktatur und die soziale Revolution auch nur die Reparationskrise wirklich lösen können. 

[82] Die zweite Bemerkung bezieht sich auf die folgende Formulierung: 

„Die Arbeiterregierung kann nur entstehen im Verlaufe der Kämpfe der breiten Massen gegen die Bourgeoisie 

als K o n z e s s i o n  der reformistischer Führer an den Kampfeswillen der Arbeiterschaft.“ 

Diese „Konzession“ verstehen wir nicht. Aber wenn sie überhaupt einen Sinn haben soll, so doch nur 

den, daß die reformistischen Führer eine gewisse, beinahe göttliche Gewalt über die „Arbeiterschaft“ 

besitzen und von ihrem Olymp herab „Konzessionen“ machen, wobei nicht von der KPD klar ausge-

sprochen wird, daß die reformistischen Führer in der Arbeiterregierung, wenn sie von der „Arbeiter-

schaft“ hineingedrängt werden und angeblich um „Arbeiterpolitik“ zu treiben, sich vom „linken Flü-

gel der Bourgeoisie“ und auf „den rechten Flügel des Proletariats“ hindrängen lassen, die kämpfenden 

Massen ebenso verraten m üsse n, wie vo r  Eintritt in diese Regierung. Aus dem zitierten Satz spricht 

eine für Kommunisten unm ög l i che  Stellung: daß nämlich die SPD der „große und starke Bruder“ 

sei, ohne den die kleine und schwache KPD keinen Schritt tun könne. Das soll eine „realistische“ 

Auffassung sein, welche die (berühmten) „Kräfteverhältnisse“ berücksichtigt, das ist aber lediglich 

eine l i qu i da t o r i s che  Gr unde i ns t e l l un g, die, unbewußt vorläufig, breite Kreise von Partei-

funktionären der KPD ergriffen hat, und über die wir noch sehr ausführlich sprechen werden. 

2. Die Arbeiterregierung nach den Thesen der Minderheit. 

Die Thesen der Minderheit geben ke i ne  Definition der Arbeiterregierung. Es ist das kein Zufall. 

Und es ist unseres Erachtens das kein Mangel: wir haben von jeher ausgesprochen, daß in Deutsch-

land eine Arbeiterregierung bedeute den Beginn des Kampfes um die volle Macht des Proletariats, 

und daß es deshalb müßig wäre, eine s t a t i s che  Definition eines s t ab i l en  Staatstyps zu geben mit 

einer Arbeiterregierung an der Spitze, die „nicht mehr die Demokratie und noch nicht die Diktatur 

des Proletariats“ ist. Für uns ist eine Arbeiterregierung als wirklich erreichte Etappe zwar eine Mög-

lichkeit – ke i ne  be sonde r s  wahr sche i n l i che  – du r chaus  abe r  ke i ne  Not wend i gke i t, 

und wir haben deshalb Wert gelegt auf eine klare Beschreibung der Bedingungen für die Entstehung 

einer solchen Arbeiterregierung und auf die Beschreibung der Benutzung dieser Losung, sowie auf 

die Abgrenzung – denn die Thesen sind schließlich für Kommunisten geschrieben – gegen alle Mög-

lichkeiten opportunistischer, liquidatorischer und revisionistischer Abschwenkungen, als auf den un-

tauglichen Versuch, eine Definition zu geben, bei der nur ein Monstrum herauskommen kann, wie das 

in den Thesen der Mehrheit definierte. Was es mit dem „Realismus“ der Analyse der Mehrheitsthesen 

auf sich hat, haben wir zum Teil gezeigt. Wir haben ebenfalls versucht, realistisch zu sein, d. h. aus-

zugehen von dem, was ist: das ist, daß breite Schichten der deutschen Arbeiter für die Diktatur des 

Proletariats zu kämpfen heute noch keineswegs bereit sind, und daß breite Teile dieser breiten Schich-

ten glauben, eine Arbeiterregierung könne ihnen s chon  helfen, ohne daß sie die Diktatur des Prole-

tariats sei. Die Genossen von der Mehrheit belieben das „demokratische Illusionen“ zu nennen. Wir 

sind der Meinung, daß sie dabei die subjektive Verfassung breiter Schichten des Proletariats falsch 

analysieren. Demokratische Illusionen, d. h. den Glauben an die Fähigkeit der Demokratie an sich, 

den Arbeitern zu helfen, besitzen nicht einmal die SPD-Arbeiter. „Demokratische Illusionen“ besit-

zen höchstens [83] jene SPD-Funktionäre, welche Brandler in seinem Artikel „Arbeiter in gehobener 

Lebensstellung“ nennt. An de r en  Illusionen anknüpfen, ist ein ve r geb l i ches  Bem ühe n. 
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Dagegen sind die breiten Massen der Arbeiterschaft passiv, und es ist, zunächst ag i t a t o r i sch  pro-

pagandistisch und in der täglichen Kleinarbeit notwendig und m ög l i c h, ihnen klar zu machen, daß 

die Abstellung der Tagesnöte unmöglich ist, solange eine Koalitionsregierung oder eine bürgerliche 

Regierung besteht, daß vielmehr den Arbeitern erst geholfen werden kann, wenn sie, die Arbeiter, 

„ihre“ Regierung, eine Arbeiterregierung, haben. Man soll sich nicht täuschen: der Vorzug dieser 

farblosen Parole ist der, daß die Arbeiter, die für die Diktatur des Proletariats nicht kämpfen wollen, 

immerhin sich sagen: „Es ist richtig, solange Cuno regiert oder eine Koalitionsregierung, wird es uns 

immer dreckig gehen.“ Aber der Nachteil dieser farblosen Parole ist der, daß sie erstens auch für die 

passiven Massen z u  wen i g  g r e i f ba r  ist. Das hat sich besonders greifbar im August und September 

1923 gezeigt, wo man hätte die Propaganda für die Diktatur des Proletariats und Nationalisierungs-

maßnahmen mit aller Kraft enthalten müssen. Der zweite Nachteil besteht darin, daß diese Parole, 

wenn die Kommunistische Partei es nicht versteht, ihren eigenen Mitgliedern klar zu machen, daß es 

sich bei dieser Losung nicht um eine „heilige Angelegenheit“ handelt, sondern um einen taktischen 

Hebel, den wir mit aller Kraft anzuwenden haben, von dem wir aber stets wissen müssen, daß die 

Arbeiterregierung nur eine Vorstufe ist und sein darf zum wirklichen Kampf um die Diktatur des 

Proletariats, und daß „real“ diese ganze „Arbeiterregierung“ doch nichts ist, als Diktatur des Proleta-

riats, die man nur noch nicht so nennt, daß diese Parole dann die eigenen Mitglieder verwirren kann 

und auf sie, soweit sie von vornherein „rechts“ eingestellt sind, d i e  Wirkung ausübt, daß s i e  „de-

mokratische Illusionen“ erhalten. Umgekehrt aber, wenn die Mitglieder radikal eingestellt sind, so 

werden sie nur widerwillig die taktische Linie der Partei befolgen und in einen stimmungsmäßigen 

KAPismus hineingeraten, von dem sich derjenige keine Vorstellung machen kann, der nicht in die 

Mitgliedermassen (auch de r  Bezirke, deren Delegierte auf dem Parteitag auf dem Standpunkt der 

Mehrheit standen) hinabtaucht. Deshalb haben wir in unseren Thesen klar gesagt: 

„Die KPD hat in ihrer Propaganda und Agitation stets zu betonen, daß nur die Rätediktatur imstande sein wird, 

dem Proletariat die Befriedigung der Bedürfnisse der gesamten Klasse zu gewährleisten.“ 

Und wir haben das nicht gesagt, um unsere kommunistische Tugend mit einem Feigenblatt zugedeckt 

zu haben, sondern weil wir praktisch die Erfahrung gemacht haben, daß auf die indifferenten Massen 

nur scharfe, klare kommunistische Propaganda wirkt, die auch allein mit der agitatorisch geschickten 

und scheinbar aktivistischen nationalsozialistischen und faschistischen Agitation konkurrieren kann, 

während eine verschwommene „demokratisierende“, an die Illusionen der „Arbeiter in gehobener 

Lebensstellung“ anknüpfende Agitation und Propaganda der Kommunisten diesen höchstens das Lob 

der SPD-Funktionäre einträgt, das reichlich nach dem Leipziger Parteitag über den rechten Flügel der 

Partei von den Organen der SPD gegossen worden ist, und welches wiederum Fr i e s l and  am klars-

ten formuliert: 

„Bei solcher Fragestellung können die Kommunisten nicht leugnen, daß eine halbe Maßnahme, wie die von 

ihnen propagierte Arbeiterregierung, eben infolge ihrer Halbheit und deshalb, weil sie zu ihr ge-[84]kommen 

sind, nachdem sie sich von der Unmöglichkeit, die proletarische Diktatur zu verwirklichen, überzeugt haben, 

sie von der Notwendigkeit, so oder so ... mit der Bourgeoisie zu brechen, nicht befreien wird. Deshalb wird es 

den Theoretikern der KP schließlich schwer fallen, zu sagen, wo – wenn sie schon den schlüpfrigen Pfad des 

Opportunismus beschritten haben und mit Tatsachen zu rechnen bereit sind – der prinzipielle Unterschied 

zwischen der Taktik der Sozialdemokratie und den neuen taktischen Plänen der Kommunisten liegt. Der Un-

terschied ist jetzt nur noch graduell, nicht mehr prinzipiell.“ (Friesland, der seine Pappenheimer kannte, ist für 

Sachsen geradezu ein Prophet gewesen.) 

Die Thesen der Minderheit beschreiben die Bedingungen für die Entstehung der Arbeiterregierung 

wie folgt: 

„Der Kampf um die Arbeiterregierung erfordert: 

a) daß das Proletariat seine Abwehrfront geschlossen hat, 

b) den Kampf um die Macht zu führen bereit ist, d. h. aus der Verteidigung zum Angriff übergeht; 

c) in den vorbereitenden Kämpfen sich Organe geschaffen hat, welche die kämpfenden Massen zusammenfas-

sen und organisieren und auf welche die Arbeiterregierung nach ihrem Zustandekommen als lebensfähige, 

kampfkräftige und erweiterungsfähige Klassenkampforgane (R ä t e, Kontrollausschüsse) sich stützen kann; 
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d) daß die entschlossensten Teile des Proletariats die Waffenfrage nicht nur stellen, sondern zu ihrer prakti-

schen Lösung überzugehen beginnen, sodaß die Arbeiterregierung, wenn sie zustandekommt, im Flusse die 

beginnende Bewaffnung der Arbeiterschaft systematisch mit ihren stattlichen Mitteln durchführen kann.“ 

Um all diesen Mißverhältnissen vorzubeugen, betonen die Thesen noch zusammenfassend: 

„Die Arbeiterregierung kommt also nur zustande, wenn eine breite Massenbewegung mit proletarischen 

Kampforganen vorhanden ist, wenn der Angriffswille und die Angriffsfähigkeit des Proletariats soweit gestei-

gert wird, daß es bewußt um die Regierung kämpft. Die Arbeiterregierung wird sich nach ihrem Zustandekom-

men nur halten können, wenn sie überdies noch zum Schutze und zum Durchführen ihrer Maßnahmen ihre 

außerparlamentarischen Organe, den Staatsapparat und bewaffnete Arbeiterorganisationen zur Verfügung hat.“ 

Außerdem stellen die Thesen klar die Prognose für das Schicksal einer solchen Arbeiterregierung, 

von der ja von vornherein kein Zweifel gelassen worden ist, daß sie nur im Kampfe um die Macht 

entsteht: 

„Kann die Arbeiterregierung sich nicht auf Massenbewegungen, proletarische Kampforgane und bewaffnete 

Arbeiter stützen, so wird sie von der Bourgeoisie niedergeschlagen werden. Sie wird von den Massen selbst 

im Stich gelassen werden, wenn sie nicht diktatorisch in die ‚Rechte‘ der Bourgeoisie eingreift (das hat das 

sächsische Experiment vollauf bestätigt, freilich ist es schwer, jene Karikatur einer Regierung „Arbeiterregie-

rung“ zu nennen. Aber w i r  haben ihr dieses Firmenschild umgehängt und damit zweierlei erreicht: erstens 

absolut unzweideutig gezeigt, w a s  die Parteitagsmehrheit oder ihre Führung i n  W i r k l i c h k e i t unter Arbei-

terregierung verstanden, und zweitens – die ‚Arbeiterregierung‘ in Deutschland völlig diskreditiert), um die 

Forderungen des Proletariats zu erfüllen. Sie wird, wenn sie den Rahmen der bürgerlichen Demokratie sprengt 

und diese notwendigen diktatorischen Maßnahmen [85] unternimmt, von der Bourgeoisie auf das ent-

schiedenste angegriffen werden, und zwar mit der Waffe. Die Massenbewegung, welche zur Arbeiterregierung 

geführt hat, muß dann entweder zur Errichtung der proletarischen Rätediktatur führen, welche die Macht der 

Bourgeoisie vollständig bricht, d. h. das Werk vollständig beendet, das durch die Schaffung proletarischer 

Organe (Wachsen und Erstarken der Räte) begonnen und durch die Arbeiterregierung bewußt, weitergetrieben 

werden muß – oder aber die zusammengeballte Kraft der Bourgeoisie wird die Arbeiterregierung nebst der 

Bewegung, die sie trägt, niederschlagen.“ 

Wir werden im folgenden sehen, wie gegen diese Formulierung, welche eine Kom prom i ß f o r mu-

l i e r ung  ist, die Mehrheit polemisiert, weil sie zu kraß die Notwendigkeit des Bürgerkrieges und 

überhaupt das Kampfmäßige betont. 

Ueber die Rolle der SPD sagen die Thesen der Minderheit folgendes: 

„Die Kommunisten müssen auch die Bereitschaft ihres Eintritts in die Arbeiterregierung erklären. Aber gleich-

zeitig müssen sie ihr tiefes und geschichtlich begründetes M i ß t r a u e n  gegen die reformistischen Führer o f -

f e n  aussprechen. Die KPD weiß: die Sozialdemokratie als Gesamtheit kann und wird nicht kämpfen. Die KPD 

weiß: die sozialdemokratischen Führer werden nur unter dem Druck ihrer eigenen Anhänger, und auch dann 

nur widerwillig, in Kämpfe hineingetrieben werden. Die KPD weiß: die sozialdemokratischen Führer werden 

nur unter dem schärfsten Druck der Arbeitermassen in eine Arbeiterregierung (mit Kommunisten) eintreten. 

Breite Massen der Arbeiterschaft wissen das noch nicht. Deshalb ist es Aufgabe der KPD, durch Organisierung 

der Massenbewegung diesen Druck auf die Führer zu erzeugen. Ihren Eintritt vollziehen sie als bewußte oder 

unbewußte Agenten der Bourgeoisie, deren Politik stets das Resultat hat, daß die Arbeiterklasse von der Bour-

geoisie blutig niedergeschlagen wird (Ungarn, Bayern). Die Kommunisten treten in die Arbeiterregierung ein, 

um den Angriff des Kapitals energisch zurückzuweisen, den Kampf um die volle Macht des Proletariats voll 

zu entfachen und die reformistischen Führer von den Massen zu lösen. 

Die KPD weiß: die sozialdemokratischen Führer werden, wenn sie auch in eine Arbeiterregierung eintreten, 

Sabotage, Kompromisse mit der Bourgeoisie, offenen Verrat begehen. Die Bourgeoisie wird sie darin bewußt 

unterstützen. Die Kommunisten haben diese Absicht zu durchkreuzen. Die Massen durch den Kampf, durch 

die praktischen Erfahrungen von den reformistischen Führern zu lösen und hinter die Führung der KPD zu 

bringen, ist daher Sinn und Aufgabe des Kampfes um die Arbeiterregierung und des Kampfes in der Arbeiter-

regierung.“ 

Wir bemerken, daß auch diese Formulierung eine Kom prom i ß f o r mu l i e r ung  ist: die Thesen 

sollten ja eine Plattform für den Parteitag bilden. Aber immerhin sagen sie doch klar, was die Thesen 

der Mehrheit verschweigen (in Sachsen haben die Führer der Parteimehrheit tatsächlich geglaubt, die 
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Zeignerleute würden kämpfen. Daher nach dem Fiasko der ganzen Politik (unserer sozial-„demokra-

tischen“ Illusionen) „plötzlich“ die „Entdeckung“ gemacht werden mußte, daß die „linken“ SPD-

Führer „auch“ (das „auch“ ist klassisch) „Verräter“ sind) oder wovon die Thesen der Mehrheit das 

Gegenteil sagen, auch wenn sie an anderer Stelle scheinbar ähnliches bringen. Schließlich sei noch 

hervorgehoben, daß die Frage der Verantwortlichkeit der Arbeiterregierung vor den Räten klar be-

handelt wird: 

[86] „Deshalb ist auch die Frage der Verantwortlichkeit der Arbeiterregierung vor den Räten keine formale 

Frage: vor den Beauftragten der im Kampfe stehenden Massen wird die Eroberung der breiten Massen durch 

die Partei des Proletariats, die KPD, zu einem großen Teile durchzuführen sein. Die Frage der Verantwortlich-

keit vor den Räten führt die Arbeiterregierung aus dem engen Parlamentssaal auf das freie Feld der revolutio-

nären Massenbewegung. Die Verantwortung vor den Räten s p r e n g t  a u c h  d e n  R a h m e n  d e r  f o r m a l e n  

b ü r g e r l i c h-p a r l a m e n t a r i s c h e n  D e m o k r a t i e. Die KPD muß deshalb in ihrer Agitation und Propa-

ganda darauf den größten Nachdruck legen. Daß wir die sächsische Regierung nicht auf Räte gestützt haben, 

hat ihr und uns den Hals gebrochen.“ 

Hier ist die Differenz der Auffassung der Mehrheit gegenüber scharf herausgearbeitet. Sehen wir uns 

in folgendem an, wie die Polemik hin und her ging. 

3. Landesarbeiterregierung. 

In Deutschland existieren noch eine Reihe von Kleinstaaten, die alle ein eigenes Parlament besitzen. 

In einigen dieser Staaten besteht eine parlamentarische Arbeitermehrheit oder aber eine sehr starke 

Arbeiterminderheit. Hieraus wurde, zunächst propagandistisch, die Forderung nach einer Landes -

a r be i t e r r eg i e r ung  entwickelt. Aktuell, wie man sich ausdrückt, steht die Frage in Sachsen, wo 

die Kommunistische Partei länger als anderthalb Jahre hindurch eine sozialdemokratisch-unabhän-

gige Minderheitsregierung parlamentarisch gestützt hat, für eine Anzahl reaktionärer Gesetze ge-

stimmt hat (Polizeietat, Grund- und Gewerbesteuer) und in Wirklichkeit eine anonyme Koalitions-

partei der „sozialistischen“ Regierung war, die bürgerliche Politik trieb und sich lediglich durch ihr 

Firmenschild von einer bürgerlichen oder gewöhnlichen Koalitionsregierung unterschied. Es hat eine 

lange Zeit gedauert, bis die sächsische Parlamentsfraktion gegen diese famose Regierung gestimmt 

hat; nachdem die Regierung gestürzt war und eine Arbeitermehrheit im sächsischen Landtag zustan-

degekommen war, hat unsere Partei wiederum eine sozialdemokratische Minderheitsregierung unter-

stützt, und zwar ohne ihre Unterstützung an irgendeine Bedingung zu knüpfen. Der vorangehende 

Wahlkampf wurde unter der Losung der „Arbeiterregierung in Sachsen“ geführt. 

War diese Losung richtig? Ja, sie war richtig, sofern es sich handelte um eine propagandistische Lo-

sung, um eine Losung, die den Sinn hatte, den sächsischen Arbeitermassen zu zeigen, daß die ge-

stürzte Regierung der Sozialdemokraten (die beiden Parteien hatten sich inzwischen vereinigt) ke in e  

„Arbeiterregierung“ war, sondern eine gewöhnliche bürgerliche Regierung, deren Politik um so nie-

derträchtiger ist, als sie von angeblichen Vertretern der Arbeiterschaft ausgeübt wurde. N i ch t  richtig 

ist dagegen die Auffassung derjenigen Parteigenossen gewesen, welche annahmen, man könne in 

Sachsen unter Teilnahme der Kommunisten eine Regierung bilden, die mit dem Namen „Arbeiterre-

gierung“ zu bezeichnen sei, l ed i g l i ch  de sha l b, we i l  d i e  Land t agswah l en  e ine  Ar be i t e r -

m ehr he i t  i m  Pa r l am en t  gebrach t  haben. 

Aber hat irgendjemand daran gedacht, ohne weiteres in die sächsische Regierung einzutreten? Natür-

lich ist das der Fall gewesen, so sehr auch die betreffenden Genossen heute bemüht sind, die Absicht 

abzuleugnen. Es wird nützlich sein, an die Tatsachen zu erinnern. 

[87] Nach dem Resultat der sächsischen Landtagswahl hat unsere sächsische Parteiorganisation ein 

„Programm“ von 10 Punkten ausgearbeitet, welches die Grundlage bilden sollte für die Unterhand-

lungen über die Bildung einer Arbeiterregierung. Dieses Programm war keineswegs gut oder auch 

nur zureichend formuliert, und das offene Schreiben, in dem es enthalten war, begann, ebenso wie 

die Propagandaplakate (wenigstens der westsächsischen [Leipziger] Organisation), mit der merkwür-

digen Einleitung: „Wir verzichten darauf, rein kommunistische Forderungen aufzustellen.“ Die For-

derungen dieses Programms waren weder irgendwie gründlich durchdacht, noch auch so angeordnet, 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 5 – 77 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 18.09.2023 

daß zu sehen gewesen wäre, welche von ihnen wesen t l i ch e, welche zweitrangige wären. Insbe-

sondere fehlte der scharfe Hinweis darauf, daß eine Arbeiterregierung nur dann diesen Namen ver-

dienen kann, die den Räten verantwortlich ist, sich auf sie stützt, als reale Machtmittel bewaffnete 

Arbeiterwehren zur Verfügung hat. Die beiden eben genannten Voraussetzungen einer Arbeiterregie-

rung waren im Programm als Punkte 7 und 9 enthalten, eingeteilt zwischen Forderungen wie die der 

allgemeinen Dienstpflicht für alle Menschen zwischen 18 und 58 Jahren (bei welcher Forderung nur 

die „Kleinigkeit“ vergessen wurde: zu sagen, wie sie eigentlich im Rahmen der „Demokratie“ und 

mit welchen Zwangsmitteln sie durchgeführt werden sollte) und die einer ausreichenden Belieferung 

mit Kohlen. Als es nun zu Verhandlungen kam, wurde in der Zentrale der Partei die Frage gestellt, 

ob man die Verhandlungen an irgendeinem Punkte des Programms scheitern lassen dürfte, z. B. an 

den Punkten 7 und 9, von denen es ja von vornherein klar war, daß sie die wesentlichen sind, auch 

wenn sie noch so sehr zwischen Kohle, Milchlieferung und Dienstpflicht eingekapselt waren. Die 

Abstimmung in der Zentrale ergab das Resultat von 3 zu 3 Stimmen, womit doch klar ausgedrückt 

ist, daß in der Parteileitung sich Genossen fanden, die bedingungslos für den Eintritt in eine gewählte 

Koalitionsregierung mit der SPD stimmten. Im Oktober 1923 trat die KPD bed i ngungs l o s  in die 

sächsische Regierung ein; denn die Bedingung der „Errichtung einer Einheitsfront gegen die Reak-

tion“ ist lediglich eine elende Phrase. 

Nun muß man sich fragen, was sich eigentlich die Genossen von einem derartigen Schritt versprechen 

konnten. Sie versprachen sich eine „Steigerung der Bewegung“ durch den Eintritt von Kommunisten 

in das Spottgebilde, welches „Arbeiterregierung“ genannt werden würde; denn  e s  i s t  f a k t i s ch  

wede r  i n  Sachsen  noch  i m  Re i ch  auch  nu r  e i ne  Spu r  von  Be wegung  f ü r  d i e  Scha f -

f ung  e i ne r  Ar be i t e r r eg ie r ung  vo r handen  gewese n. Dieser katastrophale Fehler, durch 

den Eintritt eine „Bewegung“ erzeugen oder steigern zu wollen, ohne daß durch den Eintritt in die 

Regierung den breiten Arbeitermassen etwas gesagt und, vor allem, gegeben  wird, ist im Oktober 

1923 gem ach t  worden. Die Genossen vergaßen ferner, daß die Propaganda einer Reichsarbeiterre-

gierung durch einen solchen Schritt nicht nur geschädigt, sondern einfach totgeschlagen werden 

mußte, tatsächlich ist die Lösung der Arbeiterregierung durch Sachsen totgeschlagen worden, nicht 

durch etwas anderes. Der Betriebsrätekongreß hatte eben erst klar erklärt, daß eine Arbeiterregierung 

sich auf die Räte und auf die bewaffneten Arbeiter stützen müsse, und genau in diesem Augenblick 

waren die Genossen in der Leitung der Kommunistischen Partei bereit, nicht nur „im Rahmen der 

Demokratie“ eine Koalitionsregierung mit der SPD zu bilden, sondern selbst auf den Schein von 

Garantien dafür, daß diese so gebildete Regierung keine gewöhnliche Koalitionsregierung würde, zu 

verzichten. Die Gründe, [88] die die Genossen anführten, um ihren „Standpunkt“ zu stützen, haben 

wir, offen gestanden, nie begreifen können. Entweder hieß es: „Ja, wir haben die ganze Zeit Propa-

ganda für die Arbeiterregierung getrieben, und jetzt müssen wir beweisen, daß wir es eh r l i ch  ge -

m e i n t  haben.“ Wir haben geglaubt, daß die Moral in die Theologie hinein gehört, nicht aber in die 

Politik; zweitens haben wir nie begriffen, was die Angelegenheit mit der „Ehrlichkeit“ zu tun hat; 

denn wir haben die Ar be i t e r r eg ie r ung  propagiert, nicht aber eine Koalitionsregierung, von der 

kein Mensch sagen könnte, wodurch sie sich eigentlich unterscheidet von der eben erst gestürzten 

sozialdemokratischen, außer dadurch, daß an Stelle eines sozialdemokratischen X oder Y ein kom-

munistischer P oder O darin sitzen würde. Oder aber es wurde gesagt: „Wir gehen hinein in diese 

Regierung, provozieren aber schon nach acht Tagen einen Krach, gehen dann mit Glanz wieder her-

aus und beweisen den sozialdemokratischen Arbeitern, daß ihre Führer tatsächlich nur Verräter sind.“ 

Wozu zu bemerken ist, daß kein Mensch sagen kann, wozu man hineingeht, wenn man wieder hin-

ausgehen will, ohne  daß  s i ch  i r gende t was  ande r e s  e r e i gne t, a l s  daß  d i e  kom m uni s -

t i s chen  Mi n i s t e r  i m  s t i l l en  Käm m er l e in  e i ne s  Mi n i s t e r r a t e s  übe r s t im m t  we r de n. 

Unsere sächsischen Minister haben nicht einmal verstanden, „mit Glanz“ wieder auszutreten. Sie ha-

ben erst hintennach, als sie davongejagt waren, angefangen, über den „Verrat“ ihrer „linken“ SPD-

Kollegen zu jammern, nachdem sie in ihren Regierungs„handlungen“ sich du r ch  n i ch t s  von diesen 

unterschieden hatten. Es wird gar nichts durch eine derartige „Taktik“ bewiesen, kein Mensch wird 

entlarvt, aber die Kommunistische Partei diskreditiert durch derlei Kunststücke sich und die Losung 

der Arbeiterregierung, und was das Schlimmste ist, sie macht die eigenen Anhänger mißtrauisch und 
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parteiverdrossen, zumal sie von der SPD-Führerschaft bis zum Ueberdruß oft die Redensarten gehört 

haben: „Wir müssen eh r l i ch  unsere Bereitschaft zur Verantwortung zeigen, und wir werden jeder-

zeit aus der Koalition austreten, um den Massen zu zeigen, daß die anderen es nicht ehrlich mit ihnen 

meinen.“ 

Theoretisch liegt derartigen Verirrungen was zugrunde, was wir schon früher aufzeigten: eine Revi-

sion der kommunistischen Staatstheorie, die Vorstellung nämlich, als ob durch eine Veränderung der 

Spitze der Staatsapparat einen anderen Kl a s sencha r a k t e r  bekom mt  oder gar die soziale Struk-

tur beeinflußt würde. Praktisch aber liegt dieser Auffassung eine völlig ve r keh r t e  E in schä t zung  

de r  S i t ua t i on  zugrunde, nämlich die Vorstellung, als ob die proletarischen Massen, ohne daß sie 

vo r he r  die Regierungsfrage als Machtfrage stellen, durch den Eintritt der Kommunisten in eine 

Regierung in „Bewegung“ gebracht werden könnten. Dies hat sich besonders kraß in Sachsen gezeigt. 

Die Thesen der Minderheit bringen nur einen kurzen Absatz über die Landesarbeiterregierung. Dieser 

Absatz lautet: 

„Landesarbeiterregierungen können nur entstehen in zugespitzten politischen Situationen, in denen der Druck 

der Massen so stark ist, daß ein Teil der sozialdemokratischen Führer gezwungen wird, sich auf den Boden 

einer proletarischen Klassenpolitik zu stellen, um radikale Vorstöße des Proletariats nach Möglichkeit abzu-

schwächen. 

Eine Landesarbeiterregierung ist eine Regierung, an der Kommunisten teilnehmen können, die sich stützen 

auf proletarische Klassenorgane, nicht auf das bürgerliche Parlament. 

[89] Eine Landesarbeiterregierung wird sich nur dann halten, wenn sie getragen ist von einer Massenbewegung 

im Reich oder aber eine solche auslöst; das Ziel dieser Massenbewegung ist die Erkämpfung der Reichsarbei-

terregierung; sie kann auch zustandekommen bei der Abwehr des Angriffs der Reaktion auf eine Landesarbei-

terregierung. 

Nur in steigenden Massenkämpfen bei einer verschärften Krise im ganzen Reiche können Arbeiterregierungen 

in den Ländern die Zusammenschweißung der proletarischen Einheitsfront beschleunigen, das Selbstbewußt-

sein des Proletariats steigern und dadurch die endgültige Eroberung der politischen Macht durch die Arbeiter-

klasse vorbereiten. 

Die Kämpfe um die Reichsarbeiterregierung und die durch sie ausgelösten Kämpfe um die proletarische Dik-

tatur werden die reaktionäre Kleinstaaterei beseitigen und die überflüssigen Schranken der Länder und Länd-

chen hinwegfegen.“ 

In diesen kurzen Sätzen ist im wesentlichen folgendes gesagt: erstens: wenn die sozialdemokratischen 

Führer in einem Lande eine Arbeiterregierung bilden, so nur, um den proletarischen Klassenkampf 

abzuschwächen, nicht aber etwa, um Arbeiterpolitik zu treiben, wie es in den Thesen der Mehrheit 

heißt (Betonung der Rolle der Sozialdemokratie als Partei). Zweitens: die Arbeiterregierung auch in 

einem Lande ist keine parlamentarische Regierung (Durchbrechung des Rahmens der Demokratie). 

Drittens: eine Landesarbeiterregierung, die sich auf keine Massenbewegung im Reich stützt, deren 

Ziel die Machteroberung im Reiche ist, ist ein Schemen (der Staat ist ein Klassenstaat und wird nicht 

in seinem Klasseninhalte geändert durch Ersetzung der Spitze). Viertens: die Kleinstaaterei ist ein 

reaktionäres Ueberbleibsel und muß beseitigt werden. Aus dieser Auffassung folgt unzweideutig, daß 

das Zustandekommen einer Landesarbeiterregierung eine ziemlich seltene Sache sein wird und stets 

nur im Zusammenhange mit dem Kampf um die Macht im Reichsmaßstabe erfolgen kann. 

Wie behandeln nun die Thesen der Parteitagsmehrheit dieselbe Frage? Wir finden, ebenso wider-

spruchsvoll und zweideutig, wie sie die Frage der Arbeiterregierung allgemein behandeln. So heißt 

es z. B.: 

„Die soziale Gliederung der Bevölkerung verschiedener Einzelstaaten hat der Arbeiterklasse eine Mehrheit in 

den Landesparlamenten ermöglicht. Diese Tatsache führt zur Bildung sozialdemokratischer Landesregierun-

gen mit Unterstützung der KPD. Die sozialdemokratischen Landesregierungen beschränken sich auf kleinbür-

gerliche Reformpolitik. Die Furcht vor der Mobilisierung der Arbeiterklasse gegen die Reaktion machte diese 

Regierung zu gefügigen Werkzeugen der Offensive des Kapitals.“ 
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Jeder vernünftige Mensch muß sich dann fragen, weshalb die Kommunisten diese „gefügigen Werk-

zeuge der Offensive des Kapitals“ unterstützen? Die Thesen antworten darauf: 

„Die KPD muß durch ihre tägliche praktische Politik im Interesse des Proletariats die Arbeiterklasse von dem 

objektiv reaktionären Charakter der sozialdemokratischen Regierungen überzeugen. In ihrer Propaganda unter 

den Massen muß die KPD die Bildung einer Landesarbeiterregierung fordern.“ 

Die Antwort ist sinnlos: wir unterstützen die „objektiv reaktionäre“ sozialdemokratische Regierung 

und überzeugen die Massen (durch unsere Unterstützung dieser Regierung) von dem „objektiv reak-

tionären Charakter“ dieser Regierung; gleichzeitig propagieren wir fleißig, die „Bildung“ als [90] 

eine Mach t f r age  zu stellen. Doch vielleicht übertreiben wir? Nun, wir haben oben durch eine kurze 

historische Reminiszenz gezeigt, daß wir nicht übertreiben, wir zitieren jetzt die Thesen weiter und 

beweisen theoretisch, daß wir nicht übertreiben: 

„Landesarbeiterregierungen können entstehen in zugespitzten politischen Situationen, in denen der Druck der 

Massen so stark ist, daß ein Teil der sozialdemokratischen Führer veranlaßt wird, sich auf den Boden einer 

proletarischen Klassenpolitik zu stellen.“ 

Diesen Passus haben die Minderheitsthesen übernommen, aber lediglich dazu, um anschließend das 

genaue Gegenteil dessen zu sagen, was die Mehrheitsthesen als möglich ansehen: daß nämlich die 

sozialdemokratischen Führer sich n i ch t  auf „den Boden einer proletarischen Klassenpolitik“ stellen 

können, und daß sie es nicht tun, auch wenn sie vorgeben, es zu tun. Wir stoßen hier in den Thesen 

der Mehrheit wieder auf dieselbe falsche Beurteilung der Sozialdemokratie a l s  Pa r t e i, wie im all-

gemeinen Teil. 

Über was wird eine solche Arbeiterregierung tun? 

„Die KPD beteiligt sich an den Landesregierungen, um sie zu Stützpunkten im Kampfe um die Arbeiterregie-

rung im Reiche auszubauen. Der Kampf gegen die reaktionäre Reichspolitik, um die Bewaffnung der Arbeiter, 

die Uebergabe aller Machtmittel (Polizei, Verwaltung, Justiz, Schule) an das Proletariat, die Sicherung aller 

sozialen Positionen, sowie die ausreichende Ernährung, Belleidung und Behausung der arbeitenden Klasse zu 

Lasten der Besitzenden, sind die wichtigsten und unmittelbarsten Aufgaben einer Landesregierung“. Von die-

sen Aufgaben hat die sächsische „Arbeiterregierung“ keine einzige auch nur zu stellen gewagt. 

Und alles das, ohne daß die Mach t f r age  gestellt wird. Man denke sich, daß die „Uebergabe aller 

Machtmittel an das Proletariat“ erfolgt – – im Rahmen der Demokratie. Doch vielleicht ist das wieder 

übertrieben? Nein, denn es heißt in den Thesen: 

„Eine Landesarbeiterregierung muß den ihr durch die Reichsgesetzgebung und die Reichsgewalt gezogenen 

Rahmen restlos und rücksichtslos für die proletarischen Klasseninteressen ausnützen und mit aller Kraft er-

weitern, was zu Konflikten der Landesarbeiterregierung mit der kapitalistischen Reichsregierung führen 

kann.“ 

Das „kann“ ist klassisch: man stelle sich vor, wie in einem Lande die „Uebergabe aller Machtmittel 

an das Proletariat“, weiß der Teufel weshalb, vor sich geht, ohne daß der „durch die Reichsgesetzge-

bung und die Reichsgewalt gezogene Rahmen durchbrochen wird“, während die „kapitalistische 

Reichsregierung“ die Sache even t ue l l  („kann“) stillvergnügt ansieht und die glorreiche Landesar-

beiterregierung den „Rahmen“ mit „aller Kraft erweitert“! Wir können diese Vorstellungen nicht an-

ders als verworren nennen, wenn wir uns vorsichtig ausdrücken. Wenn wir aber theoretisch analysie-

ren, was diesen Vorstellungen zugrunde liegt, so finden wir das am besten ausgedrückt in unserem 

Hannoverschen Organ (Niedersächsische Arbeiterzeitung vom 15. März), wo gesagt ist: 

„Demokratie und Diktatur ist einfach ein und dasselbe! Jetzt übt die Bourgeoisie die Diktatur aus, innerhalb 

der Demokratie – später, wenn wir das Schwergewicht haben, üben wir sie aus innerhalb der Demokratie, und 

zwar durch die Räte.“ 

Allerdings hat diesen Blödsinn der Menschewik Abramowitsch in einer Versammlung in Hannover 

von sich gegeben, und unsere Provinzzeitung macht sich weidlich lustig über diesen „Marxismus“. 

Hätte sie die Thesen der Mehrheit, angenommen auf dem Parteitag zu Leipzig, genau analysiert, [91] 

oder auch nur gelesen – sie würde die Abramowitschschen Weisheiten, wenn auch weniger klar, in 
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ihnen gefunden haben. Uebrigens hat Genosse Brandler in einer Berliner Funktionärversammlung 

genau dasselbe gesagt: „Da Ebert heute im Rahmen der Demokratie die Diktatur für die Bourgeoisie 

ausüben kann, so ist es ‚theoretisch‘ (allerdings nach der Theorie der Menschewiken. A. M.) durchaus 

denkbar, daß im Rahmen der Demokratie diktatorische Maßnahmen auch im Interesse des Proletariats 

durchgeführt werden.“ Das ist derselbe Gedankengang, den Genosse Brandler bei einer anderen Ge-

legenheit, wo es galt, die Grundsätze des Kommunismus laut und klar zu entwickeln, so formulierte: 

„I c h  s a g e  D i k t a t u r  d e s  P r o l e t a r i a t s  i s t  m ö g l i c h, s o g a r  b e i  B e s t e h e n  d e r  d e u t s c h e n  V e r -

f a s s u n g! Was bedeutet Diktatur des Proletariats? Diktatur des Proletariats bedeutet im Sinne der Kommu-

nistischen Internationale, daß die Macht der Arbeiterklasse zum ausschlaggebenden Faktor in der Gesellschaft 

und im Staate wird. Es kann sein, daß eine Arbeiterregierung vielleicht schon in 14 Tagen in Deutschland 

möglich ist, und zwar ohne Hochverrat!“ 

Diese theoretische Einstellung bestimmt tatsächlich die praktische Politik der KPD. 

4. Das Filet. 

Ein besonders saftiges Stück der auf dem Leipziger Parteitag angenommenen Thesen ist jener Teil, 

der über die rechten und linken Abweichungen handelt. Es ist sozusagen das Filet des Bratens, be-

gossen mit einer besonders schmackhaften Soße, ein Bissen, den wir uns besonders genau ansehen 

müssen, weil ein derartiges Stück im taktischen Thesen ziemlich ungewöhnlich ist. Die rechten Ab-

weichungen sind außerordentlich milde behandelt. Da heißt es: 

„Die opportunistischen Tendenzen äußern sich: 

1. In der Furcht vor einem klaren und scharfen politischen Auftreten in Einheitsfrontaktionen. Bei der 

Rathenau-Kampagne zeigte die Partei nicht überall in genügendem Maße ihr eigenes politisches Gesicht (z. B. 

im Zentralorgan „Rote Fahne“). Die Berliner Organisation machte eine „stumme Demonstration“ mit den Re-

formisten; die Leipziger Organisation verzichtete bei der Unterzeichnung eines gemeinsamen Aufrufs mit den 

Sozialdemokraten auf ihren eigenen Namen und ließ die Unterschrift zu „Die drei sozialistischen Parteien“. 

2. In der nicht genügenden Aktivität und Ausdauer der Funktionäre und der Furcht vor Schaffung politischer 

Auseinandersetzungen innerhalb der Partei. Das wagen dieselben Genossen zu schreiben, die jede politische 

Auseinandersetzung innerhalb der Partei als aktionsschädigend disziplinarisch unterbanden.) 

3. In der nur auf die Verteidigung eingestellten Propaganda (nach der Märzaktion), der Furcht vor geschickten 

Manövern der VSPD. 

4. In dem nicht genügend kommunistischen Auftreten mancher Gemeindevertreter der KPD in den Kommu-

nalvertretungen und Ausschüssen, sowie Aufstellung gemeinsamer Listen mit der SPD bei Gemeindewahlen. 

5. In der Furcht einzelner Gewerkschaftler vor dem rücksichtslosen Kampf mit der reformistischen Bürokratie, 

besonders in der Betriebsrätebewegung. 

6. In der Furcht einzelner kommunistischer Genossenschaftler vor einem tatkräftigen Auftreten gegen die Teu-

erung, weil nach ihrer Mei-[92]nung durch den Teuerungskampf das Prinzip des Wiederbeschaffungspreises 

auch bei den Konsumgenossenschaften bedrängt wird.“ 

Da diese Liste, verglichen mit dem Sündenregister der linken Abweichungen, zu denen wir gleich 

kommen werden, etwas mager und bescheiden ausgefallen ist, werden wir uns schon gestatten, sie zu 

ergänzen. Der erste Punkt klingt possierlich; wenn z. B. die Partei ihr „eigenes Gesicht“ nicht genü-

gend gezeigt hat und zwar, wie es in Klammern heißt, z. B. im Zentralorgan „Rote Fahne“ – so muß 

über eine solche Formulierung selbst ein unkundiger Thebaner lachen. Wie, ist nicht das Zentralorgan 

das Organ der Zentrale? Ist nicht der Chefredakteur ein Mitglied der Zentrale, ein so renommierter 

Marxist wie Gen. Thalheimer gewesen? Und wodurch erhält ein Zentralorgan sein Gesicht? Vielleicht 

durch die Meldungen aus Timbuktu? Erhält es nicht vielmehr dieses Gesicht durch die offiziellen 

Aufrufe und Artikel der Parteileitung? 

Auf dem Parteitage wurde die Haltung der Zen t r a l e  in der Rathenaukrise sehr scharf angegriffen. 

Es wurde gesagt: die Partei hat zur Situation nicht Stellung genommen in einem of f i z i e l l en  Auf -

r u f; sie hat nicht, ebenfalls in einem offiziellen Aufruf, so f o r t  die Machtfrage gestellt, s o fo r t  die 

Lösung angegeben, und die Losung dieser Lösung, nämlich Arbeiterregierung und Bewaffnung der 
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Arbeiterschaft; sie hat Geheimdiplomatie mit der SPD-Leitung und dem ADGB getrieben, sie hat 

sogar an die klassenkämpferischen Tugenden der ADGB-Leitung geglaubt; sie hat sich so stark für 

die Republik engagiert, daß indifferente Arbeitermassen beinahe hätten glauben können, der tote Herr 

Rathenau und die kaum lebende Republik des Herrn Stinnes seien Heiligtümer der KPD; derselbe 

Fehler, der dem Reformismus entspringt, wird im November 1923 durch die Bocksprünge gemacht, 

die mit einer angeblich von Seeckt „besiegten“ Novemberrepublik (als Ding an sich) zum Skandal 

der KPD aufgeführt werden; sie hat das Berliner Abkommen unterschrieben, ohne auch nur ein Wort 

der Kritik an seinen Forderungen o f f i z i e l l  zu üben; sie hat verzichtet, o f f i z i e l l  die Durchfüh-

rungsmaßnahmen anzugeben, sowohl für ihre eigenen – schwächlich und nur nebenbei aufgestellten 

– Losungen wie auch für die ungenügenden Forderungen des Berliner Abkommens; sie ging soweit, 

daß sie den Berliner Referenten ve rbo t, in den öffentlichen Versammlungen als Durchführungsmaß-

nahmen zu nennen: Gene r a l s t r e i k  bis zum Abtritt der Wirth-Regierung; sie vermied jedes harte 

Wort gegen die Sozialdemokratie, insbesondere vermied sie auch nur den Hinweis darauf, daß die 

Sozialdemokraten es mit ihrem „Kampfe“ nicht ernst meinen könn t e n. Alles das scheint vergessen 

worden zu sein; denn siehe, „das Zentralorgan“ hat „das eigene politische Gesicht der Partei“ nicht 

genügend gewahrt. Neben dem Zentralorgan allerdings noch zwei andere Organisationen, die „be-

rüchtigte Berliner Organisation und die Leipziger Organisation. 

Was die Berliner Organisation betrifft, so fehlt in der Beschuldigung die Logik: auf dem 4. Weltkon-

greß hat man doch derselben Organisation vorgeworfen, sie habe der Zentrale jeden Tag empfohlen, 

die Verhandlungen mit den Reformisten abzubrechen. Aber es kommt nicht auf die Logik an, es 

kommt auch nicht auf die, sagen wir: geschichtlich korrekte Darstellung an. Denn die Berliner Orga-

nisation hat nicht täglich den Abbruch der Verhandlungen gefordert, sondern: das klare, eigene kom-

munistische Gesicht, das Stellen ultimativer Forderungen an die Reformistenführer, die Oeffentlich-

keit der Verhandlungen und, allerdings, Abbruch der Verhandlungen bei Ablehnung der ultimativen 

Forderungen, die sich auf [93] die Durchführungsmaßnahmen bezogen. Was schließlich die stumme 

Demonstration betrifft, so hätte der Unterhändler der Berliner Organisation tatsächlich die Verhand-

lungen mit der SPD und USPD abgebrochen, wurde aber von der Zentrale veranlaßt, seine Unter-

schrift unter den Aufruf zur stummen Demonstration zu setzen, und das war nur folgerichtig, weil der 

Bruch gemeinsamer Unternehmungen bis dahin von der Reichszentrale nicht herbeigeführt worden 

war, obwohl hierzu wahrhaftig ganz andere Anlässe vorgelegen hätten, als die Stummheit einer De-

monstration, die immerhin in Berliner Bourgeoisievierteln stattfand (auf unse r en  Vorschlag, und 

die immerhin durch ihr Redeverbot alle Parteien betraf (wobei ruhig zugegeben werden kann, daß die 

Berliner Organisation dadurch einen Fehler beging, daß sie sich an die Vereinbarung hielt). 

Aber wenn die Thesen schon auf die Rathenau-Aktion eingehen und einzelne Organisationen liebe-

voll erwähnen, so ist nicht recht einzusehen, weshalb sie vergessen, daß unsere S t u t t ga r t e r  Orga-

nisation einen Aufruf unterzeichnete, dessen Zentralparole lautete: „Für  Dem o kr a t i e  und  F r e i -

he i t!“ Unter dieser für deutsche Kommunisten im Jahre 1922 etwas absonderlichen Losung demons-

trierten unsere Stuttgarter Genossen, und ihre Wortführer haben bis heute noch nicht begriffen, daß 

das ein Fehler war. Sie verteidigen ihren Schritt, indem sie sagen, daß sie neben dem Aufruf in ihrer 

Zeitung einen Artikel geschrieben haben, in dem sie die Losung für „Demokratie und Freiheit“ „zer-

pflückten“, und daß sie durch ihre Unterschrift in die Lage kamen, „vor 30.000 Arbeitern zu spre-

chen“. Ihr „Zerpflücken“ bestand darin, daß sie erklärten, „Demokratie und Freiheit“ sei eine „nichts-

sagende Phrase“ s(eine scharfe kommunistische Kritik, nicht wahr?), was immerhin vielleicht von 

den Abonnenten der kommunistischen Parteizeitung gelesen worden ist, denen als Kommunisten und 

Sympathisierenden eine solche Kritik an Demokratie und Freiheit gewiß etwas Neues geboten hat 

(der Auf r u f  dagegen für Demokratie und Freiheit ist von säm t l i chen  Stuttgarter Arbeitern ohne 

de n zahmen  Ar t i ke l  der kommunistischen Zeitung gelesen worden, worauf sich die sozialdemo-

kratischen Arbeiter gesagt haben müssen: na, also, die Kommunisten sind ja auch für Demokratie und 

Freiheit!) Und was die 30.000 Arbeiter anbetrifft, so ist es geradezu lächerlich, mit solchen Argu-

menten zu kommen. Die Demonstration war eine wohlgeordnete Demonstration für Demokratie und 

Freiheit, an der 30.000 Arbeiter teilnahmen, auf der soundsoviel Redner von allen Parteien sprachen, 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 5 – 82 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 18.09.2023 

unter ihnen vielleicht zwei oder drei kommunistische, welche eine Viertelstunde lang zu zwei- oder 

dreitausend Arbeitern gewandt, diesen erklären mußten, daß sie doch  nicht für Demokratie und Frei-

heit sind, nachdem sie für diese „nichtssagende Phrase“ durch die ganze Stadt marschiert waren. Eine 

Taktik, die wir auch für eine Abweichung – beileibe aber keine linke – halten. Das Register ließe sich 

fortsetzen. So hat z. B. der Verfasser der Thesen vergessen, zu erzählen, daß eine thüringische Orga-

nisation einen Aufruf unterzeichnet hat mit Körperschaften, die man schon beim besten Willen nicht 

in einer p r o l e t a r i s chen  Einheitsfront zu suchen hat, nämlich mit den Demokraten und mit dem 

„Republikanischen Führerbund“, und auch das, ohne ein Wort der Kritik an diesen famosen Organi-

sationen zu üben, von denen unser Gothaer Parteiorgan erst 5 oder 6 Tage später staunend entdeckt, 

daß sie – die Einheitsfront im Stiche lassen. Ein wahres Meisterstück kommunistischer Entdeckungs-

kraft! Werden noch mehr Beispiele gewünscht? Wir sind der Meinung, daß eine Karikatur, wie die 

Formulierung eines anderen Provinzorgans, welches sich infolge der Haltung [94] der Zentrale und 

ihres Zentralorgans scheute, vom Generalstreik zu sprechen und deshalb von der „massenhaften Ver-

weigerung der Arbeitskraft“ schrieb, immerhin auch eines Platzes in den Thesen würdig gewesen 

wäre. Dieser Platz war offenbar nicht vorhanden, weil man „linke Abmachungen“ liebevoll zu be-

handeln hatte. Bevor wir zu diesen übergehen, was wir sehr gern tun, bringen wir noch das Zitat einer 

„grundsätzlichen“ Arbeit des führenden Theoretikers der KPD, des Genossen Thalheimer (von dem 

man allerdings nie weiß, ob er rechte oder linke Abweichungen „theoretisch verarbeitet“). Auch dieses 

Zitat hätte in den Thesen einen wohlverdienten Platz gefunden. Es wurde in einer ernsten Krise der 

Partei geschrieben, nämlich bei den Auseinandersetzungen mit den KAG-isten und sollte diese arm-

seligen Schächer und Liquidatoren theoretisch überwinden. Das wurde besorgt auf die folgende Art: 

„Wir schicken nur voraus, daß, wenn dem so wäre, wie Paul Levi behauptet, daß der Kapitalismus in Deutsch-

land erstarkt, d. h. daß der Kapitalismus aus eigener Kraft imstande ist, die Krise des Weltkrieges zu überwin-

den, jede objektive Unterlage für den Kommunismus schwindet. Der Kommunismus wird dann in der Tat 

frommer Wunsch, bloße Revolutionsromantik.“ 

Wir bringen dieses Zitat nicht zufällig, sondern deshalb, weil wir wissen, daß die heutigen Auseinan-

dersetzungen in der KPD eine direkte Fortsetzung der Diskussion sind, die wir mit den KAG-isten 

geführt haben. Es ist klar, daß, wenn die KAG-isten theoretisch „überwunden“ waren, wie es das 

tiefsinnige Zitat des Genossen Thalheimer zeigt, nach dessen Ausspruch die Kommunistische Partei 

eine überflüssige Angelegenheit ist, sowie der Kapitalismus „aus eigener Kraft imstande ist, die Krise 

des Weltkrieges zu überwinden“, daß dann falsche Auffassungen über die Rolle der Kommunisti-

schen Partei und damit über die Rolle der Sozialdemokratie in der Partei noch zu Hause sein müssen, 

daß die Fragen der Taktik noch keineswegs so klar gestellt oder so klar gelöst werden, wie es die 

Thesen der Mehrheit vorgeben und daß diese Auseinandersetzungen über die Abweichungen nach 

rechts und links noch manches Zutage fördern kann, von dem es gut wäre, daß der Vorwurf des 

Punktes 2 des oben zitierten Absatzes nicht auf die gesamte Arbeit der Partei zuträfe, sondern da ß  

d i e  po l i t i s chen  Di f f e r enzen  i nne r ha l b  de r  Pa r t e i  s cha r f  und  r ücks i ch t s l o s  aus -

ge t r agen  we r de n. Das ist heute nicht der Fall. Vielmehr wird die Parteimitgliedschaft systema-

tisch mit den sentimentalen Redensarten über angebliche Störungen von Aktionen von den Ausei-

nandersetzungen abgehalten, welche bei der KAG-Krise längst nicht zu Ende geführt worden sind, 

und woran heute noch die Partei krankt. 

Wir gehen jetzt über zu dem Teil der Mehrheitsthesen, der von den „linken Abmachungen“ handelt. 

5. Die „linken“ Sünden. 

Ein Glanzstück der Mehrheitsthesen ist die Aufzählung der „linken“ Sünden, die man sich sehr genau 

ansehen muß. Die Einleitung zu dieser Aufzählung ist kurz, aber prägnant; nach berühmtem Muster 

wird erklärt: 

„Der Opportunismus tritt aber heute auch in linker Verkleidung auf. Die Linke versteht es nicht genügend, 

heranzutreten an die Andersdenkenden, noch in demokratischen Illusionen befangenen Klassengenossen, und 

ihre Tagesnöte zum Ausgangspunkt von Aktionen zu machen, die den gegebenen Kräfteverhältnissen entspre-

chen.“ 
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[95] Die Genossen, die diese lapidaren Sätze schrieben, haben vor lauter Bäumen den Wald überse-

hen. Daher wollen wir an einiges erinnern: 

Als im vergangenen Jahre der Gewerkschaftskongreß in Leipzig stattfand, wurden die Delegierten dort-

hin in den Betrieben gewählt. Die stärkste Berliner Gewerkschaft, die der Metallarbeiter, schickte 16 

Delegierte nach Leipzig. Alle 16 gewählten Delegierten waren Kommunisten. Offenbar wurden sie 

deshalb gewählt, weil die linke Berliner Organisation es nicht versteht, an die andersdenkenden Klas-

sengenossen heranzutreten. Aber vielleicht war das nur ein Zufall? Nun, vor einigen Tagen wurden 

die Delegierten zum Verbandstag der Holzarbeiter in Berlin aufgestellt. Von den 14 Delegierten sind 

13 Kommunisten, und dabei ist zu bemerken, daß zur Generalversammlung der Holzarbeiter, wo die 

Wahlen stattfanden, nur politisch organisierte Kollegen zugelassen werden. Vielleicht ist aber bei den 

Holzarbeitern ein Wunder geschehen? Dann erlauben wir uns die Frage, wieso es kommt, daß wie-

derum in Berlin bei den vorjährigen und bei den diesjährigen Betriebsrätewahlen die Kommunisten so 

große Erfolge zu verzeichnen haben, daß die Organisation kaum die Arbeit leisten kann, die ihr durch 

das Vertrauen der Arbeiter in den Betrieben aufgehalst wird. Wahrscheinlich entsteht dieser Zustand 

deshalb, weil die Berliner linke Organisation nicht versteht, an die andersdenkenden Klassengenossen 

heranzutreten, während die sehr mäßigen Resultate der Betriebsratswahlen in Chemnitz wahrschein-

lich im vorigen Jahre darauf zurückzuführen sind, daß die dortige, nicht eben als links verschriene 

Organisation der KPD dieses „Herantreten“ besonders gut versteht. Und wie ist es zu erklären, daß die 

Betriebsrätebewegung in Berlin ihren Ausgangspunkt nahm und daß zum Reichsbetriebsrätekongreß 

in demselben Berlin mit seiner linken Organisation eine halbe Million Stimmen bei den Wahlen ab-

gegeben wurden? Wahrscheinlich ebenfalls nur, weil der „Opportunismus auch in linker Verkleidung 

aufgetreten ist“, und weil die Berliner es nicht verstanden haben, „die Tagesnöte der andersdenkenden 

Klassengenossen zum Ausgangspunkt von Aktionen zu machen“. Wie gut die KPD es verstanden hat, 

mit ihren nicht linken Organisationen in Sachsen an die Massen heranzutreten, hat das sächsische Re-

gierungsexperiment, die Chemnitzer Konferenz und der mißglückte Generalstreik gezeigt. 

Von dem grandios begonnenen Sturmangriff gegen den „Opportunismus in linker Verkleidung“ 

bleibt also zunächst schon rein tatsachenmäßig nichts übrig. Sehen wir uns jetzt an, was im einzelnen 

darüber gesagt wird: 

„Die ‚linken‘ Elemente haben bei der Ausarbeitung der politischen Linie der Partei in vielen Grundfragen der 

Taktik hemmend und verwirrend gewirkt.“ 

Ein starker Vorwurf, aber etwas einseitig. Die Genossen, die die famosen Thesen mit ihrem saftigen 

Filet geschrieben haben, haben offenbar vergessen, daß bei der „Ausarbeitung der politischen Linie 

der Partei“ fortwährend der Kampf gegen höchstgefährliche rechte (ohne Anführungszeichen) Ele-

mente geführt werden mußte. Die Linie der Partei wurde nach ihrer Konstituierung zunächst von Paul 

Levi „ausgearbeitet“, wobei den Verfassern der gegenwärtigen Thesen das Mißgeschick unterlief, 

nicht zu bemerken, daß diese Linie ins Menschewistische führte, und daß die Linke also gezwungen 

war, hier „hemmend und verwirrend“ einzugreifen. Das tat sie auch zu einer Zeit, als die gesamte 

übrige Partei ob solcher Untat „Zeter, Zeter!“ brüllte. Zum Beispiel geschah das, als Herr Levi durch 

seine honigsüße Ueberredungskunst die bürgerliche Regierung Fehrenbach-[96]Simons zu einem 

Bündnis mit Sowjetrußland verführen wollte, als derselbe Herr Levi die Exekutive brieflich an-

schnauzte, weil sie in der Behandlung der KAP und der italienischen Bewegung keine levitische Linie 

einnahm. Dasselbe geschah nach dem 3. Weltkongreß, als Herr Friesland und seine Busenfreunde die 

Linie der Partei „ausarbeiteten“. Daß diese Behauptung richtig ist, zeigt beispielsweise der erste spe-

zifizierte Vorwurf, den die Mehrheitsthesen der Opposition machen: 

„Sie stellen der Erfassung der Sach- und Goldwerte durch den Staat die halb inhaltslose, halb syndikalistische 

Parole der Erfassung der Sach- und Goldwerte von unten entgegen.“ 

Die Verfasser der Thesen haben ein kurzes Gedächtnis. Sie haben ganz vergessen, daß die Losung 

der Erfassung der Sachwerte von Friesland und Meyer wiederum als die Forderung an den bürgerli-

chen Staat – an die Wirthregierung ausgestellt wurde, zwar nicht „syndikalistisch“, aber gut r e fo r -

m i s t i s c h, keine politische Kehrseite erhielt, und daß ein sehr hervorragender Theoretiker der Partei, 
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Genosse Thalheimer, auf die Frage, wie man denn eine Aktion für diese Losung auslösen sollte, die 

klassische Antwort gab: „Die Arbeiter mögen aus den Betrieben Delegationen zur Regierung schi-

cken, welche fordern, daß die Betriebe staatlich syndifiziert werden.“ Wenn wir damals die Losung 

der Erfassung „von unten“ aufgestellt haben, so haben wir das weder „turnerisch“, noch „halbsyndi-

kalistisch“ gemeint, sondern was wir wollten, war dieses: Eine Bewegung der Massen erzeugen, um 

dieser Bewegung ein politisches Ziel zu geben, eine Sammellosung, die – auch das haben die Verfas-

ser der Thesen vergessen – die Losung der Ar be i t e r r eg i e r ung  war, welche führende Genossen 

der Berliner Organisation zuerst vorschlugen und gegen welche sich die damals „die Linie der Partei 

ausarbeitenden Friesland, Meyer und andere mit aller Kraft wehrten (weil sie sehr gut begriffen, daß 

diese po l i t i s ch e Ergänzung Kampf  bedeutete, sie aber – inhaltslose, reformistische Losungen und 

„Aktionen“ der Spitzen vorzogen). Diese „Einstellung“ ist noch heute in der Parteileitung. Das be-

weisen die Erläuterungen zu den Thesen des Zentralausschusses (vom 4. Nov.), wo gesagt wird, daß 

an „die Regierung der Generale die Fo r de r ung  (!) der Arbeiterregierung und der Sachwerterfas-

sung zu stellen“ „lächerlich“ wäre. Es wäre offenbar nicht „lächerlich“, diese „Forderung“ an die 

„Novemberrepublik“ (die angeblich von Seeckt „besiegt“ ist) zu stellen. – 

Genau so gut wie der eben analysierte Vorwurf sind die übrigen begründet. 

„In der Frage der Einheitsfront waren sie gegen das Berliner Abkommen und sahen in ihm die Ursache der 

angeblich schwankenden Haltung der Partei, was die Durchführung der Taktik der Einheitsfront ernstlich hin-

derte.“ 

Das Berliner Abkommen ist jenes Abkommen, welche die Zentrale der KPD mit den Gewerkschaften 

und der SPD und USP während der Rathenaukrise unterschrieb, und in welchem für alle die schönen 

und weniger schönen Forderungen dieses Abkommens (z. B. die Reichskriminalpolizei) keine Durch-

führungsmaßnahmen enthalten waren und nicht die geringsten Garantien dafür, daß die geforderten 

Maßnahmen nicht gegen die Arbeiterschaft angewandt werden würden. Die Linke in der Partei war 

allerdings der Meinung, daß die Haltung der Parteizentrale während der Rathenaukrise nicht nur 

„schwankend“ gewesen ist, sondern keineswegs förderlich für die Schaffung einer wirklichen Ein-

heitsfront des Kampfes. Auf die Einzelheiten einzugehen, erübrigt sich jetzt; es ist das auf dem [97] 

vierten Weltkongreß reichlich geschehen, dessen Kritik die Thesen wegeskamotieren wollten. Ne-

benbei sei bemerkt, daß die kritisierende „Linke“ damals bis in die Kreise derjenigen Genossen hin-

einreichte, welche die Thesen der Mehrheit in Leipzig hauptsächlich verfaßt haben, und daß als hef-

tiger Opponent und Sprecher der Linken in der Zentralausschußsitzung nach der Rathenaukrise der 

Genosse K l e i ne  mit demselben dämonischen Temperament auftrat, mit welchem er jetzt gegen links 

schlägt; von ihm stammt das theoretisch so gründliche Gerippe der Mehrheitsthesen. 

„In der Frage der Arbeiterregierung waren sie anfangs dafür, behaupteten aber später, daß die Arbeiterregie-

rung die Diktatur des Proletariats bedeute und nur nach Eroberung der Macht seitens der Arbeiterschaft ent-

stehen könne.“ 

Wir haben schon erwähnt, daß „in der Frage der Arbeiterregierung“ prominente Führer der Partei-

mehrheit anfangs dagegen waren, insbesondere nicht begriffen, daß während der Krise der Wirthre-

gierung diese Losung eine gute Sammellosung ist. Als sie dann diese Losung in einer gänzlich ver-

änderten Situation aufgriffen, wurde die Arbeiterregierung, soweit theoretisch artikuliert über sie ge-

schrieben wurde, häufig ein Gebilde, das ein Zwischending, und zwar ein stabiles, zwischen Demo-

kratie und Diktatur des Proletariats sein sollte, sozusagen, das bis dahin noch nicht entdeckte Zwi-

schenglied zwischen dem Affen der Demokratie und dem Menschen der proletarischen Diktatur. Ge-

gen dieses Naturforscherkunststück hat sich die Linke sehr energisch gewehrt und vor allem den Ge-

danken in den Vordergrund gestellt, daß die Frage der Arbeiterregierung aufrollen heißt: die Macht-

frage aufrollen. Daß bis zur Klärung dieser schwierigen Frage verschiedene Nuancen und Stadien 

durchlaufen werden, wäre unsinnig, zu leugnen. Wir besinnen uns beispielsweise, daß auch Genosse 

Sinowjew noch auf dem 4. Weltkongreß erklärte, Arbeiterregierung sei ein Pseudonym für die Dik-

tatur des Proletariats. Da uns überdies bekannt ist, daß immerhin der 4. Weltkongreß die Frage der 

Arbeiterregierung ihrer Schwierigkeit wegen noch offen gelassen hat, so können wir den famosen 

Vorwurf der Mehrheitsthesen seelenruhig über uns ergehen lassen. 
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„In der Programmfrage waren sie zunächst Gegner jeglicher Aufnahme der Uebergangsforderungen in das 

Programm, stimmten später der Aufnahme dieser Forderungen zu, aber unter der Bedingung, daß der Bürger-

krieg in den Vordergrund gerückt werde.“ 

Das letztgenannte Verbrechen begingen wir deshalb, weil der Bürgerkrieg in dem Programmentwurf 

der Zentrale (welcher im Zentralausschuß vor dem Kongreß mit ganzen 24 Stimmen gegen 23 die 

‚einmütige Billigung‘ der Partei gefunden hat, wobei unter den 24 Stimmen 13 Stimmen der Zentrale 

waren) aus irgendwelchen Gründen sozusagen unter den Tisch gefallen war. Ebenso unter den Tisch 

gefallen, wie die Herausarbeitung der Rolle der KP in der Revolution, die Charakterisierung der So-

zialdemokratie und vieles andere, was in einem kommunistischen Programm füglich nicht fehlen 

darf. Wir waren der Meinung, daß die Frage des Bürgerkrieges gerade für die Uebergangszeit von 

der Demokratie zur Diktatur des Proletariats programmatisch eine immerhin wichtigere Rolle spielt, 

als die vom Verfasser des Programmentwurfs mit viel Phantasie und Farbenpracht, wenn auch wenig 

technischer Sachkenntnis geschilderte Kriegstechnik der Jahre 1914-18. Was überdies die Beschul-

digung betrifft, daß die Finke „zunächst Gegner jeglicher Aufnahme der Uebergangsforderungen ins 

Programm“ war, so besinnen wir uns, daß das nicht [98] nur von uns armen linken Dummköpfen in 

Deutschland verbrochen worden ist – es ist übrigens auch diese Darstellung tatsachenmäßig falsch – 

sondern, daß auch ein so führender Theoretiker, wie Genosse Bucharin es doch ist, noch auf dem 4. 

Weltkongreß diesen Standpunkt tatsächlich vertrat. Wäre die Frage nicht schwierig, so hätte der 4. 

Kongreß sich ein Programm geben können. Die Verfasser der Mehrheitsthesen und jene 24 oben 

genannten Genossen hätten das auch totsicher durch eine „Abstimmung“ getan, wie sie beispielsweise 

in Leipzig ihre theoretischen Thesen einfach durch eine Abstimmung durchgedrückt haben, ohne sie 

auch nur der Redaktionskommission zu überweisen. Die Linken dagegen glaubten, daß die Pro-

grammfrage sehr ernsthaft und nicht so leichtsinnig behandelt werden müsse. 

„Sie sehen in der Entwicklung der taktischen Linie der Partei eine Quelle des Opportunismus, fürchten die 

neue ökonomische Politik Rußlands.“ 

Es wird neuerdings häufig von Wortführern der Parteimehrheit behauptet, die Formulierungen der 

Leipziger Thesen seien „agitatorische Formulierungen für die Massen außerhalb der KPD“. Man sehe 

sich den oben zitierten Satz auf seine agitatorische Wirksamkeit an: Aber Spaß beiseite: welche Vor-

würfe werden da gemacht? Der erste ist ein leichtfertiger Vorwurf, denn es ist von vornherein, bei-

spielsweise vom Gen. Sinowjew schon in seinen ersten Thesen zur Einheitsfronttaktik, nachdrücklich 

hingewiesen worden auf die Gefahren opportunistischer Abweichungen bei der Anwendung dieser 

Taktik. Diese Gefahren bestehen nicht nur in unserer Vorstellung oder gar i n f o l ge  unserer Warnun-

gen, sondern sie sind begründet in der allgemeinen komplizierten politischen Situation. Hier liegt 

auch die Quelle, nicht des „Opportunismus“, wohl aber opportunistischer Gefahren, die man dann 

unschädlich machen wird, wenn man sie kennt. Die Vogel-Strauß-Politik, die in der „Kritik“ den 

linken Elementen anempfohlen wird, die in dem oben zitierten Satz steckt, erhöht die Gefahren, und 

zeugt, so sehr man sich auch sträuben mag, lediglich davon, daß die Verfertiger solcher Vorwürfe der 

Partei die Kraft nicht recht zutrauen, mit diesen Gefahren fertig zu werden, wenn sie offen und klar 

benannt werden. 

Der zweite Vorwurf ist aber geradezu albern zu nennen. Die neue ökonomische Politik Rußlands wird 

von manchen Genossen – und wir haben solche nur in der Mehrheit gefunden – für eine Art Heiligtum 

angesehen, welches in ganz Europa, und zwar vo r  E r g r e i fung  der Mach t  ebenfalls ins Leben zu 

rufen ist. Das ist ein Standpunkt, den die Linke in der Partei sehr energisch bekämpft. Daß die neue 

ökonomische Politik Rußlands se l bs t ve r s t änd l i ch  Gefahren mit sich bringt, die man kennen 

muß, haben gerade die führenden russischen Genossen Hunderte von Malen bewiesen. Daß es sich 

bei der neuen ökonomischen Politik um nichts Mystisches handelt, sondern lediglich um die Probe, 

wer stärker sein wird, die proletarische Klasse und die Bauernschaft Rußlands, oder die merkwürdi-

gen neuen Ansätze eines Kapitalismus, der keiner ist. Wir haben dabei die wohlbegründete Wahr-

scheinlichkeit, daß das Proletariat stärker sein wird. Aber die Frage auch nur so zu stellen, sehen die 

Verfasser der Mehrheitsthesen als ein Verbrechen an. 
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„Die ‚Linken‘ verdeckten teilweise die Passivität mit ihren Phrasen, propagierten und beschönigten ein ver-

schwommenes Linkssein, vertieften die teilweise auftretende Anti-Führerstimmung innerhalb der Partei und 

nützten sie für ihre Zwecke aus. Auf diese Weise schwächten diese Genossen in starkem Maße und zum Teil 

bewußt den Zentralismus, die [99] Disziplin und das Vertrauen der Mitgliedschaft zu den leitenden Instanzen 

der Partei.“ 

Ein artiger Nachttopf von Komplimenten! Wahrscheinlich auch der „agitatorischen Wirksamkeit“ we-

gen geschrieben. Aber gehen wir auf die einzelnen Behauptungen ein. Der oben „Opportunismus“ 

genannte Geisteszustand der „Linken“ ist inzwischen zur Passivität gemildert worden, dagegen sind 

die in den oben aufgezählten Vorwürfen genannten po l i t i s chen  Formulierungen der Linken im 

Verlauf von 30 Zeilen zu „Phr a se n“ geworden. Eine Verwandlung, die ein Zauberkünstler nicht 

hätte besser und eleganter bewerkstelligen können, wenn sie nicht gar zu plump wäre. Die Linken 

„propagieren“ ein „verschwommenes Linkssein“, wahrscheinlich indem sie etwa in der Berliner Or-

ganisation die Losung ausgaben: Seid verschwommen links! Einen lächerlicheren Vorwurf hat noch 

nie eine Parteimehrheit einer Minderheit gegenüber gemacht, wobei auch noch die Verfasser der The-

sen blamablerweise vergessen haben, daß in der stärksten linken Organisation, Berlin, die Zentrale der 

Partei mit ihrem gesamten Apparat ihren Wohnsitz hat und reichlichst Gelegenheit besaß, der „Pro-

paganda des verschwommenen Linksseins“ durch die linken Berliner Dummköpfe die klare kommu-

nistische Linie und die packenden kommunistischen Taten der Zentrale entgegenzusetzen. Jetzt zur 

Antiführerstimmung. Hier wird ein außerordentlich schwerer Vorwurf gemacht, wenn auch in läppi-

scher Form. Aber der Vorwurf ist durch gar nichts begründet, am wenigsten durch Tatsachenkenntnis. 

Denn um nur Tatsachen zu nennen, bemerken wir mit allem Ernst der Verantwortung für diese Be-

hauptung, daß die Antiführerstimmung in der KPD (wie in der ganzen deutschen Arbeiterschaft) in 

nicht linken Bezirken mindestens ebenso stark ist, daß sie dort aber nicht ausgemünzt wird zu politi-

scher Opposition, und daß unter diesen Tatsachen wirklich der Zentralismus der Partei leidet. Die 

Parteizentrale weiß offenbar gar nicht, welch gefährliche Antiführerstimmung in der Gesamtpartei 

steckt. Bei ihrer Formulierung der Thesen war sie so bestrebt, die Linken „agitatorisch wirksam“ 

zusammenzuhauen, daß sie übersah, wie stark der Zentralismus beispielsweise der linken Berliner 

Organisation ist und mit welcher eisernen Energie dort die KAP-istische Antiführerstimmung be-

kämpft und in politische Opposition umgemünzt worden ist. Der Vorwurf der „Ausnutzung“ dieser 

Stimmungen „für ihre Zwecke“ kann die Opposition in der Partei wahrhaftig nicht treffen: was sind 

das für Zwecke? Es ist doch ungeheuerlich: Genossen, die irgendwelche finsteren Zwecke – um andere 

kann es sich doch nicht handeln – verfolgen, nicht kurzerhand aus der Partei auszuschließen. Auf 

demselben Niveau steht die Behauptung der Schwächung des Zentralismus und der Disziplin. Aber 

was hier, in diesem Absatz, gemacht wird, das ist genau das, was der Absatz von den Linken behaup-

tet: eine plumpe Führerhetze und der Versuch, die Führer derjenigen Organisationen, welche in Op-

position zur Parteimehrheit stehen, mit allen Mitteln zu diskreditieren. Das ist eine Methode, gegen 

die sich die Partei wie die Internationale ihrer Zweischneidigkeit wegen und der Gefahr der Parteizer-

setzung wegen sehr energisch wenden muß. Der ganze von uns behandelte Abschnitt der Mehrheits-

thesen ist ein Skandal für die Partei und muß so schnell wie möglich aus der Welt geschafft werden. 

Schlußfolgerungen. 

Die Tatsachen haben bewiesen, und zwar genau dort, wo es die Minderheit vo r he r ge sag t  hatte, 

daß die Krankheit der Partei ausbrechen [100] werde, an der sächsischen Politik, daß die Kritik der 

Parteiopposition, ihre Warnungen, ihre Vorwürfe vo l l au f  gerechtfertigt waren. Was in Sachsen als 

„Regierungspolitik“ getrieben wurde, das konnte der Tod der KPD werden. Nicht das ist das ent-

scheidende, daß die kommunistischen Minister ausschließlich reformistische Reden hielten, aus-

schließlich eine klägliche, schwankende, ja fast komische Haltung zeigten. Ausschlaggebend ist das, 

daß sie sich durchaus gemäß der heute noch geltenden Leipziger Parteitagsthesen hielten, und daß in 

der Partei die Krankheit tief sitzt, daß nicht einmal nach dem Fiasko dieser ganzen  Politik – nicht 

nur der sächsischen – man nicht wagt, entschlossen in aller Oeffentlichkeit ihre Verderblichkeit zu-

zugeben und das Steuer energisch umzulegen. 
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Wenn die KPD noch als revolutionäre Partei zählen will, so gilt es, j edem  Parteigenossen das Be-

wußtsein einzuhämmern, daß es heute in der kürzesten Zeit notwendig werden kann, mit der Partei, 

s o  w i e  s i e  i s t, d i e  vo l l e  Mach t  z u  übe r nehm e n. Die Partei ist seit mindestens zwei Jahren 

so erzogen, daß dieser Gedanke allein das Entsetzen zahlreicher Genossen hervorruft („wie, wir ‚al-

lein‘ sollen die Macht übernehmen? Aber wir sind ja zu schwach dazu!“), dieses Bewußtsein wird 

nur dann in der Partei lebendig werden können, wenn man das Ve r hä l tn i s  zur Soz i a l dem okr a -

t i e  vollständig klärt und zwar zur „linken“ wie zur „rechten“. Der Todfeind des Proletariats – das ist 

die „Sozialdemokratie“. Diesen Feind gilt es zu ze r s ch l age n. Es wird nach der Vergangenheit der 

gegenwärtigen Parteileitung der KPD der Zweifel mehr als berechtigt sein, daß sie diese Aufgabe 

durchführen können  wird, mag sie auch noch so laut betonen, daß sie sie, end l i c h, begriffen habe. 

Und wir vermissen immer noch auch nur den Ve r suc h, gegen die SPD bis aufs Messer zu kämpfen; 

denn dieser Kampf wird nicht auf dem geduldigen Papier der (meist verbotenen) Parteipresse ausge-

fochten, sondern wird geführt in den wahren Kl as senkam pf o r ganen  des Proletariats, den Sow-

jets, die zu organisieren die Partei nach wie vor versäumt, weil sie nach wie vor die Be t r i ebs r ä t e -

bewegung  weder mit Leben füllt noch füllen kan n. Sie kann  in den gegenwärtigen Kämpfen 

keine Führerin sein, weil kein Mensch in Deutschland heute weiß, wo für eigentlich die Kommunisten 

kämpfen. Solange die Partei sich kein k l a re s, einfaches, populäres Ak t ionsp r og ram m  gegeben 

hat, das von den breitesten Massen der Bevölkerung als Re t t ungsp r og r amm  verstanden wird, 

solange nenn t  sie sich Kommunistische Partei, i s t  aber keine. Und auch dann erst wird sie, fünftens, 

eine Kommunistische Partei, wenn sie die Kämpfe für die Durchführung dieses Programms zu orga-

nisieren und zu entfesseln versteht. 

Voraussetzung dazu ist, neben der i deo l og i schen  Umstellung, über die wir schon sprachen, auch 

eine schleunige organisatorische und innerparteiliche Umstellung. 

De r  Le i pz i ge r  Pa r t e i t ag  m uß  l i qu i d i e r t  we r de n. Er war ein Unglück für die KPD. 

Er kann nur durch einen neuen Parteitag liquidiert werden, der aber völlig sinnlos, ja nur schädlich 

und gefährlich sein wird, wenn er nicht ein Konso l i d i e r ung s- und Ko nzen t r a t ionspa r t e i t ag  

wird. Ein solcher ist nur denkbar, wenn vo r he r  in j ede r  Organisation gründlich und offen über die 

gemachten Fehler gesprochen wird und wenn die neuen Aufgaben der Partei vo r he r  diskutiert sind 

und zu einem gem ei nsam en  Aktionsprogramm zusammenwachsen. 

[101] Or gan i s a t o r i sch  muß vieles geändert werden. Die Partei ist zwar jung, aber schon bürokra-

tisch verseucht. Die Zentrale ist viel zu groß und unzweckmäßig zusammengesetzt. Der Zentralaus-

schuß ist eine Körperschaft, die in keiner Weise die Partei widerspiegelt. Die Handhabung des Zent-

ralismus war eine Ka r ika t u r  auf den Zentralismus: eine schwache, ewig schwankende, taumelnde 

Leitung hat, aus Scheu vor Kritik, den starken Mann markiert und ke ine  e i nz i ge  F r age  zu r  

D i s k us s i on  zuge l a s se n, sobald verschiedene Auffassungen vorhanden waren. 

Das muß aufhören. Das wird erst aufhören, wenn die Zentrale sich das Vertrauen der Parteimitglied-

schaft durch klare Politik zu erwerben verstanden hat. Der Zentralausschuß wird erst einen Sinn be-

kommen, wenn seine Mitglieder vo r  jeder Tagung den Willen der (geklärten) Mitgliedschaft ihres 

Bezirks kennengelernt und nach  jeder Tagung über ihre Haltung Rechenscha f t  vor ihrer Mit-

gliedschaft abgelegt haben werden. Die Bürokratisierung wird aufhören, wenn die Leitung weniger 

Furcht vor der Stimme der Mitgliedschaften und weniger Vertrauen zur wundertätigen Wirkung ihrer 

allzu zahlreichen, nicht durchdachten, phrasenreichen, einander fortwährend widersprechenden 

Rundschreiben bekommen haben wird und alle Sekretäre von den Mitgliedern entfernen läßt, wenn 

sie Berichte liefern in dem häufig beliebten Stil: alle Aufträge glänzend ausgeführt, alles steht zum 

Besten. Die Zentrale selbst wird erst dann einen Kontakt mit der Exekutive erhalten, wenn sie eine 

der Wichtigkeit der Partei entsprechende Vertretung (personell gesprochen) dort hat und selbst sich 

abgewöhnt, ebenso wie die Sekretäre der Bezirke Berichte zu fabrizieren, die mehr auf Phantasie als 

auf Analyse oder auch nur Wirklichkeitsbeschreibung beruhen. 

Werden diese Voraussetzungen nicht s ch leun igs t  erfüllt, so wird die KPD zugrundegehen. Wir 

wer den diese Voraussetzungen erfüllen, weil wir nicht zugrundegehen, sondern s i egen  wollen. 
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Der Kampf um die Kommunistische Partei.  
Von R u t h  F i s c h e r. 

Vor bem er kung: Zum Leipziger Parteitag wurde ein Artikel unter demselben Namen geschrieben, 

der in der taktischen Nummer der Internationale zum Parteitag erschienen ist. Darin wurden die Streit-

fragen des Leipziger Parteitages behandelt. Wir bitten die Genossen, die das Heft noch haben, diesen 

Artikel nachzulesen und die Problemstellung und Beantwortung mit unserer heutigen Fragestellung 

zu vergleichen. 

I. Der Leipziger Parteitag. 

Auf dem Leipziger Parteitag zerfiel die KPD in zwei scharf getrennte Fraktionen, die sich politisch, 

organisatorisch, und persönlich mit so starker Heftigkeit bekämpften, daß nur das gemeinsame Band 

der Komintern größere Zusammenbrüche und Zusammenstöße verhindern konnte. Nun gibt es eine 

offizielle Partei-Legende, die besagt, daß diese Fraktionsbildung schon von langer Hand von den 

Linken vorbereitet und organisiert war. Aber diese offizielle Parteilegende ist falsch. Wohl bestanden 

zwischen einigen Organisationen von der Zeit der beiden Liquidatorenkrisen, der [102] KAG- und 

der Frieslandkrise, lose politische Verbindungen, aber diese fraktionelle Zuspitzung, die der Leipzi-

ger Parteitag zeigte, ergab sich erst aus der Konstellation des Parteitages selbst. In der Praxis der 

Arbeit bestanden damals in der Partei wohl Differenzen, aber keineswegs Differenzen von einer Trag-

weite, die den Charakter der Auseinandersetzungen auf dem Leipziger Parteitag hätte rechtfertigen 

können. Man war sich uneinig über die Beurteilung der Rathenau-Aktion, über verschiedene interna-

tionale Fragen, z. B. über die Tschechische Frage, man war sich uneinig in der Beurteilung des Cha-

rakters und der Bedeutung der Beschlüsse des 4. Weltkongresses, aber gerade im Januar hatte die 

Partei eine Kampagne für die Betriebsrätebewegung hinter sich, die im November zum Reichsbe-

triebsrätekongreß geführt hatte und in der Praxis dieser Arbeit war man sich im großen und ganzen 

einig, so viele interne Konflikte über die Art, sie zu führen, es auch innerhalb der Zentrale gab. Ja, 

nicht einmal in der Frage des Verhaltens zur sozialdemokratischen Regierung in Sachsen gab es prak-

tisch unüberbrückbare Gegensätze – und doch teilte sich der Parteitag in zwei sich feindlich bekämp-

fende Lager, die sich in der Frage der Einheitsfronttaktik und der Arbeiterregierung bis zum Ausei-

nandergehen gegenüberstanden. 

Dem politisch geübten Blick zeigte der Leipziger Parteitag ganz deutlich, daß in der KPD ein Rest 

Liquidatoren verblieben war, der sich mittels „aktiver“ Formulierungen der Mehrheit der Partei be-

mächtigt hatte mit dem Ziel, die widerstrebende Minderheit, der unter allen aktiven Verkleidungen 

die Levitenfratze erkennbar schien, aus der Partei herauszudrängen. Die opportunistische Grundein-

stellung der Führergruppe der Parteimehrheit zeigte sich auf dem Leipziger Parteitag in folgenden 

drei Punkten: 

a) D i e  Ab lehnung  de r  Behand lung  de r  Ruhr f r ag e. (Zur Zeit des Parteitages fand die Ruhr-

besetzung statt.) Diese Behandlung wurde „geschäftsordnungsmäßig“ abgelehnt. Dies zeigte die to-

tale Verkennung der durch die Ruhrbesetzung aufgerollten Klassenfront in Deutschland, der heran-

nahenden proletarischen Massenbewegung, die die unmittelbare Folge der verschärften Krise sein 

mußte. Weiter zeigte diese Ablehnung der Behandlung der Ruhrfrage und die Konzentration des Par-

teitages auf Sachsen und Thüringen die Orientierung der Parteiführung auf jene Teile Deutschlands, 

wo ein Zusammengehen mit der Sozialdemokratie möglich erschien und die Vernachlässigung der 

großindustriellen Bezirke. Ebenso wie der Leipziger Parteitag die Ruhrfrage, die den Ausgangspunkt 

revolutionärer Kämpfe gebildet hat, vernachlässigte, ebenso vernachlässigte der Parteitag die Frage 

der revolutionären Betriebsrätebewegung; 

b) in Konsequenz dazu die Durchkämpfung der Auffassung der Einheitsfront als eines Bündnisses 

mit der SPD, bei dem man versuchen muß, die SPD vom linken Flügel der Bourgeoisie auf den rech-

ten Flügel der Arbeiterklasse herüberzuziehen. 

c) Die Durchkämpfung der Auffassung der Arbeiterregierung als eines Versuchs „im Rahmen der 

bürgerlichen Demokratie mit den Mitteln des bürgerlichen Staates Arbeiterpolitik zu treiben“. 
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d) In der Debatte über die Bedeutung des 4. Weltkongresses, in der man die Wendung gegen rechts, 

die der 4. Weltkongreß bei Behandlung aller Fragen angezogen hatte, totzuschweigen versuchte; 

e) in der Behandlung der Parteiminderheit, die so wichtige Teile Deutschlands wie die Industriebe-

zirke Berlin, Hamburg und Ruhrgebiet vertraten, die man aber mit allen Kunststücken aus der Füh-

rung der Partei ausschaltete, um die Führung nicht nur an die sächsische und thüringische Geistes-

richtung, sondern im wesentlichen auch an diese Bezirke zu übertragen. 

Der Leipziger Parteitag war ein Unheil für die Partei. Die Politik des Oktobers war die Praxis der 

Leipziger Theorie. Die Moskauer [103] Januar-Konferenz hat die Leipziger Parteitagsthesen endgül-

tig liquidiert. Aber der kommende Parteitag der KPD muß bewußt der Mitgliedschaft eine Wendung 

nach links – weg vom Leipziger Parteitag – aufzeigen. 

II. 

A. Von  Le i pz i g  nach  Chem ni t z: 

Nach Abschluß des russisch-polnischen Krieges, nach dem Kronstädter Aufstand, nach der Nieder-

werfung der März-Bewegung im Jahre 1921 war die kapitalistische Offensive in Europa und insbe-

sondere in Deutschland im Fortschreiten begriffen und die proletarischen Kräfte sammelten sich im 

wesentlichen zwischen 1921 und 1923 nur zu großen Abwehrkämpfen (Demonstrationen nach der 

Ermordung Erzbergers und Rathenaus, Eisenbahnerstreik im Februar 1922, der Ludwigshafener 

Streik und viele politische und wirtschaftliche Teilkämpfe in allen Teilen Deutschlands.) 

Die zunehmende Verschärfung des Reparationsproblems, die steigende Inflation und die damit verbun-

dene Teuerung und Arbeitslosigkeit lösten bereits im Herbst 1922 die Betriebsrätebewegung aus, die 

in ihrem Beginn einen rein defensiven Charakter trug (Kampf um höhere Löhne, Brief des Ambi-Be-

triebsrats, Kampf gegen die Steuern, offener Brief der Berliner Betriebsräte an die Betriebsräte im 

Reich im September 1922), die aber in ihrem Verlauf schon den Beginn des Uebergangs von Defensive 

zur Offensive zeigte und die stark genug war, um den Vereinigungsprozeß der SPD und USPD emp-

findlich zu stören und in den Betrieben die Frage der Produktionskontrolle lebendig und praktisch auf-

zurollen. Der Reichsbetriebsrätekongreß zeigte jedenfalls, daß die Betriebsräte als proletarische Ein-

heitsfrontorgane tiefer und breiter in den Massen wurzelten, als alle ähnlichen Versuche der Einheits-

frontorgane in den Jahren vorher. (Wir erinnern hier an die verschiedenen Versuche, die besonders 

während der Rathenau-Aktion gemacht wurden!) Die Ruhrbesetzung verschärfte nicht nur die interna-

tionalen Spannungen, die unmittelbare Bedrohung Sowjetrußlands durch die französische Militär-

macht und ihrer Trabanten, die Gegensätze zwischen Frankreich und England, sondern sie verschärfte 

vor allem die politische und wirtschaftliche Krise in Deutschland in außerordentlich raschem Tempo. 

Heute beginnen diese Tatsachen bereits vergessen zu werden. Aber was hat sich in diesen paar Mo-

naten in Deutschland nicht alles zusammengedrängt an politischen und wirtschaftlichen Krisenmo-

menten. Die Absatzkrise, die Kohlenkrise, die dadurch hervorgerufene Erwerbslosigkeit, die unge-

heuerliche Inflation und Zahlungsmittelknappheit, die Kapitalsverschiebungen ins Ausland, das 

Ruhrhilfepanama, die heimlichen Verhandlungen der einzelnen Industrien mit den Franzosen und die 

dadurch hervorgerufene Korruption, die Zerfahrenheit in allen bürgerlichen Parteien, das Wachstum 

der Deutschvölkischen Bewegung, die vom Großkapital geschickt nach zwei Richtungen ausgenützt 

und deshalb finanziert wurde, um nach außen scheinbar eine nationalistische Maske zu haben und 

nach innen die Arbeiterschaft zu schrecken und zu zersetzen – die Separationsbestrebungen in Bay-

ern, in der Pfalz, im Rheinland, die Zersetzungserscheinungen im zentralen Apparat des Reiches, die 

Verelendung des Mittelstandes, die finanzielle Bedrückung der Klein- und Mittelbauern durch die 

Steuern, die Verschärfung der Wohnungsnot durch die Flüchtlinge, aus den besetzten Gebieten, und 

schließlich und endlich und am wichtigsten, die tiefgehende Erschütterung und Zersetzung in der 

Sozialdemokratischen Partei, das wankende Vertrauen der Massen in die konterrevolutionäre Ge-

werkschaftsbürokratie. Alles das war da, entwickelte sich Tag für Tag, Zug um Zug, die Erregung in 

den Massen stieg, die Frage: wo ist der Ausweg? Wer führt uns aus dem Chaos, was sollen wir tun? 

nicht nur ein Gagenstand der brennenden Diskussion in den Fabriken, nein, ebenso bei den Beamten, 
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bei den Kleinbürgern, Geschäftsleuten, auf dem flachen Lande, beim Kleinbauer, beim Mittelbauern, 

dem das entwertete Papiergeld ein Greuel war [104] ebenso wie den Landarbeitern. Unruhe, kleinere 

Lohnkämpfe im ganzen Reiche – und dann die erste Explosion im Ruhrstreik im Mai, wo ein wirt-

schaftlicher Massenkampf über die Köpfe der sozialdemokratischen und gewerkschaftlichen Führer 

hinweg geführt wird, wo ein Kampf von Hunderttausenden von Bergarbeitern und Metallarbeitern 

offen revolutionären Charakter annimmt, zu bewaffneten Zusammenstößen mit der Staatsmacht, zu 

revolutionären Akten (Vorstoß auf das Gelsenkirchener Polizeipräsidium), Aufstellung bewaffneter 

proletarischer Hundertschaften in Gelsenkirchen und einigen anderen Orten führt. Ihm folgt der Streik 

in Oberschlesien, der nicht so heftig war, aber im wesentlichen die gleichen Züge zeigte. Ihm folgt 

der Streik in der Berliner Metallindustrie, Streiks in Sachsen, im Erzgebirge, Unruhe im mitteldeut-

schen Bergarbeitergebiet, Unruhe im Lausitzer Gebiet, Unruhe unter den Werftarbeitern an der Was-

serkante, Unruhe im Hannoverschen Gebiet. Die größere Explosion folgt, der Cunostreik, der tage-

lang in Berlin „in der Luft liegt“, der die Partei überrascht durch seinen politischen Charakter, der im 

Reiche tiefgehende Bewegungen auslöst. Er bricht ab, so jäh wie er kam, er wird abgebrochen, weil 

die KPD nicht verstand, was in den Massen vorging und wohin die Zeichen wiesen. Die Bourgeoisie 

merkt: noch einige Monate so weiter und die Wogen der Massenbewegungen werden alles überfluten. 

Nach dem Zittern der Furcht im Cunostreik beeilen sich die Sozialdemokraten, den Belagerungszu-

stand zu proklamieren, aber die Unruhe in den Massen beginnt wieder. Nach kurzer Ruhepause, im 

Oktober die heftigste Erregung in allen Teilen des Reiches, Generalstreikstimmungen in der Masse, 

nicht nur der Kommunistischen Partei allein. Sympathien bei Kleinbürgern, Kleinbauern, Mittel-

ständlern. Stimmung: die Entscheidung kommt bald, sie muß kommen, denn Deutschland kann so 

nicht existieren. Und dann der Oktober! – – – Was ist da eigentlich geschehen? Jeder Versuch, es zu 

beschreiben, scheitert schon an der Tatsache, daß man sich nicht einig werden kann über die Tatsa-

chen. Im Oktober haben die Kommunisten einen kläglichen Versuch gemacht, durch die Demokratie 

(Sachsen, Thüringen), die Staatsmacht in die Hand zu bekommen und haben dabei der aufsteigenden 

Massenbewegung das Genick gebrochen. Die Deutschvölkischen haben versucht, durch bewaffneten 

Aufstand die Macht zu übernehmen (Hitlerputsch in München!) und sind dabei auch kläglich zusam-

mengebrochen – und seither „stabilisiert“ die Bourgeoisie, und das internationale Kapital „koloni-

siert“ und „beruhigt“ das „arme, zertretene, zerrissene deutsche Volk“. Und weiß der Teufel – die 

Stinnes und Loucheur stabilisieren vorerst nicht schlecht. Noch immer verrecken Hunderttausende 

Erwerbsloser, Kurzarbeiter, aber die feste Mark leuchtet heller als Sowjetstern und Hakenkreuz, und 

aus den Straßen der Großstädte sind die hungernden, verzweifelten, plündernden Massen verschwun-

den, man sieht noch viele müde, elende, wilde Proletariergesichter, aber die Massen sind stumm, 

vorläufig stumm. 

B) W a s  ha t  d i e  KPD, d i e  r evo lu t i onä r e  Pa r t e i  de s  P r o l e t a r i a t s, i n  d i e sen  en t s che i -

denden  Mona t en  ge t a n? Das Bündnis mit der SPD gepredigt, die Arbeiterregierung als nächste 

Etappe im Rahmen der Demokratie visiert, alle Massenbewegungen gestoppt, weil „Provokateure“ 

darunter waren, um schließlich mit einem Sprung von dieser Politik der Zwischenstufen und Zwi-

schenlösungen in eine Endkampfvorbereitung zu springen, die das rein Technische mit dem rein De-

mokratischen verband. Eine höllische Mischung – wenn die Partei daran nicht gestorben ist, dann 

zeigt sich, daß die Proletariermassen, die die KPD umschließt, eine unzerstörbare Kerntruppe der 

Revolution sind. 

Vom Januar bis Mai 1923 die Taktik der Offenen Briefe. In der Ruhrfrage wird jede aktive Politik 

abgelehnt, das Ruhrproletariat sozusagen schicksalsmäßig zur Passivität verurteilt, weil es zwischen 

„zwei Feuern“, den Franzosen und den Deutschen steht. Man betrieb eine Zweifrontenagitation, die 

nicht wirkt, weil sie zu nationalistisch gefärbt ist. Im Ruhrgebiet wird die Losung „Die Ruhrgruben 

dem Ruhrproletariat!“ von der Zentrale zurückgewiesen, die Produktionskontrolle als Losung und als 

[105] Praxis zurückgewiesen, den Mai-Streik würgt man ab, weil „das Ruhrgebiet nicht kämpfen 

darf“. Aehnlich im oberschlesischen Streik: man sucht die Massenbewegungen in „vernünftige Bah-

nen“ zu bringen. 
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Um den linken Strömungen in der Partei entgegenzukommen, betreibt man eine Antifaschistenpro-

paganda, deren frischerer und aggressiverer Ton sofort starke Wirkungen zeitigte. Diese Propaganda 

grenzt uns schärfer als bisher von der SPD ab, zwingt uns zum Herausstellen unserer Endziele, läßt 

das ewige Gerede von der Einheitsfront im Bündnis mit der SPD in den Hintergrund treten. Massen 

werden von der Agitation ergriffen, die Bourgeoisie horcht auf, erwartet am 2. Juli ein starkes Auf-

treten der KPD, aber das Verbot der Demonstration sagt uns in die Mauselöcher. Wir lassen uns eben 

nicht provozieren!! Im  Zur üc kwe i chen  a m  An t i f a sch i s t en t ag  wa r  unse r  Ok t obe r zu -

sam menbr uch  s chon  i nbeg r i f f e n. 

Dem Cuno-Streik gehen tagelang Unruhen in allen möglichen Schichten des Berliner Proletariats 

vorher, z. B. unter den Metallangestellten, die wegen Lohndifferenzen in den Streik treten wollen. 

Dienstag, also vier Tage vor dem Ausbruch des Streiks, wird vom Vertreter der Opposition in der 

Zentrale das Mandat verlangt, in der am Abend stattfindenden Betriebsrätevollversammlung die Ge-

neralstreiksstimmung auszunützen, den Generalstreik propagandistisch vorzubereiten und in den 

nächsten Tagen hineinzugehen. Man lehnt das ab, passive Resistenz sei jetzt das einzige revolutionäre 

Mittel, viel besser als Streik! Die Bewegung wird Dienstag, Mittwoch, Donnerstag zurückgehalten, 

sie wird Freitag zurückgehalten, am Sonnabend ist der Streik da, die Partei ist überrascht, im Reiche 

weiß man nichts, die Verbindungen sind miserabel. Be r l i n  s t r e i k t  a l l e i n, d i e  ande r en  Be -

z i r ke  s i nd  noch  n i ch t  im  Kam p f, Be r l in  b r i ch t  ab, d i e  ande r en  Bez i r ke  t r e t en  i n  

den  Kam pf. 

Nach dem Cuno-Streik zieht die Partei die Bilanz. 

Berlin zieht die Bilanz: der nächste Kampf wird noch revolutionäreren Charakter haben als der Cuno-

Streik und kann schon den Charakter des Kampfes um die Macht annehmen. Die entscheidenden 

Auseinandersetzungen zwischen Proletariat und Bourgeoisie stehen auf der Tagesordnung. Man muß 

die Betriebsräte durch politische Arbeit zu tatsächlichen Arbeiterräten machen, die Parole der Arbei-

terregierung muß zur Parole der proletarischen Diktatur umgewandelt werden, die 51prozentigen 

Sachwerte müssen verschwinden, die Frage der Sozialisierung steht auf der Tagesordnung. 

Die Zentrale zieht die Bilanz: die nächste Etappe ist die linkssozialdemokratische oder rein gewerk-

schaftliche Regierung, welche die Kapitulation vor Frankreich durchführen wird, da die Industrie die 

Kapitulation nicht durchführen kann. Eine Wendung an die SPD ist deshalb notwendig. Die revolu-

tionäre Betriebsrätebewegung habe an Bedeutung verloren, die Arbeit ist auf die freigewerkschaftli-

chen Betriebsräte zu konzentrieren. Verstärkte Propaganda für die Arbeiterregierung als Zwischen-

lösung „auf demokratischem Weg“. Berlin organisiert einen illegalen Betriebsrätekongreß am 9. Sep-

tember. Die Zentrale zersetzt die SPD in Sachsen durch Verhandlungen über die Bildung der sozial-

demokratischen Regierung. 

Die Exekutive stellt die Partei um auf entscheidenden Kampf, beschließt den Eintritt in die sächsische 

Regierung als militärisches Manöver. Die Parteileitung stimmt zu, geht bedingungslos in die sächsi-

sche Regierung, vergißt, daß die Partei auf Zwischenlösungen erzogen ist, bremst alle Massenbewe-

gungen im Hinblick auf den nahenden Endkampf ab, schwätzt von der Reichswehrexekutive, die den 

großen Kampf auslösen soll, in der Partei. Der Masse des mitteldeutschen Proletariats verspricht man 

durch AIH Brot und Erhöhung der Arbeitslosenunterstützung, zunächst wirtschaftliche Linderung. 

Müller marschiert und die Partei stellt auf der Chemnitzer Konferenz, wo man über die Linderung 

der Wirtschaftsnöte reden sollte und die sächsische Arbeiterschaft in dieser Konferenz nie etwas [106] 

anderes gesehen hatte, den Antrag auf Generalstreik, und als die „linken Sozialdemokraten“ sich wei-

gern, ist man erschrocken über dieses unerwartete Ereignis und läßt den Karren laufen. Inzwischen 

schlagen die Hamburger los, verbluten sich isoliert und die Partei tritt besinnungslos, kopflos, ver-

wirrt den Rückzug an, der einzig dasteht in der Geschichte der revolutionären Bewegung. Seeckts 

Verbot der KPD gibt nur noch das amtliche Siegel unserer Ohnmacht. 

III. Einiges zur Genesis der Sachsenfrage. 
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Die Politik, die die KPD zwei Jahre in Sachsen getrieben hat, war und bleibt der Prüfstein für die 

Theorie und Praxis unserer Zwischenstufentheoretiker. Die Visierung auf Sachsen hatte die stärkste 

politische Vernachlässigung aller andern Teile Deutschlands und ihrer Fragen zur praktischen Folge. 

Die Visierung auf Sachsen war die Visierung auf das Bündnis mit der linken SPD. 

Im ersten Jahre der sozialdemokratischen Regierung in Sachsen 1921-22 unterstützten wir die Regie-

rung, schlicht und einfach, ohne weitere Folgerungen daran zu knüpfen. Das war die Periode, wo sich 

die Partei nach der Levi- und Friesland-Periode in einem politischen und organisatorischen Konsoli-

dierungsprozeß befand. Nach den Novemberwahlen zum sächsischen Landtag im Jahre 1922, wo die 

Sozialdemokraten plus Kommunisten eine Mehrheit im Landtag erhielten, begannen schon Verhand-

lungen um die Eintrittsfrage auf Grund von zehn Bedingungen, die damals von der Zentrale aufge-

stellt wurden, unter denen sich Punkt 7, Bewaffnung des Proletariats, und Punkt 9, Verantwortung 

der Regierung vor einem Betriebsrätekongreß, befanden. Diese Verhandlungen fanden zur Zeit des 

Reichsbetriebsrätekongresses statt, wo die sächsische Frage von dem damaligen Referenten Brandler 

stark in den Vordergrund gestellt wurde. Zur gleichen Zeit fand der 4. Weltkongreß der Komintern 

in Moskau statt, auf dem die deutsche Delegation durch einen Uebermittlungsfehler der Rosta die 

Nachricht erhielt, die sächsische Arbeiterregierung sei schon gebildet worden und Brandler und Bött-

cher seien in das Ministerium eingetreten. Die Delegation trat daraufhin zusammen und nahm zu 

diesem Ereignis Stellung, wobei prinzipiell der Eintritt in die Regierung von der gesamten Delegation 

gegen die vier Stimmen von Nagel-Leipzig, König-Rheinland, Urbahns-Wasserkante, Ruth Fischer-

Berlin, gebilligt wurde. Am nächsten Tage traf Post aus Deutschland ein, welche die Nachricht über 

Sachsen enthielt, daß zwar Verhandlungen im Fluß, aber die Regierung noch nicht gebildet sei. Die 

Sozialdemokraten seien bereit, fast alle unsere Bedingungen zu akzeptieren, bis auf Punkt 7 und 9, 

und nun sei die Frage, ob man an diesen beiden Punkten das Zustandekommen der Arbeiterregierung 

scheitern lassen soll. Mit Argumenten, daß die Arbeiter nicht verstehen würden, wenn wir an diesen 

Punkten die Arbeiterregierung scheitern ließen, mit Argumenten von der Notwendigkeit, die Arbeiter 

zunächst durch den Kampf für Lohn und Brot zu gewinnen, wurde wiederum gegen die vier oben 

genannten Stimmen der Eintritt in die Regierung auch bei Fallenlassen von Punkt 7 und 9 gebilligt. 

Punkt 7 und 9, Bewaffnung und Räte, die Grundvoraussetzung dafür, daß die Arbeiterregierung der 

Beginn des Kampfes um die Macht, ein Machtkampf. Nur  diese beiden Punkte sollten fallen gelassen 

werden – nicht mehr!!! 

Am nächsten Tage wandte sich die Delegation an die Exekutive, die nach Prüfung des Materials 

ebenfalls dazu Stellung nahm und einstimmig (darunter auch die Genossen Lenin und Trotzki) sich 

gegen den Eintritt in die sächsische Regierung, also gegen den Beschluß der deutschen Delegation 

aussprach. Auf dem Leipziger Parteitag spielte bekanntlich die Sachsenfrage die zentrale Rolle. Die 

Nachricht vom Sturz der sozialdemokratischen Regierung durch unsere Fraktion wurde durch Licht-

bild dem Parteitag verkündet, der diese welthistorische Nachricht mit stürmischem Jubel aufnahm. 

Nach dem Sturz der sächsischen sozialdemokratischen Regierung begannen die Verhandlungen zwi-

schen KPD und SPD, unter welchen Be-[107]dingungen die KPD die Regierung weiter unterstützen 

will. Die ursprüngliche Forderung eines Betriebsrätekongresses, der Verantwortlichkeit der Regie-

rung vor einem Betriebsrätekongreß, wurde fallen gelassen und jene berühmte Abmachung getroffen, 

welche ein ganzes Jahr lang die Grund l age  unserer Parteiagitation war. Die Hauptpunkte dieser 

Abmachung, die heute schon ins Vergessen geraten, sind: 

I. Die Bildung von gemeinsamen Hundertschaften. 

2. Die Legalisierung der Kontrollausschüsse. 

3. Die Bildung einer Arbeiterkammer. 

Weder sind in Sachsen gemeinsame Hundertschaften gebildet worden, noch sind die KA über die 

Behandlung von Wucherfällen hinausgekommen, noch ist die Arbeiterkammer aus dem Stadium des 

Geschwätzes herausgetreten. Dafür wurde aber die Partei monatelang damit verseucht, daß diese Ab-

machungen der Angelpunkt der Massenbewegung in Deutschland seien, daß durch sie der Anknüp-

fungspunkt für große entscheidende Bewegungen gegeben war, daß die gemeinsamen sächsischen 
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Hundertschaften die ersten Stoßtruppen der künftigen Roten Armee darstellten. Die Tätigkeit der 

sächsischen Kontrollausschüsse wurde in den Himmel gehoben; das schlimmste aber an all diesen 

Verzerrungen war, daß die sächsische Presse und die offizielle Parteipresse überhaupt diese Arbei-

terkammer als die ideale Form der Verbindungen einer Regierung mit den Massen darzustellen be-

gann. Man entdeckte, daß die Arbeiterkammer eigentlich viel besser sei als der Betriebsrätekongreß 

und es fehlte nicht viel, daß die Partei den Ruf ausgestoßen hätte: Alle Macht den Arbeiterkammern! 

Man versuchte in anderen Bezirken, in Hamburg, in Lübeck, in Braunschweig usw. ähnliche Arbei-

terregierungen, gestützt auf Arbeiterkammern, zustandezubringen und es gab u. a. auch einen kleinen 

Konflikt mit Berlin, weil wir uns weigerten, in einem Flugblatt den Kampf für einen Arbeitermagist-

rat aufzunehmen. (Der Berliner Magistrat besteht nämlich heute noch aus lauter Sozialdemokraten, 

auch 2 Kommunisten waren damals vertreten.) Die gesamte Partei konzentrierte sich auf diese säch-

sische Politik und auch in der Internationale wurde der Eindruck erzeugt, als ob hier ein entscheiden-

der Schlag gegen die Bourgeoisie gelungen wäre. Wenn die linke SPD sich im Verlauf der folgenden 

Monate sich einer so großen Popularität in den breiten Massen, innerhalb und außerhalb der Partei 

erfreute, so hat unsere Verherrlichung der sächsischen Abmachungen nicht wenig dazu beigetragen. 

In diesen Freudenrausch über die Ausnutzung des bürgerlichen Staates zum Betreiben von Arbeiter-

politik fielen einige unangenehme Ereignisse: zunächst kleinere Zusammenstöße zwischen Hungern-

den und Erwerbslosen, die demonstrierten, und den Polizeibehörden einer hochwohllöblichen sozial-

demokratischen Regierung. Hunger, Elend, Erwerbslosigkeit stiegen in ganz Deutschland und auch 

auf der glücklichen Insel in Sachsen. Es kam zu den Vorfällen in Bautzen, Leipzig und Dresden. Die 

Polizei des Herrn Zeigner benahm sich genau so wie die von Severing und schoß auf Erwerbslose 

(was die damalige Zentrale als „faschistische Provokationen“ zu deuten wußte, begangen, um die 

„Einheitsfront zu sprengen!“). Auch nach diesen Vorfällen unterstützten wir die Regierung weiter, 

und alle Anträge, die von der Berliner Organisation innerhalb und außerhalb der Zentrale gestellt 

wurden, zumindest durch die Einberufung eines sächsischen Betriebsrätekongresses einen Druck auf 

die sächsische Regierung auszuüben, die schuldigen Offiziere abzuberufen und den verantwortlichen 

Polizeipräsidenten von Leipzig, den Sozialdemokraten Fleißner, zu entfernen, diese Forderungen 

wurden mindestens viermal, wenn nicht öfter abgelehnt. Ganz klar, die Einberufung eines sächsischen 

Betriebsrätekongresses hätte die Koalition mit Zeigner in Gefahr gebracht. Dann schickte die Zentrale 

einige Berliner Proleten nach Sachsen, um dadurch die Stimmung der Unruhe unter unsern Mitglied-

schaften zu besänftigen. Die beiden kamen zurück, noch viel unruhiger, als sie ausgezogen waren, 

und nun wußte sich [108] die Zentrale nicht mehr zu helfen als mit einem Di skuss i onsve r bo t  

übe r  d i e  s ächs i s che  F r ag e, da wir in einer Aktion waren!!! Bis der Junibrief der Exekutive in 

dieser Frage den Standpunkt der Zentrale desavouierte. 

Nach dem Cuno-Streik beschäftigte sich die Berliner Organisation in einer ganzen Reihe von Sitzun-

gen mit den Folgerungen, die aus dieser Generalstreiksbewegung zu ziehen sind. Es war uns allen 

klar, daß der Cuno-Streik ein Auftakt zu großen Massenkämpfen war und daß die ganze Partei sich 

darauf einstellen müßte. Insbesondere verlangten wir die Konzentration der Partei auf die Betriebs-

rätebewegung und ihre Umgestaltung zu einer Rätebewegung Berlin-Brandenburger Betriebsrätekon-

greß am 9. September in Velten). 

Und hier hatte die Berliner Organisation ihren seit Leipzig heftigsten Zusammenstoß mit der Zentrale. 

Man erklärte, die nächste Etappe seien nicht entscheidende Auseinandersetzungen mit der Bourgeoi-

sie, sondern Zwischenlösungen, Zeigner-Regierung im Reichsmaßstab oder sonstige Kombinationen 

gewerkschaftlicher oder linkssozialdemokratischer Regierungen. Die Partei wurde ausdrücklich da-

rauf visiert, nach dem Cuno-Streik das sächsische Beispiel, die Zeignerei, im Reichsmaßstab als 

nächste wahrscheinlichste Etappe des Kampfes anzusehen und sich darauf einzustellen. 

Bei den Moskauer Besprechungen im September wurde diese Einstellung abgelehnt. Die Exekutive 

war derselben Auffassung wie die linken Organisationen, daß die Stunde der Entscheidungskämpfe 

herannaht und daß die Partei sich darauf einstellen muß. Die Exekutive konnte allerdings nicht wis-

sen, wie unfähig und unvorbereitet in jedem Sinn die Partei auf diese Kämpfe war. Ueber Sachsen 

sprachen die verantwortlichen Vertreter der Zentrale in Moskau ungefähr so wie Friedrich Adler im 
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Jahre 1919 über Oesterreich: Wir können jederzeit die Macht übernehmen, wenn wir nur wollen. 

Weil wir jedoch ein kleines isoliertes Land sind usw. usw. So sagte man von Sachsen: Wir können 

jederzeit 60.000 Mann bewaffnen, wir können in Sachsen politisch und militärisch die Macht über-

nehmen, aber dann geht es eben los im Reichsmaßstab. Da entschied die Exekutive: Wenn Ihr das 

könnt, wenn Ihr durch Sachsen den Kampf im Reiche auslösen könnt durch Provozierung der Reichs-

wehr-Exekutive, und wenn Ihr dazu noch durch den Eintritt in die sächsische Regierung eine solche 

Menge Arbeiter bewaffnen könnt, dann müßt Ihr das jetzt machen, so sehr wir früher dagegen waren, 

weil jetzt der Moment des Entscheidungskampfes gekommen ist. D i e se  E i ns t e l l ung  de r  Exe -

ku t i ve  war  f a l s c h. Denn weder konnte man in Sachsen die Arbeiter bewaffnen, noch war die 

Partei fähig, von Sachsen aus den Konflikt im Reichsmaßstabe aufzurollen, noch war sie willens 

dazu, aber es ist durchaus verständlich, wenn die Exekutive, die doch ein gewisses Vertrauen zur 

Parteiführung haben m uß t e, diesen Schlachtplan gemeinsam mit der deutschen Partei entwarf. 

Ueber die elf Tage der Regierungstätigkeit braucht man kein Wort weiter zu verlieren. Es war der 

Zusammenbruch der Theorie der demokratischen Zwischenstadien, es war der Zusammenbruch einer 

Führung, die ihre Politik durch Agitationsreden zu maskieren glaubte, es war der Zusammenbruch 

einer Führung, die hoffte, die Partei in die Zwischenstufen, weg vom Kommunismus, führen zu kön-

nen, ohne daß die Partei es merken sollte. 

IV. Die Hauptfragen der jetzigen Parteidebatten. 

Welche Fragen sind durch den Zusammenbruch der sächsischen Politik und durch den Oktoberzu-

sammenbruch aufgerollt worden? 

1. Noch einmal die F r age  de r  E inhe i t s f r on t  und  Ar be i t e r r eg ie r un g: Unter Einheitsfront-

taktik verstand man im Beginn ihrer Formulierung in der Komintern die Methode der Agitation und 

Mobilisation der Massen für konkrete bestimmte Tagesforderungen. Radek und Brandler haben dar-

aus das Bündnis mit der SPD gemacht, und damit revidiert die Auffassung von der Rolle der KPD 

als Vorkämpferin der [109] proletarischen Revolution. Typisch dafür sind unsere Einheitsfrontpla-

kate. Da marschieren SPD- und KPD-Arbeiter im gleichen Schritt, in gleicher Frontlinie, mit gleichen 

Fahnen usw. Schon Levi begann über die Vorhutrolle der KPD zu höhnen. Brandler und Radek haben 

das zwar nicht getan, aber in der Theorie und Praxis der Einheitsfronttaktik die KPD als KPD in 

Europa zu liquidieren versucht. Nicht um die SPD-Arbeiter zu gewinnen, wie man den Parteimit-

gliedschaften immer vorschwätzte, sondern aus der inneren Ueberzeugung, daß die KPD in Europa 

a l l e i n  zu schwach ist, um irgendwelche Kämpfe zu führen. Das Resultat einer solchen Einstellung 

ist die Liquidation der KPD und der Komintern, ob man das will oder nicht! Diese Einheitsfronttaktik 

hat die KPD zersetzt und demoralisiert. Sie hat den Zerfallsprozeß der SPD aufgehalten, sie hat die 

historische Funktion der linken Sozialdemokraten, durch Scheinradikalismus in den Zeiten der Un-

ruhe und Massenbewegung die sozialdemokratischen Arbeiter vom Abströmen aus der Partei zu ver-

hindern, erleichtert. Einem einfachen SPD-Arbeiter, einem Durchschnittsarbeiter, der aus den objek-

tiven Zerfallserscheinungen des Ruhrkriegs-Deutschlands im Widerspruch mit den politischen Hand-

lungen seiner Partei geriet, der aber noch traditionsmäßig organisatorisch an die SPD gebunden war, 

war die Frage nur unklar gestellt: entweder KPD-Revolution oder SPD-Konterrevolution, sondern er 

hatte den Ausweg der Einheitsfront, des Bündnisses mit der KPD und des Verbleibens in der SPD 

Diese SPD-Massen, die im Januar bis Oktober 1923 zu uns hätten stoßen können, sind jetzt zurück-

geflutet oder dem Indifferentismus in die Arme gefallen. Wie hat der Durchschnittsparteilose in der 

Masse die Frage der Einheitsfront verstanden? „Die Arbeiter sind schwach, die Bourgeoisie ist stark, 

wenn die Arbeiter alle zusammenstehen, dann wird es vielleicht gehen, aber die Führer zanken sich 

immer und verhindern eine einheitliche Aktion.“ „Die Führer müssen sich vertragen und miteinander 

gegen die Bourgeoisie kämpfen, dann wird es gehen!“ Und der ungeschulte, junge deutsche Kommu-

nist, was hat er unter Einheitsfront verstanden? Die KPD ist schwach, allein kann sie nichts tun! Um 

a k t i v  zu sein, muß man mit dem großen Bruder Arm in Arm gehen! 

Wir fürchten, auch die Formulierung der „Einheitsfronttaktik von unten“ kann dieses in Grund und 

Boden kompromittierte Wort nicht mehr retten. Einheitsfront ist zum Sinnbild der Schwäche der KPD 
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geworden. Wir werden, ohne die Sache aufzugeben, ohne aufzugeben den täglichen Kampf um kon-

krete Forderungen des Proletariats, dieses Wort aus unserer ganzen Arbeit verschwinden lassen müs-

sen. Der 5. Weltkongreß wird diese Frage sehr ernsthaft für die Komintern zu stellen haben, denn für 

die schwachen und jungen kommunistischen Parteien West- und Mitteleuropas war die Einheitsfront-

taktik ausnahmslos eine Quelle des Revisionismus und der inneren Haltlosigkeit und Schwäche dem 

Klassengegner gegenüber, solange über das Wort hinaus nicht konkrete Methoden ausgearbeitet sind. 

2. Auf die Frage der Arbeiterregierung trifft im großen ganzen das gleiche zu. Nur wird mit der The-

orie der Arbeiterregierung als demokratischer Zwischenstufe der Revisionismus, der mit der Einheits-

fronttaktik als einem Bündnis begonnen wird, weitergetrieben. Revidiert die Bündnistaktik die Rolle 

der KPD in der Revolution, so revidiert die Auffassung der demokratischen Arbeiterregierung die 

Staatstheorie des Kommunismus. Es gilt da nicht mehr die Eroberung der Staatsmacht, die Zerschla-

gung der bürgerlichen Staatsmacht, der Aufbau der proletarischen Staatsmacht, sondern es gilt dann, 

auf demokratisch friedlichem Wege in die bürgerliche Staatsgewalt hineinzuwachsen. Diese Theorie 

wurde verkleidet mit vielen schönen Reden, daß es bei der Demokratie nicht bleiben kann, daß die 

demokratische Arbeiterregierung in den bewaffneten Kampf um die Macht umschlagen muß, aber all 

das hat Herr Fritz Adler auch schon gesagt und mit viel schöneren Worten. 

Einheitsfront und Arbeiterregierung rollen die 3. Frage auf. [110] 

3. Wenn der Weg der Revolution in Europa kein schneller Weg zur Macht ist, welche Taktik sollen 

die kommunistischen Parteien dann einschlagen? 

Dieselbe Fragestellung wie bei Levi und Friesland! Wenn wir nicht unmittelbar vor dem Machtkampf 

stehen, wenn wir noch lange Jahre des Ringens, noch eine längere Periode des Kampfes um die Mas-

sen vor uns haben, wenn die Möglichkeit entscheidender revolutionärer Kämpfe nach der vorläufigen 

Liquidierung der Ruhrkrise von neuen internationalen kapitalistischen Verwicklungen abhängt, dann, 

meinen die Genossen Radek und Brandler, darf die KPD keine bloße „Agitationspartei“ sein. Dann 

muß die KPD und die Komintern eine Politik der praktisch „verantwortlichen Arbeit“ treiben, d. h. 

man muß auf dem Boden der Tatsachen, auf dem Boden der Demokratie kämpfen, d. h. man muß 

versuchen, teilzunehmen an dieser Demokratie und ein Stück der Demokratie nehmen als Position, 

da die Aussicht, die ganze Staatsgewalt zu bekommen, in der Ferne liegt. Radek und Brandler sagen 

auch heute ganz konsequent und deu t l i ch  (trotz ihrer Thesen des Zentralausschusses, die das Bünd-

nis mit der linken SPD und die Ausnützung der Demokratie ablehnen): „Auch in Deutschland kann 

noch eine Situation kommen, wo man auf dem Boden der Demokratie sich bewegt und wo wir die 

Ausspielung der sächsischen Karte zur Zersetzung des Faschismus benutzen müssen.“ Hier steht die 

alte Frage der Arbeiterbewegung: Auf dem Boden der bürgerlichen Gesellschaftsordnung um Refor-

men kämpfen oder die Revolution vorbereiten? Diese Genossen behaupten, man kann nur die Revo-

lution vorbereiten, wenn man heute um Reformen kämpft. Aber das ist nur eine Uebergangsformu-

lierung. Die KPD darf niemals, und das ist der tiefste Sinn des Kampfes der Linken gegen die Zwi-

schenstufentheoretiker, ihre Aufgabe der Vorbereitung der Revolution und die Herausbildung eines 

kommunistischen Flügels der Arbeiterklasse vergessen. Jede kommunistische Partei wird sich erst 

dann als wirklich revolutionäre Partei erweisen, wenn sie auch in den Zeiten der größten Niederlagen 

der Arbeiterklasse, der größten Depression und Zersetzungserscheinungen keinen Augenblick die 

Arbeiten zur Vorbereitung der Revolution unterbricht, wenn die objektive Lage die Arbeiterklasse 

auch scheinbar noch so fern vom Ziele zeigt, sie trotzdem nichts von der Vertretung ihrer Grundauf-

fassungen über die Frage der Eroberung der Staatsgewalt und der Notwendigkeit der Zerschlagung 

der reformistischen Arbeiterorganisationen, der SPD, aufgibt. Wer die Frage dabei stellt: Sekte oder 

Massenpartei? agitatorische oder praktische Arbeit?, der stellt die Frage so, wie sie die Sozialdemo-

kraten stellen und muß bei den Sozialdemokraten landen. Massenpa r t e i, abe r  Massenpa r t e i  

de r  Revo l u t i o n! Massenpartei nicht um den Verzicht auf die Vertretung unserer kommunistischen 

Grundsätze! Und wenn die Massen in den Zeiten des Niedergangs der revolutionären Welle zum Re-

formismus gehen, wie sie im Kriege zum Reformismus gingen, dann können wir Kommunisten nicht 

mit ihnen zum Reformismus gehen, um bei ihnen zu bleiben, sondern wir müssen Kommunisten 

bleiben, damit die Massen zurückkehren können zu einer kommunistischen Partei und Führung, wenn 
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die revolutionäre Welle wieder hochflutet. Der November 1918, der eine revolutionäre Situation ohne 

revolutionäre Partei fand, muß dem Proletariat eine unauslöschliche Lehre geben, ebenso umgekehrt 

die russische Revolution, wo eine revolutionäre Partei vorhanden war, nämlich die Lehre: Bildet eine 

Kommunistische Partei, ohne Kommunistische Partei kannst du den Sieg über die Bourgeoisie nicht 

erringen! Wer die Frage stellt: Agitation oder praktische Arbeit?, der nimmt als Voraussetzung nicht 

einen zeitweiligen Niedergang der revolutionären Welle, sondern die Liquidation der Revolution über-

haupt. Und daß diese von uns seit Jahren hinter der aktiven Formulierung der Einheitsfronttaktik und 

Arbeiterregierung vermutete revisionistische Tendenz da ist, das hat nicht nur die Praxis des Okto-

bers, sondern auch die vierte Problemstellung gezeigt, die jetzt ebenfalls eine große Rolle spielt. [111] 

4. Wer hat im Oktober gesiegt. Der Faschismus über die Novemberrepublik, aber nicht über die Ar-

beiterklasse? Oder die Bourgeoisie über die Arbeiterklasse? Der Arbeiter im Betrieb weiß heute, daß 

sich der Sieg der Bourgeoisie, der 1918 begann, im Oktober 1923 vollendete. Er weiß es, weil er zwölf 

Stunden arbeiten muß und weil ein großer Teil seiner Kollegen trotzdem oder gerade deswegen er-

werbslos ist. Aber die Genossen Radek und Brandler haben ja zur Krönung ihrer Auffassung von Ein-

heitsfront und Arbeiterregierung und Massenpartei diese Theorie erfunden. Wenn der Faschismus über 

die Novemberdemokratie gesiegt hat, wenn also Novemberdemokratie und Faschismus sich bekämp-

fende Mächte sind, dann ist entweder die Novemberdemokratie etwas klassenloses oder wir haben 

zwei Arten von Kapitalismus, einen schlimmeren und einen wenig schlimmeren. Konsequent sagen ja 

auch die Thesen von Radek-Brandler, die der Zentralausschuß vom November gegen die Stimmen der 

Linken angenommen hat, daß die Theorie der Zwischenstufen deshalb möglich war, weil der Faschis-

mus noch nicht über die Novemberdemokratie gesiegt hatte. Oder wie es Brandler auf seiner Rede im 

Zentralausschuß (gedruckt: „Internationale“, Heft 18, Jahrg. 6, Seite 522) formuliert: „Genau so vom 

Standpunkt der Konterrevolution wie der Revolution ist die demokratische Republik kein Boden, wo 

die Klassenherrschaft aufgerichtet werden kann.“ Wenn das wahr ist, dann haben die Sozialdemokra-

ten recht, wenn sie mit der demokratischen Republik gegen die „Reaktion“ kämpfen. Wenn man die 

Gruppierungen innerhalb der Bourgeoisie zur Gr und l age  unserer Politik machen will, dann kommt 

man genau auf den Standpunkt der Sozialdemokraten, die mit den Demokraten, dem Zentrum, dem 

Wirth und jetzt mit der Deutschen Volkspartei und schließlich mit Seeckt, „die Reaktion“ und den 

„Faschismus“ bekämpfen. Dann  kom m t  m an  zu r  Ar be i t e r-, K l e i nbü r ge r- und  Baue r n -

r eg i e r ung  und  s ch l i eß l i ch  zu r  Ar be i t e r- und  Bür ge r- und  Baue r n r eg i e r un g!!!! 

Die Thesen des Zentralausschusses, die die Fragen so stellten und die Stellung dieser Fragen als Sieg 

des Faschismus über die Novemberrepublik, haben ebensoviel dazu beigetragen, daß die deutsche 

Rechte vom Politbüro der KAP desavouiert wurde wie die Praxis der Oktoberereignisse und der säch-

sischen Ereignisse. Aber diese Formulierungen haben in der nachträglichen Zusammenfassung der 

Ereignisse dieses Jahres gezeigt, daß in der Antifaschisten-Agitation, wie wir sie betrieben haben, 

trotz unserer augenblicklichen großen Erfolge und des unleugbaren Vorteils der schärferen Frontstel-

lung gegen die SPD. (Was uns Linke bewogen hat, sie mitzumachen: Gegengift gegen die Einheits-

fronttaktik) eine ganz bewuß t e  Tendenz  auf diese Analyse des Faschismus hin lag. In der Ana-

lyse, den Faschismus, d. h. die deutsch-völkische, die nationalsozialistische Bewegung als etwas von 

den übrigen Erscheinungen der kapitalistischen Diktatur abgesondert und getrennt zu behandeln. Der 

Faschismus ist nichts anderes als eine bestimmte Form der kapitalistischen Diktatur, wodurch Aus-

nützung verschiedenster Interessen-Gegensätze zwischen einzelnen Bevölkerungsschichten (ländli-

che und städtische Kleinbürgerschichten!) die Basis der Herrschaft der Industrie so verbreitert wird, 

daß schärfere und brutalere Methoden gegen das Proletariat möglich sind. In Deutschland hat diese 

von der Industrie geistig und materiell ausgehaltene Bewegung auch noch den Zweck erfüllt, die 

Verschacherung des Ruhrgebiets an die Franzosen mit nationalistischer Begleitmusik zu erfüllen, was 

außen- und innenpolitisch nützlich war. Wenn die Partei den Faschismus in allen seinen Schattierun-

gen nicht analysiert als eine besondere Form der kapitalistischen Unterdrückungsmethoden, wenn sie 

ihre Agitation nicht einheitlich gegen Stinnes und  Ludendorff und  Seeckt richtet, sondern sie trennt 

im Bewußtsein der Massen, dann steckt hinter all dem mystischen und soziologisch drapierten Ge-

schwätz vom „deutschen Faschismus“ nicht das sehr nützliche und konkrete Studium der einzelnen 

Erscheinungen in den einzelnen Ländern, sondern [112] eine sehr simple sozialdemokratische 
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Auffassung – die Auffassung vom Kapitalismus und von der „Reaktion“ und vom besonders notwen-

digen Kampf gegen „die Reaktion“, wodurch die SPD nun fünf Jahre lang breite Arbeitermassen für 

die Koalition mit der Bourgeoisie gewonnen hat. 

Anm er kun g: Diese vier Fragen, die in den jetzigen Parteidebatten die Hauptrolle spielen, sind eng 

verknüpft mit der russischen Frage, sind eng verknüpft mit den Fragen der Komintern. Die reformis-

tische Strömung innerhalb des Kommunismus zeigt sich natürlich nicht nur in der KPD zeigt sich 

sogar in der KPR, zeigt sich schon lange in der Komintern. Wir scheiden diese Fragen hier mit Ab-

sicht aus und werden sie besonders behandeln. 

Die gegenwärtigen Aufgaben unserer Partei. 

A) Die KPD ist durch die schwere Krise, die sie jetzt durchleidet (die Krise ist sehr schwer, trotzdem 

äußerlich alles so glatt geht und ist dieselbe Krise, die durch die ganze Komintern hindurchgeht!), prak-

tisch auf den Punkt zurückgeworfen, auf dem sie vor zwei Jahren nach der Märzaktion stand und den 

sie bereits überschritten hatte. Der Punkt, von dem die KPD jetzt zu aller Arbeit ausgehen muß, ist: Wie 

gewinnt die KPD wiederum die Massen des Proletariats? Der Kreis um die Kommunisten herum hat 

sich nach dem Oktober verschmälert. Wer das leugnet, ist ein Idiot, der nicht sieht, was los ist. Nach 

der Märzaktion hat die Partei den Versuch gemacht, die Massen zu gewinnen durch Annäherung an 

ihre Ideologie. Das ist ihr s che i nba r  gelungen, und dann kam der Zusammenbruch. Jetzt muß die 

Kommunistische Partei nach innen einen Prozeß der Konsolidierung und Klärung durchführen, sie muß 

eine Politik treiben, bei der sie nicht eine sozialdemokratische Maske anzieht, um das „abscheuliche“ 

kommunistische Antlitz zu verdecken und sie muß trotzdem und gerade deshalb in den Massen leben, 

an den Kämpfen der Massen teilnehmen und sie dadurch für die KPD gewinnen. Wenn dieselbe Frage 

vor zwei Jahren nach der Märzaktion vor der KPD stand, so war die objektive Lage ungleich günstiger 

als heute zur Lösung dieser Frage. Die politische und soziale Krise wuchs nach dem März 1921 in 

Deutschland. Die faschistischen Attentate auf Erzberger und Rathenau, die fortschreitende Inflation, 

die krassen Spannungen innerhalb der herrschenden Klasse, der wachsende Zerfall der Sozialdemokra-

tie und schließlich die Ruhrbesetzung schufen eine aufsteigende revolutionäre Stimmung der breiten 

Massen, in der die KPD es verhältnismäßig leicht hatte, sehr starken Einfluß zu bekommen und diesen 

Einfluß auch organisatorisch zu festigen. Wenn man dies trotz alledem nur unzulänglich getan hat, so 

sind daran unsere falschen Methoden schuld, und wir müssen heute die Zeche dafür bezahlen!) 

Wie ist die Lage heute in Deutschland? Ke i ne  de r  Ur sachen  de r  soz i a l en  und  po l i t i s chen  

Kr i s e  i n  Deu t s ch land  i s t  ve r s chwunde n. Alle Fragen, die nach dem Weltkrieg durch den 

Zusammenbruch des deutschen Imperialismus auf die Tagesordnung gestellt wurden, sind ungelöst. 

Aber das Tempo der Entwicklung dieser sozialen und politischen Gegensätze ist seit dem Oktober 

langsamer geworden. Das wichtigste Moment für die Massenagitation ist die Tatsache der zeitweiligen 

Stabilisierung der Mark und die dadurch hervorgerufene Entspannung im Wirtschaftsleben. Diese Tat-

sache wird jedoch sofort beeinträchtigt durch die andere Tatsache der ungeheuren Erwerbslosigkeit 

und die niederen Löhne. Aber so lange keine neue Inflationskrise da ist, darf man die beruhigende 

Wirkung der Markstabilisierung auf breite Schichten des Mittelstandes und auch des Proletariates 

nicht unterschätzen. Die „Ueberfremdung“ der deutschen Wirtschaft, insbesondere des Ruhrgebiets, 

was man agitatorisch als Kolonialisierung bezeichnete, wird zur Tatsache und zwar zur totgeschwie-

genen Tatsache. Wie das Verhältnis der deutschen Industrie zur französischen Industrie und darüber 

hinaus zur Weltindustrie sein wird, läßt sich heute noch nicht klar umreißen. Die Ruhrfrage ist für die 

deutsche [113] Bourgeoisie liquidiert. Das Ruhrgebiet bleibt, so oder so, in den Händen der Franzosen. 

Die Zusammenarbeit zwischen deutschen und französischen Industriekapitänen wird durchgeführt. 

Diese wirtschaftliche „Entspannung“ wird für die Bourgeoisie noch günstiger durch die Niederlage, 

die die Arbeiterschaft im Kampfe um den Achtstundentag erlitten hat. Selbst bürgerliche Blätter, wie 

das „Berliner Tageblatt“ oder die „Vossische Zeitung“, erklären, daß der Kampf gegen den Achtstun-

dentag für viele deutsche Unternehmer weniger eine Frage der Rentabilität, als eine Frage des Prestiges 

gewesen ist („Herr-im-Hause“-Standpunkt!). Ebenso ist es ein Moment der wirtschaftlichen und poli-

tischen Entspannung für die deutsche Bourgeoisie, daß das deutsche Proletariat ohne jeden Widerstand 

den Belagerungszustand, die Herrschaft der Generale, Schutzhaft, ertragen hat. 
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Diese Entspannungsmomente erlauben der deutschen Bourgeoisie auch politisch ihre Haltung wie-

derum zu verändern. Es ist im gegenwärtigen Augenblick für die deutsche Bourgeoisie bequemer, 

ohne Belagerungszustand regieren zu können (Labour-Regierung in England!), und sie kann sich 

erlauben, den Belagerungszustand aufzuheben, weil tatsächlich „Ruhe“ in die Bevölkerung eingezo-

gen ist. Wenn die kampflose Preisgabe des Achtstundentages eine entscheidende historische Nieder-

lage des deutschen Proletariats war, so ist wiederum auch der kampflos zurückgenommene Belage-

rungszustand ein entscheidender Sieg der deutschen Bourgeoisie. Das Proletariat hat sich diese Auf-

hebung des Belagerungszustandes nicht erkämpft und deshalb sind nicht die gleichwertigen Ausnah-

mebestimmungen, sachlich von der fast gleichen Wirkung, gefallen, sondern die Bourgeoisie hat je-

derzeit die Möglichkeit, die militärische Form ihrer Herrschaft wieder zu verschärfen. Auch die Ent-

wicklung der deutschvölkischen Bewegung zeigt eine Aenderung der Situation an. 

Der Hitler-Prozeß ist für die Deutschvölkischen historisch der Abschluß ihrer „romantischen“ Peri-

ode, wo sie durch das Mittel des bewaffneten Aufstandes die bürgerliche Diktatur errichten wollten. 

Das, was das faschistische Programm versprochen hat, stabile Währung, Kampf gegen die Arbeiter-

schaft, Verschärfung der Justiz, ist zu einem Teil erfüllt. Die Deutschvölkischen treten aus dieser 

ersten Periode des Sturmangriffs gegen das „parlamentarische Regime“ jetzt in die zweite Periode, 

indem sie sich auf den Boden des parlamentarischen Systems stellen. Die großen Wahlerfolge, die 

sie jetzt als Nachernte einheimsen, sind zugleich das Ende der extrem-putschistischen Taktik der 

Deutschvölkischen. Die Deutschvölkischen entwickeln sich in Deutschland zu einer Partei, deren 

Bestand aus Kleinbürgern und Arbeitern sich zusammensetzt, die durch ihr Programm reaktionäre 

und scheinbar fortschrittliche Forderungen, vor allem soziale Forderungen, vereinigt, und die dieses 

Programm in den Parlamenten durchkämpft. Die Deutschvölkischen werden nicht nur zu einer par-

lamentarischen Partei, sondern sie werden regierungsfähig nicht nur für Kommunen und Länder, son-

dern sie werden im allgemeinen regierungsfähig werden und ein künftiges Kabinett unter starker Mit-

beteiligung des deutschvölkischen Flügels, ja vielleicht unter ausschließlicher Führung, ist keines-

wegs in Deutschland unmöglich. Für diese Entwicklung der Deutschvölkischen gibt es nicht nur Pa-

rallelen in der gegenwärtigen Entwicklung, sondern auch Parallelen, die in die Vorkriegszeit zurück-

reichen (Tschechoslowakei!). Gewiß waren z. B. die Christlichsozialen in Alt-Oesterreich durch die 

Tatsache, daß sie immerhin von katholischen Massen getragen waren, in einigen Punkten anders ori-

entiert. Und trotzdem bringt eine Analyse der christlichsozialen Partei, besonders in der letzten Peri-

ode der Entwicklung, mehr Berührungspunkte mit der deutschvölkischen Bewegung als mit der des 

Zentrums. Die Christlichsozialen waren und sind eine r eg i e rende  Partei. Im gegenwärtigen Mo-

ment haben wir also eine zeitweilige Entspannung und ein langsames Tempo der revolutionären Ent-

wicklung. Die lange Dauer und die Tiefe der Krise in unserer Partei erklärt sich zum Teil aus diesen 

ob j e k t i ven  Ursachen. 

[114] International verschärfen sich in Westeuropa im Gegensatz zur deutschen Entwicklung in die-

sem Moment die Klassengegensätze. Der Sturz des französischen Franken, die damit verbundene 

Teuerung, die Unruhe in breiten Kreisen der französischen Arbeiter eröffnen die Möglichkeit, große 

Massenkämpfe in Frankreich in der nächsten Zeit führen zu können. Die Lehren, die die Arbeiter 

Englands durch die Taten der Labour-Regierung bekommen, sind der Beginn eines Revolutionie-

rungsprozesses, der beim Zusammenbruch der Labour-Regierung eine große Beschleunigung erfah-

ren kann. Der Zusammenbruch der Labour-Regierung bedeutet nicht nur für England, sondern für 

ganz Mittel- und Westeuropa ein neues starkes Zurückströmen der pazifistischen und demokratischen 

Illusionen und eine Steigerung des revolutionären Bewußtseins breiter Teile der mittel- und westeu-

ropäischen Arbeiterschaft. Die ruhige und sichere Lage Sowjetrußlands gerade im gegenwärtigen 

Moment wird bei richtiger Haltung der Kommunisten viele Möglichkeiten revolutionärer Kämpfe 

aus diesen Umständen entwickeln. 

Was sind jetzt die Aufgaben der KPD? 

1. Eine allgemeine, scharfe, einheitliche und intensive Arbeit in den breiten Arbeitermassen zur Aus-

nützung der kommenden Entwicklung in Deutschland und Westeuropa. Eine allgemeine Kampagne, 

die man mit dem Schlagwort „England oder Rußland“ kennzeichnen könnte. An der Hand der 
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Tatsachen der russischen und der augenblicklichen englischen Entwicklung müssen die Fragen: „De-

mokratie, Pazifismus, Völkerbund oder proletarische Diktatur?“ an breite Massen herangetragen wer-

den, nicht nur in engen Parteizirkeln besprochen werden. Diese Fragestellung muß der allgemeine 

Rahmen sein, von dem aus wir unsere gesamte Arbeit orientieren. 

2. Das wichtigste und das unmittelbarste ist die Teilnahme an den wirtschaftlichen Kämpfen in den 

vordersten Reihen und der Versuch, diese Wirtschaftskämpfe weiterzutreiben und zusammenzufas-

sen. Dies ist eine seit Jahren in der KPD unbestrittene Aufgabe. Aber ihre Durchführung im gegen-

wärtigen Moment wird durch einen gewissen inneren Widerstand der Mitgliedschaften, durch eine 

Passivität der Partei erschwert. Der Kampf in der chemischen Industrie in Ludwigshafen, der Werft-

arbeiter in Hamburg sind Symptome der erwachenden Aktivität der Arbeitermassen, die aber nur 

gesteigert werden kann durch eine breitere und intensivere Arbeit der Kommunisten gerade auf die-

sem Gebiete. Die Losung der Wiedererkämpfung des Achtstundentages muß die Losung sein, die alle 

Kämpfe miteinander verbindet. Alles, was wir in dieser Richtung gemacht haben, ist schwach, unzu-

länglich, muß immer wieder begonnen werden. Die Wiedererkämpfung des Achtstundentages durch 

das deutsche Proletariat durch einen großen und allgemeinen Kampf muß das nächste und unmittel-

bare Ziel der KPD sein. 

3. Eine weitere Aufgabe, die sehr bescheiden klingt, deren Lebendigmachung ebenfalls ein Zeichen 

für die wiedererwachende Kraft der Arbeitermassen wäre, ist eine starke und kräftige Bewegung für 

die Befreiung der politischen Gefangenen. (Lichtenburger Hungerstreik!) 

4. Eine ebenfalls selbstverständliche, aber nicht gelöste Aufgabe ist die politische Ausnutzung und 

Durcharbeitung der Betriebsrätebewegung. Es gilt, nicht nur die Wahlen zu den Betriebsräten zu einer 

unmittelbaren wichtigsten Aufgabe der Partei zu machen, sondern es gilt, den Betriebsräten konkrete 

politische und wirtschaftliche Aufgaben im Betriebe zu stellen und sie aus ihrer jetzigen Passivität 

herauszureißen. Die Betriebsrätebewegung hat sich hinter den Cuno-Streik zurück entwickelt. Konn-

ten wir nach dem Cuno-Streik die Frage stellen, die Betriebsrätebewegung zu einer politischen Räte-

bewegung zu klären und zu entwickeln, so müssen wir heute die primitivste Arbeit der Lebendigma-

chung und Zusammenfassung der Betriebsräte in Angriff nehmen. Denn erst, wenn die Betriebsräte 

aktiv sind, läßt sich die Frage der Umformung zu Räteorganen stellen. Heute sind sie passiv. Zum 

selben Aufgabenkreis gehört die Frage der Durch-[115]arbeitung der Erwerbslosenschichten und der 

Verbindung mit den Betrieben, eine trotz aller Redereien ungelöste Aufgabe. Die Erwerbslosen stel-

len heute noch große Reservearmeen der Deutschvölkischen dar, zum Teil durch unsere Schuld. Je-

der, der diese bescheidenen Aufgaben liest, wird sich fragen: 

Können wir heute nicht mehr tun? 

Aber von alledem, was hier gefordert wurde, ist nichts, aber auch gar nichts erfüllt oder durchgear-

beitet. Konkrete politische Aufgaben, die sich aus der weiteren Entwicklung ergeben, werden wir 

ebenfalls nicht lösen können, wenn wir diese Grundfragen nicht in Angriff genommen haben. 

B) In der Partei haben wir ebenfalls noch alles zu tun, angefangen vom Aufbau einer wirklich zent-

ralen Arbeit, von der wirklichen Verbindung der zentralen Körperschaften mit den Bezirken – und 

aufgehört bei der Durchorganisierung und Durchschulung der letzten Ortsgruppe. Das erste und wich-

tigste ist, daß wir aus dem Reden über die Umstellung der Organisation auf die Betriebe herauskom-

men und zur Verwirklichung einer andern Organisationspolitik der Partei gelangen. Das Gerede dar-

über und der Fraktionskampf darum hat der Sache sehr geschadet. Wir müssen über diesen Punkt 

hinweg zur wirklichen Durcharbeitung der Partei nach Betriebszellen kommen. 

Das zweite und wichtigste ist die Heranziehung eines lebendigen, aktiven und beweglichen Funktio-

närkörpers innerhalb der Partei, der versteht, was er tut und weshalb er es tut, und der sich über die 

Entwicklung seiner Partei und des Proletariats klar ist. 

Die dritte Aufgabe ist die Heilung der Wunden, die durch den jahrelangen Kampf zwischen rechts 

und links in der Partei vorhanden sind, die Aussöhnung der Bezirke, die Heranziehung aller arbeits-

willigen und arbeitsfähigen Kräfte zur aktiven Arbeit, die Liquidierung der „Gruppen“, die Stärkung 
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des Zentralismus (nachdem der Oktober jede Art von Zentralismus bei den Mitgliedschaften in Grund 

und Boden diskreditiert hat!). 

Die vierte Aufgabe ist die theoretische Klärung innerhalb der Partei und die theoretische und prakti-

sche Durchschulung wenigstens eines Teiles unserer Funktionäre. 

Als fünftes die starke Betonung und praktische Durcharbeitung der Kenntnisse über die Internatio-

nale, die Stärkung des internationalen Gedankens und der Versuch, internationale Kampagnen zu 

führen. Alle diese Aufgaben sollen erfüllt werden im Rahmen einer Politik der schärfsten Abgrenzung 

gegen die SPD, der klaren Herausarbeitung des kommunistischen Gesichts von der KPD, die in der 

kleinsten, täglichsten Arbeit, der kommunalen, gewerkschaftlichen usw., der Arbeit im Betrieb. diese 

Linie erfüllen muß und die gerade durch diese Linie in den Massen bleiben muß. 

Schluß. 

Wird die Partei dieses sehr bescheidene Aktionsprogramm erfüllen können? Die Krise, die wir durch-

leben, ist so schwer, daß jeder nüchterne Beobachter mit der Möglichkeit neuer heftiger Erschütte-

rungen rechnen muß. Weder sind die rechten Tendenzen liquidiert, noch ist geklärt, was Mittelgruppe 

ist und was sie will, noch sind alle die Fragen, die praktisch vor der Partei stehen, schon richtig ge-

stellt, geschweige denn richtig beantwortet. Die bisherige Opposition in der KPD, die auf dem kom-

menden Parteitag die große Mehrheit nicht nur der Delegierten, sondern der Mitgliedschaften hinter 

sich haben wird, sieht ohne jede Illusionen die Lage der Partei und die Schwierigkeiten der Aufgaben. 

Aus dem, was heute die KPD darstellt, einen kommunistischen Kern zu kristallisieren, der zu führen 

und zu arbeiten und zu kämpfen versteht, ist nach dem, was hinter uns liegt, eine Aufgabe, die mit 

den größten Schwierigkeiten belastet ist. Von ihrer Lösung hängt das Schicksal der deutschen Arbei-

terklasse ab. Die internationale Entwicklung und die Entwicklung in Deutschland kann viel schneller, 

als das heute auszusehen scheint, die Frage des akuten Kampfes um die Macht auf die Tagesordnung 

[116] stellen. Verlieren wir bei der Lösung der jetzigen schweren Tagesaufgaben aus dem Auge, daß 

wir die Partei so erziehen müssen, daß sie begreift, daß der unmittelbarste tägliche Kampf visiert 

werden muß an den Fragen der Revolution und der Machteroberung, daß man ohne Tages- und Teil-

kämpfe nicht zur Revolution kommt, daß man über den Tages- und Teilkämpfen die Revolution nie 

aus den Augen verlieren darf, daß wir uns nicht aufs neue wie irgendeine Gruppe abwirtschaften 

dürfen, weil sonst die ganze Komintern von einer Krise durchgerüttelt würde, gegen die die jetzige 

ein leises Präludium ist. 

Und deshalb gehen wir Linke mit dem ganzen Ernst und mit der ganzen Verantwortlichkeit dessen, was 

vor uns liegt, an die Lösung der Aufgaben heran, in der festen Ueberzeugung, daß der gesunde und 

unverwüstliche proletarische Kern, den unsere Partei umschließt, die Kraft finden wird, aus dem Wirr-

sal des gegenwärtigen Stadiums heraus die Partei und mit ihr die Arbeiterklasse zum Siege zu führen. 

* 

Was trennt uns vom Parteizentrum?  
Von S o m m e r. 

1. Die Meinung des Parteizentrums über die Einheitsfronttaktik. 

Der offen opportunistische Flügel in der KPD, die Gruppe um Br and le r, die heute noch die im 

Oktober und besonders in Sachsen betriebene reformistische Politik als lauteres Gold des Kommu-

nismus ausgibt, ist heute schon in der Partei und im der Internationale au f s  Haup t  ge sch l age n. 

Das zeigt sich darin, daß eine große Zahl von führenden Genossen, die bis zum Oktober vollkommen 

solidarisch mit dieser Gruppe waren und noch im November die zur Rechtfertigung des Versagens 

der Partei erfundenen Thesen des ZA annahmen, sich nun offen von der Rechten lossagen und ge-

meinsam mit der Linken den Kampf gegen den Opportunismus führen wollen. Es kann schon heute 

vorausgesagt werden, daß auf dem kommenden Parteitag die Auseinandersetzung nicht mit der Rech-

ten der Partei geführt werden wird, weil so gut wie nichts mehr hinter ihr steht, sondern nur mit dem 

Parteizentrum. 
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Was nun eigentlich die Meinungsverschiedenheiten sind, die die Linke vom Parteizentrum trennen, 

darüber herrscht innerhalb der Partei sehr wenig Klarheit. Das ist verständlich, weil die Mittelgruppe 

keine klare, einheitliche, konsequente Auffassung vertritt. Sie schwankt in der Mitte, weil sie die 

reformistische Politik der Parteimehrheit, der sie bis zum Oktober angehörte, nunmehr aus der Erfah-

rung ihres Zusammenbruchs als falsch erkennt, aber sie durchschaut nicht die grundsätzliche Ver-

fehltheit dieser Politik und kann ihr darum keine eigene selbständige entgegensetzen. Es ist bezeich-

nend für die theoretische und politische Schwäche des Zentrums, daß es bei den Auseinandersetzun-

gen mit der Linken die Kompromißthesen der Exekutive, in denen alles die beiden Fraktionen Tren-

nende weggelassen ist, als ihre Plattform empfahlen. 

Die Linke muß sich so lange von der Mitte scharf abgrenzen, als diese die reformistische Erbschaft 

der Vergangenheit noch nicht mit völliger Klarheit liquidiert hat. Solange noch ein Rest jener oppor-

tunistischen Anschauungen in der Partei übrig bleibt, der zu dem kläglichen Versagen der Partei im 

Oktober geführt hat, sind wir vor einem zweiten „deutschen Oktober“ nicht sicher. Darum wollen wir 

uns an die Worte halten, die in dem von der Mitte ausgearbeiteten „Referentenmaterial für die Partei-

diskussion über die Oktoberniederlage und die Umstellung der Partei“ stehen: „Rücksichtsloses [117] 

Aussprechen und Anerkennung der begangenen Fehler und ihre konsequente Ausmerzung ist die 

wichtigste Bedingung für die Entwicklung einer wirklich kommunistischen Partei“. An eben diesem 

Referentenmaterial wollen wir nachweisen, wie sehr es bei der Parteimitte noch der „konsequenten 

Ausmerzung“ begangener Fehler bedarf. 

Worin war die opportunistische Politik der Leipziger Parteitagsmehrheit begründet? Schon seit dem 

3. Weltkongreß herrscht in der Mehrheit der Parteiführung die Auffassung vor, daß die Zeit revoluti-

onärer Kämpfe um die politische Macht vorläufig vorüber ist und daß in dieser als länger dauernd 

angesehenen Epoche des Abflauens der revolutionären Welle nicht mehr geleistet werden kann als 

die Verteidigung der demokratischen und sozialen Rechte, die die Arbeiter durch den Novemberum-

sturz errungen haben. Bei einer Politik, die sich zunächst auf dieses reformistische Ziel beschränkt, 

sei es auch mit dem Hintergedanken, später einmal wieder zu setzender revolutionärer Ziele, muß es 

möglich erscheinen, sich mit der Partei der bürgerlichen Demokratie, der Sozialdemokratie oder we-

nigstens mit Teilen von ihr zu verbünden. Wenn man glaubt, das wenigstens gewisse Arbeiterinte-

ressen im Rahmen der bürgerlichen Demokratie und mit den Mitteln der bürgerlichen Demokratie 

verteidigt werden können in einer Zeit, wo der Druck des Versailler Vertrags und die ökonomische 

Zerrüttung des deutschen Kapitalismus die deutsche Bourgeoisie zum schärfsten Angriff auf die Po-

sitionen der Arbeiterklasse zwingt, muß man auch eine „ehrliche“ Einheitsfront wenigstens mit „lin-

ken“ Sozialdemokraten für möglich halten. 

Diese Auffassung, die schon in der Rathenau-Krise zu der unsicheren ängstlichen Politik führte, deren 

Hauptsorge es war, die mühsam gekleisterte „Einheitsfront“ mit den sozialdemokratischen Führern 

nicht zu zerschlagen, führte die Parteileitung in der Oktoberkrise zu ihrer völlig falschen Einschät-

zung der Situation. Der ganze strategische Plan war eingestellt auf einen neuen Kapp-Putsch. Man 

erwartete den Angriff „des Faschismus“, und glaubte, im Falle eines solchen in einer e i nhe i t l i -

chen  F r on t  m i t de r  bü r g e r l i chen  Dem okr a t i e, verkörpert durch die SPD, den Angriff ab-

wehren zu können. Daher die vollkommene Rat- und Kopflosigkeit, als sich zeigte, daß die Bour-

geoisie die Niederknüppelung der Arbeiterschaft auf dem Boden der Republik und Verfassung mit 

der legalen Staatsgewalt ohne jeden monarchistischen Putsch besorgte, und als auch die „linke“ So-

zialdemokratie sich nicht bereit fand, ihre demokratische „Arbeiterregierung“ zu verteidigen, als das 

nur mit den Mitteln des proletarischen Aufstandes möglich war. Es ist kein Zufall, daß die Zentrale 

den Hamburger Aufstand nicht einmal durch einen Aufruf zur Solidarität unterstützte. Man dürfte 

doch nicht das zur Verteidigung der Verfassung geschlossene Bündnis gefährden, indem man sich 

mit offenen Rebellen gegen die verfassungsmäßigen Behörden solidarisierte. 

Alles das ist das Parteizentrum gerne bereit zuzugeben, es will ja solche opportunistischen Anschau-

ungen im Verein mit der Linken bekämpfen. Sehen wir uns aber das Referentenmaterial dieser mitt-

leren Kämpfer gegen den Opportunismus näher an, so finden wir von diesem Opportunismus die 

deutlichsten Ueberreste. 
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Die Exekutive der KI hat in ihren ersten Thesen zur Einheitsfronttaktik betont, daß diese Taktik im 

Zusammenhang steht mit einem neuen Er wachen  de r  r evo l u t i onä r en  Ene r g i en  der Massen. 

Die Einheitsfronttaktik sollte zeigen, daß die Verteidigung der nackten Lebensinteressen der Massen 

mit reformistischen Mitteln nicht möglich ist, daß die wirtschaftlichen Kämpfe gesteigert und ausge-

weitet werden müssen zum Kampf um die politische Macht. Nur weil wir die objektive Notwendig-

keit solcher Kämpfe voraussahen, und die Unfähigkeit der Reformisten, sie zu führen, konnten wir 

die „Entlarvung“ der reformistischen Führer in den wirtschaftlichen Teilkämpfen versuchen. 

[118] Gäbe es überhaupt keine revolutionären Möglichkeiten, wäre das Proletariat für den Kampf um 

die Macht zu schwach, dann könnte es keine kommunistische Massenpartei geben, sondern nur eine 

kommunistische Propagandasekte. Macht man bei einer so pessimistischen Beurteilung der Situation 

trotzdem „Einheitsfronttaktik“, so kann sie zu nichts anderem führen, als zu dem Bündnis mit dem 

Reformismus auf dem Boden des Reformismus. Das ist der konsequente Zusammenhang zwischen 

der Theorie und Praxis der bisherigen Parteimehrheit. 

Wie denken unsere mittleren Kämpfer gegen den Opportunismus über diese prinzipielle Frage? Sie 

sprechen, als verstände es sich von selbst, von dem „Abschnitt der bürgerlichen Demokratie vom 

März 1921 bis zum Sommer 1923, als r evo l u t ionä r e  En t s che i dungs käm pf e  aus s i ch t s l o s  

waren.“ Wenn die Kommunisten selbst von der Aussichtslosigkeit revolutionärer Entscheidungs-

kämpfe überzeugt sind, dann ist unverständlich, warum sie sich über den Verrat der Reformisten 

entrüsten, der doch in nichts anderem besteht, als in dem Ausweichen vor dem Entscheidungskampf, 

der das Proletariat allein retten kann. Wir verstehen nun, warum das Zentrum auch heute noch die bis 

zum Oktober betriebene Einheitsfronttaktik für im wesentlichen richtig erklärt, unverständlich ist nur, 

warum diese Taktik dann als revolutionäre Taktik bezeichnet wird. 

2. Die Auferstehung der Thesen vom „Sieg des Faschismus über die Novemberrepublik“. 

Die Parteimitte hat sich nun auch zu der Erkenntnis durchgerungen, daß linke und rechte Sozialde-

mokratie mit gleicher Schärfe bekämpft werden muß und sie betont die dadurch notwendig gewor-

dene „Fr on t ände r un g“ gegen der Sozialdemokratie. Ueberall, wo die Linke die Führung in der 

Partei hatte, ist eine solche Frontänderung freilich nicht notwendig, weil wir diese komischen Linken 

wie Zeigner, Levi und Toni Sender immer als die Bundesgenossen ihres konterrevolutionären Partei-

vorstandes mit aller Rücksichtslosigkeit bekämpft haben. Unsere Feindschaft gegen die Sozialdemo-

kratie entspringt ja nicht einer vorübergehenden Situation, sondern aus dem historischen Wesen der 

Sozialdemokratie, die als Partei der bürgerlichen Demokratie in der Epoche der proletarischen Revo-

lution notwendig konterrevolutionär wirken muß. Die Parteimitte hingegen begründet ihre „Frontän-

derung“ damit, daß sich im Charakter der Sozialdemokratie und des bürgerlichen Staates etwas we-

sentliches geändert hat. „Heute ist der Uebe r gang  de r  SPD  aus  de m  Lage r  de r  bü r ge r l i -

chen  Dem okr a t i e  i n s  Lage r  de r  g r oß kap i t a l i s t i s chen  D i k ta t u r  vor den Augen der ar-

beitenden Massen deutlich vollzogen“, heißt es in dem Referentenmaterial und am Schlusse des ers-

ten Abschnittes: „Auch eine vorübergehende Milderung des weißen Terrors und teilweise Erholung 

der Sozialdemokratie darf unter keinen Umständen über die Tatsache hinwegtäuschen, daß die bü r -

ge r l i che  Dem okr a t i e  i n  Deu t s ch l and  endgü l t i g  z u  Gr abe  ge t r agen  ist und die Dikta-

tur der weißen Generale nur beseitigt werden kann durch die Diktatur des Proletariats“. 

Diese so radikal klingende Theorie ist ein Rudiment jener von Rade k  erfundenen berüchtigten No-

vemberthesen über den Sieg des Faschismus. Jene Karikatur einer marxistischen Analyse, die von 

S i nowj ew  genügend zerpflückt wurde, spukt noch immer in den Köpfen unserer mittleren Führer. 

Diese Genossen haben schon verstanden, daß von einem Sieg der kapitalistischen Diktatur über die 

Demokratie nicht gesprochen werden kann, weil die Parteien der bürgerlichen Demokratie von der 

Sozialdemokratie bis zur deutschen Volkspartei nicht die Besiegten, sondern die Nutznießer des Sie-

ges sind. Aber sie haben die Lektion noch nicht ganz begriffen. Sie meinen noch immer, bürgerliche 

Demokratie und großkapitalistische Diktatur, wie sie heute in Deutschland geübt wird, seien Wesens-

gegensätze, und [119] die Sozialdemokratie hätte irgend etwas unternehmen müssen, um aus dem 

Lager der bürgerlichen Demokratie in das Lager der kapitalistischen Diktatur zu gelangen. 
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Demgegenüber muß man das Kapitel aus dem ABC des Kommunismus, das von Demokratie und 

Diktatur in der bürgerlichen Gesellschaft handelt, in die Erinnerung zurückrufen. Die Bourgeoisie, 

ob sie nun in der konstitutionellen Monarchie oder der demokratischen Republik herrscht, gewährt 

demokratische Rechte solange, als ihre Klassenherrschaft dadurch nicht bedroht wird. Der Ausnah -

m ezus t an d, der alle verfassungsmäßigen Rechte außer Kraft setzt, ist ein notwendiger Bestandteil 

j ede r  Staatsverfassung, weil alle Rechte nichts gelten, sobald das Recht der Klassenherrschaft be-

droht ist. Es ist doch nicht das erste Mal, daß in Deutschland der Ausnahmezustand herrscht und daß 

Sozialdemokraten ihn decken. Hat nicht die Sozialdemokratie während „der großen Zeit“ des Burg-

friedens die blutigste Militärdiktatur unterstützt? Ist nicht die berühmte Novemberrepublik durch die 

Ebe r t, Sche i deman n, Nos ke auf den Knochen von tausenden Proletariern gegründet worden? 

Gab es nicht schon im Janua r  1919  e i ne  D i k t a t u r  de r  we i ßen  Gene r a l e? Und was soll es 

heißen, daß die bürgerliche Demokratie in Deutschland „endgültig zu Grabe getragen“ ist? Abgese-

hen davon, daß die demokratische Republik mit dem Ausnahmezustand noch immer die bürgerliche 

Demokratie verkörpert, ist es bei einer immerhin möglichen Festigung des Kapitalismus und einer 

Schwächung der revolutionären Bewegung durchaus denkbar, daß auch der Ausnahmezustand zeit-

weilig wieder verschwindet. 

Gewiß werden die Verteidiger der goldenen Mitte glauben, mich hier bei einem opportunistischen 

Fehltritt ertappt zu haben. Sieh da! werden sie rufen, die Linke glaubt an die Möglichkeit der Festi-

gung des deutschen Kapitalismus. Dagegen ist nur zu sagen, daß es kein Opportunismus ist, mit der 

Möglichkeit einer langsameren Entwicklung der Revolution zu rechnen, wohl aber der gefährlichste 

Opportunismus, wenn man glaubt, die Kommunistische Partei hätte nur dann Lebensberechtigung, 

wenn die revolutionäre Entscheidung unmittelbar auf der Tagesordnung steht. 

Der opportunistische Kern der Theorie von der endgültigen Erledigung der bürgerlichen Demokratie 

liegt in dem Glauben, daß die politische Perspektive wesentlich anders wäre, wenn wir mit der Wie-

derherstellung dieser problematischen Demokratie rechnen könnten. Wenn die weißen Generale für 

eine Zeit von der Bühne verschwinden, wenn dem Proletariat wieder etwas mehr Bewegungsfreiheit 

gegönnt wird, ist es dann etwa nicht mehr richtig, daß die Diktatur der Bourgeoisie nur gebrochen 

werden kann durch die Diktatur des Proletariats? Die falsche Formulierung des Zentrums läßt für den 

allerdings nicht wahrscheinlichen Fall einer Milderung der bürgerlichen Diktatur die Hintertür offen, 

durch die man wieder zu der bis zum Oktober geübten Praxis der Einheitsfront und Arbeiterregierung 

zurückkehren kann. 

3. War der „Oktoberrückzug“ richtig und konnte er durch Teilkämpfe gedeckt werden? 

In der entscheidenden Frage der Oktoberkrise spricht sich das Parteizentrum in seinem Referenten-

material mit erfreulicher Offenheit aus: „Das Auswe i chen  vor dem bewaffneten Generalaufstand, 

auf den die Partei im Oktober eingestellt war, war r i ch t i g.“ Denn „der Aufruf zum bewaffneten 

Generalaufstand zwecks Errichtung der Räterepublik“ hätte „zu einem isolierten Aufstand der prole-

tarischen Vorhut und zu einer katastrophalen Niederlage nicht nur der kommunistischen Partei, son-

dern des gesamten deutschen Proletariats geführt“. Den Hauptfehler bei diesem also an sich richtigen 

Rückzug findet das Zentrum in dem „kam pf l osen  Auswe i chen  gegenüber dem Vormarsch der 

Militärdiktatur“. Die Partei wäre vielmehr verpflichtet und befähigt gewesen, „sofort nach der [120] 

Chemnitzer Konferenz Teilkämpfe großen Stiles, wie den po l i t i s chen  Massens t r e i k  i n  den  

wi ch t i g s t en  Wi r t s cha f t sgeb ie t en  und einen t e i l we i s en  bewa f f ne t en  Wi de r s t and  ge-

gen den Reichswehrvormarsch in Sachsen aufzunehmen.“ 

Auch in diesen Auffassungen tritt deutlich zutage, daß die Mitte noch immer an jenen unglücklichen 

Radekschen Novemberthesen herumwürgt. In diesen wurde ja die Pa r o l e  de r  Te i l käm pf e  aus-

gegeben und die Mitte hat noch nicht begriffen, daß diese Parole nicht wegen der falschen Einstellung 

oder organisatorischen Mängel der Partei unausgeführt blieb, sondern wegen ihrer ob j ek t i ven  Un-

m ög l i chke i t. Das ganze Gerede von Rückzug und Deckung des Rückzuges durch Teilkämpfe ist 

eine mechanische Uebertragung militärischer Begriffe auf den Klassenkampf, wobei die tatsächliche 

Situation im Oktober vollkommen aus dem Auge gelassen wird. 
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In dem historischen Zeitpunkt, wo die Bourgeoisie ihre ganze Klassenkraft zusammenfaßte, um das 

Proletariat aufs Haupt zu schlagen, war jeder Teilkampf, der von vornherein darauf verzichtete, die-

sen Schlag durch die Aufbietung a l l e r  Kr ä f t e  des Proletariats zu parieren, aussichtslos. Die Bour-

geoisie hat ihren Generalangriff doch nicht aus irgendeiner Laune begonnen, sondern deshalb, weil 

der mächtigste Faktor innerhalb des deutschen Kapitals, die Schwerindustrie, sich an der Sanierung 

der deutschen Wirtschaft und Finanzen nur unter der Bedingung beteiligen wollte, daß die Abwälzung 

der Kosten der Sanierung auf das Proletariat durch die Aufrichtung einer Diktatur gesichert würde. 

Die deutsche Schwerindustrie war bereits darauf eingerichtet, sich im Notfall zeitweilig mit dem be-

setzten Gebiet zu begnügen, so lange das unbesetzte Deutschland keine sichere Ausbeutungssphäre 

zu sein schien. D i e  vö l l i ge  N i ede r wer f ung  de s  p r o l e t a r i s chen  Wi de r s t andes  wa r  d i e  

Vor aus se t zung  f ü r  den  Ve r such  de r  Mar ks t ab i l i s i e r un g. 

Das Proletariat, das mit sicherem Instinkt die Bedeutung der Situation erfaßte und unsere Agitation 

ernster nahm als einige unserer sogenannten Führer, hatte erfaßt, daß jeder isolierte Teilwiderstand 

mit der Aufbietung aller Mittel der bürgerlichen Staatsgewalt niedergeschlagen werden würde, daß 

der Widerstand nur dann erfolgreich sein konnte, wenn er stark genug wäre, die Macht der Bourgeoi-

sie zu brechen. Wie große Massen einem Aufruf zum Entscheidungskampfe im ganzen Reiche gefolgt 

waren, ist schwer abzuschätzen. Aber das ist gewiß, daß es g röße r e  Massen  gewesen wären, a l s  

w i r  du r ch  i so l i e r t e  Ak t i one n, wie den Aufstand in Hamburg oder den Generalstreik in Frank-

furt, mit uns reißen konnten. Die Stimmung war damals so, daß selbst reformistische Gewerkschafts-

bürokraten sagen mußten: „Wenn das Signal zum Kampfe kommt, wollen wir auch kämpfen.“ Aber 

wenn sie hinzusetzten: „Wenn das allgemeine Signal nicht kommt, so können wir durch Teilaktionen 

an der Niederwerfung des Proletariats auch nichts ändern“, so hatten sie die Logik für sich. 

Jetzt, nachdem die Stabilisierung der Währung durchgeführt und eine gewisse Beruhigung eingetre-

ten ist, sind Massenstreiks in einzelnen Gebieten wiederum möglich. Im Oktober, in der Zeit der 

katastrophalsten Geldentwertung, die durch den offenen Ausbruch des Bürgerkrieges noch beschleu-

nigt worden wäre, mußte j ede r  S t r e i k, wenn die Massen nicht verhungern sollten, zur Besch l ag -

nahm e  von  Lebensm i t t e l n  und daher zu bewaf f ne t en  Käm pf en  führen. Dann wäre die 

Existenz der bürgerlichen Klassenherrschaft in Frage gestanden, die gesamte bürgerliche Staatsmacht 

wäre auf den Plan getreten, und der Kampf hätte nur mit der N i ede r sch l agung  de r  e i nen  ode r  

de r  ande ren  Kl a s se  enden können. Das „Alles oder nichts“ entsprang also notwendig den objek-

tiven Verhältnissen. Wenn man von vornherein überzeugt war, alles auf keinen Fall gewinnen zu 

können, wann war es von vornherein gewiß, daß man nichts gewinnen konnte. 

Man muß sich die Durchführung der Parole „politische Massenstreiks in den wi ch t i g s t en  Wirt-

schaftsgebieten und t e i l we i s e r  bewaffneter [121] Widerstand gegen den Reichswehrvormarsch“ 

nur konkret vorstellen, um ihre Widersinnigkeit einzusehen. Wenn in einigen Gebieten die Arbeiter-

schaft zum verzweifelten Kampf mit den äußersten Mitteln aufsteht; mit welchen Gründen hätte man 

es rechtfertigen können, die Entlastung der Kämpfenden, wo immer sie durch Streiks oder bewaffne-

ten Widerstand möglich war, nicht mit der äußersten Energie zu betreiben? Wenn die Partei nicht 

unter dem falschen Gesichtspunkt eines plötzlich auf ein Signal zu veranstaltenden Generalaufstandes 

die Teilkämpfe abgebremst hätte, wäre es im Oktober zu spontanen Massenkämpfen gekommen. Die 

selbstverständliche Pflicht der KPD wäre es dann gewesen, das Aeußerste aufzubieten, um diese 

Te i l käm pf e  zum  a l lgem e i nen  Kam pf  zusam menzuf a s se n, zu verhindern, daß die kämp-

fenden Teile der Arbeiterschaft i so l i e r t  niedergeschlagen werden. Die Parole der Teilkämpfe im 

November sagte den Arbeitern: Die Kommunistische Partei hält den Kampf für aussichtslos. Das ist 

der entscheidende Grund, warum die Aufrichtung der Militärdiktatur w ide r s t and s l o s  hingenom-

men wurde. Es ist absurd, von sozialdemokratischen Arbeitern Widerstand zu erwarten, wenn die 

Kommunistische Partei selbst ihn für aussichtslos erklärt. 

Die terminmäßige Einstellung auf den Entscheidungskampf war keineswegs falsch. Es war nur falsch, 

diesen Termin anzusetzen, bevor man den Kampf überhaupt begonnen hatte, und verhängnisvoll, von 

diesem Termin zu schwatzen, wenn man zum Entscheidungskampf nicht unbedingt entschlossen war, 

seine Unausweichlichkeit nicht einmal begriffen hatte. Mit dem Versuch, durch die Auflösung der 
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Hundertschaften das Proletariat zu entwaffnen, war der Bür ge r k r i eg  begonne n. Man mußte ihn 

a u f nehmen  ode r  s i ch  un t e r wer f e n. E i n  Auswe i chen  wa r  unm ög l i c h. 

In dem berühmten Brief über die Pariser Kommune, den Marx am 12. April 1871 an Kuge l m ann  

geschrieben hat, vertritt Marx für eine analoge Situation mit aller Entschiedenheit den Standpunkt: 

A l l e s  ode r  n i ch t s! Die Lage der Pariser Arbeiter, die von Thiers mit der Entwaffnung bedroht 

wurden, während die deutsche Armee vor den Toren von Paris lauerte, gleicht in der Tat der Lage 

des deutschen Proletariats nach der Ruhrbesetzung. Auch hier hat sich die deutsche Bourgeoisie den 

Druck des französischen Militärs zunutze gemacht, um den entscheidenden Schlag gegen die Arbeiter 

zu führen. 

„Die Weltgeschichte“, sagt Marx a. a. O. („N. Z. XX, I, S. 709), „wäre allerdings sehr bequem zu 

machen, wenn der Kampf nur unter der Bedingung un f eh lba r  güns t i ge r  Chancen  aufgenom-

men würde. Sie wäre andererseits sehr mystischer Natur, wenn ‚Zufälligkeiten‘ keine Rolle spielten. 

Diese Zufälligkeiten fallen natürlich selbst in den allgemeinen Gang der Entwicklung und werden 

durch andere Zufälligkeiten wieder kompensiert. Aber Bes ch l eun i gung  und  V e r zöge r ung  

sind sehr von solchen ‚Zufälligkeiten‘ abhängig, unter denen auch der ‚Zufall‘ des Cha r ak te r s  von  

Leu t e n, d i e  zue r s t  an  de r  Sp i t z e  de r  Bewegung  s t ehe n, figuriert. Der entscheidende un-

günstige ‚Zufall‘ war diesmal keineswegs in den allgemeinen Bedingungen der französischen Gesell-

schaft zu suchen, sondern in der Anwesenheit der Preußen in Frankreich und ihrer Stellung dicht vor 

Paris. Das wußten aber auch die bürgerlichen Kanaillen von Versailles. Ebendarum stellten sie die 

Pariser in die A l t e r na t i v e, den  Kam pf  a u f zunehm en  ode r  ohne  Kam p f  zu  e r l i ege n. 

Die Demoralisation der Arbeiterklasse in dem letzteren Falle wäre ein viel größeres Unglück 

gewesen als der Untergang einer beliebigen Anzahl von Führern.“ 

Der „Zufall“, der die revolutionäre Krise in Deutschland beschleunigt hat, war die Ruhrbesetzung. 

Der „Zufall“, der die Entscheidung im revolutionären Sinn diesmal auf Monate, vielleicht auf Jahre 

hinausgeschoben hat, war der Charakter der Leute, die an der Spitze der Bewegung standen, der 

Brandlerleute, die auf die unfehlbar günstigen Chancen der Revolution warteten. Die „bürgerlichen 

Kanaillen“ um S t i nnes  wußten, daß ein [122] entscheidender Teil des deutschen Proletariats, die 

Ruhrarbeiterschaft, durch die französische Besatzung gehemmt war. Darum stellten sie das Proleta-

riat vor die Alternative, den Bürgerkrieg aufzunehmen oder sich zu unterwerfen. Der rechte Flügel 

der Partei hat, das viel größere Unglück der kampflosen Preisgabe der Arbeiterschaft gewählt. 

Wenn das Parteizentrum nicht gehorsam die Politik der Br and l e r-Tha l he im e r-Radek  mitge-

macht, sondern die Linie eingehalten hätte, die sie jetzt für richtig erklärt, das Ergebnis wäre das 

gleiche gewesen. Wir hätten ein paar isolierte, von der Bourgeoisie mit leichter Mühe niedergeschla-

gene Putsche erlebt, die immerhin das revolutionäre Ansehen der Partei besser gewahrt hätten als die 

völlige kampflose Niederwerfung. Aber an der Niederwerfung selbst hätte das nichts geändert. Hätte 

die Partei aber alle Kraft aufgeboten, um den Massenwide r s t and  de r  Ar be i t e r s cha f t  m i t  

den  äuße r s t en  Mi t t e l n  übe ra l l  zu entfachen, zu organisieren und voranzutreiben, hätte sie das 

Bewußtsein in die Massen verpflanzt, daß es nun wirklich ums Ganze ging, dann hätten wir auch 

nicht in einem Ansturm die Staatsgewalt erobert. Aber es ist sehr die Frage, ob in den woche n- un d  

m ona t e l angen  Kämpf e n, die dann gefolgt wären, die Bourgeoisie ihr Wirtschaftsleben soweit 

hätte im Gange halten können, um ihre militärische Gewalt auszunützen. Sie hätte in dieser Zeit gewiß 

nichts für die Stabilisierung getan und wäre nicht imstande gewesen, die Städte mit Lebensmitteln zu 

versorgen. Hätten wir dann durch die schärfsten Maßnahmen der Beschlagnahme von Lebensmitteln 

der Bevölkerung über die größte Not hinweggeholfen, dann hätten wir die Unterstützung der schwan-

kenden Mittelschichten gefunden. Im Oktober war der Zustand allgemeiner Unsicherheit erreicht, in 

dem sich alle Schwankenden dorthin wenden, wo sie die größte Kraft sehen. Wir haben keine Kraft 

gezeigt und waren darum im Augenblick der Entscheidung ausgeschaltet. 

Wir wissen nicht, wann eine so günstige Situation wiederkehrt; sie wird aber bestimmt wiederum 

ungen ü t z t  vorübergehen, wenn die KPD dann noch immer von  s chwankenden  
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Oppor t un i s t en  ge f üh r t  wird, mögen sie auch in der Gestalt bekehrter Kämpfer gegen den Op-

portunismus auftreten. 

* 

Skizze über die Entwicklung der Opposition in der KPD. 

Vorbemerkung. 

A. M. Die nachfolgende Skizze, welche der Genosse Scho lem  in Moskau im Auftrage der Opposi-

tionsdelegation in aller Eile ausgearbeitet hat, ist mehr oder weniger eine Aufzählung von Tatsachen. 

Immerhin lassen sich auch aus dieser Skizze einige P r ob l emkr e i s e  und  F r agekom pl e xe  leicht 

herauslesen, welche den Sinn des Kampfes der Linken in der KPD ausmachen. Wir wollen hier nur 

andeuten, um welche Fragen es sich hier handelt. 

Erstens: Das Verhältnis zur Sozialdemokratie. 

Zweitens: Das Verhältnis der KPD zu den Aktionen des Proletariats sowohl während einer flauen 

Periode wie auch in revolutionär zugespitzten Situationen. 

Drittens: das Verhältnis der Propaganda der Diktatur („Endlosung“) zur Agitation und „Aktion“ des 

Alltags („Uebergangs- oder Teillosungen“). 

Viertens: das Verhältnis zur Bourgeoisie oder zu Teilen der Bourgeoisie. Alle diese Fragen lassen 

sich zusammenfassen in der einen, der [123] Frage nach der Rolle der Kommunistischen Partei so-

wohl in akut-revolutionärer wie in flauer Situation. 

In diesen Tagen gehen die Lösungen, so verschieden der jedesmalige Anlaß des Streites und so ver-

schieden die Formen der Problemstellung auch sind, seit langer Zeit geradlinig auseinander. 

E r s t e s  Auf t auchen  de r  D i f f e renze n: i m  Ka p p-Pu t sc h, wo der Spartakusbund die Theorie 

der „loyalen Opposition“ erfand. Diese Theorie bestand darin, daß die KPD, nachdem sie versäumt 

hatte, vom ersten Augenblick an den kämpfenden Massen zu sagen, worum es ging, der USP empfahl, 

sie möge mit der SPD eine Regierung bilden, welcher die KPD „loyale Opposition“ machen werde. 

Verzicht auf den Versuch der Führung  der in Bewegung befindlichen Massen, Anlehnung an die 

reformistischen Parteien, Verzicht auf eigene, klare Kampflosungen – das war das Wesen dieser rech-

ten Abweichung, welche von links bekämpft wurde. 

Zwe i t e r  Zusam mens t o ß: Levi erfindet die Theorie des „Bündnisses mit Sowjetrußland“, zu wel-

chem er die bü r ge r l i che  Reg i e rung  auffordert. Das ist bereits der „Versuch, im Rahmen der 

Demokratie Arbeiterpolitik zu treiben“, dazu na t i ona l m enschewi s t i s ch  eingeleitet. Gegen 

diese Politik wandte sich im Februar 1921 die Berliner Organisation sehr scharf. Sie blieb damals 

a l l e i n. 

Dr i t t e r  Zusam mens to ß: Italienische Parteispaltung in Livorno. Die Leviten haben eine wesentlich 

unbo l s chewi s t i s che  Auffassung von der Bildung einer Kommunistischen Partei und beginnen aus 

Anlaß von Livorno einen Kampf, der sich in „Wi r k l i chke i t“ nicht um die Frage Massenpartei oder 

Sekte, wie sie formulierten, dreht, sondern um die Frage: Kom m uni s t i s che  ode r  Soz i a l dem o-

k r a t i s che  Pa r t e i. Die Linke ve r b i nde t  d i e se  F r age  mit der des „Bündnisses“: Hier haben wir 

bei den Leviten eine l i qu i da t o r i s che  Parteiauffassung m i t  de r  da r aus  f l i eßenden  l i qu i -

da t o r i s chen  p r ak t i s chen  Po l i t i k  e i ne s  Bündn i s s e s  m i t  de r  Bour geo i s i e, e i ne r  „l o -

ya l e n Oppos i t i o n“ einer Regierung gegenüber, welche d i e  Fo r de r ung  de r  Kom m uni s t i -

s chen  Pa r t e i  e r f ü l l en  würde. Hierin haben wir bereits die Revision der Kom m uni s t i s chen  

Leh r e  vom  S t aa t. Das sieht nu r  die Linke. Das damalige Zentrum bekämpft den Levi f o r ma l  

und f o r m a l i s t i s c h: er hat „Unrecht“ in „einigen Fragen“ – das ist ihre „marxistische“ Weisheit. 

V i e r t e r  Zusam mens t o ß: Kampf gegen den KAG-ismus. Das Liquidatorentum sitzt schon im 

damaligen Zen t r u m, wo Thalheimer, die KAG-isten als Liquidatoren bekämpfend, schreiben kann, 

daß die Kommunistische Partei die Existenzberechtigung verlieren würde, wenn die KAG-isten mit 

ihrer Perspektive recht hätten. Daher ihre Auffassung vom „Disziplinbruch“ der KAG-isten. 
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Fün f t e r  Zusam mens t o ß: „Praktische Politik“ wird so gemacht, daß an den bürgerlichen Staat 

die „Forderung“ der Zwangssyndizierung („Staatskapitalismus“), der „Erfassung der Sachwerte“, ge-

richtet wird. Zugleich Bündnisangebote an SPD, USPD und ADGB. Die Linken finden als po l i t i -

s che s  Korrektiv die agitatorische Losung der Arbeiterregierung, welche von der Parteiführung eben 

de sha l b  („unpraktisch“, „nur“ agitatorisch) abgelehnt wird. 

Sechs t e r  Zusam m ens t o ß: Erste Anwendung der Einheitsfronttaktik von oben bei der Konferenz 

der drei Exekutiven. Nicht Entlarvung der Reformisten, sondern o r gan i s a t o r i s che r  Bündnisver-

such unter unzulässigen Zugeständnissen. Der wahre Grund ist: Führende Kommunisten glauben 

nicht mehr daran, daß die Kommunisten Europas „allein“, d. h. ohne die Reformisten, „etwas ma-

chen“ können. 

S i eben t e r Zusam m ens t o ß: Das zeigte sich besonders kraß bei der Rathenauaktion, wo die KPD 

zum bloßen Anhängsel der Reformisten wird. [124] 

Ach t e r  Zusam mens to ß: Dieser innere Verzicht auf die durch die kommunistische Partei a l l e in  

organisierte Revolution führt zum Beginn der offenen Revision der Kommunistischen Grundsätze: 

Die „Uebergangsforderungen“ werden zu P r og r amm pun k t e n, agitatorische H i l f sm i t t e l, wie 

die Arbeiterregierung, zu E t appe n, die Taktik einer Periode der Schwäche kommunistischer Par-

teien („Einheitsfronttaktik“) fast zu einem Evangelium. 

Neun t e r  Zusam m ens t o ß: Der offene Revisionismus der Leipziger Parteitagsthesen fordert e i -

gen t l i ch  die Abspaltung der Linken. Der Versuch mißlingt noch, wird aber immer wieder unter-

nommen. 

Zehn t e r  Zusam mens t o ß: „Praktische Anwendung“ der revisionistischen Thesen in Sachsen, na-

tionalistisch gefärbte Faschistenpropaganda, fortwährender organisatorischer Kampf gegen die Lin-

ken. Schließlich das sächsische Experiment, das die selbständige Aufgabe der KPD bedeutete. 

Das waren die Etappen, während welcher die Parteilinke immer wieder die gleichen „Anschuldigun-

gen“ erhebt. 

War der Kampf der Linken berechtigte, kein Mensch wird das heute zu leugnen wagen. 

Hat die Linke „übertrieben“, wie immer wieder behauptet wird, auch wenn im wesentlichen ihr recht 

gegeben wird? 

Wir glauben: nein. Wir glauben, sie hat eher den Fehler gemacht, nicht noch  weit energischer, lauter, 

unsentimentaler, kompromißloser auf die schwere Krankheit der KPD hingewiesen zu haben. 

Heute sieht jeder, daß die Partei krank ist und gefunden muß. 

Die Linke, die aus einer Opposition die große Mehrheit der Partei geworden ist, hat mehr als drei 

Jahre für die Gesundung der Partei gekämpft. 

Das aber bedeutet: sie hat um die B i l dung  de r  Kom m uni s t i s chen  Pa r t e i  ge r unge n. D i e  

Pa r t e i  beginnt e r s t, s i ch  a u f i h re  F r agen  z u  be s i nne n. Sie muß sie beg re i f en  lernen. 

Die nachfolgende Skizze kann als Anregung dienen. Eine Zusammenstellung der wichtigsten Resolu-

tionen der Parteilinken aus der letzten Zeit kann überdies leicht beweisen, daß ihre Kritik nicht, wie 

man sagt, nur negativ war, sondern i m m er  die Linie aufzeigte, die die Partei hätte einschlagen sollen. 

Es ist an der Zeit, daß für die Zukunft die ge sam t e  Partei an dieser Arbeit sich beteiligt. Erst dann 

wird die Partei gesund und einheitlich werden. (März 1924.) 

* 

Vorgelegt auf der Moskauer Konferenz von der Delegation der Linken, Januar 1924. 

W. Sch. Bereits nach dem Vereinigungsparteitag, auf dem der Spartakusbund und die linke USP im 

Dezember 1920 zusammengeschmolzen wurden, bildete sich eine Gruppe innerhalb der neuen Partei 

heraus, die besonders stark die inneren Gefahren betonte, welche einer proletarischen Massenpartei 
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in Deutschland drohen. Diese neue Gruppierung hatte nichts zu tun mit einem Gegensatz zwischen 

früheren Spartakusgenossen und früheren USP-Genossen, sondern es war eine Gruppe, in der die 

früheren Parteiteile sich bereits zu einer Zeit völlig vereinigt hatten, als der Gegensatz zwischen Spar-

takus und linker USP in der Führung der Partei durchaus noch nicht überwunden war. 

Im Februar 1921 unterstützte diese Gruppe in scharfer Form die Haltung der Exekutive der Komintern 

in der i t a l i en i s chen  F r age  (Livorno) und in der Frage der Behandlung der KAP innerhalb der 

Kommunistischen Internationale. In Berliner Funktionärversammlungen wurde gegen die Levi-Zent-

rale Stellung genommen und die Haltung der Exekutive gebilligt. Andere Bezirke im Reich schlossen 

sich an. Damals bil-[125]dete sich jene geographische Gruppierung der Opposition, die seitdem nie-

mals erschüttert werden konnte. Die Ham bur g  er Organisation und verschiedene kleinere Bezirke 

schlossen sich der Auffassung des Bezirkes Berlin-Brandenburg an. 

Nachdem die März-Aktion des Jahres 1921 die liquidatorischen Tendenzen eines großen Teils der 

Führerschaft der VKPD aufgedeckt hatte, kämpfte die spätere Opposition als geschlossene ideologi-

sche Gruppe gegen jene Art der Erledigung des Levitismus, die in dem Auftreten Levis und seiner 

Freunde nur einen Fall der Disziplinlosigkeit erblickte. Die Linke betonte zuerst und betonte am 

stärksten während der gesamten KAG-Krise die Tatsache, daß es sich hier nicht in erster Linie um 

die Frage der Disziplin, sondern daß es sich hier um die Frage der Liquidierung der Kommunistischen 

Partei und der Kommunistischen Internationale handelte. Die Gruppe der späteren Zentrale (Brandler, 

Walcher u. a.) bekämpfte diese Auffassung der späteren Opposition sehr heftig. 

Von dieser Seite wurde im Gegenteil alles getan, um eine Verständigung mit den Liquidatoren her-

beizuführen. Daß aus dieser Politik für die Partei keine größeren Gefahren erwuchsen, war nicht das 

Verdienst der Mittelgruppe, sondern war die Folge des scharfen und klaren Kampfes der Linken ge-

gen die Liquidatoren und die Folge des unsagbar täppischen Auftretens der Levi-Opposition selbst. 

Besonders unangenehm machten sich diese Tendenzen der Versöhnung mit der KAG nach dem Fen-

der Parteitag bemerkbar, wo die lebhafteste Agitation für eine Erweiterung der Zentrale durch Malt-

zahn, Däumig, Braß und Neumann geführt wurde. 

Der 3. Weltkongreß mit seiner Einschätzung „an sich“ gleichwertiger rechter und  linker Gefahren 

und seiner schroffen Stellungnahme gegen die Organisation Berlin-Brandenburg, die in vorderster 

Reihe gegen Levi kämpfte, vermochte den Prozeß der ideologischen Herausbildung einer linken 

Gruppe in der KPD nicht zu stören. 

Nach dem Jenaer Parteitag im Herbst 1921 zeigten sich Vorläufer jener politischen Differenzen, die, 

bis heute noch nicht liquidiert, den Hebel der verschiedenen Gruppierungen innerhalb der deutschen 

Partei bilden. Damals machte die Zentrale den Vorschlag der „Erfassung der Geld- und Sachwerte“ 

und der „Zwangssyndizierung“, und zwar als einer Forderung der Arbeiterschaft, die, ohne  po l i -

t i s che  Losun g, an die bürgerliche Klassenregierung gerichtet wurde. Man lehnte damals sogar 

noch aufs schärfste den Vorschlag ab, solche Lösungen politisch dadurch zu begründen, daß man den 

Gedanken einer Regierung der Arbeiter, der Arbeiterregierung, als derjenigen Regierung, welche 

diese Forderungen durchsetzen kann, aufstellte. In solchen „Forderungen“, die „an die bürgerliche 

Staatsgewalt“ gestellt wurden, lag bereits der Kern einer Politik, welche in der bürgerlichen Demo-

kratie das geeignetste Kampffeld für die Kommunistische Partei erblickt und welche zur Oktobernie-

derlage der KPD 1923 geführt hat. 

Auf dem Zentralausschuß im November 1921 wurde über die Frage der Erfassung der Goldwerte und 

die Staatssyndizierung Referat und Korreferat gehalten. Auf diesem Zentralausschuß kritisierte die 

Opposition auch bereits die ersten Fehler der beginnenden Einheitsfronttaktik, die anläßlich der De-

monstration nach dem Erzberger-Mord sichtbar wurden. 

Das offene Auftreten der KAGisten als Feinde der Kommunistischen Partei zwang die gesamte Partei 

zum einheitlichen Austreten gegen die Liquidatoren. Im Januar 1922 erfolgte die Beseitigung der 

offenen KAGisten aus der Partei. Die Nachsicht und Milde, mit der die Zentrale gegen diejenigen 

auftrat, die sich mit den KAGisten verbunden hatten, [126] wurde von der Linken als ein Fehler 
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bezeichnet. Die Linke befürchtete, daß auf diese Weise die KAGistischen Tendenzen die Kommu-

nistische Partei weiter verseuchen würden. Die Befürchtung der Linken, deren Aufstellung sich als 

begründet erwiesen hat, wurde überhört. 

Zu Beginn des Jahres 1922 begann die Anwendung der Einheitsfronttaktik durch unsere Partei im 

nationalen und internationalen Maßstabe. Die internationale Einheitsfronttaktik führte im April 192 

zu der Konf e r enz  de r  Exeku t iven  de r  d re i  Ar be i t e r i n t e r na t iona l en  in Berlin. Die Ein-

zelheiten dieses politischen Ereignisses wurden damals von der Parteiführung allgemein ungeheuer 

überschätzt. Die Linke betonte nach der Konferenz, daß man unnötige Zugeständnisse an die 2. und 

die 2½. Internationale gemacht habe. Sie stellte sich sehr schnell auf den Standpunkt, den die Genos-

sen Lenin und Sinowjew später in den Artikeln „Wir haben zu teuer bezahlt“ nach der Berliner Kon-

ferenz vertraten. 

Im Laufe der nächsten Monate kritisierte die Linke bei den verschiedenartigsten Anlässen Entglei-

sungen, die in der Anwendung der Einheitsfronttaktik gemacht wurden und aus denen hervorging, 

daß die Einheitsfronttaktik zweifellos bei bestimmten Elementen in den noch jungen westeuropäi-

schen Parteien die Ideen einer Revision der vom 2. Weltkongreß programmatisch festgelegten kom-

munistischen Theorie und Praxis in sich barg. So zeigten sich Entartungserscheinungen bei der Tä-

tigkeit der kommunistischen Parlaments- und Rathausfraktionen. Schlimmer waren die Fehler, die 

von den unteren Organen der Partei bei den einzelnen Akten der Einheitsfronttaktik gemacht wurden: 

Nachgiebigkeit bei örtlichen Verhandlungen mit gegnerischen Organisationen; Furcht vor der Stärke 

der Sozialdemokratie; ein deutliches Gefühl der inneren Schwäche unserer Genossen, welche ohne 

die Sozialdemokratie und ohne die Gewerkschaftsbürokratie sich sozusagen verlassen vorkommen; 

üble Wahlkompromisse bei Betriebsratswahlen, wo zum Teil Einheitslisten mit der SPD und USP 

zusammen aufgestellt werden. 

Sehr schlimme Entartungserscheinungen zeigten sich damals auch in der Kommunistischen Jugend. 

Hier machte sich ein unrevolutionärer, von freideutscher Quelle gespeister Geist des Aesthetentums 

und des Bildungshochmutes bemerkbar, gegen den in Berlin die Parteiorganisation ankämpfte. Die 

Berliner Partei verhinderte die Abstoßung guter revolutionärer Elemente in der Jugend, welche die 

Jugendzentrale beseitigen wollte, weil diese Elemente in gesunder Reaktion auf die Versumpfung der 

kommunistischen Jugend die Bildung von p r o l e t a r i s chem  Jugendse l b s t s chu tz  gegen die Ju-

gend der Orgesch gefordert und vorgenommen hatten. Dieser Vorschlag war seinem Wesen nach 

bereits der Vorschlag der proletarischen Hundertschaften. 

Eine besondere Rolle begann schon damals die s ächs i s che  F r age  zu spielen. Die kommunistische 

Unterstützung der sozialdemokratischen Minderheitsregierung Buck-Lipinski erregte damals den Un-

willen breiter Schichten innerhalb unserer Partei. Die Regierung Buck-Lipinski trieb selbstverständ-

lich eine bürgerliche Politik, unternahm nichts gegen die reaktionäre Reichspolitik und verriet in jeder 

einzelnen Frage die Interessen des Proletariats. Der Unwille über die bedingungslose Unterstützung 

einer solchen Regierung durch die kommunistische Landtagsfraktion war damals auch bei den säch-

sischen Genossen sehr stark. Trotzdem dauerte es bis zum September 1922, ehe sich die Kommunis-

tische Partei entschloß, die rechtssozialistische Regierung zu stürzen. 

[127] Die Ermordung des Ministers Rathenau Ende Juni 1922 und die darauffolgende große Massen-

aktion des deutschen Proletariats gegen die Reaktion zeigte zum ersten Mal ganz deutlich, daß in der 

KPD gefährliche Neigungen zur Anwendung der Einheitsfronttaktik im Sinne einer Bündnispolitik 

zwischen KPD und SPD vorhanden waren. Die KPD ließ sich durch ein Abkommen von der SPD 

und Gewerkschaftsbürokratie binden, die Partei versteckte ihr kommunistisches Gesicht vor den Mas-

sen und reihte sich in der Tat in eine „Kampffront zum Schutze der Republik“ ein. Das ging so weit, 

daß einzelne Organisationen, z. B. Stuttgart, mit den Sozialdemokraten zusammen für „Demokratie 

und Freiheit“ demonstrierten. Der Berliner Organisation verbot man jede Kritik an der Parteilinie 

während der Aktion und zwang sie auf diese Weise zu einer Demonstration mit den Sozialdemokra-

ten, bei der keine Redner zu den Massen sprechen durften. Viel zu spät, und erst als die Massenaktion 

bereits verebbt war, brach die Partei die Verhandlungen mit den übrigen Spitzenkörperschaften ab 
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und sicherte sich ihre Bewegungsfreiheit, die in den entscheidenden Tagen ihr durch die Anwendung 

ihrer „Einheitsfronttaktik“ genommen worden war. Die Partei versäumte es, den Arbeitermassen zu 

zeigen, daß die demokratische Republik eine Illusion ist, daß die Demokraten und Sozialdemokraten 

in Deutschland gegen die Reaktion nicht kämpfen könne n, und sie versäumte es, Kampfeslösungen 

herauszugeben. Zweifellos hat dieses Versagen der Kommunistischen Partei damals mit dazu beige-

tragen, in den Arbeitern, die noch hinter der USP standen, die Illusion zu stärken, daß man sich zum 

Schutz der Republik und zum Kampf gegen die Reaktion mit der SPD bereinigen müsse. So war die 

unmittelbare Folge unserer Fehler bei der Rathenau-Aktion nicht eine Stärkung, sondern eine Schwä-

chung des deutschen Proletariats. Es zeigten sich hier bereits dieselben Fehler und dieselbe grund-

sätzlich falsche Auffassung von der Einheitsfronttaktik als von einem ehrlichen Bündnisversuch mit 

den sozialdemokratischen Führern, welche später die verhängnisvolle Niederlage der KPD in einer 

entscheidenden revolutionären Situation herbeigeführt haben. 

Die heftige Kritik, die nach der Rathenau-Aktion von den linken Organisationen an der Haltung der 

Zentrale geübt wurde – eine Kritik, der sich auch viele Genossen anschlossen, die seitdem bei ver-

schiedenen Anlässen eine Art Mittelgruppe in der Partei darstellten –, erzeugte bei der Zentrale jene 

verhängnisvolle Stimmung gegen die Opposition, die seitdem die Verhältnisse innerhalb der Partei 

sehr vergiftet hat. Es tauchten damals die Pläne auf, die Bezirksleitung Berlin-Brandenburg mit Ge-

walt abzusetzen, um die „Stänker und Krakeeler“ loszuwerden. Die Zentrale, welche niemals die 

Kraft zu der Durchführung solcher Pläne fand, hat in jeder Situation, in der sich politische Differenzen 

zwischen ihr und der Opposition entwickelten, mit solchen Gedanken gespielt. Sie hat gerade dadurch 

ihr Ansehen in der Partei auf das Schwerste geschädigt und die Festigung der Opposition selbst im 

hervorragenden Maße gefördert. 

Die politische Vorbereitung des 4. We l t kongr es se s  zeigte erneut Gegensätze innerhalb der Partei, 

Gegensätze, die aber ebenfalls im engsten Zusammenhang mit den bisher beschriebenen Differenzen 

standen. Die Zentrale der KPD hatte durch den Genossen Thalheimer ein Programm ausarbeiten las-

sen, das zugleich als Material für die internationale Programmdebatte dienen sollte. Die Organisation 

Berlin-Brandenburg und mit ihr weite Kreise der Partei lehnten dieses Programm wegen seiner zahl-

reichen Fehler ab. Der Bezirksausschuß Berlin-Brandenburg forderte, daß der grundsätzliche Teil des 

Programmes durchaus nur die von der Marxi-[128]stischen Wissenschaft gesicherten theoretischen 

Erkenntnisse über die Entwicklung des Kapitalismus und Imperialismus und die Notwendigkeit der 

proletarischen Diktatur als der alleinigen notwendigen Etappe zur klassenlosen Gesellschaft enthalte. 

Der Bezirksausschuß nahm Stellung gegen die programmatische Verankerung sogenannter Etappen- 

oder Uebergangsforderungen, die ein Zwischenstadium zwischen der Periode der Demokratie und 

der Diktatur des Proletariats zu begründen scheinen. Im Programmentwurf des Genossen Thalheimer 

war auf politischem Gebiet als eine solche Uebergangsforderung die Arbeiterregierung und auf öko-

nomischem Gebiet die Erfassung der Sachwerte und die Staatssyndizierung im Rahmen der bürger-

lichen Eigentumsordnung enthalten. 

Auch internationale Fragen spielten bei der Vorbereitung des 4. Weltkongresses in den Debatten zwi-

schen Opposition und Zentrale der KPD eine große Rolle. Die Opposition wandte sich scharf gegen 

die Art und Weise, wie das Zentralkomitee der tschechischen Partei die tschechische Opposition, deren 

Fehler von der deutschen Opposition durchaus abgelehnt wurden, liquidieren wollte und protestierte 

gegen den Ausschluß linksgestimmter, revolutionärer Genossen. In der Norwegischen Frage forderte 

die deutsche Opposition von der Exekutive ein scharfes Vorgehen gegen die offenen reformistischen 

Tendenzen in der norwegischen Arbeiterpartei. Sie wies auf die schweren Entartungserscheinungen 

und Gefahren in der gesamten Komintern hin. Die Parteizentrale l eugne te  diese Gefahren. 

Auf dem 4. Kongreß selbst vertraten in den Debatten die Genossen Ruth Fischer und Urbahns den 

Standpunkt der deutschen Opposition in der Frage der Einheitsfronttaktik und Arbeiterregierung. Sie 

forderten eine Festlegung in dem Sinne, daß die Arbeiterregierung kein Zwischenstadium sein kann, 

sondern nur der Beginn des Kampfes im offenen Bürgerkrieg um die Erringung der proletarischen 

Diktatur. Sie deckten die revisionistischen Gefahren auf, die sich aus einer unklaren Formulierung in 

der Frage der Arbeiterregierung ergeben könnten. Wie berechtigt ihre Warnungen waren, zeigte 
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schon auf dem 4. Kongreß folgendes bezeichnendes Beispiel: Es kam die falsche Meldung nach Mos-

kau, daß die Kommunistische Partei, nach der inzwischen erfolgten Neuwahl des sächsischen Land-

tags, bereit sei, in die Regierung einzutreten, ohne daß als vorherige Bedingung die Frage der Be-

waffnung der Arbeiter und die Frage eines Rätekongresses gestellt worden sei. Die Mehrheit der 

deutschen Delegation auf dem 4. Kongreß billigte sofort einen solchen Schritt, der in Wirklichkeit 

damals noch gar nicht erfolgt war, und zeigte dadurch, daß alle Redensarten von den Voraussetzun-

gen, auf welche eine Arbeiterregierung aufgebaut sein müsse, für eine Anzahl führender Genossen in 

der KPD nur Redensarten waren. 

Immer deutlicher formulierten sich die verschiedenen Auffassungen über die Rolle der Einheitsfront-

taktik und der aus ihr hervorgehenden Parolen. Vor dem Reichsbetriebsrätekongreß, der im Herbst 

1922 in Berlin stattfand, arbeitete die Berliner Bezirksleitung einen offenen Brief der Betriebsräte 

aus, der die Betriebsrätebewegung einleitete und die Kontrolle der Produktion als nächstes Ziel auf-

stellte. Dieses Ziel konnte nur durch den Massenkampf von unten her erreicht werden, und die Vo-

raussetzungen seiner Erreichung war die Schaffung von proletarischen Machtorganen. Genosse 

Brandler machte einen Gegenentwurf, in dem er die Einführung von Rettungsmaßnahmen für das 

Proletariat durch eine Notverordnung des Reichspräsidenten, auf beschleunigtem parlamentarischem 

Weg verlangte, die von der Sozialdemokratie durch ihren Einfluß in der Regierung zu erlassen sei. 

[129] Die grundsätzlich verschiedenen Auffassungen von der Einheitsfronttaktik zeigen sich an die-

sem Beispiel sehr klar: Die Richtung Brandler faßte die Einheitsfronttaktik als den Versuch auf, die 

Sozialdemokratische Partei mit ihrer Führung zu zwingen, „Arbeiterpolitik zu betreiben“. Die Oppo-

sition faßte die Einheitsfronttaktik als eine Zusammenballung der proletarischen Massen in den Be-

trieben auf, als einen Kampf, der von unten her geführt wird und in dessen Verlauf proletarische 

Machtorgane darangehen, jene Parolen der Einheitsfront zu verwirklichen, welche die Sozialdemo-

kratische Partei ihrem kleinbürgerlich-konterrevolutionären Charakter nach, nicht durchführen kann. 

Der Le i pz i ge r  Pa r t e i t ag  im  Janua r  1923  hatte angesichts der ungeheueren Zuspitzung der 

nationalen und internationalen Tage durch den Ruhrkonflikt die Pflicht, den Weg deutlich zu zeigen, 

den die KPD bei den kommenden großen Massenaktionen zu gehen haben würde. Der Parteitag fand 

zwei scharf geschiedene Fraktionen vor, obwohl er nicht nach politischen Gesichtspunkten vorberei-

tet war, obwohl über die Hauptfragen vor dem Parteitag keine Richtlinien zur Diskussion vorgelegen 

hatten, und obwohl in den meisten Bezirken die Delegierten nicht nach politischen Gesichtspunkten 

gewählt worden waren. Auf dem Parteitag wurde von der Mehrheit die Verhandlung der wichtigsten 

politischen Fragen (Ruhrbesetzung und ihre Folgen) einfach abgelehnt. 

Die Thesen der Mehrheit in Leipzig formulierten klar den neuen kommunistischen Rev i s i on i s -

m u s, der die Diktatur des Proletariats als unmittelbares Kampfziel beseitigt und der die bürgerliche 

Demokratie als den „Rahmen“ betrachtet, innerhalb dessen die Kommunistische Partei durch die Ar-

beiterregierung, die auf parlamentarischem Wege zustande kommt, ihren Kampf führt. Der Versuch 

der Arbeiterklasse wird für möglich gehalten, im „Rahmen und mit den Mitteln der bürgerlichen 

Demokratie“ Arbeiterpolitik zu betreiben. Die Sozialdemokratie wird als linker Flügel der Bourgeoi-

sie angesehen, die man zum rechten Flügel des klassenbewußten Proletariats machen müsse, als eine 

Partei, ohne welche die Kommunistische Partei den Kampf um die Revolution in Deutschland gar 

nicht beginnen kann. 

Demgegenüber lehnen die Thesen der Minderheit das demokratische Anknüpfen an angeblich vor-

handene demokratische Illusionen der Massen ab. Sie lehnen ferner ab die Theorie, daß die Arbeiter-

regierung in Deutschland im Rahmen der Demokratie möglich sei, weil nach Meinung der Opposition 

diese Auffassung theoretisch zur Revision der kommunistischen Staatstheorie führen muß, praktisch 

aber die Vorbereitung des revolutionären Kampfes, die politische Vorbereitung des Bürgerkrieges 

hemmt, die Opposition lehnte die theoretische Auffassung von der möglichen Gewinnung der Sozi-

aldemokratie ab. Die Konsequenz einer Auffassung, welche in der Sozialdemokratie eine große pro-

letarische Massenpartei steht, die gesund werden kann, führt nach Ansicht der Opposition zur Liqui-

dierung der KPD, die ja überflüssig wird, wenn auch die Sozialdemokratie als Partei revolutionär 

kämpfen kann und sogar Arbeiterpolitik zu treiben fähig ist. 
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Die Entstehung der Arbeiterregierung beschrieb die Opposition folgendermaßen: 

Der Kampf um die Arbeiterregierung erfordert: 

a) Daß das Proletariat seine Abwehrfront geschlossen hat. 

b) Den Kampf um die Macht zu führen, bereit ist, d. h. aus der Verteidigung zum Angriff überzuge-

hen. 

c) In den vorbereitenden Kämpfen sich Organe geschaffen hat, welche die kämpfenden Massen zu-

sammenfassen und organisieren und auf welche die Arbeiterregierung nach ihrem Zustandekommen 

als [130] lebensfähige, kampfkräftige und erweiterungsfähige Klassenorgane (Räte, Kontrollaus-

schüsse) sich stützen kann. 

d) Daß die entschlossensten Teile des Proletariats die Waffenfrage nicht nur stellen, sondern zu ihrer 

praktischen Lösung überzugehen beginnen, so daß die Arbeiterregierung, wenn sie zustande kommt, 

im Flusse der beginnenden Bewaffnung der Arbeiterschaft, die Bewaffnung systematisch mit ihren 

staatlichen Mitteln durchführen kann. 

Diese Arbeiterregierung ist also bereits die Sprengung des Rahmens der bürgerlichen Demokratie 

und der Beginn des Bürgerkriegs, nicht aber erst ein Aufmarschgelände zum Bürgerkrieg. 

Das sächsische Beispiel vom Oktober 1923 ermöglicht es uns heute, die Differenzen weit klarer zu 

überblicken, als es damals bei den Debatten in Leipzig möglich war. Der Standpunkt der Opposition, 

den die geschichtliche Entwicklung seitdem gerechtfertigt hat, wurde damals vielfach als theoretische 

Haarspalterei betrachtet. Die fraktionell eingestellte Mehrheit auf dem Leipziger Parteitag betrieb of-

fen eine Politik der Ausschaltung der Opposition bei der Wahl der Zentrale. Obwohl die Opposition 

die wichtigsten Industriegebiete hinter sich hatte, und obwohl sie auf dem Parteitag fast die Hälfte der 

Delegierten in ihren Reihen versammelte, wurde eine Kampfzentrale der Mehrheit gegen die Opposi-

tion gewählt. Diese Zentrale, deren Ziel innerhalb der Partei die gewaltsame Liquidierung der Oppo-

sition war, brach im Oktober zusammen, als sie die Leipziger Theorien in die Praxis umsetzen wollte. 

Nach dem Leipziger Parteitag verschärften sich die Gegensätze innerhalb der Partei naturgemäß in 

der schlimmsten Weise. Der Parteitag hatte die Partei nicht zusammengeschmiedet, sondern in zwei 

Hälften zerrissen, von denen die eine den zentralen Apparat, die andere die größten Bezirksorganisa-

tionen der Partei beherrschte. Die heftigsten Konflikte mußten daher binnen kurzem eintreten. Die 

Sachse n- und die Ruhr po l i t i k  der Reichszentrale bildeten die politische Basis dieser Konflikte. 

In Sachsen unterstützten unsere Genossen seit dem Februar 1923 eine sozialdemokratische Minder-

heitsregierung, die man als eine Regierung des linken Flügels der SPD bezeichnete. Die Opposition 

nahm grundsätzlich Stellung gegen die Unterstützung dieser Regierung Zeigners. Sie erklärte, daß 

die Unterstützung dieser Regierung, die nichts anderes als eine bürgerlich-parlamentarische Regie-

rung sein konnte, der sächsischen Sozialdemokratie einen neuen revolutionären Nimbus verschaffte 

und daher die Zersetzung in der Sozialdemokratie nicht fördere, sondern aufhalte. Die Opposition 

wies auf die Konsequenzen der anonymen Koalitionspolitik in Sachsen hin. Sie beharrte auf dem 

Standpunkt, daß die Voraussetzung einer Unterstützung der sächsischen Regierung die Forderung des 

Betriebsrätekongresses und die Bewaffnung der Arbeiterschaft hätte sein müssen. Den naiven Glau-

ben vieler führender Genossen in Sachsen an die Ehrlichkeit der linken sozialdemokratischen Führer 

teilte die Opposition nicht. Auch warnte die Opposition schon seit Februar immer wieder vor dem 

großen strategischen Fehler, die sächsische Frage ganz isoliert zu stellen und Sachsen als eine „glück-

liche Insel“ zu betrachten, auf der man imstande sei, eine vom übrigen Arbeiter-Deutschland losge-

löste „sächsische Politik“ zu betreiben. 

Während alles nach Sachsen starrte, vernachlässigte die Führung der Partei die Ruhrfrage in sträfli-

cher Weise. Vergeblich betonte die Opposition immer wieder, daß in den Industriegebieten und an 

der Ruhr und nicht im sächsischen Parlament die Entscheidung über die kommende revolutionäre 

Bewegung fallen müsse. Die Partei leitete den Ruhrkampf falsch ein, indem [131] sie keine klare 

Stellung gegen die deutsche Bourgeoisie einnahm und nicht klar sagte, daß die deutsche Bourgeoisie 
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gestürzt werden müßte, weil das deutsche Proletariat die einzige Macht ist, welche gegen den fran-

zösischen Imperialismus kämpfen kann, und welche das Proletariat wirtschaftlich retten kann. Die 

Kampflosungen, welche die Zentrale im März zur Ruhrfrage herausgab, spekulierten wieder auf die 

„demokratischen Illusionen“ und bekannten sich sogar mit nur schwacher Verschleierung zur bürger-

lichen Erfüllungspolitik. Die Forderung der Opposition, die Frage der Machtergreifung und der Pro-

duktionsübernahme im Ruhrgebiet wie im ganzen Reich nunmehr in den Mittelpunkt zu rücken, die 

eine Forderung wie eine scharfe Kampfansage gegen den französischen Imperialismus war, wurde 

im März von der Zentrale schroff abgelehnt. 

All diese Gegensätze führten Ende März auf dem Bezirksparteitag des Ruhrgebietes in Essen, auf 

dem Vertreter der Zentrale und der Opposition anwesend waren, zu einem heftigen Konflikt. Die 

Resolution der Opposition, in welcher eine aktive Ruhrpolitik gefordert und bei gleichzeitiger Stei-

gerung der Bewegung im Reiche die Frage der Uebernahme der Betriebe durch die Arbeiterschaft als 

Parole gefordert wurde, wurde mit geringer Stimmenmehrheit abgelehnt. 

Die Tatsache, daß die Opposition trotz der „starken“ Brandler-Zentrale immer mehr anwuchs, daß sie 

in Berlin, Hamburg, Frankfurt, Köln usw. trotz aller Bemühungen der Zentrale unerschüttert blieb, 

während sie im ersten Ansturm die Hälfte des Ruhrbezirkes eroberte, veranlaßte die Zentrale zu der 

Verständigungskonferenz, die im April stattfand. In der Verständigungskonferenz in Berlin wurden 

die politischen Fragen nicht geklärt. Man besprach die Form der Zusammenarbeit innerhalb der Par-

tei, wobei die Zentrale neue organisatorische Bindungen für die Opposition verlangte, welche die 

Opposition damals im Interesse der Parteieinheit auf sich nahm. 

In Moskau fand dann Anfang Mai vor der Exekutive eine Konferenz zwischen der Zentrale und der 

Opposition statt, in welcher politische Formulierungen einstimmig angenommen wurden. Diese 

Kompromißformulierungen kritisierten stark, wenn auch nicht offen, die theoretischen Formulierun-

gen des Leipziger Parteitages, stellten auch die Gefahren der Sachsen-Politik sehr deutlich dar, bil-

ligten aber in der Ruhrfrage die Haltung der Zentrale mit einigen Aenderungen. Vier Mitglieder der 

Opposition wurden in die Zentrale kooptiert, um eine gemeinsame Arbeit zwischen Opposition und 

Zentrale zu erleichtern. 

Es muß ferner erwähnt werden daß nach dem Essener Parteitag sich von der Opposition eine kleine 

Gruppe der „Parteiretter“ (auch „gesunde Linke“ genannt) loslöste, die ohne Umschweife und ohne 

besondere Formulierungen zu finden, zur Richtung der Zentrale überging. Zu dieser Gruppe gehörten 

die drei in Leipzig, als Vertreter der Opposition in die Zentrale gewählten Genossen Ewert, Pfeiffer 

und Lindau und einige Genossen der Berliner Bezirksleitung. Eine Spaltung der Opposition ver-

mochte freilich diese Abwanderung einiger Genossen nach rechts nicht herbeizuführen. Die großen 

Hoffnungen, welche die Zentrale auf diese Gruppe setzte, erfüllten sich in keiner Weise. 

Die gesamte Verständigungskonferenz erweist sich, wenn man sie jetzt rückschauend betrachtet, als 

ein mißglückter Versuch, die tiefbegründeten Differenzen durch ein organisatorisches Kompromiß 

zu überbrücken. Die Zentrale hatte nicht die Absicht, die Leipziger Politik aufzugeben. Sie strebte 

weiter nach einem Zusammengehen mit der Sozialdemokratie, [132] führte weiter die Politik der 

bedingungslosen Unterstützung der Zeigner-Regierung und sie erkannte nicht die historische Bedeu-

tung der Ruhrbewegung. So war die Opposition immer aufs neue gezwungen, politischen Wider-

spruch gegen die Haltung der Zentrale zu erheben. Das einzige Ergebnis der Verständigungskonfe-

renz, das aber vielleicht eben so sehr ein Ergebnis der sich immer mehr zuspitzenden politischen 

Situation war, bestand darin, daß auf eine kurze Zeit die Versuche der Zentrale auf Maßregelung und 

Absetzung der Berliner Bezirksleitung unterblieben. 

Schon im Juni kam es zu neuen Differenzen in der Frage der Sachsen-Politik. Die Zeigner-Regierung 

hatte in Bauten, Dresden und Leipzig auf Arbeitslose schießen lassen. Der Berliner Bezirksausschuß 

forderte endgültigen Bruch mit einer solchen Regierung. Der Versuch der Zentrale, durch die Ent-

sendung zweier Berliner Parteifunktionäre zur „Ueberzeugung“ nach Sachsen Teilen der Berliner 

Organisation die Richtigkeit und die Erfolge der Sachsen-Politik zu beweisen, mißlang. Die Berichte 

beider Genossen aus Sachsen gaben kein gutes Bild über den Zustand unserer sächsischen 
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Organisationen, und sie zeigten im Gegenteil, daß die SPD sich mit Hilfe unserer Partei immer mehr 

festigte, während im übrigen Reich überall ein Zersetzungsprozeß der SPD zu beobachten war. Die 

einstimmige Ablehnung der Sachsen-Politik auf diesem Berliner Bezirksausschuß veranlaßte die 

Zentrale nicht etwa zu einer Nachprüfung ihrer Politik, sondern veranlaßte sie dazu, mit Gewalt jede 

Debatte über die Unterstützung der Zeigner-Regierung zu verhindern. Die Exekutive der Komintern 

billigte dagegen in einem besonderen Brief vom 18. Juli 1923 in dieser Frage die Haltung der Berliner 

Organisation und bezeichnete es als einen schweren Fehler der KPD, daß sie die Zeigner-Regierung 

nach den Blutbädern in Bautzen usw. unterstützt habe. 

Inzwischen begann jene Welle von Streiks zu steigen, in denen sich die Verschärfung der Klassenge-

gensätze in Deutschland anläßlich der Ruhrbesetzung dokumentierte. Im Ruhrgeb i e t  und in 

Obe r sch le s i en  standen Millionen von Proletariern im Streik. Wenn die Partei nicht auf die un-

glückselige Sachsen-Politik eingeschworen gewesen wäre, so hätte sie erkennen müssen, daß diese Be-

wegungen eine Aenderung ihrer Sprache, ihrer ganzen Haltung und ihrer Lösungen und Ziele erfor-

derten. Die Partei hätte sich sagen müssen, was die Opposition immer wieder verlangte, daß sie nun-

mehr mit einem klaren Rettungsprogramm vor die Arbeiter treten müsse, in dem die Nationalisierung 

der Schwerindustrie und der Banken, die Kontrolle der Produktion und Ernährung und das Bündnis mit 

dem proletarischen Rußland, als jene Maßnahmen den Massen eingehämmert würden, welche eine 

proletarische Diktatur zur Rettung der Existenz des deutschen Arbeiters durchführen würden. 

Vergeblich forderte die Opposition eine solche Politik. Die Zentrale, welche an den kommenden Bür-

gerkrieg in Wirklichkeit gar nicht glaubte, kam mit nichtssagenden und zum Teil lächerlichen Paro-

len, wie z. B. den Plan einer 51prozentigen Sachwerterfassung durch Gesetzantrag auf parlamentari-

schem Wege zu verlangen. Die Zentrale wollte nichts davon wissen, daß man sich auf den direkten 

Machtkampf einstellen müsse und deshalb jetzt die proletarische Diktatur den Massen der verzwei-

felnden Arbeiter und Kleinbürger verständlich machen müsse. Die Zentrale starrte nach Sachsen, die 

Zentrale sprach durch Brandler, ihrem Vorsitzenden, von der Anknüpfung an die Gedanken der „Ar-

beiter in gehobenen Lebensstellungen“, die Zentrale sah nur die SPD und die Gewerkschaftsführer 

und vernachlässigte auf das gröblichste die politische Vorbereitung der r evo l u t i onä r en  Aktion. 

Genossen, welche in den Parteiredaktionen und in der mündlichen [133] Propaganda von der prole-

tarischen Diktatur sprachen, wurden mit Maßregelungen bedroht. 

Die revolutionäre Welle stieg an. Der Antifaschistentag Ende Juli 1923 zeigte die Bourgeoisie in 

völliger Verwirrung. Das Vertrauen zur Kommunistischen Partei stieg von Tag zu Tag. Die Betriebs-

rätebewegung belebte sich. Das Kleinbürgertum begann nach links zu schauen. In einer solchen Si-

tuation forderte die Opposition aufs neue auf dem Zentralausschuß am 5. und 6. August eine andere 

Politik; die Opposition forderte scharfe Stellungnahme gegen die linke Sozialdemokratie, sie wies 

darauf hin, daß wir bei den kommenden Kämpfen die Fehler des 9. November vermeiden müssen, 

und sie forderte die Umstellung der Partei aus dem Schwächegefühl der letzten Jahre in jenes Macht-

bewußtsein, das wir brauchen, wenn wir den revolutionären Kampf führen wollen. Aufs neue wurde 

das Rettungsprogramm gefordert und von der Opposition ein Entwurf vorgelegt. Die Parteiführung 

ging auch über diese Forderungen hinweg. 

Der Cuno-Streik zeigte die Bourgeoisie in vollster Auflösung. Dieser Streik, siegreich geführt gegen 

die Gewerkschaften und gegen die Sozialdemokratie von den wahren Einheitsorganen der Arbeiter, 

den Betriebsräten, zeigte endgültig, welche Linie die Partei einschlagen mußte. 

Die Parteiführung verstand nicht die Zeichen der Zeit. Nach dem Cuno-Streik entdeckte sie plötzlich, 

daß man sich auf eine kommende „linkssozialistische Regierung im Reiche“ einstellen müßte, weil 

Stresemann die Kapitulation im Ruhrgebiet nicht durchführen könne. Der Berliner Zentralvorstand 

erhob gegen diesen Unsinn schärfsten Protest, weil eine solche These geeignet war, die politische 

Vorbereitung der Revolution unmöglich zu machen. Kostbare Wochen verstrichen nutzlos, weil die 

Zentrale es für ihre vornehmste Aufgabe hielt, erbittert und mit den boshaftesten Schikanen gegen 

die Opposition zu kämpfen, von der sie befürchtete, daß sie ihren Plan, in Sachsen in die Regierung 

einzutreten, zunichte machen würde. 
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Um die Kraft zur Durchführung ihres sächsischen Planes zu erhalten, schickte die Zentrale eine Dele-

gation nach Moskau. Der Eintritt in die sächsische Regierung und die Niederschlagung der Opposi-

tion der Partei durch gewaltsame Absetzung der Berliner Bezirksleitung, das waren die Dinge, welche 

Brandler in Moskau durchsetzen wollte. Auch die Opposition erschien wiederum in Moskau, um ihre 

warnende Stimme vor einer Politik zu erheben, welche das Schicksal der deutschen Revolution in die 

Hände einer Kombination von Sozialdemokraten und Kommunisten legte. Die Opposition unterlag. 

Zwar gab die Exekutive nicht die Billigung zum organisatorischen Einschreiten gegen die Opposition, 

aber sie hörte auf die falschen Informationen, welche Brandler über die Stärke der sächsischen Posi-

tion gab, und sie traute den Führern der KPD zu, daß diese die sächsische Regierung zum Hebel, zum 

Aufmarschgelände der proletarischen Revolution in Deutschland würden benutzen können. 

Die Oktober-Niederlage mit ihren katastrophalen Wirkungen und unerhörten Einzelheiten, welche 

die Delegation der Opposition in ihren Thesen ausführlich beschreibt, bestätigte unsere jahrelangen 

Voraussagen in einer uns selbst überraschenden Weise. Der Versuch des kommunistischen Revisio-

nismus brach in Sachsen elend zusammen. Das Lehrgeld aber, das die KPD für diese bittere Erkennt-

nis zahlen mußte, war zu teuer. Die schwere Erschütterung des Vertrauens der proletarischen und 

kleinbürgerlichen Massen zu unserer Partei, die Tatsache, daß wir die beste Situation, welche die 

deutsche Revolution uns jemals gegeben hat, verpaßt haben, die Illegalität der gesamten Partei und 

das siegreiche Anwachsen der Reaktion [134] in Deutschland sind das Ergebnis einer jahrelang mit 

Hartnäckigkeit durchgeführten falschen Politik. 

Nicht einmal nach der Oktober-Niederlage erkannte die Mehrheit der Parteibürokratie, daß sie auf 

einem falschen Wege war. Der Zentralausschuß am 3. November 1923 nahm gegen die Minderheit 

der alten Oppositionsbezirke mit 40 zu 16 Stimmen Thesen an, in denen weder eine Erkenntnis der 

Gründe, welche zur Niederlage geführt haben, noch eine Erkenntnis der Situation, in welcher sich 

jetzt die Partei und das Proletariat befinden, ersichtlich wurde, in denen aber eine neue opportunisti-

sche Theorie vom „Sieg des Faschismus über die Novemberrepublik“ sich breitmachte. Erst der 

Druck der proletarischen Massen in der Partei, welche jedes Vertrauen zur Parteiführung verloren 

haben, und die Erkenntnis der Exekutive der Kommunistischen Internationale führten dazu, daß eine 

gewisse Gruppe der bisherig n Parteimehrheit Fehler zugab, und eine Aenderung der politischen Linie 

wenigstens diskutierte. In dieser chaotischen Parteisituation begaben sich die Delegierten der ver-

schiedenen Parteigruppen im Dezember 1923 nach Moskau. 

Diese kurze Skizze der Entwickelung der Opposition in Deutschland konnte nur die Tatsachen anei-

nanderreihen, da eine eingehende Behandlung aller Fragen bedeuten würde, die Geschichte der KPD 

seit 1920 zu schreiben. Zusammenfassend kann aber das eine gesagt werden: D i e  Oppos i t i on  in  

de r  KPD  ha t  i n  den  ge sam ten  J ah r en  e ine  e i nhe i t l i che  L i n i e  du r chge f üh r t. Davon 

ausgehend, daß die KPD das Erbe der sozialdemokratischen Vergangenheit mit sich trägt, war das 

Ziel der Politik der Opposition die Erringung einer wirklich kommunistischen Partei durch schärfsten 

Kampf, zuerst gegen das offene Liquidatorentum Levis und dann gegen die revisionistische Theorie 

und Praxis der Einheitsfronttaktik mit den sozialdemokratischen Führern. Die Opposition, welche die 

Zusammenfassung der besten Arbeiterelemente der KPD verkörpert, jener Elemente, die nicht durch 

die Theorie, sondern durch jahrzehntelange Erfahrung innerhalb der USP und SPD die Methoden des 

Reformismus kennen gelernt haben, die Opposition ist heute keine unfruchtbare Gruppe ohnmächti-

ger Kritik, sondern sie ist der Kern der KPD. Auch die Opposition war natürlich Schwankungen un-

terworfen, auch die Opposition hat nicht immer klar verstanden, die politischen Dinge zu formulieren, 

auch die Opposition mit ihren Fehlern war ein Spiegelbild der jungen kommunistischen Partei in 

Deutschland. Mit allen ihren Fehlern und Schwächen aber ist sie heute die einzige ideologisch ge-

schlossene Gruppe in der KPD und diejenige Gruppe, welche die kommunistische Partei in Deutsch-

land aufrecht erhalten wird, ob die Entwicklung uns schnell zum Siege führen wird oder nicht. 

* 
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III.  

Erklärung. 

Die nachfolgende Erklärung wurde von den Genossen Brandler und Thalhei-

mer in der Sitzung des Zentralausschusses vom 12. Februar abgegeben. 

Die Unterzeichneten erachten für notwendig, ihre Meinung zu den schwebenden Parteifragen im ein-

zelnen darzulegen, da sie die vom EK gemeinsam mit der deutschen Delegation getroffenen Lösun-

gen für mangel- und teilweise fehlerhaft halten. Wir halten uns zu dieser Darstellung der Partei ge-

genüber verpflichtet, weil unser Standpunkt sowohl von der sogenannten Linken, als auch von dem 

sogenannten Zentrum zu einer durch [135] ihre Fraktionsbrille gefärbten Karikatur gemacht wird. 

Durch den Versuch, uns zu Rechten und Revisionisten des Kommunismus zu stempeln, wird die 

Partei verwirrt. 

Vor, während und nach dem Oktober sind von der Partei und der Parteiführung eine Reihe schwerer 

Fehler gemacht worden. Wir haben das nie bestritten. Wir bestreiten auch nicht unsere Verantwort-

lichkeit für die gemachten Fehler. Wir bestreiten aber auf das Entschiedenste, daß wir die allein Ver-

antwortlichen sind, wie es offen oder verblümt dargestellt wird, und die Partei und Zentralemitglieder 

gegen ihren Willen auf die eingeschlagene politische Linie gedrängt hätten. Diesen Behauptungen 

gegenüber genügt es, darauf zu verweisen, daß alle Beschlüsse zur Vorbereitung und Durchführung 

aller wichtigen politischen Aktionen seit dem Leipziger Parteitag mit mindestens Dreiviertel-Mehr-

heit der Zentrale angenommen worden sind. Erst bei der Beantwortung des Briefes des Genossen 

Sinowjew, erst bei der Bewertung der gemachten Fehler trat eine Differenzierung der Zentrale-Mehr-

heit ein. Die entscheidenden Beschlüsse bei allen Aktionen des letzten Jahres haben in den meisten 

Fällen auch die Zustimmung der Linken gefunden. Der Exponent der sog. Rechten, der Genosse 

Brandler, hat bis zuletzt sich gegen den Eintritt in die sächsische Regierung ohne genügende Vorbe-

reitung gewandt und hat gegen den in Moskau gefaßten Beschluß opponiert. Die Thesen auf dem 

Zentralausschuß zur politischen Lage sind mit 40 gegen 16 Stimmen angenommen worden. Bei der 

Abstimmung in der Zentrale haben gegen die Thesen nur jene Zentrale-Mitglieder gestimmt, die auf 

Beschluß des EK der KI in die Zentrale geschickt worden sind. Als diese Lage klar zutage trat, gaben 

wir in folgender Erklärung unsere Meinung über die Art der Lösung der Meinungsdifferenzen kund: 

Erklärung. 

Der Versuch, zu einer einheitlichen, mit Mehrheit angenommenen Beantwortung des Briefes der Exe-

kutive zu kommen, ist gescheitert. Die Differenzen in der Bewertung des Rückzuges und deren Ur-

sachen sind innerhalb der bisherigen Mehrheit der Z. noch zu groß, als daß sie zu einer einheitlichen 

Mehrheit zusammengefaßt werden könnten. Nach unserer Meinung, die wir erst später genauer prä-

zisieren können, liegt die Hauptursache des Rückzuges und der sich daraus ergebenden Folgen für 

die Partei in der Verkennung der miteinander ringenden revolutionären und konterrevolutionären 

Kräfteverhältnisse. Wir skizzieren hier nur ganz grob unsere Gedankengänge: 

1. Die Partei hatte noch keine feste Mehrheit hinter sich. 

2. Die Partei war nicht stark genug, die schwankenden Stimmungen und die vorübergehenden Sym-

pathien fest zusammenzufassen. Die Partei war noch nicht fähig, die Führung des Proletariats im 

Bürgerkriege zu übernehmen, weil sie durch das Verbot ihrer Presse, die Verfolgung ihrer Mitglieder 

und den Rückzug kampfunfähig gemacht werden konnte. Es fehlte der Partei die Fähigkeit, sich rasch 

von der Legalität auf die Illegalität umzustellen und trotz der Verfolgung die Führung der Massen zu 

behalten. Die Partei war nicht fest genug in den Betrieben durch Betriebszellen verwurzelt. Ihr auf 

dem Wohnbezirk aufgebauter Organisationsapparat wurde so stark desorganisiert, daß er den Anfor-

derungen nicht gewachsen war. 

3. Die Thesen von Koenen verschleiern die Hauptursache. Die Thesen von Remmele-Eberlein versu-

chen, diese Ursache durch technische Kampfanweisungen und organisatorische Mittel zu ersetzen, 

die den Grundfehler, die falsche Einschätzung der Kräfteverhältnisse, beibehalten und deshalb nicht 

zur Stärkung der Partei, sondern zur Schwächung führen müssen. 
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4. Die Opposition der Berliner trägt wesentlich zur Schwächung der Kampfkraft der KPD bei, aber 

sie ist nicht die Ursache derselben. Ihr radikal sein sollendes Gebaren ist lediglich Deckmantel für 

ihre Unfähigkeit, die revolutionären Aufgaben zu begreifen und die notwendige zähe Aufbauarbeit 

für die KPD und zur Sammlung des [136] revolutionären Proletariats zu leisten. Diese Gruppe ver-

mehrt die Panikstimmung, die durch den Rückzug der Partei aus Anlaß der Reichsexekutive gegen 

Sachsen in der Partei und den Teilen des revolutionären Proletariats eingetreten ist. Die Gruppe Ruth 

Fischer-Rosenberg-Scholem führt zur Zersetzung in der Partei. 

5. Mit der Gruppe Koenen-Kleine und der Gruppe Remmele-Eberlein muß eine Verständigung zu 

gemeinsamer Parteiarbeit zur Rettung der Partei gesucht und herbeigeführt werden. Die Aufgaben 

der Zusammenarbeit dieser Gruppen bestehen zur Zeit darin: 

a) jede Panikstimmung und alle, die sie nähren, mit aller Kraft zu bekämpfen; 

b) die Partei organisatorisch und politisch in dieser schweren Periode der Illegalität fest und zielklar 

so zu führen, daß sie allen Stürmen der Konterrevolution standhalten kann und die schweren Aufga-

ben zu erfüllen imstande ist, die die Partei befähigen, auch in der neuen Periode, die durch den Sieg 

des Faschismus eingetreten ist, zur Führerin des Proletariats zu werden. Für die praktischen Aufgaben 

genügen die Thesen des Zentralausschusses. Zur Klärung der Meinungsdifferenzen innerhalb der al-

ten Mehrheit der Z. wird es notwendig sein, durch mündliche und schriftliche Diskussion in der Partei 

die notwendige Klarheit zu erarbeiten. 

Be r l i n, 7. Dezember 1923. gez. Br and l e r. Tha l he i m e r. 

Dieser Erklärung ließen wir unseren Thesen -Entwurf nebst Ergänzung und Erläuterung durch den 

Artikel von Brandler im Sonderheft der „Internationale“ folgen. 

Bei den Beratungen in Moskau war unser Vertreter praktisch ausgeschaltet, weil auf Grund ganz 

einseitiger und falscher Information des EK einerseits und der Bereitschaft des sogenannten Zent-

rums, mit der „Linken“ gegen die konstruierte „Rechte“ einen Block zu bilden, andererseits der von 

uns vorgeschlagene Versuch, eine Zusammenarbeit mit der Linken durch eine Verständigung inner-

halb der alten Zentrale-Mehrheit unter Ablehnung jeder ideologischen Konzession an die KAP-Ten-

denzen herbeizuführen, vom Zentrum und vom EK abgelehnt war. So sind die jetzigen Beschlüsse 

und Parteigruppierungen geschaffen worden, die wir für keine geeignete Plattform zur Ueberwindung 

der deutschen Parteikrise halten und zu denen wir folgendes zu sagen haben: 

1. Zu den politischen Thesen. 

Die grundlegende Frage, ob es richtig war, im Oktober dem Entscheidungskampfe auszuweichen, ist 

in den Thesen nicht klar und unzweideutig beantwortet, vielmehr offen gelassen. Die Folge des Of-

fenlassens dieser Frage ist, daß immer noch Raum bleibt für die von der sogenannten Linken der 

Partei unmittelbar nach dem Oktober erhobene und auch heute noch nicht fallen gelassene Anklage 

gegen die Partei und ihre Leitung, daß sie aus Unfähigkeit oder Verräterei die Revolution versäumt 

oder verpaßt habe. Die Folge davon war die Schürung einer Panikstimmung in der Partei, Entmuti-

gung, die Verzögerung und Vernachlässigung der Aufnahme von Teilkämpfen, die Schädigung der 

Autorität der Parteileitung wie des Ansehens der Partei in den breiten Massen, und eine schädliche 

Lockerung der Parteidisziplin. 

Die Thesen lassen ferner eine klare Analyse der Ur sachen  des Rückzuges vermissen. Die Thesen 

machen nicht einmal den Versuch einer Analyse der Lage vor und während der Oktober-Ereignisse. 

Es wird die Behauptung, daß die „allgemeine Lage höchst revolutionär“ war, zum Ausgangspunkt 

der Kritik der Fehler der Partei gemacht. Was soll das heißen: „höchst revolutionär“? Wenn es heißen 

soll, daß seit dem Ruhrstreik Ende Mai bis zum Faschistentag und dem Cuno-Streik die steigende 

Notlage der Arbeiter, Kleinbürger und teilweise Kleinbauernmassen durch die Einheitsfrontaktik der 

KPD breite Massen Sympathisierender schuf, die immer mehr bereit waren, unter Führung der KPD 

den Kampf gegen die sie drückende Not aufzunehmen, so ist das ohne Zweifel richtig. Wenn wir 

[137] aber den Begriff der revolutionären Situation als Reifestadium für den Sturmangriff zur 
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Niederwerfung der Bourgeoisie im Sinne von Lenin anwenden, so fehlt die wichtigste Voraussetzung: 

d i e  s i che r e  Mehr he i t  de r  Ar be i t e r k l a s s e. Indem wir von der Voraussetzung ausgingen, 

diese Mehrheit bereits zu besitzen und uns zum Sturmangriff rüsteten, statt zu kämpfen, die uns diese 

Mehrheit und ihre organisatorische Erfassung in den Betrieben oder politischen Arbeiterräten ermög-

lichten, machten wir den Fehler, daß wir uns wegen der Schwäche der Kampfkraft in Berlin, wo der 

Streik nach dem Sturz Cunos nicht zu einem Kampf gegen die Große Koalition gesteigert werden 

konnte, davon abhalten ließen, den Streik gegen die neue Sammlung der Konterrevolution in der 

Großen Koalition von dort aufzunehmen und fortzusetzen, wo wir ihn hätten weitertreiben können: 

in Rheinland-Westfalen und Mitteldeutschland. Hätten wir den Kampf dort weiter getrieben, dann 

wäre es entweder möglich gewesen, durch erneute Eingliederung der Berliner Arbeiterschaft und die 

Einbeziehung der Industrie und der Landarbeiter in Norddeutschland und Schlesien die Sammlung 

der Bourgeoisie in der Großen Koalition zu verhindern, oder uns und den Massen wäre die ungenü-

gende Reise der Kampfkraft zum Sturmangriff zum Bewußtsein gekommen. 

Indem wir uns auf eine Atempause zum Rüsten zum Sturmangriff f ü r  uns  einrichteten, übersahen 

wir, daß dies gleichzeitig eine Atempause zum Rüsten für den Gegner bildete. Der Gegner nützte die 

Zeit zur Vorbereitung zum Niederschlagen der Arbeiter besser und mit Hilfe der SPD geschickter aus 

als wir. Durch seinen Scheinkampf gegen den kleinbürgerlichen Faschismus in Bayern täuschte er 

nicht nur breite Arbeitermassen, sondern zum Teil auch unsere Partei. Unter der Maske der Rüstung 

gegen Hitler rüstete er gegen uns. Die Verhängung des Belagerungszustandes und die Legalisierung 

der Uebernahme der ausführenden Gewalt durch die Militärdiktatur im Ermächtigungsgesetz nicht 

zum Ausgangspunkt der größten Massenkämpfe unsererseits gemacht zu haben, ist der zweite ver-

hängnisvolle Fehler, dessen wir uns schuldig gemacht haben. 

Durch diese Unterlassungssünden verloren wir die Initiative. Das war der dritte verhängnisvolle Fehler. 

Als wir in die sächsische Regierung eintraten, um Aufmarschterrain, Waffen und Brot für die deut-

sche Revolution zu gewinnen und unser Handeln auf unsere Fristen und Termine einstellten, wurden 

wir vom Gegner, der die Initiative hatte, an unserer Arbeit gehindert. Die nicht genügende Vorberei-

tung einer breiten Massenbewegung im ganzen Reich als Voraussetzung unseres Eintritts in die säch-

sische und thüringische Regierung, machte alle die Handlungen unserer Genossen in der Regierung, 

die unseren Plan, unsere Termine zur Voraussetzung hatten, zu einem „banalen parlamentarischen 

Manöver“. Das war der vierte verhängnisvolle Fehler. Der Plan ist von der E. K. gemeinsam aufge-

stellt worden. Die Fehler des Plans sind größer wie die der Durchführung 

Die Thesen enthalten keine Kritik der linken Fehler, sie unterstellen die gemachten linken Fehler als 

rechte. (Soweit „rechte“ Fehler vorgekommen, sind sie Folge der grundlegenden linken Fehler.) Das 

Ueberschätzen der eigenen Kraft, das Unterschätzen des Gegners, das Ueberschätzen des Tempos der 

Revolution, die nicht genügend sorgfältige Analyse der Kräfteverhältnisse sind „linke“ Fehler. Die 

nicht genügende Einschätzung der Rolle der Teilkämpfe und deren gründliche Vorbereitung, die nicht 

genügende Heranziehung der außerhalb der Partei stehenden proletarischen und halbproletarischen 

Massen vor und während der Oktober Ereignisse, das „alles oder nichts“ sind typische „linke“ Ab-

weichungen von der richtigen kommunistischen Linie. 

2. Zur Linksschwenkung. 

Wir haben bereits in den Thesen des Zentralausschusses die Notwendigkeit einer Linksschwenkung 

der Partei im Gefolge der veränderten politischen Lage anerkannt und vollzogen. Die Grundlage die-

ser Linksschwenkung ist der Sieg der großkapitalistisch-faschistischen Diktatur über die bürgerliche 

Republik und die Tatsache, daß die Sozialdemokratie diesen [138] Sieg hat teils aktiv herbeiführen 

helfen, teils den Kampf der proletarischen Massen dagegen gelähmt und verraten hat, und daß sie 

jetzt teils direkt an der faschistischen Diktatur teilnimmt oder die proletarische Abwehr dagegen im 

Rahmen eines Scheinkampfes innerhalb der Grenzen der bürgerlichen Demokratie halten und 

dadurch tatsächlich verraten will. 

Aus diesen Grundlagen folgt für die Partei: 
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a) das nunmehrige Fallenlassen derjenigen Uebergangsforderungen und Losungen, die an die Insti-

tutionen der bürgerlichen Demokratie anknüpften, vor allem die Lösungen der Arbeiter- und Bauern-

regierung, der Sachwerterfassung. An demokratischen Institutionen, die in Wirklichkeit nicht mehr 

da sind, ist selbstverständlich nichts „anzuknüpfen“. 

b) Die Aufgabe der Anwendung der Einheitsfront „von oben“, d. h. durch Verhandlungen mit den 

Spitzen der SPD und des ADGB und die Konzentration der Partei auf die vollständige politische und 

organisatorische Liquidation der SPD und der reformistischen Gewerkschaftsbürokratie, d. h. die Lo-

sung der Einheitsfront von unten. 

c) Verschärfter Kampf gegen den Faschismus, wobei die Gegensätze zwischen groß- und kleinbür-

gerlichem Faschismus auszunützen sind. 

Wir halten es dagegen für falsch und schädlich, die in Deutschland aus der Situation sich ergebende 

Losung der Einheitsfront von unten mechanisch auf die Sektionen der Komintern zu übertragen, wo 

die in Deutschland bestehende Situation nicht vorhanden ist, wo die Institutionen der bürgerlichen 

Demokratie mehr oder weniger noch vorhanden sind. 

Wir halten es weiter für falsch und schädlich, wenn die Verwerfung der bisherigen Anwendung der 

Einheitsfronttaktik in Deutschland, so wie sie in Uebereinstimmung mit der Exekutive erfolgte, nicht 

nachdrücklich korrigiert wird. 

3. Die revolutionäre Perspektive. 

Wir sind der Ansicht, daß die Perspektive in Deutschland revolutionär ist, d. h. daß die wirtschaftli-

chen und politischen Grundfragen nicht durch den Faschismus, sondern nur durch die proletarische 

Revolution, durch die Erkämpfung der Diktatur des Proletariats und durch Sozialisierung der kapita-

listischen Produktionsmittel gelöst werden können. Wir warnten dagegen davor, ausschließlich eine 

revolutionäre Zuspitzung binnen weniger Monate ins Auge zu fassen, sondern hielten und halten es 

für notwendig, auch die Möglichkeit eines längeren Fortwurstelns der deutschen Bourgeoisie auf ab-

schüssiger Bahn in Betracht zu ziehen. Die Partei muß sich auf beide Möglichkeiten einstellen, so-

wohl die einer katastrophalen Zuspitzung im Gefolge einer neuen akuten Währungs- und Finanzkrise, 

wie die einer langsamen Entwicklung in der Richtung der Revolution im Gefolge von allerlei wirt-

schaftlichen Auskunftsmitteln der Bourgeoisie auf Kosten der Arbeiter und der Mittelschichten und 

mit Beihilfe der internationalen Finanz. 

In beiden Fällen ist das nächste Kettenglied, an das wir uns klammern müssen, die Gewinnung der 

Mehrheit der Arbeiterklasse für die Ziele und Grundsätze des Kommunismus durch Teilkämpfe, in 

denen die jeweiligen Tageslosungen mit den Endlosungen aufs engste verknüpft werden müssen und 

die im einzelnen auf die Organisation der proletarischen Revolution abzielen müssen. 

4. Der Kampf gegen rechts- und linksliquidatorische Tendenzen. 

In ihrem jetzigen Kampfabschnitt ist die Partei sowohl von rechts- wie von links-liquidatorischen 

Tendenzen bedroht, gegen die beide der Kampf mit aller Energie aufzunehmen ist, da wo sie auftau-

chen. Wir lehnen es ab, ausschließlich rechtsliquidatorische Gefahren zu sehen, dagegen linksliqui-

datorische Tendenzen außer Acht zu lassen. Rechtsliquidatorische Tendenzen äußern sich besonders 

in der Illusion einer Rückkehr zur bürgerlichen Demokratie, dem Versuch des Verharrens bei dem 

sozialdemokratischen Organisationstypus, in der Vernachlässigung der militärisch-organisatorischen 

Ausgaben der Partei. ... Die linksliquidatorischen Tendenzen äußern sich [139] in der Ablehnung der 

Einheitsfronttaktik, in dem Versuch, die Einheitsfronttaktik von unten auf die Länder zu übertragen, 

wo die in Deutschland vorhandenen Voraussetzungen nicht existieren, in der Lockerung der Zentra-

lisation der KPD und Lockerung der Parteidisziplin überhaupt, in der Stimmungsmache gegen die 

zähe Fraktionsarbeit in den Gewerkschaften, in dem Bestreben, die unermüdliche Kleinarbeit und 

kluge kommunistische Ausnützung der Differenzen im Lager des Feindes zu ersetzen nur durch die 

Propaganda des Kommunismus statt mit ihm zu „paktieren“ und zu „lavieren“, „Kompromisse ein-

zugehen“, um den Gegner zu zermürben und die revolutionäre Front zu stärken. (Siehe Lenin: „Ra-

dikalismus, die Kinderkrankheit des Kommunismus“. Seite 51, 53, 56, 71.) 
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5. Die Führung der Partei. 

Die Uebertragung der Führung der Partei an das sogenannte Zentrum und die Linke bei überwiegen-

dem Einfluß der Linken halten wir für einen schweren Fehler und für schädlich für die Partei. Eine 

Zusammenarbeit mit KAP-istischen Strömungen in der Partei, die im jetzigen Kampfabschnitt un-

vermeidlich sind und die sich besonders stark in der Gewerkschaftsarbeit zeigen, halten wir für un-

bedingt notwendig, jedoch darf sie keinesfalls geschehen unter ideellen Konzessionen an die KAPis-

tischen Auffassungen. Der Kampf gegen rechtsliquidatorische Tendenzen, die zweifellos im jetzigen 

Kampfabschnitt ebenfalls drohen, ist erfolgreich nur zu führen, wenn gleichzeitig keinerlei Konzes-

sionen an die linksliquidatorischen Tendenzen statthaben. Die Genossen, die jetzt von der Führung 

der Partei ausgeschaltet werden sollen, lehnen es entschieden ab, mit irgendwelchen rechten Tenden-

zen identifiziert zu werden. Es sind diejenigen, die bereits in der Sozialdemokratie den Kampf gegen 

den Opportunismus aufgenommen haben, die in Deutschland die Grundlagen der kommunistischen 

Partei durch jahrelange zähe Arbeit geschaffen haben. 

6. Die Gewerkschafts- und Organisationsthesen. 

Den Gewerkschafts- und Organisationsthesen haben wir im Wortlaut zugestimmt. Die Organisati-

onsthesen enthalten unseren schon immer vertretenen Standpunkt, und wir hoffen, daß durch diese 

Thesen die liquidatorischen und sozialdemokratischen Tendenzen in der Frage der Organisation der 

Partei überwunden werden können auch dort, wo sie unter radikaler Maske auftreten. Auch den Ge-

werkschaftsthesen haben wir zugestimmt, ohne uns zu versteifen, einzelne Unklarheiten abzuändern. 

Die Annahme der Gewerkschaftsthesen auch in dieser Form war ein so entscheidender Sieg gegen-

über den Linken, die auch in der Gewerkschaftsfrage eine Revision der kommunistischen Taktik im 

Sinne der KAP vorgeschlagen hatten, daß wir unsere Bedenken gegen einzelne Formulierungen zu-

rückstellten angesichts der großen Gefahr, die eine Aenderung der Gewerkschaftsarbeit im Sinne der 

Linken bedeutet. Den 19. Februar 1924. He i n r i ch  Br and l e r. 

(Einige nicht für die Oeffentlichkeit bestimmte Stellen sind ausgelassen. A. Th.) 

* 

Ein Warnungssignal.  
Von A u g u s t  T h a l h e i m e r. 

„Die Kommunisten müssen alle ihre Kräfte anspannen, um die Arbeiterbewegung und die soziale 

Entwicklung überhaupt auf dem direktesten geradesten Wege zum Weltsiege der Sowjetmacht und 

zur Diktatur des Proletariats zu führen. Das ist eine unbestreitbare Wahrheit. 

M a n  b r a u c h t  a b e r  n u r  e i n e n  k l e i n e n  S c h r i t t  w e i t e r  z u t u n – o f f e n b a r  i n  d e r s e l b e n  R i c h -

t u n g  – u n d  d i e  W a h r h e i t  v e r w a n d e l t  s i c h  i n  e i n e n  F e h l e r. M a n  b r a u c h t  n u r  z u  s a g e n, w i e  

d i e  d e u t s c h e n  u n d  e n g l i s c h e n  „r a d i k a l e n“ K o m m u-[140]n i s t e n  s a g e n, d a ß  w i r  n u r  e i n e n, 

d e n  g e r a d e n  W e g, a n e r k e n n e n, d a ß  w i r  k e i n  L a v i e r e n, k e i n  P a k t i e r e n, k e i n e n  K o m p r o -

m i ß  z u l a s s e n, u n d  d a s  w i r d  s c h o n  e i n  F e h l e r, d e r  f ä h i g  i s t, d e m  K o m m u n i s m u s  e r n s t e n  

S c h a d e n  z u z u f ü g e n, u n d  d e r  i h m  s c h o n  e r n s t e n  S c h a d e n  z u g e f ü g t  h a t.“ 

(N. Lenin: Der „Radikalismus“, die Kinderkrankheit des Kommunismus. Leipzig 1920. S. 80.) 

1. Die Plattform der Linken: Gegen die Einheitsfront, Entscheidungskampf im Oktober, 

„Kenntnisnahme“ der politischen Resolution der Exekutive. 

Nach der Pressekorrespondenz vom 6. März 1924, Nr. 4, wurde auf dem Parteitag des Bezirks Rhein-

land-Westfalen-Süd unserer Partei, am 3. März, nach Referaten von Ru t h  F i s che r  und Wal t e r  

S t öcke r  und einer langen ausgiebigen Diskussion mit 60 gegen 21 Stimmen folgende Resolution 

angenommen: 

„Der am 3. März stattfindende Parteitag des Bezirks Rheinland-Westfalen-Süd der KPD stellt fest, daß die 

KPD und die Komintern durch die Politik reformistischer und opportunistischer Gruppen sich in einer schwe-

ren Krise befindet. Der Bezirksparteitag sieht in dem Kampf der russischen Opposition in der KPR einen 

Versuch zur Lockerung der Diktatur des Proletariats und eine Gefährdung der Sowjetmacht und stellt sich 

einmütig auf den Beschluß des russischen Zentralkomitees und der Resolution, die einstimmig auf der 
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russischen Parteikonferenz angenommen wurde. Die in den deutschen Fragen angenommenen Resolutionen 

nimmt der Parteitag zur Kenntnis. Er verlangt, daß in der KPD und in der Kommunistischen Internationale mit 

aller Kraft der Kampf geführt wird zur Vernichtung aller reformistischen und opportunistischen Tendenzen. 

Die Konferenz stellt fest, daß die Politik der Einheitsfronttaktik, der Arbeiterregierung und der Sachwerterfas-

sung der Ausdruck der reformistischen Strömungen in den Reihen der Partei war, die zum Versagen der KPD 

im Oktober vorigen Jahres führte. Er billigt ausdrücklich die Ansichten der Parteiopposition in diesen grund-

legenden Fragen. 

Die Konferenz erklärt, daß im Oktober vorigen Jahres der revolutionäre Entscheidungskampf historisch not-

wendig war. Weder das Ausweichen vor dem Kampf, noch das Ersetzen des Endkampfes durch sogenannte 

Rückzugsgefechte, Teilaktionen oder ähnliches war zulässig. 

Die Konferenz sieht die Aufgabe des Reichsparteitages darin, die Voraussetzungen zu schaffen für die end-

gültige Liquidierung aller reformistischen und opportunistischen Tendenzen. Das wird nur möglich sein, wenn 

die Führung der Partei in die Hände der Linken gelegt wird. Der Bezirksparteitag beschließt, daß die Führung 

des Bezirks einer Leitung übergeben wird, die die Gewähr dafür gibt, daß der Bezirk im Sinne der Linken 

geführt wird. 

Soweit die Resolution. 

Die Resolution ist nach einem Referat der Genossin Ruth Fischer angenommen worden. Es ist nir-

gends angegeben oder auch nur angedeutet, daß die Referentin mit dieser Resolution nicht einver-

standen ist. Die Resolution muß also als der Plattform der Linken entsprechend angesehen werden. 

Denselben Gedankengang in noch knapperer Fassung enthält die in der Berliner Funktionärversamm-

lung unserer Partei vom 5. März angenommene Resolution, in der ausdrücklich gesagt wird: 

„Die Linke wird von ihren Auffassungen in der Frage der Einheitsfront und der Zwischenlösungen, um die sie 

in der Partei gekämpft hat, nicht um Haaresbreite abgehen.“ 

Die Elberfelder Resolution, die demnach als durchaus authentischer Ausdruck der Auffassungen der 

Linken betrachtet werden muß, enthält folgende überaus charakteristischen Punkte. 

1. Die Ablehnung der Einheitsfronttaktik, nicht nur für die Gegenwart, sondern auch für die Vergan-

genheit und nicht nur für die deutsche Sektion, [141] sondern für alle Sektionen der Komintern. Das 

letzte geht daraus hervor, daß diese Taktik, ohne  j ede  E i nsch r änkun g, als reformistisch bezeich-

net wird. Ferner daraus, daß die Ansichten der Parteiopposition in diesen grundlegenden Fragen „aus-

drücklich“ gebilligt werden; 

2. erklärt die Resolution, daß im Oktober der Entscheidungskampf notwendig war, also geführt wer-

den mußte. Zwar wird im ersten Satz dieses Absatzes von „historisch notwendig“ gesprochen, was 

offenbar eine Steigerung des Charakters der Notwendigkeit ausdrücken soll. (In Wirklichkeit ist „his-

torisch notwendig“ ein schwacher, ungenauer Ausdruck, der sich mit „politisch notwendig“ nicht 

immer deckt.) Aber im nächsten Satz wird ausdrücklich das Ersetzen des Endkampfes im Oktober 

durch sogenannte Rückzugsgefechte, Teilaktionen oder ähnliches als n i ch t  zu l ä s s ig  erklärt. Es ist 

also unzweifelhaft gemeint, daß die Partei im Oktober den revolutionären Entscheidungskampf auf-

nehmen mußte, daß er politisch notwendig, also unbedingt geboten war. 

3. Die in der deutschen Frage angenommenen Resolutionen werden nur „zur Kenntnis genommen“. 

Das kann nicht bloß ein nachlässiger Ausdruck sein. Denn zuvor werden die Beschlüsse des russi-

schen ZK und der russischen Parteikonferenz in der r u s s i schen  Frage nachdrücklich geb i l l i g t. 

Die Billigung oder auch die Durchführung der in der deutschen Frage angenommenen Resolutionen 

der Exekutive wird nicht ausgesprochen, wird vermieden, umgangen. 

Diese drei Punkte machen den Kern der Elberfelder Resolution aus, sind maßgebend für die Plattform 

der Linken. Sie zeigen große Gefahren an, sie sind geradezu Warnungszeichen. 

2. Welches sind die politischen Folgerungen des Fallenlassens der Einheitsfront  

und welche Voraussetzungen liegen ihr zu Grunde? 

Worin besteht das Gefährliche, unzulängliche, von der richtigen kommunistischen Linie abweichende 

dieser Plattform? Es könnte gesagt werden, die Verurteilung der Einheitsfronttaktik von oben in der 
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Vergangenheit habe keine Bedeutung für die Gegenwart. Denn in der Gegenwart lehnen wir in 

Deutschland die Taktik der Einheitsfront von oben, d. h. Verhandlungen mit den sozialdemokrati-

schen Sitzen ab. Darüber bestehen keine Meinungsverschiedenheiten. Und diese Ablehnung ist auch 

nichts Neues. Das war bereits in den bekannten Thesen des Zentralausschusses von Anfang Novem-

ber des vorigen Jahres gesagt, wo es hieß: 

„Somit haben die Führer der Sozialdemokratie endgültig mit dem Proletariat gebrochen. Mit diesen Führern 

der Sozialdemokratie gibt es nur einen Kampf auf Leben und Tod. ... Solange die sogenannten linken Sozial-

demokraten nicht offen, klar, politisch und organisatorisch brechen mit den rechten Führern der Sozialdemo-

kratie, sind sie ihre Helfershelfer ... Die Einheitsfront des Proletariats wird von unten aufgerichtet. Die KPD 

hat überall an die s o z i a l d e m o k r a t i s c h e n  A r b e i t e r, a n  d i e  u n t e r e n  S c h i c h t e n  d e r  s o z i a l d e -

m o k r a t i s c h e n  F u n k t i o n ä r e  sich mit dem Ruf zu wenden: Bruch mit den Verrätern des Proletariats Ei-

nigung und Sammlung um die Fahne der KPD.“ 

Also in der Frage der Ablehnung der Einheitsfront von oben, nach dem Oktober, in Deutschland, 

besteht keine Meinungsverschiedenheit. 

Aber die Plattform der Linken geht beträchtlich weiter – den „kleinen Schritt weiter in derselben 

Richtung“, wo die Wahrheit sich in einen Fehler verwandelt. 

Nicht nur die Einheitsfronttaktik von oben, Arbeiter- und Bauernregierung und Sachwerterfassung 

werden für die Vergangenheit, für Deutschland abgelehnt, sondern die E i n he i t s f r on t t a k t i k  

ganz  a l l gem e i n, ohne Einschränkung, wird als reformistisch abgelehnt, dam i t  auch  d i e  E in -

he i t s f r on t  von  un t e n, und damit auch die Anwendung der Einheitsfronttaktik von oben, der Lo-

sungen Arbeiter- und Bauernregierung, der Losung der Sachwerterfassung f ü r  d i e  ande r en  Län-

de r. Nun ist es gewiß keine Kleinigkeit, zu behaupten, unsere Partei [142] habe seit zwei Jahren eine 

falsche, reformistische Taktik getrieben, ihre Hauptlosungen und Kampfmethoden seinen falsch, re-

formistisch gewesen. Das heißt der Sozialdemokratie ihren Kampf gegen uns wesentlich erleichtern. 

Und es ist auch deshalb keine Kleinigkeit, weil diese Taktik nicht nur die der sogenannten „Rechten“ 

oder Parteimehrheit war, sondern die der Kommunistischen Internationale. Die Kommunistische In-

ternationale hat wiederholt Feh l e r  i n  de r  Anwendung  d i e se r  Tak t i k  in Deutschland und an-

deren Ländern festgestellt und gerügt. Aber diese Taktik a l s  so l ch e, die Losungen der Arbeiter- 

und Bauernregierung, der Sachwerterfassung sind wiederholt und ausdrücklich von ihr gebilligt und 

zur Anwendung für andere Länder vo r gesch r i eben  wor de n. 

Aber selbst die Taktik der E i nhe i t s f r on t  von  oben  ist auch gegenwärtig nicht übe r ho l t  f ü r  

ande r e  Lände r  a l s  Deu t s ch l a nd. Ist sie etwa überholt für F r ankr e i c h? Sicherlich nicht. Die 

Losung der Ar be i t e r- und  Baue r n r eg ie r ung  ist für Frankreich unbedingt aktuell als Kampflo-

sung gegen den wahrscheinlich kommenden Linksblock, dessen kommen doch offenbar das Vorhan-

densein breiter demokratisch-pazifistischer Illusionen (oder auch einer demokratisch-pazifistischen 

„Psychologie“) in breiten Kreisen der Arbeiterschaft und des Kleinbürgertums ausdrückt. Die Losung 

der E r f a s sung  de r  Sachwer t e  w i r d  eben  j e t z t  a k tue l l  f ü r  F r ank r e i c h, wo der Zerfall 

der Währung ein rascheres Tempo annimmt, und wo sich erweisen wird, daß die bisherigen bürger-

lichen Steuermethoden nicht ausreichen, wo nach dem Muster Deutschlands die stufenweise Enteig-

nung des Kleinbürgertums und die rasche Herabdrückung der Lebenshaltung des Proletariats beginnt. 

Nimmt man die Plattform unserer Linken an, so muß man diese Losungen für die KPF ablehnen. 

(Man befindet sich damit in ausgesprochen „rechter“ Gesellschaft, denn es war bekanntlich die 

Rech t e  der KPF, die einen hartnäckigen Kampf gegen die Einheitsfronttaktik führte.) 

Ist die Einheitsfronttaktik von oben für England überholt? Wir glauben nicht. Sie ist i nne r ha l b  

be s t im mte r  Gr enzen  und  i n  be sonde r e r  Anwendu ng  nicht einmal für I t a l i en  überholt, 

wo unsere Partei die Parteien der 2. Internationale zu einem Wahlblock gegen den Faschismus auf-

gefordert hat. Feh l e r  i n  de r  An wendung  der Einheitsfronttaktik von oben sind in letzter Zeit 

sowohl in Frankreich wie in England vorgekommen. (Besonders im Verhalten zur Labour Party.) 

Diese Fehler soll man aufrichtig und klar feststellen und abstellen. Aber deshalb die Einheitsfront-

taktik von oben, für diese Länder, und nur für den gegenwärtigen Abschnitt, übe r haup t  zu 
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verwerfen, ist „ein kleiner Schritt, der die Wahrheit in einen Fehler verwandelt“. So urteilen, heißt 

die materialistische Dialektik über Bord werfen, die verlangt, eine gegebene allgemeine Taktik im 

Zusammenhang mit Zeit und Ort anzuwenden und nach Zeit und Ort, nach der sich verändernden 

Gesamtlage zu verändern. Wir in Deutschland haben den Fehler begangen, n i ch t  r a sch  genug  die 

Losungen der Arbeiterregierung und der Sachwerterfassung bei sich zuspitzender politischer Krise 

verändert haben. Der Fehler, den die Linke begeht, ist ein Fehler de r s e lben  Ar t, nur nach entge-

gengesetzter Richtung. So ve r be s se r t  man nicht Fehler, sondern man hält sie fest und vermehrt sie. 

Für Deutschland im gegenwärtigen Abschnitt haben wir die Losung der E i nhe i t s f r on t  von  un -

t e n, worüber sowohl die Thesen des Zentralausschusses wie die politischen Thesen der Exekutive 

übereinstimmen. Die Thesen der Exekutive sind in dieser Beziehung elastischer als die des Zentral-

ausschusses. Hält die Linke gegenwärtig und für die nächste Zeit die Anwendung der Taktik der 

E i nhe i t s f r o n t  von  un t en  in Deutschland für falsch? Es folgt das zwingend aus der Elberfelder 

Resolution, aber es wird nicht o f f en  und d i r e k t  gesagt. Das  m uß  abe r  ge schehe n. D i e  F rage  

i s t  von  we i t t r agende r  Bedeu tung  f ü r  d i e  Po l i t i k  de r  Pa r t e i, f ü r  d i e  a l l t äg l i che  po -

l i t i s che  und  gewer kscha f t l i che  Ar be i t. 

Auf die bereits stattgehabten Auswirkungen dieser Auffassung soll hier nicht eingegangen werden. 

Es ist aber klar, daß eine Auffassung, die die [143] Einheitsfronttaktik überhaupt als reformistisch 

ablehnt, sehr schwerwiegende, schädliche politische Auswirkungen haben m u ß. 

Die Grundlage der Taktik der Einheitsfront in ihren verschiedenen Anwendungsformen ist gegeben, 

sobald die „proletarische Vorhut ideell erobert“ ist und es sich darum handelt, „die Formen der He r -

anz i ehung  oder Uebe r gang s  der Massen zur proletarischen Revolution zu finden“ (Lenin). 

Die Grundlage dieser Taktik wurde bereits 1920 in folgenden Sätzen Lenins gegeben, die, wie mir 

scheint, gerade jetzt in Deutschland wi ede r  ak t ue l l  s i n d: 

„Die proletarische Avantgarde ist ideell erobert, das ist die Hauptsache. Ohne dies kann man auch nicht den 

ersten Schritt zum Siege machen. Aber von hier aus bis zum Siege ist noch sehr weit. Mit der Avantgarde 

allein kann man nicht siegen. Die Avantgarde allein in den entscheidenden Kampf werfen, bevor die ganze 

Klasse, b e v o r  d i e  b r e i t e n  M a s s e n  d i e  P o s i t i o n  e n t w e d e r  d e r  d i r e k t e n  U n t e r s t ü t z u n g  o d e r  

w e n i g s t e n s  d e r  w o h l w o l l e n d e n  N e u t r a l i t ä t  i n  b e z u g  a u f  d i e s e l b e  u n d  d e r  v o l l e n  U n f ä -

h i g k e i t, i h r e n  G e g n e r  z u  u n t e r s t ü t z e n, eingenommen – das wäre nicht nur eine Dummheit, sondern 

auch ein Verbrechen. Damit aber wirklich die ganze Klasse, wirklich die breiten Massen der Werktätigen und 

vom Kapital Geknechteten zu dieser Stellung gelangen, d a z u  g e h ö r t  m e h r  a l s  e i n e  P r o p a g a n d a  u n d  

A g i t a t i o n. D a z u  g e h ö r t  d i e  e i g e n e  p o l i t i s c h e  E r f a h r u n g  d i e s e r  M a s s e n. D a s  i s t  d a s  

g r u n d l e g e n d e  G e s e t z  a l l e r  g r o ß e n  R e v o l u t i o n e n, d a s  j e t z t  m i t  ü b e r r a s c h e n d e r  K r a f t  

u n d  A n s c h a u l i c h k e i t  n i c h t  n u r  v o n  R u ß l a n d, s o n d e r n  a u c h  v o n  D e u t s c h l a n d  b e s t ä t i g t  

i s t.“ (Unterstreichungen von mir. A. Th.) 

Wo stehen wir in Deutschland Die Vorhut des Proletariats haben wir erobert. Mehr noch. Wir haben 

bereits einen Gürtel Sympathisierender von je nach den Umständen wechselnder Breite um die Partei 

gelegt. Aber eine feste Mehrheit, die mit den Zielen und Grundsätzen des Kommunismus sympathi-

siert, haben wir noch nicht, hatten wir, auch nach den Thesen der Exekutive im Oktober noch nicht. 

Wi r  s i nd  au f  dem  Wege  dazu. Das ist die vor uns liegende Aufgabe. Dazu bedürfen wir der 

Taktik der Einheitsfront – in veränderter, den jetzigen Umständen angepaßter Form, der Taktik der 

Einheitsfront von unten. 

Ohne daß man sich die konkreten Voraussetzungen dieser Taktik klar macht, muß man notwendig 

mit der Stange im Nebel herumfahren, uns i che r  he r um tappe n, einen Fehler durch andere erset-

zen. Darum f üh r t  es zu taktischen Feh l e r n  in der Gegenwart, wenn die Taktik der letzten Vergan-

genheit nicht auf Grund ihrer konkreten Voraussetzungen verstanden wird. 

Natürlich, für jeden Marxisten ist klar, daß auch die Taktik der Einheitsfront von unten und damit die 

Einheitsfronttaktik überhaupt unter bestimmten Umständen und für bestimmte Länder überholt sein 

wird. Sie ist überholt in dem Augenblick, wo die Mehrheit der Werktätigen bereits für die Ziele und 

Grundsätze des Kommunismus gewonnen ist, wo  a l so  da s  i h r  ge s t ec k te  Z i e l  du r ch  ih r e  
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r i ch t i ge  und  beha r r l i che  Anwendung  e r r e i ch t  i s t. Sie ist überholt in den Ländern, wo der 

Kommunismus gesiegt hat, wo das Proletariat seine Klassendiktatur errichtet hat und vermittelst ihrer 

alle anderen Parteien unterdrückt. Andererseits ist ihre Anwendung noch nicht möglich oder eng be-

grenzt, wo die feste proletarische Vorhut erst noch zu bilden ist. 

Es ist aber noch ein anderer Fall denkbar, wo es notwendig wäre, die Einheitsfronttaktik i n  j ede r  

Fo r m  fallen zu lassen, nachdem sie bereits einmal angewandt worden ist, nachdem wir bereits die 

revolutionäre Vorhut für den Kommunismus gewonnen haben, und obwohl diese Anwendung der 

Einheitsfront noch nicht zu ihrem Ziel geführt hat, die Mehrheit der Arbeiterklasse um kommunisti-

sche Parteien zu gruppieren. 

[144] Welches ist dieser denkbare Fall, worin besteht er, worin kann er bestehen? 

Nur darin, daß die Arbeiterklasse in einem Lande einen solch starken Rückschlag, eine solche 

schwere Niederlage erlebt hätte, daß die revolutionäre Vorhut zerschlagen ist und daß sie von 

neuem vor die Aufgabe gestellt wäre, sie zu bilden; und wenn gleichzeitig die Arbeiterklasse so 

wäre, daß für geraume Zeit keine Massenaktionen, sondern nur revolutionäre Agitation und 

Propaganda möglich wäre. 

2. Agitation und Propaganda. 

Das ist in Wahrheit die Vor aus se t zun g, die einem Fallenlassen der Einheitsfronttaktik (in jeder 

Form) jetzt in Deutschland unausgesp r ochen  zugrunde liegt: Die Perspektive einer geraumen 

Zeitstrecke, wo die KP nur auf Agitation und Propaganda angewiesen ist, eine lange, weite Perspek-

tive also, und eine tiefe Herabdrückung der Aktivität der Arbeiterklasse. 

Sonst, wenn Massenaktionen möglich sind und in Aussicht genommen werden, kann man die Ein-

heitsfront nicht fallen lassen. Das ist klar. 

Die Linke aber bringt es fertig, zug l e i ch  das Fallenlassen der Einheitsfront zu verlangen und die 

Perspektive von Massenkämpfen in nächster Zeit zu verkünden. Entweder – oder. Hier muß klar ge-

sprochen werden. 

Die Linke spricht gern von Liquidatorentum (den Begriff hat sie selbst erst von den „Rechten“ kennen 

gelernt). Die Perspektive, die dem Fallenlassen der Einheitsfront in Deutschland zugrunde liegt, nä-

hert sich zweifellos dem Liquidatorentum. Sie ist jedenfalls nicht die Perspektive der sogenannten 

„Rechten“. 

Da wir eine sichere proletarische Mehrheit in Deutschland noch nicht haben, müssen wir an der Tak-

tik der Einheitsfront festhalten. Da kein so starker Rückschlag eingetreten ist, daß die Bildung einer 

revolutionären Vorhut von  neuem  vor uns stehen würde, dürfen wir sie nicht aufgeben. Da seit und 

durch den Oktoberrückzug wesentliche Umstände sich verändert haben, müssen wir ihre Anwen-

dungsform bei uns verändern, Einheitsfront von unten statt von oben. 

Die wesentlichen Umstände, die bei uns eine Veränderung der Formen der Einheitsfronttaktik erfor-

derlich machen, sind folgende: 

a) Die Umwandlung der Fo r m  de r  kap i t a l i s t i s chen  Dik t a t u r: die bürgerliche Demokratie ist 

in die großkapitalistisch-faschistische Diktatur verwandelt worden. Auch nach Aufhebung des mili-

tärischen Ausnahmezustandes, bei Fortbestehen des „zivilen Belagerungszustandes“, bei der Un t e r -

o r dnun g, dem  S ich fügen  de s  Pa r l am en t s  unter die Ergebnisse der Militärdiktatur, bei der in 

Angriff genommenen faschistischen „Säuberung“ des Staatsapparates, bleibt diese Tatsache im We-

sen bestehen. 

b) Im Bewußtsein breiter werktätiger Massen sind die demokratischen Illusionen verschwunden, sie 

sympathisieren teils mit der proletarischen, teils mit der faschistischen Diktatur, und zwar das Klein-

bürgertum mit der letzteren in seiner Mehrheit, und selbst Teile der Arbeiterklasse, wie die letzten 

Wahlen in Sachsen, Thüringen und Mecklenburg bewiesen haben, und wie auch sicherlich die 

Reichstagswahlen beweisen werden. 
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c) Der offene oder versteckte Uebergang der Sozialdemokratie in das Lager des großkapitalistischen 

Faschismus, ihr offener, breiten Massen nicht klar gewordener Verrat an der Arbeiterklasse das Fal-

lenlassen demokratisch-reformistischer Forderungen durch die Sozialdemokratie. 

d) Die Aenderung des Stärkeverhältnisses innerhalb des organisierten aktiven Kerns der Arbeiter-

klasse. 

Noch eine andere Veränderung muß ins Auge gefaßt werden. Die Völkischen (Faschisten) haben 

bereits organisatorisch in der städtischen und in der Landarbeiterschaft Fuß gefaßt. Sie haben politi-

sche, militärische und gewerkschaftliche Organisationen gegründet, von denen manche Gruppen 

überwiegend aus Ar be i t e r n  zusammengesetzt sind. Sie operieren mit einer demagogischen, d. h. 

betrügerischen, scheinbaren, nicht ernst gemeinten antikapitalistischen und antijunkerlichen Losung. 

Wir haben nach den sächsischen, thüringischen und mecklenburgischen Wahlen allerlei Hinweise 

[145] gehört, daß man der völkischen Bewegung besondere Aufmerksamkeit widmen müsse. Prakti-

sche Vorschläge, neue taktische Gedanken sind nicht aufgetaucht. 

Mir scheint, daß dieser neue taktische Gedanke, der den Umständen entspricht, eine be sonde r e  

Form der Anwendung der Taktik der E i nhe i t s f r on t  von  un t en  gegenüber solchen faschistischen 

Organisations t e i l en  sein könnte, die vorwiegend aus Arbeitern bestehen. Dies hier nur nebenbei. 

Ich komme auf diese Frage vielleicht noch ausführlicher bei anderer Gelegenheit zurück. 

Zur Erläuterung der veränderten Umstände und der aus ihr folgenden Notwendigkeit taktischer Aende-

rungen. Nehmen wir z. B. die „Zwischenlösung“ der Sachwerterfassung. Die Forderung wurde zue r s t  

von der Sozialdemokratie erhoben. Sie wurde dann von uns aufgenommen und mit der Forderung der 

Produktionskontrolle, der Staatssyndizierung und der Arbeiterregierung verknüpft. Zu welchem Zwecke 

zu dem Versuch: entweder eine gemeinsame Aktion mit der Sozialdemokratie für diese Forderung zu 

erzielen, oder, falls sie nicht mitmacht, sie vor ihren eigenen Anhängern und vor den Parteilosen zu 

entlarven. Die Durchführung eines Massenkampfes unter dieser Losung hätte an die Grenze der kapita-

listischen Ordnung geführt und im weiteren Verlauf über die Grenze hinaus. Die Sozialdemokratie sa-

botierte den Kampf um diese Losung. War er darum nutzlos? Nein, er hat Zehntausenden sozialdemo-

kratischer und gewerkschaftlich organisierter Arbeiter praktisch die Augen geöffnet über die Sozialde-

mokratie und zu uns geführt. Die praktische Erfahrung, daß die Sachwerterfassung nicht durchgeführt 

wurde, war ein Anschauungsun t e r r i ch t für breite Massen, daß über die Grenzen der kapitalisti-

schen Ordnung und des bürgerlichen Staats hinausgegangen werden muß. Die Propaganda der Sachwer-

terfassung und ihr negatives Ergebnis in bezug auf die Durchführung war also Vora r be i t, Vor -

s chu l e, und zwar für Massen, für die Losung der Soz ia l i s i e r un g, der vollen Enteignung der groß-

kapitalistischen und Großgrundbesitzer. Das leuchtet jedem ein, der dialektisch zu denken versteht. 

Jetzt hat die Sozialdemokratie die Losung der Sachwerterfassung vollständig fallen gelassen. Sie tritt 

ja für das Stinnesprogramm der Stabilisierung ein. Sie hat diese ihre heuchlerische und nur scheinbare 

Position geräumt. Diese Losung hat also keinen Boden mehr – hier in Deutschland und gegenwärtig 

– als Losung der Einheitsfront. Als revolutionäre Propagandalosung aber ist sie jetzt zu niedrig ge-

steckt, als Aktionslösung, als Tagesforderung ist sie zu weit, entfernt sich zu stark von dem, was die 

deutsche Arbeiterklasse in der gegenwärtigen Lage unm i t t e l ba r  in Angriff nehmen kann. 

Soweit, um das Falsche in der Entwicklung der Linken zur Taktik der Einheitsfront nachzuweisen, 

wie es in der Elberfelder und anderen Resolutionen zutage tritt. Es ist klar, daß diese Einschätzung 

der Einheitsfronttaktik nicht nur für die Vergangenheit, sondern für die Gegenwart, nicht nur für die 

Kommunistische Partei Deutschlands, sondern auch anderer Länder falsch und schädlich ist, und ei-

nen Rückfall in eine linke Kinderkrankheit oder vielleicht richtiger eine Rep r oduk t i on  l i nke r  

K i nde r k rankhe i t en  a l s  Pube r t ä t sk r ankhe i t, als Krankheit der Flegeljahre bedeutet. Denn 

die Partei ist aus den Kinderschuhen heraus. 

3. Entscheidungskampf im Oktober. 

Was bedeutet das für die Gegenwart, daß im Oktober „der revolutionäre Entscheidungskampf histo-

risch notwendig war“, daß „weder das Ausweichen vor dem Kampf noch das Ersetzen des Endkamp-

fes durch sogenannte Rückzugsgefechte, Teilaktionen oder ähnliches zulässig war“? 
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Entweder sind es nicht ernst gemeinte Redensarten, ein Mitschwimmen und Uebertreiben einer Stim-

mung, die in einem Teil der Mitglieder vorhanden ist. Wenn es das ist, so ist es ein nicht erlaubtes 

und gefährliches Spiel, gefährlich vor allem für die, die glauben würden, mit solchen Redensarten 

spielen zu können. Denn die Mitglieder und darüber hinaus die übrige Arbeiterschaft nehmen solche 

Redensarten ernst, m üssen  sie ernst nehmen und im gegebenen Fall mit ihnen Ernst machen. Wer 

also mit diesem Gedanken spielt, hat die Verantwortung zu tragen für das, was [146] daraus folgt, 

wenn er ernst genommen wird, wie er in jedem Fall ernst genommen werden muß. Mit dem „revolu-

tionären Entscheidungskampf“ spielt man nicht. 

Oder es ist ernst gemeint. Was folgt dann daraus? 

Wir hatten im Oktober noch keine feste Mehrheit der Arbeiterklasse. Das wird nicht bestritten und 

ist nicht zu bestreiten. Es ist dies auch in dem ersten Thesenentwurf des Genossen Sinowjew unzwei-

deutig ausgesprochen. Unsere Bewaffnung war ungenügend. Ausschlaggebend war das erstere, der 

Riß in der proletarischen Front, die Nichtteilnahme oder gar Gegnerschaft breiter Arbeiterschichten. 

Mangel an militärischer Ausrüstung läßt sich b i s  z u  e i ne r  be s t imm t en  Gr enze  wie im ge-

wöhnlichen, so noch mehr im Bürgerkrieg durch Masse und durch die Hochspannung des Siegeswil-

lens e r se t ze n. Aber ohne die Unterstützung der Mehrheit der Arbeiterklasse oder mindestens ihre 

wohlwollende Neutralität, läßt sich nicht siegen. Das ist eine Grunderfahrung. Auch mit dem Wenn 

und Ob läßt sich hier nicht operieren, „wenn wir durch bessere Vorarbeit (die Vorarbeit konnte sicher 

besser sein und mußte gründlich geprüft und kritisiert werden) eine Mehrheit geholt hä t t e n“. Wir 

hatten sie nicht in dem Augenblick, wo über die Aufnahme des revolutionären Entscheidungskampfes 

oder nicht entschieden werden mußte. (Moltke sagt richtig für den Krieg, die Fehler im Auf m arsch  

sind nachträglich kaum oder selten mehr gut zu machen. Er selber hat im Feldzug 1866 sie wieder 

gut gemacht.) Wir hätten eine vernichtende Niederlage erlitten. Unser wichtigster Fehler, nach den 

schweren Fehlern des Auf m arsche s, der politisch-militärisch-organisatorischen Vor be r e i t un g, 

bestand nicht darin, daß wir nicht die revolutionäre Entscheidung suchten, die damals über die Kräfte 

der Arbeiterklasse ging, sondern daß wir nicht das volle Maß von Widerstand, von Rückzugskämpfen 

aufbrachten, da s  unse ren  Kr ä f t en  en t sp rac h. Auf die Frage der Kräfteverhältnisse, des Wech-

selverhältnisses der Klassen im allgemeinen in revolutionären Kämpfen und speziell im Oktober 

werde ich noch in einer anderen Arbeit zu sprechen kommen. 

Was folgt aus der Position der Linken, der fehlenden Erkenntnis der wirklichen Fehler in Aufmarsch, 

Vorbereitung und Durchführung des Kampfes? Offenbar die Unmöglichkeit, die Fehler zu verbes-

sern, die Wi ede r ho l ung  und  V e r g r öße r ung  de r  gem ach ten  Feh l e r nach der einen oder 

anderen Richtung. Also entweder ein Kampf, der mangels sorgfältiger Vorbereitung, mangels unge-

nügender Einsicht in das Wechselverhältnis der Klassen, zur Niederlage führt, oder das Unterlassen 

selbst der Teilkämpfe, die jeweils den Kräften der Arbeiterklasse angemessen sind. 

„Geschlagene Heere lernen gut.“ Lernen wir, aber wiederholen und vergröbern wir nicht noch began-

gene Fehler, sonst ist eine zweite, noch schwerere Niederlage unvermeidlich. 

Aber spielen nicht Niederlagen eine entscheidende Rolle im revolutionären Entwicklungsgang der 

Arbeiter? Die Junischlacht 1848, die Kommune 1870/71, die Niederlage der russischen Arbeiter-

klasse im Dezember 1905, die Januar- und Märzkämpfe 1919 in Deutschland? 

Ja, jedem Revolutionär ist klar, daß d i e se  Niederlagen unendlich fruchtbar, waren für die Arbeiter-

klasse. Aber n i ch t  j ede  Niederlage ist fruchtbar für die Arbeiterklasse, es kommt auf die konkr e -

t en  Um s tänd e an. Diese Fragen muß man an der Hand dieser Umstände sorgfältig prüfen. Im Juni 

1848 kämpft fast das ge samt e  Pariser P r o l e t a r i a t gegen große und kleine Bourgeoisie, samt 

Lumpenproletariat. Es wird systematisch provoziert von der Bourgeoisie, die endlich Schluß machen 

will, mit den „Flausen“ des Proletariats von der sozialen Republik und die die Pariser Arbeiter en t -

wa f f nen  will. Das Pariser Proletariat wurde blutig geschlagen, Europa zitterte von dieser Erschüt-

terung. Der Gang nicht nur der Revolution in Frankreich, sondern auch in Deutschland und Oesterreich 

nimmt danach eine entscheidende Wendung. Die noch eben gegenüber dem Feudalismus und Abso-

lutismus Front machende Bourgeoisie macht angesichts der drohenden proletarischen Revolution 
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kehrt, wendet sich gegen [147] das Proletariat, macht ein Kompromiß mit den feudalen Klassen, den 

Junkern und dem Königtum. Das Kleinbürgertum gerät ins Schwanken. In der Junischlacht kämpfte 

das Pariser Proletariat a l s  K l a s s e, meldete mit Strömen von Blut seine Zukunftsziele an, machte in 

einem furchtbaren Kampf die tiefsten K l a s sene r f ah r ungen  und legte den Grund zur nächsten 

Kampfetappe. In der Junischlacht zerrannen die Illusionen der Pariser (der französischen) Arbeiter-

klasse vom friedlichen Uebergang in den Sozialismus, und es stieß zugleich auf die dritte Klasse in 

der französischen Gesellschaft, die Bauern, aber ohne noch hieraus die volle Erfahrung zu ziehen. 

Andererseits gab die Junischlacht der konterrevolutionären Entwicklung einen beschleunigenden An-

stoß. Das zweite Kaiserreich, das Regiment Louis Bonapartes, die bonapartistische Militärdiktatur 

war die Frucht. Und, wie Marx tiefsinnig bemerkt, die Revolution reift an der Konterrevolution heran. 

Die Kommune von 1871 war die Frucht der Junischlacht 1848. 

Die Junischlacht und die Juniniederlage waren historisch fruchtbar als m äch t i ge  K la s sene r f ah -

r ungen  des Proletariats, die es r e i f e r  m ach t e n, sein Klassenbewußtsein eine Stufe höher hoben, 

und dadurch eine höhere Stufe des Kampfe, vorbereiteten. 

Dieselbe Rolle spielt die Kommune und ihre Niederlage von 1871. Auch hier kämpft das Gr os  de r  

Pa r i s e r  Ar be i t e r k l a s s e. Sie wird geschlagen nicht nur mit Hilfe Bismarcks und der französi-

schen Bourgeoisie, sondern auch – durch das französische Land, den Kleinbauern. Die Kommune 

aber wird ein Schatzhaus von neue r  K l a s sene r kenn t n i s, von moralischer Kraft für das Proleta-

riat aller Länder. Sie bezeichnet einen Fortschritt im Bewußtsein der gesamten Arbeiterklasse der 

Welt. Die Diktatur des Proletariats gewinnt zum ersten Mal, im Umfang einer Weltstadt, greifbare 

Gestalt. Ohne die Juniniederlage 1848 keine Kommune, ohne die Niederlage der Kommune kein Sieg 

der Rätediktatur in Rußland im Oktober 1917. 

Dann im Dezember 1905 die Barrikadenkämpfe in Moskau, der Uebergang des Massenstreiks zum 

bewaffneten Aufstand; sie bringen die e r s t en  E r f ah r ungen  des proletarischen Aufstandes der 

russischen Arbeiterklasse. Ohne den Dezember 1905 kein 1917. Die äußerste Zuspitzung des Klas-

senkampfes 1905, in den Anf ängen  des Aufstandes, ist einerseits der Ausgangspunkt für die höhe-

ren Etappen des proletarischen Klassenkampfes 1917, andererseits dafür, daß die Revolution 1917 

bereits beginnt mit den Arbeiterräten neben der demokratischen Republik, daß also die Bourgeoisie 

unter dem Druck der Arbeiterklasse und auf Grund der Erfahrungen von 1905 gleich mit einem star-

ken Ruck vorwärts gestoßen wird über die Ziele hinaus, die sie selber ins Auge gefaßt hatte. Ohne 

die Moskauer Barrikadenkämpfe im Dezember 1905 ist weder der März 1917 noch der Oktober 1917 

zu denken. Plechanow, der 1905 jammerte: man hätte nicht zu den Waffen greifen dürfen, wurde mit 

Recht von Lenin als Philister gegeißelt und verhöhnt. 

Im Januar 1919 in Berlin nahmen an dem Kampf sicher über eine halbe Million Arbeiter teil, kämpf-

ten direkt oder sympathisierten mit dem Kampf. Wie vor dem Juni 1848 hatten die Ebert-Scheide-

mann im Sinne und mit Hilfe der Bourgeoisie den Kampf planmäßig provoziert, um die bewaffnete 

revolutionäre Arbeiterschaft zu entwaffnen, um mit den Arbeiterräten Schluß zu machen, um die 

Nationalversammlung, also die bürgerliche Demokratie zu sichern. Unser Ziel war: ene r g i s chs t e  

Ve r t e i d i gung  der bedrohten Positionen (die Waffen der Arbeiterklasse, das Polizeipräsidium 

usw.). Wir waren uns klar, daß der Sturz der Ebert-Scheidemann damals über die Kräfte des Proleta-

riats ging. Auf die revolutionäre Entscheidung hinzusteuern wäre falsch gewesen, aber mit den Um-

ständen entsprechendem begrenzten Ziel aufs energischste die bedrohten Positionen zu verteidigen, 

war richtig und wurde fruchtbar. Die erste revolutionäre Kampftradition wurde geschaffen. 

Bei allen diesen historisch fruchtbaren Niederlagen des Proletariats ist der gemeinsame Zug, daß das 

Gros der Arbeiterklasse am Kampfe teil-[148]nimmt. Die Niederlage bringt dem Pro l e t a r i a t  a l s  

Ganzem  Schranken seines Klassenbewußtseins, seiner Kampfmethoden zum Bewußtsein, zerstört 

Illusionen, leitet die neue, nächst höhere Kampfesetappe ein, bereitet neue Kampfformen vor, wird 

eine Quelle moralischer Kraft, treibt die Konterrevolution voran, gegen die ihrerseits wieder die Re-

volution sich zu einem höheren Wellengipfel emporschwingt. 

Nehmen wir dagegen den Juli 1917 in Rußland und den Oktober 1923 in Deutschland. Was ist hier 

das Kennzeichnende der Situation? 
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Das  Gr o s  de r  Ar be i t e r k l a s se  wa r  noch  n i ch t  a n  d i e  Vor hu t  he r ange füh r t. Im Juli 

1917 war Petersburg dem übrigen Land weit voraus, vorgeschobener Posten, der vielleicht im Sturm 

zu nehmen, aber noch nicht zu halten war. Aehnlich März 1921 in Mitteldeutschland, und im Oktober 

1923. 

In solchen Augenblicken es auf die revolutionäre Entscheidung abstellen, „das ist dasselbe, wie wenn 

10.000 Soldaten sich gegen einen 50.000 Mann starken Feind in den Kampf werfen, anstatt ‚stehen 

zu bleiben‘, ‚vom Wege abzubiegen‘, sogar ‚Kompromisse‘ einzugehen, nur um die Verstärkung von 

100.000 Mann abzuwarten, die herankommen muß, augenblicklich aber noch nicht ausmarschieren 

kann. Das ist die ‚intelligente‘ Kinderei, aber nicht die ernste Politik der revolutionären Klasse“. 

(Lenin, Kinderkrankheit, S. 63.) 

Die Niederlage in einer solchen Situation, wo die revolutionäre Vorhut nicht das Gros der Arbeiter-

klasse mit sich führt, kann die Arbeiterklasse nicht als eine ihrer historischen Vorstöße auffassen, die 

mit Niederlagen enden, sondern als einen strategischen Fehler, einen Mangel an Urteil der r e vo l u -

t i onä r en  Pa r t e i. Die Folge ist eine zeitweilige Entfremdung, Entfernung dieses Gros von seiner 

Partei. 

Angesichts der groben Fehler der Plattform der Linken in dieser Frage und der Unklarheit, die darüber 

offenbar noch in unserer Partei herrscht, angesichts der Gefahren, die der Partei und der Arbeiter-

klasse drohen, wenn diese Fehler nicht aufgedeckt, anerkannt und verbessert werden, ist es nötig, 

hierüber völlig klar sich auszusprechen, gerade dann, wenn, wie in unserem Fall, ein Fehler durch 

einen ebenso großen oder größeren ersetzt wird, auch dann, wenn das nicht dazu führt, daß man sagen 

kann: seht, w i r  haben keinen Fehler begangen, wir haben vollständig Recht gehabt. Ueber der Er-

zeugung der Stimmung der fraktionellen Selbstzufriedenheit auf fehlerhaftem Grund, steht das Inte-

resse der Gesamtpartei, die Fehler a l l s e i t i g, ohne Fraktionsrücksichten, und bis auf den Grund zu 

erkennen und abzustellen. 

Eine Panikstimmung während des Rückzuges zu erzeugen und auszunützen gegen die, die den Rück-

zug geleitet haben, ist bedeutend leichter, ob aber nützlicher für die Partei, das ist die Frage. 

Bei N. Machiavelli (Discorsi) findet sich ein interessantes Kapitel darüber, warum die Römer, im 

Gegensatz zu den Griechen, geschlagene Feldherren n i ch t  h i nge r i ch t e t  haben. N. Machiavelli 

begründet überzeugend den Schluß, daß die Römer klüger und vorteilhafter handelten als die Grie-

chen. Dieses Kapitel scheint uns noch mancherlei nichtmilitärische, und nicht nur historische Nutz-

anwendungen zu haben. 

4. Die fehlenden Punkte auf den i’s. 

Schneller und gründlicher, als wie vermutet, betätigt die Elberfelder Resolution (und nicht nur sie) 

das, was wir über die notwendigen Folgen der Mängel, der Unklarheiten, des nicht völlig deutlich 

Ausgesprochenen in der politischen Resolution der Exekutive vorausgesehen und vorausgesagt haben. 

In der Erklärung, die als Ergänzung der mündlichen Erklärung, die die Genossin Clara Zetkin im 

Namen von Walcher, Pieck, Jannack, Brandler, Hammer, Eisenberg in der Präsidiumssitzung der 

Komintern am 21. Januar 1924 dem Vorsitzenden der Exekutive, dem Genossen Sinowjew übermit-

telt wurde, heißt es u. a.: 

„(Die Thesen) enthalten keine unzweideutige Entscheidung darüber, ob es unter den vorliegenden Umständen 

richtig war, daß die Partei den bewaffneten Machtkampf nicht aufnahm ... 

[149] Sie enthalten nicht die nötige Kritik der Fehler und Mängel der Politik, die von der sogenannten ‚ l i n k e n  

P a r t e i o p p o s i t i o n ‘  b e t r i e b e n  w i r d  u n d  e r s c h w e r e n  d a d u r c h  a u ß e r o r d e n t l i c h  d i e  A b -

k e h r  d e r  O p p o s i t i o n  v o n  i h r e n  F e h l e r n, w i e  d i e  Z u s a m m e n a r b e i t  d e r  P a r t e i m e h r h e i t  

m i t  d e r  O p p o s i t i o n  ...“ 

Es konnte scheinen, daß diese Kritik „Kleinigkeiten“, Unwesentliches betrifft. Die Tatsachen lehren 

jetzt, daß das nicht der Fall war. Durch die feinen Ritzen des nicht klar bis zu Ende Ausgesprochenen 

dringen die Rückfälle in linke Kinderkrankheiten. Die Linke glaubt ihre Fehler gerechtfertigt durch 
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das, was in der Resolution nicht gesagt ist, was offen, was verschleiert blieb. Die nicht deutlich ge-

kennzeichneten linken Fehler werden als gerechtfertigt betrachtet, wiederholt in Resolutionen festge-

legt und wirken sich praktisch aus. Diese Resolutionen und Plattformen sind nicht nur Stücke Papier. 

Sie müssen sich praktisch auswirken, im Maßstab der Gesamtpartei, und sie wirken sich bereits aus 

Da r aus  f o l g t, daß  das  Ve r säum t e  s o  schne l l  w i e  m ög l i ch  nachgeho l t, daß die verges-

senen Punkte auf die i’s gesetzt werden müssen. Sonst ist Gefahr im Verzug. 

5. Das Zentrum oder die „Mittelgruppe“. 

Nach dem Bericht der „R. F. vom 6. März sollte Genosse Koenen  sich scharf gegen die Rechte 

gewandt und ihr mit der „Zermalmung“ gedroht haben. Darauf soll er sich gegen die Auffassung 

gewandt haben, als ob die Mittelgruppe dauernd bestehen soll. Das sei nicht beabsichtigt, da auch im 

Zen t r um  man immer mehr sich auf den Boden der Linken stelle. Auf diesem Boden müßte eine 

Einigung zum Wohle der Partei erfolgen. Anderntags brachte Genosse Koenen eine Richtigstellung, 

in der er sagte, daß die Wiedergabe seiner Ausführungen unzutreffend sei. Insbesondere habe er nicht 

erklärt, daß sich das Zentrum immer mehr auf den Boden der Linken stellt und daß auf diesem Boden 

die Einigung zum Wohle der Partei erfolgen müßte. In der kurzen nunmehr authentischen Wiedergabe 

seiner Ausführungen heißt es dann: 

„Das Ziel muß sein, die Rechte zu liquidieren, wer sich dem entgegenstellt, wird zermalmt werden. Bei dem 

starken Mißtrauen, das in der Partei herrscht, muß die Gruppenbildung schleunigst überwunden werden, um 

mit einem festen Kern zur aktiven Arbeit zu kommen. D e r  B o d e n  d a f ü r  i s t  d u r c h  d i e  M o s k a u e r  

B e s c h l ü s s e  g e g e b e n  (Unterstreichung Koenens). Diese Beschlüsse werden wir vom Zentrum überall 

energisch verteidigen ...“ 

„Zermalmt“ ist zunächst das Zentrum selber. Es erwies sich nicht als ernsthaftes Gegengewicht gegen 

linke Strömungen. Kein Wunder. Auch das war von uns vorausgesehen und vorausgesagt. Die Ori-

ginalthesen des Zentrums wurden von uns in der „Fahne der Revolution“ sofort als Gemisch von 

unvereinbaren Widersprüchen, von „linken“ Voraussetzungen und „rechten“ Folgerungen gekenn-

zeichnet. Wir sagten dann, bei diesen Widersprüchen könne unmöglich s t ehen  geb l i eben  we r -

de n. Entweder mußten die „linken“ Voraussetzungen oder die „rechten“ Folgerungen aufgegeben 

werden. Dazu kam, daß das Zentrum sich allenthalben als Verführte der Rechten vorstellte und die 

ganze Politik der Partei seit Leipzig anklagte. Die Mitglieder haben aus diesen Voraussetzungen fol-

gerichtige Schlüsse gezogen. Sie folgerten richtig, daß solange und schlimm Verführte keine Führer 

sein können. Sie folgerten aus den „linken“ Voraussetzungen linke Schlüsse. Es ist bezeichnend, daß 

vom Zentrum auf den besagten Artikel (Linke Voraussetzungen – rechte Folgerungen), obwohl an-

gekündigt, kein Versuch der Widerlegung gemacht wurde. Die Thesen, die die Vereinigungsplattform 

mit der Linken bildeten, wurden fallen gelassen. Ja, aus dem Zentrum selber kam nach der meinigen 

eine vernichtende Kritik ihrer Widersprüche durch den Genossen Ge r ha rd t. So wurde eine Position 

nach der andern geräumt – ohne Teilkämpfe – und der Linken eingeräumt. Kein Wunder also und 

durchaus natürlich und unvermeidlich, [150] daß das Zentrum „zermalmt“, aufgerieben wird. Aber 

leider erstrecken sich die Folgen auf die Gesamtpartei. Die (zumeist stillschweigenden) Konzessionen 

an KAP-Auffassungen, unter denen der Bund zwischen Zentrum und Linken geschlossen wurde, wir-

ken sich politisch und organisatorisch aus. Wir signalisierten diese Gefahr frühzeitig. Zunächst ohne 

Wirkung. Denn die „Rechte“ mußte „liquidiert“, „zermalmt“ werden. 

Wieder „ein kleiner Schritt weiter“ in der Drehung nach links und die „Wahrheit verwandelte sich in 

einen Fehler“, der Sieg in eine Niederlage. 

Das war unausbleiblich. 

6. Die Linke. 

In derselben Berliner Funktionärversammlung, in der Koenen sprach, erklärte zuvor der linke Ge-

nosse Scholem in seinem Referat: „Brandler, Thalheimer und Konsorten sind endgültig beseitigt. Sie 

sind es, weil sie sich bemühten, die Partei nach rechts zu treiben. ... Wir alle die als unsere Gegner 

betrachten, die sich nicht rückhaltslos auf den Boden der Mehrheit des kommenden Parteitages, auf 
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den Boden der Linken stellen. Die Linke wird es unter keinen Umständen dulden, daß in der Partei 

sich eine sozialdemokratische Zelle bildet ...2 

Das ist sehr freundlich vom Genossen Scholem. Er hat sogar bei dieser Gelegenheit Fortschritte in 

der Erkenntnis gemacht, wenn auch andere, als er selber glaubt. Daß die „Rechte“, die Brandler und 

ich vorstellen sollen, endgültig beseitigt ist, dieser Satz ist ein Fortschritt. Denn diese „Rechte“, diese 

„Sozialdemokraten“, waren ein Phantasiegebilde. Daß Gen. Scholem sein Ableben, seine endgültige 

Beseitigung feststellt, ist ein wesentliches Verdienst um die Partei. 

Das dazu. Wenn die schwere Parteikrise irgend einen Sinn hat, dann den, daß daraus gelernt wird, 

allseitig und gründlich. Das ist weder beim Gen. Scholem der Fall, noch zeigt die Plattform der Lin-

ken das Gelernthaben. Die Partei macht mit der Linken einen Ve r suc h. Worin besteht er? Eben in 

der Probe, ob sie zu lernen verstehen, nicht nur aus den Fehlern anderer, sondern auch aus den eigenen 

Fehlern. Auch wir hielten einen solchen Versuch zwar für gefährlich, aber für unvermeidlich, nach -

dem  der bisherigen Mehrheit nicht ermöglicht wurde, eine sichere Führung zu behalten. Die ersten 

Ergebnisse dieser Probe abzuwarten, war unsere Pflicht. Nachdem sie vorliegen, ist es ebenso unsere 

Pflicht, kritisch dazu Stellung zu nehmen und vor den Klippen und Sandbänken zu warnen, die der 

Partei drohen, wenn die Elberfelder Resolution, die für die Partei maßgebende Plattform sein soll, 

wenn typische linke Kinderkrankheiten nicht schnell und vollkommen offen abgestellt werden. Die 

rechten Gefahren, da, wo sie wirklich bestehen, und sie bestehen natürlich, können nicht durch linke 

Kinderkrankheiten gebannt werden. Sie müssen sich dadurch verstärken. Diese Krankheiten müssen 

abgestellt werden mi t  H i l f e  vo r  a l l em  de r  den kenden  Köpf e  de r  L i nken. Das Zentrum 

hat sich als – Zentrum erwiesen. Die Linke zeigte wenigstens Energie, wenn auch in falscher Rich-

tung. Noch ist es Zeit für sie, zu lernen, Fehler der Vergangenheit anzuerkennen und zu verbessern, 

ohne Rücksicht auf Gründe der fraktionellen Eigenliebe und Rechthaberei. Geschieht es nicht, so 

würde die Linke damit zeigen, daß sie infolge ihres Sieges den Kopf verloren hat, wie Levi ihn infolge 

seiner Niederlage verlor. 

Die vorstehende Kritik soll dazu helfen, daß die Linke lernt. Lernt sie noch, so wir sie ihren Teil an 

der Parteiführung behalten. Lernt sie nicht, so wird ihr Sieg nur ein Schein sein. 

7. Die Sozialdemokratie und unsere Parteiauseinandersetzungen. 

Wenn die Sozialdemokratie glaubt, von unseren Parteiauseinandersetzungen für sich Nutzen ziehen 

zu können, so wäre das eine lächerliche Täuschung. Sie hat wirklich nichts dabei zu lachen. Unsere 

Auseinandersetzungen gelten ja gerade der Frage, wie wir den stinkenden Leichnam der Sozialdemo-

kratie am besten, schnellsten und gründlichsten aus dem Wege [151] schaffen, die sozialdemokrati-

schen Arbeiter von ihm loslösen und zum Kommunismus führen. In diesem Ziel herrscht Einigkeit, 

die Differenzen erstrecken sich auf die Mittel und Wege dazu. Für die Dummheit und Plumpheit, mit 

der die Sozialdemokratie diese Differenzen für sich ausnützen zu können glaubt, haben wir nur Hohn 

und Verachtung. 

Unsere Partei wird aus diesen Auseinandersetzungen kräftiger und reifer hervorgehen. Es sind Pu-

bertätskrankheiten, Krankheiten der Flegeljahre, die den Uebertritt ins reife Mannesalter begleiten. 

Die Krankheit der SPD ist unheilbar, tödlich, sie lebt nur noch ein Scheinleben. 

Wir dürfen aber nicht vergessen, daß der Leichnam der SPD noch mitten unter uns, der Arbeiterklasse 

liegt, und daß er, dank dem Gesetz der Trägheit, das auch in der geistigen Welt gilt, über Gebühr 

langsam verfault. An unserer richtigen Einstellung liegt es, diesen widerlichen Vorgang so viel wie 

möglich zu beschleunigen und soweit zu vollenden, wie dies noch vor Eroberung der Diktatur mög-

lich und notwendig ist. Augus t  Tha l he im e r. 

* 

Nachschrift. 

Nach Abschluß dieser Arbeit kommt mir zu Gesicht „Der Funke“, früher „Taktik und Organisation“, 

herausgegeben von der Bezirksleitung der KPD Berlin-Brandenburg, Jahrgang II Nr. 1 (vom 8. 
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März). Der einleitende Artikel dieses Blättchens bestätigt mir durchaus das, was wir im Anschluß an 

die Elberfelder Resolution gesagt haben. „Der Funke“ bezeichnet als seine Aufgabe (wie als die Auf-

gabe der Linken überhaupt), „die Schaffung einer Kommunistischen Partei“. „Unsere Aufgabe ist, 

eine Kommunistische Partei zu werden, also eine Partei aus einem Guß mit einheitlicher Ideologie 

und stahlharter Organisation, mit klarer Führung, die wirklich führt und der die Partei vertraut.“ „Die 

russischen Bolschewiki“, wird weiter gesagt, „hatten es zum Teil leichter gehabt als die deutschen 

Kommunisten. Sie bauten ihre Partei Stück für Stück ideologisch und organisatorisch erst auf; wir 

dagegen schleppen am Erbe der Sozialdemokratie, wir haben eine gegebene Massenpartei umzufor-

men, wir haben Gegner vor uns, wie sie die Bolschewiki nicht hatten.“ Als ein weiterer Vorteil der 

Bolschewiki wird betrachtet, daß sie „sorgsam, zum Teil unbelastet vom Kleinkram der Tagesarbeit 

und Tagesereignisse, die Ideologie der Partei schaffen“ konnten. 

An diesen Ausführungen ist mehreres bemerkenswert. Erstens die Vorstellung, als ob nach fünf Jah-

ren organisatorischer Existenz der Kommunistischen Partei Deutschlands, nach fünf Jahren gemein-

samer Arbeit mit der Kommunistischen Internationale, 10 Jahre nachdem die marxistische Linke in 

Deutschland den Kampf gegen das Kautskyanertum aufnahm, nach dem November 1918, nach der 

ideologischen politischen Arbeit Rosa Luxemburgs und Karl Liebknechts, nach den Auseinanderset-

zungen mit der KAP und mit der KAG – daß nach alledem wir erst da stünden, wo die russische 

Sozialdemokratie bei Gründung der „Iskra“ stand, bei der Herausbildung der kommunistischen Vor-

hut des deutschen Proletariats. Eine solche grundlegende Verkennung der Situation und der Haupt-

aufgabe der Partei ist kaum zu überbieten. Im Mai 1920 schrieb Lenin: „Die proletarische Avantgarde 

ist ideell erobert, das ist die Hauptsache. Ohne dieses kann man auch nicht den ersten Schritt zum 

Ziele machen. Aber von hier bis zum Siege ist es noch sehr weit. Mit der Avantgarde allein kann man 

nicht siegen.“ 

Und kurz zuvor: „Das Hauptsächlichste – natürlich noch lange, lange nicht alles – ist schon getan in der 

Heranziehung der Vorhut der Arbeiterklasse in ihrem Uebergange auf die Seite der Sowjetmacht gegen 

den Parlamentarismus, auf die Seite der Diktatur des Proletariats gegen die bürgerliche Demokratie. 

Jetzt müssen alle Kräfte, muß alle Aufmerksamkeit auf den nächsten Schritt konzentriert werden, der 

weniger wichtig scheint – und von einem gewissen Standpunkt aus auch weniger wichtig ist – der aber 

dafür der praktischen Lösung der Ausgabe praktisch näher steht, nämlich: es müssen Formen der Her-

anziehung oder des Uebergangs der Massen zu proletarischen Revolutionen gefunden werden. 

[152] So Lenin im Mai 1920 (Der Radikalismus, die Kinderkrankheit des Kommunismus, S. 70). 

Sind wir 1924 hinter die Aufgaben von 1920 zurückgeworfen, haben wir von vorn anzufangen in der 

Eroberung der proletarischen Vorhut? Ich glaube nicht. Wir haben zweifellos Fortschritte in der Er-

oberung der proletarischen Vorhut seit dieser Zeit gemacht, sogar große Fortschritte, und wir haben 

Fortschritte in ihrer ideologischen Ausbildung gemacht. Gewiß, diese Aufgabe ist auch heute, noch 

lange, lange nicht vollendet. Aber müssen wir heute auf den ersten Schritt die Eroberung und Her-

ausbildung der Vorhut unsere Haup t au fm erksam ke i t  konzentrieren oder auf den nächs t e n  

Sch r i t t, die „For m en  de r  He r anz i ehung  ode r  de s Uebe r gangs  de r  Massen  zu r  p r o -

l e t a r i s chen  Revo l u t i o n? Unzweifelhaft ist dieser nächste zweite Schritt in dem gegenwärtigen 

Kampfabschnitt unsere Haup t au fgab e. Die „Formen der Heranziehung oder des Uebergangs der 

Massen zur proletarischen Revolution“, von denen Lenin 1920 sagte, daß sie gefunden werden müs-

sen, diese Formen sind gefunden worden in den verschiedenen Formen und Anwendungsarten der 

Taktik der proletarischen Einheitsfront. Es ist ganz klar, wenn man so völlig verkennt, wie die Linke, 

worin jetzt die Hauptaufgabe der Partei besteht, so muß man sich folgerichtig zur Taktik der Einheits-

front so verhalten, wie die Linke es tut, dann muß man sie tatsächlich ablehnen (selbst wenn man sie 

in Worten annimmt). Der Inhalt der Elberfelder Resolution ist also kein Zufall, keine unglückliche 

Formulierung, sondern typisch, charakteristisch für den Standpunkt der Linken. Es ist zweitens be-

zeichnend an dem Vorwort des „Funken“, wie er sich „zum Kleinkram der Tagesarbeiten und Tages-

ereignisse“ verhält. Er findet diese als eine Belastung. Auch das ist nur folgerichtig, wenn die Haupt-

aufgabe der Partei nicht in der Heranziehung der gesamten Arbeiterklasse oder ihrer überwiegenden 

Mehrheit an die kommunistische Vorhut in der systematischen Ausnützung des „täglichen 
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Kleinkrams“, d. h. in den laufenden Ak t i onen  gesucht wird. Dieser „Funke“ wird keine zweite 

„Iskra“ sein. Er erleuchtet nicht die Partei, aber er leuchtet tief in die Unwissenheit der Hauptmitar-

beiter hinein, in ihre Unfähigkeit, die Hauptaufgabe der Partei im gegenwärtigen Kampfabschnitt zu 

verstehen. Es wäre besser gewesen für die Hauptverfasser, bescheidener aufzutreten, denn es ist im-

merhin einiges, sich die Rolle eines Lenin und Plechanow zuzuschreiben. Es kann das nur jemand, 

der die Geschichte der russischen Kommunistischen Partei, die Leistungen eines Lenin und die eines 

Plechanow (in der Zeit, wo der letztere noch revolutionärer Marxist war) ebensowenig kennt und 

versteht, wie die Geschichte der Kommunistischen Partei Deutschlands und der Bewegungen, aus 

denen sie entstanden ist. 

Weiter ist interessant in dem „Funken“ Nr. 1, daß offen ausgesprochen wird, „daß die Mittelgruppe 

politisch keine Existenzberechtigung, keinen Standpunkt besitzt, prinzipienlos ist, war von jeher un-

sere Ansicht, die wir nie verborgen gehalten haben“. Es wird offen ausgesprochen, daß diese unnötige 

Gruppe politisch bekämpft werden müsse bis zur Ueberwindung ihrer Ideologie und ihrer organisa-

torischen Liquidierung. Das ist deutlich. 

Diese Mittelgruppe hat bereits starke, zu starke Konzessionen an KAPistische Auspassungen in der 

Zusammenarbeit mit der Linken gemacht. Dem ist sie unterlegen. Sie hat linke Abweichungen von 

der richtigen kommunistischen Linie passieren lassen oder mitgemacht, wo sie verpflichtet war, mit 

aller Energie zu kämpfen. Aber sie wollte das nicht und sie konnte das nicht, denn die Gruppe, die 

ein Zusammenarbeiten der Linken ohne ideelle Konzessionen an linke Abweichungen wollte, die 

sogenannte „Rechte“, das war für das Zentrum nicht nur der Hauptgegner, sondern der einzige Geg-

ner. Linke Gefahren bestanden nicht in der Einbildung des Zentrums. 

Ich denke, bereits an der Hand der programmatischen Aeußerungen der Linken bewiesen zu haben, 

daß diese linken Gefahren bestehen und daß, wenn sie nicht bekämpft werden, die Partei in den Sumpf 

oder auf Klippen gerät. A. Th. 

[153] 
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Die Internationale  

Jahrgang 7 ⁕ Ausgegeben am 31. März 1924 ⁕ Heft 4 

Die Krisenerscheinungen in der Komintern.  

Von A. Kleine. 

I. Der Kampf um die Mehrheit des Proletariats. 

Die Offensive des Kapitals, verbunden mit einem scharfen Vormarsch der politischen Reaktion, in 

beinahe allen Ländern Mitteleuropas, hat 1923 zu drei großen Kämpfen des Proletariats geführt. Diese 

drei Kämpfe in Bulgarien, Polen und hauptsächlich in Deutschland bilden einen wichtigen Abschnitt 

in der geschichtlichen Entwicklung der Kommunistischen Internationale und erfordern seitens aller 

Sektionen eine ernste und gründliche Nachprüfung. 

1921, nach schweren Niederlagen in Deutschland, sollte die Parole: Heran an die Massen! die noch 

schwachen kommunistischen Parteien zu Massenparteien machen und durch die Taktik der Einheits-

front zur Schwächung der Reformisten führen. Durch Zusammenschweißung der breiten Masse sollte 

eine Möglichkeit des Kampfes gegen die kapitalistische Herrschaft vorbereitet werden. Man mußte 

sogar die kommunistischen Parteien übertrieben vor den Kinderkrankheiten des Radikalismus warnen 

und auf ihre Pflicht, Führer der breiten Massen zu werden, unzweideutig aufmerksam machen. 

Diese Arbeit hat der 3. Weltkongreß geleistet. Er hat den Gruppen, die sich programmatisch mit der 

Kommunistischen Internationale verbunden hatten, den Weg zu den Massen vorgezeichnet. Die Par-

teien sind durch Anwendung der Einheitsfront zu Massenparteien geworden. Sie haben die SPD und 

Gewerkschaftsbürokratie geschwächt. Sie haben aber auf diesem Wege des Kampfes um die Massen 

ideologisch und propagandistisch einen bedeutenden Teil der Selbständigkeit eingebüßt und deshalb in 

den schweren Auseinandersetzungen zwischen Proletariat und Bourgeoisie die selbständige Kraft, die 

Massen gegen den Willen der reformistischen Führer mitzureißen, nicht bewiesen. In Deutschland wie 

in Polen haben die kommunistischen Parteien durch Preisgabe der Propaganda für das Endziel, die 

Diktatur des Proletariats, durch die Idee der Zwischenlosungen, durch Anpassung an die Psychologie 

der rückständigsten Seite der sozialdemokratischen Arbeiterschaft weder den Willen zur Macht, noch 

die Fähigkeit, bei den Massen die größte Begeisterung und das größte Vertrauen in entscheidenden 

Stunden zu wecken, verstanden. So war es unvermeidlich, daß die Kräfteverhältnisse in Mitteleuropa 

und hauptsächlich in Deutschland durch die kommunistischen Parteien falsch eingeschätzt wurden. 

Manche führende rechtsgestimmte Genossen finden sich damit ab, daß sie Niederlage des Proletariats 

und den Oktoberrückzug der KPD durch die falsche Einschätzung der Kräfteverhältnisse erklären. 

Sie vergessen aber, daß gerade dort, wo sie den Gedanken beenden, die Frage erst beginnt: Wie war 

es möglich, daß die Partei die Kräfteverhältnisse falsch einschätzte? Und was bedeutet es überhaupt, 

Kräfteverhältnisse falsch einzuschätzen? Die Kräfteverhältnisse in Deutschland einschätzen, bedeu-

tete vor allem, 1. die Kraft und das Wesen der größten Arbeiterpartei, der SPD, richtig ein-[154]zu-

schätzen; 2. die Kraft der eigenen Partei auf das Maximum des Erreichbaren zu steigern; 3. die Kraft 

des bürgerlichen Blocks und seines Verhältnisses zur SPD richtig einzuschätzen. 

Wenn wir diese Fragen näher untersuchen, entdecken wir sehr grobe taktische Fehler, die der falschen 

Einschätzung zugrunde lagen. Wenn wir z. B. die Taktik und Strategie unseres Kampfes um die 

Macht auf dem Boden der bürgerlichen Demokratie aufbauten und vermuteten, daß das Bürgertum 

gezwungen sein wird, auf diesem Boden und nicht durch einen Staatsstreich auf dem Boden der bür-

gerlichen Diktatur mit uns zu kämpfen, so bedeutete das logischerweise, daß wir den Charakter der 

rechten SPD (und in unseren Reihen sind doch alle überzeugt, daß die rechte SPD von uns richtig 

eingeschätzt worden ist) zu wenig bürgerlich-faschistisch, nicht als einen Teil des bürgerlichen Ord-

nungsblockes, falsch eingeschätzt haben. Wir vermuteten, daß die rechte SPD schwanken wird, wenn 

wir in Sachsen, Thüringen und anderen Ländern sogenannte verfassungsmäßige Regierungen schaf-

fen werden und in dieser Form den Kampf gegen das Kapital einleiten werden. In Wirklichkeit haben 

die Ebert, Sollmann, Scheidemann und Hörsing den Generalstab der Stinnes- und Seeckt-Leute ge-

bildet. Sie haben den raffiniertesten Feldzug gegen die bürgerliche Demokratie ausgearbeitet und 
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verwirklicht, um die bürgerliche Gesellschaft auf dem Boden der bürgerlichen Diktatur zu retten zu 

versuchen. Hätten wir die SPD von vornherein als eine Kraft der bürgerlich-faschistischen Reaktion 

eingeschätzt und danach die Partei eingestellt, dann hätte der Eintritt in die Regierungen ohne unmit-

telbare revolutionäre Massenbewegungen kaum vorgenommen werden können. Die sozialistisch-

kommunistische Landesregierung bedeutet, den Löwen zu provozieren, und als er den Käfig verließ, 

ihm zu melden: entschuldigen Sie bitte, die Waffen haben wir zu Hause gelassen. 

Daß die linke SPD schwanken wird zwischen ihrer Rechten und den revolutionär gestimmten Massen, 

war schon immer klar. Daß sie sich nicht von ihrer Partei loslösen wird, war auch mehr oder weniger 

klar. Hatte sich aber die SPD als die Schrittmacherin der faschistischen Reaktion entlarvt, konnte sich 

die Linke natürlicherweise nicht weit von ihrer Partei entfernen. Ein so starker Druck der Massen, 

der die SPD zerschlagen hätte, konnte erst im offenen Kampf um die Macht entstehen, geführt aus-

schließlich und allein von unserer Partei, von der KPD. Wir haben also, als wir die Kräfte falsch 

einschätzten, vor allem die rechte und die linke Sozialdemokratie falsch eingeschätzt. 

Wir haben also taktische Methoden angewendet, die uns breite Massen zuführten, aber uns nicht zur 

Führerin der Massen machten, da wir selbst in unserer Seele einen Teil der Illusionen trugen, mit 

welchen die Massen zu uns gekommen waren. Die Partei sollte zwar nicht in den Wolken schweben, 

wenn die Massen auf der Erde standen, sie sollte aber unbedingt, wie es die Thesen aller kommunis-

tischen Kongresse forderten, einen Schritt voran den Massen stehen. 

Die kommunistischen Parteien sind in beinahe allen Ländern gleichzeitig durch Anpassung an die 

Psychologie der rückständigen sozialdemokratischen Massen von diesen verseucht worden und haben 

in den eigenen Reihen die ganzen zwei Jahre einen Kampf gegen alle linken Elemente durchgeführt, 

gegen Elemente, die bei einer Reihe von Fehlern und Kinderkrankheiten des Radikalismus doch un-

unterbrochen forderten, das klare Gesicht der Partei und das scharfe Mißtrauen gegenüber der SPD 

zu bewahren und zu betonen. Dieser innere Kampf in den Parteien mußte noch ärgere Folgen für den 

Kampf um die Macht zeigen in einer verhältnismäßig ruhigen Epoche, in der man nur mit Mitteln der 

politischen Kampagne für die unmittelbaren Interessen der breiten Massen, ohne weitergesteckte 

Ziele, ohne schärfere Betonung des Endzieles und ohne energische Propaganda für die Macht des 

Proletariats arbeitete. In der gleichen Zeit haben wir unsere Partei als selbständige Kraft viel zu nied-

rig eingeschätzt und die Illusion, daß wir in den entscheidenden Stunden nicht einzeln und allein ohne 

Verbündete in den Organisationen des Proletariats kämpfen können, in einer Weise hochkommen 

lassen, die stark an eine Blockrevolution, zusammen mit den linken reformistischen Führern grenzte. 

Wir wollten [155] keinesfalls mit den Führern brechen. Wir haben den Führern in der Chemnitzer 

Konferenz, auch in den Regierungen, jeden selbständigen Schritt zur Mobilisierung der Massen ge-

opfert, nur um sie nicht zu verärgern oder sie zu verlieren. 

Nicht weniger falsch haben wir den bürgerlichen Block eingeschätzt. Es war schon richtig, daß die 

wirtschaftliche und internationale Lage Deutschlands zu einer Zersetzung in den bürgerlichen Reihen 

führte, wir haben aber übertrieben gehofft, daß die Kräfte des Feindes schon vor der Machteroberung 

so zersetzt sein würden, daß unser Kampf um die Macht eine verhältnismäßig leichtere Aufgabe sein 

wird. Nur die Behauptung der Macht schien uns schwer zu sein. Die Wahrheit war im Gegenteil. Die 

Furcht vor der proletarischen Diktatur war doch stärker als der Abscheu vor der kapitalistischen Dik-

tatur in den mittleren bürgerlichen und auch in den kleinbürgerlichen Kreisen. Eher konnte sie der 

Kampf des Proletariats um die Macht zusammenschweißen als auseinandertreiben. Ihr Mißtrauen 

aber gegenüber der Stinnesherrschaft war schon so stark, daß, gelang es den Arbeitern Deutschlands, 

die Macht zu übernehmen und ihre Kraft wirklich durch eine Reihe nationaler und internationaler 

Maßnahmen zu demonstrieren, sie alle auseinandergestoben wären. Die richtige Einschätzung der 

Kräfteverhältnisse wäre nur bei einer anderen taktischen Einstellung und entschiedener bolschewis-

tischer Einstellung der Partei möglich gewesen. Wie weit diese Behauptung richtig ist, sieht man aus 

den ernsten Auseinandersetzungen nach der Oktoberniederlage zwischen der Mehrheit der Partei und 

dem rechten Flügel über die Frage: waren die Oktoberereignisse ein Sieg des Faschismus über die 

Novemberrepublik, oder hat der bürgerliche Ordnungsblock (Bürgertum und Sozialdemokratie) ein-

fach einige Formen der Demokratie abgebaut, um den Kampf gegen die proletarische Bewegung 
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politisch und wirtschaftlich leichter durchzuführen? Mit Recht hat Genosse Sinowjew sofort nach 

dem Abschluß der Oktobertage es klar und deutlich formuliert: Ebert braucht den Seeckt mehr als 

Seeckt Ebert. Alle historischen Ereignisse in Deutschland haben unzweideutig für jeden, der keine 

theoretischen Fraktionsscheuklappen hat, bewiesen, daß im Oktober kein Sieg des Faschismus über 

die Novemberrepublik, sondern eine Stärkung der Position des Ordnungsblocks gegen das Proletariat 

erfolgt ist, der ziemlich beweglich und lavierend seine Politik gegenüber dem Proletariat durchsetzt. 

Wer die Erfolge des proletarischen Kampfes auf diese taktischen Auseinandersetzungen zwischen 

den Parteien der Stinnesherrschaft baute, der hat wahrlich auf Sand gebaut, was nur schwere Verwir-

rung in den Reihen des Proletariats herbeiführen muß. 

Wir konnten nicht richtig sehen, nicht weil wir blind waren, sondern weil unser ganzer Organismus, 

unser ganzes Nervensystem schwach waren. Es macht deshalb einen eigentümlichen Eindruck, wenn 

theoretisch denkende Genossen, wie die Genossen Brandler und Thalheimer, die Frage der Kräfteein-

schätzung als eine zufällige Schwäche darstellen wollen, die nicht eine tiefere Analyse der grundtak-

tischen Fragen erforderlich macht. Alle Erfahrungen des letzten Jahres rollen noch einmal aufs neue 

die Frage der Eroberung der Mehrheit des Proletariats und ihre Führung auf. Es genügt noch nicht, 

die Sympathien der Massen zu gewinnen. Der Kampf erfordert ein viel innigeres und festeres Ver-

hältnis zwischen Partei und Massen, als es uns in der vergangenen Epoche der Entwicklung durch die 

allgemeine Parole: Heran an die Massen und die Einheitsfronttaktik gegeben war. Die Kämpfe haben 

bewiesen, daß die sozialdemokratischen Massen, die mit der KPD sympathisieren, noch nicht mit ihr 

verbunden sind. Sie haben auch in derselben Zeit bewiesen, daß man jeden Tag und nicht nur einmal 

das Vertrauen der eigenen und der sympathisierenden Massen wieder gewinnen muß. Sie haben 

gleichzeitig bewiesen, daß die Avantgarde des Proletariats, die Partei, nur durch größte Opferwillig-

keit und rücksichtslose Ueberwindung aller Schwächen und Illusionen in den eigenen Reihen zur 

wirklichen Führerin der schon gewonnenen und der noch abseits stehenden Massen werden kann. 

[156] Klarer gesprochen: Wir haben viel zu wenig Distanz gegenüber der SPD, und hatten ihre Erb-

schaft in unsern eigenen Reihen zu wenig überwunden, um sie und ihre bürgerlichen Verbündeten 

richtig einschätzen zu können. Wenn man diese Konsequenz zieht, und sie ist die klarste und lo-

gischste Folge unserer Niederlage, dann folgt daraus nur eins: eine Revision der taktischen Linie der 

Kommunistischen Internationale ist unvermeidlich. Eine Revision der Taktik bedeutet nicht, das Kind 

mit dem Bade auszuschütten. Nicht auf die Massenpartei fluchen, nicht auf die Taktik der Einheits-

front, welche uns zur Massenpartei machte, schelten, sondern alle ihre krankhaften, reformistischen 

Auswüchse, alle mit ihr oder auch nicht nur mit ihr verbundenen Schwächen, Mängel, Fehler restlos 

und rücksichtslos überwinden. Die Gegner der Einheitsfronttaktik stellen eine ziemlich schlaue 

Frage: wo kann man auch e i n  Beispiel der Anwendung der Einheitsfronttaktik ohne Rückwirkung 

auf den klaren kommunistischen Charakter der Parteien, ohne Fehler und Mängel finden? Diese Stel-

lung der Frage ist keine marxistische und inhaltlich falsch. Es gibt eine absolute Methode der Erobe-

rung uns noch fremder Massen, die mit keinen Schwierigkeiten und Gefahren oder mit idealen, feh-

lerlosen Handlungen verbunden ist. Der Weg der Erfahrungen, die die russische Partei durchgemacht 

hat, die Schriften Lenins, diese Meisterwerke der „Wahrung des Gesichts“ und der Eroberung der 

Mehrheit des Proletariats, können uns belehren, wie man den Massen einen Schritt vorangeht und die 

für den Sieg notwendige Mehrheit des Proletariats erobert. Es gibt nur ein Mittel: rücksichtslos und 

offen jeden Fehler, den wir im Kampfe um die Mehrheit des Proletariats machen, auszusprechen und 

zu korrigieren, und jede Hemmung, dies zu tun, muß beseitigt werden. Nicht die Taktik war falsch, 

aber der nicht unvermeidlich aus dieser Taktik resultierende Drang leitender Genossen, die Selbstkri-

tik ununterbrochen zu unterdrücken. Gegen diese Tendenzen in der Kommunistischen Partei muß 

rücksichtslos vorgegangen werden. Jede Taktik, welche zur Gewinnung der Massen angewandt wird, 

wenn sie verwandelt wird in einen Grundsatz, ist eine Gefahr für die Kommunistischen Parteien. Nur 

eine Partei, die Levi und Friesland abgeschüttelt hatte, konnte sich erlauben, Einheitsfronttaktik zu 

betreiben, eine Massenpartei zu werden, ohne ganz und gar sozialdemokratisch verseucht zu werden. 

Nur eine Partei, die mit dem Messer in der Hand gegen jeden Versuch, die Selbständigkeit der Partei, 

ihr klares kommunistisches Gesicht auch um ein Jota zu opfern, eingreifen wird, kann als Massen-

partei nie vergessen, daß sie das revolutionäre Kapital, die selbständige und einzige Führerin der 
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breitesten Massen in rücksichtslosem Kampfe um die Macht werden muß. Die Krisenerscheinungen, 

welche wir in beinahe allen größeren Parteien der Kommunistischen Internationale in den letzten 

Monaten sehen, die Richtungsdifferenzierungen in den einzelnen Parteien sind der Ausdruck dieses 

Bedürfnisses einer Aenderung in der Anwendung der Einheitsfronttaktik, und dieser Kampf um die 

taktische Linie ist der beste Weg, die Massenparteien vor der Versumpfung zu retten, sie zu revolu-

tionären Parteien zu machen. Man staunt, wenn die einzelnen Genossen in ganz kleinbürgerlicher 

Weise vor diesem Kampfe zurückschrecken und ihn durch diplomatische Aktionen zu verwischen 

versuchen. Den Genossen kann man nur einen Ratschlag geben: studiert die Geschichte der bolsche-

wistischen Partei Rußlands, der einzigen siegreichen Partei der Welt, studiert Lenin, den größten re-

volutionären Führer, den die unterdrückte Klasse in der Geschichte hatte. Gerade der ideologische 

Kampf und diese restlose Klarheit fehlten uns und verursachten vielleicht mehr Niederlagen, als wir 

alle es selbst vermuteten. 

II. Der Kampf um den bolschewistischen Charakter der russischen Partei. 

Der Niedergang der ersten aufsteigenden Welle des wachsenden Widerstandes des Proletariats im 

Jahre 1923, der mit schweren Niederlagen in einigen Ländern geendet hat, mußte eine bestimmte 

Enttäuschung hervorrufen und auch in der standhaftesten siegreichen russischen Partei die inneren 

wirtschaftlichen Schwierigkeiten nackter darstellen, trotz aller Erfolge und [157] Verbesserungen der 

letzten Zeit*). Zweifellos ist mit dem Verschieben der Hoffnung auf eine unmittelbare Erweiterung 

der Machtposition des europäischen Proletariats die Auseinandersetzung stark verbunden. Die KPR 

hat ungeheure Erfolge in den letzten zwei Jahren zu verzeichnen. Die Stärkung der Industrie in man-

chen Branchen von 4 auf 40 und 50 Prozent der Vorkriegsindustrie, die augenscheinliche Besserung 

des Transportwesens, die verhältnismäßige Stabilisierung der Finanzen, das ungeheure Anwachsen 

der kleinen und Fertigindustrie, die Besserung des standard of life der Arbeiter- und Bauernmassen, 

alles zeugt von großen Erfolgen der neuen ökonomischen Politik, die trotz allen ihren großen Gefah-

ren für die Herrschaft der proletarischen Klasse bei den gegebenen historischen Verhältnissen vor 

allem diese Herrschaft gerettet und gestärkt hat. Diese unmittelbare Besserung der Lage der Massen 

und die Festigung der Herrschaft der Macht der Arbeiter- und Bauernregierung in Rußland, die zur 

allmählichen Anerkennung des Sowjetstaates seitens fast aller europäischen Staaten führen mußte, 

hat die grundsätzliche Frage der russischen Revolution nicht geändert. Sie war und sie bleibt entweder 

der russische Sowjetstaat, der in seiner Entwicklung aus der Isolierung herauskommt und unmittelbar 

durch eine neue revolutionäre Welle zur Ausdehnung der proletarischen Herrschaft gelangt oder in 

langem Kampfe mit der kapitalistischen Umgebung den proletarischen Charakter allmählich einbü-

ßen muß. Die wirtschaftliche Politik der KPR, die tiefe Sorge, das Bündnis des Proletariats mit den 

breiten, das Schicksal Rußlands entscheidenden, 80 Prozent der Bevölkerung umfassenden Bauern-

massen keinesfalls zu schwächen und wenn notwendig auch durch Konzessionen vom Standpunkt 

der unmittelbaren wirtschaftlichen Interessen der Arbeitermassen an die kleinen und mittleren Bauern 

die Herrschaft der proletarischen Klasse, die stärkste Position der Weltrevolution, zu behalten, die 

wirtschaftlichen Schwierigkeiten müssen natürlicherweise mit jedem Jahre größer, bedeutender wer-

den. Schon die erste Auflebung auf dem wirtschaftlichen Gebiete, die jetzt noch hauptsächlich die 

Fertig- und Mittelindustrie umfaßt, rollt eine Reihe von Fragen auf: Wie stärkt man die Schwerin-

dustrie, d i e  dem  S t aa t e  gehö r t  und  d i e  a l l e i n  nu r  das  Bündn i s  zwi schen  dem  pr o le -

t a r i s chen  S t aa t e  und  den  Baue r nmassen  s i che r n  kan n? Führt die wirtschaftliche 

 
*) Die Industrie (Wert der Fertigprodukte in Millionen Rubeln) ist von 929,0 im Jahre 1921 auf 1793,5 im Jahre 1923, 

gegenüber 4451,0 im letzten Vorkriegsjahr gestiegen; die Landwirtschaft hat im Jahre 1923 fast 213 ihres Vorkriegsni-

veaus erreicht, während die Groß-, Mittel- und Kleinindustrie 40,3 Prozent der Vorkriegsproduktion leistete. Die Ein-

künfte des Transportwesens betrugen im Jahre 1923 im ersten Quartal 52 Millionen, im zweiten Quartal 100, im dritten 

Quartal 110, im vierten Quartal 116 Millionen Rubel. Der staatliche Zuschuß für das Transportwesen im Jahre 1922/23 

betrug 115 Millionen. 

Die Zahl der Arbeiter ist im Jahre 1922 auf 1.100.804 Personen, d. h. um 25 Prozent, gegenüber dem verflossenen gestie-

gen. Der Staat hat zusammen mit den Genossenschaften 85 Prozent des Großhandels und 50 Prozent des Mittelhandels 

in der Hand. Die Saatfläche hat im Jahre 1923 71 Prozent der Vorkriegszeit erreicht. Die Löhne betrugen nach den An-

gaben der Wirtschaftler 87, nach den Angaben der Gewerkschaftler 63 Prozent der Vorkriegslöhne. 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 5 – 137 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 18.09.2023 

Entwicklung zum Bündnis zwischen Bauern und Arbeitern oder zwischen Bauer und Mittelkapitalist, 

zwischen Bauern und ausländischen Kapitalisten? Hier liegen die Sorgen der Sowjetregierung und 

die Gefahr für die Zukunft für das immer noch isolierte Proletariat Rußlands. Die Gefahren sind nicht 

so unmittelbar, wie sie im offenen Kampfe zwischen Proletariat und Bourgeoisie waren, sie sind aber 

gefährlich, weil sie weniger bemerkbar sind, und die wirtschaftliche Statistik wird ein ebenso wich-

tiger Zeuge für die Erfolge der Diktatur, wie es seinerzeit die Statistik der Waffen- und der unmittel-

baren Siege gegen Denikin, Koltschak und Judenitsch war. Die Aufgabe [158] der Partei, die jeden 

Tag überall zu überwachen hat, wie man das Tempo des wachsenden wirtschaftlichen Einflusses des 

Privatkapitals oder des Auslandskapitals verlangsamt und schwächt, wie man die Schwerindustrie 

stärkt, wie man das Auslandsmonopol keinesfalls zu vermindern versuchen soll, wie man wirtschaft-

lich das ganze Leben so gestaltet, daß die Diktatur des Proletariats, gestützt auf die Bauernmassen, 

keinesfalls geschwächt wird, ist riesengroß. So hat die Partei, als es klar geworden ist, daß die Preise 

für die Agrarprodukte fallen und die der Industrieprodukte ungeheuer wachsen*), daß sich hier eine 

Schere zwischen den Preisen des Dorfes und der Stadt bildete, sofort Maßnahmen zur Ausfuhr des 

Getreides getroffen, um die Preise zu erhöhen und die Profite der staatlichen Industrie zu verkleinern 

und so die „Schere“ zu schließen, die Agrarprodukte zu verteuern und die Industrieprodukte zu ver-

billigen. Auch die Frage der Verbilligung des Staatsapparates ist ernst aufgerollt worden. Die KPR 

hat alarmiert, daß das Bündnis zwischen Arbeitern und Bauern durch die Entwicklung der Preisschere 

in Gefahr gestellt ist. Auch die Frage größerer Anleihen seitens des ausländischen Kapitals, verbun-

den mit größeren Konzessionen und hauptsächlich der mittelbaren und unmittelbaren Schwächung 

des Außenhandelsmonopols, was die ausländischen Kapitalisten vor allem wollen, wurden stets durch 

die Zentrale der Partei zurückgewiesen, trotz des starken Druckes einzelner Wirtschaftler und Aus-

landspolitiker, die auf diese Weise eine schnellere Entwicklung der Schwerindustrie erreichen woll-

ten. Die Partei hütet sich schwer, durch gewagte wirtschaftliche Experimente die Diktatur der Klasse 

aufs Spiel zu setzen. Die Linie wird konsequent durchgehalten. Die Beweglichkeit der wirtschaftli-

chen Maßnahmen in einem streng gehaltenen Rahmen der Beibehaltung der Diktatur ist ungeheuer, 

beinahe staunenswert für die europäischen Genossen. Die Schwierigkeiten sind aber tagtäglich groß 

und subjektiv um so größer, desto weiter die Perspektive des unmittelbaren Kampfes um die Macht 

in Europa entfernt wird. Aus diesen beiden Tatsachen des Rückzuges der ersten revolutionären Welle, 

die so heiß von der Partei und den Massen Rußlands erwartet war und aus den inneren wirtschaftli-

chen Schwierigkeiten bei der sich langsam entwickelnden sozialen Differenzierung in dem Sowjet-

staate entstand zweifellos der Kampf in der Partei. Er berührte nicht, wie es viele denken, kleine 

konkrete Fragen oder Maßnahmen, die das Zentralkomitee nicht unternehmen wollte oder ignorierte 

und die seitens einer Reihe oppositioneller Genossen aufgestellt waren. Wenn es so wäre, so wäre 

zweifellos die Diskussion nicht so tief und leidenschaftlich, und die Namen der Genossen Trotzki 

und Preobraschenski hätten schon als Druck für die Durchführung der oder jener Maßnahme in der 

Partei oder im Staate genügt. Kein Mitglied der Zentrale hat sich geweigert, etwa die Frage der De-

mokratisierung oder der Aktivisierung und Heranziehung breiterer Massen zur Parteiarbeit und brei-

terer Kreise zur Parteileitung rechtzeitig auf die Tagesordnung zu stellen. Es war die Initiative der 

Zentrale, es war die Initiative der bolschewistischen Gruppe der Zentrale, diese Fragen aufzurollen. 

Schon die Säuberung der Partei im Jahre 1922 rollte die Frage der Aktivisierung und Demokratisie-

rung der Partei auf, die Frage der Proletarisierung, dank dem Anwachsen des russischen Proletariats 

nach der Periode des Krieges, in welcher die Arbeiter ins Dorf liefen und deklassiert wurden, die 

hunderttausende Arbeiter, die in den Produktionsprozeß kamen und von jedem Mitglied der KPR ein 

ziemlich hohes geistiges und politisches Niveau erfordern, weil die Massen in ihrem Selbstbewußt-

sein und ihrer Entwicklung durch die siegreiche Revolution ungeheuer gestiegen waren. Das durch 

Partei- und Staatspflichten überlastete Mitglied der Betriebszelle der KPR mußte selbständiger zum 

politischen Leben herangezogen, systematisch umgestellt und geschult werden, um fähig zu sein, die 

parteilosen Massen zu beeinflussen und auf dem politischen und wirtschaftlichen Gebiete das [159] 

 
*) Die Schere bedeutet die zwei sich kreuzenden Linien der Preise für landwirtschaftliche und Industrieprodukte. Die 

erstere geht von oben nach unten, die zweite steigt von unten nach oben. In der statistischen Zeichnung bilden die Linien 

eine Schere. 
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möglichste zu leisten. Der Kampf war nicht verknüpft mit der Stellung dieser Frage, er stand nur in 

einem gewissen Zusammenhange mit dieser Frage. Die Opposition wollte bewußt oder unbewußt 

gegen den bolschewistischen Flügel der Leitung Mißtrauen wecken an seiner Fähigkeit, politisch und 

wirtschaftlich die wichtigen Aufgaben zu erfüllen. Das war das Entscheidende in dieser Diskussion. 

So prominente Genossen wie Trotzki, Radek, Preobraschenski hätten nicht wegen der konkreten 

Maßnahmen zur Aktivisierung oder Belebung der Partei eine so „ungeschickte Position“ eingenom-

men, wie in dem Trotzkischen Briefe über den „neuen Kurs“ oder „zwei Generationen“, wo Trotzki 

ein schweres Mißtrauen gegenüber den Schülern Lenins weckt, sie mit den verräterischen Schülern 

der Marxschen Schule vergleicht und Gegensätze zwischen neuer und alter Generation konstruiert, 

die heranwachsende Jugend als alleinige Trägerin der revolutionären Prinzipien, welche sie durch-

kämpfen müsse, charakterisiert, die führende Gruppe der alten Generation politisch verdächtigt. Kei-

ner hat sich in der russischen Diskussion „verrannt“ oder ungeschickt ausgedrückt. Man sagte, was 

man wollte und wie man es wollte. Man hat sich doch wahrscheinlich alles überlegt. Es gibt im poli-

tischen Leben natürlich viel subjektives Ungewolltes mit schweren Konsequenzen und Folgen. In 

einer historischen Rede Trotzkis lange von der Oktoberrevolution, zur Zeit der demokratischen Peri-

ode Rußlands, beschuldigte er Kerensky, daß er zwar kein Bonaparte sei, aber den mathematischen 

Punkt der bonapartistischen Konterrevolution bildet. Der Ausdruck „mathematischer Punkt“ interes-

siert uns nur in diesem Zusammenhang. Bei aller Vorsicht, die uns die Personen Kerensky und Trotzki 

gebieten, ist es doch unsere Pflicht, uns zu fragen: wo liegt der mathematische Punkt der russischen 

Opposition? Die KPR besteht aus der Vorhut aller revolutionären Elemente, die die große Oktober-

revolution mitgemacht, ihr sich angepaßt oder mit ihr abgefunden haben. Sie enthält das beste aller 

revolutionären Schichten Rußlands. Sie besteht aus der Blüte des russischen Proletariats, aus den 

revolutionären Bauernelementen, aus den Intellektuellen und kleinbürgerlichen Elementen, aus den 

durch den Krieg und Bürgerkrieg deklassierten Elementen des Proletariats und Kleinbürgertums. Bei 

einem für dieses Riesenland schmalen Proletariat wird die Diktatur der Klasse verwirklicht und 

durchgeführt dank dem sehr festen Kern der Kommunistischen Partei, dem bolschewistischen Kern. 

Seine historischen Verdienste, Klarheit, Zielbewußtheit, Rücksichtslosigkeit und ungeheuren Er-

folge, seine Ausbildung durch den durch die allgemeine Glorie gekrönten Lenin bilden den festen 

Reifen, der alle diese revolutionären Elemente zusammenhält. Jede Krise des Staates zeigt eine ver-

schiedenartige Standhaftigkeit, Festigkeit und Entschlossenheit bei den verschiedenen Elementen der 

Partei. Die Angriffe, Rückzüge und der größte historische Kampf werden durchgeführt und geleitet 

durch die Schule, Kraft und Tradition der alten bolschewistischen Garde. Ohne sie hätte sich die KPR 

nicht unterschieden von einer europäischen kommunistischen Partei mit allen Schwankungen, ohne 

vollständige Ueberwindung der alten menschewistischen Erbschaft und Tradition. Die wirtschaftli-

chen Schwierigkeiten, das Wechseln der internationalen Perspektive, das langsame Tempo der Welt-

revolution vertiefen manchmal die Reibungen zwischen den verschiedenen Elementen der KPR. Je-

der Teil spiegelt die tieferen Zusammenhänge mit seinen wirtschaftlichen Schichten, mit ihren un-

mittelbaren Nöten und Interessen wider, zwingt die Gesamtpartei, feinfühlig das Ohr an den Boden 

zu legen und manchmal auch zu hören, wie das Gras der steigenden Unzufriedenheit wächst. Aber 

nur die bolschewistische Garde garantiert, bei den komplizierten Wechselverhältnissen der heutigen 

und morgigen Interessen jeder Klasse und aller revolutionären Gruppen der Bevölkerung die Diktatur 

der proletarischen Klasse beizubehalten. Die Krise zur Zeit des Brester Friedens, die einer Reihe von 

Genossen, mit Trotzki und Radek an der Spitze, zeigte, daß sie das Bündnis zwischen Arbeitern und 

Bauern unterschätzten, als sie gegenüber dem nach Frieden lechzenden Bauern nicht dem Ratschlage 

Lenins („Lest nicht einmal die Brester Schweinerei, aber unterzeichnet es zur Rettung der Revolu-

tion“), sondern vielmehr der Tendenz nach kleinbürgerlich-intellektuellen usw. Neigungen folgen 

wollten. So war es in [160] der Diskussion über die Gewerkschaften, wo der Genosse Lenin schon 

voraussah, daß es sich um eine ernste Umstellung der Gewerkschaften auf die neue ökonomische 

Politik handelt und in Verbindung und er damit den Gewerkschaften neue Funktionen übergab, ge-

genüber der Opposition mit dem Genossen Trotzki an der Spitze. Das waren aber konkrete Fragen 

von größter Tragweite für die Revolution. Die Partei selbst aber, das größte Kapital des russischen 

Proletariats, seine ganze Entwicklung, wurde nicht berührt. In der letzten Krise war die Herrschaft 
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des erprobtesten und stahlfestesten, zusammenhaltenden Kerns der Partei in Frage gestellt. Hätte die 

Opposition die Mehrheit bekommen – und sie hat doch wahrscheinlich nicht um ihre Niederlage ge-

kämpft – so wäre die Partei erschüttert, der bolschewistische Kern in Mißkredit gesetzt worden, an-

dere Gruppierungen und durch sie vertretene soziale Gruppen wären ans Ruder der Partei (infolge-

dessen auch logischerweise des Staates) gekommen. Die alte bolschewistische Garde ist nicht die 

zahlenmäßig stärkste Gruppe der Partei. Tausende Menschewiki, Anarchisten, Bundisten, S.-R. sind 

in die Partei gekommen. Sie sind auf dem Wege zum Kommunismus, manchmal auf dem besten 

Wege dazu, aber Jahre erfordern es, bis diese Gruppen sich zum Kommunismus durchgerungen ha-

ben. Und selbst schwere Rückschläge drohen diesen Elementen durch ihre unvermeidlich nicht 

gleichberechtigte Lage in der Partei, die Jahre Karenzzeit für verantwortliche Posten fordert. Als Par-

tei wird diese Schicht die Elemente, meistens aus gut qualifizierten Kräften mit langer politischer und 

revolutionärer Vergangenheit bestehend, eine natürliche Stütze für jede Opposition gegen die alte 

bolschewistische Garde. Die proletarischen Teile der Partei, die durch den langdauernden Krieg und 

Bürgerkrieg belastete Jugend, haben teilweise abstrakte theoretische Schulung bekommen oder nur 

revolutionäre Erfahrungen des Bürgerkrieges und können nur nach längerer Zeit, allmählich, der Par-

teileitung neue frische Kräfte zuführen. Dazu kommt noch die Unzufriedenheit in bestimmten ju-

gendlichen und deklassierten Kreisen über die sich vertiefende ungleiche materielle Lage in der Partei 

selbst, hauptsächlich in der Periode der neuen ökonomischen Politik, die als Problem vor der ganzen 

Partei entsteht. Die Heranziehung neuer proletarischer Elemente zur Leitung der Partei wird infolge 

des gesamten Anwachsens der Proletariats und der sich steigernden und sich verwickelnden Aufga-

ben der Partei unvermeidlich. Die Erweiterung des Zentralkomitees und die Schaffung einer breiten, 

mit weitgehenden parteiischen und staatlichen Befugnissen ausgerüsteten Kontrollkommission aus 

neuen Arbeitskräften ist bereits geschehen. Diese Aufgabe forderte aber keinen Kampf gegen die 

bolschewistische Garde. Den Kampf gegen die alte bolschewistische Garde aufzunehmen, und da 

beantworten wir die Frage des „mathematischen Punktes“, bedeutet, allen kleinbürgerlichen, nicht-

bolschewistischen Elementen in der Partei und der Unzufriedenheit der kleinbürgerlichen, auch nepo-

itischen Konterrevolution Tür und Tor zu öffnen, ob man es will oder nicht. Diese Logik ist stärker 

als der böse oder gute Wille der führenden Genossen der Opposition. Jeder Genosse, der sich in Op-

position zur alten bolschewistischen Garde stellt und das Vertrauen zu ihr schwächt oder erschüttert, 

muß sich die Frage vorlegen, „werde ich zum Danton der russischem Revolution werden oder nicht?“ 

Die Dinge liegen hart und die Konsequenz der sehr harten Dinge kann nicht weich, bequem oder 

„nicht weitgehend“ sein. Hier kann es keine Schwankungen für keinen Genossen geben. Die Entbol-

schewisierung der russischen Partei hat eine ganz bestimmte Logik für die russische Partei, für den 

Sowjetstaat und für die Kommunistische Internationale. Wir können hier nicht die wirtschaftlichen 

Fragen in ihrem ganzen Umfange aufrollen, aber es ist natürlich kein Zufall, daß die Vertreter der 

Opposition entweder zum Kriegskommunismus neigen, der heute nur den Tod des Sowjetstaates be-

deuten könnte, oder aber, wie Radek, noch weitere Konzessionen dem ausländischen Kapital gewäh-

ren wollen. Die Perspektive der oppositionellen Bewegung in der KPR bei den Genossen, die es 

durchgedacht, und bei denen, die es noch nicht durchgedacht haben, ist zweifellos eine Tendenz, 

Rußland anzupassen an eine langdauernde Stagnation der revolutionären [161] Entwicklung Europas, 

mit pazifistischen Neigungen und Strömungen in der schon zermuroten herrschenden Klasse. Diese 

Perspektive ist falsch. Aber wenn auch noch auf Jahre hinaus eine solche Perspektive richtig wäre, 

wäre es die Aufgabe einer revolutionären Partei, die die Kommunistische Internationale gegründet 

und geleitet hat, der Partei, die die stärkste Beschützerin aller Unterdrückten in der Welt war und ist, 

wollte sie nicht einen tödlichen Fehler begehen, nicht auch nur eine Andeutung der Idee des syste-

matischen Abbaues der Diktatur des Proletariats zu machen. Wenn manche der rechten Genossen in 

Deutschland offen diese Frage aufrollen, beweisen sie, wie stark die sozialdemokratische Erbschaft 

bei uns ist, wie wenig die Genossen historisch die Rolle der KPR in ihrer großen unsterblichen inter-

nationalen Auswirkung verstanden haben. Wer nicht versteht, daß alles sterblich ist außer dem Kom-

munismus, der niemals geschlagen werden kann und den die KPR in der Welt durchgefochten hat, 

der hat wirklich die russische Revolution sehr unkommunistisch verstanden. Die Opposition hat nicht 

gesiegt, ihre Verurteilung aber ist von so großer Wichtigkeit für die europäischen Parteien, weil damit 
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der ernste Kampf gegen die Schwankungen in den eigenen Reihen durchgefochten wird. In Rußland 

kann man natürlich in demagogischer Weise erklären: „Wer jung ist, ist revolutionär, wer alt ist, ist 

konservativ, wir verfechten die Ideen der Jungen und sind eine linke Opposition.“ Das Bündnis zwi-

schen Brandler-Thalheimer und Radek-Trotzki in der deutschen Frage ist kein Zufall. Es berührt die 

Grundfragen: Entbolschewisierung der KPR und Entbolschewisierung der europäischen Parteien 

oder Beibehaltung der bolschewistischen Vormundschaft in der KPR und Bolschewisierung der eu-

ropäischen Parteien. Vor dieser Frage stehen wir unvermeidlich. Die SP, die sich in Italien, in der 

Tschechoslowakei, in Ungarn, Polen und schließlich auch in Deutschland auf den Boden der bürger-

lichen Diktatur gestellt hat und Schrittmacherin und Verfechterin der bürgerlichen Konterrevolution 

ist, hat für den Reformismus in unseren Reihen sehr viel Platz gemacht. Die 2½. Internationale ist tot 

und kann schwer noch einmal entstehen. Die 2½. Internationale in dem Rahmen der 3. Internationale, 

das ist wirklich keine schlechte Position für den internationalen Menschewismus, und was gut ist für 

die kleinbürgerliche Klasse, das wird sie instinktiv versuchen, vorsichtig und schleichend, wie das 

radikalisierte Kleinbürgertum ist, sich dem äußersten anpassend, die Grundfragen verwischend, in 

die Wirklichkeit umzusetzen. Das kann, wie es schon in allen Krisen der europäischen Parteien war, 

zu einer breiten Führerkrise, aber zu keiner Krise der Massenparteien und ihres Bestandes werden. 

Wir denken dabei gar nicht an Rußland, wo selbst die Opposition, trotz ihrer verhängnisvollen Fehler, 

welche an Verbrechen grenzen, größte Vorsicht üben wird. Nur aus Demagogie behaupten sie, daß 

alle Erfolge nur Lenins Verdienst waren und keine seiner Schule. Trotz des ungeheuren Piedestals, 

das sich Lenin bei der Arbeiterschaft der ganzen Welt schuf, hat er uns zusammen mit Marx und 

Engels gelehrt, daß eine Schule schon etwas sehr bedeutendes ist, abgesehen von einzelnen Fehlern 

und Mängeln. Die Massen Rußlands würden nur nach größten Niederlagen, nicht aber wegen einfa-

cher Schwierigkeiten oder Schwächen in ihrem Vertrauen zur bolschewistischen Schule und ihren 

Führern schwankend werden. Man konnte durch den Parteikampf entweder die Diktatur des Proleta-

riats schwächen oder sie stärken durch noch festere Zusammenschweißung aller gesunden Kernele-

mente der Partei. Bis jetzt hat die Beendigung der Diskussion nach dem Tode Lenins nur die Festi-

gung und Stärkung gebracht. Gefahren liegen aber noch in der Luft. 

III. Die Lage in der deutschen Partei. 

Wir haben keine Ursache, die Krisenerscheinungen in der deutschen Partei als unwesentlich zu be-

zeichnen. Es wäre direkt gefährlich, wenn eine kommunistische Massenpartei über den Oktoberrück-

zug einfach zur Tagesordnung übergeben wollte. Das wäre nur eine Versumpfung der Partei, und 

würde eine Schwächung ihrer Energie und eine schwere Enttäuschung in ihren Reihen zur Folge 

haben. Nur sozialdemokratische [162] Parteien, die schon an den Verrat ihrer Führer gewöhnt sind, 

können sich das leisten. Die kommunistischen Arbeiter haben sich nur sehr schwer von der SPD 

losgelöst. Haben sie es aber einmal getan, dann wird die Glut des Mißtrauens und ihrer Empörung 

über jede Schwäche und Schwankung in den entscheidenden Stunden beständig bleiben. Die Massen 

der Partei haben eine gute Nase. Sie zeigen in Deutschland nicht die mindeste Neigung zu einer Spal-

tung der Partei. Sie haben instinktiv, ohne sich noch ausführlich orientiert zu haben, in ihrem breites-

ten Teil Die größte Abneigung, den Charakter einer Massenpartei einzubüßen, bewiesen, sie wollen 

aber Klarheit, rücksichtslose Kritik und eine unzweideutige Antwort auf die verfluchten Fragen. Die 

SPD kann sich vor dem Zersetzungsprozeß nicht retten. Sie kann das Tempo verlangsamen, kann sich 

sogar für einige Zeit noch konsolidieren, abhängig von der weiteren Entwicklung, ist aber so tief 

krank, daß ihr Tod nach dem Oktober schon besiegelt war. Die Wahlen in Sachsen, Thüringen und 

Lübeck und anderen Ländern sind in dieser Hinsicht sehr interessant. Die SPD hat mindestens 50 

Prozent ihrer Stimmen und mehr als 50 Prozent ihrer Arbeiterstimmen verloren. Sie hat manche dem 

Faschismus abgetreten, aber bedeutend mehr der KPD. Die Partei kann unter diesen Bedingungen 

ihren Massencharakter nicht verlieren. Das deutsche Proletariat ist trotz aller Niederlagen auch heute 

noch nicht geschlagen. Das Wachsen der Kraft des Proletariats kann langsam oder schneller gehen, 

abhängig von der wirtschaftlichen und internationalen Konstellation, ist aber ununterbrochen im An-

steigen. Die Partei bleibt unabhängig von allen Streitigkeiten über langsameres oder schnelleres 

Tempo der revolutionären Entwicklung verbunden mit den breitesten Massen, in einer Periode der 
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ununterbrochenen wirtschaftlichen Kämpfe an der Schwelle einer anwachsenden revolutionären 

Welle des Proletariats. In dieser Lage kann beine Rede sein von einer Gefahr des Einbüßens des 

Charakters als Massenpartei, wie uns Genosse Brandler vorzuschrecken versucht. 1921 hat man so-

viel gesprochen von dem Tode der KPD, eine ganze Literatur hat die KPD totgesagt, sie ist desto 

unsterblicher geworden. Hat Levi auch in seinem bösesten Traume voraussehen können, daß die KPD 

in Thüringen 16 zu 13 oder in den sächsischen Gemeinden beinahe 55 zu 45 im Verhältnis zu den 

Sozialdemokraten stehen wird? Nach zwei Jahren dieser tödlichen Prophezeiungen, nach Uebergabe 

der Leitung an die vom Standpunkt der Levi und Friesland putschistischem Zentrale steht die KPD 

so erstarkt da. Die KPD befriedigen diese ihre Siege noch sehr wenig. Noch 55 Prozent Stimmen der 

Arbeiter in Sachsen und 16 Mandate in Thüringen für die Partei des ununterbrochenen Verrates, der 

Schrittmacherin der bürgerlich-faschistischen Reaktion. Die KPD versteht auch sehr gut, daß das 

Bündnis zwischen ihr und den Massen, die der Partei zustimmen, noch lange nicht genügend fest ist, 

daß sie heute als Partei noch nicht stark genug ist, diese Massen in entscheidende Kämpfe zu führen, 

aber die Partei ist auf dem besten Wege dazu. Und gerade der Kampf, den die Partei jetzt gegen die 

rechtem Gefahren durchführt, wird sie festigen, ihre Selbständigkeit stärken, ihr Zielbewußtsein klä-

ren, das Endziel in den Vordergrund rücken und sie zur wirklichen Avantgarde der sich an sie an-

schließenden, von der SPD abgestoßenen Massen machen. Die nächsten zwei Jahre werden zweifel-

los ein ruhmvolles Blatt für die kommunistische Bewegung aufschlagen. Die Apathie vermindert 

sich, die Klarheit bricht sich Bahn. Die rechte Gruppe, Brandler-Thalheimer, die die Einheitsfront-

taktik beinahe unverändert übernehmen wollen, sehen nur die Gefahren für die Massenpartei, da sie 

aus dem Oktoberrückzug nur eine Lehre gezogen haben, daß uns Massen fehlten. Sie haben aber die 

zweite Seite, die wichtigste – die Schwäche der Partei und ihre Unfähigkeit, selbständig die Massen 

in den Kampf zu führen, nicht verstanden und verstehen sie bis heute nicht. Hier liegt der historische 

Fehler der deutschen Rechten. Sie wollen nicht verstehen, daß, wenn sie im Oktober auch noch einen 

viel größeren Anhang als 40 Prozent des deutschen: Proletariats gehabt hätten, der Kampf doch zu-

sammengebrochen wäre, auch wenn die KPD eine Mehrheit des Proletariats hinter sich gehabt hätte. 

Der Oktoberrückzug war nicht ein Erfolg, wie die Genossen des rechten Flügels behaupten, weil wir 

weit noch nicht genug Einheitsfront angewendet hatten, sondern in bedeutendem [163] Maße, weil 

wir sie nicht genug kommunistisch angewendet haben. Die Chemnitzer Konferenz, die tagtäglichen 

Handlungen in der sächsischen Regierung, das Durcheinander in der Mobilisierung der Massen, weil 

wir überall an den Widerstand der SPD-Führer stießen, sind vielmehr Beweis als alle abstrakten The-

orien, wieweit wir schwach kommunistisch gehandelt haben. Wenn man absehen will von der fal-

schen Kräfteeinschätzung, welche wir schon im Anfang zu analysieren versuchten, sondern die tag-

tägliche Haltung der Genossen unterjuchen vollen, kommen wir noch zu viel weiteren Konsequenzen. 

Wären nicht so viel sozialdemokratische Reste in uns, hätten wir nicht auf der Chemnitzer Konferenz; 

(die gar nicht eine so große Rolle spielte, wie man es darzustellen versucht), die erneute Wahrheit 

aussprechen müssen: „Die Regierung ist durch die Reichswehr erledigt“ und hätten nicht allerhand 

versprechen dürfen, was wir alles machen würden, und nur nebenbei zum Generalstreik aufrufen, ihn 

aber nicht beschließen, weil das Bruch mit den linken SPD-Führern bedeutete. Wir haben die Massen 

wenig begeistert, schlecht agitiert, wie die örtlichen Kämpfe zusammengefaßt, sondern sie abge-

würgt. Alles war ein Ausdruck der nicht überwundenen reformistischen Erbschaft in uns. An uns 

allen liegen die Sünden. Aber die Oktoberniederlage hat der gesamtem Internationale scharf die Frage 

gestellt, jedem ihrer Mitglieder: „Siehst du die Gefahr ein, bist du bereit, alles aufzubieten, um sie zu 

überwinden oder willst du die Fehler gutheißen, um aus ihnen eine Theorie zu machen.“ Das letztere 

ist der Weg zum Menschewismus, ob man es will oder nicht will. Die Mehrheit der Zentrale und die 

überwiegende Mehrheit der Partei hat den besten Willen, diese Gefahren zu überwinden, die rechte 

Gefahr in der Partei abzuschütteln. An was es noch fehlt, das ist die Einsicht in die klaren Zusam-

menhänge zwischen dem Versuch, die russische Partei zu entbolschewisieren und dem weiteren Ver-

suchen, den Kampf gegen links in den eigenen Parteien schärfer aufzuziehen und gleichzeitig vor-

sichtig die SPD zu qualifizieren und die Einheitsfront auch von oben, trotz aller Redensarten weiter 

bestehen zu lassen. Das ist ein gefährlicher Weg. Er führt unvermeidlich zum Liquidatorentum, zu 

einem Flügel, der die einfachen radikalen Elemente der Partei allmählich absägt und sich so in einen 
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pazifistischen, alle Fehler der Vergangenheit milde verzeihenden, in den sozialdemokratischen Mas-

sen wurzelnden reformistischen Flügel verwandelt. Diese Einstellung müßte natürlich unvermeidlich 

zur Spaltung in der Partei führen, weil nach schweren Niederlagen und bei dem langsamen Tempo 

der Entwicklung auch die KAP in unseren Reihen breiteren Boden gerinnen wird. Das ist eine Tatsa-

che, die man aussprechen muß. Wer nur die Kinderkrankheiten, die Masern sieht und den tieferen 

Typhusprozeß des menschewistischen Giftes in unseren Reihen nicht spürt, der kann die Partei zu 

Tode richten. Eine revolutionäre marxistische Partei kann ohne Heidelberg den KAPismus in ihren 

besten gesunden Teilen verdauen und allmählich überwinden. Ein neues „Heidelberg“ aber könnte 

nur zu einer KAP und zu einer USPD führen. Die KPD wäre tot. Man kann noch nicht sagen, daß wir 

alle diese Gefahren schon heute überstanden haben. Man muß es aber klar aussprechen, um sie über-

winden zu können. Werden die Rechten und alle ihre Mitläufer und Mitschwankenden nicht in der 

KPD isoliert, – wir glauben, daß auch sie nicht für ihre Niederalge arbeiten –, dann ist die Spaltung 

gegeben, sie bereiten sie tatsächlich durch ihre Handlungen schon vor. Die reformistische Verseu-

chung ist dann eine unvermeidliche Folge, die Stellung in der russischen und in der deutschen Frage 

nicht bolschewistisch und die Partei wäre in der schwersten Krise. Bis heute ist es nicht der Fall. Es 

kann auch nicht der Fall werden. Die deutsche Partei ist viel zu viel gesund für solche Experimente. 

Das Zentrum hat sich im Kampfe um die Rettung der Partei herausgebildet und die Mehrheit erfaßt. 

Schritt für Schritt hat es alle Fehler eingesehen, und mag es manchen abstoßen, daß das Zentrum nicht 

mit einem Male und in vollem Glanze der Klarheit entstanden ist, so umfaßt es aber vor allem die 

Elemente, die durch die Oktoberereignisse teilweise instinktiv, teilweise bewußt und theoretisch sehr 

viel gelernt haben. Sie haben zusammen mit den besten Elementen der Partei eingesehen und haben 

durch die Ereignisse gelernt, daß sie die Zielbewußtheit und Klarheit [164] der eigenen Führung über-

schätzt und viele Fehler der taktischen Linie der Partei nicht genug klar eingeschätzt haben. Die 

Linke, die vielmals die rechten Gefahren richtig alarmiert hat, hat aber auch nur alarmiert. Weder ihre 

revolutionären Vorschläge, noch die Stellung zur Frage der Einheitsfront, wie auch die Einschätzung 

der Möglichkeit und der Kraft der KPD im Oktober selber konnten die Partei mitreißen oder die 

Rechten isolieren. 

Alle Elemente des Zentrums, die schon vor dem Oktober und in den Oktoberereignissen mit größtem 

Ernst und mit Vertrauen die Umstellung der Partei für den unmittelbaren Kampf aufgenommen ha-

ben, wurden durch die Stellung der Linken doch noch nicht mitgerissen, sondern vielmehr von der 

linken Opposition abgestoßen. Die Linken hatten die warnende Stimmung der revolutionären Orga-

nisation Deutschlands wohl richtig übermittelt, ihre Taktik aber falsch. Sie hatten trotz ihres richtigen 

Signalisierens und des Dranges der Partei nach links im letzten Jahre noch einen Teil ihres revoluti-

onären Anhangs verloren. Hätten sie früher als in Moskau, schon in Berlin die drei Resolutionen 

unterzeichnet, denen sie in Moskau zugestimmt haben, in der Frage der Einheitsfront von unten, in 

der Frage der Betriebszellen und in der Gewerkschaftsfrage, wäre vielleicht die Parteikonstellation in 

Deutschland viel günstiger für den Kampf gegen die rechten Gefahren gewesen. Die Linke hat aber 

in Moskau bewiesen, daß sie voll gelernt und den Ernst der Lage in der Partei verstanden hat. Das 

Zentrum hat sich in allen Fragen allmählich durchgerungen zu einer marxistischen revolutionären 

Stellung, nicht nur in der Einschätzung der Vergangenheit, sondern auch in den wichtigsten taktischen 

und praktischen Fragen. Die Partei braucht viel Zeit für diese Klärung und Durcharbeitung. Es wäre 

oberflächlich, zu behaupten, daß wir in zwei, drei Monaten oder etwa schon zum Parteitag eine Klä-

rung herbeigeführt hätten. Die Tatsache, welche die Rechte zu bestreiten versucht, daß die SPD ein-

fach ein Teil des bürgerlichen Faschismus geworden ist, hat so weitgehende Konsequenzen für unsere 

Propaganda und Agitation, für unsere verschärfte Stellung, abzielend auf die Zerschlagung der kon-

terrevolutionären Organisationen und die Eroberung der Massen, die Einheitsfront von unten erfor-

dert so viel taktische Beweglichkeit und revolutionäres Selbstbewußtsein, daß wir alle diese Fragen 

noch monatelang in den Organisationen durchfechten müssen mit allen politischen Konsequenzen 

auf dem Gebiete der Parlamente, der Gemeinden, der Betriebsräte, der Gewerkschaften. Ueberall muß 

neuer Geist einziehen, überall neue Lust, überall neue Begeisterung im Kampfe, überall Revolutio-

nierung und klare, zusammenfassende organisatorische und politische Arbeit durch die Betriebszel-

len. Wird das alles aber geschehen schon im Laufe des nächsten halben Jahres, und werden wir dabei 
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einen Teilkampf des Proletariats auch nicht im mindestens vernachlässigen, sondern im Gegenteil 

mit allen Mitteln unterstützen, dann ist Großes geschehen auf dem Wege der Vorbereitung der Revo-

lution in Deutschland. Die Vereinbarungen, für welche die Parteimehrheit (Zentrum) und die Linken 

gemeinsam gestimmt haben und die in eine klare Bilanz der Vergangenheit, eine sehr scharfe Ein-

schätzung der SPD und nicht weniger klar die Einheitsfront von unten als die taktischen Aufgaben 

der Partei vorzeichneten, haben ein Bündnis zwischen dem Zentrum und den Linken für ernste Zu-

sammenarbeit geschaffen. Das bedeutet: Sachsen und Thüringen mit Hamburg und Halle, Rheinland 

und Berlin zu gemeinschaftlicher Arbeit zu verbinden. Die Linke hat dabei bewiesen, trotzdem sie 

die größten Bedenken gegen die Einheitsfronttaktik hat, daß sie die Bedeutung der einheitlichen Par-

tei und ihre weitere Entwicklung in vollem Maße einzuschätzen verstanden hat. Die Rechten können 

nie rechtfertigen, daß sie dieser politischem Resolution nicht zugestimmt haben und damit nolens 

volens, wie der Gefahr der Spaltung, so der Gefahr der sozialdemokratischen Verseuchung der Partei 

Tür und Tor geöffnet haben. Das wird die Partei einzuschätzen verstehen. 

IV. Die anderen Parteien. 

Keine Partei der Komintern kann es ablehnen, breit in der Mitgliedschaft, im Funktionärstamm, die 

russischen und deutschen Auseinander-[165]setzungen durchzudiskutieren. Von so großen histori-

schen Ereignissen und grundsätzlichen Streitigkeiten muß man sehr viel lernen und noch sehr viel 

gewinnen an Klarheit und Festigkeit für die zukünftigen Kämpfe. Die KPD ist die Führerin und Leh-

rerin aller kommunistischen Parteien. Ihr bolschewistischer Flügel hat den Grundstein zur Theorie 

und Praxis der Kommunistischen Internationale gelegt. Die Auseinandersetzungen in ihren Reihen 

berühren die Grundfragen des Kommunismus. Mag auch heute, am Grabe Lenins, in der russischen 

Partei alles beigelegt sein, über kurz oder lang können die Fragen wieder auftauchen. Diese Streitig-

keiten sind für uns ein Wiederholungskursus des Bolschewismus im Kampfe gegen alles, was zum 

Kleinbürgertum neigt, so befremdend das auch vielen scheinen mag. Nicht weniger scharf steht die 

deutsche Frage. Der Oktober 1923 hat nicht nur in Deutschland, sondern weit über seine Grenzen 

hinaus in der Kommunistischen Partei Polens, nicht weniger in der Kommunistischen Partei Frank-

reichs und der Tschechoslowakei große unmittelbare Hoffnungen geweckt und Anstrengungen erfor-

dert. Die Enttäuschung in den Reihen dieser Parteien ist nicht zu unterschätzen. Wird hier keine Klar-

heit geschaffen oder werden die Fehler nur mangelhaft aufgedeckt, so erwacht der alte sozialdemo-

kratische Geist: verzeihe mir meine Fehler, ich verzeihe dir die deinigen: der Geist der größten Fehler 

und des größten Verrates. Die Parteien müssen in diesem Kampfe unvermeidlich Stellung nehmen. 

Sie können aber auch nicht ausweichen, weil die russische und hauptsächlich die deutsche Frage die 

Parteien vor dieselben Probleme stellt. In Polen waren zweifellos bei den Krakauer Ereignissen die 

Fehler der deutschen Ereignisse in schwächerer Form enthalten; wenig Selbständigkeit der Partei, 

viel zu viel Abhängigkeit von den Sozialisten. In Polen soll von der kommunistischen Fraktion für 

eine sechsmonatige Dienstzeit gestimmt worden sein. (Wir können nicht glauben, daß unsere erprobte 

Bruderpartei einen solchen Schritt gemacht hat.) Wäre es wirklich so, wäre das ein fürchterlicher 

Beweis des sozialdemokratischen Erbes in unseren Reihen. Eine sozialdemokratische Partei vor dem 

Kriege hätte sich so etwas nie erlaubt. Man soll keinesfalls solche Gefahren verschweigen. In der 

Kommunistischen Partei Frankreichs, die sich zu einer prachtvollen Massenpartei entwickelt und als 

die einzige Partei der Arbeiter- und Bauernmassen in den Wahlen zwei bürgerlichen Blocks gegen-

übersteht, herrschen ernste Auseinandersetzungen in der russischen Frage, teilweise auch in der deut-

schen, auch in allen anderen taktischen Fragen. Leider wiederholen auch dort manche Genossen, die 

immer zu den Linken gehörten, den Fehler, den die deutsche Partei begangen hat. In der Zeit der 

Anwendung der Einheitsfront auch mit Spitzenorganisationen bis zu gemeinsamen Landesregierun-

gen hat die RZ der KPD linke Tendenzen, geschweige denn linke Abweichungen und linke Fehler, 

unbarmherzig bekämpft und so die Partei Schritt für Schritt in eine ernste Rechtsgefahr hineingesto-

ßen. Die französischen Freunde sollten aus diesen Ereignissen und Fehlern in der deutschen Partei 

lernen. Die Spaltung der Kerngruppe der französischen kommunistischen Bewegung zwischen Sou-

varin-Rosmer einerseits und Treint anderseits kann für die französische Partei schwere Folgen haben. 

Die französische Partei ist aus verschiedenen Richtungen der französischen Arbeiterbewegung 
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entstanden. Sie enthält Syndikalisten, Guesdisten, Jaurèisten. Proudhonisten, Erceisten und noch 

mehrere Strömungen. Eine feste Kerngruppe, welche die Partei zusammenhält und die jetzt eben 

durchgemachte Frossardkrise nie vergißt, ist eine Frage der Rettung und Führung der stark anwach-

senden französischen Massenpartei. Die Partei hat die engste Verbindung mit der CGTU (rote Syn-

dikate), der stärksten Arbeiterorganisation Frankreichs. Das enge, innige Bündnis der kommunisti-

schen Genossen der Partei mit den der Gewerkschaften, breite Arbeit in den Bauernmassen, ein fester, 

zusammenhaltender Kern, das sind die wichtigsten Fragen der französischen Partei. Die Organisati-

onen sind zu gesund, ihr Gefühl für Schwankungen und opportunistischen Neigungen nach der 

Frossardkrise zu empfindlich, daß wir überzeugt sind, daß in Frankreich trotz der Auseinanderset-

zungen es zu keiner ernsten Krise kommen wird. Die führenden Genossen in der französischen Partei 

haben so viel gelernt, daß sie das mahnende Beispiel der [166] deutschen Auseinandersetzungen bis 

zu Ende durchdenken und daraus nur eine Konsequenz ziehen werden. 

Die Gruppe, die die Kommunistische Partei Frankreichs geschaffen hat, kann nicht ein Jahr nach der 

Frossardkrise so auseinanderfallen, daß die zum Zentrum neigenden Genossen sich von den Linken 

trennen, um mit den schleichenden, aber stärkeren Rechtsgefahren in der französischen Partei sich 

brüderlich zu verbünden gegen einzelne, manchmal auch nur ungeschickte, aber doch ziemlich harm-

lose Linksabweichungen einzelner Genossen. Die französische Partei, die noch sehr jung ist, muß 

noch unvermeidlich viel auf politischem und organisatorischem Gebiet ringen. Das wird nicht ohne 

Schärfe, Entfremdung, manchmal auch Uebertreibungen geschehen können. Hier gerade muß man 

durch die kleinen Schwierigkeiten nie die Grundfrage und die wichtigste Aufgabe vergessen. Der 

Kampf gegen die rechten Gefahren muß als Gesamtlinie in der gegenwärtigen Epoche gelten. Die 

französische Partei wird auch für sich diese Konsequenzen ziehen müssen. Der Kampf um die Frage“ 

der Unterstützung der deutschen Revolution führte zu gegenseitigen Beschuldigungen. Der Pariser 

Organisation und dem Genossen Treint war mit Recht der Vorwurf gemacht worden, daß sie durch 

zu mechanische rein disziplinarische Mobilisierung der Partei diese überhitzt und zu wenig belehrt 

haben. Diese haben ihrerseits der Mehrheit der Zentrale und der „Humanité“ ein zu schnelles Ab-

bremsen der Unterstützungsaktion in Frankreich vorgeworfen. In beiden Ankündigungen lag ein 

Stück Wahrheit. In der gegebenen Situation aber der allgemeinen Einstellung der Internationale war 

für die noch nicht in größeren Kämpfen erprobte französische Partei der Fehler der Pariser Organisa-

tion viel ungefährlicher als der der Zentrale. 

Im Kampfe zwischen den Elementen der CGTU, die zweifellos gegen die Gefahren des Intellektua-

lismus, des parlamentarischen Kretinismus manchmal übertrieben haben und der Zentrale, die die 

Gefahr des Intellektualismus nicht verkannt hat, hat aber doch manchmal der Kampfgeist der CGTU 

viel zu viel böses Blut geweckt, was zweifellos falsch war bei der historischen Rolle des Parlaments-

verrates in der französischen Arbeiterbewegung. In der Programmfrage, in der Kolonialfrage spürte 

man noch am Vorabend des Lyoner Kongresses schwere Nachlässe des Frossardismus, der ernst be-

kämpft werden muß. 

V. Die taktische Umstellung. 

Die Krisenerscheinungen in der Internationale sind nur die Widerspiegelung der unvermeidlichen 

Umstellung der Taktik der Einheitsfront in allen Ländern. Der Kampf für die selbständige, uneinge-

schränkte Rolle der Partei bei der Eroberung des Proletariats, die Frage der Bolschewisierung auf 

dem politischen und organisatorischen Gebiet, steht auf der Tagesordnung. Nicht nur der Rückzug in 

Deutschland, nicht nur die Auseinandersetzungen in den führenden Parteien der Internationale, son-

dern auch die Herrschaft der Arbeiterregierung in England, die steigende Rolle des linken Blocks in 

Frankreich führt zu einer zweifellos kürzeren oder längeren Periode der pazifistischen Illusionen, die 

die letzte Zuflucht für die bankerotten sozialistischen Parteien Mitteleuropas bilden können. Die Il-

lusionen in den Massen und auch im bestimmten Teilen der kommunistischen Parteien sind nicht zu 

unterschätzen. Die englische Partei, noch verhältnismäßig schwach, die zweifellos nach dem Abwirt-

schaften der Arbeiterregierung und schon im Laufe ihrer Schwierigkeiten, die besten Aussichten hat, 

eine starke, in den Massen fußende Partei zu werden, hat ihr kommunistisches Gesicht stark einge-

büßt. Nur die Existenz einer festen Gruppe, die ununterbrochen die Widersprüche zwischen dem, wie 
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die englische unabhängige Partei sich die Arbeiterregierung vorgestellt hat und was daraus geworden 

ist, was sie versprochen hat und was sie jetzt macht, nur die konkreten Forderungen der Erwerbslosen 

und der schlechter bezahlten Arbeiter können diesen Prozeß des Loslösens der englischen Arbeiter 

von den in England natürlich starken reformistischen und pazifistischen Illusionen beschleunigen. Es 

ist ein langer Weg für die Englische Kommunistische Partei, aber er soll lieber früher als später be-

gangen werden. Die gesamten Fehler beinahe aller europäischen Parteien fordern einen [167] ernsten 

Alarm der gesamten Internationale. Es besteht keine Gefahr, daß auch nur eine Partei gestatten wird, 

einen liquidatorischen Flügel hochkommen zu lassen, aber wird hier etwas verwischt, dann kann es 

zu spät [sein], mit größten Opfern seitens der Partei nie wieder gut gemacht werden. Es ist die höchste 

Zeit, den Kampf zu beginnen. Man braucht aber gar nicht pessimistisch zu sein, daß gerade jetzt diese 

Auseinandersetzungen kommen. Vor der neuen Welle der Revolution müssen die Parteien reif, bereit 

und gereinigt stehen. Mit reformistischem Gifte in den Adern, können die Parteien auch bei der besten 

Stimmung der Massen sehr wenig leisten. Zusammengeschweißt, unter fester revolutionärer Führung 

können aber auch Parteien, die noch nicht zahlenmäßig die Mehrheit der Arbeiterklasse haben, die 

überwiegende Mehrheit im Kampfe erobern und die Kämpfe siegreich durchfechten. Das übertrie-

bene Schreien, daß die Parteien durch die taktische Umstellung dem KAPismus verfallen wären, ist 

furchtbar übertrieben, das Gegengewicht in den Massenparteien gegen diese Stimmungen ist so stark, 

daß man eine überwiegende KAP-Stimmung kaum zu befürchten braucht, wenn man wirklich mit 

der rechten Gefahr Schluß machen wird und nicht zur Entstehung zweier sich bekämpfender Parteien 

beitragen wird. Die Taktik der Parteien wird nur dann nicht mechanisch starr und unbeweglich sein, 

wenn sie wissen werden, daß jeder weitere Schritt zu den Massen, wenn er auch in manchen Ländern 

noch Verhandlungen mit den Gewerkschaftsbürokraten oder auch in manchen Ländern komplizier-

tere Formen der Einheitsfronttaktik erfordert, nicht zu einer Fäulnis, nicht zu einem Drängen zum 

Bündnis, nicht zum Einbüßen der eigenen Kampfkraft und Kampfleitung der Massen zu werden 

droht. Vielleicht wird die Zeit des Kampfes gegen die rechten Gefahren zu Uebertreibungen, zum 

teilweisen Verfallen in manche Kinderkrankheiten führen, das kann im Massenparteien aber verhält-

nismäßig schneller und leichter überwunden werden, wenn die taktische Umstellung schnell und 

rücksichtslos durchgeführt worden ist. Die Vereinbarungen in Moskau mit der deutschen Delegation 

haben die Arbeit begonnen. Die KPD wird die neue taktische Linie jetzt erfolgreich durchführen 

müssen. Die Sitzung der erweiterten Exekutive wird die taktischen Lehren für alle Parteien ziehen 

müssen. Die Krisenerscheinungen in der Internationale werden zur Festigung und Gesundung aller 

kommunistischen Parteien der Internationale führen. (Januar 1924.) 

* 

Die Krise in der Kommunistischen Partei Polens und die nächsten Aufgaben der Partei. 

Eine Gruppe polnischer Genossen, die teils in Polen, teils im Ausland arbeiten, behandelt in 

folgenden L e i t s ä t z e n  die Lage in der KP Polens. 

I. Die Lage auf dem 2. Parteitag der KP Polens. 

Der 2. Parteitag der KPP fand unter den Verhältnissen statt, die seinen Teilnehmern die richtige Ori-

entierung in den Parteiaufgaben erschwerten. Die revolutionäre Lage in Deutschland und Polen, die 

den Parteitag zur Revision der bisherigen reformistischen Parteipraxis veranlassen sollte, wurde von 

der im Zentralkomitee herrschenden Rechtsströmung dazu ausgenützt, um die von den Parteiinstan-

zen der KP Deutschlands und Polens angewandten taktischen Methoden zu rechtfertigen. 

[168] Dis revolutionären Elemente unserer Partei, deren bewußte Vertretung auf dem 2. Parteitag 

numerisch sehr schwach war, kämpften vergeblich gegen diese Tendenz, weil die damalige Atmo-

sphäre es den Leitern des Zentralkomitees ermöglichte, ihre Gedankengänge dem Parteitage in 

scheinbar revolutionärem Gewand aufzutischen. 

II. Die Aenderung der nationalen Lage. 

Die Oktoberniederlage der Arbeiterbewegung in Deutschland und in Polen zerstreute die Illusionen, 

die die politische Orientierung des 2. Parteitages getrübt hatten. Gleichzeitig aber schuf der Sieg der 
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Reaktion wieder eine günstige Atmosphäre für das Wiederaufleben der opportunistischen Stimmun-

gen, die den revolutionären Charakter der 3. Internationale bedrohen. 

In Deu t s ch l and  wurde die Arbeiterbewegung unter vollständiger Passivität und Hilflosigkeit der 

Kommunistischen Partei unterdrückt; die dann von der Bourgeoisie erreichte gewisse wirtschaftliche 

Konsolidierung und zeitweilige Beseitigung des Gespenstes der Finanzkatastrophe befestigten die 

Stellung der herrschenden Klasse und setzten sie in die Möglichkeit, sogar zur Offensive gegen die 

Arbeiterklasse überzugehen. 

In Po l en  kam nach den Oktoberstreiks, dem Krakauer Aufstand, den Blutbädern von Tarnoff und 

Boryslaw ein Rückgang der revolutionären Spannung in den Massen. 

In F r ankre i ch  scheint die herannahende Wahlkampagne eine Niederlage des nationalen Blocks 

und einen Sieg der Radikalen zu versprechen. 

In I t a l i en  hat der Faschismus unter dem Einfluß der inneren Gegensätze und der Notwendigkeit der 

kapitalistischen Entwicklung seine ursprüngliche Stoßkraft eingebüßt. Mussolini hat die Politik des 

aggressiven Imperialismus durch eine Politik diplomatischer Verhandlungen (die Vereinbarung mit 

Jugoslavien und Anerkennung Sowjetrußlands) ersetzt. 

Vor allem ist es Eng l an d, daß mit seiner auf dem Wege der parlamentarischen Abmachungen zu-

stande gekommenen „Arbeiterregierung“ in Europa eine Aera der friedlichen Vereinbarungen zu er-

öffnen versucht und dadurch zu einer Brutstätte demokratischer und pazifistischer Illusionen wird. 

Diese allgemeine europäische und Weltatmosphäre kann nicht ohne Einfluß auch auf Sowj e t ruß -

l and  bleiben. Der Bankrott der Interventionspläne hat die revolutionäre Wachsamkeit selbst in einem 

Teile der Kommunistischen Partei abgeschwächt, und die schwierige wirtschaftliche Lage läßt den 

Gedanken der weiteren Konzessionen zugunsten des ausländischen Kapitals und der bürgerlichen 

Schichten in Rußland selbst auftauchen. 

Die Niederlage der revolutionären Bewegung in Deutschland ermunterte die rechtsstehenden Ele-

mente in Rußland zum Angriff auf die bolschewistische Parteileitung. Die sogenannte Opposition ist 

ein noch unklarer und unentschlossener, aber seinem inneren Wesen nach unzweifelhafter Ausdruck 

der revisionistischen Stimmungen gegenüber der Leninschen Taktik. Die Leitsätze der Genossen Ra-

dek und Trotzki zu den Lehren der Oktoberniederlage in Deutschland, die den Leitsätzen des Genos-

sen Sinowjew und der deutschen Zentrale gegenübergestellt wurden, bilden eine opportunistische 

Plattform, und es ist kein Zufall, daß die russische Opposition zur Unterstützung ihrer Stellung alle 

Rechtselemente der Internationale, vor allen Dingen die französischen, deutschen und polnischen 

mobilisiert hat. 

Für diejenigen Kommunisten, die den revolutionären Charakter der 3. Internationale aufrechterhalten 

wollen, ergibt sich aus dieser Sachlage die Notwendigkeit eines entschiedenen Kampfes gegen die 

opportunistischen Pläne. [169] 

III. Die Praxis der Einheitsfront in der KPP. 

In der Anwendung der Taktik der Einheitsfront hat unsere Partei schwere Fehler begangen, indem sie 

die revolutionäre Stoßkraft der Massen hemmte und deren Befreiung vom Einfluß der Sozialverräter 

erschwerte. Unsere Partei wandte diese Einheitsfront von oben an, auf Kosten der Einheit von unten. 

Anstatt die Massen aufzufordern, mit den Führern der uns feindlichen Partei zu brechen, weckte sie 

die Illusion, daß diese Massen ihre Führer zur Vertretung der Arbeiter- oder Bauerninteressen zwin-

gen können. Sie bemühte sich, selbstverständlich ziemlich vergeblich, die Einheit mit den Führern 

auf Kosten der eigenen Selbständigkeit in den Massenaktionen zu erreichen. Sie gelangte dadurch ins 

Schlepptau der SPD, deren Führer und politische Schieber sich an die Spitze der Massenaktionen 

setzten. 

Die grellste Illustration dazu bildeten die Oktoberereignisse, während deren unsere Partei nicht die 

nötige Initiative zeigte und die Leitung der Bewegung kampflos der PPS auslieferte. Sie verstand es 

in jenem Augenblicke nicht, mit den Sozialverrätern zu brechen und selbständig aufzutreten, obwohl 
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sie erkannte, daß die Situation revolutionär war und die Massen mit elementarer Wucht zum Massen-

streik drängten. Die KPP schwang sich nicht dazu auf, während des Streiks in Oberschlesien einen 

Solidaritätsstreik im Dombrowaer Revier hervorzurufen, wo der Einfluß unserer Partei ungleich stär-

ker ist als der der Sozialverräter. Sie wartete darauf, daß die PPS zum Streik aufrief, verpaßte einen 

historischen Moment und erlebte es, daß der Dombrowaer Streik zu spät kam, als die Bewegung in 

Oberschlesien schon im Erlöschen war*). Dieselbe Taktik betrieb unsere Partei dann in Warschau, wo 

sic von der sozialpatriotischen Mehrheit des Warschauer Gewerkschaftskartells die Proklamierung 

eines Generalstreiks verlangte. Es ist kein Wunder, wenn die darauffolgenden Ereignisse in Galizien 

sich schon ganz ohne Einfluß unserer Partei abspielten, die sich während der ganzen Periode der 

Massenkämpfe auch nicht für einen Augenblick fähig gezeigt hatte, sich an die Spitze der Bewegung 

zu setzen und ihre politischen Losungen in die Massen zu werfen. 

Das hat die PPS ausgenützt, die, ohne von uns gehindert zu werden, sich der Leitung der Bewegung 

bemächtigte und sie ohne uns führte, selbstverständlich zu dem Zwecke, ihr die revolutionäre Spitze 

abzubrechen, um sie in einem für die Bourgeoisie gefährlichen Momente abzuwürgen. Als aber die 

PPS den Generalstreik gebrochen hat, ließ das Warschauer Komitee auf einer Nachstreikversamm-

lung die Entschließung annehmen, in der unsere Enthaltung von Aufrufen zur Fortsetzung des Streik-

kampfes mit der Notwendigkeit der Aufrechterhaltung der einheitlichen Front begründet wurde. 

[1.] In den Gewerkschaften sehen wir die Fälle, daß unsere Vertreter auf die Opposition verzichten 

und den Schwerpunkt auf den Kuhhandel um die Mandate legen (zum Beispiel die Konferenz der 

Warschauer Gewerkschaftsvorstände vom 25. Januar). 

Die in dieser Weise durchgeführte Einheitsfronttaktik wurde nicht zum „Strang“, sondern zum Ret-

tungsgürtel für die PPS-Führer: für die polnische Bourgeoisie wurde sie zum Blitzableiter, der die 

revolutionären Ausbrüche ablenkte. 

2. Das Zentralkomitee förderte die demokratischen Illusionen, indem es ein Minimalprogramm her-

ausbildete, das das Programm der proletarischen Diktatur ersetzen und in den Hintergrund drängen 

sollte. Das Zentralkomitee der Diktatur des Proletariats. Das Zentralkomitee wähnte, dadurch eine 

Brücke zu den regierungsfreundlichen „Arbeiter“- und Bauern-[170]parteien schlagen und sie zu ei-

nem wirklichen Kampf um eine gemeinsame Plattform „zwingen“ zu können. Demgemäß legten un-

sere Theoretiker die Losung der Arbeiter- und Bauernregierung, die nur als Popularisierung der pro-

letarischen Diktatur aufgefaßt werden muß, als eine mögliche Kombination aus von „Vertretern aller 

oder eines Teiles der Arbeiter- und Bauernparteien“**) und als Mittel, weniger für die Stürzung als 

für die „proletarisch-bäuerliche Verbesserung des Staats“***) durch eine Reihe von Reformen (Be-

schlagnahme eines Te i l e s  der Vermögen usw.). 

In der Tagesagitation aber unterließ man es, die notwendigen Voraussetzungen einer Arbeiter- und 

Bauernregierung – die Machteroberung und die Erhebung der Arbeiter- und Bauernräte zu Trägern 

der Gewalt – zu betonen und wiederholte statt dessen mechanisch die bloße Parole der „Arbeiter- und 

Bauernregierung“, ohne es den Massen klar zu machen, wodurch sich diese Losung in der kommu-

nistischen Auffassung von der schwindlerischen sozialpatriotischen Interpretierung unterschied. 

3. Ein weiterer Fehler war die Betonung des nationalen Charakters der Kommunistischen Partei, um 

die Einheitsfront auf die nationalistischen Elemente auszudehnen. Schon die Resolution des 2. Par-

teitages besagt, daß das polnische Proletariat gegenwärtig – in der Epoche des Kampfes um die 

Machteroberung und der vulkanischen Spannung der Klassengegensätze – sich zum „Führer und Ver-

fechter der Interessen der ganzen Nation“ aufschwingen muß. Nach dieser Resolution „muß die Partei 

ihren Hauptkampf an der ideologischen Front ausfechten, indem sie das Existenzproblem der unab-

hängigen polnischen Nation in vollem Umfange aufrollt“. 

 
*) In ihrem Aufruf „Auf zu neuen Kämpfen“ vom Dezember 1923 klagte sich die Bezirksleitung der KPP in Dombrowa 

bitter darüber, daß „weder die PPS noch die Nationale Arbeiterpartei die Leitung des Kampfes rechtzeitig übernommen 

haben“, ohne auch mit einem Wort zu erwähnen, was die KPP getan hatte und welches ihr Rolle sein sollte. 
**) Siehe den Leitartikel „um die Arbeiter- und Bauernregierung“ in der Nr. 2 des „Nowy Przeglad“. 
***) „Glos Komunistyczny“, Organ des Zentralkomitees der KPP. 
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Dieses „ideologische“ Wettrennen um die Höchstleistung der nationalen Demagogie, die dem Zweck 

dienen sollte, der Partei den Weg zu den Reihen der POW (Kampfverband der Piłsudskileute) zu 

ebnen, wurde tatsächlich zum Mittel, die Gegensätze zwischen dem Proletariat und dem „unabhän-

gigen“ kapitalistischen Polen zu verwischen. 

Man vergaß auch, daß zwischen der Schlageterei und dem polnischen Sozialpatriotismus ein wesent-

licher Unterschied besteht: während die Schlageterei am Ende doch das Streben der kleinbürgerlichen 

Schichten einer unterdrückten Nation zur Befreiung vom Joche der französischen Besatzung zum 

Ausdruck brachte, während der Sozialpatriotismus der Piłsudskileute im Grunde genommen ein Aus-

druck der imperialistischen Großmachtbestrebungen ist. 

Die „ideologische“ Demoralisation ging so weit, daß im Februar d. J. der Genosse Krolikowski schon 

im Sejm erklären konnte, daß er „der sechsmonatigen Dienstzeit zustimmt“ – eine Erklärung, die 

selbst in den Reihen der 2. Internationale vor dem Kriege unerhört wäre. 

4. In der Agitation in den Bauernmassen zeigte sich unsere Partei unfähig, die Klassengegensätze 

zwischen den Massen der landlosen und landarmen Bauern und den Großbauern praktisch zu wecken 

und auszunützen, um der Arbeiterrevolution wirkliche Bundesgenossen auf dem Lande zu schaffen. 

Im Namen der „Bauerneinigkeit“ unterließ die Partei die Vertiefung des revolutionären Bewußtseins 

dieser Schichten. Ein sprechendes Beispiel dafür ist die Einstellung des Landausschusses der KPP, 

der sich „gegen jegliches Auftreten unserer Genossen als Kommunisten“ auf dem Kongresse der 

Wyzwoleniepartei aussprach, um die „Einheit der Bauernfront“ nicht zu gefährden und keine „Zer-

splitterung“ hervorzurufen.*) 

Gleichzeitig hat sich der Landausschuß, anstatt die Gelegenheit zur Bildung der Einheitsfront der 

werktätigen Bauernschaft aller Nationalitäten Polens zu bilden, vor der nationalen Demagogie der 

polnischen Bauernparteiler zurückgezogen und sich gegen das Kommen der weißruthenischen und 

ukrainischen Bauerndelegierten zum Kongreß erklärt. [171] 

IV. Organisatorische Quellen der opportunistischen Abweichungen der Partei. 

Die reformistische Anwendung der Taktik der Einheitsfront durch die Partei ergab sich aus ihrem 

Charakter und ihrer organisatorischen Zusammensetzung. Unsere Partei wurde gebildet durch die 

Vereinigung mit der bolschewistischen linken PPS die erst nach der Machteroberung durch die Bol-

schewisten mit den Menschewisten gebrochen hat; auch haben sich dann die verschiedensten Ele-

mente und Strömungen der nichtbolschewistischen Parteien der KPP angeschlossen. Dazu kommt 

noch, daß auch unter den Führern der SDP u. L sich Männer wie Warski befanden, der während des 

Weltkrieges, trotz seiner formellen Zugehörigkeit zur Partei, der letzteren geistig fremd war, den 

Bolschewismus offen bekämpfte und auf der letzten Parteikonferenz der SDP u. L vollkommen iso-

liert blieb und nicht in das Zentralkomitee der KPD hineinkam. 

Die KPP hat den früheren Charakter der SDP u. L, ihre strenge ideologische Einheitlichkeit und or-

ganisatorische Geschlossenheit, nicht bewahrt. Trotz ihres geschriebenen Statuts wurde die Partei 

sowohl in ihrem Charakter und organisatorischen Aufbau, wie in ihrer Führung eine Kooperation der 

diversesten Richtungen, ohne einen festen bolschewistischen Stamm. 

Es war kein Zufall, daß das ZK so entschlossen gegen die Feier des 30jährigen Jubiläums der SDP u. 

L auftrat. Es verstand, daß es sich um die Demonstrierung der revolutionären, bolschewistischen Tra-

ditionen der Partei handelte. 

Die demagogische Einheitsparole und das Schreckbild einer Spaltung, das das Zentralkomitee gegen-

über jedem Versuch einer Kritik auf die Wand malte, verschleierten gerade das Fehlen jenes festen 

bolschewistischen Stammes, dessen Existenz die beste Garantie der wirklichen, revolutionären Par-

teieinheit wäre. Der nicht durchgearbeitete Bolschewismus einer solchen Partei besteht die Feuer-

probe der Tat nicht und jede Taktik muß von ihr reformistisch entstellt werden. 

 
*) Der Bericht des Landausschusses vom November 1923. 
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Die opportunistischen Abweichungen wurden begünstigt durch die allgemeine soziale und politische 

Lage der vergangenen Jahre. Die Eindämmung der revolutionären Bewegungen, die scheinbare 

Ueberwindung des Nachkriegszerfalls durch den Kapitalismus ermöglichte es ihm, die demokrati-

schen Formen zu bewahren, die die entschiedene Offensive des Kapitals verschleierten. Diese Sach-

lage brachte es mit sich, daß die von der Internationale proklamierte Taktik der Einheitsfront sich, 

gegen den Willen der Komintern, als ein günstiger Boden für die Rechtsabweichungen zeigte. Unter 

dem Einfluß der mit dieser Periode verbundenen Illusionen haben die Genossen in Polen, die auf dem 

Standpunkt der Exekutive standen, die Rechtselemente in der Partei unterstützt und auch die Exeku-

tive selbst bemerkte in Polen nur die linken Fehler, ohne die viel schwereren rechten Fehler zu sehen, 

und verhalf der Parteirechten zum vollkommenen Siege über die Opposition. 

Einen nicht geringen Dienst haben der Partei die übrigens in unserer Partei sehr schwach vertretenen 

KAPdistischen Tendenzen (Antiparlamentarismus, Kampf gegen die Nep), mit denen das Zentralko-

mitee demagogisch unsere Opposition identifizierte, um sie als eine „parteifremde Strömung“ hinzu-

stellen. 

Die gegenwärtige Krise der Komintern brachte es endlich mit sich, daß die Exekutive unsere Führer 

in dem wahren Licht erblickte. Sie brachten zur russischen und deutschen Frage im Zentralkomitee 

eine Entschließung durch, die mehr oder weniger offen die Rechte in Deutschland und die Opposition 

in der RKP unterstützte. Sie taten es ohne Wissen der Exekutive des Zentralkomitees der RKP, sie 

schlossen die Information von ihrer Seite aus, und dadurch handelten sie illoyal auch gegenüber dem 

Zentralkomitee der KPR, dem sie die allseitige Orientierung in den so außerordentlich wichtigen 

Fragen unmöglich machten. 

Der Konflikt der ausländischen Vertreter unseres ZK sowohl mit dem russischen ZK, wie mit der 

deutschen Zentrale vernichtet endlich die schäd-[172]liche Fiktion einer Solidarität zwischen dem 

polnischen Opportunismus und dem russischen und deutschen revolutionären Kommunismus*). Die 

Parteiöffentlichkeit hat jetzt den klaren Beweis, daß die Theoretiker und die Praktiker des Opportu-

nismus in der KPP keineswegs die Wortführer der Bestrebungen der Komintern sind, solange eine 

Expositur der menschewisierenden Rechten, die von berufenen Instanzen der Internationale und von 

allen ihren revolutionären Elementen verurteilt worden ist. 

V. Die praktischen Folgerungen. 

Aus dem obigen muß unsere Partei die folgenden praktischen Folgerungen ziehen: 

1. Die Losung der Taktik der Einheitsfront muß gegenwärtig die Einheit von unten sein. Indem wir 

die gemeinsame Aktion mit den Arbeitermassen aller Parteien anstreben, dürfen wir es niemals ver-

gessen, daß ihre Führer den wirklichen Kampf, auch nur um die Teillosungen, nicht wollen, daß sie 

sich jeder Aktion nur unter dem Druck der Massen anschließen, und zwar nur zu dem Zwecke, die 

Aktion im Interesse der Bourgeoisie abzuwürgen, daß also jeder Kampf nur trotz ihnen und über ihre 

Köpfe hinweg geführt werden muß. Wir müssen den Massen immer die ganze Wahrheit über die 

sozialverräterischen Führer sagen, diese Verräter der proletarischen Sache auf jedem Tritt und bei 

jeder Gelegenheit entlarven. 

Die Einheitsfront von unten muß dadurch organisiert werden, daß wir die Aktionskomitees, proletari-

sche Hundertschaften, Betriebsräte, Streikkomitees, Erwerbslosenausschüsse usw. schaffen oder die 

Massen zur selbständigen Schaffung derselben aufrufen und sie dann unter unseren Einfluß bringen; 

auch daß wir Beratungen, Konferenzen und Kongresse dieser Organisationen veranstalten. Wir müs-

sen die Ansicht bekämpfen, daß die PPS angeblich die bürgerliche Diktatur weniger unterstütze als 

die SP Deutschlands, und daß sich noch eine erwünschte Verbündete für die Kommunisten sein könne. 

 
*) An dieser Tatsache ändert es nichts, wenn, nachdem der Bolschewismus in der RKP einen vollen Sieg davongetragen 

hatte und einzelne Gruppen unserer Genossen (der Berliner Beschluß, die polnischen Genossen in Moskau, die Stellung-

nahme des Blattes „Robotnik Polski Francji“) sich der Stellung des ZK entschieden zu widersetzen begannen, die Ver-

treter des ZK in der Internationale nach links einschwenkten. Der Artikel der Genossin Kostrzewa im „Nowy Przeglad“ 

ist ein Versuch des Lavierens und der Abgrenzung von den geschlagenen Bundesgenossen in Rußland. 
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Die PPS hat in der Oktoberbewegung und in den Krakauer Ereignissen die Arbeiterklasse offener und 

schändlicher als je verraten, und durch ihre Abstimmung für das Ermächtigungsgesetz für die 

Grabski-Regierung den Weg zum unblutigen Siege der kapitalistisch-junkerlichen Reaktion geebnet. 

Man muß sich von den Instanzen dieser Partei klar abgrenzen und ihnen einen rücksichtslosen Kampf 

erklären. 

2. In den Kämpfen um die Teilforderungen (Achtstundentag, realer Friedenslohn, weitgehende Ar-

beitslosenhilfe, Beseitigung dar Feierschichten, Befreiung der politischen Gefangenen usw.) muß die 

Einengung des Gesichtskreises auf die nächsten unmittelbaren Ziele vermieden werden. Wir müssen 

jede Massenaktion mit den allgemeinen revolutionären Zielen des Proletariats verbinden, jede Mas-

senregung für die Popularisierung der kommunistischen Losungen ausnützen, die gerade in solchen 

Momenten den kräftigsten Widerhall finden und am leichtesten begriffen werden. Die politische Ver-

schärfung aller Konflikte, deren Erweiterung auf immer neue Massen und Ortschaften, ist weit davon 

entfernt, die Wirksamkeit des Kampfes um die konkreten Ziele zu lähmen oder etwa die Arbeiterpar-

tei in eine machtlose Propagandisten-Sekte zu verwandeln; sie steigert vielmehr die Stoßkraft der 

Aktion und macht es ihr leichter, alle Hindernisse zu brechen. 

[173] Die in allen Massenaktionen unvermeidlichen Zusammenstöße mit den kapitalistisch-junkerli-

chen Behörden müssen vertieft und verschärft werden, damit die Massen die bewaffnete Auseinan-

dersetzung mit dem Kapitalismus um die Machteroberung als notwendig verstehen und vorbereiten. 

Zu diesem Zwecke muß man die Teilaktionen organisch mit dem Kampf um die proletarische Dikta-

tur verbinden und Forderungen aufstellen, die auf dem Wege zu deren Eroberung liegen (die Bewaff-

nung des Proletariats, daher die Bildung der proletarischen Hundertschaften, die Produktionskon-

trolle, die Arbeiter- und Bauernräte). Unsere politischen Losungen müssen wir bei jeder Gelegenheit 

auf die Straße tragen, um die Intervention der Massen in der Form von politischen Streiks und De-

monstrationen hervorzurufen. Das letzte Mittel kann besonders im Kampfe um die Arbeitslosenfrage 

eine wesentliche Rolle spielen. 

3. Indem wir in den Gewerkschaften mit allen Kräften eine Spaltung der Gewerkschaftsorganisation 

vermeiden, müssen wir uns doch entschieden und grundsätzlich der Taktik der PPS-, NPR- usw. Füh-

rer entgegensetzen, die die Gewerkschaften zum Mittel der Arbeitsgemeinschaft zwischen Arbeit und 

Kapital ausgestalten wollen. Dort, wo wir nicht die Führung der Gewerkschaften inne haben, müssen 

wir den Schwerpunkt auf das Wecken der Initiative der Massen legen und die bürokratischen Instan-

zen zur Erfüllung des Massenwillens nicht überreden, sondern zwingen. 

In den Fällen, wo die Gewerkschaftsbürokratie sich dem spontanen Drang der Massen widersetzt, 

muß man den Kampf außerhalb der Gewerkschaften führen und die Streikorganisationen bilden. Ent-

gegen den Bestrebungen der Sozialverräter, die die Konflikte zu lokalisieren suchen, muß man die 

wirtschaftlichen Kämpfe ausdehnen und erweitern. 

4. Die Wahlbündnisse bei den Wahlen zu den Krankenkassenleitungen in Form der Verständigungen 

zur Bildung gemeinsamer Listen sind besonders in der gegenwärtigen Lage unzulässig. Solche Bünd-

nisse übertragen den Schwerpunkt der Wahlaktion, die zur Popularisierung unserer Losungen und zur 

Entlarvung der Verräter des Proletariats ausgenützt werden soll, auf die unter Ausschluß der Oeffent-

lichkeit geschlossenen Abmachungen. 

5. In der Agitation auf dem Lande muß man mit allen Kräften vor allem die Landproletarier und die 

Landarmenbauern zu gewinnen suchen, und jede Verwischung der Klassenunterschiede zwischen 

ihnen und den Großbauern im Namen der „Bauerneinigkeit“ vermeiden, weil daraus nur die uns 

feindlichen Bauernparteien den Vorteil ziehen. 

6. Die kleinbürgerlich intellektuellen Schichten müssen wir nur in der Weise gewinnen, daß wir sie 

vom Einflusse des Nationalismus befreien und keineswegs uns der nationalistischen Ideologie anpas-

sen. Nicht die sophistische Räsonierung, daß die polnische Bourgeoisie eigentlich nicht unabhängig 

ist und dem Polenlande nicht die wirkliche Unabhängigkeit sichern kann, wird den polnischen Intel-

lektuellen dem Kommunismus zugänglich machen. Wir erreichen es nur dadurch, daß wir den 
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Klasseninhalt dieser „Unabhängigkeit“ enthüllen und nachweisen, daß hinter der Phrase der nationa-

len Freiheit sich das Privileg der Besitzenden und die Sklaverei und Ausbeutung der werktätigen 

Massen verbirgt; daß wir diese Intellektuellen in die Welt der kommunistischen Ideologie einführen. 

7. Man muß schließlich nach dem Vorbild der RKP die größte Aufmerksamkeit der Erziehung der 

Parteimitglieder und insbesondere der kommunistischen Jugend im Geiste der bolschewistischen Tra-

ditionen zuwenden. Indem man sie systematisch in die dreißigjährige Geschichte unserer Partei ein-

führt und über die Richtungen und Parteien, die die KPP gebildet haben wie über die Stellung dieser 

Parteien zur russischen Revolution und zur RKP aufklärt. Zu diesem Zwecke muß man sobald wie 

möglich die Veröffentlichung der Materialien zur Geschichte der revolutionären Bewegung in Polen 

beginnen und die seit einem Jahre auf diesem Gebiete von den Vertretern des ZK getriebene Sabotage 

brechen. [174] 

VI. Die allgemeine Lage und unsere Aufgaben. 

Trotzdem die Welle der Arbeiterbewegung nach den Oktoberereignissen und nach dem Krakauer 

Aufstand zurückgegangen ist, haben die objektiven revolutionären Faktoren nicht nur nicht abgenom-

men, sondern müssen sich unvermeidlich weiter, und zwar auf verbreiteter Grundlage verschärfen. 

Die Uebergangsregierung Grabskis ist noch weniger als die vorhergehende Regierung der starken 

Faust fähig, die notwendigen Voraussetzungen für den Wiederaufbau des Kapitalismus und für die 

Beruhigung des Landes zu schaffen. Ein gewisses Wiederaufleben der demokratischen Illusionen, 

durch den Sturz der offenen reaktionären Regierung erzeugt und von der PPS und der Wyzwolenie-

partei gefördert, ändert nichts an der Tatsache, daß die Macht sich weiter hielt in den Händen dersel-

ben reaktionären Bürokratie. Die Versuche der Finanzierung haben trotz des Ermächtigungsgesetzes 

nur scheinbare und vorübergehende Erfolge gebracht, und zwar um den Preis der gesteigerten Not 

der Massen. Die ungeheuren Lasten des Militarismus drücken weiterhin auf das Staatsbudget. Das 

Steuersystem, das die Kapitalisten, Junker und Großbauern schont, ist unverändert geblieben. Die 

Industrie, der infolge der überhohen Produktionskosten und der sowjetfeindlichen Politik der polni-

schen Regierung Absatzmärkte fehlen, vegetiert unter fortwährenden Krisen. Die industrielle Bour-

geoisie nützt die Krise aus und verschärft sie mitunter, um auf der ganzen Linie die Offensive gegen 

das Proletariat zu führen (Welle der Arbeitslosigkeit in Stadt und Land, Aussperrungspolitik der Un-

ternehmer, Versuche der Aufzwingung des 10-Stundentages, Lohnabbau, Auflösung der Betriebsräte, 

Einführung der Feierschichten). Gleichzeitig rief die Valorisierung eine noch höhere Teuerung und 

den Rückgang des realen, nicht valorisierten Arbeitslohnes hervor. 

Die Bodenreform machte endgültig bankrott, was am deutlichsten durch die neuesten Sejmbeschlüsse 

bestätigt wird. Unter dem Druck der Junker und dem Einfluß der Finanznot muß und will die Regie-

rung die Verwirklichung der Bodenreform verschleppen. 

Die Nationalitätenpolitik in den Randgebieten wird fortgesetzt, die Verfolgung der nationalen Min-

derheiten und der hakatistische Kurs dauern fort. 

All diese Faktoren führen, im Verein mit den Erfahrungen der letzten Massenschlachten, unvermeid-

lich zu neuen und breiteren Kämpfen der Arbeiterklasse, die die Aktionen der landlosen und landar-

men Bauernschaft nach sich ziehen. Die Arbeitslosigkeit, die zwar vorübergehend eine Depression 

in den Massen verursacht und die Offensive des Kapitals erleichtert, häuft doch Brennmaterial für 

den kommenden Ausbruch auf. 

Die gegenwärtige Lage stellt die Kommunistische Partei vor große Anforderungen, die sich allseitig 

vorbereiten muß, um die Führung der kommenden Kämpfe zu ergreifen. 

VII. Die Einberufung der Parteikonferenz. 

Unsere Organisationen müssen die Einberufung einer breiten Landeskonferenz der KPP fordern, die 

nächstens (jedenfalls vor dem erweiterten Plenum der Exekutive der 3. Internationale) zusammentre-

ten muß, um die Stellung der Partei gegenüber der ganzen Reihe von taktischen Fragen, die heute auf 

der Tagesordnung der Internationale stehen, zu bestimmen und die Partei organisatorisch und 
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politisch zu bolschewisieren und die Parteileitung im Sinne der neuen Aufgaben in div Notwendig-

keiten des revolutionären Kampfes umzugruppieren. 

Der Konferenz muß eine freie Diskussion in der Presse und die Veröffentlichung aller Dokumente 

und Materialien vom Zentralkomitee vorausgehen, die bisher (wie z. B. die Entschließung des ZK 

zur russischen [175] und zur deutschen Frage) von der Parteiöffentlichkeit verheimlicht waren*). 

PS. Unsere Leitsätze waren schon fertiggestellt, als uns die Nr. ½ zukam mit den „Leitsätzen zur 

Einheitsfront“, die auf Grund der Beschlüsse der Plenarsitzung des ZK der KPP vom Dezember aus-

gearbeitet wurden. Die Leitsätze bestätigen vollauf die Richtigkeit der an der bisherigen Taktik ge-

übte Kritik. Von diesem Standpunkte aus muß man die Anerkennung wenigstens eines Teiles der von 

uns kritisierten Fehler begrüßen, als das Ergebnis des Druckes von unten auf die Zentrale zur Gesun-

dung unserer Partei. Da aber das Zentralkomitee dies in der Weise tut, um einer gründlichen Revision 

der bisherigen Praxis auszuweichen, so folgt daraus, daß die gegenwärtige Parteileitung bei aller Be-

reitschaft, sich jedem Kurswechsel der 3. Internationale anzuschließen, unfähig ist, die Beschlüsse 

der Internationale revolutionär durchzuführen. 

Es folgen die Unterschriften. 

* 

Die Labour-Regierung und die Aufgaben der KP.  
Von R o l f. 

Es bestehen innerhalb der KI noch große Verschiedenheiten in der Auffassung über die Labour-Re-

gierung. Verschiedene Genossen glauben in ihrem Zustandekommen einen Fortschritt für die inter-

nationale Arbeiterbewegung – ganz abgesehen von der opportunistischen Haltung der Labourführer 

– zu sehen, andere glauben mit der Bourgeoisie „um die Seele der Labour-Regierung kämpfen“ zu 

müssen, halten also das Verfolgen einer Arbeiterpolitik im engsten Sinne des Wortes, innerhalb der 

bürgerlichen Staaten für möglich, für die nur das „verräterische Verhalten der Führer“ gefährlich 

werden könne. Bevor wir auf die Fehler dieser Einstellung, die einer falschen Einschätzung des Ver-

hältnisses der Bourgeoisie zum Proletariat, der Wege und Möglichkeiten proletarischer Politik ent-

springen, näher eingehen, ist es notwendig, kurz die ökonomischen Grundlagen zu skizzieren, da sie, 

wie man neuerdings öfter zu vergessen scheint, den politischen Ueberbau bedingen. 

Wie in allen anderen kapitalistisch hochentwickelten Ländern hat sich in England, vor allem nach 

dem Kriege, eine scharfe Zentralisation der Produktionsmittel des Kapitals in den Händen weniger 

Großkapitalisten vollzogen. Waren noch vor dem Kriege die Verbindungen der Montanindustrie mit 

den übrigen Produktionsstufen lose, bestanden nur geringe Bindungen auch zwischen Kohlengruben 

und Hütten – was mitbedingt war durch die von den deutschen, französischen und amerikanischen 

Verhältnissen abweichende Stellung der englischen Bergwerke (die starke Betonung des Kohlenex-

portes z. B.) – so traten entscheidende Veränderungen nach dem Kriege ein. D i e  Mon t an i ndus t -

r i e  wuch s  a n  Bedeu tun g. Teilweise gliederte sie sich Hütten, Werften, Maschinenfabriken usw. 

an, teilweise ging die Initiative zur Herausbildung riesenhafter „Combines“, Konzerne, von der Ei-

sen- und Stahlindustrie oder der Maschinenindustrie usw. aus. Als Beispiel für viele seien als typisch 

zwei große Konzerne angeführt. Die große Kohlengesellschaft Dor m a n, Long  und  Com p. hat im 

Laufe der Nachkriegszeit große Eisenhütten, Stahlwerke, Maschinenbauanstalten mit ihrem Konzern, 

der 1921 1.850.000 Tonnen Kohlen produzierte, vereinigt. Man schätzt ihre Produktionsfähigkeit auf 

übe r  [176] e i n  Se chs t e l  de r  gesam ten  eng l i s chen  Rohe i s enp r oduk t i on  und auf übe r  

e i n  Neun te l  de r  ge sam t en  eng l i s chen  S t ah l p r oduk t i o n. Von ihrem Kapital und Reser-

ven, die 1913 etwa zwei Millionen Pfund betrugen und 1920 auf über neun Millionen stiegen, waren 

1913 0,9 Millionen in eigenen Werken, 0,7 Millionen in Beteiligungen angelegt, denen 1920 sich 

 
*) Das Fehlen der sachlichen Informationen über den Parteikonflikt in der RKP und die Verheimlichung der Stellung-

nahme des ZK vor der Partei hatte eine Desorientierung der Partei zur Folge, die es mit sich brachte, daß sich auf der 

Bezirkskonferenz in Warschau die Genossen finden konnten, die im Namen der Linksopposition den Gen. Trotzki in 

Schutz nahmen, ohne auch zu ahnen, daß die wirklichen Verfechter des Trotzkismus in der Internationale gerade die 

Vertreter unseres ZK waren. 
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Kapitalsanlagen in eigenen Werken in Höhe von etwa 3,4 Millionen und 5 Millionen Konzernbetei-

ligungen gegenüberstanden. 

Umgekehrt hat sich der große Ba l dwi n-Konze r n, der Konzern des früheren englischen Minister-

präsidenten, mit seinen vielen großen Stahl- und Maschinenwerken, Kohlengruben mit einer Gesamt-

produktion von insgesamt 2 Millionen Tonnen jährlich angegliedert. So alle anderen großen Kon-

zerne. Die ganze englische Schwerindustrie, von den Kohlengruben bis zur Maschinen- und Elektri-

zitätsindustrie, wird so von sechs bis sieben Konzernen völlig beherrscht. 

Eine ähnliche Konzentration ist in allen übrigen Industriezweigen zu verzeichnen. So produziert der 

Leve r-Konze r n  75 Prozent der gesamten in England hergestellten Seifen. In der Zem en t in -

dus t r i e  kontrollieren zwei Konzerne 75 Prozent der Produktion. In der Fa r bs t o f f indus t r i e  pro-

duziert die British Dyestuffs Corp. gleichfalls drei Viertel der gesamten Erzeugung. Die Produktion 

von Exp l os i v s t o f f en  ruht zu 95 Prozent in den Händen der Nobel Co. usw. usw. 

Die bürgerliche Zeitschrift „The  Econom i s t“ sagt daher in ihrer Nummer vom 5. Januar 1924 mit 

vollem Recht: „Diese Entwicklung hatte zum Resultat, daß eine kleine Zahl mächtiger Konzerne, 

Beispiele horizontaler und vertikaler Konzentration, den Handel des Landes kontrollieren, wobei der 

schweren E i s e n- und  S t ah l i ndus t r i e  e i n  übe r r agende r  An t e i l  zukommt.“ 

Die selbstverständliche Konsequenz dieser außerordentlichen Konzentration und Zentralisation, die-

ser heranwachsenden großen Montankonzerne, die alle Produktionsstufen in sich vereinen, ist ver-

schärfter Konkurrenzkampf zwischen den großen Konzernen in ihren einzelnen Produktionsstufen 

und  de r  n i ch t  konze r n i e r t en  k l e i nen  und  m i t t l e r en  I ndus t r i e. Ein Prozeß, wie er in 

allen hochentwickelten kapitalistischen Staaten vor sich gegangen ist, bezw. geht, wie wir anschau-

lich in Deutschland ihn vor unseren Augen sich haben abspielen sehen. Es ist selbstverständlich, daß 

die Montankonzerne in diesem Kampf leicht Sieger bleiben, daß dieses Besiegen des Konkurrenten 

erneuten Anlaß zur Konzentration gibt. Bei einer Produktion, die durchaus nicht die völlige Leis-

tungsfähigkeit des Produktionsapparates in Anspruch nimmt, sorgt der stärkere Konzern zunächst für 

Inanspruchnahme seines Apparates, was er um so leichter tun kann, je stärker er horizontal und ver-

tikal ausgebaut ist. Einige Zahlen mögen diese geringe Benutzung des Produktionsapparates aufzei-

gen. (Die Frage der Realisierung des zu akkumulierenden Teils des Mehrwertes soll hier, da ihre 

Untersuchung zu weit vom Thema abführen würde, nicht berührt werden.) 

Export 1913 1922 

Landwirtschaftliche Maschinen 73.498 Tonnen  8120 Tonnen 

Elektrische Maschinen 26.860   16.917 " 

Lokomotiven 47.121   32.208 " 

Motorräder 16.859 Stück  7270 Stück 

Antriebsmaschinen (außer elektr.) 94.564 Tonnen  29.068 Tonnen 

Die Beispiele ließen sich noch weiter vermehren, so vor allem für die Baumwollindustrie, deren auf-

fällig starker Rückgang ja bekannt ist. Diese große Abnahme des Exportes, auch in den wichtigsten 

Zweigen, wird verursacht einmal durch die Verengung des Marktes, dann durch stärkere Konkurrenz 

der deutschen (im Jahre 1922), französischen, amerikanischen, indischen, japanischen usw. Industrie. 

Die englische Bourgeoisie versucht durch verschärfte Ausbeutung, durch Vergrößerung des relativen 

Mehrwerts diesen Verlust an Absoluten, der dadurch entsteht, daß nur ein Teil des englischen [177] 

Proletariats ausgebeutet wird, auszugleichen. Da riesige Ar be i t s l o senhee r, im tiefsten Stand der 

Krise 2,5 Millionen übersteigend, beträgt auch jetzt noch mehr als 1¼ Millionen, wobei hinzukommt, 

daß alle kapitalistischen Länder, so vorzüglich ihre Statistiken auch sonst sein mögen, alle Zahlen, 

die das Proletariat betreffen, fälschen. So wird in England einer großen Anzahl von Erwerbslosen 

einfach keine Unterstützung ausgezahlt – es gibt erschütternde Berichte über solche Fälle, in denen 

z. B., weil die 14jährige Tochter einige Schillinge an ihrer Arbeitsstätte erhielt, der vier- oder fünf-

köpfigen Familie keine Unterstützung ausgezahlt wurde usw. – oder sie werden der Armenfürsorge 

überwiesen, so daß die ausgewiesene Zahl des Board of Labour, des Arbeitsamtes, nur einen Teil der 

Erwerbslosen umfaßt. Außerdem führen die Gewerkschaften über die Zahl ihrer erwerbslosen Mit-

glieder Statistiken, aber auch diese sind nicht maßgebend, da die Erwerbslosen zu einem hohen 
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Prozentsatz aus den Gewerkschaften entweder ausgetreten sind oder ausgeschlossen wurden. (Inter-

nationale Praxis der Amsterdamer Internationale.) 

Die arbeitenden englischen Proletarier mußten sich stärkere Lohnabzüge gefallen lassen, als dem 

Fallen des Lebenshaltungsindex entsprach. Der seit einigen Monaten erneut in Erscheinung tretenden 

Steigerung des Lebenshaltungsindex ist in keinem Industriezweig eine entsprechende Lohnheraufset-

zung erfolgt, daher die ausbrechenden großen Streikbewegungen, die von einer Industrie zur anderen 

übergreifen. 

Die vielen Kämpfe der englischen Arbeiterschaft in allen Zweigen der Produktion, die dauernden 

Streikbewegungen bei dem Kohlenarbeitern, im Transportwesen, in den Häfen, in den Maschinen-

fabriken, den Baumwollspinnereien usw., erweisen zur Genüge einen s t a r ken  Kampf wi l l en  de s  

eng l i schen  P r o l e t a r i a t s, eine trotz der mehr oder weniger klassenfriedlichen Einstellung der 

Gewerkschaften wie der Labour Party auf K l a s senkam pf  gerichteten Einstellung der englischen 

Arbeiter. Es bedarf keiner weiteren Erwähnung, daß aus der klassenkampffeindlichen Einstellung der 

englischen Gewerkschaften heraus, dieselben Maßnahmen, wie wir sie von seiten der deutschen Ge-

werkschaften erlebt haben, ergriffen wurden, um jede Bewegung durch Isolierung usw. möglichst 

bald zu ersticken. Die unglaubliche Zersplitterung der englischen Gewerkschaftsbewegung, die selbst 

die der deutschen um ein vielfaches übertrifft, verstärkt diese Tendenzen. (Um ein Beispiel anzufüh-

ren, sei erwähnt, daß es nicht weniger als f ün f z ig  Gewer kscha f t en  für die Schiffs- und Maschi-

nenbauer gibt.) Hierdurch, vor allem aber durch die große Anzahl der Arbeitslosen und Kurzarbeiter, 

haben die englischen Gewerkschaften große Scharen ihrer Mitglieder verloren. In den Jahren 1920-

22 sind viele Arbeiter von dem Listen der Gewerkschaften gestrichen worden, die mit ihren Beiträgen 

im Rückstand waren. Die Gewerkschaften sahen es zunächst nicht ungern, daß viele Arbeitslose, die 

sie unterstützen mußten, nicht weiter Mitglieder blieben. Auf diese Weise ve r l o ren  die englischen 

Gewerkschaften in den letzten drei Jahren m ehr  a l s  e i n  V ie r t e l  i h r e r  Mi t g l i ede r. (Drei Mil-

lionen von zwölf.) In der Zeit vom November 1922 bis Juli 1923, d. h. in der Zeit nach dem letzten 

Streik, verlor die größte Maschinenbauergewerkschaft, die Amalgamated Engeniering Union, (die 

AEU) 68.000 von ihrer Gesamtmitgliedschaft von etwa 350.000. Bezeichnend für die Haltung der 

englischen Gewerkschaften ist ihre Erklärung auf der letzten Hauptversammlung, daß es zwecklos 

sei, zu irgend einer extremen Handlung zu greifen, um Konzessionen zu erzwingen. 

Die von den Gewerkschaften und der Labour Party inszenierte „Zurück-in-die-Gewerkschaften“-Be-

wegung war ein völliger Fehlschlag. Keine Gewerkschaft konnte einen nennenswerten Erfolg ver-

zeichnen. Mit schuld daran ist die mit voller Absicht von den Gewerkschaften in die englische Ar-

beiterbewegung hineingetragene Spa l t ung  des  P r o l e t a r i a t s  i n  Ar be i t en de  und  Er wer b s -

l o s e. Diese Bewegung wird verschärft durch die Weigerung der Gewerkschaften, die Organisation 

der Arbeitslosen, das Na t i ona l  Unem pl oyed  Wor ke r s  Com m i t t e e  (NUWC) anzuerkennen. 

Durch die Anerkennung, durch Vereinbarung der [178] Gewerkschaften mit diesem Erwerbslosen-

komitee könnten leicht Verständigungen getroffen werden, die die Arbeitslosen an ihre alten Gewerk-

schaften zurückführten, auf jeden Fall aber die ungeheure Gefahr beseitigen würde, daß die Erwerbs-

losen bei einem Streik dem Streikenden durch Streikbrecherarbeit im den Rücken fallen. Es wäre 

jedoch verfehlt, anzunehmen, daß die Gewerkschaften ernstlich daran denken, eine Vereinigung der 

Erwerbslosen mit den Arbeitenden herbeizuführen, die oben angeführte Aeußerung der Führer der 

AEU, die typisch ist für die gesamte Bewegung, zeigt aufs deutlichste die heftige Abneigung der 

englischen Gewerkschaftsführer gegen solche störende Erscheinungen, wie es Streiks nun einmal 

sind. 

Dieser Exkurs war notwendig, um die Klassenverhältnisse innerhalb Englands zu zeigen, die grund-

legend sind für die Betrachtung der politischen Konstellation. Dem Gegensatz zwischen den Konzer-

nen und den nichtkonzernierten Kapitalisten entspricht die Spaltung der englischen Bourgeoisie in 

die beidem Parteien, die konservative und die liberale, die heute ihren Inhalt gewandelt haben mit der 

Veränderung der ökonomischen Verhältnisse und ihrer Verschiebung. Die konservative Partei setzt 

sich zusammen aus den Repräsentanten der Montankonzerne und der Großagrarier. 
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Dabei setzt sich der äußerste rechte Flügel der Konservativen, die Diehards aus den Vertretern der 

Großgrundbesitzer zusammen, die verschiedentlich eine im Interesse der Großgrundbesitzer lie-

gende, von denen der Montankonzerne abweichende Politik betrieben haben. (Im übrigen ist darauf 

hinzuweisen, daß die Großgrundbesitzer in England in starkem Maße Industrierohstoffproduzenten 

sind, da die Schafzucht eine hervorragende Rolle in England spielt. 

Es ist ein Irrtum, die Liberalen, wie manche Genossen tun, als Vertreter des Handels- und Bankkapi-

tals zu bezeichnen. Das ist eine Auffassung, die zur Zeit des Erscheinens des Hilferdingschen „Fi-

nanzkapitals“ vielleicht verständlich gewesen wäre, die aber heute jeglicher Grundlage entbehrt. 

Längst sind die maßgebenden Teile des Ha nde l s  mit ihrer für England charakteristischen Spitze in 

der Schiffahrt mi t  den  Gr oßkonze r nen  ve r s chm olze n, sind sie Bestandteile der Montankon-

zerne geworden, und auch die Banke n, innerhalb derer durch eine großzügige horizontale Konzent-

ration nur noch zwei pseudo-selbständige Gruppen bestehen, Barcleys Bank und Lloyds Bank, s i nd  

abhäng i g  von  en t s p r echenden  Mon t ankonze r nen  bzw. internationalen Gruppen. Bereits 

kurz nach dem Kriege war die Konzentration der englischen Banken soweit fortgeschritten, daß nur 

noch 5 Gruppen bestanden: Barclays Bank, Lloyds Bank, London Joint City and Midland (jetzt Mid-

land Bank), National Provincial and Union Bank und London County Westminster and Pariser Bank. 

Hiervon ist die National Provincial an Barcleys gebunden, die ihrerseits abhängig ist vom Baldwin-

konzern, während Lloyds Bank mit dem Furneßkonzern verbunden ist. Die London County West-

minster ist Vertreter der Rochefelderschen Interessen, während die Midland Bank an die Royal 

Dutch-Shellgruppe gebunden ist. 

Die liberale Partei repräsentiert vielmehr die kleinen und mittleren Kapitalisten, die ihren erbitterten, 

aussichtslosen Kampf führen gegen die immer stärker werdende Macht der Montankonzerne, die sie 

langsam zu erdrücken beginnen. Die Großbourgeoisie, die wenig noch vorhanden ist, nimmt eine 

zwiespältige Stellung ein, Teils befindet sie sich bei der liberalen Partei (Unterschiede zwischen der 

Asquith- und Lloyd-George-Gruppe), teils aber auch bei der konservativen. 

Die dritte große Partei, die Labour  Pa r t y, setzt sich aus den verschiedensten Gruppen zusammen. 

Ihr Kern, die hauptsächlich mit den englischen Gewerkschaften aufs engste verknüpfte eigentliche 

Labour Party, hat von jeher auch nur das offizielle Bekenntnis zur sozialistischen Idee abgelehnt. Die 

frühere Opposition in der Labour Party, die sogenannte schottische Gruppe, bildete den Hauptbe-

standteil der revisionistischen, Unabhängigen Arbeiterpartei (Indepent Labour Party, ILP), die we-

nigstens ein Lippenbekenntnis zum Sozialismus abgelegt hat. Es sind auch von seiten unserer Genos-

sen große Hoffnungen gänzlich unberechtigterweise auf diese sogenannten „Radikalem“ gesetzt wor-

den. Man hat aber völlig ihren [179] Charakter wie ihre theoretische Einstellung vergessen. Philip 

Snowden gibt nur der Wahrheit die Ehre, wenn er in dem Organ der ILP, im „New Leader“ vom 1. 

Februar 1924, betont: „Al l e  Un t e r s ch i ede  im Ziel oder in der Politik, die zwischen der ILP und 

der Labour Party früher bestanden haben mögen, sind heu te  ve r s chwunde n. Sie sind heute eins 

im Ziel und Zweck.“ Neben der Kommunistischen Partei bestehen in England andere kleinere Orga-

nisationen, vor allem in Schottland, wo noch mit als stärkste Gruppe nach der Kommunistischen 

Partei die Sozialistische Arbeiterpartei, Socialist Labour Party, besteht, die den Parlamentarismus 

ablehnt, eine einheitliche Gewerkschaftsorganisation, die alle Arbeiter umfaßt, fordert, auf dem Bo-

den des Klassenkampfes und der proletarischen Revolution steht und die Aufrichtung der sozialisti-

schen Wirtschaftsordnung erstrebt. 

Der Konflikt, der zur Auflösung des letzten Parlamentes führte, entzündete sich an der Frage des 

Schutzzolles. Der Konfliktsstoff war bereits aufgehäuft worden in der letzten Reichskonferenz des 

gesamten Britischen Reiches Indiens, der Kolonien und der Dominions. Bereits hier wurde von den 

Mitbesitzern der Baldwin Ltd., dem damaligen englischen Ministerpräsidenten Baldwin, die Frage 

der Aufrichtung einer Zollmauer für das ganze englische Interessengebiet angeregt. 

Diese Zollmauer soll die englischen Kolonien als (nichtkapitalistische) Absatzmärkte, Rohstoffquel-

len und Anlagesphären zunächst dem britischen Kapital d i e  Mög l i c hke i t  geben, den zu akkumu-

lierenden Teil des Mehrwertes zu realisieren und zu kapitalisieren. 
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Diese Schubzollmauer dient den Interessen der englischen Großindustrie, im Gegensatz zu den Inte-

ressen der Großindustrie der andern kapitalistischen Länder. Bei der starken Internationalisierung und 

Verbundenheit mit den Industrien anderer kapitalistischer Länder (z. B. Kanadas wie der der Verei-

nigten Staaten) hat sich bereits auf dieser Reichsdifferenz die Gegentendenz gegen diese Schutzzoll-

mauer stark bemerkbar gemacht. 

Der Plan der Aufrichtung einer Schutzzollmauer um Großbritannien, der eigentlich zum Sturz des 

Kabinetts Baldwin führte, liegt in den Interessen der Großgrundbesitzer, des äußersten rechten Flü-

gels der konservativen Partei, die sich gegen die Einführung ausländischer Nahrungsmittel, wie aus-

ländischer Wolle (Australien z. B.) wehren wollen. Sie ist gleichzeitig ein Mittel eines Teils der eng-

lischen Großkonzerne gegen die kleinen und mittleren Industrien, da sie mit Aufrichtung der Schutz-

zollmauer für ihre eigentlichen Produkte, Kohle und Eisen, Extraprofite machen können. Freilich 

macht sich hier die Gegentendenz weit schärfer bemerkbar bei dem starken Einfluß, den z. B. die 

Dutch-Shell-Gruppe besitzt. 

Der Wahlkampf der Montan- und der mit ihr verbundenen Großgrundbesitzer-Bourgeoisie wurde 

geführt unter der Parole des Schutzzolles, der die kleine und mittlere Bourgeoisie die Parole des Frei-

handels entgegenstellten. Die Arbeiterpartei stellte zwei Forderungen auf, die eine klare und eindeu-

tige Unterstützung der kleineren und mittleren Kapitalisten im Kampfe gegen die Montankonzerne 

bilden. Bewußt verzichtete die Labour Party von Anfang an, irgendeine klare Arbeiterforderung zu 

stellen, die eine Kampfansage des Proletariats an die gesamte Bourgeoisie bedeuten würde. Die La-

bour Party erkannte von Beginn des Wahlkampfes genau, daß ihre Zeit gekommen sei, die Regie-

rungsgeschäfte des bürgerlichen Staates in die Hand zu nehmen. Sie wußte genau, daß, wenn auch 

Arbeiterparteien den bürgerlichen Parteien weitgehende Zugeständnisse machen können, keine bür-

gerliche Partei jemals einer Arbeiterpartei Zugeständnisse machen kann. Die beiden Forderungen der 

Labour Party liegen in der Richtung der kleineren und mittleren Bourgeoisie: die Cap i t a l  Lev y, 

die Ve r m öge n s abgabe  wie die Na t i ona l i s a t i on  o f  Mi ne s, die Ve r s t aa t l i chung  de r  

Be r gwer k e. Die Vermögensabgabe soll nicht etwa dazu dienen, Unterstützungsgelder für die Er-

werbslosen zu beschaffen, sie soll vielmehr Gelder bereit stellen für den Zinsendienst und für die 

Ablösung der Kriegsanleihen, die sich zum großen Teile in den Händen der kleineren und mittleren 

Bourgeoisie befinden. Die [180] Nationalisierung der Bergwerke ist eine Forderung, die be re i t s  

1908  von  L l oyd  Geor ge  aufgestellt wurde, die in den Jahren 1920/21 nach den großen Streiks 

in den Kohlengruben von der von der liberalen Regierung zum Studium der Frage der Kohlengruben 

eingesetzten Lankey-Kommission erneut aufgegriffen wurde. Mi t  d i e se r  Fo r de r ung  geden k t  

d i e  k l e i ne  uns  m i t t l e r e  Bour ge o i s i e  den  Mon t ankonze r nen  e i nen  t öd l i chen  

Sch l ag  zu  ve r s e t ze n, i ndem  s i e  i hnen  d i e  Gr und l ag e, au f  de r  s i e  s i ch  au f baue n, 

en t z i ehen  und  i n  d i e  Hände  de s  von  de r  k l e i nen  und  mi t t l e r en  Bour geo i s i e  

ve r wa l t e t en  S t aa t e s  l eg t. Mit der Durchführung dieser Forderung gedenkt die kleine und mitt-

lere Bourgeoisie den Todesstreich, den die Montankonzerne gegen sie führen werden, und mit der 

durch die Entziehung der Basis bedingten Zertrümmerung der Konzerne den Interessengegensatz in-

nerhalb der Bourgeoisie zu beseitigen. 

D i e se  Fo rde r ung  i s t  übe r haup t  ke i ne  Arbe i t e r f o rde r un g. Es ist nicht Aufgabe des Pro-

letariats, sich im Kampf und Gegensatz verschiedener Gruppen der Bourgeoisie auf die Seite e ine r  

d i e se r  Gruppen zu stellen, sondern es ist seine Aufgabe, aktiv den Klassenkampf, den Kampf gegen 

a l l e  Gruppen der Kapitalisten aufzunehmen. Im übrigen wird die kleine und mittlere Bourgeoisie 

niemals zu einer Erfüllung dieser irregalen Forderung gelangen. 

Entweder ist die Montanindustrie innerhalb der Bourgeoisie so schwach, daß diese Forderung durch-

geführt werden könnte, dann ist sie noch so eng mit anderen Gruppen innerhalb der Bourgeoisie, z. B. 

mit der mittleren Kapitalistengruppe verbunden, daß diese ke i ne r l e i  In t e r e s se  an einer solchen 

Maßnahme haben, was auch darin zum Ausdruck kommt, daß in diesem Stadium der Entwicklung 

eine so klare Differenzierung der Gegensätze innerhalb der Bourgeoisie noch nicht eingetreten ist. Ist 

jedoch diese vorhanden, ist die Macht der Montankonzerne bereits derartig angewachsen, daß die 

kleinere und mittlere Bourgeoisie gewissermaßen schon den Strick am Halse fühlt, dann ist die 
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Durchführung der Forderung der Nationalisierung der Kohlenbergwerke n i ch t  mehr  m ög l i c h, 

weil eben die realen, durch die ökonomischen Verhältnisse bedingten Machtverhältnisse es nicht 

mehr erlauben. (Es sei hier ganz davon abgesehen, daß die Labour Party ganz bewußt die Dinge vom 

Standpunkt der kleinen und mittleren Bourgeoisie betrachtet, daher konsequenterweise auch die For-

derung nach der Na t i ona l i s i e r ung  und nicht nach der Soz i a l i s i e run g, die freilich im Endef-

fekt auf dasselbe hinausläuft und für die das gleiche gilt, wie oben für die Nationalisierung skizziert 

wurde, stellt.) 

Hier wäre es Aufgabe der KPGB gewesen, einzugreifen und dem englischen Proletariat die kapita-

listische Tendenz der Forderung der Labour Party zu zeigen, es wäre ihre Aufgabe gewesen, aus der 

historischen Entwicklung der Labour Party und der englischen Gewerkschaften heraus den Nach-

weis zu führen, daß es falsch gewesen wäre, von der LP eine andere Stellung, als wie sie getroffen, 

zu erwarten. Sie mußte den Charakter der Forderungen klar herausschälen, sie mußte zeigen, daß 

der Versuch, mit den Mitteln der Klassenversöhnung, mit dem Mittel der Leugnung der Klassenge-

gensätze irgendeine Besserung der Lage des Proletariats herbeizuführen, von vornherein scheitert und 

scheitern muß. Sie mußte den Forderungen der LP klar und eindeutig die Parolen des Klassenkampfes 

entgegenstellen, der Parole der Nationalisierung der Bergwerke die Parole der En t e i gnung  de r  

Kap i t a l i s t en k l a s se  und  de r  Auf r i ch t ung  de r  soz i a l i s t i s chen  Wi r t s cha f t so r dnun g, 

den klassenfriedlichen Tendenzen der LP das Aufzeigen der tatsächlich in Erscheinung tretenden 

Verschärfung der Klassengegensätze, den offensichtlichen Wünschen der Führer der LP nach dem 

Regierungsapparat des kapitalistischen Großbritanniens die klare Analyse der Unm ög l i chke i t  ei-

ner „Arbeiterregierung“, eines Sich-Teilens mit der Bourgeoisie in die politische Macht, die Unver-

meidlichkeit der E r obe r ung  de r  po l i t i s chen  Mach t  du r ch  da s  P r o l e t a r i a t  durch den be-

waffneten, rücksichtslosesten Kampf gegen  die Bourgeoisie. Es wäre ihre Aufgabe gewesen, bei 

den Wahlkämpfen nicht die rein wahlpolitische Bewegung [181] steigern zu helfen, sondern sie viel-

mehr zu verknüpfen mit den wirtschaftlichen Konflikten, mit der Erwerbslosenbewegung usw. Sie 

mußte mit aller Kraft die Bewegungen des Proletariats ausbreiten und verstärken, ohne Rücksicht auf 

die Wahlkampagne. Die KPGB hat nichts von alledem getan. Deutlich machen sich rechte liquidato-

rische Tendenzen in ihr bemerkbar. Fast nirgends hat sie Ernsthaftes gegen die LP vorzubringen ge-

wagt, in den meisten Fällen hat sie deren Wahlkampf unterstützt. Deutlich zeigt das Glückwunsch-

schreiben nach den Wahlen, das in einer Unterstützungszusicherung an die Arbeiterregierung gipfelt, 

die ungeheuren Gefahren, die leicht eine völlige Liquidation der Kommunistischen Partei in Groß-

britannien auslösen kann. 

Diese Gefahren verschärfen sich von dem Augenblick, von dem an das Kabinett Baldwin gestürzt 

und die Labourführer in die Ministerien eingezogen sind. Es ist falsch, dieses Ereignis einer ersten 

englischen Regierung, die nur aus Labourführern zusammengesetzt ist, als einen großen Fortschritt 

und hochbedeutsames Ereignis in der internationalen Arbeiterbewegung hinzustellen. Die Bedeutung 

lag, wie bereits oben ausgeführt, in dem Ergebnis der Wahlen (vgl. Engels: Allgem. Wahlrecht, Grad-

messer der Reife der Arbeiterklasse, nicht mehr), die zeigten, daß immer mehr und mehr die englische 

Arbeiterschaft den Charakter des Klassenkampfs zu ahnen beginnt; aber in der Uebernahme der Re-

gierung liegt eher eine Schwächung  der internationalen Arbeiterbewegung denn eine Stärkung. 

Mit Uebernahme der Regierung scheidet die englische Labour Party völlig aus den Reihen der Ar-

beiterbewegung und ist gezwungen, sich als das zu erweisen, was sie im strengen Sinne stets war: 

e i ne  bü r ge r l i che  Pa r t e i, d i e  a rbe i t e r f e i nd l i che  Po l i t i k  be t r e i b t. Mi t  Uebe r nahm e  

des  Reg i e r ungsappa r a t e s  du rch  d i e  Labour f üh r e r  ha t  de r  Reg i e r ungsappa r a t  d i e  

Labour f üh r e r  i n  s e i ne  Gewa l t  übe r nom m e n. Die Labourführer, mit deren Amtsantritt nur 

die Sp i t ze  des bürgerlichen Apparates in ihre Hände gelangt ist, während der gesamte sonstige 

Staatsapparat in den Händen der rein bürgerlichen Beamten liegt, können nicht über die ökonomi-

schen Bedingungen hinweg. Sie können nicht das Wesen des kapitalistischen Staates ändern und 

wollen es nicht. Die Ueberlassung der Ministersessel an sie war einmal bedingt durch die Differenzen 

zwischen den beiden sich im Augenblick die Wage haltenden Tendenzen innerhalb der Bourgeoisie, 

sowie durch den Wunsch der gesamten Bourgeoisie, die Labour  Pa r ty  z u  d i s k red i t i e r e n, da 
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die Erscheinungen, in denen die wirtschaftliche Krise zutage tritt, wie die Differenzen, die zu der 

Krise führen, nicht lösbar sind im kapitalistischen System, im bürgerlichen Staate, nur lösbar sind 

durch die proletarische Revolution und die in ihr vollzogene Enteignung der gesamten Kapitalisten-

klasse, der Aufrichtung der sozialistischen Wirtschaft, der Zertrümmerung des bürgerlichen Staats-

apparates (nicht seiner Uebernahme) und der Aufrichtung der Diktatur des Proletariats. Außerdem 

aber soll gerade die Uebernahme der Regierungsgeschäfte durch die Labour Party einer bedrohlichen 

Radikalisierung der englischen Arbeiterklasse Abbruch tun. Bernard Shaw, dessen Fabiertum auch 

aus allen seinen Theaterstücken hervorlugt, sagt das gerade in der eindeutigsten Weise. Er umreißt 

die Stellung der LP in durchaus zutreffender Weise so: „Der Vorteil der LP in diesen aufgestörten 

Zeiten ist, daß sie zwi schen  dem Land  und  de r  Mög l i chke i t  e ine r  Revo lu t i on  steht“ 

und führt dies weiter aus: „Die LP ihrerseits ist von jenen bedroht, die die Gewaltanwendung propa-

gieren, die an die Unbeliebtheit des parlamentarischen Systems als solchem im Lande appellieren. 

Das versetzt die kapitalistischen Parteien in das schlimme Dilemma, entweder die LP soweit wie 

möglich zu unterstützen, oder den Gegnern Macdonalds, den Möchtegern-Lenins oder Mussolinis in 

die Hände zu spielen.“ („New Leader“, 1. Februar 1924.) 

Das Regieren der englischen LP zeigt aufs deutlichste, wenn wir es nicht schon am sächsischen Bei-

spiel einer Arbeiterregierung zur Genüge am eigenen Leibe erfahren hätten, daß die formale Ueber-

nahme der Regierung durch von den Arbeitern gewählte Führer keineswegs irgendeine Macht-

[182]position für die Arbeiterklasse bedeutet, no t ged r ungene r ma ße n  muß sich die Politik der 

Arbeiterpartei von dem Tage des Regierungsantrittes an gegen  da s  P r o l e t a r i a t  wenden, im Auf-

trage der Bourgeoisie, die, den Produktionsapparat und damit die politische Macht fest in ihren Hän-

den, die Führung der politischen Geschäfte nur an die LP übertragen hat, die n i ch t s  ande r e s  kan n, 

als wie sie nur im Sinne der Bourgeoisie zu verwalten. Das Verhalten der LP-Führer in den verschie-

denen Streiks hat dies bereits zur Genüge gezeigt. So sagt z. B. der Herausgeber des „New Leader“ 

am 1. Februar 1924: Es ist gut, daß der Eisenbahnerstreik vorbei ist ... Sie (die Eisenbahner) hätten 

dem nationalen Handel eine Hemmung bereiten können, der die Anstrengungen der Labour-Regie-

rung, die Arbeitslosigkeit zu mildern, vereiteln würde. 

Und Gg. Lansbury, der frühere Chefredakteur des „Daily Herald“, den die KPGB mit bitteren Tränen 

beweint, weil er keinen Ministersessel erhalten hat (sie beklagt es fünf- bis sechsmal in Artikeln und 

Aufrufen) läßt sich also vernehmen („New Leader“, 26. Januar 1924): „Mein Vorschlag geht dahin, 

die Mitglieder jener Organisationen, deren Löhne und Arbeitsbedingungen so schlecht sind, daß 

Streiks unvermeidlich scheinen, z u  b i t t e n, e i n i ge  Wochen  z u  war t en  (!!), damit die neue Re-

gierung an die Geschäfte gehen kann und wenigstens den Versuch macht, den Arbeitern bessere Be-

dingungen zu sichern. Trotz aller dieser Zustände möchte ich die Tausende meiner Freunde im Koh-

lenrevier ersuchen, i h r e  Gedanken  au f  da s  Pa r l am en t  z u  r i ch t e n. Wir müssen der politi-

schen Aktion eine günstige Gelegenheit geben (give a chance), da wir jetzt die Regierungsbühne 

betreten haben ... Ich bitte mit meiner ganzen Kraft, daß wir alle unsere Gedanken auf die politische 

Aktion richten.“ Daß das Verhalten der Labourführer in allen proletarischen Aktionen, bei Streiks 

usw. je länger sie an der Spitze des Regierungsapparates stehen, um  s o  a k t i ve r  s i ch  gegen  d i e  

Ar be i t e r  r i ch t en  mu ß, ist, nach dem vorher gesagten, klar. Bereits Macdonald hat bei einem 

Jahreskongreß der englischen Freikirchen in Br igh t on  eine Rede gehalten, in der er j eden  S t r e i k  

a l s  Gewa l t m i t t e l  ve r u r t e i l t. Alle Streitigkeiten sollten durch Verhandlungen geregelt werden. 

Notgedrungen muß jedoch die Labour Party an der Spitze der englischen Regierung nicht nur die 

Interessen der gesamten Bourgeoisie gegen das Proletariat vertreten und verteidigen, sondern die La-

bour-Regierung, die bis zu ihrem Regierungsantritt die Interessen der kleinen und mittleren Bour-

geoisie vertreten hat, muß, entsprechend der ökonomischen Lage Englands, entsprechend dem bür-

gerlichen Staatsapparat, die Interessen der Mon tankonze rne  auch  gegen  d i e  k l e i n e, m i t t -

l e r e  und  g r oße  Bourgeo i s i e  verteidigen und durchführen. Es ist hier nicht der Raum, dies im 

einzelnen nachzuweisen, es sei jedoch nur an den Bau der Kreuzer, an die Frage des Versailler Frie-

densvertrages u. a. m. erinnert. Deutlich zeigt dies übrigens die Behandlung der Kreuzerfrage im 

Parlament, da die Arbeiterregierung sich nur mit den Stimmen der Konservativen durchsetzte. All 
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diese Bemerkungen sind selbstverständliche Bemerkungen. Lenin hat in seiner Broschüre „Staat und 

Revolution“ schlagend und auf trefflichste nachgewiesen, daß der bürgerliche Staatsapparat nicht von 

irgendwelchen Organen der Arbeiterschaft übe rnom m en  werden kann, sondern daß es sich darum 

handelt, den bürgerlichen Staatsapparat zu ze r s tö r en  und den proletarischen aufzubauen. Aus der 

marxistischen Untersuchung geht klar hervor, und alle Erfahrungen, die bis jetzt mit „Arbeiterregie-

rungen“ gemacht wurden, sei es in Australien, in Sachsen oder in Großbritannien, zeigen aufs deut-

lichste, daß die ökonomische Grundlage den politischen Ueberbau bestimmt, daß, gleichgültig, wer 

an der Spitze des bürgerlichen Staatsapparates steht, notgedrungen die Interessen derjenigen vertreten 

muß, die die Verfügung über die Produktionsmittel und die politische Macht besitzen. 

Es ist aufs tiefste bedauerlich, daß die KPGB diesen Standpunkt nicht mit uns teilt. Der Tag der 

Uebernahme der Spitze des Staatsapparates durch die Labourführer war der historische Moment, an 

dem [183] die KPGB mit einer klaren und scharfen Analyse den englischen Arbeitern hätte sagen 

müssen, daß die LP n i ch t  im s t ande  i s t, irgend etwas zu tun, um die Arbeiterinteressen zu vertre-

ten. Sie hätte sie von vornherein auf die oben niedergelegten Tatsachen aufmerksam machen müssen, 

und damit die Führung der Massen, die sich unvermeidlich von der Richtigkeit ihrer Warnung über-

zeugen werden, gewonnen. Vor allem hatte sie aber die bestehenden und dauernd ausbrechenden 

Kämpfe des englischen Proletariats zu steigern und zu führen auch gegen das Labourkabinett. Sie 

hatte die Führung zu übernehmen aus den Händen der Labourführer und damit aus einer „Führung“, 

die gegen die Bewegung des Proletariats sich richtete, eine Führung zu machen, die das Proletariat in 

der Tat führte, weiterleitete. Leider hat die englische KP es nicht getan, im Gegenteil, ihr Verhalten 

in der Frage der Arbeiterregierung ist ein durchaus reformistisches und zeigt die ungeheuren Gefah-

ren, die die Einheitsfronttaktik für die gesamte Internationale hat. Zum Verständnis der ungeheuren 

Gefahren ist es notwendig, Einzelheiten anzuführen. Der „Wor ke r s  W e e k l y“ vom 25. Januar 

schreibt in seinem ersten Artikel über die Arbeiterregierung: „Alle Teile der Arbeiterbewegung ver-

einen sich in der Begrüßung der Bildung der neuen Arbeiterregierung als einen großen Schritt vor-

wärts. Welche Differenzen auch in der politischen Auffassung bestehen mögen, h i e r i n  g i b t  e s  

ke i n  Zöger n. Gegen die Angriffe der Liberalen und Tories bedarf es einer E i nhe i t s f r on t  a l l e r  

Kr ä f t e  de r  Ar be i t e rk l a s s e, um d i e  e r s t e  Ar be i t e r r eg i e r ung  z u  ve r t e i d i ge n.“ 

Hier beginnt bereits der schwere Fehler in dem Glauben, daß die Arbeiterregierung aus einem Kampf 

der Arbeiterklasse mit der Bourgeoisie entstanden sei, infolgedessen die Arbeiterregierung gegen die 

Angriffe der Bourgeoisie verteidigt werden müsse (um uns auf den Boden der KPGB zu stellen). 

Ohne näher auf eine Untersuchung einzugehen, begrüßt die KPGB rückhaltlos die Labour-Regierung 

und stärkt sie damit aufs kräftigste selbst in den Reihen der gegen die LP kritisch eingestellten engli-

schen Kommunisten und mit ihnen Sympathisierenden. Wenn in demselben Artikel dann weiter ge-

sagt wird: im Augenblick beginnt e i n  Kam pf  um d i e  See l e  de r  Ar be i t e r r eg i e r un g, und 

zum Schluß wiederholt wird, „die Arbeiter erwarten von der Arbeiterregierung, daß sie ohne Furcht 

und Zögern den arbeiterfeindlichen Kräften Widerstand leistet“, so ist das einfach eine Liquidation 

der selbständigen Auffassung der englischen kommunistischen Partei und das glatte Angebot an die 

Labour Party, sich mit ihr schon zu verschmelzen. Es muß immerhin darauf hingewiesen werden, daß 

die Socialist Labour Party von Anfang an sich scharf gegen die LP gewandt hat mit einer durchaus 

marxistischen Kritik der Situation. 

In einem weiteren Artikel, acht Tage später, beschäftigt sich Genosse R. Palme Dutt mit der Frage 

der Arbeiterregierung. Auch hier dieselbe völlige Verkennung der Tatsachen. So wenn er sagt: „Die 

Arbeiterregierung ha t  zwi schen  den  Ar be i t e r n  und  de r  Bour geo i s i e  z u  wäh l e n“ und 

damit die Möglichkeit einräumt, daß die Arbeiterregierung sich un t e r  Um s t änden  auch f ü r  das 

Proletariat entscheiden könnte und nicht für die Bourgeoisie, also das Bestehen einer kommunisti-

schen Bewegung unnötig wäre, ganz abgesehen davon, daß klar hätte herausgeschält werden müssen, 

daß die LP sich übe r haup t  n i ch t  für das Proletariat entscheiden kann, sondern infolge ihrer von 

jeher geübten Politik des Einerseits, Andererseits, ihrer Bindung an den bürgerlichen Staatsapparat 

sich nur für die Bourgeoisie entscheiden kann, sich von jeher für die Bourgeoisie entschieden hat. Im 

selben Sinne ist der ganze Artikel gehalten, der auf eine Kollaboration der KPGB mit der LP 
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hinausläuft. Am deutlichsten wird am Schlusse des Artikels der Wille zur Liquidation der Partei, vor 

allem die völlige Unklarheit über die Situation, wenn Palme Dutt behauptet, daß der nächste Schritt 

der Arbeiterklasse noch nicht gemacht werden könne, daß eine Niederlage der Arbeiterregierung eine 

schwere Niederlage der gesamten englischen Arbeiterbewegung bedeutet. Der Hauptangriff der eng-

lischen Partei auf die Arbeiter-[184]regierung mutet eigenartig an, nicht etwa, daß die Arbeiterregie-

rung große Gefahren durch ihre arbeiterfeindliche Politik für die englische Arbeiterbewegung mit 

sich bringt, sondern daß sie – Sm i l l i e  und  Lansbu r y  ke i nen  Mi n i s t e r pos t en  gegeben hat. 

Ständig wird Lansbury als Vertreter der englischen Arbeiterinteressen geschildert. Zu seiner Charak-

teristik sei auf die oben angezogenen Stellungnahmen zum Dockarbeiterstreik verwiesen. 

Bedeutsamer ist der erste Aufruf des Politbüros, der englischen kommunistischen Partei zur Arbei-

terregierung, der sich an alle Arbeiter, alle Gewerkschaften, alle Gewerkschaftskartelle und lokalen 

Labour Partys im Verfolg der bekannten Einheitsfronttaktik wendet. „Die neue Arbeiterregierung ist 

der unterminierenden Kampagne aller Kräfte der Bourgeoisie ausgesetzt.“ Damit wird die Labourre-

gierung hingestellt als Vertretern der Arbeiterinteressen, die von der Bourgeoisie angegriffen wird, 

anstatt sie sofort in den Aufrufen als die Vertreterin der Interessen der Bourgeoisie anzuprangern. 

„Nur ein zäher Kampf aller Kräfte der Arbeiterklasse kann dem entgegenarbeiten und ein vorwärts-

weisendes Arbeiterprogramm der Labourregierung aufzwingen.“ Hier gilt das gleiche, was wir oben 

feststellten. Die Kommunistische Partei begibt sich sogar dann auf jenes Gebiet der Zwischenlosun-

gen, von denen wir in Deutschland wahrlich genügend Erfahrungen besitzen. In den vier Programm-

punkten, die sie als Forderungen der Arbeiterklasse aufstellt, taucht jene bekannte Na t i ona l i s i e -

r ung  de r  Gr uben  wieder auf (man bedenke, die Kom muni s t i s che  Partei verlangt nicht etwa 

Sozialisierung der ge sam t en  kapitalistischen Wirtschaft, sondern nur Nationalisierung der Koh-

l eng r ube n!), die, wie wir oben bereits genügend nachgewiesen haben, keine Forderung des Prole-

tariats, sondern eine Forderung der kleineren und mittleren Bourgeoisie ist. Ihre weitere Forderungen 

sind Arbeit oder volle Unterstützung für die Arbeitslosen, ein Minimallohn von 4 £, utopische For-

derungen, da z. B. die nach Arbeit nicht im kapitalistischen Staate, für den sie gestellt werden, erfüllt 

werden kann, da die Krise eben aus dem kapitalistischen System entspringt und in ihm unlösbar ist, 

von dem Rosa Luxemburg bereits 1899 sagte: „Ministerielle Sozialreformen? Aber ein jeder cäsaris-

tischer Prätendent, jeder Abenteurer kann ein viel reichlicheres Quantum Sozialreformen von oben 

versprechen als ein armseliger republikanischer Minister.“ Zu dem verlangt die KPGB noch die Re-

gelung der Wohnungsfrage, eine Frage, die in sämtlichen europäischen Ländern brennend geworden 

ist, deren genauere Untersuchung, die wir hier nicht vornehmen können, zum Resultat führt, daß die 

staatliche Wohnungskontrolle, die niedrigen Mieten, durchaus im Interesse der Industrie liegen, die 

darin ein Mittel finden, die Löhne niedrig zu halten auf Kosten der kleinen Bourgeoisie und der 

Kleinbürger, aus denen sich größtenteils die Hausbesitzer rekrutieren. 

Als einzige proletarische Forderung bleibt die des Sechsstundentages übrig. (Daß sie gestellt werden 

kann, weist übrigens den hohen Grad der technischen Entwicklung der Produktionsmittel in England 

gegenüber z. B. Deutschlands auf.) 

Das Entscheidende ist, daß die Forderungen der Kommunistischen Partei, die in Wirklichkeit teils 

Forderungen der Großbourgeoisie, teils Forderungen der kleinen und mittleren Bourgeoisie und nur 

zum Teil Forderungen der Arbeiterklasse sind, nicht einmal als Kampfparolen der Arbeiterklasse 

angesprochen werden, sondern an die Ar be i t e r f üh r e r  an  de r  Sp i t z e  de s  bü r ge r l i chen  

S t aa t e s  ge s t e l l t  we r de n, ohne  Zusamm enhang  m i t  i r gendwe l chen  Bewegungen  

de r  Ar be i t e r k l a s s e. Es ist ein schwerer Fehler, zu hoffen, daß diese Forderungen von der La-

bourregierung durchgeführt werden könnten, und selbst wenn man sich mit den berühmten demokra-

tischen Illusionen zu entschuldigen versucht, an die man anzuknüpfen hat, erscheint dies als nicht 

stichhaltig. 

Es handelt sich nicht darum, an die demokratische Illusion anzuknüpfen, sondern es handelt sich 

darum, den Glauben von Teilen der Arbeiterschaft an eine klassenfriedliche Lösung des Konfliktes 

zwischen Bourgeoisie und [185] Proletariat, an eine Lösung mit demokratischen Mitteln, zu zerstö-

ren, und ihn durch die Gewißheit der Lösung durch den entschiedenen rücksichtslosen Klassenkampf 
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zu ersetzen. Das bedeutet nicht a n knüpf en  an die demokratischen Illusionen, sondern ihre völlige 

Ze r s t ö r un g. Freilich geht eine Linie durch diese ganzen Anschauungen, die von dem Anknüpfen 

an die demokratischen Illusionen hingeht bis zur Uebernahme des bürgerlichen Staatsapparates und 

seiner „Verwendung im Interesse des Proletariats“. Diese Linie ist aber nicht kommunistisch, sie ist 

sozialdemokratisch. 

Wir begnügen uns damit, noch einige typische Stellen ohne weiteren Kommentar aus den Aeußerun-

gen der englischen Partei anzuführen. „Es geht zur Zeit ein heftiger Kampf zwischen der Arbeiter-

klasse und der organisierten Arbeitgeberklasse um den entscheidenden Einfluß auf die Arbeiterregie-

rung.“ „Verlangt von der Arbeiterregierung, daß sie furchtlos eine Politik der Arbeiterklasse ver-

folgt.“ (Aus dem Aufruf des Politbüros, Workers Weekly, 8. Februar.) Die Com m uni s t  Rev iew  

vom Februar zur Arbeiterregierung: „Sie ist ein T r i um ph  für die ganze Arbeiterbewegung, daher 

haben Macdonald und das Labourkabinett Verpflichtungen gegen die organisierte Arbeiterbewegung. 

Die wahre Linie der Politik im Hause muß die Arbeiterpartei bewahren, d i e  Pa r t e i  de r  a r be i -

t enden  Kla s sen  (!) gegen Liberale und Tories.“ In der Nummer vom 22. Februar des Workers 

Weekly zeigt ein Aufruf des EK leider der KPGB ähnliche Wege. Wenn in diesem Aufruf steht: „Die 

britische Kommunistische Partei wird die Arbeiterregierung in allen ihren Anstrengungen un t e r -

s t ü t ze n, die Lage der Arbeiter zu verbessern, und wenn ähnliche Forderungen aufgestellt werden, 

nämlich die volle Unterstützung der Erwerbslosen, die Nationalisierung der Kohlengruben und Ei-

senbahn, allerdings unter der Kontrolle der Arbeiter über die Produktion. Hinzu kommt die Unabhän-

gigkeit von Irland und Aegypten und die Vernichtung des Versailler Vertrages. Die Stellungnahme 

zur Kolonialfrage und zu der Frage der Verhältnisse von Großbritannien zu den einzelnen Kolonial-

völkern bedarf einer eingehenden Untersuchung und wird deswegen für einen weiteren Artikel zu-

rückgestellt.“ 

Die höchst gefährlichen Tendenzen, die sich in der Kommunistischen Partei Englands bemerkbar 

machen, entspringen, wie wir oben gezeigt haben, der Taktik der Einheitsfront, soweit nicht ganz 

offen liquidatorische Tendenzen, sozialdemokratische Tendenzen überhaupt vorhanden sind. Die 

Kommunistische Partei Englands, will sie nicht mit der Labour Party untergehen, muß sich loslösen 

von ihrer utopischen Einstellung, muß sich befreien von den Hemmnissen, die ihr praktisch wie ide-

ologisch die Einheitsfronttaktik und die Zwischenlosungen auferlegen. Sie muß, will sie ihre histori-

sche Mission wahrnehmen, die Führung der Kämpfe des englischen Proletariats übernehmen, die 

Kämpfe weiterführen, sie muß klar und deutlich dem Proletariat zeigen, daß es nur einen Weg zur 

Befreiung gibt: Den Weg der proletarischen Revolution. 

Nachbemerkung der Redaktion der „Int.“ Dar obige Artikel widerspricht der Linie der Komintern. 

Die KP  Eng l ands  kann auf Zwischenlosungen, wie die Nationalisierung der Bergwerke, die ge-

eignet sind, die Massen in den Kampf gegen die englische Bourgeoisie zu führen, und auf die An-

wendung der Einheitsfronttaktik nicht verzichten. Würde sich die KPE auf kommunistische Sonn-

tagspredigten beschränken, so würde sie sich zur Sekte machen und die Revolution liquidieren. Die 

Ansicht, daß die Forderungen nach voller Unterstützung der Arbeitslosen, nach einem Minimallohn 

usw. utopistisch sind (die von Gen. Rolf als „proletarisch“ bezeichnete Forderung des Sechsstunden-

tages ist genau so „utopistisch“), bedeutet einen Verzicht auf die Anknüpfung an die Nöte der Massen 

und läuft auf einen reinen KAPismus hinaus. [186] 

* 

Die Krise in der holländischen Kommunistischen Partei.  
Von H. M a r i n g. 

In den letzten Monaten haben sich die Verhältnisse in der holländischen Kommunistischen Partei 

derartig entwickelt, daß man jetzt in eine sehr gefährliche Krise hineingeraten ist. Schon hat sich 

während der Sitzung der Erweiterten Exekutive des vergangenen Jahres Moskau mit dem Konflikt 

beschäftigen müssen und in dieser Weise eingegriffen, daß die mehr als 50 aus der Partei ausgeschlos-

senen Genossen wieder aufgenommen wurden, daß der Opposition die Möglichkeit gegeben wurde, 

in der „Tribüne“ die Parteifrage zu erörtern und daß das „Komitee für die 3. Internationale“, das von 
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der Opposition gebildet war und nicht nur aus Mitgliedern der Partei bestand, aufgelöst werden 

mußte. Es handelt sich bei dem Konflikt in der holländischen Partei um drei verschiedene Fragen: 

1. Die organisatorische Zusammensetzung der Partei, 2. die internationale Politik und 3. die Gewerk-

schaftsfrage. 

Zum richtigen Verständnis des jetzigen Konflikts ist es notwendig, etwas über die Vergangenheit der 

Partei mitzuteilen. Im allgemeinen war bis vor kurzer Zeit die Auffassung vorhanden, daß die hollän-

dische Partei zwar eine kleine Partei geblieben war, doch daß die Führung in den Händen alter revo-

lutionärer Marxisten war und daß ihrerseits keine ernsten Fehler gemacht wurden. Nachdem die Partei 

sich befreit hatte von den Elementen, die Pannekoek und Gorter, also der KAP-Richtung, folgten, 

herrschte die Auffassung, daß die holländische Führung die Richtlinien der Komintern in jeder Be-

ziehung durchführte. Man rechnete damit, daß in dem kleinbürgerlichen Holland, wo eine starke so-

zialdemokratische Partei und reformistische Gewerkschaftsbewegung bestanden, die Verhältnisse für 

revolutionäre Propaganda außerordentlich ungünstig waren, womit die geringe Zahl der Mitglieder 

vollkommen zu erklären war. 

Es ist bekannt, daß die holländische KP hervorgekommen ist aus der Sozialdemokratischen Partei, 

die sich schon 1909 von der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei getrennt hat. Schon seit Anfang 

dieses Jahrhunderts hatten die holländischen Marxisten mit ihrer Kritik an der Führung der alten Par-

tei begonnen. Die damalige Opposition arbeitete mit einer eigenen Zeitung in der Partei, und es war 

der Kampf für das Fortbestehen dieser Wochenzeitung Tribüne, der dazu führte, daß es Troelstra 

gelang, 1909 ein Spaltung unter den Marxisten durchzuführen. Nur eine kleine Gruppe von etwas 

mehr als 20 Mitgliedern beantwortete den Aufruf der „Tribüne“-Redaktion, die neue Partei zu grün-

den, die bis zum Kriegsausbruch ihre Propaganda in sehr ungünstigen Verhältnissen führte. In diesen 

fünf Jahren war es nicht gelungen, in den Arbeitermassen Interesse für die Auffassungen des revolu-

tionären Marxismus zu entwickeln. Die Tatsache, daß die kleine Partei ihre Existenzberechtigung 

immer beweisen mußte mit Kritik an reformistischen Tendenzen in der alten Partei, während keine 

politischen Ereignisse von großer Bedeutung die Kritik für die Arbeiter verständlich machten, war 

die Ursache, daß die kleine Partei hauptsächlich aus Intellektuellen bestand und nicht viel mehr war 

als eine Sekte, die durch die fortwährende Hetze der alten Partei von den Arbeitern gehaßt wurde. 

Nach dem Ausbruch des Krieges war es der kleinen Partei viel leichter zu beweisen, wohin der Re-

formismus international und auch in Holland führte. Und dazu gab der Kampf gegen den Krieg die 

Möglichkeit, freundschaftliche Beziehungen anzuknüpfen mit der Föderation der revolutionären Ge-

werkschaften Hollands, die bis jetzt fast ganz unter anarcho-syndikalistischem Einfluß standen. Auch 

bei diesen Arbeitern hatte die SDP vor dem Kriege sich nicht entwickeln können, weil sie die wenigen 

Arbeiter, die zu der Partei gehörten, verpflichtete, dem reformistischen Gewerkschaftsverband bei-

zutreten. Die Kriegszeit gab die Gelegenheit, gemeinsame Aktionen zu führen, in denen die Partei 

und das NAS ein-[187]ander näher kamen. Sehr stark hat auf die Entwicklung besserer Beziehungen 

zwischen Partei und NAS auch die russische Revolution eingewirkt, die von den holländischen Syn-

dikalisten und Anarchisten mit Ausnahme einiger unbedeutender Elemente mit Jubel begrüßt wurde. 

Der alte Führer der holländischen Sozial-Anarchisten, der jetzt verstorbene Domela Nieuwenhuis, 

hatte einen großen Respekt vor der russischen Revolution und deren Führer, Lenin. Die gemeinsamen 

Aktionen der Partei und des NAS haben viel dazu beigetragen, daß erstens die Partei sich von einer 

Sekte mit einigen hundert Mitgliedern zu einer größeren politischen Partei entwickelte, die eine Ta-

geszeitung herausgeben konnte, und unter den Werktätigen einen bedeutenden Einfluß gewann, wäh-

rend zweitens das NAS mit seinen angeschlossenen Gewerkschaften sich bis zu 50.000 Mitgliedern 

entwickelte, womit deutlich gezeigt wurde, daß die Hoffnung der reformistischen Gewerkschaftsfüh-

rer aus früheren Jahren, das NAS habe keine Entwicklungsmöglichkeit, sich als unbegründet erwies. 

Im Jahre 1918 änderte die SDP ihren alten Beschluß und verpflichtete die angeschlossenen Arbeiter, 

sich dem NAS anzuschließen. 

Im Jahre 1920 kam es zu großen Streiks der niederländischen Arbeiter. Sie wurden unternommen 

gegen die Offensive des Kapitals, die beabsichtigte, das Lebenshaltungsniveau der Arbeiter Hollands 

herabzudrücken. Der entscheidende Kampf wurde im Transportbetrieb geliefert, wo die revolutionäre 
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Gewerkschaft einen sehr großen Einfluß speziell im Amsterdamer Hafen ausübt. Der alte Gegensatz 

in der Taktik des NAS und der reformistischen Gewerkschaftsbewegung zeigte sich in diesem Streik. 

Vergebens versuchte das NAS, den Kampf auf andere wichtige Betriebe auszubreiten, die Reformis-

ten bevorzugten es, durch Teilstreiks die Arbeiter niederknüppeln zu lassen. Die Niederlage brachte 

auch für die ganze niederländische Gewerkschaftsbewegung seit 1920 großen Mitgliederverlust, und 

natürlich hatte das NAS davon sehr stark zu leiden. Wie stark in dieser Föderation die Sympathie für 

Moskau und die Profintern sich entwickelt hat, zeigten die Diskussionen, die im NAS geführt wurden 

zwischen den revolutionären Elementen und den reformistischen Syndikalisten, die schon 1921 sich 

von Moskau abwendeten und ihre Sympathie auf die neue syndikalistische Internationale übertrug. 

Schon vor den Diskussionen im NAS hatte die Führung der holländischen Partei ihre Gewerkschafts-

taktik plötzlich geändert. Genau so radikal wie die Parteiführung bis zum 2. Komintern-Kongreß das 

NAS aufgefordert hatte, nicht einzugehen auf Anträge der reformistischen Gewerkschaftsbewegung 

für gemeinsame Aktionen, fing die Führung nach dem 2. Kongreß damit an, die organisatorische 

Verbindung der beiden Zentralen zu verlangen. Wynkoop war auf dem 2. Kongreß der Komintern 

gewesen und hatte sich noch der linken Opposition, die dort vorhanden war, beteiligt. Doch nach dem 

Kongreß kam die Führung zu dem Parteikongreß der holländischen Partei erst in Rotterdam und dann 

in Groningen mit Resolutionen, die die organisatorische Vereinigung der beiden Zentralen für wich-

tiger erklärte, als die Verbindung des NAS mit der Profintern. In den letzten Kriegsjahren und den 

ersten Friedensjahren war es gelungen, hervorragende Elemente aus dem NAS für die Partei zu ge-

winnen. Diese Genossen nahmen sofort Stellung gegen die plötzliche Aenderung, welche die Partei-

führung durchführen wollte; sie warnten gegen eine solche Auffassung der Einheitsfronttaktik, die 

sich hauptsächlich auf künstliche organisatorische Verbindung der beiden Gewerkschaftszentralen 

richtete. Die Parteiführung hielt aber keine Rechnung mit den Wünschen dieser revolutionären Ge-

werkschaftler und hat damit seit 1921 erreicht, daß das NAS sich wieder stark abgekehrt hat von der 

holländischen Führung. Die Verpflichtung der Mitglieder, sich den NAS-Organisationen anzuschlie-

ßen, wurde von der Partei zurückgenommen, man wollte durch kommunistischen Zellenbau in der 

modernen Gewerkschaftsbewegung auch dort die Idee der organisatorischen Verschmelzung propa-

gieren. Die Differenzen zwischen der Parteiführung und Opposition, zu welcher die revolutionären 

Gewerkschafter gehörten, sind für die Entwicklung der Partei und des NAS in den beiden letzten 

Jahren von großer Bedeutung geworden. Trotzdem die Parteiführung durch ihre Auffassung der An-

wendung [188] der Einheitsfronttaktik alles getan hat, um das NAS von sich zu entfremden, endete 

die Diskussion über den Anschluß an die Profintern doch damit, daß eine kleine Mehrheit sich für 

den Anschluß aussprach mit dem Erfolg, daß die reformistischen Syndikalisten mit ungefähr 5300 

Arbeitern das NAS verließen. Die älteste Gewerkschaftszentrale Hollands hat aber auch diese Krise 

überstanden und trotz der letzten Krise noch immer eine Mitgliederzahl von fast 15.000, wovon un-

gefähr zwei Drittel in der lokalen Föderation von Amsterdam organisiert sind. Im Transportbetrieb, 

bei den öffentlichen Diensten und den Bauarbeitern üben die NAS-Organisationen noch einen sehr 

großen Einfluß aus. 

Während die Krise, die in Holland nach den Kriegsjahren ausgebrochen ist, eine sehr starke Abschwä-

chung der ganzen Gewerkschaftsbewegung gebracht hat, ist natürlich die Kommunistische Partei in 

dieser Periode auch sehr stark zurückgegangen. Im Jahre 1921 hatte die Partei immerhin noch 3000 

Mitglieder. Doch diese Zahl war Ende 1923 bis auf 1600 zurückgegangen. Das Schlimmste dabei ist, 

daß die Zahl der Mitglieder, die zu den Gewerkschaften gehören können, nicht größer als 600 ist. 

Daraus geht hervor, daß die Partei nur sehr schwache Verbindungen mit der Arbeiterschaft besitzt. 

Mit dieser kleinen Zahl will die Parteiführung die organisatorische Vereinigung der Gewerkschaften 

durchführen. Statt sich zu beschränken auf die Arbeit im NAS, statt alle Kräfte anzuwenden zur Ver-

stärkung des NAS und damit den Anhang in dieser Gewerkschaftsföderation zu vergrößern, will die 

Führung ihre 600 gewerkschaftlich organisierten Mitglieder über vorläufig drei Gewerkschaftsver-

bände verteilen und so die Verschmelzung herbeizuführen. 

Die Aenderung in der Taktik der Partei auf diesem Gebiet ist eng verbunden mit der allgemeinen 

Politik der KPH. Seit 1919 hat die Führung nicht mehr gerechnet mit der deutschen Revolution. Sie 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 5 – 164 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 18.09.2023 

erwartete damals viel mehr von der englischen Arbeiterschaft als von der deutschen, und als auch in 

England ihre Erwartungen sich nicht erfüllten, wurde die Weiterentwicklung der Weltrevolution im 

Nahen Osten gesucht; in der letzten Zeit ist man im Fernen Osten angekommen. Auch in Perioden 

der revolutionären Hochspannung in Deutschland, blieb die holländische Führung immer skeptisch, 

und in den letzten Monaten ist es eine Gewohnheit geworden, von dieser Seite nicht mehr über die 

deutsche Revolution, sondern über die deutsche Katastrophe zu sprechen. In der Parteizeitung wurden 

mit Vorliebe pessimistische Betrachtungen über die deutsche Lage veröffentlicht, und man kann ohne 

Uebertreibung sagen, daß sich in Holland in bezug auf die Weiterentwicklung der Weltrevolution 

eine defaitistische Propaganda entwickelte. Der Sieg der englischen Labour Party bei den letzten 

Wahlen wurde so hoch eingeschätzt, daß Genosse van Ravesten dazu kam, diese englischen Wahlen 

mit der Novemberrevolution zu vergleichen. In der „Tribüne“ vom 28. Dezember schreibt er: 

„Und wer würde wagen, es zu leugnen, welcher fanatische Dogmatiker oder eingerostete Antiparlamentarier 

würde die gewältige Bedeutung dieses Ereignisses leugnen, das, wenn auch in anderer Weise, auf eine Linie 

gestellt werden könnte mit demjenigen, was schon November 1917 in dem anderen unermeßlichen Lande, in 

Rußland, geschehen ist?“ 

Die reformistische Tendenz in der Politik der holländischen Parteiführung kommt immer klarer zum 

Ausdruck. Derselbe Genosse van Ravesten hat am 30. Januar dieses Jahres bei der Beratung des in-

dischen Budgets im holländischen Parlament ausgeführt: 

„Würde ich vom reinen Parteistandpunkt aus sprechen, so würde ich fast der Regierung sagen wollen: gehen 

Sie weiter auf diesem Weg, denn es gibt keine bessere Weise als diese, um die revolutionäre Bewegung in 

Indien zu fördern. Aber ich sage das nicht, ich sage der Regierung: kehren Sie jetzt noch von diesem Weg 

zurück. Auch wir würden es bevorzugen, wenn die Regierung mit friedlichen Mitteln versucht, den aufkom-

menden Sturm in Indien zu beschwören. Ich glaube aber nicht, nahmen erwarten kann.“1 

[189] Gerade, weil nach dem letzten Eisenbahnerstreik auf Java dort von sozialdemokratischer Seite 

eine Propaganda geführt wird, die versucht, Verbindung mit der revolutionären Volksbewegung her-

zustellen, muß eine solche Aeußerung des Genossen van Ravesten einen sehr schlechten Einfluß auf 

die jungen Führer unserer dortigen Bewegung haben. Der Genosse Wynkoop macht es viel schlimmer 

in seiner Rede vom 2. Februar 1924 im Parlament, wenn er erklärte: 

„Herr Colyn hat in vielen Sprachen gesprochen und es auch mit dem Englischen probiert. Er hat ein Wort 

Macdonalds zitiert: I am going to try that2. Ja, Macdonald ist going to try, aber Macdonald ist kein Wunderarzt 

und auch kein Sozialist, wie wir sie auf dem Kontinent kennen. Er ist nichts anderes als jemand, der aus der 

großen Masse des englischen Volkes hervorgekommen ist, er ist jemand, der rechnet mit demjenigen, das so 

wahrscheinlich wie möglich jetzt in Erscheinung tritt. Das ist nicht, daß wir jetzt einer Zeit großer Kriege 

entgegengehen, sondern, daß der größten Wahrscheinlichkeit nach wir momentan einer langen oder kurzen 

Periode einer Art Windstille, wie auch Sinowjew sagte, einer Art Pazifismus entgegengehen. Das ist nichts 

anderes, als rechnen mit der Wirklichkeit. Ich dachte, daß Herr Colyn das auch tun wollte, und daß dieses seine 

Kraft sei, aber in seiner Handlungsweise ist nicht davon die Rede, denn während Macdonald mit diesen inter-

nationalen Dingen rechnen will und indem er sieht, daß eine augenblickliche Wendung stattgefunden hat, so-

wohl politisch wie sozial, international – die möglichst große Wahrscheinlichkeit wenigstens, daß diese Wen-

dung gekommen ist – während er damit rechnet, vernehmen wir hier von Herrn Colyn, daß er, während das 

Flottengesetz hier verworfen worden ist, in diesem Augenblick in derselben Weise wieder damit anfängt, Geld 

wegzuschmeißen für Militärausgaben, welche, wie er behauptet für seinen Plan nötig sind, welche aber nach 

der kapitalistischen Realität selber mehr als jemals wie vollkommen nutzlos verausgabt und in den Graben 

geworfen betrachtet werden müssen.“ 

Daß Sinowjew zu diesem Zweck gebraucht werden sollte von einem kommunistischen Parlaments-

mitglied, hat er wahrscheinlich nie vermuten können. Die holländische Führung hat ihre bestimmte 

Auffassung über die Form der Verbindung, die sie mit den Sozialdemokraten anknüpfen müssen, um 

zu der Gründung einer Arbeiterregierung in Holland zu kommen. Während Wynkoop schon über eine 

 
1 Der letzte Satz ist unvollständig. Es gibt aber von der Redaktion keine Korrektur. Dieser Satz könnte u. U. wie folgt 

lauten: „Ich glaube aber nicht, [daß man Aus]nahmen erwarten kann“. KWF 
2 Ich werde es versuchen. KWF 
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Regierung Troelstra-Wynkoop sprach und im Amsterdamer Rat von einem kommunistischen Abge-

ordneten eine derartige Stadtregierung von Kommunisten, Sozialdemokraten und bürgerlichen De-

mokraten in Aussicht gestellt wurde, entwickelt Wynkoop im Parlament die Idee, daß Troelstra und 

er „nötigenfalls zusammen“ es unternehmen würden, dem Volke die Ueberzeugung beizubringen, 

daß Besteuerung der kirchlichen Güter notwendig ist. 

In der sozialdemokratischen Arbeiterpartei Hollands ist bis jetzt kein linker Flügel von Bedeutung 

vorhanden, mit dem Wynkoop seine Pläne einer linken Konzentration ausführen kann. Die Marxisten, 

die in den Kriegsjahren bei der alten Partei geblieben sind, sind in vielen Beziehungen weniger „links“ 

als Troelstra selber. Für die Entwicklung einer derartigen Konzentration hat Wynkoop jetzt seine 

ganze Hoffnung auf den Sekretär der internationalen Transportarbeiterföderation, Fimmen, gebaut. 

Obgleich derselbe Wynkoop noch im April 1923 erklärte, daß Fimmen der Mann des revolutionären 

Wortes war, ohne revolutionäre Taten zu vollbringen, war er schon im Dezember so weit, daß er die 

Meinung aussprach: Fimmen und die holländische Parteiführung führten die Taktik der Kommunis-

tischen Internationale durch. Diese Erklärung wurde abgegeben, obgleich Fimmen am 17. November 

in einer Versammlung von sozialdemokratischen Gewerkschaften, in der er sich verteidigen mußte, 

die Kommunisten offen angegriffen hat, das Auftreten der Kommunisten international verbrecherisch 

und die Führung der deutschen Kommunisten jämmerlich nannte. Die Parteiführung hat es nicht not-

wendig gefunden, diesen Angriff Fimmens auf die Kommunistische Internationale und die deutsche 

Partei zu kritisieren; die Liebe für diesen Sozialdemokraten, der eine links gerichtete Politik von [190] 

Amsterdam will, um die Arbeitermassen, die von den Sozialdemokraten in Deutschland weggelaufen 

sind, wieder zurückzubringen, geht so weit, daß er ohne Belästigung der holländischen Partei eine 

Einheitsfronttaktik für Holland propagieren kann, die die Verbindung der sozialdemokratischen mit 

den christlichen Gewerkschaften bedeutet. Man kann die große Rücksicht, die auf Fimmen genom-

men wird, nur damit erklären, daß Fimmen für einflußreich genug gehalten wird, um erstens in Hol-

land die Entstehung einer linken Konzentration zu verwirklichen und zweitens international in der 

kommenden Periode des Pazifismus eine derartige Kombination zur Entwicklung zu bringen. 

Für die Freundschaft mit Fimmen, die also in der zweiten Hälfte des Jahres 1922 entstand, werden 

die Beziehungen zum NAS weiter verdorben. Die holländische Führung hätte 1920 lernen können, 

daß die sozialdemokratischen Gewerkschaften nur über eine Einheitsfront reden wollen, wenn das 

NAS eine starke Position einnimmt. Es scheint in den letzten Monaten eine der Hauptaufgaben der 

Führung zu sein, die Einheitsfront in Holland zu fördern mit der Suggestion, daß das NAS sich nicht 

weiter entwickeln kann, daß diese revolutionäre Gewerkschaftsföderation in der nächsten Periode 

sich nicht wieder erholen kann. Darum wird aus der Partei eine direkte Unterminierungsarbeit gegen 

das NAS unternommen, die schon dazu geführt hat, daß der Kongreß der Transportarbeiter sehr scharf 

Stellung genommen hat gegen die Partei und zweitens eine Gruppe revolutionärer Gewerkschafter – 

Mitglieder der Partei – offen erklärt hat, daß sie gegen die Unterminierung des NAS Stellung nehmen 

müssen. Die große Gefahr ist vorhanden, daß die wachsende Antipathie in NAS-Kreisen der Partei-

führung gegenüber sich zu einer Antipathie gegen Moskau entwickelt. Die kleine syndikalistische 

Gewerkschaftszentrale versucht alles Mögliche, um die Auffassung zu verbreiten, daß die Ansichten 

Wynkoops über die Einheitsfronttaktik auch die Moskauer Ansichten sind. Die reformistischen Ten-

denzen in der Parteipolitik sind eine andere Ursache, daß die revolutionären Arbeiter im NAS sich 

vom Kommunismus abwenden und zum reinen Syndikalismus zurückkehren. 

Nach der Entscheidung der Erweiterten Exekutive vom Juni ist der Reformismus in der Praxis der 

holländischen Parteiführung soviel klarer geworden, daß ein neues Zusammenschließen der Opposi-

tion eine Notwendigkeit wurde. Obgleich es eine kurze Periode gegeben hat, da es schien, daß die 

Sekte SDP sich zu einer Kommunistischen Partei entwickeln würde, ist die interne Organisation der 

Partei bis auf den jetzigen Tag typisch sektiererisch. Die Führer, die die Partei 1909 gegründet haben, 

haben es verstanden, in der sich entwickelnden Partei alle Machtorgane in ihren Händen zu behalten, 

sie haben es systematisch verhindert, daß sich neue Elemente an der wesentlichen Führung der Partei 

beteiligten. Sie konnten die Entscheidung der Erweiterten Exekutive nicht ablehnen. Zwar wurde 

diese Entscheidung verurteilt. Doch die ausgeschlossenen Genossen mußten wieder aufgenommen 
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werden. Aus der Verpflichtung, die Parteifragen in der „Tribüne“ erörtern zu lassen, ist in der Praxis 

nicht viel geworden. Die wichtige Parteikommission für die Gewerkschaftsarbeit wurde zusammen-

gesetzt aus Elementen, die absolut ohne Einfluß in der Gewerkschaftsbewegung sind, doch die bereit 

waren, die Anweisungen der Führung in allen Unterteilen durchzuführen. In unverantwortlicher 

Weise wurde die Gewerkschaftszentrale, die ihre starke Sympathie für Moskau zum Ausdruck ge-

bracht hat, angegriffen und geschwächt. In einer öffentlichen Versammlung der revolutionären Ge-

werkschaften im November, in der der Schreiber dieser Zeilen referierte, wurde mir klar, daß eine 

direkte Feindschaft in verantwortlichen NAS-Kreisen für die Partei besteht. Die wieder organisierte 

Opposition hatte die Pflicht, im Interesse des kommunistischen Einflusses in Holland ganz scharf 

gegen die Politik und Taktik der Parteiführung aufzutreten. Damit sind derartige Verhältnisse in der 

holländischen Partei geschaffen, daß ein sofortiges Eingreifen seitens der Exekutive notwendig ge-

worden ist. Die Opposition hat ein großes Vertrauen in die Entscheidung der Exekutive, doch die 

Parteiführung zeigte vor allem die Absicht, in einem Kongreß der Partei, der kaum vorbereitet [191] 

werden kann, zu einer definitiven Entscheidung zu kommen, bevor Moskau die Gelegenheit hat, zu 

sprechen. Seit 15 Jahren hat sie den Apparat der Partei in den Händen. Obgleich in diesen 14 Jahren 

nur 600 Arbeiter als Mitglieder für die Partei gewonnen wurden, muß man sagen, daß die Parteifüh-

rung es versteht, den Apparat für ihre Zwecke zu gebrauchen. Für die Position des Kommunismus in 

Holland und für den kommunistischen Einfluß auf die Arbeiterschaft hat es wenig zu bedeuten, daß 

die Führer in dieser Periode des Pazifismus das Spiel einer linken Konzentration spielen wollen, wenn 

sie nur dieses Handwerk nicht ausführen können, i nne r ha l b  der Kommunistischen Internationale, 

wie Führer einer Sektion der Komintern. 

* 

Politische Organisationsarbeit.  
Von L o t h a r. 

Der Organisationsausbau und die Organisationsmethoden der Partei sind keine fertigen Gebilde. Es 

ist notwendig, die Bilanz der Organisationsarbeit eines gewissen Zeitraumes zu ziehen, um die Fort-

schritte und Mängel festzustellen. 

Der Beschluß des Leipziger Parteitages über die dringendsten organisatorischen Aufgaben gibt die 

Grundlinie an, nach der die Organisationsarbeit im Vorjahr durchgeführt werden sollte. In erster Linie 

und mit besonderem Nachdruck wird in den Leitsätzen hingewiesen auf d i e  b r e i t e s t e  Massen -

ag i t a t i o n, auf die Werbung neuer Mitglieder. In den weiteren Abschnitten wird die Konzentrierung 

der Arbeit auf die wichtigsten Industriegebiete und die Scha f f ung  von  Be t r i ebsve r t r auens -

l eu t en  und  Be t r i ebs f r a k t i onen  gefordert. Die Zuspitzung der Klassenkämpfe, zwang die Par-

tei sehr bald über diesen Beschluß hinauszugehen. 

Der Ruhrkampf, sowie die Teilkämpfe in den verschiedenen Gebieten des Reiches lehrten, daß die 

Partei nur in der Lage ist, die Massenbewegungen der Arbeiter siegreich durchzuführen, wenn die 

Partei fester in den Betrieben verwurzelt ist. Konkret zeigte sich z. B. im Ruhrkampf, daß der Gene-

ralstreik geschlossen und erfolgreich durchgeführt wurde, wo die Kommunisten im Betrieb erfaßt 

waren und politische Arbeit leisteten. In Verbindung damit erkannten die Genossen, daß nicht einmal 

die Kohlenverteilung, geschweige die Kontrolle der Produktion möglich ist ohne kommunistische 

Betriebszellen. Die gleichen Erfahrungen zeitigte die Bewegung für die Bildung proletarischer Be-

triebshundertschaften in Mitteldeutschland. Wo es kommunistische Betriebszellen gab, wo die Par-

teigenossen aktiv, führend an allen Bewegungen der Arbeiter teilnahmen, und systematische politi-

sche Propaganda leisteten, war es möglich, breitere Kreise mit uns sympathisierender Arbeiter in die 

Betriebshundertschaften einzureihen. Wo das nicht der Fall war, kam höchstens ein kommunistischer 

Ordnerdienst im Betriebe zustande. 

Diese Erfahrungen veranlaßten den Zentralausschuß, im Mai zur Organisationsfrage Stellung zu neh-

men. Es wurde einstimmig eine Resolution beschlossen, die einleitend sagt: 

„Die Aufgabe der kommunistischen Partei ist die Führung des proletarischen Klassenkampfes zur Errichtung 

der Sowjetdiktatur, deren hauptsächliche Träger die Arbeiter der Großbetriebe sind. Diesen Kampfaufgaben 
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der Partei muß der Organisationsaufbau entsprechen. Darum gilt es, die Arbeitermassen nicht nur als Staats-

bürger, sondern vor allem als Angehörige der proletarischen Klasse zu erfassen, um in erster [192] Linie im 

Betrieb den ökonomisch-politischen Kamp gegen die Bourgeoisie zu führen. Die KPD wird demzufolge ihr 

Ziel nur erreichen, wenn sie fest in den Betrieben verwurzelt ist und die Betriebszellen die Hauptorgane der 

Partei sind.“ 

Anschließend ist in der Resolution festgelegt, welche Maßnahmen in den nächsten Wochen vo r e r s t  

durchzuführen sind. Der Beschluß des Zentralausschusses war trotz seiner Schwächen die Einleitung 

des ersten Schrittes zur Umstellung der Partei auf Betriebszellen. Es galt, zuerst in der Gesamtpartei 

eine breite Propagandakampagne und Diskussion zu eröffnen, um die Parteimitgliedschaft auf die 

Bedeutung der Betriebszellen hinzuweisen. Eine Opposition gegen die Schaffung der Betriebszellen 

zeigte sich nicht. Es wurde nicht gefordert, daß in erster Linie die Be t r i ebsze l l en  die Parteibe-

schlüsse auszuführen haben, in den Parteileitungen, örtlichen Delegiertenversammlungen und auf 

Konferenzen wurde den Zellen nicht der notwendige Einfluß gesichert, die Ausübung der Parteirechte 

geschah auch weiterhin nur in der Wohnbezirksorganisation, die Kassierung der Beiträge und der 

Zeitungsvertrieb blieb ebenfalls ausschließlich Aufgabe der territorialen Organisation. Weil diese 

letzten Konsequenzen der Umstellung noch nicht vollzogen werden konnten, verstand ein großer Teil 

der Genossen noch nicht, warum anstelle des Wortes Betriebsfraktion der Begriff Betriebszelle ein-

geführt werden sollte. Sie sahen noch nicht, daß die Umstellung auf Betriebszellen eine g r und le -

gende  Aende r ung  des Organisationsaufbaues und der Organisationsmethode bedeutet und nicht 

nur eine Verstärkung der Betriebsarbeit. 

Der Beschluß des Zentralausschusses hatte eine wesentliche Verstärkung der politischen Arbeit in 

den Betrieben zur Folge. Die Parteimitglieder in den wichtigsten Betrieben wurden zu regelmäßigen 

Zellenversammlungen zusammengenommen. Die systematische Beeinflussung der Belegschaften 

wurde durch Verbreitung der kommunistischen Presse im Betriebe und durch die Herausgabe beson-

derer Betriebswandzeitungen verstärkt. Auch in der Parteipresse fand die verstärkte politische Tätig-

keit in den Betrieben Ausdruck. In besonderen Rubriken wurden die Vorgänge in den Betrieben be-

sprochen. Die Betriebsberichterstattung wurde ausgebaut. Die Abonnentenzahl stieg. Mehr und mehr 

betrachteten die Arbeiter die kommunistische Presse als ihre Zeitung. Eine weitere Förderung der 

Betriebszellen hatte die Betriebsrätebewegung, insbesondere die Organisierung der Bezirksbetriebs-

rätekongresse zur Folge. 

Sys t em a t i s che  Werbea r be i t  mit Hilfe der Betriebszelle wurde zum erstenmal in der Werbe-

woche vom 23. bis 30. Juni durchgeführt. Es zeigte sich dabei, daß es in den Betrieben eher möglich 

ist, Arbeiter als Abonnenten zu gewinnen und zu behalten als im Wohngebiet, wo die tägliche Ver-

bindung untereinander fehlt. Diese Werbewoche war zugleich der erste größere Versuch, die Gesamt-

partei auf die systematische Durchführung e i ne r  bestimmten Aufgabe in einem bestimmten Zeit-

raum einzustellen, und die Tätigkeit der einzelnen Organe zu kontrollieren. Es zeigte sich dabei, daß 

die Zusammenfassung der einzelnen Ressorts durch die politische und organisatorische Leitung nicht 

genügend straff ist. Nur in wenigen Fällen gelang es, nicht nur alle Betriebszellen und Zehnergrup-

pen, sondern auch alle Fraktionen auf diese Arbeit einzustellen. Diese breiten Werbekampagnen im 

vorigen Jahr zeitigten zwei Illusionen. Erstens wurde die Gewinnung neuer Mitglieder als das ent-

scheidende für eine kommunistische Massenpartei angesehen und zweitens wurde die I l l u s i on  de r  

Lega l i t ä t  genährt. Die Vorbereitungen auf illegale Arbeit wurden von den Organisationen trotz 

aller Anweisungen als nebensächliche Arbeit betrachtet. 

Von besonderer Bedeutung für die Organisationsarbeit waren die Erfahrungen des Auguststreikes. Es 

zeigte sich, daß die Partei nicht genügend mit den Betrieben verbunden ist und deshalb nicht imstande 

war, breite Massen schnell zu mobilisieren. Die Parteileitungen fühlten sich nicht als Kampfleitun-

gen, sondern ließen sich trotz ihrer leitenden Funk-[193]tionen zu weniger wichtigen Versammlungs-

touren verleiten, so daß in verschiedenen Bezirken eine tatsächliche Kampfleitung zeitweise nicht 

existierte. Durch das Verbot öffentlicher Versammlungen und Demonstrationen war es in vielen Fäl-

len unmöglich, die Arbeiter im Wohngebiet zu erfassen. Es wurde deshalb mit Erfolg der Versuch 

gemacht, die Arbeiter in die Betriebe zu bekommen, um sie dort in Betriebsversammlungen zu 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 5 – 168 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 18.09.2023 

informieren und die Fortsetzung des Streikes durchzusetzen. Diese Erfahrung ist besonders wichtig, 

weil die deutschen Arbeiter entgegen der bisherigen Tradition veranlaßt werden müssen, bei Kämp-

fen betriebsweise zusammenzukommen. Indem der Auguststreik am schärfsten die Schwächen der 

Organisation aufzeigte, wurden die Parteileitungen gezwungen, die Organisationsarbeit mehr als bis-

her einzustellen auf die Vorbereitung politischer Kämpfe. Es sei daran erinnert, daß in verschiedenen 

Bezirken die Durchführung des Streikes von den Belegschaften lebenswichtiger Betriebe abhing, mit 

denen die Parteiorganisation bisher keine Verbindung hatte. Diese Mängel konnten nur bestehen, weil 

die Partei nach altem sozialdemokratischen Schema ihre Kräfte verzettelte und nicht planmäßig unter 

dem Gesichtswinkel der Durchführung wirtschaftlicher und politischer Aktionen die Parteikräfte zur 

Bearbeitung bestimmter Betriebe und Orte einsetzte. Mit Recht wurde auf der Organisationssekretär-

konferenz nach dem Auguststreik einmütig festgestellt: Der Hauptfehler liegt darin, daß unsere Zellen 

nicht funktionierten. 

Der nach dem Auguststreik tagende Zentralausschuß beschloß, zur systematischen Bearbeitung der 

Organisationserfahrungen eine Organ i s a t i onskom mi ss i on  einzusetzen. Die Kommission be-

schloß Richtlinien über Organisationsaufbau, Betriebszellen und Zehnergruppen. In den Richtlinien 

über Betriebszellen wurden die politischen Organisationserfahrungen ausgewertet und festgelegt, daß 

die Betriebszellen die Grundeinheit der Partei bilden müssen. Diese Richtlinien stellen insofern ein 

Kompromiß dar, als die Parteimitglieder nach wie vor ihre Parteirechte in der Wohnbezirksorganisa-

tion ausüben und die Beitragskassierung nur in Ausnahmefällen in den Betriebszellen zugelassen ist. 

Die weitergehendere Formulierung des Ortsbüros wurde von den leitenden Körperschaften abgelehnt. 

Ungeachtet dieser Schwächen haben diese Beschlüsse der Organisationskommission, wesentlich zur 

Systematisierung der Organisationsarbeit beigetragen und die Partei darauf hingewiesen, daß es nicht 

nur gilt, Mitglieder zu werben, sondern vor allem notwendig ist, die Or gan i s a t i on  kam pf fäh i g  

z u  ge s t a l t e n. Das Interesse der Parteifunktionäre für diese Organisationsfragen fand seinen Aus-

druck in der starken Nachfrage nach der Organisationsbroschüre, die in einer höheren Auflage abge-

setzt wurde als die politischen Broschüren. 

Die Umstellung der Organisation wurde wesentlich gefördert durch den „Pa r t e i a r be i t e r“, der auf 

Grund eines Beschlusses des Leipziger Parteitags seit April vierzehntägig erscheint. Indem der „PA“ 

zu allen Fragen der Organisationsarbeit Stellung nahm, und die Organisationserfahrungen ausge-

tauscht wurden, wurde er zum unentbehrlichen Hilfsmittel der Funktionäre. Das zeigte sich nicht nur 

in der zunehmenden Mitarbeit der Genossen im Reich, sondern auch in der steigenden Auflage, die 

sich innerhalb einiger Monate von 2300 auf 10.000 erhöhte. 

Die Mängel des Organisationsaufbaues traten in verschiedenen Bezirken besonders kraß in Erschei-

nung, indem der Bezirksleitung die notwendige direkte Verbindung mit den Parteiorganisationen 

fehlte. Faktisch standen manchmal die Unterbezirksleitungen über der Bezirksleitung. Die Bezirks-

leitung war infolge dieser Verhältnisse nicht in der Lage, die politische und organisatorische Arbeit 

im Bezirk zu leiten und zu kontrollieren. Sie war mehr oder weniger abhängig von der Unterbezirks-

leitung. Diese Mißstände zeigten sich in den Bezirken, wo die Ortsgruppen mit der Unterbezirkslei-

tung abrechneten. Um eine einheitliche politische und organisatorische Leitung im Bezirk zu ermög-

lichen, wurde deshalb auf Grund eines Be-[194]schlusses der Organisationskommission in allen Be-

zirken auf die direkte Abrechnung zwischen Ortsgruppen und Bezirksleitung hingewirkt. Auf diese 

Weise wurde den pa r t i ku l a r i s t i s chen  Tendenzen  ein Riegel vorgeschoben, ohne daß der Ein-

fluß der Funktionäre im Unterbezirk irgendwelche Schmälerung erfuhr. 

Wie in den Bezirken, so fehlte es auch in den Ortsgruppen an der notwendigen straffen Zusam-

m enf a ssung  de r  Mi t g l i ede r. Hier zeigten sich noch am stärksten die Ueberreste der sozialde-

mokratischen Tradition. Weder die Funktionärsitzungen, noch die Mitgliederversammlungen wurden 

in der Regel gründlich vorbereitet. Die Zusammensetzung der sogenannten Funktionärversammlun-

gen war sehr verschieden. Es wurde nicht genau kontrolliert, ob jeder geladene Funktionär vertreten 

war. In den größeren Orten war das Delegationssystem der Betriebs- und Straßenzellen für die örtli-

chen Delegiertenversammlungen nicht durchgeführt. Diese Mängel sind auch heute noch nicht annä-

hernd beseitigt. Die Funktionärversammlungen gleichen noch sehr oft allgemeinen Versammlungen. 
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Die s t r a f f e  Zusammenf a s sung  de r  Pa r t e i a r be i t  fehlt insbesondere im Verhältnis der Par-

teileitungen zu den Fraktionen. Der Ausbau der Gewerkschafts-, Betriebsräte-, Genossenschafts-, 

Mieterfraktionen usw., die Verstärkung der Arbeit auf diesem Gebiet hat zur Folge, daß die leitenden 

Parteiorgane sich infolge Ueberlastung nicht genügend um die Fraktionen kümmerten. Ein Nebenei-

nander der Arbeit war vielfach die Folge. Das muß anders werden. Ohne von der wichtigsten Auf-

gabe, der Umstellung auf Betriebszellen, abzulenken, ist es notwendig, die Arbeit der Fraktionen mit 

den jeweiligen Kampagnen und Aktionen der Partei zu koordinieren, und die Fraktionsarbeit zu kon-

trollieren. 

Die größten Mängel wies die Arbeit unter der Landbevölkerung auf. D i e  r o t en  Landsonn t age  

erfüllten in fast allen Fällen ihren Zweck nicht, weil sie politisch und organisatorisch ungenügend 

vorbereitet waren. Die hauptsächlichste Ursache dieser Tatsache war die Schwäche der Parteiorgani-

sationen, die alle Kräfte benötigten, um die Arbeiterschaft der wichtigsten Industrieorte politisch be-

einflussen und organisatorisch erfassen zu können. Im Interesse der Durchführung wirtschaftlicher 

und politischer Aktionen müssen die Organisationen künftig dazu übergehen, mehr Kräfte für die 

Landagitation einzusetzen. Die Lebensmittelversorgung während größerer Arbeiterkämpfe ist un-

möglich, wenn die Partei vorher versäumt hat, die Landarbeiter und Kleinbauern zu beeinflussen. In 

erster Linie ist die Durchführung der Landpropaganda eine organisatorische Frage. Es muß möglich 

sein, bestimmten Betriebszellen und Straßenzellen bestimmte Orte zur systematischen Bearbeitung 

zuzuteilen und diese Arbeit zu kontrollieren. Es kommt weiter in Betracht, daß ein groß Teil Partei-

genossen in Städten arbeiten und täglich nach Hause in ihren Landort fahren. Bisher erhielten diese 

Genossen fast nie Instruktionen und Material für ihre Arbeit auf dem Lande. Diese wichtige Aufgabe 

der Organisierung der Landagitation ist nur durchführbar, wenn es gelingt, alle Parteimitglieder zur 

Arbeit heranzuziehen. 

Die angeführten organisatorischen Mängel traten in schärfster Zuspitzung im Ok t obe r  und Novem-

ber v. J. zu Tage. Die bis Ende September gesteigerte politisch-organisatorische Arbeit wurde ruck-

artig abgebrochen. Der Parteiapparat wurde vorwiegend auf Spezialarbeiten eingestellt. Die Ressort-

arbeiten wurden in einer Weise gefördert, daß sie faktisch den Parteiapparat erdrücken. Die Betriebs-

zellenarbeit wurde ebenso vernachlässigt, wie die revolutionäre Betriebsrätebewegung. Der fieber-

hafte Ausbau des POD auf der Basis des Wohnbezirks hatte zur Folge, daß die politische Arbeit in 

den Betrieben unterschätzt wurde. Die Partei war nicht in der Lage, das Kräfteverhältnis auch nur 

einigermaßen richtig zu beurteilen. Das bedeutet nicht, daß man im Oktober nicht kämpfen konnte. 

Aber diese Tatsachen zeigen, wie grundfalsch das Abbremsen der Teilkämpfe war, denn im Prozeß 

der Steigerung dieser Kämpfe hätte die Partei zum großen Teil die genannten Schwächen überwun-

den, und wäre zur eisernen Kohorte geworden, die imstande ist, das Proletariat zum Siege zu führen. 

[195] Die Erfahrungen des Oktober haben der Partei mit genügender Deutlichkeit die Notwendigkeit 

der Betriebszellen als Grundeinheit der Partei klar gemacht. Es war deshalb möglich, nunmehr den 

weiteren Schritt in der Umstellung zu gehen und d i e  Ze l l en  t a t s äch l i ch  zur Gr und e i nh e i t  

de r  Pa r t e i  zu machen. Die von der Zentrale beschlossenen Richtlinien enthalten den Grundsatz, 

daß die durch Betriebszellen erfaßten Parteimitglieder der Parteiorganisation angehören, in deren Be-

reich der Betrieb liegt, in dem sie arbeiten. Alle Parteimitglieder werden außerdem nach ihrer Woh-

nung registriert. Den Betriebszellen wird der entscheidende Einfluß der Parteiorganisation gesichert. 

Die Kassierung der von Betriebszellen erfaßten Genossen geschieht durch die Betriebszellen. Die 

Durchführung dieser Richtlinien stieß infolge Arbeitslosigkeit, Säuberung der Betriebe usw. auf 

große Schwierigkeiten. Waren vor dem Oktober die subjektiven Hemmnisse der sozialdemokrati-

schen Tradition am stärksten, so waren es nach dem Oktober die objektiven Schwierigkeiten, welche 

die Durchführung der Umstellung wesentlich verlangsamten. 

Die Exekutive der Komintern nahm im Januar zu den Richtlinien der Zentrale der KPD Stellung und 

beschloß Betriebszellen-Richtlinien, die für alle Sektionen der Komintern gültig sind. Die deutsche 

Sektion wurde durch besonderen Beschluß verpflichtet, die Umstellung auf Betriebszellen in 2 Mo-

naten durchzuführen. 
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Nachdem  d i e  Pa r t e i  e s  i m  vor i gen  Jahr ve r s t anden  ha t, i h r e  Mi t g l i ede r zah l  we -

sen t l i ch  zu  e r höhe n, g i l t  e s, i n  den  f o l genden  Mona t en  d i e  Pa r t e i  du r chzuo r gan i -

s i e r e n, j ede s  Pa r t e i m i t g l i ed  zu r  Ar be i t  he r anzuz i ehe n, d i e  Um s t e l lung  au f  Be -

t r i e b sze l l en  du r chzu f üh r e n. In Verbindung mit den politischen Kämpfen des Vorjahres haben 

die Genossen mehr und mehr erkannt, daß die Organisationsarbeit nicht gleichzustellen ist mit Ver-

waltungsarbeit, sondern vor allem politische Arbeit ist. Die Partei wird erst dann eine wirkliche Ak-

tionspartei sein, wenn die Parteifunktionäre lernen, die Ak t ionen  de r  Ar be i t e r scha f t  r e ch t -

ze i t i g  n i ch t  nu r  po l i t i s c h, sonde r n  auch  o r gan i s a t o r i s ch  vor zu be re i t e n. Jedes Orts-

komitee, jedes Betriebszellenkomitee muß sich bewußt sein, daß die Vorbereitung und Führung aller 

proletarischen Kämpfe seine Aufgabe ist. 

Von diesen Gesichtspunkten aus muß die Partei in den nächsten Monaten ihre Tätigkeit konzentrieren 

auf die wichtigsten Aufgaben für die Vorbereitung der Kämpfe, das ist: 

1. Die Betriebszellen müssen tatsächlich die Grundeinheit der Partei werden. 

2. Die Betriebs- und Straßenzellen müssen jedes Parteimitglied zur Arbeit heranziehen, ihm Arbeit 

zuteilen und die Ausführung der Aufträge kontrollieren. 

Für die revolutionäre Partei des deutschen Proletariats sind die alten Organisationsformen überholt, 

sie zieht aus ihren eigenen Erfahrungen nunmehr auch die organisatorischen Lehren, die sich bereits 

in der russischen Revolution ergeben haben. Auf diesem Wege wird die Partei mehr und mehr von 

der Propaganda- zur Aktionspartei, die versteht, den Sieg der Arbeiterklasse zu organisieren. 

[196]1 

Berichtigung* 

In Nr. 2/3 der „Internationale“ muß es Seite 70, Zeile 24 von unten, statt „politische Kämpfe“ heißen: 

„pr o l e t a r i s ch e Kämpfe“ 

In Nr. 2/3 der Internationale heißt es: 

Seite 144, Zeile 9, irrtümlich: „2. Agitation und Propaganda“. Diese beiden Worte sind jedoch nicht 

Ueberschrift, sondern mit ihnen beginnt die zehnte Zeile. 

Seite 48, Zeile 22, statt „Internationale zu vereinen“ muß es heißen: „Internationale zu ve r ne i ne n. 

(Sinnstörender Druckfehler!) 

[201] 

  

 
1 Die Seiten 197 bis 200 fehlen. KWF 
* Die Druckfehler wurden beseitigt. KWF 
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Die Internationale  

Jahrgang 7 ⁕ Ausgegeben am 8. April 1924 ⁕ Heft 5 

Die Rolle der Gewerkschaften und die Offensive des Kapitals.  
Von A. K l e i n e. 

Es genügt in dem gegenwärtigen historischen Abschnitt nicht, den allgemeinen Verrat der Gewerk-

schaftsbürokratie gegenüber der Arbeiterklasse zu charakterisieren und zu brandmarken. Man muß 

die wirklich geschichtliche Rolle des ADGB viel sorgfältiger prüfen, um der Partei, wie auch den 

breiten Massen die marxistische Analyse der in den Gewerkschaften vor sich gehenden Umschich-

tungen und Umgruppierungen, wie auch die sich verändernde Rolle der Gewerkschaftsbürokratie in 

voller Klarheit darzustellen. 

Schon nach den letzten Wahlen zum sächsischen Landtag hatte der ADGB ganz unerwarteter Weise 

den sächsischen Gewerkschaften eine Rüge erteilt, weil sie sich in den Wahlen aktiv auf die Seite der 

SPD gestellt hatten. Es gab damals naive Genossen, die, mit dem Mikroskop in der Hand, hierin eine 

Linkswendung des ADGB suchten. In Wirklichkeit hatte dieser Schritt des ADGB eine sehr große 

politische Bedeutung. Zum ersten Male, nachdem der ADGB in der aufsteigenden Linie der deut-

schen revolutionären Bewegung in den Jahren 1919, 1920, auch 1921 eine aktive Politik getrieben 

hatte, die unter dem Vorwande, gegen die Reaktion zu kämpfen, jedesmal darauf abzielte, das Prole-

tariat zu entwaffnen (Kapp-Putsch, Bielefelder Abkommen usw.), gab er jetzt bei der Offensive des 

Kapitals den politischen Kampf mit einem Male preis. Das bedeutet, geschichtlich genommen, daß 

der ADGB, der sich aktiv an der Entwaffnung des Proletariats beteiligt hatte, nun aber das schon 

entwaffnete Proletariat durch Ablehnung jeder Verteidigung dem Feinde auslieferte. Die Kämpfe 

zwischen Kapital und Arbeit mußten bei dem Zerfall Deutschlands sehr scharf werden, und der 

ADGB wollte in diesen Kämpfen von vornherein seine „Neutralität“ erklären. Diese Ablehnung der 

Politik war eine schlaue, gut durchdachte taktische Linie: weit vom Schuß der Auseinandersetzungen 

in der Sozialdemokratischen Partei zu bleiben, den Kampf des Proletariats mit dem Millionengewicht 

des ADGB nicht zu unterstützen und im Falle neuer Erfolge des Proletariats wieder als Vermittler 

mit dem Bürgertum aufzutreten und die Interessen des Proletariats preiszugeben. Diese Taktik ent-

sprach voll und ganz der Politik des ADGB während des Krieges, der Burgfriedens- und Arbeitsge-

meinschaftspolitik und stellte nichts neues dar. Neu war nur die Tatsache, daß der ADGB schwere 

Kämpfe erwartete und bei der Schwäche des Proletariats sich in diesen schweren Auseinandersetzun-

gen schon von vornherein die Hände rein wusch. Die Preisgabe der politischen Interessen durch den 

ADGB war im Laude [202] der letzten Jahre verbunden mit einer reformistischen Tätigkeit. Für einen 

Topf Linsen kaufte der ADGB bei den proletarischen Massen die Erstgeburt der politischen Macht-

position. Der ADGB versuchte, jede wirtschaftliche Schwierigkeit in Sowjetrußland hervorzuheben 

und herauszuschälen. Tagtäglich ging in seiner ganzen Presse eine Linie durch: „Die Arbeiter in 

Deutschland haben keine Macht, sie haben aber Positionen, sie haben einen schändlichen Frieden, 

haben aber Frieden und nicht Krieg, haben die Herrschaft des Kapitals, haben aber keinen schweren, 

die Wirtschaft zerrüttenden Bürgerkrieg.“ Das war noch die Blütezeit des Reformismus, der zwar in 

jedem Kampfe im konterrevolutionären Lager steht, aber die Massen zu kaufen, zu bestechen, halb-

wegs zu befriedigen sucht. Diese reformistische Rolle des ADGB ist vollkommen beendet. Die re-

formistische Rolle des ADGB muß preisgegeben werden, weil die geschichtliche Entwicklung die 

Sozialdemokratie hart vor die Frage stellt, entweder die Bourgeoisie durch Feuer und Schwert, durch 

nachte oder halbnachte, ganz brutale oder halbbrutale Diktatur gegenüber der steigenden revolutio-

nären Welle zu retten, oder eine neue revolutionäre Welle in Kauf zu nehmen, die die bürgerliche 

Gesellschaft, Privateigentum und Kapitalsherrschaft in Gefahr bringen wird. Die SPD hat keine Mi-

nute geschwankt. Im Gegenteil, sie hat sich zur Vorhut des Kampfes gemacht. Die Ebert, Sollmann, 

Severing, Scheidemann, sie haben den ganzen Kriegsplan gegen das Proletariat geliefert, sie haben, 

alle Schatten der ruhmvollen Vergangenheit prostituierend, den Plan auch durchgeführt. Welche bür-

gerliche Partei, welcher Stinnes konnte der breiten Arbeiteröffentlichkeit erklären, der Kampf werde 

gegen Bayern geführt, um in derselben Zeit aber Sachsen und Thüringen zu erdrosseln, ohne sofort 

als Betrüger bloßgestellt zu werden? Das konnte nur die SPD. Wer konnte in Preußen die Bewaffnung 
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der Arbeiterschaft verhindern, den Anschein des Kampfes gegen die Faschisten wahren, um alle 

wichtigen Punkte der Reichswehr auszuliefern? Das konnte nur die SPD. Sie hat durch diese Macht-

übergabe an die Bourgeoisie nur politisch den wirtschaftlichen Prozeß vollendet, welcher in Deutsch-

land systematisch vor sich ging, ohne von den breitesten Massen klar bemerkt zu werden. Dieser 

Prozeß war, kurz und klar genannt, die Uebergabe aller finanziellen und sonstigen Mittel in die Hände 

der Schwerindustrie auf Kosten der breitesten Massen. Die großen Kreditanleihen, die Entwertung 

des Geldes, die inneren Anleihen, den Ruhrkrieg zu führen, alles das bedeutete, die Mittel des Volkes 

der Schwerindustrie zu übergeben. Die ganze Entwicklung der Nachkriegsperiode war die alte Burg-

friedensmethode während des Krieges und die alte wirtschaftliche Kriegsmethode. Die SPD sprach 

von Erfüllung, von Opfern der Schwerindustrie, gab aber tagtäglich durch ihre Reparations-Politik 

und Steuerpolitik der Schwerindustrie die Macht in die Hände. Frankreich drohte. Das Proletariat war 

durch die SPD als politisch und wirtschaftlich minderwertig erklärt. Das Vaterland mußte durch die 

Schwerindustrie und die Konzerne gerettet werden. Diesen muß man die wirtschaftliche Kraft des 

Volkes übermitteln und später schon die politische Uebergabe der Macht vollenden. Gekettet mit 

Schwerindustrie, Faschismus und allen Formen der Konterrevolution, gemeinsam in dem Ordnungs-

block der bürgerlichen Gesellschaft, muß die SPD zur schlauesten, gefährlichsten, bedrohlichsten 

Vorhut dieses Ordnungsblockes werden. 

Nach der Oktoberniederlage mußte die veränderte Rolle der SPD unvermeidlich die Rolle des ADGB 

verändern. Wenn es früher hieß: Reformen und Ordnung, muß es jetzt heißen: Preisgabe aller Erobe-

rungen und Ordnung. Früher hieß es: für Preisgabe der Revolution Brot und Ruhe, jetzt heißt es: 

Preisgabe aller wirtschaftlichen Eroberungen und vollständigste Unterwerfung unter den Willen der 

herrschenden Klasse. Der ADGB, der sich noch vor der Oktoberniederlage manchmal einzelnen 

Streiks anschließen mußte, auch gegen die Anhänger der Preisgabe des Achtstundentages auftrat, gab 

diese Politik völlig auf. Er hat die sogenannte Kräfteveränderung ausgenutzt, um jeden Kampf auf-

zugeben, den Achtstundentag [203] tatsächlich zu verraten, die Millionen Erwerbsloser dem Tode zu 

opfern, das Proletariat wirtschaftlich zu vernichten. Selbst die Organisation ist für den ADGB nicht 

wesentlich. Der Rückgang im letzten Jahre von ungefähr 7 Millionen bis auf gut gerechnet 3½ Mil-

lionen charakterisiert die Lage. Die Arbeiter spüren den konterrevolutionären Charakter des ADGB 

und haben verstanden, daß er nichts zur Besserung der Lage der breitesten Massen tun wird. Aber 

gerade diese Schwierigkeiten und die krasse Verengerung seiner Basis zwingen ihn, sich auf eine 

schmale Arbeiteraristokratie stützend, die Widersprüche im Proletariat aufs äußerste zu schüren. Teile 

und herrsche und spalte und herrsche, das wird die organisatorische Linie des ADGB, eng verbunden 

mit seiner politischen und wirtschaftlichen Rolle in den letzten Monaten. Der ADGB ist von einer 

reformistischen Gewerkschaft zu einer Organisation der Offensive des Kapitals geworden. Er ist eine 

gelbe Gewerkschaft, welche alle ihre Verdienste in der Vergangenheit auf dem Boden der Organisa-

tion zum Schutze der unmittelbaren Interessen des Proletariats ausnützt, um zu versuchen, ehrlich für 

die Revolution gestimmte Arbeiter zu einfachen Streikbrechern zu machen, um gegen jede Streikbe-

wegung, gegen jede Massenbewegung zu kämpfen. Der Kampf gegen die KPD, die sich überstürzen-

den Reverse, nur auf die Spaltung berechnet, die rein faschistisch-diktatorische Aufziehung der all-

gemeinen Versammlungen und kleinen Gruppen in Anwesenheit eines Vertreters des ADGB, das 

Nichtunterwerfen des ADGB den wirklichen Beschlüssen der großen Mehrheit charakterisiert die 

Lage. Der ADGB verliert die Hoffnung, eine Massenorganisation zu bleiben, die Massen zu leiten, 

die Streikwelle durch Befehle zu beherrschen, und um das alles zu verhindern, gibt er die Arbeiter-

demokratie preis und benutzt alle Mittel der Unterdrückung und des Betrugs. Die Demokratie des 

ADGB charakterisiert am besten die ganze demokratische Ueberzeugung und Ehrlichkeit der Herren 

der 2. Internationale. Der Spaltungs- und Zermürbungsprozeß und die Tendenz, aristokratische Teile 

des Proletariats und die Bürokratie gegen die erschöpften, empörten und hungernden Massen 

Deutschlands auszunützen, ist von allen Funktionären und Mitgliedern der KPD instinktiv richtig 

verstanden worden. Falsch und verhängnisvoll ist aber, wie einzelne Genossen und Gruppen in unse-

rer Partei auf diese richtig verstandene, veränderte Rolle des ADGB als ausgesprochenen Klassen-

feind des Proletariats reagieren. Unsere Genossen haben verlernt, daß man gelbe Organisationen nicht 

beschimpft, sondern die Massen ihrem Einfluß entreißt, die Spitzen bekämpft, die Verräter 
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brandmarkt, die ehrlichen Proleten für die Revolution rettet. Je schändlicher und verhängnisvoller die 

Rolle des ADGB wird, um so verbrecherischer ist die Neigung, die Arbeiter dort sich selbst zu über-

lassen, kleine selbständige Verbände zu organisieren, und die Provotationen des ADGB, seine Taktik 

zur Zerschlagung der Arbeiterbewegung aufzunehmen. 

Wie muß der Kampf durchgeführt werden? Es ist ganz falsch, sich vorzustellen, daß der ADGB dank 

seiner neuen Politik als großer Faktor im Kampfe gegen das revolutionäre Proletariat ausscheidet und 

daß die Millionen Unorganisierter in der nahen Zukunft eine starke, zusammengefaßte, hinter uns 

stehende Organisation bilden werden. Der ADGB ist eine Organisation mit sehr großer Tradition. 

Sein Einfluß bleibt noch heute viel breiter als die durch ihn zusammengefaßten 2½ bis 3 ½ Millionen. 

Er hat mit Unterstützung der deutschen Bourgeoisie, die im Falle der Ausbildung von großen Ver-

bänden durch unwesentliche Konzessionen ihm gegenüber anderen Organisationen den Rücken stär-

ken wird, Stabilisierungsmöglichkeiten. Die kleinen völkischen Verbändlein, welche sich unter ver-

schiedenen Namen im Scheinkampfe mit Scheinparolen gegen den ADGB ausbilden, unterstützen 

dieselbe Politik der Spaltung und der Preisgabe der Interessen des Proletariats. Arbeitsgemeinschaft 

und Volksgemeinschaft sind der gleiche Verrat und dasselbe Verbrechen gegen die proletarischen 

Interessen in der gegenwärtigen Situation. Faßt man die Unorganisierten heute in [204] schon fertigen 

Verbänden, die aber noch schwach sind und keinen wirtschaftlichen Kampf führen können, zusam-

men, so schließt man die Möglichkeit aus, den Unorganisierten einen Beweis des Kampfwillens und 

der Kampffähigkeit zu geben. Die Unorganisierten sind schwer enttäuscht. Die Oktoberniederlage 

des Proletariats, die brutale Herrschaft der Schwerindustrie, verlorene Positionen, die schwere wirt-

schaftliche Lage, der Hunger und das Elend der Arbeiterfamilien, alles das wirkt sich aus, und mit 

den bescheidenen Möglichkeiten der neuen Organisationen, die durch die Bourgeoisie nicht finanziell 

unterstützt werden wie die Völkischen oder ideell wie der ADGB, sondern im schwersten Kampfe 

gegen die gesamte Bourgeoisie und ihren Staat stehen, werden die revolutionären Verbände nicht 

bald beweisen können, was sie zum Schutze der Arbeiterinteressen bedeuten können. Von einer Ge-

werkschaft aber erwartet man Besserung der Lage. Ist diese Möglichkeit nicht gegeben, wird die Lage 

der neuen Gewerkschaften verhängnisvoll. Natürlich können sich kommunistische Arbeiter nicht 

über die Weltgeschichte beschweren, die Spaltungen des ADGB schlucken und seiner Henkerarbeit 

passiv zusehen. Man muß aber ganz zähe und systematisch die Unorganisierten durch die Betriebsräte 

zusammenfassen, die Organisierten im Kampfe gegen die Gewerkschaftsbürokratie führen und jeden 

Schritt, der zu neuen Organisationen führt, zehnmal prüfen und abwägen, ihn nicht im leeren Raum, 

nicht mit kleinen Gruppen und Grüppchen durchführen, sondern ihn in den Betrieben aufrollen, die 

Arbeiter in den Betrieben zusammenfassen, die Gewerkschaftsbürokratie, wenn es noch irgendwie 

geht, innerhalb der Gewerkschaften isolieren oder außerhalb durch Zusammenfassung der Mehrheit 

der Arbeiter. Der sich vorbereitende Mai-Kongreß der Arbeiter, der Organisierten und Unorganisier-

ten, muß nicht nur zu einer allgemeinen propagandistischen Konferenz mit den üblichen Mängeln 

werden, er muß durch die Massen von unten vorbereitet, alle Arbeiter in jedem Betrieb, alle Betriebs-

räte müssen zusammengefaßt, der Kongreß muß politisch besprochen, Anträge der Betriebe zum 

Kongreß müssen gestellt werden. Jeder Antrag muß einen ernsten Willen der Betriebe und Orte dar-

stellen. Die Arbeiterschaft muß die Spaltung der Gewerkschaftsbürokratie mit dem Alarmruf zur Or-

ganisation beantworten. 40 Jahre Organisation und Arbeiterkampf stehen auf dem Spiel. Mit neuen 

Kräften müssen sich die Arbeiter aufraffen, um sich wieder einmal auf revolutionärer Grundlage des 

nicht preisgegebenen Klassenkampfes zusammenzufinden. Nicht bluffen und sich nicht betäuben 

durch Phrasen über herrliche Stimmungen, sondern die Vertreter müssen kommen mit soliden Zahlen 

und Angaben über Beschlüsse und ernste Austragung der schwerwiegenden Gewerkschaftsfragen. 

Auf die Tagesordnung müssen konkrete politische und organisatorische Fragen gestellt werden. Die 

Arbeiterschaft muß ihre Geschichte selbst in die Hand nehmen, wenn sie nicht durch den ADGB und 

die Völkischen zertrümmert und vernichtet werden will. Die Gewerkschaftsfrage ist die wichtigste 

politische Frage in der gegenwärtigen Situation. Hier spiegeln sich am besten die neue Rolle der SPD 

und die angestrengten Versuche der Völkischen ab, die Arbeiterbewegung lahmzulegen, und die für 

die Bourgeoisie wieder eine neue lange Epoche der Ausbeutung, Vernichtung und Zertrümmerung der 

Unterdrückten der ganzen Welt eröffnet. Die KPD hat als größte Pflicht ihre ganze Aufmerksamkeit, 
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Kraft und ihre Propagandamöglichkeiten diesem Kampfe zur Verfügung zu stellen. Weder die 

Reichstagswahlen, noch andere internationalen Ereignisse können verglichen werden mit dem poli-

tischen Ernst der Gewerkschaftsspaltung und der Zertrümmerung der Gewerkschaften. Die internati-

onale Auswirkung dieser Vernichtung der Gewerkschaften in Deutschland kann sehr weittragend 

sein. Die KPD ist die einzige Kraft, die jetzt die Sammlung der proletarischen Kräfte und ihre Durch-

organisierung durchführen kann. Und weil sie die Verantwortung für die Vorbereitung der revoluti-

onären Kämpfe des Proletariats trägt, muß sie verstehen, auch in den eigenen Reihen Widerstand zu 

leisten, wenn die Wut und Empörung [205] auch in unseren Funktionärkreisen schon über den Ver-

stand geht. Die Partei einen Schritt vor den Massen, das bedeutet vor allem, vollstes Verständnis der 

Psychologie der Massen haben, in alle ihre Stimmungen, Abneigungen und Schwankungen Verstand, 

Klarheit und Organisation hineintragen. Der beginnende Spaltungsprozeß muß aufmerksamst von 

unseren Genossen geprüft werden, überall nicht überspitzt, sich nicht auf Provotationen einlassen, 

die Möglichkeiten ausrechnen, Zeit gewinnen und hauptsächlich alle Fragen der breiten Massen sich 

zu eigen machen und zusammen mit den Massen diesen Kampf durchfechten, eigene Verbändchen 

und Zunftverbände, durch uns aufgenommene Spaltungen, in schmalen Kreisen gefaßte Entschlie-

ßungen, sind ein Verbrechen gegenüber der Arbeiterschaft. Das bedeutet die Arbeit des ADGB und 

der Völkischen zu machen. Wie radikal oder links sich auch ein Kommunist bei dieser Arbeit drapie-

ren sollte, er muß entlarvt und als ein Konterrevolutionär betrachtet werden. 

* 

Zur gegenwärtigen Tage des Gewerkschaftsproblems.  
Von J u l i u s  H o r t e n. 

Schon im Oktober 1919, auf der Heidelberger Tagung, haben die deutschen Kommunisten einen 

Strich zwischen Kommunismus und Anarchosyndikalismus, der gleichzeitig mit den Gewerkschaften 

auch die Pa r t e i  zerstören wollte, gezogen. Formell war schon früher eine Trennung vollzogen zwi-

schen Kommunismus und Zentrismus, der die revolutionäre Partei entmannen sollte, indem er von 

ihr forderte, daß sie der „Einheit“ der Gewerkschaftsbewegung wegen auf die revolutionierende und 

revolutionäre Arbeit in den Gewerkschaften verzichtet. Und trotz dieser beiden politischen Scheidun-

gen blieb es immer wieder für die Partei eine Notwendigkeit, eine Selbstverständigung und eine Klä-

rung in der Gewerkschaftsfrage herbeizuführen, eine Scheidung nach rechts und links zu diesem 

Zwecke in ihren Reihen durchzuführen. 

Das Bedürfnis danach ist in den Reihen der Partei mit einer besonderen Kraft nach der sogenannten 

Oktoberkrise entstanden. Keineswegs ein rein theoretisches, sondern auch ein direkt p r ak t i s ches  

Bedürfnis. 

Die Oktoberkrise hat der Partei bewiesen, daß wir auf dem alten Wege, mit den früheren taktischen 

Methoden unserem Ziele, der Eroberung der ganzen Macht für das Proletariat, und dessen notwendi-

ger Voraussetzung, der Gewinnung der Mehrheit der Arbeiterklasse für unsere Ideen, nicht näherrü-

cken – und jedenfalls nicht schnell genug näherrücken – können. Im Zusammenhang damit mußte 

natürlich die Frage aufgeworfen werden, ob und in welchem Maße wir mit den alten Methoden un-

serer Gewerkschaftstaktik vorwärts kommen werden. 

Die Weimarer Konferenz, deren Zeitpunkt selbst zwischen die beiden Perioden – die alte und die neue, 

die der Linksschwenkung der Partei – fiel, stellte einen Versuch dar, aus der in den Jahren 1920- 1923 

platzgegriffenen Auflösung der freigewerkschaftlichen Bewegung, aus ihrer politischen und organisa-

torischen Zersetzung, politische und organisatorische Schlüsse zu ziehen. Wir wollen nicht behaupten, 

daß Weimar diese Aufgabe befriedigend gelöst habe. Die Weimarer Konferenz hat eine richtige 

Kampflinie vorgezeichnet – sowohl in bezug auf die nächsten Aufgaben der Gewerkschaften im wirt-

schaftlichen Kampfe wie in Bezug auf die notwendige organisatorische Umgestaltung der Gewerk-

schaftsverbände. Aber die Kernfrage [206] blieb und ist geblieben: wie bringt man das richtige Pro-

gramm i n  E r f ü l l un g? Die Weimarer Konferenz hat ins Zentrum gestellt die Notwendigkeit der 

Einberufung e i ne s  auße r o r den t l i chen  Gewer kscha f t s kong res se s; dieser sollte als retten-

der deus ex machina die notwendige politische und organisatorische Umstellung der reformistischen 
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Gewerkschaften in Organe des revolutionären Klassenkampfes vollziehen. Aber es war auch für die 

führenden Genossen der Weimarer Konferenz klar, daß die Gewerkschaftsspitzen nie in der Welt von 

sich heraus einen solchen Kongreß abhalten lassen werden. Also mußte entweder eine ausgespro-

chene Mehrheit der Gewerkschaftsmitgliedschaft um das Weimarer Programm gesammelt und mobil 

gemacht werden, um die Leitung den Gewerkschaftsreformisten in einzelnen Verbänden zu entrei-

ßen, oder mußte eine – wenn auch nicht anerkannte – Mehrheit den außerordentlichen Gewerkschafts-

kongreß ohne und gegen die Gewerkschaften abhalten lassen. Das letztere würde eine mechanische 

Spaltung hervorrufen – darüber konnte man sich keineswegs täuschen. Das wollten die Kommunisten 

unter keinen Umständen. Das erstere ließ aber vor uns die alte Aufgabe in ihrer ganzen Größe stehen; 

nur sollte von nun ab die Mehrheit der Gewerkschaftsmitgliedschaft nicht bloß auf dem Wege der 

Fraktionsarbeit innerhalb einzelner Gewerkschaften, sondern auch der Bearbeitung einzelner territo-

rialer Gewerkschaftsverbände gewonnen werden – was die Gefahr der Spaltung nur steigern mußte. 

Die Januar-Tagung der Exekutive der Kommunistischen Internationale, die auf dem Gewerkschafts-

gebiet auch die Lehren aus der Weimarer Konferenz und den ersten Wochen zu ziehen hatte, hat 

erklärt, daß die Gewerkschaften „auf diesem Wege nicht gerettet werden können“, daß zu dem Ziele 

„der Rettung der Gewerkschaften“ ihre gründliche Umwandlung durch die Betriebsräte mit dem Ziele 

der Industrieorganisation und der Ablösung des Reformismus durch einen revolutionären Inhalt ihrer 

Tätigkeit notwendig sei. 

Diese unklare und unpräzise Kritik der „Weimarer Linie“, die die Partei in den Monaten November-

Januar 1924 eingeschlagen hat – unklar und unpräzis, weil das, was die Moskauer Entschließung 

kritisierte, im Weimarer Programm selbst enthalten und ausgesprochen war – war dennoch nur ein 

Ausdruck jener Unzu f r i edenhe i t  und jenes Mi ßbehagen s, das b re i t e  Kre i se  de r  Partei-

mitgliedschaft zu jener Zeit beherrschte.  

Diese Unzufriedenheit und dieses Mißbehagen waren ihrerseits auf die Tatsache zurückzuführen, daß 

wir nach den acht Monaten des Ruhrkrieges, nach der Oktoberkrise, nach den Verrätereien der Ge-

werkschaftsbürokratie in den nächstfolgenden Monaten vor einem Tr üm m er hau fen  der Gewerk-

schaften standen, in denen zwar die alten Arbeitermassen fehlten, weil ein Teil von ihnen aus den 

Gewerkschaften herausgelaufen war und unorganisiert blieben, ein anderer Teil sich allerlei neue 

Sonderorganisationen geschaffen hatte oder zu schaffen suchte, in denen aber die alte reformistische, 

verräterische Gewerkschaftsbürokratie sich um so mächtiger verschanzte, um aus ihnen ganz sichere 

Werkzeuge der sozialdemokratischen Politik der Unterstützung des Stinnesschen Wiederaufbaus 

Deutschlands (nach dem bekannten Programm vom 8. Oktober 1922) zu machen. 

Gestellt vor eine neue, für die Arbeiterklasse besonders katastrophale Situation, empfand die Masse 

der Parteimitgliedschaft, wenn auch zum Teil in unklarer Form, in instinktiver Weise, daß der neuen 

Taktik der reformistischen Gewerkschaftsbürokratie – um so aggressiver gegenüber der kommunis-

tischen und oppositionellen Mitgliedschaft, je willfähriger sie war gegenüber dem Kapital! – eine 

ak t i ve r e  Linie, eine ge s t e i ge r t e  Tätigkeit, eine um so ausgesp r ochene r e  r evo l u t i onä r e  

Taktik in unserer Gewerkschaftsarbeit entgegengestellt werden muß. Diesem Bedürfnis trug die Mos-

kauer Resolution Rechnung. Im ersten Teil hob sie allerdings mit ganzer Schärfe hervor, daß die 

Kommunisten in Deutschland nach wie vor mit aller Entschlossenheit gegen die Losung des Austritts 

aus den Gewerkschaften kämpfen, daß sie überall bleiben und arbeiten, [207] wo proletarische Mas-

sen sich befinden daß sie jetzt mit noch größerer Energie die Fraktionsarbeit in den Gewerkschaften 

fortsetzen müssen, daß sie wie bisher mit aller Kraft den Kampf gegen die Spaltungspolitik der Sozi-

aldemokraten führen müssen, weil die Wahrung der Einheit der Gewerkschaftsbewegung in der Pe-

riode der Kapitalsoffensive besonders wichtig ist. In den weiteren Absätzen ist aber von der kommu-

nistischen und revolutionären Gewerkschaftsopposition die Aufgabe gestellt, die aus den Gewerk-

schaften Ausgeschlossenen sowie die nichtorganisierten Schichten der Arbeiterklasse, die den Ge-

werkschaften nicht angehören, zusammenzufassen und zu organisieren, gleichzeitig auch allerlei Ar-

beitermassenorganisationen im Kampfe gegen die Reformisten zu unterstützen. 
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Indem die Revolution der Exekutive auf diese Weise die schwierigen und mannigfaltigen Ausgaben 

der Kommunisten auf dem Gebiet der Gewerkschaftsbewegung vor der Partei gestellt hat, hat sie, 

wie gesagt, dem Bedürfnis Rechnung getragen, das in den breiten Kreisen der Parteimitgliedschaft 

empfunden wurde, nach einer aktiveren und energischeren Betreibung unserer Revolutionierungsar-

beit auf diesem Gebiet, der Ueberwindung des Einflusses der Reformisten auf die Arbeitermassen. 

Aber es hat sich sofort in der Praxis ergeben, daß die praktischen Winke, die die Moskauer Resolution 

uns gegeben hat, nicht genug klar herausgeschält wurden, daß sie dadurch eine gewisse Verwirrung 

in die Reihen der Parteimitgliedschaft hineingetragen hat. Es bedurfte – und bedarf noch immer – 

einer großen inneren Klärungsarbeit in der Partei selbst, um eine klare Handlungslinie in der Gewerk-

schaftsfrage herauszuarbeiten. Die Gewerkschaftsdebatte, die innerhalb der Organisation und in der 

Parteipresse eingesetzt hat, hat schon sehr viel zu dieser Klärung beigetragen. In einer ganzen Reihe 

von ausschlaggebenden Punkten, sowohl prinzipiellen wie praktischen Fragen, ist schon eine Eini-

gung erzielt worden, und man darf annehmen, daß die breitesten Parteikreise der so geklärten Linie 

einig und in straffer Disziplin folgen werden. Mögen unsere Gegner tagtäglich ihren blinden Anhä-

ngern vorzugaukeln suchen, daß die deutschen Kommunisten „auf Befehl Moskaus“ die Gewerk-

schaften spalten wollen; mögen sie ihnen die Märchen erzählen, daß nach der Ueberwindung der 

„vernünftigen“ rechten Gewerkschaftsführer durch die „linken Radaubrüder“ die deutschen Kommu-

nisten die Absicht haben, ihre eigenen kommunistischen Gewerkschaften zu gründen. Jeder revolu-

tionäre Arbeiter, der sich ernst bemüht, in das schwierige Problem der Gewerkschaftsbewegung – die 

Hindernis oder Werkzeug der Revolution sein können – einzudringen, wird aus der im Gange befind-

lichen Gewerkschaftsdebatte ersehen, daß die Deutsche Kommunistische Partei nach wie vor die 

prinzipielle Linie, die auf den Kongressen der kommunistischen und der Roten Gewerkschafts-Inter-

nationale ausgearbeitet worden ist – „heran an die Massen, Eroberung der in den Gewerkschaftsor-

ganisationen zusammengefaßten Arbeitermassen, Isolierung dieser Massen von den reformistischen, 

verräterischen Führern, Gewinnung derselben für die revolutionäre Gewerkschafts- und Arbeiterpo-

litik“ nach wie vor zu führen entschlossen ist. Ja, sie ist entschlossen, diese Linie mit um so größerer 

Energie zu führen, je größer die Hindernisse sind, die sich ihr in den Weg stellen. 

Aber gleichzeitig ist die Partei entschlossen – und das ist für sie ein dringendes Gebot des Lebens –, 

aus der neuen Situation in der Arbeiterbewegung Schlüsse für ihre Strategie zu ziehen. Sie muß mit 

der Tatsache rechnen, daß die Gewerkschaften nach den Ereignissen der letzten Jahre und Monate 

kaum die Hälfte der Massen umfassen, die sich in ihrer Organisation zur Zeit der revolutionären 

Hochflut befanden, daß die aus den Gewerkschaften herausgelaufenen Massen ein Beuteobjekt für 

die Marodeure der Gegenrevolution, für die völkisch-faschistischen Söldlinge des Kapitals darstellen; 

sie muß des weiteren mit der Tatsache rechnen, daß die freigewerkschaftlichen Gewerkschaftsspitzen 

mit allen Mitteln die revolutionäre Gewerkschaftsopposition aus den Gewerkschaften ausstoßen wol-

len, weil diese Opposition für sie in der gegenwärtigen Periode ein besonders unbequemes [208] 

Hindernis zur Durchführung ihrer Stinnes-Politik ist. Aus der ersten Tatsache ergibt sich die Notwen-

digkeit, einen großen Teil der Kräfte der Partei de r  Or gan i s i e r ung  de r  Unor gan i s i e r t en  zu-

zuwenden, ihrer Zusammenfassung, damit sie zu wirtschaftlichen Kämpfen mobil gemacht werden 

können, ihrer Gewinnung für die Ideen des revolutionären Klassenkampfes, damit sie nicht zum „Or-

ganisationsvieh“ der Völkischen gemacht werden wie die Reformisten aus ihnen früher ihr eigenes 

„Organisationsvieh“ zu machen versucht haben. Aus der zweiten Tatsache – aus der Tatsache der 

gesteigerten Offensive der reformistischen Gewerkschaftsbürokratie gegen die revolutionäre Ge-

werkschaftsopposition – ergibt sich die Notwendigkeit, unsere Arbeit in den Gewerkschaften selbst 

mit viel mehr Entschlossenheit, mit viel mehr revolutionärer Kraft und Schwung zu führen, als es bis 

jetzt getan wurde. Der Kampf um die Gewerkschaften, d. h. um die Organisationen der Millionen 

deutscher Arbeiter, die ihnen die Leipart, Graßmann, Dißmann usw. stehlen wollen, muß mit solcher 

Wucht geführt werden, daß alle jene Millionen Arbeiter, die sich hier für die Gewerkschaften inte-

ressiert haben, in diesen Kampf hineingezogen werden. Das kann selbstverständlich nur unter der 

Voraussetzung geschehen, daß die Kommunisten den Kampf nicht auf die Spitzen und nicht einmal 

auf die breiten Funktionärkreise beschränken, sondern, daß das zur Tat gemacht wird, was seit vielen 

Jahren gepredigt wurde: daß unsere gewerkschaftliche Arbeit i n  den  M a s s e n  s e l b s t, in den 
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Be t r i ebs rä t en  fest verankert wird – ohne Rücksicht darauf zu nehmen, ob diese Betriebsräte die 

Gewerkschaften „hinter sich“ haben, ob sie nach einer andern schönen Terminologie „gewerkschafts-

treu“ sind. Nicht die Betriebsräte müssen die Gewerkschaften „hinter sich“ haben, sondern die Be -

l egscha f t en  de r  Be t r i ebe  müssen hinter den Betriebsräten stehen; sie müssen in den gewerk-

schaftlichen Kampf als ihren ureigensten Kampf hineingezogen werden. Und gleichzeitig müssen die 

Betriebsräte zu den Pfeilern der Gewerkschaftsorganisation gemacht werden, die sich auf ihnen auf-

bauen muß, woraus es sich schon ergeben wird, daß die revolutionären Betriebsräte und die revoluti-

onären Gewerkschaftsorganisationen Hand in Hand arbeiten, sich einander stützen und hintereinan-

der stehen. 

Daß eine derartige Umgestaltung der Gewerkschaftsbewegung nicht ganz im Rahmen der alten freien 

Gewerkschaften vollzogen werden kann –, das mag sein; das wird sich praktisch aus der Entwicklung 

der Dinge von selbst ergeben. Kommt eine revolutionäre Flut in der nächsten Zeit, dann können und 

müssen wir im Sturmschritt die Gewerkschaften erobern; steht sie im Gegenteil nur in einer etwas 

entfernteren Zukunft bevor, dann ist es nicht ausgeschlossen, daß es den reformistischen Knechten 

Stinnes gelingen kann, die Kommunisten und die revolutionäre Gewerkschaftsopposition aus den 

Gewerkschaften herauszustoßen, um sich zu dem vom kapitalistischen Staat einzig anerkannten und 

von dem stinnesierten Kapital mit allen Kräften unterstützten Instrument der Sabotage des Klassen-

kampfes zu machen. Die Einheit der Gewerkschaftsbewegung ist für uns ein hohes Gut; der Klassen-

kampf ist für uns das H öchs t e. Denn ohne Klassenkampf steht jedes soziale Leben still; ohne Klas-

senkampf ist die Arbeiterklasse zu einem Schicksal verurteilt, das sogar tiefer als das Schicksal der 

antiken Heloten und Sklaven stehen würde. Daraus ergibt sich auch für uns die Notwendigkeit, im 

Werk der Sammlung, Zusammenfassung und Mobilmachung der revolutionären Gewerkschaftsop-

position, das die Weimarer Konferenz eingeleitet hat, weiter fortzufahren – trotz aller Drohungen der 

Gewerkschaftsspitzen. De r  Kon gr eß  de r  r evo l u t i onä r en  Gewer kscha f t e r  und  Be -

t r i ebs r ä t e, de r  von  dem  Zwöl f e raus schuß  de r  oppos i t i one l l en  Or t s aus schü ss e  

de s  ADG B  e i nbe r u f en  wor den  i s t, m uß  von  de r  Pa r t e i  mi t  g r öß t e r  Ene r g i e  un t e r -

s t ü t z t  we rde n. Die Gewerkschaftsopposition, hinter der schon gegenwärtig ein sehr bedeutender 

Teil der Gewerkschaftsmitgliedschaft steht, muß sich im Kampf das Recht erobern, für die revoluti-

onäre Gewerkschaftspolitik im Rahmen der Gewerkschaftsorganisationen frei wirken zu können. 

[209] Das sind in großen Zügen die Perspektiven des Gewerkschaftsproblems in Deutschland, vom 

Gesichtspunkt der letzten Monate und Wochen gesehen. Wir hoffen, daß der nächste Parteitag die 

großen Linien, die wir aus der im Gange befindlichen Debatte herauszuschälen versucht haben, zu 

den obligatorischen Linien der Gewerkschaftspolitik der Partei machen wird. 

* 

Die Spaltung der Gewerkschaften.  
Von A. E n d e r l e. 

Die Gefahr der Spaltung der deutschen Gewerkschaften ist durch das Verhalten des ADGB und der 

gesamten Amsterdamer Bürokraten in unmittelbare Nähe gerückt. Ja, man kann sagen, die Spaltung 

ist schon im Gange. Wenn wir Kommunisten auch bis zum letzten Augenblick gegen die vollständige 

Durchführung des Verbrechens einer Spaltung der deutschen Gewerkschaftsbewegung ankämpfen, 

weil sie auf jeden Fall eine schwere Schwächung des Proletariats hervorrufen muß, so haben wir 

andererseits doch die Pflicht, uns bezw. das revolutionäre Proletariat so vorzubereiten, daß wir bei 

dem Eintritt der endgültigen Spaltung theoretisch und praktisch gerüstet sind, um sofort die große 

Mehrheit des Proletariats zu erfassen und um die revolutionäre Fahne zu scharen und alle Fehler, die 

in anderen Ländern bei diesem Anlaß gemacht wurden, nach Möglichkeit zu vermeiden. Dazu ist 

notwendig, daß wir uns vollkommen klar darüber sein müssen, war um die Amsterdamer spalten, wie 

sie in anderen Ländern die Spaltung vollzogen, und welche internationale Auswirkung die Spaltung 

der deutschen Gewerkschaftsbewegung, die seit vielen Jahren die weitaus stärkste und führende 

Gruppe in der reformistischen Gewerkschaftsinternationale darstellt, haben muß. 
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Der Wille und die Tendenz zur Spaltung besteht bei den reformistischen Gewerkschaftsführern seit 

etwa 10 Jahren, seit dem Augenblick, wo sie national getrennt die imperialistische Kriegspolitik der 

Kapitalisten ihrer Länder unterstützten und ihnen die revolutionäre Opposition innerhalb der Gewerk-

schaften hinderlich wurde. Nach dem Kriege wurde von den Reformisten die Arbeitsgemeinschafts-

politik national und international durch den 1919 gegründeten Amsterdamer Gewerkschaftsbund in 

verstärktem Maße fortgesetzt. Der durch die siegreiche Revolution gestärkte revolutionäre Flügel in 

den Gewerkschaften opponierte in allen Ländern gegen diese Politik. Solange die Revolutionäre je-

doch in den Gewerkschaften nur eine kleine Minderheit darstellten, mußten sie im Interesse der Re-

volutionierung der Massen immer wieder den Amsterdamer Spaltungsabsichten ausweichen. Akut 

wurde die Spaltung in den einzelnen Ländern immer in dem Augenblick, wo der revolutionäre Flügel 

innerhalb der Gewerkschaften von der Minorität zur Majorität wurde. Zuerst in Frankreich, dann in 

der Tschechoslowakei, in Norwegen, Rumänien und andern Ländern. Die Amsterdamer, die überall 

heuchlerisch die Demokratie gegenüber der „russischen Diktatur“ predigten, pfiffen immer dann auf 

die Demokratie, wenn sie anfing, ihnen gefährlich zu werden. Da ihr Ziel stets und überall die Unter-

stützung der kapitalistischen Wirtschaft, des kapitalistischen Wiederausbaues und daraus folgend die 

konsequente Verhinderung der sozialen Revolution war und ist, so sind sie entschlossen, die Gewerk-

schaften zu diesem Zweck mit allen Mitteln in der Hand zu behalten. Und wo es ihnen nicht gelingt, 

die gesamte Organisation in ihrer Hand zu behalten, spalten sie, um wenigstens einen Teil noch unter 

ihrer Führung zu behalten, damit sie mit diesem Rest jederzeit imstande sind, einen revolutionären 

Kampf, wie überhaupt jeden ernsthaften Angriff auf das Kapital verhindern zu können. 

[210] Gerade der letztere Faktor zwingt die Kommunisten und alle revolutionären Proletarier, bei den 

von den Amsterdamern produzierten Spaltungen äußerst vorsichtig vorzugehen, den Kampf um die 

proletarischen Massen nicht zu einer rein organisatorischen, sondern in jeder Phase zu einer politi-

schen Frage, zu einer Frage des Kampfes zu machen. Alles müssen sie daran setzen, daß nicht sie, 

sondern die Amsterdamer in den Augen der großen Masse als die wirklichen Zerstörer der proletari-

schen Einheit gelten, und daß es dadurch gelingt, den denkbar größten Teil der Masse dem Einfluß 

der Amsterdamer zu entziehen. 

Diese Aufgabe wirklich erfolgreich zu lösen, ist für die Kommunisten und für den revolutionären 

Flügel sehr schwer, denn in organisatorischen Fragen sind die alten Amsterdamer Bürokraten den 

Oppositionellen fast immer überlegen. Die Amsterdamer verstehen es, den Zeitpunkt der von ihnen 

eingeleiteten Spaltungen überall in die für ihre Zwecke günstige Periode einer Wirtschaftskrise oder 

allgemeinen Depression unter dem Proletariat zu verlegen. In F r an k r e i ch  haben sie die Spaltung 

durchgeführt, als das Proletariat sich überall auf dem Rückzug vor der Kapitalsoffensive befand. Der 

Rückzug war eine Folge der verräterischen Politik der Amsterdamer Führer. Und ähnlich wie heute 

in Deutschland liefen damals in Frankreich die Massen aus den Gewerkschaften, während gleichzei-

tig die bewußten Klassenkämpfer in den Gewerkschaften überall daran gingen, die Reformisten von 

der Leitung zu entfernen. Doch da es in Frankreich bei der föderalistischen Form der Gewerkschaften 

nicht sehr leicht war, einzelne Führer der Opposition auszuschließen, wurden ganze Verbände bezw. 

große Syndikate einer Stadt oder eines Bezirks ausgeschlossen. Die Opposition beging aber den Feh-

ler, den Kampf innerhalb der Gewerkschaften nicht auf allen Gebieten bis zur letzten Konsequenz 

und unter Ausnützung aller Möglichkeiten auszutragen, sondern berief im Dezember 1921 einen Kon-

greß aller oppositionellen Verbände und Ortsgruppen ein. Und auf diesem Kongreß kam es nach der 

schroffen Ablehnung jeder Verständigung durch die Amsterdamer zu der organisatorischen Neugrün-

dung der CGTU. Durch diese etwas übereilte Maßnahme der Oppositionellen gelang es den Amster-

damern, einen großen Teil der Organisationen in ihrer Hand zu behalten. Und heute hat die CGTU 

etwa drei Fünftel, die alte CGT etwa zwei Fünftel der gewerkschaftlich organisierten Arbeiterschaft 

hinter sich. Die starke, noch hinter den Amsterdamern stehende Minderheit macht der CGTU fast 

jeden Kampf unmöglich, wie zahlreiche Beispiele der letzten Jahre mit aller Deutlichkeit bewiesen 

haben. Aus diesem Grunde ist es sehr verständlich und für alle deutschen Genossen im höchsten 

Grade beachtenswert, wenn anläßlich der jetzigen Vorgänge in der deutschen Gewerkschaftsbewe-

gung französische Genossen die deutschen zu äußerster Vorsicht mahnen. 
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In der Tschechoslowakei vollzog sich die Spaltung in ähnlichen Formen wie in Frankreich. Jedoch 

war sie stark beeinflußt und kompliziert von der nationalen Zerrissenheit, die in der Tschechoslowa-

kei vorherrscht. Auch dort haben die Oppositionellen nicht jede Möglichkeit ausgenützt. Eine Reihe 

von ganzen Verbänden standen geschlossen auf dem Boden der roten Gewerkschafts-Internationale, 

so u. a. der sehr starke Landarbeiterverband. Die Mehrheit der Mitglieder des sozialistischen Gewerk-

schaftsbundes waren revolutionär und doch erhielten sie auf dem Gewerkschaftskongreß im Herbst 

1921 keine Mehrheit, weil der Landarbeiterverband keine Delegierten auf den Kongreß schickte. 

Diese Tatsache nützten die Amsterdamer rücksichtslos aus und der neugewählte reformistische Bun-

desvorstand schloß kurzerhand einige revolutionäre Verbände aus. Und die aus den Verbänden, in 

denen noch eine reformistische Leitung vorhanden war, ausgeschlossenen oppositionellen Arbeiter 

schlossen sich einzeln oder gruppenweise den anderen revolutionären Verbänden, so beispielsweise 

die ausgeschlossenen Textilarbeiter, dem revolutionären Chemikerverband an. So entstand der der 

RGI angeschlossene Allgewerkschaftliche Verband. Die Spaltung war angesichts der Tatsachen, daß 

die Mehrheit der tschechischen Gewerkschafts-[211]mitglieder auf dem Boden der RGI standen, für 

unsere Genossen eine sehr unglückliche, denn heute sind die reformistischen Verbände in der Tsche-

choslowakei bedeutend stärker als der allgewerkschaftliche Verband. Daß dieser unter diesen Um-

ständen keine erfolgreichen Kämpfe im großen Maßstabe durchführen kann, liegt auf der Hand, zu-

mal noch hinzukommt, daß in der Slowakei seit Jahren eine ungeheure Arbeitslosigkeit herrscht. 

In Rumänien sind die Gewerkschaften durch den weißen Terror fast vollkommen zerschlagen. Doch 

als es sich auf dem vorjährigen Gewerkschaftskongreß zeigte, daß die Anhänger der RGI die große 

Mehrheit hatten, alarmierten die Amsterdamer unter Führung des als Vertreter des IGB anwesenden 

Sa s senbach  die Polizei und ließen die Kommunisten verhaften bezw. ausweisen. In Finnland, wo 

der weiße Terror unumschränkt herrscht, haben die Anhänger der RGI neun Zehntel Majorität in der 

Gewerkschaftsbewegung. Trotzdem können sie sich nicht formell der RGI anschließen, weil die 

Amsterdamer ganz offen drohen, in diesem Falle die staatlichen Machtmittel zu Hilfe zu ziehen und 

die Gewerkschaften zu zerschlagen. 

So sehen wir in fast allen Ländern, daß die Amsterdamer systematisch spalten bezw. die Spaltung 

androhen, um einen wirklich revolutionären Kampf zu verhindern. Wie liegen die Dinge nun in 

Deutschland? Warum trat die Spaltung auch hier nicht schon früher ein und warum wollen die Ams-

terdamer gerade jetzt spalten? 

Ein kurzer Blick auf die oben skizzierten Spaltungen in anderen Ländern gibt auf diese Fragen Ant-

wort. Auch in Deutschland ist der Zeitpunkt eingetreten, wo in vielen Verbänden der revolutionäre 

Flügel daran ist, die Mehrheit zu erringen, und wo aber auch zu gleicher Zeit ähnlich wie in der 

Tschechoslowakei eine ungeheure Arbeitslosigkeit die Aktivierung der Massen erschwert. Aber es 

kommen in Deutschland noch eine Reihe anderer Momente hinzu. Das Kapital hat mit rücksichtsloser 

Brutalität und mit Hilfe des Belagerungszustandes, der Militärdiktatur, des Ermächtigungsgesetzes 

usw. die „Sanierung der Wirtschaft“, das heißt die Beseitigung des Achtstundentages, Einschränkung 

der Rechte der Betriebsräte, Abbau der Sozialgesetze, Massenentlassung von Beamten und Arbeitern 

usw. durchgeführt. Dabei wurde und wird es von den Gewerkschaftsführern und Sozialdemokraten 

aufs eifrigste unterstützt, während dagegen das Proletariat an allen Ecken und Enden trotz größerer 

Arbeitslosigkeit rebelliert. Und dieser Widerstand des Proletariats gegen die Kapitalsoffensive ist von 

Tag zu Tag im Wachsen begriffen und droht, die ganze „Sanierung“ wieder über den Haufen zu 

werfen, wenn es nicht gelingt, die Massen mit Hilfe der Gewerkschaften bzw. ihrer reformistischen 

Leitungen von dem Kampf abzuhalten. In dem Schutz der kapitalistischen Wirtschaft sehen aber die 

Amsterdamer den Hauptzweck ihrer Tätigkeit, und deshalb sind sie gerade jetzt dabei, überall die 

revolutionären Elemente aus den Verbänden auszuschließen. Ihnen scheint der Zeitpunkt eben gerade 

angesichts der großen Arbeitslosigkeit der günstigste zu sein. Dabei muß aber eins beachtet werden: 

Die deutschen Amsterdamer sind ihren Gesinnungsgenossen in Frankreich, Tschechoslowakei usw. 

an Verschlagenheit, an Hinterhältigkeit und Demagogie weit überlegen. Sie hüten sich, die Absicht 

der Spaltung offen zugegeben, sie vermeiden auch, soweit wie irgend möglich, den Ausschluß grö-

ßerer kompakter Massen, Bezirke oder ganzer Verbände vorzunehmen, sondern schließen überall 
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möglichst nur einzelne hervorragende Führer der Opposition aus. Dadurch sind für die nicht unmit-

telbar am politischen Kampf beteiligte Masse die Spaltungsabsichten der Amsterdamer sehr schwer 

erkenntlich. 

Den Plan zu ihrem Vorgehen haben die Amsterdamer in der Bundesausschußsitzung des ADGB vom 

15. und 16. Januar ausgearbeitet und beschlossen. Nach diesem Beschluß soll jedem führenden op-

positionellen Kollegen ein Revers zur Unterschrift vorgelegt werden, in dem er förmlich der Revolu-

tion und jeder revolutionären Betätigung abschwören und die [212] Amsterdamer Politik und Taktik 

ausdrücklich anerkennen soll. Wer das nicht tut, soll wegen Nichtunterordnung unter die „rechtsgül-

tigen“ Beschlüsse seiner Organisation ausgeschlossen werden. Dieser raffinierte Plan ist direkt darauf 

angelegt, die oppositionell eingestellten Mitglieder zu übereilten Handlungen zu provozieren, d. h. 

sie zum freiwilligen Austritt aus den Gewerkschaften zu veranlassen, um so auf die bequemste Art 

die „Nörgler“ loszuwerden und die Gewerkschaften oppositionsrein zu machen. In Rheinland-West-

falen und in Mitteldeutschland, wo die Opposition fast überall die Mehrheit und damit die Verwaltung 

der Gewerkschaften in Händen hat, ist die vom ADGB eingeschlagene Methode für die revolutionäre 

Bewegung deshalb ungefährlich, weil damit gerechnet werden kann, daß die gesamten Organisatio-

nen in diesen Gebieten so gut wie restlos den Amsterdamern den Rücken kehren. In den anderen 

Bezirken jedoch, wo die Opposition die Minderheit, wenn auch eine sehr starke, besitzt, besteht die 

Gefahr, daß, wenn die Frage nur organisatorisch gestellt wird, die größere Masse der Gewerkschafts-

mitglieder in den Händen der Amsterdamer bleibt. 

Aus all diesen Gründen wäre es für die revolutionäre Bewegung am ratsamsten, soweit wie irgend 

möglich der Spaltung auszuweichen und ihre bisherige Taktik ohne die geringste Aenderung fortzu-

führen, wenn nicht durch die Massenflucht aus den Gewerkschaften heute nicht mehr der größere 

Teil des Proletariats in den Gewerkschaften, sondern außerhalb der Gewerkschaften stehen würde. 

Dazu kommt, daß diese unorganisierte Masse nicht mehr, wie früher vor dem Krieg, wo sie auch die 

große Mehrheit des Proletariats ausmachte, gleichgültig den Ereignissen gegenübersteht, sondern daß 

sie selbständig und aktiv vorgeht. In immer zahlreicheren Betrieben werden beispielsweise Kandida-

tenlisten der Unorganisierten zur Betriebsrätewahl aufgestellt, ja, es gibt schon Versammlungen und 

Vertrauensleute der Unorganisierten, des weiteren zahlreiche selbständige Versuche der Unorgani-

sierten, sich betriebs- oder branchenweise zu organisieren. Andererseits machen sich auch in allen 

Betrieben unter den Unorganisierten immer stärker rein völkisch-faschistische Bestrebungen bemerk-

bar. Da der Unwille über das verräterische Verhalten der alten Gewerkschaften in der Masse so stark 

ist, daß alle Versuche, selbst wenn sie von den revolutionären Funktionären ausgehen, sie wieder in 

die Gewerkschaften zu bringen, aussichtslos sind, ja, daß es selbst der KPD nicht möglich ist, ihre 

eigenen Mitglieder restlos in den Gewerkschaften zu halten und sie zur Weiterarbeit zu veranlassen, 

so muß die Partei zu der Frage der Organisierung und Erfassung der unorganisierten Massen ganz 

anders wie bisher Stellung nehmen. 

Die Parole: „Hinein in die Gewerkschaften!“ ist heute ganz unmöglich. Die Unorganisierten müssen 

also wohl oder übel außerhalb der Gewerkschaften zusammengefaßt werden. Ob das nun durch die 

revolutionären Betriebsräte, durch die Betriebszellen oder durch sonstige Organe geschieht, immer 

ist die Gefahr damit verknüpft, daß wir, die Kommunisten, neue Gewerkschaften gründen und damit 

den Amsterdamern als die eigentlichen Gewerkschaftsspalter der Masse denunziert werden können. 

Die Frage steht aber so brennend, daß, wenn wir den Einfluß auf die Masse nicht verlieren wollen, 

ganz konkret antworten müssen, wie und in welcher Form die Unorganisierten organisiert werden 

sollen. Jeder versteht, daß dadurch das ganze Problem der Gewerkschaftsspaltung ungeheuer kom-

pliziert wird und daß die KPD, ihre gesamte Mitgliedschaft, vor eine so schwere Aufgabe gestellt ist, 

wie sie selten vor einer Sektion der kommunistischen Internationale stand. 

So notwendig die organisatorische Erfassung der Unorganisierten im Interesse unseres Einflusses auf 

die Masse und im Interesse eines revolutionären Kampfes überhaupt für uns ist, so muß andererseits 

immer wieder betont werden, daß vorläufig trotz alledem noch das Schwergewicht in den Gewerk-

schaften, bei den noch organisierten Massen liegt. Sind die Amsterdamer Gewerkschaften in Deutsch-

land auch von 10 auf etwa 4 Millionen Mit-[213]glieder herabgesunden, so befindet sich einmal doch 
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ein größer, gesunder – ja, vielleicht der beste – Teil des revolutionären Proletariats noch in den Ge-

werkschaften, und zum anderen müssen wir alles tun, damit es den Amsterdamern nicht möglich ist, 

die alten Gewerkschaften zu reinen Streikbrecher-Organisationen zu machen. 

Aus all diesen Gründen muß die Partei unter allen Umständen darauf bestehen bleiben, daß die Kom-

munisten in den Gewerkschaften zu bleiben haben, in ihnen mit verstärkter Energie weiterarbeiten 

und alles daran setzen, die noch in den Gewerkschaften befindliche Masse und, soweit wie irgend mög-

lich, ganze Gewerkschaften, Ortskartelle, Ortsgruppen usw. den Reformisten zu entreißen und der 

revolutionären Front einzugliedern. Es darf kein freiwilliges Herauslaufen aus den Gewerkschaften ge-

ben. Da, wo die Amsterdamer ihre Spaltungsabsichten durch Ausschließung von einzelnen oder be-

stimmter Funktionare, Betriebsräte usw. durchführen wollen, muß der Kampf um die Ortsgruppe, um 

die Branche, die ganze Organisation bis zum äußersten und unter Mobilisierung der ganzen Mitglied-

schaft ausgefochten werden. Nur dadurch kann und wird es gelingen, die Masse der Gewerkschafts-

mitglieder zu überzeugen, daß die Opposition nicht, um eigene Gewerkschaften zu gründen, nicht, 

um die Spaltung durchzuführen, sondern im Gegenteil die Einheit der Gewerkschaften um des Kampfes 

willen erhalten wollen. Und wenn dann die revolutionären Mitglieder trotzdem ausgeschlossen wer-

den, dann wird die große Masse mit ihnen gehen und die Amsterdamer Spaltungspolitik allein lassen. 

Die vor uns liegenden Aufgaben sind daher in kurzen Worten zusammengefaßt: Ve rb l e i ben  und  

a r be i t en  in  den  a l t en  Gewer kscha f t en  und  o r gan i s a t o r i sche  E r f a s sung  de r  Unor -

gan i s i e r t en  du r ch  d i e  Kom muni s t en  und durch die revolutionären Betriebsräte, unter gleich-

zeitiger Verbindung aller klassenbewußten Elemente in und außerhalb der Gewerkschaften zu einer 

entschlossenen Kämpferarmee. Beides aber, die Erfassung der Unorganisierten, wie die Austragung 

des Kampfes mit den Amsterdamern, darf unter keinen Umständen lediglich als ein rein organisato-

rische Frage, d. h. als ein rein schematisches Gründen von oppositionellen Verbänden vor sich gehen, 

sondern die Arbeit muß immer und überall geleistet werden unter der Parole: Kampf gegen das Un-

ternehmertum, Kampf um die Erhaltung und Wiedereroberung des Achtstundentages, Kampf um bes-

sere Löhne und Arbeitsbedingungen mit dem Ziel und dem Zweck der Vorbereitung, der Eroberung 

der politischen Macht, der Diktatur des Proletariats. 

Um alle revolutionären Elemente in der deutschen Arbeiterbewegung zu einheitlichem Kampf, zu 

einheitlicher Arbeit und zu einheitlichem Ziel zusammenzufassen und dem deutschen Proletariat wie-

der eine wirklich revolutionäre, auf dem Boden des Klassenkampfes stehende Gewerkschaftsbewe-

gung zu schaffen, deshalb ist für Ende Mai ein Kongreß aller klassenbewußten Arbeiter einberufen. 

Diesen Kongreß vorzubereiten, das Proletariat ganz Deutschlands in allen Betrieben, in jeder Werk-

statt, in jedem Kontor mit den Aufgaben dieses Kongresses und mit dem brennenden Problem der 

Gewerkschaftsbewegung vertraut zu machen und damit das gesamte Proletariat zum Kampf zu mo-

bilisieren, das ist die unmittelbare Aufgabe aller Kommunisten und revolutionären Arbeiter. Je besser 

uns das gelingt, je größere Massen hinter dem Kongreß stehen werden, um so unmöglicher bzw. 

ungefährlicher wird die von den Amsterdamern geplante Spaltung der Gewerkschaften für die deut-

sche Arbeiterbewegung sein. [214] 

* 

Gewerkschaften und Betriebsräte.  
Von W. L a d a. 

I. Gewer kscha f t sb ü r o k r a t i e, Be t r i ebs rä t e  und  i h r e  „Gese tz l i chke i t“. 

„Der Arbeiter (Arbeiter und Angestellte) strebt als solcher nach unmittelbarer intensiver Gel-

tendmachung seiner Interessen in den Betrieben und in der Oeffentlichkeit, zugleich strebt er 

über die Arbeitnehmersphäre hinaus nach Mitwirkung im Produktionsprozeß selbst, der bis-

her einseitig von dem Unternehmer geleitet ist. Er will nicht mehr nur als Arbeiter an der 

Arbeitsstelle gebunden an Arbeitsaufgaben ohne Ausblick auf das wirtschaftliche Ganze le-

ben und sterben, es drängt ihn, über die Arbeitsstellen hinaus das wirtschaftliche Ganze zu 

sehen, seine Sachkunde und Erfahrungen dafür fruchtbar zu machen und an der produktiven 

Entwicklung mitzuschaffen. Alle Bestrebungen mischen sich mit neuen Lebenstrieben und 

führen eine, die gesamte Arbeiterschaft aufwühlende geistige Bewegung herbei, deren 
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Fruchtbarkeit von der Gesetzgebung anerkannt werden muß. W ü r d e  d i e  G e s e t z g e -

b u n g  i h r e  A u f g a b e  n i c h t  e r k e n n e n, s o  w ä r e  z u  b e f ü r c h t e n, d a ß  s i c h  d i e  

B e w e g u n g  ü b e r  a l l e  F o r m e n  h i n a u s  g e w a l t t ä t i g  u n d  c h a o t i s c h  B a h n  

b r e c h e n  w ü r d e.“ 

Mit diesen Worten suchten die Rechtssozialisten und die Gewerkschaftsbürokratie die Herausgabe 

des Betriebsrätegesetzes vor der Bourgeoisie offizieller Begründung des Gesetzentwurfes betr. Be-

triebsräte zu rechtfertigen. Aus Furcht, daß „sich die Bewegung über alle Formen hinaus gewalttätig 

und chaotisch Bahn brechen würde“, unter dem ständigen Druck der revolutionären Massen, die die 

„Verankerung“ des Rätesystems in der Verfassung und dann in einem besonderen Gesetze forderten, 

wurde das Betriebsrätegesetz erlassen, daß die spontan nach November 1918 entstandenen „illegalen“ 

Arbeiter- und Betriebsräte durch eine gesetzliche Einrichtung ersetzen sollte. Von jenen „illegalen“ 

Betriebsräten schrieb am 10. Mai 1919 das „Correspondenzblatt der Generalkommission der Gewerk-

schaften Deutschlands“, daß sie in der gesamten Großindustrie gebildet worden und als Wahlkörper 

für die Arbeiterräte vielfach „politisiert“ wären; wo sie sich ausschließlich auf dem wirtschaftlichen 

Gebiete ihrer Betriebe betätigten, da „entfernte sich ihr Wirken oftmals von dem der gewerkschaftli-

chen Organisation“: sie versuchten eine Kontrolle des technischen und kommerziellen Gebarens der 

Betriebe in ihre Hand zu bringen und dadurch überschritten sie das Gebiet der gewerkschaftlichen 

Organisation. Deshalb befürchtete das Organ der Gewerkschaftsspitzen auch für die Zukunft, daß bei 

einem gesetzlichen Aufbau des Rätesystems, so wie ihn die Regierung in Aussicht gestellt hat, 

„g r oße  Ge f ah r e n  f ü r  da s  zukün f t i ge  Zusam menwi r ken  zwi schen  f r e i en  I n t e r e s -

s eno r gan i s a t i onen  de r  Ar be i t e r  und  den  ge se t z l i chen  Ar be i t e r ve r t r e t ungen  (den 

Betriebsräten) entstehen können“, wenn diese gesetzliche Arbeitervertretung „von vornherein den 

Charakter“ einer Pa ra l l e l o r gan i sa t i on  z u  de n  Gewer kscha f t en  erhält.“ 

[215] Aus der angeführten Aeußerung ersieht man klar, wohin die Reise der Gewerkschaftsbürokratie 

in bezug auf die Betriebsräte in diesem Zeitpunkt der Entwicklung ging: mit den Betriebsräten als 

wirtschaftliche Organisationen könne man sich abfinden, wenn es gelingen soll, ihnen von vornherein 

den Charakter einer „Parallelorganisation“ (zu den Gewerkschaften) zu nehmen, sie zu einem aus -

f üh r enden  und  un te r geo r dne t en  Or gan  de r  Gewer kscha f t  en in den Betrieben zu ma-

chen. Das war schon der Abschlußpunkt einer Entwicklung, im Laufe welcher die Gewerkschafts-

führer die Räte anfangs aufs gehässigste bekämpften, später dadurch aus ihrem eigenen Tätigkeitsbe-

reich auszuschalten suchten, daß sie sich bemühten, sie als eine rein politische Einrichtung hinzustel-

len*). Nur allmählich, als die Entwicklung der Dinge gezeigt hatte, daß die politische Klugheit gebie-

tet, sich mit dem abzufinden, was man nicht abzuwehren und zu hintertreiben imstande ist, stellten 

sich die Gewerkschaftsführer in bezug auf die Betriebsräte neue Ziele und fingen an, mit allen Kräften 

und Mitteln darnach zu streben, die Betriebsräte zu ausführenden Organen der Gewerkschaften und 

schon dadurch zu Organen der bürgerlichen Wi r t s cha f t s- und  S t aa t s o r dnung  zu machen. Die 

Betriebsräte sollten sich betätigen als Organe der „Produktions- und Wirtschaftsdemokratie“, unter 

keinen Umständen aber als Organe des Klassenkampfes der Kontrolle der kapitalistischen Produktion 

durch die Arbeiterschaft, der Sozialisierung als Ergebnis des Kampfes um die Macht, Kampfes um 

die Produktions- und Verteilungskontrolle. Daraus ergab sich wiederum, daß die Betriebsräte ein un-

tergeordneter Bestandteil der Gewerkschaft sein sollten. 

Die prinzipielle Stellungnahme der Gewerkschaftsbürokratie zu der Betriebsräteeinrichtung war also 

nicht nur ein Ergebnis ihrer Sorge um ihre eigene Machtvollkommenheit in der Arbeiterbewegung, 

sondern ihrer gesamten politischen Einstellung: keine Revolution – kapitalistischer „Wiederaufbau“ 

– Fortwursteln im Rahmen des sich „wiederaufbauenden“ Kapitalismus und der auf Sand gebauten 

„Demokratie“. 

Das Betriebsrätegesetz, das parlamentarisch dank der Koalition der Regierungssozialisten mit einem 

Teil der Bourgeoisie zustande gekommen ist, hat dafür gesorgt, die Betriebsräteeinrichtung im Sinne 

 
*) Man findet zahlreiche Belege für die im Text gegebene Darstellung auch in schriftlichen Dokumenten, insbesondere in 

den Beschlüssen der Konferenzen von Vertretern der Zentralvorstände der Verbände, Brl. 1919, in der Broschüre „Ge-

werkschaften und Arbeiterräte“ 1919, im „Correspondenzblatt“. 
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der Bestrebungen der reformistischen Gewerkschaftsführer aufzubauen. Nach § 66 des Gesetzes ha-

ben die Betriebsräte „für möglichste Wirtschaftlichkeit der Betriebsleistungen zu sorgen“, den Be-

trieb „vor Erschütterungen zu bewahren“, das „Einvernehmen zwischen Arbeitnehmerschaft und dem 

Arbeitgeber zu fördern.“ – Der im Verlag des „Vorwärts“ erschienene Kommentar zu dem BRG legte 

die Verpflichtung betr. „Wahrung des Betriebes vor Erschütterungen“ so aus, daß er, der Betriebsrat, 

die Verpflichtung habe, „die regelmäßig bereits i n  den  gewer kscha f t l i chen  Sa t zungen  und 

S t r e i k r eg l em en t s  enthalten ist, nämlich vor der Arbeitsniederlegung kein Mittel der gütlichen 

Einigung unversucht zu lassen“, denn „weniger denn je gestattet die Tage des deutschen Wirtschafts-

lebens heute wilde Streiks ... und um so mehr, als unter den Gewerkschaftsmitgliedern, die in den 

letzten Jahren den Verbänden zugeströmt sind, nur allzu viele mit den Grundsätzen der gewerk -

scha f t l i chen  Di sz ip l i n  und des gewer kscha f t l i chen  Kam pfes  noch wenig vertraut sind.“ 

Uebrigens – lesen wir noch ebenda – sei im allen Streitigkeiten das Zusammenwirken mit den Ge-

werkschaften bringend geboten. Der Vorbehalt bezüglich der Befugnisse der wirtschaftlichen Verei-

nigungen der Arbeiter [216] und Angestellten soll (immer nach demselben Kommentar) „entspre-

chend der Grundtendenz des Gesetzes m i t  a l l e r  En t s ch i edenhe i t  darauf hinweisen, daß die 

Betriebsräte nu r  im  Nahm en  de r  Gewer kscha f t e n ihre Aufgaben zu erfüllen haben. ... Einlei-

tung, Durchführung und Abschluß allgemeiner Arbeitskämpfe bleibt weiterhin gewer kscha f t l i -

c h e Ange legenhe i t.“ 

Dieser charakteristische Kommentar zu dem Betriebsrätegesetz war ein Ausfluß jener prinzipiellen 

Einstellung zu den Betriebsräten, die die Gewerkschaftsbürokratie von der Stunde der Geburt dieser 

Einrichtung an bis zum heutigen Tage hat. „I m  Rahm en  de r  Gewerkscha f t e n“ und „f ü r  den  

wi r t s cha f t l i chen  F r i ede n“ – das sind die ausschlaggebenden Momente dieser Einstellung. In 

ihren Auswirkungen bringt es diese Einstellung mit sich, daß nach der strengen, aber gerechten Kritik 

eines ganz stubenreinen Reformisten Dr. E l l enbogen  (aus Oesterreich) der Betriebsrat im deut-

schen Gesetz, in der Theorie und Praxis der deutschen Gewerkschaftsbürokratie „z um An t r e i be r  

und  zum Genda r men  de s  Un t e r nehm e r s  s i nk t“. (In der „Internationalen Gewerkschaftsbe-

wegung“, Organ des IGB). 

Auf dem ersten Reichskongreß der Betriebsräte (abgehalten vom 5.-7. Oktober 1920 zu Berlin) er-

klärte Robe r t  D i ßm ann  als Referent, daß, vor die Frage gestellt: „sollen die Aufgaben der Be-

triebsräte erfüllt werden im Rahmen des vorliegenden Gesetzes, oder aber, geben wir als Betriebsräte 

uns in der Tätigkeit unsere Gesetze selbst“, die revolutionären Sozialisten da s  l e t z t e r e  i n  den  

Vor de r g rund  s t e l l en  m üsse n. Als er aber an die nähere Erörterung der „revolutionären“ Auf-

gaben der Betriebsräte trat, erklärte Dißmann, daß zur Umstellung des Wirtschaftsgebäudes die Er-

oberung der politischen Macht gehört, daß zu letzterem „politische Räte“ gehören, die „wirtschaftli-

chen Räte“ haben aber auf dem Boden der gegenwärtigen Wirtschaftsordnung Arbeit zu leisten, „um 

sich in den großen Wirtschaftsprozeß hineinzuknieen, um die Vorarbeiten für die Umstellung zu leis-

ten“. Und praktisch zu der Frage „Betriebsräte und Gewerkschaften“ übergehend, erklärte der „revo-

lutionäre Sozialist“ Robert Dißmann: „Ihr Betriebsräte seid nichts anderes als Vertrauensleute der 

organisierten Arbeiter. ... Ihr seid die Funk t i onä r e, Ihr seid G l i ed  in  G l i e d. ... Es wäre falsch, 

das Glied aus dem  Gl i ede  z u  t r enne n. Ihr müßt m i t  i hnen  (den Gewerkschaften) zusammen-

stehen, anders geht es nicht ... Bleibt bei Eur em  Mut t e rbode n, den Gewer kscha f t en  und  

l aß t  Euch  n i ch t  i r r e f üh r e n, wenn Euch gesagt wird: diese Konterrevolutionäre, diese Reaktio-

näre, diese Gelben, und wie man die Gewerkschaften heute tituliert“.*) 

Also wiederum dieselbe Einstellung – ob der unabhängige Dißmann oder der „rechte“ Nörpel spricht: 

die Betriebsräte gehören in „den Rahmen der Gewerkschaften“, sie haben auf dem Boden der gegen-

wärtigen Wirtschaftsordnung und entsprechend der gegenwärtigen Wirtschaftslage Deutschlands 

„sich in den großen Wirtschaftsprozeß hineinzuknieen“, Uebergriffe auf die Kontrolle des techni-

schen und kommerziellen Gebarens der Betriebe zu vermeiden, gemeinsam mit den Gewerkschaften 

für den wirtschaftlichen „Frieden“ und wirtschaftlichen „Wiederaufbau“ zu arbeiten. Kein Wunder, 

 
*) Protokoll der Verhandlungen, insbes. S. 180, 192-193, 195. 
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daß die „Rechten“ die Ausführungen der „Linken“ schon im Oktober 1920 begrüßten, daß beide La-

ger schon zu jener Zeit Hand in Hand gegen die einzigen Vertreter der revolutionären Politik auf dem 

Gebiete des Betriebsrätewesens – gegen die Kommunisten – gemeinsam vorgingen. Im Jahre 1922, 

auf dem Leipziger Gewerkschaftskongreß aber, hat es sich gezeigt, daß wenigstens ein Teil der Un-

abhängigen Hand in Hand mit den rechtssozialdemokratischen Gewerkschaftsführern geht, wenn es 

sich um die [217] reaktionärste Einstellung zu der Betriebsrätefrage handelt; das ist in den Abstim-

mungen zu der grundsätzlichen Entschließung Nörpel und der taktischen Resolution Brey (betr. die 

Betriebsräte-Wahlen) zum Ausdruck gekommen. Nach der Vereinigung der SPD und USPD schritt 

die Entwicklung der Politik der Gewerkschaftsbürokratie in derselben Richtung weiter fort; – dafür 

zeugt am besten die Resolution des Kasseler Verbandstages der Metallarbeiter (Februar d. J.), die die 

klarausgesprochene Tendenz hat, die Betriebsrätepolitik der sozialdemokratisch-reformistischen Ge-

werkschaftsbürokratie mit allen ihr zur Verfügung stehenden Machtmitteln bei den im Gang befind-

lichen Betriebsrätewählen sicherzustellen.*) 

II. Gewer kscha f t e n, Be t r i ebs rä t e, Ar be i t s k äm pf e. 

Ein bürgerlicher Schriftsteller faßte die Erfahrungen des ersten Jahres des Betriebsrätegesetzes, ins-

besondere in bezug auf das Wirken der Betriebsräte auf dem Gebiet der Arbeitskämpfe, ungefähr 

folgendermaßen zusammen: Der Streik war bisher nur gewerkschaftliches Interessengebiet. Die Ge-

werkschaften hatten das Führungsmonopol und hatten keine Absicht, es sich aus den Händen winden 

zu lassen. „Der Aktivismus und der Führerehrgeiz der jungen Betriebsräte, die Zeit der Konjunktur, 

die Erfüllung vieler Betriebsräte mit antigewerkschaftlichem Geiste, zum Teil auch die Fernwirkung 

sowjetrussischer Verhältnisse, drängten die Betriebsräte zu leichtsinnigen Arbeitskämpfen der Be-

legschaften gegen den Rat und ohne Unterstützung der Gewerkschaften.“ Die Streiks blieben „wild“ 

und isoliert, da sie von den Gewerkschaften boykottiert wurden, die „Gewehr bei Fuß stehen“, „sta-

tutengemäß“ keine Unterstützung zahlen und sich allen Versuchen, sie in die „unpopulären“ Streiks 

hineinzuziehen „grundsätzlich“ versagen. Das „geschäftige“ Bemühen der Gewerkschaften bei 

Streikbeilegung bedeutet für die streikende Belegschaft oft einen „psychologisch schädigenden Pas-

sivposten“. Bei etwaigen arbeitsrechtlichen Prozessen vor Schlichtungsausschüssen und Gewerbege-

richten, deren Beisitzer organisierte Arbeitgeber und organisierte Arbeiter, letztere in der Regel Ge-

werkschaftssekretäre, sind, unterliegen regelmäßig die Streikenden und Ausgesperrten, weil die Be-

triebsräte aus Unwissenheit, Hast (oder revolutionärer Ungeduld, fügen wir zu) die einschlägigen 

Bestimmungen nicht beachteten. So kommt es zum Zusammenbruch des Streiks, zu schweren Ver-

lusten für die Belegschaften, für die sie führenden radikalen Betriebsräte, die in erster Reihe aufs 

Pflaster fliegen, wodurch die vom Unternehmer beabsichtigte Säuberung des Betriebs vollendet wird. 

Uebernehmen dabei die Gewerkschaften die Liquidierung des „wilden“ Streiks, so erfolgt daraus 

mitunter eine Stärkung des „Prestige“ der Gewerkschaften: der Reichskommissar als Leiter der Eini-

gungsverhandlungen pflegt die gewerkschaftliche Autorität innerhalb der Arbeiterschaft stark zu be-

tonen und neue Betriebsratswahlen anzusetzen, wobei er durch Besetzung des Wahlvorstandes mit 

Mitgliedern der verschiedenen Gewerkschaften, die von deren Leitungen dem betreffenden Unter-

nehmer vorgeschlagen wurden, eine gewerkschaftliche Beeinflussung der Neuwahl sichert, so daß 

den radikalen „wirtschaftsfriedlich denkende“ Betriebsvertretungen „mit gewerkschaftlich diszipli-

niertem Einschlag“ durchweg nach den Niederlagen folgen. 

III. Gewerkscha f t e n, Be t r i ebs rä t e  und  unse r e  p rak t i s chen  Auf gabe n. 

Das oben geschilderte Bild, das der von uns zitierte bürgerliche Verfasser, der keineswegs im Ver-

dacht der Sympathieen für kommunistische und [218] unionistische Tendenzen steht, auf Grund zahl-

reicher Streiks – vorwiegend in den westdeutschen Großindustriegebieten – im Jahre 1921 und 22 

entworfen hat, entspricht in großen Zügen der Wirklichkeit – auch in späteren Jahren. Nur eins müs-

sen wir an dieser Darstellung entschieden abstreiten: daß die Gewerkschaften durch die geschilderten 

 
*) Näheres darüber habe ich in meinem Artikel „Die Betriebsrätewahlen und die Amsterdamer“ in der „Inprekorr“ (abge-

druckt in einigen Parteizeitungen) geschrieben, sowie in der Broschüre: Betriebsrat oder Gewerkschaft? Beiträge zur 

Soziologie des Betriebsrätewesens, Essen, 22, insbes. S. 101 ff. 
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Vorgänge wi r k l i ch  i h r  „Pr es t i g e“ und  i h re  „Aut o r i t ä t“ un t e r  de r  Ar be i t e r s cha f t  he -

be n. Es ist auch des weiteren grundfalsch, wenn der Verfasser vom „letzten, oft verzweifelt anmu-

tenden“ „Anprall des Betriebsrätewesens als bewußter Führanwärter der Arbeiterbewegung gegen 

die traditionellen Gewerkschaften“ aus Anlaß der „wilden“ unter der Leitung der Betriebsräte stehen-

den Streikbewegung spricht. Die „Hebung der Autorität“ der Gewerkschaften ist bestenfalls eine rein 

äuße r l i che  Erscheinung: so reihen sich die Arbeiter in Italien auch den faschistischen „Gewerk-

schaften“ ein, um aus den Betrieben nicht aufs Pflaster zu fliegen: so schließen sich mancherorts die 

Arbeiter den aus dem „Anprall des Betriebsrätewesens gegen die traditionellen (lies: verräterischen) 

Gewerkschaften“ siegreich hervorgegangenen Gewerkschaften an, um daraus materielle Vorteile zu 

ziehen oder Verluste abzuwehren. Innerlich wenden sie sich von den Gewerkschaften ab, weil 

diese als Hilfsorgane des Unternehmertums und des kapitalistischen Staates, als Organe des 

Streikbruchs erscheinen, weil die Unternehmer es sind, die den „Anprall“ zugunsten der Ge-

werkschaften abschlagen und entscheiden. 

Es ist aber auch grundfalsch, von einem „letzten“ „Anprall des Betriebsrätewesens gegen die traditi-

onellen Gewerkschaften“ zu sprechen. Der Gegensatz zwischen Betriebsräten und Gewerkschaften 

wird auf dem Gebiete der Arbeiterkämpfe so lange andauern, bis ihn die soz i a l e  Revo l u t i on  

und  Er obe r ung  de r  Gewer kscha f t en  durch die Träger der revolutionären Bewegung, durch 

die Kom muni s t en  überbrückt haben wird. Denn es ist klar: die Gewerkschaftsbürokratie kann sich 

mit schier unerträglichen Verschlechterungen der Arbeits- und Lebensbedingungen der in den Be-

trieben stehenden Arbeiterschaft abfinden, sie wird es auch im „Interesse des Vaterlandes“ – in Wirk-

lichkeit muß es heißen: des kapitalistischen „Wiederaufbaus“ – tun; die Betriebsräte können es sich 

unmöglich auf die Dauer gefallen lassen. Die Gewerkschaftsbürokraten – wenn sie durch ihre Psyche 

und ganze Entwicklung bürgerlich geworden – sind den Massen in den Betrieben fremd und machen 

sich von ihnen wenigstens psychisch und sozial unabhängig; die Betriebsräte können vorübergehend 

und in einzelnen Betrieben im Gegensatz zu der Masse stehen, auf die Dauer und in der überwiegen-

den Mehrheit oder Gesamtheit der Betriebe ist das gar nicht denkbar. Mag Herr v. Borsig, wie er es 

jüngst auf der Industrie- und Handelstagung gemacht hat, wie das wiederholt verschiedene Industrie-

organisationen ausgesprochen haben, gegen die Gewerkschaften die Betriebsvertretungen auszuspie-

len versuchen; wir können getrost sagen, daß es sich vielmehr um eine Erpresserpolitik als um eine 

ernste Wendung in der Politik des Unternehmertums handelt. Man will den Gewerkschaften den 

Schrecken einjagen, daß, wenn sich die Gewerkschaftsbürokratie nicht genügend gefügig dem Kapi-

tal gegenüber zeigt, man ihre Konkurrenten – die Betriebsräte – gegen sie in die Schranken rufen und 

ausnutzen wird. Wir wollen uns dabei keineswegs der Gefahr verschließen, die die Arbeiterschaft für 

den Fall bedrohen würde, wenn die Unternehmer mit ihren Drohungen Ernst gemacht hätten. Aber 

wir müssen feststellen, daß sie Ernst nicht machen könne n, und zwar, weil die Bedingungen der 

modernen Industrie es nicht zulassen. Auch die Lehren der Geschichte bestätigen das. Im Jahre 1903 

machte die zaristische Regierung in Rußland einen Versuch, die Gewerkschaften durch Einführung 

einer Betriebsobleute-Einrichtung, „entbehrlich“ zu machen; zwei Jahre später hatte sie die gewaltige 

Revolution im Lande, mußte die Freiheit der Gewerkschaften verkünden, nach zweijähriger Revolu-

tion und zehnjähriger Periode der Gegenrevolution wurde sie selbst zu Boden niedergeworfen. 

[219] Aus der Einsicht, daß in den Betriebsvertretern – ob „gesetzlich“ oder „ungesetzlich“ – in erster 

Linie die revolutionäre Energie der Arbeiterschaft zum Durchbruch kommt, schöpfen wir nun die 

felsenfeste Ueberzeugung, daß wir auf den Betriebsräten die revolutionären Gewerkschaften auf-

bauen müssen – die Industrieverbände, die Hand in Hand mit dem politisch organisierten Proletariat 

den Kampf um die Niederwerfung der Diktatur der Bourgeois führen, Hand in Hand mit ihm die 

Diktatur des Proletariats aufrichten, Hand in Hand mit ihm den kommunistischen Wiederaufbau in 

Erfüllung bringen werden. Diese Aufgaben – wirtschaftliche und  politische Aufgaben – die im Wi-

derspruch zu dem Wortradikalismus der „linken“ Dißmänner schon heute in Angriff genommen wer-

den müssen, sind von der Kommunistischen- und Gewerkschafts-Internationale, zum Teil auch von 

der deutschen Partei (ich erinnere an die Referate Brandlers auf dem 1. Betriebsrätekongreß im Jahre 

1920 und auf dem Vereinigungsparteitag der KPD im selben Jahre) schon längst erkannt worden. Wir 
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haben auch wiederholt ausgesprochen, daß diese Aufgaben, wenn notwendig, auch gegen  die Ge-

werkschaften, d. h. gegen die Gewerkschaftsbü ro k r a t i e  – verwirklicht werden müssen und bei der 

gegenwärtigen Lage in der Gewerkschaftsbewegung l i eg t  diese Notwendigkeit zwe i f e l l o s  vo r. 

Nun hat schon Genosse Losowski in seinem Artikel „Die Gegenwart und die nächste Zukunft der 

Gewerkschaften und Betriebsräte“ geäußert: trotz allen Kongreß- und Parteibeschlüssen wären die 

Betriebsräte bisher die Stiefkinder der kommunistischen Partei, und alle ihre Organisationen – ohne 

Unterschied der Richtungen – wären gleichsam in dieser Richtung schuldig. Ich glaube, daß dieses 

scharfe Urteil im Allgemeinen zutreffend ist; im einzelnen wird es aber den Tatsachen nicht ganz 

gerecht. Im ziemlich umfangreichen Bericht der Zentrale an den II. Parteitag (abgehalten zu Jena vom 

22.-26. August 1921) finden wir kein einziges Wort über die Arbeit der Zentrale in dieser Richtung; 

nur vom Bezirk Berlin-Brandenburg wurde über die Erfassung von 1200 Betriebsräten und die unter 

ihnen geführte systematische Arbeit berichtet; in den Bezirken Nordwest und Rheinland-Westfalen 

sowie Nordbayern wurde die Arbeit auf diesem Gebiet kaum erwähnt; vom Bezirk Baden erfuhren 

wir, daß dort in 58 Ortsgruppen 285 kommunistische Betriebsräte vorhanden waren. In der nächst-

folgenden Periode (August 1921 bis Februar 1923) hat die Partei zweifellos den Betriebsräten schon 

viel mehr Aufmerksamkeit geschenkt; in diese Periode fällt die Kampagne für den Reichsbetriebsrä-

tekongreß, die anläßlich der infolge der Inflation immer steigenden Verelendung der Arbeitermassen 

im August 1922 unter der Führung unserer Partei eingeleitet wurde und am 23. November 1922 – 

gerade am Tage der Uebernahme der Regierungsgeschäfte durch das Cuno-Kabinett – ihren vorläu-

figen Höhepunkt fand. Ein neuer Höhepunkt der Bewegung wurde aber erst im August 1923 erreicht, 

als es der Bewegung in Berlin, die vor allen Dingen von den Betriebsräten getragen wurde, gelungen 

war, die Cuno-Regierung zum Sturz zu bringen. Es war dabei kein Zufall, daß dieselbe Bewegung, 

die bei der Taufe der Cuno-Regierung auf die Oberfläche des politischen Lebens getreten war, diese 

Regierung zu Boden geworfen hat, daß die Betriebsausschüsse vom sozialdemokratischen Innenmi-

nister von Preußen Severing verboten wurden. Es war aber die Schwäche der Bewegung, an der auch 

die Partei ein Teil Schuld hatte, daß sie über das bescheiden erreichte Resultat nicht hinausgegangen 

war, und sich damit befriedigte, daß an Stelle Cunos die „große Koalition“ von Stresemann bis Hil-

ferding trat. Weder in den darauffolgenden Monaten noch in der sogenannten Oktober-Krise ver-

mochte wieder die Partei die Betriebsrätebewegung so zu beleben und in den Vordergrund zu schie-

ben, daß sie die Schaubühne des Wirkens und Kampfes beherrscht. Wäre das geschehen, dann wären 

die theoretischen Debatten mit den Sozialdemokraten, während der „Einheitsfront“-Verhandlungen 

in Berlin, Hamburg und anderwärts über „die Bedeutung der Betriebstäte“ [220] entbehrlich gewesen, 

weil die Sprache der Tatsachen stärker ist, als alle grauen Theorien. 

Mit dem Verbot der Partei, mit der Umstellung der Partei nach „links“ scheint die Partei erkannt zu 

haben, was für eine Unmenge von Arbeit sie p r ak t i s ch  und t heo r e t i s ch  auf dem Gebiet des 

Betriebsrätewesens zu leisten hat. Die nächste Zukunft wird zeigen, ob diese Erkenntnis in die Tat 

verwandelt wird. Dabei darf sich aber kein Parteigenosse von der Tat abschrecken lassen, durch die 

Rückschläge, die wir höchstwahrscheinlich in der nächsten Zukunft infolge des Vorstoßes des Un-

ternehmertums und der Völkischen in den Betrieben zu erleiden haben werden. Trotz dieser Rück-

schläge bleibt die Arbeit in den Betrieben – also unter den Betriebsräten – das wichtigste Gebiet der 

Parteiarbeit, die unumgängliche Grundlage unserer Gewerkschaftsarbeit im engeren Sinne, weil sie 

Arbeit un t e r  den  Masse n, an der Stätte und Quelle ihrer Bedeutung im Produktionsprozeß selbst 

ist. 

[221] 
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Die Internationale  

Jahrgang 7 ⁕ Ausgegeben am 28. April 1924 ⁕ Heft 6 

Das Sachverständigengutachten. 

Motto: Erst geköpft, dann gehangen, 

Dann gespießt, auf heißen Stangen, 

Dann verbrannt, dann gebunden 

Und getaucht; zuletzt geschunden. 

P. Q. Das Gutachten der Sachverständigen-Kommission der Ententemächte unter dem Vorsitz des 

amerikanischen Generals Dawes will ein Dokument aus einem Gusse sein. Dieses Dokument, das die 

Sachverständigen einstimmig angenommen haben, soll der Schlüssel sein zur Herstellung von Ruh e  

und  Or dnun g, F r i eden  und  F r eundscha f t, Woh l s t and  und  Z uf r i edenhe i t  auf Erden, 

mindestens aber in Europa. 

Es bleibt zu untersuchen, um welche Ruhe und Ordnung es sich handelt, zwischen wem Friede und 

Freundschaft gestiftet werden soll, für wen Wohlstand und Zufriedenheit mit der Durchführung des 

Planes der Sachverständigen eintreten soll. Schon eine oberflächliche Untersuchung zeigt, daß der 

Plan das genaue Gegenteil von dem leistet, was er angeblich leisten soll, und daß das Sachverständi-

gen Gutachten, kurz und grob gesprochen, ein Abkommen zwischen Räubern ist, welche sich schein-

bar einigen, um einen gemeinsamen Ausplünderungsfeldzug gegen das internationale Proletariat nach 

den in unserem Motto gekennzeichneten Rezepten zu unternehmen, welche aber bei dieser Verein-

barung hauptsächlich daran denken, wie sie sich gegenseitig, trotz aller Beteuerungen von Frieden 

und Freundschaft, von Kampf für die Zivilisation, vernichten werden. 

Das Sachverständigen Gutachten wird von seinen Verfertigern als ein einheitliches organisches Gan-

zes bezeichnet, und die Räuber, welche es im Auftrage der regierenden Räuber und der Könige der 

Konzerne und Banken verfaßt haben, behaupten noch dazu, es sei l ed ig l i ch  e i n  w i r t s cha f t l i -

che s  Dokum en t  und  habe  m i t  Po l i t i k  n i ch t s  z u  tu n. Es soll eben nur die Reparationsfrage 

lösen. Das ist alles. 

Über was eigentlich „die Reparationsfrage“ ist, das wird, selbstverständlich, selbst aus diesem „wirt-

schaftlichen“ Dokument nicht klar und kann nicht klar werden, weil die Reparationsfrage für den 

französischen Imperialismus etwas anderes ist als für den englischen, für den amerikanischen, etwas 

anderes als für beide, und für jede der miteinander innerhalb dieser imperialistischen Staaten ringen-

den Spitzengruppen der Kapitalisten jeweils ebenfalls etwas völlig Verschiedenes und einander Wi-

derstrebendes. 

Das Sachverständigen Gutachten löst die Reparationsfrage ebensowenig, wie irgendein anderer der 

bisher unternommenen kapita-[222]listischen Versuche, und zwar deshalb nicht, weil die Reparati-

onsfrage lösen bedeutet: Die imperialistischen Widersprüche und Gegensätze, welche von den Impe-

rialisten nur kriegerisch gelöst werden können, ohne Krieg zu lösen. Das ist dieselbe Aufgabe, wie 

die, einen viereckigen Kreis oder hölzernes Eisen zu machen. 

Die Reparationsfrage kann nur revolutionär gelöst werden und wird gelöst sein, wenn das europäische 

Proletariat die Bourgeoisie niedergeworfen hat und Europa bedeckt ist von einem Bund proletarischer 

Räterepubliken. 

Doch was sagt das Sachverständigen-Gutachten? Welchen Platz in der Geschichte und welche Stelle 

in ihrer Politik muß diesem Plan die KPD und die Komintern zuweisen? 

Das Gutachten stellt den ernsthaftesten und gefährlichsten Versuch dar, eine zeitweilige Vereinba-

rung der imperialistischen Machtgruppen zur gemeinsamen Ausplünderung des europäischen Prole-

tariats zu schaffen, um eine Atempause für Kriegsrüstungen und um ein Aufmarschgebiet (wirtschaft-

lich, geographisch und psychologisch gesprochen) zu neuen Interventionskriegen gegen Sowjetruß-

land und gegeneinander zu gewinnen. 
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Von diesem Gesichtswinkel aus gesehen, müssen die kommunistischen Parteien dem europäischen 

Proletariat die ungeheuren Gefahren des Versuchs einer Durchführung des neuen Räuberplanes nicht 

nur p r opagand i s t i s ch  klar und bewußt machen, sondern müssen sie auch das Proletariat m ob i -

l i s i e r en  und o r gan i s i e r en  zur Verhinderung auch des Versuchs der Durchführung dieses Skla-

venpaktes, welcher das deutsche Proletariat zu einer Art neuer Industriekulis macht und für das Pro-

letariat der anderen Staaten Europas gleichfalls unerhörteste Gefahren bringt. 

Die po l i t i s chen  Hauptgedanken des Gutachtens sind diese: Deutschland hört auf, ein souveräner 

Staat zu sein, vielmehr wird jeder Zweig des öffentlichen Lebens von Ententekommissaren kontrol-

liert, welche weit größere Befugnisse haben, als je irgendwelche Agenten der imperialistischen Groß-

mächte in der Vorkriegszeit in China oder der Türkei besaßen; die Staatsbetriebe werden privatisiert 

und geraten in die Hände von Kapitalistenkonsortien, über die Tarife entscheidet ein Ententekommis-

sar; die Geldausgabe hängt ab von einem Ententekommissar, der in Wirklichkeit der Kommandant 

einer zentralen Notenbank, einer Bank der Banken ist; die Sanktionen, das heißt militärische Straf-

maßnahmen, sind jederzeit möglich; das Ruhrgebiet bleibt militärisch besetzt; Deutschland muß be-

stimmte Summen zahlen, weshalb der Achtstundentag abgeschafft ist, Hunderttausende von Beamten 

aufs Pflaster geworfen werden müssen und dazu Steuern und Zölle, völlig abhängig von der Willkür 

eines Ententekommissars, wahnsinnig in die Höhe zu schrauben sind. 

Voraussetzungen für die Durchführung sind, wie das Gutachten selbst sagt: Ruhe und Ordnung und 

Stabilität der Währung. Es ist also klar, welche Ruhe und Ordnung das Sachverständigen-Gutachten 

verspricht und meint: Die Ruhe und Ordnung der durch eine zahlreiche Polizei und eine brutale 

Staatsmaschine (welche unter völliger Kontrolle der Ententekommissare steht und von den „souve-

ränen“ deutschen Regierungen lediglich als riesige Polizeimaschine gehandhabt wird) in vierzehn-

stündige Sklavenfron gezwungenen, aber ebenso durch Massenarbeitslosigkeit in Millionen zum 

nachten Hungertod verurteilten, geknebelten Proletariermassen. 

[223] Zwischen wem sollen Friede und Freundschaft herrschen, welche das Gutachten verspricht? 

Zwischen denjenigen deutschen Kapitalistengruppen, welche, wie es im Namen des Reichsverbandes 

der Industriellen der bekannte Scharfmacher und Kruppdirektor So r ge  tat, das Sachverständigen-

Gutachten annehmen, das heißt von vornherein freudig das Amt der von den Kapitalisten der Sieger-

staaten geduldeten und bezahlten Sklavenvögte über das deutsche Proletariat übernehmen. 

Aber selbst Friede und Freundschaft unter den zum gemeinsamen Raub verbündeten Kapitalisten 

kann das Gutachten nicht schaffen. Die Luft- und Seerüstungen Englands, welche unter der „Arbeiter-

Regierung“ Macdonalds ebenso lustig fortgesetzt werden, wie sie unter der konservativen Regierung 

Baldwins in Fortsetzung der Politik sowohl der liberalen wie der unionistischen Vorgänger betrieben 

wurden, richten sich jetzt ausgesprochen gegen den französischen Rivalen. Die Kommissare müssen 

gegeneinander wirtschaften. Denn nicht nur die politischen Gegensätze dieser beiden imperialisti-

schen Mächte sind unversöhnlich, sondern, selbstverständlich (denn das ist die Ursache für die poli-

tischen Gegensätze) erst recht die wirtschaftlichen. Dazu kommt, daß die amerikanischen Kapitalis-

tengruppen untereinander weder Frieden noch Freundschaft halten und die Gegensätze zwischen den 

französischen und englischen jederzeit verschärfen können. Von Frieden und Freundschaft ist keine 

Rede, wohl aber wird Kr i eg  und  Fe i ndscha f t  vorbereitet und organisiert: gegen  Sowj e t r uß -

l an d, das heißt gegen das stärkste, das einzige wirkliche Bollwerk des Proletariats der ganzen Welt. 

Die Rüstungskredite Frankreichs für Polen, die Tschechoslowakei, Rumänien, die Störung der rus-

sisch chinesischen Beziehungen, die Provokation der rumänischen Verhandlungen, dazu noch die 

Methoden des ehrenwerten „Arbeiterführers“ und „Pazifisten“ Macdonald bei den russisch-engli-

schen Verhandlungen zeigen sehr wohl, daß Feindschaft und Haß gegen  da s  P ro l e t a r i a t  groß-

zügig organisiert werden. 

Aber vielleicht werden wenigstens Wohlstand und Zufriedenheit, wie angekündigt, durch das Sach-

verständigen-Gutachten gefördert? Nun, tausend Millionen Goldmarkzahlungen im Jahre 1924/25, 

1200 Millionen Goldmark im Jahre 1925/26, 1200 Millionen Goldmark im Jahre 1926/27, 1750 Mil-

lionen Goldmark im Jahre 1927/28, 2500 Millionen Goldmark (als Minimum) vom Jahre 1928/29 ab, 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 5 – 189 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 18.09.2023 

geleistet „von Deutschland“, das heißt von denjenigen arbeitenden Massen, aus denen man die Zah-

lungen immer preßt, geleistet für eine Reparationslasse, die ein Ententekommissar, genannt „Agent 

für Reparationszahlungen“, so verwaltet, daß die deutschen und internationalen Industriellen und 

Bankiers, welche angeblich belastet werden sollen, für ihre Aktien und Obligationen auch noch hohe 

Zinsen bekommen, zeigen sehr wohl, für wen Wohlstand und Zufriedenheit herauskommen könnten, 

wäre der Plan überhaupt realisierbar. Ausbeu t ung  und  Ve r s k l avung  de r  b re i t en  M a s s en, 

vo l l e  Taschen  f ü r  e i ne  k l e i ne  K l i que  i n t e r na t i ona l e r  Räube r  – das wäre der Erfolg der 

Zahlungen, wenn sie geleistet würden. 

Aber das Proletariat Deutschlands und Europas darf sich keineswegs mit der Erkenntnis zufrieden 

geben, daß der ganze Plan in sich ökonomisch (er setzt voraus, daß gem e i n sam e  Interessen der 

Kapitalisten der verschiedenen Gruppen vorhanden sind, daß die Anleihen zustandekommen, daß die 

Arbeiter sich fügen werden) wie politisch w i de r s i nn i g  ist. Das Proletariat kann nicht abwarten, 

bis [224] dieser Widersinn zum Zusammenbruch der Reparationspolitik der Kapitalisten führt. Das 

Proletariat muß diesen Plan schon dadurch zu ze r s t ö r en  suchen, daß es die Voraussetzungen zu 

seiner Durchführung vernichtet und darüber hinaus dadurch, daß es für jenes Ziel, das wir oben als 

die wirkliche Lösung der Reparationsfrage nannten, die b r e i t e s t en  r evo l u t i onä ren  Massen -

käm pf e  beginnt. 

Die Massenkämpfe in Deutschland (Ludwigshafen, Wasserkante) sind ob j ek t i v  bereits Störungen 

dieser Voraussetzung. Es gilt, diese Kämpfe zu bewuß t en  Kämpfen gegen den Sklavenpakt zu 

machen. Es gilt, darüber hinaus, die breitesten Massen des deutschen Proletariats zu mobilisieren für 

die Losungen der Kommunistischen Partei, welche vom Parteitag in den Vordergrund gerückt worden 

sind und gegenüber dem Sachverständigen-Gutachten noch besonders konkretisiert, lebendig gemacht 

werden müssen. Nicht Kontrolle durch die Ententekommissare, sondern Arbeiterkontrolle der Produk-

tion und Kampf für die Sozialisierung der Industrie durch das Proletariat; nicht Zentralisation der Ban-

ken für den Agenten der Kapitalistengruppen, sondern proletarische Zentralisation unter Kontrolle der 

Angestellten, nicht Scheindemokratie, sondern eherne Klassendiktatur des Proletariats in Gestalt der 

Räterepublik, welche die Kapitalisten enteignet, welche im Bunde mit Sowjetrußland einen ehernen 

proletarischen Block gegen die Ententeräuber bildet, welche vom Proletariat in den Siegerländern ge-

stützt wird und im Bunde mit ihnen den Versailler Räubervertrag zerreißt, keinen Fußbreit deutschen 

Bodens und kein einziges Recht der deutschen Räteregierung preisgibt, und, wenn ihre Kräfte noch  

zu schwach sind, den Räubern jenseits der Grenzen ihre Verträge sofort zerrissen vor die Füße zu 

werfen, wie die russische Räteregierung in Brest-Litowsk sich auf Kosten der Ausbeuter in Deutsch-

land eine Atempause erkauft, bewußt, daß die Weltrevolution keine Phrase ist, sondern kommt, und 

daß sie desto schneller kommt, je energischer das Proletariat jedes Landes seine Bourgeoisie vernich-

tet, seine Klassenherrschaft errichtet und festigt, und je gründlicher es in Verbindung mit den Proleta-

riern aller Länder tritt, nach dem Beispiel, das die Existenz der proletarischen Republik Sowjetruß-

lands gab, dessen revolutionierende Wirkung verzehnfacht würde, wenn de r  Bun d  de r  Rä t e r e -

pub l i ken  vom  ch i ne s i s chen  Meer b i s  an  d i e  Ruhr  und  a n  den  Rhe i n  r e i ch t. 

Die Kommunistische Partei hat die Aufgabe, den breitesten Massen klarzumachen, was auf dem 

Spiele steht. Das Motto an der Spitze des Artikels ist widersinnig: wer geköpft ist, kann nicht gehan-

gen werden, wer verbrannt ist, den bindet man nicht, wer verbrannt, gebunden und getaucht ist und 

dazu gespießt und geköpft, an dem, so sollte man glauben, ist allzuviel Mühe verschwendet worden; 

aber da schon jede dieser Todesarten genügt, so gilt es, sich zu wehren, zumal die internationale 

Bourgeoisie der Sicherheit wegen es vorzieht, alle die genannten Methoden zugleich anzuwenden. In 

Berlin wie in Paris, in London, in Rom, in Newyork haben die einflußreichsten Industriekapitäne dem 

Gutachten zugestimmt, sind die Regierungen mit ihm einverstanden. Die Sozialdemokraten der gan-

zen Welt stimmen ihm begeistert zu. Die Völkischen in Deutschland haben sich etwas spät darauf 

besonnen, daß sie ihren Versprechungen gemäß „eigentlich“ dagegen sein müßten. Und sie alle stim-

men nicht nur aus Gründen der Wahlagitation zu. Sie verstehen, daß das eine der wenigen Möglich-

keiten zu sein scheint, der sozialen Revolution zu entgehen. Zu [225] sein s che i n t. Aber das Prole-

tariat hat keine Zeit zu verlieren: Es zerreiße den Schein und verfahre zum Zwecke seiner eigenen 
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Rettung und Befreiung gegenüber den Klassenfeinden wenigstens ebenso konsequent, hart und ziel-

bewußt, wie diese zum Zwecke der Aufrechterhaltung ihrer Klassenherrschaft das Proletariat ausbeu-

ten und mit Vernichtung bedrohen. 

* 

Der Frankfurter Parteitag. 

I. 

Sofort nach dem Leipziger Parteitag hat die linke Minderheit einen neuen Parteitag verlangt, um die 

Zerreißung der Partei in zwei Teile zu verhindern. Die Minderheit hat dreimal, im Mai, Oktober und 

im Dezember 1923 diesen Parteitag gefordert. Zentrale, Zentralausschuß und Exekutive haben den 

Antrag der Linken im Mai und im Oktober abgelehnt. Erst in der Januar-Konferenz in Moskau ist 

durch die Exe ku t i ve  diese Forderung erfüllt worden, nachdem die Oktoberereignisse die Partei so 

sehr erschüttert hatten, daß ohne Liquidierung der Oktoberereignisse die Partei arbeitsunfähig war 

und sich faktisch 5 Monate – 5! – im wesentlichen nur mit den Auseinandersetzungen über den Ok-

tober befaßte. 

II. 

Im allgemeinen ist die Diskussion theoretischer Fragen auch in einer kommunistischen Partei Privileg 

einer Schicht von oberen Funktionären. Die Mitgliedschaften, durch die Fülle der täglichen Kampf-

aufgaben in intensivste Arbeit eingespannt, nehmen gewöhnlich nur sehr schwach an den theoreti-

schen Auseinandersetzungen teil. So war z. B. die Auseinandersetzung über die Einheitsfronttaktik 

und Arbeiterregierung vor dem Leipziger Parteitag nicht in sehr breite Kreise der Partei gedrungen. 

Erst wenn durch politische Ta t s achen  theoretische Auffassungen eine neue Beleuchtung erfahren, 

wird die ganze Partei von Interesse für diese Fragen ergriffen. So war es nach der Märzaktion, so war 

es im Oktober. Deshalb war der Frankfurter Parteitag eine verhältnismäßig gut vorbereitete Partei-

aussprache. Die Fragen, um deren Erledigung die Partei rang, die Frage der Einheitsfronttaktik als 

Bündnistaktik mit der SPD, die Frage der Arbeiterregierung als demokratisches Zwischenstadium, 

waren durch die Ereignisse in Sachsen und durch die Niederlage des Proletariats im Oktober von 

unmittelbarstem Interesse für die Mitgliedschaften, die mit innerer Anteilnahme und Leidenschaft die 

Debatten vor dem Parteitag führten. Aus dem Bereich theoretischer Formulierungen und Untersu-

chungen war die Einheitsfronttaktik durch das Leben selbst den Hunderttausenden von kommunisti-

schen Proletariern, die die KPD umschließt, zu einem Gegenstand der Untersuchung, des Nachden-

kens und der Ueberprüfung geworden. Die Beschlüsse des Parteitages sind daher tief und fest in den 

Mitgliedschaften vorbereitet und verankert. Der Parteitag stellt nicht die Entscheidung einer Spitzen-

gruppe von Funktionären dar, sondern ist der Abschluß einer Parteidebatte, an der sich die ganze 

Partei wirklich und ernsthaft beteiligt hat. Das war auf alle Fälle ein Gewinn, der nicht unterschätzt 

werden soll, weil bei allen üblen Auswirkungen – zeitweilige Lähmung der praktischen Arbeit – diese 

Parteidebatte das ungeheure Plus der Verstärkung des politischen Interesses und der politischen An-

teilnahme in den breiten Massen unserer Partei hatte. [226] 

III. 

Dank dieser intensiven Vorbereitung bot der Parteitag im allgemeinen ein sehr ruhiges Bild. Ueber 

die taktischen Fragen war bereits vor dem Parteitag die Entscheidung gefallen. Die Partei hatte sich 

mit überwältigender Mehrheit auf den Boden der Linken gestellt. Die Mehrheit, die die Linke auf 

dem Parteitag hatte, 92 Delegierte, war fest und sicher in allen Fragen geeint, zusammengeschlossen 

nicht nur durch eine gemeinsame These, sondern durch gemeinsame ernste Erfahrungen. Ueber die 

Mehrheitsgruppe des Parteitags hinaus hatte sich aus all den Erfahrungen unter Auswertung dieser 

Erfahrungen innerhalb der Partei das zukünftige Aktionsprogramm der Partei bereits soweit heraus-

geschält, daß die entscheidenden Beschlüsse über die nächsten Aufgaben, wie über die Analyse der 

Situation einstimmig gefaßt worden sind. 

Die Differenzen zwischen der Minderheit des Parteitags und der Mehrheit bezogen sich im wesentli-

chen auf die Beurteilung der Vergangenheit. Aber selbstverständlich gibt es in einer Partei keine 
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Differenzen über die Vergangenheit, die nicht zugleich Differenzen über die Zukunft sind. Die Dif-

ferenzen zwischen Minderheit und Mehrheit über die Vergangenheit bestanden im wesentlichen in 

zwei Punkten: 

1. in der Beurteilung des Oktobers; 

2. in der Beurteilung der Resultate der Einheitsfronttaktik für Deutschland. 

In der Frage des Oktobers vertrat die linke Mehrheit nach wie vor ausdrücklich die Auffassung, daß 

die Kampfmöglichkeiten im Oktober gegeben waren und daß die Partei durch eine falsche Einstellung 

zur Perspektive und Taktik diese Kampfmöglichkeiten nicht ausgenützt hat. Die Stellung der soge-

nannten Mittelgruppe zum Oktober ist einer der unklarsten Punkte ihrer ohnehin sehr verschwomme-

nen Stellungnahme überhaupt. Sie hat diese Stellungnahme zum Oktober in der Partei und in der 

Internationale vielfach gewandelt und gewechselt, um in ihren Parteitagsthesen ganz nahe an den 

Standpunkt der Linken heranzurücken. An sich ist es ja keine prinzipielle Frage, auch keine taktische 

Frage, ob man eine Kampfsituation so oder so einschätzt. Am unmöglichsten aber ist die halbzusa-

gende, halb ablehnende Stellung, die die Mittelgruppe eine ganze Zeit in der Partei vertreten hat, 

nämlich die Auffassung, daß der Grundfehler im Oktober darin bestanden haben soll, daß die Partei 

keine „Rückzugsgefechte“ geführt hat. Was soll das heißen? Darunter kann man doch nur verstehen, 

daß ein Kampf, der abgebrochen werden muß, weil die Kräfte nicht weit genug reichen, im Kampf 

abgebrochen werden soll, also mit Verengerung des Kampfzieles und mit dem Hinweis auf neue 

Kämpfe. So hat sich der große Cuno-Streik nach dem Abbruch in Berlin in vielen Teilen des Reiches 

in wirtschaftlichen Kämpfe umgesetzt, die noch tagelang nach dem Abbruch des eigentlichen Gene-

ralstreiks weitergingen. Das waren Rückzugsgefechte, denen aber natürlich ein Vorstoß vorausgehen 

mußte. Das Entscheidende aber im Oktober war, daß überhaupt kein Kampf stattgefunden hat, so daß 

es einfach hilfloses Gestammel ist, wenn man sagt, man hätte Rückzugsgefechte führen müssen, 

nachdem die Partei überhaupt nicht aus ihrer Passivität herausgekommen war: Außerdem ist es wie-

derum das Entscheidende an der Oktobersituation, daß in einem bestimmten Sinne diese Situation 

dem Proletariat kein Ausweichen möglich machte. Entweder mußte die Arbeiterklasse gegen den 

Vormarsch des General Mü l l e r  in Sachsen, gegen die Seeckt-Diktatur in den Generalstreik treten 

und das Umschlagen dieser Streikbewegung in große, bewaffnete Auseinandersetzungen mit der 

Bourgeoisie war in dieser mit allen Krisen und Spannungen [227] geladenen Atmosphäre unvermeid-

lich, oder sie mußte vollkommen vor dem Gegner zurückweichen, wie das ja auch tatsächlich gesche-

hen ist. Der rechte Flügel der KPD beantwortet die Frage des Oktobers klar entschieden: Der Kampf 

konnte nicht aufgenommen werden, es mußte ausgewichen werden. Die Antwort ist falsch, aber we-

nigstens die Fragestellung ist richtig. Das Herumlavieren und Herumtorkeln um diese Frage des Ok-

tobers charakterisiert die Mittelgruppe am besten in ihrer ganzen Schwäche und Halbheit. Sie wagt 

nicht zu sagen, daß sie die objektive Lage nicht für genügend revolutionär hielt, um dem Proletariat 

den Kampf möglich zu machen; sie wagt aber auch nicht, sich auf den Standpunkt der Linken zu 

stellen. Der Grund dafür ist ganz einfach: Die Mittelgruppe umschließt Elemente der Rechten, die 

sagen, daß der Kampf unmöglich war, und sie umschließt Elemente, die mehr zur Linken neigen, die 

für die Kampfaufnahme im Oktober sind. Um einen Ausgleich zwischen diesen Elementen herbeizu-

führen, sagt die Mittelgruppe bald abwechselnd, bald gleichzeitig ja und nein. Aber warum scheut 

sich die Mittelgruppe vor einer klaren Antwort über den Oktober, die doch an sich keine taktische, 

viel weniger eine prinzipielle Entscheidung in den Parteidebatten sein konnte? Weil eine Bejahung 

der Kampfmöglichkeiten im Oktober bei der Tatsache, daß die Partei den Kampf nicht aufgenommen 

hat, in sich die Verurteilung der Politik, wie sie die Partei vor und nach dem Leipziger Parteitag 

getrieben hat, enthält. Die Mittelgruppe kritisiert zwar diese Politik, trotzdem sie sie verantwortlich 

geleitet und mitgemacht hat, aber wiederum ebenso halb und unzulänglich, ebenso wieder mit ja und 

nein und mit den größten, inneren Widersprüchen. 

Hier zeigt sich auch die größte Differenz, die zwischen Minderheit und Mehrheit bestand, die aber 

auf dem Parteitag seitens der Minderheit nur unzulänglich herausgeschält wurde. Diese Differenz 

besteht in der Frage der E i n he i t s f r on t t ak t i k. 
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Die sogenannte Mittelgruppe versucht hier zu konstruieren, als ob die linke Mehrheit überhaupt gegen 

die Einheitsfronttaktik wäre; sie folgert daraus, daß diese Ablehnung der Einheitsfronttaktik zur Ab-

kapselung und Absperrung der Partei von der Masse führen müsse. (Am Anfang der Parteidebatte 

hatte die Mittelgruppe sich gehütet, diesen Standpunkt zu beziehen, sondern sie hat sich mehr auf die 

Verteidigung der Vergangenheit der Partei beschränkt.) Was ist das Falsche und Gefährliche an dieser 

Art der Fragestellung. Daß man wieder von de r  Einheitsfronttaktik „a n  s i c h“ zu sprechen beginnt, 

während es der größte und entscheidende Fortschritt der Januar-Konferenz in Moskau gewesen ist, 

daß man endlich klar zu formulieren versuchte, was die Einheitsfronttaktik ist und was sie nicht ist. 

Einheitsfronttaktik ist nicht die Taktik des Bündnisses mit der SPD, der Koalition mit der SPD als 

Partei; Arbeiterregierung ist nicht die demokratische Machteroberungsmöglichkeit. Das waren Ar-

beiterregierung und Einheitsfronttaktik nach den Formulierungen des Leipziger Parteitages, nach den 

Formulierungen der deutschen Partei. Und manche sehr weitherzige Formulierungen der Internatio-

nale haben diese Möglichkeiten in der deutschen Partei offen gelassen. Sonst hätte die deutsche Zent-

rale nicht jahrelang solche Formulierungen ohne offiziellen Protest der Exekutive machen können. 

Was ist der Standpunkt der deutschen Linken in der Frage der Einheitsfronttaktik? Wendet sich die 

Mehrheit der Partei gegen die Agitations- und Mobilisationsmethode der Einheitsfronttaktik, also 

gegen die Sammlung des Proletariats für bestimmte konkrete Tagesziele unter Führung der Kommu-

nisten? Wendet sich die Mehrheit der Partei gegen die Mobilisationsmethode der Schaffung bestimm-

ter proletarischer Organe zur Erkämpfung dieser Tagesziele durch breite Arbeitermassen unter Füh-

rung der KPD. Die [228] Mehrheit der Partei hat sich niemals gegen gewandt und wird sich niemals 

wenden gegen eine taktische Methode der Sammlung der Arbeitermassen, gegen ihre Mobilisation 

für Kämpfe, auch wenn diese Kämpfe zunächst um ein Stück Brot oder um 5 Pfennig Lohn gehen. 

Die deutsche Linke hat einen viel zu bitteren Anschauungsunterricht genossen an der traurigen Ent-

wicklung der KAPD, deren rein „propagandistische“ Einstellung zu ihrer völligen Absperrung von 

den Arbeitermassen und ihrem Zerfall geführt hat, um solche elementare und primitive Fehler wie-

derholen zu können. 

Die Mehrheit der Partei hat gerade, was die Agitations- und Mobilisationsmethoden der Einheits-

fronttaktik betrifft, der Partei wertvolle praktische Initiativen im Laufe der letzten Jahre gegeben. 

(Interparteiliche Konferenzen an der Wasserkante 1921, parteilose Konferenzen in Schlesien 1921 

und nicht zuletzt die Betriebsrätebewegung, die doch im wesentlichen von der Linken in die Welt 

gesetzt worden ist, und man vergesse auch nicht, daß die Bewegung für die proletarischen Hundert-

schaften aus einer Selbstschutzbewegung linker Berliner Jugendlicher mit entsprungen ist) Was die 

linke Mehrheit für Deutschland und für die Internationale, für alle Zukunft verhindern will, das ist, 

daß nach den bitteren deutschen Erfahrungen Formulierungen der Einheitsfronttaktik an sich möglich 

sein sollen, die den Schlupfwinkel für die Theorie und Praxis der demokratischen Illusionen, für die 

Verwischung der Rolle der Kommunistischen Partei, für die Verseuchung unserer mittel- und west-

europäischen Parteien mit sozialdemokratischem und opportunistischem Gift möglich machen. Das 

Gerede über die Einheitsfronttaktik an sich, womöglich noch in der Betonung, daß man aus ihr die 

bolschewistische Taktik, den Leninismus überhaupt macht, ist für die unreifen mittel- und westeuro-

päischen Parteien eine außerordentlich schwere Gefahr, und es wird Aufgabe des 5. Weltkongresses 

sein, dieses gefährliche und opportunistische Gerede ein für allemal zu liquidieren. Niemand von der 

linken Mehrheit in Deutschland denkt daran, der Internationale „starre“ Formeln aufzwingen zu wol-

len oder sich „prinzipiell“ gegen Manöver, gegen Spitzenverhandlungen und dergl. mehr zu wenden, 

sondern was die Linke sich zum Ziele setzt und was sie auf dem Weltkongreß vertreten wird, das ist, 

daß eine Konkretisierung der Einheitsfronttaktik für alle Länder gefunden wird, eine Formulierung 

dieser taktischen Methode als Agitations- und Mobilisationsmethode der Massen für bestimmte Ta-

geskämpfe und Tagesziele, bei der jede Möglichkeit des Eindringens des Opportunismus und des 

Verseuchens unserer Partei mit revisionistischen Auffassungen über die Rolle der Partei und die pro-

letarische Diktatur von vornherein vermieden und unmöglich gemacht wird. Dabei wird sich unserer 

festen Ueberzeugung nach ergeben, daß im gegenwärtigen Stadium der Entwicklung der Komintern 

die Einheitsfronttaktik nur „von unten“ angewandt werden kann, d. h., daß das Schwergewicht der 

Einheitsfronttaktik in der Mobilisation breiter Arbeitermassen für bestimmte Tagesziele liegt, daß 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 5 – 193 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 18.09.2023 

man für diese Tagesziele als Kommunist nicht nur agitieren kann, sondern daß man Kampforgane der 

Arbeiterschaft schaffen muß, die über den Rahmen der kommunistischen Partei hinaus, breite Arbei-

terschichten für die Durchsetzung dieser Kampfziele bereinigen. Daß aber Entlarvungs- und Demas-

kierungsmanöver oder gar gemeinsame Aktionen mit den Spitzen der anderen Parteien im gegenwär-

tigen Entwicklungsstadium der Komintern und der europäischen Arbeiterbewegung ohne Bedeutung 

sind, und die Gefahren, die diese Demaskierungs- und Entlarvungsmanöver bringen, im gegenwärti-

gen Moment größer sind als ihre Vorteile. Wenn sogar die deutschen Kommunisten, die über einen 

verhältnismäßig großen Stab gut geschulter Funktionäre verfügten, in eine derartig entsetzliche Sack-

gasse geraten konnten, wie es die sächsische Regierung tatsächlich gewesen ist, [229] was soll dann 

mit den jungen Bruderparteien in Mittel- und Westeuropa geschehen, wenn sie sich bei vielfach über-

legenen Gegnern – zahlenmäßig und was ihre Manövrierfähigkeit betrifft – in ähnlichen Situationen 

befinden, wie die deutschen Kommunisten im Oktober 1923 mit den linken Sozialdemokraten in 

Sachsen und Thüringen? Man stelle sich z. B. ein zeitweiliges taktisches Bündnis zu Demaskierungs-

zwecken zwischen den österreichischen Sozialdemokraten und österreichischen Kommunisten vor, 

oder das gleiche in Belgien, England usw.! Die deutsche Linke ist überzeugt, daß, wenn man wirklich 

konkretisieren will, Land für Land hernehmen wird, versuchen wird, zu analysieren und praktisch die 

gegenwärtigen Methoden abzuzeichnen, die Schlußfolgerung für die Internationale sein wird, nicht 

nur für Deutschland, sondern für die gesamte Internationale: Einheitsfront von unten. Wenn die eng-

lischen Kommunisten in der gegenwärtigen Periode zum Beispiel wirklich an die Schaffung proleta-

rischer Organe zur Durchsetzung eines bestimmten Aktionsprogramms der englischen Arbeiterregie-

rung gegenüber gehen würden, könnten sie eine viel aktivere Rolle in der jetzt so bedeutungsvollen 

Periode der englischen Arbeiterbewegung spielen. Der große und entscheidende Fehler der Mittel-

gruppe auf dem Parteitag bestand darin, daß sie die Frage der Einheitsfronttaktik auf die alte Brandler-

Manier „an sich“ stellte, ohne irgendwelchen Versuch, die revisionistischen Abirrungen wirklich aus-

zuschalten. Der innere Widerspruch kommt dann bei der Formulierung für Deutschland heraus. Ent-

weder ist im gegenwärtigen Moment der Entwicklung der Komintern die Einheitsfronttaktik als Agi-

tations- und Mobilisationsmethode in ihrem Schwergewicht nach unten, also auf die Schaffung pro-

letarischer Organe zum Kampf um Tagesforderungen zu legen, oder es ist die alte Demaskierungs-

methode fortzusetzen. Dann ist aber auch nicht einzusehen, warum nur für Deutschland „von unten“ 

gelten soll. Denn wenn bei ihrer Anwendung in Deutschland tausendmal Fehler gemacht worden sind, 

und diese Fehler für die Internationale die Wiederholung dieser Methoden nicht ausschließen, ist auch 

nicht einzusehen, warum für Deutschland die Wiederholung dieser Methode unter Vermeidung dieser 

Fehler verboten sein soll. Es  i s t  ganz  k l a r, da ß, wenn  d i e  Mi t t e l g r uppe  so  ha r t näc k i g  

d i e  E i nhe i t s f r on t t ak t i k  a n  s i ch  i m  i n t e r na t i ona len  Maßs tabe  ve r t e id i g t, s i e  s i ch  

den  W e g  o f f en  l a s sen  wi l l  zu r  Rüc kkeh r  z u  den  Me t hoden  de r  E i nhe i t s f r on t t ak -

t i k, w i e  s i e  vo r  dem  Ok t obe r  i n  Deu t s ch l and  angewand t  wu r de n. Und das hat der Par-

teitag gefühlt, daß der harte Kampf um die Einheitsfronttaktik an sich eigentlich der Kampf um den 

alten Brandlerismus gewesen ist, und deshalb hat der Parteitag diese Auffassung der Mittelgruppe 

abgelehnt, da die deutsche Partei aufrichtig die Rückkehr zur Theorie und Praxis des Leipziger Par-

teitags verhindern will. 

Das ist zugleich auch die Erklärung für die politischen und organisatorischen, verhältnismäßig schar-

fen Auseinandersetzungen mit der Mittelgruppe, wie sie der Frankfurter Parteitag gebracht hat. Die 

historischen Gründe, die Schuldfrage, die Anteilnahme der Mittelgruppe an der Brandlerpolitik spielen 

hier die zweite Rolle. Trotz der scheinbaren Geringfügigkeit der politischen Differenzen zwischen 

Mehrheit und Minderheit spürt die Gesamtpartei, daß die Mittelgruppe in Wahrheit heute die Position 

der Rechten verteidigt. Trotz aller „linken“ Formulierungen und Annäherungen. Die deutschen Kom-

munisten haben über die Rückkehr zur rechten Theorie und Praxis nach äußerst linken Formulierungen 

eine Fülle von Erfahrungen. Auf dem Jenaer Parteitag z. B. hat man außerordentlich linke Formulie-

rungen angenommen, aber nachdem die damalige linke Parteimehrheit organisatorisch nicht genü-

gende Sicherungen zu treffen ver-[230]stand, ist nach dem Jenaer Parteitag eine Politik gemacht wor-

den, die den Beschlüssen des Parteitages keineswegs entsprach. Die ganze Entwicklung der letzten 

fünf Jahre innerhalb der KPD, der USPD zeigen immer wieder dasselbe Bild: linke Formulierungen 
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und eine Politik, die diesen direkt entgegensteht. Desha l b  war der Frankfurter Parteitag so scharf 

mit dem, was sich Mittelgruppe nannte. Die Partei will wirklich einen Strich unter die Vergangenheit 

ziehen und ein neues Kapitel beginnen. Die Partei will, soweit das möglich ist, durch Beschlüsse und 

organisatorische Maßnahmen festlegen, welchen Weg die Partei zu gehen hat. Die Rechten waren 

zwar organisatorisch auf dem Parteitag nicht vertreten, aber politisch waren sie tatsächlich durch die 

Mittelgruppe vertreten, die, wie Brandler es ausdrückte, neun Zehntel seiner Auffassungen durch den 

Mund ihres Referenten ausgesprochen hatte. Das war nicht nur Parteitagsdemagogie, das entsprach 

den Tatsachen. Deswegen ist es nicht notwendig, über die Rechten noch etwas zu sagen, – mit der 

Kritik der Mittelgruppe sind die Rechten erledigt. 

IV. 

Das Ergebnis des Frankfurter Parteitags ist der Abschluß der Parteidebatten über die Oktoberfrage, 

ist der Beginn neuer Arbeit, der Beginn der Konsolidierung. Das wichtigste Ergebnis aber ist die 

Bildung einer Mehrheit innerhalb der Partei, die auf festeren und solideren Füßen steht als die Mehr-

heit des Leipziger Parteitags; eine Mehrheit, die getragen ist von den wichtigsten industriellen Orga-

nisationen, mit einer einzigen Ausnahme von allen norddeutschen Organisationen und allen rheini-

schen Organisationen, von der Mehrheit der süddeutschen Organisationen und von entscheidenden 

Teilen der mitteldeutschen Organisationen. Die Minderheitsgruppe ist nicht eine Minderheit, welche 

starr als Minderheit in der Partei bleiben wird, sondern wenige Wochen nach dem Parteitag sehen 

wird, daß der Prozeß der Zusammenschmelzung der Mehrheit und der Minderheit, was das Miteinan-

derleben und Miteinanderarbeiten der Or gan i sa t i onen  betrifft, große Fortschritte macht. Der un-

heilvolle Riß, der durch Leipzig in die Partei gebracht wurde, die Wunden zwischen den mitteldeut-

schen und norddeutschen Organisationen beginnen zu heilen und das ist mit eines der wichtigsten 

Ergebnisse des Frankfurter Parteitages. 

V. 

Mit besonderer Spannung haben die Mitglieder vom Parteitag die Entscheidung über die Gewerk-

schaftsfrage erwartet. Einige Unheilsraben haben hier großes Unglück vorauszuprophezeien ver-

sucht, aber der Parteitag hat sehr klar und sehr eindeutig für das Weiterarbeiten in den Gewerkschaf-

ten entschieden. Und das ist mit einer der wichtigsten und entscheidendsten Beschlüsse des Parteita-

ges. Von der Fortführung unserer Arbeit in den Gewerkschaften, von ihrer Besserung, von der Durch-

setzung einer wirklichen, aktiven Politik in unseren Gewerkschaftsfraktionen hängt das Schicksal der 

Partei außerordentlich stark ab. Der Parteitag hat neben der prinzipiell eindeutigen Entscheidung noch 

genauere und konkrete Anweisungen über die Arbeit unter den Ausgeschlossenen und Unorganisier-

ten zu geben versucht und hat dadurch der Partei die Möglichkeit der praktischen Arbeit und Beruhi-

gung bei diesem Punkt gegeben. Der Ar be i t e r kong re ß, der von einigen Organisationen aus-

schließlich zur Stellung der Gewerkschaftsfrage verlangt wurde, ist vom Parteitag in einen po l i t i -

s chen  Kam pf kong re ß  umgewandelt worden, was ebenfalls einer der entscheidendsten und fol-

genschwersten Beschlüsse des Parteitages ist. Die Umwandlung des Arbeiterkongresses in einen po-

litischen Kampfkongreß schaltet die Möglichkeit [231] aus, daß die Abhaltung des Kongresses den 

Spaltungsabsichten der Amsterdamer Vorschub leistet und daß er unsere Arbeit innerhalb der Ge-

werkschaften erschwert. Die Zentrale der Partei hat unmittelbar nach dem Parteitag das Sachverstän-

digengutachten benützt, um den Organisationen, die den Arbeiterkongreß einberufen werden, als 

zentrale Aufgabe dieses Kongresses den Kampf gegen die doppelte Ausbeutung des deutschen Pro-

letariats durch einheimische und fremde Kapitalisten zu empfehlen. 

VI. 

Auf dem Parteitag hat die linke Mehrheit eine Reihe von Differenzen mit der Exekutive der Komintern 

gehabt, deren Erledigung der 5. Weltkongreß bringen wird. Die Linke hatte in der Partei schon zu 

verschiedenen Zeitpunkten Auseinandersetzungen mit der Exekutive. Die Exekutive stand ganz scharf 

gegen die Linke in der Partei nach der Märzaktion in dem berühmten Otsowisten-Brief, der auf dem 

Jenaer Parteitag eine große Rolle spielte und eine höchst bedeutsame Plattform des Kampfes der KAG 

gegen die Linke wurde. In der Frage der Sachwerterfassung und der Syndizierung nach dem Jenaer 
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Parteitag teilte die Exekutive ebenfalls den Standpunkt der damaligen Parteimehrheit und half ihr, die 

Beschlüsse des Jenaer Parteitages über das Steuerprogramm im Sinne der Sachwerterfassung zu re-

vidieren. Bis nach der zweiten Liquidatorenkrise unter Ausstoßung Frieslands und der 21 KAGisten 

aus der KPD wurde die Linke von der Exekutive scharf und eindeutig bekämpft. 

Der Standpunkt der Linken stimmte dagegen im Jahre 1922 in drei Fragen mit dem der Exekutive 

überein: 1. in der Beurteilung der Berliner Konferenz der drei Internationalen (Artikel Lenins und 

Sinowjews: „Wir haben zu teuer bezahlt“); 2. in der Beurteilung der Rathenau-Kampagne; 3. in der 

Verurteilung und Zurückziehung der Ausschlüsse der tschechischen Linken, die auf dem Zentralaus-

schuß der KPTsch mit Hilfe der deutschen Genossen Brandler und Kleine erfolgten. 

Auf dem 4. Weltkongreß der Komintern wurde ein Teil der Kritik der Linken als richtig akzeptiert 

(Gefahren der Einheitsfronttaktik, Rathenau-Aktion), ein anderer Teil (Die Fragen des Revisionismus 

und Opportunismus in der KPD und Komintern) zurückgewiesen. In der wichtigen Frage des Eintritts 

in die sächsische sozialdemokratische Regierung stimmte der Standpunkt der linken Weltkongreß-

delegierten mit dem der Exekutive überein. Die Exekutive hat bekanntlich damals den Eintritt in die 

sächsische Regierung eindeutig abgelehnt. Nach dem Leipziger Parteitag fand im Mai in Moskau eine 

Verständigungskonferenz statt, auf der die Linke in zwei entscheidenden Fragen desavouiert wurde: 

1. in der Frage der Ruhrpolitik (Essener Ruhrparteitag); 2. in der Frage der Unterstützung der Zeigner-

Regierung. Der Extrakt der Maikonferenz war im wesentlichen folgender: Die Linie der Zentrale ist 

im allgemeinen richtig, aber sie macht bei der Formulierung und Durchführung ihrer Linie viele Feh-

ler. Die Linie der Linken ist im allgemeinen falsch, aber sie weist bei ihrer Kritik auf viele beachtens-

werte und richtige Punkte hin. 

Im Oktober, wo eine neue Konferenz zwischen Zentrale und Minderheit in Moskau stattfand, wurde 

das Verlangen der damaligen Zentrale nach organisatorischen Maßregeln gegenüber der Linken zu-

rückgewiesen, der Standpunkt der Zentrale im allgemeinen wiederum bestätigt, der Eintritt in die 

sächsische Regierung gegen den Widerspruch der Linken beschlossen, aber die allgemeinen politi-

schen Formulierungen in der Richtung der linken Forderungen hin beschlossen. (Fallenlassen der 

Sachwerteparole für den Oktober, Rettungsprogramm, Propaganda der Arbeiterregierung als Syno-

nym der proletarischen Diktatur) 

[232] In der Januar-Konferenz wurde der Standpunkt der Leipziger Mehrheit desavouiert, die Theorie 

und Praxis der demokratischen Zwischenstufen, die Auffassung der Einheitsfronttaktik als Bündnis-

taktik ausdrücklich abgelehnt, aber die Januar-Konferenz hat weder in der Frage des Oktobers noch 

in der Frage der Einheitsfronttaktik den Standpunkt der Linken geteilt. Die Exekutive will die Formel 

der Einheitsfront von unten nur für Deutschland gelten lassen. Diese Differenzen bestehen natürlich 

noch heute und es sind noch einige hinzugekommen: 

I. Die Exekutive hatte Sorge über die Aufrollung der Gewerkschaftsfrage in Deutschland. Die Sorge 

der Exekutive um die schädlichen Folgen einer Taktik, die den Kommunisten das Herauslaufen aus 

den Gewerkschaften gestattet, wird von der linken Mehrheit voll und ganz geteilt. Die Linke hat 

weder in der Vergangenheit noch in der Gegenwart jemals einen anderen Standpunkt in der Gewerk-

schaftsfrage vertreten. In dieser Frage bestehen also keine wirklichen Differenzen, sondern es gibt 

höchstens verschiedene Auffassungen über die Art und Weise, wie man die Partei, die in diesen 

Punkte besonders krank und schwierig zu behandeln ist, auf eine vernünftige Arbeit einstellen kann. 

2. In der Partei sind bei der Abwendung der Mitgliedschaften von der Brandlerpolitik eine Reihe von 

Entgleisungen und Abweichungen vorgekommen, die die Exekutive ultralinke Abweichungen be-

fürchten lassen. Die Verteidigung der Auffassungen Rosa Luxemburgs in den Organisationsfragen, 

in der nationalen und Agrarfrage, wie sie hier und da vor dem Parteitag laut geworden ist, Uebertrei-

bungen der Kritik der opportunistischen Abweichungen in der Internationale, Abweichungen in der 

Gewerkschaftsfrage und ähnliche Zeichen verleiten die Exekutive zu der Annahme, als wenn die 

Bildung eines ultralinken Flügels in der Partei als eine ernste aktuelle Gefahr anzusehen wäre. Wie 

steht es damit in Wirklichkeit? Niemand von der Parteimehrheit wird ableugnen, daß solche Erschei-

nungen da sind, daß sie mit aller Entschiedenheit zurückgewiesen werden müssen. Aber trotzdem 
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übertreibt ihrerseits die Exekutive, wenn sie diesen Erscheinungen eine solche Bedeutung beimißt, 

die sie tatsächlich nicht haben. Im Gegenteil, es ist erstaunlich, wie geringfügig diese Strömungen 

gewesen sind. Die Krise der Partei war so schwer, daß man viel mehr an solchen Abweichungen hätte 

erwarten müssen. Auch die Exekutive mußte in der Januar-Konferenz bei der Umstellung der Partei 

durch ihre Beschlüsse damit rechnen. Irgend eine ernste, organisierte Strömung mit Rückhall in ir-

gendeiner Organisation stellen diese Abweichungen nicht dar. Die Differenzen zwischen uns und der 

Exekutive bestehen nicht in der Beurteilung dieser Erscheinungen, in der wir einig gehen, sondern in 

der Frage, ob man jetzt durch sehr viel Prügel und ungeheures Geschrei über diese „ultralinken“ 

Abweichungen künstlich die Herausbildung einer Gruppe fördern soll, die noch nicht vorhanden ist, 

oder ob die Partei nicht genügend Kraft hat, durch eine Zurückweisung dieser Abweichungen ohne 

politische und organisatorische Ueberhitzung mit diesen Abirrungen fertig zu werden. Ein ernster 

Kampf gegen rechte Theorie und rechte Praxis ist die beste Schutzmaßregel gegen solche Abwei-

chungen und die deutsche Partei ist ihrer ganzen Zusammensetzung, ihrer ganzen Praxis, ihrem gan-

zen Funktionärstabe nach absolut kein Boden für sektiererische Exzesse. Im Gegenteil ist die reale 

Gefahr rechter Abweichungen in der Theorie und in der Praxis in der [233] deutschen Partei heute 

noch viel stärker, trotz aller linken Entscheidungen, Formulierungen und Parteitagsbeschlüsse. 

3. Eine Differenz bestand ferner mit der Exekutive in der Frage der Zusammensetzung der Zentrale. 

Die Exekutive wünschte eine größere Vertretung der Mittelgruppe in der Zentrale. Der Parteitag ist 

diesem Wunsche nicht nachgekommen. Jena, Leipzig, Sachsen, das Jahr 1923 waren so bittere Leh-

ren, daß die Partei nicht noch einmal leichtfertig in der organisatorischen Sicherung ihrer Auffassun-

gen sein konnte. Wir sind überzeugt, daß diese Fragen der Zusammensetzung der Zentrale in der 

Auseinandersetzung auf dem 5. Weltkongreß eine sehr untergeordnete Rolle spielen werden. Trotz 

der Differenzen, die die jetzige Mehrheit in der Vergangenheit in verschiedenen Punkten mit der 

Exekutive hatte, ist sich die Linke voll und ganz bewußt, daß jetzt, nachdem sie die Führung der 

Partei ergriffen hat, die absolut solidarische Zusammenarbeit mit der Exekutive für das Gedeihen der 

deutschen Partei eine Frage von höchster Bedeutung ist. Wir werden auf dem 5. Weltkongreß unsere 

Auffassungen entwickeln, sind aber fest überzeugt, daß die Exekutive trotz der Differenzen in den 

einzelnen Fragen der Partei helfen wird, ihre jetzigen Schwierigkeiten zu überwinden und die begon-

nene Konsolidierung weiterzuführen. Ernste Differenzen mit der Exekutive würden eine neue Krise 

für die deutsche kommunistische Bewegung bedeuten und die kaum begonnene Arbeit entscheidend 

lähmen. 

VII. 

Die Partei hat nach dem Frankfurter Parteitag ihre Arbeit begonnen. Ihre Lage ist eine sehr schwie-

rige. Die erste und wichtigste Aufgabe ist die Sammlung ihrer Kräfte, die Mobilisierung aller Mit-

glieder, die verstärkte politische Arbeit unter den Massen der Arbeiter, des ländlichen und städtischen 

Proletariats und des proletarisierten Mittelstandes. Die Partei steht dort, wo sie vor dem Oktober 

stand, und ihre zentrale Aufgabe heißt heute: so festen Boden in den Massen zu gewinnen, daß sie zu 

entscheidenden Kämpfen übergehen kann. Nur geht sie heute mit einer anderen Einstellung an die 

Erfüllung dieser Aufgaben heran. Die Gewinnung der Massen in den Tageskämpfen darf nicht mehr 

geschehen unter Verschleierung des kommunistischen Gesichts und des kommunistischen Pro-

gramms, damit die Massen, die wir erobern, nicht erobert werden für eine trügerische Koalition zwi-

schen SPD und KPD, sondern für den Kampf unter Führung der KPD. Das Sachverständigengutach-

ten eröffnet eine neue Phase der kapitalistischen Offensive in Deutschland, eine neue Phase des 

Elends und des Hungers für die deutsche Arbeiterklasse. Die Annahme des Sachverständigengutach-

tens, die Aussaugung und Auspressung der deutschen Arbeiterklasse durch die deutschen und inter-

nationalen Räuber ist, trotz aller pazifistischen Redensarten der Amsterdamer, begleitet von einer 

verschärften Kriegsrüstungspolitik der imperialistischen Mächte und neuen kriegerischen Vorberei-

tungen gegen Sowjetrußland. Nach der Niederlage des deutschen Proletariats im März 1921 hat die 

KPD zwei Jahre Zeit gehabt, um die Massen für den entscheidenden Kampf zu sammeln und zu 

gewinnen. Niemand von uns kann sagen, wie lange die gegenwärtige Vorbereitungsperiode für die 

kommenden Kämpfe dauern wird, ob sie kürzer oder länger sein wird, als die zwei Jahre, die hinter 
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uns liegen. Zwei entscheidende Fehler dürfen wir aber nicht mehr wiederholen: 1. Daß wir in den 

unmittelbaren Kämpfen der Gegenwart die Organisation der Revolution verschieben und in den Hin-

tergrund treten lassen; 2. daß wir die Partei auf so lange Sicht einstellen, wie es faktisch nach dem 

Jenaer Parteitag geschah, daß man bei neu eintretenden imperialistischen Konflikten, wie es der [234] 

Ruhrkonflikt war, die Partei nicht genügend schnell und rasch und energisch auf entscheidende 

Kämpfe einstellen kann. 

In den Tageskämpfen um Lohn und Brot an der Spitze der proletarischen Massen zu stehen und dort 

täglich und stündlich in den Tageskämpfen und durch die Tageskämpfe die Revolution zu organisie-

ren, gleichzeitig in der Partei das Gefühl lebendig zu erhalten, daß die Entscheidungskämpfe schon 

morgen kommen können, aber nüchtern und sorgfältig die Arbeit der Eroberung der Massen durch-

zuführen, das ist die Aufgabe, die der Parteitag der Partei gestellt hat. Von ihrer Durchführung hängt 

der Sieg der deutschen Arbeiterklasse ab. R. F. 

* 

Vom Aufstieg auf die hohen Berge, von der Schädlichkeit des Verzagens,  

vom Nutzen des Geschäfts, von den Beziehungen zu den Menschewisten usw. 

Notizen eines Publizisten. 

Von N. Le n i n. 

Im Nachlaß des Genossen Lenin fand sich der folgende interessante Artikel, den wir aus der, 

Prawda übersehen. Er stammt aus der Zeit nach dem Dritten Weltkongreß und behandelt u. 

a. einen Fehler, den auf dem Kongreß gemacht zu haben Genosse Lenin gesteht. 

Ein Beispiel. 

Denken wir uns einen Menschen, der auf einen sehr hohen, steilen, und bisher noch unerforschten Berg 

hinaufsteigen will. Nehmen wir an, daß es ihm gelungen ist, nach Ueberwindung von unerhörten 

Schwierigkeiten und Gefahren viel höher zu steigen, als seine Vorgänger, daß er aber die Spitze noch 

nicht erreichte. Er befand sich in einer Lage, wo sich nach vorwärts in der gewählten Richtung zu 

bewegen, nicht nur schwer und gefährlich, sondern einfach unmöglich war. Er mußte umkehren, sich 

nach unten begeben und neue Wege suchen, die, wenn vielleicht auch langweiliger, doch immerhin 

die Möglichkeit zur Erreichung des Gipfels bieten. Das Heruntersteigen von dieser noch nie in der Welt 

erreichten Höhe, auf der der von uns gedachte Wanderer sich befand, stellt aber mehr Gefahren und 

Schwierigkeiten dar als der Aufstieg: man gleitet leichter aus beim Abstieg, es ist beim Abstieg schwe-

rer, die Stellen zu betrachten, wohin man die Füße stellt. Beim Abstieg herrscht nicht mehr die geho-

bene Stimmung, die bei der Bewegung nach oben da war, direkt zum Ziel. Man muß sich mit einem 

Strick anseilen, verliert manche Stunde dadurch, daß mit dem Pickel Stellen herausgehauen werden, 

um den Strick sicher befestigen zu können. Man muß sich mit Schildkrötenlangsamkeit bewegen und 

dabei immer nach unten steigen, weiter fort vom Ziel und ohne zu sehen, ob dieser gefährliche und 

qualvolle Abstieg mit der Entdeckung eines hoffnungsvollen Umweges enden wird, auf dem man wie-

der sicherer, schneller und gerader vorwärts, aufwärts zum Ziel, zum Gipfel gelangen kann. 

Ist es nicht natürlich, anzunehmen, daß bei dem Menschen in dieser Lage, trotzdem er zu einer uner-

hörten Höhe aufgestiegen war, Minuten des Verzagens sich einstellen? Und sicher werden diese Mi-

nuten zahlreicher, häufiger, schwieriger einsetzen, wenn er Stimmen von unten hört, die aus unge-

fährlicher Ferne mit dem Fernglas den gefährlichen Abstieg betrachten, der nicht ein „Bremsen“ ge-

nannt werden kann, weil ein Bremsen einen schon früher berechneten, schon ausprobierten Wagen, 

einen gut vorbereiteten [235] Weg, einen vorher ausprobierten Mechanismus voraussetzt. Und hier 

gibt es keinen Wagen, keinen Weg, überhaupt nichts, rein gar nichts, was vorher ausprobiert wäre. 

Von unten her hört man schadenfrohe Stimmen. Wie einen geben ihrer Schadenfreude offen Aus-

druck, indem sie schreien: Gleich wird er herunterfallen, das geschieht ihm recht! Warum ist er so 

verrückt? Die anderen bemühen sich, ihre Schadenfreude zu verbergen, indem sie nach dem Muster 

des Judas Kolowlew handeln. Sie verdrehen kummervoll die Augen nach oben und klagen: Leider 
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haben sich unsere Befürchtungen als berechtigt erwiesen. Haben wir nicht unser ganzes Leben auf 

die Ausarbeitung eines richtigen Planes für die Beseitigung dieses Berges verwandt, verlangten wir 

nicht die Verschiebung der Besteigung bis zur gänzlichen Fertigstellung unseres Planes? Und als wir 

so leidenschaftlich gegen den Weg kämpften, der jetzt auch von diesem Toren selbst verlassen wird, 

(schaut, schaut, er geht zurück, er steigt herunter, er arbeitet stundenlang, um ein paar Zoll zurückzu-

kommen. Und uns hat er mit den schlimmsten Schimpfworten beschimpft, als wir systematisch Maß 

und Akkuratesse verlangten), als wir so heiß den Unsinnigen verurteilten und jeden davor warnten, 

ihm Beistand oder Hilfe zu leisten, taten wir das ausschließlich aus Liebe zu dem großen Plan des 

Aufstieges auf den Berg, damit dieser große Plan überhaupt nicht kompromittiert wird. 

Zum Glück kann der in den gegebenen Bedingungen unseres Beispiels gedachte Tourist die Stimme 

dieser wahren Freunde der Idee des Aufstieges nicht hören, sonst wäre es ihm übel geworden. Uebel 

werden aber, sagt man, ist nicht günstig für die Frische des Kopfes und die Festigkeit der Füße, ins-

besondere auf hohen Höhen. 

II. Ohne Metapher. 

Ein Beispiel ist kein Beweis. Jeder Vergleich hinkt. Das sind unbestreitbare und altbekannte Wahr-

heiten, Es kann aber nie schaden, sie in Erinnerung zu bringen, um die Grenzen der Bedeutung jedes 

Vergleichs anschaulicher zu zeigen. 

Das russische Proletariat erhob sich in seiner Revolution auf eine gigantische Höhe, nicht bloß im 

Vergleiche zu den Jahren 1789 und 1793, sondern auch im Vergleiche zu dem Jahre 1871. Man muß 

möglichst nüchtern, klar und konkret sich Rechenschaft darüber ablegen, was wir eigentlich „vollen-

det“ haben und was wir nicht vollendet haben: dann wird unser Kopf frischer bleiben, es wird uns 

nicht übel werden, es werden keine Illusionen und es wird kein Verzagen da sein. 

Wir haben die bürgerlich demokratische Revolution so „rein“ „vollendet“, wie noch nie in der Welt. 

Das ist die größte Errungenschaft, die keine Kraft zurücknehmen können wird. 

Wir haben die Beendigung des reaktionären imperialistischen Krieges auf revolutionärem Wege voll-

endet. Auch das ist eine Errungenschaft, die keine Kraft in der Welt zurücknehmen kann. Und diese 

Eroberung ist umso wertvoller, weil reaktionäre imperialistische Kriege (sollte der Kapitalismus be-

stehen bleiben) in der nahen Zukunft unvermeidlich sind, die Menschen des zwanzigsten Jahrhun-

derts sich aber nicht so leicht zum zweiten Male mit „Basler Manifesten“ abspeisen lassen werden, 

mit denen in den Jahren 1912 und 1914/18 die Renegaten und Helden der 2. und 2½-Internationale 

die Arbeiter genarrt haben. 

Wir schufen den Sowjettyp eines Staates. Wir haben damit eine neue welthistorische Epoche begon-

nen, die Epoche der politischen Herrschaft des Proletariats, die die Epoche der Herrschaft der Bour-

geoisie ablöste. Auch das kann man schon nicht mehr zurücknehmen, obwohl der Sowjettyp des 

Staates durch die praktischen Erfahrungen der Arbeiterklasse einiger Länder „ganz vollendet“ werden 

kann. 

Vollendet aber haben wir noch nicht das Fundament der sozialistischen Oekonomie. Das können die 

uns feindlichen Kräfte des sterbenden Kapi-[236]talismus noch zurücknehmen. Man muß es deutlich 

erkennen und offen zugeben, weil es nichts Gefährlicheres gibt als Illusion (und Schwindelanfälle, 

insbesondere auf den hohen Bergen). Und es ist darin entschieden, nichts Schreckliches, das uns einen 

berechtigten Grund zum geringsten Verzagen beim Zugeben dieser bitteren Wahrheit geben könnte, 

da wir immer die Elementar-Wahrheit des Marxismus gepredigt und wiederholt haben, daß zum Siege 

des Sozialismus die gemeinsamen Kräfte der Arbeiter einiger fortgeschrittener Länder notwendig 

sind. Und wir, vorläufig noch immer allein in einem zurückgebliebenen Lande, einem Lande, das 

mehr als die anderen zerstört ist, haben unwahrscheinlich viel geleistet. Einiges davon: wir bewahrten 

die „Armee“ der revolutionären proletarischen Kräfte, wir bewahrten ihre „Manöverierfähigkeit“, wir 

bewahrten die Klarheit des Kopfes, die uns die Möglichkeit gibt, nüchtern zu berechnen, wann und 

wo und wieviel wir zurückgeben müssen (damit wir stärker vorspringen können), wann und wo und 

wie wir mit der Vollendung des noch Unvollendeten beginnen können. Als endgültig verloren müßte 
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man die Kommunisten betrachten, die sich vorstellen könnten, daß es möglich wäre, ohne Fehler, 

ohne Rückzüge, ohne mehrmaliges Wiederholen des nicht ganz Beendeten oder des fehlerhaft Ge-

machten den Bau eines so welthistorischen „Unternehmens“ wie die Legung des Fundaments der 

sozialistischen Oekonomie (insbesondere in einem Lande der Kleinbauernschaft) zu beenden. Es sind 

nicht verloren (und sicher werden sie auch nicht verloren gehen) die Kommunisten, die weder in 

Illusionen noch in Kleinmut verfallen, und die Kraft und die Elastizität des Organismus zum wieder-

holten „Beginn vom Anfang“ beim Herangehen an die schwierige Aufgabe haben. 

Und uns ist um so weniger erlaubt, in den geringsten Kleinmut zu verfallen, um so weniger haben 

wir Veranlassung dazu, als wir bei unserer ganzen Zerstörtheit, Armut, Zurückgebliebenheit und 

Hunger doch begonnen haben, uns auf dem Gebiet der Vorbereitung auf den Sozialismus in der Oe-

konomie vor wär t s  z u  bewege n, während neben uns, in der ganzen übrigen Welt, weiter fortge-

schrittene, tausendmal reichere und militärisch stärkere Länder auf dem Gebiete ihrer von ihnen ge-

priesenen, ihnen vertrauten, schon hunderte Jahre ausprobierten kapitalistischen Oekonomie immer 

weiter zurückgehen. 

III. 

Ueber die Fuchsjagd, über Levi, über Serrati. 

Man sagt, das sicherste Mittel für die Fuchsjagd sei folgendes: Die aufgespürten Füchse werden in 

einer bestimmten Entfernung mit Stricken mit roten Fähnchen, dicht über der Schneehöhe, einge-

kreist. Da er offenbar Angst vor der künstlichen „menschlichen“ Einrichtung hat, geht der Fuchs nur 

dann und dort heraus, wo der „Zaun“ von den Fähnchen frei ist. Dort grade erwartet ihn der Jäger. Es 

könnte scheinen, daß die Vorsicht so eines Tieres, das von allen gehetzt wird, eine durchaus gute 

Eigenschaft ist. Hier aber stellt sich die Eigenschaft als Fehler heraus. Der Fuchs wird grade durch 

seine besondere Vorsicht gefangen. 

Ich muß einen Fehler beichten, den ich auf dem 3. Kongreß der Kommunistischen Internationale auch 

aus übergroßer Vorsicht begangen habe. Auf diesem Kongreß stand ich auf dem extremsten rechten 

Flügel. Ich bin überzeugt, daß das die einzig richtige Position war, denn eine sehr große (und einfluß-

reiche) Gruppe Delegierter mit mehreren deutschen, ungarischen und italienischen Genossen an der 

Spitze nahmen eine übermäßig „linke“ und unrichtig „linke“ Stellung ein, indem sie oft die nüchterne 

Berechnung der für die sofortige und direkte revolutionäre Tat gegebenen Lage durch ein allzu starkes 

Wehen mit den roten Fähnchen ersetzten. Aus Vorsicht und aus Sorge, daß diese unbedingt unrichtige 

Tendenz nach links nicht der ganzen Taktik der Komintern eine falsche Richtung gäbe, verteidigte 

ich möglichst Levi, indem ich meiner Vermutung Ausdruck gab, daß er seinen Kopf verloren hätte, 

(ich leugnete nicht, daß er seinen Kopf verloren hätte) vielleicht aus allzugroßer Angst vor den Feh-

lern der Linken, und daß schon Fälle [237] da waren, wo Kommunisten, die den Kopf verloren hatten, 

ihn nachher wieder gefunden hätten. Indem ich – unter dem Druck der „Linken“ –, zugab, daß Levi 

ein Menschewist sei, wies ich darauf hin, daß selbst das noch nicht die Sache entscheidet. So zum 

Beispiel beweist die ganze Geschichte des 15jährigen Kampfes der Menschewisten und Bolschewis-

ten in Rußland (1903 bis 1917), so wie auch die drei russischen Revolutionen es beweisen, daß die 

Menschewisten im allgemeinen Unrecht hatten und daß sie faktisch Agenten der Bourgeoisie in der 

Arbeiterbewegung waren. Diese Tatsache ist unbestreitbar. Aber diese unbestreitbare Tatsache 

schließt nicht die Tatsache aus, daß in einzelnen Fragen die Menschewisten gegenüber den Bolsche-

wisten recht hatten, zum Beispiel in der Frage des Boykotts der Stolypinschen Duma im Jahre 1907. 

Seit dem 3. Kongreß der Komintern sind acht Monate verflossen. Offenbar ist unser damaliger Streik 

mit den „Linken“ schon veraltet, schon durch das Leben entschieden. Es stellte sich heraus, daß ich 

Unrecht im Falle Levi hatte, da er mit Erfolg bewiesen hat, daß er auf den menschewistischen Weg 

nicht zufällig, nicht zeitweilig geraten ist, nicht nur, indem er gegen den gefährlicheren Fehler der 

„Linken“ den „Bogen überspannt“ hat, sondern entsprechend seiner ganzen Natur fest und auf lange. 

Statt daß er nach dem Dritten Kongreß der Komintern ehrlich die Notwendigkeit seiner Wiederein-

reihung in die Partei anerkannte, wie es jeder Mensch machen müßte, der zeitweilig im Verdruß über 

einige Fehler der „Linken“ seinen Kopf verloren hat, begann Levi kleinlich, aus dem Winkel heraus, 
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die Partei zu schädigen, ihr Steine in den Weg zu werfen, das heißt faktisch den Agenten der Bour-

geoisie aus der 2. und 2½. Internationale Dienste zu erweisen. Selbstverständlich hatten die deutschen 

Kommunisten vollkommen recht, die als Antwort darauf unlängst aus ihrer Partei noch einige Herren 

ausschlossen, die insgeheim Paul Levi in dieser edlen Beschäftigung unterstützten. 

Die Entwicklung der deutschen und italienischen Partei nach dem 3. Kongreß der Kommunistischen 

Internationale beweist, daß die Linken ihre Fehler erkennen und verbessern – nicht auf einmal, lang-

sam aber sicher. Die Beschlüsse des Kongresses der Komintern werden loyal durchgeführt. Die Um-

wandlung des alten Typus der europäischen, parlamentarischen, faktisch reformistischen, nur leicht 

revolutionär gefärbten Partei in eine wirklich revolutionäre, wirklich kommunistische Partei, in einen 

neuen Typ der Partei, in eine wirklich revolutionäre kommunistische Partei – das ist eine äußerst 

schwierige Angelegenheit. Das Beispiel Frankreichs beweist diese Schwierigkeit wohl am anschau-

lichsten. Den Typ der Parteiarbeit im täglichen Leben zu ändern, das Alltägliche umzuwandeln, zu 

erreichen, daß die Partei zur Avantgarde des revolutionären Proletariats wird ohne Trennung von den 

Massen, bei immer größerer Annäherung an sie, indem sie sie zum revolutionären Bewußtsein und 

zum revolutionären Kampf bildet, das ist das Schwerste, aber auch das Notwendigste. Sollten die 

europäischen Kommunisten für diese gründliche, innere, tiefe Umwandlung der Struktur und der gan-

zen Arbeit ihrer Parteien die wahrscheinlich sehr kurze) Zeitspanne zwischen den Perioden der be-

sonderen Verschärfung der revolutionären Kämpfe, die mehrere kapitalistische Länder Amerikas und 

Europas im Jahre 1921 und im Anfang des Jahres 1922 durchgemacht haben, nicht ausnutzen, so 

würde das von ihrer Seite das größte Verbrechen sein. Zum Glück ist kein Grund zu Befürchtungen 

da. Die nicht geräuschwolle, nicht grelle, nicht schreiende, nicht schnelle aber tiefe Arbeit des Auf-

baues von wirklichen Kommunistischen Parteien, von wirklichen revolutionären Avantgarden des 

Proletariats in Europa und Amerika hat begonnen, und die Arbeit schreitet fort. 

Die politischen Lehren aus der Beobachtung einer so trivialen Angelegenheit, wie der Fuchsjagd, 

erweisen sich als nicht unnützlich: Einerseits führt die allzu große Vorsichtigkeit zu Fehlern. Ande-

rerseits soll man nicht vergessen, daß, wenn man die nüchterne Erwägung der Lage durch „Stimmun-

gen“ oder durch „Wehen mit roten Fähnchen“ ersetzt, man unkorrigierbare Fehler begehen kann. 

Man kann unter solchen Umständen [238] untergehen, obzwar selbst bei noch so großen Schwierig-

keiten der Untergang ganz und gar nicht notwendig war. 

Paul Levi möchte sich jetzt um die Bourgeoisie, folglich auch um ihre Agenten, die 2. und die 2½. 

Internationale, besonders verdient machen, indem er gerade die Werke Rosa Luxemburgs herausgibt, 

in denen sie unrecht hatte. Wir antworten darauf mit zwei Zeilen aus einer guten russischen Fabel: 

„Adlern geschieht es, daß sie niedriger als die Hühner sich herunterlassen, aber nie den Hühnern, daß 

sie sich wie die Adler erheben“. Rosa Luxemburg irrte sich in der Frage der Unabhängigkeit Polens; 

sie irrte sich im Jahre 1903 in der Einschätzung des Menschewismus, irrte sich in der Theorie der 

Akkumulation des Kapitals, irrte sich im Jahre 1914, als sie zugleich mit Plechanow, Vandervelde, 

Kautsky und den anderen für die Vereinigung der Bolschewisten und Menschewisten eintrat, irrte 

sich in ihren Schriften aus dem Gefängnis vom Jahre 1918 (dabei hat sie selbst nach ihrer Befreiung 

aus dem Gefängnis Ende 1918 und Anfang 1919 den größten Teil ihrer Fehler korrigiert). Aber trotz 

dieser ihrer Fehler war sie und bleibt sie ein Adler. Und nicht nur ihr Andenken wird für die Kom-

munisten der ganzen Welt wertvoll sein, sondern auch ihre Biographie und ihre gesammelten Werke 

(deren Herausgabe die deutschen Kommunisten, teilweise entschuldigt durch die unerhörte Zahl ihrer 

Opfer im schweren Kampf, unerhört verzögert haben) werden der nützlichste Unterricht zur Erzie-

hung für mehrere Generationen Kommunisten der ganzen Welt sein. Die deutsche Sozialdemokratie 

nach dem 4. August 1914 ist ein stinkender Leichnam – mit diesem Ausspruch Rosa Luxemburgs 

wird ihr Name in die Geschichte der Arbeiterbewegung der Welt eingehen. Und auf dem hintersten 

Hofe der Arbeiterbewegung, auf dem Misthausen werden die Hühner wie Paul Levi, Scheidemann, 

Kautsky und die ganze Kumpanei selbstverständlich an den Fehlern der großen Kommunistin sich 

besonders begeistern. Jedem das Seine. 

Was Serrati anbetrifft, so werden die italienischen Kommunisten bei ihrer Herausbildung einer rich-

tigen revolutionären Partei des Proletariats in Italien vor den Augen der Arbeitermassen das 
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Anschauungsbild eines Menschewisten haben. Nicht auf einmal, nicht ohne mehrfach wiederholten 

Anschauungsunterricht wird sich die nützliche abstoßende Wirkung dieses Bildes zeigen, aber zeigen 

wird sie sich unbedingt. Sich nicht von den Massen trennen, bei der schweren Arbeit der praktischen 

Entlarvung aller Serratis vor den Reihen der Arbeiter nicht die Geduld verlieren, nicht auf allzu leichte 

und gefährliche Beschlüsse sich einlassen: dort, wo Serrati „a“ sagt, immer wieder „minus a“ sagen, 

die Massen unbeugsam zur revolutionären Weltanschauung und zur revolutionären Tat erziehen, 

praktisch auch den praktisch ausgezeichneten wenn auch teuren) Anschauungsunterricht des Faschis-

mus benutzen – und der Sieg ist dem italienischen Kommunismus sicher. 

Levi und Serrati sind charakteristisch nicht an und für sich, sondern als gegenwärtige Muster des 

extrem linken Flügels der kleinbürgerlichen Demokratie „ihres“ Lagers, des Lagers der internationa-

len Kapitalisten gegenüber unserem Lager. 

„Ihr“ ganzes Lager von Gompers bis Serrati frohlockt, freut sich oder vergießt Krokodilstränen über 

unseren Rückzug, unseren „Abstieg nach unten“, unsere neue ökonomische Politik. Mögen sie froh-

locken, mögen sie ihre Clownsprünge weitermachen. Jedem das Seine. Wir werden weder von Illu-

sionen uns überwältigen lassen noch verzagen. Nicht fürchten das Eingeständnis unserer Fehler, nicht 

fürchten die wiederholte Mühe ihrer Verbesserung und wir werden auf dem Gipfel sein. Die Sache 

des internationalen Blocks von Gompers bis Serrati ist verloren. [239] 

* 

Dokumente. 

Zur Lage in der KPD.  
Von G. S i n o w j e w. 

1. Die Bedeutung des Sieges des linken Flügels. 

Der Sieg des linken Flügels darf nicht lediglich vom Standpunkt des Kampfes innerhalb der Partei 

und des Wetteiferns der Fraktionen beurteilt werden. Vor allem müssen wir uns darüber Rechenschaft 

ablegen, was dieser Sieg im Sinne der Stimmungen der Arbeiterklasse oder zumindest ihrer Avant-

garde bedeutet. Wenn wir mit diesen Kriterien an die Frage herantreten, so müssen wir beachten, daß 

der Sieg des linken Flügels zweifellos die wachsende Aktivität der kommunistischen Avantgarde und 

der mit der Revolution sympathisierenden Elemente der Arbeiterklasse, ihr Bestreben zum wirklichen 

revolutionären Kampf, ihren Haß gegenüber den rechten und linken Sozialdemokraten, ihren Ueber-

druß mit der Taktik des Abwartens, ihre berechtigte Erbitterung über die ungeheuren Fehler, welche 

die Gruppe Brandler im Oktober begangen hat, ihren aufrichtigen Wunsch, eine wahrhaft bolsche-

wistische Partei zu sein, widerspiegelt. In den Abstimmungen für den linken Flügel der Kommunis-

tischen Partei findet die Radikalisierung breiterer Schichten der Arbeiterklasse im allgemeinen ihren 

Ausdruck, was allerdings eine sehr große Passivität eines überaus großen Teiles der Arbeiterklasse 

Deutschlands nicht ausschließt. 

In diesem Sinne ist der Sieg des linken Flügels ein günstiges Symptom. Bei günstigen Bedingungen 

kann dieser Sieg zum Ausgangspunkt des wahrhaft siegreichen Kampfes des deutschen Proletariats 

unter der Führung der Kommunistischen Partei werden. 

2. Was stellt der linke Flügel der KPD dar? 

Wir haben immer im linken Flügel der KPD zwei Strömungen unterschieden. Die eine ist vertreten 

durch ausgezeichnete revolutionär gesinnte und der Sache der Revolution tief ergebene Ar be i t e r, 

welche unmittelbar aus den Massen hervorgegangen sind und welche die besten Hoffnungen des 

deutschen Kommunismus bilden. Die andere Strömung ist durch eine Gruppe von Führern aus der 

Intelligenz vertreten, unter denen sich Genossen befinden, die im höchsten Maße befähigt sind, die 

sich schon von einigen Entgleisungen befreit haben und die der deutschen Arbeiterbewegung die 

größten Dienste erweisen können. Unter ihnen befinden sich aber auch äußerst unreife Elemente, 

ohne marxistische Bildung, ohne ernste revolutionäre Traditionen, mit einer Neigung zur leeren re-

volutionären Phraseologie, die der deutschen kommunistischen Bewegung den größten Schaden zu-

fügen können. 
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3. Die schon zum Vorschein gekommenen Fehler der Sieger. 

Schon im Laufe der letzten Tage haben wir eine Reihe von Dokumenten erhalten, welche große ide-

elle Gefahren seitens einiger Führer der Linken signalisieren. Es genügt, nur folgende Tatsachen an-

zuführen, die von den bereits zum Vorschein gekommenen ungeheuren Fehlern der Sieger zeugen. 

a) In der Sitzung der verantwortlichen Parteifunktionäre der Berliner Organisation vom 5. März 1924 

unter Anwesenheit einiger tausend Genossen erklärte der bekannte Führer der Berliner Linken, Ge-

nosse Scholem (wir zitieren auf Grund des Berichtes der „Roten Fahne“): 

„Die Exekutive der Kommunistischen Internationale entschied sich zum ersten Male seit langen Jahren gegen 

rechts für die Ablehnung der Einheitsfronttaktik, die uns die Niederlage des Oktober beibrachte.“ 

[240] Genosse Scholem drückt sich sehr ungenau aus. Um dies noch deutlicher zu sagen, seine Er-

klärung enthält drei Ungenauigkeiten: 1. Es ist nicht wahr, daß die Taktik der Einheitsfront als solche 

uns die Oktoberniederlage gebracht hat. Die Sache liegt viel komplizierter. 2. Es ist nicht wahr, daß 

die Exekutive der Komintern die Taktik der Einheitsfront verwirft. 3. Es ist nicht wahr, daß die Exe-

kutive der KI zum ersten Male nach vielen Jahren gegen die Rechten auftritt. Jeder, der nur irgendwie 

mit der Geschichte der KI bekannt ist, weiß, daß die fünf Jahre des Bestehens der KI voll des Kampfes 

sind gerade gegen die Rechten: einige Spaltungen in Italien, einige Krisen in Frankreich, ebensolche 

Krisen in Deutschland (der Ausschluß Levis, der Ausschluß Frieslands), die scharfe Polemik gegen 

die rechten Fehler der Kommunistischen Partei Bulgariens, der Kampf gegen die rechten Abweichun-

gen in der kommunistischen Partei Schwedens, die Spaltung mit dem rechten Flügel der norwegi-

schen Arbeiterbewegung usw. usw. 

b) In derselben Sitzung in Berlin erklärte ein anderer hervorragender Führer der Linken, Genosse 

Rosenberg: 

„Die Parteiorganisation muß jetzt mehr im Geiste der genialen Führerin des deutschen Proletariats, Rosa Lu-

xemburg, aufgebaut werden.“ 

Daß die entschlafene Rosa Luxemburg eine geniale Führerin des deutschen, sogar des internationalen 

Proletariats war, unterliegt keinem Zweifel. Jedoch jedem irgendwie unterrichteten Kommunisten 

muß es ja bekannt sein, daß gerade in der organisatorischen Frage Rosa Luxemburg ungeheure Fehler 

gemacht hat, lange Zeit die Menschewiki unterstützte, die Bedeutung der zentralisierten proletari-

schen Organisation und der eisernen Disziplin unterschätzte und ihre größte Hoffnung auf die soge-

nannte „Spontaneität“ der Massenbewegung, auf die „Selbstorganisierung“ usw. setzte. 

In einer ganzen Reihe von Fragen ging Rosa Luxemburg mit Lenin denselben Weg, aber gerade in 

der organisatorischen Frage muß zwischen dem Leninismus und den Fehlern Rosa Luxemburgs d i e  

Wah l  ge t ro f f en  werden. Wie es mit den Ultralinken öfters vorkommt, hat Genosse Rosenberg 

vollständig daneben gegriffen und verteidigt „zufällig“ völlig n i ch t bolschewistische Auffassungen. 

c) In einem im „Roten Kurier“ erschienenen Artikel lehnt ein unbekannter „linker“ Genosse auf die 

vulgärste Weise die Taktik der Einheitsfront überhaupt ab und geht so weit in seinen Behauptungen, 

als hätte die Taktik der Einheitsfront nur den engeren Interessen Sowjetrußlands gedient. Dies er-

scheint als sehr „links“, aber in Wirklichkeit steht dies den Methoden Paul Levis sehr nahe. 

In der Sitzung des 2. Bezirkes (Moabit) vom 9. März hat irgendein Genosse Samosch eine ultra„linke“ 

Resolution eingebracht, welche die Liquidierung der Praxis der kommunistischen Internationale 

überhaupt bezweckt. Wenn die Berliner Arbeiter-Kommunisten zulassen, daß in ihrem Namen solche 

Phrasenhelden sprechen, so wundert das die russischen Kommunisten, welche mit solchen Phraseu-

ren wie Samosch nichts Gemeinsames haben, in höchstem Maße. 

e) Und endlich – was besonders traurig ist – wurde auf dem Bezirksparteitag des Bezirks Rheinland-

Westfalen-Süd vom 2. März auf Antrag der verantwortlichen Vertreterin der Linken, der Genossin Ruth 

Fischer, eine Resolution angenommen, welche die Taktik der Einheitsfront überhaupt ablehnt. Der Be-

schluß der letzten Beratungen in Moskau, welcher mit Zustimmung der Genossin Ruth Fischer und 

einer ganzen Reihe anderer verantwortlicher Vertreter der Linken angenommen wurde, wurde dort nur 
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zur „Kenntnis“ genommen. An dies zusammengenommen muß als Symptom größer prinzipieller Un-

klarheit und eines engen Fraktionsgeistes beurteilt werden und kann, wenn die Genossen an den Fehlern 

festhalten, die Linken d i s k r ed i t i e r en  und die Partei auf lange Zeit zurückwerfen. [241] 

4. Welches sind die wichtigsten Probleme, über welche in der KPD noch keine Klarheit besteht? 

Es ist verständlich, daß aus einer solchen schweren Niederlage, wie die Oktoberniederlage des Jahres 

1923, die KPD nicht ohne gewisse Krise hervorgehen kann. Es ist nichts besonders Gefährliches, 

wenn hier und da einzelne Genossen unrichtige Erklärungen abgeben. Um eine völlige Klarheit in 

den auf der Tagesordnung stehenden Fragen zu erzielen, braucht man vor allem eine gewisse Zeit, 

aber es ist auch der gute Wille der gegenwärtigen neuen Mehrheit der Partei nötig. Es muß erreicht 

werden, daß an den urtümlichen Erklärungen nicht festgehalten wird, sondern daß dieselben im Ein-

klang mit den Prinzipien der KI und den revolutionären Notwendigkeiten der deutschen kommunis-

tischen Bewegung ausgebessert werden. Die Hauptfragen, über welche noch keine Klarheit erzielt 

wurde, sind unseres Erachtens ungefähr folgende: 

1. Das weitere Tempo der revolutionären Entwicklung in Deutschland. 

2. Die Taktik der Einheitsfront. 

3. Die Frage der Teilforderungen und Uebergangslosungen. 

4. Die Frage der Gewerkschaften. 

5. Die organisatorischen Fragen. 

Wir werden bemüht sein, in aller Kürze das Wesen der Meinungsverschiedenheiten in den obenge-

nannten Fragen zu schildern. 

5. Das weitere Tempo der revolutionären Entwicklung in Deutschland. 

In der deutschen Linken gibt es in dieser Frage zwei völlig entgegengesetzte Auffassungen oder zu-

mindest Stimmungen. Einer der Führer der deutschen Linken (z. B. Gen. Maslow) neigt der Auffas-

sung zu, daß wir vor einer sehr langwierigen Periode der Entwicklung stehen, die eine ganze Reihe 

von Jahren anhalten kann. Andere (hauptsächlich linke Arbeiter) meinen demgegenüber, daß die 

deutschen Arbeiter die Oktoberniederlage schon überwunden haben, und daß der weitere Gang der 

revolutionären Entwicklung ein sehr rascher sein wird. 

Wir machen der deutschen Linken keine Vorwürfe darüber, daß es bei ihr verschiedene Auffassungen 

in einer solchen Frage gibt. Die Lage ist noch äußerst unklar, die Krise ist äußerst schwer. Es ist völlig 

begreiflich, daß im gegenwärtigen Moment noch keine erschöpfende Antwort auf die Frage gegeben 

werden kann, wie die Krise in Deutschland überwunden wird. Wir unsererseits meinen, daß die deut-

sche Kommunistische Partei bei der gegebenen Tage auf beide Möglichkeiten eingestellt sein muß, und 

daß sie alle ihre Kräfte in die Waagschale werfen muß, um nach Möglichkeit die revolutionäre Ent-

scheidung zu  be sch l eu n i ge n. Praktisch bedeutet dies, daß die KPD, wie auch früher, mit aller 

Kraft die Sache der Bewaffnung der Arbeiter fortsetzen muß, daß die Frage des bewaffneten Aufstandes 

auf keinen Fall von der Tagesordnung abgesetzt werden darf, daß die Komintern, wie früher, ihre wich-

tigsten europäischen Sektionen auf die nahe Möglichkeit der deutschen Revolution einstellen muß, daß 

die KAP im besonderen bereit sein muß, im Falle der Notwendigkeit wieder solche Beschlüsse zu fas-

sen, wie im Oktober 1923. Aber gleichzeitig bedeutet dies, daß die KPD keinen einzigen solchem 

Schritt machen darf, de r  s i e  von  den  Massen  abschne i den  könn t e, f a l l s  d i e  Kr i s e  e ine  

l angandaue r nde  s e i n  so l l t e. Soweit man die Ereignisse im gegenwärtigen Moment vorhersehen 

kann, wird die jetzige Atempause, die die deutsche Bourgeoisie erhalten hat, kaum länger als ein bis 

zwei Jahre dauern. Wir müssen aber auch auf das Schlimmere gefaßt sein und im Auge behalten, daß, 

wenn die gegenwärtige Krise einen schleppenden Gang nimmt, die wichtigste, alles dominierende tak-

tische Aufgabe der KPD darin bestehen wird, n i ch t  von  den  M a s s e n  abgeschn i t t en  z u  w e r -

de n, daß  d i e  komm uni s t i s che  Pa r t e i  n i ch t  i n  e i ne  Se k t e  umgewande l t  w i r d. 

[242] 
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6. Die Taktik der Einheitsfront. 

Die falsche Anwendung dieser oder jener Taktik in diesem oder jenem Lande, in dieser oder jener 

Periode kann in keinem Falle zum Argument gegen diese Taktik selbst dienen. Das beste Beispiel 

hierfür ist die Frage über die Taktik des revolutionären Parlamentarismus. Der revolutionäre Parla-

mentarismus wurde lange Zeit, und wird auch jetzt noch durch die Kommunisten äuße r s t  

s ch l ech t  angewandt. Und trotzdem war und bleibt die Taktik der revolutionären Ausnützung des 

Parlaments richtig und wir haben zum Glück noch nicht gehört, daß selbst die Ultra-„Linken“ vorge-

schlagen hätten, auf die Teilnahme an den Reichstagswahlen zu verzichten. Dasselbe gilt in bezug 

auf die Taktik der Einheitsfront, eine Taktik, die noch bedeutend komplizierter ist. 

Die KAP und die KI werden in keinem Falle auf die weitere Anwendung der Einheitsfronttaktik im 

internationalen Maßstab nur deshalb verzichten, weil in Sachsen, und früher auf dem Leipziger Par-

teitag, grobe Fehler gemacht wurden, weil Brandlers Gruppe in Opportunismus gefallen ist usw. Die 

Komintern hat die Einheitsfronttaktig als Methode unserer Agitation, als Methode der Organisierung 

und Mobilisierung der Massen für eine ganze Periode bestimmt. Auf diesem Standpunkt stehen wir, 

und wir werden auch nicht von ihm lassen. 

Jetzt ist es bereits völlig klar, daß man verstehen muß, die Einheitsfronttaktik in jedem einzelnen 

Lande an diejenige Stufe der Entwicklung anzupassen, die die Arbeiterbewegung im gegebenen 

Lande erreicht hat. In Deutschland sind wir voll und ganz zu der Notwendigkeit der Anwendung der 

Einheitsfronttaktik nur von un t en  gelangt, d. h. zum Verzicht auf Verhandlungen mit den offiziellen 

Führern der Sozialdemokratie. In anderen Ländern hat die kommunistische Bewegung diese Stufe 

der Entwicklung noch nicht erreicht, und dort wird es noch nötig sein, Verhandlungen mit den offi-

ziellen Führern der Sozialdemokratie zu führen. In diesen Ländern, wie England, stehen wir nach wie 

vor auf dem Standpunkt, daß der Beschluß, den Genosse Lenin auf dem 2. Weltkongreß der KI durch-

geführt hat – der Beschluß über die Notwendigkeit des Eintritts der englischen Kommunisten in die 

Labour-Party (unter der unumstoßbaren Bedingung der Freiheit der Agitation für die Kommunisten) 

– absolut richtig war. 

Es ist selbstverständlich, daß gegenwärtig, wo in England die „Arbeiter“-Regierung der Reformisten 

an der Macht ist, für die englischen Kommunisten ganz neue Aufgaben entstehen. Sie dürfen keine 

schablonenhaften Phrasen über die Einheitsfront wiederholen, sondern sie müssen die Regierung 

Macdonald für jeden großen und kleinen Verrat angreifen, entlarven und an den Pranger stellen. Die 

englischen Kommunisten müssen die Vor kämpf e r  der unzufriedenen Massen sein. In England ent-

stehen erst jetzt die Bedingungen zur Schaffung einer kommunistischen Massenpartei, ein Problem, 

welches seit der Zeit Marx seiner Lösung harrt. 

Was Deutschland selbst anbelangt, so verfallen auch hier unsere linken Genossen in einen ungeheuren 

Fehler, daß sie sich die Sache so vorstellen, als wäre die praktische Durchführung der Einheitsfront-

taktik in Deutschland immer nur fehlerhaft gewesen. Das ist nicht wahr, das ist eine ganz maßlose 

Uebertreibung. Wenn gegenwärtig die KPD eine Massenpartei darstellt, wenn deshalb eine, wie im-

mer auch geartete Verdrängung in die Illegalität die Partei nicht vernichten konnte, wenn wir bei den 

kommenden Reichstagswahlen mit vollem Recht auf einige Millionen Stimmen rechnen können, s o  

i s t  d i e s  mi ndes t ens  zum  Te i l  e i n  E r gebn i s  de r  Anwendung  de r  E i nhe i t s f r on t t ak -

t i k  i n  Deu t s ch land  – bis zu den sächsischen Fehlern. Obwohl der Leipziger Parteitag große Zu-

geständnisse an den Opportunismus gemacht hat, obwohl bei der Anwendung der Einheitsfronttaktik 

eine Menge von Fehlern begangen worden sind. Wäre diese Anwendung ganz und gar unrichtig ge-

wesen, so würden wir diese doch immerhin günstigen Ergebnisse nicht haben. Wir dürfen nicht ver-

gessen, daß nach dem März-Aufstand 1921 die deutschen Kommunisten eine [243] ganz kleine Partei 

waren, daß die Einheitsfronttaktik die KPD gerettet hat – trotz allen groben opportunistischen Fehlern 

der Rechten. 

Wenn die linken Genossen die Formulierung der „Einheitsfronttaktik von  un t en  he r“ nicht nur aus 

Diplomatie, sondern mit vollem Ernst annehmen, so müssen sie ein für allemal mit solchen Erklärun-

gen aufhören, wie die obigen Erklärungen der Genossin Fischer und des Genossen Scholem. Sons t  
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wi r d  de r  Konf l i k t  zwi schen  de r  deu t schen  L i n ke n  und  de r  Kom m uni s t i s chen  I n -

t e r na t i ona l e  abso lu t  unve rme i dba r. 

7. die Teilforderungen und die Uebergangslosungen. 

In der Rede des Gen. Scholem haben wir die Erklärung gelesen, daß die deutsche Linke um keines 

Haares Breite von ihrem Standpunkt bezüglich der Frage über die Teilforderungen abweichen will. 

Wir fragen aber, worin besteht dieser Standpunkt? Tritt die deutsche Linke gegen die Teilforderungen 

überhaupt auf, leugnet sie also die Notwendigkeit des Kampfes z. B. um den Achtstundentag? Aber 

der Achtstundentag ist ja nichts anderes als eine Teilforderung. Verwirft es die Linke, selbst mit einer 

so mäßigen Parole, wie sie die Abschaffung des Belagerungszustandes ist, aufzutreten? Und dies ist 

auch eine Uebergangsparole. Tritt die deutsche Linke gegen die Uebergangsforderungen überhaupt 

auf? Wenn ja, so erklären wir kategorisch, daß eine solche Fragestellung mit dem Bolschewismus 

nichts Gemeinsames hat. Wir, die Bolschewiki haben jahrelang den Kampf gegen die Menschewiki 

in der Frage der Teilforderungen und Uebergangsparolen geführt. Wir haben aber nie gesagt, daß wir 

gegen die Teilforderungen und Uebergangsparolen überhaupt sind. Wir selbst haben diese Teilforde-

rungen und Uebergangsparolen au fges t e l l t. Wir unterschieden uns von den Menschewiki nicht 

darin, daß sie für die Teilforderungen und Uebergangsparolen und wir gegen dieselben waren. Wir 

unterschieden uns von ihnen darin, daß wir für die Vorbereitung de r  p r o l e t a r i s chen  Revo l u -

t i on  und sie dagegen waren, daß wi r  de sha l b  j ede  Te i l f o r de rung  und  j ede  Uebe r -

gangspa ro l e  mi t r evo l u t i onä r e r  Ag i t a t i o n, m i t  de r  Vor be re i t ung  de r Revo l u t ion  

ve r bande n, und sie, die Menschewiki, stellten diese Teilforderungen und Uebergangsparolen a n  

S t e l l e  der revolutionären Agitation und gegen  d i e  Vor be r e i t ung  de r  Revo l u t i on  auf. Falls 

die deutsche Linke sich auf den Standpunkt der glatten Ablehnung der Teilforderungen und der Ue-

bergangsparolen stellen würde, so würde dies zu ihrer Umwandlung in eine Sekte, zu ihrer vollstän-

digen Loslösung von den revolutionären Massen führen. 

8. Die Gewerkschaftsfrage. 

Diese Frage scheint in der KPD im gegebenen Moment keine fraktionelle Frage mehr zu sein. Die 

Mehrheit unserer Genossen aus der Mittelgruppe teilen in dieser Frage die Irrtümer der Linken. Eben 

deshalb ist dieser Fehler noch gefährlicher. Wir können und dürfen auf die Arbeit in den reaktionären 

Gewerkschaften nicht verzichten. Wir müssen im gegebenen Moment gegen die Spaltung der Ge-

werkschaften kämpfen. Wir können nicht mit dem Strom schwimmen und können auch nicht dieje-

nigen aufmuntern, die aus den Gewerkschaften auszutreten wünschen. Wir können und dürfen keinen 

einzigen Schritt unternehmen, der den sozialdemokratischen Führern die Beschleunigung der Spal-

tung erleichtert. 

Wenn man sagt, daß in den freien Gewerkschaften nur wenig Mitglieder geblieben sind, so muß es 

dem hartnäckigen revolutionären Kern noch leichter fallen, sie von innen heraus zu erobern. Der 

Verzicht auf den Kampf gegen die Austritte aus den Gewerkschaften mit der Begründung, daß es die 

„Masse so will“, würde ein Sichdrücken vor den Schwierigkeiten der Aufgabe bedeuten, d. h. eine 

Feigheit des Geistes und einen wirklichen Opportunismus zutage fördern, wenn sie auch mit revolu-

tionären Phrasen verschleiert sind. 

[244] Es handelt sich hier nicht um eine rein gewerkschaftliche Frage, es handelt sich hier um  d i e  

F r age  de s  Se i n s  ode r  N i ch t se i n s  de r  KPD a l s  r evo l u t i onä r e r  Massenpa r t e i  de s  

deu t s chen  P r o l e t a r i a t s. Es handelt sich hier darum, ob die Kommunistische Internationale auf 

der Grundlage des Leninismus bleibt oder in die Kinderkrankheiten des Radikalismus verfällt. 

Besinnt Euch auf das wirklich glänzende Kapitel im Werke des Genossen Lenin über die Kinder-

krankheiten des Kommunismus: „Sollen Revolutionäre in den reaktionären Gewerkschaften arbei-

ten?“ 

Dies ist keine rein deutsche Frage, sondern die Frage der gesamten Taktik der Kommunistischen 

Internationale. Diese Frage wurde auf dem 2. Weltkongreß der Kommunistischen Internationale unter 

der intensivsten Teilnahme des Genossen Lenin der aus f ühr l i chs t en  Behand l ung  unterworfen. 
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Wenn wir seither in den meisten Ländern aus kleinen Gruppen zu großen kommunistischen Parteien 

herangewachsen sind, geschah dies vor allem, weil wir unter der Führung des Genossen Lenin die 

Frage der Stellungnahme der Kommunisten gegenüber den reaktionären Gewerkschaften r i ch t i g  

gelöst haben. 

Dieses Thema ist so wichtig, daß wir ihm eine besondere Abhandlung widmeten. Hier begnügen wir 

uns einstweilen mit dem Gesagten. Die Frage unserer Stellungnahme gegenüber den Gewerkschaften 

ist eine Lebensfrage für die KPD. Fehler in dieser Frage würden die KPD und die deutsche Revolution 

sicher und gewiß ins Verderben führen. 

9. Die organisatorische Frage. 

Wir haben die diesbezügliche himmelschreiend falsche Erklärung des Genossen Rosenberg ange-

führt. Wir haben gehört, daß innerhalb der deutschen Linken noch irgendeine „Ultralinke“ sich her-

anbildet. Wenn die besten proletarischen Elemente der deutschen „Linken“ diesen kreischenden Tö-

nen oder einfacher gesagt, dieser linken Ph r a se  nicht die Stirne bieten, so wird die KPD vor dem 

deutschen Proletariat und vor der ganzen Internationale hoffnungslos kompromittiert. Es ist unbe-

dingt notwendig, n i ch t  nu r  i n  Wor t e n, sonde r n  i n  Ta t en  die Reorganisierung der Partei auf 

der Grundlage der Betriebszellen durchzuführen. Ohne dies gibt es und kann es keine ernste kommu-

nistische Partei geben. Ohne dies hat es keinen Sinn, über die Vorbereitung der proletarischen Revo-

lution zu schwatzen. 

Es ist unbedingt nötig, einen eisernen, zentralisierten, von oben bis unten stark gestählten Apparat 

der Kommunistischen Partei ohne Bürokratismus zu schaffen; es ist unbedingt nötig, zu erklären, 

worin die Fehler Rosa Luxemburgs und des Spartakusbundes in der organisatorischen Frage bestan-

den. Es muß unbedingt erreicht werden, daß in den organisatorischen Fragen, welche in einer gewis-

sen Periode der Vorbereitung der proletarischen Revolution entscheidend sind, die KPD zu einer 

wahrhaft bolschewistischen Partei werde. 

10. Die rechten Gefahren. 

Es gibt noch immer rechte Gefahren in der KPD. Es gibt auch rechte Gefahren in der Komintern als 

Ganzes. Die Ueberreste von sozialdemokratischen Gedankengängen machen sich geltend. Den Haß 

gegenüber diesen sozialdemokratischen Ueberresten, die unversöhnliche Stellungnahme gegenüber 

dem Opportunismus können wir nur begrüßen und unterstützen. 

In der KPD ist die rechte Fraktion, als Fraktion zerschlagen. Die opportunistische Tendenz existiert 

jedoch weiter. Die Kommunisten, die in den Parlamenten, in den Organen der städtischen Selbstver-

waltungen arbeiten, verfallen oft in die Sünden des Opportunismus. Die Versuche, mit den Sozialde-

mokraten gemeinsame Wahlvorschläge aufzustellen, kamen nicht nur einmal vor. Die sozialdemo-

kratische Tradition ist noch stark. 

Bis zur letzten Zeit war die rechte Gefahr die bedrohlichste. Die rechten Gefahren haben die Eigen-

schaft, wieder zu entstehen. 

Um jedoch die rechten Gefahren wirklich zu besiegen, dürfen keine Zugeständnisse an die Kinder-

krankheiten des Radikalismus gemacht werden. 

[245] Unsere deutschen Genossen dürfen sich keine Illusionen machen. Die rechten Gefahren können 

wieder erwachen, wenn die neue Mehrheit Fehler macht. Die ultralinken Abweichungen werden 

durch die Rechten hervorgerufen, das ist richtig. Aber auch das Gegenteil ist richtig: die Abweichung 

in der Richtung der leeren revolutionären Phraseologie verstärkt unvermeidbar die rechten Abwei-

chungen. 

Nun, bekämpfen wir zusammen die rechten, opportunistischen Gefahren ein für allemal. Weniger 

Phrasen über die angebliche „Krise“ der Komintern! Mehr wirkliche Unterstützung der bolschewis-

tischen Linie der Komintern! 

11. Zwei Perspektiven. 

Infolge des Sieges der Linken in Deutschland sind zwei Perspektiven möglich. 
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Di e  e r s t e  Pe r spe k t ive: Die KPD überwindet wirklich die opportunistischen Abweichungen und 

marschiert zur Verwirklichung ihrer revolutionären Ziele. Die deutsche Linke wiederholt nicht die-

jenigen Fehler, die Brandlers Gruppe gemacht hat, und welche diese Gruppe zum Bankrott geführt 

haben: d. h. die Linken werden nicht alle anders Denkenden ignorieren, mit Ausschluß aus der Partei 

bedrohen, sondern werden bestrebt sein, alle revolutionären Kräfte auf dem richtigen Platz auszunüt-

zen; unabhängig davon, zu welcher Gruppe diese Arbeitskraft früher gehörte. Der Fraktionskampf 

hört auf. Die Kinderkrankheiten werden geheilt. Der revolutionären Phrase, dem linken Kreischen, 

den linken Kindereien wird der entschiedenste Kampf erklärt. Kein einziger Schritt, welcher die Par-

tei aus einer Massenpartei in eine Sekte verwandeln könnte! Gemeinschaftliches, wirkliches Zusam-

menarbeiten mit der KAP und mit der ganzen Komintern. Die Periode der inneren Parteikämpfe hört 

auf und im Leben der Partei beginnt ein neues Kapitel. Die Partei mobilisiert unter der neuen Führung 

alle Kräfte für den Kampf gegen die Bourgeoisie und die Sozialdemokratie. Innerhalb der Kommu-

nistischen Internationale unterstützt die KPD die Grundlinie des Leninismus gegen die rechten Ab-

weichungen und die linken Kindereien, wie dies uns Genosse Lenin gelehrt hat. Keine Fraktionsdip-

lomatie. Wirkliche ernste proletarische Disziplin gegenüber der Komintern. 

D i e  zwe i t e  Pe r spek t i v e: Die linken Führer fassen den Sieg der Linken nur vom Standpunkt der 

fraktionellen Strategie aus auf. Die Linken erklären den Krieg gegen die Genossen aus der Mittel-

gruppe. Der Sieg berauscht die Köpfe der linken Führer. Die Linken verfallen in denjenigen Fehler, 

vor dem uns Genosse Lenin immer gewarnt hat: S i ch  vom  Er f o l g  z u  be r ausche n. Eine derar-

tige fraktionelle Haltung der Linken führt unvermeidbar die Neubelebung der Rechten herbei. Der 

Fraktionskampf wird fortgesetzt. In der KPD erhalten unter Führung der Linken solche ungereimten 

Erklärungen das Bürgerrecht, wie die oben zitierten Erklärungen der Genossen Scholem, Rosenberg, 

des „Roten Kuriers“ usw. Die Linken treten mit einer Plattform gegen die Einheitsfronttaktik über-

haupt auf und erklären als Reformismus und Liquidatorentum, was in Wirklichkeit die Taktik des 

Genossen Lenin und der ganzen Kommunistischen Internationale ist. Mit dem Bade schütten sie auch 

das Kind aus. Eine solche Fragestellung wird in Wirklichkeit nur den tatsächlich reformistischen 

Strömungen, welche in Deutschland und noch in irgendwelchen Sektionen der Komintern in Erschei-

nung treten, Hilfe leisten. Als Ergebnis all dessen kommt die unvermeidliche Deskreditierung der 

linken Mehrheit in Deutschland, der Zerfall der KPD, schwerer Konflikt zwischen der KPD und der 

Kommunistischen Internationale. 

Dies sind zwei Perspektiven. M a n  m uß  d i e se  be i den  Pe r spe k t i ven  b i s  zu r  l e t z t en  Kon-

sequenz  du r chden ke n. Unsere linken Genossen müssen diese beiden Perspektiven klar sehen. 

Es erübrigt sich, zu sagen, daß wir aus vollem Herzen für die erste Perspektive sind. 

Die deutsche Linke hat im Laufe von einigen Jahren des Kampfes mit schwerer hartnäckiger Arbeit 

die Mehrheit in ihrer Partei für sich erobert. [246] Es ist ja natürlich, daß sie volles Recht hat, diese 

Mehrheit auszunützen. Wir alle begreifen, daß dieser Sieg kein zufälliger ist, und daß er einen ernsten 

Umschwung in der Stimmung von breiten Schichten der Arbeiterklasse Deutschlands bedeutet. Wir 

alle sind bereit, volle genossenschaftliche Unterstützung der neuen Mehrheit der KPD zu gewähren, 

mit ihr zusammen gegen die wirklichen opportunistischen Abweichungen zu kämpfen und Hilfe zu 

leisten in der Organisierung der deutschen Arbeiter zu entscheidenden Kämpfen. 

12. Ist das eine „Aenderung des Kurses“ der Komintern? 

Es werden sich vielleicht einige Genossen finden, die sagen, daß in diesem Dokument eigentlich eine 

neue Aenderung des Kurses der Komintern stattfindet. 

Das ist aber gar nicht der Fall. 

Mögen die Leute, die viel freie Zeit haben, sprechen, was sie wollen. Die Komintern muß darauf 

gefaßt sein, daß diese oder jene Gruppe von Genossen vorübergehend mit ihr nicht zufrieden sein 

wird. Wir müssen die Auffassungen des Marxismus (d. h. auch des Leninismus) bis zur letzten Kon-

sequenz verteidigen, unabhängig davon, was die eine oder die andere Gruppe von Genossen im ge-

gebenen Moment dazu sagen wird. Wir wollen aufrichtig der neuen Mehrheit der KPD in der 
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schweren Aufgabe der Führung der Partei helfen. Aber nur auf den unumstößlichen Grundlagen der 

bolschewistischen Auffassung der Taktik der kommunistischen Internationale in dem Geiste, wie das 

uns Wladimir Iljitsch Lenin gelehrt hat. Moskau, den 26. März 1924. 

* 

Einige Ergänzungen zum Artikel des Gen. Sinowjew. 

Vom Polbüro wird uns geschrieben: 

Der vorstehende Artikel des Gen. Sinowjew lag dem Parteitag gedruckt als „Brief an den Parteitag“ 

vor. Der Vertreter der Exekutive erklärte in seiner Einleitungsrede ganz ausdrücklich, daß diese Be-

zeichnung falsch sei, da es sich um einen Artikel, keinen Brief handle, und daß dieser Artikel des 

Gen. Sinowjew s a ch l i ch  in vielen Punkten überholt sei, so daß er lediglich für die Parteitagsdele-

gierten bestimmt sei. In der Diskussion wurde eine ganze Reihe von Stellen dieses Brief-Artikels 

sowie sein ganzer Tenor kritisiert, und zwar nicht nur von der Rednern der Mehrheit. 

Das Polbüro wollte ursprünglich, gemäß der offiziellen Erklärung des Vertreters der Exekutive auf 

dem Parteitag, von einer Veröffentlichung Abstand nehmen, änderte aber diese Absicht aus zwei 

Gründen. Erstens haben gewisse Anzeichen darauf hingedeutet, daß Gen. Sinowjew selbst nach wie 

vor ultralinke Gefahren in der KPD für stark und drohend hält, und zweitens wollte das Polbüro eben 

aus diesem Grunde keinem Parteigenossen, der etwa diese Ansicht teilt, die Möglichkeit geben, ir-

gendwann einmal zu behaupten, die Parteileitung habe irgendetwas zu verheimlichen gesucht oder 

gar irgendwelche vorhandenen oder vermeintlichen Differenzen mit der Exekutive oder führenden 

Genossen der Exekutive vor der Partei verborgen gehalten. Das Polbüro hat deshalb e i n s t imm i g  

beschlossen, den obenstehenden Artikel in der Parteitagsnummer der Internationale zu drucken und 

ebenso einstimmig beschlossen, einige sachliche Bemerkungen kritischer Natur dem Abdruck folgen 

zu lassen. 

Bereits auf dem Parteitag wurde von einer ganzen Reihe von Rednern betont, daß der Tenor des 

Artikels unglaublich ist. Daß in der Parteidiskussion Entgleisungen von allen Seiten vorkamen, leug-

net kein Mensch. [247] Daß nach der Niederlage und infolge der Umgruppierung der Partei in der 

Partei Stimmungen auftraten, welche passiv sind und sich manchmal mit radikal scheinenden Phrasen 

maskieren (Ablehnung jedes Teilkampfes, Ablehnung der Produktionskontrolle, weil sie „opportu-

nistisch“ sei), das ist nicht nur bekannt, sondern wird in der taktischen Resolution ausdrücklich ge-

nannt und zurückgewiesen. Daß in die Linke menschewistische Anschauungen unter radikaler Sauce 

einzuschmuggeln versucht wurden, ist ebenfalls bekannt und wird in der taktischen Resolution ener-

gisch zurückgewiesen. Daß schließlich in der Frage der Gewerkschaftstaktik in der Partei große Ver-

wirrung herrschte, welche eine Riesengefahr bedeutete, ist ebenfalls bekannt, und der Parteitag hat in 

diesem Punkte völlig unzweideutig gesprochen. 

Es ist also von vornherein zugegeben, daß der Artikel des Gen. Sinowjew in dieser Richtung s ach-

l i ch  viel Richtiges und Notwendiges enthält. Es wurde aber gleichzeitig auf dem Parteitag, unter 

anderem von einem führenden Genossen der Mittelgruppe, betont, daß der Artikel sich inhaltlich 

gegen  l i nk s, nicht gegen rechts wendet, daß er somit die Stellung der Januarkonferenz verläßt, wo 

von Gen. Sinowjew ausdrücklich betont wurde, daß der Kampf gegen rechts und nur gegen rechts zu 

führen sei, und daß diese Wendung durch nichts zu begründen ist, da alle im Artikel aufgezählten 

Gründe für die Notwendigkeit eines Kampfes gegen „linke Exzesse“ bereits im Januar existierten. Es 

wurde weiter auf dem Parteitag wiederholt betont, daß der Artikel seinem Wesen nach eine Wieder-

holung des berühmten Otsowisten-Briefes an den Jenaer Parteitag darstellt und daß diese Wiederho-

lung keineswegs als der Partei dienlich angesehen werden kann. 

Nun einige Bemerkungen zum Inhalt selbst. 

Im Absatz II analysiert Gen. Sinowjew den linken Flügel der KPD, d. h. in Wirklichkeit die erdrü-

ckende Mehrheit der Partei. Er stellt fest, daß da „zwei Strömungen“ zu unterscheiden seien, wovon 

die eine „vertreten ist durch ausgezeichnete ... Ar be i t e r, welche ... die besten Hoffnungen des 
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deutschen Kommunismus bilden“, während die andere „Strömung“ durch „eine Gruppe von Führern 

aus der Intelligenz vertreten“ sei, die „sich schon von einigen Entgleisungen befreit haben“, unter 

denen aber sich „äußerst unreife Elemente ... mit einer Neigung zur leeren revolutionären Phraseolo-

gie“ befinden. 

Hierzu ist zu bemerken, daß die Aufzählung selbst nicht die Spur vom Vorhandensein von zwei „Strö-

mungen“ beweist, daß sie vielmehr eher lediglich den Versuch einer soziologischen Feststellung 

macht: daß nämlich, w ie  üb r i gens  be i  j edem  F l üge l  und  be i  j ede r  Gr upp e  i n  j ede r  

Pa r t e i, außer den Arbeitern, welche die Hauptmasse des betreffenden Flügels bilden, auch Intellek-

tuelle vorhanden sind. Aber die Art dieser Feststellung ist eine genaue Kopie des Otsowistenbriefes. 

Noch mehr: auf der Januar-Konferenz wies Gen. Sinowjew selbst den Versuch, einen Gegensatz zwi-

schen linken Führern, die aus Kreisen der Intellektuellen stammen, und den Arbeitern zu konstruie-

ren, als plumpe Demagogie zurück und betonte, daß bei der jahrelangen Verbundenheit dieser Ge-

nossen mit den großen proletarischen Organisationen, die sie an die Spitze gestellt haben, ein solcher 

Versuch plumper Demagogie sinnlos sei. Was hat sich seit dem Januar geändert? Lediglich, daß Gen. 

Sinowjew einige Meinungsäußerungen von Genossen, die als „Führer“ der Parteilinken vor denn Par-

teitag anzusprechen kein Anlaß vorlag, für gewichtiger nahm, als sie sind – die Partei hat sie zurück-

gewiesen („Roter Kurier“) – sowie auch der Umstand, daß einige Aeußerungen und Ansichten wirk-

lich führender Genossen von Gen. Sinowjew, sei es falsch verstanden worden sind, sei es erst jetzt 

entdeckt wurden, trotzdem sie seit Jahren weder unbekannt waren, noch verborgen gehalten wurden. 

Solche Fehler oder vermeintliche Fehler zählt Gen. Sinowjew im Absatz III seines Artikels auf. Der 

zitierte Satz aus einer Rede des Gen. Scholem soll drei Ungenauigkeiten enthalten. „Es ist nicht wahr, 

daß die Taktik der Einheitsfront als solche uns die Oktoberniederlage gebracht hat.“ [248] Aber selbst 

die von Gen. Sinowjew zitierte Scholemsche Formulierung (die aus einem Pressebericht stammt) 

behauptet das nicht. Vielmehr sagt Gen. Scholem, der ja die Moskauer Verhandlungen mitgemacht 

hat, also weiß, daß die Exekutive und alle Beteiligten die Einheitsfronttaktik „als solche“ nicht abge-

lehnt haben, daß d i e  Taktik, welche von der alten Führung (z. B. in Sachsen) als „Einheitsfronttaktik“ 

getrieben und von der Januar-Konferenz abge lehn t  wurde, die Niederlage gebracht hat. In den 

taktischen Thesen des Parteitags findet sich eine Stelle, welche vom Ver t r e t e r  de r  Exeku t ive  

formuliert worden ist und besagt, daß die Partei lernen muß, „anstelle der oppo r t un i s t i s chen  

E i nhe i t s f r on t t ak t i k  die bolschewistische Methode der Einheitsfront“ anzuwenden. Der Vertre-

ter der Exekutive hätte also denselben Fehler wie Gen. Scholem gemacht, wenn Gen. Sinowjew in 

seinem Artikel diesbezüglich recht hätte: denn wenn die Partei erst l e rnen  muß, anstelle der op -

po r t un i s t i s chen  Einheitsfronttaktik bolschewistische Methoden der Einheitsfront anzuwenden, 

mußte selbstverständlich jene opp o r t un i s t i s che  Taktik zur Niederlage führen und mußte 

s e l b s t ve r s t änd l i ch  jene opportunistische Taktik abgelehnt werden. Was die dritte Ungenauigkeit 

des Gen. Scholem betrifft, so ist es natürlich vollkommen richtig, daß die Exekutive seit Bestehen 

der Komintern gegen die Opportunisten in ihren Reihen kämpft. Das hat nie ein Mensch bestritten. 

Aber wenn selbst Gen. Lenin in einem im Nachlaß gefundenen Artikel, der acht Monate nach dem 3. 

Weltkongreß geschrieben ist, feststellt, daß er einen Feh l e r  gemacht hat, als er nicht erkannte, daß 

es sich bei Levi nicht um menschewistische Abw e i chunge n, sondern um einen Menschewi ken  

handelt, so kann und muß die Exekutive zugeben, daß sie bei dem jahrelangen Kampfe der deutschen 

Linken gegen Brandler, ihn, d. h. den rechten Flügel, bis zur Januar-Konferenz gedeckt und unter-

stützt hat. Das ist das, was Gen. Scholem sagen wollte, und das ist eine Tatsache. 

Nun der zweite Fehler, die Aeußerung des Gen. Rosenberg über Rosa Luxemburgs Auffassung vom 

Parteiausbau. Wir wissen nicht, in welcher Form diese Aeußerung gemacht worden ist. Auf jeden 

Fall aber muß in aller Oeffentlichkeit festgestellt werden, daß Rosa Luxemburg gerade in der Frage 

des Parteiausbaus große Fehler und Abweichungen nach der Seite menschewistischer Auffassungen 

gehabt hat. Sachlich hat also Gen. Sinowjew hier vollständig recht. Nur ist dazu zu sagen, daß in den 

früheren Fällen, wo führende Genossen wie Brandler theoretische Anschauungen, die mit Marxismus 

nichts mehr zu tun haben, schriftlich (in Thesen, z. B. des Leipziger Parteitags, und o f f i z i e l l en  

Reden, z. B. auf dem Novemberzentralausschuß 1923) vertrat, keinerlei Zurückweisung durch Gen. 
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Sinowjew erfolgte, trotzdem er nicht durch Presseberichte, sondern durch Vorlegung des Wor t -

l au t s  auf diese „Abweichungen“, wenn man noch so sagen darf, aufmerksam gemacht wurde; zu 

jener Zeit waren die rechten Gefahren mindestens so groß, wie jetzt augenblicklich die linken. 

Als „besonders traurig“ bezeichnet Gen. Sinowjew, daß auf dem Bezirksparteitag Rheinland-Süd 

durch Gen. Ruth Fischer eine Resolution eingebracht wurde, welche „die Taktik der Einheitsfront 

überhaupt ablehnt“. Es handelt sich in Wirklichkeit um die Ablehnung jener „opportunistischen Ein-

heitsfronttaktik“, welche in Deutschland mit der vom demokratischen Staatsapparat zu 51 Prozent zu 

unternehmenden Erfassung der Sachwerte und der im Rahmen der Demokratie, gestützt auf die 

Machtmittel des bürgerlichen Staates funktionierenden Arbeiterregierung zu einer Einheit untrennbar 

verbunden war und, wie der Vertreter der Exekutive formulierte, durch „bolschewistische Methoden“ 

ersetzt werden muß. 

Zu Absatz V des Artikels ist zu bemerken, daß er s a ch l i ch  den Anschauungen des Parteitags ent-

spricht, daß gerade die Parteilinke vor dem Oktober, seit der Ruhrbesetzung, auch wenn einzelne ihrer 

Führer eine langwierige Entwicklung für wah r sche i n l i che r  hielten, von der Partei e i nhe i t l i ch  

und hartnäckig die Bereitschaft zu schne l l em  Uebergang in entscheidende Machtkämpfe forderte, 

während die damalige Parteiführung zwar angeblich immer äußerst feurige Perspektiven sah, aber 

[249] ihre Politik so trieb, wie es nur durch innerliche Liquidierung der Revolution erklärt werden 

kann. Was insbesondere die zitierte Ansicht des Gen. Maslow betrifft, so gibt dieser an, daß in der-

selben privaten Unterhaltung zwischen ihm und dem Gen. Sinowjew, in welcher über das wahrschein-

liche Tempo der revolutionären Entwicklung in Deutschland gesprochen wurde, Gen. Sinowjew zwar 

eine weit schnellere Entwicklung als Maslow für wahrscheinlich hielt, aber für die Herausbildung 

einer autoritativen, starken Führung der deutschen Partei eine sehr lange, jahrelange Zeitspanne als 

wahrscheinlich notwendig bezeichnete, was ja auf dasselbe hinausläuft, da ohne starke Führung keine 

Revolution denkbar ist. Wir hoffen, daß die Entwicklung der Partei helfen wird, und dann ihrerseits 

die Partei und die Komintern die Entwicklung so beeinflussen werden, daß die zwe i t e  der vom Gen. 

Sinowjew in seinem Artikel genannten Möglichkeiten so schnell wie möglich zur Wirklichkeit wird. 

In Absatz VI behandelt Gen. Sinowjew die Einheitsfronttaktik. Die Parteitagsresolution über die 

nächsten Aufgaben, welche e i ns t im m i g  angenommen wurde, konkretisiert die Formel der Ein-

heitsfront von unten für Deutschland. Die taktische Resolution der Mehrheit des Parteitags, ange-

nommen mit 92 gegen 34 Stimmen, warnt ausdrücklich vor mechanischer Uebernahme fertiger For-

meln für andere Sektionen, fordert aber ausdrücklich Konkr e t i s i e r ung  der taktischen Methoden 

für alle Sektionen und spricht die Erwartung aus, daß diese Konkretisierungsarbeit bereits auf dem 5. 

Weltkongreß die Notwendigkeit der Methoden der Massenmobilisierung von unten her ergeben 

werde. Hier besteht eine Differenz sowohl mit der Exekutive wie auch mit Minderheitsgruppen in der 

Partei. Diese Differenzen sind aber nicht prinzipieller Art, wie überhaupt die Frage der Spitzenver-

handlungen etwa erst dann p r i nz i p i e l l e  Differenzen ergeben kann, wenn diese Verhandlungen – 

wie es in Deutschland der Fall war – Bündn i s zwecke  verfolgen. Was schließlich die ebenfalls 

noch bestehende Differenz in der Beurteilung der Erfolge der Einheitsfronttaktik in Deutschland bis 

zum Oktober betrifft, so hat die Parteitagsmehrheit imm er  die Anschauung vertreten, daß in 

Deutschland nu r  jene Methode angewendet wurde, welche der Vertreter der Exekutive in den takti-

schen Thesen als „die opportunistische Einheitsfronttaktik“ im Gegensatz zur „bolschewistischen 

Methode der Einheitsfront“ bezeichnet hat. Um diesen Punkt ging ein großer Teil der Diskussion 

sowohl auf der Moskauer Konferenz, wie bei der Vorbereitung des Parteitags, und die große Mehrheit 

der Partei hat sich durchaus nicht davon überzeugen lassen, daß „die Linie der Partei im we s en t l i -

chen  richtig“ war, wie es die Vertreter der Mittelgruppe behaupteten. Ebensowenig hat es die große 

Mehrheit der Partei als „ungeheure Uebertreibung“ ansehen können, daß festgestellt wurde: die tak-

tische Linie der Partei in Deutschland war seit länger Zeit im  wesen t l i chen  falsch, nämlich op -

po r t un i s t i s ch  orientiert (auf Bündnis mit SPD und demokratische Zwischenform der Regierung). 

Wenn die Partei in ihrer Mehrheit diese Ueberzeugung nicht gehabt hätte, würde die Umgruppierung 

und die so völlig andere Mehrheitsbildung absolut unverständlich bleiben. 
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Absatz VII des Artikels ist sachlich vollständig richtig, nur, daß Gen. Scholem ohne den geringsten 

Grund zitiert wird. Die ganze Partei wird scheinradikale „Theorien“ und Phrasen, welche Teilforde-

rungen „ablehnen“, d. h. die Partei von j ede r  Tätigkeit fernhalten wollen, ablehnen, mögen sie auf-

treten, wie sie wollen und in welcher Gestalt und Form sie mögen. Solche Ansichten sind nicht links, 

sondern idiotisch bei theoretisch gebildeten Genossen und der Ausdruck der Nachwirkungen der Nie-

derlage bei ungeschulten Arbeitern. Der Partei aber drohen keine Gefahren durch solche Ansichten, 

weil unsere proletarischen Massen solchen Meinungen, natürlicherweise, durchgehends abweisend 

gegenüberstehen. 

Absatz VIII und IX des Artikels unterstreichen wir zustimmend. Absatz X ist im wesentlichen richtig, 

wenn auch besonders betont werden muß, daß sogenannte linke Abweichungen am besten dann ver-

mieden werden, wenn die rechten Gefahren nicht nur im Auge behalten werden, sondern [250] 

schärfstens bekämpft werden, in welcher Gestalt sie sich auch zeigen mögen (sie s che i nen  augen-

blicklich nicht zu existieren, können aber jeden Augenblick hervorbrechen). Auf der Moskauer Kon-

ferenz wurde gerade die Frontstellung gegen rechts ganz scharf betont und den Vertretern der dama-

ligen Zentralemehrheit das Recht der Kritik an den Linken abgesprochen. 

Absatz XI halten wir für falsch. Es besteht nur e i ne  Perspektive der Entwicklung in Deutschland, 

nämlich die der Konsolidierung der Partei, vorausgesetzt, daß nicht küns t l i ch  neuer Streik und 

neue Fraktionsbildungen getroffen werden. Bereits auf dem Parteitag wurde die Befürchtung geäu-

ßert, daß der Artikel des Gen. Sinowjew, der ob j e k t i v  als Anlaß zur Diskreditierung der neuen 

Führung gewertet werden muß, dieser zweiten Entwicklung Vorschub leisten könnte. Kein Mensch 

scheut sich, vorhandene Differenzen auszusprechen und auszutragen. Kein Vertreter der Parteitags-

mehrheit hat behauptet, daß in a l l en  Punkten mit der Exekutive restlos Uebereinstimmung bestünde. 

Keiner hat in Aussicht gestellt, daß die Differenzen „von selbst“ deshalb schwinden würden, weil die 

Mehrheit – Mehrheit geworden ist. Viele haben betont, daß a l l e  Anschauungen der Mehrheit lange 

vorher i mmer  der Exekutive sowohl wie der Partei durchaus bekannt waren. Das  ist also nicht die 

Frage. Die Frage der Konsolidierung, so wurde auf dem Parteitag betont, ist die, ob das Zusammen-

wachsen der Partei zu einem Ganzen dadurch gestört werden wird, daß unter dem Anschein des 

Kampfes gegen „Ultralinke“ in Wirklichkeit der Kampf gegen die Parteiführung, die eine linke Par-

teiführung ist und deshalb von der Partei gewählt wurde, begonnen wird. Das  ist die Frage, und die 

Beantwortung dieser Frage löst auch die andere, ob nämlich die Exekutive ihren Kurs geändert hat, 

wie auf dem Parteitag vielfach behauptet wurde. 

* 

Literatur. 

Die Beschlüsse des Frankfurter Parteitages 

sind im Auftrage des Parteitages von der Zentrale der KPD herausgegeben. Die etwa 50 Seiten starke 

Broschüre enthält eine ausführliche „Einleitung“ und den Wortlaut der Parteitagsbeschlüsse und Re-

solutionen, zur Lage, zur Taktik und zu den nächsten Aufgaben der KPD, zur Lage in der Gewerk-

schaftsbewegung und zum Arbeiterkongreß. Außerdem einige organisatorische Resolutionen und die 

Kundgebung des Parteitages für die politischen Gefangenen. – Das Heft ist nicht im Buchhandel 

erschienen, die Genossen erhalten es durch Vermittlung ihrer Bezirksleitungen. 

* 

Vom Bürgerkrieg – Heft 1 bis 6. 

Diese Schriftenreihe ist aus den unmittelbaren Bedürfnissen der revolutionären Bewegung des Jahres 

1923 erwachsen. Die revolutionäre Literatur Deutschlands hatte seit dem Tode von Friedrichs Engels 

die Fragen des Bürgerkrieges fast nie mehr oder doch nur noch beiläufig von militärpolitischen und 

organisatorisch-technischen Gesichtspunkten aus behandelt. Die Aufgabe, den Aufs t and  z u  o r -

gan i s i e r e n, wurde weder gestellt, noch überhaupt begriffen. Als die Krise im Sommer 1923 zur 

gewaltsamen Lösung drängte, begann die Partei mit fieberhafter Rüstung zum Bürgerkrieg. In der 
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vorliegenden Schriftenreihe sollte den Funktionären eilig das notdürftigste Material an die Hand ge-

geben werden, das zur Schulung eines Führerkaders erforderlich schien. 

[251] Aus diesen Tatsachen ergeben sich die Vorzüge und ebenso die Mängel der vorliegenden Hefte. 

Die Vorzüge liegen darin, daß hier zum ersten Mal die praktischen Erfahrungen der russischen Re-

volution in der Organisierung des Aufstandes bewußt für die deutsche Partei nutzbar gemacht werden, 

und ferner darin, daß die deutsche Partei endlich daran ging, auch das Material aus den deutschen 

revolutionären Kämpfen zu sammeln und zu sichten. Durch die aus den russischen Erfahrungen ab-

geleiteten Lehren (Lenin, Trotzki, Gussew) wird der Leser immer wieder auf den Kernpunkt des re-

volutionären Aufstandes hingelenkt und ihm damit zugleich auch eine Richtschnur für die Auswer-

tung des deutschen Materials gegeben. Die deutschen Erfahrungen werden dagegen meist in theore-

tisch unverarbeiteter Form, gewissermaßen im Rohzustande, mitgeteilt. Gerade in dieser Form aber 

zeigen sie besonders deutlich alle Schwächen, wie auch die Stärken der bisherigen revolutionären 

Kämpfe und geben damit Anstoß zu stärkster Selbstkritik bei allen Aktionen des Proletariats. Am 

lehrreichsten sind in dieser Hinsicht die Darstellungen über den Kapp-Putsch (Heft 4), die Märzaktion 

(Heft 3 und 5) und vor allen Dingen über die Hamburger Kämpfe (Heft 6). 

Die Mängel der Hefte liegen vor allem darin, daß sie im Geiste der überhitzten Vorbereitungskam-

pagne des Sommers 1923 die rein technisch-militärischen Erörterungen allzusehr in den Vordergrund 

stellen; es fehlen also wichtige Ergänzungen, die zum systematischen Aufbau und zur einheitlichen 

Durchbildung der revolutionären Kampforganisationen, besonders nach der politischen Seite hin, un-

bedingt erforderlich sind. 

Mit der Konsolidierung der Partei muß eine planmäßige Steigerung der revolutionären Praxis der 

Partei Hand in Hand gehen. Zur Unterstützung der Parteiarbeit nach dieser Seite hin bedürfen die 

Hefte „Vom Bürgerkrieg“ eines weiteren Ausbaues. Sie können sich nicht mehr begnügen, die zu -

f ä l l i g  verfügbaren Aufsätze zu drücken, sondern müssen, einem bestimmten P l ane  folgend, das in 

der jeweiligen Situation notwendige Material und zugleich auch seine Auswertung bringen. Der 

Hauptteil der Hefte wird nach wie vor den besonderen Fragen der gewaltsamen Auseinandersetzung 

mit der Bourgeoisie und ihren Helfershelfern gewidmet werden. Dabei muß jedoch mehr als bisher 

auch der politische Inhalt dieser Kämpfe mit erörtert werden. Hierzu bedarf es von Zeit zu Zeit einer 

kurzen, klaren Analyse der w i r t s cha f t l i chen  und  po l i t i s chen  Lage  Deu t s ch land s, die 

den Ausgangspunkt für künftige revolutionäre Auseinandersetzungen bildet. Es ist im einzelnen der 

konkrete Nachweis dafür zu erbringen, daß sich das Proletariat gegenüber den diktatorischen Maß-

nahmen der Großbourgeoisie nur mit den Mitteln der organisierten revolutionären Gewalt behaupten 

und durchsetzen kann. Auf dieser Grundlage sind praktisch die Fo r m en  de s  Bür ge r k r i ege s, die 

gegenwärtig in Deutschland notwendig und möglich sind, zu kennzeichnen. Die Versäumnisse der 

Vergangenheit sind klarzulegen. Das Material über die deutschen revolutionären Bewegungen ist zu 

vervollständigen. Eine besondere Chr on i k  muß fortlaufend alle einzelnen Vorgänge registrieren, 

die Ausdruck von revolutionären Regungen der Arbeiterklasse sind, um damit die revolutionäre Ini-

tiative der Arbeiter anderer Gebiete zu gleichem Vorgehen anzuregen. Von besonderer Wichtigkeit 

ist die Feststellung über die Auswi r kung  de r  e i nze l nen  Käm pf e  auf die Mobilisierung der 

Massen für die aktive Beteiligung an der Revolution. Neben diesen Erörterungen muß ein besonderer 

Teil den theoretischen Auseinandersetzungen über den Aufbau der Kampf o r gan i sa t i one n, über 

Kam pf m et hode n, über die E i nbez i ehung  de r  Massen  in die Kämpfe, über die Füh re r -

r o l l e  gewidmet sein. In allen diesen Beziehungen ist stets auch die Auffassung und Praxis der K l as -

s engegner  des Proletariats mit zu behandeln. Schließlich ist ein L i t e r a tu r nachwe i s  notwendig, 

der sich nicht, wie in Heft 7, darauf beschränken darf, nur die Titel von Schriften anzuführen. Ein 

kürzer kritischer Hinweis auf den Inhalt muß den Genossen andeuten, für welche Zwecke die einzel-

nen Schriften besonders brauchbar sind. Bei [252] diesen Literaturangaben ist auch darauf Rücksicht 

zu nehmen, daß e r zäh lende  revolutionäre Literatur mit empfohlen wird. 

Um diese Aufgaben in der Bürgerkriegsschriftenreihe künftig erfüllen zu können, ist es unbedingt not-

wendig, daß alle die Funktionäre, die in der lebendigen revolutionären Arbeit entsprechende Erfahrun-

gen gesammelt haben, sich als Mi t a r be i t e r  zur Verfügung stellen. Je lückenloser die Erfahrungen 
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der einzelnen Kämpfe niedergelegt werden und je schärfer eine Kontrolle darüber möglich ist, wie 

die einzelnen Maßnahmen und Anordnungen sowohl der Revolution wie der Gegenrevolution durch-

geführt werden, wie sie sich ausgewirkt haben, welche Erfolge, vor allem auch in bezug auf Gewin-

nung der Massen, erzielt wurden, um so besser wird die Partei imstande sein, ihre politischen und 

militärischen Aufgaben zu erfassen und in voller Ausnützung der vorhandenen revolutionären Kräfte 

zu erfüllen. 

Der Weg der Revolution ist ein opferreicher Leidensweg. Die Opfer können nur dadurch herabge-

mindert werden, daß alle Erfahrungen zur besseren Ausnutzung der revolutionären Energien ausge-

nutzt werden. In dieser Richtung leisten die Hefte „Vom Bürgerkrieg“ schon jetzt wertwolle Hilfe. 

Sie müssen eifrig benutzt werden und müssen durch tatkräftige Mitarbeit noch weiter ausgestaltet 

werden. E. R. 

[253] 
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Die Internationale  

Jahrgang 7 ⁕ Ausgegeben am 10. Mai 1921 ⁕ Heft 7-8 

Die Gottgesandten. 

 Der größte Mann der 2. Internationale, der Königl. Minister Seiner Großbritannischen Majestät, 

Herr Ramsay Macdonald von der Unabhängigen Arbeiterpartei, hat in einer am 28. April vor seinen 

Waliser Wählern gehaltenen Rede erklärt, „er wünsche, keinen Zweifel darüber zu lassen, daß er den 

Bericht der Sachverständigen als eine günstige Gelegenheit für eine Regelung und für ein Ueberein-

kommen ansehe. Gesetzt, diese Gelegenheit würde von einigen Staatsmännern nicht benutzt werden, 

so würde dies nicht anderes bedeuten, als daß man e i ne  e i nz i ga r t i g e, von  G o t t  gewähr t e  

Ge l egenhe i t  auße r  a ch t  gelassen und vergeudet habe.“ Und in der gleichen Nummer des „Vor-

wärts“, aus dessen Bericht wir dieses bei ihm fettgedruckte Zitat entnommen haben, finden wir einen 

„Wahlgruß“ der Französischen Sozialistischen Partei an ihre deutschen Brüder, in dem die Poincaré-

Sozialisten von 1924 den Kaisersozialisten von 1914 versichern, daß eine Wahlniederlage der deut-

schen Regierungspolitiker von heute „eine vielleicht nicht wieder gutzumachende Schlappe n i ch t  

a l l e i n  f ü r  den  i n t e rna t i ona l en  Soz i a l i sm u s, sonde r n  auch  f ü r  d i e  he i l i ge  Sache  

de r  Z i v i l i s a t i on  und de s  F r i edens  bedeuten würde.“ Man sieht, die ehemaligen Freigeister 

und Gottesleugner haben in diesen kurzen zehn Jahren schon zum zweiten Male eine religiöse Be-

kehrung erlebt. An die Stelle des zeitgemäßen Gottes von 1914, der bekanntlich Eisen wachsen ließ, 

trat im Jahre 1924 ein neuer, noch zeitgemäßerer Gegenstand sozialdemokratischer Anbetung, der 

diesmal nicht mehr Eisen wachsen läßt, sondern etwas unendlich viel Solideres und Verläßlicheres, 

nämlich jene „allgemeingültige Ehrlichkeit“, von der es in der heiligen und authentischen Schrift des 

gottgesandten Amerikaners Cha r l e s  G. Dawe s an den Präsidenten der Reparationskommission 

und an das „Weltgewissen“ heißt, daß sie „d i e  Gr und l age  a l l e r  Geschä f t e  und  d i e  f e s t e  

Gewähr  fü r  den  Wel t f r i ede n“ seien und daß die endliche Belehrung der Völker zu den Grunds-

ätzen dieser neuen Heilslehre „für die ganze Welt ein vitales und dauerndes Interesse habe“, da sie 

die Mittel enthielten „zur Förderung der wirtschaftlichen Erholung a l l e r  Vö l ke r  Europas und den 

Eintritt in ein neues  Ze i t a l t e r  des vom Kriege nicht bedrohten Glückes und Gedeihens.“ 

Wenn aber die deutschen Kaisersozialisten ihre Freunde, die französischen Poincaré-Sozialisten, und 

ihren großen Meister, den Königl. [254] Ministerpräsidenten Macdonald, auf die allzu harten Prüfungen 

und Heimsuchungen hinweisen werden, die ihrer Gemeinde im Namen dieser ihrer neuen Religion 

auferlegt werden sollen, und wenn sie zu dem Go t t  de s  Sachve r s t änd i ge n-Gu tach t ens  um 

Milde und Erbarmen schreien werden, dann wird He r r  Morgan  antworten oder durch seinen Ho-

henpriester Dawes antworten lassen: „Ich, der Herr, Euer Gott, bin der Gott ‚der Gerechtigkeit, der 

Billigkeit und des wechselseitigen Interesses, aller Geschäfte und der festen Gewähr für den Weltfrie-

den‘. Ihr sollt nicht andere Götter haben neben mir. Und Ihr sollt nicht wider den Stachel löcken und 

widerstreben dem Urteil, das die ökonomische Weltvernunft durch Meine Abgesandten über Euch ge-

sprochen hat. Habt Ihr Euch nicht selbst verflucht, damals vor fünf Jahren, am 24. Tage des Monats des 

großen Blutopfers in München, als Ihr Euch verschwort gegenüber meinem Knecht Clemenceau und 

der Versailler Friedenskonferenz und erklärtet, daß ‚die deutsche Republik bereit sei, d i e  Ver an t -

wor t ung  fü r  a l l e  Ak t i onen  des  Ka i s e r r e i ches  z u  übe r nehme n?‘ Und habt Ihr Euch nicht 

am 28. Tage desselben Monats, vier Wochen nach dem großen Blutopfer in München, in Eurem eigenen 

Entwurf der Friedensbedingungen freiwillig und ausdrücklich selbst unterworfen unter den gerechten 

und grundlegenden Grundsatz der heiligen Artikel 231 bis 234, wonach Deutschland als Urheber für 

alle Verluste und Schäden, die die alliierten und assoziierten Regierungen und ihre Staatsangehörigen 

infolge des Krieges erlitten haben, verpflichtet ist, für diese seine Sünden Buße und Reparationen zu 

zahlen ‚bis zur Grenze seiner Leistungsfähigkeit‘? Und habt Ihr Euch nicht in meine Hände gegeben, 

indem Ihr in Eurer Bedrängnis vor Euren Widersachern Clemenceau, Barthou und Poincaré wieder und 

wieder verlangtet und geschrien, daß über die Grenzen Eurer Leistungsfähigkeit geurteilt und entschie-

den werden sollte durch unabhäng i ge  und  unpa r t e i i s che  Sachve r s t änd i g e? So nehmet hin 

in Demut den Spruch, den Meine Gesandten über Euch gefällt haben, von keiner irdischen Regierung 

abhängig, nur dem Weltgewissen als der Grundlage aller Geschäfte verantwortlich.“ 
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Und wenn der strenge, eifrige und gerechte Wort des internationalen Kapitals und der 2. Internatio-

nale mit der großen Schar seiner Anhänger also gesprochen hat und die deutschen Sozialdemokraten 

seine Stimme mit andächtiger Ergebung vernommen und die Sozialdemokraten aller alliierten und 

assoziierten Länder sie mit jauchzendem Hosianna begrüßt haben, so wird er seine getreuesten Die-

ner, die deutschen Kapitalisten und ihre Helfershelfer, die höheren und niederen Führer der Sozial-

demokratischen Partei und Gewerkschaften näher zu sich heranwinken und wird mit gesenkter 

Stimme zu ihnen also sprechen: „Ich, der Herr, Euer Gott, der Gott aller Geschäfte und die feste 

Gewähr für den Weltfrieden, wie wir ihn auffassen, bin nicht nur ein eifriger und gerechter Gott, 

sondern auch ein umgänglicher, ein gütiger und barmherziger Gott. Und siehe, Ich habe Wohlgefallen 

gehabt an den vielen und großen Sühnopfern von [255] geschlachteten Proletariern und Proletarie-

rinnen, die Ihr Mir durch Meine Knechte Noske, Severing und Seeckt von Jahr zu Jahr in reichlicher 

Fülle dargebracht habt. Und Ich habe gesehen, daß Ihr Euch auch ferngehalten habt von jenen abtrün-

nigen und verdammten Sowjethelden, die Meinem Namen abgesagt haben und Mein Gesetz nicht 

achten und nicht tun Meines Gesetzes Werke. Darum will Ich in Meiner großen Güte und Barmher-

zigkeit Mich Euer erbarmen und Euch loskaufen. Und Ihr sollt auch fürder kraft Meines göttlichen 

Rechts und Meiner Gnade los und ledig bleiben von allen Lasten des Versailler Vertrages und von 

allen Steuern und Leistungen, die Ihr nach den irdischen Gesetzestafeln Eurer Obrigkeit zu entrichten 

habt. Und Ich will die deutschen Proletarier und Proletarierinnen in Eure Hände geben, daß Ihr auf 

ihre gebeugten Rücken alle Eure Lasten abwälzen könnt und dazu auch die Lasten, die Meine abge-

sandten ‚Sachverständigen‘ Dawes, Young und Robinson Euch jetzt auferlegt haben. Und wahrlich, 

Ich sage Euch, n i ch t s  so l l  d i e s e  doppe l t e  Las t  von  de r  p r o l e t a r i s chen  Kl a s se  neh -

m e n, so l ange  I ch  b in  und  he r r s ch e, I c h, d i e  kap i t a l i s t i s che  We l t ve r nun f t  und  da s  

kap i t a l i s t i s che  Wel t gewi s se n, d i e  Gr und l age  a l l e r  Geschä f t e, de r  Ger ech t i gke i t, 

de r  B i l l i gke i t  und  de s  wechse l s e i t i gen  I n t e re s se s.“ 

* 

Der Dawesbericht.  
J. L. 

Die Entstehung. 

Der Vorstoß, den Poincaré am 11. Januar 1923 mit der Besetzung des Ruhrgebietes gemacht hat, hat 

ihn in die Defensive gebracht. Im ganzen Jahre 1923 mußte er dagegen kämpfen, daß durch die ver-

schiedenen Aktionen der englischen Regierung nicht eine politische Isolierung für Frankreich ent-

stände. Solange die passive Resistenz Deutschlands andauerte und besonders solange Frankreich 

noch Hoffnungen auf die Separatisten-Bewegung in Deutschland setzen konnte, konnte Poincaré als 

echter Repräsentant des imperialistischen Frankreichs jede Einmischung in seine Politik unsanft bei-

seite schieben. Nach dem Cunoschen Angebot konnte er bei seiner Einschätzung der Isolierungsge-

fahr auch noch die zunehmende revolutionäre Bewegung Deutschlands in Rechnung stellen. Er hat 

sich ebensowenig durch die verschiedenen Baldwinschen Reden stören lassen, die sich in nichts von 

den späteren Macdonaldschen Weltfriedensreden unterscheiden, wie er auch den Vorschlag der Mor-

ganschen Kommission, die nichts anderes war als der gescheiterte Vorgänger der jetzigen Sachver-

ständigenkommission, zurückweisen konnte. Der Zerfall Deutschlands durch die Separatistenbewe-

gung, wie der Bürgerkrieg in Deutschland, hätten naturgemäß die Frage der Ruhrbesetzung unaktuell 

gemacht, und Poincaré hat darauf gerechnet, daß er seine Auseinandersetzung mit Frankreichs impe-

rialistischen Konkurrenten in einer solchen neuen Situation durchführen könnte. 

[256] Als im November die Separatistenbewegung, zugleich mit der passiven Resistenz, liquidiert 

war, beide mit Zutun Englands, sowohl in der Form der Ratschläge Englands an die deutsche Regie-

rung und der Untersuchung der Separatistenbewegung durch den Münchener Konsul Englands, als 

auch durch diplomatische Aktionen, und die Welle der deutschen Revolution vorläufig verebbt war, 

entschloß sich Poincaré, seine Zustimmung zur Einberufung der internationalen Sachverständigen zu 

geben, um dadurch zunächst die englisch-amerikanische Offensive stillzulegen und dann die Initiative 

wieder in seine Hände zu bekommen. Beides ist ihm gelungen. In der Zeit von der Einsetzung der 

Kommission vom 30. November 1923 bis zur Ueberreichung des Berichtes am 9. April 1924 konnte 
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Macdonald, der treue Fortsetzer der Baldwinschen Politik, nichts anderes tun, als Seufzer auszustoßen 

über die leidige Tatsache, daß, solange die Sachverständigenkommission mit ihrer Arbeit nicht fertig 

wäre, kein Schritt zur Lösung des Reparationsproblems, also gegen Frankreich, möglich sei. Nach 

der Berichterstattung der Sachverständigen hat aber Poincaré die volle Initiative, denn die militärische 

Besetzung des Ruhrgebiets steht nunmehr nur formell zur Diskussion, und die wirtschaftlichen Rat-

schläge der Sachverständigen können nur realisiert werden mit der Lösung solcher internationalen 

Probleme (Sanktionen, Sicherheit Frankreichs, internationale Verschuldung), bei welchen Frankreich 

nur gewinnen kann, also eine entschiedene Offensive zu betreiben, die Möglichkeit hat. 

Die wirtschaftliche Lösung. 

Die Sachverständigenkommission hat für Poincaré gearbeitet und der Bericht des ersten Komitees 

(Dawes-Bericht) ist ein guter Dienst für das imperialistische Frankreich. Was konnte Frankreich im 

November 1923 durch die Zustimmung zur Entsendung von Sachverständigen verlieren, die die Auf-

gabe hatten, „die Mittel zum Ausgleich des Staatshaushaltes und die Maßnahmen zur Stabilisierung 

der deutschen Währung“ zu erforschen? Es war den Sachverständigen streng verboten, in ihren Be-

schlüssen po l i t i s che  Fragen zu entscheiden zu versuchen. Mit anderen Worten: die Sachverstän-

digen hatten die Aufgabe, die Konkursmasse Deutschlands zu inventarisieren. Die Verteilung dieser 

Konkursmasse wurde ihrer Kompetenz entzogen. Der Kampf der Interessengegensätze zeigt sich aber 

erst bei der Verteilung. Es war also mit Bestimmtheit zu erwarten, daß die Sachverständigen einstim-

mig beschließen würden, daß aus Deutschland noch vieles herauszubekommen ist. Das war für Frank-

reich nur erwünscht, und Poincaré hat in seiner Rede nach Erhalt des Gutachtens die Leistung der 

Sachverständigen mit Dank quittiert. Wenn die Arbeit der Sachverständigen trotz dieser Beschrän-

kung vier Monate dauerte, so nur darum, weil neben der Inventarisierung der Masse auch darüber 

gesprochen werden mußte, wie diese Masse verwertet werden könnte. Die Verwertung ist aber schon 

ein Geschäft, und die Durchführung dieses Geschäftes kann diesem oder jenem Teilnehmer auch 

größere Vorteile bringen. Es war also in der Kommission ein heißer Streit, und der schon nach dem 

Besuch der Kommission in Deutschland, Anfang Februar, wesentlich fertige Bericht konnte noch 

zwei Monate lang nicht veröffentlicht werden. Es war nicht leicht, die Fassung zu finden, bei welcher 

alle die unbefangen sachlichen Herren Sachverständigen ihren Auftraggebern den Bericht in der 

Ueberzeugung Überreichen konnten, daß sie den mit ihrem Lande konkur-[257]rierenden imperialis-

tischen Ländern kein Jota Vorteil in dem nun beginnenden Kampf der Verteilung zugestanden hatten. 

„Wir sind an unsere Aufgabe a l s  Geschä f t s l eu t e  herangegangen in dem eifrigen Bestreben, po-

sitive Ergebnisse zu erzielen. Wir haben uns mit der t e chn i s che n, nicht mit der politischen Seite 

des uns vorgelegten Problems befaßt.“ Was haben diese Geschäftsleute unter dem Vorsitz des Ver-

treters der geschäftlich führenden imperialistischen Macht der Vereinigten Staaten in ihrem buchlan-

gen Bericht zur Bewertungsgrundlage des deutschen Ausbeutungs-Inventars gewählt? Ganz einfach. 

E i n  Te i l  de r  du r ch  d i e  deu t s che  I n f l a t i on  ge t i l g t en  Schu l den  so l l  den  a l t en  

Schu l dne r n  wi ede r au f gebü rde t  we r de n, abe r  n i ch t  zuguns t en  de r  a l t en  G läub i -

ge r, sonde r n  zuguns t en  de r  Repa r a t i ons l a s t e n. 

Die deutsche Eisenbahn war vor dem Kriege Schuldner für ihr Betriebskapital und hat dafür Zinsen 

gezahlt. Diese Schulden sind infolge der Inflation verschwunden. Wenn auch im Haushaltsplan für 

das Jahr 1924 noch 99 Millionen Goldmark für Zinsen eingesetzt sind, so sind dies Zinsen für kleine 

Verpflichtungen aus der letzten Zeit, die manchmal, wie sich aus dem Bericht ergibt, mit 36 Prozent 

jährlich verzinst werden. Die deutsche Eisenbahn hat ein Mindestbetriebskapital von 26 Milliarden 

Goldmark, und wenn der Plan der Sachverständigen eine Belastung zugunsten der Reparationskasse 

mit 660 Millionen Goldmark pro Jahr in Rechnung stellt, so können die Sachverständigen ruhig er-

klären, daß eine kaum dreiprozentige Verzinsung des Betriebskapitals von der deutschen Eisenbahn 

ebensogut getragen werden kann, wie sie früher die viel größere Belastung getragen hat und wie alle 

ausländischen Eisenbahnen ihre Betriebskapitalien mindestens mit diesem Satz verzinsen. „Man 

braucht auch nicht zu denken, daß diese Besserung des Ertrages durch Erhöhung der Fahrpreise und 

der Preise aller Eisenbahngütertransporte auf Kosten des deutschen Volkes geht. Sie kann im wesent-

lichen durch wirtschaftlichere Verwaltung der Eisenbahnen selbst erreicht werden. Wenn wir das 
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sagen, denken wir nicht an unzureichende Löhne ...“ Die 290 Millionen Verkehrssteuer sind in den 

Tarifen enthalten. Die Sachverständigen stellen also die Behauptung auf, daß in den „Normaljahren“ 

von 1928 an die deutsche Eisenbahn jährlich 950 Millionen Goldmark in die Reparationskasse brin-

gen kann, ohne dadurch den Eisenbahnverkehr von neuem zu belasten. 

Weitere 300 Millionen Goldmark soll die deutsche Industrie jährlich für die Verzinsung und Abtra-

gung der ihr auferlegten 5 Milliarden Obligationsschulden in die Reparationskasse einzahlen. Diese 

5 Milliarden sind weniger, als die Schulden der deutschen Industrie vor dem Kriege waren. Es wird 

also wieder nur eine Schuld, welche durch die Inflation verschwunden war, zum Teil restituiert, und 

es wird damit also nach der Einstellung der Sachverständigen wieder keine besondere Belastung „des 

deutschen Volkes“ geschaffen. 

Die noch übrigen, aus dem Staatshaushalt zu deckenden, 1250 Millionen Goldmark Jahreszahlungen 

in die Reparationskasse sind weitgehend gedeckt aus dem Gewinn, den der deutsche Staat aus der 

Entwertung seiner Staatsschulden gemacht hat, indem die fundierte Reichsschuld z. B. von 58,5 Mil-

liarden Goldmark im Jahre 1918 auf 2000 Goldmark per 30. September 1923 herabgesunken war. 

[258] Es ist ideal, r e i n  i dea l  bis zur Begeisterung. M a n  kan n 2,5 Mi l l i a r den  Go l dm ar k  

j äh r l i ch  i n  d i e  Repa r a t i onskas se  i n  Deu t s ch l and  e i nzah len  l a s se n, ohne i r gend -

wen  z u  be l a s t e n, ohne  i r gendwas  z u  ve r t eue r n, ohne  d i e  Konkur r enz f äh i gke i t  

Deu t s ch lands  i r gendwi e  z u  ge f äh r de n. (Es ist nicht zu verwundern, daß diese bewunde-

rungswürdigen Sachverständigen die jubelnde Zustimmung Deutschlands von Herrn Dr. Sorge aus 

dem Industrieverband bis zu Herrn Dr. H i l f e r d ing  von der Sozialdemokratie und aller imperialis-

tischen Politiker, von Macdonald bis Poincaré, genießen. 

Die steuerliche Belastung des Proletariats. 

Es scheint doch nicht alles, auch mit der Einzahlung dieser jährlichen 2500 Millionen Goldmark in 

die Kasse der neuen Notenbank in Berlin, so ganz in Ordnung zu sein. Die Eisenbahn-Sachverstän-

digen betonen, daß es die Vor aus se t zung  für das Gelingen des Planes ist, daß i n  Deu t s ch land  

„po l i t i s ch  w i e  soz i a l  Ruhe  he r r s ch t“. Des weiteren „müssen die Eisenbahnen als Handels-

unternehmen betrieben werden, d. h. mit dem festen Entschluß, einerseits die Sätze so festzusetzen, 

daß alle erreichbaren Einnahmen erzielt werden, und andererseits die Ausgaben auf ein Mindestmaß 

herabzusetzen.“ Die Sachverständigen sind der Ansicht, daß die Tarife zu niedrig sind, daß die Her-

absetzungen am Anfang dieses Jahres unnötig waren, sie registrieren mit besonderem Vergnügen, 

daß „seit dem 1. März die Sätze dritter und vierter Klasse um 36 Prozent erhöht und die der ersten 

Klasse etwas herabgesetzt worden sind“, daß das Personal noch um einige hunderttausend Köpfe 

vermindert werden soll, und fordern, daß für eine längere Zeit keine Investitionen stattfinden. Um 

diese geschäftliche Einstellung nicht zu gefährden, wird ein ausländischer Eisenbahnkommissar be-

stellt, im Namen der Alliierten, um in ihrem Interesse die deutsche Verwaltung zu Überwachen, und, 

wenn es nachher notwendig werden sollte, in die Hand zu nehmen. Wenn sich herausstellte, daß „die 

deutschen Eisenbahnen es nicht fertig brächten, einen solchen Reingewinn abzuwerfen, wie er als für 

die Reparationszwecke angemessen festgesetzt worden ist“ ..., so würde der Generalkommissar ... 

„die Ermächtigung erhalten, tatsächlich Anordnungen zu erlassen, sowohl hinsichtlich der Verhinde-

rung von Ausgaben, die er als unberechtigt ansieht, wie auch hinsichtlich einer Erhöhung der beste-

henden Tarife, die er für angemessen hält.“ 

Zur Sicherung der Zahlungen aus dem Staatshaushalt in die Reparationskasse wird keine allgemeine 

Finanzkontrolle in Deutschland eingeführt. Die Kommission lehnt die tatsächliche Kontrolle über 

Deutschlands gesamte Einnahmen und Ausgaben ab, weil „dies System der Kontrollbehörde die Ver-

antwortung für alle Finanzwirren aufbürden würde und einen Vorwand für diese bieten könnte. Die 

Anwendung dieser allgemeinen Haushaltskontrolle muß für den Fall vorbehalten werden, daß 

Deutschland absichtlich die ihm jetzt auferlegten Verpflichtungen nicht erfüllt“. Trotz dieser Begrün-

dung werden alle Erfüllungspolitiker, bis zu den Sozialdemokraten herunter, sich nicht schämen, die 

vorläufige Ablehnung der allgemeinen Finanzkontrolle als eine Errungenschaft zu feiern. Eine Kon-

trolle wird eingesetzt für die Einnahmen aus den Zöllen und den Abgaben [259] auf Alkohol, Tabak, 
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Bier und Zucker. Für jede Einnahmeart wird wieder ein Kommissar bestellt. Aber „jede Einmischung 

in die Tarifpolitik der deutschen Regierung soll verhindert werden.“ Beißender Hohn. Im vorherge-

henden Absatz des Gutachtens steht: „Die deutsche Regierung ist zu ersuchen, die Sätze der überwie-

senen Einkünfte nicht ohne die Einwilligung des Kommissars herabzusetzen ... andererseits halten 

wir es für notwendig, daß  de r  deu t s chen  Reg i e r ung  d i e  Anr egung  gegeben  we r d e, d i e  

A l koho l-, B i e r- und  Zucke r s t eue r  z u  e r höhe n.“ Noch andere Ratschläge: „Indirekte Steuern 

im allgemeinen. Die Sätze scheinen dem Komitee ungebührlich niedrig zu sein.“ 60 Prozent der Brut-

toeinnahmen aus der Besteuerung der Tabakfabrikate sollen als Reingewinn für den Staatshaushalt 

verbleiben. Wir werden noch weiterhin sehen, daß die Sachverständigen auch einige Ratschläge zur 

Besteuerung der Besitzenden erteilen; diese Ratschläge sind aber weniger konkret und ganz ausge-

sprochen agitatorisch gestellt. 

Wenn e sich auch herausstellt, daß die 2500 Millionen Goldmark doch durch irgendwen bezah l t  

werden müssen, und wenn schon durch irgendwen, so doch durch den Konsumenten, also durch d i e  

ve r b r auchenden  Masse n, so müßte die Kommission, die sich „mit der technischen, nicht mit 

der politischen Seite des uns vorgelegten Problems befaßt“, bemerken, daß der „technische“ Plan 

daran stößt, daß so nebenbei auch noch das politisch-ökonomische System des Kapitalismus und des 

Imperialismus besteht. 

Die Beschwichtigung des Proletariats. 

Also, zunächst die Arbeiter beruhigen! Als Musterbeispiel lag schon der Versailler Vertrag vor. Wenn 

es gelungen ist, alle Pazifisten, bis zur Sozialdemokratie, mit dem Schwindel des Völkerbundes her-

einzulegen, und besonders wenn es gelungen ist, mit rund 40 Paragraphen, von § 387-427 des Ver-

sailler Vertrages, zur Beschwörung der drohenden Revolution, mit Hilfe der Sozialdemokratie, das 

internationale Arbeitsamt zu organisieren und alle Herrlichkeiten der Welt, vom gesicherten Acht-

stundentag an, den Arbeitern zu versprechen, warum sollten „Geschäftsleute“ davor zurückschre-

cken, noch einmal sich sozial zu gebärden? Was ist denn das Versprechen der Sachverständigen, daß 

die deutschen Arbeiter durch die vorgeschlagenen Maßnahmen nicht weiter belastet werden, gegen-

über dem „erhabenen Ziel“ der Hohen Vertragschließenden Teile im Versailler Vertrag (§ 247), „das 

körperliche, sittliche und geistige Wohlergehen der Lohnarbeiter vom internationalen Standpunkt aus 

zu sichern“? Da jeder Proletarier international sich seit fünf Jahren des Versailler Vertrages dieses 

körperlichen, geistigen und sittlichen Wohlstandes in ausgiebigem Maße erfreut, insbesondere der 

deutsche Arbeiter, scheint die Zusicherung der Sachverständigen, daß keine weitere Belastung er-

folgt, beruhigend zu sein. Trotzdem verwenden die Sachverständigen große Sorgfalt darauf, die deut-

schen Arbeiter zu beruhigen. Wir haben schon erwähnt, daß die Eisenbahn-Sachverständigen die po-

litische und soziale Ruhe in Deutschland als Vorbedingung des Gelingens ihres Planes hinstellten. 

Um nun dieses Gespenst der sozialen Unruhe zu bannen, werden zunächst an jeder entscheidenden 

Stelle des Gutachtens freundliche Worte für die deutschen Arbeiter verschwendet. Bei der neuen No-

tenbank werden die höchsteigenen Worte des Herrn Graßmann vom ADGB aus dem Protokoll des 

Komitees zitiert, [260] wonach die Stabilisierung der Währung zunächst zugunsten der deutschen 

Arbeiter wirkt. Bei der Kritik des deutschen Steuersystems wird nicht nur festgestellt: „Wir haben 

der Schlußfolgerung nicht entgehen können, daß die reichen Klassen in Deutschland in den letzten 

Jahren nicht in angemessener Weise von dem in Kraft befindlichen Steuersystem erfaßt worden sind,“ 

sondern für die Besteuerung der wohlhabenden Klassen folgendermaßen agiert: „Nach unserem Ur-

teil sollte die deutsche Regierung, wenn sie wünscht, daß die Alliierten ebenso wie ihre eigenen ar-

beitenden Klassen sich von ihrem gu t en  Wi l l en  in dieser Sache überzeugen, zu einem nahen Zeit-

punkt ihre endgü l t i gen  Abs i ch ten  betreff der Sätze für die Einkommenssteuer veröffentlichen.“ 

Wenn auch nicht so klar, wie die Forderung zur Erhöhung der Zuckerpreise, so ist es doch für jeden 

Arbeiter bestehend, daß seine Interessen wenigstens in einer Phrase den Interessen der hohen Alliier-

ten gleichgestellt werden. Weiter: „Umsatzsteuer“. „Es ist unsere allgemein geteilte Meinung, daß 

diese Steuer soba l d  w i e  m ög l i c h, zugunsten anderer Steuerformen, etwas herabgesetzt werden 

sollte.“ Wenn auch nicht gesagt wird, zugunsten welcher Steuerformen, also wahrscheinlich zuguns-

ten der Erhöhung der Verbrauchssteuern, ist es doch bestechend, daß die Umsatzsteuer etwas 
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herabgesetzt werden soll. Es geht aber noch höher! Die Eisenbahn-Sachverständigen stellen fest, daß 

die Beamten und Angestellten der Eisenbahnverwaltung schlecht bezahlt sind. Sie denken bei der 

Ausbeutung der deutschen Eisenbahn „nicht an unzureichende Löhne“ und was noch mehr, sie sind 

damit einverstanden, daß die schon beschlossene Lohnerhöhung der Eisenbahner, mit nominell 18 

Prozent der Vorkriegslöhne, durchgeführt wird. Und der Gipfel dieses Täuschungsversuches: die 

Aufstellung des Prinzips, daß der alliierte „Produzent“ in seinem geschäftlichen Wettbewerb durch 

keine größeren Lasten – d i e  Lohnsum m en  i nbeg r i f f en  – gehemmt werden darf als sein deut-

scher Konkurrent. Was natürlich so verstanden werden kann (und auch soll), daß die Löhne der Ar-

beiter in England und Frankreich auf das Niveau des deutschen Lohnes herabgedrückt werden sollen, 

was aber, und diese Absicht zeigt sich darin, daß dieser Satz die gleiche Steuerbelastung des deut-

schen Produzenten fordert, agitatorisch so gedeutet werden kann, als ob die Sachverständigen für die 

Erhöhung der deutschen Löhne auf das Lohnniveau der konkurrierenden Länder wären. 

Die heilige Allianz gegen die deutsche Revolution. 

Es ist zu befürchten, daß alle diese schönen Redensarten die schon vielerfahrenen deutschen Arbeiter 

nicht beruhigen werden. Auch Prof. Cassel ist in „Svenska Dagbladet“ der Meinung, daß hier nicht 

alles stimmt. „Leider ist aber der Eindruck bei weitem nicht so günstig, wenn man die realen ökono-

mischen Grundlagen des Planes zu analysieren sucht. Die Kommission scheint die gegenwärtige Lage 

Deutschlands ausschließlich als das Ergebnis einer Kreditkrise aufzufassen und setzt große Hoffnun-

gen auf die baldige Wiederherstellung Deutschlands. Das scheint mir eine recht oberflächliche Me-

thode zu sein. M a n  m uß  d i e  gegenwär t i ge  Lag e de s deu t s chen  Vo l ke s, s e i nen  kö r pe r -

l i ch  und  ge i s t i g  geschwäch ten  Zus t and  und  s e i ne  s t a r k  he r abgese t z t e  Ar be i t s -

k r a f t  und  Ar be i t s l u s t  be r ücks i ch t i ge n, ebenso die sehr ungünstige Altersgliederung [261] 

und die bedenkliche Schwäche der Jahresklassen, welche die Hauptlasten des Schadenzersatzes tra-

gen müssen. Ebenso  f eh l e r ha f t  i s t  e s, d i e  E r sche i nungen  de r  soz i a l en  Auf l ö sung  

und  de r  a l l gem ei nen  Deso r gan i s a t i on  zu  übe r sehe n.“*) 

Der schwedische Professor darf also wahrnehmen, daß außer der Wirtschaftstechnik noch ein poli-

tisch-ökonomisches System, der Kapitalismus, die Verelendung und der Klassenkampf, besteht. Un-

sere Sachverständigen wissen das auch und haben eine ganze Reihe o r gan i s a t o r i s che r  Maß-

nahm en  gegen  d i e  deu t s che  Revo l u t i on  vorgeschlagen. 

Die neue N o t enbank  steht unter Aufsicht eines ausländischen Kommissars; im Generalrat kann 

kein Beschluß ohne Zustimmung der Ausländer gefaßt werden. Die Reserven der Bank werden fol-

gendermaßen gesichert: „Die obenerwähnten gesetzlichen Reserven können in Goldbarren oder 

Goldmünzen an irgendeiner Stelle der Bank oder ganz, oder zum Teil, in ständig verfügbaren Einla-

gen gehalten werden, die in Gold- oder seinem Gegenwert zu denselben Sätzen, zu denen die Einlage 

erfolgte, zahlbar sind und bei geachteten Banken i n  aus l änd i s chen  F i nanzmi t t e l punk t en  

h i n t e r l eg t  s i n d.“ Diese Reserven umfassen nicht nur die Banknotendeckung, sondern es wird auch 

noch eine Sonderreserve in Gold von mindestens 12 Prozent der Depositenverbindlichkeiten verlangt. 

Was bleibt im Inlande aus dem Vermögen der Bank? Der Metallbestand. Das ist nicht viel und könnte 

vielleicht bei einer Revolution doch riskiert werden. Nein, unsere Sachverständigen haben eine 

schreckliche Angst vor dem Gespenst der Revolution. „Der Metallbestand der Bank und die Noten-

druckabteilung sollen in Deutschland sein, doch kann der Generalrat durch dreiviertel Stimmenmehr-

heit beschließen, daß  e i n s  von  be i den  ode r  be i de  i n  e i n  neu t r a l e s  Aus l and  ve r l eg t  

we r de n.“ Nicht mit dreiviertel Stimmenmehrheit, sondern einstimmig werden die deutschnationalen 

und internationalen Bankiers des Generalrates sofort die Verlegung beschließen, wenn die Gefahr 

besteht, daß die deutschen Arbeiter ihre Geldwirtschaft und Notenpresse aufrichten wollen. Die Sach-

verständigen wissen, welche Schwierigkeiten die Pariser Kommune und die ungarische Räterepublik 

infolge des Fehlens der Notenpresse hatten. Es ist nach diesen Erfahrungen eine katastrophal desor-

ganisierende, technische Schwierigkeit, wenn die revolutionäre Bewegung auch nur einige Wochen 

den Verkehr nicht mit Geldnoten versehen kann. 

 
*) In der „Fr. Ztg.“ Nr. 285 steht statt Desorganisation Geldorganisation, was wir nur als Druckfehler betrachten können. 
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Die deutsche E i s enbahn  wird internationalisiert. Elf Milliarden Goldmark Schuldverschreibungen 

sollen in Händen des Treuhänders der alliierten Mächte sein. Außerdem ein Teil der zwei Milliarden 

Vorzugsaktien. Ueber den Eisenbahnkommissar und seine Vollmachten haben wir schon gesprochen. 

Die Eisenbahngesellschaft soll 18 Direktoren haben; davon können  14 deutsche Reichsangehörige 

sein; aber es können  auch 13 Ausländer sein. Wie sich dieses Verhältnis gestaltet, hängt von dem 

ausländischen Treuhänder und von den Besitzern der Vorzugsaktien ab. Natürlich würde man zu Be-

ginn 14 Deutsche ernennen; warum denn nicht? Die deutschen He r r en  werden ja anstandslos mit 

den internationalen He r r en  [262] zusammenarbeiten in der Erhöhung bestimmter Tarife, besonders 

wenn es sich um die Erhöhung der Personentarife in der dritten und vierten Klasse handelt. Die deut-

schen Herren werden aber sofort abdanken, um mit der größten Begeisterung die Vertretung ihres 

Standpunktes gegenüber einer – deutschen Arbeiterregierung den Ausländern zu überlassen. 

Auch die deutsche I ndus t r i e  wird ein bißchen internationalisiert. Die fünf Milliarden Schuldver-

schreibungen, die wieder bei einem ausländischen Treuhänder aufbewahrt werden, werden zwar die 

deutschen Kap i t a l i s t en  wenig belasten und auch wenig stören, wenn aber die deutschen Ar be i -

t e r  die Produktionsmittel in Besitz nehmen, dann wird jeder internationale „Sachverständige“ fest-

stellen, daß es sich nicht um die Sache des deutschen Privateigentums handelt, was doch eine innere 

Angelegenheit Deutschlands wäre, sondern es handelt sich, wie bei der Eisenbahn, um internationales 

Eigentum, was zu enteignen die deutschen Arbeiter kein Recht haben und die heilige Gerechtigkeit 

erfordert eine internationale Intervention. 

Der Vertrag sieht auch eine allgemeine F i nanzkon t r o l l e  vor, besonders in dem Fall, wenn eine 

Arbeiterregierung eine andere Steuerpolitik einführen will. Eine Herabsetzung, z. B. der Verbrauchs-

steuern, darf ja ohne Zustimmung des Kommissars nicht stattfinden oder, wenn ja, so kommt die 

allgemeine Finanzkontrolle. 

Der Vertrag sieht also eine he i l i ge  A l l i anz  gegen  d i e  deu t s che  Revo l u t i on  vor. Auch die 

heilige Allianz wird nichts nützen. Die Revolution wird kommen, aber diese heilige Allianz ist eine 

schwere Ge f ah r  und wenn das internationale Proletariat, besonders das deutsche Proletariat, das 

Zustandekommen dieses Vertrages nicht verhindert, wird es dafür noch große Opf e r  tragen müssen. 

Die Voraussicht der Sachverständigen in der Aufstellung eines so verwickelten Mechanismus zur 

Belastung und Niederhaltung der deutschen Revolution ist wohl begründet, und zwar in der Haupt-

sache nicht wegen der Be l a s t ung  de s  deu t s chen  P r o l e t a r i a t s, sondern vor allem darum, weil 

das Sachverständigen-Gutachten neben der Organisierung der internationalen Gegenrevolution gegen 

die deutsche Revolution auch die Organ i s i e r ung  e i ne r  s t änd i gen  deu t s chen  Ar be i t s l o -

s i gke i t  enthält. 

Für Arbeitslosigkeit in Deutschland, gegen den deutschen Export. 

Der Weltkrieg wurde geführt um den Weltmarkt. Wenn man einen solchen banalen Satz ausspricht, 

spürt man, daß die meisten das Interesse verloren haben, irgendwelchen Sinn in diesen Satz zu legen. 

Der Sinn ist aber entscheidend und der, daß das besiegte imperialistische Land, Deutschland, auf dem 

Weltmarkt keinen Platz mehr hat, bezw. nur so viel, wie den Interessen der siegenden Mächte ent-

spricht. Die deutsche Inflation, das Exportdumping, haben in den letzten Jahren diese Tatsache ver-

dunkelt. Jetzt muß aber brutal ausgesagt und besonders verwirklicht werden, daß Deu t s ch land  

ke i nen  P la t z  au f  dem  Wel tmar k t  i m  i n t e r na t i ona l en  Konkur r enzkam pf  bekom -

m en  kan n; die Verdrängung Deutschlands muß vertraglich organisiert werden. Bei der Forderung, 

die deutschen Steuerzahler mindestens so zu belasten, wie die Steuerzahler der alliierten Länder belastet 

sind, sagt das Gutachten: „Gleichzeitig ist das Prinzip wirtschaftlich gerecht, denn es ist offensichtlich 

unan-[263]gemessen und nach keiner Richtung hin wünschenswert, daß etwa der alliierte Steuerzahler 

... als Produzent i n  se inem  geschä f t l i chen  We t t bewer b  durch größere Lasten – die Lohn-

summen inbegriffen – gehemmt wird als sein deutscher Konkurrent.“ Im Punkte über die Sachlieferun-

gen wird gesagt: „Infolgedessen erkennen wir die Notwendigkeit der Fortsetzung der Sachlieferungen 

an, glauben indessen, daß sie leicht unwirtschaftlich werden können, wenn sie nicht au f  na t ü r l i che  

E r zeugn i s s e  Deu t sch l and s, w i e  die i m  Ver t r ag  im  e i nze l nen  behande l t en  Ar t ike l  
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(Koks, Kohle, Farbstoffe usw.) und  zwe i t ens  au f  d i e j en i ge  Aus f uh r  be sch ränk t  we r de n, 

d i e  n i ch t  d i e  vo r he r i ge  E i n fuh r  von  Rohs t o f f e n, d i e  e inen  e r heb l i chen  P r ozen t -

s a t z  i h r e s  Wer t e s  ausm ache n, nach  Deu t s ch land  bed i ng t.“ 

Natürliche Erzeugnisse Deutschlands, das klingt musterhaft in einem Kolonisierungsplan. Wie es im 

Schulbuch steht: Die Kolonien sind dazu da, „natürliche Erzeugnisse“ zu liefern und natürliche In-

dustrieprodukte zu kaufen. Man kann dem entgegen anführen, daß es sich hier nur um die „Sachlie-

ferungen“ handelt, also um Exporte auf Reparationskonto. Es ist aber im Wesen kein Unterschied, 

und er wird noch weiter eingeschränkt, indem ausgesprochen wird, daß „die so gelieferten Güter nicht 

aus dem empfangenden Lande ausgeführt werden sollen, außer nach Uebereinkunft zwischen dem 

einstimmig handelnden Komitee und der deutschen Regierung“. 

Die Exportlieferung Deutschlands außerhalb der Sachlieferungen wird überdies vollständig kontrol-

liert dadurch, daß die deutschen Eisenbahnen internationalisiert sind und daß die gesamte Devisen-

politik nicht nur in den Händen der vollständig von den Reparationsgläubigern beherrschten neuen 

Notenbank konzentriert ist, sondern zur weiteren Beherrschung noch ein „Agent für Reparationszah-

lungen“ und ein „Konvertierungs- und Ueberweisungs-Komitee“ aus lauter Ausländern bestellt wer-

den. Wie es in dieser Hinsicht mit den Eisenbahnern steht, darüber nur einige Bemerkungen aus dem 

Bericht der Eisenbahn-Sachverständigen: „Wir werden später zeigen, daß seit dem Kriege die Tarife 

sowohl für den Personen- als auch den Güterverkehr zu niedrig gehalten worden sind, und zwar in 

der Absicht, Industrie und Handel zu ermöglichen und be sonde r s  den  deu t s chen  Expor t  z u  

begüns t i ge n.“ – „Es ist klar, daß die alliierten Nationen ein Anspruchsrecht darauf haben, daß die 

Reineinnahmen der deutschen Eisenbahnen nicht ermäßigt werden dürfen, um der deutschen Indust-

rie einen unangemessenen Vorteil au f  übe r see i s chen  Mär k t en  zu verschaffen.“ Und im Haupt-

bericht des Komitees: „Der leitende Gedanke der Verwaltung durch die Regierung in der vergange-

nen Zeit war darauf gerichtet, die Eisenbahnen in erster Linie im Interesse der deutschen Wirtschaft 

zu betreiben und erst in zweiter Linie die Interessen des investierten Kapitals wahrzunehmen. Na c h  

Ans i ch t  de r  Sachve r s t änd i gen  i s t  e i n  vö l l i ge r  Bruch  m i t  a l t en  Uebe r l i e f e r ungen  

e r f o r de r l i c h.“ 

Auch keine inneren Investitionen. 

Die Verdrängung Deutschlands vom Weltmarkte, das sind die berühmten 20 Millionen überflüssige 

Leute in Deutschland, die [264] Clemenceau auf den Aussterbeetat gesetzt hat. Aber es geht noch 

weiter in der unbedingten Sicherung der ständigen deutschen Arbeitslosigkeit. D i e  Inves t i e r un -

gen  we r den  i n  Deu t s ch land  e i nges t e l l t. 

Zunächst wieder die Eisenbahnen: „In den letzten Jahren ist Kapital so verschwenderisch ausgegeben 

worden, daß we i t e r e  Ausgaben  au f  J ah r e  h i naus  n i ch t  ge r ech t f e r t i g t  we r den  kön -

ne n.“ Es ist von großem Interesse, die Ausführungen der Sachverständigen darüber zu lesen, wie 

man in Deutschland in großem Maßstabe bewußt die Inflation betrieben, die Währung ruiniert hat, 

zu Lasten der deutschen Arbeiter und zu Gunsten sowohl unmittelbar aller Großkapitalisten wie auch 

ihres gemeinsamen Kapitals, des Staatsbesitzes. Schon im allgemeinen Bericht der Sachverständigen 

steht folgendes: „Ferner hat Deutschland seine Anlagen und Ausrüstung seit 1919 dauernd verbessert. 

– Die mit der Begutachtung der Eisenbahnen besonders betrauten Sachverständigen haben in ihrem 

Bericht klargelegt, mit welchem Luxus das deutsche Eisenbahnnetz vervollkommnet worden ist. – 

Das deutsche Telephon- und Telegraphensystem ist mit den modernsten Hilfsmitteln ausgestattet. – 

Häfen und Kanäle sind gleichfalls ausgebaut worden. – Schließlich waren die Industriellen in der 

Lage, ihre hochmodernen Fabrikanlagen noch zu erweitern, so daß in vielen Industrien mehr produ-

ziert werden kann als vor dem Kriege.“ Wer hat das alles bezahlt? Man braucht nur eine Statistik der 

Arbeitslöhne heranzuziehen. Aus dem Elend des deutschen Proletariats seit Kriegsende hat der deut-

sche Kapitalismus eine Inflationskonjunktur herausgepreßt und gleichzeitig die Reparationszahlun-

gen sabotiert. Die Inflationskonjunktur hat eine katastrophale Arbeitslosigkeit verhindert. Der Bericht 

der Eisenbahnsachverständigen sagt über die Frage der Investitionen und niedrigen Frachten folgen-

des: „Zur Entschuldigung gilt, daß einerseits der Druck der Großindustriellen, um ihre Werke in 
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Betrieb zu halten, und eine Arbeiterentlassung im großen zu vermeiden, d i e  z u  Auf s t änden  ode r  

ga r  zu r  Revo l u t i on  f üh r en  konn t e n, zu stark war, um ihm Widerstand zu leisten, während 

andererseits die Armut der großen Masse des Volkes so groß war, daß die Regierung gezwungen war, 

die Eisenbahnsätze auf einem niedrigen Stande zu halten.“ 

Wenn das deutsche Proletariat sich die unverschämteste Beraubung durch die Inflationspolitik der 

deutschen Bourgeoisie gefallen ließ, so war dabei die Tatsache der Inflationskonjunktur, die Be-

schränkung der Arbeitslosigkeit, von entscheidender Bedeutung. Diese Methode geht nicht weiter. 

Was ist zu machen? Da ist die Frage des Seins oder Nichtseins, die Dr. So r ge  vom Industrieverband 

mit seiner begeisterten Zustimmung zum Sachverständigengutachten beantwortet. Die Einschrän-

kung des Exportes ist nicht gut; die international gesicherte Ausbeutung des deutschen Proletariats, 

internationale organisatorische Maßnahmen gegen die deutsche Revolution, der gesicherte Druck der 

Massenarbeitslosigkeit auf die Löhne, das ist aber gut! Man muß ja doch abwägen: Erstens ist die 

Exportbeschränkung für die Schwerindustrie, die manche „natürliche Erzeugnisse“ hat, nicht so ge-

fährlich, wie für die Fertigindustrie; zweitens ein Koloniegeschäft, die Lieferung von „natürlichen 

Erzeugnissen“ gemeinsam mit ausländischen Gruppen, ist auch nicht das Schlimmste, und drittens 

die [265] Schwerindustrie hofft schon, in der organisierten Cooperation an manchen internationalen 

Geschäften doch teilzuhaben; vielleicht an der Ausbeutung Sowjetrußlands; es ist auch sehr fein, den 

Steuerapparat des Deutschen Reiches gemeinsam mit den ausländischen Kommissaren und auf deren 

„moralische Verantwortung“ weiter gegen die Arbeiter zu benützen, und zuletzt ist es auch viel bes-

ser, die Sachlieferung gut bezahlt zu bekommen als auf Grund der Micumverträge zu liefern, die zwar 

auch nicht so gefährlich sind für die Industrieherren, wie sie es uns darstellten, aber doch manche 

Nachteile haben. Der Herr Sorge weiß schon, warum er zustimmt. 

Jetzt ist es eure Sache, Arbeiter, zu wissen, warum ihr n i ch t  zustimmt und warum ihr verhindern 

müßt, daß die Zustimmung des Herrn Sorge Erfolg hat. 

Die Reparationszahlungen nicht durchführbar. 

Bis dahin ging also noch alles ziemlich glatt. Die Sachverständigen wissen was sie wollen und jeder, 

nämlich jeder, der etwas zu entscheiden hat, also die deutschen und die alliierten Kapitalisten, ist 

einverstanden. Jetzt kommt aber die Schwierigkeit, wo der Mechanismus auf dem internationalen 

Gebiet zu wirken beginnt. Die Exportfrage war schon, wie wir gesehen haben, ein heikler Punkt, aber 

theoretisch klar. Es kann kein Zweifel bestehen, daß für die siegreichen imperialistischen Mächte nur 

eine Einschränkung der deutschen Ausfuhr in Betracht kommt. Es gibt also keine zwei Wege, solange 

das imperialistische System besteht. Es kann aber nicht vergessen werden, daß die Sachverständigen 

auch die Aufgabe hatten, Reparationszahlungen zu organisieren. Damit, daß die 2,5 Milliarden so 

„reibungslos“ auf Kosten des „Agenten für Reparationszwecke“ bei der neuen Notenbank eingezahlt 

werden, sind diese Beträge noch nicht ins Ausland gebracht. Man kann im Auslande nur zahlen ent-

weder mit Waren oder mit Dienstleistungen. Die Devisen sind nur ein Verrechnungsmittel. Die 2,5 

Milliarden Goldmark können also in die Kassen der Reparationsgläubiger nur gebracht werden, wenn 

Deutschland die Möglichkeit hat, einen Exportüberschuß von dieser Summe zu erreichen. Da ist aber 

im Widerspruch mit der unbedingten Notwendigkeit, die Exporte Deutschlands zu begrenzen nach 

dem Grundsatze, Deutschland darf nur das und so viel exportieren, was und wie viel im Konkurrenz-

kampfe der siegenden imperialistischen Mächte nicht störend wirkt (natürliche Erzeugnisse, Verbot 

des Wiederexports von Sachlieferungen). Der Widerspruch ist nicht zu lösen. Die Sachverständigen 

verlieren den festen Boden unter den Füßen, beginnen zu stammeln, und dann entscheiden sie sich 

notwendigerweise in Zweifelsfällen für die Priorität der Einschränkung der Ausfuhr. Einiges aus dem 

Gestammel: „Wie weit eine Anpassung des Wirtschaftslebens an auswärtige Verpflichtungen in einer 

langen Reihe von Jahren überhaupt möglich ist, ist eine Frage der Vermutung ... Eine wirklich beste-

hende Wirtschaftsbilanz gibt solange nur ein sehr ungewisses Bild, als derartige Verpflichtungen 

nicht lange genug bestanden haben, um ihre Wirkung auf die Wirtschaft des Landes auszuüben ...“ 

„Wir leugnen nicht, daß dieser Teil unseres Vorschlages Schwierigkeiten ganz neuer Art bieten wird, 

die nur durch Erfahrung überwunden werden können. Aber die Lösung, die wir vorschlagen, scheint 

uns anderen möglichen Lösungen überlegen zu sein!“ 
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[266] Ueber die Priorität der Einschränkung der Exporte: Die Sachverständigen schlagen vor, daß die 

Gelder auf dem Konto des Agenten für Reparationszahlungen, die nicht für die Bezahlung der Sach-

lieferungen der deutschen Industriellen und für andere inländische Zahlungen (englische Einfuhrab-

gabe usw.) verwendet werden konnten und die auch nicht durch Aufkauf von Devisen nach dem 

Auslande geschafft werden konnten, 2 Milliarden nicht übersteigen sollen. Ueber 2 bis 5 Milliarden 

sollen diese Ueberschüsse innerhalb Deutschlands in der Form von Anleihen an deutsche Kapitalis-

ten, wie auch durch Aufkäufe von deutschen Betrieben, zugunsten auch privater Ausländer, verwen-

det werden. Ein großes und großangelegtes Geschäft. Das Konvertierungs- und Ueberweisungskomi-

tee, ernannt von der Reparationskommission, und bestehend aus einem amerikanischen, einem fran-

zösischen, einem englischen, italienischen und belgischen Mitglied, wird das größte Aufkaufsge-

schäft leiten, wogegen alle die kleinen und großen Schieber, die Deutschland während der Inflations-

periode überflutet haben, sich beschämt in ras kleinste Loch verkriechen können. Es wird heuchle-

risch gesagt, daß „nur solche Vermögensbestände erworben werden sollen, die unter bestimmte Ka-

tegorien fallen und in einer durch Uebereinkunft zwischen dem Komitee und der Deutschen Regie-

rung festgesetzten und von Zeit zu Zeit durch Uebereinkunft abgeänderten Aufstellung enthalten sind. 

Bei der Feststellung einer solchen Uebereinkunft soll von der deutschen Regierung gefordert werden, 

daß sie die Notwendigkeit, Höchstzahlungen an ihre Gläubiger zu leisten, gebührend berücksichtigt“ 

und in Fortsetzung des Satzes die höhnische Bemerkung: „Sie (die deutsche Regierung) soll dabei 

aber auch das Recht haben, die Aufrechterhaltung der Verfügungsgewalt über ihre eigene innere 

Wirtschaft zu berücksichtigen.“ Die Herren Sachverständigen haben kostbaren Humor. Wenn „sie“, 

die deutsche Regierung, diesen Wink mit dem Zaunpfahl nicht verstehen würde, oder eine revolutio-

näre Regierung kommt, dann tritt der Satz in Wirkung: „Um im Falle verabredeter Finanzmanöver 

von der Regierung oder irgendeiner Gruppe solche Ueberweisungen zu verhindern, kann das Komitee 

die erforderlichen Schritte unternehmen, um derartige Manöver zu vereiteln. – Unter diesen Umstän-

den darf es die Gelder auflaufen lassen oder sie fü r  den  Ankau f  von  E i gen t um  j ede r  Ar t  i n  

Deu t s ch land  ve r wende n.“ 

Dieses System will unbedingt verhindern, daß der deutsche Export durch die Devisenpolitik irgend-

welche Prämie bekommt, sondern womöglich umgekehrt. Wenn die Einschränkung des Exportes so 

weit geht, daß die in der Reparationskasse gesammelten Ueberschüsse auch 5 Milliarden übersteigen, 

dann kann die Reparationszahlung von den festgesetzten 2,5 Milliarden herabgesetzt werden auf die 

Summe, die nach dem Auslande überwiesen werden kann – „eine derartige teilweise und zeitweilige 

Aufhebung der deutschen Verpflichtungen soll nur während des Zeitraumes wirksam sein, den die 

Ueberweisungsbedingungen notwendig machen. Wenn also in Deutschland eine Kreditinflation ein-

tritt, durch die die in der Reparationskasse angesammelte Reserve von 5 Milliarden, die Kredite also, 

nicht gut anständig wucherisch verzinst werden können, dann soll Deutschland lieber weniger in die 

Reparationskasse zahlen, um nur keinen Raum mehr, als für die Siegermächte annehmbar ist, im 

Weltmarkte zu bekommen. Der Imperialismus kann ja seinen Kopf nicht abbeißen. 

[267] Bei der Organisierung dieser Großhandlung des „Konvertierungs- und Ueberweisungs-Komi-

tees“ fühlen sich die Sachverständigen, wie wir sehen, recht uns i che r. Da ist schon ein Gebiet, wo 

es sich nicht nur um die Feststellung der Vermögensmasse handelt, sondern was schon übergeht in 

das Gebiet der Verteilung, also auf das Gebiet der Kämpfe der siegenden imperialistischen Mächte 

untereinander. Die Sachverständigen erklären, daß sie mit der Ve r t e i l ung  de r  Beu t e  nichts zu 

tun haben. Die Großhandlung des Konvertierungs- und Ueberweisungs-Komitees kann nach ver-

schiedenen Grundsätzen geleitet werden und es wird gut sein, es nicht als einen Zufall zu betrachten, 

daß die Zusammensetzung des Komitees mit den Worten beginnt: „Sie soll aus einem am er i kan i -

s chen  ...“ Das ist schon Geschä f t  und bei dem Geschäft hat schon He r r  Dawes  die erste Stelle. 

Niemand bezweifelt ja, daß die Uneigennützigkeit Amerikas in seiner Teilnahme an der Lösung der 

europäischen Probleme keine Grenzen hat. Wo aber das Geschäft beginnt, dort kann man schon keine 

Phrasen machen. 

Darüber, daß in dieser Großhandlung I n t e re s sengegen sä t ze  auszukämpfen sein werden, 

schweigt sich der Sachverständigenbericht wohlweislich aus, denn jeder der Partner muß seine guten 
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Aussichten haben, in diesem Kampfe seinen wohlangemessenen Anteil in Sicherheit bringen zu kön-

nen. Da ist also die Grenze, bis zu welcher sich die Sachverständigen vorwagten. Keinen Schritt 

weiter. Und wir müssen, da wir sehr beschränkten Raum haben, von dem eigentlichen Bericht damit 

Abschied nehmen, und auf die weitere Behandlung des Berichtes übergehen, was auch zur Analyse 

des Dawes-Berichtes gehört. 

Die Unlösbarkeit der imperialistischen Probleme. 

Die Sachverständigen-Kommission wurde einberufen unter der Parole „endgültige Lösung des Re-

parationsproblems“. Was ist in diesem Berichte gelöst? Im Versailler Vertrag blieb die Frage der 

Summe der Reparationslasten offen. In dem Dawes-Bericht ganz ebenso. Diese Frage wird offen 

gelassen, weil sie zusammenhängt mit der Frage der i n t e r na t i ona l en  Ve r schu ldun g. Die Frage 

ist aber dadurch, daß sie in dem Bericht fehlt, aktuell aufgestellt. Poincaré erklärt kategorisch: der 

Anteil Frankreichs an den deutschen Verpflichtungen muß 26 Milliarden um die Summe übersteigen, 

welche Frankreich aus seinen Kriegsschulden an England und Amerika zu bezahlen haben wird. Herr 

Dawes hat auf der Rückreise Mussolini besucht. Mussolini hat erklärt, daß ohne  Rege l ung  de r  

F r age  de r  i n t e r na t i ona l en  Ve r schu l dung  ke i ne  Lösung  de s  Repa r a t ionsp r ob l em s  

m ög l i ch  i s t. Präsident Coolidge, der Geschäftsführer der Vereinigten Staaten, erklärt prompt in 

seiner Rede, „die amerikanische Politik in der Frage der interalliierten Schulden habe keinerlei Aen-

derung erfahren. – Diese Frage könne auch auf wirtschaftlichen Konferenzen nicht besprochen wer-

den.“ Er spricht natürlich gleichzeitig seine Genugtuung über den Dawes-Bericht aus und versäumt 

natürlich nicht, über die neue Friedensaera, über Amerikas Pflichten gegenüber der Menschheit, über 

den Sieg von gerechten Forderungen, die in einem so weltberühmt uneigennützigen Geschäft wie das 

seinige notwendig sind, zu erzählen. Die interalliierten Schulden sind ein Kampfobjekt ersten [268] 

Ranges. Wer glaubt, daß die Möglichkeit besteht, daß Amerika oder England seine Forderungen ge-

genüber Frankreich erläßt, ohne dabei Bedingungen durchzusetzen, die ihren imperialistischen Geg-

ner, also dasselbe Frankreich schwächen, der hat keine blasse Ahnung von dem Sinn des Imperialis-

mus. Solche Bedingungen, welche Frankreich im imperialistischen Kampfe schwächen, z. B. Abrüs-

tung, Uebertragung gewisser Rechte in den Kolonien und ähnliches, sind für das imperialistische 

Frankreich unannehmbar. Die Frage der imperialistischen Schulden wird in dem nächsten Weltkrieg 

geregelt, wenn nicht durch die Weltrevolution. 

Der Versailler Vertrag hat die „Unabhäng i gke i t  Deu t s ch l and s“ ziemlich unsicher gemacht 

(siehe Ruhrbesetzung, Militärkontrolle und ähnliches). Das Gutachten der Sachverständigen hat ein 

Gutes: die Unabhängigkeit Deutschlands wäre mit seiner Durchführung nunmehr ganz sicher organi-

satorisch erledigt, aber trotzdem, oder eben darum, entstünde ein neues Gebiet, wo man große 

Kämpfe zu erwarten hat zwischen den unter sich uneinigen Beherrschern des kolonisierten Deutsch-

lands. Poincaré sagt vorläufig: „Ich will genau wissen, in welcher Form in der Zukunft die Sanktionen 

angewendet werden“, oder anders ausgedrückt: „Ich will in der Zukunft nicht, daß, wenn ich zufällig 

Frankfurt a. M. oder Hamburg besetze, ein englischer Jurist ein Gutachten abgibt über die Unrecht-

mäßigkeit dieser Besetzung und die englische Regierung mich wieder, wie bei der Ruhrbesetzung, 

auf diesem ‚Rechtsboden‘ in die politische Defensive drängt.“ Also auch diese Frage ist nicht gelöst. 

Die Ruhr bese t zun g? Die Sachverständigen fordern mit großer Kühnheit, daß „die wirtschaftliche 

Tätigkeit durch keine andere fremde Organisation als die hier vorgesehene Ueberwachung behindert 

oder beeinträchtigt wird. Folglich beruht unser Vorschlag auf der Voraussetzung, daß die gegenwär-

tigen Maßnahmen, insoweit sie diese Tätigkeit behindern, rückgängig gemacht oder hinreichend ab-

geändert werden, sobald Deutschland zur Ausführung des vorgeschlagenen Planes schreitet“. Sie for-

dern auch ausdrücklich die Wiederherstellung der wirtschaftlichen Einheit Deutschlands, wie auch 

die Einheit der Eisenbahnverwaltung, also die einheitliche, wirtschaftliche Verwaltung des ganzen 

Koloniegebietes, auch das Ruhrgebiet eingeschlossen. Ueber militärische Fragen sprechen sie nicht. 

Sie sind lauter „Geschäftsleute“. Und „sobald“ Deutschland zur Ausführung des Planes schreitet, d. h. 

sobald Frankreich wirtschaftlich mehr und größeren Einfluß auf Deutschland hat als im Ruhrgebiet, 

und das wird sich ergeben, wenn die dem unabhängigen Deutschen Reiche vorgeschriebenen Gesetze 

zur Ausführung des Planes angenommen sind, wenn auch in der Reparationskommission manche 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 5 – 225 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 18.09.2023 

unklare Fragen des Sachverständigen-Gutachtens zugunsten Frankreichs geklärt sind, dann wird 

Poincaré nichts dagegen haben, daß die „steuerliche und wirtschaftliche Einheit des Reiches wieder-

hergestellt wird.“ Aber die Ruhrbesetzung bleibt, und auch die Organisation (Micum), um in jedem 

notwendigen Moment die speziellen Pfänder wieder zu ergreifen. 

Auch die Sicherheit Frankreichs, d. h. die gesicherte Vorherrschaft Frankreichs über Europa, ist na-

türlich im Sachverständigenbericht nicht gelöst. Aber der Kampf in dieser Richtung wird erneuert 

und verschärft. [269] 

Die Kredite. 

Zur Lösung des Reparationsproblems gehörte auch die Frage der Kredite an Deutschland. Es wurde 

immer gesprochen über zehn Milliarden in Goldmark. Die Sachverständigen als reale Geschäftsleute 

haben sich hier außerordentlich eingeschränkt. Die neue Notenbank soll ein Kapital von 400 Millio-

nen Goldmark haben, wovon 100 Millionen durch die alte Reichsbank übernommen werden. Die 

Eisenbahngesellschaft soll insgesamt 2 Milliarden Vorzugsaktien, wenn möglich innerhalb Deutsch-

lands, unterbringen. Aber zur Stabilisierung der Währung soll auch eine ausländische Anleihe von 

800 (achthundert) Millionen Goldmark aufgenommen werden. Die Sachverständigen haben gute 

Hoffnungen. „Auf Grund der guten Sicherung, die der Plan vorsieht, dank den Garantien für die Sta-

bilität, die er bringt, und bei klarem Ausblick auf eine gebesserte internationale politische Lage“ kann 

eine derartige Summe mit Bestimmtheit aufgebracht werden. „Die Frage ist deshalb dahin zu stellen, 

ob die Ansprüche gegen Deutschland du r ch  e i n  Uebe re i nkommen  m i t  den  a l l i i e r t e n  

G l äub i ge r n  soweit herabgesetzt werden können, daß Kredite möglich sind“ (die Fragen der inter-

alliierten Schulden!). „Je größer die Her abse t zung  desto größer die Wahrscheinlichkeit, daß eine 

deutsche Anleihe mit Erfolg aufgenommen werden kann. Ande r n f a l l s  w i rd  d i e  An le i he  

n i ch t  zu s t ande  komm e n. Die Anleihe wird unmöglich sein. Die Stabilisierung wird nicht gesi-

chert werden können und wede r  d i e se r noch  i r gende i n  ande re r  P l an  wi r d  i n s  Lebe n 

t r e t e n.“ Das erfolgreiche Ingangsetzen des Plans hängt ab von der „Zusammenarbeit zwischen den 

Alliierten und Deutschland zur Sicherung solcher politischen Verhältnisse, welche die Geldgeber der 

Welt für die deutsche Anleihe gegen gute Sicherheiten günstig stimmen!“ Heilige Allianz gegen die 

deutsche Revolution. 

Diese kleine Summe von achthundert Millionen kann trotzdem aufgebracht werden. „Der Präsident 

ist der festen Hoffnung, daß sich das amerikanische Kapital an der Anleihe für Deutschland beteiligen 

werde.“ Aus London wird zwar ein Zweifel gemeldet, ob die achthundert Millionen aufgebracht wer-

den, aber trotzdem kann diese Frage nicht als entscheidend behandelt werden. Diese Frage ist nicht 

eine Frage der Kapazität des Weltgeldmarktes, sondern eine rein po l i t i s che  F r age  und hängt von 

der Lösung der oben angeführten Fragen ab. 

Schluß. 

Das Gutachten hat also nur eine Frage gelöst: Wie kann das deutsche Proletariat, angenommen, daß 

das Proletariat in Deutschland und das internationale es duldet, am besten international ausgebeutet, 

versklavt werden? Den Kampf um die Verteilung dieser Beute stellt das Gutachten von neuem und 

beginnt eine neue Periode der aktuell scharfen imperialistischen Gegensätze. Die einzige Frage, die 

das Gutachten t e c hn i sc h  löste, ist aber soz i a l  nicht gelöst, und daß sie n i ch t  gelöst werden soll 

in dem Sinne, wie die Sachverständigen sie lösen wollen, das ist die Aufgabe, die nächste, entschei-

dende, revolutionäre Aufgabe des Proletariats und seiner Führung in diesen verzweifelten Kämpfen 

auf Leben und Tod, den Kämpfen der Kommunistischen Internationale. [270] 

* 

Die österreichische Sanierungsaktion. 

I. 

In Oesterreich hat die Krise des Weltkapitalismus sich genau so wie in Deutschland in den Formen 

einer Währungskrise ausgedrückt, – aber diese äußere Aehnlichkeit darf über die Verschiedenheit der 
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Grundlage nicht hinwegtäuschen. Beiden Ländern gemeinsam sind natürlich die a l l en  kapitalisti-

schen Ländern gemeinsamen Momente der kapitalistischen Weltkrise: die Wirkungen der Zerstörung 

von Produktivkräften in der Kriegs- und Nachkriegszeit, die ohne Erhöhung des Ausbeutungsgrades 

der Arbeit nicht ausgeglichen werden können. Dagegen besteht in den Krisenmomenten, die für die 

be s i e g t en  Länder des Weltkrieges eigentümlich sind, ein scharfer Unterschied: In Deutschland 

steht im Vordergrunde einerseits der Verlust an äußeren Akkumulationsgebieten und die durch die 

geänderten Machtverhältnisse gegeben? Unmöglichkeit, solche neu zu gewinnen – andererseits die 

Frage der Reparationen, das heißt, die Notwendigkeit einer Tributzahlung an die siegreichen imperia-

listischen Gruppen. Neben diesen Leiden Hauptmomenten tritt die Loslösung wichtiger Teile des deut-

schen Wirtschaftsgebiets selbst – eine so schwerwiegende Rolle sie spielt – doch verhältnismäßig in 

den Hintergrund; sie kann ausgeglichen werden durch die Unterwerfung Deutschlands unter jene im-

perialistischen Gruppen, in deren Hand sich nunmehr jene Gebiete befinden. Wenn mit dem verlore-

nen Kriege und seiner Auswirkungen die Unmöglichkeit des Weiterbestandes eines imperialistischen, 

das heißt, selbständigen deutschen Kapitalismus gegeben ist, so doch nicht die absolute Unmöglichkeit 

der Weiterführung der deutschen Produktion in kapitalistischen Formen – immer vorausgesetzt, daß 

das deutsche Proletariat bereit ist, alle für die kapitalistische Sanierung notwendigen Opfer zu bringen. 

Im Oesterreich gibt es überhaupt keine Reparationsfrage, – die Sieger waren sich von Anfang an klar, 

daß keine Tributzahlungen – zu holen seien. Auch der Verlust von außerhalb des früheren Wirt-

schaftsgebietes gelegenen Absatzmärkten spielt eine geringere Rolle: Einerseits sind in dem Bauern-

land starke innere Akkumulationsgebiete vorhanden, andererseits war die österreichische Wirtschaft 

nur soweit auf dem Weltmarkt eingestellt, als ganz besondere Begünstigungsmomente vorlagen: be-

sondere Rohstoffquellen, besonders qualifizierte Arbeitskräfte (das gilt besonders von der Luxusin-

dustrie), besonders günstige Verkehrsmöglichkeiten, die dem kapitalistisch rückständigen Lande eine 

beherrschende Handelsstellung im nahen Osten ermöglichten. – Was in der österreichischen Krise im 

Vordergrund steht, ist vielmehr, neben jenen allgemeinen Erscheinungsformen der Weltkrise des Ka-

pitalismus, die Ze r r e i ßung  de s  a l t en  Wi r t scha f t sgeb i e t e s. Das heutige Oesterreich zerfällt 

seiner wirtschaftlichen und sozialem Struktur nach in zwei scharf geschiedene Teile: Ein Bauernland 

mit großen natürlichen Reichtümern an Rohstoffen (vor allem Holz und Erz) und Wasserkräften und 

einer unmittelbar an diese Punkte anschließenden, über das ganze Land verteilten, ziemlich jungen 

und modern ausgerüsteten Industrie. Auf der anderen Seite der „Wasserkopf“, – denn das neue Oes-

terreich enthält in sich die Zentren, die das alte Wirtschaftsgebiet der Monarchie beherrschten: das 

Finanzkapital, das die Industrie in den heutigen Nachfolgestaaten geschaffen und ausgesaugt hat, den 

Verwaltungsapparat, der das ganze 50-Millionen-Reich beherrschte, eine Menge von Luxusindust-

rien, die ihre einzige Existenzgrundlage darin fanden, daß das Ergebnis der Ausbeutung der tschechi-

schen und galizischen Bauern von ihren Baronen in Wien verjubelt wurde. Und auch ein großer Teil 

der sonstigen Industrie des heutigen Oesterreichs war nur existenzfähig durch den Zollschutz, der ihr 

innerhalb des Wirtschaftsgebiets der alten Monarchie gegeben war und durch die politische Stütze, 

welche ihr die Machtstellung der alten Monarchie auf dem Balkan gewährte. 

[271] Die bürgerlich-nationale Revolution des Jahres 1918 war die Loslösung der stark genug gewor-

denen Bourgeoisien der heutigen Nachfolgestaaten von dem wirtschaftlichen und politischen Herr-

schaftsapparat der alten Monarchie – sie war damit zugleich die Zerreißung aller Grundlagen, auf 

denen jener zweite Teil der Wirtschaft des heutigen Oesterreichs ruhte. Und diese Zerreißung kann 

nicht mehr korrigiert werden – die Tschechoslowakei, Jugoslawien usw. beginnen ihr eigenes Finanz-

kapital zu entwickeln, bezw. sich dem französischen oder amerikanischen anzuschließen – für das 

altösterreichische ist hier kein Platz. Und ebenso steht es natürlich bei den Luxusindustrien, soweit 

sie nicht für den Weltmarkt arbeiten usw. 

Die notwendige Folge des Umstandes, daß ein Teil der österreichischen Wirtschaft einfach in der 

Luft schwebt und keine Aussicht hat, endgültig neuen Boden unter die Füße zu bekommen, ist ein 

seit Kriegsende anhaltendes und kaum wesentlich geringer werdendes Passivum der Handelsbilanz, 

und dieses Passivum (das im letzten Jahre 600 Millionen Goldkronen betrug, also im Verhältnis zur 

Einwohnerzahl des Landes mehr als das deutsche), war die Hauptursache der Währungskatastrophe. 
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Daneben tritt die Frage des Defizits im Staatshaushalt und des dadurch verursachten Notendrucks in 

den Hintergrund: beide Momente verschärften sich natürlich mit fortschreitendem Währungsverfall, 

einerseits infolge der raschen Entwertung der Steuern, andererseits darum, weil Jahre hindurch ver-

sucht wurde, durch staatliche Zuschüsse zur Verbilligung der Lebensmitteilpreise die Konkurrenzfä-

higkeit der österreichischen Industrie zu erhalten. Diese Zuschüsse mußten natürlich mit der Geld-

entwertung wachsen, damit der Notendruck ein immer rascheres Tempo annehmen, aber trotz allem 

hinkte die Inflation und damit die innere Geldentwertung bis zum Jahre 1922 hinter der äußeren nach: 

d i e  I n f l a t i on  wa r  b l oß  e i n  Mi t t e l, du r ch  Expr op r i i e r ung  de r  Mi t t e l sch i ch ten  und 

durch mit Scheingewinnen verdeckte Abnutzung der vorhandenen Produktionsmittel, d i e  Konkur -

r enz fäh i gke i t  de r  Indus t r i e  z u  e r ha l t e n, s e l b s t  j ene r  Te i l e, denen  an  s i ch  dur ch  

den  Ze r fa l l  de s  a l t en  Re i chs  d e r  Boden  en t zogen  gewesen  wä r e. Ende 1921 wurde 

dann der Versuch gemacht, durch Aushebung der staatlichen Lebensmittelzuschüsse die Notenpresse 

zum Stehen zu bringen, tatsächlich arbeitete sie weiter, da nunmehr die Privatindustrie durch Kr e -

d i t au f nahm e  trotz der eingetretenen Teuerung sich konkurrenzfähig erhalten wollte. 

Während dieser ganzen Zeit wurde das Passivum der österreichischen Handelsbilanz nur zu einem 

geringen Teil vermindert durch die Konsumtionseinstellung des Proletariats und der Mittelschichten 

und nur zu einem geringen Teile ausgeglichen durch; Gewinne aus dem Durchgangshandel, dem 

Kreditverkehr usw. Das vorhandene Passivum der Zahlungsbilanz wurde vielmehr gedeckt durch den 

Uebergang der wichtigsten Produktionsmittel in die Hände des ausländischen Kapitals. Sobald der 

Ausverkauf an seinem natürlichen Ende angelangt war, mußte der Währungsverfall natürlich, da nun 

keine Deckungsmöglichkeit mehr bestand, ein katastrophales Tempo annehmen. 

Erst jetzt nahm die Inflation ein solches Tempo an, daß die innere Geldentwertung der äußeren nach-

kam und die ersten Anzeichen einer Massenarbeitslosigkeit sich bemerkbar machten. Da die Exprop-

riation der Mittelschichten so ziemlich vollendet war, andererseits die in der Inflationszeit abgenütz-

ten Produktionsmittel der Industrie ersetzt werden mußten, bestand nun keine Möglichkeit mehr, das 

Mißverhältnis zwischen den geschichtlich gegebenen sozialen Verhältnissen und den neuen Produk-

tions- und Absatzmöglichkeiten zu verhüllen. 

In diesem Augenblick – also in einem verhältnismäßig früheren Stadium der Geldentwertung als in 

Deutschland – setzte bereits die Sanierungsaktion ein. Man kann nicht darüber urteilen, ob der weitere 

Verlauf der Währungskatastrophe dem deutschen geglichen hätte, wahr-[272]scheinlich hätte er in-

folge der unhaltbaren wirtschaftlichem Basis des Landes ein sehr viel rascheres Tempo angenommen. 

Aber i n  dem  Augenb l i c k, wo  mi t  de r  Währ ung s ka ta s t r ophe  und  den  e r s t en  Anze i -

chen  e i ne r  neuen  Ar be i t s l o s igke i t  d i e  unm i t t e l ba r e  Mög l i chke i t  s chwer e r  i nne -

r e r  E r schü t t e r ungen  gegeben  wa r, griffen nun die Nachbarmächte ein. Denn so verhältnis-

mäßig gering die unmittelbare Bedeutung der österreichischen Industrie, so ungeheuer groß ist vom 

verkehrstechnischen wie vom unmittelbaren militärischen Standpunkt die Bedeutung des Landes für 

die beiden um die Herrschaft in Südosteuropa kämpfenden imperialistischen Gruppen: Je nachdem 

in wessen Hand Oesterreich ist, kann es die Brücke oder auch die Trennungsbarriere bilden, entweder 

zwischen den Staaten der kleinen Entente oder aber zwischen dem faschistischen Italien, Ungarn und 

Bayern. So war im Spätsommer 1922, als die Währungskatastrophe akut wurde, die Lage derart, daß 

beide Gruppen der freundlichen Nachbarn bereits alle Vorbereitungen zum militärischen Einmarsch 

trafen und daß damit auch die Gefahr eines bewaffneten Zusammenstoßes zwischen ihnen unmittel-

bar aktuell war, eines Zusammenstoßes, der in weiterer Folge notwendig zu einem Konflikt der hinter 

ihnen stehenden imperialistischen Großmächte hätte führen müssen. Soweit waren die aber noch 

nicht, um einen solchen Konflikt bewaffnet austragen zu können, ohne das schwer erschütterte kapi-

talistische Gleichgewicht in Europa vollkommen umzustoßen, sie waren zwangsläufig auf den Weg 

des Kompromisses gewiesen. Und dieses Kompromiß bestand darin, daß jeder von ihnen darauf ver-

zichtete, von Oesterreich unmittelbar Besitz zu ergreifen: der bisherige Schwebezustand des Landes 

zwischen den beiden Gruppen sollte erhalten werden. Das war aber nur möglich, wenn es gelang, 

offene innerpolitische Katastrophen in Oesterreich zu umgehen, und dazu war wiederum der Versuch 

einer wirtschaftlichen Stabilisierung die unvermeidliche Vorbedingung. 
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Dies war die politische Lage in dem Augenblick, als Seipel Italien eine Zollunion anbot und dadurch 

die Kleine Entente und den hinter ihr stehenden französischen Imperialismus zwang, sich, wenn sie 

Oesterreich nicht an Italien als Alleinbesitz überlassen wollte, an der Sanierungsaktion zu beteiligen. 

II. 

Die österreichische Sanierungsaktion ist also ganz anderen Quellen entsprungen als das Sachverstän-

digen-Gutachten: Bei uns handelt es sich um die Regelung der von Deutschland zu zahlenden Tribute, 

um die Sicherung seiner Ausschaltung als Konkurrent auf dem Weltmarkt, und erst in zweiter Linie 

um die Sicherung der wirtschaftlichen und sozialen Voraussetzungen der Durchführung dieser „Sa-

nierungs“-Aktion. In Oesterreich war das unmittelbare Ziel die Beendigung der Währungskatastro-

phe, die eine notwendige Voraussetzung für die Vermeidung eines bewaffneten Konflikts war. Der 

Völkerbundskredit war gewissermaßen der Preis, den das Ententekapital entrichtete, um den bewaff-

neten Konflikt hinauszuschieben, wobei natürlich außerdem jede der beteiligten Gruppen für ihren 

Kreditanteil auch noch möglichst große unmittelbare wirtschaftliche Vorteile zu erzielen suchte. Aber 

der Hauptzweck der ganzen Sanierungsaktion war die Aufrichtung einer politischen Diktatur der En-

tentemächte, die einerseits jede Erschütterung des bürgerlichen Gleichgewichts verhindern, jede pro-

letarische Bewegung niederwerfen, andererseits aber auch die verschiedenen miteinander kämpfen-

den Richtungen innerhalb der herrschenden Klassen daran verhindern sollte, sich einer der beiden 

imperialistischen Gruppen in die Arme zu werfen und so den unmittelbaren Konflikt herbeizurufen. 

Die Währungsstabilisierung und die Kreditgewährung waren nur Mittel zu diesem Zwecke. 

Es genügt, wenn wir hier ganz roh die Hauptpunkte des Gen f e r  Abkom m ens  den Lesern ins 

Gedächtnis rufen: 

[273] Die Unterzeichner des Abkommens verpflichten sich, die Unabhängigkeit Oesterreichs nicht an-

zutasten, das heißt, seine Kolonisierung nicht auf eigene Faust, sondern nur gemeinsam zu unterneh-

men. Oesterreich dagegen verpflichtete sich seinerseits, diese „Unabhängigkeit“ zu wahrem, das 

heißt, sich keinem der Partner in die Arme zu werfen und auch keine Versuche zum Anschluß an 

Deutschland zu unternehmen. Dafür erhielt Oesterreich einen von den Völkerbundsmitgliedern ga-

rantierten Kredit von 650 Millionen Goldkronen, von denen aber 120 zur Abdeckung alter Schulden 

an die Kreditgeber verwendet werden mußten. Der Restkredit, dessen Verzinsung durch die Einnahmen 

der Zölle und des Tabakmonopols garantiert werden sollte, sollte dazu dienen, innerhalb der nächsten 

zwei Jahre das Defizit im Staatshaushalt auszugleichen und so die Stillegung der Notenpresse zu 

ermöglichen, zu der sich die österreichische Regierung in feierlicher Form verpflichtete. Die österrei-

chische Regierung verpflichtete sich, innerhalb dieser zwei Jahre auf Grund eines festgesetzten Pro-

gramms von Massenverbrauchssteuern, Tariferhöhungen usw. einerseits, Beamtenabbau, Einschrän-

kung der sozialpolitischen Ausgaben des Staates usw. andererseits, das Gleichgewicht im Staatshaus-

halt herzustellen. Das Parlament mußte ihr zu diesem Zwecke durch ein Ermächtigungsgesetz auf 

zwei Jahre ziemlich diktatorische Vollmachten übertragen. Die Kontrolle der Erfüllung dieser Ver-

pflichtungen obliegt einem Ausschuß von Vertretern der Kreditgeber, der gegenüber der österreichi-

schen Regierung durch einen vom Völkerbundsrat bestellten Kommissar vertreten wird. Dieser Kom-

missar hat das Recht, alle Regierungsmaßnahmen vom Standpunkt der Durchführung des Sanierungs-

planes zu überprüfen, und, wenn seine „Ratschläge“ nicht befolgt würden, die weitere Auszahlung der 

Kredite zu sperren und so die Regierung aller Betriebsmittel zu berauben. Praktisch hat sich die Stel-

lung des Völkerbundskommissars zu einer abso lu t en  Di k ta t u r  entwickelt: er fordert und erzwingt 

vom Parlament die Annahme aller Gesetze, die den kreditgebenden Banken aus irgend einem Grunde 

erwünscht sind, z. B. Steuerbefreiungen, Uebergabe von österreichischem Staatseigentum u. a. m. Er 

protestiert auch im Namen der Kreditgeber gegen alle der österreichischen Bourgeoisie irgendwie 

unangenehmen Maßnahmen: fordert zum Beispiel die Aufhebung der Gesetze, welche eine Aufteilung 

des Großgrundbesitzes ermöglichen und bedauert nur lebhaft, daß die Finanzpolitik der Wiener sozi-

aldemokratischen Gemeindeverwaltung seinem unmittelbaren Einspruchsrecht entrückt ist. 

Der Genfer Sanierungsplan geht also ausschließlich von der Frage der Herstellung des Gleichge-

wichts im) Staatshaushalt und der Stillegung der Notenpresse aus; mit der Lösung dieser Frage 
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scheint ihm die Frage der Valutastabilisierung und überhaupt der wirtschaftlichen Sanierung Oester-

reichs gelöst. Die praktische Ausübung der Völkerbundskontrolle setzt sich keine anderen Ziele, als 

die Sicherung der Durchführung dieses Planes durch Niederhaltung des Proletariats und zugleich die 

politische und wirtschaftliche Beherrschung des Landes durch die Kreditgeber unter möglichster Ver-

meidung von häuslichen Konflikten. ES ist aber klar, daß dieser ausgesprochene Teil des Sanierungs-

programms bestimmte stillschweigende Voraussetzungen hat: Die Stabilisierung der Valuta kann 

nicht von Dauer sein, wenn es nicht gelingt, das Defizit der Zahlungsbilanz zu beseitigen, was wie-

derum natürlich die Anpassung der österreichischen Wirtschaft an die geänderten politischen 

und wirtschaftlichen Verhältnisse, wie wir oben ausgeführt haben, also das Zugrundegehen al-

ler der Teile der österreichischen Wirtschaft und des österreichischen Volkes, die unter den 

neuen Verhältnissen ihre Existenzgrundlage verloren haben, zur Voraussetzung hat. Zur vollen 

Durchführung des Sanierungsplanes war also die Schafjung von Machtverhältnissen erforderlich, die 

einerseits die Stabilisierung des Staatshaushalts auf Kosten der arbeitenden Massen, andererseits 

aber, was noch viel schwerer ins Gewicht fällt, die Durchführung jener Umstellung der Wirtschaft, 

die Erzwingung der Auswanderung oder des Verhungerns der [274] „überzähligen“ Oesterreicher 

ermöglichten. Außenpolitisch wurden diese Machtverhältnisse durch den Genfer Vertrag selbst ge-

schaffen, der den Kreditgebern einen ausdrücklichen Rechtstitel zum bewaffneten Einschreiten im 

Falle von „Störungen der öffentlichen Ruhe und Ordnung“ gewährt. Innerpolitisch sollten „diese 

Machtverhältnisse geschaffen werden, einerseits durch die mit der Währungsstabilisierung notwen-

dig eintretende Massenarbeitslosigkeit, die unter diesem Gesichtspunkt von der bürgerlichen Presse 

ganz offen als „heilsame Uebergangserscheinung“ begrüßt wurde, – andererseits durch die Entwick-

lung einer faschistischen Bewegung, der man zugleich die erwerbslosen Arbeiter, wie die abgebauten 

Beamten usw. in die Arme zu treiben hoffte. 

Tatsächlich ist das letztere nicht gelungen. Das liegt zunächst an der allgemeinen Klassengliederung 

des Landes, die der Bourgeoisie so ziemlich jede Einwirkungsmöglichkeit auf breitere Mittelschich-

ten abschneidet. Neben einer breiten, in sich durch verhältnismäßig geringe Klassengegensätze ge-

schiedene Bauernmasse steht in Oesterreich, eine fast ebenso starke, zumeist in Großbetrieben kon-

zentrierte, gut organisierte und, wenn auch in reformistischer Erstarrung, durchaus klassenbewußte 

Arbeiterschaft. Das Kleinbürgertum bildet auf dem Lande wirtschaftlich und ideologisch ein absolu-

tes Anhängsel der Bauernschaft; nur in den wenigen Städten konnte es eine gewisse Selbständigkeit 

entwickeln und aus seinen obersten Schichten eine Klein- und Mittelbourgeoisie mit einem gewissen 

Anhang von Intellektuellen herausbilden, – aber alles noch mit durchaus kleinbürgerlicher Ideologie. 

Die eigentliche Bourgeoisie, die in wenigen mit dem ausländischen Kapital eng verbundenen Riesen-

trusts fast das ganze Wirtschaftsbeben des Landes beherrscht, ist an einem Punkt, in Wien, kon-

zentriert, besteht samt ihrem Anhang von Intellektuellen und leitenden Angestellten meist aus frem-

den, zumeist jüdischen Elementen, und ist so von den breiteren Mittelschichten abgeschnitten. So 

scheiterte die Ausbildung einer aktiv-reaktionären Bewegung breiterer Schichten im Dienste der 

Bourgeoisie einerseits an der Geschlossenheit des Proletariats, andererseits an den Schwierigkeiten 

einer direkten Indienstnahme der Mittelschichten für die Interessen der Großbourgeoisie. Im konkre-

ten Fall mußten überdies die Versuche zur Entwicklung einer nationalistisch-faschistischen Ideologie 

auch schon daran scheitern, daß die praktische Aufgabe dieses Faschismus in Oesterreich offenkun-

diger als irgendwo sonst nur in der Durchführung der Befehle des Ententekapitals bestehen konnte. 

Dazu kam noch die innere Zerrissenheit innerhalb der für eine faschistische Bewegung in Betracht 

kommenden Schichten: Auf der einen Seite die Mittelschichten der Provinzstädte, die, wirtschaftlich 

nur mit ihrer Umgebung verbunden, die Wiederherstellung der alten Monarchie, ja jede Zentralisation 

innerhalb des neuen Oesterreichs aus denselben Gründen ablehnen, aus denen sich die Bourgeoisie 

der Nachfolgestaaten von ihr losgelöst hat. Auf der anderen Seite die alten Beamten, Offiziere usw., 

breite Massen des Wiener Kleinbürgertums, die, durch den Umsturz ihrer Existenzgrundlage beraubt, 

die Wiederherstellung der alten Verhältnisse anstreben. Dazu kam endlich die ungeheure Wucht, mit 

der die Durchführung des Sanierungsplanes, der von allen, auch den nationalistischen, bürgerlichen 

Parteien angenommen wurde, die Mittelschichten treffen mußte. 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 5 – 230 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 18.09.2023 

So ist die innerpolitische Reaktionswelle, deren Anwachsen eine Voraussetzung „der wirklichen ka-

pitalistischen Sanierung Oesterreichs war, innerhalb recht bescheidener Grenzen geblieben. Bis zum 

Frühjahr 1923 schien es freilich, daß die Unterdrückung des Proletariats kaum weniger schroffe For-

men annehmen würde als in Ungarn oder Italien. Aber allmählich zeigte sich, daß nur ganz geringe 

Teile des Proletariats absplitterten und ins Lager der Reaktion übergingen, daß alle Ansätze zur Aus-

bildung einer faschistischen Bewegung eben Ansätze blieben und daß endlich die Mittelschichten, 

die Intellektuellen, bestimmte Oberschichten des Proletariats, die bisher eng mit der Bourgeoisie ver-

bunden gewesen, wieder mit der Durchführung des Sanierungsplans in die Opposition getrieben wur-

den, [275] nachdem die erste Begeisterung über die Währungsstabilisierung dem Katzenjammer des 

Beamtenabbaus usw. gewichen war. (Der letzte österreichische Bankbeamtenstreik stellt sicherlich 

die ausgeprägteste und klassenbewußteste Angestelltenbewegung dar, die es in Oesterreich überhaupt 

gegeben hat). Die Sozialdemokratie verstand es mit großer Geschicklichkeit, die oppositionellen 

Stimmungen der Mittelschichten aufzunehmen und in politische Sympathien umzuformen, die Bru-

talität, mit der die Sanierer vorgingen, erstickte selbst im Bundesheer (das bekanntlich in Oesterreich 

aus organisierten Arbeitern besteht) die schon deutlich vorhandenen Tendenzen zur Umwandlung in 

ein konterrevolutionäres Machtinstrument. Das Ergebnis aller dieser Momente zeigte sich bei den 

Nationalratswahlen im Oktober 1923: starkes Anwachsen der Sozialdemokratie, selbst über die Stim-

menzahl der Revolutionszeit hinaus, nur scheinbarer Machtzuwachs der Christlichsozialen durch fast 

völlige Aufsaugung aller anderen bürgerlichen Parteien, die mit ihrer trotz nationalistischer Ideologie 

erfolgten Unterwerfung unter die Ententekontrolle jede innere Lebenskraft verloren hatten. 

Ein weiterer Grund für die Abschwächung der Unternehmeroffensive war gegeben in der allgemeinen 

Besserung der wirtschaftlichen Lage infolge der Ruhrkonjunktur, auf die wir noch zu sprechen kom-

men werden. In dem Maße, als sich einerseits Möglichkeiten des zeitweisen „Fortwurstelns“ boten, 

andererseits die sonst unvermeidliche konterrevolutionäre Offensive auf verstärkte Schwierigkeiten 

stieß (und bei dem allgemeinen Ansteigen der revolutionären Welle im letzten Sommer mußte es 

selbst fraglich scheinen, ob nicht im Ernstfall selbst die Ententehilfe auf dem Papier stehen bleiben 

würde), in einem Zeitpunkt, in dem die inneren Gegensätze der österreichischen Bourgeoisie mit 

denen der sie beherrschenden imperialistischen Gruppen sich besonders zuspitzten – in einer solchen 

Periode mußte die Unternehmeroffensive notwendig an Wucht verlieren. Die in sich uneinige Bour-

geoisie war nicht imstande, den geschlossenen Druck aufrecht zu erhalten – jeder zog es vor, die 

Konjunktur für sich auszunutzen, die Arbeitslosigkeit, der Haupthebel der bürgerlichen Offensive, 

ging von 170.000 Unterstützten (also 15 Prozent des Gesamtproletariats) auf weniger als die Hälfte 

zurück. Und so war die unter reformistischer Führung stehende Arbeiterbewegung in der Lage, in die 

von der Bourgeoisie kaum verteidigten Stellungen schrittweise nachzurücken. Nachdem bis zum Mai 

etwa die Reallöhne gesunken waren, begannen sie in einer Reihe erfolgreicher Lohnkämpfe zu stei-

gen bis sie nicht weit von dem Stande bei Beginn der Sanierung entfernt waren und konnten auch 

nachher, wenigstens annähernd, der Teuerung folgen. Es bleibt aber für uns zu untersuchen, wie unter 

den eingangs geschilderten ökonomischen Verhältnissen ein solches Nachlassen der Unternehmerof-

fensive, ein solches politisches und wirtschaftliches Erstarken der Arbeiterbewegung nach dem Tief-

punkte der ersten Sanierungsperiode überhaupt möglich war, da doch nach unseren früheren Ausfüh-

rungen für einen dauernden „Erfolg“ der „Sanierungsaktion“ eine geradezu entgegengesetzte Ent-

wicklung vorausgesetzt werden mußte? 

III. 

Wie steht es mit den „Erfolgen“ der österreichischen Sanierungsaktion? Das nächste Ziel, die Stabi-

lisierung der Währung, wurde mit einer unerwarteten Gründlichkeit erreicht. Der Kurs der Krone hat 

sich gegenüber dem Dollar völlig stabil gehalten; mehr noch, um eine Steigerung des Kronenkurses, 

die zur Konkurrenzunfähigkeit der Industrie geführt hätte, zu verhindern, mußte die Nationalbank 

große Mengen von Devisen aufkaufen. Auch die Herstellung des Gleichgewichts im Staatshaushalt 

ist in kürzerer als der vorgesehenen Zeit gelungen, obwohl der wachsende proletarische Widerstand 

es unmöglich machte, die „Ersparungsmaßnahmen“, wie die Erhöhung der Massenverbrauchssteuern, 

im vollen geplanten Umfange durchzuführen. Und die Erfahrungen der Wiener Gemeindeverwaltung 
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erbringen den Beweis dafür, daß selbst dieser Grad von tatsächlich eingetretener Belastung des [276] 

Proletariats keine unvermeidliche Folge der Sanierungsaktion darstellte, sondern daß bei anderen po-

litischen Machtverhältnissen innerhalb des Landes es möglich gewesen wäre, einen größeren Teil der 

Staatsausgaben auf Kosten der Besitzenden zu decken und zugleich die öffentlichen Ausgaben für 

sozialpolitische und kulturelle Zwecke nicht nur nicht, wie die Bundesregierung es tat, abzubauen, 

sondern im Gegenteil zu erweitern. 

Diese unerwartet günstige Gestaltung der Verhältnisse kann jedoch durchaus nicht als eine Auswir-

kung der Sanierungsaktion selbst gebucht werden. Die unerwartet schnelle Herstellung des Gleich-

gewichts im Haushalt, ohne volle Durchführung oder gar Ueberbietung des ursprünglich geplanten 

„Sparprogramms“ wurde nur möglich durch die unerwartete günstige Gestaltung der Konjunktur. 

Und diese starke Besserung der Konjunktur, wie auch das mit ihr unmittelbar gegebene Sinken der 

Arbeitslosigkeit, beruht keineswegs darauf, daß sich die österreichische Wirtschaft in dieser Zeit tat-

sächlich den veränderten Verhältnissen bereits angepaßt hätte. Die österreichische Wirtschaft hat 

vielmehr in dieser ganzen Zeit gewissermaßen ein parasitäres Dasein auf Grundlage der allgemei-

nen kapitalistischen Krisenerscheinungen gefristet. In vorderster Linie steht hier die Ruhrbeset-

zung, die die gefährliche deutsche Konkurrenz ausschaltete und der österreichischen Metallindustrie 

eine Menge von Aufträgen brachte. Dazu aber kamen noch die Konflikte der Nachfolgestaaten un-

tereinander, die dazu beitrugen, einen großen Teil des Verkehrs mit dem Osten, der sonst von der 

Tschechoslowakei direkt durch Ungarn gegangen wäre, auf Wien abzulenken. Endlich kommt hier 

die Stellung Wiens als Kredit- und Börsenzentrum in Betracht, die sich wesentlich auf Grundlage der 

Erschütterungen der Nachbarländer erhalten und sogar verstärkt hat. Die alten Beziehungen der Wie-

ner Großbanken, die zu zerreißen der eigentliche Inhalt der nationalen Revolution von 1918 gewesen 

war, knüpften sich wieder fester, da Oesterreich eben durch seinen politischen Schwebezustand sich 

in all den imperialistischen Konflikten als verhältnismäßig ruhiger Vermittlungspunkt empfahl. Und 

vor allem spielte das österreichische Kapital (darunter auch große Teile der industriellen Bourgeoisie) 

in allen Valutakrisen der europäischen Länder die Rolle eines meist erfolgreichen Inflationsgewinn-

lers. Welch bedeutende Rolle solche Dinge in dem heutigen Oesterreich spielen, kann der Nichtken-

ner des Landes sich kaum vorstellen. Tatsächlich führen die durch den Umsturz wurzellos geworde-

nen Teile der österreichischen Wirtschaft ihre Existenz allein auf Grund dieser parasitären Gewinne 

weiter – ein bürgerlicher Oekonom, Stolper, schildert sehr drastisch, wie einige Tage nach jeder 

flauen Börse sofort der Absatz der Luxusindustrien zurückgeht, die Arbeitslosigkeit wieder breitere 

Kreise zieht. 

Alle eben erwähnten Momente, unter denen die Ruhrkonjunktur natürlich die bedeutendste Rolle 

spielte, wechselten oft miteinander ab – zusammen bilden sie die Hauptgrundlage für die Abschwä-

chung der „Sanierungskrise“. Und gerade der Umstand, daß Oesterreich in den imperialistischen 

Konflikten einen Hauptkampfpreis darstellt, bildete infolge des relativen imperialistischen Kräf-

tegleichgewichts eine Grundlage seines relativen Gedeihens. Denn da das gleichmäßige Kräftever-

hältnis und die völlige Kolonisierung einen gewissen „Ruhe“-Zustand schufen, zugleich die Gefahr 

einer proletarischen Revolution geringer erscheinen ließen als irgendwo sonst, konnte es sogar soweit 

kommen, daß deutsche Unternehmungen trotz vielfach ungünstigerer ökonomischer Produktionsbe-

dingungen nach Oesterreich abwanderten. Damit ist aber zugleich auch schon ausgedrückt, daß die 

Momente, welche vorübergehend die österreichische Sanierungskrise und damit den Druck der Un-

ternehmeroffensive abschwächten, nur einen vorübergehenden Charakter tragen. Wenn Die kapita-

listische Sanierung nicht im österreichischen, sondern im internationalen Maßstabe durchgeführt 

würde und damit die Möglichkeit des Zehrens von den Krisenerscheinungen der Nachbarländer be-

seitigt wäre, so müßte die innere Unhaltbarkeit der wirtschaftlichen Grundlagen des Landes voll an 

die Oberfläche treten. Tatsächlich ist in den letzten Monaten [277] nach dem Ende der Ruhrkonjunk-

tur und zuletzt nach den starken Verlusten, die österreichische Kapitalisten in der Frankenspekulation 

erlitten (es ist für die unnatürliche Grundlage dieser Wirtschaft charakteristisch, daß dieser letztere 

Punkt überhaupt eine so bedeutende Rolle spielen konnte), ein schwerer Rückschlag eingetreten. Die 

Arbeitslosigkeit steigt, es machen sich Anzeichen der verstärkten Unternehmeroffensive bemerkbar, 
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wenn auch bisher die Lohnkämpfe zumeist noch mit beträchtlichen Teilerfolgen endeten. Es ist na-

türlich möglich, daß die Lage sich wieder erholt, falls neue „Konjunkturen“ eintreten – daß das Spiel 

früher oder später ein Ende finden muß, ist klar. Alle Hoffnungen auf eine dauernde Erholung der 

österreichischen Wirtschaft, die ihre Weiterexistenz auch unter den Bedingungen eines stabilen Ka-

pitalismus ermöglichen würde, sind eitel, da die dafür erforderliche „Umstellung“ der österreichi-

schen Wirtschaft tatsächlich noch nicht stattgefunden hat. Zwar hat der Ausbau der Wasserkräfte des 

Landes gewisse Fortschritte gemacht, und die dadurch gestärkte Bautätigkeit hat ihren Teil zur Bes-

serung der Konjunktur beigetragen – aber von einem Abbau des „Wasserkopfes“ ist noch nichts zu 

bemerken, er lebt vorläufig auf Grund der oben gezeichneten Momente weiter. So hat sich denn auch 

die österreichische Zahlungsbilanz trotz allem an sich nicht wesentlich gebessert. Das Defizit der 

Handelsbilanz von annähernd 650 Millionen wird nur zu einem kleinen Teile durch Handels-, Kredit- 

und Spekulationsgewinne ausgeglichen. Trotzdem war die Zahlungsbilanz aktiv – wir sahen schon, 

daß die Nationalbank ihren Devisenbestand um etwa 200 Millionen Goldkronen, von dem der Haupt-

teil aus dem Ausland kam, vergrößerte. 

Woher kam dieser Zuwachs? Einerseits aus den Völkerbundskrediten, andererseits aus dem Zufließen 

der ausländischen Kapitalien. Beide haben ihre natürlichen Grenzen. Der Völkerbundskredit wird in 

einem Jahre aufgebraucht sein. Die ausländischen Kapitalszuflüsse stellen zum größten Teil einfache 

Rückwanderung seinerzeit geflüchteter österreichischer Kapitalien dar, die natürlich auch bald ihr 

Ende erreichen muß; die wirklichen Neuanlagen ausländischen Kapitals halten sich notwendig in 

bescheidenen Grenzen und werden keinesfalls einen solchen Umfang annehmen, daß die gesamte, 

durch den Verlust der früheren Existenzbedingungen wurzellos gewordene Bevölkerungsmasse darin 

eine neue Grundlage ihrer Existenz finden könnte. Die Perspektive der Sanierungsaktion ist also auf 

weitere Sicht höchst ungünstig. Wenn einmal das vorhandene Defizit der Zahlungsbilanz ungehindert 

in Erscheinung treten kann, wenn gleichzeitig die Scheinkonjunktur, die heute noch ein Fortleben der 

ökonomisch entwurzelten Teile ermöglicht, ihr natürliches Ende findet, dann werden nur zwei Mög-

lichkeiten bestehen: äußerste Verschärfung der bürgerlichen Offensive zur Erzwingung der wirt-

schaftlichen „Umstellung“ oder eine neue wirtschaftliche Katastrophe, die in ihren politischem Aus-

wirkungen zu schweren imperialistischen Konflikten führen müßte. 

IV. 

Welche Schlüsse ergeben sich aus dem Vergleich zwischen den Wirkungen des Genfer Vertrages und 

den zu erwartenden Wirkungen einer Annahme des Sachverständigen-Gutachtens? E ist klar, daß 

selbst die rein technische Durchführung der Sanierungsaktion, die Aufbringung der nötigen Kredite 

für das kleine Oesterreich unverhältnismäßig leichter fiel, als für Deutschland mit seiner zehnfachen 

Einwohnerzahl. Aber auch unter dem Gesichtspunkt der internationalen Politik standen die Bedingun-

gen der kapitalistischen Sanierungsaktion dort unverhältnismäßig günstiger als für Deutschland. Hier 

bildet, wie in diesem Heft der Internationale an anderer Stelle ausgeführt wird, die Vernichtung des 

gefährlichen Konkurrenten geradezu einen Hauptzweck des Sachverständigen-Gutachtens. In Oester-

reich kam es dem Kreditgebern wesentlich darauf an, die wirtschaftliche Katastrophe um ihrer poli-

tischen Auswirkungen willen zu vermeiden, und zugleich sind in Oesterreich, das von kapitalistischen 

Staaten, ohne deren wirtschaftliche Unterstützung es kaum einige Tage leben kann, völlig umschlossen 

ist, dessen Ar-[278] Arbeiterbewegung sich von Anfang an im reformistischen Fahrwasser hielt, die 

Gefahren einer proletarischen Revolution für die Kreditgeber unverhältnismäßig geringer als bei uns. 

Schon die Einleitung einer internationalen Sanierungsaktion gestaltet sich also für Deutschland we-

sentlich schwieriger als für Oesterreich. Noch viel größere Schwierigkeiten treten dem Versuch ihrer 

Durchführung entgegen. Hier haben wir eine ganz andere, wesentlich stärkere Revolutionierung der 

Arbeitermassen, hier stellt andererseits auch die faschistische Bewegung der kleinbürgerlichen Mit-

telschichten heute schon eine wirkliche Massenbewegung dar, und kann eben darum nicht so ohne 

weiteres offen in den Dienst der Kolonisierung Deutschlands gestellt werden, ohne daß die Gefahr 

entsteht, daß sie in ihr Gegenteil umschlägt, daß die enttäuschten Mitläufer in das Lager der proleta-

rischen Revolution übergehen. Zugleich aber muß objektiv der Druck der kapitalistischen Sanie-

rungsaktion auf das Proletariat und die Mittelschichten in Deutschland unverhältnismäßig viel größer 
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werden als in Oesterreich. Einerseits kommt hier zu der für den Ausgleich des Haushalts erforderli-

chen Summe der in Gestalt der Reparationen den imperialistischen Siegern zu entrichtende Tribut 

hinzu. Andererseits handelt es sich in Deutschland nicht bloß um die Entwurzelung einzelner Teile 

der Wirtschaft, während andere sich erhalten und sogar erweitern könnten: die Erdrückung der deut-

schen Wirtschaft im ganzen ist Hauptzweck unserer „Sanierung“. Und auf vorübergehende Konjunk-

turen nach Art der Österreichischen, die dort das Fortvegetieren ermöglichten, ist hier in keiner Weise 

zu rechnen, die Wirkungen der Kolonisierung werden sich den Massen in immer steigender Wucht 

fühlbar machen. 

So sind denn auch die zu erwartenden Wirkungen der Kolonisierung auf die Arbeiterbewegung allen 

österreichischen Erfahrungen entgegengesetzt. Daß die unter sozialdemokratischer Duldung erfolgte 

Annahme des Genfer Vertrages an der reformistischen Einstellung der österreichischen Arbeiter-

schaft nicht das geringste änderte, liegt zu einem gewissen Teile sicherlich am der falschen Einstel-

lung unserer österreichischen Bruderpartei, die, von ihren allgemeinen Schwächen ganz abgesehen, 

auch in diesem Falle nicht den Mut hatte, den Tatsachen ins Auge zu sehen, die den Versuch machte, 

die zeitweise eingetretene Besserung und die scheinbaren Erfolge des Reformismus einfach abzu-

leugnen, statt vielmehr ihre ökonomische Bodenlosigkeit, ihren notwendig vorübergehenden Charak-

ter und die endgültige Unvermeidlichkeit des revolutionären Klassenkampfes hervorzuheben. Es liegt 

teilweise wohl auch an der äußerst geschickten Politik der „linken“ österreichischen Sozialdemokra-

tie. Entscheidend aber war der Umstand, daß die anfangs einsehende Unternehmeroffensive bald eine 

gewisse Abschwächung erfuhr und eine Scheinfonjunktur eintrat, die es auch der reformistischen 

Arbeiterbewegung ermöglichte, sich auf Scheinerfolge zu berufen. Wenn also die deutsche Sozialde-

mokratie heute, gestützt auf das österreichische Beispiel, von der Annahme des Sachverständigen-

Gutachtens auch für sich eine neuerliche Erstarkung erhofft, so werden diese Hoffnungen bloße Hoff-

nungen bleiben, die sich gerade bei dem beginnenden Versuch der Ausführung des Sachverständi-

genplanes sehr schnell verflüchtigen müssen. Der sich notwendig immer steigernde Druck der kapi-

talistischen Offensive, die Unterwerfung des Landes unter das Diktat des fremden Imperialismus, 

werden die arbeitenden Massen zu immer gesteigerten Abwehrkämpfen zwingen, aus denen heraus 

sie zu dem klaren Entschluß gelangen werden, an die Stelle der Sanierungsaktion der internationalen 

Bourgeoisie die Revolutionierungsaktion des deutschen und des internationalen Proletariats zu set-

zen. Berlin, den 29. April 1924. Rudo l f  Ge r be r. [279] 

Dokumente. 

Leitsätze über den Frieden*), 

aufgestellt vom Spartakusbund im Mai 1919, vor der Unterzeichnung des Versailler Friedensvertrages. 

I. 

Die Friedensbedingungen der Entente gegenüber Deutschland sind die Bilanz der inneren und äuße-

ren politischen und wirtschaftlichen Lage Deutschlands nach viereinhalb Jahren eines verlorenen im-

perialistischen Präventivkrieges und nach sieben Monaten der politischen Neubefestigung der impe-

rialistischen Klassen durch eine Regierung der Scheinrevolution und der tatsächlichen Gegenrevolu-

tion, deren augenblicklicher Fahnenträger die Koalitionsregierung Ebert-Scheidemann-Dernburg-

Erzberger ist. 

II. 

Das politische Resultat dieser Herrschaft ist: 

1. Die Neuschöpfung des Militarismus in der barbarischen Form des Söldnerheeres, wie sie zu Beginn 

der bürgerlichen Epoche entstand, aber zusammengesetzt aus den Auflösungsprodukten der imperialis-

tischen Epoche: gebildet von den alten Junkeroffizieren und den neuen bürgerlichen und kleinbürgerli-

chen Offizieren, die während des Krieges geschaffen wurden, den Embryonen der künftigen Bürokratie 

und der zünftigen Intelligenz, zusammengesetzt aus Lumpenproletariat, aus zurückgebliebenen 

 
*) Neuabdruck aus Heft 2/3 des Jahrgangs 1 der „Internationale“, ausgegeben am 30. Mai 1919. 
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proletarischen Schichten, die der Krieg brutalisiert hat, aus deklassieren kleinbürgerlichen und bäu-

erlichen Elementen. 

Diese Abfallsprodukte der bürgerlichen und Reste der vorbürgerlichen Gesellschaft, gelenkt durch die 

alte Militärkaste, bemäntelt durch die bürgerliche Demokratie, haben in neuer Form die Herrschafts-

form wiederhergestellt, die vor dem Kriege bestand: den Militärstaat. Der Unterschied ist nur, daß an-

stelle der monarchisch-konstitutionellen Verbrämung die republikanisch-demokratische getreten ist. 

Die Regierungsmittel dieser Herrschaft sind dementsprechend: Belagerungszustand, weißer Schre-

cken, Klassenjustiz, politischer Mord und politischer Betrug durch Presse und Parlament. 

2. Die alte Bürokratie ist noch vollständig intakt; die neue sozialdemokratische usw. Parteidemokra-

tie, die in kleiner Dosis hinzukam, ist nur ihr moralisches Deckschild. 

3. Die imperialistischen und nationalistischen Tendenzen wirken wieder in voller Kraft. Die Phrase-

ologie hat sich geändert – sie ist pazifistisch-demokratisch geworden –, das Wesen ist dasselbe ge-

blieben. Ihre taktischen Mittel sind: den gemäßigten amerikanischen Imperialismus gegen den fran-

zösischen und englischen auszuspielen, alle inneren Gegensätze der siegreichen imperialistischen 

Mächte auszunützen, um ein neues Sprungbrett imperialistischer Politik zu gewinnen; weiter die Aus-

spielung der einsetzenden revolutionären Gärung in den Ententeländern gegen die Regierungen, wel-

chem Zweck die zweite Internationale dient, dieses gemeinsame Geschöpf der Abhängigen und Un-

abhängigen, und schließlich das Kokettieren mit dem Popanz Sowjet-Rußland. 

4. Wirtschaftlich ist dieser Abschnitt gekennzeichnet durch Fortdauer des Wuchers und Schleichhan-

dels, Fortsetzung der Pumpwirtschaft, steigende wirtschaftliche Verarmung und Zerrüttung, durch 

das hemmungslose Fortschreiten der Auflösung des Kapitalismus und damit die weitere Zerstörung 

der Produktivkräfte der Gesellschaft. [280] 

5. Das außenpolitische Resultat dieses Abschnittes ist: Abbruch der Beziehungen und Krieg gegen 

Sowjet-Rußland, das gemeinsame Werk der Unabhängigen und Abhängigen. Der Krieg gegen Polen. 

Der gescheiterte Versuch der Annexion Deutsch-Oesterreichs als eines Verbündeten zum Wiederauf-

bau einer imperialistischen Machtgrundlage. Zusammengefaßt: Die vollständige außenpolitische Iso-

lierung. 

6. Das innenpolitische Resultat dieses Abschnittes ist: die steigende Abkehr breiter proletarischer 

Massen von der Regierung und der bürgerlichen Demokratie überhaupt; die Isolierung der Regierung 

vom Proletariat des eigenen Landes. 

III. 

Die Friedensbedingungen der Entente nützen systematisch diesen innen- und außenpolitischen Bank-

rott aus. 

Ihr Zweck ist die vollständige militärische Knebelung des neuimperialistischen Deutschland, seine 

wirtschaftliche Ausschaltung aus dem Konkurrenzkampf der übrigen imperialistischen Staaten um 

die nichtkapitalistischen Länder, seine Verwandlung in einen Tributärstaat, dessen Kapitalisten ihre 

Zwischenmeister werden, seine dauernde Isolierung von der Weltrevolution und die Versetzung in 

die Unmöglichkeit, als Kraft der Weltrevolution militärisch aufzutreten. 

Diese Friedensbedingungen erdrücken den neudeutschen Imperialismus, sie erdrücken aber zugleich 

die kommende proletarische Revolution. 

Die Auslieferung der Kriegsflotte, die Beseitigung der allgemeinen Wehrpflicht, die zwangsmäßige 

Bildung einer Söldnerarmee von Berufssoldaten mit langjähriger Dienstzeit und die Reduktion auf 

100.000 Mann, die Auslieferung der Waffen und Munition bis auf einen kümmerlichen Rest, zer-

trümmern die militärische Macht des deutschen Imperialismus, sie liefern aber zugleich das Proleta-

riat wahllos in die Hände der eigenen und der fremden Bourgeoisie. 

Die Auslieferung der verbrecherischen Militärs und Politiker Deutschlands an die Kriegsgerichte der 

Entente befreit die deutsche Arbeiterklasse von ihnen, aber nur um damit den Chauvinismus der Mas-

sen der Entente aufs neue aufzupeitschen. 
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Die Auslieferung der deutschen Handelsflotte, die Beschlagnahme der Ueberseekabel, die Zensur der 

drahtlosen Stationen, die Handelsverträge ohne Gegenseitigkeit, die Preisgabe der industriellen und 

landwirtschaftlichen Produktionsmittel und: Produkte der willkürlichen Konfiskation durch die En-

tente rauben der Produktion jede Basis und Sicherheit der Existenz. 

Die Höhe der vorläufig verlangten Tribute und ihre Unbegrenztheit liefern mit der deutschen Bour-

geoisie auch die Arbeiterklasse und das Kleinbürgertum der Vernichtung aus. 

Die Kontrolle der Staatsfinanzen durch die Entente und die Bestimmung, daß die Forderungen der 

Entente denen der inländischen Staatsgläubiger vorgehen, erzwingen zwar die Annullierung der in-

neren Kriegsschulden, aber nur, um eine noch größere Last äußerer Kriegsschulden an ihre Stelle zu 

setzen. 

Die Auslieferung des Saargebiets und Oberschlesiens, die Besetzung des linken Rheinufers schneiden 

Deutschland von den Hauptgebieten der Kohlen- und Eisenproduktion ab. Die industrielle Produktion 

Deutschlands ist dadurch zum Untergang verurteilt. 

Mit Ost- und Westpreußen und Posen verliert Deutschland Hauptgebiete seiner Lebensmittelversor-

gung. 

Die Auslieferung einer beträchtlichen Menge von Nutz- und Milchvieh, Pferden, Schafen usw., land-

wirtschaftlicher Maschinerie, zusammen mit dem gewaltigen Steuerdruck, den die Tributzahlung er-

fordert, bedingt die absolute Verelendung und den massenhaften Untergang speziell der landwirt-

schaftlichen Klein- und Mittelbetriebe. 

Die Bildung von Randstaaten schließlich, die nur als Vasallen der Entente existenzfähig sind, wirft 

Barrieren auf gegen das Zusammenwirken der deutschen und der russischen und ungarischen Revo-

lution. 

[281] Die Friedensbedingungen von Versailles unterscheiden sich von denen von Brest-Litowsk 

durch das Raffinement und die Systematik. Die von Brest-Litowsk waren ebenso brutal, aber plump. 

Sie gleichen denen von Brest-Litowsk in der Hemmungslosigkeit und Blindheit der imperialistischen 

Raubinstinkte. Sie sind der methodische Wahnsinn, während Brest-Litowsk der unmethodische 

Wahnsinn war. 

IV. 

Unter der Herrschaft des bankrotten deutschen Imperialismus ist die Annahme der Friedensbedin-

gungen – deren Milderung durch Verhandlungen zu erwarten ein heilloser politischer Betrug ist – 

ebenso katastrophal wie ihre Ablehnung. 

Die Un t e rze i chnung  würde das Land dem wirtschaftlichen Untergang, dem ausweglosen Elend 

zuführen: Untergang der Industrie und des Handels, Vernichtung der Landwirtschaft, Zusammen-

bruch der Staatsfinanzen unter dem doppelten Druck des Tributs an die Sieger und der Zinszahlung 

an das inländische Kapital für die Kriegsschulden. 

Die N i ch tun t e r ze i chnung  würde das Land ebenfalls der tätlichen Aussaugung durch das Enten-

tekapital preisgegeben, aber verschärft durch die Okkupation, durch die Fremdherrschaft. 

Militärischer Widerstand ist von vornherein gelähmt durch die Tatsache der Herrschaft der Gegenre-

volution und des Kapitalismus. Das Proletariat kämpft nicht für die Erhaltung seiner Ketten. Ein mili-

tärisches Bündnis mit Sowjet-Rußland und Ungarn ist durch diese Tatsache ebenfalls ausgeschlossen. 

Der Revolution in den Ententeländern sind durch die Herrschaft der Militärkaste in Deutschland eben-

falls die Flügel gelähmt. 

Wirtschaftlich wäre eine Hilfe durch Rußland bei Fortbestand der Kapitalsherrschaft in Deutschland 

beschränkt auf die Beziehungen kapitalistischen Außenhandels, daher wirkungslos, um die wirt-

schaftliche Einschnürung, Lähmung und Auspressung durch das Ententekapital zu parieren. 

V. 

Die Spekulation auf die Kriegsmüdigkeit des Proletariats der Ententeländer und insbesondere ihrer 

Soldaten ist von vornherein verfehlt einem neu-militärischen Deutschland gegenüber; sie kann völlig 
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durchkreuzt werden durch das Aufgebot farbiger Truppen, die der Entente als letzte Reserve zur Ver-

fügung stehen. 

VI. 

Die Lage ist absolut auswegslos für die Regierung des bankrotten Imperialismus, sie mag sich anstel-

len wie sie will. 

Der einzig mögliche und unvermeidliche Ausweg ist der Sturz dieser Regierung und der Bourgeoi-

sieherrschaft überhaupt, die Errichtung der proletarischen Diktatur in Gestalt der reinen Räteverfas-

sung, der sozialistischen Produktion in Industrie und Landwirtschaft und damit der Anschluß an die 

Weltrevolution, wo sie siegreich ihre Beschleunigung, wo sie erst im Anzuge ist. 

VII. 

Die proletarische Diktatur sichert der deutschen Revolution die bewaffnete Macht der Proletarier. Sie 

schafft die moralische Grundlage einer roten Armee, eine neue militärische Disziplin, gegründet auf 

die Solidarität und Begeisterung der im Produktionsprozeß vereinigten und freien Arbeiter, die Her-

ren ihres Geschicks geworden sind, weil sie Herren der Fabriken und des Landes sind. Sie sichert die 

gemeinsame militärische Aktion mit Sowjet-Rußland und Ungarn. Sie zerfetzt, selbst im Falle einer 

teilweisen Okkupation, die Moral der Ententetruppen, weiß oder farbig. Sie sprengt früher oder später 

die Barrieren der polnischen, tschechoslowakischen, südslawischen Vasallenstaaten der Entente. 

VIII. 

Politisch sichert die Rätediktatur der deutschen Revolution die Hilfe des russischen und ungarischen 

Proletariats, beflügelt den Gang der Revolution [282] in Oesterreich, in Polen, in Tschechen, in Süds-

lawien, in den Ländern der Entente. 

IX. 

Wirtschaftlich bedeutet die Befreiung von der Last der inneren Kriegsschuld, wirtschaftliche Reor-

ganisation der Industrie, Rettung der Landwirtschaft und der Kleinbourgeoisie. 

Rußland und Ungarn würden mit Deutschland eine gemeinsame Produktionsbasis bilden, deren Wirt-

schaft nach einheitlichem, zentralem Plan geleitet würde. Die industrielle und landwirtschaftliche 

Maschinerie Deutschlands, seine geschulte Arbeiterschaft, seine technische und kaufmännische In-

telligenz einerseits, die Rohstoffproduktion Rußlands und Ungarns ergänzen sich gegenseitig. Un-

mittelbares Zusammenwirken und Austausch von industriellen und landwirtschaftlichen Produkten, 

Maschinerie, technischen und wissenschaftlichen Verfahren und von Arbeitskräften würden leisten, 

was ein bloßer Handelsverkehr unter dem Gesichtswinkel kapitalistischen Austausches nie zu leisten 

imstande wäre. 

X. 

Eine Räteregierung als Ausdruck der proletarischen Diktatur, gestützt auf das Machtbewußtsein, das 

der Sieg über die eigene Bourgeoisie dem Proletariat verleiht, gestützt durch die unmittelbare Ver-

bindung mit Rußland und Ungarn, gestärkt durch die moralische Unterstützung der Arbeiterklassen 

der Ententeländer, würde von vornherein den imperialistischen Siegern mit anderer Autorität gegen-

übertreten, als die Regierung des bankrotten Imperialismus. Die Friedensbedingungen könnten nicht 

Dieselben sein, wie gegenüber der verkrachten Bourgeoisie und! ihren verkrachten und verächtlichen 

Bedienten. 

Für die Räterepublik würden sowohl Ablehnung als Annahme der Friedensbedingungen, die ihr ge-

stellt würden, gänzlich verschiedene Wirkungen haben. 

Die Entscheidung über Annahme oder Ablehnung der Friedensbedingungen durch eine Räteregierung 

hängt ab von der konkreten Situation, in der sie den Frieden abzuschließen hätte oder nicht. 

XI. 
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Die Kommunistische Partei lehnt daher ab: die Annahme von Friedensbedingungen, die diktiert wer-

den der Ebert-Regierung oder irgend einer nachfolgenden Koalitions-Regierung, die nicht auf der 

proletarischen Diktatur beruht, wie ihre Ablehnung durch eine solche Regierung als gleich verhäng-

nisvoll für das Proletariat. 

XII. 

Die Haltung der Unabhängigen ist diktiert von der absoluten Hilf- und Ratlosigkeit, von der Passivität 

und Feigheit, die dieser Partei von Anbeginn ab anhängen. 

Eine proletarische revolutionäre Partei, die passiv die Liquidation des Krieges der Gegenrevolution 

überläßt, zeigt damit ihren Bankerott an. 

Die Liquidation des Krieges fällt zusammen mit der Liquidation der Gegenrevolution. Sie erfordert 

also eine ak t i ve  r evo lu t i onä r e  Po l i t i k. Sie erfordert die Bereiterklärung, gestützt auf den Sieg 

des Proletariats, den Krieg zu liquidieren. 

Die Politik der Unabhängigen ho f f t  auf die Weltrevolution, ohne die Vorbedingungen dafür im ei-

genen Lande zu schaffen: die proletarische Diktatur. 

Sie läuft praktisch aus in die Unterstützung der Liquidation des Krieges durch die Bankrotteure des 

Imperialismus, aber ohne den Mut, die Verantwortung dafür zu übernehmen, und auf den Verzicht 

auf die revolutionäre Lösung, aber ohne den Mut, den tatsächlichen Verzicht auszusprechen. 

Vor der Frage der Liquidation des Krieges wiederholt sich für die Unabhängigen in potenzierter Form 

ihre absolute Unfähigkeit zu handeln: sei es revolutionär, sei es gegenrevolutionär. [283] 

* 

Literatur. 

Der Wortlaut des Dawes- und Mc. Kenna-Berichts 

mit allen Anlagen ist in handlicher Form von der Frankfurter Societäts-Druckerei in einer 178 Seiten 

starken Broschüre veröffentlicht. Zur Bequemlichkeit des Lesers ist von dem Herausgeber zu dem 

amtlichen Text ein kurzes Inhaltsverzeichnis hinzugefügt, welches auf 7 Seiten in kurzen Sätzen eine 

sehr brauchbare Uebersicht über den Inhalt des Berichts der Dawes-Kommission betr. „die Mittel 

zum Ausgleich des Staatshaushalts und die Maßnahmen zur Stabilisierung der deutschen Währung“ 

gibt. Da in der öffentlichen Diskussion mit vollem Recht dieser ungleich wichtigere Bericht zumeist 

allein als „das Sachverständigen-Gutachten“ erörtert wird, während der Mc. Kenna-Bericht über „den 

Betrag des ausgeführten deutschen Kapitals und die Mittel, durch die es nach Deutschland zurückge-

bracht werden kann“, nur nebenher erwähnt wird, so soll über den Inhalt des letzteren an dieser Stelle 

das Wenige gesagt werden, was notwendig ist. 

Zunächst ist schon die Tatsache bemerkenswert, daß bei der praktischen Ausführung der beiden Auf-

gaben, die den Sachverständigenkommissionen von der Repko gestellt worden waren, die eine so 

sehr in den Vordergrund, die andere so ganz in den Hintergrund getreten ist. Dies ist kein Zufall, 

sondern die einfache Folge der Tatsache, daß auch wirklich nur die eine der beiden Aufgaben (die 

Fixierung der deutschen Verteilungsmasse durch Ausgleich des Haushalts und Stabilisierung der 

Währung) einen realen geschäftlichen Hintergrund hatte. Was aber sollten die praktischen und nüch-

ternen „Geschäftsleute“, die in der zweiten so gut wie in der ersten Sachverständigen-Kommission 

zusammensaßen, mit einer so kleinbürgerlich-ideologisch romantisch gestellten Aufgabe, wie der 

Abschätzung und Rückgängigmachung der deutschen „Kapitalflucht“, anfangen? Gibt es denn über-

haupt so etwas wie eine „Kapitalflucht“ in einer kapitalistischen Gesellschaft, in der die Bewegungen 

der einzelnen Kapitalien durch feste unverbrüchliche gesellschaftliche Naturgesetze ihren Agenten 

zwangsläufig vorgeschrieben werden? (Die Tatsache, daß in den imperialistischen Staaten von heute 

der Kapitalexport durch das Ministerium des Aeußern genau „kontrolliert“ wird, ist kein Gegenbe-

weis gegen diese Selbstgesetzlichkeit der Kapitalbewegung, sondern stellt selbst nur ein Moment von 

derjenigen höher entwickelten Erscheinungsform dar, in der diese Bewegung in der späteren, 
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imperialistischen Phase des Kapitalismus, wo die Privatkapitalien der einzelnen kartellierten, konzer-

nierten und vertrusteten Kapitalisten mit dem „gesellschaftlichen“ Kapital des kapitalistischen Staa-

tes, des „Staats der Kapitalisten“ oder „Gesamtkapitalisten“ in eine unentwirrbare Einheit zusammen-

fließen, in die Erscheinung tritt.) Und ist es nicht auch, kapitalistisch moralisch gesprochen, das gute 

Recht, das unveräußerliche, an den Sternen geschriebene Geburtsrecht des Kapitals, zu „fliehen“, 

wann und wohin es fliehen will? „L’argent n’a pas de maître.“ Das Kapital hat kein Vaterland. Wie 

kann man also, wie darf man überhaupt in einer kapitalistischen Gesellschaft eine Untersuchung 

durchführen, zu deren richtiger Durchführung ein Einbruch in das Allerheiligste dieser kapitalisti-

schen Gesellschaft, in das Bankgeheimnis unumgänglich wäre? So haben denn auch die Herren Mc. 

Kenna, Robinson und Kompagnie eine solche „Zumutung“, die „Auf deckung  be s t i mm t e r  

T r ansak t ionen  z u  fo r de r n, die im allgemeinen ausgeführt wurden unter dem stillschweigenden 

Vorbehalt, daß das Gehe i m ni s  gewahr t  bleiben würde“, als frevelhaft und obendrein noch aus-

sichtslos von vornherein zurückgewiesen, und haben sich auf andere Methoden der Untersuchung 

beschränkt, die niemandem wehe tun und natürlich auch nichts Besonderes herausbringen können. 

„Die sogenannte Kap i t a l f l uch t“, so verkünden sie von ihrem kapitalistischen Standpunkt aus mit 

vollem Recht, „war in der Hauptsache das Ergebnis der in solchem Falle gewöhn l i chen  Fak to -

r e n.“ Und ganz folge-[284]richtig endet dieser Teil des Sachverständigen-Berichtes mit einer prak-

tisch vollständigen, philosophischen Ergebung in die Tatsache, daß eben die gesellschaftlichen Na-

turgesetze, die die Bewegungen der kapitalistischen Warenproduktion regieren, durch den bewußten 

gesetzgeberischen Willen, die „alten und neuen Methoden der (kapitalistischen) Gesetzgebung“ letz-

ten Endes nicht zu restringieren und erst recht nicht zu korrigieren sind. Sie setzen sich durch, auch 

gegen den Willen der Beteiligten, und alle regulierenden Gesetze und Verordnungen sind, „wenn die 

Prämie auf ein erfolgreiches Entkommen hoch genug ist“, entweder nutzlos oder sie befördern gerade 

das, was sie verhindern wollten, so wie nach dem bekannten Bilde von Marx die gesellschaftlichen 

Naturgesetze sich gegenüber den Absichten der Beteiligten gewaltsam durchsetzen, „wi e  e t wa  da s  

Gese t z  de r  Schwer e, wenn  e i nem  das  Haus  übe r  dem  Kopf  zusamm enpur ze l t“. 

„Man muß in der Tat befürchten,“ erklären die Sachverständigen, „daß Gesetze, die darauf abzielen, 

die Rückkehr vom Kapital zu e rzwinge n, die gegen t e i l i ge  Wi r kung  haben würden.“ So be-

schließen denn die berufenen Vertreter der kapitalistischen Weltvernunft ihren Bericht über die Mittel 

der Rückgängigmachung der Kapitalflucht charakteristisch genug mit einer vollständigen Kapitula-

tion. Sie schlagen vor, e r s t en s, daß Amnestie gewährt werden soll für alle diejenigen, die bisher die 

Gesetze und Verordnungen über die Kapitalflucht übertreten haben, zwe i t en s, daß be sonde r e  

P r äm ien  angeboten werden sollen, um das flüchtige deutsche Kapital zur freiwilligen Rückkehr in 

sein Vaterland zu verlocken. Die Weltvernunft blüht, die Geschäfte gedeihen, es ist eine Freude, die 

theoretische und praktische Hilflosigkeit des kapitalistischen Bewußtseins gegenüber der Sphinx sei-

nes eigenen Daseins zu beobachten. k. 

* 

„Unsere Politik“, von J. Ramsay Macdonald.*) 

(Das Buch eines Klassenfeindes.) 

Will man wissen, was die jetzige englische „Arbeiterregierung“ ist, so braucht man bestimmt nicht 

dieses Buch zu lesen. In den zwei Monaten ihres Bestehens hat diese Regierung, wie vorauszusehen 

war, gezeigt, daß sie eine kapitalistische Regierung ist, die imperialistische Politik treibt, und die von 

der Bourgeoisie dazu benutzt wird, die Arbeitermassen gefügig zu machen und in ihnen die Illusion 

zu erwecken, als sei es „ihre“ Regierung, welche regiert und zwar für die Geldsachinteressen der nach 

wie vor in England herrschenden Klasse. 

Das Buch liest man am besten von hinten. Das Kapitel „Schlußfolgerung“ ist besonders aktuell. Die 

Labour-Party nennt sich Arbeiterpartei. Die Arbeiter bilden eine bestimmte Klasse, sogar in England, 

und zwar die Klasse derjenigen, welche von den Besitzern der Produktionsmittel gezwungen werden, 

 
*) Laubsche Verlagsbuchhandlung in Berlin. 
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als Menschen, die nichts besitzen als ihre Hände, diese Produktionsmittel in Betrieb zu setzen, wobei 

sie so benutzt werden, daß mit dem Mehrwert der Kapitalist, unterstützt durch den Herrschaftsapparat 

seiner Klassenregierung, ökonomisch gesprochen, die Erweiterung der Reproduktion betreiben kann. 

Daß dieses Geschäft nicht so ganz einfach ist, zeigen die Krisen im allgemeinen und insbesondere 

jene diese Krise, die mit dem Weltkrieg begann und gerade in England auch in ihrer ganzen Tiefe 

vorhanden ist. Was sagt Herr Macdonald über die Labour-Party?: „Meine Zuversicht, daß wir schließ-

lich eine feste Grundlage einer nationalen Politik erreicht haben, gründet sich darauf, daß, während 

die jetzigen Grundsätze und Ansichten der Koalitionspolitiker und der Liberalen einzig [285] und 

allein als eine Klasseneinstellung angesehen werden können und ihrer Natur nach unfähig sind, die 

Interessen! der großen Masse der Arbeiter einzubeziehen, die Ideen der Arbeiterbewegung auf das 

Verständnis der Interessen aller Klassen ausgehen, die der Allgemeinheit Dienste leisten. Die Labour-

Party als Apparat mag diese Ideen zurückweisen oder nicht imstande sein, sie zu verkörpern.“ Nach 

Macdonald also soll zunächst einmal seine Partei jene berühmten Interessen der „Allgemeinheit“ 

verkörpern, worunter nicht verstanden werden die Interessen der großen Masse der Ausgebeuteten 

m i nus  die mit diesen Interessen unvereinbaren Interessen der Ausbeuter, sondern im Gegenteil, die 

Interessen der Ausbeuter plus die Nichtinteressen der breiten Massen der Ausgebeuteten, die man 

allein Interessen der Allgemeinheit nennen kann. Wie sehr Herr Macdonald von der Durchschlags-

kraft der „Idee“ überzeugt ist, über die er schreibt, und welche Rolle er seiner Partei zuschreibt, zeigt 

der folgende Ausspruch: „Der Aufriß, den ich in diesem Buch gegeben habe, wird sich trotzdem als 

wahr erweisen und als wahr verbleiben, e r  w i r d  j edoch  i n  den  Bes i t z  e i ne r  ande r en  Pa r t e i  

übe r gehe n, die es besser als die Labour-Party verstehen wird, die Gesellschaft auf ihrer Fahrt in 

das erwünschte Land zu steuern. Die Independent Labour-Party würde insbesondere versuchen, An-

hänger zu sammeln, um politischer Hüter des großen industriellen Staates der Zusammenarbeit zu 

werden. Denn obwohl schlechte Parteien gute Ideen behindern, setzen sich die Ideen letzten Endes 

durch und schaffen sich ein angemessenes politisches Gehäuse.“ Eigentlich charakterisiert das vollauf 

die ganze Einstellung dieses „Arbeiterführers“. Er will nicht der Führer einer Partei der Arbeiterklasse 

sein. Er will „seine Idee“ nicht ansehen als Richtlinien für die Durchsetzung der Klasseninteressen 

der Arbeiterschaft, und es ist ihm ganz gleichgültig, welche Partei diese „Idee“ übernimmt, was sich 

in seiner praktischen Politik natürlich zeigt, wo die Konservativen ihm Beifall zollen. Es kommt ihm 

in Wirklichkeit nur auf folgendes an: „... daß wir ohne Zeitverlust neue Klassenbündnisse und Klas-

senaffinitäten finden müssen, hauptsächlich, weil es eine moralische Notwendigkeit ist, und auch aus 

dem Grunde, weil die wirtschaftlichen Voränderungen infolge des Krieges es politisch notwendig 

gemacht haben. Wir müssen uns eine Gesellschaft mit vielen wirtschaftlichen und sozialen Funktio-

nen, aber nur mit einer Klasse – der Klasse der Nützlichen, vorstellen. Wir müssen an der geistigen 

Einheit zu arbeiten beginnen, die der Klassengeist zerstört. Wir müssen uns gegenseitig verstehen. 

Es sind nicht Unterschiede der Gedanken und des Wissens, welche die Menschen trennen, sondern 

Unterschiede der Unkenntnis. Das alte Vorurteil gegen die Arbeiterschaft ist grundlos – grundlos in 

der Idee und grundlos in der Wirklichkeit. Die heutigen Kräfte am Werke bedrücken noch mehr dem 

Mittelstand und die freien Berufe als die Arbeiterschaft. Die Ausdehnung der Trusts, die Erhöhung 

der Steuern, die Last der toten Schuld die Macht der Kapitalisten, die Zunahme des verwässerten 

industriellen Kapitals, die Preissteigerung lasten weit schwerer drückend auf den mittleren Klassen 

der Gesellschaft als auf ihren beiden Enden. Soziale Vorurteile können nicht diese Last erträglich 

machen. Eine falsche Vornehmheit kann nicht Sorgen und Unterdrückung annehmbar machen. Der 

Krieg und seine Folgen fordern eine neue politische und soziale Mentalität, eine neue soziale Politik, 

eine neue politische und soziale Vereinigung. Unser Volk muß mehr denken, und seine Gedanken 

müssen auf die harten und nackten Erfahrungstatsachen gelenkt werden.“ Die Sätze dieses Arbeiter-

führers haben wir in Deutschland gerade in letzter Zeit häufig genug gelesen. Jeder völkische Dema-

goge vertritt dieselben „Gedankengänge“, nur aufgeputzt mit einigen Redensarten über Rasse und 

mit einigen antisemitischen Schnörkeln. Nun zu dem „Programm“, das Macdonald in seinem Buch, 

welches er schrieb, als er noch nicht Minister war, entwickelt. Er war reichlich unvorsichtig: Denn 

selbst von dem mageren, traurigen Reformprogramm, welches er da schreibt, hat er später nicht die 

Spur auch nur zu nennen gewagt. Er spricht von der „Thron-[286]rede“, die eine englische Labour-
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Regierung zu halten habe. Die Hauptpunkte sollen sein: „Die Labour-Party würde mit der Reform 

ihrer Innenpolitik auf dem Lande beginnen. Die wissenschaftliche Entwicklung der Landwirtschaft, 

die Siedlungsbestrebungen, die Entwicklung der Dörfer würde sofort mit vereinten nationalen und 

lokalen Kräften begonnen werden. Sie würde dafür sorgen, daß die Grundrente, die ein soziales Pro-

dukt ist, zur Bereicherung der Gesellschaft und nicht zur Erhaltung einer Klasse dient, und daß das 

erhöhte Einkommen der Arbeiterschaft dazu verwendet wird, um die Qualität des Verbrauches zu 

bessern und das Leben zu verschönern, um auf diese Weise die Bauernindustrien und das Handwerk 

zu erhalten, die allein imstande sind, eine originelle und individuelle Note in unsere Umgebung zu 

bringen. Die individuelle Produktion kann durch die mechanische Fabrikerzeugung nur in verarmten 

Gemeinden verdrängt werden, wo die Preisfrage eine größere Rolle spielt als die Freude am Ge-

brauch. Das Maschinen- und das Handwerk wird erst dann in ein richtiges Verhältnis zueinander 

gebracht werden.“ Dieser reaktionäre Programmpunkt, der in Deutschland ebenfalls in die Rüstkam-

mer der Völkischen und Deutschnationalen gehört und sich gegen die Rationalisierung der Produkti-

onsmetboden und für die rückständigen Produktionsmethoden des Handwerks unter der Sauce der 

„originellen und individuellen“ Note ausspricht, spricht aber doch wenigstens von irgend einer Re-

form. Macdonald hat als Minister von einer solchen Reform selbstverständlich nichts durchzuführen 

versucht. Oder aber: „Die Labour-Regierung würde daher zuerst die Kosten des Baumaterials herab-

setzen und würde dann in der Lage sein, bessere Häuser zu bauen, als es jetzt der Fall ist, wo die 

Häuser im Hinblick auf eine Herabsetzung der Arbeit auf das Minimum gebaut werden. Sie würde 

daher absichtlich die Bedürfnisse heraufschrauben, um im geeigneten Augenblick einen Umbau der 

vorhandenen Häuser zu erzwingen. Diese Entwicklung kann nicht in einem Tag oder im Leben eines 

Parlamentes vollendet werden. Aber der Anfang wäre gemacht, und der Rest würde sich durch die 

eigene Wucht fortsetzen. Auf diese Weise wird die Arbeiterschaft ermutigt, hauptsächlich eine Ar-

beiterschaft, die zum eigenen Unternehmer organisiert worden ist.“ Selbstverständlich hat die „Ar-

beiterregierung“ nichts dergleichen getan, weil sogar das reaktionäre, schädliche, illusionsfördernde, 

utopische, alberne Ziel, „die Arbeiterschaft zum eigenen Unternehmer zu organisieren“, von den re-

gierenden Labour-Männern für ein gefährliches Ziel gehalten wird. „Es kann nicht so weitergehen, 

daß wir uns mit Parlamenten begnügen, die keine wahre Volksvertretung sind, und uns auf die allge-

meinen Wahlen verlassen, bei denen die wichtigsten Volksfragen nicht erörtert werden und dort, wo 

es der Fall ist, kaum einen Einfluß auf die Abstimmungsergebnisse ausüben. Die Fortsetzung dieser 

Vogel-Strauß-Politik, die sich weigert, das veränderte Verhältnis zwischen Parlament und Land zu 

erkennen, und sich infolgedessen weigert den parlamentarischen Apparat und Betrieb zu verbessern, 

bedeutet Teilung der Regierungsarbeit in das offizielle Organ des Parlamentes auf der einen Seite und 

in Strömungen und Gruppenbildungen auf der anderen. Von Zeit zu Zeit tauchen diese Strömungen 

auf, um dem allzu lethargischen Parlamente wichtige Fragen aufzuzwingen, Ansichten, vor denen es 

sich verschließt, weil es von falschen Voraussetzungen ausgehend gewählt wurde, eine Politik, die 

im Gegensatz zu der seinigen steht. Eine Bewegung zu Gunsten einer direkten Aktion ist der Maßstab 

des parlamentarischen Fehlschlages und nicht ein Beweis des wachsenden Anarchismus. Das Vor-

handensein dieser Spaltung zwischen der gewöhnlichen politischen Autorität des Parlamentes und 

den sporadischen Ausbrüchen der „direkten Aktion“ beweisen nicht das Wachsein, sondern das Ver-

sagen der Demokratie. Sie würde zu einer Zerrüttung des politischen Staates und zu Kämpfen führen, 

die, obwohl nicht mit Waffengewalt ausgefochten, in Wirklichkeit einen Bürgerkrieg bedeuten. Die-

sen Bürgerkrieg würde eine Labour-Regierung durch einschneidende [287] Besserungen der parla-

mentarischem Prozedur und Organisation vermeiden.“ Herr Macdonald regiert selbstverständlich lus-

tig mit alten parlamentarischen Methoden weiter und zieht es vor, „den Bürgerkrieg zu vermeiden“ – 

durch Ausnahmeverordnungen, genau so, wie sein Kollege Ebert im Bunde mit dem General Seeckt 

es tat. Oder aber: „Gleichzeitig haben wir mit drei Völkern zu tun, die ihre Freiheit verlangen. Eines 

davon, Aegypten, befindet sich in einer besonderen Lage. Wir haben ihm von Zeit zu Zeit die ein-

deutigsten Versicherungen gegeben, daß wir keine Absicht haben, es seiner Unabhängigkeit zu be-

rauben, und wenn die Ehre überhaupt irgend eine Bedeutung hat, so verbietet es unsere Ehre, dieses 

Land zu annektieren. Wir müssen stark und mutig genug sein, um uns davor zurückzuhalten, unter 

einem beliebigen Vorwand etwas zu tun, was wir bei anderen Völkern verdammen würden. Das 
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Imperium hat große Interessen im Suezkanal, aber diese Interessen erfordern eine allgemeine und 

nicht eine ausschließliche Sicherstellung. Es ist die ununterbrochene Verwendung des Kanals, die 

erforderlich ist, und um diese Verwendung sicherzustellen, braucht man nicht das Souveränitätsrecht 

der Völker anzutasten, durch deren Gebiet der Kanal geht. Es genügt, wenn man sie zu einer interna-

tionalen Frage macht mit der Erhaltung des Weltfriedens als Garantie. Wir hätten keinen treuer erge-

benen Freund auf der Welt als Aegypten, wenn wir ihm seine Unabhängigkeit zubilligen würden. 

Dies erfordert einigen Mut, da es eine große Anzahl von Schreiern gibt, die in Anbetracht der Tatsa-

che, daß das Gebiet nun einmal eingenommen worden ist, es als eine Frage ihrer Ehre und ihres 

Prestiges ansehen, diese Tatsache zu vollenden ohne Rücksicht auf die Mittel, mit denen diese Errun-

genschaft herbeigeführt worden ist. Es gibt immer gewisse gefährliche Köpfe, die nicht ihre Fehler 

einsehen können und lieber blindlings ins Verderben rennen. 

In Indien ist die Lage gänzlich anders. Indien erhebt nur den bescheidenen Anspruch auf autonome 

Verwaltung innerhalb des Imperiums. Das jüngste indische Regierungsgesetz war ein Schritt in dieser 

Richtung, und die Versicherungen einer Labour-Regierung, daß dieses Gesetz im guten Sinne ange-

wendet und seine Mängel mit gutem Willen behoben werden, würde Indien auf dem Wege einer 

ruhigen und normalen Entwicklung helfen, die von seinem eigenen Volksgenie und seiner eigenen 

Kultur beseelt wäre. 

Das irische Problem ist komplizierter, schwieriger, mit größerer Vorsicht zu behandeln. Wir haben 

absichtlich Irland seine feindselige Einstellung aufgezwungen; wir haben die Kampfgeister des Auf-

ruhrs wachgerüttelt; wir haben Irland zu einem Rebellen gemacht mit dem Programm und den Me-

thoden der Empörer; wir haben den Geist der Anpassung und der Zusammenarbeit ausgetrieben und 

sind jetzt dem Geiste der Lostrennung und Unabhängigkeit gegenübergestellt worden. Wir ernten den 

Sturm, weil wir den Wind gesät haben. Wie glühend sollten wir die Rückkehr der Zustände des Jahres 

1913 herbeiwünschen, welche die unionistische Partei mit ihren Drohungen des Aufruhrs und ihren 

Methoden des „Bolschewismus“ zerstörte. Wie einfach wäre da die Sachlage, wenn man nicht bös-

artig eingegriffen hätte. Wie froh würden wir jetzt die Vorschläge begrüßen, die damals die Mehrheit 

in Irland anzunehmen bereit war. 

Das irische Dilemma liegt auf der Hand. Wir müssen entweder Irland unter eine militärische Beset-

zung und ein Belagerungsgesetz zwingen, mit täglich vorkommenden Mordfällen, oder es bleibt uns 

nichts anderes übrig, als ihm das Recht seiner Selbstbestimmung mit allen sich daraus ergebenden 

Folgen anzuerkennen. 

Die Selbstbestimmung ist ohne Zweifel die richtige Grundlage für unsere Politik. Ihr extremer Aus-

druck in einer unabhängigen irischen Republik ist jedoch eine Lösung, die von keinem begrüßt wer-

den wird, der eine harmonische Entwicklung der Beziehungen zwischen Irland – mit Einschluß von 

Ulster – und unserem Lande herbeiwünscht. Und doch bleibt als einziger Ausweg, Irland die freie 

Wahl zuzubilligen. Eine konstituierende [288] Versammlung auf Grund der Verhältniswahl gewählt, 

damit keine politische Gewalt die Minderheiten verdrängen und keine zufällige Mehrheit die feineren 

Nuancen der Vertretung verschleiern kann, sollte berufen werden, um die Form der autonomen Re-

gierung, die Irland in Wirklichkeit verlangt, zu prüfen und zu bestimmen. Denn es ist keineswegs im 

Augenblick, in dem ich dieses Buch schreibe, ersichtlich, ob wirklich die Mehrheit der Irländer eine 

unabhängige Republik verlangt.“ Alles sehr moralisch und sehr rührend, aber die Bomben, welche 

durch englische Flugzeuge nach wie vor fleißig auf indische Dörfer und auf mesopotamische Städte 

abgeworfen werden, zeigen, welche Politik in Wirklichkeit Macdonald treibt. Oder aber schließlich: 

„Die Regierung würde sofort zur Verstaatlichung der Bergwerke, der Eisenbahnen und anderer Ver-

sorgungsquellen schreiten, weil sie darin nicht nur die Voraussetzung für einen sparsamen und har-

monischen Betrieb ihrer Industrien sieht, sondern auch den Anfang eines Zusammengehörigkeitsge-

fühls der Gesellschaft. Die Regierung würde sofort in Verbindung mit der Verstaatlichung ein ange-

messenes Verwaltungssystem einsetzen, das die Bureaukratie ausschalten und das freie Spiel der In-

telligenz und der Initiative in der Verwaltung fördern und sichern würde, wie ich es bereits dargelegt 

habe.“ Herr Macdonald hat noch nichts verstaatlicht und wird selbstverständlich nichts verstaatlichen. 
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Aber vielleicht liegt das nur daran, daß er noch keine Zeit gehabt hat, und vielleicht wird er das alles 

noch tun, was er versprach? Ach nein, denn schlagen wir zwei Kapitel zurück, so sehen wir das al-

lerergötzlichste an dem Büchlein: Herr Macdonald preist seine Partei deshalb, weil auch sie viele 

Advokaten und sonstige „gebildeten“ Leute besitzt und dazu noch ausgepichte Gewerkschafsbonzen, 

die das Regieren im alten Stil, nur mit solchen Mitteln, die die Arbeiterschaft besser einseifen, gut 

verstehen! „Die Labour-Party zählt unter ihren Mitgliedern Rechtanwälte von gleichem Rang wie die 

Kandidaten, die andere Parteien für dieses Ministerium vorschlagen.“ „Die Labour-Party hat viele 

ausländische Beziehungen, gerade an den wichtigsten Punkten sowohl politischer wie industrieller 

Art.“ „Die Partei zählt unter ihren Kandidaten nicht nur Männer aus dem Generalstab, die genau den 

Mechanismus des Heeres und der Marine kennen, sondern hat auch eine Anzahl von Männern zu 

ihrer Verfügung, d i e  m i t  Mu t  i m  Kam pf e  ge s t and e n  s i n d, die das Heer und die Marine innen 

und außen kennen, die eine bestimmte Ansicht in bezug auf die Funktion der Wehrkräfte im Staate 

besitzen, und die zur Arbeit der Reorganisation eine unschätzbare Erfahrung in Schulung und Be-

handlung der Kräfte sowohl wie in der Organisation, die das ganze System zusammenhält, mitbrin-

gen.“ „Wir müssen in erster Linie aufhören, sowohl in unserer Sprache wie in unserem Denken den 

Eindruck zu erwecken, als ob die organisierte Arbeiterschaft im feindlichen Gegensatz zu der Allge-

meinheit stehe, und dies kann nur erreicht werden, wenn das Arbeitsministerium eine Politik verfolgt 

und eine Haltung einnimmt, welche die Arbeiterschaft überzeugen würde, daß sie endlich zu einer 

wirklichen verantwortlichen Beteiligung am Leben der Allgemeinheit herangezogen worden ist. Das 

Arbeitsministerium wird dann in den Besitz eines vollkommenen Wissens über die Entstehung der 

Konflikte gelangen, und seine Ratschläge werden von der Arbeiterschaft geachtet werden.“ (Vorläu-

fig scheint das Rezept nicht zu ziehen, denn in England streiken die Arbeiter trotz der Bemühungen 

des Arbeitsministeriums, ihnen klarzumachen, daß sie „um der Allgemeinheit“ willen, d. h. um der 

Profite ihrer „Brotherren“ willen, nicht zu streiken haben.) „Bei ihrem normalen Steuerentwurf wird 

die Labour-Party sich von gewissen allgemeinen Grundsätzen einer gesunden sozialen Wirtschaft 

und menschlicher Wirksamkeit und Notwendigkeit leiten lassen.“ „Sie sollen so wenig wie möglich 

die Industrie fesseln, sie sollen am schwersten auf dem von der gesellschaftlichen Entwicklung ge-

schaffenen Reichtum lasten, so z. B. auf dem städtischen Grundbesitz.“ Wie man sieht, eine artige 

Speisekarte der schönsten Regierungsgrundsätze zugunsten der „Allgemeinheit“, deren „öffentliche 

[289] Meinung“ durch so vortreffliche Blätter wie „Times“, „Morning Post“, „Daily Telegraph“, 

„Sunday Times“, „Sunday Pictorial“, „Manchester Guardian“, „Daily News“ und die unzähligen 

sonstigen kapitalistischen Blätter vertreten wird, während das einzige, dazu noch reformistische, täg-

lich erscheinende Arbeiterorgan mit Mühe und Not finanziell zusammengestoppelt worden ist. 

Der Herr Minister ist ein glänzender Minister der Klassenfeinde. Oder vielleicht übertreiben wir? Er 

schreibt selbst: „Ich habe behauptet, daß die Labour Party sowohl die Ideen wie die Erfahrung, sowohl 

die Politik wie die Männer, die für eine gute Regierung erforderlich sind, zur Verfügung stellen kann. 

Ich glaube jedoch nicht an eine Klassenregierung.“ Er „glaubt nicht“, aber er bildet eine Klassenregie-

rung der Bourgeoisie gegen die Arbeiterklasse. Wenn man liest, wie er auseinandersetzt, daß die 

Arbeiterschaft „regieren“ kann, so versteht man, was er unter regieren meint: gekaufte Lakaien der 

Bourgeoisie aus der Labour Party an die Spitze der Regierung stellen, um die Arbeiter desto schärfer 

durch die Bourgeoisie ausbeuten zu lassen. Beispiel: „Ein Mann, der die Mentalität der industriellen 

Massen kennt, der ihre Psychologie studiert hat, um sie für einen guten Zweck auszunützen, der sich 

durch die Arbeit in der engeren Welt der Bergbau-, Fabrik- und Werkstattinteressen das Vertrauen er-

worben hat, tritt in das öffentliche Leben mit einer wunderbaren Fülle von praktischer Weisheit ein, 

die einen Vorzug bei der Behandlung von Staatsfragen sichert. Um gut zu regieren, muß man Ver-

trauen und Wissen erwerben, und die gewerkschaftliche Bewegung stattet den jungen Arbeiter, der 

durch Selbstbildung und Selbstdisziplin eine Stellung in der Bewegung erreicht hat, mit diesen beiden 

Requisiten aus.“ Nach diesen Grundsätzen des Einseifens regiert Macdonald mit seinen Gewerk-

schaftsbonzen. Er hat schon recht, wenn er sagt: „Ich glaube nicht, daß dies die richtige Auffassung 

vom Regieren ist. Ich glaube nicht, daß das Regieren eine große Geschicklichkeit, große Fähigkeiten 

und Wissen erfordert, und daß es bis jetzt von einer kleinen Schicht monopolisiert worden ist, die es 

mit einer Art von Aberglauben umfriedete.“ Jetzt hat er eine breitere Schicht von Bonzen in die 
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Regierung hineingezogen, und der Zweck der Uebung ist klar. Er formuliert ihn so: „Eine außerhalb 

einer verantwortlichen und regierenden Gesellschaft gestellte aktive Geistigkeit wird revolutionär 

und feindselig.“ Damit die Proleten in England keine Revolution machen, muß der „Arbeiterführer“ 

Macdonald die Regierung im Austrage der Bourgeoisie leiten. Der Herr fürchtet sich vor der Revo-

lution und glaubt, daß seine Methoden auf die Dauer herhalten werden. Er umkleidet seine Lakaien-

rolle mit Redensarten über die Notwendigkeit des Wirkens „für die Gesellschaft“, aber der konterrevo-

lutionäre Sinn seines ganzen Tuns wird am besten gekennzeichnet durch das folgende Zitat: „Das 

‚fortschrittliche‘ Programm, weit davon entfernt, ein Vorspiel zur Revolution zu sein, ist im Gegenteil 

der sicherste Schutz gegen Revolutionen. Wenn man als zutreffend annimmt, was ich in diesem Buche 

behaupte, daß das Verhältnis zwischen den wirtschaftlichen Klassen der Gesellschaft einer gründli-

chen Neuanpassung bedarf, und daß die Regierung in ihren Beziehungen zum Leben und Trachten 

einer gebildeten und politisch bewußten Arbeiterklasse einer Revision unterzogen werden muß, so 

würde ein Versagen der herrschenden Ordnung in dieser Hinsicht, würde ein erfolgreicher Versuch 

die gegenwärtigen Regierungsinteressen zur Opposition zu organisieren, würde eine von falschen 

Voraussetzungen oder absurden Aengsten ausgehende Wahlmanipulation die Zerstörung des Parlamen-

tes als eines Ausdruckes des wirklichen Volkswillens bedeuten. Es würde nicht ein Triumph sozialer 

Ordnung und Sicherheit sein, sondern die Zerstörung der einen und die Verwirrung der anderen.“ 

Das Buch Macdonald ist das Buch eines Klassenfeindes, augenblicklich des einflußreichsten Mannes 

der 2. Internationale, der einflußreichsten gegenrevolutionären Organisation, welche die Arbeiter-

klasse am besten da-[290]durch überwindet, daß sie sich klar wird über das, was Macdonald als Spre-

cher der 2. Internationale „Unsere Politik“ nennt, und was wir Kommunisten seit je: gegenrevolutio-

näre Politik heißen. A. M. 

* 

Die Gesellschaft. 
Internationale Revue für Sozialismus und Politik. 

(1. Jahrgang, Nummer 1, April 1924.) 

Das Geleitwort Hilferdings („Probleme der Zeit“) ist ein Dokument von ungewöhnlicher Bedeutung. 

Klar und unmißverständlich wird hier die Kapitulation der „orthodoxen Marxisten“ vor der Ideologie 

der bürgerlichen Wissenschaft ausgesprochen. Zwar wird Marx zitiert, aber die Zitate stellen sich bei 

aufmerksamer Betrachtung als raffinierte Marxfälschungen dar, mit der Tendenz, den revolutionären 

Sinn der Marxschen Sätze „zeitgemäß“ umzugestalten. „Zeitgemäß“ ist überhaupt die Losung Hil-

ferdings. Zeitgemäß ist die Ankündigung, daß die Zeitschrift an die modernen „Geisteswissenschaf-

ten“, an die neue Erkenntnistheorie, speziell an die „Sozialwissenschaft“, kurz an die bür ge r l i che  

Wissenschaft der Gegenwart anknüpft, um auf diese Weise „a n  dem  En t s t ehen  e i ne s  neuen  

soz i a l en  We l t b i l des  m i t zuscha f f e n“. Die theoretische Kapitulation vor der bürgerlichen 

Wissenschaft, der ideologische Revisionismus, ist die Grundlage für die Revision der Politik. Die 

bedeutsamsten Stellen in dem Aufsatz Hilferdings sind die, die sich auf das Problem des I m per i a -

l i sm us  beziehen. Wenn „Das Finanzkapital“ im Imperialismus noch „das Umschlagen der Diktatur 

der Kapitalmagnaten in die Diktatur des Proletariats“ sich ankündigen sah, so stellt Hilferding jetzt 

die Frage, ob der Ausgang des Krieges der imperialistischen Politik „nicht ein Ende gemacht oder sie 

nicht wenigstens entscheidend verändert hat“. (!!) (S. 14.) 

In einer Reihe von weiteren F r agen  deutet H. die Konsequenzen an, die sich aus dieser neuen Wen-

dung, die in einer Umformung des kapitalistischen „Expansionsstrebens“ in eine Politik des „realis-

tischen Pazifismus“ bestehen soll, ergeben müssen. Er führt aus, daß „de r  F r i ed e“ (welcher 

Friede?) nicht nur mit der völligen Ueberwindung des Kapitalismus, sondern auch durch eine „über-

staatliche Organisation“ (d. h. den Völkerbund) gesichert werden könnte. Schritt für Schritt vollzieht 

sich in diesen Hilferdingschen „Fragen“ die „konsequente Politik“, die er befürwortet: die Politik der 

Kapitulation vor der Bourgeoisie. 

Die Liquidierung der Theorie des Imperialismus räumt die letzten Hindernisse weg, die ihr noch im 

Wege standen. 
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Dies alles wird bei Hilferding freilich nicht offen und klar ausgesprochen. Durch marxistische Tradi-

tion gehemmt, möchte er zunächst den Marxismus durch „Sozialpsychologie“, durch eine „neue um-

fassende Staatstheorie“ usw. ersetzen, um dann hemmungslos an der „Neugestaltung der ökonomi-

schen und politischen Ordnungen“ mitzuwirken. Der gespreizte und geschnörkelte Stil ist wohl ge-

eignet, diesen geistigen Verwandlungsprozeß für die meisten Leser unkenntlich zu machen, indem er 

den politischen Sinn einzelner Stellen, wo die Preisgabe des Sozialismus besonders sichtbar wäre, in 

mystische Vieldeutigkeiten einhüllt. 

Hilferdings Zeitschrift ist kein offizielles Parteiorgan der SPD oder der 2. Internationale. Die Liste 

der Mitarbeiter und der Verlag („Vorwärts“) zeigen trotzdem, daß wir es mit dem ideologischen Or-

gan der 2. Internationale, also mit einer Fortsetzung der „Neuen Zeit“, zu tun haben. Bündnis der 

alten und der neuen Revisionisten, Bündnis der „marxistischen“ und der „nicht-marxistischen Sozia-

listen“ (Arbeiterpartei) – im Zeichen der bürgerlichen Weltanschauung: Da ist die Parole dieser neuen 

„Revue für Sozialismus und Politik“, deren Bezeichnung wenigstens das eine deutlich ausspricht, das 

d i e  Po l i t i k, d i e  s i e  ve r t r i t t, ke i n  Soz i a l i sm us  i s t. Ad. Fagr. 

[291] 
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Die Internationale  

Jahrgang 7 ⁕ Ausgegeben am 20. Mai 1924 ⁕ Heft 9 

Neue Welle, alte Aufgaben. 

P. O. Vier äußere Ereignisse charakterisieren am besten die augenblickliche Situation. Der Ausfall 

der deu t s chen  Wahlen  zeigt auf den ersten Blick die große soziale Schichtenverschiebung in 

Deutschland. Der Ausfall der f r anzös i s chen  Wah l en  zeigt, daß die soziale Verschiebung in 

Frankreich nicht in jenem rapiden Tempo vor sich geht, wie in Deutschland, zeigt aber nicht an die 

wirkliche Krisenentwicklung in Frankreich, welche durch den Frankensturz nur sehr äußerlich ge-

kennzeichnet wird und welche möglicherweise in eine Inflationsentwicklung hineinführt, die alle jene 

Krisenerscheinungen zeigen wird, die wir in Deutschland 1922 und 1923 hatten. 

Der Uebe r f a l l  S t r e sem ann s  mit seinen sozialdemokratischen Lakaien auf die Handelsdelega-

tion der Union der Sowjet-Republiken in Berlin zeigt die neue westliche Orientierung der deutschen 

Regierungskreise, und der völkische Dem ons t r a t i ons t ag  i n  Ha l l e  mit der Gegendemonstration 

der Arbeiter zeigt das Bestreben der radikalen deutschen Nationalisten, mussolinische Methoden 

nachzuahmen, sowie das Bewußtsein des Proletariats, daß man diese Sache im Keime ersticken muß. 

Die Erfolge des Linksblocks in Frankreich werden eine Aenderung in der Regierungsspitze mit sich 

bringen, die Politik aber wird im wesentlichen dieselbe bleiben: ob Briand und Herriot, ob die Kom-

bination Poincaré und Jouvenel, das bleibt an und für sich gleichgültig. Aber der Wahlerfolg der 

sozusagen Sozialisten, welche in ihrem Linksblock mit allen möglichen Nationalisten, die nur deshalb 

nicht dem Nationalen Block angehören, weil dort für sie keine Posten zu erschnappen sind, ihre Man-

date bekamen, wird die Herren Leon Blum und Paul Faure koalitionslüstern machen. Eine französi-

sche Koalitionspolitik bei dem französischen korrupten Parlamentarismus wird diese „Sozialisten“ 

sehr schnell den Weg Millerands zurücklegen lassen. 

Die Erfolge der Kommunistischen Partei Frankreichs sind bedeutend. Eine Million Stimmen abgege-

ben für die Kommunistische Partei Frankreichs, für Listen, auf denen überhaupt keine großen Namen 

standen. Das ist ein Riesenerfolg. Denn in Frankreich ist der Parlamentarismus ein Parlamentarismus 

der einzelnen Abgeordneten, welche in ihrem Kreise sich die Mandate zusammenschwatzen, zusam-

mengaunern oder zusammenkaufen. Die 29 oder 30 französischen Kommunisten in der Kammer zei-

gen an, daß auch in Frankreich die [292] Krise schneller marschiert, als die Herren vom Linksblock 

sich träumen lassen. 

Den Schlüssel zur Gesamtlage bietet zweifellos der Ueberfall der Abteilung Ia auf die russische Han-

delsdelegation. Der Vorwand, der benutzt wurde, ist künstlich und lächerlich. Der Sinn der Affaire 

ist aber vollkommen klar: In dem Augenblick, in welchem Frankreich einen Ring um Sowjetrußland 

von neuem zu legen versucht, und seine Vasallenstaaten zu neuen Kriegen anreizt – man denke an 

die rumänisch-russischen Verhandlungen -, in dem Augenblick, wo das England Macdonalds Ruß-

land gegenüber eine rein konservative Politik treibt und Forderungen aufstellt, die unannehmbar sind, 

in dem Augenblick, wo Frankreich und England und Amerika einerseits einen gemeinsamen Räuber-

plan zur Ausplünderung Europas durchzuführen bereit sind, andererseits im fernen Osten die Anbah-

nung friedlicher Beziehungen zwischen Rußland und China stören, in diesem Augenblick meldet sich 

Stresemännchen, der Sachwalter der Interessen der Schwerindustrie und zeigt: ich bin auch dabei, 

wenn es gilt, gegen den Bolschewismus und Rußland zu gehen. 

Sie will auch dabei sein, die deutsche Bourgeoisie. Das ist der Sinn des sogenannten Umfalles von 

Hergt, welcher vor den Wahlen trompetete, das Sachverständigengutachten sei unannehmbar, und 

nach den Wahlen flötete, das Sachverständigengutachten werde angenommen werden. 

Sie wollen auch dabei sein, wenn es gilt, Kriege zu unternehmen, wie sie auch dabei sein wollen, die 

braven deutschen Patrioten vom Geldsack und vom Fabrikschornstein und vom Roggen, wenn es gilt, 

„friedliche“ Geschäfte zu machen mit Rentenmark und Roggenkrediten und Golddiskont, mit Eisen-

bahnschacher und mit Obligationen. 
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So ist der Angriff gegen die Handelsdelegation ein Glied nur in jener Kette, welche durch das Sach-

verständigengutachten um das Proletariat Deutschlands und Europas gelegt werden soll. Die Durch-

führung des Sachverständigengutachtens soll den imperialistischen Mächten die Möglichkeit geben, 

die Krise, durch welche allein sie ihre Konflikte untereinander lösen können, zeitweilig hinauszu-

schieben. Die Vorbereitung des Krieges gegen Sowjetrußland hingegen soll ablenken von den Vor-

bereitungen der Kriege gegeneinander, und an diesem Kriege möchten sich beteiligen: Stresemann 

wie Hergt, Ludendorff, wie die Sozialdemokraten. Eine brave, eine vollständige, eine klare, eine 

schofle Kumpanei. 

Und aus diesem Gesichtswinkel muß man auch den Halleschen Völkischen Tag und den Halleschen 

Arbeitertag betrachten. Der Ludendorff demonstriert dort, um zu zeigen: wir sind doch noch eine 

ansehnliche Wehrmacht. Man kann uns kaufen, denn wir sind käuflich wie Huren und gesinnt wie 

Landsknechte. Siegreich woll’n wir Frankreich schlagen, aber da Frankreich uns geschlagen hat, wa-

rum sollen wir dann nicht mit Frankreich gegen den „Bolschewismus“ ziehen? Siegreich woll’n wir 

den schlagen, für dessen Besiegung uns gerade Geld geboten wird. Geld stinkt nicht, mag es kommen 

aus [293] englischen Hetzblättern, an die man Artikel verkauft, mag es kommen aus der großen 

Kriegskasse des Obersten Richert, mag es kommen vom Juden Karfunkelstein oder mag es von treu-

deutschen Bankiers aufgebracht sein oder von Herrn Thyssen oder sonstwem. 

Die Arbeiter, die in Halle zu einem Arbeitertag aufzogen, haben sehr gut begriffen, was die Faschis-

tenparade bedeutet. Jener Krieg, den die Ludendorffer vorhaben, muß zuerst gegen das Proletariat 

geführt werden. Gegen das Proletariat Deutschlands mit kalten Mitteln, das ist die Durchführung des 

Sachverständigenplanes; gegen das Proletariat Rußlands mit modernen Kriegsmitteln, das ist die Vor-

bereitung der neuen Interventionskriege, und gegen das Proletariat der ganzen Welt, und zwar kalt wie 

warm. Kalt durch Arbeitslosigkeit, Lohndruck, Arbeitszeitverlängerung, warm durch einen neuen 

Weltkrieg, bei dem sich die Proletarier der Welt mit neuen Gasen, neuen ohne Piloten lenkbaren Luft-

schiffen, neuen Tauchbooten abschlachten dürfen, damit die Konkurrenten der wenigen noch vorhan-

denen Staaten und Großkonzerne ausgeschaltet werden können. Das ist die Charakteristik der Lage. 

Aber diese Rechnung ist gemacht von der Bourgeoisie, und die Gegenrechnung muß das Proletariat 

machen. Das Proletariat beginnt bereits zu addieren; die einzelnen Posten der Gegenrechnung sind 

noch bescheiden, aber es sind immerhin ansehnliche Posten. Der gewaltige Bergarbeiterkampf im 

Ruhrgebiet und in Oberschlesien, die heldenhaften Kämpfe an der Wasserkante, die Kette ewiger 

Streiks in England, die wachsende Streikwelle in Frankreich, in Belgien und Polen, alles das sind 

Posten dieser Rechnung, die sehr bald gesteigert werden können. 

In Deutschland wächst eine neue Krisenwelle. Die Geldknappheit nimmt zu. Die Inflation erhält neue 

Gestalt. Sie ist schon da. Die Rentenmark ist stabil und steht so fest wie des Deutschen Reiches Herr-

lichkeit. Aber die Herrlichkeit des Deutschen Reiches ist stark ramponiert, und trotz aller treudeut-

schen Lieder, die der alten Säulen Pracht besingen, ist Ruhr- und Rheingebiet besetzt, soll die Sou-

veränität aufgegeben werden und bleibt von des alten Deutschen Reiches Herrlichkeit nichts übrig, 

als das Hakenkreuz, das jedes Rindvieh von der Ostsee bis an die Schweiz trägt. Die Kämpfe der 

Arbeiter in Deutschland, welche es auszuweiten gilt, sind Kämpfe gegen das Sachverständigengut-

achten, gegen den neuen Räuberplan. Sie zu vereinheitlichen, auszuweiten, ihnen politische Losun-

gen und Ziele zu geben, das ist die Aufgabe des Augenblicks. Die Bourgeoisie Europa stellt die Frage 

so: entweder Ruge und Ordnung durch Zuchthausgesetze in Deutschland und dadurch Verhinderung 

der Revolution oder aber Revolution. Für die Arbeiter darf es nur das „ode r“ geben. 

Die Losung der Kontrolle der Produktion wird jetzt lebendig und aktuell. Die Kämpfe, welche begin-

nen, die Krisenwelle, welche steigt, kann weiterführen als die Welle des Jahres 1923. Sie wird wei-

terführen, wenn die Partei es verstehen wird, die Aufgaben zu erfüllen, die ihr gestellt sind. [294] 

* 

Die Wahlergebnisse in Deutschland. 

A. M. Drei Millionen sieben Hunderttausend Stimmen wurden bei den Reichstagswahlen für die 

Kommunisten abgegeben. Die Kommunisten haben ihre Wahlkampagne so geführt, wie wohl noch 
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nie eine Partei. Von vornherein wurde mit aller Brutalität erklärt: Wir Kommunisten versprechen 

niemandem etwas für das Parlament; wir werden im Parlament keine „positive Arbeit“ leisten; im 

Parlament kann man keine positive Arbeit für das Proletariat leisten, denn das Parlament ist eine 

Unterdrückungsmaschine der Bourgeoisie und kann nichts anderes sein; die kommunistischen Abge-

ordneten sind Beauftragte der Partei und ihrer Leitung und nichts anderes; die kommunistischen Ab-

geordneten sind verantwortlich nur der Parteileitung und jederzeit abberufbar; wer seine Stimme ab-

gibt für die Kommunisten, der demonstriert damit für die Rätediktatur und für die Methoden zu ihrer 

Errichtung, welche keine friedlichen Methoden sind. 

Und „t r o t z“ dieser „sterilen“, „negativen“ Agitation erhielten die Kommunisten 3.700.000 Stimmen. 

Wir haben das Wort trotz in Anführungszeichen gesetzt, denn es ist falsch, nicht trotz, sondern wegen 

dieser „sterilen“ Agitation erhielten die Kommunisten diese fast 4 Millionen Stimmen. Wir sagen mit 

Absicht wege n, denn es ist ein grandioses geschichtliches Experiment vollbracht worden, und der 

Erfolg hat uns recht gegeben. 

Der Wahlausfall war schlecht in Sachsen und Thüringen. Der Wahlausfall war glänzend im Ruhrge-

biet, in Oberschlesien, in Berlin, in Hamburg. Weshalb gerade d i e se r  Wahlausfall? 

Das Rätsel löst sich leicht. In Sachsen und Thüringen haben wir jahrelang eine andere Politik ge-

macht, als diejenige, welche durch die oben aufgezeigten Richtlinien unserer Wahlagitation und Pro-

paganda gekennzeichnet ist. In Sachsen und Thüringen haben wir den Arbeitern immer wieder gesagt: 

wir können im Parlament vielleicht doch etwas erreichen. Wir haben Abmachungen getroffen mit der 

Sozialdemokratie, wir haben „praktische“ parlamentarische Arbeit getrieben. Wir haben dort Arbei-

terregierung gespielt, die nichts anderes war, als eine elende demokratische Koalitionsregierung. Wir 

haben dort eine Politik gemacht, die im Kern falsch und opportunistisch ist. Wir haben dafür die 

Quittung bei den Wahlen noch ausdrücklich erhalten. 

Diese sächsische Politik ist niemals gemacht worden im Ruhrgebiet, in Oberschlesien, in Hamburg, 

in Berlin. Sie ist auch an anderen Stellen nicht gemacht worden, das ist richtig, aber an den eben 

genannten Stellen ist so kraß die gegenteilige Politik getrieben worden, daß man sehr wohl sagen 

kann: die Wahlerfolge sind die Quittung eben für diese gegenteilige Politik. 

Das sind ernste und klare Lehren der Wahlen. Wir haben im Ruhrgebiet und im ganzen rheinischen 

Gebiet die Sozialdemokratie vollkommen geschlagen, sie ist dort vernichtet. Sie ist als Partei ver-

nichtet auch in Oberschlesien. Wir können sagen: in diesen Gebieten sind wir d i e  einzige proletari-

sche Partei. 

Die Sozialdemokratie ist entscheidend geschlagen in Berlin, in Köln, sie ist stark erschüttert in Ham-

burg. In Berlin, in den Arbeitervierteln Berlins, ist die Kommunistische Partei die führende Partei des 

Proletariats. In Hamburg, wo unsere Parteiorganisation zahlen-[295]mäßig nicht stark ist, ist das Pres-

tige der Kommunisten, deren beste Funktionäre nach dem Herbstaufstand verhaftet sitzen oder in alle 

Winkel verstreut sind, so ungeheuer gestiegen, daß die Sozialdemokratie, die eine ihrer festesten Or-

ganisationen gerade in Hamburg hatte, stark geschwächt ist. In Köln, einer Hochburg der Sozialde-

mokratie, im ganzen Kölner Gebiet, im Aachenschen, haben wir die Sozialdemokratie so geschlagen, 

daß sie nicht mehr wird behaupten können, sie spiele in diesem Gebiet irgendeine bedeutende Rolle. 

Alles das besagt, wenn man noch dazu das Hallesche Gebiet nimmt, in welchem die Sozialdemokratie 

schon deshalb seit langem keine Rolle spielt, weil dort die SPD geschlossen zur USPD ging und die 

USPD zur KPD, daß in den entscheidenden Industriegebieten die Kommunistische Partei die Mehr-

heit der ausschlaggebenden Schichten des Proletariats erobert hat. 

Schon diese Feststellungen zwingen zu taktischen Schlüssen. Der erste, den man machen muß, ist 

dieser, daß die Partei überall dort, wo sie so verfuhr, wie es die frühere linke Opposition für richtig 

hielt, glänzende Erfolge aufzuweisen hat. Es ist bekannt, daß häufig der Linken der Vorwurf des 

Sektierertums gemacht wurde. Die Probe aufs Exempel ist da. Und siehe, die „Sektierer“ haben über-

all in den Industriezentren die Arbeiterschaft hinter sich, und jene, welche die „Heran-an-die-Mas-

sen“-Menschen waren, und dies auf „sächsisch“ machten, haben ihren Einfluß nicht erweitern 
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können. Eine bestimmte Streitfrage ist dadurch sozusagen experimentell erledigt und die experimen-

telle Bestätigung ist nicht nur in der Physik von Nutzen, sondern mindestens ebenso in der Politik. 

Eine zweite Streitfrage der deutschen Partei ist ebenfalls experimentell gelöst. Mußte die Partei im 

Oktober kämpfen oder nicht? Wenn die Kommunisten im Mai 1924, bei einer gewissen Stabilisierung 

der Mark, bei einer gewissen Befestigung der Bourgeoisie, bei einem Herübergehen des Mittelstandes 

und der Kleinbourgeoisie auf den nationalistischen Flügel, nach einer tiefen Krise der Partei, nach 

einer schweren Niederlage des Proletariats 3.700.000 Stimmen sammeln konnten, so ist es klar, daß 

im Oktober 1923, bei einer Wirtschaftskrise ohnegleichen, bei einer vollkommenen Zersetzung der 

Mittelschichten, bei völligem Durcheinander in der SPD, bei starken Differenzen innerhalb der Bour-

geoisie, bei gewaltiger Verzweiflungs- und Kampfstimmung der Proletariermassen in den Industrie-

zentren die Kommunistische Partei die Mehrheit der Bevölkerung hinter sich hatte und kämpfen 

konnte und kämpfen mußte und Siegesaussichten hatte, wie sie größer, niemals und nirgends denkbar 

sind. Auch diese Streitfrage hat das Ergebnis der Wahlen gelöst. 

Aber das Ergebnis der Wahlen gibt noch andere Lehren. Zunächst einige Feststellungen, die für die 

gesamte Internationale von Nutzen sind. 

Herr Paul Levi, der Mann der ewigen Impression, stellt plötzlich mit Erstaunen fest, daß die Kom-

munisten doch sehr stark sind. Vor den Wahlen stellte derselbe fest, daß sie einflußlos sein müßten, 

und jetzt entdeckt er, daß sie zwar sozusagen in den Salons und auf den Straßen der Bourgeoisieviertel 

nicht stark sind, daß sie aber in den Betrieben sehr stark sind. Er hat Recht, der Herr Dr. Paul Levi, 

und seine Feststellung ist ein großes Kompliment für die KPD, welches er ihr natürlich nicht erteilen 

wollte. Die Kommunistische Partei, deren [296] beste Funktionäre durch die Unternehmer aus den 

Betrieben herausgeworfen worden sind, die Kommunistische Partei, welche unterdrückt und verfolgt 

wird, deren Presse schikaniert wird, die eine Legalität genießt, welche täglich erneut volle Illegalität 

werden kann, wie sie an und für sich nur Halbillegalität ist, die Kommunistische Partei ist trotzdem 

stark in den Betrieben, und sie ist stark überall, wo sie verfolgt wird. Die glänzenden Wahlerfolge in 

Südbayern, in Württemberg, in Baden, die guten Wahlerfolge überall, wo die Kommunisten gekämpft 

haben (Ruhr, Oberschlesien, Hamburg, Ostpreußen-Landarbeiterstreik, Baden-Lörrach), die glänzen-

den Erfolge in allen Industriegebieten zeigen, wie stark die Partei ist. Das ist in Ordnung. 

Aber man darf nicht verkennen, daß die Wahlen auch eine andere Erscheinung gezeigt haben. Die 

Deutschnationalen sind ungeheuer gewachsen. Sie, nicht die Völkischen sind die Sieger auf der rech-

ten Seite. Was bedeutet das? Das bedeutet, daß die völkische Demagogie, daß alle die aus dem Wort-

schatz der so verhaßten „Marxisten“ zu Maskeradezwecken ausgeliehenen Requisiten, als da sind: 

Kampf gegen das Kapital, Kampf gegen den Kapitalismus, Kampf für die Zwangsbewirtschaftung 

usw., den Völkischen nichts mehr genutzt haben. Wo die Völkischen Erfolge erzielt haben, dort haben 

sie diese Erfolge erzielt mit den Gedanken der Deutschnationalen: mit rein nationalistischen, primitiven 

nationalistischen Losungen. Und wo die Deutschnationalen ihre Erfolge erzielt haben, dort haben sie 

sie erzielt durch reaktionäre kapitalistische Wirtschaftslosungen und mit nationalistischer Propaganda. 

Dieses Ergebnis kam der ganzen Partei etwas unerwartet. Dieses Ergebnis zeigt, daß die Partei ihren 

Wahlkampf teilweise falsch geführt hat. Die Hauptstoßkraft der Partei richtete sich gegen die Völki-

schen und gegen die Sozialdemokraten und dabei übersah die Partei, daß die deutschnationale Gefahr 

bereits größer ist als die Völkische. Die Völkischen werden bedeutungslos sein mit ihrem Kampf 

gegen das neue Versailles, sowie die Deutschnationalen „Pazifisten“ werden, d. h. fü r  die Annahme 

des Sachverständigengutachtens sich aussprechen. Die Kommunistische Partei muß ihre Front etwas 

umstellen. Sie muß die Deutschnationalen mit derselben Kraft angreifen, wie sie die Völkischen be-

kämpfte, und auch weiterhin bekämpfen wird. 

Die Wahlen geben noch andere Lehren: Die Partei hat es nicht verstanden, an die Frauen heranzu-

kommen. Die Erfolge der Deutschnationalen sind zum großen Teile Erfolge bei den Frauen, auch bei 

den Arbeiterfrauen. Hier wird die Partei ihre Arbeit vollständig umzustellen haben. 
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Die Partei hat es auch nicht verstanden, gegen das katholische Zentrum zu kämpfen. Die Zentrums-

arbeiter sind im Ruhrgebiet wie in Oberschlesien häufig nicht weniger revolutionär, als die kommu-

nistischen Arbeiter. Aber die Partei hat es nicht verstanden, sie loszulösen von ihrer Führung, und die 

Partei wird dieses Versäumnis nachzuholen haben. Im gegenwärtigen oberschlesischen Bergarbeiter-

kampf gelingt es sehr leicht, sogar die katholischen Gewerkschaftsorganisationen in den Kampf mit 

hineinzuziehen. Die Partei wird sehr genau die Methoden auszuarbeiten haben, mit denen sie diese 

katholischen Arbeiter hinter sich bringt. 

Die Partei hat es auch nicht verstanden, unter der ländlichen Bevölkerung den Einfluß zu gewinnen, 

den sie zweifellos haben kann, [297] wie die Beispiele Ostpreußens, Badens und auch Württembergs 

zeigen. Die Partei wird hier sehr ernsthafte Arbeit darauf verwenden müssen, konkrete Methoden 

auszuarbeiten, die nicht schematisch sein dürfen, sondern den jeweiligen Verhältnissen jedes Gebie-

tes angepaßt sein müssen. 

Aber auch die Sozialdemokratie ist noch nicht vernichtet. Immerhin ist sie zahlenmäßig noch die 

stärkste Partei im Reichstag. Sie ist noch stark geblieben in so wichtigen Städten wie Breslau, Han-

nover, Leipzig, Dresden, Frankfurt, Bremen, Nürnberg, Lübeck. Sie aus diesen Stellungen herauszu-

werfen, ist jetzt die Hauptaufgabe der Partei. Die Partei wird die Arbeit an diesen Stellen verstärken. 

Die Vernichtung der Sozialdemokratie als Partei ist das nächste Ziel nach dieser Richtung. 

Die Wahlresultate beweisen, daß die Kommunistische Partei vollkommen konsolidiert ist. Die Wahl-

resultate sind bereits eine Quittung auf die Umstellung der Partei. Die Partei hat das Vertrauen so 

breiter Massen gewonnen, daß die Erfahrungen der KPD mit den Methoden der Einheitsfronttaktik 

auf dem 5. Weltkongreß mit der allergrößten Sorgfalt beachtet werden müssen. In den Industriezen-

tren haben die entscheidenden Schichten des Proletariats ihre Stimmen für die Räte-Republik abge-

geben, indem sie für die Kommunistische Partei, so wie sie heu t e  ist, mit der Leitung, so wie sie 

heu t e  ist, stimmten. Die Kommunistische Partei zog in den Wahlkampf ohne große Namen, ohne 

die geringste Konzession an irgendwelche parlamentarischen oder demokratischen Illusionen oder 

Versprechungen. Sie hat an Prestige gewaltig gewonnen. 

Die Erfahrungen auch dieses Wahlkampfes werden bei den taktischen Debatten auf dem 5. Weltkon-

greß eine große Rolle zu spielen haben. Er war das Gegenteil von dem, was in dem vorigen Jahre als 

Einheitsfronttaktik bezeichnet wurde, er war eine Mobilisation der Massen mit klarster Propaganda, 

er war eine Mob i l i s a t i on  de r  Massen  von  un t en  he r, und er hat glänzende Resultate gezeitigt. 

Natürlich werden wir nicht nur nach diesen Stimmzettelresultaten irgendwelche Schlüsse ziehen, aber 

diese Stimmzettelresultate sind der Beweis für die Richtigkeit bestimmter Anschauungen, welche 

keineswegs bereits Allgemeingut der Kommunistischen Internationale sind. 

Ein genaues Studium der einzelnen Wahlresultate und eine genaue Analyse der Ergebnisse, der Struk-

tur der Bezirke, der Art der abgegebenen Stimmen und ihrer Verteilung auf die einzelnen Parteien ist 

dringend notwendig und wird noch konkret die Feststellungen ergänzen, die wir hier als erste Ergeb-

nisse in großen Umrissen haben aufzeigen können. 

* 

Lehren der Reichstagswahl für die proletarische Machteroberung.  
Von H. B. 

Wir Kommunisten wissen, daß das Schicksal der Arbeiterklasse nicht durch Wahlen, sondern durch 

die Niederwerfung der Bourgeoisie im Bürgerkrieg entschieden wird. Aber trotzdem sind die auf der 

Grundlage des allgemeinen Wahlrechts durchgeführten Wahlen auch von Kommunisten und Revo-

lutio-[298]nären sehr gut zu beachten. Kein Geringerer, als der größte Revolutionär aller Zeiten, Gen. 

Len i n  hat wenige Monate vor der Machtübernahme des Proletariats eine Broschüre geschrieben: 

„Die Wahlen zur konstituierenden Versammlung und die Diktatur des Proletariats?“ In dieser Bro-

schüre gibt er eine genaue Analyse der Wähler nach ihren sozialen Gliederungen und bestimmt nach 

den durch die Wahlen ermittelten Hoffnungen und Stimmungen der Wähler die einzuschlagende Tak-

tik zur Vorbereitung und Organisierung der Machtübernahme. Lenin sagt in dieser Broschüre: „Das 
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allgemeine Wahlrecht ist ein Gradmesser für die Reife des Verständnisses, das die verschiedenen 

Klassen ihren Aufgaben entgegenbringen. Er zeigt, wie die verschiedenen Klassen geneigt sind, ihre 

Aufgaben zu lösen. Die Lösung der Aufgaben selbst aber kann nicht durch Abstimmung geschehen, 

sondern durch a l l e  Fo r m en  de s  K l a s senkam pf es  b i s  h i nau f  zum  Bür ge r k r i e g.“ 

Eine genaue Analyse und Verarbeitung des Wahlmaterials der Reichstagswahlen wird erst möglich 

sein, wenn das amtliche Material vollständig vorliegt. Die vorliegenden Wahlergebnisse sind noch 

nicht endgültig. Dennoch lassen sich die Grundlinien der Wahl schon bestimmen. Die KPD hat relativ 

und absolut den größten Stimmenzuwachs erzielt. 1920, bei den Reichstagswahlen, erzielte die KPD 

(Spartakusbund) 441.793 Stimmen und nur 2 Mandate, weil die Partei nur in einem einzigen Kreis, 

in Chemnitz-Zwickau 60.000 Stimmen erreichte. Jetzt zählt die Partei 3.628.610 Stimmen und 62 

Mandate. Sie ist die viertgrößte Partei an Stimmen und Mandaten. Sie hat 3.186.817 Stimmen und 60 

Mandate seit 1920 gewonnen. 

Die SPD hat 1920 6.616.164 Stimmen und 113 Mandate und 1924 6.199.075 Stimmen und 100 Man-

date erzielt. Also 424.091 Stimmen und 13 Mandate verloren. Im Jahre 1920 spaltete sich die USPD 

in Halle. Sie hatte im Jahre 1920 4.896.095 Stimmen und 81 Mandate erhalten. Der größte Teil der 

Mitgliedschaft vereinigte sich im Dezember 1921 mit dem Spartakusbund. Im September 1922 ging 

der Rest der USPD zur SPD über. Die Massen gingen zur KPD, die Führer zur SPD, 58 Abgeordnete 

der USPD gingen im Laufe der 4 Jahre zur SPD, 14 zur KPD über. 

Die KPD hat von den 4.896.095 USP-Wählern im Jahre 1920 nur 3.186.817 für sich gewonnen. 

1.709.278 USP-Wähler vom Jahre 1920 und 424.091 SPD-Wähler haben 1924 bürgerlich gewählt, 

oder sie haben sich an der Wahl nicht beteiligt. Das sind zusammen 2.133.369 Wähler, das entspricht 

ungefähr den 1.783.455 völkischen Stimmen, die als Partei 1920 noch nicht existierten. 

Da ein zuverlässiges Abstimmungsergebnis aus den Einzelwahlkreisen noch nicht vorliegt, läßt sich 

eine genaue Nachprüfung im Detail noch nicht vornehmen. Ein oberflächlicher Ueberblick auf die 

Einzelwahlresultate an Hand der Liste von Berlin und Sachsen zeigt jedoch, daß die meisten völki-

schen Stimmen aus den Arbeitervierteln, wo die KPD und die SPD die meisten Stimmen erlangt 

haben, stammen. Das läßt die Vermutung aufkommen, daß die Kleinbürger, Krämer, Gastwirte, ihre 

Söhne und Töchter 1924 völkisch gewählt haben, die 1920 USP und SPD wählten. Diese Mutmaßung 

über das Wahlergebnis würde bestätigen, daß die Kleinbürger, die 1920 auf den Sozialismus hofften, 

durch die Politik der SPD und der USP ins Lager der Konterrevolution getrieben worden sind. Es 

beweist aber, wenn es richtig ist, ebenfalls, daß es der KPD nicht gelungen ist, sie als Sympathisie-

rende für sich zu gewinnen. 

Das entscheidende sind aber nicht die 2.000.000 kleinbürgerlicher Wähler, die ihrer ganzen Klassen-

lage nach hin- und herschwanken, das Entscheidende ist, daß 4 Jahre konterrevolutionäre Politik der 

SPD und 4 Jahre revolutionäre Arbeit der KPD den festen Stand der SPD in der Arbeiterklasse nur 

sehr wenig erschüttert haben. 

Nicht die Koalitionsregierungspraxis der SPD unter Wirth, nicht der Verrat der Arbeiterklasse bei der 

Erzberger- und Rathenauaktion, nicht ihre [299] schmähliche Haltung als „loyale Opposition“ dem 

Cuno-Kabinett gegenüber, die erst die Cuno-Politik möglich machte, nicht ihre Teilnahme am Ruhr-

panama, nicht ihre Rettungsaktion für die Bourgeoisie in der Koalitionsregierung Stresemann, ihr 

Ueberlaufen ins Lager des Faschismus, die Verhängung des Belagerungszustandes gegen das Prole-

tariat und das Kleinbürgertum, nicht die Niederwerfung der sozialdemokratisch-kommunistischen 

Regierungen in Sachsen und Thüringen, alle diese Verrätereien und Schandtaten der SPD als Regie-

rungspartei und regierungstreue Opposition haben sie in der Arbeiterklasse nur wenig entwurzelt. Das 

ist die bittere Lehre der Reichstagswahlen vom 4. Mai. 

Abgewandert von der SPD und USPD ist der aktivste Teil des Proletariats der ausschlaggebenden 

Industriegegenden Deutschlands, im Ruhrgebiet, in Oberschlesien, Berlin, Bayern, Württemberg und 

Sachsen. Ueber 3 Millionen sind zur KPD gestoßen. Das ist ein weltgeschichtlich bedeutendes Er-

eignis. Abgewandert von der SPD und USPD sind 2 Millionen Kleinbürger mit proletarischer 
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Existenz ins Lager der Völkischen. Auch das ist wichtig, als Versuch, selbständig von der Großbour-

geoisie und dem Proletariat sich als politische Partei zu konsolidieren. Von den 15 Millionen Indust-

rie- und Landarbeitern sind aber 5 Millionen entweder der Wahl ferngeblieben, was bei 80 Prozent 

Wahlbeteiligung nur teilweise der Fall sein dürfte, oder haben bürgerlich gewählt. 1 bis 1½ Millionen 

proletarischer Stimmen hat sicherlich das Zentrum in Rheinland-Westfalen und Oberschlesien erhal-

ten. Es bleiben trotzdem noch mindestens 3 Millionen Wähler aus der Kategorie der direkten Hand-

arbeiter, die nicht von den der Ideologie und politischen Tätigkeit nach kleinbürgerlichen Parteien, 

sondern von der Großbourgeoisie als Wähler eingefangen worden sind, sofern sie nicht der Wahl 

fernblieben. 

Wir haben bei unserer bisherigen Untersuchung das Proletariat in seinem engsten Sinne als unmittel-

bare Industrie- und Landarbeiter, die rund 15 Millionen betragen, zugrunde gelegt. Im ökonomischen 

Sinne und nach ihrem Klasseninteresse gerechnet, müssen aber dem proletarischen Lager 3½ Millio-

nen industrieller, technischer und kaufmännischer Angestellter und die 1½ Millionen der unteren und 

mittleren Beamten in Reich, Land und Gemeinden zugezählt werden. Diese Schichten liefern sicher-

lich der größten Teil jener Wähler, die in den kleinen Parteien und Parteisplittern ihre Stimmen zer-

splittert haben und kein Mandat errangen, obgleich sie zusammen 1 Million Stimmen ausmachen. 

Auf 20 Millionen Proletarier entfallen demnach 6 Millionen sozialdemokratischer und knapp 4 Mil-

lionen kommunistischer Wähler. Für den proletarischen Klassenkampf kommt die Rolle als Wähler 

natürlich erst in zweiter und dritter Hinsicht in Frage, entscheidend ist die Rolle des Proletariats als 

Kämpfer. In dieser Hinsicht, unter der Voraussetzung, daß der kommunistische Wähler auch Kämpfer 

ist, ist das Verhältnis 16 zu 4 ein günstiges. Die wichtigste Aufgabe der KPD ist es deshalb, die 3½ 

Millionen kommunistischer Wähler in kommunistische Kämpfer umzuwandeln, mit ihnen die prole-

tarischen Klassenkampforgane zu schaffen und sie dem bürgerlichen Parlament entgegenzustellen. 

Die revolutionären Betriebsräte, die Kontrollausschüsse, die roten Hundertschaften, die verstärkte 

Arbeit in den Gewerkschaften und um die Gewerkschaften läßt sich, in Angriff genommen mit den 

3½ Millionen Wählern, natürlich ganz anders durchführen, wie 1920. Gemessen an dem Ziel, die 

Mehrheit des Proletariats für den Kommunismus zu erobern, ist erst eine Etappe, noch nicht der dritte 

Teil der Arbeit erreicht. Aber begonnen und gestützt auf ein Drittel der deutschen Arbeiterklasse läßt 

sich die gestellte Aufgabe frohen Mutes lösen. Die Durchorganisierung der um den Kern der KPD 

gelagerten Peripherie der mit dem Kommunismus sympathisierenden Wähler ist die Aufgabe der 

Partei. Ehe wir jedoch im Detail auf die Aufgaben eingehen, wollen wir die Verschiebungen im Lager 

der Bourgeoisie untersuchen. [300] 

II. 

Die Gewinner im Lager der Bourgeoisie sind die Deutschnationalen. Die Deutschnationale Partei 

vertritt im Lager der Bourgeoisie die alte Herrenklasse der deutschen Vorkriegszeit. Ihre Ideologie 

entspricht der allen konservativen Partei, die unter der Monarchie das Monopol für alle Regierungs-

ämter und Funktionen im Reich, in Ländern und Gemeinden, in Heer und Bürokratie innehielt und 

ausübte. Ihrem Klassencharakter nach repräsentiert sie das Agrarkapital und die Schwerindustrie. 

Alle anderen bürgerlichen Parteien waren in der Vorkriegszeit nicht „regierungsfähig“. Einzelne An-

hänger, nicht Vertreter anderer bürgerlichen Parteien, waren in Heer und Bürokratie nur als verein-

zelte Konzessionsschulzen beargwöhnt und nur gezwungenermaßen geduldet. Nur in den Gemeinden 

und in einigen außerpreußischen Staaten waren auch Angehörige anderer Parteien in Amt und Wür-

den. Die Deutschnationalen erstreben ihre verlorene Alleinherrschaft an. Als Verantwortliche für dem 

verlorenen Krieg wurden sie aus den obersten Regierungsstellen 1918 entfernt und durch Vertreter 

des „Parlamentarischen Systems“ ersetzt. Im Heer und in der Bürokratie blieben sie in einflußreichen 

Stellen, Vertreter der kleinbürgerlichen Regierungsparteien wurden aufgepfropft. Sie begannen 

gleich nach der freiwilligen Abdankung der Arbeiter- und Soldatenräte 1918 erst mit einer vorsichti-

gen Oppositionspolitik, dann immer intransigenter den Kampf gegen die kleinbürgerliche Regierung 

mit dem Ziel der Wiedereroberung der verlorenen Macht. Im Kapp-Putsch und im Oktober 1923 

bereiteten sie die illegale Eroberung der Macht vor. Jetzt werden sie den Wahlsieg zur legalen Wie-

dereroberung der Macht ausnutzen. 
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Die Deutschnationale Partei hatte im alten Reichstag 65 Sitze, das entspricht ungefähr 4.000.000 

Stimmen (die genauen Wahlziffern von 1920 für die bürgerlichen Parteien haben wir nicht zur Hand). 

1924 haben sie 5.735.050 Stimmen und 99 Mandate. Gewinn 1.700.000 Stimmen und 34 Mandate. 

Die Deutsche Volkspartei, die ehemaligen Nationalliberalen hatten 66 Mandate, was ungefähr 

4.000.000 Wählern entspricht, und haben jetzt 45 Mandate und 2.801.088 Wähler. Sie haben 

1.200.000 Stimmen und 21 Mandate verloren. Die Bayerische Volkspartei hatte 20 Mandate, 

1.200.000 Stimmen und hat jetzt 15 Mandate und 939.672 Wahlstimmen. Sie haben rund 3.000.000 

Wähler und 5 Mandate verloren. Die Deutschdemokraten hatten 39 Mandate, 2.340.000 Stimmen, sie 

haben jetzt 24 Mandate, demnach 15 Mandate und 700.000 Stimmen verloren. In Wirklichkeit haben 

die Demokraten mehr Wähler eingebüßt. 1920 erreichten sie 45 Mandate, also eine höhere Stimmen-

zahl, aber 6 als Demokraten gewählte gingen zur Volkspartei über. 

Der Gewinn der Deutschnationalen ist also ein Gewinn durch Verschiebungen im Lager der Groß-

bourgeoisie. Die 1.700.000 Stimmen Gewinn sind ausgeglichen durch die Verluste der Volkspartei: 

1.200.000 Wähler, 300.000 (Stimmen der Bayerischen Volkspartei und 700.000 Verluste der Demo-

kraten; der Verlust dieser 3 Parteien, die klassenmäßig als Vertreter der Fertigwarenindustrie und des 

Finanz- und Handelskapitals angesprochen werden können, ist also um 14 Millionen Stimmen und 6 

Mandate größer als der Gewinn der Deutschnationalen. Dieser größere Stimmenverlust ist den von 

der Volkspartei abgespaltenen Nationalliberalen und den Landbündlern zugefallen, die klassenmäßig 

ebenfalls Vertreter des Agrar- und Schwerkapitals darstellen. Diese als Landbundliste figurierenden 

Gruppen von Vertretern der Schwerindustrie und Agrarkapitalisten haben 9 Mandate und ungefähr 

540.000 Stimmen erobert. Diese Gruppe kann den Deutschnationalen zugezählt werden. Sie unter-

scheiden sich weder dem Klassencharakter noch der Ideologie nach von den Deutschnationalen be-

sonders. Eine Sonderstellung als konfessionelle Mittelstandspartei mit einem agrarischen und 

schwerindustriellen Flügel und zur Hälfte katholischen Arbeiter-, vor allem Arbeiterfrauenstimmen 

nimmt das Zentrum ein. Dieses [301] hat im allgemeinen seine Mandate und Wähler von 1920 be-

halten. Seine Verluste beschränken sich auf die Verluste der Wahlstimmen und Mandate aus dem an 

Polen gefallenen Teil Oberschlesiens. 

Die Deutschsoziale Partei mit 4 Mandaten und 342.755 Stimmen ist eine kleinbürgerliche Gruppe, 

die den Völkischen nahesteht. Klassencharakter und Ideologie entspricht ganz dem unklaren, bei den 

Deutschsozialen etwas zünftlerisch gefärbten rebellierenden Spießbürger. Der Bayerische Bauern- 

und Mittelstandsbund ist eine Kleinbauernpartei, die gegen die Großbauernpolitik des Bauerndoktors 

Heim rebelliert. Die Deutschhannoveraner, die 5 Mandate und 3.628.610 Stimmen erhalten haben, 

ist eine preußenfeindliche Mittel- und Großbauerngruppe. 

Das Ergebnis der Analyse der Wahlresultate der bürgerlichen Parteien ist: Ke i ne  S t im m e n- und  

Manda t sgewi nne  i nne r ha l b  de r  g r oßbür ge r l i chen  Pa r t e i e n, abe r  e i ne  s t a r ke  Kon-

zen t r a t i on  i n  de r  R i ch t ung  de s  Kam pfwi l l ens  de r  Schwer i ndus t r i e  und  de s  Ag-

r a r kap i t a l s. Die Deutschnationale Partei als die führende zahlenmäßig und ideologisch stärkste 

Partei der Bourgeoisie. 

Das Ergebnis der Reichstagswahlen vom 4. Mai ist demnach: Führende und e i nz i ge  Kampfpartei 

des Proletariats die KPD. Die KPD ist innerhalb der Arbeiterklasse noch eine Minderheit. Ein reich-

liches Viertel der Industrie- und Landarbeiter hat für sie gestimmt. Da aber in den ausschlaggebenden 

Industriegebieten und Städten die KPD ebenso stark und teilweise stärker ist, wie die SPD, ist ihre 

Hegemonie durch die Wahlen bestätigt. 

Im Lager der Bourgeoisie ist auch zahlenmäßig die Deutschnationale Partei die führende Partei der 

Bourgeoisie. Eine Zuspitzung des Klassenkampfes, die Bourgeoisie geführt von den Deutschnatio-

nalen, die Arbeiterklasse geführt von der KPD. Was in der Mitte ist, muß zerrieben werden, aufge-

sogen werden vom Kommunismus, soweit es der Arbeiterklasse zugehört; von der großen Bourgeoi-

sie, soweit es nicht neutralisiert und sympathisierend mit dem Kommunismus gemacht werden kann. 

Zwischen Industrie-, Agrar- und Finanzkapital unter Führung der Deutschnationalen Partei, und 
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Industrie-, Land und Geistesproletariat unter Führung der KPD werden die kommenden Kämpfe aus-

getragen werden. 

III. 

Das Wahlergebnis zeigt deutlich: die Konzentration im Lager der Bourgeoisie ist größer, kompakter, 

geschlossener als im Lager der Arbeiterklasse. Die Deutschnationalen (Industrie- und Agrarkapital) 

haben allein 5.733.050 Wähler, 99 Mandate, und die drei konkurrierenden Parteien der Fertigwaren-

industrie, des Finanz- und Handelskapitals, die Volkspartei, die Demokraten und die Bayerische 

Volkspartei, haben zusammen nur 5.432.746 Wähler und 84 Mandate. Die Landbündler bringen 9 

Mandate und eine weitere halbe Million Wähler, die sich klassenmäßig in nichts von den Deutschna-

tionalen unterscheiden. Die Deutschnationale Partei hat im Stahlhelmbund eine gut bewaffnete ille-

gale Truppe von 200.000 Mann. Sie hat im Staatsapparat in den entscheidenden Aemtern, im Heer 

und in der Bürokratie ihre Leute. Die Machtübernahme und die Säuberung des Staatsapparates von 

einigen SPD- und anderen Konzessionsschulzen wird, soweit es nicht bereits vollzogen ist, glatt von-

statten gehen. Die Resultate der November-Revolution, soweit sie die innenpolitischen Machtverhält-

nisse anbelangen, sind beseitigt. Durch den Wahlausgang ist die legale Uebernahme der Staatsgewalt 

durch die Deutschnationale Partei, die Avantgarde der Bourgeoisie, das Agrar- und Industriekapital, 

gesichert. Die Uebernahme der Staatsgewalt durch die Deutschnationale Partei in Gestalt des Bürger-

blocks bedeutet eine Verstärkung der bourgeoisen Staatsgewalt zur Niederwerfung der Arbeiter-

klasse. Die Wahlen vom 4. Mai sind der Schlußpunkt hinter die 5jährige Episode sozialdemokrati-

scher Politik. Am Beginn der Periode des sozialdemokratischen Arbeiterverrats an dem Kampf um 

die [302] proletarische Macht stand die Politik der Arbeitsgemeinschaft und Zusammenarbeit der 

SPD mit der Bourgeoisie. Am Schluß der Episode steht die Verabschiedung des Lakaien mit einer 

Tracht Prügel. Die Konsolidierung der kapitalistischen Herrschaft auf Kosten des Proletariats mit 

Hilfe der SPD und Gewerkschaften beginnt mit der Verständigung der besiegten deutschen Bour-

geoisie mit den Siegern der Ententeländer zum gemeinsamen Raubzug auf Kosten der deutschen und 

internationalen Arbeiterklasse, der Annahme des Sachverständigengutachtens. Das ist die kräftigste 

Tendenz, die sich trotz aller Reibereien durchsetzen wird, wenn das Proletariat es nicht verhindert. 

Was wir bei Beginn dieser Politik Ende 1918 vorausgesagt haben, ist grauenhafte Wirklichkeit ge-

worden. Die Partei des Agrar- und Industriekapitals, die Deutschnationalen, die in der deutschen Be-

völkerung die Regierung der kleinbürgerlichen Mittelparteien denunzierte als die Regierung der Un-

terwerfung unter die Entente, wird die mit heißem Bemühen von den Mittelparteien vorbereitete Ver-

ständigung schleunigst vollziehen, wird an die Spitze der „Erfüller“ treten, wie die SPD 1918 an die 

Spitze der „nichtgewollten Revolution“ trat, und die Partei der Vorbereiter dieser kapitalistischen 

Wiederaufbaupolitik, die Sozialdemokratie, in die Wolfsschlucht werfen. Die Zwischenparteien des 

Bürgertums werden unter Führung der Deutschnationalen bessere „Vernunftfeinde der Republik“ 

werden, als sie jemals „Vernunftfreunde“ dieser Mißgeburt waren. Das Ende der Regierungsfähigkeit 

der Sozialdemokratie ist auch das Ende der „demokratischen Republik“, des lebensunfähigen, 

skrophulösen, rachitischen Wasserkopfes des klassenverräterischen sozialdemokratischen Vaters. 

Obgleich die SPD seit dem Oktoberverrat des deutschen Proletariats dank der Krise der KPD einen 

gewissen Aufschwung gewonnen hat, ist die SPD stärker auf der absteigenden Linie, als oberflächli-

che Betrachtung des Wahlresultats aufweist. Die Krise wegen des Oktoberrückzuges erschütterte die 

Partei viel mehr als die Peripherie der Sympathisierenden. Der Oktoberrückzug hat das Vertrauen zur 

KPD weniger erschüttert als die monatelangen Selbstanklagen in der KPD, die es der SPD möglich 

machten, den Verrat an der Arbeiterklasse im Oktober von sich auf die damalige kommunistische 

Leitung abzuschieben. Sie konnte sich dabei leider noch auf das Zeugnis prominenter Kommunisten 

der Linken berufen. Die Gemeindewahlen in Sachsen im Januar ergaben für die KPD 20 bis 25 Pro-

zent mehr kommunistische Stimmen wie die Reichstagswahlen im Mai. Dasselbe ersehen wir bei den 

Landtagswahlen im Februar in Thüringen, bei den Landtagswahlen im März in Mecklenburg und 

gegenüber den Landtagswahlen in Bayern im April (Landtagswahlen 245.000 Stimmen, Reichstags-

wahlen 231.000 Stimmen). Die Erschütterung der Partei, die damit verbundene Aktionsunfähigkeit 

ist ideologisch durch den Parteitag und hoffentlich tatsächlich durch die Reichstagswahlen beendet. 
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Jetzt gilt es, zu der durch die Wahlen übersichtlich gewordenen Kräftekonstellation klar Stellung zu 

nehmen und zu den Parteiaufgaben ganz konkret Stellung zu nehmen und mit den sichtbar geworde-

nen Kräften 3½ Millionen kommunistischer Wähler, die mit klarer Aufforderung an jeden einzelnen 

bei der Wahlagitation zur Teilnahme am Kampf geworben worden sind, die Aufgaben durchzuführen. 

IV. 

Die Konzentration der Bourgeoisie hat Fortschritte gemacht. Die Uebernahme der Regierungsgewalt 

durch einen Bürgerblock unter Führung der Deutschnationalen ist zweifellos eine Stärkung des 

Machtapparates der Bourgeoisie. Das würde auch durch eine zeitweilige Verzögerung des Regie-

rungseintritts der Deutschnationalen nicht wesentlich geändert, weil die kleine Koalition nicht gegen 

die Großbourgeoisie kämpfen kann; das kann nur die proletarische Diktatur. Wird der Konzentrati-

onsprozeß der Bourgeoisie, der erst am Anfang einer neuen Episode steht, nicht gestört, so kann eine 

weitere Festigung stattfinden. Mi t  e i ne r  Mi nde r he i t  de s  [303] P ro l e t a r i a t s, d i e  e r s t  e i n  

V i e r t e l  de r  p r o l e t a r i s che n Wäh l e r  fü r  d i e  Abga be  e ine s  komm uni s t i s chen  

S t i mm ze t t e l s  e r obe r t  ha t, i s t  de r  S t u r mangr i f f  au f  e i n e s t a r ke  Mach t  de r  Bour -

geo i s i e  (S t aa t sappa r a t, i l l ega l e bewaf f ne t e  Or gan i s a t i one n, He r r ens t e l l ung  i m  

Be t r i e b) s i eg r e i ch  n i ch t  m ög l i c h. Die konkrete Aufgabe einer kommunistischen Partei in der 

Situation der KPD ist eine doppelte: 1. Eroberung der Mehrheit des Proletariats und Schulung und 

organisatorische Zusammenfassung desselben in den Klassenkampforganen (revolutionäre Betriebs-

räte, Kontrollausschüsse, proletarische Hundertschaften, politische Arbeiterräte), die trotz des ver-

stärkten Widerstandes der Bourgeoisie vor dem Sturmangriff geschaffen werden müssen. 2. Die 

Schwächung und Zersetzung der gegnerischen Machtposition. 

Diese Arbeit kann nicht nach unsern Wünschen bestimmt werden, sondern muß den vorhandenen 

Verhältnissen angepaßt werden. Eine Analyse der bestehenden Kräfteverhältnisse muß der Bestim-

mung der Taktik vorausgehen. Die Hauptaufgabe, vor die die Bourgeoisie und das deutsche Proleta-

riat gestellt sind, jedes auf seine vom Klasseninteresse bestimmte Weise, ist die Verständigung mit 

der Entente-Bourgeoisie. Auf der Tagesordnung steht kraft der bestehenden Machtverhältnisse nicht 

die Verständigung der Ententekapitalisten mit dem deutschen Proletariat, sondern nur die Verständi-

gung mit der deutschen Bourgeoisie. Nur Sowjetrußland gegenüber muß sich die Entente-Bourgeoisie 

mit den Vertretern der Arbeiter und Bauern verständigen. Nur Sowjetrußland gegenüber kann die 

Entente-Bourgeoisie auf Tribute, ökonomische und politische Herrschaft verzichten, weil sie sich an 

der unerschütterlichen Macht des Arbeiter- und Bauernstaates die Zähne ausgebissen hat. Die En-

tente-Bourgeoisie nimmt die deutsche Bourgeoisie unter die Ausbeutungspresse, gleichgültig, ob an 

der Spitze der deutschen Bourgeoisie die Deutschnationalen oder die Sozialdemokraten stehen. Die 

deutsche Bourgeoisie kann kraft ihrer Machtstellung die Lasten auf Proletariat und Kleinbürgertum 

abwälzen. Einig ist sich die Entente-Bourgeoisie mit der deutschen nur darüber, daß die deutschen 

Arbeiter und Mittelschichten nicht Subjekt, sondern Objekt ihrer Ausbeutungsmaßnahmen sind. Hier 

gilt es den Hebel anzusehen. Ehe nicht die Arbeiter und Kleinbürger die Bourgeoisie niedergeworfen 

haben, kann kein wirksamer Kampf gegen die Entente geführt werden. Die Verständigung auf Kosten 

der Arbeiter und Mittelschichten muß unmöglich gemacht werden. Durch diesen Kampf entsteht die 

Möglichkeit, das Kräfteverhältnis so umzuändern, daß der siegreiche Sturmangriff zur Niederwer-

fung der Bourgeoisie möglich wird. 

Die Bourgeoisie muß ihren Sklavenpakt mit der Entente rasch unter Dach bringen. Wenn sie nicht 

innerhalb zwei bis drei Monaten ausländische Kredite zur Stützung der Rentenmark hereinbekommt, 

dann kracht das ganze mühsam aufgebaute Kartenhaus der Sanierung der Finanzen, der Markstabili-

sierung in sich zusammen. Kommt durch eine neue Inflationsperiode die Rentenmark ins Rutschen, 

dann gibt es kein Aufhalten, dann folgt der neuen Finanzkatastrophe die Ernährungskatastrophe und 

dieser auf dem Fuß der erneute Zusammenbruch der langsam sich erholenden kapitalistischen Pro-

duktion. Der Zusammenbruch der Rentenmark müßte trotz Führung durch die klassenbewußte kapi-

talistische Partei, die Deutschnationalen, eine solche Panikstimmung im Bürgertum, einen ebenso 

wachsenden revolutionären Kampfwillen der Arbeiter auslösen, daß es mit der Herrschaft der Bour-

geoisie zu Ende wäre. Hier liegt die Gefahrenzone für die Bourgeoisie, hier liegt die Möglichkeit für 
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das Proletariat, auf dem schnellsten Wege zum Ziel, zur Diktatur des Proletariats, zu kommen. Wir 

müssen diese Möglichkeit klar erfassen. Wir müssen uns aber auch darüber klar werden, daß die 

Bourgeoisie, der Entente und Deutschlands, die Situation klarer und schärfer erfaßt als das Proletariat. 

Die Führer der Deutschnationalen, Sorge, Hergt, Professor Bücher, die Sachverständigen, Macdo-

nald, der Lakai der englischen Bourgeoisie, und Poincaré wissen das. Alle haben sich bereit erklärt, 

schnell zu handeln, weil allen das Feuer auf den Nägeln brennt. Hoffnungen, daß [304] die Deutsch-

nationalen wegen ihrer Agitation gegen das Sachverständigengutachten zögern werden, sich diesen 

Bedingungen zu unterwerfen, können nur kleinbürgerliche Ideologen haben, die glauben, die 

Deutschnationalen seien solche Hühner wie die Sozialdemokraten, daß sie den selbstgemachten Krei-

dekreis nicht überspringen, wenn es den kapitalistischen Klasseninteressen widerspricht. Die 

Deutschnationalen unterscheiden sich von den Sozialdemokraten gegen dadurch, daß sie niemals ihr 

Klasseninteresse einer schemenhaften Ideologie wegen verraten. Eine andere Frage ist, ob die Diffe-

renzen im Lager der Entente-Bourgeoisie und im Lager der deutschen Bourgeoisie nicht so groß sind, 

daß sie trotz des Willens der klassenbewußten Vertreter zur Verständigung nicht rasch genug unter 

Dach und Fach kommen. Wenn die deutsche Partei unverzüglich die Initiative ergreift und auf einem 

rasch zusammenberufenen internationalen Kongreß eine internationale Aktion vorzubereiten beginnt, 

die die breiten Proletariermassen in England, Frankreich, in der Tschechoslowakei und in Polen ge-

gen den Sklavenpakt mobilisiert, dann kann noch ein starker Vorstoß gemacht werden. Leider ist 

schon viel Zeit versäumt worden. Die Hauptaufgabe fällt aber dem deutschen Proletariat zu. Hier 

muß die KPD sofort eine Einheitsfrontkampagne beginnen, und in Verbindung bringen mit idem 

Auftreten unserer 62-Männer-Fraktion im Reichstag, die alle bisherigen Kampagnen übertreffen 

muß. Nur, wenn die Massen in Tausenden Versammlungen, durch Demonstrationen und Deputatio-

nen nach dem Reichstag den ganzen Acheron in Bewegung setzen, wie im Vorjahr zum Antifaschis-

tentag, nur durch eine solche gewaltige Massenaufrüttelung kann der Abschluß des neuen Versailler 

Vertrages vereitelt werden. Wir müssen das Programm des Reichsbetriebsrätekongresses vom No-

vember 1922 wieder lebendig machen. Es ist leider noch nicht überholt in seinem wesentlichen Teil. 

Das Wichtigste ist aber, daß es den Massen als einziger Ausweg eingehämmert wird. 

Bei der Anwendung der Taktik der Einheitsfront sind Fehler gemacht worden. Darf das dazu führen, 

daß wir auf diese wichtige Taktik zur Eroberung der Mehrheit der Arbeiterklasse verzichten? Nein! 

Mit der Passivität muß Schluß gemacht werden. Nur die breiteste Massenmobilisierung schafft uns 

die Möglichkeit, die revolutionäre Betriebsrätebewegung wieder zu beleben. Den Kampf um die Er-

oberung der Gewerkschaften gilt es mit ganzer Kraft aufzunehmen, der stark vernachlässigt ist und 

der Amsterdamer Gewerkschaftsbürokratie die Initiative gegeben hat. Nur durch diese politische 

Massenmobilmachung kann die Kontrollausschußtätigkeit erneut aufgenommen werden und über ih-

ren alten Aufgabenkreis, Kampf gegen Teuerung, hinaus erweitert werden. Die Tätigkeit für die roten 

Hundertschaften ist fast eingeschlafen. Auch sie wird nur im Flusse einer alles alarmierenden politi-

schen Propagandakampagne gegen die Verständigung auf Kosten des Proletariats für eine Verständi-

gung auf Kosten der Bourgeoisie wieder zum Leben erweckt werden. Diese praktischen Aufgaben 

durchzuführen, das ist Organisierung der Revolution. Mit dem Reden davon ist es nicht getan. Ein-

heitsfronttaktik, nicht opportunistisch, sondern bolschewistisch, Einheitsfront, nicht geführt von dem 

opportunistischen Brandler, Einheitsfront, geführt von Maslow, Scholem, Ruth Fischer. Wenn es 

geht, fehlerfrei. Wenn es nicht geht, dann keine Furcht vor einigen Entgleisungen. Die gröbsten Feh-

ler schaden nicht so viel wie die Passivität; die Passivität muß um jeden Preis überwunden werden. 

Nur die Aktion der Millionenmassen der Kommunisten wird die SPD zersetzen und vernichten. Wir 

müssen durch die Einheitsfronttaktik die SPD von neuem zwingen, den Kampf um die Abwälzung 

des Sklavenpaktes und alle noch oder wieder unter ihren Einfluß geratenen Arbeiter, die mit uns 

kämpfen werden, wenn wir es verstehen, an sie heranzukommen, zu verraten. Dasselbe gilt für die 

Trennung der völkischen Massen von ihrer Führung. Die völkische Bewegung ist trotz aller konfusen 

reaktionären Ideologie eine Bewegung der Kleinbürger mit starken, wenn auch verschwommenen 

aktiven antikapitalistischen Tendenzen. Ihr Versuch zur eigenen Parteibildung im zwanzigsten Jahr-

hundert, im Jahrhundert der proletarischen Revolution, ist nicht nur ein Versuch der Ablösung von 

der [305] Führung durch die Arbeiter, sondern gleichzeitig auch ein Versuch zur Ablösung von der 
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Führung durch die Bourgeoisie. Von unserem Verständnis ihrer nationalen und sozialen Schmerzen 

wird es abhängen, wie rasch wir sie gewinnen. Nur die Aktion wird die schwankenden Mittelschich-

ten für uns gewinnen oder neutralisieren. Nur die politische Massenpropaganda wird dem wirtschaft-

lichen Abwehrwillen, der sich in der Streikwelle manifestiert, auch politischen Inhalt geben. Nur die 

Massenmobilisation wird der Partei Legalität, den gefangenen Kämpfern Amnestie bringen. Diese 

Teilaufgaben sind nur durch eine alles bisher Dagewesene übersteigende Massenkampagne zu lösen. 

Ihre Zusammenfassung kann das „zweite Versailles“ verhindern. Wenn die KPD die Lehren, die die 

Wahlen geben, nicht versteht, dann kommt der Sklavenpakt unter Dach. Die Bourgeoisie bekommt 

eine Atempause, und wir müssen unter den schwersten Bedingungen an die Gewinnung der Mehrheit 

der Arbeitermassen und die Sammlung der Massen herangehen. Die Situation ist günstig wie nie, 

alles zu wagen, um alles zu gewinnen. 

* 

Die Parole der Kontrolle der Produktion.  
Von A l e x a n d e r  A b u s c h. 

Der Frankfurter Parteitag der KPD hat klar als die Aufgabe der Partei aufgezeigt die Organisierung 

der Revolution. Alle Taktik und alle Einzelaufgaben der Partei haben unter der Perspektive der be-

wußten und zielklaren Förderung dieser Grundaufgabe der Partei zu erfolgen. Die Führung der 

Kämpfe durch die Partei stellt jetzt die revolutionäre Kontrolle der Produktion als zentrale Losung 

heraus. 

Die KPD hat mit dem Frankfurter Parteitag einen Schlußstrich unter die Politik der Zulassung oppor-

tunistischer und revisionistischer Abweichungen von den Grundsätzen der kommunistischen Taktik 

gemacht. Er hat die politischen und organisatorischen Konsequenzen einer Vergangenheit, über die 

die Parteimitgliedschaft vernichtend urteilte, gezogen und der Partei ein neues Aktionsprogramm ge-

geben. Dieses sagt klar, daß es die Aufgabe der Kommunistischen Partei ist, alle Lebenskämpfe des 

Proletariats zu führen, sie in dem Bewußtsein der Massen zu politisieren und zu Machtkämpfen gegen 

die kapitalistische Diktatur zu gestalten. Die Kommunistische Partei bekennt sich daher im Aktions-

programm des Frankfurter Parteitages ausdrücklich zur revolutionären Führung der Teilkämpfe, die 

sich aus dem täglichen Kampfe der Arbeiterklasse um ihre Lebensexistenz ergeben. 

Die Aufstellung der Parole der Kontrolle der Produktion als zentrale Sammellosung für die gegen-

wärtigen Kämpfe der Partei stößt vielfach auf ein Mißtrauen der Parteimitgliedschaft. Es ist begreif-

lich, daß gerade in Unterbezirken, wo sich die Genossen um eine grundsätzliche Führung der Partei-

diskussion bemühten, jetzt vielfach Bedenken gegen die Ausstellung dieser Parole auftreten. Diese 

Parole wurde von der Führung der KPD von Leipzig bis zum Oktober zusammen mit den sogenannten 

„Zwischenlosungen“, wie Erfassung der Sachwerte von 51 Prozent, Arbeiterregierung usw., gestellt. 

Sie wurde durchgeführt praktisch meist als Preiskontrolle mit Herabsetzung von Preisen, mit gesetz-

lich anerkannten Kontrollausschüssen in Thüringen und Sachsen. 

Wie war die Preiskontrolle? Zur Zeit des Cunostreiks, der ein Ausdruck der hohen revolutionären 

Welle des Jahres 1923 war, war sie in ihren Methoden revolutionär, wenn auch so beschränkt, wie 

die gesamte Taktik der Partei in jenem Kampfe. Die Kontrollausschüsse griffen durch Beschlag-

nahme von Lebensmitteln auf den Märkten der Städte, auf Gütern usw. ein, setzten unter Ausschal-

tung des Profitinteresses der Warenbesitzer bestimmte Preise fest und kümmerten sich den Teufel um 

die [306] kapitalistische Staatsgewalt. In jener Periode einer ziemlich weitgehenden Auflösung der 

kapitalistischen Staatsgewalt, besonders in Mitteldeutschland, war jenes Vorgehen der Kontrollaus-

schüsse ein Ausdruck des revolutionären Kampfbewußtseins des Proletariats, das in das Getriebe der 

kapitalistischen Profitwirtschaft eingriff. Aber anstatt die Tätigkeit der Kontrollausschüsse mit dem 

Ansteigen der revolutionären Welle im Sinne der Vorbereitung der Revolution zu steigern, entwi-

ckelte sie sich infolge der seinerzeitigen Taktik der Partei in der Richtung zur „Demokratie“ und nicht 

entsprechend den Notwendigkeiten des verschärften revolutionären Kampfes. Anstatt im Verlauf der 

proletarischen Massenkämpfe die kontrollierenden Eingriffe in die Wirtschaft bis zur teilweisen 

Besitznahme von Wirtschafts- und Produktionsteilen zu steigern, kämpften die Kontrollausschüsse 
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für ihre „demokratisch“-gesetzliche Anerkennung und sorgten vielerorts dafür (wie auch die Hun-

dertschaften in einer katastrophalen Verkennung ihrer Rolle an manchen Orten getan haben), daß 

„Plünderungen“ verhindert wurden. Sie wurden so in einer Situation des höchsten Wellenschlages 

der Revolution wider Willen zu Hemmnissen für eine revolutionäre Entwicklung von Hungerkämp-

fen, die sich mit der steigenden Flut wirtschaftlicher Massenkämpfe vereinigt und den bewaffneten 

Ausstand vorbereitet hätten. Die Kontrollausschüsse übten diese Rolle nicht von ungefähr aus, son-

dern sie ergab sich notwendig aus der ganzen Taktik der Partei in jenen Monaten. Dieser war der 

Cunostreik ja auch wie eine unerwartete Ueberraschung gekommen, die man – ohne weitere revolu-

tionäre Konsequenzen und ohne Störung des „demokratischen Ausmarschplanes“ – in den verschie-

denen Teilen des Reiches „möglichst günstig“ zu einem baldigen Abschluß führte. 

Dazu kam, daß – soweit die Durchführung der Kontrolle über die Preiskontrolle hinaus auf die Pro-

duktion übergriff – sie tatsächlich nur im Sinne einer Erreichung von „erweiterten Rechten“ der Be-

triebsräte geführt wurde, und zwar in einer Form, die nur zugunsten des Unternehmers wirkte. Wenn 

dieser den Betriebsräten eine entsprechend zurechtgemachte Geschäftsbilanz vorlegte, über deren 

Unterlagen keiner der Betriebsräte eine Uebersicht hatte, so schadete er sich selbst damit nicht. Auf 

der anderen Seite aber konnte er damit in einer für ihn unsicheren Zeit eine Dämpfung der revolutio-

nären Stimmung seiner Arbeiter herbeiführen, deren revolutionäre Kontrolle auf diese Weise zur 

Farce einer einflußlosen sogenannten „Produktionskontrolle“ verfälscht wurde. Außerdem richtete 

sich die Preiskontrolle in vielen Fällen gegen das „Wucherkapital“ und wirkte dadurch objektiv zu-

gunsten Des sogenannten „reellen“ Kapitals, das seine Ausbeutung der notleidenden Volksschichten 

mit geschickteren und bewährteren Methoden durchführt. 

Diese Rückblicke in eine Praxis, die in der Vergangenheit mit der Losung der Produktionskontrolle 

eng zusammenhängt, machen durchaus begreiflich, daß heute große Teile der Mitgliedschaft starke 

Bedenken gegen diese Losung hegen und nicht erkennen, daß im Rahmen der neuen Parteitaktik und 

der gegenwärtigen Situation die Forderung der Arbeiterkontrolle der Produktion als zentrale revolu-

tionäre Sammellosung eine ganz andere Form und einen neuen Inhalt bekommen hat. Um dies zu 

zeigen, muß vor allem der Unterschied zwischen Teilkämpfen und „Zwischenlosungen“ herausge-

stellt werden. 

Die Forderung nach der Erfassung der Sachwerte von 51 Prozent, die seinerzeit untrennbar mit der 

Forderung der Arbeiterregierung verbunden war, knüpfte nicht direkt an die Existenzforderungen des 

Proletariats an. Sie war nicht etwas, was sich direkt aus dem täglichen Leben der Arbeiter ergab und 

lebendig im Bewußtsein der Massen und im Weitertreiben des Kampfes sich notwendig zur Aufrol-

lung der Machtfrage und zum revolutionären Machtkampf steigern mußte. Diese Forderung der Sach-

werterfassung mußte dem Proletariat erst künstlich von außen her in Verbindung mit seinen Exis-

tenzkämpfen gebracht werden. Sie mußte dem Proletariat erst erläutert und als Ziel eingehend begrün-

det werden, was [307] unvermeidlich zu einer Verfälschung der kommunistischen Grundsätze selbst 

in weiten Kreisen unserer Mitgliedschaft und Funktionäre führen mußte und führte. Die starre Einstel-

lung auf diese „Zwischenlosungen“ erzeugte in Verbindung mit der Parole der Arbeiterregierung und 

der „Arbeiterpolitik im Rahmen der Demokratie“ eine mehr oder minder bewußte „Zwischenideolo-

gie“ innerhalb der Kommunistischen Partei selbst. Irgendwo j ense i t s  der „Sachwerterfassung“ und 

einer „Arbeiterregierung“ in der Form des Aktionsbündnisses mit den „linken“ VSPD-Führern, stand 

in einer reichlich unklaren Ferne, nach  der Selbstentlarvung der VSPD-Führer durch ihr Verhalten 

gegenüber einem Angriff der Konterrevolution, der na c h  einer unbestimmten Periode der gemein-

samen Regierung erfolgen würde, das Ziel der Diktatur des Proletariats. Die praktische Politik der 

Partei für absehbare Zeit aber trat unter die Herrschaft der revisionistischen Ideologie von einer Zwi-

schenregierung zwischen der Herrschaft der Ausbeuterklasse und der Diktatur des Proletariats. 

Indem der Frankfurter Parteitag als Grundaufgabe der Partei die Organisierung der Revolution auf-

zeigte und alle Teilausgaben und die gesamte Taktik der Partei um diese Grundausgabe gruppierte 

und unter ihre Perspektive stellte, erklärte er, daß die KPD mit derlei Zwischenlosungen nichts mehr zu 

tun habe. Die Kommunistische Partei, als die Partei des Proletariats und der Machteroberung, orga-

nisiert die Kämpfe des Proletariats bewußt und führt sie mit der Zielrichtung des Machtkampfes und 
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der Eroberung der wirtschaftlichen und politischen Macht. Machtkämpfe müssen aus dem lebendigen 

erbitterten Tageskampfe entwickelt werden. Das zurückgeschlagene deutsche Proletariat muß sich zu-

nächst in wirtschaftlichen Massenkämpfen um verlorene Positionen sammeln. Eine Führung der 

Kämpfe um Teilforderungen, wie den Achtstundentag, höhere Löhne usw., die in den gegenwärtigen 

Kämpfen in Deutschland die gesamte Staatsmacht der Ausbeuterdiktatur zum Gegner haben, ist heute 

revolutionär. Sie stellt die Machtfrage nicht als eine abstrakte politische Frage. Sie stellt die Machtfrage 

als eine Sache, die aufs engste verbunden ist mit der Existenz jeder einzelnen Proletarierfamilie und 

mit dem täglichen Bewußtsein und den Erkenntnissen der kämpfenden Proletarier. Es gilt, dem Prole-

tariat in diesen seinen Lebenskämpfen gegen die geschlossene Ausbeutermacht klarzumachen, daß es 

einen gesicherten Erfolg haben kann nur durch die Eroberung der wirtschaftlichen und politischen 

Macht. Darum müssen wir in der gegenwärtigen Phase die Forderung nach der Kontrolle der Produk-

tion durch die Arbeiter als zentrale Losung für alle Kämpfe ausstellen. Wir müssen in den Massen das 

lebendige Bewußtsein wachrufen, daß de r  Kampf  um den  Bes i t z  de r  P r oduk t i on  geh t. Das 

unterscheidet diese Teilforderung grundsätzlich von den „Zwischenlösungen“ der vergangenen Par-

teitaktik. Sie ist keine ablenkende Parole, sondern ein aktuelles Stellen der Machtfrage. 

Die Partei organisiert die Verteidigungskämpfe des Proletariats, politisiert sie und gestaltet sie zu 

Angriffskämpfen gegen die Pläne der deutschen und internationalen kapitalistischen Räuber, zu 

Kämpfen gegen die Kontrolle der deutschen Wirtschaft durch die Kommissare des Ententekapitals. 

Der Kampf gegen das Sachverständigengutachten ist für die revolutionäre Kommunistische Partei 

der Kampf um die wirtschaftliche und politische Macht in Deutschland. Er ist eine Zerstörung der 

Voraussetzungen („Ruhe und Ordnung“) für die Durchführung der kapitalistischen Pläne. Er stellt 

der Ententekontrolle die proletarische Kontrolle entgegen. Die Sammellosung der Kontrolle der Pro-

duktion ist die Forderung an das deutsche Proletariat, sich vor einer verschärften Versklavung zu 

retten durch die Eroberung der Produktion. 

Die Parole ist darin eine propagandistische, daß sie klarer im Proletariat das Bewußtsein verankern 

will: der Kampf um die politische Macht ist der Kampf um den Besitz der Produktion. Wird später 

im Verlauf von Massenkämpfen ihre praktische Durchführung begonnen, so wird sie in ihrer Wirkung 

destruktiv jein, d. h. eine Störung der kapitalistischen Wirt-[308]schaft auch im einzelnen und klei-

nen. Der Eingriff des Proletariats in die Produktion, in bewußt revolutionärem Sinne von den Räten 

durchgeführt, ist kein „Anknüpfen an demokratische Illusionen“ und kein Kampf um eine „demokra-

tische Erweiterung von Betriebsräterechten“. Er geht in engem Zusammenhang mit der Herausbil-

dung der Räte als revolutionäre Kampforgane des Proletariats aus den Massenkämpfen vor sich und 

damit vor allem in enger Verbindung mit der Steigerung der revolutionären Kräfte des Proletariats. 

Eine wirkliche Kontrolle der Produktion durch das Proletariat ist erst nach der Eroberung der Macht 

möglich. Eine teilweise praktische Durchführung der Produktionskontrolle in der Form der Besetzung 

der Betriebe ist schon in den beginnenden Machtkämpfen möglich. 

Die Kommunistische Partei, die als einzige revolutionäre Partei des deutschen Proletariats die Revo-

lution vorzubereiten und zu organisieren hat, muß heute die Parole der Kontrolle der Produktion zur 

Sammellosung ihres Kampfes um den Achtstundentag, um höhere Löhne, um die Wiedereinreihung 

der Erwerbslosen in den Produktionsprozeß, gegen die Wirtschaftskontrolle durch die Ententekom-

missare und gegen die gesamte Durchführung des Sachverständigengutachtens machen. 

* 

Zur nationalen Frage in der Tschechoslowakei.  
Von S o m m e r. 

Es ist sehr gut und notwendig, daß auf die Tagesordnung des nächsten Weltkongresses neuerlich die 

nationale Frage gestellt wurde. Nicht deshalb, weil der „Nihilismus“ in dieser Frage eine besondere 

Gefahr für die Komintern darstellen würde, sondern weil die opportunistischen Abweichungen, die 

Zugeständnisse an den bürgerlichen Nationalismus, die in den Sektionen der Komintern keineswegs 

fehlen, besonders gefährlich sind, weil hier jeder falsche Schritt. unausweichlich in den Sumpf der 

Burgfriedenspolitik führt. 
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Wir haben in Deutschland erlebt, wie zweifellos richtige Formulierungen Len i ns  und S i nowj ews  

von Radek  und seinen Nachbetern zu einer zwischen National-Bolschewismus und Burgfrieden 

schwankenden Politik mißbraucht wurden. Wir haben im theoretischen Organ der deutschen Partei 

die Artikel des Gen. Tha l he im er  lesen müssen, in denen bei der Behandlung der nationalen Frage 

die Trennungslinie gegen den bürgerlichen Nationalismus vollkommen verwischt, die ideologische 

Annäherung an das nationalistische Kleinbürgertum als „Gewinn für die Revolution“ hingestellt 

wurde. Wenn man weiß, daß der Nationalismus die spezifische Form ist, in der die Bourgeoisie im 

Zeitalter des Imperialismus die arbeitenden Massen für ihre Zwecke einfängt, ist angesichts solcher 

Abweichungen doppelte Wachsamkeit geboten. 

In der Tschechos l owake i  ist die nationale Frage von en t s che i dende r  Bedeu t un g. Ihre rich-

tige Lösung ist die Voraussetzung für die Schaffung einer wirklich einheitlichen kommunistischen 

Partei, für die Reinigung der Arbeiterbewegung vom Opportunismus, für die grundsätzlich richtige 

Stellung zum Staate und der in ihm herrschenden tschechischen Bourgeoisie. 

Der Artikel, den Genosse Do l eza l  in Heft 3 des ersten Jahrgangs der „Kommunistischen Revue“, 

dem theoretischen Organ der KPTsch veröffentlicht hat, beweist (ebenso wie das Verhalten der Partei 

in einer historischen Situation, worauf wir noch kommen werden), daß die Partei diese klare Lösung 

noch nicht gefunden hat. 

Genosse D. stellt einleitend fest, daß die Bemühungen der KPTsch zur Herstellung der proletarischen 

Einheitsfront darum verhältnismäßig geringe Erfolge hatten, weil die außerhalb der Kommunisti-

schen Partei stehenden Arbeiter hinter der Agitation für die Einheitsfront „e i n  kommuni s t i s ches  

Manöve r  gegen  d i e  Repub l i k“ vermuten. Diese nationalistische Stimmung sei verständlich bei 

der Arbeiterschaft einer [309] Nation, die dreihundert Jahre lang in direkter nationaler und sozialer 

Knechtung sich befand und nun in der Furcht um ihre eben erst errungene Selbständigkeit lebt. 

Unser tschechischer Genosse findet nun in den Thesen seiner Partei zur nationalen Frage noch nicht 

die nötige klare Plattform, um gegen solche Stimmungen die Einigkeit der Arbeiterklasse herbeifüh-

ren zu können und verlangt eine konkretere Bestimmung des Grundsatzes der Se l b s tbe s t im m ung  

de r  Na t i one n, zu dem sich die tschechische Partei im Einklang mit dem bolschewistischen Pro-

gramm bekennt. In welcher Richtung diese Konkretisierung gedacht ist, zeigen folgende Sätze: 

„Die deutschen Arbeiter müssen die Ueberzeugung erlangen, daß die tschechischen Arbeiter auf keinen Fall 

gegen ihre Interessen sind. Die tschechischen Arbeiter dürfen wieder im deutschen Proletariat kein nationales 

Lager sehen. Die deutschen Kommunisten müssen gemeinsam mit den tschechischen Genossen einen solchen 

Standpunkt einnehmen, der den deutschen Genossen in keinem Falle die Agitation im deutschen Proletariat 

für den Kommunismus unterbindet. Und wieder umgekehrt, die tschechischen Kommunisten müßten sich mit 

ihren deutschen Genossen auf einer solchen ideellen Basis einigen, daß das übrige tschechoslowakische Pro-

letariat, dessen Gewinnung für die Revolution unumgänglich notwendig ist, in unserer Propaganda k e i n e n  

A n g r i f f  a u f  d i e  r e p u b l i k a n i s c h e  S e l b s t ä n d i g k e i t  sieht.“ 

Die Parole der „Selbstbestimmung der Nationen“ bedeutet, wie Gen. D. richtig bemerkt, daß die 

deutschen Arbeiter „für die Selbstbestimmung der eigenen Nation bis zur völligen Loslösung sind“, 

jedoch mit der Einschränkung, „daß dieser Gesichtspunkt den Klasseninteressen des deutschen Pro-

letariats untergeordnet wird, die in diesem Staate mit den Klasseninteressen des tschechischen Prole-

tariats gemeinsam sind.“ D. glaubt sich mit dieser Auffassung in Uebereinstimmung mit dem Grün-

dungskongreß der deutschen kommunistischen Partei der Tschechoslowakei, erhebt aber noch aus-

drücklich die Forderung, daß „sich die deutschen Kommunisten an die Spitze dieser revolutionären 

und proletarischen Propaganda der Selbstbestimmung ihrer eigenen Nation stellen sollten“ und meint, 

daß sie dadurch die Propaganda der Deutschnationalen beträchtlich lähmen würden. „Auch die tsche-

chischen Proletarier“, heißt es hier weiter, „müssen bei dieser Auslegung gerade davon überzeugt 

werden, daß der t s chechos l owak i schen  r epub l i kan i s chen  Se lb s t ä nd i gke i t  ke i ne  Ge -

f ah r  droht.“ 

Was Genosse D. hier versucht, ist die Quad r a t u r  de s  Z i r ke l s: Die bolschewistische Losung der 

Selbstbestimmung der Nationen auszugeben in einem Nationalitätenstaate, ohne die notwendige 
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Folge davon, d i e  Ze r t r üm mer ung  d i e ses  S t aa t e s  auf sich nehmen zu wollen, weil das den 

nationalistischen Gefühlen der Arbeiterschaft der in diesem Staate herrschenden Nation widerspre-

chen würde. Die deutschen Kommunisten in den Randgebieten, die slowakischen und ungarischen in 

der Slowakei, die ruthenischen in Karpathen-Rußland, die polnischen im Teschener Gebiet sollen für 

die Selbstbestimmung bis zur Loslösung agitieren, um den Nationalisten ihrer Nation das Wasser 

abzugraben und gleichzeitig sollen die tschechischen Kommunisten den nichtkommunistischen Ar-

beitern beibringen, daß von dieser Propaganda dem Bestande des tschechoslowakischen Nationalitä-

tenstaates keine Gefahr droht. Ein solches Kunststück wird die geschickteste Propaganda nicht fertig 

bringen. 

Die Frage ist so offenbar falsch gestellt. Sie kann nicht gelöst werden, wenn man eine „Einheitsfront“ 

des gesamten Proletariats zustande bringen will, in der vom bürgerlichen Nationalismus verseuchte 

tschechische und deutsche Proletarier gemeinsam marschieren sollen, ohne mit ihren nationalisti-

schen Vorurteilen brechen zu müssen. In eine wirkliche revolutionäre proletarische Einheitsfront 

kann man ebenso wenig tschechische Proletarier einreihen, die den Vasallenstaat des französischen 

Imperialismus, der sich tschechoslowakische Republik nennt, für „ihre Republik“ ansehen, wie deut-

sche [310] Proletarier, welche die Frage der Selbstbestimmung ihrer Nation an die Spitze ihrer poli-

tischen Forderungen stellen und nicht verstehen, ihre nationalen Interessen dem Interesse der prole-

tarischen Revolution unterzuordnen. 

Was ist das für ein sonderbares Ding, die „republikanische Selbständigkeit“, für die die Kommunisten 

aller Nationen der Tschechoslowakei sich einsetzen sollen, weil nichtkommunistische tschechische 

Arbeiter an ihr hängen? Die tschechische Arbeiterschaft sieht mit Recht in der tschechoslowakischen 

Republik einen Fortschritt gegenüber der habsburgischen Monarchie, sie würde sich wie ein Mann 

erheben, wenn sie von der Wiederkehr dieser Monarchie bedroht wäre, genau so wie die deutschen 

Arbeiter im Kapp-Putsch gegen die monarchistische Konterrevolution aufgestanden sind. Aber es ist 

die Methode der Opportunisten und nicht proletarischer Revolutionäre, mit der bürgerlichen Demo-

kratie als dem kleineren Uebel zu paktieren, um das größere, die monarchistische Reaktion, zu ver-

meiden. Wir leben nicht im Jahre 1848, wo die Kommunisten als der äußerste Flügel der bürgerlichen 

Revolution auftraten, sondern im Zeitalter der proletarischen Revolution. Es ist nicht überflüssig, an 

solche Selbstverständlichkeiten zu erinnern, da wir die Folgen der Oktoberniederlage in Deutschland 

noch nicht überwunden haben, die zu einem wesentlichen Teil durch den Versuch eines Bündnisses 

mit der „Novemberdemokratie“ gegen den „Faschismus“ verschuldet wurde. 

Bei den gegenwärtigen Mächtekonstellationen in Europa und den innerpolitischen Verhältnissen der 

Tschechoslowakei gibt es übrigens für diese Republik keine akute monarchistische Gefahr. Und wenn 

es sie gäbe, so liegt der Schutz gegen die Reaktion einzig und allein in der Macht des Proletariats, die 

durch jedes Paktieren mit der bürgerlichen Demokratie geschwächt wird. 

Man darf nicht glauben, daß wir Gespenster sehen und aus der vielleicht mißverstandenen Redensart 

von der „republikanischen Selbständigkeit“ eine opportunistische Abweichung konstruieren, die un-

seren tschechischen Genossen fern liegt. Die Praxis der KPTsch hat leider das Gegenteil bewiesen. 

Als im November 1921 der Exkaiser Ka r l  im Flugzeug nach Horthy-Ungarn zurückkehrte und die 

Benesch-Regierung die Mob i l i s i e r ung  anordnete, angeblich, um die Restauration der Monarchie 

zu verhindern, da gaben die Vertreter unserer Partei im Parlament eine Erklärung ab, in der sie sich 

mit beiden Füßen auf den „Boden der Republik“ stellten, feierlich die Bereitschaft zur Verteidigung 

der Republik proklamierten. Eine sanfte Mahnung an die Regierung, die politischen Gefangenen frei-

zugeben, wurde mit der Verhängung des Belagerungszustandes über die Slowakei beantwortet. Aber 

selbst diese Herausforderung, die deutlich genug zeigte, daß eine Regierung, die selbst dem Horthy 

in den Sattel geholfen und ein horthy-ähnliches Regiment besonders in der Slowakei aufgerichtet 

hatte, nicht die berufene Führung des Proletariats im Kampf gegen die reaktionäre Gefahr sein konnte, 

vermochte die Partei nicht zu bewegen, aus der loyalen Opposition zu der notwendigen Verschärfung 

des Kampfes überzugehen. Erst als die Kriegsgefahr offensichtlich vorüber war, besann sich die Par-

tei wieder einigermaßen auf ihre revolutionäre Sprache. 
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Der Opportunismus in der nationalen Frage hat hier genau so wie in der deutschen Partei während 

der Ruhrbesetzung bis hart an die Grenze der Burgfriedenspolitik geführt. Zur Vermeidung solcher 

Gefahren muß die KPTsch vor allem sich und der gesamten Arbeiterklasse das wah r e  W e s e n  de r  

t s chechos l owak i schen  Repub l i k  zum Bewußtsein bringen und darf vor den revolutionären, 

d. h., wenn das Wort keine bloße Phrase sein soll, d i e  Ex i s t enz  de s  S t aa t e s  ge f äh r denden  

Konsequenzen der Parole der Selbstbestimmung der Nationen nicht zurückschrecken. 

Der tschechoslowakische Staat, wie er durch den Vertrag von Versailles geschaffen wurde, ist nicht 

die Verkörperung der Selbstbestimmung des tschechischen und des slowakischen Volkes, sondern 

ein Vasallenstaat Frankreichs, in dem die tschechische Bourgeoisie nach den Befehlen der Pariser 

Börse und des französischen Generalstabs über das tschechische Proletariat und über Millionen An-

gehöriger anderer Nationen herrscht. Genau so wie [311] 1914 die herrschenden Klassen Oesterreichs 

das tschechische Volk gegen seinen Willen in einen Krieg gegen seine Stammesgenossen getrieben 

haben, haben die gegenwärtigen Machthaber der Tschechoslowakei auf Befehl der französischen und 

englischen Imperialisten die tschechischen Legionäre gegen das revolutionäre Rußland gehetzt und 

werden sich nicht scheuen, das noch einmal zu versuchen, wenn das Interesse des Weltkapitals es 

verlangt. Wenn eine solche Regierung mobilisiert, um die „Demokratie“ gegen Horthy-Ungarn zu 

verteidigen, so ist es klar, daß es sich nur um ein imperialistisches Kriegsziel handeln kann (der Kor-

ridor nach Jugoslawien) und daß ein solcher Krieg den Druck der herrschenden Klassen auf die Pro-

letarier aller Nationen aufs äußerste verschärfen muß. Die KPTsch hätte daher ihre Erklärung in jener 

Situation wohl damit beginnen können, daß das revolutionäre Proletariat bereit ist, den Verteidi-

gungskampf gegen Horthy-Ungarn zu führen, sie hätte aber hinzufügen müssen, daß die Vorausset-

zung eines solchen Kampfes, die Ersetzung der bürgerlichen Regierung durch eine proletarische 

wäre. Man hätte sich nicht mit dem Hinweis begnügen dürfen, daß die Armee von reaktionären Offi-

zieren befehligt wird, daß die reaktionäre Gefahr im Lande selbst nur durch die organisierte Arbei-

terklasse abgewehrt werden kann, daß ein neuer Krieg unter Führung der Bourgeoisie neue Kriegs-

gewinne, gesteigerten Wucher, gesteigertes Elend der proletarischen Massen bedeutet, sondern man 

hätte sofort die Parole der Ar be i t e r- und  So lda t en rä t e  in die Massen werfen müssen. 

Zweifellos hätten diese Parolen bei dem  Teil des Proletariats keinen Anklang gefunden, der die Re-

publik von Gnaden des internationalen Kapitals für s e i ne  Republik hält. Aber ohne Zerstörung die-

ser Auffassung werden wir die Massen nicht einmal zu einer ernsthaften Aktion für wirtschaftliche 

Forderungen bringen, weil bekanntlich jeder konsequent und bis zu Ende geführte Klassenkampf die 

Existenz des bürgerlichen Staates gefährden muß. Es muß klar ausgesprochen werden, daß die wirk-

liche Durchführung der Parole der Selbstbestimmung der Nationen die Existenz der tschechoslowa-

kischen Republik, so wie sie ihrem historischem Wesen nach ist, aufhebt. 

In dem Manifest, das der Gründungskongreß der Komintern an das Proletariat der ganzen Welt ge-

richtet hat, heißt es: 

„Den kleinen Völkern eine freie Existenzmöglichkeit zu sichern, vermag nur die proletarische Revolution, wel-

che die produktiven Kräfte aller Länder aus der Enge der Nationalstaaten befreit, die Völker im engsten wirt-

schaftlichen Zusammenarbeiten auf der Grundlage eines allgemeinen Wirtschaftsplanes vereinigt und auch dem 

kleinsten, schwächsten Volke die Möglichkeit gibt, frei und unabhängig die Angelegenheiten seiner nationalen 

Kultur zu führen, ohne Schaden für die vereinigte und zentralisierte Wirtschaft Europas und der ganzen Welt.“ 

Da ist die einzige Lösung der nationalen Frage, die die Kommunistische Partei propagieren kann. Die 

proletarische Revolution in der Tschechoslowakei wird vor den Staatsgrenzen ebenso wenig Respekt 

haben wie vor der Staatsform. Die deutschen, slowakischen, ungarischen und ruthenischen Proleta-

rier, die gemeinsam mit ihren tschechischen Klassengenossen ihre Freiheit erkämpfen, werden je 

nach der internationalen Lage, je nachdem wie weit die revolutionäre Bewegung in den benachbarten 

Staaten fortgeschritten ist, darüber entscheiden, ob sie in einer Räterepublik mit ihren tschechischen 

Klassengenossen vereinigt bleiben, ob sie sich mit ihnen in einem Bund von Sowjetrepubliken zu-

sammenschließen oder ob sie sich schon bestehenden proletarischen Staaten außerhalb der gegen-

wärtigen Grenzen der Tschechoslowakei angliedern. E ist durchaus nicht so schwierig, den tschechi-

schen Arbeitern verständlich zu machen, daß es nicht ihren Interessen, sondern nur den Interessen 
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der herrschenden Bourgeoisie widerspricht, wenn z. B. die ungarischen Gebiete der Ost-Slowakei 

sich einer ungarischen Räterepublik anschließen. Umgekehrt haben die revolutionären Arbeiter in 

den [312] deutschen Randgebieten schon begriffen, daß sie kein Interesse daran haben, gemeinsam 

mit dem nationalistischen Kleinbürgertum den Anschluß an das bürgerliche Deutschland zu propa-

gieren, sondern alles Interesse, im gemeinsamen Kampf mit dem tschechischen Proletariat gegen die 

Bourgeoisie aller Nationen des Staates ihre Freiheit zu erkämpfen. Tatsächlich ist die deutsche Sozi-

aldemokratie zur Zeit der Gründung des tschechoslowakischen Staates gerade unter der Parole des 

Selbstbestimmungsrechts vollkommen ins Schlepptau der nationalistischen Bourgeoisie geraten. Die 

damalige Linke, die sich verhältnismäßig rasch und konsequent zur Kommunistischen Partei entwi-

ckelt hat, hat sich gerade durch den Kampf gegen diese nationale Einheitsfront und ihre Parole des 

Selbstbestimmungsrechtes von den Sozialpatrioten abgegrenzt. Erst im letzten Jahre, unter dem Ein-

druck der Radekschen Schlageter-Propaganda haben auch deutsche Kommunisten der Tschechoslo-

wakei den hier besonders gefährlichen nationalistischen Eiertanz versucht. Es ist uns unverständlich, 

wie Genosse D. sich vorstellt, daß die deutschen Kommunisten durch die Propaganda des Selbstbe-

stimmungsrechtes den Deutschnationalen Konkurrenz machen und zugleich die tschechischen Arbei-

ter darüber beruhigen sollen, daß sie an den Bestand der tschechoslowakischen Republik nicht rühren 

wollen. Die deutschen Kommunisten werden der nationalistischen Propaganda der bürgerlichen Par-

teien nur in der Weise die Stirne bieten können, daß sie gemeinsam mit den tschechischen Genossen 

den schärfsten Kampf gegen die nationale Unterdrückungspolitik der tschechischen Bourgeoisie (be-

sonders in der Schulfrage) führen, diesen Kampf aber auffassen als einen untergeordneten Teil des 

revolutionären Klassenkampfs zum Sturz der bürgerlichen Herrschaft und sich dadurch zugleich klar 

von den bürgerlichen Nationalisten abgrenzen. 

Dazu muß man die Parole des Selbstbestimmungsrechts der Nationen im proletarischen Sinne erklä-

ren, wie es etwa Bucha r i n  in seinem „Programm der Kommunisten“ getan hat. In der Klassenge-

sellschaft gibt es nicht „die Nation“, die ohne Unterschied der Klassen nach ihrem einheitlichen Wil-

len ihr Schicksal selbst bestimmen könnte. Das deutsche Proletariat kann die tschechische Bourgeoi-

sie nicht zu dem Zweck bekämpfen, um der deutschen das Recht zu erwirken, über sein Schicksal zu 

bestimmen. 

Zweifellos hat die ehemalige deutsche Kommunistische Partei in der Tschechoslowakei durch den 

Verzicht auf j ede  Propaganda für das Selbstbestimmungsrecht eine Konzession an die nationalisti-

sche Stimmung innerhalb des tschechischen Proletariats gemacht, sicherlich eine richtige Konzession. 

In seiner Schrift über die Wahlen zur konstituierenden Versammlung sagt Len i n, daß wir „gerade in 

der Nationalitätenfrage als einer verhältnismäßig unwichtigen Frage (für die Internationalisten ist die 

Frage der Staatsgrenzen von minderwertiger, falls überhaupt von irgend welcher Bedeutung) ver-

pflichtet sind, auf Kompromisse einzugehen“. Durch dieses Kompromiß wurde die rasche Einigung 

mit der tschechischen Massenpartei ermöglicht. Die deutsche kommunistische Bewegung wurde 

dadurch zahlenmäßig geschwächt, aber dafür ist in ihr die Ueberzeugung lebendig, daß das Interesse 

der proletarischen Revolution allen nationalen Interessen vorangeht. Durch die positive revolutionäre 

Propaganda für das Selbstbestimmungsrecht der Nationen als Propaganda für die Zertrümmerung des 

imperialistischen Nationalitätenstaates und für die Schaffung eines Bundes sozialistischer Räterepub-

liken wird die kommunistische Bewegung bei den Minderheitsnationen nicht in die gefährliche Nähe 

des bürgerlichen Nationalismus kommen und zugleich werden dadurch die Ueberreste des nationa-

listischen Opportunismus aus der tschechischen kommunistischen Bewegung ausgemerzt werden. 

In diesem, allerdings wesentlich modifizierten Sinne sind wir mit dem Genossen Dolezal in der For-

derung einverstanden, daß das nationale Programm der KPTsch nach dem Grundsatz des Selbstbe-

stimmungsrechts der Nationen revidiert werden muß. [313] 

* 

Der Kongreß der Horthy-Sozialdemokraten. 

Seit dem Sturz der Räteregierung hielt die Sozialdemokratische Partei Ungarns drei Parteitage ab; 

den letzten zu Ostern dieses Jahres. Der erste Kongreß forderte mit einstimmiger Begeisterung, daß 
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„die Sünder der Revolution bestraft werden“. Es entsprach dem Geiste dieses Kongresses, daß die 

Sozialdemokratie im ersten Ministerium des Henkerregimes durch zwei Mitglieder vertreten war. Der 

zweite Kongreß vor ungefähr anderthalb Jahren begeisterte sich darüber, daß trotz der Konfiskation 

des allgemeinen Wahlrechts die Sozialdemokratische Partei doch zwei Dutzend Mandate erobern 

konnte. Am diesjährigen Kongreß nahm eine aus über 70 Delegierten bestehende, organisierte Oppo-

sition teil, die dem Parteivorstand und der parlamentarischen Fraktion ihr Mißtrauen erklärte, weil 

diese den Klassenkampf verraten haben, weil sie mit der Bethlen-Regierung gegen die Interessen des 

Proletariats paktiert haben, weil sie den kämpfenden Arbeitern in den Rücken gefallen sind, weil sie 

den revolutionären Traditionen der Arbeiterklasse untreu geworden sind, weil sie sich auf parlamen-

tarische Scheinkämpfe beschränkt haben, statt Massenaktionen zu entfalten, weil sie, statt sich mit 

den landarmen Bauern zu verbünden, stets mit bürgerlichen Parteien Koalitionen gemacht haben. Aus 

diesen Gründen forderten die Resolutionen der Opposition, daß die Partei sich auf den Boden des 

Programmes von 1903, das die Führung des Klassenkampfes mit allen Mitteln fordert, stelle; daß die 

Partei sich mit der Revolution von 1918-19 solidarisch erkläre; daß sie jede Gemeinschaft mit den 

bürgerlichen Parteien breche; daß sie die isoliert zum Scheitern verurteilten ökonomischen Kämpfe 

zusammenfasse und daß sie im Bündnis mit den Bauern in Massenaktionen gegen das gegenwärtige 

Regime kämpfe. Gleichzeitig zwang der Druck von unten und die Stellungnahme der Kongreßoppo-

sition die Führer der Horthy-Sozialdemokratie, diesem Kongreß eine Resolution zu unterbreiten, die 

den Kampf um die bürgerlichen Freiheitsrechte, um die allgemeine Amnestie und um die Aufhebung, 

der Internierungslager nicht nur mit parlamentarischen, sondern mit allen außerparlamentarischen 

Massenmitteln zu führen ankündigt. 

Es wäre töricht, Resolutionen eines sozialdemokratischen Kongresses, oppositionelle Stellungnah-

men an einem solchen Kongreß zu überschätzen. Andererseits wäre es sehr apolitisch, diese Resolu-

tionen und Stellungnahmen als Symptome der Entwicklung nicht in Betracht zu ziehen. Im gegen-

wärtigen Fall sind sie aber nicht bloß als Symptome bedeutsam, sondern verdienen auch selbstständig 

unsere Aufmerksamkeit. 

In Ungarn gab es, wenn wir von den wenigen Monaten vor der Diktatur absehen, keine Kommunis-

tische Partei. Während der Diktatur vereinigten sich Sozialdemokraten und Kommunisten in eine 

Partei. Aber in Ungarn gibt es eigentlich keine selbständig organisierte Sozialdemokratische Partei. 

Wer Mitglied einer Gewerkschaft wird, wird damit automatisch zum Mitglied der Sozialdemokrati-

schen Partei. Die Gewerkschaften bilden die wirkliche Organisation der Partei. Die Parteiorganisati-

onen existieren nur als Rahmenorganisationen. Seit einem Menschenalter werden die Kongresse der 

Sozialdemokratischen Partei in ihrer Mehrheit von der Metallarbeiterbürokratie ernannt und be-

herrscht. Seit 17 Jahren gab es keine organisierte Opposition in der Sozialdemokratie. Bis zur letzten 

Zeit gelang es der Sozialdemokratischen Partei, mit Terror, mit direkter oder indirekter Denunziation 

der des Bolschewismus verdächtigen Elemente jede oppositionelle Strömung mundtot zu machen. 

Vor diesem Kongreß sind die sozialdemokratischen Führer schon in ihrer Tagespresse gegen die or-

ganisierte Opposition sturmgelaufen und haben mit dem Terror eingesetzt, indem sie die „Parteispal-

ter“ damit denunzierten, daß „diese wieder das Unglück von 1919 herbeiführen wollen“. Sie organi-

sierten den Kongreß demgemäß. Nach dem Bericht des sozialdemokratischen Parteiorgans waren 

unter den Delegierten 221 Branchen vertreten, die meistens die Gewerkschaftsbonzen unter sich er-

nannt haben, die nur [314] zu sehr kleinem Teile wirklich gewählt waren, und die Arbeiter der Be-

triebe repräsentierten weitere 63 Provinzvertreter, fast alle Parteiangestellte; dagegen waren sämtli-

che Budapester Parteiorganisationen durch 31 Delegierte vertreten. Die fortwährend mit Horthy pak-

tierenden Parteiführer der ungarischen Sozialdemokratie waren sich ihres Verrates bewußt und woll-

ten einen ihren Bestrebungen gefügigen Parteitag arrangieren, um jede Opposition mit allen Mitteln 

mundtot zu machen. Nicht nur der Führer der englischen Labourparty, Cram, war auf dem Kongreß 

anwesend und donnerte gegen die „bolschewistischen“ Methoden, sondern auch der oberste Polizei-

chef Horthyungarns, Nádossy, der in erster Reihe die Opposition „kontrollierte“. 

Wenn unter solchen Umständen auf einem so zusammengestellten Kongreß sich in Horthyungarn 

eine Opposition findet, die trotz aller Ueberredung, Terror und Denunziation zwei volle Tage eine 
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vernichtende Kritik über die verräterischen Führer ausübt, wenn schon bei der Debatte über die Be-

richte beinahe jeder von der Partei unabhängige Arbeiter in der rücksichtslosesten Weise an der De-

batte teilnimmt, wenn bei der gewaltsamen Abwürgung der Debatte noch 30 oppositionelle Redner 

vorgemerkt waren, wenn am Schluß noch siebzig dem Parteivorstand ihr Mißtrauen aussprachen, so 

beweist all dies nicht bloß, daß die revolutionäre Stimmung der Massen endlich auch am Kongreß 

der korruptesten Sozialdemokratie der Welt sich Gehör zu verschaffen wußte, sondern auch, daß die 

Opposition nicht aus Männern der Konjunktur bestand, daß vielmehr in ihr auch die revolutionären 

Massen der Arbeiterschaft Wortführer gefunden haben. Und dies ist in Horthyungarn auf einem von 

der Gewerkschaftsbürokratie organisierten Kongreß kein kleines Resultat. Selbst dann nicht, wenn 

wir feststellen, daß es der Parteileitung am letzten Tage des Kongresses durch ihren Terror und durch 

eine von ihr eingereichte radikale Resolution gelang, die Opposition zu spalten und damit mundtot 

zu machen. 

Denn es darf nicht vergessen werden, daß von Horthyungarn die Rede ist, wo die Schriften vom Marx 

noch immer verboten sind, wo vor kaum 4 Wochen jemand 3 Jahre Kerkerhaft bekam, weil er in 

einem Gespräch zu behaupten gewagt hat, daß die Armee zum Niederhalten des inneren Feindes 

aufgestellt sei, wo der Parteivorstand und die parlamentarische Fraktion die treuesten Stützen der 

Gegenrevolution sind. Auch darf nicht vergessen werden, daß diese Stellungnahme in eine Zeit fällt, 

als der Auslandskredit schon vollständig gesichert war, als die Stabilisierung der Krone begann, als 

von Bethlen über die oppositionellen bürgerlichen Parteien bis zur parlamentarischen Fraktion der 

Sozialdemokratie jeder große Resultate von der Sanierung erwartete, in einem Zeitpunkt also, wo es 

nicht überraschend gewesen wäre, wenn selbst die Arbeiter Illusionen gehabt hätten. 

Wenn wir all dies in Betracht ziehen, so müssen wir feststellen, daß die ungarische Arbeiterschaft – 

getreu ihren revolutionären Traditionen – sich nicht länger von demokratischen Illusionen und fal-

schen kapitalistischen Vorspiegelungen beeinflussen läßt, sondern die gegenrevolutionäre Tätigkeit 

der Sozialdemokraten immer klarer erkennt und klassenbewußt den Weg sucht, der zu ihrer Befreiung 

führt. Die fürchterliche ökonomische Lage der ungarischen Arbeiterschaft, ihre politische Unter-

drücktheit, die beide durch die Kolonisation Ungarns infolge des Auslandskredites von Tag zu Tag 

schlimmer werden, zwingen die ungarischen arbeitenden Massen immer mehr, in Massenaktionen 

ihre Rechte zu verteidigen. Dieses Proletariat, das viereinhalb Monate Diktatur miterlebt hat, das 

selbst in den fürchterlichsten Zeiten des weißen Terrors weder in eine christliche noch in eine faschis-

tische Organisation zu zwingen war, das vom 1. Mai 1921 bis 15. März dieses Jahres bei jeder Gele-

genheit in einer Massendemonstration seine Treue zu den Traditionen der Revolution bekundet hat, 

wird selbstverständlich nicht in dieser Opposition seine Führung finden. Andererseits ist aber das 

Auftreten dieser Opposition ein sicheres Symptom dafür, daß die Stunden des Horthyregimes und 

seiner treuesten Stütze, der Sozialdemokratie, bereits gezählt sind. Eugen  Land l e r. [315] 

* 

Literatur. 

Die Kommunistische Internationale Nr. 31-32 

Die Art, in der die Gestalt des Menschen und Führers Lenin den Hauptinhalt der vorliegenden Num-

mer der KI bildet, zeigt zugleich die entscheidende Differenz in der Art, wie das Proletariat gegenüber 

dem Bürgertum seine g roßen  Füh r e r  auffaßt. Mit der Analyse des Verhältnisses der großen Män-

ner zu den treibenden Kräften der Geschichte hat bereits Hege l  gerungen. Was den Versuch seiner 

Lösung kennzeichnet – die notwendigerweise unzulänglich blieb, weil durch den Standpunkt seiner 

Klasse beschränkt –, das ist die Bewuß t l o s i gke i t, mit der er die „welthistorischen Individuen“ 

handeln läßt, die, „indem sie das ihrige suchen und befriedigen, zugleich die Mittel und Werkzeuge 

eines Höheren, Weiteren sind, von dem sie nichts wissen, das sie bewußtlos vollbringen.“ Wirklich 

gelöst worden ist das Problem erst von Mar x  in der Analyse der „ökonomischen Charaktermasken“, 

unter denen die Individuen als die unbewußten Agenten ihrer eigenen gesellschaftlichen Existenzbe-

dingungen handeln. Damit enthüllte sich die Hegelsche „List der Vernunft“ als der „naturgesetzliche“ 

Charakter, den die Entwicklungsgesetze der Menschheit in allen bisherigen Gesellschaftsformationen 
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hatten. In dem Maße aber, wie sich die bisher erworbenen Gesetze der Geschichte der praktischen 

Kritik des Proletariats entschleiern, in dem Maße verschwindet auch jene noch für Hegel so charak-

teristische Differenz zwischen den individuellen Absichten und Vorstellungen der „welthistorischen 

Individuen“ und dem, was schließlich als geschichtliches Resultat ihrer Handlungen herauskommt, 

und in dem Maße werden die Gedanken der führenden Persönlichkeiten die reine Wiedergabe der 

Sache selbst, der geschichtlichen Massenkräfte, die sie aufzuspüren wissen. Für den bewuß t en  

Standpunkt des Proletariats muß daher die Persönlichkeit Lenins ein viel tieferes Interesse beanspru-

chen als das einer bloßen Heldenverehrung nach bürgerlichem Muster. Für den marxistischen Stand-

punkt, für den die Erkenntnis der materiellen Grundlagen der Gesellschaft die Voraussetzung des 

geschichtlichen Handelns ist, muß die Persönlichkeit eines Führers um so höhere Bedeutung haben, 

je mehr seine Handlungsweise die materialistische revolutionäre Methode widerspiegelt. Wie Lenins 

Lebensgeschichte die Geschichte der Revolution ist, so ist sein Charakter da s  l ebend i ge  Dase i n  

de r  r evo lu t i onä r en  Me t hode  s e l b s t. Darin besteht der unmittelbar praktische, über jedes bloß 

„biographische“ Interesse hinausgehende Wert der Aufsätze über und von Lenin, die im e r s t en  Te i l  

der vorliegenden Nummer zusammengefaßt sind. 

„Man muß träumen können“, schreibt – wie Sinowjew berichtet – Lenin einmal; nur für eine äußer-

liche, d. h. bürgerliche Betrachtung kann dies als Widerspruch in diesem so gänzlich jeder Phantas-

terei entfremdeten Menschen auffallen. Aber die Träumerei Lenins, dieser lebendigen Methode der 

Revolution selbst, war keine Phantasterei – sie war nichts als seine Genialität, die noch unsichtbaren 

Notwendigkeiten der revolutionären Entwicklung aufspüren und sichtbar machen zu können: „Immer 

merkte er früher als die anderen, die Richtung, in der die Bewegung der Volksmasse sich entwickelte 

und dieser Entwicklung gegenüber hatte er einen ganz besonders feinen Instinkt“. 

Den drei Lenins Persönlichkeit gewidmeten Artikeln (von Sinowjew, Martynow und Thalheimer) 

schließt sich ein Bericht Kamenews an „Ueber Lenins literarisches Erbe“, der ein Bild gibt von den 

ungeheuren Schwierigkeiten, mit denen Lenin als Schriftsteller zu kämpfen hatte – zaristische Ge-

heimpolizei, bürgerliche Pressemacht und – unvermeidlicherweise – menschewistische Sabotage. 

Zum ersten Male wird hier auch eine Uebersicht gebracht über den Plan der Gesamtausgabe der 

Schriften Lenins, die „zur zentralen Achse einer neuen Wissenschaft werden müssen, der Wissen-

schaft [316] von der Befreiung der Menschheit“. Eine Sammlung von Auszügen aus verschiedenen 

Werken Lenins schließt den ersten Abschnitt. 

Der zwe i t e  Te i l  „Fünf Jahre kommunistische Internationale“ resümiert gewissermaßen noch ein-

mal die materiellen Grundlagen, auf dem der Mensch und Führer Lenin ruht. Der Artikel S i now -

j ew s, datiert in Leningrad: „Die ersten fünf Jahre der KI“, entrollt die Geschichte der revolutionären 

Avantgarde, das Fortschreiten und die Krisen der drei Internationalen und ihrer Sektionen, zugleich 

als Widerspiegelung der Weltgeschichte des vergangenen; Jahrfünfts: Macdonald und Lenin als Per-

sonifizierungen der verfallenen und der ausblühenden Form der weltgeschichtlichen Entwicklung des 

Proletariats treten einander gegenüber: eine Zusammenfassung der Ausblicke und der Aufgaben der 

Komintern bildet den Schluß. Der folgende Aussatz von Kl a r a  Ze t k i n  behandelt das geschichtli-

che Verhältnis der drei Internationalen zu einander eingehender – deren Gründung jedesmal den re-

volutionären Wiederaufstieg des Proletariats nach scheinbar vernichtenden und endgültigen Nieder-

lagen bedeutet: die I. nach der Juniniederlage und der Niederwerfung des Chartismus, die II. nach der 

Kommune, die III. nach der internationalen Niederlage des Proletariats im Weltkriege; in einem Akt 

historischer Gerechtigkeit gedenkt Klara Zetkin hier der großen Verdienste der II. Internationale in 

ihrer „guten alten“, ihrer revolutionären Zeit. In welchem Grade aber eben diese revolutionäre Rolle, 

die in sehr vergangener Zeit die II. Internationale spielte, vor allem in Ländern mit junger Arbeiter-

bewegung, übergegangen ist auf ihre Nachfolgerin, wird sichtbar in der Schilderung Sen  Ka t aya -

m as  über die Stellung der KI im Fernen Osten, insbesondere die Zusammenarbeit der KP Chinas 

und Japans und die Bedeutung, die die KP Japans bereits auch für den nationalen Befreiungskampf 

der Koreaner zu erhalten beginnt; über den Einfluß der japanischen Bruderpartei auf die Etat-Bewe-

gung und die japanischen Gewerkschaften und ihre Bemühungen, das japanische Bauerntum unter 

ihre Führung zu bringen. Es sind wieder die Parolen Lenins, die hier Gestalt gewinnen: Bündnis der 
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Arbeiter und Bauern, Nationalitätenfrage, revolutionäre Rolle der Gewerkschaften, konkrete Zielset-

zung der Diktatur. Lenins Taktik ist es auch, die anschließend Kuus i nen  behandelt in dem Aufsatz 

„Unter der Führung Rußlands“, wobei ganz besonders wertvoll ist ein Abschnitt über Lenins syste-

matische Art zu arbeiten, seine Fähigkeit, Fragen zu stellen und die unmittelbaren Zwecke der nächs-

ten Aktionen zu konkretisieren. Es folgt ein Neuabdruck von Lenins Aufsatz „Die kommunistische 

Internationale, ihr Platz in der Geschichte“ und als „Historische Dokumente“ das Einladungsschrei-

ben zum Gründungskongreß und die Leitsätze über die Aufnahmebedingungen der Kommunistischen 

Internationale, endlich die Begrüßungen der Sektionen zum fünften Jahrestag. 

Der d r i t t e  Te i l  enthält zunächst vier Beiträge über die für die ganze Internationale wichtigen Vor -

gänge  de s  J ah r e s  1923  i n  Deu t s ch lan d: Ein Aufsatz von Rem m el e  über den proletarischen 

Machtkampf in Deutschland; Sinowjews Aufsatz über „Die Lehren der deutschen Ereignisse und die 

Taktik der Einheitsfront“, ferner die Moskauer Januarresolution der Exeku t i ve  über „Die Lehren 

der deutschen Ereignisse“ und endlich „Nachträgliche Betrachtungen“ von A. Mas low  über „Die 

taktischen Differenzen in der KPD“, deren Kernstück eine Resolution der Berliner Organisation bil-

det die schon fast ein Jahr zurückliegt, dabei aber Aktualität nicht im geringsten eingebüßt hat, da sie 

zeigt, in welchem Grad die bereits damals von der „Linken“ an der damaligen Parteiführung geübte 

Kritik durch die Herbstereignisse ihre Bestätigung erfahren hat. Diesen Aufsätzen über die deutschen 

Fragen folgen noch je eine Behandlung der russischen und der bulgarischen Parteidiskussion durch 

Mar t ynow  und Ko l a r o w, ein Aufsatz von Pa l m e  Du t t  über „Die allgemeinem Wahlen und 

Englands Außenpolitik“ und die Resolution des EK über die englische Labour-Regierung und die KP 

Großbritanniens. W. B i ehahn. 

[317] 
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Die Internationale  

Jahrgang 7 ⁕ Ausgegeben am 2. Juni 1924 ⁕ Heft 10/11 

Münchener Lehren.  
Zum 5. Jahrestag der Erschießung Levinés. 

Um revolutionäre Situationen richtig ausnutzen zu können, muß die Partei auch die Erfahrungen in 

früheren revolutionären Kämpfen verwerten. Die deutsche Partei hat sich nun zwar sehr ausgiebig 

mit – den Fehlern! – der Märzaktion 1921 und des Oktoberrückzugs 1923 beschäftigt. Dafür fehlt 

aber fast völlig eine Analyse ihrer eigenen taktischen Haltung in den revolutionären Monaten des 

Winters 1918-1919. Eine kritische Untersuchung der Politik des Spartakusbundes in den Januar- und 

Märztagen 1919 liegt bis heute nicht vor. Ueber die Stellung der Kommunisten zu und in der Mün-

chener Räterepublik gibt es zwar einige historisch-orientierte Literatur. Aber die Gesamtpartei wich 

einer Bewertung der Münchener Ereignisse aus, oder überließ sie Paul Levi, der gegenüber München 

und Ungarn jene verdächtige Zurückhaltung übte, die sich später als offen konterrevolutionäre Ge-

sinnung entpuppt hat. 

Dabei ist kaum eine Episode in den revolutionären Kämpfen des deutschen Proletariats so lehrreich 

für die revolutionäre Taktik der Kommunisten wie die Münchener Rätezeit – nicht zuletzt dank der 

vorbildlichen Führung durch Eugen  Lev i n é, dessen Bedeutung Bourgeoisie und Sozialdemokratie 

durch die Erschießung am 5. Juni 1919 auf ihre Weise anerkannten. Leviné, der erst Anfang März 

1919 in den durch die Ermordung Eisners brodelnden Münchener Hexenkessel revolutionärer Erre-

gung geriet, verfolgte konsequent eine Politik, die vom proletarisch-revolutionären Standpunkt aus 

geradezu als klassisch bezeichnet werden muß. Leviné konzentrierte sofort die Arbeit der Partei auf 

die wichtigsten Aufgaben: klare, nüchterne Erkenntnis der Situation, Schaffung einer wirklichen Par-

tei und wirklicher Räte. Leviné intuitive Erfassung der Münchener Situation und der Aufgaben der 

KPD ist umso bewunderungswürdiger als Leviné durch seine antiparlamentarische und antigewerk-

schaftliche Einstellung leicht hätte in Fehler verfallen können. 

Die Voraussetzung für jede gute kommunistische Politik ist die richtige Beurteilung der Situation und 

die richtige Abschätzung der weiteren Entwicklung. So einfach diese Aufgabe – so unzureichend, ja 

schlecht fast immer ihre Lösung. Man braucht nur den Aufruf der [318] Ortsgruppe München zur 

Ermordung Eisners (in der Münchener „Roten Fahne“ vom 23. Februar) zu lesen, um ein Bild von 

der damaligen völligen Verwirrung innerhalb der Ortsleitung zu haben. Da finden sich Sätze wie der 

folgende: 

„Das Proletariat Münchens und noch in anderen bayerischen Städten ha t  die politische Macht ergrif-

fen ...“ 

Die kommunistische Organisation war selbst von den Unklarheiten des in revolutionärer Gärung be-

findlichen Münchener Proletariats angesteckt, statt Führerin, Lenkerin und Gestalterin zu sein. Illu-

sionen und Phantastereien wurden von der KPD mit genährt, statt zerstört. Levinés erste und erfolg-

reich gelöste Aufgabe war daher die, Klarheit in die eigenen Reihen zu bringen und eine Kommunis-

tische Partei erst zu schaffen. Die Organisation und Leitung der seit Levinés Ankunft täglich erschei-

nenden Münchener „Roten Fahne“, unzählige Mitglieder- und Betriebsversammlungen dienten dem 

Zweck, die der Organisation schon angehörigen Arbeiter zu schulen und zu festigen, neue Mitglieder 

zu gewinnen. Gegenüber dem Einigungsgerede und der Ueberschätzung der bloßen Existenz von 

Räten galt es die Rolle und Bedeutung der Kommunistischen Partei hervorzuheben, die damals noch 

nicht in Form von Thesen der Komintern jedem Mitglied ins Bewußtsein gehämmert waren. Die 

extensive Propaganda mußte durch die intensive Schulung, die lose Erfassung in öffentlichen Ver-

sammlungen durch feste Bindung in Partei- und Betriebszellen ergänzt werden. Gerade auf die Arbeit 

in den Betrieben wurde der größte Wert gelegt, wie überhaupt die heute so neu erscheinenden Be-

triebszellen das Fundament des Spartakusbundes, schon in der Kriegszeit, bildeten. Erst die Ver-

schmelzung des Spartakusbundes mit der USP hat dann ein Ueberwuchern der Wohnbezirksorgani-

sation gebracht. In München ging man damals so weit, daß bestimmte Genossen die Betriebe wech-

seln mußten, damit in jedem wichtigen Betrieb geeignete Genossen waren. 
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Die wichtigste Aufgabe jeder kommunistischen Partei in revolutionären Zeiten ist die Schaffung von 

Arbeiterräten. An der Propaganda der Räte und der Machtübernahme durch die Räte fehlte es in 

München nicht. Aber an die Stelle wirklicher Arbeit traten vielfach Uebertreibungen über die schon 

erzielten Erfolge. Räte bilden, heißt sie zu praktischen Willensäußerungen erziehen. Ueber Resoluti-

onen kamen die bestehenden Räte in München nicht hinaus. Die Vorstellung, daß die Behörden von 

oben Machtpositionen verteilen können, muß durch eigene Initiative ersetzt werden – das lehren ge-

rade die Münchener Erfahrungen. Trotz einer sehr günstigen Situation, nach der Ermordung Eisners, 

geschah z. B. in der Bewaffnungsfrage absolut nichts. Selbst Genosse Max Levien, unter dessen Ein-

fluß die Münchener Ortsleitung bis zur Ankunft Levinés stand, beruhigte nach einem Bericht der 

Münchener „Roten Fahne“ vom 26. Februar die demonstrierenden Arbeiter unter Hinweis auf einen 

nichtssagenden Aufruf des Zentralrats und „verbürgte sich selbst für die sofortige Durchführung der 

Bewaffnung, obwohl er selbst nur ein Mitglied des Zentralrats sei und sich der Mehrheit fügen müsse.“ 

Das wurde nach der Ankunft Levinés anders. Die Partei machte sich nicht mehr solcher Illusionen 

schuldig, die nur einen Deckmantel für Passivität bilden. 

[319] Diese Haltung fand ihre Krönung in der schroffen Ablehnung der Tollerschen Schein-Rätere-

publik. In den Artikeln der Münchener „Roten Fahne“ werden von Leviné die notwendigen Voraus-

setzungen für eine wirkliche Räterepublik genannt: „Nur Kommunisten können eine proletarische 

Räterepublik gründen ...“ 

Die negative Haltung der Kommunisten, die selbst in den Kreisen der Sympathisierenden nicht ver-

standen wurde, war die Konsequenz der positiven Arbeit für die Räte. Mit Rücksicht auf diese posi-

tive Arbeit, diese Vorbereitung der Massen auf wirkliche Kämpfe kann und muß die Partei auch 

Massen-„Stimmungen“ entgegentreten. Das ist nur möglich durch straffste Zusammenfassung, durch 

strengste politische Disziplin der Partei. 

Man ist geneigt, die Gründe einer solchen Politik der Warnung in Passivität und Opportunismus zu 

suchen. Bei genauer Prüfung der Gründe dieser Politik wird man indessen leicht feststellen, welchen 

Ursachen diese Warnungen entsprangen. Die Politik Levinés nach dem Putsch der Konterrevolution 

gegen die Scheinräterepublik offenbart auch dem, der leichtfertig jedes „Bremsen“ für einen Fehler 

hält, wie wenig revolutionäre Klarheit und revolutionäre Kühnheit sich ausschließen. Wo Massen 

wirklich käm pf e n, auch mit Illusionen, muß die Kommunistische Partei an der Spitze stehen. Nach-

dem die weißen Garden in- und außerhalb Münchens gegen das Proletariat anstürmten, kritisierte die 

Partei zwar nach wie vor die Spielereien und Verrätereien der USP und SPD. Aber sie stand zugleich 

zu diesem Kampfe, stellte ihre Kräfte in den Dienst der Arbeiterklasse und übernahm selbst Leitung 

und Verantwortung: 

„Wir sind nicht siegestrunken an die Spitze der Räterepublik getreten; wir waren uns bewußt, daß 

nun der große Kampf beginnen werde ... Und wir wußten, daß gerade in dieser überschweren Situa-

tion nur eine äußerst konsequente Politik ohne jede Nachgiebigkeit und Schwäche aus dem Unter-

nehmen Gewinn für die Arbeiterklasse herausholen könnte ... 

Führt sie aber den Kampf mit aller Energie durch, dann wird sie selbst aus einer Niederlage mit grö-

ßerer Erfahrung, mit größerer Klarheit und mit der Bereitschaft zu neuem Kampfe hervorgehen.“ 

(Münchener „Rote Fahne“, 25. April 1919.) 

Gestützt auf die Erfahrungen der Januar- und Märztage 1919 hat Leviné diese Lehre nicht nur den 

Münchener, sondern allen deutschen Arbeitern neu einzuprägen versucht. Zwischen Schwäche der 

USP und Verrat der SPD gingen die Münchener Kommunisten unbeirrt ihren Weg, der zwar damals 

zu einer Niederlage führte, aber zu einer solchen Niederlage, die die Voraussetzung für den endgül-

tigen Sieg bildet. E r ns t  Meye r. [320] 

* 
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Lenin und die Komintern.  
Von Karl Korsch. 

I. 

Als erster Punkt steht auf der Tagesordnung des 5. Weltkongresses der KI. „Lenin und die Komin-

tern. Ueber die Grundlagen und die Propaganda des Leninismus“. Das bedeutet nicht nur ein 

Bekenntnis des Kongresses zum Geist des Leninismus und eine weithin sichtbare Bekundung des 

Willens der Kongreßteilnehmer, alle Fragen, denen der Kongreß gegenüberstehen wird, im Geiste 

des wahren Leninismus zu lösen. Es kann auch nicht bedeuten, daß auf diesem Kongreß bestimmte, 

im letzten Jahre der KI in Mittel- und Westeuropa in den Brennpunkt des Streites getretene Probleme, 

die erst als spätere Punkte auf der Tagesordnung stehen, vorweg erledigt werden sollten, vor der 

Analyse der wirtschaftlichen Weltlage, die den zweiten Punkt der Tagesordnung ausfüllt. Gewiß bil-

det in der gegenwärtigen Entwicklungsperiode der KI unter allen Aufgaben des mittel- und westeu-

ropäischen und amerikanischen Kommunismus die uns von Lenin vermachte Aufgabe der „Erobe-

rung der Mehrheit unter den wichtigsten Schichten der Arbeiterklasse“ die allerwichtigste, und gewiß 

kann diese bisher noch nicht gelöste Aufgabe von uns nur im Geiste des Leninismus wahrhaft gelöst 

werden, d. h. konkreter im Geiste jener „Schlußfolgerungen“, die Lenin in der eindrucksvollsten 

Weise am Ende seiner klassischen Schrift über den Radikalismus, die Kinderkrankheit des Kommu-

nismus aus der Geschichte der russischen Bolschewiki und aus den Erfahrungen der europäischen 

Parteien abgeleitet hat. „Den konkreten Plan der noch nicht ganz revolutionären Maßnahmen und 

Methoden, die die Masse zum wirklichen, entscheidenden letzten großen, revolutionären Kampf 

führen, zu finden, zu fühlen und zu verwirklichen“ – darin besteht wirklich auch heute, im Jahre 

1924, ganz ebenso wie es Lenin vier Jahre früher ausgesprochen hat, und heute, nach drei Jahren 

sogenannter „Einheitsfronttaktik“ sogar noch offensichtlicher als damals, „die Hauptaufgabe des zeit-

genössischen Kommunismus in Westeuropa und in Amerika“. Aber der Lösung dieser praktischen 

Hauptaufgabe der Leninisten dient eine ganze Reihe von Tagesordnungspunkten des Kongresses zu-

sammen, und nicht ein einzelner besonders, und nur in diesem Sinne dient ihr mit allen anderen auch 

jener erste Punkt der Tagesordnung, der von „den Grundlagen und der Propaganda des Leninismus“ 

spricht. Hier handelt es sich darum, daß die gesamte Komintern heute, nach dem erschütternden Er-

eignis des Todes ihres großen Gründers und Führers, Wladimir Iljitsch Lenin, nun erst recht zeigen 

kann und muß, daß sie imstande und gewillt ist, auch theoretisch und ideologisch das Erbe Lenins 

anzutreten, den „Geist“ Lenins in ihrer Theorie und Praxis als geschichtliche Realität, als „Leninis-

mus“ aufzubewahren und lebendig und aktuell weiter zu verwirklichen, auf diesem Wege also in der 

geschichtlichen Wirklichkeit der Komintern den toten Lenin auch in seiner theoretisch-ideologischen 

Funktion durch ein großes mächtiges Kollektiv von lebendigen Leninisten zu ersetzen.*) 

[321] Indem das Exekutivkomitee „Lenin und die Komintern“ auf die Tagesordnung des 5. Weltkon-

gresses setzte, hat sie vor aller Welt erklärt, daß an der Erfüllung dieser großen Aufgabe, einer ganz 

ungeheuren Aufgabe, wie sie sich in dieser Form noch niemals in der Weltgeschichte eine Partei 

gestellt hat, nicht nur die natürliche Haupterbin Lenins, die russische Bolschewikenpartei, sondern 

ebenso auch alle anderen Sektionen unserer großen kommunistischen Partei, der Kommunistischen 

Internationale, theoretisch und praktisch mitarbeiten sollen. Und schon der Kongreß selbst wird auf 

diesem Wege die ersten wichtigen Schritte tun müssen; es wird seine Aufgabe sein, die in der Tages-

ordnung nur erst unbestimmt angedeutete Parole der „Propaganda des Leninismus“ in einer für die 

ganze Komintern gültigen Weise klar und vollständig und detailliert zu formulieren, jede Sektion der 

KI auf die für sie nach ihrer Lage und ihrem Entwicklungszustande besonders wichtigen Einzelauf-

gaben hinzuweisen und die großen Richtlinien zu bestimmen, nach denen bei der Lösung aller dieser 

Aufgaben verfahren werden soll. 

Die Bedeutung des ersten Tagesordnungspunktes des 5. Weltkongresses geht aber noch viel weiter. 

Man muß sich darüber klar sein, daß der Kongreß mit der näheren Bestimmung der mannigfachen 

 
*) Näheres hierüber besonders im letzten Abschnitt von Sinowjews Aufsatz „W. I. Lenin – Genie, Lehrer, Führer und 

Mensch“ in Nr. 31/32 der KI, und in einem besonderen Aufsatz von Béla Kun über „Die Propaganda des Leninismus“ in 

Nr. 33. 
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Teilaufgaben, aus welchen sich die „Propaganda des Leninismus“ zusammensetzt, zu der Frage des 

„Leninismus“ nur erst nach der sozusagen technischen Seite hin Stellung genommen haben wird. 

Selbstverständlich hat auch diese technische Seite der Frage eine außerordentlich große Bedeutung: 

die „Propaganda des Leninismus“ bildet einen wichtigen Teil der großen kommunistischen Gesamt-

aufgabe der „Organisierung der Revolution“. Und sicher gestaltet sich die Erfüllung gerade dieser 

propagandistischen Aufgabe in denjenigen Sektionen der KI, die die Staatsgewalt noch nicht erobert 

haben, d. h. also in allen europäischen und amerikanischen Sektionen, schon unter legalen, erst recht 

unter illegalen Verhältnissen, außerordentlich viel schwieriger als im proletarischen Sowjetrußland, 

und wird darum in jenen Ländern großenteils auch ganz andere, der besonderen Lage jedes Landes 

genau angepaßte Formen annehmen müssen, die einer näheren Erörterung und Bestimmung durch 

das höchste Organ der KI, den Weltkongreß, durchaus bedürfen. Aber diese mehr oder weniger tech-

nischen Fragen bilden doch keineswegs den Kern der Sache. 

In Wirklichkeit ist mit der Frage „Lenin und die Komintern. Ueber die Grundlagen und die Propa-

ganda des Leninismus“ die Methode der bolschewistischen Theorie als solche auf die Tagesord-

nung gesetzt. Durch die Klärung der „Grundlagen des Leninismus“ und die Durchführung eines auf 

diesen Grundlagen aufgebauten Systems der Leninistischen Propaganda in allen Sektionen der Kom-

munistischen Internationale soll die gesamte Komintern ideologisch zu einer festen Einheit zusam-

mengeschmiedet werden auf dem gemeinsamen Boden der revolutionären marxistischen Methode 

in derjenigen Form, in der sie der Theoretiker des Bolschewismus, Lenin, „wiederhergestellt“ 

und den Fälschungen und Verwirrungen der sogenannten „Marxisten“ der vereinigt. 2. Inter-

nationale entgegengestellt hat. Wie also im 3. Punkt der Tagesordnung das Programm der KI, so 

steht in der Frage des „Leninismus“ die Methode unserer revolutionären bolschewistischen Theorie 

zur Debatte. [322] 

II. 

Wird der 5. Weltkongreß imstande sein, diese ungeheuer wichtige, zugleich aber ungeheuer schwie-

rige Aufgabe zu lösen? Wird er die m e t hod i schen  Gr und l agen  de s  „Len i n i sm u s“ so scharf 

und richtig fixieren können, daß auf diesen Grundlagen eine methodische und systematische leninis-

tische Propaganda aufgebaut werden kann? Wird der Prozeß der ideologischen Vereinheitlichung 

innerhalb der KI weit genug fortgeschritten sein, um alle Sektionen und Gruppen der Komintern in 

dem Bekenntnis zu einer theoretischen Methode zu vereinen, die in ihren wesentlichen Zügen für alle 

die gleiche sein müßte? 

Hier ergeben sich ungeheure Schwierigkeiten, die eine wirklich bis in die Tiefe gehende Lösung der 

Aufgabe nahezu ausschließen. Einerseits kann bisher in den verschiedenen Sektionen der KI und 

besonders gerade auch in der deutschen KP von einer einheitlichen Anerkennung des „Leninismus“ 

als „der“ allein gültigen Methode der marxistischen Theorie überhaupt noch nicht gesprochen wer-

den. Andererseits bestehen mit Bezug auf die Frage, worin denn das Wesen des „Leninismus“ als 

Methode besteht, auch unter denen, die sich zu ihm bekennen, gegenwärtig noch mehrere voneinan-

der in wesentlichen Zügen abweichende Anschauungen. Eine große Anzahl führender und geführter 

marxistischer Theoretiker, die sich organisatorisch zur KI rechnen und in ihrer praktischen Politik 

„leninistisch“ zu handeln bereit sind, lehnen den Satz, daß auch theoretisch die Methode Lenins als 

„die“ wiederhergestellte Methode des „wissenschaftlichen Marxismus“ zu gelten habe, rundweg ab. 

Sie erkennen die Leninsche Methode als eine für die praktisch-politischen Zwecke des proletarischen 

Klassenkampfes in der gegenwärtigen Periode (d. h. also in einer Periode, die im internationalen 

Maßstabe, und in Europa und Amerika auch im nationalen Maßstabe, noch  n i ch t  d i e  Pe r i ode  

de r  po l i t i s chen  Mach t e r g r e i f ung  darstellt!) ausreichende Methode der Orientierung dieses 

Kampfes an, erkennen sie aber durchaus nicht an als die konkreteste und wahrste Methode der mate-

rialistischen Dialektik, als die wiederhergestellte Methode des revolutionären Marxismus. Als solche 

gilt ihnen vielmehr entweder die Methode der Gründerin der deutschen KP, Rosa Luxemburg, oder 

aber sie erklären sowohl die Leninsche, als auch die Luxemburgische Methode für einseitig und wol-

len nur die von Karl Marx in seiner wissenschaftlichen Reifeperiode selbst angewendete Methode als 

wahrhaft marxistische Methode anerkennen. Es ist nicht möglich, in diesem kurzen Aufsatz eine 
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gründliche Auseinandersetzung mit diesen absoluten Gegnern der Leninschen Methode (als einer, 

bzw. als „der“ Methode des wissenschaftlichen Marxismus) auch nur zu beginnen. Diese Aufgabe 

soll erst in den folgenden Heften dieser Zeitschrift in kollektiver Zusammenarbeit eines möglichst 

großen Kreises kommunistischer Theoretiker in Angriff genommen werden. Für heute begnügen wir 

uns mit der Bemerkung, daß für uns die politische Praxis des Bolschewismus und die von Lenin 

„wiederhergestellte“ Form der revolutionären marxistischen Theorie ein derartig untrennbar zusam-

menhängendes Ganzes bilden, daß wir nicht einzusehen vermögen, wie man es z. B. fertigbringen 

kann, in der Frage der Rolle der Kommunistischen Partei für die proletarische Revolution als „prak-

tischer Politiker“ auf dem kommunistischen Standpunkt der Resolution des 2. Weltkongresses zu 

stehen, [323] und zugleich als „wissenschaftlicher Marxist“ den Zusammenhang zwischen der öko-

nomischen Entwickelung und dem proletarischen Klassenkampf in den spezifisch Luxemburgischen 

Formen der dialektisch-materialistischen Methode zu begreifen. Und scheint, daß erst vom Stand-

punkt jenes von Lenin „wiederhergestellten“ und noch einen Schritt weiter getriebenen, ganz „mate-

rialistischen“ Materialismus Marxens aus, der auch die m ens c h l i ch  s inn l i che  Tä t i gke i t  und 

P r ax i s  als solche in ihrer gegens t änd l i che n Wi r k l i chke i t  begreift, die bolschewistische Auf-

fassung der „Rolle der Partei“ voll anerkannt werden kann, während vom Standpunkt der Luxembur-

gischen Dialektik aus, die nach der praktischen Seite hin eine noch nicht ganz so „materialistische“ 

Dialektik ist wie die Leninsche, an dieser Leninistischen Auffassung von der Rolle der Partei immer 

ein peinlicher Ueberrest von „Subjektivismus“ kleben bleibt. Wie dem aber auch sei, soviel scheint 

klar: Eine Resolution über die „Grundlagen des Leninismus“ und ein System „Leninistischer Propa-

ganda“, die auf dem 5. Weltkongreß von „luxemburgianischen“ und „leninistischen“ Marxisten 

(wozu drittens noch diejenigen Marxisten kommen, die weder die Luxemburgische Weiterentwick-

lung noch die Leninsche Wiederherstellung der marxistischen Methode als echten und vollständigen 

Marxismus anerkennen) gemeinsam beschlossen würden, müßte unvermeidlicherweise ebenso unbe-

friedigend ausfallen, wie ein von denselben Theoretikern übereinstimmend für die gesamte KI be-

schlossenes kommunistisches Programm. Die völlige Klärung des Verhältnisses zwischen der Lu-

xemburgischen und der Leninschen Methode der marxistischen Theorie bildet die unerläßliche Vo-

raussetzung für die Bestimmung „der Grundlagen und der Propaganda des Leninismus“. 

Auch von dem Streit zwischen Luxemburgianern und Leninisten ganz abgesehen, besteht über die 

Frage nach dem Wesen des Leninismus als theoretischer Methode heute durchaus noch keine allge-

meine Uebereinstimmung, oder vielmehr diese Uebereinstimmung besteht heute sogar noch weniger 

als früher. Und es ist ja auch ganz selbstverständlich, daß in einer Zeit, wo infolge einer akuten Krise 

die wichtigsten Fragen der bolschewistischen Praxis zum Gegenstand eines erbitterten Fraktionsstrei-

tes geworden sind, auch die Frage der theoretischen Methode des Leninismus in die Qual dieses 

Kampfes mit hineingezogen werden muß, denn das methodische Bewußtsein einer marxistisch-kom-

munistischen Partei steht nicht außerhalb oder in irgendeinem Sinne über der Praxis dieser Partei, 

sondern bildet einen wichtigen Bestandteil dieser revolutionären Praxis selbst. Wir dürfen uns also 

nicht darüber wundern, daß wir in den von den verschiedenen Seiten gegenwärtig unternommenen 

Versuchen zur Bestimmung der Methode der Leninistischen Dialektik alle die Richtungen wiederfin-

den, die sich heute auch praktisch in dem Streit über die Taktik und andere praktisch-politische Fra-

gen innerhalb der Komintern gegenüberstehen. Besonders interessant ist in dieser Hinsicht ein Auf-

satz des Gen. Tha l he im er  „Ueber die Handhabung der materialistischen Dialektik durch Lenin in 

einigen Fragen der proletarischen Revolution“, der in Heft 1/2 der neuen kommunistischen Zeitschrift 

„Ar be i t e r l i t e r a t u r“ erschienen ist. 

III. 

Gen. Thalheimer will die leninistische Methode, die auch nach ihm nichts anderes ist als die von 

Lenin mit derselben Kühnheit und [324] zugleich mit derselben Vorsicht und Exaktheit wie von Marx 

selber angewendete mar x i s t i s c he  Me t hode  de r  ma t e r i a l i s t i s chen  Di a l ek t i k, an der Ent-

wickelung von drei besonderen Fragen erläutern: der Frage der proletarischen Diktatur, der Agrar-

frage und der Frage des nationalistischen und imperialistischen Krieges. Der Abschnitt über die Frage 

der Diktatur endigt mit der Feststellung, daß Lenin die Sowjetform des Staates nicht etwa als „die 
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endlich entdeckte politische Form“ der Diktatur der Arbeiterklasse, sondern bis zuletzt nur als „einen 

neuen Typus“ des Staates bezeichnet habe, worin schon die Möglichkeit abweichender „Abarten, 

Spielarten, Formen“ dieses Typus enthalten sei. Der Abschnitt über die Agrarfrage erklärt, daß Lenin 

durch seine Behandlung dieser Frage „eine besonders lehrreiche und exakte Anwendung der materi-

alistisch-dialektischen Methode“ gegeben habe. (Diese Anwendung bestand nach Thalheimers Dar-

stellung darin, daß Lenin, um den Kern der Sache der proletarischen Revolution, den Uebergang der 

politischen Macht an das Proletariat, zu retten, alle „starren“ Forderungen des bisherigen bolschewis-

tischen Agrarprogramms fallen ließ und darauf vertraute, daß im Fortgang des „Lebens“ alles andere 

sich schon „von selbst“ finden würde, „als das Resultat der Macht des Beispiels, als Resultat prakti-

scher Erwägungen“.) Im dritten und letzten Abschnitt erklärt Gen. Thalheimer den Umstand, daß 

Lenin bei seiner Behandlung der nationalen Frage einerseits die Fälschungen des Sozialpatriotismus 

kritisch vernichtet, andererseits aber auch betont hat, daß unter bestimmten Bedingungen selbst im 

Europa des Weltkrieges die Verwandlung des imperialistischen Krieges in einen nationalen Krieg 

zwar „nicht wahrscheinlich“, aber doch „theoretisch nicht unmöglich“ sein würde, für „ein wahres 

Musterbeispiel der konk r e t en  dialektischen Analyse“. 

Es liegt uns nun fern, hinter der Bewunderung, die Gen. Thalheimer der Leninschen Lösung dieser 

drei wichtigen und schwierigen Fragen zollt, auch nur um Haaresbreite zurückstehen zu wollen. Wir 

müssen aber doch sehr ernsthaft die Frage aufstellen, inwiefern Lenin durch seine Behandlung dieser 

Fragen s o  w i e  Ge n. Tha l he imer  s i e  s ch i l de r t, gerade solche „besonders“ lehrreichen und 

exakten Musterbeispiele der Anwendung der dialektisch-materialistischen Methode des Marxismus 

gegeben habe. Worin besteht z. B. die besonders lehrreiche und exakte Anwendung der materialis-

tisch-dialektischen Methode in dem Leninschen Verhalten zur Agrarfrage? Auch Karl Marx hat be-

kanntlich der revolutionären Klasse, sobald sie sich erhoben hat, die Fähigkeit zugeschrieben, „un-

m i t t e l ba r  in ihrer eigenen Lage den Inhalt und das Material ihrer revolutionären Tätigkeit zu fin-

den: Feinde niederzuschlagen, durch das Bedürfnis des Kampfes gegebene Maßregeln zu ergreifen, 

die Konsequenzen ihrer eigenen Taten treiben sie weiter. Sie stellt keine theoretischen Untersuchun-

gen über ihre eigene Aufgabe an“ (Klassenkämpfe in Frankreich, Dietzsche Ausgabe S. 31). Mit dem 

gleichen Recht durfte auch der Theoretiker und Praktiker der russischen Revolution mitten im Kampf 

auf jene immanente, unbewußte und natürliche Dialektik vertrauen, die im „Leben“ und in dem re-

volutionären Klassenkampf als einem Teil dieses Lebens sich „von selbst“ durchsetzt. Aber wandte 

er gerade hier, wo er (um mit Marx zu sprechen) „auf theoretische Untersuchungen verzichtete“, die 

dialektische Methode an? Wandte er [325] sie gerade hiermit „besonders lehrreich“ und „besonders 

exakt“ an? Wir meinen vielmehr, daß hier umgekehrt gerade die Stelle berührt wird, wo auch die 

höchst entwickelte materialistische Dialektik, die ihrer Idee nach den historischen Prozeß der prole-

tarischen Revolution voll begreifen sollte, an ihre Grenze gelangt, wo der konkrete historische Prozeß 

in seiner materiellen lebendigen Wirklichkeit zwar objektiv noch dialektisch verläuft, in diesem sei-

nen Verlauf aber von dem Dialektiker eine Strecke weit nicht mehr begriffen werden kann. Es gehört 

zu den Erfordernissen einer exakten Theorie der marxistischen Methode, die Existenz dieser Grenze 

nicht zu ignorieren; aber es ist schon etwas viel, wenn man gerade hierin den eigentlichen Ke r n  der 

„materialistischen Dialektik“ von Marx und Lenin erblicken will. Und ähnlich, wenn auch in anderer 

Weise, macht Gen. Thalheimer auch bei den beiden anderen von ihm ausgewählten Beispielen der 

leninistischen Handhabung der marxistischen dialektischen Methode aus gewissen Zügen der Marx-

Leninschen Methode, die freilich zu einer wirklich materialistischen, in keinem Sinne mehr metaphy-

sischen Methode auch  m i t  gehö re n, aber doch um Himmelswillen nicht das i nne r s t e  Wesen  

dieser dialektisch-materialistischen Methode ausmachen, die Hauptsache und das Kernstück des Ma-

terialismus, des Marxismus und des Leninismus überhaupt. Und zu dieser Verzerrung des Wesens 

der marxistisch-leninistischen Methode, die er an seinen drei Beispielen konkret vollbringt, fügt er 

überdies in der Einleitung und in einzelnen eingestreuten Bemerkungen seines Aufsatzes noch eine 

ebenso verzerrte allgemeine Theorie des Wesens dieser Methode hinzu. Er übertreibt den Marxschen 

Grundgedanken, daß die Wahrheit immer konkret ist, zu der Karikatur, daß die Resu l t a t e  des ma-

terialistisch-dialektischen Denkens bei Lenin wie bei Marx überhaupt niemals und in keiner Form 

über den augenblicklichen Erfahrungskreis, aus dem sie abgeleitet und für den sie bestimmt sind, 
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hinaus a l l gem e i ne r  gelten könnten, – als ob nicht Marx (z. B. in dem Brief an Michailowski) und 

Lenin (z. B. in der Einleitung zum „Radikalismus“, die die Ueberschrift hat: „In welchem Sinne kann 

man von der internationalen Bedeutung der russischen Revolution sprechen?“) sehr genau un t e r -

s ch i eden  hätten zwischen denjenigen Resultaten i h r e r  materialistisch-dialektischen Forschung, 

die eine solche allgemeinere Bedeutung haben, und die sie nicht haben. Was ist denn überhaupt eine 

„materialistisch-dialektische“ Methode wert, die uns nichts mehr gibt, was in irgendeinem Sinne über 

die uns schon bekannte gegenwärtige Erfahrung hinausgreift, sondern vielmehr, wie es Thalheimer 

ausdrückt, gar nichts mehr hervorbringt als h i s to r i s che  Resultate, einerseits theoretische Wieder-

spiegelung (!), Analyse einer bestimmten Zeit, andererseits Richtlinien für den Kampf des Proletari-

ats, ebenfalls in einer bestimmten Zeit“? 

In Wirklichkeit hat die mit dieser Umformung der Marx-Leninschen materialistischen Dialektik 

durch den Gen. Thalheimer geschaffene neue Methode mit der materialistischen Dialektik nichts 

mehr zu tun. In seinem Bestreben, die materialistische Methode von Marx und Lenin ganz „materia-

listisch“ als die Methode einer rein historischen Erfahrungswissenschaft und Praktik zu fassen, hat 

Gen. Thalheimer die Grenze dessen, was man materialistische Dialektik nennen kann, schon über-

schritten und ist zu einem völlig undialektischen Historismus, Positivismus und Praktizismus gelangt. 

!Während Rosa Luxemburg, [326] wie wir weiter oben angedeutet haben, in ihrer Auffassung der 

menschlichen Praxis noch nicht ganz materialistisch geworden, in dieser einen Hinsicht noch Hege-

lianischer Dialektiker geblieben ist, hat Gen. Thalheimer umgekehrt mit den Resten der Hegeliani-

schen Dialektik zugleich alles Dialektische aus der Methode der marxistischen Wissenschaft hinaus-

getrieben; die materialistisch-dialektische Methode Marxens, die wesentlich das konkrete Begreifen 

der proletarischen Revolution als geschichtlicher Prozeß und als geschichtliche Aktion der proletari-

schen Klasse ist, wandelt sich bei ihm um in eine bloß passive, ideologische „Widerspiegelung“ ein-

zelner, nach Zeit und Ort verschiedener, geschichtlicher Tatsächlichkeiten. 

Diese theoretische Verfälschung des Wesens der marxistischen und leninistischen materialistisch-

dialektischen Methode führt praktisch zu einer Entwertung aller durch diese Methode von Marx und 

Engels und Lenin und anderen Marxisten gewonnenen Ergebnisse. Und es ist ziemlich leicht einzu-

sehen, woher diese Tendenz zur Entwertung der Ergebnisse der Marx-Leninschen Forschungsme-

thode entspringt und wohin sie führt. Nehmen wir als Beispiel die hundertfache Wiederholung Thal-

heimers, daß der Sowjetstaat von Lenin nur als ein Typ mit möglichen Spielarten und Abarten be-

zeichnet wird. So sehr entwerten kann man die Ergebnisse der Marx-Leninschen Methode nur, wenn 

man, sei es bewußt, sei es unbewußt, von  d i e sen  E r gebn i s s en  l o skom m en  will. Die Auffas-

sung des Sowjetstaates als nur eines Typus der proletarischen Diktatur, mit mannigfachen möglichen 

Spielarten, macht es dem Theoretiker des „Leninismus“ möglich, von der „starren“ Form der Rä-

tediktatur (die nach idem wirklichen Lenin zwar nur den noch weiter entwicklungsfähigen „Anfang“, 

aber immerhin doch „den“ Anfang „de r“ sozialistischen Form des Demokratismus bezeichnet!) los-

zukommen zu den verschiedenen möglichen „Abarten, Spielarten“ und – Entartungen dieses „Ty-

pus“, z. B. zu der sächsischen „Arbeiterregierung“. Und so mit allen sonstigen „Ergebnissen“ der 

Marxschen und Leninschen Theorie. Sind sie alle schlechthin nur „historische Erzeugnisse“, gebun-

den an ihre bestimmten historischen Voraussetzungen, anwendbar nur auf die Verhältnisse einer be-

stimmten Zeit und eines bestimmten Landes, so ist es selbstverständlich, daß unter neuen Verhältnis-

sen, gegenüber neuen Erfahrungen und veränderten politischen Bedürfnissen alle diese bisherigen 

„Resultate“ des Marxismus ihre Gültigkeit verlieren und durch die neuen Erkenntnisse und Richtli-

nien ersetzt werden können und müssen, in denen sich diese neue Lage nunmehr für den „Leninisti-

schen“ Handhaber der materialistischen Dialektik „widerspiegelt“. Indem Gen. Thalheimer den re-

volutionären und dialektischen Materialismus Marx-Lenins in eine nicht mehr dialektische und also 

auch nicht mehr revolutionäre (bzw. umgekehrt: nicht mehr revolutionäre und infolgedessen auch 

nicht mehr dialektische), r e i n  h i s t o r i s che  Er fah r ungswi s senscha f t  und  P r ak t i k  umwan-

delt, setzt er unter der verführerischen Verkleidung des „Leninismus“ tatsächlich eine ihrer Tendenz 

nach oppo r t un i s t i s che  und  r e f o r m i s t i s che  Me t hode  an die Stelle der revolutionären Me-

thode des Marxismus. 
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IV. 

Wir haben die von Thalheimer vertretene Auffassung der leninistischen Methode mit besonderer 

Ausführlichkeit behandelt nicht [327] nur darum, weil Gen. Thalheimer als zweiter Referent für die 

Programmfrage auf dem 5. Weltkongreß bestimmt ist und schon darum seine Stimme zweifellos auch 

in der Frage nach dem Wesen des Leninismus als Methode auf dem Kongreß mit besonderer Auf-

merksamkeit gehört werden wird. Noch mehr kam es uns darauf an, an einem typischen Beispiel 

ausführlich und deutlich zu zeigen, daß der Versuch einer Bestimmung der „Grundlagen des Leninis-

mus“ und besonders einer Fixierung des Wesens der Leninschen Methode auf dem 5. Weltkongreß 

nicht nur mit großen, gegenwärtig noch fast unüberwindlichen Schwierigkeiten, sondern überdies 

auch mit gewissen Ge fah r en  verbunden ist, die umso größer sind, als sie gerade auf diesem, schein-

bar rein theoretischen und dem praktischen Kampf der Fraktionen weit entrückten Gebiete sehr viel 

leichter unbemerkt und unbeachtet bleiben können. Unter der für uns alle teuren, revolutionären 

Flagge des „Leninismus“ wird gegenwärtig mancherlei revisionistische, reformistische, opportunis-

tische und liquidatorische Kontrebande i n  d i e  P r ax i s  und  i n  d i e  Theo r i e  des revolutionären 

Kommunismus einzuschmuggeln versucht. Und in ihrem tiefsten Grunde bedeutet die vom Gen. 

Thalheimer jetzt formulierte Theorie der Leninistischen Methode nur die falsche Theorie zu einer 

falschen politischen Praxis. Wie sich die in Deutschland seit dem Leipziger Parteitag angewendete 

opportunistische und reformistische Einheitsfronttaktik zu der revolutionären Methode der Agitation 

und Massenmobilisation verhält, so verhält sich die „leninistische“ Methode Thalheimers und der 

ihm nahestehenden Genossen zu der wirklichen Methode des revolutionären Leninismus, d. h. zu der 

von Lenin wiederhergestellten und vollendeten materialistisch-dialektischen Methode des revolutio-

nären Marxismus. Der 5. Weltkongreß wird, wie bei allen anderen, unmittelbar praktischen Fragen 

der kommunistischen Politik, so auch bei der Erörterung der theoretischen Fundamente dieser Politik, 

bei der P r og r amm f rage  und bei der Frage nach den Gr und l agen  des  Len i n i sm us  bestimmte 

Schu t z wä l l e  gegen  d i e  s t e i gende  F l u t  de s  kom m uni s t i s chen  Rev i s i on i smu s  er-

richten müssen. Durch die Erfüllung dieser nega t i ven  Funktion kann er dem drohenden Verfall der 

von Lenin wiederhergestellten und vollendeten Methode der revolutionären marxistischen Wissen-

schaft, die ihrem Wesen nach nichts anderes ist als das theoretische Bewußtsein von der revolutionä-

ren Aktion der proletarischen Klasse, machtvoll entgegenwirken. Für eine pos i t i ve  Fixierung des 

Wesens des Leninismus als Me t hode  ist der gegenwärtige Entwicklungsmoment der Komintern 

ebensowenig geeignet, wie für die Fixierung eines für eine ganze Epoche der kommunistischen Poli-

tik endgültigen kommunistischen P rog r amm s. [328] 

* 

Zur Programmfrage.  
Von B o r i s. 

V o r b e m e r k u n g  d e r  S c h r i f t l e i t u n g. Die seit mehr als 1½ Jahren veröffentlichten 

Programmentwürfe sind in der wissenschaftlichen Zeitschrift der deutschen KP noch nicht 

diskutiert worden. Es kommt jetzt darauf an, durch eine beschleunigte Eröffnung der Diskus-

sion diese lange Versäumnis einigermaßen gutzumachen. Die Genossen finden den Wortlaut 

der Entwürfe veröffentlicht in Nr. 222 der „Inprekorr.“ vom 21. November 1922 (Bucharin) 

und in Nr. 23 des 4. Jahrgangs der KI (Varga und Thalheimer). 

Der 5. Weltkongreß der Kommunistischen Internationale soll das Programm der Internationale be-

schließen. Es liegen die im Zusammenhang mit dem 4. Weltkongreß veröffentlichten Entwürfe von 

Bucha r i n, Tha l he imer  und Va rga  vor. Es ist wohl möglich, daß Bucharin inzwischen seinen 

Entwurf modifiziert hat. Veröffentlicht ist außer dem alten Entwurf vorläufig nichts. Sinowjew weist 

darauf hin, daß man über die Bausteine zum Programm, und zwar über die Thesen Lenins über die 

bürgerliche Demokratie und die Diktatur des Proletariats und über die nationale und koloniale Frage, 

über die Resolution des 2. Kongresses über die Rolle der Partei und den Beschluß zur Agrarfrage 

verfügt, daß die ganze Aufgabe der Programmausarbeitung sich auf die Errichtung eines Gebäudes 

aus diesen Bausteinen beschränkt. Die Entwürfe von Bucharin, Thalheimer und Varga zeigen aber, 

daß man nicht imstande ist, dieses Gebäude auszuführen. Uebrigens muß das Programm der 
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Kommunistischen Internationale, die auf dem Boden des Marxismus steht, auf den ökonomischen 

Grundsätzen basieren, und die oben erwähnten Thesen von Lenin sind politisch und nicht ökono-

misch. Sollten die oben genannten Theoretiker ihre Entwürfe etwas geändert haben, so würde nichts 

Wesentliches dadurch geändert sein. Um zu beweisen, daß die vorliegenden Entwürfe nicht die 

Grundlage des Programms der KI abgeben können, daß ein von diesen Theoretikern verfaßtes Pro-

gramm für die KI nicht in Betracht kommt, will ich kurz diese drei Entwürfe analysieren. Da zu 

erwarten ist, daß der Bucharinsche Entwurf von der KPR und von der Exekutive dem Kongreß zur 

Annahme vorgelegt wird, fange ich mit ihm an. 

Buc ha r i n  versucht im Abschnitt I seines Entwurfes die ökonomischen Thesen zu geben. Diese 

weichen von der ökonomischen Theorie von Marx grundsätzlich ab. Er betitelt den ersten Abschnitt 

„Die kapitalistische Sklaverei“, er erklärt, „die Arbeiterklasse ist ein Sklave des Kapitals“. Es war 

das große Verdienst von Marx und Engels (siehe das „Kommunistische Manifest“ von Marx und 

Engels und die „Grundsätze des Kommunismus“ von Engels), den grundlegenden Unterschied zwi-

schen den drei Wirtschaftsordnungen der Zivilisation festgestellt zu haben, gezeigt zu haben, daß er 

darin liegt, daß die antike Wirtschaftsordnung auf der Sklaverei, die feudale auf der Leibeigenschaft 

und die kapitalistische auf der freien Lohnarbeit und nicht auf der Sklaverei beruht. Wie wir unten 

des Näheren ausführen werden, hat Bucharin, anstatt den Kapitalismus zu charakterisieren, Merkmale 

angeführt, die entweder jeder auf dem Privateigentum beruhenden Wirtschaftsordnung oder der anti-

ken Wirtschaftsordnung (Sklaverei) oder der einfachen Warenwirtschaft, nur ausnahmsweise aber 

dem Kapitalismus angehören. Anstatt den Kapitalismus als ein spezifisches Wirtschaftssystem zu 

kennzeichnen, führt er uns irgend einen Mischmasch mehrerer Wirtschaftsordnungen vor, der nur 

geeignet ist, den Klassengegensatz zwischen Proletariat und Bourgeoisie im falschen Lichte sehen zu 

lassen. Bucharin erklärt: „die Grundlage dieser Herrschaft (des Kapitals. D. Verf.) bildet das Privat-

eigentum und die Produktion für den Markt“. Als Merkmal des Kapitalismus gibt er also das Merkmal 

der einfachen Warenproduktion, die nur der Ursprung des Kapitalismus [329] ist. Bucharin übersieht 

hier wie in allen seinen Schriften die differentiae specificae des Kapitalismus. Er wirft zusammen 

„Kapitalisten“ und „Reiche“, „Proletarier“ und „Arme“.*) 

Er erklärt: „Fast der ganze Erdball befindet sich gegenwärtig unter der Herrschaft des Kapitals“. Der 

Ausdruck „unter der Herrschaft“ ist sehr vag. Dem, Marxisten kommt es auf den Unterschied zwi-

schen der kapitalistischen und der nichtkapitalistischen Wirtschaftsordnung an. Und es ist nicht wahr, 

daß die kapitalistische Wirtschaftsordnung die auf dem Erdball fast allein herrschende ist. Es genügt, 

auf die nichtkapitalistischen Länder, wie China, ganz Afrika mit Ausnahme von Aegypten und Süd-

afrika, einen Teil Vorderasiens, Siam, Französisch-Indo-China, Malaische Inselgruppe, auf die starke 

Verbreitung der nichtkapitalistischen Wirtschaftsformen in Ländern wie Rußland, Balkan, Zentral- 

und Südamerika, Indien, Aegypten usw. hinzuweisen. Bucharin charakterisiert den Kapitalismus 

durch folgenden Satz: „das Monopol auf die Produktionsmittel dieser Waren, wie auch auf die Mittel 

zu ihrer Verteilung befindet sich in den Händen der Klasse der Kapitalisten ...“, er spricht gleich 

darauf vom kapitalistischen „Monopol auf Waffen“ und „Bildungsmonopol“. Auf diese Weise ver-

nichtet er den genauen Sinn des marxistischen Terminus „Monopol“. Marx spricht vom Eigentum 

der Kapitalistenklasse an den Produktionsmitteln. Es war Kautsky, der das „Monopol auf Produkti-

onsmittel“ in das Erfurter Programm hineingeschmuggelt hat. Bucharin aber fügt noch Bildungs- und 

Waffenmonopol hinzu, so daß bei ihm das Monopol zu einem Synonym vom Besitz wird, hinter dem 

man die nicht vorhandenen Tiefen vermutet. Damit nicht genug: er spricht vom Monopol auf die 

Verteilungsmittel der Waren. Es ist allgemein bekannt, daß der Marxismus nur Produktions- und 

Konsumtionsmittel, daneben eventuell auch das Geld, das aber kein Verteilungsmittel ist, kennt. 

Bucharin erklärt: „die Arbeiterklasse, die eine stets wachsende Mehrheit der Bevölkerung bildet ...“ 

Es ist wohl nicht möglich, die Anzahl der Proletarier auf der Welt statistisch genau festzustellen, es 

unterliegt aber keinem Zweifel, daß sie bei weitem nicht einmal ein Drittel der Gesamtbevölkerung 

 
*) „Die Aufhebung des Privateigentums ... beseitigt die Ausbeutung von Menschen durch andere Menschen ... Jeder Un-

terschied zwischen Armut und Reichtum verschwindet.“ (Es ist anzunehmen, daß Bucharin, da die Begriffe „Armut“ und 

„Reichtum“ nicht verschmelzen können, die Aufhebung der Gruppen der „Reichen“ und der „Armen“ vorschwebte.) 
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der Welt ausmacht. Zu behaupten, daß die Arbeiterklasse eine stets wachsende Mehrheit der Bevöl-

kerung bildet, bedeutet, daß das Programm von Voraussetzungen ausgeht, die gerade das Gegenteil 

der Wirklichkeit sind. Wir werden unten sehen, daß noch in der zweiten, entscheidenden Frage, der 

Frage der Produktivkräfte und der Produktion, Bucharins Annahme der Wirklichkeit vollkommen 

widerspricht. Das Programm ist also die Anwendung einer Theorie, die Marx widerspricht, auf ein 

Wirklichkeitsbild, das der Wirklichkeit widerspricht. Nachdem Bucharin in dieser Weise vom Kapi-

talismus gesprochen hat, nachdem er vorläufig es zustande gebracht hat, vom Kapitalismus zu spre-

chen, ohne seine Widersprüche zu erwähnen, nachdem er also das par excellence antagonistische 

Wirtschaftssystem als widerspruchslos dargestellt hat und nur die eine antagonistische Folge der 

„Sklaverei“ des Proletariats erwähnt hat, geht er im zweiten Teile des ersten Abschnittes zu den Wi-

dersprüchen des Kapitalismus über. 

Für Marxisten ist der Kapitalismus das Widerspruchssystem. Der Widerspruch zwischen den Produk-

tivkräften und Produktionsverhältnissen, der im Widerspruch zwischen Gebrauchswert und Tausch-

wert, zwischen Ware und Geld, zwischen Bourgeoisie und Proletariat zum Ausdruck kommt, wird 

hier auf die Spitze getrieben, bis die Produktivkräfte die Fesseln der kapitalistischen Produktionsver-

hältnisse sprengen, bis das Proletariat den Sozialismus aufrichtet. Der antagonistische Kapitalismus 

[330] wird durch den harmonischen Kommunismus abgelöst. Sismondi, Proudhon, Rodbertus, Hil-

ferding und Bucharin sprechen dagegen von „Widersprüchen in der Entwicklung des kapitalistischen 

Systems“. So betitelt Bucharin den zweiten Abschnitt seines ersten Teiles. Er spricht von den „Grund-

fehlern des kapitalistischen Systems“. Also nicht das antagonistische System, nicht einmal die Wi-

dersprüche des Systems, sondern „Widersprüche in der Entwicklung des Systems“, „Grundfehler des 

Systems“. Wenn es bloß Fehler sind, so lassen sie sich beseitigen, das System selbst ist harmonisch 

und gut. Immerhin ist es ein Entwurf des Programms der marxistischen, der Kommunistischen Inter-

nationale. Und Bucharin sagt, daß diese Fehler mit absoluter Unvermeidlichkeit zum Zusammen-

bruch des Kapitalismus führen. 

Des weiteren sagt Bucharin: „andererseits bringt aber der ungeregelte Gang der Produktion periodisch 

wiederkehrende Krisen mit sich“. Der Programmentwurf steht also auf dem Boden der berüchtigten 

Disproportionalitätstheorie der Krisen, die Marx in den „Mehrwertstheorien“ ausdrücklich ablehnt, 

die aber von bürgerlichen Nationalökonomen und von Hilferding, dem Theoretiker der 2. Internatio-

nale, der Agentin des Kapitals, aufgestellt wurde. Der wirkliche Grund der Krisen liegt in der perio-

disch auftretenden Schwierigkeit der Realisierung des zu akkumulierenden Teiles des Mehrwertes, 

infolge des relativen Zusammenschrumpfens des nicht kapitalistischen Marktes für die rapid wach-

sende kapitalistische Produktion. Von allen Widersprüchen des Kapitalismus führt Bucharin bloß die 

Anarchie der Produktion an. Er spricht nicht von der Fesselung der Produktivkräfte durch die kapita-

listischen Produktionsverhältnisse, die ihren Ausdruck in der tendenziellen Unmöglichkeit der Rea-

lisierung des zu akkumulierenden Teiles des Mehrwertes, und diese wiederum in dem tendenziellen 

Fall der Profitrate hat. (Rosa Luxemburg hat Unrecht mit ihrer Bemerkung in der „Antikritik“, daß 

der Fall der Profitrate irrelevant ist. Er ist der Ausdruck der Unmöglichkeit der Realisierung des zu 

akkumulierenden Teiles des Mehrwertes.) Dieser ökonomische Widerspruch drückt sich im Klassen-

kampf des Proletariats gegen die Bourgeoisie aus. Das Proletariat, die wichtigste Produktivkraft, der 

Vertreter der Kategorie der Produktivkräfte, kämpft gegen die Bourgeoisie, die Vertreterin der Kate-

gorie der Produktionsverhältnisse. Bucharin aber erklärt: „zu der Anarchie in der Produktion kommen 

die Gegensätze zwischen den Klassen hinzu.“ Vom gesamten Kapitalismus, vom gesamten Wider-

spruch, denn der Kapitalismus ist eben der Widerspruch und nichts anderes, sieht er nur die Anarchie, 

der Klassenkampf ist etwas, was von außen hinzukommt, und kein Ausdruck des Widerspruches der 

Produktivkräfte und Produktionsverhältnisse im Ueberbau ist. Was kommt in diesem Satze von Buch-

arin zum Ausdruck? Er betrachtet die Dinge von nichtmarxistischem Standpunkte aus, er sieht den 

Klassenkampf ein, er sieht aber nicht ein, daß der ökonomische Unterbau den gesellschaftlichen 

Ueberbau bestimmt. Zum Klassenkampf gesellen sich bei ihm, kommen hinzu die ökonomischen 

Widersprüche; da er aber in dem Aufbau seines Programmentwurfes nach marxistischen Grundsätzen 

vorgeht und mit dem ökonomischen Unterbau anfängt, kommt bei ihm nicht die Anarchie zum 
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Klassenkampf, sondern der Klassenkampf zur Anarchie hinzu. Aber was auch den Klassenkampf 

betrifft, sieht er nicht den für das Programm der Kommunistischen Internationale entscheidenden 

Kampf des Proletariats gegen die Bourgeoisie, sondern spricht von dem „Kampf der Klassen“. „Die 

kapitalistische Gesellschaft wird entzwei gerissen, und der Kampf der Klassen füllt ihre ganze Ge-

schichte aus.“ Er nennt nicht die Klassen mit dem Namen. 

Er spricht von der „Konkurrenz zwischen den kapitalistischen Staaten“ und vernichtet damit den ge-

nauen marxistischen Begriff der Konkurrenz. Im nächsten Absatz wirft er die Konzentration und die 

Zentralisation des Kapitals zusammen, die nicht ein und dasselbe sind. Am Schlusse dieses Teiles 

spricht Bucharin von den Voraussetzungen der neuen Gesellschafts-[331]ordnung. Als solche hätte 

er anzugeben den hohen Grad der Entwicklung der Produktivkräfte, die Vergesellschaftung der Ar-

beit und die Reife des Proletariats. Er gibt aber folgendes an: die Konzentration, die Vergesellschaf-

tung der Arbeit, die Wissenschaft, die Arbeiterorganisationen, die die ersten Organisatoren der neuen 

Gesellschaftsordnung werden liefern können. Es ist wirklich nicht zu begreifen, warum er die Arbei-

terorganisationen, die die ersten Organisatoren liefern werden, unter den grundlegenden Vorausset-

zungen der neuen Gesellschaftsordnung angibt. Sehr interessant ist der Abschnitt „die letzte Etappe 

des Kapitalismus“. Er fängt damit an, daß er von der unerhörten Kriegskrise von 1914 und der fol-

genden Jahre spricht und durch diese unerhörte Ausdehnung des Begriffes der Krise den marxisti-

schen Begriff der Krise beseitigt. Er legt dann erstens die Hilferdingische Finanzkapitaltheorie, zwei-

tens seine eigene staatskapitalistische Theorie dar. Der Abschnitt „die Folgen des Krieges und der 

Anfang des Zerfalls des Kapitalismus“ ist die Darlegung der Bucharinschen Theorie der erweiterten 

negativen Reproduktion und der Vargaschen Theorie des Zerfalls des Kapitalismus. Der ganze wirt-

schaftliche Teil des Programms besteht hiermit aus den verstümmelten Stellen von Marx, der Hilfer-

dingschen, der Bucharinschen und der Vargaschen Theorien. Die Vargasche Theorie werden wir des 

näheren bei der Kritik seines Programmentwurfs behandeln. Die Hilferdingsche und die Bucharin-

sche müssen hier mit Rücksicht auf den beschränkten mir zur Verfügung stehenden Raum sehr kurz 

behandelt werden. 

Bucharin spricht vom „monopolistischen Charakter des modernen Kapitalismus“. Er erklärt: „An 

Stelle der ... Privatunternehmer treten machtvolle Vereinigungen der Industriemagnaten (Syndikate 

und Trusts), die durch die Banken zusammengefaßt werden. Diese neue Form des Kapitals, in der das 

Bankkapital mit dem Industriekapital verschmilzt, in der auch der Großgrundbesitzer sich durch die 

Banken in die allgemeine Organisation einfügt, wo Cliquen von ungeheuer reichen, fast den Charak-

ter erblicher Dynastien besitzenden Finanzoligarchen die tatsächlichen Herren der Lage sind, trägt 

einen scharf ausgeprägten monopolistischen Charakter. Die freie Konkurrenz, die an die Stelle der 

feudalen Monopolwirtschaft getreten ist, verwandelt sich selbst in ein Monopol des Finanzkapitals.“ 

Erstens sind auch Syndikate und Trusts Privatunternehmungen; nur sind sie keine Einzelunterneh-

mungen, sondern Vereinigungen von Unternehmungen wie Kartelle oder zu einer Unternehmung fu-

sionierte Unternehmungen wie Trusts. Zweitens sind sie keine Vereinigungen der Industriemagnaten, 

sondern mehrerer Kapitalisten, wobei die Führung natürlich den Großkapitalisten zufällt. Endlich, 

was wichtiger ist, ist die Finanzkapitaltheorie falsch. Ich will den wirklichen Stand der Dinge andeu-

ten. Das Geldkapital, das Bankkapital war, spielt eine große Rolle in der Periode 1301 bis 1500, der 

ersten Periode des Kapitalismus, der Periode des Geldkapitalismus, des Geld- und Wucherkapitals. 

Die Periode 1500 bis 1775, die sogenannte Periode des Manufakturkapitalismus, war eigentlich die 

Periode, in der das Handelskapital vorherrschte. Der größte Teil der Produktion fand in den nicht 

kapitalistischen Wirtschaftsformen statt; und es war die Aufgabe des Handelskapitals, diese von nicht 

kapitalistischen Warenproduzenten herstammenden Waren und nebenbei die wenigen in den kapita-

listischen Manufakturen produzierten Waren von den Produzenten an die Konsumenten zu bringen. 

Gegenwärtig werden die meisten Waren in den kapitalistischen Industrien produziert. Der größte Teil 

dieser Waren geht dann weiter an die Produzenten. Nur der geringere Teil gelangt an die Konsumen-

ten. Meistens wird er direkt von den Industriellen an die Konsumenten übermittelt. Auch die weiteren 

Produzenten übermitteln zum größten Teil ihre Waren unmittelbar an die Konsumenten. Der größte 

Teil der Waren geht überhaupt nicht in den eigentlichen Konsum, nur in den industriellen Konsum 
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ein. Es ist ganz klar, daß das Handelskapital nur eine nebensächliche Rolle spielt. Nicht anders ist es 

mit dem Geldkapital, [332] dem sogenannten Bankkapital, bestellt. Der größte Teil, in gewissen Län-

dern der weitaus größte Teil des als Handelskapital fungierenden Kapitals ist in Wirklichkeit zum 

größten Teil das industrielle Kapital, zum geringeren Teil das Bankkapital, mithin letzten Endes das 

Industriekapital. Der Industriekapitalismus, die Periode seit 1775 ist, was vulgär klingt, aber den An-

hängern der Finanzkapitaltheorie gesagt werden muß, die Periode des Industriekapitals. Immerhin 

spielte das Geldkapital, das Bankkapital war, eine große Rolle in den Anfängen des Industriekapita-

lismus, z. B. 1775 bis 1815 in England, 1830 bis 1848 in Frankreich. Es ist allgemein bekannt, daß 

man von der Herrschaft der Financiers in Frankreich während der Julimonarchie 1830 bis 1848 ge-

sprochen hat. Ich habe oben den Ausdruck „große Rolle“ verwendet. Das Bankkapital spielte selbst-

verständlich in dem angegebenen Beispiel, in der Periode des Industriekapitalismus, eine bedeutend 

geringere Rolle als in der Periode 1300-1500. Da aber die Gesamtbedeutung des Kapitalismus unge-

heuer gestiegen ist, hat es auch in diesen Jahren eine große Rolle gespielt. Je weiter sich der Indust-

riekapitalismus, der Kapitalismus überhaupt entwickelt, desto geringer wird die Rolle des Bankkapi-

tals. (Man braucht nur an die Rolle zu denken, die seinerzeit die Fugger und Welser gespielt haben – 

Anfang des 16. Jahrhunderts in Deutschland – Kaiser Karl V. als Schuldner und Bittsteller bei Fug-

ger.) 1300-1500 gilt für Italien, Deutschland erlebte im 16. Jahrhundert ungefähr dieselbe Periode. 

Man braucht vor allem nur an die Rolle des Bankhauses Medici in Florenz zu denken, an die Rolle 

der florentinischen, genuesischem Bankiers überhaupt. Auch an die Rolle, die die wenigen Bankiers 

im späten Mittelalter in Frankreich gespielt haben. Als Seitenstück denke man an die Rolle des Han-

delskapitals in der nächsten Periode, am die großen Handelskompagnien und ihre Bedeutung, insbe-

sondere am die Ostindische Compagnie Britisch-Indiens. 

Das Hauptwesen des Kapitalismus liegt in der Produktion, in der Industrie, in der maschinellen Groß-

industrie. (Es ist eine Naivität von Hilferding und von Bucharin, an das plötzliche Auftreten der Fi-

nanzoligarchie, der Bankieroligarchie im 20. Jahrhundert zu denken.) De r  w i r k l i che  Vor gang  

i s t  de r, daß  da s  Ge l dkap i t a l  a l l mäh l i ch  s e i ne  Funk t i onen  ve r l i e r t. Was waren seine 

Funktionen? Die wichtigste war seine Funktion als Leihkapital. Korrelat mit dieser ist die volkswirt-

schaftliche Kategorie des Zinses. Von den beiden kann man im doppelten Sinne, in einem engeren 

und in einem weiteren sprechen. Wir wollen uns hier aber nur mit dem Zins- und dem Leihkapital im 

engeren Sinne beschäftigen. Das Leihkapital im weiteren Sinne war eben. das berühmte Wucherka-

pital. Das Geldkapital hatte also die Funktion, als Leihkapital zu dienen und wurde von den Rentnern 

zur Verfügung gestellt. Die Kapitalistenklasse zerfiel in industrielle Unternehmer und Rentner, die 

ihnen ihr Kapital gegen Zins überließen. Die Entwicklung des Kapitalismus hat es aber mit sich ge-

bracht, daß das gesamte Kapital der Kapitalistenklasse im den Händen den industriellen Unternehmer 

konzentriert wurde. Es gibt jetzt eben keine Rentner mehr. Die neue Kategorie, die da entstanden ist, 

ist die Synthese der alten Kategorien, des industriellen Unternehmers und des Rentners, des Unter-

nehmergewinnes und des Zinses. Es ist der industrielle Profit, der gegenwärtig beinahe identisch mit 

dem gesamten Profit im engeren Sinne, sogar mit dem gesamten Mehrwert, also dem Profit im wei-

teren Sinne ist. Und die Synthese des industriellen Unternehmers und des Rentners ist die moderne 

Aktiengesellschaft. (So haben Marx und Rosa Luxemburg die Aktiengesellschaft aufgefaßt. Ihre Auf-

fassung weicht von der Auffassung Hilferdings und Bucharins grundsätzlich ab.) Es ist klar, daß auf 

diese Weise das Geldkapital seine Hauptfunktion verloren hat. Was die übrigen nebensächlichen 

Funktionen betrifft, so verschwinden auch sie. Es verschwinden selbstverständlich auch die Funktio-

nen des Leihkapitals gegen-[333]über dem Handelskapital. Auch die Funktion, die Geldmittel der 

Großgrundbesitzer und des Kleinbürgertums den industriellem Unternehmern bezw. der gesamten 

Kapitalistenklasse zur Verfügung zu stellen, da die nichtkapitalistischen Großgrundbesitzer z. T. ver-

schwunden, z. T. zurückgetreten sind, da das Kleinbürgertum jede Bedeutung verloren hat. (Hilfer-

ding, Bernstein und Schippels Sparagnes gegenüber stellen wir fest, daß das Proletariat keine Geld-

mittel hat, infolgedessen hat es auch keine Geldmittel zur Verfügung gestellt.) Die Banken, die da 

sind, sind gegenwärtig zu Zahlstellen der Großindustrie geworden. M a n  m uß  na t ü r l i ch  d i e s  

a l l e s  nu r  a l s  e i ne  Tendenz  ve r s t ehe n, d i e  s i ch  noch  n i ch t  ganz  du r chgese t z t  ha t. 

Es gibt Banken, die noch die alte Funktion ausüben. Es ist aber ein Unsinn, die ganze Periode wegen 
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der Ueberbleibsel aus der alten Periode, als Periode des Finanzkapitals zu bezeichnen. Mit demselben 

Rechte könnte man die gegenwärtige Periode des Kapitalismus als Manufakturkapitalismus bezeich-

nen, da es noch immer Manufakturen gibt. 

Die von Bucharin in den Programmentwurf übernommene Finanzkapitaltheorie faßt die Banken, das 

Finanzkapital, als die Herren der Wirtschaft auf. Hilferding erklärte seinerzeit, daß fünf Großbanken 

die deutsche Wirtschaft regieren. Jetzt haben wir erlebt, daß die Berliner Handelsgesellschaft, eine 

von diesen fünf Großbanken, eine von diesen „Königinnen der Wirtschaft“ (nach Hilferdings Aus-

spruch: „Es genügt, die Kontrolle über die fünf Banken zu erlangen, um die Kontrolle über die ge-

samte deutsche Wirtshaft zu erlangen“) um einen Pappenstiel von einem Großindustriellen (Hugo 

Stinnes) gekauft wurde. 

Hilferding sprach davon, daß diese Tendenz sich noch verstärken wird, daß die Banken die gesamte 

Leitung der Wirtschaft übernehmen werden. Diese Ansichten sind für eine vulgäre ökonomische The-

orie charakteristisch. Wie kam aber die Vulgärökonomie zu dieser Ansicht? 

1. Sie ging von dem deutschen Verhältnissen aus, also von ostelbischen Verhältnissen. Darüber kann 

man alles wiederholen, was seinerzeit Engels über ostelbische Ansichten Dührings gesagt hat (siehe 

Engels „Anti-Dühring“). 

2. Es ist charakteristisch für die Vulgärökonomie, daß sie immer an der Oberfläche haftet. Die Vul-

gärökonomen sehen, daß so viel Geld über die Schalter der Banken rollt, genauer, von den Banken 

verrechnet wird. Die Vulgärökonomie haftet am Schein. Sie schließt infolgedessen: „Muß der Kas-

sierer ein reicher Mann sein! Tag für Tag scheffelt er Milliarden ein! Was für eine hohe Person muß 

der Portier sein! Soviel Borten und Aufschläge hat er auf seiner Uniform! Müssen die Banken mächtig 

sein!“ Oder erklärt sie wie Bucharin: „Die Macht des Kapitals, vertreten durch Bajonette, Polizei, 

Kirche, Schule usw.“ 

3. Das Wichtigste: Dem Geldmarkt sieht man nicht den Klassengegensatz an. Non  o l e t! Man merkt 

ihm nicht den Ursprung an. Es ist eben 1 Mark, 10 Mark, 100 Mark. Den Bankeinlagen merkt man 

nicht gleich den Klassencharakter der Einleger an. Ja, wenn man in die Werkstatt geht, dann sieht 

man sofort, wie die Ausbeutung vor sich geht. Deshalb haben die Vulgärökonomen seinerzeit immer 

vorgezogen, von profit upon trade und nicht von der Ausbeutung in der Werkstatt zu sprechen. Hil-

ferding geht noch einen Schritt weiter. Er versinkt in dem Sumpf. Er sucht die Erklärung aller Er-

scheinungen nicht einmal mehr im Handel, sondern auf der Börse, in den Kassenräumen. Er verwischt 

auf diese Weise den Klassengegensatz. 

Ebenso grundfalsch und vulgär ökonomisch ist die Anschauung von Hilferding und Bucharin, daß an 

Stelle der freien Konkurrenz das Monopol des Finanzkapitals getreten sei. Aus Raumgründen sind 

wir nicht in der Lage, diese Theorie ebenso eingehend wie die Finanzkapitaltheorie zu behandeln. Es 

genügt, darauf hinzuweisen, daß Hilferding und Bucharin aus diesem angeblichen Monopolcharakter 

des modernen Kapitalismus die [334] Konsequenz ziehen, daß das Gesetz des Ausgleiches der Profi-

traten nicht mehr gilt, daß es keine gesellschaftliche Durchschnittsprofitrate mehr gibt, und daß dank 

diesem Umstande die monopolistischen Finanzkapitalisten ungeheure Profite erzielen. Im Wirklichkeit 

gilt natürlich das grundlegende Gesetz des Kapitalismus. Es abzuleugnen, vom Monopolkapitalismus 

zu sprechen, bedeutet, die ganze Marxsche Welt-, Produktionspreis- und Profittheorie über den Haufen 

zu werfen. Wir wollen annehmen, daß der Ausgleich der Profitraten nicht stattfindet. Das Kapital der 

Finanzkapitalisten hat die höchste organisatorische Zusammensetzung. Das der übrigen Kapitalisten 

hat eine niedrigere organische Zusammensetzung. Nehmen wir an, daß die Finanzkapitalisten den in 

ihren Betrieben erpreßten Mehrwert für sich behalten, daß auch die übrigen Kapitalisten dasselbe tun. 

In diesem Falle wäre der Profit der Finanzkapitalisten infolge der hohen organischen Zusammenset-

zung ihrer Kapitalien niedriger und nicht höher, wie Hilferding es annimmt, als der Durchschnittsprofit. 

Was geht in Wirklichkeit vor sich? Die organische Zusammensetzung ist am höchsten in der von 

mir als c (f) bezeichneten Kategorie des Kapitals. Aus Raummangel kann ich hier nicht näher be-

gründen, warum ich diese Kategorie so bezeichne. Zu dieser Kategorie gehören der Bergbau, die 
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Montanproduktion und die Produktion der Elektrizität aus Wasserkraft. Marx hat in den „Mehrwert-

theorien“ besonders darauf hingewiesen, daß der Bergbau keine Rohstoffe hat. Diese Kategorie hat 

also kein konstantes zirkulierendes Kapital und ist infolgedessen der Vertreter der c (f)-Kategorie des 

Kapitals, der Kategorie des konstanten fixen Kapitals. Sie produziert aber das konstante zirkulierende 

Kapital, die Hilfsstoffe, Petroleum und Kohle, und die Rohstoffe, Metalle, Stahl, Eisen, Aluminium, 

Zink, Zinn, Kupfer, Blei. Diese Produktion von c (z)-Kapital ist der Gegenpol des Charakters dieser 

Kategorie, als des konstanten fixen Kapitals. Dieser Kategorie gehört also die Produktion von weißer 

Kohle, Petroleum, Kohle, Stahl, Eisen, Aluminium, Zink, Zinn, Kupfer, Blei, samt der dazugehörigen 

Hüttenindustrie und der Herstellung der sogenannten Metallprodukte I. A. an. Die organische Zusam-

mensetzung ist am höchsten in dieser Kategorie. Diese Kategorie ist die Domäne der Montankon-

zerne, die zur Herrschern der Welt geworden sind. Die c (f)-Kategorie hat am wenigsten lebendige 

Arbeitskraft. Sie hat infolgedessen den geringsten Mehrwert. Sie hat aber den größten Teil des Ge-

samtkapitals der Gesellschaft. Sobald der Ausgleich der individuellen Profitraten der einzelnen Pro-

duktionszweige zur Gesamtdurchschnittsprofitrate stattfindet – und er findet statt –, bekommt sie 

einen Profit, der, da ihr Kapital den größten Teil des Gesamtkapitals ausmacht, den größten Teil des 

Profits der Kapitalistenklasse ausmacht. Mithin steckt sie beinahe den ganzen Profit der Kapitalisten-

klasse ein. Da der in dieser Kategorie erpreßte Mehrwert aber sehr gering ist, so steckt sie sich den 

größten Teil des Mehrwerts in die Tasche, der in andern Kategorien produziert wurde. Also müssen 

die andern Kapitalisten den größten Teil ihres Mehrwerts an die Montankonzerne abtreten. Wir wol-

len unseren Gedanken durch folgendes Beispiel veranschaulichen. Die Nicht-c (f)-Kapitalisten haben 

99 Millionen Arbeiter in ihren Betrieben ausgebeutet und ihnen den Mehrwert abgepreßt. Die Mon-

tankonzerne haben bloß eine Million Arbeiter verwendet. (Die Zahlen dienen natürlich nur als Illust-

ration.) Das Kapital der c (f)-Kategorie macht 90 Prozent des Gesamtkapitals der Kapitalistenklasse 

aus. In der c (f)-Industrie wurde nur 1 Prozent des gesamten Mehrwerts ausgepreßt. Trotzdem steckt 

sie sich ruhig 90 Prozent des Mehrwerts ein. Von 99 Prozent des Gesamtmehrwerts, die nicht in der 

c (f)-Kategorie produziert wurden, steckt sie sich 89 Prozent des gesamten Mehrwerts ein. Die andern 

Kapitalisten empfinden es als gemein, daß die c (f)-Kategorie ihnen 90 Prozent ihres Profits einfach 

wegschnappt. Dieses Empfinden ist recht und billig, solange der einzelne Kapitalist in dieser Weise 

denkt. Die vulgäre Oekonomie, Hilferding, Bucharin, Varga und Thalheimer, verallgemeinern aber 

den Standpunkt dieses einzelnen Kapitalisten und sprechen von Monopolpreisen [335] und von der 

Aushebung des Marxschen Wertgesetzes. In Wirklichkeit handelt es sich um den von Marx festge-

stellten Vorgang des Uebergangs vom Wert zum Produktionspreis. 

Bucharin spricht von der Aenderung des Charakters der Konkurrenz. Früher fand die friedliche Kon-

kurrenz durch „billige Preise“ statt; jetzt „tritt ... die Methode der offenen Anwendung der Gewalt“ 

auf. Der Grund dieser Erscheinung ist, behauptet Bucharin, die monopolistische Organisation des 

Kapitals. Der außerordentlich gestiegene Kapitalexport fördert diese Verschärfung der Konkurrenz. 

In Wirklichkeit aber findet der „Kampf um die Reste der Akkumulationsbedingungen“ nach dem 

Ausspruche der Genossin Rosa Luxemburg statt. Im nächsten Absatz erklärt Bucharin, daß „im Rah-

men der Weltwirtschaft mächtige staatskapitalistische Trusts, gewaltige finanzkapitalistische Groß-

mächte entstanden sind“. Dies ist natürlich reiner Unsinn. Es gibt Staaten, es gibt Kapitalistenklassen 

verschiedener Staaten, es gibt Trusts, es gibt Konzerne und Konzerngruppen. So können wir auf die 

Rockefellersche Konzerngruppe hinweisen, der der Rockefellersche Konzern in den U. S. A., der de-

Wendel-Konzern in Frankreich und der Krupp-Wolffsche Konzern in Deutschland angehören, auf 

die Morgansche Konzerngruppe, der der Morgan-Konzern in den U. S. A., der Schneider-Konzern in 

Frankreich, der Stinnes-Konzern in Deutschland und der Royal-Dutch-Konzern in England angehö-

ren. Wir kennen die Standard Oil Cie. als die herrschende Zentralunternehmung der Rockefellerschen 

Konzerngruppe und die National City Bank als die Zahlungsstelle dieses Konzerns, die Royal Dutch 

und den Stahltrust als die zentralen Unternehmungen der Morganschen Konzerne und das Bankhaus 

Morgan beziehungsweise die First National Bank als Hauptbanken dieser Gruppe, in der das Bank-

kapital bedeutend stärker vertreten ist als in der Rockefellerschen. Die „staatskapitalistischen Trusts“ 

und die „finanzkapitalistischen Großmächte“ sind aber etwas, was weder in der Wirklichkeit zu fin-

den ist, noch sich mit der Marxschen Theorie vereinigen läßt. Bucharin sagt, „in unmittelbarer oder 
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mittelbarer Abhängigkeit von ihnen (von den Trusts. D. Verf.) befinden sich die schwächeren Staaten 

der Bourgeoisie“. Bei Bucharin sind also diese staatskapitalistischen Trusts einerseits die Staaten, 

anderseits die Trusts. Er scheint also der Ansicht zu sein, daß der Staatskapitalismus herrscht. Er 

unterscheidet nicht den Staatsüberbau von dem wirtschaftlichen Unterbau. Das behauptet er in einer 

Periode, wo die Montankonzerne den Staaten ihre letzten Unternehmungen wegnehmen. (Siehe die 

Wegnahme der Eisenbahnen, der staatlichen Bergwerke, Domänen, Forsten und Betriebe durch die 

Montankonzerne in Deutschland, der Eisenbahn und der staatlichen Post in Italien, den bevorstehen-

den Verkauf der staatlichen Handelsflotte der U. S. A.) Er wirft außerdem in einer durch nichts zu 

überbietenden Weise die wirtschaftlichen und die politischen Organisationen zusammen. So spricht 

er von den „staatskapitalistischen Trusts“ als von den „staatswirtschaftlichen Vereinigungen“. Und 

wer ist für ihn der Feind des Kapitals? Er erklärt: „gegen die mächtig organisierten Kräfte des Fi-

nanzkapitals organisieren sich zwei Hauptkräfte: einerseits die Arbeiter der kapitalistischen Staaten, 

anderseits die durch den Druck des Kapitals niedergehaltenen Kolonialvölker. Anstatt also auf einer 

Seite das Kapital und auf der andern Seite das Proletariat als die kämpfenden Klassen anzugeben, 

spricht er vom Proletariat der kapitalistischen Staaten und  den Kolonialvölkern.“ Es wird also nicht 

gegen den Kapitalismus, sondern gegen das Finanzkapital gekämpft, und nicht das Proletariat kämpft 

gegen „den Kapitalismus, sondern die Kapitalisten der Kolonien, vereinigt mit den Kleinbürgern und 

Proletariern der Kolonien und einem Teile des Proletariats Europas und Amerikas, kämpfen gegen 

das Finanzkapital (der andere Teil des europäischen und amerikanischen Proletariats kämpft nämlich 

nach Bucharins Ansicht vorläufig auf der Seite der Bourgeoisie). Anstatt des Klassenkampfes be-

kommen wir da einen Kampf der verschiedenen Gruppen des Kapitals gegeneinander. Die Rolle, die 

die nichtfinanzkapitalistische Bourgeoisie in Europa und in Amerika in diesem Kampfe spielt, ist 

nicht eindeutig. Bucharin sagt leider nicht, daß man auch gegen diese Gruppe kämpfen soll. [336] Er 

läßt mithin zusammen mit August Thalheimer und der rechten Richtung in der Kommunistischen 

Internationale die Möglichkeit offen, daß man zusammen mit diesen Gruppen des Kapitals gegen das 

Großkapital kämpfen soll. Die KPD nahm seinerzeit die von August Thalheimer verfaßten Thesen 

an, in denen es hieß, das deutsche Proletariat soll zusammen mit den Mittelschichten gegen das Groß-

kapital kämpfen. An einer andern Stelle dieser Thesen heißt es ausdrücklich: „zusammen mit der 

kleinen Bourgeoisie“. Die Sektion der KI in Amerika, die Workers Party, erklärt wörtlich in ihrer 

Resolution, angenommen vom Zentralkomitee am 16. März 1924 (siehe „Daily Worker“ vom 22. 

März d. J.): „Diese Spaltung (es ist die bevorstehende Spaltung der beiden großkapitalistischen Par-

teien gemeint) muß unterstützt werden von der Workers Party aus folgenden Gründen: Sie (die Ab-

spaltung. D. Verf.) stellt eine Revolte von Arbeitern, Farmern und unteren Schichten der besitzenden 

Klasse gegen die politische Herrschaft der Großkapitalisten dar. Sie durchbricht die kapitalistischen 

Reihen ...“ Was unter „untere Schichten der besitzenden Klasse“ verstanden wird, geht aus einem 

andern Passus hervor, in dem es heißt: „... die La-Follette-Gruppe, welche wirklich die Interessen von 

wohlhabenden Farmern und k l e i nen  Fab r i kan t en  und andern Mittelschichten vertritt“. 

Des weiteren erklärt Bucharin, daß ein bedeutender Teil des europäischen und amerikanischen Pro-

letariats korrumpiert ist. „Die Bourgeoisie der stärksten imperialistischen Staaten, die durch Plünde-

rung der Kolonien und Halbkolonien Sonderprofite erzielte, erhöhte aus dem Ertrag dieser Plünde-

rungen den Arbeitslohn der kontinentalen Arbeiter und machte sie dadurch an diesen Plünderungen 

und an der Ergebenheit gegenüber dem imperialistischen ‚Vaterlande‘ interessiert.“ Was soll das hei-

ßen, daß die Bourgeoisie den Arbeitslohn der kontinentalen Arbeiter erhöhte und sie dadurch an ihren 

Plünderungen interessierte? Die europäischen und amerikanischen Arbeiter werden ausgebeutet. Die 

Arbeiter erhalten den Wert ihrer Arbeitskraft, d. h. Lebensmittel, die zur Erhaltung und Reproduktion 

ihrer Klasse notwendig sind. Die Summe der Lebensmittel muß also hinreichen, das arbeitende Indi-

viduum sich als arbeitendes Individuum in seinem normalen Lebenszustand erhalten und sich durch 

Fortpflanzung verewigen zu lassen. Durch den Kampf haben die Arbeiter eine gewisse Höhe des 

Lebensniveaus erreicht. Die Vorbedingung dieser Höhe war die Entwicklung der Produktivkräfte. 

Der Arbeitslohn der kontinentalen Arbeiter wurde nicht durch die Bourgeoisie zwecks Korrumpie-

rung der Arbeiter durch irgendwelche Sonderprofite erhöht. Uebrigens gibt es keine Sonderprofite, 

es gibt nur einen Profit, und dieser wird durch Mehrarbeit in der Produktion geschaffen. 
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Marx spricht von Monopolpreisen und von Surplusprofiten. Surplusprofite bezeichnet er manchmal 

als Extraprofite. Die Monopolpreise kommen aber nur bei Dingen wie Raphael-Gemälden usw. in 

Betracht, die außerhalb des Bereichs der politischen Oekonomie liegen. Surplusprofite entstehen, 

falls ein Betrieb unter Produktionsbedingungen produziert, die günstiger als die durchschnittlichen 

gesellschaftlichen Produktionsbedingungen sind. Er entsteht also, wenn die individuelle Arbeitszeit, 

die in diesen Betrieben für die Produktion einer Gebrauchseinheit der Ware erforderlich ist, unter der 

dazu erforderlichen gesellschaftlich durchschnittlich notwendigen Arbeitszeit liegt. Man muß den 

Surplusprofit in der Industrie von dem in der Landwirtschaft unterscheiden. Der Surplusprofit in der 

Industrie läßt sich nicht fixieren, er wird von den technisch fortschrittlichsten Betrieben erzielt. Es 

gibt aber keine Betriebe, die ständig die fortschrittlichsten sind. Heute erzielen diese, morgen jene 

Betriebe diesen Profit. 

Der Surplusprofit tritt in der Landwirtschaft in Gestalt der Rente auf. Es ist aber ganz klar, daß Buch-

arin nicht die Rente im Auge hat, wenn er von den Sonderprofiten der Trusts und Kartelle, wenn er 

von Sonderprofiten aus Kolonien spricht. Die Bedeutung der Kolonien liegt darin, daß sie Gebiete 

sind, in denen die nichtkapitalistischen Wirtschaftsordnungen herrschen, wie zum Beispiel Zentral-

afrika und Niederländisch-Indien, oder [337] stark verbreitet sind, wie in Britisch-Indien. Diese nicht-

kapitalistischen Wirtschaftsordnungen sind für das Kapital als Lieferanten von zusätzlichen Produk-

tionsmitteln und Arbeitskräften und besonders als Abnehmer von m (a) wichtig. 

Man kann nicht von Sonderprofiten aus Kolonien sprechen. U. S. A. sind das Zentrum des Weltkapi-

talismus. Da U. S. A. keine bedeutenden Kolonien haben, wäre es interessant, zu erfahren, wie es 

Bucharin sich eigentlich vorstellt, daß die U. S. A.-Bourgeoisie das U. S. A.-Proletariat durch die 

Verschenkung eines Teiles des Sonderprofits, den es nicht geben kann, aus den Kolonien, die die 

U. S. A. nicht besitzen, korrumpiert. Oder nimmt er vielleicht an, daß diese Sonderprofite aus den 

Philippinen, Hawaii und Puerto Rico, eventuell Cuba und Haiti, deren Produktion im Vergleich mit 

der von U. S. A. unendlich klein ist, fließen? Und es wird der Kommunistischen Internationale zuge-

mutet, diesen klassenversöhnlichen Unsinn zum Programm zu erheben. Noch toller werden die The-

sen in dem Abschnitt, der der Kriegs- und Nachkriegsperiode gewidmet ist. Für das neunzehnte Jahr-

hundert konnte Bucharin Karl Marx benutzen, den er verstümmelte. Für den Anfang des zwanzigsten 

Jahrhunderts benutzte er Hilferding, den er richtig wiedergab, da er theoretisch sein Schüler ist. Er 

hat aber auch eigene unsinnige staatskapitalistische Theorie entwickelt. Was die Kriegs- und Nach-

kriegszeit betrifft, so ist er auf sich selbst und auf den Hilferdingianer Varga angewiesen. Er entwi-

ckelt seine „Theorie“ von der erweiterten negativen Reproduktion. Er ist ein „wildgewordener Klein-

bürger“, der den Untergang des Kleinbürgertums Mitteleuropas sieht, und daraus den Untergang der 

Produktivkräfte der Welt, der Grundlage des Kommunismus, deduziert. 

Bucharins Formel für die erweiterte negative Reproduktion lautet (Bucharin: „Oekonomik der Trans-

formationsperiode“, Seite 51, Zeile 60) 

c + v + m 

c + v + (m – x) 

c + v 

c + (v – x) 

(c – y) + (v – nx) und so weiter. 

Ich erlaube mir, dieses usw. zu befolgen und die Formel mathematisch fortzusetzen. 

c – y 

c – ny 

c (ny + z) 

c – (ny + nz) 

c – (ny + nz+ z') 

c – c = O (!) 

Das bedeutet, daß Bucharin ernstlich der Ansicht ist, daß die kommunistische Wirtschaftsordnung 

buchstäblich mit Null an Produktions- und Konsumtionsmitteln anfangen wird. Sie wird also aus der 
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blauen Luft die neue Welt schaffen. Es erübrigt sich, ernsthaft diesen Standpunkt zu kritisieren. Die-

sem Standpunkt entsprechend behandelt Bucharin die Kriegs- und Nachkriegsperiode. Er behauptet, 

daß der Krieg „zur Vernichtung einer gewaltigen Menge von Produktionsmitteln führte“. Gerade das 

Gegenteil ist richtig. Der Produktionsapparat der Welt ist am Kriegsende größer als vor dem Kriege 

geworden, die Produktivkräfte der Welt haben sich entwickelt, es wird auf erhöhter Stufenleiter pro-

duziert. Derselbe Prozeß der Entwicklung der Produktivkräfte fand, wenn auch im verlangsamten 

Tempo, auch in der Nachkriegszeit statt; der Produktionsapparat vergrößerte sich. Der gegenwärtige 

Produktionsapparat der Welt beträgt ungefähr das Doppelte der Vorkriegszeit. Es hat aber eine unge-

heure Verschiebung stattgefunden. Vor dem Kriege lag der Schwerpunkt des Weltkapitalismus in 

Westeuropa, jetzt liegt er in U. S. A. Die U. S. A. produzieren mehr als die Hälfte der Weltgesamt-

menge der entscheidenden Waren (Weiße Kohle, Petroleum, Steinkohle, Anthrazit, Stahl, Eisen, 

Kupfer, leichte Metalle, Baumwolle, Mais, Automobile, usw.). Japan hat seinen Produktions-

[338]apparat ungeheuer erweitert, es fand der ungeheuere Industrialisierungsprozeß Indiens, Süd-

amerikas, der Dominions, usw. statt. Der Produktionsapparat Englands, Frankreichs, Skandinaviens 

usw. ist gestiegen. Der Produktionsapparat Mittel- und Südosteuropas hat das Vorkriegsniveau nur 

unbedeutend überschritten. Hilferding sieht nur diese eine Seite der Frage (vgl. seinen Artikel in der 

„Gesellschaft“ Nr. 2), die Produktivkräfte und ihre Entwicklung. Bucharin sieht nur die Produktions-

verhältnisse. Ein Marxist muß aber beides sehen, und nicht nur das, er muß den Widerspruch zwi-

schen den Produktivkräften und den Produktionsverhältnissen sehen. Die Produktivkräfte allein ge-

nommen sind der Gegenstand der Statistik und der Technologie, die Produktionsverhältnisse allein 

genommen sind der Gegenstand der Rechtswissenschaft. Der Widerspruch zwischen den Produktiv-

kräften und den Produktionsverhältnissen ist der Gegenstand der politischen Oekonomie. 

Der Widerspruch zwischen den Produktivkräften und den Produktionsverhältnissen hat sich tatsäch-

lich seit 1914 ungeheuer verschärft, der Kapitalismus ist tatsächlich in sein letztes Stadium getreten. 

Nur eine kurze Zeitspanne trennt uns vom Anfang des Aufbaues des Sozialismus. Dies geschieht aber 

nicht, weil die Produktivkräfte zugrunde gehen, wie es Bucharin angibt, sondern, weil sie sich entwi-

ckelt haben und die Produktionsverhältnisse, die zu ihrer Fessel geworden sind, sprengen. Die gegen-

wärtige Weltkrise des Kapitalismus ist keine Krise infolge der Unterproduktion, wie es Varga und 

Bucharin annehmen. Solche Unterproduktionskrisen gibt es überhaupt nicht. Es ist natürlich richtig, 

daß die gegenwärtige Krise sich wesentlich von allen bisherigen Krisen unterscheidet. Dieser Unter-

schied liegt aber nicht darin, daß sie, anstatt Ueberproduktionskrise zu sein, eine Unterproduktions-

krise ist. Er liegt auch nicht darin, daß die Valutaverhältnisse zerrüttet sind, wie es Bucharin und 

Varga in ihren Programmentwürfen behaupten. Das Neuartige der Krise liegt erstens in der ungeheu-

ren Erschwerung der Realisierung des zu akkumulierenden Teils des Mehrwerts, zweitens und vor 

allem in der Erscheinung des Steigens der Werte der kapitalistisch produzierten Waren infolge des 

erhöhten Verschleißes des konstanten fixen Kapitals. Was das erste betrifft, so besteht der Unter-

schied zwischen der gegenwärtigen Krise und allen früheren Krisen inklusive der letzten Krise von 

1907 darin, daß die kapitalistische Produktion in einem solchen Grade gewachsen ist, die nichtkapi-

talistischen Wirtschaftsformen in einem derartigen Grade verdrängt hat, daß der Widerspruch zwi-

schen der ungeheuer gewachsenen kapitalistischen Produktion einerseits und dem relativ zusammen-

geschrumpften nichtkapitalistischem Markt andererseits auf die Spitze getrieben worden ist. Die 

Quantität wird bald in die Qualität umschlagen. Was das zweite betrifft, so kann man diese Erschei-

nung kurz in folgender Weise charakterisieren: 

Etwa um 1900 herum trat der Weltkapitalismus in eine neue Phase der Entwicklung. Die Erscheinun-

gen, die für die Phase des Kapitalismus nach 1914 typisch sind, zeigen sich in unentwickelter Form 

schon seit 1900. Die kapitalistischen Produktionsverhältnisse sind von Anfang an einerseits die Ent-

wicklungsform, andererseits die Fessel der Produktivkräfte gewesen. Seit 1900 tritt diese zweite Ei-

genschaft stärker, seit 1914 besonders stark hervor. Hat der Kapitalismus bis 1900 die Produktivkräfte 

im schnellen Tempo entwickelt, was sich im steten Sinken des Wertes einer kapitalistisch produzier-

ten Gebrauchswerteinheit äußerte, so sehen wir seit 1900 ein langsames, seit 1914 rasches Steigen 

der Preise der kapitalistisch-produzierten Waren, das der Ausdruck des Steigens der Werte dieser 

Waren ist. 
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Mit der Entwicklung des Kapitalismus steigt das konstante Kapital im Verhältnis zum variablen, das 

konstante fixe Kapital im Verhältnis zum konstanten zirkulierenden, insbesondere das konstante fixe 

Kapital im Verhältnis zum Gesamtkapital. Gleichmäßig steigt die Planmäßigkeit in der Leitung der 

Produktion. Es findet ein ungeheurer Konzentrationsprozeß des Kapitals statt. Die kapitalistische 

Produktion steigt von Jahr zu Jahr [339] im Verhältnis zur nichtkapitalistischen Produktion. Der jähr-

lich produzierte kapitalistische Neuwert sinkt im Verhältnis zum vorhandenen Kapital, steigt aber 

absolut. Insbesondere steigt absolut (sinkt relativ: tendenzieller Fall der Profitrate) der zu akkumulie-

rende Teil des Mehrwerts. Er steigt in höherem Grade als die Aufnahmefähigkeit der nichtkapitalis-

tischen Wirtschaft, auf die er angewiesen ist. Es erhöht sich damit die Schwierigkeit, den zu akku-

mulierenden Teil des Mehrwerts zu realisieren. Die tendenzielle Unmöglichkeit der Realisierung des 

zu akkumulierenden Teiles des Mehrwerts führte vor 1914, insbesondere von 1900, zu Krisen, in 

denen ein Teil der Produktionsmittel und der produzierten Waren zugrunde ging. Die Krisen wurden 

überwunden, indem die Produktion nach erfolgtem Ersatz des konstanten fixen Kapitals auf erhöhter 

Stufenleiter, bei höherer organischer Zusammensetzung, niedrigerer Profitrate, verbilligten Waren 

aufgenommen wurde, ein Vorstoß gegen die nichtkapitalistische Wirtschaft durchgeführt und so neue 

Realisierungsmöglichkeiten für den zu akkumulierendem Teil des Mehrwerts geschaffen wurden. In 

der Periode bis 1914, besonders aber seit 1914 hat das Industriekapital ungeheuer an Bedeutung ge-

genüber dem landwirtschaftlichen und Handelskapital gewonnen. Innerhalb der Industrie gewann be-

sonders die Montanindustrie, an Bedeutung, die im Jahre 1923 zum herrschenden Zweig der kapita-

listischen Wirtschaft wurde. Die kapitalistischen Großunternehmungen gewannen ungeheuer am Be-

deutung gegenüber den mittleren und kleinen. Innerhalb der großen Unternehmungen findet der Zu-

sammenschluß zu höheren Einheiten, insbesondere den Trusts statt. In verschiedenen Produktions-

zweigen ist die organische Zusammensetzung verschieden. Je höher die organische Zusammenset-

zung in einem Produktionszweig, desto höher sein Anteil an konstantem fixen Kapital. Am höchsten 

ist er bei der Montanindustrie. Es folgt dann die Metallindustrie. Die Montanindustrie ist, wie wir 

schon oben ausführten, der Vertreter des konstanten fixen Kapitals. Die Montanproduktion, die Pro-

duktion von weißer Kohle, Petroleum, Kohle in erster Linie, Stahl und Eisen in zweiter Linie, Alu-

minium, Zink, Zinn, Kupfer, Blei in dritter Linie wird der herrschende Zweig der Produktion und 

gliedert sich immer mehr den andere Produktionszweige an. Die Trusts der Montanindustrie wandeln 

sich zu Montankonzernen um. 

Je höher die organische Zusammensetzung eines Zweiges ist, desto planmäßiger wird der betreffende 

Zweig geleitet. Das Steigen der Planmäßigkeit führt selbstverständlich nicht zur Abschwächung, son-

dern zur Verstärkung des kapitalistischen Konkurrenzkampfes. Die planmäßige Leitung der Produk-

tion führt zur planmäßigen Beschränkung der Produktion, die zum Teil anstelle der Krise tritt. Der 

Anteil des konstanten fixen Kapitals ist in diesen Zweigen besonders hoch. Der Verschleiß von c (k) 

bleibt derselbe (der „gesellschaftliche Verschleiß“) auch dann, wenn die Produktion beschränkt wird. 

Derselbe Verschleiß verteilt sich auf eine geringere Masse Waren. Dies hat eine ungeheure Erhöhung 

des Wertes der Waren zur Folge. Der Werte, nicht der Preise, weil die Produktionsperiode in diesen 

Zweigen nicht mehr ein Jahr, wie in der früheren Periode des Kapitalismus, sondern ein industrieller 

Zyklus ist. Die Berechnung wird pro Zyklus vorgenommen, der Verschleiß wird gleichmäßig auf die 

Gesamtheit der während des Zyklus produzierten Waren verteilt. Für die verschiedenen Zweige be-

kommen wir eine Skala: Je höher die organische Zusammensetzung, desto planmäßiger die Leitung, 

desto höher die Werte. Dies ist der Grund des Steigens der Werte der kapitalistisch produzierten 

Waren von 1900 bis 1914 um ⅙, von 1914-1923 nochmals um durchschnittlich 50%. Dies ist der 

Grund der Tatsache, daß die Steigerung bei den verschiedenen Waren eine ganz verschiedene ist. Das 

Gold hat denselben Wert wie früher, da jede Menge Gold bis jetzt aufgenommen wurde, und gar 

keine Beschränkung der Produktion stattfand. 

Diese Erscheinung des Steigens der Werte der kapitalistisch produzierten Waren zeigt, daß die Ten-

denz des Kapitalismus, die Produktivkräfte zu ent-[340]wickeln, schwächer geworden ist, die Ten-

denz, die Fessel der Produktivkräfte zu sein, sich ungeheuer verstärkt hat. Zeigt sich im tendenziellen 

Fall der Profitrate der Widerspruch zwischen den Produktivkräften und den Produktionsverhältnissen 
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ganz auf der Oberfläche, zeigt sich in der tendenziellen Unmöglichkeit der Realisierung des zu akku-

mulierenden Teils des Mehrwerts der Widerspruch zwischen Produktivkräften und Produktionsver-

hältnissen in der Frage des Aufeinanderwirkens der kapitalistischen und der nichtkapitalistischen 

Wirtschaftsordnung, so zeigt das tendenzielle Steigen der Werte den Widerspruch im Kern-

punkt, in der Frage der Arbeitsproduktivität, im Widerspruch zwischen Wert und Gebrauchswert. 

Die kapitalistische Wirtschaftsordnung beseitigte die feudale, indem sie die Arbeitsproduktivität er-

höhte. Indem die kapitalistische Wirtschaftsordnung die Arbeitsproduktivität senkt, beweist sie, daß 

die Stunde nicht fern ist, in der sie alle ihre Produktivkräfte entwickelt hat und der sozialistischen 

Wirtschaftsordnung Platz machen muß. 

Bucharin aber, der auf irgendeine Weise den nachher bevorstehenden Untergang des Kapitalismus 

beweisen will, erklärt, daß das gesamte gesellschaftliche Einkommen gesunken ist. Das statistische 

Material, das hier infolge Raummangels nicht angeführt werden kann, berechtigt uns dagegen, den 

Schluß zu ziehen, daß der Produktionsapparat der Welt das Doppelte des Vorkriegsapparates beträgt, 

daß bloß 60 Prozent des Apparates ausgenutzt werden und daß das Einkommen der kapitalistischen 

Welt um 20 Prozent, wahrscheinlich aber sogar mehr als 20 Prozent, höher als das Friedenseinkom-

men ist. Die obige Behauptung Bucharins folgt aus seiner Theorie der erweiterten negativen Repro-

duktion und ist das gerade Gegenteil der Wirklichkeit. 

Der Teil des Programmentwurfs Bucharins (3. Abschnitt), der die Gedanken Marx’ und Engels’, von 

Lenin weiter geführt, über die Diktatur des Proletariats enthält, ist im wesentlichen richtig. Nur eine 

Stelle enthält Falsches. Bucharin erklärt: „Die Arbeiterklasse als Führerin und Vortrupp der gesamten 

übrigen Werktätigen und in erster Reihe der Bauernmassen befestigt ihre Führerrolle durch Rechtspri-

vilegien, die auf den ersten Entwicklungsstufen unve r m e id l i ch  sind.“ Erstens ist das Proletariat 

der Führer der Werktätigen, die keine Lohnarbeiter ausbeuten, darunter natürlich auch der Bauern, 

die keine Lohnarbeiter ausbeuten. Das Proletariat ist aber nicht der Führer der Großbauern, der oberen 

Schichten von Mittelbauern, der oberen und mittleren Handwerker, die Lohnarbeiter ausbeuten. In-

folgedessen ist die obige Formulierung Bucharins, daß das Proletariat Führer der gesamten Werktä-

tigen, und in erster Reihe der Bauernmassen ist, falsch. Zweitens spricht hier Bucharin von den „un-

vermeidlichen Rechtsprivilegien“ des Proletariats den Kleinbauern gegenüber und denkt an das 

sechsfache Stimmrecht der russischen Arbeiter gegenüber den Bauern. Len i n  ha t  s e i ne r  Ze i t  

da r au f  h ingewi e se n, daß dieses sechsfache Stimmrecht f ü r  den  Beg r i f f  de r  p r o l e t a r i -

s chen  Di k t a t u r  n i ch t  wesen t l i ch  i s t. Es war „unvermeidlich“ in Rußland, wo das Proletariat 

7 Prozent und die Bauernschaft 85 Prozent der gesamten Bevölkerung ausmachte. Es ist nicht „un-

vermeidlich“ in Ländern wie Deutschland, Frankreich und England, wo das Proletariat die Mehrheit 

der Bevölkerung ausmacht: in Frankreich etwas über die Hälfte, in Deutschland 78 Prozent, in Eng-

land 90 Prozent. Wo es sich notwendig erweist, wird man natürlich der Alleinherrschaft des Proleta-

riats (die Diktatur ist die Alleinherrschaft des Proletariats) auch in solchen „Rechtsprivilegien“ Aus-

druck verleihen. Es ist aber eine Frage der besonderen Bedingungen jedes Landes, in dem die Macht-

ergreifung vor sich geht, und man soll also diesen Satz über die „unvermeidlichen Rechtsprivilegien“ 

des Proletariats den werktätigen Kleinbürgern gegenüber, die keine Lohnarbeiter ausbeuten, nicht in 

dieser absoluten Bucharinschen Fassung zum Programm der KI erbeben. 

Falsch ist der Abschnitt in dem Programmentwurf Bucharins, der der Frage der Sozialisierung ge-

widmet ist. Bucharin verlangt die Teilsoziali-[341]sierung. Das Programm der Kommunistischen In-

ternationale muß lauten: die Enteignung der Kapitalistenklasse inklusive der Großgrundbesitzer, die 

Ueberführung der Produktionsmittel der Kapitalistenklasse in den Besitz des Proletariats und seines 

Organs, des proletarischen Staates. Man kann nicht die Wirtschaft teilweise sozialisieren. Die Ge-

samtheit der Produktionsmittel der Kapitalistenklasse muß sozialisiert werden. Bucharin erklärt, daß 

„die Nationalisierung sich in der Regel auf den kleinen Mittelbesitz nicht erstrecken“ darf. Als 

Gründe gibt er, ähnlich wie seinerzeit Thalheimer, an: Das Proletariat soll die Zwischengruppen nicht 

gegen sich aufbringen; aus technischen Gründen ist es nicht möglich, alle Betriebe zu sozialisieren. 

Was das erste betrifft, so ist es utopisch, anzunehmen, daß man die Zwischengruppen, das heißt in 

diesem Zusammenhange die kleine und die mittlere Bourgeoisie gewinnen bzw. neutralisieren kann. 
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Es ist nicht Aufgabe des Proletariats, einzelne Gruppen der Bourgeoisie zu gewinnen, seine Aufgabe 

ist es vielmehr, die gesamte Bourgeoisie zum Teufel zu jagen. Was technische Gründe betrifft, so ist 

es natürlich nicht möglich, alle Mittelbetriebe zu sozialisieren. Dies ist auch nicht notwendig, diese 

werden zum größten Teil stillgelegt. Die Produktionsmittel dieser Betriebe, die sonst für diese erfor-

derlichen Roh- und Hilfsstoffe und die in ihnen beschäftigten Arbeiter werden den Großbetrieben zur 

Verfügung gestellt. Abgesehen von diesen wirtschaftlichen Gründen, sind es zwingende politische 

Gründe, die die Sozialisierung, und nur die Vollsozialisierung ist die Sozialisierung, unbedingt not-

wendig machen. Wenn in einem Lande die Bourgeoisie besiegt wird, so verfügt sie noch immer über 

Hilfsmittel im Lande selbst und über die Unterstützung der Weltbourgeoisie. Diese Bourgeoisie dazu 

noch im Besitze eines Teiles der Produktionsmittel zu lassen und nicht völlig zu enteignen, bedeutet 

eine Stärkung des Feindes, die für den proletarischen Staat in der ersten Zeit untragbar ist. Der zweite 

politische Grund, auf den Lenin seinerzeit in den „Notizen eines Publizisten“ hingewiesen hat, ist der 

Umstand, daß das Proletariat nicht bereit sein wird, nach der siegreichen proletarischen Revolution 

sich von der Bourgeoisie in kleinen und mittleren Betrieben ausbeuten zu lassen. Die Wirtschaft ist 

eine Gesamtheit, ein Organismus und wird als solcher sozialisiert. Die Sozialisierung einzelner Pro-

duktionsmittel ist bloß eine Verstaatlichung, auch dann, wenn der Staat ein proletarischer Staat ist. 

Die Sozialisierungstheorie von Bucharin weicht grundsätzlich von der Linie Lenins ab. Sie hängt eng 

mit der reformistischen Einheitsfront- bzw. Zwischenlosungen-Theorie zusammen und muß entschie-

den abgelehnt werden. In ihr kommt ein bewußter Defaitismus, ein Unglauben an die Kraft des Pro-

letariats zum Ausdruck. 

Was die Agrarfrage betrifft, so stellt Bucharin als Grundsatz die Uebergabe eines Teiles des Groß-

grundbesitzes in die Hände der Bauernschaft auf. Das Prinzip der Kommunistischen Internationale 

muß in diesem Falle lauten: Sozialisierung des landwirtschaftlichen Großbetriebes. Die kapitalisti-

sche Wirtschaftsordnung ist eine Einheit und es handelt sich darum, daß man an die Stelle dieser 

Einheit die Einheit der sozialistischen Wirtschaftsordnung setzt. Man kann nicht teilweise sozialisie-

ren, man kann nicht bloß die Großindustrie sozialisieren, wie Bucharin vorschlägt. Man kann nicht 

bloß einen Teil der landwirtschaftlichen Großbetriebe sozialisieren, wie er verlangt. Natürlich wird 

man gezwungen sein, Ausnahmen von dieser Regel, wo es politisch unbedingt erforderlich ist, zu 

machen. Man darf aber nicht die Ausnahmen zum Prinzip erheben. Ich spreche ausdrücklich von 

landwirtschaftlichen Großbetrieben und nicht vom Großgrundbesitz. Es ist selbstverständlich, daß 

der Boden, den die Bauern pachten, ihnen überlassen wird. In welchen Ländern müssen wir denn das 

Prinzip der Ueberlassung eines Teiles der landwirtschaftlichen Großbetriebe an die Bauernschaft auf-

stellen? Das weitere Bestehen des landwirtschaftlichen Großbetriebs in Deutschland ist die Voraus-

setzung der Ernährung der Städte. Ohne den landwirtschaftlichen Großbetrieb, der den Kleinbetrie-

ben die Saatsorten usw. liefert, können diese nicht existieren. Wie ist das politische Schwergewicht 

der [342] Bauernschaft in Deutschland? Das Proletariat macht in Deutschland über drei Viertel der 

gesamten Bevölkerung aus. Die Bauernschaft inklusive der Parzellenbauern zirka 12 Prozent. Die 

landwirtschaftlichen Großbetriebe können sozialisiert werden. In diesem Falle werden die schon vor-

her in ihnen beschäftigten Landarbeiter weiter in diesen Betrieben tätig sein. Sie können zerschlagen 

und an Bauern verteilt werden. Dies bedeutet die Vernichtung der Landarbeiterschaft. Es ist nicht 

genügend Grund und Boden vorhanden, um die Wünsche beider Kategorien, des Landproletariats 

und der Bauern, zu befriedigen. Die Zerschlagung des Großbetriebes und die Zuteilung von Parzellen 

an Landarbeiter kommt nicht in Betracht, da diese Parzellen den Lebenzunterhalt nicht gewähren 

würden. Die Bauernschaft in Deutschland, die an ihrem Privateigentum am Grund und Boden festhält, 

trägt keine Sehnsucht nach der Aufhebung des Großgrundbesitzereigentums und nach der Gewinnung 

des Großgrundbesitzerbodens um den Preis der Unterstützung der proletarischen Diktatur. Das In-

dustrieproletariat muß sich entweder für die Landarbeiterschaft, die die Sozialisierung will, oder für 

die Bauernschaft, die den Kapitalismus will, entscheiden. 

Die Situation in Frankreich kann man mit dem Satze charakterisieren: Sehr wenige landwirtschaftli-

che Großbetriebe, deren Proletariat im Falle ihrer Zerschlagung: vernichtet wird. In England ist über-

haupt keine Bauernschaft vorhanden. Infolgedessen ist die Losung der Ueberlassung eines Teiles des 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 5 – 287 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 18.09.2023 

Großgrundbesitzes an die Bauernschaft hinfällig. In U. S. A. wird der Farmerbetrieb durch landwirt-

schaftlichen Großbetrieb vernichtet. Binnen weniger Jahre wird der landwirtschaftliche Großbetrieb 

in Nordamerika (ich rechne hier Kanada zu U. S. A.) einen solchen Grad der Entwicklung erreichen, 

daß er imstande sein wird, mit Leichtigkeit hunderte Millionen von Menschen zu ernähren. Es wäre 

verbrecherisch, die Ernährungsquelle für das Weltproletariat zu verschütten, indem man den zu-

grunde gehenden Farmerbetrieb anstelle des Großbetriebes setzt. Sogar in Indien ist sehr zahlreiches 

Landproletariat (60 Millionen?) vorhanden. Sogar in Indien werden wir wahrscheinlich den landwirt-

schaftlichen Großbetrieb zu sozialisieren und nicht zu zerschlagen haben. 

In der nationalen Frage stellt Bucharin als unsere Programmforderungen auf: 1. „Selbstbestimmungs-

recht der Völker“, 2. „Befreiung der Kolonien und Unterstützung aller kolonialen Bewegungen gegen 

den Imperialismus“. Er fordert nicht: Das Selbstbestimmungsrecht des Proletariats. Es ist nicht die 

Aufgabe des kommunistischen Programms, Forderungen für die in Proletariat und Bourgeoisie ge-

spaltenen Völker aufzustellen. Wir sind keine Vertreter der beiden Klassen, wir sind die Vertreter des 

Proletariats. Die zweite Forderung muß lauten: Die Aufrichtung des Sozialismus auch in den Kolo-

nien; die Errichtung der Räterepubliken auch in den Kolonien; Unterstützung aller proletarischen 

revolutionären Bewegungen in den Kolonien gegen den Kapitalismus. Das Proletariat tritt natürlich 

in den Kolonien als der Führer der Klein- und Parzellenbauern auf. Wir wollen unseren Gedanken 

am Beispiele der wichtigstem Kolonie der Gegenwart, Indien, veranschaulichen. In Indien erhebt sich 

auf der ungeheuren vorkapitalistischen Wirtschaftsgrundlage ein hochentwickelter Kapitalismus. Die 

kapitalistische Produktion Indiens ist bedeutend größer, als die Rußlands vor dem Kriege. Der Pro-

zentsatz des Proletariats ist höher als in Rußland vor dem Kriege. Die indische Bourgeoisie hat sich 

im großen und ganzen mit der englischen versöhnt. Indien bekommt den Status of Dominion im Rah-

men des britischen Imperiums. Die KI hat bisher folgende Losungen aufgestellt: Die KP Englands 

führt englische Arbeiter und englische Bauern (die es überhaupt nicht gibt) im Kampfe gegen den 

englischen Imperialismus. Die KP Indiens unterstützt die indische Bourgeoisie in ihrem Kampfe (den 

diese überhaupt nicht führt) gegen den britischen Imperialismus zwecks Errichtung des selbständigen 

Staates Indien. Das nennt sich die Unterstützung der revolutionären kolonialen Bewegungen durch 

das Proletariat. [343] Status of Dominion bedeutet übrigens sowieso beinahe vollständige Selbstän-

digkeit. Die KI hat im britischen Weltreiche acht Sektionen: Die Englands, Indiens, Irlands, Kanadas, 

Südafrikas, Australiens, Aegyptens und Palästinas. Die KP Irlands, Indiens und Aegyptens kämpfen 

für die vollständige Selbständigkeit dieser Länder. Anstelle dieser Politik, anstelle der oben zitierten 

Forderung des Programmentwurfs von Bucharin muß die KI die kommunistische Forderung erheben: 

die Errichtung der Diktatur des Proletariats im gesamten britischen Reiche, die Vereinigung des Pro-

letariats des gesamten britischen Imperiums mit der indischen Kleinbauernschaft im Kampfe gegen 

die englische und gegen die indische Bourgeoisie. Eine einheitliche KP des britischen Weltreiches 

als Führerin des Proletariats und der von ihm geführten Kleinbauern. Dies Beispiel zeigt deutlich, 

daß die obige Forderung Bucharins falsch ist. 

Bucharin stellt in seinem Programm das neue Prinzip der Vaterlandsverteidigung auf. Erstens be-

hauptet er, „Die völlige prinzipielle Zulässigkeit von Blocks zwischen proletarischen Staaten und 

manchen bürgerlichen Staaten gegen andere bürgerlichen Staaten. Solche Blocks werden aber nie-

mals zustande kommen, da keine Großmächte bereit sein werden, Sowjetrußland zu unterstützen, die 

Hilfe eines schwachen kapitalistischem Staates aber von keiner großen Bedeutung ist. Das türkische 

Beispiel, das chinesische Beispiel sprechen gegen eine solche Blockbildung. Die Unterstützung von 

Mustafa Pascha und Wu-Pey-Fu hat sich als falsch erwiesen. Noch gefährlicher ist es aber, daß Buch-

arin sich für die „Verteidigung des kapitalistischen Vaterlandes durch das revolutionäre Proletariat“ 

in dem Falle ausspricht, daß dieses kapitalistische Vaterland im Blockverhältnis zu Sowjetrußland 

steht. Wir haben erlebt, daß die KP der Tschechoslowakei in die bürgerliche Regierung der Tsche-

choslowakei eintreten sollte, um die Tschechoslowakei vom Kampfe gegen die deutsche Räterepublik 

abzuhalten. Wir erleben, daß die KP Mexikos die kapitalistische Regierung Obregons, des bezahlten 

Agenten der Standard Oil-Company, des Rockefellerschen Weltkonzerns im Kampfe gegen Huerta, 

den ebenfalls bezahlten Agenten der Royal Dutch, des Morganschen Weltkonzerns, unterstützt. Die 

KP Amerikas und Mexikos unterstützen offiziell den Rockefellerkonzern gegen den Morgankonzern, 
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Obregon gegen Huerta. Diese Tatsachen zeigen deutlich: d i e  KI  w i r d  ve r sage n, wenn  s i e  

n i ch t  j ede  Ve r t e i d i gung  de s  kap i t a l i s t i s chen  S t aa t e s  du rch  da s  P ro l e t a r i a t  un -

t e r s ag t. 

Bucharin erklärt: „Kompromisse auf dem Gebiete der äußeren Politik der proletarischen Staaten 

(Handelsverbindungen mit dem Auslande, Anleihen, Konzessionspolitik, Teilnahme an allgemeinen 

Konferenzen und andere Formen von Abmachungen einschließlich militärischer)“ sind „möglich, 

zulässig und zuweilen auch obligatorisch“. Die Fragen der Anleihen und der Konzessionspolitik ge-

hören zu den heißumstrittensten Problemen des revolutionären Proletariats. Es ist dem gesamten re-

volutionären Proletariat klar, daß man in Rußland die Nep einführen mußte. Das revolutionäre Pro-

letariat ist sich aber nicht darüber einig, ob auch die Form der Nep richtig ist. Zweifellos mußte man 

der Bauernschaft gegenüber Konzessionen machen. Es fragt sich aber, ob die Politik der Erteilung 

von Konzessionen auf industrielle und landwirtschaftliche Unternehmungen und die Durchbrechung 

des Außenhandelsmonopols richtig war. Man soll sich nicht allzusehr auf Lenin in dieser Frage be-

rufen. Es ist bekannt, daß Lenin in der wichtigen Frage der Konzession von Urquhart schwankte und 

dreimal an demselben Tage seine Ansicht über die Erteilung bezw. Nichterteilung änderte. Die Kon-

zessionspolitik hat bis jetzt Rußland wenig genützt. Es ist schwer, anzunehmen, daß einzelne Gruppen 

des Kapitals bereit sein werden, dem proletarischen Rußland zu helfen. Man kann nicht sagen, daß 

die Konzessionen Rußland viel geschadet haben. Das liegt aber daran, daß bis jetzt sehr wenig Kon-

zessionen angesucht bezw. erteilt wurden. Konzessionen im großen Maßstabe werden aber eine be-

deutende [344] Schwächung Rußlands bedeuten. Was die Anleihen betrifft, so ist kaum anzunehmen, 

daß England oder Frankreich bereit sein werden, Rußland zu helfen. Die etwaigen Anleihen würden 

sich als Danaer Geschenke erweisen. Ich beabsichtige nicht, an dieser Stelle näher auf die Frage der 

Konzessionen und der Anleihen einzugehen, will aber feststellen, daß keine Einigkeit über diese Fra-

gen besteht, daß die Argumente dafür und dagegen von erheblicher Bedeutung sind, daß es deswegen 

sich nicht empfiehlt, im Programm den Satz der Zulässigkeit und zuweilen sogar der Notwendigkeit 

dieser Maßnahmen aufzustellen. 

Es gibt traurige Notwendigkeiten des Rückzuges. Man muß vieles nach einer Niederlage schlucken. 

Man darf aber nicht das ganze Programm im voraus auf Niederlagen einstellen. 

Es geht nicht, daß man das Dogma. aufstellt: „Ohne Eroberung der Mehrheit in den Gewerkschaften 

ist die Verwirklichung der proletarischen Diktatur undenkbar.“ In Deutschland waren wir nahe daran, 

die Macht zu erobern, ohne daß wir vorher die Gewerkschaften erobert hatten. Die Gewinnung der 

Mehrheit des Proletariats ist selbstverständlich die Voraussetzung der Eroberung der Macht. Es wird 

aber von den konkreten Umständen abhängen, ob man vorher auch die Gewerkschaften erobert hat. 

* 

Wir wollen jetzt sehr kurz den Programmentwurf von Tha l he i m er  behandeln. Den Entwurf des 

theoretischen Teils des Programms von Va r ga  hat Thalheimer in feinem Entwurf aufgenommen. 

Der Grundgedanke dieses Vargaschen Entwurfs ist folgender: Der Krieg hat Produktionsmittel ver-

nichtet. Diese Vernichtung ging nicht gleichmäßig vor sich. Der Weltkapitalismus zerfällt infolge-

dessen „in zwei durch eine Kluft getrennte Gebiete. Das Unterproduktionsgebiet: Mittel- und Osteu-

ropa, das Ueberproduktionsgebiet: Vereinigte Staaten, England, Japan, die neutralen Länder“. Es wü-

tet eine Unterproduktionskrise in den Unterproduktionsgebieten, eine Ueberproduktionskrise in den 

Ueberproduktionsgebieten. Der Zerfall des Weltmarktes hat eine Wirtschaftskrise zur Folge. Die Zer-

rüttung der Währungen vertieft ungeheuer die Krise. Das Kapital zieht sich von der Produktion zu-

rück und wird zu Handels- und Spekulationskapital. Der Zusammenhang zwischen Industrie und 

Landwirtschaft ist gelockert. „Durch das ungeheure Anschwellen des Beamtenstabes und des Heeres 

im Weltmaßstab wird die Zahl der produktiv Tätigen vermindert, was zu einem weiteren Rückgang 

der Produktion führt.“ Die Weltkrise ist also nach Varga die Folge der Disproportionalität. Dispro-

portionalität zwischen Ueber- und Unterproduktionsgebieten, zwischen Landwirtschaft und Indust-

rie, Valutazerrüttungen, Anschwellen des Heeres und des Beamtenstabes sind ihre Gründe. Ich habe 

schon oben die Unrichtigkeit der Disproportionalitätstheorie angeführt. Es ist eine köstliche 
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Vorstellung, daß die Krise nicht vorhanden wäre, wenn die ost- und mitteleuropäische Produktion 

größer als gegenwärtig wäre, wenn die landwirtschaftliche Produktion ungeheuer groß wäre. Die Wa-

renmenge, die gegenwärtig den zu akkumulierenden Teil des Mehrwerts repräsentiert, kann nicht 

realisiert werden, da der nichtkapitalistische Absatzmarkt zusammengeschrumpft ist. Eine größere 

Menge aber könnte nach Varga realisiert werden. Man kann auch nicht von der Vernichtung der 

Produktivkräfte durch den Krieg sprechen. Die Produktivkräfte der Welt sind, wie wir oben ausge-

führt haben, gestiegen. Auch in Mitteleuropa sind sie gegenwärtig auf dem Vorkriegsniveau. Auch 

die sogenannte Lockerung des Zusammenhanges zwischen Industrie und Landwirtschaft ist in Wirk-

lichkeit der Ausdruck der untrennbar mit dem Kapitalismus verbundenen Vergrößerung der Industrie 

der Landwirtschaft gegenüber. Würde die Krisentheorie von Varga (Varga hat sie einfach von Hil-

ferding übernommen) stimmen, würde es sich nur um eine Störung des Gleichgewichts handeln, so 

hätte H i l f e r d i ng  recht. Hilferding behauptet in seinem Artikel in der „Gesellschaft“ Nr. 2, daß der 

Kapitalismus in der nächstem Zeit die Disproportionalität be-[345]seitigt. Es handelt sich aber in 

Wirklichkeit nicht um Disproportionalität, sondern um eine Krise infolge der Schwierigkeit der Rea-

lisierung von m (a) und infolge des Steigens der Werte. Als ein Vulgärökonom urteilt Varga auf 

Grund der Oberfläche. Die Valutazerrüttung ist bloß ein Ausdruck der Krise und kein Grund der 

Vertiefung der Krise. Im Weltmaßstabe wird in Gold gerechnet. Wenn Varga behauptet, daß „die 

Höhe des im Produktionsprozeß erzeugten Profits von den richtigen oder unrichtigen Valutaspekula-

tionen abhängt“, so ist dies kleinbürgerlich. Die Höhe des Profits hängt von der Masse des erpreßten 

Mehrwerts ab. Hängen die Profite der Stahltrusts, der „Standard Oil“, der amerikanischen Eisenbahn 

wirklich von der Valutaspekulation ab? Verkaufte denn die ganze Welt bloß nach Deutschland und 

nur in deutscher Mark? Wo wird denn das Produktionskapital zu Handels- und Spekulationskapital? 

Das Handels- und Spekulationskapital tritt in Wirklichkeit dem Produktionskapital gegenüber zurück. 

Varga erzählt, daß die Geldentwertung „das Sparen ökonomisch sinnlos“ macht. Das sind typische 

Gedanken eines untergehenden deutschen Kleinbürgers und nicht eines Kommunisten. Verzehren 

Stinnes, Krupp, Wolff, Thyssen usw. ihr ganzes Einkommen? Oder akkumulieren sie? Verzehren 

Rockefeller, Morgan, Ford, Wendell usw. ihr Einkommen oder akkumulieren sie es? Das Beamten-

tum und das Heer im Weltmaßstab sollen nach Varga Ursachen des Rückganges der Produktion sein. 

Erstens ist die Produktion gestiegen. Zweitens ist das Weltheer kleiner als 1914, das Beamtentum in 

den Hauptländern nicht größer als 1914. Wären aber auch die Beamten und das Heer gestiegen, so 

würde das von sehr geringer Bedeutung für die Größe der Produktion sein. 

Diese Proben zeigen, daß der Entwurf von Varga der Entwurf eines typischen deutschen städtischen 

Kleinbürgers ist. Er sieht bloß Deutschland, sonst nichts von der ganzen Welt. Er sieht nur das Elend 

des deutschen städtischen Kleinbürgers, sonst gar nichts. Kaum ein Satz der marxistischen Lehre 

bleibt in seinem Entwurf bestehen. 

* 

Der Entwurf Thalheimers ist Ausdruck desselben städtischen kleinbürgerlichen, materiell schlecht 

gestellten, selbständigen Intellektuellentums. Ein leiser Anhauch von Lumpenproletariat ist vorhan-

den. Nur treten bei Varga mehr die ungarischen, bei Bucharin die russischen und bei Thalheimer die 

deutschen Züge hervor. Der ganze Entwurf von Thalheimer ist eklektisch aufgebaut, das heißt, er 

nimmt von allen etwas und verstümmelt alles. Er selbst war der Ansicht, daß sein Entwurf auf der 

Akkumulationstheorie von Rosa Luxemburg aufgebaut ist. Neben den verstümmelten Stellen von 

Rosa, deren Geist getötet ist, finden sich die Theorien von Hilferding, Varga, Trotzki, Bucharin 

durcheinandergeworfen. Er sagt: „Ehe noch der höchste Gipfel (des Kapitalismus. Der Verf.) erreicht, 

beginnt bereits die Wendung, der Abstieg.“ Diese Stelle ist Trotzki entnommen und verstümmelt. 

Was ist der höchste Gipfel? Hilferding sind die Finanzkapitaltheorie, die Monopoltheorie, deren Un-

richtigkeit wir oben nachgewiesen haben, entnommen. Hilferdingsche Theorien sind das direkte Ge-

genteil der Theorie von Rosa Luxemburg. Thalheimer bringt es aber zustande, beides zu vereinigen. 

Das Mißverhältnis zwischen Landwirtschaft und Industrie und der ganze Abschnitt „Die Krise des 

Kapitalismus“ sind von Varga übernommen. Der schöne Satz „Der Krieg ist die tiefste Wirtschafts-

krise, die die Welt gesehen“, ist von Bucharin übernommen. Thalheimer erklärt an einer anderen 
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Stelle, daß der Krieg in eine Krise ausmündete. Mit einem Worte: Thalheimer sieht nur die Krise. Die 

Krise mündet in die Krise aus. In Wirklichkeit war der Weltkrieg die Zeit der Konjunktur und nicht 

der Krise. Nicht genug an der Plünderung von kommunistischen Schriftstellern. Thalheimer plündert 

sogar den „Vorwärts“. Er erklärt: „Der Mittel- und Kleinbauer“ „bereichert sich“. Kommunisten wa-

ren bisher der Ansicht, daß Bourgeoisie, Großgrundbesitzer und Großbauern sich im Kriege berei-

cherten. Der „Vorwärts“ vertrat die Theorie: Bauern bereichern sich [346] auf Kosten der städtischen 

Bevölkerung. Thalheimer hat ruhig diese sozialdemokratische Theorie übernommen. Man kann aber 

nicht die Originalität von Thalheimer leugnen. Einige Stellen stammen zweifellos von ihm selbst: 

„Diese riesigen Produktivkräfte werden vom Kapital nicht um ihrer selbst willen erzeugt. Sie sind das unbe-

absichtigte Ergebnis, das nicht zu umgehende Mittel für das Kapital, um den Profit zu steigern, eine untrenn-

bare Begleiterscheinung des Kapitalwachstums.“ 

„Er (der monopolistische Kapitalismus. Der Verf.) verschärft die Ausbeutung der breiten proletarischen Mas-

sen und des Kleinbürgertums, indem er der Ausbeutung in der Fabrik die verschärfte Ausbeutung auf dem 

Warenmarkt hinzufügt.“ 

„Ausbeutung des gemeinen Soldaten durch den Junkeroffizier und den Kapitalistenoffizier im Heere selbst.“ 

„Die allgemeine Verarmung der Wirtschaft drückt sich aus in der Entwertung des Geldes.“ „Eine Reihe Staaten 

schaffen in riesigem Umfang Kreditgeld – Scheinkapital.“ 

Nach Thalheimer sind also die Produktivkräfte eine Begleiterscheinung des Kapitalwachstums. Die 

Produktivkräfte sind nach der marxistischen Theorie die höchste treibende Kraft der Gesellschaft, der 

höchste Begriff der Menschheit. Sie sind das Bindeglied zwischen der Natur und dem Menschen. 

Und nach Thalheimer sind sie Begleiterscheinung des Kapitalwachstums. Würde Thalheimer sagen, 

die Entwicklung des revolutionären Proletariats ist eine untrennbare Begleiterscheinung von August 

Thalheimer, so würde er auch keinen größeren Fehler begehen als den obigen. 

Im größten Teile seines Entwurfs hat Thalheimer sich auf das Abschreiben und Verstümmeln meh-

rerer Schriftsteller begnügt. Die Stellen über die Ausbeutung stammen aber von ihm selbst. Und da 

stellt sich heraus, daß er nicht weiß, was die Ausbeutung ist. In den ersten Kapiteln des 1. Bandes 

vom Kapital wird auseinandergesetzt, daß die Ausbeutung darin besteht, daß nur die notwendige Ar-

beitszeit vom Kapitalisten bezahlt wird, daß die Mehrarbeitszeit unbezahlt bleibt. Es gibt nur eine 

einzige Ausbeutung, und zwar die des Arbeiters in den Betrieben. Thalheimer spricht aber von der 

Ausbeutung des Kleinbürgertums. Er spricht von der Ausbeutung auf dem Warenmarkte, vertritt also 

die von Marx vernichtete Theorie des „profit upon trade“, und verdirbt sogar diese, weil sic wohl 

vom Profit beim Handeln, nicht aber von der Ausbeutung auf dem Warenmarkt sprach. Was sich 

Thalheimer unter der Ausbeutung des Soldaten durch den Offizier dachte, mag Allah wissen. 

Thalheimer hat natürlich auch keine Ahnung davon, was Geld ist. Die „Entwertung des Geldes“ (ge-

meint ist wohl die Entwertung des Staatspapiergeldes, Thalheimer wirft die Begriffe des Geldes und 

des Staatspapiergeldes zusammen) ist die Folge der Inflation, das heißt der Ausgabe des Staatspa-

piergeldes in einer Menge, die das Zirkulationsminimum überschreitet. Die Sache hat nichts mit den 

Fragen der Wirtschaft zu tun. Englisches Pfund Sterling, japanischer Yen, französischer Frank, spa-

nischer Peseta, argentinischer Peso, indische Rupie sind entwertet, obgleich die Wirtschaft dieser 

Länder nicht verarmt ist, obgleich der Produktionsapparat dieser Länder gewachsen ist. Das schönste 

ist aber, daß Thalheimer das Kreditgeld als Scheinkapital bezeichnet und der Ansicht ist, daß Staats-

papiergeld Kreditgeld ist. Wären die deutschen Noten wirklich Kreditgeld, so würden sie zur Diskon-

tierung der auf Warenverkäufen beruhenden Wechsel dienen und nach der Einlösung der Wechsel 

zur Notenbank zurückkehren. Durch die Ausgabe von Kreditgeld kann keine Inflation entstehen. 

Der Gipfel des volkswirtschaftlichen Unsinns des Thalheimerschen Entwurfes ist seine Entdeckung: 

„Und in dem Maße, wie die kapitalistische Ausbeutung von Kolonien und Halbkolonien durch we-

nige Länder fortschreitet, schreitet fort die Umwand l ung  de s  i ndus t r i e l l en  Kap i t a l s  i n  

Ge l d- und  Wuche r kap i t a l, und  d i e  Um wand l ung  des  [347] i ndus t r i e l l en  Kap i t a l i s -

t en  s e l bs t  i n  e i nen  m üß i gen  Ren t ne r, e i nen  Pa r as i t e n.“ An Stelle des Industriekapitals 

tritt also das Geld- und Wucherkapital, an Stelle des Industriekapitalisten der Parasit. Mit einem 
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Worte: Aus dem Industriekapitalismus ist Geld- und Wucherkapitalismus geworden. Es hat die Rück-

entwicklung zum ersten Stadium des Kapitalismus stattgefunden. Es ist klar, daß diese Darstellung 

unsinnig ist. Die Großindustrie wird der herrschende Wirtschaftszweig, die Produktion, die Technik 

steigt. Thalheimer aber greift den Kapitalismus an, weil er kein produktiver, sondern Geld- und Wu-

cherkapitalismus ist. Ein Gedankengang, der eines völkischen Theoretikers würdig wäre. 

Der wirtschaftliche Teil des Entwurfs von Thalheimer beruht also auf allen möglichen sich wider-

sprechenden, meistens falschen Theorien, denen als Rosinen Aussprüche von Thalheimer selbst, die 

den Grundsätzen des Marxismus ins Gesicht schlagen, eingefügt sind. Nachdem Thalheimer durch 

seine und Brandlers gemeinsame Politik im Jahre 1923 bewiesen hat, daß er Reformist ist, nachdem 

die KPD auf ihrem letzten Parteitag die politischen Theorien von Thalheimer entschieden abgelehnt 

hat, erübrigt es sich, ausführlich auf den politischen Teil seines Programmentwurfes einzugehen. Er 

schlägt als Uebergangsstadium zur Diktatur die Arbeiterregierung vor. Als Uebergangsmaßregeln 

schlägt er die Sachwerterfassung und die Produktionskontrolle vor. Das revolutionäre Proletariat 

Deutschlands weiß jetzt ganz genau, daß die Forderungen der Arbeiterregierung und der Sachwerter-

fassung utopische und reformistische Losungen sind. Es gibt kein Zwischenstadium zwischen der 

Diktatur der Bourgeoisie und der Diktatur des Proletariats. Es gibt nach dem Abc des Marxismus 

keinen „Staat über den Klassen“, von dem Thalheimer in seinem Programmentwurf spricht. Die Sach-

werterfassung ist unmöglich. Dem Proletariat muß gezeigt werden, daß nur die Eroberung der Macht, 

die Diktatur des Proletariats in der Form der Räterepublik, und die Vollsozialisierung, das heißt die 

Enteignung der Kapitalistenklasse, die Ueberführung der Produktionsmittel in den Besitz des prole-

tarischen Staates und die Aufrichtung des Sozialismus, – der Weg der Befreiung des Proletariats ist. 

Die Produktionskontrolle durch das Proletariat ist unmöglich, solange die Bourgeoisie nicht besiegt 

ist, solange der bürgerliche Staat nicht zertrümmert ist. Sobald das Proletariat seine Diktatur errichtet 

hat, wird es die Produktion leiten und nicht kontrollieren. 

Anstatt vom wirklichen Kampf, dem Kampfe des Proletariats um die Arbeitszeit, die Arbeitslöhne, 

anstatt von der Bewaffnung des Proletariats zu sprechen, spricht er von den utopischen reformisti-

schen Zwischenlosungen. Diese Thalheimersche Theorie ist der Ausdruck der Praxis, in der man 

beinahe ein Bündnis mit der Sozialdemokratie schloß, die Massenaktionen bremste, in Sachsen ver-

suchte, auf dem Boden der Demokratie Arbeiterpolitik zu treiben und im Oktober 1923 den General-

angriff der Bourgeoisie mit der panischen Flucht beantwortete. Daß August Thalheimer das klassi-

sche Bild eines Kleinbürgers ist, ergibt sich nicht nur aus seiner politischen Praxis, nicht nur aus 

seinen theoretischen Anschauungen in politischen und wirtschaftlichen Fragen, sondern auch aus sei-

ner gesamten Weltanschauung. In seinem Programmentwurf spricht er folgendermaßen über die Ent-

wicklung der Familie: „Er (der proletarische Staat. Der Verf.) wälzt die alte Form der Familie um, 

die auf der Ausbeutung und Unfreiheit der Frau beruht, und verwandelt die Familie in eine sittliche 

Einheit.“ Marx und Engels lehrten uns, daß die Familie in der sozialistischen Gesellschaft untergehen 

wird. Der Kleinbürger Thalheimer erzählt: sie wird eine freie, sittliche Einheit werden. 

Der Programmentwurf von Thalheimer ist also ein Mischmasch in erster Linie von Hilferding, in 

zweiter Linie von Varga, in dritter von Bucharin. Er ist in einer unangenehmen Weise von einem 

Reformisten, der sich für einen Revolutionär ausgibt und der noch heute keine Ahnung hat, was Aus-

beutung ist, zusammengebraut. Und wenn Bucharin sagt, daß das Programm Thalheimers auf dem 

Boden der Akkumulationstheorie von Rosa [348] Luxemburg steht, so kann man nur sagen, solche 

Freunde schaden der Akkumulationstheorie von Rosa Luxemburg mehr als ihre offenen Feinde Hil-

ferding, Bucharin und Varga. Der Entwurf von Thalheimer ist der Entwurf eines Kleinbürgers, der 

sich durch seine Naivität besonders auszeichnet. 

Der Programmentwurf von Bucharin basiert in seinem wirtschaftlichen Teil auf den bürgerlichen 

Theorien Hilferdings, auf der kleinbürgerlichen Theorie der erweiterten negativen Reproduktion von 

Bucharin. Er enthält reformistische Zwischenlosungen und eine Reihe schwerer politischer Fehler. 

Die Kommunistische Internationale, die Führerin des Weltproletariats im Kampf um seine Diktatur 

und die Befreiung der Menschheit, kann solche Entwürfe nicht zu ihrem Programm erheben. Das 

Kommunistische Manifest von Marx und Engels erschien 1847 als das Programm des Bundes der 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 5 – 292 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 18.09.2023 

Kommunisten und wies dem Proletariat den Weg. Das Programm der Kommunistischen Internatio-

nale muß die Anwendung der Gedanken von Marx und Engels auf die gegenwärtige Aufgabe der 

Aufrichtung des Sozialismus durch das Proletariat sein. Es muß dem Proletariat den Weg zur Errich-

tung seiner Diktatur, zum Sozialismus zeigen. Die vorgelegten Entwürfe tun das nicht und sind ab-

zulehnen. 

* 

Zum 5. Weltkongreß der Kommunistischen Internationale. 

I. 

Sein historischer Zeitpunkt und seine Aufgaben. 

1. Der 5. Weltkongreß der Komintern tritt zusammen am Vorabend der welthistorischen Kämpfe, die 

über Sieg oder Niederlage des Proletariats in der ersten, durch den Krieg 1914-1918 eingeleiteten 

Etappe der Weltrevolution entscheiden werden. 

Dieser Zeitpunkt ist durch zwei Tatsachen gekennzeichnet, die im Grunde nur zwei Seiten einer Tat-

sache sind: 

a) Die deutsche Revolution hat ihren ersten, scheinbar bloß „nationalen“ Zyklus beendet mit einer 

Niederlage des Proletariats. Diese Niederlage war vorläufig, wie die ganze deutsche Revolution bis-

her „vorläufig“ war, d. h. ihr Grundproblem als internationales Problem, das es ist, noch gar nicht 

entscheidend gestellt war. 

b) Das Sachverständigengutachten ist der erste ernsthafte und von der gesamten Weltbourgeoisie fast 

einhellig unternommene Versuch, die akutem Widersprüche, die der Krieg aufgerissen hat, zu über-

winden, ihre internationale Manifestation, die Kriegsschuldenfrage, zu lösen durch Lösung ihres 

Kernstücks, der Reparationsfrage, auf Kosten der deutschen Arbeiter. Damit ist der Sieg oder die 

Niederlage des Proletariats in der ersten Etappe der Weltrevolution, auch der Erfolg der russischen 

Revolution, die diese Etappe eröffnet hat, zur definitiven Entscheidung gestellt, konkret gestellt als 

Frage der deutschen Revolution. (Nicht der „europäischen“ Revolution. Diese Losung hat keinen 

versteckt liquidatorischen Sinn.) Alle anderen Erscheinungen und Tatsachen der unmittelbaren Ge-

genwart verschwinden daneben an Bedeutung oder sind bloße Begleiterscheinungen. 

2. Die Aufgaben des 5. Weltkongresses sind daher: 

a) Ziehen der theoretischen und praktischem Bilanz aus der vergangenen Epoche mit ihrem Schluß-

punkt, der Oktoberniederlage der KPD. 

b) Grundsätzliche marxistische Analyse des Imperialismus, der Gesetze seines Aufstiegs, seiner Kul-

mination im Kriege und seines Nieder-[349]gangs. Speziell der Erscheinungsformen dieses Nieder-

gangs, der Inflation, der Kriegsschulden- und Reparationsfrage usw. Schluß auf den gegenwärtigen 

Zeitpunkt: eindeutige Stellung der Grundfrage der Weltrevolution in der gegenwärtigen Epoche. 

c) Feststellung der Aufgaben des Proletariats und der Komintern in dieser Epoche: Ausarbeitung einer 

Strategie sowohl im internationalen wie im nationalen Maßstabe für die nächste Entscheidungs-

schlacht, die deutsche Revolution. 

II. 

Der deutsche Oktober und die neue Wendung der Komintern. 

1. Die Oktoberniederlage des deutschen Proletariats und das völlige Versagen der KPD erscheint 

oberflächlich bloß als Abschluß einer Epoche der deutschen Klassenkämpfe. Aber sie ist weit mehr. 

Waren doch die deutschen Klassenkämpfe seit 1918 überhaupt mehr als bloße lokale oder nationale 

Ereignisse, sondern latent die Vorgefechte im entscheidenden Zentrum der internationalen Klassen-

kämpfe. Die durch den Krieg aufgerissenen tödlichen Widersprüche des Weltkapitalismus hatten sich 

durch ihre notdürftige Regelung im Versailler Frieden, der sie Zugleich dokumentiert und verkleis-

tert, in Deutschland in nationalem Rahmen zusammengedrängt. Ihre Entscheidung hier mußte zum 
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Auftakt und Ausgangspunkt für die Entscheidung im internationalen Rahmen werden. So ist auf den 

Oktober das Sachverständigengutachten gefolgt. So wird auf einen Sieg des Proletariats ein gewalti-

ger Vorstoß der Weltrevolution folgen. Deutschland ist heute das Kernland, das Hauptschlachtfeld 

der Weltrevolution, die deutsche Revolution ihre nächste Etappe. 

2. Dies ist bisher in den Arbeiten, der Taktik und der Ideologie der Komintern deutlich zum Ausdruck 

gekommen. Man kann sagen, daß in den letzten Jahren alle jene alterprobten Kampfmethoden der 

russischen Bolschewiki zuerst in Deutschland neu einexerziert wurden, bevor sie den Weg in die Welt 

nahmen. Aus den Erfahrungen der deutschen Klassenkämpfe dem letzten Jahre hat die ganze Inter-

nationale nicht nur gelernt, sondern unmittelbar ihre Losungen und Methoden genommen (Einheits-

front, Arbeiterregierung usw.). Die großen Wendungen in ihrer Richtung waren vornehmlich durch 

die Ereignisse der deutschen Revolution bestimmt. So die große Wendung des 3. Weltkongresses 

durch die Märzaktion 1921. Mit ihr schloß eine ganze Epoche in der Entwicklung der Internationale 

ab. Auch der deutsche Oktober bedeutet in diesem Sinn den Abschluß einer ganzen Epoche Der 5. 

Weltkongreß muß mit vollem Bewußtsein die Bilanz dieser Epoche ziehen. 

3. Die Diskussion über den deutschen Oktober wurde in der KPD zuerst als Diskussion über die 

Taktik geführt, im engeren Sinn als Diskussion über die Schuld an der Niederlage, bzw. als Kampf 

um die Führung der Partei. Dieser Kampf ist durch den Frankfurter Parteitag mit dem vollkommenen 

Sieg der Linken und dem Ergebnis einer noch nie dagewesenen Geschlossenheit der Partei entschie-

den worden. In diesem Sinn, als bloß taktische Parteidebatte, hat der Frankfurter Parteitag die Debatte 

über den Oktober abgeschlossen. Im weiteren Sinn aber, als grundsätzliche Auseinandersetzung im 

Rahmen der gesamten Internationale, hat er diese Debatte erst eröffnet, er hat die feste praktische 

Basis geschaffen, um sie so konsequent und klar durchzuführen, wie es für die Schlagkraft der Inter-

nationale notwendig ist. 

4. Der deutsche Oktober war ein Schlag ins Gesicht nicht bloß für die Taktik der KPD, sondern für 

die Komintern selbst, die diese Taktik ausgearbeitet und maßgebend beeinflußt hat, und über die 

bloße Taktik hinaus für die ganze Ideologie, aus der diese herausgewachsen ist. Das muß eindeutig 

festgestellt werden. Es ist mehrfach von einer Krise der Komintern gesprochen worden. Falsch ist es, 

diese „Krise“ schlechthin als Entartungskrise zu verstehen, wie es mehrfach (Zentrum der KPD) ge-

schehen ist, – als opportunistische Degeneration größerer oder kleinerer Glieder der Inter-[350]nati-

onale. Derlei faule Punkte sind vorhanden, aber sie sind nur Symptome der Krise und – wie die KPD 

schlagend bewiesen hat – gerade Ausgangspunkte zu ihrer Ueberwindung. Die Komintern als ganze 

kennt keine Entartungskrise. Sie ist der feste revolutionäre Vortrupp des Weltproletariats. Wenn man 

von einer Krise spricht – und man muß in der Tat von einer solchen sprechen – dann in dem frucht-

baren positiven Sinn als einem notwendigen Durchgangsstadium zu größerer Klarheit und reiferer 

Praxis, wie man vor dem 3. Kongreß mit Recht von einer Krise sprach. 

5. Nicht so sehr auf das Wort „Krise“ kommt es an, als auf den Sinn. Diesen aber darf man nicht 

vertuschen, weil man sonst die revolutionäre Frucht dieser Krise abtreibt und so tatsächlich die Ge-

fahr einer Entartungskrise herbeiführt. Die Moskauer Januarkonferenz muß daher in mehrfachem 

Sinn einer Kritik unterzogen werden. Der Zweck ihrer Resolution scheint mehr der Beweis, daß die 

Haltung der Exekutive richtig war, als die Feststellung der Fehler. Es geht nicht an, zwischen einer 

an sich richtigen Taktik und ihrer falschen Anwendung zu unterscheiden, wie man es versucht hat. 

Marxistisch muß vielmehr unterschieden werden zwischen einer einmal historisch richtigen Taktik 

und dem Punkt, wo sie notwendig falsch wird, wo über sie hinauszugehen ist. Man muß die Mängel 

unserer Voraussicht und Praxis ausdecken, die uns hinderten, dies rechtzeitig zu erkennen. Diese 

Mängel, (die keineswegs erst im Oktober entstanden sind, obwohl er sie völlig klar machte) und damit 

auch die Fehler des Oktobers selbst, waren bezw. sind nicht nur Mängel und Fehler der KPD-Füh-

rung, sondern der gesamten Internationale und speziell der Exekutive, ihres Organs. Es wäre der 

größte Fehler, wollte man in falscher Angst, das Prestige der Exekutive zu schwächen, darüber durch 

Auslegungskünste früherer Dokumente hinwegturnen. Konnte ein Lenin sagen „Wir haben Fehler 

gemacht“, so kann es und muß es auch die Exekutive tun. Sie wird gerade dadurch ihr Prestige unge-

heuer erhöhen und darüber hinaus die unbedingt notwendige kritische Grundlage geben für eine 
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allgemeine Kritik der Internationale und die Ausarbeitung der Strategie in den kommenden Entschei-

dungskämpfen. Der 5. Weltkongreß hat die Aufgabe, die Kritik am deutschen Oktober zu führen als 

Selbstkritik der Komintern. Erst so wird er die Lehren dieser schweren Niederlage (und auch ihres 

Vorboten, der bulgarischen Niederlage) voll ziehen und sie selbst zum Sprungbrett der neuen Revo-

lution machen. 

6. Diese Kritik muß sich konkret auf die Theorie, auf die Taktik und auf die Kampftechnik (Organi-

sation, Verbindung usw.) der Internationale und ihrer Sektionen erstrecken. Sie bedeutet im einzelnen 

folgende Aufgaben: 

a) Feststellung, daß bisher jede ökonomisch-politische Gesamtanalyse fehlt, daß die bisher gebrauch-

ten Begriffe und Theorien zum großen Teil nicht stichhaltig, meist ein recht unkritisches Gemenge 

von alten sozialdemokratischen, modernen bürgerlichen und selbstgebildeten rationalistischen Ele-

menten darstellen, das streng marxistisch kritisiert und gesichtet werden muß. Losung: Mob i l i s i e -

r ung  de s  Mar x i sm us  i m  S i nne  Len i n s. 

b) Kritik der Einheitsfronttaktik als „der Methode der Revolution“, Einschränkung auf ihren histori-

schen Geltungsbereich, Vorstoß über die bloße Taktik hinaus zur Strategie im nationalen und inter-

nationalen Maßstabe. Losung: S t r a t eg i e  de r  Mach t e r g r e i f un g. 

c) Kritik der bisherigen Organisationsformen, sowohl der Parteien, als auch der Internationale selbst, 

sowohl der mangelnden, wie der in falscher Richtung übertriebenen Zentralisation Herstellung der 

Verbindung zwischen Organisation, Taktik und Strategie. Die Losung, die im Grunde alle zusam-

menfaßt, ist: Bo l s chewi s i e r ung  de r  Kom in t e r n. 

7. Diese Kritik ist durchweg positiv. Sie kann keineswegs eine bloße Negation der vergangenen Epo-

che seit dem 3. Kongreß bleiben, wie es noch [351] die Kritik des 3. Kongresses an der Epoche war, 

die e r  abschloß. Sie wird im Gegenteil die theoretische Bilanz, die dialektische Synthese der Epochen 

geben und zu diesem Zweck manches nachholen müssen, was der 3. Kongreß notwendig versäumt . 

oder überspannt hat. Diese Synthese, das Ueberschauen der gesamten Kämpfe seit 1917 und darüber 

hinaus, die feste Bestimmung des Kurses aus einer Analyse der Gesamtentwicklung in den letzten 30 

Jahren, ist heute nicht nur praktisch nötig, sondern auch theoretisch möglich geworden. Der durch 

den Krieg geschürzte Knoten des imperialistischen Widerspruches drängt zur Lösung. Die Probleme 

seit Jahren verschleiert und vertuscht, treten in ihrer ganzen Schärfe auf die Tagesordnung: Die Lö-

sung der Reparationsfrage wird unmittelbar zur Frage der Revolution oder Konterrevolution im Welt-

maßstabe. In diesem Moment wird das revolutionäre Bewußtsein von den Tatsachen selbst entbun-

den, muß an der Kritik des bisherigen Bewußtseins entwickelt, scharf praktisch formuliert werden. 

8. Alle diese theoretischen Aufgaben aber fassen sich p rak t i s ch  für den Kongreß in eine große 

Parole zusammen: Wend ung  nach  l i nk s. Die Weltrevolution hat seit 1917 zwei große Epochen 

durchgemacht: die erste Epoche des direkten Ansturms kühner Minderheiten, begeistert durch das 

Beispiel der russischen Revolution (bis 1921), die zweite Epoche des zähen und stillen Kampfes um 

die Mehrheit des Proletariats. In Schlagworten zusammengefaßt: die „Kinderkrankheits“- und die 

„Einheitsfrontepoche“. Diese Epochen sind praktisch vor allem Epochen der deutschen Revolution. 

Aber eben durch deren Charakter als Schlachtfeld und Brennpunkt der Weltrevolution sind sie zu-

gleich Etappen der Weltrevolution selbst, die alle Parteien der Internationale mehr oder minder prak-

tisch, aber durchweg tatsächlich durchgemacht haben. Der 3. Kongreß bezeichnet die historische 

Wendung zwischen diesen beiden Epochen. Sie ist vollzogen worden, ohne auf Nachzügler zu war-

ten. Der 5. Kongreß wird die Aufgabe haben, eine Wendung von nicht geringerer historischer Bedeu-

tung durchzuführen. Er wird sich über ihre Notwendigkeit ebenfalls nicht durch Nachzügler täuschen 

lassen dürfen. 

9. Diese Wendung wird praktisch die erste Wendung ebenso wenig rückgängig machen, wie es die Kritik 

theoretisch tat. Im Gegenteil, sie wird beide Epochen zu höherer Einheit in sich aufnehmen, sowohl die 

rücksichtslose Kühnheit der ersten, wie die stille Massenarbeit der zweiten, zusammenfassen zu einer 
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klaren Strategie des Sieges. Sie wird damit der Wendung des 3. Kongresses erst ihren vollen dialek-

tischen Sinn geben. 

10. Die Wendung des 5. Kongresses ist die Wendung zur Entscheidungsschlacht. In diesem Sinn aber 

muß es eine klare Wendung nach links sein, eine Wendung der gesamten Internationale. Es ist das 

Wesen dieser Wendungen, daß sie durch scheinbar bloß „einseitige“ Bewegung nach vorwärts vor-

stoßen. So der 3. Kongreß. Es wäre falsch, zu glauben, man könne vorwärts kommen, ohne ganz 

entscheidenden Ausschlag nach der „Seite“, ohne sich abzustoßen von den Fehlern des bisherigen 

Kurses. Ein Beweis: der 4. Kongreß. Er tagte zu einer Zeit, da die neue Wendung schon geahnt wurde, 

aber freilich historisch noch nicht reif war. 

11. Der 3. Kongreß hat seine Wendung noch durch eine große, derbe Ohrfeige bewirkt, die er über 

die ganze Internationale streichen ließ, gleichgültig, ob dabei auch einzelne Pflänzchen geknickt wur-

den, kleine Fehler unterliefen. Diese Fehler waren notwendig, sollte die Internationale als Ganzes 

ihren Kurs halten. Diesmal wird die Wendung gewiß nicht so einfach sein. Die Weltrevolution er-

scheint nicht mehr schematisch als ein überall gleichmäßiges Emporbäumen und Kämpfen (was prak-

tisch und theoretisch nur Beweis ihrer historischen Unreife war), sondern als ein reichgegliederter 

Prozeß, ein Krieg, mit strategischen Haltepunkten, bestimmten Schauplätzen des Kampfes, und Ent-

scheidungsschlachten, die in sich das Schicksal des Krieges bergen. In diesem Sinn muß der 5. Kon-

greß die Strategie der gesamten Internationale und jeder einzelnen Partei sehr genau, sowohl nach 

dem Gesamtplan, als nach den einzelnen Verhältnissen [352] der Länder bestimmen. Aber es wäre 

falsch, zu glauben, daß dies eine Sache des bloßen „Konkretisierens“ und „Spezialisierens“ ist. Diese 

Formeln sind nur geeignet, über die Notwendigkeit der großen Wendung hinwegzutäuschen, ohne 

die sie aber selbst bloß leere Formeln bleiben müssen. Denn erst die große entscheidende Wendung 

der Gesamtinternationale wird jeder einzelnen Partei, jedem Parteichen, seinen speziellen Platz und 

seine konkrete Aufgabe geben. Die Wendung des 5. Kongresses ist eine Wendung nach links, die 

Wendung zur Entscheidungsschlacht. Ihre Losung ist: Deu t s che  Revo l u t i on  a l s  nächs t e  

E t appe  de r  We l t r evo l u t i o n. 

* 

Zum Militärprogramm der KPD. 

Es ist ein in Funktionärkreisen leider immer noch weitverbreiteter Irrtum, man habe im Moment be-

waffneter Kämpfe in den Mitgliedern der Partei, speziell in denen, die für militärische Aufgaben 

besonders geschult werden sollen, die Stoßtrupps für die Massen zu sehen. Dieser Ausdruck über den 

meistens nicht tiefer nachgedacht worden ist und der sogar in den Thesen prominenter Mitglieder der 

Internationale noch heute zu finden ist, verführt dazu, einen der wichtigsten Erfahrungsgrundsätze 

aus den Lehren der bewaffneten Kämpfe in Deutschland während der letzten fünf Jahre zu verwi-

schen. Dieser Grundsatz lautet: Jeder Kommunist muß militärisch wie politisch ein Füh r e r  der 

Masse werden. Unsere Ausbildung muß zum Ziel haben, ihn mit dem theoretischen und organisato-

rischen Rüstzeug eines solchen Führers zu versehen. 

Wir müssen mit der alten Einstellung, welche in den Kommunisten die Stoßtruppe für die kampfwil-

lige Arbeiterschaft sieht – und die als Rest der früherem M. P.-Einstellung anzusprechen ist – endlich 

energisch aufräumen. 

Die Tatsachen bewiesen uns bisher stets, daß sie falsch ist. 

Die Kommunistische Partei hat im bewaffneten Ausstand zwe i  Haup tau f gabe n: den Kampf der 

Masss zu l e i t en  und die Masse im Kampf zu o r gan i s i e r e n. Eine kommunistische Massenpartei 

– und wenn sie noch so groß ist –, wird im bewaffneten Kampf stets nur ein Bruchteil der kampfbe-

reiten Gesamtarbeiterschaft bleiben, sich infolgedessen auf diese Massen verteilen müssen. Von der 

Vorbereitung und der Befähigung jedes einzelnen ihrer Mitglieder, die Kämpfe als Spitze eines Trupps 

von Arbeitern, den es organisiert hat, zu führen, hängt der Erfolg ab. Militärisch ausgedrückt müssen 

wir die Funktionäre und Mitglieder der Partei gleichzeitig zu Offizieren und Unteroffizieren des Bür-

gerkrieges erziehen, die beide natürlich auch die Technik des einfachen Soldaten absolut beherrschen 
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müssen. Nur eine Partei, in der sich diese beiden Elemente, die politische und die militärische Führer-

Qualifikation, konkret ergänzen, ist eine wirklich revolutionäre, eine kommunistische Partei. 

Denkt man diesen Gedanken konsequent organisatorisch zu Ende, dann ergibt sich von selbst, daß es 

niemals unsere Aufgabe a l s  Pa r t e i  sein kann, in der vorbereitenden Phase uns der Aufstellung von 

größeren militärischen Verbänden, Regimentern, Divisionen usw. – und sei die Situation noch so 

verlockend – zuzuwenden. 

Diese Einstellung befindet sich in scheinbarem Widerspruch zu manchen Ereignissen des vergange-

nen Jahres, vor allem zur Hundertschaftsbewegung. 

Die Hundertschaftsbewegung hatte jedoch nur einen Sinn und war gesund da, wo sie als p r o l e t a -

r i s c he  Hundertschaftsbewegung im Sinne der revolutionären Einheitsfronttaktik aufgefaßt wurde. 

Sie war ungesund und wurde sogar eine politische Gefahr für die Partei, wo sie zur pa r t e i komm u-

n i s t i s chen  Hundertschaftsbewegung wurde. Die Tatsache, daß eine große Anzahl wichtiger Be-

zirke nur imstande war, parteikommunistische [353] Hundertschaften zu bilden, dokumentierte schla-

gend die Einflußlosigkeit der Partei auf die für den Kampf notwendigen Massen der Arbeiterschaft. 

Die proletarischen Hundertschaften, die in bestimmten Krisensituationen ohne weiteres wieder auf-

leben werden, sind nur dann eine Stärkung und Förderung des revolutionären Kampfes, wenn sich 

ihre Führung und die Organisierung ihrer Formationen fest in der Hand der Partei befinden. Ihr 

Kampfwert wird in der vorbereitenden Phase zum bewaffneten Aufstand fast stets gleich null sein, 

wächst jedoch vom Augenblick des ersten wirklichen Kampftages ab ins Unberechenbare, wenn ihre 

politische wie militärische Führung in der Hand der Partei bleiben und die Partei fähig und energisch 

genug ist, die mit jedem Siege wachsende Schlagkraft und den spontanen Siegeswillen der Massen 

in der zweckmäßigsten Form für den Kampf auszunützen. 

Proletarische Hundertschaften werden also immer nur vorbereitende, im wirklichen Kampf noch un-

erprobte Sammelformationen der Arbeiterklasse sein, bis zu dem Moment, in dem der bewaffnete 

Aufstand beginnt. Sie können, wenn die Bourgeoisie und der Staatsapparat das zuläßt, durch längeres 

Bestehen wohl eine gewisse äußere Festigkeit und Disziplin, eine bestimmte Praxis in der Unterstüt-

zung der politischen Arbeit und eine gewisse Erfahrung in der Führung von kleinen Teilgefechten mit 

den legalen und illegalen konterrevolutionären Exekutivorganen erringen, all das ändert jedoch nichts 

an der Tatsache, daß sie zu wirklichen Kampfformationen erst im Feuer zusammengeschweißt werden 

können, in ganz großen Teilkämpfen oder im Endkampf. Es ist darum unsinnig, sie bereits vor dieser 

zweiten Phase zu größeren Divisions-, Regiments- usw. -Verbänden zusammenfassen zu wollen. 

Die Vorbereitung und disziplinierte Organisierung größerer militärischer Verbände, die vorberei-

tende Schaffung einer roten Armee ist in Deutschland eine Utopie, und es ist in der Perspektive des 

kommenden Jahres, auf das wir als Partei uns in unserer planmäßigen Vorbereitungsarbeit jetzt ein-

zustellen haben, keine Situation denkbar, für die sie realisierbar werden könnte. Alles, was wir tun 

können und tun müssen, ist: aus der Partei den militär-politischen Führerrahmen für die Massen zu 

machen und die Partei auch militärisch zur Führung und Organisation der kommenden Kämpfe her-

anzuschulen, d i e  n i ch t  au f  uns  wa r t e n. 

Diese Arbeit gehört untrennbar in den Rahmen der politischen und organisatorischen Gesamtarbeit der 

Partei, und die Genossen, die sich ihr besonders intensiv widmen, dürfen sich auf der einen Seite in 

ihren politischen und organisatorischen Pflichten in nichts von anderen Parteiarbeitern, die eine andere 

spezielle Funktion der revolutionären Arbeit ausüben, unterscheiden, müssen aber auf der anderen 

Seite auch Anspruch auf volles Verständnis und regste Unterstützung von seiten des gesamten Appa-

rates und aller seiner Glieder erheben, um endlich die vollständige Unorganisiertheit, Unfähigkeit und 

Vernachlässigung, die in dieser Tätigkeit fünf Jahre lang zu verzeichnen gewesen ist, zu überwinden. 

Militärische Vorbereitungsarbeit muß Parteiarbeit werden, wie Gewerkschaftsarbeit oder politische 

Aufklärungsarbeit. Erst wenn diese Erkenntnis Allgemeingut der Organisation geworden ist, wird es 

möglich sein, die extremen Strömungen in ein vernünftiges Fahrwasser zu leiten, Strömungen, die noch 

heute diese Arbeit für überflüssig halten, und andererseits solche, die sie künstlich forcieren wollen. 
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Wir teilen die planmäßige Vorbereitung der Partei auf die Führung bewaffneter Kämpfe – gleichviel 

wann und in welcher Ausdehnung die politische Situation sie in Zukunft von uns verlangen wird – in 

zwei Hauptarbeitszweige, die aber untrennbar von einander abhängig sind: in die ideologische Vor-

bereitung, Klärung und Schulung, und in organisatorisch technische Maßnahmen. 

Beschränken wir uns hier auf das erste dieser beiden Gebiete, so gilt es zwei Fragen zu untersuchen: [354] 

1. Was muß der revolutionäre Arbeiterführer, der deutsche Kommunist, vom Wesen militärischer 

Führungstechnik und von der Kunst der Improvisation militärischer Verbände wissen, bzw. was kön-

nen wir ihn an der Hand der in den bisherigen bewaffneten revolutionären Kampfhandlungen ge-

machten Erfahrungen darüber lehren? 

2. In welcher Form und organisatorisch technischen Durchführung können wir eine solche Schulung 

und Lehrtätigkeit breitesten Teilen der Parteimitgliedschaft zugänglich machen? 

* 

Für unsere revolutionären Kämpfe mit der Waffe gibt es noch kein Reglement. 

Jeder Versuch, die alten, durch Tradition und Erfahrung bis zur Vollendung ausgebildetem Regeln 

und Grundsätze der gegenwärtigen imperialistischem Heeresverbände schematisch auf den Bürger-

krieg anwenden zu wollen, muß scheitern. Das Wesen des proletarischen Bürgerkrieges ist in Füh-

rung, Waffengebrauch, psychologischer und organisatorischer Zusammensetzung der Kampfver-

bände, in der Waffentechnik und nicht zuletzt in der Situation der Kriegsschauplätze grundverschie-

den vom Wesen des imperialistischen Krieges. 

Die einzigen großen Züge, die beide gemeinsam haben, sind: das Ziel, den Gegner ve r n i ch tend  

z u  s c h l age n, die Bedeutung der Füh r ungs t echn i k  und damit der Ausbildung der einzelnen 

Füh r e r pe r sön l i chke i t  in der Vorbereitung und Durchführung dieses Zieles – und die Notwen-

digkeit gründlicher Kenntnisse in Handhabung und wirksamen Einsatz sowohl der zur Verfügung 

stehenden, wie der zu erobernden W af fe n. 

Die richtige Kampftaktik, das entscheidende Element des Bürgerkrieges, wird idem deutschen kom-

munistischen Arbeiterführer in erster Linie durch die Erfahrungen im Lande selbst bei allen politi-

schen Aktionen und bewaffneten Vorgefechten mit der Konterrevolution, in zweiter Linie durch die 

für das eigene Land ausgewerteten Lehren der Kampfhandlungen revolutionärer Parteien anderer 

Länder, vorgeschrieben. 

Klassisches Beispiel, neben entsprechenden Kämpfen des vergangenen Jahrhunderts, wird uns natur-

gemäß immer in vielen Fragen der Vorbereitung und Führung des Bürgerkrieges das Land der sieg-

reichen Revolution, Ruß l an d, sein. Wir müssen die taktischen und organisatorischen Kampferfah-

rungen Rußlands mit aller Kraft für uns nutzbar machen, dabei aber durchaus den Fehler vermeiden, 

diese Erfahrungen auf die so ganz ande r s  gea r t e t en  Ver hä l t n i s se  de s  deu t sc he n  Bürger-

krieges allzu m echan i sc h und etwa gar ganz unve r ände r t  zu übertragen –, wozu ein großer Teil 

unserer besten Genossen heute immer noch eine gewisse Neigung zeigt. 

In Rußland wurden die Entscheidungsschlachten mit einem hohen Prozentsatz der alten Zarenarmee, 

d. h. großen, fertig ausgerüsteten, bewaffneten und disziplinierten Verbänden, die mit den Bolsche-

wiki seit langem sympathisierten, außerdem mit einem starken Prozentsatz militärisch hochwertiger 

Kriegsgefangener, unter wesentlich günstigeren militärischen Bedingungen, vor allem aber mit einem 

unbestreitbar unerreicht dastehenden, durch jahrzehntelange revolutionäre Arbeit geschulten und ei-

sern disziplinierten politischen Führerkern, der bolschewistischen Partei, gewonnen. Das letztere ist 

auch für uns eine unerläßliche Vorbedingung zum Siege, das erstere eine in der Zukunftsperspektive 

für uns kaum denkbare Situation. 

Der Gegner war damals eine verhältnismäßig schwache, durch den verlorenen Krieg demoralisierte, 

innerlich und äußerlich zersplitterte Bourgeoisie. 

Die russische rote Arbeiter- und Bauernarmee ist und war von ihren Anfängen, der roten Garde und 

den Partisanen, an nur bedingt die Armee [355] des proletarischen Bürgerkrieges, wie wir ihn sehen 
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müssen –, mit absolut neuen Gesetzen und Formen des Kampfes. Sie mußte in ihren Kämpfen von 

vornherein, mit Ausnahme der wenigen großen Städte, auf einem riesigen Kriegsschauplatz operie-

ren, der ihr durchaus die a l t en  Gesetze des (imperialistischen) Bewegungskrieges in Angriff und 

Verteidigung aufzwang. Die enorme Ausdehnung des Landes erlaubte den kämpfenden Abteilungen 

Rückzüge und Variationen der Kampfweise, wie sie in keinem westeuropäischen Kulturlande mög-

lich sein werden. Der Bürgerkrieg (d. h. der Krieg um den Staatsapparat im Innern und um das un-

mittelbare Hinterland der Front) schlug sehr rasch in einen regelrechten Feldkrieg gegen die weißen 

Interventionsheere um, und dieser Feldkrieg – wenn er auch viele revolutionäre Eigentümlichkeiten, 

die meist in psychologischen Momenten und technischen Schwierigkeiten begründet waren, aufweist 

–, erforderte durchaus nicht eine derart gründliche vorherige Schulung, Umstellung und neue Vorbe-

reitung der Arbeiter- und Bauernsoldaten auf völlig veränderte Gesetze und Formen des Kampfes, 

wie sie für Westeuropa typisch sein werden. 

Bei uns werden die entscheidenden Schlachten nur in den großen Städten und Industriezentren ge-

schlagen werden, die fast die Hälfte des Landes bedecken. Der Partisanenkrieg, d. h. der Guerillakrieg 

auf dem Lande gegen die konterrevolutionären Banden, wird aus geographischen, wirtschaftlichen 

und verkehrstechnischen Gründen, wie aus der Tatsache heraus, daß es schon heute in Deutschland, 

im Gegensatz zu Rußland 1917, keinen größeren Landstrich ohne ein klassenbewußtes und wenn 

auch nur in Ansätzen organisiertes Proletariat, mehr gibt, bei uns niemals eine monate- oder jahre-

lange Form annehmen können. 

Andererseits wird der Kampf gegen die bis an die Zähne bewaffnete, straff organisierte und diszipli-

nierte Konterrevolution, die um ihre Positionen bis aufs äußerste erbittert kämpfen wird – an ihrer 

Seite der überwiegende Teil der bewaffneten Staatsmacht –, die Kräfte des deutschen Proletariats, das 

diese Verbände nur im Sumpf der Städte durch seine Masse zersplittern, erdrücken und aufreiben kann, 

aufs äußerste erschöpfen. Dafür sind aber auch die Gefahren bewaffneter weißer Interventionen von 

seiten der kapitalistischen Randstaaten Deutschlands, kurz nach dem Sieg der deutschen Revolution 

im Innern ganz erheblich geringer, durch die Tatsache eines militärisch starken Rußlands im Rücken 

und die bedeutende Hilfe kommunistischer Massenparteien in der Front, die mit dem Aufgebot aller 

ihrer von Jahr zu Jahr wachsenden Einflußbasis unseren Kampf hervorragend stützen werden und allen 

Interventionsgelüsten im schärfsten Kampf gegen den eigenen Staatsapparat entgegentreten werden. 

In den hier angeführten wesentlichen Verschiedenheiten liegt begründet, warum uns aus Rußland und 

anderen Ländern nur verhältnismäßig wenig über Vorbereitung, Taktik und Kampfgesetze des Städ-

tekampfes – für uns das Hauptelement aller kommenden Kämpfe – gesagt werden kann. 

Das wichtigste Fundament für die richtige Analyse und Klärung unserer militärischen Vorbereitung 

und unserer Taktik im bewaffneten Ausstand sind und bleiben darum für uns die Lehren und Erfah-

rungen der Kämpfe der revolutionären deutschen Arbeiterschaft während der letzten fünf Jahre. Sie 

werden die Basis abgeben für das Kampfreglement, nach dem wir unsere revolutionären Kämpfe in 

Zukunft zu führen haben. 

Einer energischen Diskussion über die für die Kämpfe und den Sieg der Partei ungeheuer wichtigen 

Erfahrungen müssen jetzt endlich die Tore geöffnet werden, denn unsere Lage erfordert mehr als 

jemals eine gründliche Klärung auf diesem Gebiete, das von der deutschen Partei in den letzten Jahren 

niemals selbständig und ernsthaft bearbeitet, sondern meist sehr unzureichend mit einigen auswendig 

gelernten Bürgerkriegsphrasen abgespeist worden ist, obwohl es vom Tage der Gründung des Spar-

takusbundes an für die revolutionäre proletarische Partei der Kommunisten genau so aktuell und 

wichtig war, wie jeder andere Zweig der revolutionären Gesamtarbeit. Robe r t. [356] 

* 

Einige Fragen der englischen Arbeiterbewegung. 

I. 

Vor einigen Tagen fand der Kongreß der Englischen Kommunistischen Partei statt. Dieser Kongreß 

hat eine Reihe von Fragen ausgeworfen, die nicht nur für die unmittelbare Arbeit unserer englischen 
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Bruderpartei von Bedeutung sind, sondern ebenso wichtig für die gesamte Internationale. Unsere 

englische Bruderpartei ist verhältnismäßig schwach. Ihre Lage ist schwierig durch die Tradition der 

Vergangenheit, die die englische Arbeiterbewegung hinter sich hat. Die heutige Labour Party, das 

Konglomerat von Gewerkschaften, Genossenschaften und Partei, hat sich erst in jahrelanger mühsa-

mer Trennung von der liberalen Bewegung gelöst. Die Kommunistische Partei als Partei ist nicht in 

die Labour Party aufgenommen worden. Die einzelnen Kommunisten sind Mitglieder der Labour 

Party, und versuchen dort die linke Strömung, die in der Labour Party vorhanden ist, zu stützen und 

zu verstärken. Bei den Parlamentswahlen haben die Kommunisten den Labour-Kandidaten gegenüber 

keine eigenen Kandidaten aufgestellt (die ehemaligen kommunistischen Abgeordneten Newbold und 

Saklavala wurden in Distrikten gewählt, wo keine Labour Party-Kandidaten aufgestellt worden wa-

ren, und jetzt versucht unsere Partei, Kommunisten durch die örtlichen Labour-Party-Komitees als 

Labour-Kandidaten durchzubringen. Bei einer Neuwahl in Kelvingrove ist es unserer Partei gelun-

gen, ihren Kandidaten, den Genossen Ferguson, aufzustellen. Diese Taktik der Opposition innerhalb 

der Labour-Party und des Versuchs Kommunisten als Labour-Kandidaten auftreten zu lassen, die in 

einer bestimmten Periode ihre Begründung in der großen Schwäche unserer Bewegung in England 

und der Notwendigkeit ihrer stärkeren Verbindung mit den Massen hatte, diese Taktik ist jetzt beson-

ders schwierig in ihrer Durchführung, da die Labour Party zur Regierung gelangt ist. Vor  dem  5. 

We l t kongr eß  wi r d  unauswe i ch l i ch  d i e  Uebe r p r ü f ung  d i e se r  Tak t i k  s t ehe n. 

II. 

Die Labour-Regierung hat sich in den sechs Monaten ihrer Tätigkeit ohne jede Einschränkung und 

ohne jeden Versuch der Maskierung als nationale, loyale, der Bourgeoisie ergebene Regierung ge-

zeigt. Die Politik der englischen Bourgeoisie ist durch die Macdonald-Regierung nicht geändert wor-

den. In allen entscheidenden Fragen des englischen Imperiums, in der Frage der Kriegsrüstungen, des 

Verhältnisses zu den Kolonien, in der irischen Frage, hat die Macdonald-Regierung die Linie ihrer 

Vorgänger nicht verlassen. Nach einigen wenigen pazifistischen Gesten (Freilassung Gandhis!) geht 

die Macdonald-Regierung nicht nur dazu über, die Politik der englischen Bourgeoisie in aller Stille 

fortzusetzen, sondern sie unterstützt sie jetzt aktiv und demonstrativ (Teilnahme Macdonalds an dem 

Empfang der rumänischen Königin, deren Besuch nichts anderes bedeutet als ein bestimmtes Kapitel 

der Kriegsvorbereitungen). In den ökonomischen Kämpfen ist die Macdonald-Regierung als offene 

Schutzgarde der Unternehmer aufgetreten (bei dem Dockerstreik hat sie die Organisation von Streik-

brechergarden angekündigt, bei dem Streik der englischen Verkehrsarbeiter hat sie nach dem Aus-

nahmezustand geschrien). 

Noch ist gegen diese sogenannte Arbeiterregierung keine offene Rebellion vorhanden, aber eine 

wachsende Gärung in der Masse des Proletariats. Die großen wirtschaftlichen Kämpfe, die unaufhör-

lich seit dem Beginn der englischen Arbeiterregierung aufeinanderfolgen, sind das Zeichen dafür, 

daß das Klassenbewußtsein und die Klassengegensätze in England sich verschärfen. Die Lage der 

englischen Arbeiterklasse wird auch wesentlich von der Lage auf dem Kontinent, insbesondere von 

der Lage der deutschen Arbeiterbewegung, abhängen. Macdonald hat ja vor seiner Wahl laut [357] 

und deutlich der ganzen Welt verkündet, daß die Labour-Regierung für die Revision des Versailler 

Friedens eintreten würde. Sechs Monate sind ins Land gegangen, und Macdonald und seine Freunde 

hüten sich, das Wort „Revision des Versailler Vertrages“ in den Mund zu nehmen. Das Sachverstän-

digengutachten ist jetzt der „Rettungsplan“ für die englische „Arbeiter“-Regierung. Aber die Durch-

führung dieses Sachverständigengutachtens bedeutet auf alle Fälle eine Verschärfung der Situation. 

Würde die Durchführung des Sachverständigengutachtens der deutschen Bourgeoisie gewisse Er-

leichterungen bringen – was im gegenwärtigen Moment außerordentlich unwahrscheinlich erscheint 

durch die verworrene Lage in Deutschland selbst –, so würde dadurch die Krise in der englischen 

Industrie steigen. (Ein Hinausschleppen eines Abkommens zwischen Frankreich und Deutschland 

über die Ruhrfrage aber bedeutet eine neue Verschärfung der deutschen Krise, die natürlich ihre 

Rückwirkung auf die englische Lage haben wird, so daß wir vor einer Situation stehen, in der die 

jetzige oppositionelle Bewegung in der englischen Gewerkschaftsbewegung und Arbeiterklasse sich 

verstärken muß und verstärken wird. D i e  eng l i s c h e n  Kom m uni s t en  haben  j e t z t  ode r  n i e  
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d i e  Ge l egenhe i t, z u  e i ne r  Massenpa r t e i  z u  we r de n. D i e  F r age  s t eh t  vo r  de r  Kom -

i n t e r n, we l chen  Weg  s i e  e i n sch l agen  so l l, um  z u  e i ne r  so l chen  Massenbewegung  

i n  Eng l and  z u  we r de n. 

III. 

Die Haltung der englischen Kommunistischen Partei der Labour-Regierung gegenüber war bis jetzt 

sehr schwach und unzulänglich. Wir haben nicht nur eine Reihe einzelner Entgleisungen in der 

Presse, wo sich die KPE zur Unterstützung der Labour-Regierung bekannte, sondern die gesamte 

Haltung der Partei war viel mehr die loyale Haltung eines linken Flügels innerhalb der Labour Party 

selbst, als einer wirklich gegen die Regierung kämpfenden kommunistischen Partei. Nach sechs Mo-

naten kann die Haltung der englischen Kommunistischen Partei nicht die Haltung eines loyalen Un-

terstützens und Abwartens sein. Nach sechs Monaten kann die Haltung der englischen Kommunisten 

nur der offene scharfe Kampf gegen die Labour-Regierung als die Vertreterin der Bourgeoisie sein. 

Die englischen Kommunisten müssen der englischen Arbeiterpartei unaufhörlich klarmachen, daß 

diese Regierung, die sich Arbeiterregierung nennt, nicht nur die Interessen der englischen Arbeiter-

klasse schmählich in den Staub tritt, nicht nur die Kolonialvölker ebenso grausam und brutal unter-

drückt wie ihre Vorgängerin, sondern daß sie das Werkzeug in den Händen der internationalen Im-

perialisten ist, die sich ihrer bedienen, um ihre Kriegsrüstungen ein wenig pazifistisch zu maskieren 

Die Haltung unserer englischen Kommunisten darf nicht die sein, „wir werden Macdonald unterstüt-

zen, wenn er dies und das tut“, sondern „wir können ihn nicht unterstützen, weil er das und das nicht 

getan hat oder nicht tut“. Die englischen Kommunisten müssen alle revolutionären Elemente gegen 

die Macdonald-Regierung organisieren, und sie müssen in ihrer ganzen Arbeit der englischen Arbei-

terschaft klarzumachen verstehen, daß die englische „Arbeiter“regierung im Gegensatz zu der r u s -

s i s chen  Ar be i t e r- und  Baue rn r eg i e r ung  der Lakai der internationalen Bourgeoisie ist. Sie 

müssen der englischen Arbeiterschaft an Hand der konkreten Erfahrungen, die sie täglich mit ihrer 

eigenen Regierung machen können, aufzeigen, daß die englische Arbeiterklasse noch lange nicht die 

Macht im englischen Weltreiche besitzt, und daß diese Macht nicht kommen wird durch Wahlen im 

Parlament und Zusammensetzung von Kabinetten, sondern nur, wenn sie die wirklichen Machtmittel 

des englischen Imperiums der Bourgeoisie abkämpft, wenn sie den bürgerlichen Staatsapparat des 

englischen Imperiums zerschlägt und den proletarischen Staatsapparat aufbaut. Die englischen Kom-

munisten müssen der Arbeiterschaft von England klarmachen, daß sie nicht am Ende, sondern am 

Anfang dieses Kampfes um die Macht stehen. Die englischen Kommunisten müssen der Arbeiter-

schaft zeigen, daß sie nur durch die Sammlung der [358] Massen zu revolutionären Aktionen, zu 

Aktionen, die ausgehen von der Verbesserung der Lebenslage der Arbeiter in England, von der Lö-

sung der Arbeitslosen-, Lohn- und Wohnungsfrage, diesen Kampf beginnen und erweitern kann. Der 

schärfste Kampf gegen die internationale und gegen die Kolonialpolitik der Macdonald-Regierung 

muß auf der ganzen Linie begonnen werden. D i e se  Ar be i t  de r  eng l i s c hen  Kom m uni s t en  

m uß  du r ch  e i ne  i n t e r na t i ona l e  Kam pagne  gegen  d i e  M acdona l d-Reg i e r ung  und  

gegen  da s  Sachve r s t änd i gengu t ach ten  un t e r s t ü t z t  und  gek r ä f t i g t  we r de n. 

Diese Aufgaben scheinen klar zu jein, aber unsere englische Bruderpartei hat kaum begonnen sich 

diese Aufgaben richtig zu stellen, noch ihre Durchführung wirklich in Angriff zu nehmen. Die Ursa-

chen hierfür sind nicht nur in der Schwäche und Kleinheit der Partei zu suchen, auch nicht in der 

Unerfahrenheit der englischen Kommunisten, die keine großen Kampfeserfahrungen hinter sich ha-

ben, sondern in einer falschen Auffassung und Anwendung der Einheitsfronttaktik. Gerade das eng-

lische Beispiel mit seinen komplizierten Verhältnissen und Bedingungen, wie keine andere europäi-

sche Partei sie hat, zeigt, daß mit Formeln über Einheitsfront „an sich“ nichts, aber auch gar nichts 

für die revolutionäre Arbeit unserer Partei getan ist. In Diskussionen über die deutsche Frage ist ver-

schiedentlich von Anhängern des sogenannten Zentrums zum Ausdruck gebracht worden, daß für 

England die Einheitsfront unbeschränkt angewendet werden müsse. Wenn das heißen soll, daß die 

Einheitsfronttaktik bestehen soll in einer loyalen Haltung der Labour-Regierung gegenüber oder im 

Anbieten von gemeinsamen Aktionen der Kommunistischen Partei und der Macdonald-Regierung, 

s o  wä r e  da s  de r  s chwer s t e  Feh l e r, den  unse r e  eng l i s c he  Pa r t e i  begehen  könn t e. 
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Die englische kommunistische Bewegung wird nur gewinnen und festen Fuß fassen, wenn sie in ihrer 

ganzen Haltung, in ihrer ganzen Sprache, in ihrer täglichen praktischen Arbeit, in den wirtschaftlichen 

Kämpfen zeigt, daß sie der englischen Arbeiterklasse einen völlig anderen Weg vorschlägt als den 

Weg, den Macdonald u. Co. gehen. Mag im Anfang ihre Stimme auch noch nicht alle Massen der 

englischen Arbeiterpartei erreichen. Der unvermeidliche Zusammenbruch der Macdonald-Regierung 

wird eine feste Haltung unserer englischen Genossen im Verlaufe der nächsten Monate mit großem 

Erfolg krönen. Die Einheitsfronttaktik in England bedeutet mehr als anderswo Einheit von unten, 

Organisierung aller oppositionellen und revolutionären Elemente um die Kommunistische Partei, Ak-

tionen der Massen außerhalb des Parlaments zur Durchsetzung ihrer politischen und wirtschaftlichen 

Forderungen, Verbindung der Arbeiter in den Betrieben miteinander und der Betriebe untereinander. 

Die Organisierung der Einheitsfront von unten verbietet uns nicht die Ausnutzung gewisser linker 

Strömungen (sehr schwächlicher, sehr zaghafter, sehr pazifistischer Strömungen) in der Labour Party, 

noch weniger verbietet sie uns die stärkste Ausnutzung der Minoritätsbewegung in den Gewerkschaf-

ten. Aber worauf es ankommt, ist das, daß die Kommunistische Partei nicht versucht, durch loyale 

und maskierte Haltung nahe an die offizielle Politik der englischen Labour Party heranzukommen, 

sondern daß sie versucht, durch eine möglichst klare, den englischen Arbeitern verständliche Kampf-

stellung gegen die Macdonald-Regierung die Massen zu gewinnen. 

IV. 

Hierbei tauchen einige besondere Fragen auf, die in der Kommunistischen Internationale schon viel-

fach debattiert worden sind, die auf dem Dritten Weltkongreß entschieden wurden, die aber jetzt 

durch die neue Situation ein neues Licht erhalten. Diese Fragen sind erstens die Teilnahme der eng-

lischen Kommunisten an der Labour Party und die Frage der eigenen kommunistischen Parlaments-

kandidaten. Die Diskussion über die Beteiligung der Kommunisten an der Labour Party hat eine be-

sondere Bedeutung in der Internationale bekommen durch die Ausführungen Lenins in seinem Buche 

„Der Radikalismus, die Kinderkrankheit des Kommunismus“. Die Entscheidung der Kommunisti-

schen Internationale, daß die englische Kommu-[359]nistische Partei in die Labour Party eintreten 

solle, wurde von der Labour Party selbst verhindert durch die Ablehnung der Aufnahme der Kom-

munistischen Partei in die Labour Party. Heute sind unsere kommunistischen Genossen einzeln Mit-

glieder der Labour Party. Der letzte Parteikongreß hat neuerdings bestätigt, daß jedes Mitglied der 

Kommunistischen Partei Mitglied der Labour Party sein muß. Wir halten diese Entscheidung für rich-

tig und glauben nicht, daß der Fünfte Weltkongreß sie ändern soll, aber nur unter einer Bedingung: 

Unter der einen Bedingung, daß die Kommunistische Partei in England eine feste und klare Politik 

treibt, daß die Kommunisten, die in der Labour Party sind, sich nicht als Labour-Leute maskieren, 

sondern in der Labour Party als Kommunisten auftreten. Gerade diese Taktik verlangt, wenn sie un-

sere unerfahrenen kommunistischen Genossen nicht zur größten Nachgiebigkeit und Schwäche gegen 

die englische Labour Party verleiten soll, die g r öß t e  und  so r g f ä l t i g s t e  Bea c h t ung  de r  eng -

l i s chen  F r agen  vom  S t andpunk t e  de r  Kom m uni s t i s chen  I n t e r na t iona l e  und die 

Schaffung eines wirklichen revolutionären Vortrupps der Arbeiterklasse in der Kommunistischen 

Partei. Die Organisierung eines linken Flügels in der Labour Party durch unsere Genossen ist neben 

der Frage der Minoritätsbewegung in den Gewerkschaften eine der zentralen Aufgaben der KPE. 

Wird es also über diese Frage keine Meinungsdifferenz zwischen der deutschen Partei, der englischen 

und der Kommunistischen Internationale geben so steht es mit der Frage der eigenen kommunisti-

schen Kandidaten nicht so einfach. 

Das parlamentarische Leben spielt in England auch unter den Arbeitern eine größere Rolle als in 

Deutschland, ja wahrscheinlich auch eine größere als unter den französischen Arbeitern. Die großen 

Wahlerfolge der Labour Party haben in Teilen der englischen Arbeiterklasse das Interesse für die 

parlamentarische Arbeit und für die Wahlen verstärkt. Man rüstet, bei den nächsten Wahlen noch 

mehr Site herauszuholen, weil die Labour-Regierung ihre jetzigen Schandtaten vielfach mit dem Hin-

weis darauf verteidigt, daß sie noch eine Minderheit im Parlament ist. Breite Teile der englischen 

Arbeiter haben die Illusion, daß es ihnen gelingen könnte, die Mehrheit für die Labour Party im Par-

lament herauszuholen, und daß dann die Taten der Labour-Regierung sich ungehemmter für die 
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Arbeiter einsetzen werden. Unsere Partei hatte bei den vorigen Wahlen die Genossen Newbold und 

Saklavala als eigene Kandidaten durchgebracht, allerdings dort, wo die Labour Party keinen eigenen 

Kandidaten aufgestellt hatte. Bei den nächsten Wahlen wird die Labour Party in keinem Wahlkreise 

auf eigene Kandidaten verzichten. Die Taktik, die wir heute betreiben, kommunistische Kandidaten 

als Labour-Kandidaten aufzustellen, ist äußerst gefährlich und führt zu einer verschwommenen Hal-

tung der Gesamtpartei. Unsere unerfahrenen kommunistischen Genossen glauben vielfach, daß ihre 

Aufgabe darin bestehe, die „Arbeiterkandidaten“ gegen die Bourgeoisie durchzubringen. Der 

Wunsch, eine eigene kommunistische Vertretung im Parlament zu haben, führt zu großen Konzessi-

onen in bezug auf das Wahlprogramm, das unsere kommunistischen Genossen dem örtlichen Komi-

tee der Labour Party vorlegen müssen. Es wird hier weniger Wert darauf gelegt, daß das Programm 

die klare und verständliche Sprache der kommunistischen Kritik an der Macdonald-Regierung und 

der kommunistischen Forderungen spricht, als daß ein Programm so formuliert ist, daß der Kommu-

nist nur durch das örtliche Wahlkomitee der Labour Party passieren kann. Bei den eben stattgefunde-

nen Wahlen in Kelvingrove ist das Programm, das der Genosse Ferguson im Einvernehmen mit der 

Zentrale der Partei vorlegte, ein Programm, das eine völlige Verschwommenheit der Haltung unserer 

Partei zeigt. Der 5. Weltkongreß muß diese Frage sehr ernst behandeln. Die KPE wird nach unserer 

Ueberzeugung die Massen durch diese verschwommene Haltung nicht gewinnen. Der Kongreß muß 

verlangen, daß die Frage der kommunistischen Propaganda die erste Frage ist, und nicht die Mög-

lichkeit der Durchbringung eines Kandidaten. Wenn unsere kommunistischen Kandidaten durch eine 

klare Sprache zunächst auch keine Mandate erhalten werden, so wird doch der [360] Kreis von Ar-

beitern, der sich um das klare Programm der Kommunistischen Partei sammelt, wirklich der revolu-

tionäre Teil der englischen Arbeiterschaft sein, und die Gewähr geben, daß wir in der künftigen Ent-

wicklung große Fortschritte machen. Unserer Ueberzeugung nach muß der 5. Kongreß die Aufstel-

lung eigener kommunistischer Kandidaten beschließen, (zum mindesten in jenen Wahlkreisen, wo 

die Minister der Arbeiter-Regierung kandidieren werden). Diese Frage hat für die englische Bewe-

gung eine größere Bedeutung, als es auf den ersten Blick erscheint. Es  i s t  d i e  F rag e, d i e  d i e  

Ha l t ung  unse r e r  eng l i s chen  Br ude r pa r t e i  gegenübe r  de r  Macdona l d-Reg i e run g  

be s t im m t. Es ist ganz klar, daß, wenn die Partei versucht, kommunistische Labour-Kandidaten 

durchzubringen, und die praktischen Möglichkeiten der Durchdringung die erste Rolle einnehmen, 

das die politische Haltung der Partei in der Richtung nach rechten Abweichungen und schwächlichem 

opportunistischem Austreten hin beeinflussen muß. 

V. 

Ebenso wie die Haltung unserer englischen Bruderpartei in Fragen der Labour-Regierung unzuläng-

lich ist, so in den internationalen Fragen der Reparationsfrage (Sachverständigengutachten), des 

Kampfes gegen die Kriegsgefahr (Einkreisung gegen Sowjetrußland). So erklärte sich unser kommu-

nistischer Genosse in Kelvingrove zwar gegen das Sachverständigengutachten, sagte aber nicht, daß 

Macdonald der Träger und Stützer dieses Sachverständigengutachtens ist. Es ist für die deutsche und 

französische Arbeiterbewegung absolut notwendig, daß wir eine großzügige europäische Kampagne 

gegen die Macdonald-Regierung unter der Parole: Eng l and  ode r  Ruß l an d, Dem okr a t i e  ode r  

D i k t a t u r, heuch l e r i s che  paz i f i s t i s che  Redensa r t en  ode r  w i r k l i che r  Kam pf  gegen  

d i e  Kr i egsge f ah r, beginnen. Diese Kampagne ist aber nur dann möglich, wenn unsere englische 

Bruderpartei ihre Haltung und Aktivität entscheidend ändert. Die deutsche Partei wird auf dem 5. 

Weltkongreß für eine solche Politik eintreten. 

25. Mai 1924. Ru t h  F i s che r. 

* 
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Zur Agrarfrage. 

V o r b e m e r k u n g  d e r  S c h r i f t l e i t u n g: Die in den nachfolgenden beiden Artikeln be-

gonnene Diskussion wird in den nächsten Heften der „Internationale“ fortgesetzt werden. 

Wir verweisen zum Problem der „Schere“ auch auf die in diesem Heft enthaltene Kritik des 

Hilferdingschen Erklärungsversuchs durch den Genossen B. 

Vorläufige Bemerkungen zur Agrarkrise und zu den Aufgaben der Kommunisten. 

1. Die Weltagrarkrise.  
Von G e o r g i. 

Zu viel zu essen auf der Welt? 

Die Weltagrarkrise, die in der zweiten Hälfte des Jahres 1920 mit überraschender Heftigkeit herein-

brach, hat nicht nur die großen Agrarländer Amerikas, sondern auch die Landwirtschaft der europäi-

schen Industriestaaten ergriffen. Ihre Hauptmerkmale sind starker Preissturz für die Hauptagrarpro-

dukte im Gegensatz zu hohen Industriepreisen (Schere), starke Kapital- und Kreditnot, wachsender 

Ruin der mittleren und kleinen Bauern- und Farmerschaft, wachsende Beherrschung des Grund und 

Bodens durch kapitalistische Bodengesellschaften, Großbanken, Industriekonzerne. 

[361] Den Umfang der Krise erkennt man an der Tatsache, daß (laut Mitteilung der „D. A. Z.“ vom 

1. Mai 1924) in den Hauptausfuhrländern der Welt Anfang März 1924 gegen 140 Millionen Zentner 

exportfähigen Weizens lagerten. Der ungefähre Bedarf der Haupteinfuhrländer beträgt bis zur neuen 

Ernte rund 65 Millionen Zentner. Es werden demnach am 1. August 1924 noch ungefähr 75 Millionen 

Zentner ausfuhrfähigen Weizens der alten Ernte vorhanden sein. Der entsprechende Vorrat am 1. 

August 1923 betrug gegen 32 Millionen Zentner. Die gesamte Weizenerzeugung der Erde ohne die 

Gebiete des früheren russischen Reiches und einiger anderer Länder wurde 1913 auf 799 Millionen 

Doppelzentner geschätzt, 1921 auf 791,5 Millionen Doppelzentner. 

Kriegskonjunktur und Preissturz. 

Die Getreidepreise sind, wie die bürgerlichen Vulgärökonomen behaupten, infolge des Weltgetreide-

überschusses, von der Höhe, die sie während des Krieges erkletterten, plötzlich herabgestürzt. In der 

Union*) betrugen die Durchschnittspreise der landwirtschaftlichen Erzeugnisse, wenn man die Durch-

schnittspreise 1913 = 100 setzt, im Jahre 1918 207, 1919 213, 1920 nur noch 185 und 1921 nur noch 

122. Im Jahre 1921 wurden gegen 340.000 Ballen Baumwolle mehr exportiert als 1920, aber zu einem 

Preise, der noch nicht die Hälfte des für die Ernte 1920 erzielten Betrages ausmacht. 

Ein Blick auf die Statistik des Internationalen Landwirtschaftsinstituts in Rom zeigt sowohl die ver-

führerische Entwicklung der Kriegskonjunktur in Nord- und Südamerika, als auch die Plötzlichkeit 

und Heftigkeit, mit der die Krise 1920 auf 1921 einsetzte. 

Jahresmittel der Preise für Gefrierfleisch in London sowie für Weizen und Mais in Chicago. 

(Nach dem „Annuaire International de Statistique Agricole“ 1909 à 1921 des Internationalen Land-

wirtschaftsinstituts in Rom.) 

 

 
*) Die landwirtschaftliche Erzeugung der Union ist ihrem Umfange wie auch ihrem Werte nach größer als die irgendeines 

anderen Landes der Welt. Seit Rußlands Ausscheiden sind die Vereinigten Staaten die führende Nation auf dem Agrar-

markt. Ihre Ausfuhr an Agrarprodukten ist ebenfalls, am Werte gemessen, größer als die agrarische Ausfuhr aller andern 

Länder zusammen. Die Zahl der Farmer und Landarbeiter beträgt 12 Millionen. 
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Der Unterschied zwischen der Preisgestaltung in Chicago und Buenos Aires, also zwischen dem Markt 

der Vereinigten Staaten und dem südamerikanischen Markte, springt ins Auge. In den La-Plata-Staaten 

(Argentinien, Uruguay, Paraguay) sind die Verkehrsbedingungen für den Transport von Getreide un-

günstig. Die Folge war schon während des Krieges starke Umstellung der Landwirtschaft, zumal in 

Uruguay, auf Viehzucht und [362] Gefrierfleischerzeugung, was häufig mit einem brutalen Bauernle-

gen durch die großen Grundbesitzer und Agrargesellschaften verbunden war. Bereits 1918/19 war die 

Marktlage in Buenos Aires für Mais so ungünstig, daß etwa eine halbe Million Tonnen: Mais und dazu 

noch 50.000 Tonnen Weizenkleie zwecks Erzeugung elektrischer Energien verfeuert wurden (siehe die 

Viehzuchtkrisis am La Plata von Albert Börger in den „Berichten über Landwirtschaft“, neue Folge, 

Heft 2). Auch das rasche Steigen der Wollpreise von 4,55 Pesos pro 10 Kilogramm anfangs 1915 auf 

12,36 Pesos pro 10 Kilogramm gegen Ende 1917 begünstigte diese Umstellung. Erst 1920 trat auf a l -

l en  Gebieten landwirtschaftlicher Erzeugung der Rückschlag ein. 1920 wurden 700.000 Stück Rind-

vieh mit 43,5 Millionen Pesos bewertet, 1922 kosteten 800.000 Stück nur noch 21,25 Millionen Pesos. 

Kriegskonjunktur und Zunahme der agrarischen Produktion. 

Das rasche Ansteigen der Lebensmittelpreise während des Krieges infolge des riesigen Bedarfs der 

Armeen, verbunden mit der Preisgarantiepolitik, zum Beispiel der Regierung der U. S. A., und der 

Forcierung des Exports sogar auf Kosten des Brotkonsums im  eigenen Lande (die Ursache hierfür 

ist das Zurückbleiben der Lohnkurve unter der Preiskurve; 1916 war das Verhältnis Löhne = 109, 

Preise = 119) hatte eine starke Ausdehnung der Anbauflächen, zum Teil auch eine Intensivierung der 

Landwirtschaft zur Folge. Folgende Zahlen illustrieren die landwirtschaftliche Produktionssteigerung 

in den Vereinigten Staaten und die Exportsteigerung der wichtigsten Agrarländer. 

Ackerbauliche Produktionssteigerung der Vereinigten Staaten von Nordamerika. 

 

Mehrausfuhr der wichtigsten Brotgetreide- (Weizen und Roggen) Exportländer  

(Korn und Mehl) in Jahresdurchschnitten. 

 

Die „Schere“. 

Ein besonderes Merkmal der gegenwärtigen Agrarkrise ist das starke Zurückschnellen der Preise für 

die Agrarprodukte unter das Preisniveau der Industrieprodukte, die sogenannte „Schere“. Professor 

Brinkmann-Bonn sagt hierüber in seinem Artikel „Streiflichter auf die Entwicklungstendenzen und 

die Weltmarktstellung der amerikanischen Landwirtschaft“ in den „Be-[363]richten über Landwirt-

schaft“, Heft 2: „Worüber sich der Farmer beklagt, ist nicht der Preisrückgang an sich – mit dem hatte 

er gerechnet –, sondern das Zurückschnellen der Preise für die landwirtschaftlichen Erzeugnisse weit 

unter das allgemeine Preisniveau, die überaus starke Verringerung der Kaufkraft des landwirtschaft-

lichen Rohertrages für die Betriebsmittel, Arbeitskraft und industriell gefertigte Güter des täglichen 

Bedarfs Im Jahre 1921 sank die Kaufkraft der Körnerfrüchte, am Preis der wichtigsten Bedarfsge-

genstände gemessen, auf etwas über die Hälfte des Durchschnittsstandes der letzten fünf Jahre vor 

dem Kriege und erreichte damit einen Tiefstand, wie ihn der amerikanische Landwirt noch nicht 
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erlebt hat. Und diese Verhältnisse änderten sich auch nur wenig, als im letztverflossenen Jahre sich 

das Preisniveau langsam wieder hob, denn die Preissteigerung der landwirtschaftlichen Erzeugnisse 

war begleitet von einer ebenso starken Hebung der Preise der nichtlandwirtschaftlichen Erzeugnisse, 

so daß der Kaufkraftindex der ersteren sich nicht änderte.“ 

Besonders ruinös wirkt natürlich diese „Schere“ auf den mittleren und kleinen Farmer, zumal auf alle 

diejenigen, die während des Krieges, angelockt von der guten Konjunktur, Boden kauften oder pach-

teten und jetzt insolvent wurden. Dies zog auch den Zusammenbruch einer Menge kleiner Farmer-

banken nach sich. 

Warum aber hat die Industrie den Konjunkturumschwung nach dem Kriege leichter ertragen als die 

Landwirtschaft? In der „Schere“ spiegelt ich das für den Kapitalismus charakteristische Zurückblei-

ben der Landwirtschaft hinter der Industrie. Die amerikanische Industrie hat die Nachkriegskrise mit 

einer raschen Einschränkung der Produktion auf Kosten von Millionen Arbeitslosen und Kurzarbei-

tern beantwortet. Sie hat, weil sie kapitalistisch entwickelter, technisch beweglicher, zentralisierter 

und besser durchorganisiert als die Landwirtschaft, ihre Preise im wesentlichen hochgehalten und 

von der Kapitalnot und dem Preissturz in der Landwirtschaft auch noch Nutzen zu ziehen verstanden. 

Das Industrie- und Bankkapital nützt die Agrarkrise aus, um sich den Farmer zins- und pachtpflichtig 

zu machen. Prof. Brinkmann schreibt a. a. O.: „Der amerikanische Landwirt hat es in der Kunst, 

Arbeit zu sparen, sehr weit gebracht, aber die Gewinne aus dieser Kunst, die den Farmer der 80iger 

und 90iger Jahre des vergangenen Jahrhunderts zu einem so gefährlichen Rivalen des westeuropäi-

schen Landwirts gemacht hat, sind für seine Nachfolger als Arbeitslohn, Unternehmerlohn und 

Grundrente längst zu Kostenelementen geworden; er m uß  sie jetzt erwirtschaften, wenn er seinen 

Zins- und Pachtverpflichtungen nachkommen, wenn er und seine Arbeiter ihren Lebensstandard nicht 

preisgeben wollen.“ Nach den Erhebungen des amerikanischen Bundesministeriums für Landwirt-

schaft stellte sich 1919 die Grundrentenbelastung im Winterweizengebiet auf 8,58 Dollar je Acre 

Land oder auf 0,6 Dollar je Bushel, das sind rund 5 Goldmark je Zentner Weizen. Das charakteristi-

sche Merkmal der amerikanischen Landwirtschaft, dem sie ihre hohe Produktivität verdankt, nämlich 

die weitgehende Mechanisierung aller Betriebs-, Feld- und Hofarbeiten und ihre rationelle, die volle 

Ausnutzung der landwirtschaftlichen Maschinen gewährleistende Betriebsgrößenverteilung, bringt es 

auch mit sich, daß sie in weit höherem Maße als eine minder entwickelte Landwirtschaft von den 

Banken und der Industrie abhängt. Um so rascher wird der kapitalschwache mittlere und kleine Far-

mer (das sind rund zwei Drittel aller amerikanischen Farmer) ein Opfer des die Krise weidlich aus-

nützenden und künstlich steigernden großen Bank- und Industriekapitals. 

Die wahre Ursache nicht Ueberfluß an Brot, sondern Rückgang des Konsums. 

Die eigentliche Ursache der Weltagrarkrise besteht keineswegs in einem Ueberschuß an Lebensmit-

teln über den normalen Vorkriegsbedarf hinaus. Im Gegenteil. Die Weizenerzeugung der Erde ist 

sogar, wie wir oben sahen, [364] von 1913 bis 1921 um 7% Millionen Doppelzentner, also um ein 

geringfügiges Quantum zurückgegangen*). 

Selbst bürgerliche Agrarökonomen, wie der oben erwähnte Prof. Brinkmann müssen zugeben, daß 

der europäische Abnehmerkreis, auf den der amerikanische Getreideexport angewiesen ist, „wohl 

 
*) Schalten wir Rußland-Sibirien aus, so berechnet sich die Welternte an  

 Weizen 

auf 

Roggen 

auf 

Zusammen 

auf 

  

1909-13 799 214  1013 Millionen Doppelzentner 

1919-21 800 191  991 " " 

 + 1 – 23  – 22 Millionen Doppelzentner 

also auf fast die gleichen Mengen in beiden Zeiträumen. Rußland und Sibirien erzeugten 1909-1913 222 Millionen Dop-

pelzentner Weizen und 234 Millionen Doppelzentner Roggen, zusammen 456 Millionen Doppelzentner Brotgetreide. Das 

heutige Defizit Rußlands, dessen Schätzung anheimgegeben werden möge, ist also das Defizit der Welt, wenn man den 

Bevölkerungszuwachs der Welt, der sich – trotz des Weltkriegs – für die Vergleichsperiode auf fast 75 Millionen beläuft, 

bei dieser Betrachtung aus dem Spiel läßt. 
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einen großen ungestillten Begehr nach landwirtschaftlichen Erzeugnissen hatte, aber nur einen Preis 

bezahlen konnte, der weit unter dem Kostenniveau der amerikanischen Produzenten lag.“ 

Und der Berliner Professor Sering schreibt in der „Deutschen Tageszeitung“ vom 11. Mai: 

„Aus Argentinien wird vom Anfang d. J. berichtet: ‚Seit mehr als einem Jahr ist die argentinische Viehzucht 

in einer verzweifelten Lage. Denn sie leidet unter der gesunkenen Kaufkraft Europas. Aehnliche Verhältnisse 

bereiten sich anscheinend im Ackerbau vor.‘ Der Staatssekretär für den Ackerbau der Vereinigten Staaten, 

Henry C. Wallace, schreibt Anfang dieses Jahres: ‚Der niedrige Preis und die geringe Kaufkraft des Westens 

beeinflussen das Einkommen und die Kaufkraft von ungefähr 2 Millionen Farmern ..., haben aber auch für alle 

Geschäftsleute entscheidende Bedeutung, deren Einkommen vom Wohlstand der Weizenfarmer abhängt.‘ Der 

Staatssekretär erblickt die Ursache der Not in dem Rückgang des Verbrauches in den europäischen Ländern 

und der Konkurrenz anderer Weizen erzeugender Länder, besonders von Kanada. Dort seien die Bodenerträge 

höher, der Weizen von besserer Qualität und billiger zu erzeugen. Aber von Westkanada berichtet Herr I. A. 

Stevenson dem Forschungsinstitut unter Vorlage von Rechnungen, der Weizenbau rentiere nicht, obwohl es 

gelungen sei, außerordentlich ertragreiche und frostharte Sorten zu züchten. Er bespricht die von den Farmern 

geforderten und geplanten Abhilfemaßnahmen und schließt mit den Worten: ‚Aber solche Reformen sind bes-

tenfalls Palliativ-Mittel ... Die Besiedlung des Westens und seine Ausrüstung mit technischen Einrichtungen 

geschah nur, um die Lebensmittel für die Industriemassen von Europa zu schaffen ... Wenn man Europa nicht 

gesund werden läßt, so ist schwer abzusehen, wie eine starke Abwanderung von Farmern und eine Verkleine-

rung der kultivierten Fläche vermieden werden kann.“ 

Professor Sering, als guter Deutschnationaler und Landbundf üh r e r, knüpft die nationalistische 

Schlußfolgerung daran, daß die amerikanischen Farmer und alle von der amerikanischen Landwirt-

schaft abhängigen Erwerbskreise das heutige Deutschland gegen Frankreich unterstützen müssen. 

Natürlich werden die deutschen Nationalisten mit ihrer Spekulation auf die Hilfe der amerikanischen 

Farmer Schiffbruch erleiden, da diese nicht im geringsten daran denken, einem neudeutschen Impe-

rialismus auf die Beine zu helfen. Auch sind es ja nicht die deutschen Kapitalisten und Junker, die 

hungern, sondern das deutsche Proletariat. Aber die Tatsache ist richtig gesehen: Die Agrarkrise ist 

tatsächlich eine der Folgen der [365] gewaltigen Zerstörungen des Weltkriegs und kann nur behoben 

werden, wenn es gelingt, die arbeitenden Massen Europas wieder konsumkräftig zu machen. 

Die wahre Ursache der Agrarkrise ist in der gewaltigen Verarmung Europas und dem dadurch her-

vorgerufenen Rückgang des Konsums zu suchen. Die 20 Millionen Proletarier, die nach Prof. Grubers 

Ansicht in Deutschland zu viel sind, die 1 bis 2 Millionen Arbeitslose, die in England seit Kriegsende 

langsam verhungern, sie und ihresgleichen wären imstande, den vorhandenen angeblichen Ueber-

schuß mit Leichtigkeit aufzuzehren. Die jetzige Agrarkrise ist also durchaus keine normale, in be-

stimmten Abständen sich regelmäßig wiederholende Agrarkrise, wie sie zum Wesen des Kapitalis-

mus gehören, sie ist ein Glied der durch den Weltkrieg ausgelösten Endkrise des Kapitalismus und 

nur mit diesem zu beseitigen. 

Verschärfend wirkt angesichts der stark gesunkenen Aufnahmefähigkeit des Weltmarkts das Wieder-

erscheinen der russischen Agrarprodukte auf dem europäischen Markt. Rußland war vor dem Kriege 

das einzige Exportland für Agrarprodukte, das mit der Union rivalisieren konnte. 

Folgen der Agrarkrise. 

Die Agrarkrise stärkt in allen Ländern die Tendenz der kapitalistisch wirtschaftenden Gutsbesitzer 

und Großfarmer zur Erhöhung der Profitrate durch Uebergang zu primitiveren Wirtschaftsformen, 

Einschränkung der Anbauflächen und Verschiebung der Produktion, z. B. Uebergang von Getreide- 

zu Wollerzeugung. Alle schönen Ermahnungen wissenschaftlicher Organisationen und Berufsvertre-

tungen, die einer gesteigerten Intensivierung das Wort reden, sind Bluff, da für gesteigerte Produktion 

der Absatz fehlt und die intensive Landwirtschaft teurer produziert als extensive. Mit einer rationel-

leren Arbeitsorganisation können nur teilweise Ersparnisse gemacht werden. Die mittleren und ge-

ringeren Böden, die eine geringere Grundrente abwerfen, bleiben eben liegen. 

Die kleinen und mittleren Farmer und Bauern jedoch können diese Tendenz zur Einschränkung der 

Anbauflächen und Extensivierung des Betriebs nur zeitweise und teilweise oder auch gar nicht 
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mitmachen, da sie in einem weit höheren Maße als die Agrarkapitalisten für den eigenen Bedarf pro-

duzieren und auf den Verkauf von Ueberschüssen, zwecks Einkauf von Betriebsmitteln und Zahlung 

von Steuern und Zinsen angewiesen sind. Sie geraten ganz in die Hand der Agrarbanken, der Dünge-

mittelkonzerne, der Hypothekengläubiger und des Zwischenhandels. Für die kleinen Farmer und 

Landarbeiter bedeutet die Tendenz zur Einschränkung der Anbauflächen und Verschiebung der Pro-

duktion die Gefahr der Vertreibung von Haus und Hof durch die zur Woll- und Fleischproduktion 

übergehenden Großgrundbesitzer. In den USA ist eine starke Abwanderung kleiner Farmer nach den 

Industriezentren zu bemerken, wo sie als Proletarier ihren Lebensunterhalt zu verdienen suchen. Die 

Bodenfrage wird besonders im dicht bevölkerten Europa durch die Agrarkrise aktuell. Die bodenar-

men Kleinbauern hoffen durch Mehrarbeit auf einem größeren Stück Land den Rückgang ihres Ein-

kommens auszugleichen. Die Kleinpächter fordern die Verwandlung des gepachteten Bodens in Ei-

gentum. Die Agrarkrise bedeutet überall die Politisierung und Radikalisierung der in ihrer Existenz 

bedrohten Bauern- und Farmermassen. Diese Politisierung zeigt sich in der zunehmenden Gründung 

wirtschaftspolitischer und sonstiger Organisationen, in der allmählichen Lostrennung der kleinen Far-

mer und Bauern von den Organisationen des Agrarkapitals und ihre Annäherung an die Organisatio-

nen des revolutionären Proletariats (Farmers- and Workers-Party in USA, Arbeitsgemeinschaft der 

schaffenden Landwirte, Pächter und Siedler in Deutschlands Entstehung von revolutionären Bauern-

parteien in Polen, Tschechoslowakei). 

Die Forderungen der Farmer. 

Typisch für die mittelbäuerlich-kleinbürgerliche Richtung in der amerikanischen Farmerbewegung 

sind die Forderungen des „United Farmers [366] National Block“: Garantie der Regierung, daß die 

Farmer für ihre Erzeugnisse Preise erhalten, die mindestens die Produktionskosten decken; Besteue-

rung großer Gewinne und Einkommen, Maßregeln gegen die Fleischtrusts, insbesondere Verpflich-

tung, den Farmern Viehpreise zu zahlen, die zu den für die Fleischwaren erzielten Gewinnen in an-

gemessenem Verhältnis stehen; Gewährung ausreichender Kredite zu mäßigen Zinsen; Zahlung eines 

Bonus an die Kriegsteilnehmer. Die von Präsident Harding im Jahre 1921 einberufene Nationale 

Landwirtschaftskonferenz forderte außerdem noch: Gleichstellung der Landwirtschaft mit den andern 

Wirtschaftszweigen, Schaffung eines Nationalen Landwirtschaftlichen Beirats, Bearbeitung aller die 

Landwirtschaft betreffenden Angelegenheiten durch Fachministerien, Erleichterung der Darlehens-

gewährung, gesetzliche Bestimmungen, welche die Gründung von genossenschaftlichen Verkaufsor-

ganisationen für landwirtschaftliche Erzeugnisse ermöglichen, ohne daß dadurch gegen das Antitrust-

gesetz verstoßen wird; Herabsetzung der Eisenbahnfrachten; Einführung von Vorzugstarifen; Schaf-

fung besserer Verkehrsmöglichkeiten zu den landwirtschaftlichen Märkten; schärfere Anwendung 

der Staatsgesetze über die Gefrierprodukte; Zollschutzmaßnahmen; Herabsetzung bzw. Aufhebung 

der Zölle für Kali; Beleihung von landwirtschaftlichen Produkten durch die Federal-Reserve-Bank; 

Erhöhung der Personalkredite der landwirtschaftlichen Kreditanstalten; Ausdehnung des landwirt-

schaftlichen Kreditsystems auf alle mit der Landwirtschaft zusammenhängenden Zweige; Fortset-

zung der Tätigkeit der Kriegsfinanzierungsstelle bis auf weiteres; Schaffung besserer Uebersichten 

über die Marktverhältnisse in den Importstaaten; Bestellung von Landwirtschaftsattaché bei den aus-

wärtigen Vertretungen; Ausdehnung und Förderung der landwirtschaftlichen Forschungen und des 

Versuchs-Unterrichts-Wesens und der Statistik; ferner Be t e i l i gung  de r  amer i kan i s chen  Re -

g i e r ung  an  de r  Wi ede r he r s t e l l ung  Eu ropa s, „soweit dies nicht mit dem nationalen Interesse 

in Widerspruch steht“. Der radikale Flügel auf dem Kongreß forderte: Sofortige Bewilligung von 100 

Millionen Dollar als Darlehen; Festsetzung von Mindestpreisen für Weizen, Mais und Baumwolle; 

Kontrolle der landwirtschaftlichen Industrien und Getreidespeicher durch die Regierung; Erleichte-

rung der Steuerlast der Farmer durch Wiedereinführung der Besteuerung hoher Einkommen und Ge-

winne; Betrieb der Eisenbahnen mit dem Zweck späterer Uebernahme durch die Regierung. 

Die Aufgaben der Kommunisten. 

Die Agrarkrise ergibt eine für die revolutionäre Agitation und Aktion der Kommunistischen Parteien 

außerordentlich günstige Situation. Die Weltagrarkrise verleiht dem Bilde der anarchischen kapitalisti-

schen Profitwirtschaft im Stadium ihrer Endkrise erst die grellsten Farben: Hungernde Arbeitermassen 
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in Europa, unterernährte Arbeiter und Arbeitslose in der ganzen Welt, aber riesige Vorräte von Le-

bensmitteln, die aus Mangel an Käufern verschleudert werden oder verderben. 

Der wirkliche Bedarf der arbeitenden Bevölkerung der Welt erfordert eine Steigerung der Anbauflä-

chen und Intensivierung der Wirtschaft (der Zuwachs an Menschen seit 1914 beträgt 75 Millionen), 

statt dessen Einschränkung der Anbauflächen, Extensivierung der Wirtschaft zugunsten des Profits 

einer kleinen Anzahl Großgrundbesitzer und Finanzkapitalisten. 

Massen arbeitsamer Bauern und Farmer, die durch Verschuldung, Kündigung der Pachten und die 

bare Unmöglichkeit, sich auf ihrer Scholle zu ernähren, von Haus und Hof getrieben werden und in 

den Städten die industrielle Reservearmee vermehren, während umgekehrt arbeitslose Industriepro-

letarier als Siedler und Kolonisten von der Stadt aufs Land, aus den Industriestaaten in die Agrarstaa-

ten strömen (die Zahl der deutschen Ueberseeauswanderer betrug 1919 an die 3000, 1920 10.000, 

1921 25.000, 1922 37.000 und 1923 nach den Angaben des statistischen Reichsamtes 115.416). 

Das Interesse der überwältigenden Mehrheit der arbeitenden Menschheit erfordert schnellste Behe-

bung der Agrarkrise durch Koordinierung der [367] industriellen mit der agrarischen Produktion und 

der Preise, aber das allmächtige, im Konzernen und Trusts organisierte Großkapital steigert die 

„Schere“ künstlich und sucht sich zum Herrn des gesamten Grund und Bodens zu machen. 

Die Behebung der Agrarkrise erfordert dringend die Herbeiführung einer internationalen Bedarfs-

wirtschaft, der Koordinierung von Bedarf und Produktion, aber die herrschenden Klassen verschärfen 

die nationalen Konflikte und steigern das vorhandene Chaos durch imperialistische Raubpolitik 

(Sachverständigengutachten!). 

Es ist die Aufgabe der Kommunisten, diese Situation gründlich auszunützen, um die Massen des 

Proletariats und der kleinen Farmer und Bauern über die Gemeinsamkeit ihrer Interessen aufzuklären. 

Sie müssen hierbei anknüpfen an die oben erwähnten noch kleinbürgerlich reformistischen und uto-

pischen Forderungen der Bauern- und Farmermassen, müssen ihnen das Gefährliche der großbäuer-

lichen Führung klarmachen, den Klassenkampf aufs Land tragen und durch eine sorgfältig den Ver-

hältnissen angepaßte Agitation und Einheitsfronttaktik die Massen der mittleren und kleinen Farmer 

auf die Seite der proletarischen Revolution ziehen. Sie müssen die selbständigen Bauernbewegungen 

stützen, beeinflussen und mit den Organen der Arbeiterklasse verbinden. Sie müssen gemeinsame 

Aktionen der Arbeiter und Bauern organisieren. Vor allem wird es die Parole der „Kontrolle der 

Produktion“ sein, die jetzt auch auf die Landwirtschaft angewendet werden muß und um die sich die 

verbündeten Massen der Arbeiter und Bauern scharen werden. Und zwar muß die Parole „Kontrolle 

der Produktion“ sowohl im nationalen wie im internationalen Rahmen angewandt werden. Im inter-

nationalen Rahmen aber heißt Kampf um die Kontrolle der Produktion soviel wie „Verbündeter 

Kampf der europäischen Arbeiter- und Kleinbauernmassen mit den amerikanischen Arbeiter- und 

Farmermassen gegen den Versailler Vertrag und das Sachverständigengutachten, d. h. gegen die Aus-

raubung des deutschen werktätigen Volkes durch das internationale Kapital und gegen die Einkrei-

sung Sowjetrußlands.“ In allen Ländern mit starkem agrarischen Einschlag wird die Taktik der Ein-

heitsfront wesentlich eine Taktik des Bündnisses zwischen Proletariat und armer Bauernschaft sein. 

Besonders ernst müssen die kommunistischen Parteien das Problem der „Schere“ studieren und die 

kommunistische Stellung zu Schutzzoll und Freihandel klar herausarbeiten. Billiges Brot ist an und 

für sich absolut keine revolutionäre Parole, so wenig wie Freihandel. Wir verweisen auf die berühmte 

Rede von Karl Marx über die Frage des Freihandels. Karl Marx (hat seinerzeit mit ätzendem Spott 

die Argumente der für den Freihandel eintretenden liberalen englischen Bourgeoisie zerpflückt, deren 

Hauptargument darin bestand: Schutzzoll fordern heiße auf den Hunger des Volkes spekulieren. Marx 

weist nach, daß auch das Sinken der Brotpreise das Los der Lohnarbeiter um keinen Deut verbessere. 

Im Gegenteil, „wenn alle Waren billiger sind, so wird die Arbeit, die auch eine Ware ist, gleichfalls 

im Preise sinken, und wie wir später sehen werden, wird diese Ware Arbeit verhältnismäßig mehr 

sinken als alle anderen Waren“. Und warum tritt Marx dennoch für den Freihandel ein? Nicht, weil 

er das Brot verbilligt, sondern weil der Schutzzoll die Aufgabe hat, den nationalen Markt zu entwi-

ckeln, aber im kapitalistisch entwickelten Staat nicht mehr fortschrittlich, sondern konservativ, das 
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Freihandelssystem aber „zerstörend“ wirkt. Es zersetzt die früheren Nationalitäten und treibt den Ge-

gensatz zwischen Proletariat und Bourgeoisie auf die Spitze. „Mit einem Wort“, sagt Marx, „das 

System der Handelsfreiheit beschleunigt die soziale Revolution. Und nur in diesem revolutionären 

Sinne, meine Herren, stimme ich für den Freihandel.“ 

Wer wie die Sozialdemokratie gegen die Schutzzölle einzig mit dem Argument des billigen Brotes 

kämpft, ist nicht nur kein Marxist, sondern verschärft geflissentlich den Gegensatz zwischen dem 

durch die sinkenden Brotpreise ruinierten Kleinbauern und dem Arbeiter, dem durch diese [368] sin-

kenden Brotpreise ebenfalls nicht geholfen wird. Unser Kampf gegen die Schutzzölle muß daher stets 

verbunden sein mit dem Kampf gegen die Auswucherung des kleinen Farmers und Bauern durch das 

Finanzkapital und den wucherischen Zwischenhandel, mit dem Kampfe für die Lösung der Boden-

frage im Sinne der arbeitenden Bauernschaft. 

Wie wenig hohe Agrarpreise oder billige Agrarpreise an sich gut oder schlecht sind für das Proletariat, 

beweist am klarsten die Wirtschaftspolitik der Sowjetregierung. Die Sowjetregierung hat im letzten 

Jahr planmäßig eine Steigerung der Agrarpreise herbeigeführt. Und mit Recht, denn es handelt sich 

in Rußland um eine primitive, aber dank der Revolution auf eigener Scholle sitzende, schuldenfreie 

Bauernschaft. Die erhöhten Einnahmen aus den steigenden Preisen fließen nicht in die Hände der 

Großagrarier, Händler, Agrarbanken und Industriekonzerne, sondern steigern das Betriebskapital des 

Bauern, spornen zur Industrialisierung der Landwirtschaft an und befruchten so wiederum die in den 

Händen des Proletarierstaates befindliche Industrie. Die Frage für oder gegen die Schutzzölle kann 

also nur beantwortet werden von dem Gesichtspunkte aus, wem die Schutzzölle zugute kommen, den 

Kapitalisten oder den arbeitenden Massen. Im kapitalistischen Staat verbessert der Schutzzoll weder 

die Lage des arbeitenden Bauern noch die des Landarbeiters, denn der Arbeitslohn – und auch der 

Kleinbauer lebt nur vom Arbeitslohn – hängt nicht ab von der Höhe der Preise. 

Ein folgenschwerer Irrtum, dem man auch in Kreisen der Partei begegnet, besteht darin, daß Genos-

sen die Agrarkrise als eine Angelegenheit betrachten, die eigentlich nur die Landarbeiter und Bauern 

angeht und also nur indirekt das Proletariat berührt, ja vorübergehend für das Proletariat Vorteile 

bietet (billige Lebensmittel). In Wirklichkeit bedroht die Agrarkrise das städtische Proletariat nicht 

weniger als die Bauernmassen und Landproletarier. Nicht nur der Kleinpächter und der Landarbeiter 

werden erwerbslos, nicht nur der Arbeitslohn in der Landwirtschaft wird herabgedrückt. Die Massen 

der proletarisierten Bauern und Farmer vermehren die industrielle Reservearmee in den Städten, und 

die Industrie greift infolge der Verengerung ihres ländlichen Absatzmarktes zu erneuten Betriebsein-

schränkungen und Lohnherabsetzungen. Darum müssen die Parolen der „Kontrolle der Produktion“ 

durch die Organe der verbündeten Arbeiter- und Bauernmassen das Ceterum censeo sein, in das jede 

Einzelforderung, sei es auf Pachtschutz, oder Milderung der Steuerlast, oder Siedlungsland, oder Ge-

währung billiger Kredite, oder was es sei, ausläuft. Alle diese von den Farmern und Kleinbauern 

erhobenen Forderungen sind nur dann reformistisch, wenn wir es nicht verstehen, sie im engsten 

Zusammenhang zu stellen mit den revolutionären Endparolen, wenn: wir den Bauern- und Farmer-

massen nicht klarzumachen verstehen, daß nur die proletarische Diktatur den kleinen Bauern und 

Farmer aus den Klauen der großen Grundbesitzer, Händler und Banken befreien wird. 

* 

Vorläufige Gegenbemerkungen zu den Bemerkungen des Gen. Georgi.  
Von R o l f. 

Die vorl. Bem. des Gen. G. sind in allen Punkten falsch. Der Standpunkt, von dem aus die Tatsachen 

gesehen werden, ist ebenso unrichtig, wie diese entstellt werden. Selbstverständlich, daß die Schlüsse, 

die G. zieht, sich weit von dem kommunistischen Standpunkt entfernen. Zunächst die Tatsachen: 

G. zieht nur einen geringen Bruchteil der agrarischen Produkte in den Kreis seiner Betrachtungen. Er 

betrachtet nu r  die Entwicklung der Weizen- und Roggenproduktion. Er vergißt völlig, daß das wich-

tigste Nahrungsmittel der Welt, von dem sich über 800 Millionen Menschen (in Ost- und Südasien) 

ernähren, Re i s  ist. Er erwähnt weder die Kno l l engewächse , wie Bataten, Yams usw., die einen 
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wesentlichen Bestandteil der Ernährung der in den Tropen lebenden Völker darstellen, noch die Kar-

toffel, ein wichtiges Nahrungsmittel des europäischen Proletariats. Er [369] sieht völlig ab von den 

Baumfrüchten. Er erkennt überhaupt nicht die Bedeutung des F l e i s c hve r b r auche s. Er sieht nur 

die Weizenproduktion. Es  geh t  na t ü r l i ch  n i ch t  a n, be i  de r  Be t r ach t ung  e i ne s  s o  w ich -

t i gen  Geb i e t e s  w i e  d i e  Wel t ag r a r wi r t scha f t  au f  85  P r ozen t  z u  ve rz i ch ten  und  

s e i ne  Sch l üs se  nu r  aus  de r  Bewegung  de r  üb r i gen  e t wa  15  P r ozen t  z u  f o l ge r n. 

Gewiß weist die Weizenproduktion gegenüber der Vorkriegszeit einen leichten Rückgang auf. Dieser 

Rückgang wird aber mehr wie aufgehoben durch die Steigerung der Produktion der anderem Nah-

rungsmittel, vor allem von Reis, Knollengewächsen und Fleisch. 

Den gleichen Fehler wie bei dem Agrarprodukten, die zur Ernährung dienen, macht G. bei der Be-

handlung der Textilien. Man kann natürlich nicht Wolle allein betrachten; Baumwolle und Seide ha-

ben eine viel größere Bedeutung in der Weltwirtschaft. 

Es zeigt sich schon bei diesem ersten Punkt, der dem Verfasser zur Grundlage seiner Betrachtung der 

Agrarkrise dient, e i ne  Be t r ach t ung  nu r  e ine s  Te i l e s  de r  Gesam t agr a rwi r t s cha f t, zu-

dem jenes Teiles, der, da er eine besondere Entwicklung durchmacht, in keiner Weise als maßgebende 

Betrachtungsgrundlage für die Entwicklung der gesamten Agrarprodukte genommen werden kann. 

Auch in einem zweiten Punkte führt G. seine Leser völlig irre. Er stellt im ersten Absatz als Haupt-

merkmal der Krise den starken Preissturz der Hauptagrarprodukte hin. Es handelt sich aber gar nicht 

um einen starken Preissturz, sondern es handelt sich um ein nicht gleich starkes Steigen der Preise 

für Agrarprodukte; muß doch G. selbst feststellen, daß der Durchschnittspreis 1921 um 22 Prozent 

über dem Preis der Vorkriegszeit liegt. 

Kommen wir jedoch zu dem wichtigsten Punkt, der Beurteilung der Kr i s e. G. übernimmt hier die 

vu l gä r-ökonom i s c he  Theo r i e  von  de r  Un t e r konsum t i on s-Kr i s e. Die eigentliche Ursa-

che der Weltagrarkrise besteht keineswegs in einem Ueberschuß an Lebensmitteln über den Vor-

kriegsbedarf hinaus; im Gegenteil. „Die Agrarkrise, tatsächlich eine der Folgen der gewaltigen Zer-

störungen des Weltkrieges, kann nur behoben werden, wenn es gelingt, die arbeitenden Massen Eu-

ropas wieder konsumfähig zu machen. Die wa h re  Ur sac he  der Agrarkrise ist in der gewa l t i gen  

Ve r a r m ung  Eur o pas  und dem dadurch hervorgerufenen Rückgang des Konsums zu suchen.“ Es 

wird nicht beabsichtigt, sich hier mit der unmarxistischen Darstellung der „Verarmung Europas“ aus-

einanderzusetzen. Es ist richtig, das deutsche Proletariat ist stark verelendet. Sein Konsum ist außer-

ordentlich zurückgegangen. Der Konsum der englischen Arbeitslosen ist zurückgegangen. Aber G. 

vergißt hier vollständig, daß für die Beurteilung der Weltagrarkrise der Rückgang des Konsums des 

europäischen Proletariats nicht allein maßgebend ist. Er vergißt ganz, daß demgegenüber die Zahl der 

Menschen seit 1913 um 75 Millionen zugenommen hat. 

Dem verminderten Verbrauch des deutschen Proletariats steht überall der gesteigerte Verbrauch ge-

genüber, z. B. in Amerika, in Indien, in China, in den afrikanischen Ländern. Gewiß, nicht der Ver-

brauch an Weizen. Es geht aber nicht an, zur Beurteilung der gesamten Lage der Landwirtschaft nur 

diesen Bruchteil Weizen zu betrachten. Es kommt der unwillkürliche Verdacht, als beruhe diese aus-

schließliche Betrachtung nur der Bewegung des Weizens (und noch evtl. des Roggens) nicht so sehr 

auf der Unkenntnis des Verfassers, sondern auf der Absicht, eine unhaltbare Theorie damit stützen 

zu wollen. Die Agrarkrise, nur ein Teil der Weltwirtschaftskrise, ist selbstverständlich, wie jede 

Krise, eine Ueberproduktionskrise. Die ganze Betrachtungsweise vom Standpunkte der Konsumtion 

aus ist durchaus unmarxistisch, entspricht der vulgär-ökonomischen Einstellung des Verfassers. 

Diese Einstellung findet ihren typischen Ausdruck in folgender Blüte: „Das [370] rasche Ansteigen 

der Lebensmittelpreise usw. ... und der Forcierung des Exportes, sogar au f  Kos t en  de s  Br o t kon -

sum s  i m  e i genen  Lande  (die Ursache hierfür ist das Zurückbleiben der Lohnkurve hinter der 

Preiskurve; 1916 war das Verhältnis Löhne  = 109, P r e i se  = 119) usw.“ – Das Kapital hat selbst-

verständlich ein Interesse, den Konsum der Arbeiter zu verringern oder möglichst klein zu gestalten. 

Es ist Zweck der kapitalistischen Produktion, einen möglichst großen Mehrwert zu erzielen; die Ver-

ringerung des Brotkonsums im eigenen Lande, wie sie typisch in dem Verhältnis der verschiedenen 
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Steigerungen von Löhnen und Preisen zum Ausdruck kommt, bedeutet eben Vergrößerung des Mehr-

wertes. G. ist offenbar anderer Ansicht. Seine Grundeinstellung kommt hier sehr scharf zum Aus-

druck. Er fühlt sich als Vertreter der Farmer, als Vertreter von Kleinbürgern. Er sieht daher 

lediglich den zurückgegangenen Konsum, den fehlenden Absatz in Amerika und vertuscht den tat-

sächlichen Angriff des Kapitals auf das Proletariat. Dieser seiner Grundeinstellung entsprechen seine 

Auffassungen über die Entwicklung der Landwirtschaft und über das Verhältnis der Farmer zu den 

anderen Kapitalisten. 

Er sieht in keiner Weise die Verschiebung i nne rha l b  de r  Landwi r t scha f t, das ständige Ueber-

wiegen des landwirtschaftlichen Großbetriebes im Verhältnis zu den bürgerlichen Kleinbetrieben, er 

sieht in keiner Weise das Zurücktreten der Landwirtschaft gegenüber dem Industriekapital: er sieht 

nur ein Ueberhandnehmen des „Finanzkapitals“, einen Vorstoß der „reichen“ Bankiers gegen die 

„armen“ Farmer. So spricht er von der „wachsenden Beherrschung des Grund und Bodens der kapi-

talistischen Bodengesellschaften, Großbanken, Industriekonzerne“, so stellt er fest: „das Industrie- 

und Bankkapital nützt die Agrarkrise aus, um sich den Farmer zins- und pachtpflichtig zu machen.“ 

Aber mit keinem Worte erwähnt er die Expropriation der kleinen und mittleren Bauern durch die 

Großagrarier, die Vernichtung der kleinen Bauern im Konkurrenzkampf mit den landwirtschaftlichen 

Großbetrieben. 

Diese vulgär-ökonomische Auffassung wird mit aller Konsequenz bis aufs Letzte durchgeführt. Fü r  

G. ex i s t i e r t  da s  Mar xsche  Wer t ge se t z  n i ch t  meh r. Er schreibt: „Warum aber hat die In-

dustrie den Konjunktur-Umschwung nach dem Kriege leichter ertragen als die Landwirtschaft? Di e  

am er i kan i s che  I ndus t r i e  ha t, weil sie kapitalistisch entwickelter, technisch beweglicher, 

zentralisierter und besser durchorganisiert war, als die Landwirtschaft, i h r e  P r e i se  i m  wesen t -

l i chen  hochgeha l t e n.“ Danach liegt es durchaus im Vermögen der Kapitalisten, ihre Preise selbst 

zu bestimmen, ihre Preise festzusetzen. Weil sie böse Menschen sind, setzen sie die Preise hoch an, 

wären sie gute Menschen, würden sie sie ganz niedrig festsetzen; das steht ganz in ihrem Belieben. 

Eine Beziehung zum Wert ist überhaupt nicht vorhanden. Dam i t  i s t  auch  de r  Wi de r sp ruch  

de s  ganzen  kap i t a l i s t i s chen  Sys t em s, d i e  Rep r oduk t i on  de s  Wi de r sp r uchs  zwi -

s chen  Gebr auchswer t  und  Tauschwer t  au f gehobe n, dami t  d i e se r  Wi de r sp ruc h  

auch  s e l bs t. 

Welcher Klasse entspringen diese Auffassungen des Genossen G.? G. z e i g t  s i ch  h i e r  a l s  de r  

Ve r t r e t e r  de r  k l e i nen  War enpr oduzen ten  (der kleinen und mittleren Bauern, der Kleinbür-

ger usw.), w i e  l e t z t en  Endes  au c h de r  k l e i nen  Kap i t a l i s t e n. Wir haben versucht, das bis 

auf Details nachzuweisen. Die politische Einstellung muß der ökonomischen Anschauung entspre-

chen. Die Bauernschaft schwankt zwischen Bourgeoisie und Proletariat. Drei Seelen wohnen in ihrer 

Brust. Die proletarische, die kapitalistische und vorkapitalistische. Die proletarische Tendenz drängt 

sie zur Unterstützung des Proletariats, die kapitalistische zur Unterstützung der kleinen und mittleren 

Kapitalisten, die vorkapitalistische zur Rückkehr zu vorkapitalistischen Wirtschaftsformen. 

Welche politischen Forderungen stellt nun G. auf? Betrachten wir sie der Reihe nach. Da ist als erstes 

und wichtigstes gefordert die Kon t r o l l e  [371] de r  P r oduk t i on  du rch  d i e  ve rbünde t en  Ar -

be i t e r  und  Baue r n. Schon hier enthüllt G. seinen Charakter als unbewußter Vertreter der kleinen 

Warenproduzenten und letzten Endes der kleinen Kapitalisten. Kontrolle der Produktion durch die 

verbündeten Arbeiter und Bauern läuft auf die Beibehaltung der bisherigen Wirtschaftsordnung hin-

aus. Erscheint schon die Forderung der Kontrolle der Produktion durch die Arbeiter als eine die re-

volutionäre Bewegung hemmende Parole, da sie im Kerne die Auffassung enthält, daß eine Periode 

des Ueberganges möglich sei, in der zwar die Kapitalisten noch in dem Besitz der Produktionsmittel 

sind, das Proletariat aber schon eine Kontrolle ausübt, also eine gem e inscha f t l i che  Ve r wa l -

t ung  de s  P r oduk t i on s appa r a t e s  du r ch  Proletariat und  Kap i t a l i s t enk la s se  möglich sei, 

so wirkt die Forderung nach der gemeinschaftlich von Proletariat und Bauern ausgeübten Kontrolle 

der Produktion in viel höherem Maße hemmend. 

Er fordert weiter die Stützung der selbständigen Bauernbewegungen, ihre Beeinflussung und ihre Ver-

bindung mit der Arbeiterklasse. Wir wollen davon absehen, daß er bewußt oder unbewußt hier 
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keinerlei nähere Kennzeichnung dieser selbständigen Bauernbewegungen hinzufügt, seine Leser im 

unklaren läßt, ob er nicht etwa an die Bewegungen im völkischen Lager in Deutschland, der „dritten 

Partei“ in Amerika usw. denkt. Wir wollen uns damit begnügen, einen Blick auf die Organisationen zu 

werfen, von denen G. behauptet, sie seien „Annäherungen an die Organisation des revolutionären Pro-

letariats“. Die Gefahr ist außerordentlich groß, daß nicht die kommunistische Bewegung diese Organi-

sationen, sondern umgekehrt diese Organisationen die kommunistische Bewegung stark beeinflussen 

und sie mit sich verbinden. Ein Beispiel mag dafür hinreichend sein. Die KP Polens hat die von G. 

befürwortete Bauernpolitik eingeschlagen. Gen. Dombal ist der Führer der Bauerninternationale. De r  

Ve r t r e t e r  de r  KPP  i m  Re i ch s t ag  ha t  f ü r  da s  a c h tzehnm ona t i ge  Mi l i t ä r-D i ens t -

p f l i ch t gese t z  ge s t im m t. Die gleiche Partei hat auf einer allgemeinen Bauernkonferenz in Polen 

Vertreter der Bauern des polnischen Weißrußland, Rutheniens, der Ukraine usw. nicht zugelassen, 

obwohl diese gerade Vertreter der kleinsten Bauern Polens und die revolutionär gesinntesten waren. 

Die Fa r mer  and  Worke r s  Pa r ty  i n  den  U. S. A., die G. rühmend erwähnt, wollte die „dritte 

Partei“, die ausgesprochene Vertreterin der amerikanischen kleinbürgerlichen und der kleinen und mitt-

leren Bourgeoisie ist, unterstützen. Erst nach langen Verhandlungen ist es der Exekutive gelungen, sie 

von diesem Plane eines völligen Verrates der amerikanischen Arbeiterbewegung abzuhalten. 

Zeigte die nähere Untersuchung dieser politischen Forderungen den Genossen G. besonders als Ver-

treter der Bauernschaft, so kommt das Kleinbürgerliche seines Standpunktes naturgemäß am schärfs-

ten in seiner Patentlösung der Krise zum Ausdruck. „Das Interesse der überwältigenden Mehrheit 

der arbeitenden Menschheit erfordert schnellste Behebung der Agrarkrise durch Koordinie-

rung der industriellen mit der agrarischen Produktion und der Preise.“ 

Was bedeutet diese These des Genossen G.? Wir wollen absehen von dem vulgär-ökonomischen Un-

sinn der Preissteigerung, unabhängig von jedem Wertgesetz. Politisch bedeutet diese „Koordinie-

rung“ nichts weiter als die Rettung der Bauern, der kleinen und mittleren Farmer durch stärkere Be-

lastung des Proletariats durch die Erhöhung der Preise der zur Reproduzierung der Arbeitskraft not-

wendigen Waren. Sie sagt nichts weiter, als daß die Lösung der Krise, die Lösung der kapitalistischen 

Widersprüche im Rahmen des Kapitalismus durchaus möglich sei. Genosse G. errichtet hier das B i ld  

de s  Re i che s  de s  n i e  un t e r gehenden  Kap i t a l i sm us. Der Kampf, den er führt, wird geführt 

nur im Rahmen des kapitalistischen Systems. Es ist der Kampf um die Koordinierung; es ist der 

Kampf des Kleinbürgers gegen den mächtigen Großkapitalisten, der ihn zu vernichten droht. [372] 

* 

Literatur. 

Der Bund der Wissenschaft und Arbeit in Sowjetrußland. 

(Bericht über den ersten Kongreß der wissenschaftlichen Arbeiter des Bundes der Sozialistischen 

Sowjetrepubliken vom 23. bis 27. November 1923.) Von Th. Kypa r i s so w. Führer-Verlag, Berlin 

1924. 

Der erste allrussische Kongreß der wissenschaftlichen Arbeiter, Ende November vorigen Jahres, bil-

det ein Ereignis von weittragender historischer Bedeutung. Die Tatsache, daß der Kongreß erst im 7. 

Jahre des Bestehens der Sowjetrepublik stattfand, weist darauf hin, daß es sich nicht um einen „Luft-

kongreß“, nicht nur um organisatorische Formen ohne Inhalt handelte, sondern um die organisatori-

sche Festlegung des „Bündnisses zwischen Wissenschaft und Arbeit“, das in den letzten Jahren in der 

Wirklichkeit des russischen gesellschaftlichen Seins in einem lebendigen Prozesse entstanden ist. 

Erst nachdem nicht nur wenige Einzelne unter den Wissenschaftlern, die die Bedeutung der proleta-

rischen Revolution für die Wissenschaft von Anfang an begriffen hatten, sondern die Massen der 

wissenschaftlichen Arbeiter ihre feindliche Stellung gegenüber dem Arbeiterstaat aufgaben, war der 

Zeitpunkt für die gewerkschaftliche Organisierung der wissenschaftlichen Intelligenz gekommen. 

Und so stellt der Kongreß der wissenschaftlichen Arbeiter in Rußland nicht, wie viele Kongresse, den 

Beginn, sondern in gewissem Sinne schon den Abschluß einer Periode dar. Das Bündnis zwischen 

Wissenschaft und Arbeiterschaft hat auf diesem Kongreß als Bündnis der wissenschaftlichen 
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Arbeiter und der Sowjetregierung konkrete und achtbare Gestalt gewonnen. Hierin liegt die unge-

heure politische Bedeutung der Kongreßresolutionen: Die 9000 organisierten Mitglieder der Sektion 

der wissenschaftlichen Arbeiter im allrussischen Verbande der Bildungsarbeiter bilden eine wissen-

schaftliche Armee, die bereit ist, für die Revolution und gegen die Konterrevolution zu kämpfen. Die 

Periode, in der die russische Intelligenz eine der Hauptstützen der Konterrevolution bildete, erscheint 

damit endgültig liquidiert. 

Der Kongreßbericht des Sekretärs der Wissenschaftlichen Sektion im Verbande der Bildungsarbeiter 

orientiert über den Verlauf des Kongresses; außerdem werden die vom Kongreß angenommenen Re-

solutionen mitgeteilt. Die Bedeutung des Kongresses erscheint uns aber so groß, daß wir es für unbe-

dingt nötig halten würden, auch die Vorträge in deutscher Sprache zu veröffentlichen, die Sinowjew, 

Bucharin, Trotzki (Brief an den Kongreß) als Vertreter der Sowjetregierung, Schmidt, Fersmann, 

Oldenburg als Vertreter der Wissenschaft auf dem Kongreß hielten. Aus diesen Vorträgen geht erst 

hervor, welche wissenschafts-organisatorische Bedeutung dem Kongreß zukommt. Der Kongreß legte 

die Fundamente zur planmäßigen Organisation der kollektiven wissenschaftlichen Forschung, die 

an Stelle des anarchistischen und chaotischen Zustandes der wissenschaftlichen Forschung in der bür-

gerlichen Gesellschaft treten soll. Es ist in den bürgerlichen Staaten so gut wie völlig unbekannt, 

welche gewaltigen Anstrengungen in Rußland auf diesem Gebiete gemacht werden. Gerade diese Ver-

suche sind aber geeignet, den ganzen inhaltlichen Reichtum der Arbeiten zu zeigen, die in Rußland 

im Zeichen des „Bündnisses der Arbeit und der Wissenschaft“ praktisch in Angriff genommen werden. 

Die wissenschaftliche Forschung soll planmäßig in den Dienst des sozialistischen Aufbaus gestellt 

werden: einerseits in der Form der technischen und wirtschaftsorganisatorischen Anwendung der 

Forschungsergebnisse, andererseits in der Form der wissenschaftlichen Bildungsarbeit, der Populari-

sierung der Wissenschaft unter den breiten Massen der Arbeiter, der Rotarmisten, der Bauern. 

In dieser Formulierung, die von einem Mitglied der Akademie der Wissenschaften, A. Fersmann, 

geprägt wurde, werden die politischen und organisatorischen Ergebnisse des Kongresses zusammen-

gefaßt. Wir vermissen nur in diesen Formulierungen, wie im allgemeinen in den Ausführungen der 

sowjetfreundlichen Gelehrten, die Präzisierung einer wichtigen Aufgabe: die der Bekämpfung der 

bürgerlichen Wissenschaft. Ohne eine Bekämpfung der bürgerlichen Ideologie in den Gesell-

schaftswissenschaften, aber auch in den Naturwissenschaften (z. B. Biologie) wird es nie gelingen, 

die Wissenschaft nicht nur äußerlich, nicht nur in ihren Teilergebnissen, sondern in ihrer Gesamtheit 

in den Dienst der sozialen Revolution zu stellen. In diesem Kampfe wird das Bündnis zwischen Wis-

senschaft und Arbeiterschaft erst die Gestalt gewinnen, die ihm von Marx und Engels vorgezeichnet 

wurde. Unter der Fahne des Marxismus soll sich und wird sich die internationale Vereinigung der 

revolutionären wissenschaftlichen Arbeiter, zu der der allrussische Kongreß den Grund gelegt hat, 

vollziehen. A. Foga r a s i. 

* 

Das politische Grundwissen des jungen Kommunisten. (Leitfaden für den politischen Grundun-

terricht der kommunistischen Jugendverbände.) Unter Redaktion von Bernhard Ziegler herausgege-

ben vom EK der KI, Verlag der Jugendinternationale, 1924. 

Das Exekutivkomitee der Kommunistischen Jugendinternationale hat mit der Herausgabe dieses 

Büchleins versucht, eine in der Praxis der Parteiarbeit immer wieder störend empfundene Lücke aus-

zufüllen. Wenn in der Geschichte der KPD und speziell in den Kämpfen des vergangenen Jahres 

innerhalb der deutschen Partei ein Mangel an politischer Klarheit und Sicherheit, eine leichte Beirr-

barkeit und Desorganisierbarkeit in die Erscheinung trat, wenn demzufolge die Genossen jetzt aller-

orten nach „Bolschewisierung“ rufen, so weist das u. a. auch [373] auf einen Mangel an theoretischer 

Schulung hin, die der eisernen Kohorte der Revolution die ideologische Zusammenschweißung ihrer 

Reihen erleichtern würde. Gerade in Deutschland, wo sich die Kämpfe der Partei vor der Machter-

greifung hinziehen, wo weder eine aus einfachen wirtschaftlichen und sozialen Gruppierungen un-

mittelbar folgende allgemeine Klassensolidarität, noch eine durch besonders lange und harte Unter-

drückung hervorgerufene Tradition der Kämpfe und Opfer die Proletarier fest verbindet, wo aber eine 
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ziemlich große allgemeine Schulbildung herrscht, ist die Rolle der theoretischen Schulung bedeutsa-

mer als in manchen anderen Ländern. Selbstverständlich beginnt diese theoretische Schulung am bes-

ten in der Jugend- oder schon in der Kinderorganisation; ebenso selbstverständlich ist eine zentralis-

tische Führung auch dieser Erziehungsarbeit im Interesse des politischen Zweckes, dem allein sie 

dient, angebracht. 

Die Aufgabe war also, ein elementares, grundsätzlich streng marxistisches, umfassendes Handbuch 

zu schaffen, das zum Selbststudium und vor allem auch als Grundlage für einen überall in den Be-

triebs- und Ortsorganisationen anzugreifenden Kursbetrieb brauchbar wäre und zugleich das deutsche 

Proletariat auf revolutionäre Aktion einstellen und im aktuellen Kampf unterstützen und befeuern 

könnte. Das bisher in deutscher Sprache vorliegende Material genügte für diesen Zweck nicht. Die 

grundlegenden Werke des Marxismus und Leninismus sind nicht für diesen Zweck bestimmt; die 

eigens für Unterrichtszwecke verfaßten Hilfsbücher sind entweder zu sehr auf den individuellen Leh-

rer zugeschnitten und können von dem halbqualifizierten oder unqualifizierten Kursleiter nicht mit 

Zusammenhang und Leben erfüllt werden (Leitsätze zu den Kursen der Genossen Duncker, Hörnle 

u. a.); oder sie tragen infolge ihrer politisch längst überwundenen Entstehungszeit theoretisch vulgär-

marxistischen und praktisch reformistischen Charakter (Julian Borchard, Grünwald); oft sind sie auf 

ein Teilgebiet – das rein ökonomische – beschränkt (Paul Fischer „Marxsche Werttheorie“, Karl 

Korsch „Quintessenz des Marxismus“); teils, wenn sie aus der jüngsten Vergangenheit stammen, sind 

sie russischen Ursprungs und zu sehr den dortigen Verhältnissen angepaßt (Bucharin „ABC des Kom-

munismus“). 

Anders die vorliegende Arbeit. Sie behandelt in zwei Teilen zuerst den gesamten Stoff des politischen 

Grundwissens, dann die methodischen Fragen des politischen Grundunterrichts. Innerbalb des stoff-

lichen Teils spielt die marxistische Oekonomie eine verhältnismäßig geringe Rolle; das ist jedoch 

erträglich, da ja gerade auf diesem Gebiet allerhand brauchbare populäre Darstellungen vorliegen und 

auch die kleinen ökonomischen Originalschriften von Marx und Engels für Unterrichtszwecke im-

merhin verwendbar sind. Der gewonnene Raum wird für die Darstellung der kapitalistisch-imperia-

listischen Politik, die Geschichte der Arbeiterbewegung und einen Abschnitt über die Organisation 

der Arbeiterklasse verwendet. Als Anhang tritt ein kurzer Exkurs über „Das Weltall und die Stellung 

des Menschen in ihm“ auf. – Die äußerst einfache, in kurzen Sätzen gefügte Sprache, eine (allerdings 

etwas willkürlich ausgefallene) Fremdwörtererklärung und ein Sachregister erleichtern die Benut-

zung des Buches. 

Da in Deutschland wenig Grundlagen für ein konzentriertes und umfassendes Werk vorlagen, wie es 

hier geplant war, haben sich Genosse Ziegler und seine Mitarbeiter wesentlich auf russische Vorbil-

der, nach ihrer Angabe im Vorwort besonders auf das „Büchlein des politischen Grundwissens“ von 

J. Korolenko, gestützt. Sie waren sich jedoch bewußt, daß für die Herstellung eines deutschen Ele-

mentarbuches eine einfache Uebertragung aus dem Russischen nicht genügt und haben demzufolge 

„entsprechende Aenderungen mit Rücksicht auf den westlichen jungen Leser“ vorgenommen. Schon 

hier aber, bei dieser Uebertragung aus dem Russischen und in den vorgenommenen Aenderungen, 

zeigt sich der Gr und f eh l e r, der das ganze Buch durchdringt und oft bis in die kleinsten Einzelheiten 

hinein falschen Ton und falsche Farbe trägt. Zwar werden Bilder und Beispiele aus dem russischen 

Leben durch deutsche Beispiele und Bilder ersetzt, zwar wird im allgemeinen Rücksicht zu nehmen 

versucht auf den Unterschied im Bildungsniveau des russischen und des deutschen Jungproletariers 

und auf die sonstigen wesentlichsten psychologischen Unterschiede zwischen diesen beiden Grup-

pen, aber man hat sich überhaupt nicht um die Tatsache gekümmert daß Rußland ein Land nach  de r  

p r o l e t a r i s chen  Revo l u t i on  ist, in dem Arbeiter und Bauern die Staatsmacht in Händen halten, 

während Deutschland ein Land vo r  de r  Revo lu t i on  ist mit der Aufgabe des schärfsten Klassen-

kampfes um die Machtergreifung. In Rußland hat der politische Grundunterricht den Sinn, den poli-

tischen, wirtschaftlichen, militärischen, sozialen und kulturellen Auf bau  des Sowjetstaates zu för-

dern – in Deutschland muß er in erster Linie den Um s t u r z  vorbereiten. Und hier versagt das vorlie-

gende Werk. Während zu fordern ist, daß ein deutsches politisches Elementarbuch noch mehr als ein 

russisches eine revolutionäre Waffe in den Händen des Proletariats wäre, herrscht hier das 
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entgegengesetzte Verhältnis. Was in den russischen Lehrbüchern mit Recht fehlt, weil dort keine 

Revolution bevorsteht, ist in der deutschen Arbeit nicht hinzugefügt; was dort aber von der Realität 

der Revolution zeugt, ihre Geschichte und die Abschnitte über die Einrichtungen, die Verteidigung, 

die Aufgaben des Sowjetstaates, ist im deutschen Buch weggelassen. Das  r evo l u t ionä r e  Mi nus  

i s t  g eb l i ebe n, da s  g r oße  r evo l u t i onä r e  P l u s  be se i t i g t. 

„Hier zeigt sich eine (wohl unbewußte) politische Tendenz, die eine sehr ernsthafte kritische Betrach-

tung nötig macht. Diese Tendenz ist r e f o rm i s t i s c h. 

Für die russische Partei, der es gilt, die ihr völlig unvorbereitet zuströmen-[374]den Massen möglichst 

schnell zu erfassen und zu „bilden“, ist eine Art politisches Schul- und Lehrbuch notwendig und 

richtig. Für Deutschland liegt schon in der Abfassung eines solchen zentralen Lehrbuches, das dem 

jungen Kommunisten eine sozusagen abgerundete kommunistische „Weltanschauung“ und eine ele-

mentar-enzyklopädische kommunistische Wissenschaft übermitteln soll, die Gefahr des sozialdemo-

kratischen Bildungsbetriebes, der von den politischen Tageskämpfen ablenkt. Dieser Gefahr kann 

und muß durch eine Met hode  in der Behandlung des Stoffes begegnet werden, die, wahrhaft dia-

lektisch, allen vorgebrachten Stoff als Teil eines gewaltigen Entwicklungskampfes, als Moment der 

durch und durch antagonistischen kapitalistisch-bürgerlichen Gesellschaft, als Objekt der sinnlich 

praktischen menschlichen Tätigkeit begreifen lehrt. Nur so kann die Gefahr des Bildungsvereins ver-

mieden, nur so die von den Verfassern selbst wiederholt (wenn auch aus methodisch-didaktischen, nicht 

aus politischen Gründen) gestellte Aufgabe, die Behandlung des Lehrstoffes an die Tageskämpfe und 

Interessen anzuknüpfen und praktisch mit ihnen zu verbinden gelöst werden. Diesen Anforderungen 

genügt das „Politische Grundwissen“ nicht. Im Text selbst (S. 87) wird festgestellt, daß „die Vermitt-

lung der neuen Kenntnisse eine vorwiegend dogmatische“ sein müsse, und es wird auf die Vermitt-

lung des Einmaleins und ABC in der Schule hingewiesen. Diese Feststellung ist richtig. Wir können 

uns bei unserer Bildungsarbeit eine kritisch-produktive Aneignung der notwendigen Kenntnisse nicht 

immer leisten, sondern müssen bis zu einem gewissen Grade dogmatisch verfahren. Aber unser Dogma 

ist ein dialektisch-revolutionäres Dogma. Und das politische Grundwissen, wie es hier vorgetragen 

wird, ist n i ch t  d i a l ek t i s c h  und  r evo l u t i onä r, s onde r n  wesen t l i ch  dok t r i nä r. 

Dafür gibt es keine Entschuldigung durch Zeit- oder Raummangel und andere äußere Verhältnisse. 

Während bei Marx jede noch so allgemeine ökonomische oder historische Darstellung zur dramati-

schen Aktion handelnder Menschengruppen wird, bei Lenin alles politische Entscheidung und 

Kampfhandlung ist, sehen wir hier eine geradezu akademische Darstellung von Oekonomie und Ge-

schichte. Die Oekonomie, einschließlich der Klassengegensätze und Kämpfe, trägt überpersönlichen, 

evolutionistischen Charakter. Und historisch werden zwar die Utopisten, die Arbeiterbewegungen 

der I. und II. Internationale und die Pariser Kommune genügend ausführlich behandelt, dagegen die 

politische Bedeutung der großen wirtschaftlichen Kämpfe, die Rolle der sozialdemokratischen Partei, 

überhaupt die ganze Periode seit 1914, äußerst stiefmütterlich abgetan. Uebe r  d i e  Vor ge -

s c h i ch t e  und  den  V e r l au f  de r  r u s s i s c hen  Revo l u t i onen  von  1905  und  1917  übe r -

haup t  ke in  Wor t! Auf den langen, sehr allgemein und unbestimmt aufgefaßten Kampf zwischen 

Kapitalisten und Arbeiterklasse folgt nach der Revolution – über deren sozialen, militärischen, poli-

tischen und sonstigen Charakter nur gesagt wird, daß sie ein langwieriger Prozeß sei (S. 26) – nach 

der bekannten und richtigen hier aber zu einem Schema versteinerten Terminologie in schöner Ord-

nung erst der Sozialismus, der nur die Hauptproduktionsmittel sozialisiert, und dann schließlich als 

Endziel der Kommunismus, so daß der Kommunismus glücklich in unabsehbare Nebelferne gerückt 

wird, als Proletarierjenseits und ideales Himmelreich, statt als wirkende Tendenz schon heute in unser 

Bewußtsein und unseren Kampf hineingestellt und für die Zeit nach der Machtergreifung mit klaren 

und konkreten Zügen umrissen zu werden. 

Der Unterschied zwischen Sozialismus und Kommunismus wird überdies in unklarer und mißver-

ständlicher Weise gekennzeichnet (S. 31): „Das Wort Sozialismus schließt verschiedene Begriffe in 

sich. Die Hauptsache ist: Die Vereinigung der ganzen bestehenden Klassengesellschaften (?!); 2. Die 

Aufrichtung einer Gesellschaft, in der die Wirtschaft gemeinsam betrieben wird, der die Produktions-

mittel der Gesellschaft gehören und eine gesellschaftliche Verteilung stattfindet“. Der Kommunismus 
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dagegen spricht jedem Arbeiter das Recht zu, soviel zu bekommen, wie er braucht, und macht jedem 

zur Pflicht, alles zu geben, was er hat: „jeder nach seinen Fähigkeiten, jedem nach seinem Bedürfnis“. 

Das ist buchstäblich die einzige Begriffs- und Wesenserklärung des Kommunismus in einem Buch 

über das politische Grundwissen des jungen Kommunisten! Sie ist nicht nur dürftig, sondern zugleich 

so unscharf, daß man ich darunter entweder auch nichts anderes als einen durchgeführten „Sozialis-

mus“ oder nur eine ziemlich anarchische und primitive Sache vorstellen kann. Abgesehen von dem 

Vorstadium des Sozialismus werden aber vor den Kommunismus noch eine Reihe anderer Bedingun-

gen geschoben (S. 29): 1. Eine gut geregelte organisierte Wirtschaft; 2. hohe Produktivität der Arbeit 

(gehörte wenigstens an die erste Stelle!); 3. Bewußtheit der Werktätigen, hohe Entwicklung des ge-

nossenschaftlichen Gefühls (also erst Erziehung der Menschen zu „Kommunisten“, dann Schaffung 

der kommunistischen Gesellschaft?) Natürlich bestreitet niemand, daß diese drei Dinge wirklich Vo-

raussetzungen einer entwickelten kommunistischen Wirtschaft und Kultur sind, aber die Art, wie sie 

hier als Vorbed i ngungen  für die „Ermöglichung“ des Kommunismus hingestellt werden, ist wie-

derum durch und durch undialektisch und en t f r em de t  den  j ungen  Ar be i t e r  de r  I dee  de s  

Kom m uni sm u s. 

Ein weiterer Abschnitt behandelt die „Organisierung der Arbeiterklasse“. Dieser Abschnitt, der von 

den Gewerkschaften und ihrer Rolle im Klassenkampf, von der politischen Partei und der Jugendor-

ganisation spricht, enthüllt am klarsten und bewußtesten die politische Tendenz des ganzen Buches. 

Er zeigt, wie für die Verfasser die Organisation der Arbeiterklasse. d. h. hier ihre organisatorische 

Einrichtung im heutigen Entwicklungsstadium des Kapitalismus, [375] geradezu das Hauptproblem 

ist, hinter dem das Ziel der fortschreitenden revolutionären Bewegung zur Abstraktheit einer „regu-

lativen Idee“ verblaßt. Die Darstellung des Gewerkschaftswesens entspricht ungefähr der Zeit vor 

dem Krieg. Es wird bemerkt, daß die Gewerkschaften in der Mehrzahl „neutral“ seien und daß „die 

Neutralität dorthin führt, wohin die Gewerkschaftsführer der Vereinigten Staaten von Amerika und 

Italien gekommen sind: in das Lager der Gegner der Arbeiterklasse“ (S. 51); ebenso auch, daß die 

Arbeit der Mehrzahl der deutschen Gewerkschaften schlecht ist, „weil sie ... sich mit Tageserfolgen 

begnügt“. Hat denn der Verfasser dieses Abschnittes die letzten fünf Jahre in Deutschland verschla-

fen? Werden die deutschen Gewerkschaften erst in Zukunft im „Lager der Gegner der Arbeiterklasse“ 

anlangen? Sind sie nicht jetzt schon in diesem Lager angelangt? Ist dem Verfasser von der schon zum 

bewußten System entwickelten Reinigung der Gewerkschaften von Kommunisten nichts zu Ohren 

gekommen? Wo bleibt da die Neutralität? Und wo sieht er denn die Tageserfolge, mit denen sich die 

Gewerkschaften heute begnügen? Meint er damit ihre erfolgreiche Abwürgung zahlreicher erbitterter 

und gewaltiger Wirtschaftskämpfe? Wenn er aber nicht geschlafen hat, warum verschweigt er alle 

diese Dinge? Wohl nur, weil sie ihm nicht passen, weil es ihm widerstrebt, auch das Innere der Ge-

werkschaften als Kampfplatz anzusehen, weil er immer noch die Illusion der „Arbeiterorganisatio-

nen“ wie der „Arbeiterparteien“ schlechthin im Herzen trägt und die Sozialdemokraten und Amster-

damer Gewerkschafter nicht ernsthaft als Flügel der Bourgeoisie ansehen kann. Und so bleibt die 

Forderung, daß die Gewerkschaften im sozialen und politischen Kampf mitarbeiten sollen, leere 

Heilspredigt. 

Dieselbe Tendenz beherrscht den ganzen Abschnitt über die organisatorischen Fragen. Mit erschre-

ckender Deutlichkeit sieht man wie überall das inhaltich-programmatische Moment gegenüber dem 

formal-organisatorischen zurücktritt. Ueber das P r og r amm  der Partei wird überhaupt nichts gesagt, 

als daß es „die Errichtung der Diktatur des Proletariats“ fordert (S. 55), die im übrigen nur einmal vorher 

(S. 40) als Uebergangsform zwischen Kapitalismus und Kommunismus erwähnt und an keiner Stelle 

durch irgendwelche konkreten Züge genauer bestimmt wird. Von der Or gan i s a t i on  der Partei wird 

schon etwas mehr gesagt, weil man da eine halbe Seite lang bei der Notwendigkeit der Disziplin ver-

weilen kann. Den Betriebszellen werden immerhin 2½ Zeilen gewidmet, während die Be t r i ebs -

r ä t e, die Schaffung von po l i t i s c hen  Rä t e n, die Bewaf f nun g  de s  P r o l e t a r i a t s, sowie die 

Organisierung von Einzelaktionen, die doch gewiß organisatorische Aufgaben der Partei sind, mit kei-

nem Wort gestreift werden. Die Hundertschaften und Kontrollausschüsse werden immerhin später (S. 

57) in Klammern als Beispiele der (brandlerisch aufgefaßten) sogenannten Uebergangsforderungen 
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erwähnt, die, politischen Räte aber werden in dem ganzen Buch keinmal genannt (!!) und die Bedeu-

tung von Versammlungen, Demonstrationen und sonstigen Einzelaktionen, die in der praktischen 

Politik von großer aktueller Bedeutung sind, wird nirgends berührt, geschweige denn erläutert. Wenn 

aber noch größere Klarheit nötig ist, um die Grundeinstellung von Verfassern und Herausgeber des 

Buches zu bestimmen, so wird sie durch die Behandlung der taktischen Probleme gebracht. 

Hier haben wir klipp und klar den Standpunkt der deu t s chen  und  i n t e r na t i ona l en  Pa r t e i -

r e c h te n. Zur Gewerkschaftsfrage wird nur  gesagt, daß der Kampf in den Gewerkschaften so lange 

geführt werden müsse, „bis die Gewerkschaften ganz unter revolutionäre, unter kommunistische Füh-

rung kommen“. Die Notwendigkeit der Gegenwarts- und Uebergangsforderungen wird besonders 

hervorgehoben, ohne daß zwingend dargelegt würde, weshalb sie „der Lage des Proletariats und dem 

Stande des Klassenkampes“ so besonders entsprechen. Und im Zusammenhang damit nun endlich 

auch die Einheitsfront; nicht „von unten“, sondern auch „von oben“, nach dem guten alten Leipziger 

und sächsischen Rezept: die Einheitsfront mit der „Arbeiter- und Bauernregierung“, die augenblick-

lich in Deutschland weder praktisch noch als Losung die geringste Bedeutung hat, und mit den Spit-

zenverhandlungen. „Deshalb wenden sich die Kommunisten an die Gewerkschaften und an die Sozi-

aldemokraten ... Die Führer werden aufgefordert, diese Forderungen zu vertreten“ (S. 57). Allerdings: 

„selten werden die Führer auf das Angebot eingehen“! – Und dann, nac hdem  man die Arbeitermas-

sen überzeugt und einheitlich organisiert hat, gilt es, vor der Revolution noch die Kleinbourgeoisie 

und die Intellektuellen mindestens zu neutralisieren. – Diese Art von Einheitsfronttaktik ist in 

Deutschland als erledigt anzusehen. Sie ist erledigt durch die deutschen Erfahrungen durch die Mos-

kauer Beschlüsse und den Frankfurter Parteitag. Wer sie all dem gegenüber heute noch verficht, klar 

und unmißverständlich ausgesprochen auch für Deutschland verficht, der setzt sich in Widerspruch 

zu den Notwendigkeiten des politischen Kampfes in Deutschland, zu den Beschlüssen nicht nur des 

Frankfurter Parteitages (der erst nach der Drucklegung des Buches stattfand), sondern auch zu den 

Beschlüssen des EK vom Januar 1924. 

Mit diesem Glanz- und Höhepunkt schließt der eigentliche Stoff des politischen Grundwissens ab. 

Nichts Grundsätzliches oder Greifbares über die wirkliche Organisierung der Revolution, keine Aus-

wertung der russischen Erfahrungen, keine Lehren aus den deutschen Kämpfen seit 1918. 

Dagegen kommt noch etwas Eigenartiges, etwas, was nicht dem russischen Vorbild entnommen, son-

dern speziell für „den westlichen jungen Leser“ eingefügt ist. Der Abschnitt über „Das Weltall und 

die Stellung des Menschen in ihm“. Den Verfassern selbst ist nicht ganz wohl dabei, denn sie warnen 

vor einer Ab-[376]irrung in weltanschauliche Fragen. Diese Warnung ist hier nicht nur eine Ermah-

nung zu richtiger Handhabung eines gefährlichen Werkzeugs, sondern auch ein Zeichen von Unsi-

cherheit, von schlechtem Gewissen. Dieser Abschnitt ist schon an sich eine Ablenkung, er gehört in 

dieser Form nicht hierher. – Wir erkennen einen Grund an, weshalb sich der junge Arbeiter mit den 

Fragen der Entwicklungslehre, der antireligiösen Propaganda, der „Weltanschauung“ überhaupt be-

schäftigen soll. Dieser Grund ist politisch, in zwei Richtungen. Erstens ist tatsächlich auch heute noch 

in vielen Gegenden die Kirche tatsächlich ein wirkliches Hemmnis der revolutionären Bewegung, 

speziell auf dem Weg über die Frauen tritt sie dem Klassenkampf hindernd in den Weg. Um dem 

Klassenkampf einen möglichst günstigen Boden zu bereiten, muß direkt gegen dieses Hindernis vor-

gegangen, muß es aus dem Wege geräumt werden. Andererseits haben wir in den proletarischen Frei-

denkerbewegungen eine große, gebietsweise sehr einflußreiche Arbeiterorganisation. Innerhalb die-

ser Bewegung hat der Kommunist die Aufgaben: die unpolitischen oder sozialdemokratischen Mit-

glieder, an die er hier leicht heran kann, im kommunistischen Sinne zu beeinflussen; zu verhindern, 

daß die dort organisierten Kommunisten von den politischen Aufgaben abgelenkt werden; dahin zu 

wirken, daß die Arbeit dieser Vereine immer mehr vom positiven naturwissenschaftlichen Materia-

lismus zum materialistisch-historischen Materialismus übergeht und auf diese Weise politisiert wird. 

Gerade in Zeiten reaktionärer Vorstöße ist die Arbeit in den Freidenkervereinen häufig erfolgreicher 

für die Propaganda kommunistischer Anschauungen als in den Gewerkschaften und öffentlichen Ver-

sammlungen. Aus diesen beiden praktischen Gründen halten wir die Beschäftigung der Kommunisten 

mit Weltanschauungsfragen für wichtig und statthaft. Aehnlich äußern sich auch die Verfasser 
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unseres Buches. In Wirklichkeit aber stehen sie selbst weitgehend auf dem Boden eines flachen und 

undialektischen naturwissenschaftlichen Materialismus. Dieser häufige Verbündete des Vulgärmar-

xismus tritt uns nicht nur im Anhang, sondern schon von der ersten Seite des Buches ab entgegen. Er 

spricht aus dem ganzen Aufbau dieses Abschnitts. Sonnennebel, Fische und Amphibien, das bioge-

netische Grundgesetz, die Theorie des Menschen als Werkzeugtier – das ganze Rüstzeug des bürger-

lichen Populärdarwinisten aus dem Monistenbund. Aber nichts von der Gesellschaftsbildung des 

Menschen, nichts von den Formen der Wirtschaft, Ehe und Kultur, nichts von den Beziehungen zwi-

schen materieller Entwicklung und Ideologie. Kurz, nichts von dem, was ein Mar x i s t  von der Stel-

lung des Menschen im Weltall wissen muß, was er für seine politische Arbeit in dem oben gekenn-

zeichneten Rahmen braucht. Entwicklungsseligkeit von der Monade bis zum Uebermenschen, aber 

keine Spur menschlicher, geschweige denn revolutionärer Aktivität. Es ist keine zu große Vereinfa-

chung, die hier vorliegt, sondern eine grundsätzlich falsche Auffassung und Ausgestaltung. 

(In Klammern sei bemerkt, daß dieser Abschnitt auch vom rein „wissenschaftlichen“ Standpunkt aus 

betrachtet so minderwertig und überholt ist, daß er jungen Leuten, die eine deutsche Volksschule 

hinter sich haben, keine neuen Erkenntnisse bringen kann. Die Ausführlichkeit, mit der die verschie-

denen Gebiete behandelt werden, ist so willkürlich und falsch bemessen, daß eine Einstellung auf 

rein gelehrte Einzelheiten, ein Abziehen des Interesses von den Fragen der Gesellschaftsentwicklung 

auf die Natur, unvermeidlich ist. Und die Mahnung, über den hier gebotenen Stoff bei der Behandlung 

nicht hinauszugehen, verschlimmert die Sache nur: Entweder man beschäftigt sich überhaupt nicht 

mit diesen Fragen (die für den politischen Grundunterricht überflüssig sind), oder man widmet ihnen 

eine ernsthafte und wissenschaftlich einwandfreie, wenn auch noch so kurze Behandlung. Was hier 

gemacht werden soll, ist Stümperei). 

Auch die me t hod i s c he n  Bem erkungen  des zweiten Teils stehen zum Teil nicht ganz auf der 

Höhe der modernen wissenschaftlichen Methodik (die theoretisch nicht so schlecht ist, wie sie hier 

gemacht wird und nur den kleinen Fehler hat, daß sie praktisch in der bürgerlichen Gesellschaft nicht 

verwirklicht werden kann!). Der ganze Abschnitt trägt überdies, da wir in Deutschland eine so syste-

matische Durchorganisierung des Jugendunterrichts, wie sie den Verfassern vorschwebt, noch nicht 

haben und nicht erreichen können, unvermeidlich einen etwas abstrakt schablonenhaften Charakter. 

Im Ganzen also ein Buch, das in vielen Einzelheiten zu brauchen ist, dessen Plan einem Parteibedürf-

nis entsprach, dem aber die Haupterfordernisse eines dialektisch-revolutionären Buches fehlen: der 

organische Zusammenhang mit dem sozialen und politischen Boden, auf dem es wirken soll, die 

konk r e t e  H i n e i n s t e l l ung  i n  d i e  ge genw är t i gen  und  kom m en den  Kä m pf e  de r  

deu t s c hen  Ar be i t e r k l a s s e. H. K. 

* 

Über materialistische Dialektik. 

Hege l, „Wissenschaft der Logik“, herausgegeben von Lasson, Leipzig 1923, Philosophische Bib-

liothek Bd. 56 u. 57. 

G. Luk á c s, „Geschichte und Klassenbewußtsein“ (Studien über marxistische Dialektik), Berlin 

1923, Der Malik-Verlag. 

N. Bucha r i n, „Theorie des historischen Materialismus“, Hamburg 1922, C. Hoyms Verlag. 

K. Kor s c h, „Marxismus und Philosophie“, Buch. Im letzten Band von Grünbergs Archiv, auch 

als Sonderdruck erschienen in C. L. Hirschfeld Verlag, Leipzig, 1923. 

Wladimir Iljitsch Lenin hat vor zwei Jahren in seinem in Nr. 21 der KI veröffentlichten Aufsatz „Un-

ter dem Banner des Marxismus“ erklärt, daß die eine der beiden großen Aufgaben, die der Kommu-

nismus auf dem Gebiet der Ideologie zu erfüllen hat, darin bestehe, „ein systematisches, von materi-

alistischen Gesichtspunkten geleitetes [377] Studium der Dialektik Hegels zu organisieren, jener Di-

alektik, die Marx konkret sowohl in seinem „Kapital“ als auch in seinen historischen und politischen 

Schriften mit soviel Erfolg angewendet hat“. Lenin teilte also nicht die große Angst, die heute sehr 
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viele unserer führenden Genossen zu bekunden pflegen, sobald einmal irgendwo und von irgendwem 

ein praktischer Versuch zur Ausführung dieses Leninschen Programms unternommen wird: daß da 

etwa „auf dem Wege über die idealistische Philosophie des Neohegelianertums“ „ideologische Ab-

wege“ in die marxistisch-kommunistische Theorie „eingeschmuggelt“ werden könnten. Ein paar Bei-

spiele mögen diese Behauptung beweisen: Als vor einem Jahre der Meinersche Verlag nach 80 Jahren 

zum ersten Mal wieder eine Ausgabe der großen Hege l s chen  Log i k  herausbrachte, erging in der 

„R. F.“ vom 20. Mai 1923 eine förmliche Warnung vor der Gefahr, die dieser neue Hegel für alle die 

werden könnte, die zu ihrem Studium der Hegelschen Dialektik nicht „die kritische Kenntnis der 

gesamten Philosophiegeschichte und überdies die genaue Vertrautheit mit den Hauptergebnissen und 

Methoden der Naturwissenschaften und der Mathematik seit Hegels Zeiten mitbringen“. Acht Tage 

später erklärte in der „R. F.“ vom 27. Mai 1923 ein anderer Vertreter der damals in der KPD theore-

tisch wie praktisch herrschenden Richtung ein förmliches Verdammungsurteil über den damals von 

Georg Lukács unternommenen Versuch, durch eine Reihe von gesammelten Aufsätzen „den Beginn 

oder selbst bloß den Anlaß zu einer wirklich fruchtbaren Diskussion der dialektischen Methode zu 

bieten“; die wissenschaftliche Zeitschrift der deutschen Partei, die „Internationale“, schwieg der Ein-

fachheit halber das ganze Buch des Genossen Lukács tot. Béla Kun lenkt in seinem Aufsatz über 

„Di e  P r opaganda  des  Len i n i sm u s“ im neuesten Heft (33) der KI die Aufmerksamkeit nicht 

nur auf schon vorgekommene Abweichungen, sondern überdies auch noch auf „einzelne kommunis-

tische Publizisten, die, obwohl noch ohne einen politischen Namen, dennoch in absehbarer Zeit in 

neue revisionistische Abwege vom orthodoxen Marxismus geraten könnten (!)“. 

Man darf nach diesen Beispielen, die sich noch beliebig vermehren ließen, wohl die Behauptung 

aufstellen, daß die von Lenin schon früher und zuletzt in dem erwähnten Aufsatz vom Jahre 1922 

erhobene und detailliert ausgeführte Forderung, daß wir in unserer kommunistischen Aufklärungsar-

beit ein von materialistischen Gesichtspunkten geleitetes, systematisches Studium nicht nur der dia-

lektischen Methode Marx und Engels, sondern auch der „Dialektik Hegels“ organisieren müßten, in 

den Kreisen der führenden Theoretiker der Komintern, und besonders unter den Theoretikern der 

deutschen KP im ganzen nicht sehr viel Verständnis gefunden hat. Fragen wir nach den Ursachen 

dieser Erscheinung, so müssen wir unterscheiden. Für die einen (typisch vertreten durch die Schrift 

Bucharins) ist im Grunde die gesamte „Philosophie“ schon gegenwärtig das, was sie in Wirklichkeit 

erst nach dem vollen Siege der proletarischen Revolution in der zweiten Phase der kommunistischen 

Gesellschaft sein wird, der überwundene Standpunkt einer unaufgeklärten Vergangenheit. Diese Ge-

nossen glauben, daß in der empirischen Methode der Naturwissenschaften und der entsprechenden 

positiv-historischen Methode der Gesellschaftswissenschaften die Frage der „wissenschaftlichen“ 

Methode ein für allemal gelöst sei – und ahnen wenig davon, daß gerade diese Methode, die das 

Feldgeschrei war, unter dem die bürgerliche Klasse ihren Kampf um die Macht von Anfang an geführt 

hat, auch heute noch die spez i f i s ch  bü r ge r l i che  Me t hode  der wissenschaftlichen Forschung 

ist, die von den Vertretern der modernen bürgerlichen Wissenschaft im der heutigen Niedergangspe-

riode der bürgerlichen Gesellschaft zwar theoretisch bisweilen verleugnet, in der Praxis aber festge-

halten wird. Sehr viel komplizierter liegt der Sachverhalt bei der anderen Richtung. Hier sieht man in 

der, wenn auch noch so „materialistisch“ gewendeten, Beschäftigung mit der dialektischen Methode 

Hegels eine „Gefahr“ aus dem Grunde, weil man diese Gefahr aus eigener Erfahrung nur allzu gut 

kennt und ihr insgeheim tatsächlich selbst zum Opfer fällt, so oft man sich ihr aussetzt. Diese zunächst 

etwas kühn klingende Behauptung wird nicht nur illustriert, sondern geradezu bewiesen durch das 

Beispiel eines kleinen Aufsatzes „Ueber den Stoff der Dialektik“ von A. Tha l he ime r, der in Heft 

9 des 6. Jahrgangs der „Internationale“ Mai 1923) und gleichzeitig auch in dem Mitteilungsblatt der 

sozialistischen Akademie in Moskau erschienen ist. Genosse Th. knüpft in diesem Aufsatz an an die 

von Franz Mehring vertretene, nach unserer Meinung auch allein haltbare These, daß es vom materi-

alistisch-dialektischen Standpunkt Marxens aus nicht mehr zweckmäßig und streng genommen über-

haupt nicht mehr möglich ist, diese „materialistisch-dialektische“ Methode losgelöst von einem kon-

kreten „Stoff“ zu behandeln. Genosse Th. erklärt, daß diese Mehringsche Ablehnung einer abstrakten 

Behandlung der dialektischen Methode als solcher zwar einen richtigen Kern habe, aber doch „übers 

Ziel hinausschieße“. Die Ausarbeitung einer Dialektik sei „ein dringendes Bedürfnis“, unter anderem 
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darum, weil „in den fortgeschrittensten Teilen des Weltproletariats das Bedürfnis entsteht, über die 

praktischen Anforderungen des Kampfes und des sozialistischen Aufbaues hinaus sich ein umfassen-

des und streng geordnetes Weltbild (!) zu schaffen“, und das enthalte wiederum in sich „die Forde-

rung nach einer Dialektik“. – Genosse Th. führt weiter aus, daß bei einer solchen Bearbeitung der 

Dialektik kritisch an Hegel anzuknüpfen sei, und zwar „nicht nur in bezug auf die Methode, sondern 

auch in bezug auf den Stoff“. Der geniale Fortschritt Hegels bestehe in der Forderung, daß „der in-

nere, allseitige, systematische Zusammenhang aller Denkkategorien aufgezeigt werde“. Diese Auf-

gabe bestünde auch für die materialistische Dialektik. Nur müßte dabei die Hegelsche Methode um-

gestürzt werden; [378] eine materialistische Dialektik habe davon auszugehen, daß nicht der Gedanke 

die Wirklichkeit, sondern umgekehrt die Wirklichkeit das Denken bestimmt. 

Wir glauben, daß diese Ausführungen des Genossen Th. bei all ihrer Kürze sonnenklar beweisen, daß 

Genosse Th. sich die dialektische Methode überhaupt nicht anders als hegelianisch-idealistisch vor-

stellen kann. Wir wollen allerdings deshalb nicht behaupten, daß Genosse Th. ein idealistischer Dia-

lektiker sei. Wir haben an anderer Stelle dargelegt, daß Genosse Th. sich in einem neueren Aufsatz 

zu einer angeblich materialistisch-dialektischen Methode bekennt, die in Wirklichkeit überhaupt 

nicht mehr dialektisch, sondern reiner Positivismus ist. Wir können hier jene Darlegung dadurch er-

gänzen, daß wir sagen: soweit und sofern Genosse Th. Dialektiker ist, ist er idealistischer Dialektiker, 

er konzipiert die dialektische Methode überhaupt nicht anders als in ihrer Hegelschen idealistischen 

Form. Den Beweis hierfür wollen wir pos i t i v  erbringen, indem wir erklären, worin nach unserer 

Auffassung das Wesen der materialistischen Dialektik, d. h. der von Marx  und  Len i n  m a t e r i a -

l i s t i s ch  angewende t en  Hege l s c hen  Di a l e k t i k  besteht. Wir knüpfen hierbei an die Ergeb-

nisse unserer früher veröffentlichten Untersuchung über das Verhältnis von „Mar x i sm us  und  

Ph i l o soph i e“ an. 

Es ist höchste Zeit, mit jener oberflächlichen Auffassung Schluß zu machen, als ob der Uebergang 

von der idealistischen Dialektik Hegels zu der materialistischen Dialektik Marxens eine so einfache 

Sache wäre, daß sie sich durch einen bloßen „Umsturz“, die bloße „Umstülpung“ einer sonst unver-

ändert bleibenden Methode bewerkstelligen ließe. Gewiß gibt es einige allgemein bekannte Marx-

stellen, in denen Karl Marx den Unterschied seiner Methode von der Hegelschen selbst in dieser 

abstrakten Weise als einen bloßen Gegensatz charakterisiert hat. Wer aber das Wesen der Marxschen 

Methode nicht nach diesen Zitaten bestimmt, sondern sich in die theoretische Praxis Marxens vertieft, 

der sieht sehr leicht, daß auch dieser methodische „Uebergang“, wie alle Uebergänge, keine bloß 

abstrakte Umdrehung darstellt, sondern einen reichen konkreten Inhalt hat. 

Zur selben Zeit, als die klassische Oekonomie das Wer t ge se t z  in der „mystifizierten“ und abstrakt 

ungeschichtlichen Form des Ricardo entwickelte, hat auch die klassische deutsche Philosophie in 

mystischer und abstrakter Weise den Versuch gemacht, die Schranken des bürgerlichen Denkens ge-

danklich zu durchbrechen; wie das Wertgesetz Ricardos, so weist auch die um dieselbe Zeit, in der 

revolutionären Epoche der bürgerlichen Gesellschaft, entwickelte „d i a l ek t i s c he  Me t hod e“ in 

ihrer Konsequenz über die bürgerliche Gesellschaft bereits hinaus (gerade so, wie auch die praktische 

revolutionäre Bewegung des Bürgertums, so lange ihr die proletarische revolutionäre Bewegung noch 

nicht „selbständig“ gegenüber getreten war, in ihren Zielen über die bürgerliche Gesellschaft teil-

weise schon hinausstrebte). Aber alle diese von der bürgerlichen Oekonomie und von der bürgerli-

chen Philosophie hervorgebrachten Erkenntnisse blieben zuletzt doch „reine“ Erkenntnisse, ihre Be-

griffe das „wiederhergestellte Sein“, ihre Theorien also bloße passive „Widerspiegelungen“ dieses 

Seins, eigentliche „Ideologien“ in dem engeren und präziseren Sinne dieses Marxschen Ausdruckes. 

Die bürgerliche Oekonomie und die bürgerliche Philosophie konnten die „Widersprüche“, die „An-

tinomien“ der bürgerlichen Wirtschaft und des bürgerlichen Denkens wohl erkennen und sogar mit 

allergrößter Helligkeit durchleuchten, mußten aber diese Widersprüche am Ende doch bestehen las-

sen. Erst die neue Wissenschaft der proletarischen Klasse, die nicht mehr, wie die bürgerliche Wis-

senschaft, „reine“ theoretische Wissenschaft ist und sein will, sondern zugleich um wäl zende  P ra -

x i s, kann diesen Bann brechen. Die politische Oekonomie von Karl Marx und die materialistische 

Dialektik der proletarischen Klasse führt in ihrer praktischen Anwendung zu einer Auflösung dieser 
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Widersprüche in der Wirklichkeit des gesellschaftlichen Lebens, und damit zugleich auch in der 

Wirklichkeit des Gedankens, der ein wirklicher Bestandteil dieser gesellschaftlichen Wirklichkeit ist. 

So ist es zu verstehen, wenn Karl Marx dem proletarischen Klassenbewußtsein und seiner materia-

listisch-dialektischen Methode eine Kraft zuschreibt, die die Methode der bürgerlichen Philosophie 

auch in ihrer letzten, reichsten und höchsten Hegelschen Entwicklungsform nicht besaß. Erst für die 

proletarische Klasse, erst für sie und nur für sie, wird es möglich, durch die Ausbildung ihres tenden-

ziell p r ak t i s c h  gewordenen Klassenbewußtseins jene Fessel einer letzten übrigbleibenden „Unmit-

telbarkeit“ oder „Abstraktheit“ zu überwinden, die für jedes rein erkennende Verhalten, auch für die 

idealistische Dialektik Hegels, letzten Endes bestehen bleibt und in ihren unüberwindlichen „Wider-

sprüchen“ sichtbar zutage tritt. Hierin und nicht in einer bloß abstrakten „Umkehrung“ oder „Um-

stülpung“ liegt die revolutionäre Weiterentwicklung der idealistischen Dialektik der klassischen bür-

gerlichen Philosophie zu jener materialistischen Dialektik, die als die Methode der neuen Wissen-

schaft und Praxis der proletarischen Klasse von Karl Marx theoretisch konzipiert, von Lenin theore-

tisch und zugleich praktisch angewendet worden ist. 

Betrachten wir den „Uebergang“ von der bürgerlichen Dialektik Hegels zu der proletarischen Dia-

lektik Marx-Lenins unter diesem geschichtlichen Gesichtspunkt, so ergibt sich daraus zugleich die 

vollständige Verkehrtheit der Vorstellung von der Möglichkeit eines selbständigen „Systems“ der 

materialistischen Dialektik. Nur ein idealistischer Dialektiker kann den Versuch unternehmen, die 

Gesamtheit der Denkformen (Denkbestimmungen, Kategorien), die von uns in der Praxis, in der Wis-

senschaft und Philosophie teils bewußt angewendet werden, teils unsern Geist instinktartig und be-

wußtlos durchziehen, von dem Stoff des Anschauens, Einbildens, Begehrens, in welchem sie sonst 

eingehüllt stecken, zu befreien und als einen besonderen Stoff für sich zu [379] betrachten. Schon der 

letzte und größte idealistische Dialektiker, der Bürger Hegel, hat die „Unwahrheit“ dieses Standpunk-

tes teilweise durchbrochen und „den Inhalt in die logische Betrachtung eingeführt“ (vergl. die Aus-

führungen in der Vorrede zur 2. Auflage der „Logik“, Lassonsche Ausgabe S. 17 ff.). Für den mate-

rialistischen Dialektiker aber ist dieses abstrakte Verfahren völlig widersinnig. Eine wirklich „mate-

rialistische“ Dialektik kann über die Denkbestimmungen und die zwischen ihnen bestehenden Bezie-

hungen an sich, abgesehen von ihrem jeweiligen konkreten geschichtlichen Inhalt, überhaupt nichts 

aussagen. Nur vom Standpunkt der idealistischen, also bürgerlichen Dialektik aus wäre es möglich, 

die Thalheimersche Forderung zu erfüllen, wonach die Dialektik den Zusammenhang der Denkbe-

stimmungen als einen „inneren, allseitigen, systematischen Zusammenhang aller Denkkategorien“ 

aufzuzeigen hätte. Vom Standpunkt der materialistischen Dialektik aus ist dagegen jener Satz, den 

Karl Marx einmal mit bezug auf die „ökonomischen Kategorien“ ausgesprochen hat, auf den Zusam-

menhang aller Kategorien oder Denkbestimmungen überhaupt anzuwenden: Sie stehen zueinander 

nicht in einem Zusammenhang „in der Idee" (für welche „verschwiemelte Vorstellung“ Marx den 

Proudhon verprügelte!), nicht in einem „inneren systematischen Zusammenhang“; vielmehr ist auch 

ihre scheinbar rein logische und systematische Reihenfolge „bestimmt durch die Beziehungen, die 

sie in der modernen bürgerlichen Gesellschaft aufeinander haben“. Mit der Aenderung dieser ge-

schichtlichen Wirklichkeit und Praxis ändern sich auch die Denkbestimmungen und alle ihre Zusam-

menhänge. Von dieser ihrer geschichtlichen Bezogenheit abzusehen und die Denkbestimmungen und 

ihren Zusammenhang abstrakt für sich in ein System bringen zu wollen, bedeutet die Preisgabe der 

revolutionären proletarischen materialistischen Dialektik zugunsten einer Denkweise, die nur in der 

Theorie „materialistisch“ umgekehrt ist, in der praktischen Wirklichkeit aber die alte unveränderte 

„idealistische“ Dialektik der bürgerlichen Philosophie geblieben ist. Die „materialistische Dialektik“ 

der proletarischen Klasse kann nicht als eine besondere „Wissenschaft“ mit einem besonderen, ihr 

eigentümlichen „Stoff“ abstrakt oder auch an sogenannten Beispielen gelehrt werden. Sie kann nur 

in der Praxis der proletarischen Revolution und in einer Theorie, die ein immanenter wirklicher Be-

standteil dieser revolutionären Praxis ist, konkret angewendet werden. K. 

* 
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Ökonomie und Politik der 2. Internationale. 

I. 

1908 schrieb Rudo l f  H i l f e r d i ng  sein „Finanzkapital“, das Werk, über das Rosa Luxemburg mit 

Recht sagte: „Er hat Marx abgeschrieben, wo er darüber hinausging, ist alles falsch.“ Dieses Werk 

war aber eine so geschickte Fälschung des Marxismus, daß es viele Jahre als ein marxistisches galt 

und bei vielen heute noch gilt. Als unlängst die Neuauflage dieses Werkes erschien, ließ Hilferding, 

obgleich die wirkliche Entwicklung die ganze Finanzkapitaltheorie zum alten Eisen geworfen hat, 

sein Werk unverändert erscheinen. Man mußte annehmen, daß er für die bürgerliche politische Oe-

konomie gestorben ist (für die marxistische hat er niemals gelebt). Sein Artikel „Handelspolitik und 

Agrarkrise“ in der zweiten Nummer der „Gesellschaft“ zeigt, daß dies nicht der Fall ist. Hilferding 

zeigt in diesem Artikel, daß er einzelne Tatsachen der modernen Wirtschaft kennt und vom kapitalis-

tischen Standpunkt aus auch versteht. Es ist ihm bekannt, daß „der Produktionsapparat, die Produk-

tivkräfte stark vermehrt sind“. Er sieht als bürgerlicher Nationalökonom nur die eine Seite der Frage 

– die Produktivkräfte –, er sieht nicht die Produktionsverhältnisse und den Widerspruch zwischen 

den Produktivkräften und den Produktionsverhältnissen. Er hofft, daß eine Hochkonjunktur kommen 

wird, „die alle unterdes entwickelten Produktivkräfte voll in Anspruch nehmen wird“. Er sieht den 

Grund der Weltwirtschaftskrise in dem Weltkriege und den politischen Ereignissen in Mitteleuropa 

und in Rußland und in der sich daraus ergebenden Verschiebung der Proportionalität der einzelnen 

Produktionszweige, insbesondere Landwirtschaft und Industrie zueinander. Er sieht nicht, daß der 

Grund der Krise in der ungeheuren Entwicklung der kapitalistischen Produktivkräfte der Welt, in der 

Möglichkeit ungeheurer kapitalistischer Produktion einerseits, dem relativen Zusammenschrumpfen 

des nichtkapitalistischen Marktes andererseits liegt. Der Weltkapitalismus ist eben der Grenze nah 

und die Schwierigkeiten der Realisierung des zu akkumulierenden Teiles des Mehrwertes verursa-

chen die Krise. Da die entscheidenden Zweige der Produktion, die Produktion der Energie (Petro-

leum, Kohle, weiße Kohle) und der Metallbergbau in den Händen von Konzernen sich befinden, die 

planmäßig die Produktion beschränken, wenn kein genügender Absatz da ist, muß dies die Steigerung 

der Werte der von diesen Konzernen produzierten Waren und letzten Endes die Steigerung der Werte 

der industriellen Waren gegenüber denen der landwirtschaftlichen Produkte zur Folge haben. Die 

Hilferdingsche Erklärung der Diskrepanz, der „Schere“, zwischen den Preisen landwirtschaftlicher 

und industrieller Waren aus der mangelnden Nachfrage nach landwirtschaftlichen Produkten „infolge 

des Sinkens der Kaufkraft, das durch die ökonomische Weltkrise nach dem Kriege und durch die 

Verwirrung, die in der Gesamtpreisgestaltung durch die Inflation und durch die schwankenden Wech-

selkurse hervorgebracht worden ist,“ ist grundfalsch. Die Senkung der Agrarpreise relativ zu den 

Industriepreisen ist die Folge des erhöhten Verschleißes des konstanten fixen Kapitals in der Industrie 

infolge der Nichtausnutzung der Produktionsanlagen. 

Wir sehen, daß Hilferding wohl einzelne Tatsachen sieht, was bei den meisten bürgerlichen Natio-

nalökonomen [380] nicht der Fall ist, diese aber nicht erklären kann, nicht erklären darf, da die ganze 

Sozialdemokratie auf der Anschauung basiert, daß der Kapitalismus neuen herrlichen Zeiten entge-

gengeht. Die Kapitalisten und ihr Lakai Hilferding wagen nicht, ihrem nahe bevorstehenden Unter-

gang ins Angesicht zu schauen. 

Sehr interessant sind die Ausführungen Hilferdings in bezug auf die deutsche Landwirtschaft. Er 

greift die vollkommen verlogene amtliche landwirtschaftliche Statistik an. Er erklärt: „Die landwirt-

schaftliche Statistik, sowohl die Anbau- als die Ernte-Statistik, ist für wissenschaftliche Zwecke voll-

kommen unbrauchbar. Sie entspricht in keiner Weise den tatsächlichen Verhältnissen.“ Er beweist, 

„daß die Landwirtschaft schon in den beiden ersten Jahren nach dem Kriege sich von den Schäden 

zum großen Teil erholt hatte“. Die hypothekarische Belastung fiel weg, die Preise der für die Land-

wirtschaft wichtigen Industrieprodukte blieben stärker hinter der Geldentwertung zurück als die der 

Agrarprodukte. Die Großgrundbesitzer haben infolgedessen große Profite gemacht. Hilferding be-

hauptet natürlich, daß die Landwirtschaft große Profite gemacht hat und wirft die Bauernschaft mit 

den Großgrundbesitzern zusammen. Hilferding zieht den Schluß, daß eine Verbesserung der Produk-

tionsmethoden in der Landwirtschaft stattgefunden hat, daß die deutsche Landwirtschaft auf erhöhter 
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Stufenleiter produziert. Es ist zweifellos richtig, wenn auch die meisten Vulgärökonomen das Gegen-

teil behaupten, daß Großgrundbesitzer, nicht die Landwirtschaft, wie Hilferding erklärt, auf erhöhter 

Stufenleiter produzieren. Aus dieser Tatsache zieht Hilferding die Folgerung, daß die Krise der Land-

wirtschaft nur eine vorübergehende war. Dies trifft natürlich nicht zu. Die bäuerliche Landwirtschaft 

ist etwas zurückgegangen, die landwirtschaftlichen Großbetriebe sind etwas besser als vor dem 

Kriege, weder die einen noch die anderen sind aber imstande, die Konkurrenz der amerikanischen 

Landwirtschaft (Vereinigte Staaten, Canada, Argentinien) auszuhalten. Der Sachverständigenplan 

legt wohl den Großgrundbesitzern keine direkten Lasten auf. Die Eisenbahnen werden aber in den 

Dienst des Montankapitals gestellt und dieses wird durch die hohen Eisenbahntarife erzielen, daß die 

Bäume der deutschen Junker nicht all zu hoch in den Himmel wachsen. Wenn es aber den Groß-

grundbesitzern schlecht gehen wird, so wird es der deutschen Bauernschaft an den Kragen gehen. Der 

Prozeß der Enteignung des städtischen Kleinbürgertums durch die Montankonzerne ist zu Ende, der 

Prozeß der Enteignung der Bauernschaft setzt ein. Die Farmer der Vereinigten Staaten gehen langsam 

unter im Kampfe gegen das Montankapital und den landwirtschaftlichen Großbetrieb in den USA. 

Die schwache Bauernschaft Deutschlands wird schnell im Kampfe gegen die internationalen Mon-

tankonzerne und den landwirtschaftlichen Großbetrieb in Deutschland und im Auslande untergehen. 

Diese ökonomische Analyse der Lage des Großgrundbesitzes zeigt uns, warum die Großgrundbesit-

zer in Deutschland politisch eine große Rolle spielen, warum es zum Bündnis der Montankonzerne 

mit den Großgrundbesitzern kam. Die nichtkonzernierte Bourgeoisie mit Ausnahme der Großgrund-

besitzer ist zugrunde gerichtet worden. Die Großgrundbesitzer verfügen aber über die starken land-

wirtschaftlichen Großbetriebe, einen Teil ihrer großen durch die Entwertung entstandenen Profite 

haben sie für die Melioration ihrer Güter verwendet, den anderen in den Aktien der Montankonzerne 

angelegt. Daraus erklärt sich die Stärke der Großgrundbesitzergruppe und ihre innige Verbindung mit 

den Montankonzernen. 

Hilferding, der Theoretiker der II. Internationale, erwähnt das Proletariat, den Klassenkampf, mit 

keinem Worte in seinem Artikel. Macdonald, der Führer der II. Internationale, erklärt, daß er gegen 

die Klassen ist. Die II. Internationale ist nicht mehr reformistisch, sie ist vollkommen bürgerlich ge-

worden. Hilferding ist ein bürgerlicher Gelehrter, der nichts mit dem Proletariat und feiner Kampfthe-

orie, dem Marxismus, gemeinsam hat. Hilferding ist der Theoretiker der nichtkonzernierten Bour-

geoisie und stellt als solcher das Prinzip des Freihandels auf. Dies Ende von Hilferding wird hoffent-

lich das eine Gute zur Folge haben, da man jetzt auch das „Finanzkapital“ von Hilferding als das 

erkennt, was es ist, als die Darstellung der Wirtschaft vom Standpunkt des Einzelkapitalisten aus. B. 

II. 

Die Wiener Zentristen, die in der IASP und IASI die führende Rolle gespielt haben, haben ihren 

Arbeitermassen den Weg zur neu organisierten Internationale bekanntlich nur unter der Losung plau-

sibel machen können, daß sie dieser neu organisierten II. Internationale ihren „revolutionären“ Cha-

rakter aufprägen wollten. Es ist nur zu bekannt, wie sich diese beabsichtigte „Revolutionierung“ bis 

jetzt nur in einer ständigen Kapitulation vor dem offenen Reformismus geäußert hat. Hat dies schon 

die Praxis genügend bewiesen, so bringt die vorliegende Schrift von Otto Bauer auch „theoretisch“ 

den Beweis dafür: 

„Was müssen wir tun, um die Macht im Staat den bürgerlichen Parteien zu entreißen, um die Herrschaft in der 

Republik der Arbeiterklasse zu erobern? Das ist die Frage, die wir beantworten wollen ...“ (Vorwort.) 

Wie man sieht, Otto Bauer stellt sich die Aufgabe, die Grundfragen der Taktik einer proletarischen 

Partei zu beantworten. Es war uns schon immer klar, daß die Zentristen ebenso gute Reformisten wie 

die offenen Reformisten sind, nur daß sie unter dem Druck der proletarischen Massen, ihren Refor-

mismus hinter recht radikalen Phrasen verstecken, wobei sie sich sogar bis zur Diktatur des Proleta-

riats versteigen. Nunmehr gibt uns Otto Bauer den Beweis, daß [381] nicht die Zentristen die neue II. 

Internationale revolutioniert haben, sondern die einjährige Zugehörigkeit zu dieser Internationale aus 

den Zentristen waschechteste Reformisten, die sogar sehr konsequent sind, gemacht hat. 
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Schon die Anlage der ganzen Broschüre zeigt das deutlich genug. In einer langen historischen Ein-

leitung, die Otto Bauer schamhaft eine „Schilderung der Klassenkämpfe der Vergangenheit“ (Vor-

wort) nennt, spricht er von weiter nichts als von den parlamentarischen Gruppierungen, von den 

Wahlergebnissen, von den jeweiligen Ministerien, von irgend welchen Koalitionen usw. ... Es ist 

richtig, daß diese Erscheinungen ein gewisses äußeres Spiegelbild der Oberfläche der Klassenkämpfe 

in dem aus unzähligen Volksstämmen zusammengewürfelten, vormaligen kaiserlichen Oesterreich 

geben. Aber es ist ebenso typisch, daß diese ganze Entwicklung von Otto Bauer nur als eine parla-

mentarische Entwicklung betrachtet wird, denn eben diese Entwicklung soll Herrn Otto Bauer die 

„theoretische“ Grundlage für seine reformistische Logik geben, die er in den letzten entscheidenden 

Kapiteln dieser Schrift entwickelt. 

Nachdem er auseinandergesetzt hat, daß die Sozialdemokratie Oesterreichs heute das Proletariat als 

Klasse in sich vereinigt und es nur noch darauf ankomme, die kleinbürgerlichen Schichten ebenfalls 

in der Partei zu organisieren, vergleicht er die Wahlergebnisse von 1920 und 1923 und zieht daraus 

den Schluß: 

„Die Zahlen beweisen es: Wir können in wenigen Jahren mit dem Stimmzettel die Mehrheit und damit 

die Macht in der Republik, d i e  H e r r s c h a f t  ü b e r  d i e  R e p u b l i k  e r o b e r n  ...!“ (S. 25.) 

So jubelt Herr Otto Bauer. Es ist überflüssig, noch ein Wort darüber zu verlieren. Die Tatsache ist 

klar, die sozialdemokratische Führerschaft in Oesterreich, die das zur Revolution drängende österrei-

chische Proletariat bisher nur durch den reichlichen Gebrauch der raffiniertesten radikalen Phrasen 

vom Weg zum Kommunismus abhalten konnte, schwenkt offen um in die erprobte reformistische 

Tradition der Sozialpatrioten. 

Natürlich sieht Herr Otto Bauer selbst ein, daß seine Rechnung noch ein Loch kriegen kann, wenn es 

nämlich den Bürgerlichen (die vorläufig und mit Hilfe der Sozialdemokraten noch die Macht, die 

Fabriken, das Geld, die Polizei und die Armee in Händen halten) einfallen sollte, die „Macht des 

Stimmzettels“ nicht so ohne weiteres anzuerkennen und ihr die etwas realere Macht der Kanonen und 

Gewehre, des Giftgases und der Kampfgeschwader usw. entgegenzustellen. Denn schließlich kann ja 

niemand leugnen, daß auch in Oesterreich der Faschismus existiert (Julius Deutsch hat über ihn ja 

sogar eine Einerseits-andererseits-Broschüre geschrieben), daß er an Ausbreitung und Macht ge-

winnt, und daß es schließlich, wenn es um den Profit geht, dann auch mit der bekannten österreichi-

schen Gemütlichkeit ein Ende hat. Aber auch dafür weiß Herr Otto Bauer einen Rat: 

„... Die Verfassung der Republik gegen jeden gewaltsamen Angriff zu schützen, ist die Aufgabe des Heeres 

...“ „... Wir können uns nicht der Waffen unserer Soldaten bedienen, um die Macht zu erobern – die Macht 

müssen wir mit dem Stimmzettel erobern, aber die Waffen unserer Soldaten sollen uns davor schützen, daß 

eine Konterrevolution uns den Stimmzettel in dem Augenblick aus der Hand reißt, in dem er uns zur Macht 

führen kann.“ (S. 27.) 

Es ist eine erwiesene Tatsache, daß das „Heer welches nach Otto Bauer die sozialdemokratisch wäh-

lenden Arbeiter davor schützen soll, daß ihnen die Waffe des Stimmzettels von der Bourgeoisie aus 

den Händen gewunden wird, heute schon in den entscheidenden Stellen in den Händen der Bourgeoi-

sie ist. Wer es z. B. wagt, das Organ der österreichischen Kommunisten, oder den „Roten Soldaten“ 

zu verbreiten, wird hinausgeworfen. Schikanierungen klassenbewußter Arbeiter sind an der Tages-

ordnung. Macht nichts. Wir erobern erst mit dem Stimmzettel die Macht und dabei schützt uns die 

Armee vor der Gewalt der Konterrevolution. 

Natürlich, fügt er hinzu, muß man dem Heere, und schließlich auch der Gendarmerie und der Polizei 

eine große Aufmerksamkeit zuwenden, denn man kann nie wissen: 

„... In den meisten Ländern ist die bewaffnete Macht in den Händen der der Reaktion. Wo dies der Fall ist, 

wird die Bourgeoisie dem Proletariat ihre Gewaltherrschaft entgegenstellen, dort wird das Proletariat die Herr-

schaft der Bourgeoisie nur mit Gewalt, also nur im Bürgerkrieg, brechen und ... auch seine Herrschaft zunächst 

nur in den Formen der Diktatur, also gleichfalls als Gewaltherrschaft ausführen können.“ 
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„... In den Ländern dagegen, wo die Reaktion nicht so ausschließlich und nicht so unbeschränkt über die be-

waffnete Macht verfügt (Welches Wunderland muß das fein? O. U.) ... in solchen Ländern kann die Arbeiter-

klasse die Macht mit dem demokratischen Mittel des Stimmzettels erobern und sie in den demokratischen 

Formen des Parlamentarismus ausüben ...“ (S. 30). 

Es ist also das alte Lied, das die Zentristen als verkappte Arbeiterbetrüger schon immer gesungen 

haben: ja, in anderen Ländern, da kann die Diktatur schon möglich und notwendig sein, aber bei uns 

zu Hause – ausgeschlossen! Das ist sogar nicht nur nicht nötig, sondern auch gar nicht möglich, denn: 

„In Oesterreich hat das Proletariat keine Aussicht, im Bürgerkrieg gewaltsam seine Diktatur aufzurichten. O-

esterreich ist militärisch viel schwächer, als seine reaktionären Nachbarstaaten. ... Hier hätte jeder Bürgerkrieg 

die bewaffnete Intervention des Auslandes zur Folge. Er würde enden nicht mit der Diktatur des Proletariats 

sondern mit der Diktatur ausländischer Besatzungskommandanten ...“ (S. 30). 

[382] Es ist natürlich für jeden verantwortlichen Arbeiterführer eine selbstverständliche Pflicht, daß 

er prüft, wieweit die Macht der Arbeiterklasse gegen außenpolitische Ueberfälle gesichert ist. Aber 

das ist eben das Wesen des Reformismus, daß er entweder aus Feigheit, oder aber, was wahrschein-

licher ist, weil er der getreue Knecht seiner Bourgeoisie ist, die Macht gar nicht nehmen will. Er hat 

dafür immer allerlei „hochpolitische“ Gründe. Haase und Konsorten haben das 1918/19 auch verstan-

den. Und Otto Bauer tut heute dasselbe, was damals die deutschen offenen und verkappten Sozial-

patrioten schon getan haben. 

Wenn Otto Bauer die Diktatur und den Bürgerkrieg als Mittel der Eroberung und Ausübung der 

Macht ablehnt, weil er bewaffnete Interventionen fürchtet, so wird er konsequent, und aus demselben 

Grund – er spricht das heute nur noch nicht aus – auch die demokratische Machtergreifung ablehnen. 

Und hier liegt der Hund begraben. Herr Otto Bauer weiß das ganz genau. Darum muß man es umso 

deutlicher den Arbeitern sagen. 

Wir sehen davon ab, die wahrhaft „marxistische“ Darstellungsweise in der Schilderung der geschicht-

lichen Entwicklung näher zu charakterisieren. Es kam uns nur darauf an, den schnurgeraden Weg der 

österreichischen Zentristen zum Reformismus zu zeigen. Wir haben nie Illusionen über den wahren 

Charakter Otto Bauers und seiner Freunde gehabt. Es ist sicher, daß ein Teil der Arbeiterklasse noch 

große Illusionen über diese Herrschaften hegt. Diese Schrift und die kommenden Ereignisse werden 

manches tun, um an ihnen zu rütteln. Daß sie gänzlich verschwinden, muß die Aufgabe unserer Kom-

munistischen Partei und unserer Kommunistischen Jugend Oesterreichs sein. Es ist kein Zufall, daß 

es die Zentristen gerade jetzt wagen, so offen zum Reformismus abzuschwenken. Diese Ursachen 

sind in der außerordentlichen Schwäche unserer Kommunistischen Bewegung in Oesterreich zu su-

chen. Nur wenn unsere Genossen in Oesterreich erkennen, daß es notwendig ist, die Stunde zu nützen, 

und nur, wenn sie verstehen, daß in diesem offenen Abschwenken der sozialdemokratischen Führer 

zum Reformismus die Voraussetzungen für eine gute positive Arbeit unserer Bewegung vorhanden 

sind, nur dann wird das Ende Herrn Otto Bauers und seiner Theorie vom „Kampf um die Macht mit 

dem Stimmzettel“ gekommen sein. O t t o  Unge r. 

Wichtiges Material zum 5. Weltkongreß 

enthalten folgende Schriften, die Ende Mai Anfang Juni erscheinen: 

Varga: Aufstieg oder Niedergang des Kapitalismus. 

Bericht über die Tätigkeit der Exekutive vom 4. bis zum 5. Kongreß. 

Materialien zur Programmfrage der KI. 

Beiträge zur Agrarfrage, Band I. 

Kommunistische Internationale Nr. 34-35. 

Jahrbuch für Wirtschaft, Politik und Arbeiterbewegung 1923-24. 

[1]   
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Vom Leipziger Parteitag bis zum Oktober 1923 

Material zur Stellungnahme der Opposition der KPD gegenüber der offiziellen Parteipolitik 

Beilage zu Heft 10-11 / 1924 / „Die Internationale“ 

[3] 

Einige einleitende Worte. 

Die nachfolgende Zusammenstellung von Resolutionen aus der Zeit vom Leipziger Parteitag bis zum 

Oktober 1923 lag dem Parteitag als Materialsammlung vor und soll jetzt vorgelegt werden als Beitrag 

zum Studium der Entwicklung der KPD. Es ist nützlich, dieses Material zu kennen, nützlich deshalb, 

weil es demjenigen, der zurückblickt, doch noch nachträglich klar zeigt, worum der Kampf in der 

KPD ging. Das Material wird noch nützlicher werden, wenn man es vergleichen wird mit den ent-

sprechenden Resolutionen der damaligen Parteileitung aus jener Zeit. 

Wir empfehlen, beispielsweise die in Leipzig angenommene Mehrheitsresolution über Einheitsfront und 

Arbeiterregierung mit der Minderheitsresolution über Einheitsfront zu vergleichen (gedruckt in Heft 

3/1923 der „Internationale“). Hier sind die p r i nz i p i e l l en  Unterschiede vollkommen klar. Bei den 

Verfassern der Mehrheitsresolution Brandler, Kleine, Böttcher, welcher auch die Genossen Stoecker, 

Koenen; dazu die „mitteldeutsche Gruppe“ Schumann, Ulbricht usw. zustimmten, ist Einheitsfronttak-

tik und Arbeiterregierung nichts anderes, als Bündnis mit der Sozialdemokratie und gewöhnliche oder 

„ungewöhnliche“ parlamentarische Koalition mit den Reformisten. In der Minderheitsresolution, welche 

in ihrem zweiten Teil, insbesondere dem Teil, der von der Arbeiterregierung handelt, eine Kompro-

mißresolution ist, das heißt den  ganzen  Pa r t e i t ag  vereinen sollte, ist Einheitsfronttaktik nichts 

anderes, als eine Agitationsmethode zur Sammlung der Massen und Kompromittierung der Sozialde-

mokratie, und die scharfe Betonung der Unfähigkeit der Sozialdemokratischen Partei, in revolutionären 

Epochen Kämpfe zu führen, ist mit voller Absicht hineingearbeitet, eben um die Theorie und Praxis der 

Partei von der Richtung abzubringen, die schließlich im sächsischen Sumpf uns stecken ließ. 

Jede einzelnen der hier vorliegenden Resolutionen ist aus der Situation der Partei zu verstehen. Immer 

wieder sind es dieselben Fragen, die aufgeworfen werden: die falsche sächsische Politik, die Notwen-

digkeit, kommunistische und nicht halb sozialdemokratische Propaganda zu treiben, die Notwendig-

keit, die Partei unmi t t e l ba r  auf Machtkämpfe einzustellen und nicht durch Vortäuschung der Mög-

lichkeit irgendwelcher Zwischenstufen zu desorganisieren und demoralisieren. 

Und immer wieder sind diese Vorschläge abgelehnt worden. Jene Genossen, welche sich rühmten, daß 

sie s „Heran an die Massen“ besonders gut verstehen, während, ihrer Auffassung nach, die Vertreter 

der in den folgenden Resolutionen niedergelegten Auffassung „Sektierer“ seien, haben jetzt das Urteil 

der Partei, wie auch der Geschichte, über sich ergehen lassen müssen. Aber die Partei wird erst dann 

vollkommen klar werden über die Umstellung, wenn sie auch noch nachträglich die alten Vorschläge 

studiert, [4] von denen eine ganze Reihe heute ebenso aktuell sind, wie vor einem und eineinhalb 

Jahren. Wir verweisen beispielsweise auf den Aufruf des Betriebsrätekongresses von Berlin-Branden-

burg am 9. September 1923. Wir verweisen auf die Zentral-Ausschuß-Resolution vom August 1923 

mit ihrer Skizze eines Rettungsprogramms der Kommunisten. Solche Vorschläge wurden von Brand-

ler und seinen Stützen mit einer Handbewegung zurückgewiesen, weil man „Schluß machen müsse 

mit dem Gerede von der Diktatur des Proletariats“. Solche Vorschläge sind jetzt vom Parteitag zur 

Parteilinie gemacht worden. Man vergleiche die alten angenommenen Resolutionen der Partei aus 

jener Zeit und beantworte noch nachträglich die Frage: wohin die Partei bereits gekommen wäre, wenn 

sie den  Kurs gesteuert hätte, der in der vorliegenden Materialsammlung aufgezeichnet ist. [5] 

* 

„Die Minderheit nach dem Parteitag“ 
(Ein Artikel in der „Roten Fahne“ Nr. 30 vom 6. Februar 1923): 

... Diese Einwände scheinen uns ins Leere zu treffen. Zunächst die opportunistischen Gefahren. 

Die Linke wies nicht auf Gefahren einer fernen Zukunft, sondern auf tatsächliche Fehler und Schwä-

chen der jüngsten Vergangenheit hin, die unsere nächsten Gegenwartsaufgaben gefährden, wenn sie 
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nicht abgestellt werden. Die Stuttgarter Demonstration „Für Demokratie und Freiheit“, die vom 4. 

Weltkongreß kritisierte Unklarheit der Parteizentrale in der Rathenaubewegung wurden dabei ebenso 

zum Beweis herangezogen, wie die opportunistischen Mängel unserer Tätigkeit in manchen Kom-

munalvertretungen, Gewerkschaften und Betrieben. 

Es handelt sich also nicht um „Opportunistenriecherei“, sondern um Tatsachen. Offenbar sind diese 

schädlichen Tatsachen keine Zufälle und Personenfehler, sondern sie entspringen bestimmten takti-

schen Grundlagen. Die Auffassung mancher Genossen von der Einheitsfront ist im Sand der revolu-

tionären Ebbe starr und schwerfällig geworden. Die notwendigen Verhandlungen mit den reformisti-

schen Spitzenverbänden wurden nicht durch die notwendige Schärfe unserer Sprache in der Partei-

presse und unserer Handlungen im Land ergänzt. So konnte in vielen Köpfen guter Parteigenossen 

die Illusion entstehen, als sei die KPD auf absehbare Zeit nicht imstande, selbständige Aktionen zu 

führen, als genüge es, den Reformismus nur durch Offene Briefe und geschlossene Sitzungen zu ent-

larven, nicht aber als Feind zu bekämpfen. Es entwickelte sich die Auffassung, als seien wir eine 

Arbeiterpartei neben den anderen und nicht die Partei des Proletariats, deren Aufgabe die Zertrüm-

merung der reformistischen Illusionen und die Eroberung der Staatsgewalt sein muß. Hatte die Partei 

früher zu abstrakt von der „Diktatur des Proletariats“ und zu wenig von den nächsten Zielen gespro-

chen, so ist es seit einiger Zeit zur Mode geworden, die Diktatur des Proletariats und den offenen 

Bürgerkrieg als Angelegenheiten einer fernen Zukunft zu betrachten, während wir uns morgen und 

übermorgen nur mit „Uebergangsforderungen“ zu beschäftigen haben. Diese Trennung ist nicht nur 

mechanisch, sondern sie verschleiert das Gesicht der Partei. Noch schädlicher ist die sogenannte „Il-

lusionstheorie“. Kein einziger Kommunist bestreitet, daß wir an die unmittelbaren Bedürfnisse der 

nicht-kommunistischen Arbeiter anknüpfen müssen. Aber die Kommunistische Partei darf deren re-

formistischen Illusionen nicht fördern, sondern muß sie zerstören. Sie muß ihre Tagesnöte zum Aus-

gang nehmen, aber sie muß gleichzeitig aussprechen, daß die Beseitigung dieser Nöte den politischen 

Kampf bedeutet. Sonst verliert sich die Partei in Kleinagitation und Einzelpropaganda. Wir dürfen 

uns nicht damit begnügen, gegen die hohen Margarinepreise zu rufen „Nieder mit den Margarine-

preisen!“, gegen die Erhöhung des Brotpreises „Nieder mit Brotwucher!“ Die Partei muß klar sagen, 

daß die Nöte der Massen politische Nöte sind. Sie muß die Einzelforderungen zu einem politischen 

Sammelziel zusammenfassen. Sie muß verstehen, einen Schritt über die „Illusionen“ hinauszugehen. 

Gerade dadurch stößt sie praktisch [6] mit der Sozialdemokratie zusammen. Und nur, wenn sie die 

Einheitsfront als Mittel zur Mobilisierung der Massen, als Zusammenfassung der Abwehrkämpfe von 

unten herstellt, wahrt die Partei ihr Gesicht. 

Verkennt man die Rolle der Partei, so folgt daraus eine falsche Einschätzung der opportunistischen 

Gegner. Den Beweis dafür liefert das Referat des Genossen Brandler, der es für möglich hält, die 

Sozialdemokratische Partei vom linken Flügel der Bourgeoisie auf den rechten Flügel der Arbeiter-

klasse zu treiben. Unsere Partei muß und wird die Kämpfe gemeinsam mit den sozialdemokratischen 

Arbeitermassen führen. Aber die Sozialdemokratische Partei ist durch ihre soziale Rolle bestimmt, 

die bürgerliche Republik zu schützen und die proletarische Revolution zu bekämpfen. Sie konnte im 

Kapp-Putsch ein paar Tage lang gemeinsam mit der demokratischen Bourgeoisie den monarchis-

tischen Staatsstreich bekämpfen, aber sie schlug sofort mit der Gesamtbourgeoisie die Ruhrarbeiter 

nieder, unter denen sich übrigens zahllose sozialdemokratische Proletarier befanden. Gerade die be-

ginnende Zersetzung der VSPD zeigt, daß die politische Loslösung der sozialdemokratischen Arbei-

ter von ihrer kleinbürgerlichen Führung nur durch die Kommunistische Partei vollbracht werden 

kann. Das geschieht nicht, indem wir sie als Nachbarpartei, als rechten Flügel behandeln, sondern 

indem wir sie als Partei der Bourgeoisie entlarven, selbst dann, wenn ihre proletarischen Mitglieder 

in Kämpfe gehen, die s i e  revolutionär führen wollen, während die, Führer sie sabotieren müssen. 

* 

Berliner Opposition und sächsische Regierungsfrage. 

Die Bezirksleitung des Bezirks Brandenburg und der Zentralvorstand Berlin-Brandenburg haben am 

13. März und am 22. März 1923 Stellung genommen zur Haltung unserer sächsischen Parteigenossen 
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und der Parteizentrale zu der Kampagne um die Arbeiterregierung in Sachsen. Diese Stellungnahme 

wurde in folgenden Resolutionen niedergelegt: 

A. Vorschläge der Berliner Bezirksleitung vom 13. März 1923. 

1. Eine Unterstützung der sozialdemokratischen Minderheitsregierung durch unsere Partei kann ohne 

Zustandekommen des Betriebsrätekongresses nicht mehr gegeben werden. Die Kampagne ist weiter-

zuführen unter der Losung: Arbeiter- oder Koalitionsregierung. 

2. In der Presse, Agitation und Propaganda muß täglich die Frage der Arbeiterregierung prinzipiell 

gestellt werden; in eine Arbeiterregierung, die dem Betriebsrätekongreß verantwortlich ist und das 

Programm der Arbeiterbewaffnung durchführen will, können die Kommunisten eintreten, bzw. sie 

können sie unterstützen. 

3. Kommt die Arbeiterregierung zustande, so hat die KPD verstärkt ihre Agitation und Propaganda 

auf die Zersetzung der SPD einzustellen, insbesondere den Versuch zu machen, die vom SPD-Partei-

tag eingesetzte Kontrollkommission zu mobilisieren unter der Losung: mit den Kommunisten oder 

den Bürgerlichen? Mit den Arbeitern gegen den Faschismus oder mit den Kapitalisten gegen die Ar-

beiter? 

4. Verhandlungen über die Regierungsbildung dürfen nur öffentliche und unter Hinzuziehung der 

Kontrollkommission geführt werden. 

5. Für einen sozialdemokratischen Ministerpräsidenten einer sozialdemokratischen Minderheitsregie-

rung stimmen die Kommunisten unter keinen Umständen. [7] 

B. Vorschläge des Zentralvorstandes Berlin-Brandenburg vom 22. März 1923. 

1. Der Zentralvorstand Berlin-Brandenburg ist mit der Unterstützung der sozialdemokratischen Min-

derheitsregierung in Sachsen durch unsere Partei nicht einverstanden. Diese Unterstützung und die 

Weise, wie sie zustande gekommen ist, bedeutet nicht ein Weitertreiben der Zersetzung der SPD und 

das Weitertreiben des Kampfes um die Arbeiterregierung, sondern gerade das Gegenteil. Sie verstärkt 

nicht den Druck auf die oppositionellen SPD-Arbeiter, sie treibt sie nicht weiter zu immer schärferem 

Kampf gegen die sozialdemokratischen Führer bis zur Einberufung eines Landes-Betriebsrätekon-

gresses, der die Forderung aufstellt: Arbeiterregierung, sondern sie bremst die Bewegung und gibt 

der sozialdemokratischen Führerschaft die Gelegenheit einer neuen Atempause. Zwischen der jetzi-

gen Form der Unterstützung der sozialdemokratischen Minderheitsregierung und der Beteiligung an 

der Wahl eines sozialdemokratischen Ministerpräsidenten und dem Eintritt der Kommunisten in das 

sozialdemokratische Kabinett vermag der Zentralvorstand Berlin-Brandenburg keinen theoretischen 

und praktischen Unterschied zu erblicken. 

2. Zu den angenommenen Richtlinien ist folgendes zu sagen: 

a) Die proletarischen Abwehrorganisationen sollen lediglich Demonstrationen, Versammlungen und 

das Eigentum der Arbeiterschaft schützen. Die Frage der Entwaffnung der konterrevolutionären Or-

ganisationen wird nicht angeschnitten. 

b) Die Vereinbarungen zur Bekämpfung des Wuchers sehen keine einzige Durchführungsmaßnahme 

vor. Sie handeln lediglich von der Legalisierung der Kontrollausschüsse, ohne konkret wenigstens 

die Fragen der zentralisierten Kontrolle der Produktion aufzurollen und zu beantworten. 

c) Die Abmachungen über die Arbeiterkammer sind nichts anderes, als eine weitere Verschlechterung 

und Verwässerung der Betriebsräte. Die Kommunistische Partei unterstützt hier eine alte und gefähr-

liche reformistische Illusion: als ob eine Arbeiterkammer eine Besserung der Lage der Arbeiterklasse 

bedeuten könnte, als ob die Arbeiterkammer ein „Ersatz“ des Landesbetriebsrätekongresses sein 

könnte. 

3. Für das Reich wirkt sich aber darüber hinaus die schädliche Sachsen-Politik der KPD insbesondere 

in drei Punkten aus: 
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a) In dem Aufhalten des Zersetzungsprozesses der SPD durch die Ueberwindung der Krise der säch-

sischen Sozialdemokratie. 

b) In der Schwächung der Reichsbetriebsrätebewegung dadurch, daß sogar die KPD in Sachsen die 

Forderung nach dem Betriebsrätekongreß in Sachsen fallen ließ. 

c) In der Diskreditierung unserer Parole Arbeiterregierung, denn trotz unserer Behauptung, daß die 

sächsische Regierung noch keine Arbeiterregierung, sondern eine ihrem Wesen nach bürgerliche Re-

gierung ist, muß unsere Unterstützung dieser Regierung die Illusion der Massen fördern, als ob das 

sozialdemokratische Kabinett eine Machtposition der Arbeiterklasse wäre. 

4. Der Zentralvorstand Berlin-Brandenburg erwartet von unserer sächsischen Bruderorganisation und 

von der Reichszentrale eine eindeutige Politik in Sachsen in dem Sinne, daß nicht nur die Kampagne 

für die Einberufung des Betriebsrätekongresses und die Arbeiterregierung in schärfster Form weiter-

geführt wird, sondern daß auch die Koalition mit der SPD bei ihren ersten praktischen unvermeidlich 

konterrevolutionären Schritten unnachsichtlich gebrochen wird. 

[8] Der Zentralvorstand drückt schließlich und endlich sein Erstaunen darüber aus, daß trotz des an-

ders lautenden Parteitagsbeschlusses der wichtigste Teil der Verhandlungen zwischen der sächsi-

schen Sozialdemokratie und den Kommunisten geheim geführt wurde, und erwartet von der gesamten 

Partei, daß zukünftig über derartige Verhandlungen der Arbeiterschaft rechtzeitig und ausführlich 

und in aller Oeffentlichkeit Bericht erstattet wird. 

Die Zentrale billigte vollkommen die Haltung unserer sächsischen Genossen und lehnte die Vor-

schläge der Bezirksleitung Berlin-Brandenburg ab. Auch der Landesvorstand Sachsens der KPD und 

die sächsische Landtagsfraktion beschäftigten sich in einer gemeinsamen Sitzung am 27. März mit 

den Richtlinien der Berliner Bezirksleitung und des Zentralvorstandes Berlin-Brandenburg. Das Er-

gebnis dieser Aussprache war die einstimmige Annahme folgender Resolution: 

C. Resolution des Landesvorstandes Sachsen der KPD und der sächsischen  

Landtagsfraktion vom 27. März 1923. 

Der Landesvorstand Sachsen der KPD und die sächsischen Landtagsfraktionen haben in ihrer ge-

meinsamen Sitzung am 27. März u. a. auch die Richtlinien der Berliner Bezirksleitung des Zentral-

vorstandes Berlin-Brandenburg zur sächsischen Regierungsbildung geprüft. Es hat sich gezeigt, daß 

die Vorschläge in außerordentlich beichtfertiger Weise zum Teil aufgebaut sind auf völlig mangeln-

der Sachkenntnis. (Vorschläge vom 13. März, Absatz 1, 3, 4, Vorschläge vom 22. März, Absatz 1, 

2a, 2c, 3a, 3b, 4.) 

In der politischen Tendenz dieser Vorschläge erblickt die Sitzung die bewußte Ablehnung der Ein-

heitsfronttaktik und einen Vorstoß gegen die praktische Durchführung der Beschlüsse des Leipziger 

Parteitages. Die Durchführung der Vorschläge der Berliner Parteileitung mußte es Vertrauen der Ar-

beiterschaft in die KPD äußerst erschüttern und den Einfluß der Partei in katastrophaler Weise auf 

eine ganz kleine Minderheit reduzieren. 

Landesvorstand und Landtags-Fraktion erblicken in dem Abschluß der Regierungskrise einen großen 

Erfolg der KPD. Die Kampagne für den Betriebsrätekongreß und die Arbeiterregierung kann jedoch 

nur dann siegreich durchgeführt werden, wenn die Basis dieser Kampagne über den sächsischen Rah-

men hinaus erweitert wird. Die Zentrale wird deshalb aufgefordert, den Bezirken, dem Pressedienst 

und der Redaktion der „Roten Fahne“ Anweisung zu geben, daß sie anknüpfen sollen an die Drohung 

mit der Reichsexekutive gegen Sachsen, um den Kampf für die Arbeiterregierung auf das Reich zu 

übertragen. Die Zentrale wird weiter aufgefordert, dafür Sorge zu tragen, daß solche Einstellungen, wie 

sie in den Vorschlägen der Berliner Organisationsleitung zum Ausdruck kommen, nicht hemmend 

und zersetzend auf die Durchführung und Verbreiterung der Aktion der sächsischen Partei wirken. 

Die sächsischen Genossen schlagen der Zentrale vor, in Anlehnung an die Richtlinien des sächsischen 

Landesvorstandes zur Durchführung der Kampagne in Sachsen ähnliche Anweisungen an die Bezirke 

im Reiche zu geben. 
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Die Zentrale billigt vollkommen den Standpunkt der Resolution des Landesvorstandes Sachsen 

und der sächsischen Landtagsfraktion. 

Wir werden in einem besonderen, Artikel nach den Feiertagen noch zu den Vorschlägen der 

Berliner Opposition Stellung nehmen. [9] 

* 

Resolution der Opposition auf dem Bezirksparteitag  

des Ruhrgebiets in Essen am 25. März 1923. 

1. Zur allgemeinen politischen Situation. 

Die Ruhrbesetzung hat den Zersetzungsprozeß der kapitalistischen Wirtschaftsordnung in Deutsch-

land in einer für die deutsche Bourgeoisie ausweglosen Weise verschärft. Die wirtschaftlichen Folgen 

der Politik des passiven Widerstandes, die von der Regierung Cuno getrieben wird, treffen mit voller 

Wucht das deutsche Proletariat, das die gesamten Kosten der Ruhrbesetzung zu tragen hat. Die deut-

sche Bourgeoisie kann die Politik des passiven Widerstandes nur bis zum Ziele einer Verständigung 

mit der französischen Bourgeoisie führen. Diese Verständigung bedeutet die Auslieferung der wich-

tigen Rohstoffe Deutschlands und die Auslieferung des deutschen und französischen Proletariats an 

einen gemeinsamen Ausbeutungskonzern des deutschen und französischen Großkapitals und bedeu-

tet für lange Jahre die politische Fesselung des deutschen Proletariats, die begleitet sein wird von 

größtem, jetzt noch unausdenkbarem Elend. Der von den nationalistischen Kreisen propagierte aktive 

Widerstand ist infolge der militärischen und politischen Schwäche der deutschen Bourgeoisie derzeit 

unmöglich. Die Propaganda und die Vorbereitungen der nationalen Kreise sind nichts anderes als die 

Form, in der sich die Konterrevolution zu einem blutigeren Kampf gegen das Proletariat vorbereitet. 

Die Methode des Faschismus ist die politische Form, in der die Bourgeoisie die Fesselung des Prole-

tariats vollziehen wird. Die endgültige Kapitulation der deutschen Bourgeoisie vor dem französischen 

Kapitalismus kann auch in der Form der Zerstückelung Deutschlands vor sich gehen. Ein Ziel, auf 

das die französischen Imperialisten planmäßig hinarbeiten. 

In dieser Situation ist es die historische Aufgabe des deutschen Proletariats, durch Erkämpfung der 

politischen Macht in Deutschland die arbeitende Klasse Deutschlands vor grauer und endloser Skla-

verei zu retten und die Einheit des proletarischen Deutschlands gegen jeden Imperialismus auf-

rechtzuerhalten. In aller Schärfe und Deutlichkeit stellt die Geschichte dem deutschen Proletariat 

aufs neue die Frage: Eroberung der politischen Macht durch Errichtung der revolutionären proletari-

schen Diktatur oder Untergang in die Barbarei. 

2. Die Taktik der Kommunistischen Partei im Ruhrgebiet und in Sachsen. 

Der Bezirksparteitag stellt fest, daß die KPD in den ersten Tagen nach der Ruhrbesetzung nicht klar 

und -deutlich den deutschen Proletariern ihre historische Aufgabe, nämlich die Erkämpfung der pro-

letarischen Diktatur in einer Stunde, da die kapitalistische Klasse Deutschlands ihren vollkommenen 

politischen und wirtschaftlichen Bankrott erwies, und da der französische Imperialismus sich zu ei-

nem Feldzug anschickte, dessen Kosten letzten Endes nur vom deutschen Proletariat getragen werden 

müssen, war es die Aufgabe der Kommunistischen Partei, weitaus schärfer und eindeutiger, als es 

geschehen ist, die Frage der Machtergreifung durch das [10] Proletariat in den Vordergrund ihrer 

Propaganda zu stellen. Die Kommunistische Partei hätte sich aber in diesen Tagen nicht nur beschrän-

ken dürfen auf die bloße Ausgabe propagandistischer Abwehrlosungen, sondern sie hätte das Prole-

tariat, das im Ruhrgebiet in der stärksten Erregung war, durch den Kampf für konkrete politische 

Ziele auf den Weg des revolutionären Klassenkampfes bringen müssen. 

Ein solches konkretes Kampfziel war in den ersten Tagen der Ruhrbesetzung die praktische Aufrol-

lung der Frage der Produktionskontrolle und Warenverteilung (Belieferung der arbeitenden Be-

völkerung mit Lebensmitteln und Kohle durch Organe der Arbeiterschaft). Aus dieser Bewegung 

heraus hätte sich bei gleichzeitiger Steigerung der Bewegung im Reiche die Frage der Uebernahme 

der Betriebe durch die Arbeiterschaft entwickeln müssen. Unter Verbindung mit einem aktiven 

Auftreten der Partei in Sachsen und Thüringen und im ganzen unbesetzten Deutschland gegen die 
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Regierung Cuno hätte die Partei dem Ruhrproletariat zeigen müssen, daß es galt, die Betriebe sowohl 

vor dem französischen Imperialismus als auch vor den deutschen Kapitalisten als Eigentum des Pro-

letariats zu beschützen, und den imperialistischen Konflikt im Klasseninteresse des Proletariats aus-

zunutzen. Aber die Kommunistische Partei hat diesen günstigen Zeitpunkt für eine aktive revolutio-

näre Politik ungenützt vorübergehen lassen. 

Die schwache Haltung der Partei in der entscheidenden Frage, welche nach der Ruhrbesetzung vor 

dem Proletariat stand, zeigte sich folgerichtig in verschiedenen Punkten. Es wurde zwar die Frage der 

Kohlenbelieferung an die arbeitende Bevölkerung, ebenso die der Wucherkontrolle, propagandistisch 

aufgerollt, aber die Partei scheute davor zurück, diesen propagandistischen Losungen durch die Auf-

rollung der Frage der Produktionskontrolle die notwendige Zuspitzung zu geben. Bei der Ausstellung 

der proletarischen Abwehrorganisationen gegen die faschistische Gefahr hätte die Partei den Hun-

dertschaften im Ruhrgebiet konkrete Aufgaben in höherem Maße zuweisen müssen, als es geschah. 

Im ganzen rheinisch-westfälischen Industriegebiet, insbesondere dort, wo die deutsche Polizei durch 

die Franzosen entfernt wurde, hätten die proletarischen Hundertschaften ständige proletarische 

Ortswehren bilden müssen, die zumindest über das rheinisch-westfälische Industriegebiet zentral 

hätten zusammengefaßt werden müssen. Die Aufgabe dieser proletarischen Ortswehren wäre der 

Schutz der Produktionskontrolle, die Warenverteilung und des Lebens der Arbeiter, sowohl vor fa-

schistischen Banden, als auch vor Gewalttaten der französischen Truppen gewesen. Der Betriebsrä-

tekongreß in Essen, von dem Hunderttausende von Arbeitern klare politische Richtlinien erwarteten, 

hat diese Klarheit nicht gebracht. 

Eine aktive Politik der Kommunisten im Ruhrgebiet hätte selbstverständlich nur in engster Verbin-

dung mit den proletarischen Zentren des unbesetzten Deutschlands betrieben werden können. Die 

Politik der Kommunistischen Partei in Sachsen, die zu dem Ergebnis der Unterstützung einer sozial-

demokratischen Minderheit führte, mußte natürlich ein aktives Auftreten der Partei im Ruhrgebiet in 

entscheidender Weise hemmen. Der Bezirksparteitag stellt fest, daß er mit der Unterstützung der 

sozialdemokratischen Minderheitsregierung in Sachsen durch unsere Partei nicht einverstan-

den ist. Diese Unterstützung und die Art und Weise, wie sie zustandegekommen ist, bedeutet nicht 

ein Weitertreiben der Zersetzung in der SPD und das Weitertreiben des Kampfes um die revolutionäre 

Arbeiterregierung. Diese Politik hat den sozialdemokratischen Führern in Sachsen, die vor der Frage 

stehen, vor dem Drängen der proletarischen Massen nach dem Landesbetriebsrätekongreß zu kapitu-

lieren, oder durch Eingehen einer Stinneskoalition breiteste Massen endgültig von sich abzustoßen 

und unfreiwillig der Kommunistischen Partei zuzuführen, einen Rettungsweg eröffnet. Die Zerset-

zung der SPD, die die erste Voraussetzung jedes erfolgreichen revolutionären Kampfes in Deutsch-

land ist, wird durch diese Politik aufgehalten. Zwischen der jetzigen Form der Unterstützung einer 

sozialdemo-[11]kratischen Minderheitsregierung und der Wahl eines sozialdemokratischen 

Ministerpräsidenten und dem Eintritt von Kommunisten in eine sozialdemokratische Regie-

rung, ist weder theoretisch noch praktisch ein Unterschied erblicken. 

Der Bezirksparteitag stellt ferner fest, daß entgegen den ausdrücklichen Beschlüssen des Leipziger 

Parteitags der wichtigste Teil der Verhandlungen zwischen der sächsischen Sozialdemokratie und 

den Kommunisten geheim geführt worden ist. Der Bezirksparteitag wendet sich aufs schärfste gegen 

eine derartige Durchbrechung bindender Parteitagsbeschlüsse durch Instanzen der Partei. 

3. Die gegenwärtigen Aufgaben der Partei im Ruhrgebiet. 

1. Das Leitmotiv unserer gesamten politischen Propaganda muß die Aufrollung der Machtfrage sein. 

Nur die revolutionäre Arbeiterregierung, nur die Diktatur des Proletariats kann das deutsche Proleta-

riat vor den Folgen des Ruhrkrieges der Bourgeoisie retten. 

2. Es müssen alle Anstrengungen gemacht werden, um die deutsche Bewegung mit der Bewegung 

des französischen Proletariats zu verbinden. (Verbrüderung des Ruhrproletariats mit den proletari-

schen französischen Soldaten.) 
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3. Es gilt, den Gedanken der Kontrolle der Produktion in Verbindung mit den Aufgaben unter Tätig-

keit des proletarischen Selbstschutzes unter die Massen zu tragen. Ausbau und zentrale Zusammen-

fassung der Hundertschaften. 

4. Die Kohlenverteilung unter den Arbeitern als erste Etappe der Produktionskontrolle ist praktisch 

in Angriff zu nehmen. 

5. Am 1. April dürfte die Regierung Poincaré bei Weigerung der deutschen Regierung, die Kohlen-

steuerabgabe zu leisten, dazu schreiten, die Kohlen allgemein mit Gewalt von den Zechen zu holen, 

oder gar selbst zur Besetzung der Betriebe zu schreiten. Das Ruhrproletariat wird dann vor der Ent-

scheidung stehen, ob es die von ihm geschaffenen Werte dem französischen Imperialismus in den 

Rachen werfen oder sie für das deutsche Proletariat benutzen will. Der ADGB wird versuchen, dem 

deutschen Kapitalismus durch Proklamierung eines nationalistischen Generalstreiks, das aus den Ar-

beitern erpreßte Gut zu retten. In dieser Situation muß die Kommunistische Partei in aktivster Weise 

diesen nationalistischen Generalstreik in einen proletarischen Generalstreik umwandeln, der für 

folgende Ziele durchgeführt werden muß: 

Gegen Preissteigerung und Wucher, 

gegen den 10prozentigen Lohnabzug, 

gegen die Herabdrückung des Reallohns; 

für die Einstellung aller seit der Revolution und insbesondere durch die Ruhrbesetzung arbeitslos 

gewordenen Arbeiter und Beamten in den Betrieben. Besondere Berücksichtigung derjenigen, die 

wegen proletarischer Klassenbetätigung gemaßregelt werden; 

für die Verteilung der auf den Halden liegenden Kohlen und der vorhandenen Lebensmittelbestände, 

für die Errichtung von proletarischen Wucher- und Kontrollausschüssen mit behördlichen und poli-

zeilichen Vollmachten; 

für die Niederschlagung aller faschistischen Bestrebungen, 

für die Freilassung aller politischen Gefangenen, insbesondere in Frankreich und in Deutschland; 

gegen den französischen Imperialismus; 

für den Sturz der Regierung Cuno; 

für die Errichtung einer revolutionären Arbeiterregierung! [12] 

* 

Der Kampf an der Ruhr – der Kampf in Sachsen!  
Von R u t h  F i s c h e r. 

(Aus einem Artikel vom Freitag, den 6. April 1923, in Nr. 80 der „Roten Fahne“.) 

... Und es ist durchaus kein zufälliger, sondern ein geschichtlich begründeter Moment, in dem diese 

faschistischen Rüstungen auch in Deutschland ihrem Höhepunkt zueilen. Die Verständigung der 

deutschen und der französischen Bourgeoisie verschärft die wirtschaftliche Ausbeutung der 

Arbeiter in einem Ausmaße, daß nunmehr auch die politischen Gewaltmethoden der „bürger-

lichen Demokratie“ faschistisch gesteigert werden müssen. Der Faschismus ist scheinbar inter-

national wie national eine Befestigung der bürgerlichen Macht. Aber er ist sehr wesentlich die 

politische Form, mit der die Bourgeoisie der wachsenden Schwierigkeiten und Krisen der ka-

pitalistischen Wirtschaft Herr zu werden sucht. So kann gerade die Entwicklung des Ruhrkon-

flikts von entscheidender Bedeutung für die deutsche Arbeiterklasse werden, um so mehr die Zer-

fallserscheinungen des bürgerlichen Deutschland jetzt gleichzeitig an vielen Punkten kraß zum Aus-

druck kommen. Wir erwähnen nur die „Loslösungsbestrebungen“ der „vaterländischen“, „treu- und 

kerndeutschen“ Bayern. In diesem Moment ist es die historische Pflicht der KPD, nicht nur alle Kräfte 

an dem gefährlichsten Punkt der Arbeiterfront, auf das Ruhrgebiet zu konzentrieren, sondern auch 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 5 – 333 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 18.09.2023 

alle Kräfte zum äußersten anzuspannen, um die deutsche Arbeiterklasse aus ihrer verhängnisvollen 

Passivität aufzurütteln und in Kämpfe hineinzuführen. 

Die Partei muß endlich wieder lernen, in dem Bewußtsein vor die Massen zu treten, daß wir als 

Kommunistische Partei, historisch gesehen, die Herren Deutschlands morgen oder übermorgen 

sein werden. Die Partei muß zentral, klar, zugespitzt, nicht hier und da, nicht „auch vieles andere“, 

den Massen sagen: Dies Deutschland der Bourgeoisie zerfällt; in Schutt und Trümmer liegt die Form, 

in die Bismarck den jungen deutschen Imperialismus goß; in die Hände der Franzosen, Engländer, 

Amerikaner verschachert „höchst“ patriotisch die Bourgeoisie die deutsche Produktion, das Eigen-

tum des Proletariats. Dem Chaos sich entgegenstemmen, das kann heute in Deutschland nur 

eine Kraft; die Arbeiterklasse, wenn sie den Kampf um die Macht aufnimmt, den bürgerlichen Staat 

zerbricht, die Produktion in ihre Hände nimmt. Die Zuspitzung auf diese Frage sowohl, wie ihre 

positive Beantwortung an der Hand der politischen und wirtschaftlichen Ereignisse gerade in den 

letzten Monaten der Ruhrbesetzung fehlt in der Partei. Und das war der erste Punkt der Kritik der 

Opposition auf dem Essener Parteitag vom 25. März. 

* 

Zur Politik der Partei. 

(Aus der vom Berliner Zentralvorstand am 18. April 1923 vor der Verständigungskonferenz ange-

nommenen Resolution.) 

Leipziger Parteitag. 

Auf dem Leipziger Parteitag wurde die Partei nicht zusammengeschlossen, sondern auseinanderge-

rissen. Die Vorbereitung des Parteitags war politisch mangelhast; über die Hauptfragen lagen keine 

Richtlinien vor dem Parteitag vor und von gründlicher Diskussion war keine Rede. In den meisten 

Bezirken wurden die Delegierten nicht nach politischen Gesichtspunkten gewählt. Die sogenannten 

Mehrheitsbezirke wurden fraktionell zum organisatorischen Kampf gegen die Opposition eingestellt, 

über welche herabsetzende, verzerrte Berichte gegeben wurden. 

[13] Auf dem Parteitag selbst wurde von der Mehrheit die Behandlung der wichtigen politischen 

Fragen (Ruhrbesetzung und ihre Folgen) einfach abgelehnt. Die Thesen der Mehrheit über Einheits-

front und Arbeiterregierung wurden nicht einmal der Redaktionskommission überwiesen, sondern 

fraktionell durchgedrückt. (Im Schlußwort brachte der Vorsitzende des Parteitags, Genosse Böttcher, 

eine von der gesamten Opposition als Provokation empfundene Kampfansage an die Minderheit, 

nachdem ein anderer Vorsitzender (Stolzenburg), während der ganzen Tagung die Opposition auf das 

unverantwortlichste gereizt, und der erste der drei Vorsitzenden (Pieck), sie sogar auf das schwerste 

beschimpft hatte.) 

Alles das trug lediglich zur Schwächung der Partei und zur Zuspitzung der Gegensätze bei. Die Hal-

tung der Minderheit zwang die Opposition zur Abgabe der Erklärung über die Abgabe weißer Stimm-

zettel bei der Wahl der Zentrale; die Minderheit sah in der 21-Männer-Zentrale ein Kampfinstrument 

gegen sich und wollte der Partei und der Exekutive die Gefahr signalisieren. 

Die Differenzen. 

Die sachlichen Differenzen wurden auf diese Weise nicht ausgetragen, ja nicht einmal geklärt. Bei 

der Frage der Einheitsfronttaktik und der Arbeiterregierung handelt es sich nicht, wie oft von 

Genossen der Mehrheit behauptet wird, darum, daß die Minderheit beides ablehnt. Wohl aber handelt 

es sich um die Anwendung dieser Taktik und Losung. 

Die Minderheit sieht im dem Leipziger Thesen theoretische Formulierungen, nicht aber agitatorische 

Formulierungen für die Massen außerhalb der Partei, wie es neuerdings behauptet wird, um einige 

Formulierungen zu entschuldigen. Sie lehnt ab die im diesen Thesen vorhandene Auffassung vom 

Vorwiegen „demokratischer Illusionen“ in den Massen, denen man sich anpassen müsse. Sie sieht in 

den Erfolgen der Faschisten bei Arbeitern, daß vielmehr an Desillusionen anzuknüpfen ist. Sie lehnt 

ferner ab, die in den Thesen ebenfalls vorhandene Theorie, daß die Arbeiterregierung in Deutschland 
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„im Rahmen der Demokratie“ möglich sei, weil nach Auffassung der Opposition diese Auffassung 

theoretisch zur Revision der kommunistischen Staatstheorie (Erfindung eines stabilen Staatssystems, 

der noch nicht proletarisch, aber schon nicht bürgerlich ist) führen muß, praktisch aber im besten 

Falle zu einer schlechten Agitation und Propaganda. Die Opposition lehnt ferner ab die theoretische 

Auffassung, daß „die Sozialdemokratie“ (als Partei) „vom linken Flügel der Bourgeoisie auf den 

rechten Flügel der Arbeiterklasse (!)“ hinübermanöveriert werden könne. Eine solche Formulierung 

bedeutet theoretisch, daß die Sozialdemokratie als Partei auch als revolutionäre Partei des Proleta-

riats angesehen werden kann. Die Opposition sieht in dieser Formulierung eine Verkennung der Rolle 

der SP, wie der KP und deren Konsequenz zur Liquidierung der KP führen muß. 

Die Minderheit hat auf diese theoretischen Fehler, wie auch auf die in der Partei unzweifelhaft prak-

tisch vorhandenen opportunistischen Strömungen hingewiesen und zwar nicht aus Furcht vor der 

Taktik der Einheitsfront, sondern, um diese Gefahren und Abweichungen zu beseitigen. Die in 

Leipzig angenommenen Thesen sind nicht eindeutig und klar. Das hat die Praxis nach Leipzig bewie-

sen, welche bei der ernsten „Anwendung“ dieser Thesen neue Differenzen verursachte. Schließlich 

lehnt die Minderheit denjenigen Abschnitt der Thesen ab, der über „opportunistische“ und „linke“ 

Abweichungen handelt. Dieser Abschnitt kann weder als agitatorisch notwendig entschuldigt werden, 

noch auch sachlich und sogar tatsachenmäßig gehalten werden. Er behandelt die opportunistischen 

Abweichungen oberflächlich und ohne die theoretische Einsicht, daß rechte Abweichungen bei der 

Anwendung der Einheitsfronttaktik außerordentlich leicht vorkommen können und zu gefährlichen 

Konsequenzen führen müssen, worauf schon die ersten Thesen Sinowjews wie auch alle Beratungen 

des 4. Kongresses aus-[14]drücklich hinwiesen, wie z. B. der KAGismus sich unter der Losung der 

Einheitsfront – der falsch verstandenen – entwickelte, während die aufgezählten „linken“ Abwei-

chungen teils nicht vorhanden waren, teils keine Abweichungen sind; auf jeden Fall aber in der ge-

genwärtigen Periode keine Gefahr für die Partei bedeuten können. 

Die sächsische Frage. 

Die erste Anwendung der Mehrheitsthesen wurde in Sachsen gegeben. Dort wurde nachdem die KP 

im Landtag eine sozialdemokratische Minderheitsregierung gestürzt hatte, mit unserer Unterstützung 

diese Regierung gebildet. Nach ihrem Sturz führte die KP eine Kampagne durch unter der Losung: 

Arbeiterregierung. Innerhalb der sozialdemokratischen Arbeiterschaft wuchs der Widerwille gegen 

eine Koalition mit den Bürgerlichen. Auf dem Landesparteitag der SPD wurde der Landesvorstand 

glatt desavouiert, was eine Zersetzung der SPD zeigt, die im ganzen Reich, wenn auch anderswo noch 

nicht so stark, vorhanden ist. Die KP führte Verhandlungen mit der SP, um die Regierungsbildung, 

und ließ sich unter gewissen Bedingungen auf die Unterstützung einer neuen Minderheitsregierung 

(mit „linken“ Ministern) ein. Diese Bedingungen schienen dem Berliner Zentralvorstand und großen 

Teilen der Gesamtopposition (55 Delegierte des Ruhrparteitages), soweit sie sich mit der Frage be-

schäftigt haben, ungenügend. 

Die vereinbarten Hundertschaften wurden auf dem Papier beschlossen, ohne daß die Frage der Ent-

waffnung der Bourgeoisie und der Bewaffnung des Proletariats auch nur gestellt wurde. Die Aner-

kennung der Kontrollausschüsse als Ersatz einer mit nur ganz geringen Befugnissen ausgestatteten 

Wucherpolizei nimmt den Kontrollausschüssen den revolutionären Charakter und macht sie aus Or-

ganen zur Erweckung des Rätegedankens zu bürokratischen Organen eines bürgerlich-demokrati-

schen Staates mit scheinbar proletarischer Spitze, wobei noch zu bemerken ist, daß nach dem Wort-

laut der Vereinbarungen die Wucherfälle vor bürgerliche Gerichte kommen, die mit „geeigneten 

Juristen“ und „Sachverständigen aus Verbraucherkreisen“ zu versehen sind. Die Ersetzung des Be-

triebsrätekongresses durch eine Arbeiterkammer macht aus einem spezifisch revolutionären 

Machtinstrument eine parlamentarische Karikatur und diskreditiert die Betriebsrätebewegung. Sie 

macht aus einer revolutionären Forderung eine Reform und wird, wenn nicht revolutionäre Kämpfe 

diese Gebilde fortfegen, den Reformismus stärken. 

Als die größten Fehler unserer Taktik in Sachsen sind die folgenden zu nennen: 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 5 – 335 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 18.09.2023 

a) Durch die Unterstützung einer „linken“ sozialdemokratischen Regierung gaben die Kommunisten 

dieser Regierung sowie der sozialdemokratischen Partei den Nimbus des „Revolutionären“, stärken 

also ihren fallenden politischen Kredit. 

b) Die Taktik ist gewählt worden, ohne daß die Konsequenzen berücksichtigt sind. Diese können nur 

bestehen im erneuten Sturz der sozialdemokratischen Regierung, die doch nichts sein kann als eine 

bürgerliche Regierung, oder aber im Eintritt der Kommunisten in ein Koalitionskabinett mit den So-

zialdemokraten. 

Im ersten Fall werden uns die Sozialdemokraten dieselben Vorwürfe machen, wie sie sie uns gemacht 

hätten, wenn wir ohne Betriebsrätekongreß und ohne wirkliche Maßnahmen gegen die Bourgeoisie 

die Unterstützung verweigert hätten. Im zweiten Falle diskreditieren wir den Gedanken der Arbeiter-

regierung, falls nicht eine allgemein revolutionäre Welle im ganzen Reich eine sächsische Arbeiter-

regierung schafft. Aber unter der letztgenannten Voraussetzung würden wir auch ohne die jetzige 

Unterstützung dieselben Anknüpfungsmöglichkeiten haben. 

[15] Der Einwand, daß die Ablehnung einer Unterstützung zur Bildung einer großen Koalition und 

zum Stillstand der Zersetzung der SPD in Sachsen geführt hätte, ist falsch. Entweder ist die Situation 

allgemein revolutionär, dann hätten die sächsischen sozialdemokratischen Arbeiter ihre rechten Füh-

rer, die gegen den Willen der Mitgliedschaft in die Koalition gehen, verlassen. Oder aber die Situation 

macht unmittelbare revolutionäre Machtkämpfe unwahrscheinlich. Dann stärken wir durch unsere 

Unterstützung nur die Illusion, als ob der Klasseninhalt des sächsischen Staates sich geändert habe, 

weil „Arbeiter“ als Minister an seiner Spitze stehen. Wir hemmen so die Zersetzung der SPD im 

Reichsmaßstabe, weil uns gesagt werden wird: ihr unterstützt dort die SPD, wo die „Sache ernst wird“ 

(während faktisch doch nichts „ernst“ ist). 

Hätten wir die Forderung nach Arbeiterregierung und Betriebsrätekongreß nicht fallen lassen, so hät-

ten die rechten SPD-Führer in Sachsen sich entscheiden müssen, mit der Bourgeoisie zu gehen oder 

mit den Kommunisten. Sie hätten die Bourgeoisie gewählt – gegen den Willen ihrer Mitglieder, und 

sie wären bei der ersten revolutionären Welle mitsamt den „linken“ Führern weggefegt worden, wel-

che die Politik der Rechten mitgemacht hätten. Die Zersetzung der SPD wäre überdies nicht zum 

Stillstand gekommen: sie ist eine allgemeine (Reichs-) Erscheinung und von der Gesamtsituation 

(Ruhrpolitik), nicht aber lediglich von unserer Taktik abhängig. Ueberdies ist der Fehler gemacht 

worden, die ganze „sächsische“ Frage als isolierte „sächsische“ Frage zu stellen. Vor diesem Fehler, 

der ein schwerer strategischer Fehler ist, warnen schon die Leipziger Minderheitsthesen. 

Die Ruhrbesetzung. 

Bei der Ruhrbesetzung hat die Partei ebenso große Fehler gemacht. Sie hat insgesamt nicht begriffen, 

daß nicht nur der Kampf gegen Cuno und die deutsche Regierung geführt werden muß, sondern daß 

der französische Imperialismus vom deutschen Proletariat bekämpft werden muß, weil er die Wirt-

schaft Deutschlands zerstückelt, die das deutsche Proletariat übernehmen muß. Die deutsche Bour-

geoisie muß deshalb gestürzt werden, damit das deutsche Proletariat, das die einzige Macht in 

Deutschland ist, welche gegen die französischen Imperialisten kämpfen kann und wird, gegen die 

Invasion sich wenden kann, um dem Proletariat wirtschaftlich die Existenzmöglichkeit zu sichern. 

Die Parteileitung hat nicht begriffen, daß agitatorisch und propagandistisch dieser Angriff nur ge-

macht werden kann, wenn die Uebernahme der Macht durch das Proletariat zur Abwehr der Invasion 

so laut und nachdrücklich wie nur möglich unermüdlich propagiert wird. Die sogenannten Kampflo-

sungen der Partei spekulierten auf (nicht vorhandene) demokratische Illusionen und bekannten sich 

fast ganz offen zur gewöhnlichen Erfüllungspolitik. Es fehlte ihnen selbst das politische Band der 

Arbeiterregierung, so daß sie mit ihrer „wirklichen Zwangsanleihe“ eine wirkliche Karikatur auf 

Kampflosungen wurden. 

Die Berliner Bezirksleitung machte Vorschläge für das besetzte Gebiet wie für das Reich und for-

derte, die Frage der Machtergreifung und der Produktionsübernahme in den Mittelpunkt zu rücken. 

Diese Vorschläge enthielten, wenn auch nicht scharf genug, auch eine Kampfansage gegen den 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 5 – 336 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 18.09.2023 

französischen Imperialismus (Forderung der Räumung der Ruhr, Aufforderung an die französischen 

Arbeiter, die Produktion zu übernehmen). Die Minderheitsresolution von Essen stellt die Fragen prä-

ziser. Im Reichsmaßstab muß die Partei die Frage der Machtübernahme mit der der Produktionskon-

trolle und Produktionsübernahme zu verbinden lernen, dadurch die Kontrollausschuß- und Betriebs-

rätebewegung steigern und auf das besetzte Gebiet, wo die Arbeit unter den Besatzungstruppen zu 

forcieren ist, übergreifen lassen; wie auch umgekehrt, jede Aktion des besetzten Gebiets (Abwehr 

französischer und faschistischer Angriffe) auf das unbesetzte fortgepflanzt werden kann. 

[16] Diese Linie ist ohne Schwierigkeit von der nach der Verständigungskonferenz eingesetzten 

Kommission aus Vertretern der Mehrheit und der Minderheit fixiert worden, was beweist, daß eine 

Verständigung mit der Opposition vorher sehr wohl möglich und erfolgreich gewesen wäre, wodurch 

der Partei viel Unruhe erspart worden wäre. 

Unmittelbare praktische Aufgaben. 

Von allen Losungen, welche die Partei in der schwierigen und komplizierten Situation zur Erweckung 

des Machtwillens der Massen aufzustellen versucht hat, fand nur eine Widerhall, die Losung der Bil-

dung von proletarischen Hundertschaften. 

Das beweist, daß die Opposition recht hatte, wenn sie immer wieder betonte, das „Anknüpfen an die 

demokratischen Illusionen“ führe lediglich zu Illusionen der KPD. 

Die beiden Bewegungen, die der KPD im Verlauf des letzten Jahres Erfolg gebracht haben, knüpfen 

nicht an demokratische Illusionen an: die Betriebsrätebewegung mit ihrer Spitze gegen die demokra-

tisch-parlamentarische Republik und die Antifaschistenbewegung mit ihrer undemokratischen For-

derung nach proletarischen Selbstschutz, knüpfen im Gegenteil an die Desillusionen an. 

Diese Bewegungen zu steigern, muß die Partei die Einheitsfronttaktik anwenden. Hierbei muß sie 

auch die Beschlüsse der Frankfurter Konferenz ausnützen. 

Gleichzeitig muß die Partei die Schritte, welche in Sachsen gemacht worden sind, im ganzen Reiche 

jetzt dadurch unterstützen, ausnützen und ausweiten, daß „nach sächsischem Muster“ überall Hun-

dertschaften gefordert und gebildet werden, überall die Anerkennung der Kontrollausschüsse gefor-

dert wird, überall die sozialdemokratischen Arbeiter gegen ihre koalitionspolitischen Führer mobil 

gemacht werden. Darüber hinaus muß die sächsische Organisation erneut und verstärkt die Propa-

ganda für eine Arbeiterregierung aufnehmen („weil eine parlamentarische Minderheitsregierung zu 

schwach ist zur Durchführung der ihr von den Arbeitern gestellten Aufgaben“), als erste Etappe einen 

Betriebsrätekongreß zustande zu bringen, auf den sich die zu bildende Arbeiterregierung stützen muß 

und der bestimmte, erfüllbare, politische, wirtschaftliche und kulturelle Forderungen an die sächsi-

sche Regierung als Programm stellt. Dieselben Forderungen sind im Reich zu stellen. 

Die Ruhrbesetzung muß die Partei benutzen, um dem Proletariat eindringlich die ungeheuren Gefah-

ren zu schildern, in die es gerät, wenn es die Pläne der kapitalistischen Machthaber nicht durchkreuzt. 

Es muß hierbei der Gedanke der Diktatur des Proletariats und der Revolution wieder lebendig ge-

macht werden. Es ist hinzuweisen auf die Notwendigkeit des proletarischen Bündnisses mit Sowjet-

rußland, und auf die Möglichkeit des proletarischen Aufstandes in ganz Europa. Die Bildung der 

Hundertschaften ist zu forcieren und der Kampf gegen den Faschismus organisatorisch, gleichzeitig 

auch ideologisch (d. h. durch aktive Politik und durch Entlarvung der Faschisten als Organe des 

Großkapitals) zu führen. 

Die wichtigste praktische Aufgabe ist gegenwärtig die Politisierung der Gewerkschaften. Die Ge-

werkschaften müssen von uns politisch erobert werden, oder sie laufen Gefahr, den faschistischen 

Einflüssen als Reservoir zu dienen. Die Partei muß alle Kraft anwenden, um die angebliche Neutra-

lität der Gewerkschaften zu brechen und den Einfluß, den sie in den Betrieben besitzt, auch in den 

Gewerkschaften ausnutzen. Sie muß deshalb alle politischen Tagesfragen „gewerkschaftlich“ auf die 

Tagesordnung setzen (z. B. die Beschlüsse der Frankfurter Konferenz ausnützen, die Ruhrfrage po-

litisch stellen – die „Ruhrhilfe“ gibt Anlaß dazu –, die sächsische Frage mit der Frage der Arbeiter-

regierung im Reich verbinden usw.). 
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Ferner muß die Partei es lernen, die internationalen Fragen in der Partei lebendiger zu machen, wozu 

die Errichtung eines internationalen Sekretariats der Zentrale notwendig wäre. 

[17] Notwendig ist weiterhin die bessere Verbindung der Parteibezirke mit der Exekutive. Die Ver-

bindung der Parteibezirke untereinander muß ebenfalls verbessert werden, ebenso die der Partei mit 

den Bruderparteien. 

Durchbildung der Partei. 

Voraussetzung für die Lösung der gestellten Aufgaben ist die Vereinheitlichung und Konzentration 

der Parteikräfte. Die Verständigungskonferenz war ein erster Schritt hierzu. Es müssen weitere fol-

gen. 

Wir fordern hierzu die Einberufung eines gut vorbereiteten, durch gründliche Diskussion vorher 

fruchtbar gemachten Konzentrationsparteitages im Herbst, der die Partei wesentlich konsolidieren 

würde und nach außen hin die Einheitlichkeit der Partei demonstrieren soll. Wenn auch die Verstän-

digungskonferenz möglicherweise den Unfug, bei jedem Erscheinen eines Genossen der Minderheit 

in einem „Mehrheits“bezirk über Fraktionsbildung zu klagen, aufzuräumen begonnen hat, so können 

doch alle bestehenden Differenzen und alle Gewohnheiten des Kampfes (der in der Partei seit 1920 

nur gegen links geführt wurde) nur liquidiert werden, wenn ein Parteitag den Schlußpunkt setzt unter 

eine Entwicklung, die die Partei gehemmt hat. Ein solcher Parteitag müßte von Mehrheit und Min-

derheit kameradschaftlich vorbereitet werden, wobei die geographische, starre Trennung in „Mehr-

heit“ und „Opposition“ liquidiert würde. 

Wir fordern ferner die Schaffung eines Wochenblattes für Berlin, zur Selbstverständigung der (größ-

ten Reichs-) Organisationen, die über kein eigenes Blatt verfügt. Selbstverständlich muß ein solches 

Organ der Kontrolle der Zentrale unterstehen. 

Darüber hinaus muß die Partei ihr Augenmerk lenken auf die sehr zahlreichen neuen Mitglieder, die 

erst in letzter Zeit zur Partei gekommen sind. Deren Durchbildung ist dringend erforderlich und kann 

nur erfolgen, wenn die Partei nicht in Teile zerrissen ist. Es ist die Einrichtung von obligatorischen 

Anfängerkursen notwendig, ferner die Herausgabe einer Art „Katechismus“, dessen Kenntnis von 

jedem neuen Mitglied zu verlangen ist. 

Schluß. 

Die Situation in Deutschland ist nach wie vor objektiv revolutionär. Der Zerfall der Wirtschaft 

schreitet fort, die sozialen Gegensätze spitzen sich zu. Aber große Arbeitermassen sind noch 

passiv, so daß sie momentan an keine Rettungsmöglichkeit glauben, die Aufgabe der Partei ist 

es, die Arbeitermasse aus dieser Stimmung herauszureißen. 

Die Ruhrkrise erfordert von der Partei gesteigerte Tätigkeit: gelingt es der KP nicht, breite 

Massen in revolutionäre Kämpfe hineinzuführen, so wird die Verständigung der deutschen 

Bourgeoisie mit den französischen Imperialisten die Kampfbedingungen außerordentlich er-

schweren. Es werden große Kämpfe um die Erhaltung des Achtstundentages, um die Verteidi-

gung des Lohnniveaus, um die Streik- und Koalitionsrechte entbrennen, die je nach der Klar-

heit und Geschlossenheit der Partei und der Aktivität der Massen zu Siegen oder zu Niederla-

gen führen werden. Gleichzeitig entstehen neue imperialistische Gefahren, die die Partei zu 

voller Klarheit und Aktionsbereitschaft verpflichten. 

Die Partei muß in ihrer Mehrheit den Kampf gegen die Theorie und Praxis der passiven, op-

portunistischen, liquidatorischen Elemente (Gewerkschaftsarbeit, parlamentarische Arbeit) 

aufnehmen. Dann sind die Gefahren mit geringer Kraftanstrengung zu überwinden, und die 

KPD kann und wird ihren Aufgaben gerecht werden. [18] 

* 
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Resolution des Bezirksausschusses Berlin-Brandenburg im Juni 1923. 

I. 

Die bevorstehende Liquidation des Ruhrabenteuers verschärft die politische und wirtschaftliche Ka-

tastrophe für das europäische und insbesondere für das deutsche Proletariat. Insbesondere wird die 

Losreißung des Ruhrgebiets von Deutschland das gemeinsame Ziel der französischen wie der engli-

schen, wie der deutschen Stinnes-Cuno-Politik, die Unternehmeroffensive noch weiter steigern und 

das deutsche Proletariat durch die Losreißung des Ruhrproletariats in seiner Kampfkraft bedrohen. 

Wachsende Unsicherheit und Zerfahrenheit in den Kreisen der gewerkschaftlichen und sozialdemo-

kratischen Führerbürokratie, wie in den kleinbürgerlichen Schichten auf der einen Seite – steigende 

Unruhe in den breiten Massen auf der anderen Seite sind die Kennzeichen einer Entwicklung, die die 

KPD stärker als bisher zwingt, sich als Faktor zu erweisen, der imstande ist, den Ausweg aus dieser 

Lage zu zeigen. Die KPD muß daher endlich in ihrer ganzen Propaganda aus der rein defensiven 

Haltung heraus, die KPD muß erst wieder lernen, konkrete, tägliche Agitation für die Ergreifung der 

Macht durch die Arbeiterklasse zu treiben. Insbesondere darf die KPD in ihrer Haltung zu den mo-

mentanen Massenkämpfen nicht ausschließlich den Charakter des Abwehrkampfes und den der Pro-

vokationen betonen, sondern sie muß der Bourgeoisie und der SPD zu sagen verstehen, daß der Kom-

munismus die einzige Macht ist, die aus dem Chaos herausführen kann, und daß die KPD in der 

deutschen Arbeiterschaft die Kräfte heranreifen sieht, die das Proletariat heute oder morgen vor die 

Frage der Machtergreifung stellen werden. Das muß nicht allgemein, einmalig, theoretisch gesagt 

werden, sondern konkret, lebendig, alltäglich bis in die kleinste Zelle der Partei hinein. 

II. 

Das wirtschaftliche Dokument der Liquidation des Ruhrabenteuers ist das Industrieangebot der In-

dustrie, das seinen Niederschlag findet in der zweiten Note der deutschen Regierung, die das Indust-

rieangebot voll und ganz aufnimmt. Diese beiden Dokumente bezeichnen den Abschnitt des Beginns 

der unmittelbaren Verwirklichung des Stinnesprogramms und ergeben für die KPD die Pflicht, die 

oben beschriebenen Aufgaben zu beginnen durch Sammlung der Massen zum Kampf gegen diesen 

Stinnesplan. Dem Garantieangebot der Industrie, der Note der deutschen Regierung setzt die 

KPD ihr Programm, das Programm der ersten Schritte zur sozialistischen Wirtschaftsordnung 

entgegen. Die KPD entfaltet breiteste Propaganda in den Gewerkschaften und in den Betrieben für 

folgende (alte kommunistische) Forderungen, die jetzt durch die Zuspitzung der Situation erhöhte 

und aktuelle Bedeutung erhalten: 

a) Nationalisierung der Kohlenindustrie, insbesondere der Ruhrkohlenbergwerke. [19] 

b) Nationalisierung und Zentralisierung des gesamten Bankwesens. (Diese Forderung muß insbeson-

dere den trügerischen Sanierungsplänen der deutschen Valuta der Bourgeoisie und den Sozialdemo-

kraten täglich entgegengehalten werden.) 

c) Außenhandelsmonopol. 

d) Enteignung des Großgrundbesitzes zur Sicherstellung des Brotes für die arbeitende Bevölkerung. 

Dieses Wirtschaftsprogramm ist aber in seiner Verwirklichung gebunden an folgende Bedingungen: 

a) Die Nationalisierung ist nur durchführbar unter einer Arbeiterregierung, die sich stützt auf die 

Betriebsräte und bewaffnete Arbeiterschaft. 

b) Die Nationalisierung ist nur durchführbar und wird nur dann ein Schritt zum Sozialismus sein, 

wenn die Schritte der Arbeiterregierung parallel gehen mit der schärfsten Kontrolle von unten durch 

die Betriebsräte, die orts- und bezirksweise zusammenzufassen sind und die lokal im Betrieb und 

nach Wirtschaftsbezirken zusammengefaßt die Produktionskontrolle durchzuführen haben. Insbeson-

dere sind für den Kampf die Gewerkschaften zu mobilisieren. 

III. 

Die verschärfte Propaganda für eine Reichsarbeiterregierung, die sich auf die Arbeiter-Organe und 

bewaffnete Arbeiter stützt, die Sachwerte unter der Kontrolle der Arbeiterschaft erfaßt, zwingt zu 
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einer Ueberprüfung der Stellung der Partei zu den sozialdemokratischen Regierungen Thüringens 

und Sachsens. Die Ablehnung der kommunistischen Forderungen durch die Thüringer Sozialdemo-

kratie, ihr Zusammengehen mit den bürgerlichen Parteien hat klar den Charakter dieser Regierung 

enthüllt. Die Kommunistische Partei Thüringens muß nach wie vor auf ihren Forderungen beharren, 

auch auf die Möglichkeit einer Landtagsauflösung hin. 

In Sachsen erzwingen die Vorfälle bei den Demonstrationen in Bautzen, Dresden und zuletzt in Leipzig 

eine klare Stellung zur Zeignerregierung. Entweder zerbricht die Zeignerregierung mit Hilfe der KPD 

die verbrecherische Sabotage der rechten SPD, ruft den Polizeipräsidenten von Leipzig ab, verpflichtet 

sich, bei allen künftigen Demonstrationen den Ordnerdienst den proletarischen Hundertschaften zu 

übergeben, oder die Kommunistische Partei muß die Frage der Polizei und der proletarischen Hundert-

schaften, die Frage der Sabotage der sächsischen Einheitsfront durch die rechte SPD und somit die 

Frage der Existenz der Zeignerregierung in den Betrieben und vor einem sächsischen Betriebsrätekon-

greß aufrollen. Dieser Betriebsrätekongreß muß erzwungen werden über die Köpfe der sozialdemo-

kratischen und Gewerkschaftsführer hinweg, er muß entweder Garantien schaffen, daß Vorkommnisse 

wie in Dresden, Bautzen und Leipzig in Zukunft unmöglich sind, oder der Zeignerregierung als einer 

kleinbürgerlichen, arbeiterfeindlichen Regierung die Unterstützung fernerhin versagen. 

Diese Aktion unserer sächsischen Genossen muß unterstützt werden durch die Verschärfung der 

Kampagne für die Reichsarbeiterregierung, in der praktisch die Frage ausgerollt wird, daß jede sozi-

aldemokratische Landesregierung nur dann vorwärts getrieben werden kann, wenn die Bewegung im 

Reiche entsprechend stark ist. 

IV. 

Das politische und wirtschaftliche Chaos in Deutschland hat für breite Schichten nicht nur der Arbei-

terschaft, sondern auch der kleinbürgerlichen Schichten die Frage der außenpolitischen Orientierung 

neu aufgerollt. Die Sympathien für Sowjetrußland sind weit über die Kreise der Kommunistischen 

Partei hinaus sichtlich im Zunehmen begriffen. Die Partei muß [20] stärker als bisher eine aktive 

Propaganda für Sowjetrußland einleiten. Die östliche Orientierung Deutschlands muß die außenpoli-

tische Ergänzung unserer Kampagne für die Reichsarbeiterregierung und deren Programm werden. 

V. 

Diese allgemein politischen Aufgaben kann die Kommunistische Partei aber nur lösen, wenn sie sich 

voll und ganz in die Reihe der in Teuerungs- und Lohnkämpfen befindlichen Massen stellt, und wenn 

sie insbesondere im ganzen Reich in ihrer Presse und Propaganda alles versucht, um die momentanen, 

spontanen Lohnkämpfe vorwärts zu treiben und zusammenzufassen. Dem neuesten Schwindel der 

Gewerkschaftsbürokratie, der gleitenden Lohnskala, muß die Partei klar und scharf entgegentreten, 

darf sich aber von der Gewerkschaftsbürokratie nicht in die Falle theoretischer Spintisierereien über 

Goldlöhne, wertbeständige Löhne, Indexlöhne einfangen lassen. Besondere Aufmerksamkeit muß die 

Partei jetzt auch der Bewegung der Landarbeiter zuwenden. Sie darf gerade jetzt in der Zeit des 

Marksturzes die Frage der Propaganda unter der Landbevölkerung keinen Augenblick vernachlässi-

gen. Die konkreten Aufgaben der nächsten Wochen sind also folgende: 

Propaganda für die Zusammenfassung und Weitertreibung der Lohnkämpfe. 

Kampf für das Arbeiterprogramm gegenüber dem Garantieangebot der Industrie. 

Kampf für eine revolutionäre Arbeiterregierung, für die Diktatur des Proletariats, für das Bündnis mit 

Sowjetrußland. 

Diese Aufgaben sind nur lösbar unter der Voraussetzung der Mobilisierung der gesamten Partei, ins-

besondere der Intensivierung der Arbeiten in den Betrieben und Gewerkschaften. Der Bezirksaus-

schuß Berlin-Brandenburg beschließt daher: Jede einzelne Ortsgruppe, jeder einzelne Bezirk, jede 

Betriebszelle und Gewerkschaftsfraktion hat sich sofort zur Führung der Kampagne ein be-

stimmtes, ihren speziellen Verhältnissen gemäß, konkretes Aktionsprogramm zu schaffen und 

durchzuführen. [21] 
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Die Lage in Deutschland und die Aufgaben der Partei. 

(Eingebracht für die Zentralausschußsitzung vom August 1923 vom Berliner Zentralvorstand.) 

I. 

Die Lage in Deutschland. 

Liquidation des Ruhrabenteuers. 

Die Zuspitzung der Wirtschaftskrise in Deutschland, die Notwendigkeit für die deutsche Großbour-

geoisie, das Ruhrabenteuer zu liquidieren, macht Deutschland erneut und verstärkt zum Brennpunkt 

der revolutionären Entwicklung und der Zerfallskrise des europäischen Kapitalismus. Vom Abschluß 

dieser Etappe in Deutschland und der revolutionären Entwicklung wird das Schicksal der europäi-

schen Revolution wesentlich abhängen. 

Cunos Bankrott. 

1. Im Ruhrkonflikt ist Deutschland im wesentlichen Verhandlungsobjekt der imperialistischen 

Mächte. Ein ernsthafter Widerstand gegen die Invasion war und ist nur revolutionär denkbar. Deshalb 

muß die Großbourgeoisie kapitulieren. Ihre Regierung ist bankrott, weil die revolutionäre Welle so 

schnell steigt, daß die Schwerindustrie mit ihrer Taktik des Scheinwiderstandes zum Zweck der Er-

zwingung einer höheren Beteiligungsquote bei der Ausbeutung des deutschen Proletariats und gleich-

zeitigen Verhandlungen hinter den Kulissen zur Liquidation des passiven Widerstandes gezwungen 

wird, bevor sie auch nur teilweise ihr Ziel erreicht hat. 

Neue revolutionäre Welle. 

2. Die neue revolutionäre Welle in Deutschland ist hervorgerufen in erster Linie durch die Ruhr-

kriegsführung der Großbourgeoisie, die nicht nur alle Lasten auf die Besitzlosen wälzte, sondern den 

Ruhrkrieg zum Anlaß nahm, noch ungeheuerlicher als bis dahin die Ausbeutung des Proletariats zu 

betreiben. (Gesteigerter Lebensmittelwucher, Anschwellen der Steuerlasten durch die Inflation, Zu-

sammenbruch der Finanzwirtschaft in der Währung, Preissteigerungen zum Teil weit über die Welt-

marktspreise hinaus.) 

Hineinziehen neuer Schichten. 

3. Die in Deutschland längst vorhandene objektive Reife zur Revolution erhält jetzt die große sub-

jektive Wahrscheinlichkeit dadurch, daß neben dem verelendeten Proletariat auch noch breite Schich-

ten des Mittelstandes vor dem Verhungern stehen und in Verzweiflung geraten sind. 

Bürgerkrieg. 

4. In Deutschland steht deshalb der Bürgerkrieg auf der Tagesordnung. Jeder ernsthafte Lohnkampf 

muß in politischen Kampf umschlagen. Dazu kommt, daß die Nachfolgeregierung Cunos, die Große 

Koalition, von denselben faschistischen Organisationen, die sie wird gegen das Proletariat einzuset-

zen versuchen müssen (um auch nur die Lohnkämpfe niederzuschlagen), [22] von den Faschisten als 

Kapitulationsregierung angegriffen werden wird. Sie wird schwach und ohne auch nur parlamenta-

risch feste Basis zwischen den Faschisten und der Arbeiterklasse hin- und hertaumeln. 

Nationalismus – Separatismus. 

5. Die Reste nationaler Ideologie werden durch die Kapitulation der Großbourgeoisie aufgepeitscht 

werden. Dieser Umstand kompliziert und erleichtert gleichzeitig den Befreiungskampf der deutschen 

Arbeiterklasse. Separatistische Bewegungen werden stark, die, wie die bayrische, die nationalen Ins-

tinkte der Kleinbürgermassen ausnutzen, um ein bolschewistisches Norddeutschland sofort zu ver-

lassen oder gar zu bekämpfen. Die rheinischen Separatisten werden unter nationalen Vorwänden 

ebenfalls von einem revolutionären Deutschland abfallen. 

Zerfall Deutschlands. 

Ostpreußische Nationalisten werden zu Separatisten werden. Die deutsche Revolution wird im ersten 

Augenblick nicht nur den Bürgerkrieg, sondern auch den Zerfall in einzelne, einander feindliche Teile 
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erleben, die erst durch die Kraft des siegreichen Proletariats wieder zusammengeschmiedet werden 

können. Aber die deutsche Revolution wird den Bürgerkrieg unter der Parole der Einheit Deutsch-

lands und des Kampfes gegen den französischen Imperialismus als Träger der europäischen Reaktion 

führen können. Sie wird dadurch die ehrlichen nationalistisch gestimmten Schichten mit sich reißen. 

Revolutionärer Aufbau Deutschlands – Block gegen Imperialismus. 

6. Dadurch wird die deutsche Revolution zur Kraft, die allein fähig ist, das in Zerfall begriffene 

Deutschland zusammenzureißen, und, im Verein mit Sowjetrußland, dem Block der europäischen 

Gegenrevolution mit dem französischen Imperialismus an der Spitze, einen revolutionären Block ent-

gegenzusetzen, der die Kräfteverhältnisse entscheidend verschiebt. So wird die proletarische Revo-

lution in Deutschland zur Kraft, die den Separatismus der süddeutschen Faschisten wie auch den 

norddeutschen Faschismus, die weiße Garde der Schwerindustrie, überwindet, und sogar die durch 

faschistische Bewegung freigewordenen wertvollen Kräfte verelendeter Mittelschichten in revoluti-

onäre Bahnen zu lenken imstande ist, und die vereinte Kraft des revolutionären deutschen Proletari-

ats, dieser angezogenen neuen Kräfte und der großen russischen Revolution als Damm gegen den 

Imperialismus der Ententemächte aufrichtet. 

Zwei Möglichkeiten 

7. Die Entwicklung dieser Epoche kann für Deutschland nur enden: 

a) mit der Niederschlagung der revolutionären Bewegung, Durchführung des alten Stinnes-Loucheur-

planes und Schaffung einer von der Entente kontrollierten und verwalteten Industriekolonie. Die Fol-

gen wären innenpolitisch schärfste Ausbeutung des deutschen Proletariats und teilweise Lähmung 

seiner revolutionären Energie und außenpolitisch eine unmittelbare Bedrohung Sowjetrußlands und 

damit der gesamten europäischen Revolution. 

b) Mit der Niederschlagung der Bourgeoisie, Errichtung einer deutschen Räterepublik, deren erste 

Aufgabe es sein wird, mit Rußland eine gemeinsame Wirtschaftsbasis herzustellen, mit den Staaten 

der gegenwärtigen Entente auf den für den Sowjetbund Rußland-Deutschland günstigsten Stand der 

Beziehungen (Reparationszahlungen oder revolutionärer Krieg) zu kommen und die abgefallenen 

Wirtschaftsgebiete (revolutionär und auch militärisch) zurückzuerobern. 

Von der Kraft der Bewegung in Deutschland und der Kraft ihrer Ausbreitung über die deutschen 

Grenzen hinaus hängt es ab, ob die deutsche [23] Resolution an erfolgreichen Wirtschaftsaufbau wird 

denken können oder nicht. 

II. 

Die Aufgaben der Partei. 

Bankrott Cunos. 

1. Der Bankrott der Cunoregierung ist der Bankrott der deutschen Ruhrpolitik, des koalitionslosen 

Kurses der Schwerindustrie und der Demokratie in Deutschland. Die Cunoregierung wird mit größter 

Wahrscheinlichkeit von einer Großen Koalition abgelöst werden. 

2. Die Große Koalition wird das Ruhrabenteuer liquidieren, welches zu liquidieren bereits Cuno be-

gonnen hat. Sie wird ebensowenig wie Cuno fähig sein, den Machtverfall aufzuhalten, Lebensmittel 

heranzuschaffen und zu verbilligen, den Zerfall Deutschlands in Einzelteile aufzuhalten, den Arbei-

tern bei Aufrechterhaltung des Achtstundentages Löhne zu garantieren, die auch nur zu einem elen-

den Dasein ausreichen, den aussterbenden Mittelstand (Angestellte, Beamte, Rentner, Witwen usw.) 

vor dem Verhungern zu erretten. 

Charakteristik der Großen Koalition. 

Dazu wird die Große Koalition gezwungen sein, einesteils die Geheimorganisationen und faschisti-

schen Bünde zu dulden, um das Massenheer der Hungrigen und Unzufriedenen im Schach zu halten, 

andererseits wird die Sozialdemokratie als Koalitionspartei gewisse scheinbare Rücksichten auf die 
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Arbeiterschaft zu nehmen haben. Aber die Große Koalition als Koalition der Mitte besitzt bei der 

heutigen Zuspitzung der Klassengegensätze keine soziale Basis mehr (und selbst keine parlamentari-

sche). Sie muß durch ihre schwankende Haltung sowohl die nationalistischen Verbände abstoßen, 

weil sie bedingungslos kapituliert, interalliierte Finanzkontrolle einführt und sogar selbständige Re-

gierungen, wie die bayrische, wenn auch mit untauglichen Mitteln und nur zum Schein, bekämpfen 

muß. Sie stößt auf der anderen Seite das Proletariat von sich ab, dem sie lediglich Versprechungen 

bei immer verschärfterer Ausbeutung durch das Kapital bringt. Die Große Koalition ist deshalb zum 

schnellen Scheitern verurteilt. 

Losung der Arbeiter- und Bauern-Regierung. 

Die Periode der Großen Koalition muß die Partei dazu ausnutzen, die Machtfrage in das Bewußtsein 

der breitesten Massen zu bringen. Der schon jetzt vorhandene Widerwille der sozialdemokratischen 

Arbeiter gegen die Bildung der Großen Koalition und ihr wachsendes Mißtrauen ihrer Führung ge-

genüber, welche ihrer geschichtlichen Rolle nach gezwungen ist, selbst den klar ausgesprochenen 

Willen der SPD-Arbeiter brutal zu sabotieren, muß von der KPD zur völligen Zersetzung und Zer-

störung dieser Partei ausgenutzt werden. Hierbei wird uns die Losung der Arbeiter- und Bauernregie-

rung zur Loslösung der Arbeiter von ihrer Führung wie auch zur Gewinnung der Mittelschichten gute 

Dienste leisten. Denn die Koalitionsregierung mit ihrem haltlosen Schwanken zwischen Unterdrü-

ckung des revolutionären Proletariats und seiner Partei und der schwachen, scheinbaren Abwehr der 

immer dringender werdenden Ansprüche der Großbourgeoisie (Durchbrechung des Achtstundenta-

ges, Raub der Koalitionsfreiheit, verschärfte Auswucherung der Bevölkerung, Privatisierung der 

Staatsbetriebe), sowie der Garden der Großbourgeoisie, der Faschisten, wird breiten Massen die Not-

wendigkeit einer zielbewußten energischen Regierung beibringen. 

Die starke Regierung. 

Die Losung der Arbeiter- und Bauernregierung muß von der Partei so angewandt werden, daß sie vor 

den breiten Massen als Regierung der starken Hand und des rücksichtslosen Kampfes gegen die Aus-

beuter erscheint. Sie wird dadurch schon vor dem völligen und endgültigen Bankrott der [24] Koali-

tionspolitik im Bewußtsein breiter Massen u einer Regierung der Diktatur der Werktätigen sich ver-

wandeln. 

Schwierigkeiten einer faschistischen Diktatur. 

3. Beim eitern der Großen Koalition steht vor den breitesten Massen die Frage: Faschistische oder 

proletarische Diktatur? Einer faschistischen Diktatur in Deutschland stellen sich Widerstände im ei-

genen Lager entgegen. Einmal wird ihr die Schwerindustrie schon aus außenpolitischen Gründen 

(Furcht Frankreichs vor deutscher Restauration) solange auszuweichen suchen, als sie hofft, das Pro-

letariat mit den vorhandenen Staatsmitteln unter Unterstützung durch die legalisierten Faschisten in 

Schach halten zu können. Auf der anderen Seite sind starke Faschistenströmungen antifranzösisch 

eingestellt, während die industriellen Geldgeber die Kooperation mit der französischen Schwerin-

dustrie und den französischen Banken suchen. Drittens ist der deutsche Faschismus in sich nicht ein-

heitlich, zum Teil separatistisch und franzosenfreundlich, zum Teil scheinbar sozial und sogar „sozi-

alistisch“ (der „Deutsche Sozialismus“ der Deutschsozialen, der „National-Sozialismus“ Hitlers) ge-

färbt, so daß gerade den letztgenannten Teilen die Errichtung einer faschistischen Diktatur, die doch 

tatsächlich eine Diktatur der Schwerindustrie sein müßte, schon deshalb nicht opportun erscheint, 

weil sie wissen, daß ihnen bestimmte Rechnungen von ihren eigenen Anhängern präsentiert werden. 

Viertens endlich ist die Arbeiterklasse früher in die neue ansteigende revolutionäre Welle hineinge-

rissen worden als der Faschismus, der gerade in diesem Augenblick in seinen Spitzen sich zersetzt 

und schwere Krisen durchmacht. 

Kampf gegen den Faschismus. 

Aber der Faschismus kann in Deutschland trotz seiner inneren Widersprüche zur Macht gelangen, 

begünstigt durch die schwierige innen- und außenpolitische Situation und die Verzweiflungsstim-

mung unaufgeklärter, aktivisierter Massen von Kleinbürgern, Bauern und auch Arbeitern, die vom 
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Faschismus die befreiende ökonomische und politische Tat erwarten. Deshalb darf die Partei keinen 

Augenblick versäumen, den Faschismus ideologisch und organisatorisch zu bekämpfen durch größte 

Aktivität, klare revolutionäre Politik, eindeutige Stellung der Machtfrage, Umbiegung der nationalen 

Stimmungen in revolutionäre Aktivität und gleichzeitige organisatorische Zusammenfassung der 

klassenbewußten Arbeiter in die Hundertschaftsbewegung. 

Diktatur und Arbeiter-Regierung. 

4. Im Kampfe gegen die Große Koalition und gegen den Faschismus sowie bei der Ausnutzung der 

auswegslosen Lage der deutschen Bourgeoisie muß die Partei es verstehen, bei aller Anknüpfung an 

die akuten Tagesnöte (Lebensmittelkatastrophen, Teuerung usw.), die Frage der Proletarischen Dik-

tatur als unmittelbares Ziel auf das schärfste zu stellen. Das Zwischenstadium der Arbeiterregierung 

ist angesichts des rapiden Tempos der Entwicklung objektiv unwahrscheinlich geworden. 

Die breitesten Massen verachten das Parlament und den Parlamentarismus. Die entsetzlich verelen-

deten Kleinbürgerschichten hoffen nur noch auf schnelle durchgreifende diktatorische Maßnahmen, 

aber auch die Arbeiterschaft erwartet nichts mehr von parlamentarischen und halbparlamentarischen 

Kombinationen und Koalitionen. Dazu kommt, daß die SPD, die bei einer Arbeiterregierung eine Art 

von Koalitionspartner werden würde, sich in einer schweren Krise befindet, die um so beschleunigter 

zum Zerfall dieser Partei führen wird, je schneller der Zerfall der Wirtschaft vor sich geht. 

Aber die Notwendigkeit der Zuspitzung aller Fragen auf die proletarische Diktatur steht trotzdem 

nicht im Widerspruch zur Ausnützung der Losung der Arbeiter- und Bauernregierung. Im Gegenteil 

muß die Partei durch die Darstellung der ersten Schritte, welche eine solche Regierung zu tun hat 

(Hundertschaften, Betriebsräte, Lebensmittelbeschlagnahme), die Zwangs-[25]läufigkeit ihres sofor-

tigen Umschlagens in die proletarische Diktatur klar aussprechen. Die Frage der Arbeiter- und Bau-

ernregierung muß somit als Machtfrage mit allen Konsequenzen gestellt und konkretisiert werden. 

Ergreifung der Macht als unmittelbare Aufgabe. 

5. Die Presse, Propaganda, Agitation und Organisation der Kommunistischen Partei muß sich bereits 

für die nächste Zeit auf die Ergreifung der Macht durch das Proletariat einstellen. Das erfordert von 

der Partei nicht nur schärfste Anspannung aller Kräfte der Organisation, nicht nur beschleunigten 

Ausbau unserer Zellen in den Betrieben, unserer Fraktionen in den Gewerkschaften, nicht nur ener-

gische Politisierung dieser Zellen und Fraktionen, sondern auch zum Teil eine Umstellung der Spra-

che der Presse, der Propaganda und Agitation. 

Schon der Antifaschistentag hat gezeigt, daß breite Massen von der KPD eine Lösung aller schwe-

benden wirtschaftlichen und politischen Fragen erwarten und fordern. Aufgabe der KPD muß es sein, 

das Programm der kommenden Regierung der revolutionären Diktatur populär und eindringlich in 

die Köpfe der Massen zu hämmern und sowohl der Parteimitgliedschaft, wie auch den breiten Massen 

der Sympathisierenden ein Kraft- und Machtbewußtsein zu geben, das der Lösung der Anforderungen 

entspricht. 

Parlament, SPD und KPD 

6. Die Propaganda muß sich einstellen auf die schärfste Bekämpfung der bankrotten Demokratie und 

des Parlamentarismus. Die Agitation muß den Reichstag, die Parlamente und die Parlamentarier dis-

kreditieren. Der SPD gegenüber, und zwar insbesondere ihrem sich herausbildenden linken Flügel 

gegenüber, muß die Partei eine unerbittlich kritische und scharfe Sprache führen. Die Parlaments-

fraktionen der KPD müssen sich zur Aufgabe machen, die Machtlosigkeit, Impotenz und Lächerlich-

keit der Parlamente und des Parlamentarismus sowie der Hauptpartei des Parlamentarismus in 

Deutschland, der SPD, auf das eindringlichste zu demonstrieren. 

Wirtschaftsprogramm. 

Besonders klar muß unser wirtschaftliches Programm ausgearbeitet werden. Gerade bei unserem 

Wirtschaftsprogramm muß die Notwendigkeit der diktatorischen Zugriffe der revolutionären Regie-

rung und ihrer Klassenorgane (Räte, Betriebsräte, Kontrollausschüsse, Hundertschaften) 
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unzweideutig herausgearbeitet werden. Es muß gleichzeitig den Mittelschichten Aussicht auf 

schnelle Rettung geben und ihnen die Furcht nehmen, daß die Proletarierherrschaft sie ökonomisch 

vernichten werde. Insbesondere muß die Partei ihre Aufmerksamkeit der Propaganda auf dem flachen 

Lande zuwenden und den kleinen Bauern sowie den Landarbeitern zeigen, daß ihnen eine revolutio-

näre Umwälzung Vorteile bringt (Ausnutzung des Landhungers). 

Dieses Programm muß wirtschaftlich und politisch ausdrücklich ein Programm der Sprengung des 

Rahmens der Demokratie sein, der offensichtlich die Durchführung jeder Maßnahme verhindert, die 

die Tagesnöte abstellen könnte. 

8. Von den Maßnahmen der revolutionären Regierung sind schon jetzt die folgenden propagandis-

tisch und agitatorisch in den Vordergrund zu rücken: 

A. Zur Behebung der Lebensmittelnot: 

Beschlagnahme aller Lebensmittellager, Verteilung durch staatliche Organe unter Kontrolle der Ar-

beiter, Angestellten und Konsumenten, Brechung der Anbausabotage, Enteignung des Großgrundbe-

sitzes und Zuteilung des Landes an die Kleinbauern und Landarbeiter. Kreditgewährung an die Klein-

produzenten auf dem Lande, Unterstützung der Lebensmittel-Kleinhändler in der Stadt, die staatlich 

zusammenzuschließen und zu kontrollieren sind. [26] 

B. Zur Behebung der Wohnungsnot: 

Konfiskation aller Luxuswohnungen, Schlösser, Villen und Zuteilung unter Kontrolle der Organe der 

werktätigen Bevölkerung an Wohnungslose, Kranke und Kinder. 

C. Zur Rettung des Mittelstandes: 

Sicherstellung des Lebenzunterhalts jedes Werktätigen. (Wer nicht arbeitet, soll nicht essen, wer ar-

beitet, muß zu essen bekommen.) Kredithilfe für Kleinhändler, Kleingewerbetreibende, Kleinbauern, 

Landzuteilung und Belieferung mit Düngemitteln und Ackergeräten. Sicherstellung der Kulturgüter 

(Bibliotheksbenutzung, Mittel- und Hochschulen, Theater usw.). 

D. Zum Preisabbau und zur Sicherung der Produktion: 

Konfiskation und Enteignung der Großindustrie, Kontrolle durch die Betriebs- und Angestelltenräte, 

Preisfestsetzungen durch Organe des Staates und der Konsumenten, Zwangssyndizierung und. Wirt-

schaftsplan. 

E. Zur Bekämpfung des Währungsverfalls und der Devisenspekulation: 

Schließung aller Privatbanken, Bankmonopol der Regierung, Verbot jeden Devisenhandels, Beschlag-

nahme aller Auslandsguthaben und Devisen, Außenhandelsmonopol, Zentralisation aller Kreditope-

rationen durch Staatsbank, Aufhebung des Bankgeheimnisses, Kontrolle durch die Angestellten. 

F. Zur Abstellung der Finanzkrise: 

Konfiskation und Wegsteuerung aller Vermögen und Einkommen über einen bestimmten Betrag hin-

aus, Enteignung und rationelle Bewirtschaftung der großindustriellen und großagrarischen Betriebe. 

G. Zur Sicherung aller Maßnahmen der Regierung: 

Bewaffnung des Proletariats, Aufstellung der Hundertschaften, Auflösung der Reichswehr, völlige 

Entwaffnung der Bourgeoisie, Säuberung des Beamtenapparats und seiner Ersetzung durch zuverläs-

sige Organe der revolutionären Regierung und der revolutionären Klassen. 

H. Bildung eines revolutionären Blocks mit Rußland: 

Militärisches, politisches und wirtschaftliches Bündnis mit Sowjetrußland mit dem Ziel der Befreiung 

des Ruhrgebiets von der imperialistischen Invasion. Falls die Kraft des französischen Proletariats 

noch nicht ausreicht, wird die revolutionäre Regierung aus dem konfiszierten Besitz solange Repara-

tionszahlungen leisten, als die Kraft Deutschlands nicht dazu ausreicht, das Ruhrgebiet durch revo-

lutionäre Aktion zu befreien. 
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Bei der Propaganda muß der Arbeiterschaft gezeigt werden, daß sie bei der Durchführung dieses 

Programms sofort weit größeren unmittelbaren Anteil an der Verwaltung und Leitung des wirtschaft-

lichen und politischen Lebens sowie an den jetzt nur der Bourgeoisie zugänglichen Kulturgütern er-

halten wird als bisher. Den Intellektuellen muß die Furcht genommen werden, als ob durch die revo-

lutionäre Diktatur die Entwicklung der Fähigkeiten des Individuums irgendwie gehemmt werden 

würde. Es muß im Gegenteil gezeigt werden, daß sich der einzelne erst dann wirklich seinen Fähig-

keiten entsprechend betätigen kann, wenn die ökonomischen und politischen Fesseln der Diktatur der 

Bourgeoisie gefallen sind. Diese Propaganda muß insbesondere bei den technischen Angestellten, 

Betriebsleitern usw. durchgeführt werden. 

III. 

Besondere Aufgaben der Partei. 

Aktivisierung der Stimmung. 

Die Propaganda für das Programm der revolutionären Regierung erfordert von der Partei größte Elas-

tizität. Es gilt, mit jeder Schicht, an [27] die wir uns wenden, in der Sprache zu reden, die sie versteht, 

und dabei trotzdem stets eine und nur eine Sprache zu sprechen: die des revolutionären Klassenkamp-

fes und des Kommunismus. Zu betonen ist: die nationalen Instinkte der Kleinbürger sind umzubiegen 

in revolutionäre Tatkraft, was durchaus möglich und nicht einmal schwer ist. Zu betonen ist: die 

starken Reste pazifistischer Stimmungen innerhalb des Proletariats und auch des Kleinbürgertums, 

sind nach Möglichkeit in aktive Stimmungen umzuleiten. (Tod den Wucherern! An den Galgen mit 

den Devisenspekulanten! Nieder mit den imperialistischen Räubern! usw.) 

Zu diesem Zweck ist nicht nur immer wieder propagandistisch auf die Weltmachtstellung Rußlands, 

seine Armee, sein „Volk in Waffen“ hinzuweisen, sondern es muß auf das energischste in den Fabri-

ken auf die Aufstellung Roter Abwehrformationen gegen den Faschismus beschleunigt werden, es 

müssen die Betriebsräte, die Angestelltenräte zur aggressiven Kontrolle der Geschäfte ihrer Unter-

nehmer angehalten werden, und es müssen die Kontrollausschüsse zum Vorgehen gegen die großen 

Wucherer mobilisiert werden. [28] 

* 

Aufruf des Betriebsrätekongresses für Berlin-Brandenburg in Belten am 9. September 1923. 

An die werktätige Bevölkerung in Stadt und Land! 

Wir, Vertreter der Werktätigen in Stadt und Land, zusammengetreten zum 

Betriebsrätekongreß für Berlin und die Provinz Brandenburg 

trotz aller Verfolgungen und Schikanen durch Behörden und Justiz der besitzenden Klasse, trotz aller 

Sabotage derer, die sich Arbeiterführer und Volksvertreter nennen, wenden uns in ernster Stunde an 

alle Arbeitsbrüder und Schwestern, im Reich mit unserer Mahnung. 

Der Hunger, die Kälte, ein Seuchenwinter stehen vor der Tür. 

Die Arbeitslosigkeit wächst, die Wirtschaftsanarchie wird immer größer. 

Niemand hilft uns, wenn wir uns nicht selber helfen! 

Wir, die Arbeiter, haben die unfähige reaktionäre Regierung Cuno durch den Generalstreik fortgejagt. 

Aber die Herrschaft der Schmarotzer und Ausbeuter haben wir noch nicht gebrochen. Sie beherrschen 

noch die Wirtschaft, sie mästen sich an unserm Zusammenbruch, ihre Regierung steht an der Spitze 

des Reiches. 

Und doch haben die letzten Kämpfe gezeigt, wie leicht es ist, eine Regierung fortzujagen, wenn nur 

die Massen, die die bürgerliche Meute verächtlich „die Straße“ nennt, aufstehen. 

Der Generalstreik hat uns ernste Lehren gegeben. Es gilt, sie auszuwerten. 
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Die Kämpfe wurden geführt von den Betriebsräten. Sie allein und die einzige Partei, die Kommu-

nistische Partei, haben den Kampf gegen alle Mächte des verfaulten, alten Systems geführt. 

Aber die Kämpfe wurden noch nicht einheitlich und geschlossen genug, noch nicht organisiert genug 

geführt. Deshalb konnte noch ein 

letztes Bollwerk der Ausbeuter 

errichtet werden, die Koalitionsregierung, die die Bevölkerung mit leeren Versprechungen füttert, 

die sich stützt auf die reaktionären Bürokraten der Gewerkschaften, welche Kampforgane des Prole-

tariats sein sollten und von den Bürokraten zu Streikbrechergarden degradiert werden sollen. 

Regierung und Unternehmer setzten, kaum daß sie sich vom Schreck des Generalstreiks erholt hatten, 

mit einer Offensive gegen die Werktätigen ein: 

Betriebsstillegungen, Massenentlassungen von Arbeitern und Angestellten, schärfste Angriffe 

gegen die Beamten, und ein Steuersegen, der nur die Besitzlosen trifft, vereinen sich mit der 

Markkatastrophe. 

Dabei fliegen zu allererst die Buchdrucker, Straßenbahner, städtischen Arbeiter, Angestellten 

und Beamten, aufs Pflaster. Das ist der Dank dafür, daß sie im Generalstreik zum Teil nicht mitge-

kämpft haben. [29] 

Die nächsten Kämpfe müssen besser geführt werden! 

Angesichts der Krise müssen ihre Losungen sein: 

Kontrolle der gesamten Produktion durch die Arbeiter- und Angestelltenräte; Nationalisierung 

und Zentralisation der Banken und Schlüsselindustrien; Beschlagnahme der Devisen, Effekten, 

Konten; Stärkung der Macht der Räte und Kontrollausschüsse, der ausführenden Organe zu 

zentralen und lokalen Körpern. Schutz der Betriebe und großen Güter gegen Faschistenbanden. 

Arbeiter! Angestellte! Beamte! Werktätige in Stadt und Land! 

Macht Schluß mit dieser Herrschaft! 

Nur eine Regierung der Werktätigen, gewählt von einem deutschen Rätekongreß, verantwort-

lich allein, einem Rätekongreß, gebildet allein aus Vertretern der Arbeitenden in Stadt und 

Land, kann unsere Sache in die Hand nehmen. 

Wir stehen am Rande des Abgrundes. Wir können und müssen uns helfen! Die Maßnahmen, die 

notwendig sind, um auch nur die ersten Schritte zur Rettung zu machen, sind klar: Diese Maßnahmen 

müssen als erste Maßnahmen durchgeführt werden von einer Regierung, der unermeßliche Kräfte 

zur Verfügung stehen werden, weil sie sich auf die 

freigewordenen Kräfte und Organe aller Schaffenden, aller Hand- und Kopfarbeiter in Stadt 

und Land und deren Organe 

stützt. Diese Regierung wird außerdem die unermeßlichen 

Kräfte Sowjetrußlands 

zur Verfügung haben, dessen Arbeiter und Bauern mit Begeisterung dem befreiten deutschen Volke 

zu Hilfe kommen werden und auf den Tag der deutschen Befreiung fieberhaft warten. 

Wir fordern alle Arbeitsbrüder und -schwestern auf, sofort in jeder Fabrik, auf jedem Gutshof, 

Gehöft, Marktplatz, in jeder Kanzleistube, in jedem Büro Stellung zu nehmen zu unsern Vor-

schlägen und in jedem Lande und Landesteil einen ebensolchen Kongreß wie unsern schleu-

nigst einzuberufen, um sobald als möglich einen 

Reichsrätekongreß 

einberufen zu können, der den Kampf in Deutschland beginnen kann. 
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Die Entscheidungsstunde naht, die Entwicklung treibt uns voran. 

Richten wir die breite, starke, eherne Kampffront aller Arbeitenden, gegen die Wucherer, Aus-

beuter und Schmarotzer auf und zerschmettern wir die Macht der Clique unserer Vergewalti-

ger. Ein jeglicher reihe sich ein in die Kampffront, der den Weg ins Freie sucht – und der Sieg 

ist unser! 

Berlin, den 9. September 1923. 

Der Betriebsrätekongreß für Berlin und die Provinz Brandenburg. [30] 

* 

Resolution zum Bezirksparteitag Berlin-Brandenburg im Herbst 1923. 

1. Das deutsche Proletariat steht vor Entscheidungskämpfen. Die deutsche Bourgeoisie kapituliert. 

Das bringt für die deutsche Revolution die riesengroße Gefahr der Zerstückelung Deutschlands, die 

Niederschlagung jeder revolutionären Regung durch die vereintem Kräfte der deutschen und der en-

tentistischem Bourgeoisie und der Oesterreichisierung Deutschlands. 

2. Dieser Gefahr kann die deutsche Revolution nur entgehen, wenn das Proletariat die volle Macht in 

Deutschland übernimmt. 

3. Hat das revolutionäre Proletariat Deutschlands nicht die Kraft, die Pläne der Bourgeoisie zu verei-

teln, so wird die europäische Reaktion auch Sowjetrußland aktiv angreifen. 

4. Die KPD ist die einzige Partei in Deutschland, welche den revolutionären Kampf führen kann. 

5. Deshalb muß jedem Mitglied der Partei der Gedanke eingehämmert werden, daß 

a) die Partei unmittelbar auf die Machteroberung einzustellen ist; 

b) die Trägerin der Diktatur des Proletariats die KPD sein wird; 

c) die KPD als proletarische Organisation stark genug ist, die ihr von der Geschichte zugewiesenen 

Aufgaben zu erfüllen. 

6. Die Taktik der Partei muß, der Situation entsprechend, so sein, daß den breitesten Massen das 

Bewußtsein beigebracht wird, 

a) von der Notwendigkeit des Sturzes der Bourgeoisie; 

b) von der Notwendigkeit der Errichtung der proletarischen Diktatur; 

c) von der Notwendigkeit der alleinigen Führung durch die KPD. 

7. Die Eroberung der Macht in Deutschland hängt in entscheidendem Maße davon ab, daß 

a) die ländliche werktätige Bevölkerung, 

b) die städtischen Mittelschichten 

in möglichst großem Umfange zu Verbündeten dies revolutionären Proletariats gemacht werden. 

8. Zur Gewinnung der eben genannten Schichten muß die Partei ihre für den Tageskampf bestimmten 

Losungen (Produktionskontrolle, Preiskontrolle, Arbeiter- und Bauernregierung) ausnützen. 

9. Jedoch darf die Partei nicht bei diesen Uebergangslosungen stehen bleiben, sondern sie muß ihr 

Programm für den Tag nach der Eroberung der Macht bereits klar und allgemein verständlich propa-

gieren. 

10. Dieses Programm muß die notwendigen wirtschaftlichen, politischen und militärischen Maßnah-

men enthalten. Es muß 

a) die durch die vollzogene Revolution geschaffene internationale Situation (Bündnis mit Sowjetruß-

land, Abwehr der Reaktion, proletarische Reparationspolitik) konkretisieren; 
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b) die notwendigen Nationalisierungsmaßnahmen (Banken, Schlüsselindustrien) klar umreißen; [31] 

c) den Mittelschichten, Angestellten, Technikern, Aerzten, Kleinbauern, Kleinhändlern usw. zeigen, 

daß ihnen erst nach der Revolution erträgliche Existenzmöglichkeit gegeben wird; 

d) die sofort durchführbaren sozialen Maßnahmen (Wohnungsverteilung, Kinderfürsorge usw.) ent-

halten; 

e) die Maßnahmenu zur Niederhaltung der Gegenrevolution aufzeigen. 

11. Den nationalistisch eingestellten Kleinbürgerschichten ist die nationale Rolle der deutschen Re-

volution zu zeigen. 

12. Zur ideologischen wie organisatorischen Vorbereitung der Machtergreifung muß die Partei weit 

energischer die Betriebsrätebewegung fördern und die Ueberleitung der Betriebsrätebewegung in 

eine Arbeiterräte-(Sowjet)Bewegung planmäßig beschleunigen. Betriebsräte und Kontrollausschüsse 

sind im ganzen Reiche durchzuorganisieren (horizontal und vertikal). 

13. In das Bewußtsein der breitesten Massen muß gehämmert werden: Die Organe des Befreiungs-

kampfes der arbeitenden Bevölkerung sind die Räte, und die Räte die Organe des kommenden Pro-

letarierstaates. Das ist die Hauptaufgabe der Partei bis zur Machteroberung. Die Kampfmethoden des 

revolutionären Proletariats sind: Demonstrationen, politischer Massenstreik, bewaffneter Aufstand. 

14. Die Hundertschaftsbewegung und die Bewaffnungsfrage sind noch mehr als bisher in den Vor-

dergrund zu schieben. 

15. Im Zusammenhang sowohl mit den Uebergangslosungen wie mit dem Programm der revolutio-

nären Regierung des siegreichen Proletariats muß bereits vo r  der Machtergreifung der p r ak t i s che  

Anfang zur Durchführung des Programms der siegreichen Revolution gemacht werden. Deshalb muß, 

beispielsweise im Zusammenhang mit den Betriebsstillegungen und der Produktionssabotage, der 

Gedanke: wir behalten die Betriebe, w i r  führen die Produktion weiter, w i r  regeln sie, in den städti-

schen und ländlichen Arbeitermassen lebendig gemacht werden. 

16. Das größte Hindernis zur schnellen Durchführung der Revolution ist die reformistische Gewerk-

schaftsbürokratie und die SPD. 

17. Der Kampf gegen die SPD ist verschärft aufzunehmen: 

a) gegen die rechte SPD als Kampf gegen die Große Koalition und den nackten Arbeiterverrat; 

b) gegen die sogen. linke SPD, die ihrer radikalen Phrasen wegen verwirrend wirken kann und des-

halb gefährlicher ist als die rechte, durch konkrete Fragestellungen an die Arbeiter wie Führer (Ihr 

seid gegen die Große Koalition, wofü r  seid Ihr? Ihr wollt keine Bourgeois-Regierung, sondern eine 

proletarische; w i e  soll sie zustandekommen? Ihr wollt außerparlamentarische Organe zur Stützung 

der Arbeiterregierung; welches sollen diese Organe sein? Ihr wollt die Bourgeoisie bekämpfen; w i e  

wollt Ihr das tun? Wie steht Ihr zu den Hundertschaften? Wie zur Rätebewegung? Seid Ihr bereit, mit 

uns zusammen bewaffnete Hundertschaften zu bilden und die Regierung zu übernehmen, die jeden 

gegenrevolutionären Versuch unbarmherzig niederschlägt und die notwendigen wirtschaftlichen und 

politischen Maßnahmen durchführt? Wie steht Ihr zu den Verfolgungen der Betriebsräte und der 

KPD.?) usw. 

18. Auf Grund konkreter Fragen, konkreter Abmachungen und konkreter Ziele wird ein taktisches 

Zusammengehen mit Gruppen sozialdemokratischer Arbeiter in gewissen Situationen (wirtschaftli-

chen und politischen Streiks z. B.) möglich sein unter der Voraussetzung, daß 

a) die gesamte KPD wie jedes einzelne Mitglied sich bewußt ist, daß die Sozialdemokratische Partei 

als Partei revolutionäre Kämpfe nicht führen kann; [32] 

b) die „linken“ Gruppen durch den Kampf als sozialdemokratische Gruppen liquidiert werden müs-

sen; 
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c) wir auch bei taktischem Zusammengehen völlige Freiheit der Kritik behalten, insbesondere den 

linken sozialdemokratischen Gruppen gegenüber, deren Konsolidierung das größte Hemmnis für die 

deutsche Revolution werden würde und durch unsere Fehler entstehen kann (z. B. durch f a l s che  

Anwendung der Einheitsfronttaktik). 

19. Das Zustandekommen einer Zwischenform der Regierung ist in Deutschland objektiv unwahr-

scheinlich. Wenn auch Umgruppierungen innerhalb der Koalition möglich sind, so ist jede Regierung, 

die nicht Diktatur des Proletariats ist, oder von der Entente abhängige Diktatur der Großbourgeoisie 

ist, nicht stabil und zum schnellen, wenn nicht sofortigem Untergang verurteilt. Die Aufrollung des 

Kampfes muß bereits jetzt mit der schärfsten Kampagne gegen die Große Koalition beginnen, wobei 

die Zersetzung der SPD beschleunigt werden wird. 

20. Die aktuellen Fragen der Landesregierungen, insbesondere in Sachsen und Thüringen, sind so zu 

stellen, daß ihre Ausweisung aufs Reich möglich wird. Die Haltlosigkeit der sozialdemokratischen 

Regierungen zwingt die KPD erneut, die Frage der Landesarbeiterregierungen konkret zu stellen und 

abhängig zu machen von sofort einzuberufenden Landesrätekongressen. In solche Regierungen, 

welche Rätekongressen verantwortlich sind und von ihnen gewählt werden, kann die KPD Vertreter 

entsenden und die Bildung solcher Regierungen im Reichsmaßstabe nicht nur vorbereiten, sondern 

auch ideologisch (Vorstoß zur Rätediktatur) wie auch organisatorisch und politisch (Ausspielen einer 

SPD gegen die andere) ausnützen. Dabei ist die objektive gegenrevolutionäre Rolle der sogenannten 

„linken“ sozialdemokratischen Regierungen an ihrer haltlosen, schwankenden Politik nachzuweisen 

und die Arbeiterschaft durch unerbittlichen Kampf gegen diese Führer und durch konkrete Fragestel-

lung von ihnen endgültig zu lösen. 

21. Die Einberufung eines Reichsrätekongresses muß die Vorbereitung werden zur Ausgabe der Lo-

sung: Alle Macht den Räten. 

22. All diese Maßnahmen können nur dann durchgeführt werden, wenn die gesamte Partei einheitlich 

und geschlossen auf diese Linie eingestellt wird. 

23. Der Zentralvorstand Berlin-Brandenburg stellt fest: 

a) daß diese Linie nicht klar herausgearbeitet worden ist; 

b) daß in einem redaktionellen Leitartikel der „R. F.“ vom 30. August 1923 bis heute unwiderrufen, 

ganz im Gegenteil die Schwenkung vollzogen wird, die auf ein Kooperationsverhältnis mit den Füh-

rern der „linken“ SPD abzielt. 

Der Zentralvorstand würde eine Einstellung der Partei, als ob die KPD „allein“, d. h. ohne SPD, 

außerstande wäre, das Proletariat zu führen, für verhängnisvoll halten. 

24. Der Zentralvorstand stellt ferner fest, daß das Verhältnis zwischen Zentrale und Berliner Organi-

sation sich in den letzten Wochen verschlechtert hat, was sich in der Einsetzung einer Kommission 

zur Nachprüfung irgendwelcher Mängel durch die Zentrale zeigt. 

Der Zentralvorstand erblickt hierin, sowie in der schwächlichen Art, mit welcher die Redaktion der 

„R. F.“ bei Illegalwerden der Bezirksleitung die Kampagne zur Abwehr der Angriffe von Polizei und 

SPD gegen die Bezirksleitung führte, den Ausdruck der alten politischen Differenzen in den Fragen 

der Anwendung der Einheitsfronttaktik, die neuerlich brennend werden durch den raschen Zerset-

zungsprozeß in der SPD. Es geht nicht an, daß die größte Organisation der Hauptstadt, eine Organi-

sation, die in letzter Zeit eine Reihe guter Erfolge aufzuweisen hat, fortwährend durch organisatori-

sche Reibereien gestört wird, ohne daß die politischen Ursachen dazu ausgesprochen werden. 

[383] 
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Die Internationale  

Jahrgang 7 ⁕ Ausgegeben am 15. Juni 1924 ⁕ Heft 12 

Zum Fünften Weltkongreß.  
Von R u t h  F i s c h e r. 

I. 

Der Fünfte Weltkongreß ist für die deutsche Partei von besonderer Bedeutung. Er soll im internatio-

nalen Maßstabe die Lehren der deutschen Ereignisse auswerten. Er soll an der Hand der Tatsachen 

und der Erfahrungen aller Länder einen entschiedenen Kampf gegen die rechten Tendenzen in der 

Kommunistischen Internationale aufnehmen. Die rechten Strömungen in der Kommunistischen In-

ternationale sind nicht tot, auch wenn sich heute keine Organisation und kein Führer in der Kommu-

nistischen Internationale zu ihnen zu bekennen wagt. Je nach der Entwicklung der Situation in 

Deutschland, je nach der Entwicklung der Revolution in Europa überhaupt, wird diese Frage der 

rechten Abweichungen von der Tagesordnung verschwinden oder neu gestellt werden. Der Kampf 

um die Einheitsfronttaktik, der seit Jahren innerbhalb der Kommunistischen Internationale geführt 

wird, die Frage, ob Einheitsfronttaktik von unten oder von oben, die Frage nach den opportunistischen 

Abweichungen der Einheitsfronttaktik, die Frage nach der Einheitsfronttaktik an sich, sind bei nähe-

rer Betrachtung und beim Ueberschauen der gesamten Zusammenhänge nur Vorgefechte um eine viel 

entscheidendere Frage der Taktik der Kommunistischen Internationale. Diese entscheidende Frage 

ist, welchen Weg unsere kommunistischen Parteien einschlagen sollen, wenn die Möglichkeit der 

revolutionären Erhebung des Proletariats durch die objektiven Umstände nicht unmittelbar bevor-

steht. In den Ländern, in denen die Hauptaufgabe unserer Parteien die Vorbereitung der revolutionä-

ren Kämpfe, die Gewinnung und Mobilisierung der Massen für den Kommunismus ist, erhebt sich 

aus der Situation unweigerlich die Frage: sollen sich die KPD begnügen mit der Agitation des Kom-

munismus und mit der Aktion für die täglichen Forderungen des Proletariats, mit der Organisierung 

der revolutionären Kräfte, oder sollen die KPD verantwortliche, praktische, positive Politik auf dem 

Boden der gegebenen Tatsachen, also im Rahmen der kapitalistischen Regierung treiben? Diese Frage 

ist es, dieses Streben nach positiver Mitarbeit im Rahmen der bürgerlichen Demokratie, welches allen 

Debatten über die Einheitsfronttaktik zugrunde liegt. Ein Teil unserer Kommunistischen Internatio-

nale, deren geistiger Führer Karl Radek war und ist, sehen die revolutionären Möglichkeiten in weite 

Ferne gerückt und stellen die Frage nach der „positiven Arbeit“. Das sächsische Experiment und das 

Bündnis, das die KPD mit der Sozialdemokratie gemacht hat, war nur ein Anfang einer Entwicklung, 

welche die Einheitsfronttaktik zur Mas-[384]kierung des Abgleitens in banalen Opportunismus und 

Reformismus benutzen wollte. Die alte Idee von Paul Levi von der Sozial-Revolutionären Partei, die 

in den europäischen Ländern den Klassenkampf des Proletariats i nne rha l b  der bürgerlichen Ge-

sellschaft anführen soll, ist noch eine verhältnismäßig sehr vorsichtige Formulierung dieser einfachen 

reformistischen Gedankengänge. Die deutsche Partei hat für die Einheitsfronttaktik im internationa-

len Maßstabe die konkrete Untersuchung der Tatsachen und genaue Aktionsprogramme für die ein-

zelnen Parteien verlangt, aber sie wird sich bei der Kritik der Einheitsfront, wie sie in Deutschland 

und in anderen Sektionen der Internationale angewendet wurde, nicht begnügen mit der Feststellung 

der einzelnen Fehler und Abweichungen, sondern sie wird versuchen aufzuzeigen, daß sehr lebendige 

revisionistische Strömungen, die hinter diesen einzelnen Abweichungen stehen, vorhanden sind. Die 

Ablehnung der Formel der Einheitsfront von oben soll sowohl im deutschen wie im internationalen 

Maßstabe nichts anderes bedeuten als die Ablehnung der Bündnispolitik mit der Sozialdemokratie. 

Dabei taucht immer wieder die Frage auf: ist die Einheitsfronttaktik an sich richtig? An sich ist richtig, 

daß die kommunistischen Parteien die Massen mobilisieren müssen zum Kampf um unmittelbare, 

lebendige, konkrete Tagesziele, daß sie die Massen organisieren müssen in proletarischen Organen 

zum Kampfe um die Tagesziele, daß sie die Idee der proletarischen Einheit in den Betrieben in diesen 

Kämpfen vertreten müssen. Also in diesem Sinne Agitation und Mobilisation der Massen in den Ta-

geskämpfen. Das ist „an sich“ richtig. Es gibt gewisse Leute, die die Bündnispolitik dadurch retten 

wollen, daß sie die Frage der Einheitsfronttaktik auf die Frage der Spitzenverhandlungen zuspitzen 

wollen. Hier ist wiederum die Frage, welchen Sinn diese Spitzenverhandlungen haben sollen. Wenn 
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Spitzenverhandlungen agitatorische Zwecke haben, dann ist die Frage ganz anders gestellt, als wenn 

sie ehrlich gemeint sein sollen (ehrliche Einheitsfronttaktik). Die deutsche Partei hat in ihren Richt-

linien diese Frage sehr eindeutig formuliert: „Die Frage der Spitzenverhandlungen ist keine prinzipi-

elle Frage. Spitzenverhandlungen dürfen aber nicht führen zu irgendwelchen zeitweiligen oder dau-

ernden Bündnissen zwischen kommunistischen und reformistischen Parteien.“ An sich falsch ist jeder 

Versuch, durch die Einheitsfronttaktik den Anschluß an die wirkliche, positive Arbeit im Rahmen der 

bürgerlichen Demokratie zu gewinnen. Die deutsche Partei wird für Formulierungen kämpfen, die 

eindeutig jede derartige Maskierung opportunistischer Abweichungen unter dem Deckmantel der 

Einheitsfronttaktik ausschließen. Ebenso verhält es sich mit der Ag i t a t i ons l o s ung  der Arbeiter-

regierung. Die deutsche Partei ist nicht dagegen, daß in einigen Ländern, in denen es zweckmäßig 

erscheint, die Arbeiter- und Bauernregierung als Agitationslosung, als Synonym der proletarischen 

Diktatur, als Verständlichmachung der proletarischen Diktatur, angewendet wird, aber keine Hinter-

tür darf offen bleiben zur „Koalitionsregierung der Arbeiterparteien“. 

II. 

Die Debatte um die Einheitsfronttaktik rollt im tiefsten Kern auch die Frage um das Programm auf. 

Die deutsche Partei hat sich auf ihrem Zentralausschuß dagegen gewendet, daß nach den mangelnden 

[385] Vorbereitungen und der eingeschlafenen Diskussion der Fünfte Weltkongreß mehr als ein Ak-

tionsprogramm ausarbeiten kann und soll. Die Schwierigkeiten liegen hier nicht bei der Frage der 

Uebergangslosungen, sondern wieder bereits eine Stufe vorher. Welche Analyse der kapitalistischen 

Entwicklung soll dem Programm zugrunde gelegt werden? Wir haben diese Analyse nicht. Wir haben 

diese unerläßliche Vorarbeit für das Programm innerhalb der Kommunistischen Internationale noch 

nicht geleistet. Das, was vorliegt, ist unzulänglich und stellt die Frage noch nicht einmal präzise. Die 

etwas kindische Diskussion, die unter dem Titel „Luxemburgismus oder Leninismus“ in der deut-

schen Partei geführt wurde, hat versucht, diese Fragen zu stellen, ohne daß ihr das gelungen wäre. 

Wir sehen nicht, daß in den wenigen Wochen bis zum Weltkongreß die Klärung der Fragen wesent-

lich weiter gediehen sein könnte. Der deutschen Partei kommt es auch in der Programmfrage darauf 

an, daß die Grundlage des Programms den Kommunisten das fest und eindeutig aufzeigt, daß die 

Rolle der Kommunistischen Internationale und der kommunistischen Parteien, gleichgültig, ob wir 

revolutionäre Möglichkeiten für morgen oder erst für übermorgen erwarten, in der Organisierung der 

Revolution besteht. Die deutsche Partei ist der Auffassung, daß die Frage der deutschen Revolution 

sehr bald wieder auf der Tagesordnung stehen wird und auch jetzt die Entwicklung in Europa sehr 

wesentlich beeinflußt. Selbst bei einer zeitweiligen Stabilisierung innerhalb Deutschlands bleibt das 

Kräfteverhältnis so labil, daß ein verhältnismäßig geringer Anstoß das ganze Kartenhaus der deut-

schen und der internationalen Bourgeoisie über den Haufen werfen kann. Die Rolle des aktiven Fak-

tors, des Proletariats und seiner kommunistischen Partei, bleibt in diesen Verhältnissen von aus-

schlaggebender Bedeutung. Das Proletariat und seine kommunistischen Parteien können aber als ak-

tiver Faktor innerhalb und außerhalb Deutschlands nur eingesetzt werden bei einer klaren r evo l u -

t i onä r en  Taktik. 

III. 

Die deutsche Partei wird bei der Lösung aller Einzelfragen, die der Kongreß stellt, von derselben 

Einstellung ausgehen. Der Kampf gegen rechte Abweichungen im internationalen Maßstabe, ob sie 

offen oder verkappt auftreten, ob sie Führer haben oder führerlos sind, ob sie sich theoretisch hervor-

wagen oder nicht, muß wirklich und ernsthaft aufgenommen werden. In der eng l i s chen  Bewegung 

muß ein entschiedener Kampf innerhalb der Labour-Party um die Herausbildung revolutionärer op-

positioneller Elemente, ein entschiedener Kampf gegen die Macdonald-Regierung aufgenommen und 

organisiert werden. Die Frage der eigenen kommunistischen Kandidaten ist hierbei von großer Be-

deutung für das Gesicht unserer englischen Bruderpartei. In der f r anzös i s chen  Bewegung wird 

nicht nur eine noch innigere Verbindung mit Deutschland gesucht werden müssen, sondern der 

Kampf der französischen Kommunisten muß sich verschärfen, trotz der Maske der Linksregierung, 

gegen die sich dort entwickelnde schwerkapitalistische Diktatur. Unsere i t a l i en i sche  Bruderpartei 

muß endlich über die Frage der Terza-Internationalisten durch Fusion zur Tagesordnung übergehen, 
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um die Arme frei zu bekommen für die aktuellen Kämpfe des italienischen Proletariats. Unsere ame-

r i kan i s che  Partei muß ihren Klassenkampfcharakter [386]  und ihre selbständige Arbeit verstär-

ken, anstatt sie abzuschwächen. Unsere t s checho s l owa k i sche  Bruderpartei wird die Lehren der 

Anwendung der Einheitsfronttaktik in Deutschland nicht nur theoretisch, sondern p rak t i s ch  zu zie-

hen haben. Ueber den Kampf gegen die rechten Abweichungen hinaus muß der Fünfte Weltkongreß 

die Verstärkung der internationalen Aktionen, die Einleitung einer internationalen Kampagne gegen 

das Sachverständigen-Gutachten, gegen die heraufziehenden imperialistischen Kriege beschließen 

und für ihre Durchführung sorgen. 

IV. 

Die deutsche Partei wird nicht nur ihre eigenen Erfahrungen in der Vergangenheit auf dem Weltkon-

greß rücksichtslos bloßlegen und kritisieren, sie wird auch die Mängel der jetzigen Arbeit nüchtern 

und einsthaft aufzeigen, damit die Kommunisten der ganzen Welt sehen, was für Schwierigkeiten 

eine verhältnismäßig reife und kampferfahrene Partei bei der Bekämpfung der praktischen rechten 

Abweichungen und Passivität zu überwinden hat. Die Mehrheit des Frankfurter Parteitages ist frei 

von aller Taktik der Beschönigungen und der Glorifizierungen. Wir haben Fortschritte gemacht, ge-

wiß, aber wir sind noch nicht am Ende der Ueberwindung der rechten und passiven Abweichungen 

in unserer Partei, in der Gewerkschaftsarbeit, in der Betriebsarbeit, in der Kommunalarbeit, in der 

Parlamentsarbeit, im aktiven Kampfe gegen die Deutschvölkischen und Nationalsozialisten, in der 

Durchknetung und Durchschulung unserer Mitglieder in der Zusammenschweißung unserer Partei zu 

einem einheitlichen und geschlossenen Ganzen, nicht nur in den oberen Funktionärkörperschaften 

der Partei, sondern auch in den unteren Zellen der Mitgliedschaft. Die Erfahrungen der deutschen 

Partei in allen diesen praktischen Teilen der Arbeit werden mit ein Stück der Lehren sein, die wir auf 

dem Weltkongreß für die anderen Parteien zu bringen haben. Durch nüchterne Selbstbeobachtung, 

durch nüchterne Selbstkritik werden wir das Recht erwerben, auch gegenüber unseren Bruderparteien 

auf alle Fehler und Mängel hinzuweisen. Der Weltkongreß muß in dieser Hinsicht auch ein Ansporn 

zu neuer Tätigkeit unserer Kommunisten Deutschlands, zur Prüfung und Ausmerzung der eigenen 

Fehler sein. 

V. 

Die Debatte, die in der russischen Partei während des Winters vor sich gegangen ist und die auf dem 

letzten Parteitag durch die e i n s t i mm i ge  Annahme der Resolutionen des ZK abgeschlossen wurde, 

wird nach unserer festen Ueberzeugung nur noch im Bericht des Weltkongresses auftauchen. Die 

deutsche Partei wird unnachsichtlich gegen alle offenen und verborgenen Strömungen kämpfen, die 

die Stellung des russischen ZK innerhalb der russischen Partei oder innerhalb der Kommunistischen 

Internationale zu schwächen versuchen werden. Wir sind überzeugt, daß der Weltkongreß in dieser 

Frage völlig einstimmig sein wird. Die Parteien nehmen damit auch eine Verpflichtung für ihre Arbeit 

in ihrer eigenen Sektion aus sich. Der Weltkongreß muß in seinem Fazit nicht nur die Vertiefung 

unserer Grundsätze, sondern die Steigerung unserer revolutionären Tatkraft und unserer revolutionä-

ren Aktivität bringen. [387] 

* 

Die Perspektive der Weltrevolution.  
Von K. S. 

I. 

Auf der Tagesordnung des Weltkongresses steht an zweiter Stelle „die wirtschaftliche Weltlage“. In 

diesem Punkt steckt auf jeden Fall viel mehr als der Titel sagt. Hier muß der Kongreß die Grundfrage 

der Weltrevolution im gegenwärtigen Stadium stellen, ihre Perspektive festlegen. Das ist heute das 

wichtigste Problem und kann nicht umgangen werden, indem man einfach das Wort Weltrevolution 

aus dem Vokabelheft streicht. 

Dies zugegeben, gewinnt die Aufgabe aber einen ganz anderen Sinn. Sie erschöpft sich keineswegs 

in einer Erörterung der wirtschaftlichen Lage. Es kann doch nicht unsere Aufgabe sein, dem 
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Wohlstandsindex der Sachverständigen ein Pendant, eine Art „Unwohlstandsindex“ gegenüber- bzw. 

an die Seite zu stellen. Daraus würde zwar auch eine Perspektive, aber nur eine opportunistische 

Froschperspektive. 

Genosse Sinowjew sagt in seinem Brief an die Sektionen mit Recht, daß die Frage der Taktik in enger 

Verbindung mit der Weltwirtschaftslage erörtert werden müsse. Bloß als Schluß von dieser auf jene 

verstanden, wäre diese Feststellung eine Selbstverständlichkeit. Fruchtbar wird sie erst, wenn man 

den Spieß umdreht. Der Kongreß kann die Weltlage nicht prüfen, ohne auszugehen von der Praxis 

des revolutionären Kampfes selbst, er kann die Perspektive der Weltrevolution nicht feststellen, ohne 

die Bilanz ihrer letzten schweren Niederlage zu ziehen. Er muß dies in dem Bewußtsein tun, daß eine 

Festlegung von Perspektiven keine rein ökonomisch-statistische, sondern eine politisch-praktische 

Angelegenheit ist, die, eben weil sie selbst den Verlauf des Kampfes, dessen Horoskop sie stellt, bis 

zu einem gewissen Grade bestimmt, auch für ihn verantwortlich gemacht werden muß. Kurz: der 

Kongreß kann die Weltlage nicht untersuchen, ohne die bisherigen Untersuchungen einer rücksichts-

losen Kritik zu unterziehen, er kann die Perspektive der Weltrevolution nicht feststellen, ohne die 

bisherige „Perspektive“ vor sein Gericht zu stellen, die an den Niederlagen der letzten Kämpfe ihr 

vollgerüttelt Maß an Schuld trägt. 

So steht die Frage. 

II. 

Die letzte Feststellung der Perspektive der Weltrevolution ist auf dem I I I. We l t kong r eß  erfolgt. 

Sie war zugleich eine Bilanz der ersten Etappe der revolutionären Kämpfe nach dem Krieg, der the-

oretische Ausdruck jener historischen Wendung „Heran an die Massen“. Sie ersetzte das Visier auf 

unmittelbaren Zusammenbruch durch die Formel: Endkrise des Kapitalismus unter den zyklischen 

Schwankungen der Konjunktur. 

Diese neue Perspektive war zweifellos ein größer Fortschritt. Sie wies die noch gefühlsmäßige Zu-

sammenbruchsideologie auf ökonomische Tatsachen hin, machte einem unreifen politischen Aktivis-

mus ein Ende und ermöglichte es, wirtschaftliche Kämpfe revolutionär zu führen. Aber sie barg in 

noch höherem Grade als die allgemeine Wendung Mängel und Gefahren. Wir haben an anderer Stelle 

darauf hingewiesen (s. „Int.“ Nr. 10/11, S. 351). Die Wendung des III. Kongresses hat die erste Etappe 

des direkten Ansturms nicht d i a l ek t i s ch  negiert, sondern schlechthin als Fehler verurteilt, sie hat 

praktisch und auch theoretisch mehr liquidiert als sie zugab und auch selbst wußte. Es lag die Gefahr 

vor, in das andere Extrem zu fallen. Praktisch ist dies tatsächlich eingetreten. Wir werden sehen, daß 

es auch theoretisch der Fall war. 

In der Tat hat der III. Kongreß die klare Perspektive auf die Weltrevolution durch ein allgemeines 

ökonomisches Schema ersetzt, das im einzelnen und methodisch viele Rückschritte zeigte. So ist es 

bezeichnend, daß z. B. der Begriff des I m per i a l i s m us  als der neuen und letzten Phase des Kapi-

talismus, den Lenin theoretisch immer in den Mittelpunkt gerückt hatte, noch in seiner großen Rede 

auf dem II. Kongreß der Komintern, in [388] den nun folgenden Dokumenten und offiziellen Bro-

schüren wieder durch den abstraften und unbestimmten „Kapitalismus“ ersetzt wird. Das war kein 

Zufall. Der Imperialismus ist der Kapitalismus auf höchster Stufe, da er die gesamten Erscheinungen 

der gesellschaftlichen Entwicklung zu einer gewaltigen Einheit zusammenfaßt und seinen Bewe-

gungsgesetzen unterwirft, da der Staat und mit ihm die Politik überhaupt als Moment des Akkumu-

lationsprozesses des Kapitals erscheint. Praktisch geworden ist dieser Begriff im Kriege. Die ganze 

bolschewistische Stellung zum Krieg hat hier ihre theoretische Wurzel. Den Begriff des Imperialis-

mus liquidieren, ihn auf den „rein ökonomischen“ des Kapitalismus reduzieren, war ein Rückschritt. 

Und in der Tat: hatte man vorher, wenn auch nur abstrakt, auf die politische Macht visiert, so zieht 

man sich jetzt in einen behaglichen „konkreten“ Oekonomismus zurück, beobachtet Konjunkturen, 

angelt Produktionsdaten „kühl bis ans Herz hinan“. 

Auch der Begriff der Krise wandelt sich. Lenin hatte in der Zeit der akuten Zersetzung 1919/20 von 

einer „revolutionären Krise“ der Nachkriegszeit gesprochen, also ganz unmißverständlich in direkter 
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Uebertragung des Krankheitsbildes auf die bürgerliche Gesellschaft als Ganze.*) Auf dem Umwege 

über die tatsächliche Wirtschaftskrise 1920 wird nun dieser Begriff der revolutionären Krise ver-

mengt mit der grundlegenden These des Endes des Imperialismus und des Anbruchs der Epoche der 

Weltrevolution, und beides zusammen verwandelt in eine Wirtschaftskrise. Zuerst in „Di e  Krise der 

kapitalistischen Weltwirtschaft“ (Varga). Als nun diese Krise wieder aufhörte, erfand man die For-

mulierung, auf die der III. Kongreß schonend vorbereitet hatte: es war e ine  Krise in einer Krisen -

pe r i ode . (S. Varga „Die Niedergangsperiode des Kapitalismus“.) Was war das Resultat dieser Me-

tamorphosen? Der ökonomisch-politische Gesamtprozeß des imperialistischen Niedergangs, mit sei-

nen Kriegen, Revolutionen usw. hat sich verwandelt in eine Periode von Wirtschaftskrisen, zahmen 

Marktverstopfungen, an deren Ende irgendwo oder irgendwann vielleicht eine Arbeiterregierung 

steht als traurige Mahnung an das „Endziel“. 

Repräsentativ für diese ganze theoretische Perspektive ist Genosse Var g a, in demselben Sinn wie 

man vielleicht Genossen Bucharin zum theoretischen Repräsentanten für die diplomatischen Illusio-

nen der ersten Epoche nehmen kann. Man hat die Hände frei, man kann „ökonomisch“ werden nach 

Herzenslust und häuft in der Tat Ziffer auf Ziffer, Broschüre auf Broschüre mit den interessantesten 

und seichtesten theoretischen Improvisationen, dünkt sich äußerst marxistisch gegenüber der Unreife 

der ersten Epoche. In der Tat liquidiert man den Marxismus. Man erfindet nach Bedarf allerlei „Bi-

lanztheorien“ in mehr als eindeutiger Anlehnung an bürgerliche Versuche (s. Pawlowski, „Deutsch-

land eine Kolonie?“), verdreht die Marxschen Begriffe der Akkumulation, der Krise usw. zu ganz 

sinnlosen und verschwommenen Vorstellungen und liefert im wesentlichen nur der opportunistischen 

Praxis den nötigen theoretischen Aufputz. 

Das Reparationsproblem z. B. existiert für diesen beschränkten Oekonomismus nicht mehr, daher die 

Ueberraschung und das Unverständnis der Ruhrbesetzung gegenüber, daher überhaupt die reformis-

tische und pazifistische Behandlung, die man dieser Grundfrage der Weltrevolution in dieser Periode 

angedeihen läßt. Man denkt nur „in Kontinenten“, d. h. in ganz abstrakten und von der Wirklichkeit 

losgelösten Begriffen, wie „Offensive“, „Welle“ usw., ist im übrigen auf lange Sicht eingestellt und 

wird erst durch den deutschen Oktober aus dem Schlaf gestört. 

Auf dem III. Kongreß hatte man trotz aller Fehler praktisch recht. Seit dem III. Kongreß aber ist 

allerlei passiert. Ein ganzer Abschnitt in der Geschichte der Internationale ist zu Ende. Die flache 

„Einheitsfronttaktik“, zu der sich die vom III. Kongreß inaugurierte neue Wendung ausgewachsen 

[389] hatte, hat Bankrott gemacht. Das ist eine Tatsache von grundlegender Bedeutung, von der der 

V. Weltkongreß bei allen seinen Arbeiten ausgehen muß. Damit aber hat auch die allgemeine – zu 

allgemeine – Perspektive des III. Kongresses Bankrott gemacht. Notwendig. Man könnte es behaup-

ten, auch ohne die spezielle Schuld dieser Perspektive an der Niederlage zu kennen, bloß aus dem 

Bewußtsein des notwendigen inneren Zusammenhangs heraus. Diese Schuld besteht aber tatsächlich 

in ganz eminentem Maße. Es muß heute unmöglich sein, vor dem Forum der Internationale dasselbe 

wiederzukäuen, nun schon zum dritten Mal, als ob inzwischen nichts geschehen wäre, wiederzukäuen 

mit der derselben Ruhe, als ob nicht inzwischen ein E. Pawlowski Broschüren vom Endkampf ge-

schrieben hätte, als ob nicht inzwischen die Komintern auf dem zentralen Schlachtfeld der Weltrevo-

lution, in Deutschland, eine schwere Niederlage erlitten hätte! 

Die offizielle Theorie hat die Contenance wiedererlangt, sie weiß von all diesen Dingen nichts mehr 

und will uns weismachen, daß inzwischen gar nichts geschehen sei. Aber sie wird sich so nicht aus 

der Patsche ziehen. Sie ist mitverantwortlich. Sollten die bisher beigebrachten Argumente nicht aus-

reichen, dies zu beweisen, so genügt es, zu fragen: W a s  ha t  d i e se  „Pe r spe k t i v e“ i n  pe r son a, 

was  haben  i h r e  Ver t r e t e r  z u r  heu t i gen  Lage  z u  sage n? Die Antwort liegt vor. Es ist die 

Broschüre des Genossen Varga, des Referenten auf dem Weltkongreß, über das Thema „Aufstieg 

oder Niedergang des Kapitalismus“. 

 
*) Siehe Protokoll des II. Kongresses S. 31 ff. Er spricht hier sogar von den „ökonomischen Wurzeln“ der Krise, kann also 

unmöglich darunter eine ökonomische Krise verstehen. 
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III. 

Um es kurz zu sagen: es ist die Ansage des theoretischen Bankrotts. Wir werden auf diese Broschüre 

noch an anderer Stelle zurückkommen. Hier kann sie nur im allgemeinen besprochen werden. Ihre 

Kritik zum Rückgrat des vorliegenden Artikels zu machen, ist nicht möglich, da sie selbst kein Rück-

grat hat. Sie ist ein Kaleidoskop von „Spezialfragen“, mit der Willkürlichkeit der Routine aus der 

Wirklichkeit herausgepflückt. Wollten wir alle diese Spezialfragen speziell erledigen, liefen wir Ge-

fahr, uns in Einzelheiten zu verlieren, die trotz ihrer Fehler und Unrichtigkeiten doch nur ein mit 

frischen Zahlen gewürzter Absud der sattsam bekannten früheren Kongreßbroschüren des Verfassers 

sind.*) So begnügen wir uns denn vorläufig damit, ihn selbst über seine Arbeit als Ganzes referieren 

zu lassen. Er schreibt. 

„Man wird uns mit vollem Recht den Vorwurf machen, daß unsere Darstellung unklar sei. Aber wir müssen 

wiederholen, daß die Unklarheit ... eben zum Wesen der gegenwärtigen Periode gehört.“ 

Wie man sieht: Genosse Varga ist stets modern, er trägt zu jeder „Periode“ den passenden theoreti-

schen Schlips. Jetzt ist die Modefarbe Tohuwabohu, daher auch seine Theorie Tohuwabohu. Das ist 

natürlich Geschmacksache. Aber er wird doch nicht der ganzen Komintern zumuten, seine Marotten 

zur offiziellen Mode zu machen und seine Unklarheit zu approbieren, weil „die Unklarheit eben zum 

Wesen der gegenwärtigen Periode gehört“. In der Tat ein seltsames Ansinnen. Eben we i l  sie zum 

Wesen der gegenwärtigen Periode gehört, was wir ja seit etwas längerer Zeit immer wieder sagen, 

und weil die Komintern diese Periode überwinden will und muß, eben deswegen ist es ihre Aufgabe, 

mit theoretischen Unklarheiten au fzu r äum e n, die Kur, die sie an der Welt vollziehen will, zuerst 

mal bei sich selbst zu beginnen. 

Wir können Genossen Varga übrigens über seine schmerzliche theoretische Unklarheit trösten. Prak-

tisch stellt er immer noch seinen Mann. Nicht jede unklare Theorie ist praktisch unklar. Im Gegenteil, 

oft reißt die theoretische [390] Verworrenheit den letzten Schleier von der praktischen Tendenz. Dies 

trifft in der Tat hier zu. Die Proschüre des Genossen Varga ist nichts anderes als die scheinwissen-

schaftliche, die „ökonomische“ Ouvertüre der offenen Liquidation des kommunistischen Programms. 

Es ist nicht schwer, dies festzustellen, selbst wenn man nun durch Jahre an diese ökonomische Me-

lodie gewöhnt ist. Es ist die Tendenz des Ganzen von A bis Z. Nehmen wir aber, um die Sache deut-

lich zu machen, ein corpus delicti. Wir haben oben über die Verwandlungen des Krisenbegriffs ge-

sprochen. Die Broschüre, die Genosse Varga zum IV. Kongreß schrieb, hat eine „Krisenperiode“ 

statuiert, wie wir gesehen haben. (S. „Die Niedergangsperiode“, S. 10.) Aber immerhin: diese Kri-

senperiode war zugleich die endgü l t i ge  „Niedergangsperiode des Kapitalismus“. In der neuen Bro-

schüre wird nun die interessante Frage angeschnitten, was nach (am „Ausgang“) der Niedergangspe-

riode komme (s. Seite 66). Zwar beruhigt uns Varga sofort, indem er versichert, „sie dauert noch an“. 

Aber die indiskrete Frage selbst hat etwas verraten, was sich nicht mehr verheimlichen läßt: Genosse 

Varga hat die These von de r  Niedergangsperiode aufgegeben. Die Frage wäre ja sonst ein Wider-

spruch in sich. Man erkundigt sich doch nicht bei einem notorisch Totkranken, was er „am Ausgang“ 

seiner Krankheit zu unternehmen gedenke. Varga liquidiert also ganz gemütlich den Niedergang des 

Imperialismus und die Epoche der Weltrevolution, diese theoretische und praktische Grundlage der 

Kommunistischen Internationale. Und er hat obendrein die Harmlosigkeit, sich dabei auf – Lenin zu 

berufen, der sie eben unter diesem Zeichen gegründet hat. Immer wieder weist er auf die bekannten 

Worte Lenins auf dem II. Weltkongreß hin: „Es gibt keine ausweglose Situation für die Bourgeoisie.“ 

Man muß sich schon absichtlich dumm stellen, um den Unterschied einer „Situation“ von einer „Pe-

riode“ oder „Epoche“ schon rein quantitativ nicht zu sehen. Aber für einen Marxisten sollte es doch 

eigentlich selbstverständlich sein, daß hier noch ein viel tieferer Unterschied vorliegt, nämlich der 

Unterschied zwischen dem Ausgang einer akuten „revolutionären Krise“ und dem allgemeinen 

 
*) Nebenbei: es ist in der Tat das System des „Unwohlstandsindex“: die Gliederung der Schrift ist fast dieselbe wie die 

ihrer drei Vorläufer. Geändert haben sich bloß einige Produktionsziffern in den einzelnen Rubriken und die durch sie 

ausgelösten allgemeinen Meditationen, die teilweise bloß der Entschuldigung inzwischen offenbar gewordener Fehler 

dienen. 
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notwendigen Gang der Entwicklung, dem Schicksal des Imperialismus überhaupt. Diesen Unter-

schied „übersieht“ Varga. 

Wenn er dann schließlich die Entscheidung darüber, ob Aufstieg oder Niedergang des Imperialismus, 

dem Proletariat anheimgibt, so ist das eine billige Ausflucht, die nur ihn selbst bloßstellt. Wie? Dazu 

all die Tabellen und Ziffern, um zu wissen, daß man nichts weiß? Um zu dem utopistischen Satz 

zurückzukehren, daß die Menschen nur zu wollen brauchen? Es zeigt sich hier, wie eng verwandt 

diesem scheinbar ungemein soliden Objektivismus, der mit gewöhnlichen Sterblichen nur mittels Ta-

bellen verkehrt, der luftigste Subjektivismus ist. 

Es ist aus Raumgründen unmöglich, ins Einzelne zu gehen, wie es nötig wäre, und an den speziellen 

Fragen und Begriffen die Liquidation des Ganzen aufzuzeigen. Zur Kennzeichnung der Tendenz 

seien hier noch einige Sätze wiedergegeben, in denen der Verfasser seine Perspektive zusammenfaßt. 

Er schreibt auf S. 13: 

„Die akute soziale Krise des Kapitalismus, die instinktive (!) unorganisierte (!) Rebellion der Arbei-

terklasse bei Kriegsschluß (!) erscheint im großen und ganzen als überwunden.“ 

Man staunt. Wozu jetzt, heute diese Fabelei von der „instinktiven Rebellion“? All das hat schon der 

IV., der III., ja schon der II. Kongreß festgestellt! Aber Genosse Varga weiß wohl, was er tut. Er 

schlägt auf die „instinktive Rebellion“ und meint – die Weltrevolution. Man darf sich durch die 

schmückenden Beiwörter nicht täuschen lassen. In der Tat bekommt er durch die Tötung dieses Po-

panz die Arme frei und kann nun ruhig die ganze Frage als eine bloße Wirtschaftskrise behandeln. Er 

kann nun seelenruhig und ohne der Wahrheit Gewalt anzutun, erklären: 

[391] „Die ökonomische Krise des Kapitalismus hat sich gemildert, ist aber nicht überwunden.“ Das 

ist eine Konjunkturfrage, die mit Weltrevolution als Epoche nichts zu tun hat. Hier läßt sich dann 

leicht eine intransigente Pose einnehmen. Wie ernst es unserm Autor damit ist, geht aus seiner allge-

meinen Perspektive hervor. Wollen wir diese Perspektive Vargas klar sehen, dann müssen wir ein 

Meines chemisches Reinigungsverfahren anwenden, um die störende „rote“ Appretur zu entfernen. 

Die Perspektive ist dann folgende. 

„Die ... Krise des Kapitalismus ... erscheint ... als überwunden. Hingegen erscheinen die ‚normalen‘ 

(!) Gegensätze der kapitalistischen Gesellschaft sehr verschärft ... Der ehrliche (!) ... Kampf des Pro-

letariats um die Verbesserung seiner Lage i nne r ha l b  (vom Verfasser selbst gesperrt!) des Kapita-

lismus ist ein Faktor ersten (!) Ranges zur Verhinderung der Ueberwindung der Krise ... selbst wenn 

... der normale Kapitalismus wiederhergestellt sein würde.“*) 

IV. 

Es ist unnötig, über diesen „Fall“ weitere Worte zu machen. Man wird natürlich eine sehr genaue 

Sektion vornehmen müssen, um daraus zu lernen. Dazu ist hier nicht der Platz. Hier soll nur ange-

deutet werden, in welcher Richtung sich die Kritik dieser Perspektive und damit auch die Arbeit des 

Weltkongresses in diesem Punkt seiner Tagesordnung bewegen muß. 

Genosse Varga hat dafür unfreiwillig selbst einen Fingerzeig gegeben. Er erklärt: 

„Ob der Ausgang der Niedergangsperiode der Sturz des Kapitalismus oder die Herstellung eines neuen welt-

wirtschaftlichen Gleichgewichts, eine neue Festigung des Kapitalismus sein wird, läßt sich r e i n  ö k o n o -

m i s c h  nicht entscheiden.“ (S. 66.) 

Man muß nun zuerst die verdorbene Terminologie verstehen. „Oekonomisch“ heißt hier t heo r e -

t i s c h. Varga meint nämlich, man muß die Theorie durch Schiller und den kategorischen Imperativ 

surrogieren. Nehmen wir die Worte aber in ihrem richtigen, unbeabsichtigten Sinn, so hat Genosse 

 
*) Man beachte: zuerst scheint die Krise überwunden, dann soll das Proletariat „ehrlich“ kämpfen, damit die schon über-

wundene nicht überwunden wird, und zwar auch dann, wenn – sie schon überwunden ist, das heißt der Kapitalismus 

schon wieder „normal“ geworden. Man weiß nach alldem, was man davon zu halten hat, wenn Genosse Varga hinzufügt, 

„wovon vorläufig nicht die Rede sein kann“. 
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Varga damit den Nagel und sich selbst auf den Kopf getroffen. In der Tat: „rein ökonomisch“ ist es 

nicht nur unmöglich, etwas über die Pe r spe k t i ve  der Weltrevolution auszusagen, sondern muß 

man heute logisch dazu gelangen, d i e  We l t r evo l u t i on  se l b s t  z u  l eugne n. Rein ökonomisch, 

das heißt beschränkt ökonomisch, vulgärökonomisch. Und das ist die Methode Vargas. Für ihn gibt 

es nichts Theoretisches, was über die Beschränktheit dieser Vulgärökonomie hinausgeht. Er dünkt 

sich darin noch besonders marxistisch. Er weiß nicht, daß diese Art Oekonomie gerade das Gegenteil 

des Marxismus ist, daß Marx’ Hauptwerk nicht eine Oekonomie neben anderen Oekonomien, sondern 

eine Kr i t i k  de r  Oe konom i e  ist. 

Wir werden in der kurzen Zusammenfassung am Schlusse auf diesen Punkt zurückkommen. Im all-

gemeinen aber ist zu sagen: die Kritik des Weltkongresses an der bisherigen opportunistischen und 

liquidatorischen Perspektive, die Entwicklung einer neuen wirklich kommunistischen Perspektive der 

Weltrevolution wird nicht so sehr im Zusammentragen von neuem und anderem Material, neuen und 

anderen Zahlen bestehen, nicht in der Entdeckung exorbitant neuer Tatsachen, sondern vielmehr im 

grundsätzlichen, marxistischen Erarbeiten der in der letzten Zeit reichlich und un-[392]kritisch ange-

häuften Zahlen und Tatsachen, in der wirklich revolutionären Kritik der Me t hod e. 

Diese Kritik muß aus dem praktischen Kampf in steter Beziehung auf den revolutionären Prozeß 

selbst geleistet werden, sie ist unmöglich ohne klare politische Stellung zu den brennenden Fragen 

der Einheitsfronttaktik, der deutschen Oktoberniederlage, die tatsächlich eine Niederlage der ganzen 

Komintern war. Die Aussprache darüber ist einem späteren Punkt der Tagesordnung vorbehalten. 

Das darf aber nicht hindern, die Frage prinzipiell schon vorher anzuschneiden. Und die Gelegenheit 

dazu wird um so mehr gegeben sein, als der erste Punkt der Tagesordnung den Leninismus betrifft, 

also die Methode der proletarischen Revolution, sowohl praktisch wie theoretisch. Der Leninismus, 

das heißt der von Lenin mobilisierte und auf den modernen Imperialismus angewandte Marxismus, 

ist der archimedische Punkt, von wo aus die opportunistischen Methoden der Einheitsfrontepoche, 

die sich nun offen als Liquidation darstellen, aufgerollt werden müssen, auf den gestützt wir zu einer 

klaren und eindeutigen Stellung der Grundfrage der Weltrevolution in ihrer gegenwärtigen Etappe, 

zu einer eindeutigen Pe r spek t i ve  de r  Wel t r evo l u t i on  kommen werden. 

Eben aus diesem Grund aber darf der revolutionäre Sinn des Leninismus nicht revidiert und verfälscht 

werden, er darf nicht mit eben den Illusionen und opportunistischen Tendenzen der Einheitsfrontepo-

che, die er aufheben muß und de facto aufhebt, identifiziert werden, wie es jetzt von verschiedener 

Seite versucht wird. Genosse Korsch hat in der letzten Nummer der „Internationale“ mit Recht ver-

langt, daß gegen diese Versuche der Fälschung ein Damm errichtet werde. Der Hieb ist die beste 

Parade. Der Damm kann nur errichtet werden durch rücksichtslose Kritik dieser Versuche und ihrer 

Vertreter auf Grund ihres po l i t i s chen  Bankrotts. Das wird um so leichter sein, als die Exponenten 

und geistigen Väter der Oktoberniederlage nun zum Teil auf der Tribüne des Kongresses als Refe-

renten wiedererscheinen werden. 

V. 

Diese rücksichtslose Kritik kann aber nicht ausgeführt werden durch individuelle Exzesse, wie sie sich 

Genosse Boris in der letzten Nummer der „Internationale“ geleistet hat. Man muß zugeben, daß seine 

Kritik zum Teil durch die sozialdemokratischen Abweichungen in der Theorie und Praxis hervorgeru-

fen ist. Aber sie bleibt trotz alles Zähnefletschens selbst sozialdemokratisch. Sie zieht sich dem Op-

portunismus gegenüber in einen scheinorthodoxen Primitivismus zurück und versucht die Fehler „von 

hinten“ zu kritisieren, nämlich aus der Position Rosa Luxemburgs vor dem Kriege. Daher kommt sie 

nicht über ein giftiges Zersetzen aller nicht ganz vorschriftsmäßigen Begriffe hinaus und schüttet das 

Kind mit dem Bade aus. Sie ist nicht nur ungerecht, z. B. gegen Genossen Bucharin, ihre Ungerech-

tigkeit erhält ein politisches Gesicht. Sie rennt gegen die Grundlehren des Leninismus an im Namen 

einer falsch verstandenen marxistischen Orthodoxie und ist in ihrer Tendenz antibolschewistisch. Sie 

ist in den wesentlichen Punkten gefährlicher als die Gefahr, gegen die sie anzukämpfen vorgibt. 

Daß diese Orthodoxie übrigens bloß oberflächlich ist, zeigt mehr als eine Stelle. So sagt z. B. Gen. 

Boris auf S. 338, „die Produktionsverhältnisse allein genommen sind ein Gegenstand der 
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Rechtswissenschaft“. Er hat also von dem springenden Punkt der Marxschen Dialektik keine Ahnung 

und macht ganz bürgerliche Fehler à la Stammler. So setzt er die gesellschaftliche Dialektik mit „An-

tagonismus“ gleich (S. 329). Es ist dann verständlich, daß er den ganzen gesellschaftlichen Prozeß 

und seinen Grundwiderspruch für einen Gegenstand der politischen Oekonomie erklärt, rein ökono-

misch [393] erschöpfen zu können glaubt. Auch ihm ist es noch nicht aufgegangen, daß der Marxis-

mus mehr ist als politische Oekonomie.*) 

Und in der Tat, er treibt denselben Oekonomismus wie Varga, nur anders pointiert, rennt in denselben 

Punkten offen gegen den Leninismus an, die Varga stillschweigend unterschlägt. Das sind gerade die 

Punkte, an denen Lenin über den verfälschten sozialdemokratisch ökonomistischen Marxismus zum 

echten revolutionären Marxismus vorstößt. 

Natürlich sagt Genosse Boris auch vieles Richtige, so gegen die Finanzkapitaltheorie, den Mißbrauch 

des Begriffes Krise usw. Aber diese einzelnen Perlen verschwinden in dem Wust scholastischen Ei-

fers. Boris hat offenbar ein paar Formeln sehr gut auswendig gelernt und faucht nun gegen alles, was 

irgendwie anders klingt. Für die praktischen Tatsachen scheint er überhaupt keinen Blick zu haben. 

So fällt denn der einzige Versuch, wo er eine Tatsache zu erklären unternimmt, zugleich der Clou 

seiner ganzen theoretischen Position, einfach kläglich aus. Wir meinen die Erklärung der Preisstei-

gerung seit 1900 (tatsächlich beginnt sie schon 1890) als „Wertsteigerung infolge erhöhten Verschlei-

ßes von c, dies wiederum infolge erhöhter Planmäßigkeit“. Das ist ein kompletter Unsinn und im 

Grunde nur ein Dreh, der das Marxsche Wertgesetz Einzeltatsachen zuliebe in sein Gegenteil ver-

kehrt, ohne sich die Mühe zu geben, seine konkreten Erscheinungsformen zu untersuchen in Bezie-

hung auf den Gesamtprozeß der imperialistischen Akkumulation. Nebenbei: Boris kennt den Begriff 

des Imperialismus überhaupt nicht. Es trifft auf ihn vice versa all das zu, was wir vorher über den 

Oekonomismus Vargas gesagt haben. 

Wie richtig dies ist, beweist die Prüfung der praktischen Seite. Worauf will Boris hinaus? Was ist seine 

Perspektive? Die Antwort darauf ist nicht schwer, obwohl es schwer hält, derartig schöne corpora 

delicti zu finden wie bei Varga. Aber man muß Sinn haben für den Geist eines Artikels. Der Geist 

dieses Artikels von Boris ist: die Produktivkräfte (nebenbei: „der höchste Begriff der Menschheit“) 

sind ungeheuer gewachsen, die Welt erst zu einem kleinen Teil kapitalistisch, daher Abkehr von den 

lumpigen deutschen Verhältnissen: es kommt ein ungeheurer Weltaufstieg des Kapitalismus, also ver-

setzen wir uns flugs in die Psyche der sozialdemokratischen Linken zur Zeit der Hottentottenwahlen! 

Auch  Bor i s  l i qu i d i e r t. Und er liquidiert gründlicher. Er liquidiert bewußt, theoretisch, scheinbar 

orthodox marxistisch. Es wäre der größte Fehler, wollte man der Internationale dieses Bor-Präparat 

einflößen als Remedium gegen das Vargalin. Der Weltkongreß muß Genossen, die auf diesem Wege 

sind, sehr energisch zur Ordnung rufen. Freilich: er wird es nur können, wenn er die opportunistische 

Krankheit an ihrer Wurzel ausreißt und zuerst die Liquidatoren do r t  rücksichtslos bekämpft, wo sie 

als Repräsentanten einer ganzen Epoche auftreten. 

VI. 

Wir schließen. Die Aufgabe dieser Zeilen war die Kritik. Eine eingehende und exakte pos i t i ve  

Entwicklung der Perspektive der Weltrevolution vom Standpunkt des Leninismus – und nur von die-

sem Standpunkt aus gibt es überhaupt eine Weltrevolution, die nicht bloß Phrase ist – behalten wir 

einer kommenden Gelegenheit vor. Wir können hier nur die Hauptpunkte in ganz gedrängter Form 

zusammenfassen. 

1. Auszugehen ist vom I m pe r i a l i sm us  als der letzten Phase des Kapitalismus. Er ist nicht als 

Zustand, sondern als ökonomisch-politischer Prozeß zu begreifen, und zwar als Akkumulationspro-

zeß des Gesamtkapitals. 

 
*) „Politische“ heißt in dieser Verbindung nur so viel wie „Volks“- im deutschen Wort Volkswirtschaft, nicht „politisch“ 

im Gegensatz zu rein ökonomisch, wie kürzlich irgendwo zu lesen stand. 
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2. Der i m pe r i a l i s t i s che  Kr i eg  ist keine „Krise“, aber auch keine bloß militärische Wirkung 

ökonomischer Ursachen, sondern selbst eine ökono-[394]mische Tatsache, eine ganz bestimmte 

Form des Prozesses der imperialistischen Akkumulation. Er bedeutet zugleich die Kulmination des 

Imperialismus als historischer Epoche, den Beginn seines Niedergangs und den Anbruch der Epoche 

der Weltrevolution. 

3. Dieser unabwendbare N i ede r gang  de s  I mpe r i a l i smus  ist keine beschränkt ökonomische 

Erscheinung und aus bloßen Wirtschaftsdaten nicht zu beweisen. Die Friedensverträge, Macht- und 

Schuldenverhältnisse, die das ablaufende Gewässer des Krieges zurückgelassen hat, sind vielmehr 

Erscheinungsformen und notwendige ökonom ische  Momente dieses Niedergangs, die erst seine 

historische Endgültigkeit statuieren. Sie sind zugleich Existenzbedingungen und Fesseln des Imperi-

alismus in der Niedergangsepoche. 

4. Im engern Sinne ökonomisch ist diese Epoche charakterisiert durch ein Forcieren der Akkumula-

tion trotz Verengerung und Schwinden der reellen Akkumulationsmöglichkeiten. Worunter keines-

wegs das „nichtkapitalistische Milieu“ zu verstehen, überhaupt keine von außen herangetragene, son-

dern eine aus dem Gesamtprozeß selbst als kapitalistischem resultierende Schranke. Die Preissteige-

rungen (nicht Wertsteigerungen) und Preisverschiebungen („Schere“), die Agrarkrise, das „Valu-

tachaos“, die Auspowerung der Mittelschichten usw., alle die Tatsachen die man überall einzeln zu-

sammenklaubt, sind nur Erscheinungsformen dieser Grundtatsache. 

5. D i e  Wel t r evo l u t ion  ist kein allgemeines gleichmäßiges Kämpfen allerorten und auf Grund 

gleichmäßiger Verschärfung der Wirtschaftslage, kein Kommen und Gehen von politischen „Wellen“ 

auf Grund einer Periode von Wirtschaftskrisen, sondern ein reicher historischer Prozeß, der sich ent-

zündet, seine Gliederung und seine Brennpunkte findet eben durch den imperialistischen Krieg und 

dessen weltpolitische Erbschaft. Die Schuldenfragen werden umgekehrt zu zusammenfassenden For-

meln für die einzelnen Etappen der Weltrevolution und zu Hebeln für die Strategie der Kommunisti-

schen Partei. 

6. D i e  Repa r a t i ons f r age  ist das Kernstück des gegenwärtigen imperialistischen Weltsystems, ver-

körpert im Versailler Vortrag. Sie ist in diesem Sinne zugleich die Gr und f r age  de r  We l t r evo l u -

t i on  in der gegenwärtigen Periode. Dialektisch, d. h. in Beziehung auf die ökonomische und politische 

Gesamtheit und aus dem revolutionären Prozeß heraus begriffen, ist sie unlösbar. Diese Unlösbarkeit 

ist nur der konkrete historische Ausdruck für den unabwendbaren Sturz des Imperialismus. 

7. Die Reparationsfrage kann nicht gelöst oder aufgelöst, sie kann nur aufgehoben werden durch die 

mit Unterstützung des klassenbewußten Proletariats der Welt durchgeführte siegreiche Revo l u t i on  

i n  Deu t s ch l an d. Deutschland ist derzeit das Hauptschlachtfeld, die deutsche Revolution die 

nächste Etappe der Weltrevolution. 

Dies ist in wenigen Strichen die Perspektive der gegenwärtigen Epoche. Man verstehe richtig: es 

handelt sich hier um die Pe r spe k t iv e, nicht um den Te r m i n. Diese zwei Dinge sind – obwohl sie 

praktisch mehr oder weniger zusammenfließen – theoretisch streng zu scheiden. Es ist unwahr, daß 

wir uns von den Rechten und Liquidatoren aller Schattierungen bloß dadurch unterscheiden, daß wir 

schon für morgen Revolution prophezeien, sie erst für übermorgen. Auf die klare S t e l l ung  de r  

Gr und f r ag e, d i e  e i nde u t i ge  Bestimmung der Perspektive kommt es an, nicht auf chronologi-

sche Sterndeuterei. Lenin hat 1906 im Termin unrecht gehabt, in der Stellung der Grundfrage der 

Revolution hat er Recht behalten. Die Menschewiki schienen zwar negativ im Recht hinsichtlich des 

Termins – post festum –, in der Festlegung der Perspektive aber zeigten sie sich als Liquidatoren: sie 

wandten ihre Augen nach Westen und erwarteten das Heil von einer zivilisierten europäischen Revo-

lution. Auch heute gibt es eine Menge „Menschewiki“ bei uns, die von einer „europäischen [395] 

Revolution“ schwätzen, meist ohne klar zu sagen, was sie darunter verstehen. Noch gibt es kein ka-

pitalistisches Paneuropa. Gerade die Unmöglichkeit, es zu schaffen, ist ein wesentliches Moment des 

imperialistischen Niedergangs. Was soll also die Phrase von der europäischen Revolution? Kein 

Zweifel: es ist ein Verzicht auf die deu t s che  Revolution. Nun steht es aber nicht in unserem Belie-

ben, die Marschroute der Weltrevolution jeden Tag zu ändern, nach Geschmack neue Perspektiven 
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zu improvisieren. Die russische Revolution schon hat diese Marschroute festgelegt. Ein Verzicht auf 

die deutsche Revolution ist ein Verzicht auf die internationale Vollstreckung dessen, was die russi-

sche Revolution begonnen, die Aufgabe der deutschen Revolution ist die Aufgabe der russischen 

Revolution, ist die L i qu i da t i on  de r  We l t r evo l u t i on  übe r haup t. 

Darüber muß sich der Kongreß vollkommen klar sein: er muß eindeutig die Perspektive festlegen und 

dem liquidatorischen Treiben ein Ende setzen. Wir sind überzeugt, daß er, der sich unter das Bauner 

Lenins gestellt hat, diese Aufgabe erkennen und durchführen wird. 

* 

Die Arbeiterregierung und die Lehre vom Staat.  
Von H o r s t  F r ö h l i c h. 

Von der Theorie zur Praxis. 

Unklare, falsche Formulierungen revolutionärer Begriffe und Parolen entspringen nicht nur mangeln-

dem Wissen, theoretischer Schwäche, ungenügender Schulung, sondern sind Signale einer mensche-

wistischen Politik oder zumindestens rechter (oder „linker“) Tendenzen, Abweichungen von der re-

volutionären Linie. Das zeigten schon die alten theoretischen Kämpfe Lenins mit seinen Gegnern 

(Martow, Struve usw.), die von den westeuropäischen Arbeiterführern als Haarspaltereien ohne prak-

tischen Zweck verschrieen wurden, bis die Geschichte Lenin recht gab. Das zeigten jüngst die Vor-

gänge in der Deutschen KP, die falschen Formulierungen der Arbeiterregierung und anderer Begriffe 

und die falsche Praxis bei der Verwirklichung der Arbeiterregierung in Sachsen und Thüringen. Die 

Geschichte hat der Linken in der KPD recht gegeben, die in den falschen Formulierungen Brandlers 

und seiner Anhänger mehr  als theoretische Schwäche sah. 

Der 9. Parteitag hat den rechten Flügel in der Partei liquidiert, die falschen Formulierungen in der 

Frage der Arbeiterregierung, der Einheitsfront, der Rolle der SPD und der KPD zurückgewiesen und 

einmütig die Fehler der sächsischen Politik verdammt. Trotzdem ist die Frage der Arbeiterregierung, 

um speziell diese Frage herauszuheben, noch nicht endgültig geklärt. Wir besitzen, trotz monatelan-

ger Debatten, zwar die Sinowjewsche Einteilung der Arbeiterregierung in vier mögliche Arten, aber 

noch nicht eine einzige, klare, eindeutige, umfassende Definition des Begriffes „Arbeiterregie-

rung“, wie sie Lenin für jeden Begriff zu geben pflegte, bevor er eine Debatte begann. 

Was ist eine Arbeiterregierung? 

Was ist eine Arbeiterregierung? Eine Regierung, die von Vertretern von Arbeiterparteien gebil-

det wird. Die Schwierigkeit beginnt erst bei der Definition des Begriffes „Arbeiterpartei“. Für das 

Wesen, den Klassencharakter einer Partei gibt es drei Kennzeichen: die soziale Zusammensetzung, 

das Programm und die Praxis. Würden wir das dritte Kennzeichen als einzig maßgebendes nehmen, 

so gäbe es in jedem Lande nur e ine  Arbeiterpartei: die Kommunistische. Ausschlaggebend im 

Sprachgebrauch dürften jedoch die beiden ersten Kennzeichen sein. Infolgedessen [396] zählen die 

sozialdemokratischen Parteien, die Parteien der 2. Internationale zu den Arbeiterparteien. Mit der 

Verschärfung des Klassenkampfes und der immer stärkeren Rechtsschwenkung der sozialdemokra-

tischen Parteien bis ins Lager des Faschismus verlieren die sozialdemokratischen Parteien immer 

mehr das Recht, nach ihrer Zusammensetzung, nach ihrem Programm und besonders nach ihrer Pra-

xis, sich weiter Arbeiterparteien zu nennen. Immerhin können in den meisten kapitalistischen Staaten 

die sozialdemokratischen Parteien auf Grund ihrer sozialen Zusammensetzung und ihres Programms, 

trotz bürgerlicher, ja reaktionärer Politik, nach dem Sprachgebrauch heute noch als Arbeiterparteien 

bezeichnet werden. 

Man kann formell d re i  Arten von Arbeiterregierungen unterscheiden: 

1. zusammengesetzt nur aus Vertretern der Sozialdemokratie (bezw. anderer Parteien der 2. Interna-

tionale), 

2. zusammengesetzt nur aus Kommunisten, 

3. zusammengesetzt aus Vertretern beider Parteien. 
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Alle drei Arten nennt man Arbeiterregierungen, obwohl die erste (die Regierung der Volksbeauftrag-

ten in Deutschland, die Arbeiterregierung in England usw.) eine rein bürgerliche, die zweite eine rein 

proletarische Politik treibt, eine Regierung der proletarischen Diktatur ist. 

Diese Einteilung der Arbeiterregierung in drei verschiedene Formen ist – wie gesagt – rein formal. 

Sie sagt über den Klasseninhalt der Arbeiterregierung garnichts aus. Auf den Klasseninhalt, als die 

wichtigste Frage der Arbeiterregierung, gehen wir später ein. 

Wenn wir Kommunisten die Losung „Arbeiterregierung“ herausgaben, dachten wir weder an eine 

rein sozialdemokratische, noch an eine rein kommunistische Regierung. Wenn Sinowjew behaup-

tet, unsere Parole „Arbeiterregierung“ war nur als Synonym (ein anderes Wort mit derselben Bedeu-

tung) der Parole „Diktatur des Proletariats“ gedacht und wurde nur deshalb ausgegeben, weil sie für 

den einfachen Arbeiter leichter verständlich und verlockender ist, so ist das nicht ganz richtig. Wenn 

wir auch noch so offen den diktatorischen Charakter der Arbeiterregierung hervorgehoben hätten – 

wir taten es in Deutschland sehr wenig –, so hätte doch jedermann zwischen beiden Losungen einen 

Unterschied festgestellt: Die Bildung der Regierung der Diktatur des Proletariats erschien jeder-

mann nur möglich durch die KPD. Die Arbeiterregierung jedoch, die wir propagierten, wurde all-

gemein aufgefaßt als eine gemeinsame Regierung von Vertretern der SPD und der KPD. Diesen 

wesentlichen Unterschied, der vielleicht nirgends klar und scharf ausgesprochen wurde, der aber 

überall in der Vorstellung mit beiden Begriffen verknüpft ist, dürfen wir nicht übersehen. Man soll 

doch den Arbeiter nicht für so dumm halten, daß er bloß des neuen Wortes wegen für die Arbeiterre-

gierung eintritt, während er die Diktatur des Proletariats bekämpft. Nein, der größeren Zugkraft des 

Wortes „Arbeiterregierung“ liegt der Glaube der Massen zugrunde, daß nur die Zusammenfassung 

der gesamten Arbeiterschaft auf dem Boden des Klassenkampfes ihr die nötige Stoßkraft verleiht, 

um den Ansturm gegen das kapitalistische System zu wagen, und daß die Bildung einer gemeinsamen 

Regierung der KPD und SPD das Zeichen ist und die Gewähr bietet für diese revolutionäre Zusam-

menfassung der Arbeiterklasse. Hierbei spielt allerdings die Illusion, daß die Sozialdemokratie als 

Partei heute noch auf dem Boden des Klassenkampfes stehe, bei den sozialdemokratischen Arbeitern 

eine ebenso verhängnisvolle Rolle, wie die bis in die Reihen unserer besten Funktionäre verbreitete 

Hoffnung, daß die z ah lenm äß i ge  Zusammenballung von Arbeitermassen genüge, ohne den Grad 

ihrer revolutionären Reife in Rechnung zu stellen. Auf diesen Tatsachen fußend, von ihnen ausge-

hend, um sie zu überwinden, gaben die Kommunisten die Losung der „Arbeiterregierung“ heraus, 

um erstens den revolutionären Zusammenschluß der Arbeiterschaft, zweitens das Vertrauen zur 

Kommunistischen Partei auf Grund ihres Kampfes für die geschlossene [397] Arbeiterfront, und 

drittens die Enthüllung des konterrevolutionären Charakters der Sozialdemokratie und ihrer 

Führer, die die Bildung dieser gemeinsamen Regierung sabotieren, zu fördern. Daß dem immer so 

war, von den ersten Tagen dieser Losung an, wenn wir es in Deutschland auch zeitweilig vergaßen, 

beweist das Angebot, das Lenin 1917, kurz vor der Machteroberung durch die KPR, an die Sozialre-

volutionäre richten wollte: eine gemeinsame Regierung, verantwortlich allein den Sowjets, zu bilden. 

Welchen Kla s sencha ra k t e r  würde eine solche Arbeiterregierung besitzen? 

Eine Regierung ist diejenige Körperschaft, die an der Spitze des Staates steht. Ist der Staat kapita-

listisch, so ist die Regierung kapitalistisch, gleichgültig, aus Vertretern welcher Parteien sie zusam-

mengesetzt ist, und wären es selbst Kom m uni s t e n. Der bürgerliche Staatsapparat bleibt bürgerlich 

in allen seinen Teilen, gleichgültig, wer an seiner Spitze steht. Er kann nicht umgewandelt, nicht 

im Interesse des Proletariats verwandt, sondern nur zerschlagen, zertrümmert werden. Das ist 

die alte Lehre von Karl Marx, die uns Lenin eingehämmert und als sein wichtigstes Erbe hinterlassen 

hat. Das steht in „Staat und Revolution“. Und das haben zeitweilig nicht nur Brandler und viele andere 

führende Genossen vergessen. Selbst S i nowj ew  hat in seinen Aufsätzen „Pr ob l em e  de r  deu t -

s chen  Revo l u t i o n“, die unter diesem Titel als Broschüre erschienen sind, Formulierungen ge-

braucht, die unmarxistisch sind. So schreibt er in dem Artikel „Die Arbeiterkasse, die Kommunis-

ten, die Sozialdemokraten“ auf Seite 35: 
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„Der Eintritt der deutschen Kommunisten in die sächsische Regierung hat nur dann Sinn, wenn er die sichere 

Garantie dafür bietet, daß der Apparat der Staatsmacht t a t s ä c h l i c h  d e r  A r b e i t e r k l a s s e  z u  d i e n e n  

b e g i n n t  von Sinowjew gesperrt!), daß Hunderttausende von Arbeitern zum Kampf gegen den bayerischen 

und alldeutschen Faschismus bewaffnet werden, daß nicht nur in Worten, sondern in der Tat eine Massenaus-

treibung der bürgerlichen Beamten aus dem Staatsapparat beginnt, wo sie sich zum Teil noch als Erbstücke 

aus Wilhelms Zeiten vorfinden, daß unverzüglich wirtschaftliche Maßnahmen revolutionären Charakters 

durchgeführt werden, die die Bourgeoisie in entscheidender Weise treffen.“ 

Es handelt sich um den bü r ge r l i chen  Staatsapparat. Dieser kann der Arbeiterklasse weder dienen, 

noch zu dienen beginnen. Tritt man mit solchen Illusionen in die Regierung ein, dann endet man 

folgerichtig, wie Brandler und die anderen kommunistischen Minister geendet haben. Oder sollte das 

„Dienen“ des Staatsapparates, seine Ausnutzung gerade in der von Sinowjew geforderten Bewaff-

nung von 100.000 Arbeitern, in der Verjagung reaktionärer Beamter usw. bestehen? Wir bewaffnen 

100.000 Arbeiter niemals, weil ein Kommunist Minister eines bürgerlichen Staates geworden ist, 

sondern nur dann, wenn er die proletarischen Organisationen als seinen Staatsapparat betrachtet, dem 

er verantwortlich ist, und auf den gestützt er dem bürgerlichen Staatsapparat die Waffen entreißt, 

seine Beamten verjagt usw. Daß dies in Sachsen nicht geschehen ist, stellt eine der schwersten Sünden 

der Brandler und Heckert dar.) Gewiß stützt er sich hierbei auf die bereits sich zersetzenden proleta-

rischen und halbproletarischen Schichten des bü r g e r l i chen  Staatsapparates, die zu uns überzuge-

hen beginnen. Das ist jedoch weder ein „Dienen der Staatsmacht für die Arbeiterklasse“, noch ein in-

Dienst-stellen der Staatsmacht durch die Arbeiterklasse für sich selbst, noch der „Beginn“ einer sol-

chen Wandlung des Klassencharakters des Staates, sondern die Organisierung seiner Zersetzung, Be-

kämpfung, Vernichtung. Und diese Aufgabe durchzuführen, beginnen wir bereits, bevor wir einen 

kommunistischen Minister haben. 

Dann ist also die Arbeiterregierung eine Utopie und die Propaganda hierfür sinnlos? Durchaus nicht. 

Gerade das Beispiel Lenins im Oktober 1917 und die geschichtlichen Ereignisse vor dem Oktoberum-

sturz geben uns hier wichtige Lehren. 

[398] Die Errichtung der proletarischen Diktatur geht nicht so vor sich, daß bis zu dem und dem Tage 

und der und der Stunde die bürgerliche Regierung und der bürgerliche Staatsapparat existieren und 

von diesem bestimmten Zeitpunkt an die proletarische Regierung und der proletarische Staatsapparat, 

sondern der spätere proletarische Staatsapparat bildet sich schon innerhalb des kapitalistischen 

Staates, und zwar als Kampfapparat gegen den bürgerlichen Staat, wie Lenin klar und scharf in 

„Die Diktatur des Proletariats und der Renegat K. Kautsky“ sagt. Als Kau t s ky  in seiner Broschüre 

„Die Diktatur des Proletariats“ den Bolschewiki den Vorwurf machte, daß sie die Sowjets aus de r  

Kam pf o r gan i s a t i on  einer Klasse zur S t aa t s o r gan i sa t i on  gemacht hätten, verhöhnte ihn 

Len i n  in der genannten Broschüre: Was Kautsky fordere, die politischen Arbeiterräte sollten eine 

Kam pf o r gan i s a t i on  der Arbeiterschaft bleiben, aber nicht zum proletarischen Staatsapparat 

werden, heiße: „Arbeiter, kämpfet, aber wagt es nicht zu siegen!“ Und Lenin betonte in diesem Ka-

pitel „Die Räte dürfen nicht zu Staatsorganisationen werden“ immer wieder: der Kampfapparat der 

Arbeiterschaft muß den bürgerlichen Staat zerstören und zum proletarischen Staatsapparat werden. 

Ebenso wie der proletarische Staatsapparat bildet sich die proletarische Regierung schon innerhalb 

des kapitalistischen Staates als die leitende Instanz des proletarischen Kampfapparates, der in 

erster Reihe natürlich ein politischer (und militärischer) ist und daher die politischen Arbeiterräte zur 

Grundlage haben muß. Doch darauf kommen wir später zurück. 

Zwischen der Periode, in der die Bourgeoisie noch stärker ist als das Proletariat und infolgedessen 

noch der bürgerliche Staatsapparat und die bürgerliche Regierung herrschen, und der Periode, in der 

der bürgerliche Staatsapparat zertrümmert, die bürgerliche Regierung unschädlich gemacht und die 

Diktatur des Proletariats errichtet ist, liegt eine kürzere Periode, in der sich beide Klassenkräfte 

ungefähr die Wage halten, die bürgerliche Regierung bereits im Wanken, die proletarische Kampf-

regierung jedoch noch nicht an der Macht ist, die bürgerliche Regierung bereits vor dem Sturze steht 

und die proletarische Regierung schon halb legal, halb offiziell nach der Macht greift. 
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Das ist ein Moment, in dem die Parole der Arbeiterregierung besonders zündend wirkt und ihr Sinn 

und Zweck restlos jedem Arbeiter und Werktätigen klar wird, nämlich nicht eine halbparlamentari-

sche Koalitionsregierung des Kompromisses der KPD mit der SPD, nicht Fleisch, nicht Fisch, son-

dern eine proletarische Kampfregierung gegen die Bourgeoisie, gegen ihren Staatsapparat, gegen ihre 

Regierung zu sein, sei diese eine parlamentarische, halbparlamentarische oder offen diktatorische. 

Das heißt nicht, daß, bevor diese Situation eintritt, die Parole der Arbeiterregierung wirkungslos ist 

und nicht ausgegeben werden soll. Wenn wir stets deutlich nicht nur den diktatorischem, unparla-

mentarischen Charakter der Arbeiterregierung, sondern ganz besonders ihren Kl a s sencha r a k te r, 

die Arbeiterkampforganisationen als die Grundlage ihrer Macht, als den künftigen Staatsapparat des 

Proletariats aufzeigen, wird die Losung der „Arbeiterregierung“ in der vorrevolutionären Periode 

propagandistisch gut wirken und keine demokratischen Illusionen und unmarxistischen Gedanken-

gänge erzeugen. 

Wenn in Deutschland die Kommunisten die Arbeiterregierung in den  Ländern propagierten, in denen 

eine parlamentarische Mehrheit der KPD- und SPD-Vertreter gegenüber den bürgerlichen Abgeord-

neten bestand, war das an und für sich nicht falsch, wenn man in dem parlamentarischen Wahlresultat 

ein Zeichen des hohen Klassenbewußtseins der Arbeiterschaft und nicht einen organisatorischen 

Stützpunkt der Arbeiterregierung, einen Anknüpfungspunkt für unsere Propaganda für die 

Arbeiterregierung sah. Eine Arbeiterregierung, an der Kommunisten teilnehmen, kann nur auf den 

politischen Arbeiterräten als den politischen Kampforganen, die damit zu proletarischen Staatsorga-

nen werden, fußen. [399] 

Der Ersatz für politische Arbeiterräte. 

In Sachsen wurde der Versuch gemacht, eine sozialdemokratisch-kommunistische Arbeiterregierung, 

gestützt auf Gewerkschaften und Betriebstäte, zu errichten. Genügen diese Fundamente zur Errich-

tung einer Arbeiterregierung? Nein! 

Die Bildung einer Arbeiterregierung bedeutet nicht nur den Kampf um die Macht, um die Errichtung 

der proletarischen Diktatur, sondern ein sehr weit fortgeschrittenes Stadium dieses Kampfes. Sie 

bedeutet, daß die illegale Kampfleitung bereits halblegal auftritt, sie bedeutet die Legalisierung der 

Revolution. Das Proletariat steht bereits ganz dicht vor der Machtergreifung, wenn es derart offen, 

legal und selbstherrlich nach der Macht greift. 

Lenin hat uns gelehrt, daß man mit der Bildung politischer Arbeiterräte nicht spielen soll, um den 

Gedanken daran nicht zu diskreditieren. Erst wenn man ernstlich entschlossen ist, den Kampf um die 

Staatsmacht aufzunehmen, darf man sie bilden. Dann m uß  man sie bilden. Um wie viel mehr sind 

politische Arbeiterräte in einem Stadium des Kampfes um die Staatsmacht notwendig, das so weit 

fortgeschritten ist, daß man bereits an die Bildung einer Arbeiterregierung herangeht! 

Ganz abgesehen also von allen anderen Kennzeichen, zeigte allein das Fehlen politischer Arbeiterräte 

in Sachsen wie im ganzen Reich, daß die Bildung einer Arbeiterregierung verfrüht war. 

Nach dem Schaden wird man klug. Jetzt nach dem sächsischen Hereinfall hören wir nicht nur von 

verschiedenen Führern unserer Partei, sondern auch von internationaler Seite, daß es ein großer Feh-

ler von uns war, daß wir im Oktober 1923 nicht die Bildung politischer Arbeiterräte propagierten und 

vornahmen. Ich habe mir selbst bereits im Oktober 1923 sehr aufmerksam die Frage vorgelegt, ob 

die Betriebsräte in Deutschland dieselbe Rolle spielen werden wie in Rußland, ob eine proletarische 

Revolution ohne politische Arbeiterräte bei uns ein Zeichen der Unreife der Situation oder der ande-

ren Entwicklung der Revolution in Deutschland als in Rußland ist. Es war ein verhängnisvoller Fehler 

der Partei, daß wir teils aus Unverständnis für die Bedeutung dieser Fragen, teils aus einem Gefühl 

der inneren Unsicherheit und theoretischen Schwäche heraus damals diese Fragen vor der Parteiöf-

fentlichkeit nicht aufrollten. 

Sinowjew, der heute sehr gut über die politischen Arbeiterräte spricht, hat damals die Frage wenigs-

tens offen angeschnitten, wenn auch falsch beantwortet. Er schreibt in seinem Artikel „Die Gewerk-

schaften, die Betriebskomitees, die Arbeiterräte“ auf Seite 45: 
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„Im allgemeinen kann man sagen, daß jene Funktionen, die bei uns in Rußland zwischen Februar und Oktober 

des Jahres 1917 von den Arbeiterräten und Betriebskomitees ausgeführt wurden, im jetzigen Deutschland von 

den Betriebsräten allein ausgeübt werden. In vielen Beziehungen sind das, im Grunde genommen, einfach 

Arbeiterräte. Und darin besteht die ungeheure Bedeutung der Bewegung der Betriebsräte Deutschlands. Darin 

besteht die allgemeine, internationale Bedeutung einer großen Arbeiterbewegung in jedem Lande, sobald die 

Ereignisse heranreifen.“ 

Die falsche Ansicht Sinowjews von den Funktionen, die die Betriebsräte in Deutschland ausübten, 

mag zum Teil auf falschen Informationen beruhen. Gerade die Vorgänge in Deutschland zeigten, daß 

die Schwäche und Unreife der politischen Bewegung und das Fehlen der politischen Arbeiterräte 

einander gegenseitig bedingten. (Wir wollen hiermit durchaus nicht ableugnen, daß eine richtige 

starke Führung der Massen durch die KPD die politische Bewegung hätte s t e i ge r n  können und 

m üsse n.) Es ergab sich nicht nur, daß sich die Betriebsrätebewegung nur bis zu einem gewissen 

Grade politisieren ließ, daß sich die Betriebsräte außerstande zeigten, die Ausgaben der politischen 

Arbeiterräte zu übernehmen, son-[400]dern daß infolge des Fehlens politischer Arbeiterräte als eines 

festen politischen Zentrums die Betriebsräte nicht einmal imstande waren, ihre e i genen  Aufgaben 

als Betriebsräte durchzuführen, nämlich die Kontrolle der Produktion, die Ueberwachung der Kapi-

talisten, die Uebernahme der Fabriken, Banken und großen Güter, Aufgaben, die schon vor der Er-

oberung der politischen Macht in Angriff genommen werden müssen. Konnte 1917 vielleicht noch 

ein Zweifel darüber bestehen, ob überall die politischen Arbeiterräte nicht nur nach  dem Siege die 

proletarische Staatsform, sondern schon i m  Kam pf e  um die Macht den künftigen proletarischen 

Staatsapparat bilden werden, so haben gerade die Oktoberkämpfe in Deutschland restlos diese Frage 

geklärt und gezeigt: Ohne  po l i t i s che  Ar be i t e r r ä t e  ke i ne  E r obe r ung  de r  M a c h t! 

Rem m ele  verlangt in einem Artikel der „Internationale“ Nr. 31/32 als Vorbedingung für die Bil-

dung einer Arbeiterregierung: Vorhandense i n  e i ne r  r evo l u t i onä r en  Massenbewegung  

und  Bewaf f nung  de r  Ar be i t e r s cha f t. 

Die erste Forderung ist richtig, aber unzureichend. Sie ist in der Forderung politischer Arbeiterräte 

eingeschlossen. Denn diese Organe entstehen nur in revolutionären Situationen und können sich nur 

in ihnen behaupten. Die Möglichkeit und der Wert der Bewaffnung der Arbeiter vor der Eroberung 

der Macht wird gerade von Remmele in dem betreffenden Artikel sehr gut und kritisch untersucht. 

Er widerlegt dort selbst die Illusionen, die in unserer Parten in der Frage der Bewaffnung des Prole-

tariats vor der Eroberung der Macht bestanden. Er widerlegt damit seine eigene Prämisse. Wir können 

es uns daher sparen, auf seine zweite Forderung näher einzugehen. 

Wie großen Wert Len in  auf die Bildung politischer Arbeiterräte und die Verantwortlichkeit einer 

Arbeiterregierung ihnen gegenüber legte, beweist, daß er schon dam a l s  die Bildung einer sozialre-

volutionären Regierung, verantwortlich allein dem Allrussischen Sowjetkongreß, verlangte, a l s  d i e  

Bo l s chewi k i  i n  den  Sowj e t s  noch  i n  de r  Mi nde r he i t  wa re n. Denn erstens sah Lenin den 

Gang der Entwicklung voraus, das Wachstum der KPR und ihres Einflusses in den Sowjets, zweitens 

sah er in der Trennung der Regierung von dem bürgerlichen Staatsapparat und ihrer Bindung an die 

Sowjets die Proklamierung der Räte als des proletarischen Staatsapparates und die Vorbereitung der 

Machtübernahme durch die Sowjets. 

Wir wünschten, die deutsche Kommunistische Partei hätte es verstanden, gleichzeitig so weitherzig 

und – so engherzig zu sein, in den Bedingungen, die sie für die Bildung einer Arbeiterregierung auf-

stellte, wie es Lenin war. 

Ist die Arbeiterregierung möglich oder wahrscheinlich? 

Ist die Arbeiterregierung in Deutschland oder einem anderen Lande möglich oder wahrscheinlich? In 

Deutschland ist die Verwirklichung dieser Parole zu einer Unmöglichkeit geworden. Wir haben diese 

Etappenlosung überschritten und kompromittiert. Daß es in anderen kapitalistischen Staaten zur Bil-

dung einer Arbeiterregierung aus Kommunisten und Sozialdemokraten, oder anders formuliert: zu 

einer Regierung der Diktatur des Proletariats, bestehend aus Kommunisten und Sozialdemokraten 

kommen wird, ist unwahr sche i n l i c h, wenn auch n i ch t  unm ög l i c h. 
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Es ist unwahr sche i n l i c h, weil mit der Verschärfung der Klassenkämpfe, dem fortschreitenden 

Zerfall der Gesellschaft in zwei große Heerlager, das proletarische und das bürgerliche, der Ueber-

gang der Sozialdemokratie zur Bourgeoisie immer offensichtlicher, entschiedener, unwiderruflicher 

wird. Andererseits erfordert eine Regierung der proletarischen Diktatur so klassenbewußte, rück-

sichtslose, terroristische Regierungsmänner, daß nur die erprobtesten, besten Kommunisten diesen 

Aufgaben gewachsen sind. 

[401] Andererseits bringt die Periode der entscheidenden Klassenkämpfe den Zerfall der Sozialde-

mokratie in viele Gruppen und Grüppchen mit sich, der soweit gehen kann, daß Sozialdemokraten 

gegen Sozialdemokraten mit der Waffe in der Hand kämpfen. Daß unter solchen Umständen Sozial-

demokraten, die noch mit der Masse enger verwachsen, von ihnen abhängiger sind als die korrum-

pierten, faschistischen Führer der eignen Partei, eine gemeinsame Regierung mit den Kommunisten 

bilden könnten, wenn sie von einem Reichskongreß politischer Arbeiterräte dazu den Auftrag erhiel-

ten, erscheint uns n i ch t  unm ög l i c h. Die Zustimmung der Parteileitung der Sozialdemokratie zu 

einem solchen Schritt ihrer Mitglieder erscheint uns jedoch ausgesch lo s se n. 

Aber dieser ganze abstrafte Streit ist müßig. Wichtig hingegen ist es, daß unsere Genossen, die die 

Propaganda für die Arbeiterregierung, klar und scharf, ohne unser kommunistisches Gesicht zu ver-

hüllen, betreiben (für viele Staaten, Deutschland ausgenommen, kommt diese Parole sehr wohl noch 

in Betracht, wie England, Frankreich, Italien usw.), keine Angst vor einer Zusage der Sozialdemo-

kraten zur Bildung einer Arbeiterregierung haben. Das scheint uns überhaupt ein Grundfehler der 

deutschen kommunistischen Parteilinken zu sein, daß sie f ü r ch t e t, die sozialdemokratischen Führer 

könnten auf unsere Forderung der Einheitsfront e i ngehe n, um sie von innen heraus zu sabotieren, 

uns Kommunisten zu diskreditieren und die revolutionären Aktionen der geschlossenen Arbeiter-

schaft, für die wir kämpfen, zu ersetzen durch ergebnislose Schwätzereien der Parteiführer miteinan-

der. Die KPD, die Arbeiterbewegung muß stark, klassenbewußt und fest genug sein, die Führer der 

SPD, bei dem geringsten Sabotageversuch, aus dem Verhandlungszimmer herauszuwerfen. Und 

selbst wenn Sozialdemokraten mit uns Kommunisten in einer gemeinsamen Regierung zusammensä-

ßen, muß die KPD eisern und skrupellos genug sein, Sozialdemokraten aus den Regierungsfesseln 

heraus eine Etage höher zu befördern, an den Galgen, wenn sie ihre Stellung zu konterrevolutionären 

Akten mißbrauchen. Gerade die Regierungstätigkeit der Sozialdemokratie überzeugt die Mitglieder 

dieser Partei besser, als wir es könnten, davon, daß ihre Führer statt auf Regierungssessel an den 

Galgen gehören. 

* 

Um eine revolutionäre Agrarpolitik.  
Von G e o r g i. 

V o r b e m e r k u n g: Wir wissen nicht, wie der Gen. G. zu der Annahme kommt, daß die Ansichten der Redaktion sich 

mit denen des Gen. Rolf decken müßten, nachdem sie im vorigen Heft nebeneinander und ohne Zusatz die beiden Artikel 

von G. und von R. veröffentlicht hat. In Wirklichkeit deckt sich der Standpunkt der Redaktion in dieser Frage mit dem 

des Gen. Rolf ganz ebenso wenig, wie mit dem des Gen. Georgi. Die Diskussion der Frage selbst wird in den nächsten 

Heften fortgesetzt werden. D. S c h r i f t l t g. 

Die Redaktion der „Internationale“ hat meinen „Vorläufigen Bemerkungen“ zur Agrarkrise einige 

„Gegenbemerkungen“ des Gen. Rolf angehängt. Da sie das ohne jeden kritischen Kommentar ihrer-

seits tat, ist wohl anzunehmen, daß die Ansichten des Gen. Rolf sich mit den Ansichten der Redaktion 

unseres wissenschaftlichen Zentralorgans decken. Um so weniger dürfen sie unwidersprochen blei-

ben. Sollten die Ansichten Rolfs zum Gemeingut der Partei werden, so bedeuten sie das Ende einer 

revolutionären kommunistischen Agrarpolitik in Deutschland. Wir hatten schon bisher nicht viel 

davon, Rolf will ihr vollends den Garaus machen. 

Worin besteht die kommunistische Agrarpolitik? Geben wir dem theoretischen und praktischen Be-

gründer der revolutionären proletarischen Agrarpolitik das Wort. Schon 1905 hat Le n i n  den Grund-

satz aufgestellt: Die [402] Sozialisten müssen den Grund und Boden nicht als ein Objekt der Wirt-

schaft, sondern als Objekt der Verschärfung des revolutionären Kampfes ansehen. Nach der 
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Novemberrevolution im Jahre 1918 schrieb Lenin im „Renegat Kautsky“: „Zusammen mit dem ge-

samten Bauerntum bis zur restlosen Verwirklichung der bürgerlich-demokratischen und halbproleta-

rischen Bauernmassen vorwärts zur sozialistischen Revolution. Dies war die Politik der Bolsche-

wiki und die einzige marxistische Politik.“ 

Die Argumentation des Gen. Rolf steht in diametralem Gegensatz zu diesen Grundsätzen Lenins. Er 

tritt nicht als revolutionärer Politiker, sondern als akademischer Wirtschaftstheoretiker an das Prob-

lem der Agrarkrise heran; er untersucht nicht: Wie mache ich die durch die Agrarkrise hervorgerufe-

nen sozialen und politischen Bewegungen nutzbar und dienstbar für die proletarische Revolution? Er 

untersucht nur, ob nicht Bataten und Yams, Reis und Baumfrüchte in der Statistik vergessen worden 

sind. Für Rolf ist der arbeitende Bauer und Farmer nicht wie für Lenin der gegebene und no t wen-

d i ge  Bundesgenosse des kämpfenden Proletariats vor und während der proletarischen Diktatur; Rolf 

sieht in ihm nur den „Kleinbesitzer“, der mit seinem Streben nach Privateigentum der Revolution und 

mit seiner rückständigen Produktionsweise dem technisch ökonomischen Fortschritt hindernd im 

Wege steht. 

Es ist kein Zufall, daß Rolfs „Gegenbemerkungen“ in politischer Hinsicht vollkommen unfruchtbar 

und negativ auslaufen, er kann dem kämpfenden Proletariat und seiner Führerin, der Komintern, wohl 

eine sterile Agrar t heor i e , aber keine lebendige Agrar po l i t i k  geben. Er kann nur auf die Gefahren 

des Bündnisses mit der Bauernschaft hinweisen, auf Entgleisungen, die vorkommen; er vermag je-

doch nicht zu sagen, mit welchen Mitteln und taktischen Methoden wir Kommunisten die Milli-

onen arbeitender Bauern und Farmer zur Unterstützung der proletarischen Revolution gewin-

nen, oder zum mindesten verhindern sollen, daß sie im Lager der Konterrevolution gegen das Prole-

tariat kämpfen. 

Rolf ist trotz einiger revolutionärer Phraseologie im Grunde unpolitisch, darum ist er auch gegen jede 

Taktik, gegen die agitatorisch wirksame Parole der Kontrolle der Produktion und gegen das Bündnis 

mit den „armen“ Bauern. Er ist sogar gegen das Wort „arm“ und „reich“, weil es nicht in den streng 

wissenschaftlichen Sprachschatz der politischen Oekonomie paßt. Er merkt nicht den starken agita-

torischen Inhalt solcher, gewiß aus dem Sprachschatz des Kleinbürgertums entlehnter, Worte. Eine 

Partei, die Rolfs Theorien sich zu eigen macht, müßte sehr bald aufhören, eine Kommunistische Partei 

zu sein. Eine Internationale, die Rolfs Lehren akzeptierte, wäre vielleicht eine internationale Propa-

gandagesellschaft, aber keine geschichtlich wirkende Kraft. 

Nun zu den Einzelheiten! Es lohnt sich wirklich nicht, mit Rolf zu streiten wegen der Bataten, Yams 

und Baumfrüchte. Rolf hat nicht im geringsten kapiert, worauf es ankommt, nämlich nicht auf die 

akademisch-statistische Feststellung, wie viel Knollen- und andere Gewächse auf unsrer Mutter Erde 

von Menschen gepflanzt und gegessen werden – das ist alles sehr interessant, hat aber mit der gegen-

wärtigen kapitalistischen Agrarkrise und der revolutionären proletarischen Politik sehr wenig zu tun 

–, sondern darauf, inwieweit diese Lebensmittel unter kapitalistischen Verhältnissen erzeugt und in 

Umlauf gebracht werden, d. h. inwieweit sie War e  sind. Und auch da kommt es nicht auf eine mög-

lichst vollständige Aufzählung aller agrarischen Waren an, sondern nur auf den Teil, der auf dem 

Weltmarkte ausschlaggebend ist. Insofern sind die „Gegenbemerkungen“ Rolfs zur Methode mei-

ner Ausführungen völlig deplaziert. In einer vorläufigen Skizze genügen drei bis vier Hauptwaren 

vollkommen, um das zu erreichen, was Zweck und Hauptsache der Untersuchung ist, nämlich um 

bestimmte politische Schlußfolgerungen für Taktik und Aktion der Partei daraus zu ziehen. Uns 

interessieren ja nicht die Mengen der War e n, sondern die Mensche n, die sie produzieren und ver-

zehren. 

[403] Wie wenig Rolf po l i t i s ch  eingestellt ist und die Agrarkrise unter revolutionär-politischen Ge-

sichtspunkten zu behandeln vermag, zeigt sich sehr deutlich darin, daß er mit wichtiger Kathedermiene 

mir vorwirft, von einem „Preissturz“ geredet zu haben, wo doch „ein nicht gleich starkes Steigen der 

Preise“ vorliege. Und er gibt doch im selben Atemzug zu, daß ich selber festgestellt habe, daß der 

Durchschnittspreis 1921 um 22 Prozent über dem Preis der Vorkriegszeit liege. Tatsache ist, daß die 

Preise nach einem starken Anstieg während des Krieges im Verlauf der 4 Jahre 1918 bis 1921 
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durchweg stark gefallen sind, und zwar bei Gefrierfleisch um ein Viertel, bei Weizen (Chicago) um 

ein Drittel, bei Mais (Chicago) um zwei Drittel. Bei dem bedeutend geringeren Sinken der Industrie-

preise wirkt sich ein solches Fallen der Agrarpreise einseitig als Preissturz aus; denn es kommt ja 

nicht auf die absolute Höhe des Preises, gemessen an früheren Jahrzehnten, an, sondern auf die Preis-

relation, d. h. auf das Verhältnis der Agrarpreise zu den übrigen Preisen, auf die Summe also der 

Industrieprodukte, die der Farmer für seinen Weizen zu laufen vermag, genau wie es auch dem Ar-

beiter nicht auf den Nominallohn ankommt, sondern auf den Reallohn, nämlich auf die Summe von 

Waren, die er um seinen Lohn laufen kann. 

Nun zu dem schwersten Vorwurf, den Rolf gegen mich armen Vertreter von „Kleinbesitzerinteres-

sen“ zu erheben vermag. Ich hätte die vulgär-ökonomische Theorie von der „Unterkonsumtionskrise“ 

übernommen. Und warum? Weil ich festgestellt habe, daß die Produktion an Brotgetreide usw. nicht 

wesentlich zugenommen habe und trotzdem ein wachsender und unverkäuflicher Ueberschuß in den 

Magazinen lagere. Als Grund habe ich die Millionen unterernährter Proletarier in Europa genannt, 

deren Appetit allein imstande wäre, die Krise zu beseitigen. Ich zog daraus bestimmte Folgerungen 

für die revolutionäre Agitation und Taktik, nämlich die Möglichkeit eines Bündnisses der ausge-

hungerten Proletarier mit den durch unverkäuflichen Ueberfluß ruinierten Farmern zum 

Sturz des Kapitalismus. 

Mit Rolf über „Vulgärökonomie“ zu streiten, wäre lächerlich. Für ihn besteht kein we s en t l i che r  

Unterschied zwischen der heutigen Agrarkrise und der „normalen“ Agrarkrise früherer Jahrzehnte. 

„Selbstverständlich“, ruft er aus, „wie jede Krise eine Ueberproduktionskrise“. Er scheint nicht zu 

wissen, daß die „Ueberproduktion“, von der die bürgerlichen Vulgärökonomen gerade am meisten 

reden, im Kapitalismus eine sehr r e l a t i ve  Größe ist. Ausgerechnet jetzt eine absolute „Ueberpro-

duktion“ durch Heranziehung aller möglichen Knollengewächse und Baumfrüchte nachweisen zu 

wollen, hat nichts mehr mit Marxismus zu tun. Wenn Rolf aber auf den in Amerika, Indien, China 

und Afrika infolge des Bevölkerungszuwachses gestiegenen Verbrauch hinweist, so unterstreicht er 

damit nur die große Rolle, die der in Europa gesunkene Konsum in der Agrarkrise spielt. Trotz wach-

senden Weltverbrauchs und trotz einer nur unbedeutend wachsenden, zum Teil fallenden Produktion, 

lagern unverkäuflich auf den großen Stapelplätzen des Weltmarkts gewaltige Massen Lebensmittel. 

Diese sind aber ausschlaggebend. 

Sehr hübsch ist nach obigen Kostproben Gen. Rolfs Behauptung, wonach ich als „Vertreter der Far-

mer, als Vertreter von Kleinbürgern“ lediglich den zurückgegangenen Konsum, den fehlenden Absatz 

in Amerika sehe und den tatsächlichen Angriff der Kapitals auf das Proletariat vertusche. Dieser 

Grundeinstellung sollen auch meine Ansichten über die Entwicklung der Landwirtschaft und über 

das Verhältnis der Farmer zu den anderen Kapitalisten entsprechen. Worin besteht nun mein Verbre-

chen? Erstens sehe ich nicht, sagt Rolf, „das ständige Ueberwiegen des landwirtschaftlichen Großbe-

triebs im Verhältnis zu den bäuerlichen Kleinbetrieben“; ich sehe in keiner Weise, sagt Rolf, das 

Zurücktreten der Landwirtschaft gegenüber dem Industriekapital. Ich sehe nur ein Ueberhandnehmen 

des „Finanzkapitals“ und eine wachsende Beherrschung des Bodens durch kapitalistische Bodenge-

sellschaften, Großbanken, Industriekonzerne. Was ich nicht er-[404]wähne, sei die Expropriation der 

kleinen und mittleren Bauern durch die Großagrarier, die Vernichtung der keinen Bauern im Konkur-

renzkampf mit den landwirtschaftlichen Großbetrieben. 

Rolf berührt hier ohne Zweifel ein sehr wichtiges Problem, aber wie immer, ohne die nötige Genau-

igkeit und Sachkenntnis. Wie steht es heute mit der Expropriation des kleinen Bauern durch den 

Großagrarier? In Europa haben wir schon lange eine, wenn auch langsame, rückläufige Bewegung: 

Zunahme der Klein- und Mittelbetriebe auf Kosten der großen! Und in Amerika? Ein Fortschrei-

ten des Riesenbetriebs nu r  in Ländern mit jungfräulichem Boden, wie Argentinien und Canada, wo 

ganz neue ungeheuer fruchtbare Böden dem Ackerbau erschlossen werden. Oder aber dort, wo, wie 

in den La-Plata-Staaten, vom Getreidebau zur Fleischgroßproduktion übergegangen wird. In den Ver-

einigten Staaten ist schon ein anderes Bild. 

Zahl und Größe der Farmen in den Vereinigten Staaten 1910 und 1920. 
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*) 

(Dabei ist zu beachten, daß Farmer mit mehreren hundert Acres oft ein Einkommen unter dem eines 

städtischen Arbeiters haben.) 

In dem Augenblick nämlich, wo eine pflegliche Bodenkultur mit Meliorationen und Kunstdüngung, 

eine Intensivierung also des Betriebs notwendig wird, da finden es die Agrarkapitalisten vorteilhafter, 

über eine bestimmte, dem Stand der heutigen Technik und Agrarchemie angemessene Betriebsgröße 

nicht hinauszugehen. Die Zahl der kleinen und mittleren Pächter nimmt von da ab wieder zu; vor 

allem in bergigen Gegenden und bei schlechten Böden. Es ist vollkommen unmarxistisch, allgemein 

gültige Entwicklungsgesetze rein mechanisch auf alle Teile der Wirtschaft gleichmäßig anzuwenden. 

Mit der „Vernichtung des kleinen Bauern im Konkurrenzkampfe durch den Großbetrieb“ ist das auch 

keine so einfache Sache. Der Prozeß der Expropriation des Kleinproduzenten durch den Großprodu-

zenten und des Bildung von Großbetrieben vollzieht sich in der Landwirtschaft bedeutend langsamer 

als in der Industrie. Das Kapital findet höhere Profite in der Industrie, wo der Umsatz rascher vor sich 

geht. Eine gewisse Anzahl Mittel, Klein- und Halbbauern sind übrigens den Großagrariern sehr er-

wünscht, sowohl aus allgemein politischen Gründen wie als gefügige und gelegentliche Tagelöhner 

und Streikbrecher. In einer Periode der Agrarkrise vollends denkt kein Grundherr ans „Bauernlegen“, 

es sei denn beim Uebergang zu neuen Produktionszweigen, z. B. zur Fleisch und Milch- oder Wolle-

produktion. Das Beispiel aus den La-Plata-Staaten habe ich ja ausdrücklich in meinem Artikel er-

wähnt. Für den großen Grundherrn gibt es in Zeiten der Agrarkrise, wenn er nicht zu einem neuen 

Produktionszweig der Landwirtschaft greifen kann, gar keine sicherer und reichlicher fließende Ein-

nahmequelle als gerade den kleinen Pächter, der sich abquält und abhungert, um nur nicht von der 

Scholle verjagt zu werden. Die Großagrarier sehen in Amerika wie in Europa im Zollschutz das ein-

fachste Mittel, um die Krise zu überdauern und sie benützen hierzu die Gefolgschaft der kleinen 

Bauern und Pächter. 

Die Expropriation der Bauern durch den industrialisierten landwirtschaftlichen Großbetrieb ist also 

keineswegs ein gleichmäßig fortschreitender mechanischer Prozeß, sondern eine Entwicklungsten-

denz, die im Kapita-[405]lismus vielfach unterbrochen und abgebogen wird. Nicht so expropriiert 

und vernichtet wird der Kleinbauer heute, als in Abhängigkeit gebracht von Banken, Grundherren, 

Bodengesellschaften, Großmühlen, Elevatoren, Eisenbahngesellschaften. In Amerika ist diese Ent-

wicklung klassisch zu studieren. 

Den Vogel schießt Rolf ab mit der glänzenden Behauptung: Für G. existiert das Marxsche Wertgesetz 

nicht mehr. Dieser Patentmarxist hat nicht gemerkt, daß es sich bei meiner Untersuchung gar nicht 

um die Frage der Preisbildung im allgemeinen handelt, sondern um die Frage der Verteilung des 

Mehrwerts unter den einzelnen Kapitalistengruppen. Rolfs Philosophie der bösen Menschen, denen 

ich angeblich zutraue, daß sie die Preise unabhängig von jedem Wertgesetz machen, spiegelt nur den 

ohnmächtigen Aerger darüber, daß das Marxsche Wertgesetz die fröhliche Boshaftigkeit besitzt, sich 

nicht gleichmäßig in jeder einzelnen Warenkategorie in Reinkultur zu manifestieren, daß also die 

einzelnen konkreten Preise außer vom Wertgesetz von einer Reihe anderer Faktoren abhängig sind, 

u. a. auch von Kartellen und Syndikaten. 

Einen Haupttrumpf glaubt Rolf auszuspielen, indem er einige rein zu Agitationszwecken formulierte 

Sätze als „Patentlösung“ eines Kleinbürgers ausgibt. Insbesondere hat es ihm der Ausdruck angetan 

„Koordinierung der industriellen mit der agrarischen Produktion und der Preise“. Er behauptet, 

 
*) 1 acre = 40 a. 
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politisch bedeute diese Koordinierung nichts weiter als die Rettung der Bauern durch stärkere Belas-

tung des Proletariats durch die Erhöhung der Preise (unabhängig vom Wertgesetz, Gen. Rolf?) der 

zur Reproduzierung der Arbeitskraft notwendigen Waren. Es dürfte wohl genügen, auf die gegenwär-

tigen Maßnahmen der russischen Sowjetregierung hinzuweisen, um zu zeigen, was unter einer sol-

chen Koordinierung zu verstehen ist. Im übrigen dürfte es angebracht sein, bei dieser Gelegenheit auf 

eine kleine Broschüre Lenins aufmerksam zu machen, die sich mit Fragen wie Produktionskontrolle, 

Nationalisierung, Staatskapitalismus und Zwangssyndizierung beschäftigt und deren Ueberschrift 

lautet: „Die drohende Katastrophe und wie soll man sie bekämpfen?“ Die Forderungen Lenins sind 

dort auch alle vom Standpunkt der Agitation gestellt und führen mit innerer Notwendigkeit zu der 

Schlußfolgerung, daß alle diese Dinge durch die „revolutionäre Demokratie“ allein durchgeführt wer-

den können und sollen. Jeder revolutionäre Proletarier versteht, daß die Formeln von der Notwendig-

keit der Koordinierung von Bedarf und Produktion, von industrieller und agrarischer Produktion in 

dem Zusammenhang, in dem ich sie benützt habe, keinen anderen Zweck haben als die Unm ög-

l i ch ke i t  eines kapitalistischen Wiederaufbaus und die No t wend i gke i t  der revolutionären 

Machtergreifung zu beleuchten. Gewiß ist die Formulierung der kleinbürgerlichen Denkweise ange-

nähert, aber doch nicht mehr, als wenn Lenin in der oben genannten Broschüre den Satz prägt: „Der 

Sozialismus ist nichts anderes, als ein staatskapitalistisches Monopol, eingestellt zum Nutzen des 

ganzen Volkes“, oder irgendeine andere agitatorische Uebergangslosung. Man muß die Uebergangs-

losungen überhaupt ablehnen und damit jede revolutionäre Taktik, um zu den Schlußfolgerungen zu 

gelangen, zu denen Rolf kommt. Rolf zittert um die Reinheit des Marxismus, wie er ihn auffaßt, und 

merkt nicht, daß er selber längst ihn zu entnerven, blutleer und unfruchtbar zu machen versucht hat. 

Für ihn ist der Grund und Boden, genau wie für Kautsky, ein Objekt der Wirtschaft und nicht, wie 

für Lenin, ein Objekt der Verschärfung des revolutionären Kampfes. 

* 

Völkische Politik.  
Von S. E r k n e r. 

Die Völkischen sind mit politischer Wissenschaft und politischem Wissen nur wenig belastet. Des-

halb ziehen sie auch der Tapferkeit besseren Teil, die Vorsicht, vor und weichen scharfen Auseinan-

dersetzungen auf diesem [406] Gebiet mit Vorliebe aus. Wo aber die politische Praxis ein Auswei-

chen nicht mehr gestattet, bringen sie ein Sammelsurium verschiedenster Standpunkte. Sie verschmä-

hen dabei auch nicht soziale Wendungen, die der traditionellen Denkart großer Teile der Massen, auf 

die sie gerade wirken wollen, geschickt angepaßt sind. Es sind natürlich nur Phrasen, die den erzre-

aktionären Kern geschickt verhüllen sollen. Um die Herausarbeitung dieses erzreaktionären Kernes 

muß in erster Linie unsere Polemik gehen und nicht in gewöhnlich zweck- und endlosen Debatten 

über sogenannte Berührungspunkte sich erschöpfen, soll die politische Behandlung der Völkischen 

unsererseits aktiv und erfolgreich geführt werden. 

Zwei Probleme der völkischen Politik sollen hier herausgegriffen werden: die Gewerkschafts- und die 

Agrarpolitik der Völkischen an Hand ihrer eigenen Theorien. Unter der Ueberschrift „Wir Völkischen 

und der Gewerkschaftsgedanke“ war im „Deutschen Tageblatt“ vom 7. Mai die völkische Gewerk-

schaftspolitik behandelt worden. Vorerst wurde in diesem Artikel festgestellt, daß die Gewerkschaften 

„zu einem Teile“ Träger des sozialen Gedankens sind. Theoretisch gilt dies nach diesen Ausführungen 

von sämtlichen Gewerkschaftsrichtungen, und daher werden weder die sozialdemokratischen noch die 

christlich-nationalen Gewerkschaften „als solche“ vorerst verneint oder bejaht. Dies war die a l l ge -

m e i ne  Feststellung. Am Schlusse des besagten Artikels, wo es sich bereits um die Konkr e t i s i e -

r ung  handelt, wird ausdrücklich gesagt, daß den völkischen Gedanken von der sozialdemokratischen 

Gewerkschaftsbewegung, unter der die Gewerkschaftsbewegung der ge sam t en  soz i a l i s t i s chen  

Pa r t e i en  verstanden wird, so ziemlich alles scheidet, daß aber „der völkische Gedanke seiner sozi-

alen Richtung nach mit der christlich-nationalen Arbeitnehmerbewegung in sozialer und völkischer 

Beziehung ein gut Stück Wegs zusammengehen kann“. Praktisch wird also die „theoretisch“ noch 

geduldete sozialistische Gewerkschaftsrichtung in Dausch und Bogen abgelehnt. 
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In der weiteren Ausführung wird vorausgeschickt, daß aus der – gelinde gesagt, theoretisch unbe-

stimmten – Gesamthaltung der Völkischen zu der sozialen Frage sich auch ihre Stellung zu den Ge-

werkschaften ergibt. Der Gewerkschaftsgedanke wird bejaht „als die neuzeitliche Form eines ständi-

schen Zusammenschlusses von bestimmten Arbeitnehmergruppen“. Für das Wesen der Gesellschaft 

erscheint also den Völkischen ihre „s t änd i sch e“ Zusammenfassung zu einer Einheit als das Be-

stimmende. Was aber die näheren Bestimmungsmerkmale des „Ständischen“ sind, ob hier das wirt-

schaftliche, das soziale Moment oder irgend ein mehr irrationales, vielleicht eine besondere soziale 

Einschätzung der Ehre usw., die Grundlage abgibt, darüber wird mit Stillschweigen hinweggeglitten. 

Das ist aber kein zufälliges Versehen, sondern hat seinen ganz bestimmten Zweck. Es wird so er-

reicht, daß ein erst zu analysierender Begriff, eben der S t an d in seiner umfassenden Bedeutung, als 

von vornherein fest bestimmt erscheint. Tatsächlich ist auf diese Weise an die Stelle eines solchen 

festumrissenen Begriffes nur das in diesem Zusammenhange nichtssagende Wor t  „ständisch“ ge-

setzt. Der Zweck dieser Uebung wird aus den folgenden Zeilen ersichtlich. Der Völkische will näm-

lich den Begriff der Klasse ausschalten mit allen Konsequenzen für die soziale Praxis – und das ist 

das Wesentliche – und kann dann auf einer so gewonnenen „wissenschaftlichen“ Grundlage ordinäre 

Klassenvertuschungspolitik, d. h. wirtschaftsfriedliche oder Geißlersche Gewerkschaftspolitik, die 

der völkische Gewerkschaftstheoretiker mit Worten ablehnt, betreiben. Der Völkische leistet nämlich 

in der Praxis der Geißlerschen Gewerkschaftspolitik nicht „prinzipiell“ Widerstand. Er ist nur soweit 

gegen sie, als nicht Geißler, sondern der völkische Gewerkschaftler Geißlersche Methoden in die 

Wirklichkeit umsetzen soll; oder grob gesagt, die völkischen Geißlers möchten, um in ihrer Sprache 

zu sprechen, als sittliche Grundlage das Rieseneinkommen von Geißler, wie es im Deutschen Tage-

blatt wiederholt mit Bruderneid festgestellt wurde, während der völkische Gewerkschaftsangehörige 

mit der [407] Ludendorffschen Patentlösung, mit dem 16-Stundentag, beglückt werden soll. Man 

setzt sich also auf den reaktionären Standesschimmel – übrigens ein alter reaktionärer Ladenhüter – 

und doziert dann fröhlich weiter. Der echte Völkische verneint jede Gewerkschaft, die vergißt, daß 

die Gewerkschaften lediglich „Teile“ des „Ganzen“ sind. Was für „Teile“ und was für ein „Ganzes“? 

Dieses „Ganze“, worunter dem Sinne nach wahrscheinlich der kapitalistische Staat zu verstehen ist, 

hat nun einmal die fatale Eigentümlichkeit, aus scharf sich bekämpfenden „Teilen“ zu bestehen und 

vom Standpunkte der sozialen Interessen der durch die Gewerkschaften Vertretenen ist das Wesent-

liche am kapitalistischen Staate nicht seine Zusammenfassung zu einem formalen „Ganzen“, sondern 

sein Bestehen aus scharf sich gegenüber stehenden und sich bekämpfenden „Teilen“. Die Völkischen 

mögen sich in Worten dagegen wehren, in der Gewerkschaftsfrage mit Geißler „zusammengeworfen“ 

zu werden, aber dieses „abstrakte“ Gerede von zu einem „Ganzen“ zusammengefaßten „Teilen“ ist 

in der Praxis gelbe, d. h. Geißlersche wirtschaftsfriedliche Gewerkschaftspolitik, das Privilegium der 

schrankenlosen Ausbeutung zum Gewerkschaftsprinzip erhoben. Solche reaktionären Phrasen in die-

sem Zusammenhange, wie „freie Bahn dem Tüchtigen“, d. h. freie Bahn für die schrankenlose Aus-

beutung der Arbeiterschaft durch die kapitalistisch „Tüchtigen“, bilden genau so den Wortschatz der 

Völkischen, wie den Wortschatz Geißlers. In dieselbe Kerbe haut der völkische Gewerkschaftstheo-

retiker, wenn er die Sozialpolitik für einen bestimmten „Stand“ ablehnt und sie nur für das „ganze 

Volk“ gelten läßt. Denn hier entsteht gleich die Frage: Was ist denn eigentlich das „ganze Volk“? 

Das „ganze Volk“ ist eine Abstraktion, eine Phrase, wenn man die Klassen, aus denen es besteht, 

geflissentlich übersieht. Der kapitalistische „Stand“ bedarf keiner Sozialpolitik, das kapitalistische 

System „als solches“ ist für ihn genügend „Sozialpolitik“. Eine Sozialpolitik für einen „Stand“ allein 

zu verneinen, um sie für das „ganze Volk“ zu bejahen, heißt, da auch die Völkischen das Exempel 

der Quadratur eines Kreises nicht lösen können, auf jede Sozialpolitik in der Praxis überhaupt zu 

verzichten. 

Welche gedanklichen Purzelbäume der völkische Gewerkschaftspolitiker schlagen muß, um seine 

erzreaktionäre Einstellung zu verbergen, zeigen folgende Zeilen: „Wir bejahen die Gewerkschaften 

in ihrer antikapitalistischen Einstellung. Wir verneinen sie, wenn diese antikapitalistische Einstel-

lung sich gegen dem Besitz der Betriebsmittel durch die Vollarbeiter richtet.“ D. h., wir verneinen 

wieder einmal im Speziellen und Konkreten, was wir im Allgemeinen und Abstrakten – und da 

natürlich noch unverbindlich – „bejahen“ dürfen. Es wird ein neuer Begriff irgendeines mystischen 
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„Vollarbeiters“ geschaffen. Darunter sind aber nicht etwa „Vollarbeiter“ gemeint, wie Zwergbauern 

oder Handwerker, die vielleicht ausnahmsweise im Besitze ihrer Betriebsmittel sind und nicht fremde 

Arbeitskräfte ausbeuten. Gegen diese brauchen Gewerkschaften nicht errichtet zu werden, da solchen 

„Vollarbeitern“ gegenüber den Gewerkschaften, die ausgebeutete Arbeiter zu vertreten haben, jede 

materielle Grundlage fehlen müßte. Die „Vollarbeiter“ des völkischen Gewerkschaftstheoretikers 

heißen in einer verständigeren Sprache Kap i t a l i s t e n. Eine antikapitalistische Gewerkschaftsein-

stellung gegen diese Art von „ehrlichen“ Kapitalisten ist eine Todsünde wider den völkischen Geist. 

Da aber die Masse der Gewerkschaftsangehörigen in der Hauptsache nun einmal im Produktionspro-

zeß steht, und der Gewerkschaftskampf „als solcher“ – der völkische Theoretiker unterscheidet an-

scheinend Gewerkschaftskämpfe und Gewerkschaftskämpfe als solche – sich zunächst und in erster 

Linie gegen die unmittelbaren Ausbeuter, eben die „schaffenden“ Kapitalisten, schon aus natürlichen 

Gründen wendet und bereits zu einer hochpolitischen Aktion auswachsen muß, will er die mehr mit-

telbaren Ausbeuter, in der Sprache der Völkischen die „raffenden“ Kapitalisten, treffen, so sagen 

diese völkischen Gewerkschaftstheoretiker sachlich folgendes: Die Gewerkschaften, deren „Gedan-

ken“ man „allgemein“ bejaht, erübrigen sich, soweit sich ihr Kampf gegen die „schaffenden“ Kapi-

talisten richtet. [408] Aber auch dem Gewerkschaftskampf gegen das „raffende“ Kapital fehlt nach 

völkischer Gewerkschaftstheorie jede innere Berechtigung. Denn, wie schon gesagt wurde, kann die 

große Masse der Gewerkschaftsangehörigen d i e sen  Gewerkschaftskampf speziell nur po l i t i s ch  

führen, soll sein Erfolg der von den Völkischen angeblich erstrebte sein, nämlich die „Brechung der 

Zinsknechtschaft“. Nach den Ausführungen unseres völkischen Gewerkschaftstheoretikers ist aber 

nichts verpönter, als die Gewerkschaften wieder einmal „als solche“ – zu einem politischen Macht-

faktor zu machen. Ohne aber ein politischer Machtfaktor zu werden, können natürlich die Gewerk-

schaften keinen politischen Kampf führen, wie es gerade der gegen die Wirkungen des „raffenden“ 

Kapitals geführte sein muß, um das von den Völkischen angestrebte Hauptziel, die „Brechung der 

Zinsknechtschaft“, zu erreichen. Die Völkischen nehmen also auf diese Weise den Gewerkschaften, 

wenn man aus ihrem gewerkschafts-theoretischen Gerede logisch folgern darf, die Berechtigung zum 

Kampfe gegen die „schaffenden“ und „raffenden“ Kapitalisten, also die Berechtigung zu jedem 

Kampfe. Mit einer solchen Auffassung von „antikapitalistischer“ und „radikalsozialer“ Einstellung 

leugnen sie den Gewerkschaften natürlich jede Existenzberechtigung sachlich ab. Dafür anerkennen 

sie, vorsichtig, wie diese „Radikalsozialen“ in sozialen Fragen nun einmal sind, gnädigst den Ge-

werkschafts„gedanken“! 

Der völkische Gewerkschaftstheoretiker ist auch in seinen weiteren Ausführungen in seiner Art kon-

sequent. Vorerst beschränkt er den Sinn der Gewerkschaften auf den Gewerkschaftsgedanken. Dann 

schreitet er fort, um die Gewerkschaften als Massenorganisationen, als Or gan i s a t i onen  de r  

M a s s e, wodurch sie überhaupt erst zu „Gewerkschaften“ geworden sind, zu ve r ne ine n. Er orakelt 

darüber folgendermaßen: „Wir bejahen die Gewerkschaften, wenn sie dazu dienen, die volksbürger-

liche Existenz des einzelnen Arbeitnehmers zu erhalten. Wir verneinen sie, wenn an die Stelle der 

Förderung des Aufstiegswillens der Mitglieder die Masse tritt ... In der Einsetzung des gewerkschaft-

lichen Massenwillens sehen wir nicht eine Förderung des einzelnen „Tüchtigen“, sondern eine Hin-

einpressung der Persönlichkeit in ein dem sozialen Aufstieg feindliches System. Nicht Herausstellung 

einer Massensolidarität ist unser Ziel, sondern Schaffung von möglichst viel selbständigen Existenzen 

auf der Grundlage der inneren Kolonisation, die das Gesamtgebiet des nationalen Arbeitsfeldes in 

Landwirtschaft, Handel und Industrie umfassen muß.“ Und nach dieser Leistung wird schließlich 

stolz versichert: „Deshalb sind wir mit unseren sozialen Forderungen radikal“. 

Innere Kolonisation ist fürwahr ein schönes Wort. Wie sich die Völkischen die innere Kolonisation 

in der Landwirtschaft vorstellen, soll vorläufig aus dem Rahmen dieser Betrachtungen herausfallen, 

da dies in dem Kapitel über die völkische Agrarpolitik noch besonders behandelt werden wird. Was 

kann nun diese „innere Kolonisation“, die Handel und Industrie umfassen soll, bei den gegebenen 

Verhältnissen, in denen wir nun einmal leben müssen, bedeuten, wenn diese Phrase mehr als eine 

Phrase sein soll. Heute sind Industrie und Handel in mächtigen Konzernen zusammengefaßt, und die 

Schlagkraft dieser deutschen Wirtschaftszweige beruht zum großen Teil gerade auf ihren gewaltigen 
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Organisationen. Das wird von den Feinden Deutschlands, den Entente-Kapitalisten, nicht nur nicht 

anerkannt, sondern deren aktive Tätigkeit ist, wie es u. a. auch der Dawes-Bericht zeigt, auf eine 

„Zerschlagung“, Zerstörung dieser ungeheuren Industrie- und Handelsorganisationen Deutschlands, 

auf seine „innere Kolonisation“ eingestellt. „Innere Kolonisation“ kann, soll diese Phrase einen Sinn 

erhalten, doch nur die Vernichtung der Großindustrie zugunsten einer Mittel- und Kleinindustrie sein. 

Auf diese Weise würde der Ausspruch C l emenceaus  von der Uebe r f l üs s igm achung  20  

Mi l l i onen  Deu t s che r  bald seine Verwirklichung finden, wenn die Lebensbasis dieser 20 Milli-

onen – das sind nun einmal im Laufe der Entwicklung die hoch-[409]organisierte Industrie und Han-

del geworden – vernichtet ist. Um durchgeführt zu werden, muß dieser Prozeß mehr „elementare“ 

Formen annehmen, in ähnlicher Art, wie es die Franzosen und Engländer planen, die hochentwickelte 

deutsche Eisenindustrie zu erdrosseln, Massenarbeitslosigkeit zu schaffen usw. Es ist also ein Ziel, 

in dem sich – und nicht in diesem allein, wie übrigens auch Oswa l d  Speng l e r  in seiner neuen 

Broschüre „Politische Pflichten der deutschen Jugend“ ausdrücklich feststellt – s ach l i ch  C le -

m enceau  und  d i e  Vö l k i s chen  e i n i g  s i nd. Denn „innere Kolonisation“, möglichst viel „selb-

ständige“ Existenzen, bedeutet, heute als Experiment verwirklicht, nichts anderes als die Zerstörung 

der hochorganisierten deutschen Industrie- und Handelswirtschaft, die Vernichtung der Lebensgrund-

lage für den größten Teil der deutschen Arbeiterschaft, die Bildung von 20 Millionen selbständiger 

Existenzen durch dauernde Arbeitslosigkeit, das große Sterben auf dem nationalen Arbeitsfeld der 

Völkischen. Mittel zu diesem Zweck sind also neben den Micumverträgen der französischen Schwer-

industrie, neben der Zollabschnürung, der Kommissarwirtschaft, der Bank der Banken, der Internati-

onalisierung der Eisenbahnen, neben dem „Feindbund“ die „innere Kolonisation“ und die völkische 

Theorie ... 

Solange aber die Großindustrie dem Wirtschaftsleben ihren Stempel aufdrückt, solange sind die Ge-

werkschaften nur als Mas s eno r gan i s a t i onen  denkbar. Dies ist die erste, selbstverständlichste 

und heute natürliche Voraussetzung ihrer Zwecks- und Erfolgsmöglichkeiten. Die Nivellierung der 

Existenzbedingungen für sämtliche Massenschichten auf einer schmalen Existenzgrundlage für das 

Individuum, worin ihre einheitliche Klassenlage am sichtbarsten zum Ausdruck kommt, ist nun ein-

mal das Produkt des „schaffenden“ und „raffenden“ Kapitals. Die Phrasen von der „volksbürgerli-

chen“ Existenz, von der Förderung des einzelnen Tüchtigen sollen nur darüber hinwegtäuschen, daß 

diese Nivellierung in den Gewerkschaften dieses an die Stelle treten der Masse für das einzelne Mit-

glied, das Werk einer zwangsläufigen Gesetzmäßigkeit der kapitalistischen Entwicklung ist, daß 

diese Gewerkschaften daher erst aus dieser, „schaffend“- und „raffend“-kapitalistischen Entwicklung 

heraus als Organisationen der Masse und nicht der einzelnen „Tüchtigen“ möglich und nu r  so mög-

lich sind. Nur der politische Machtkampf der Klassengewerkschaften und nicht irgendeine vom völ-

kischen Gewerkschaftstheoretiker propagierte persönliche Tüchtigkeit und ebenso nicht irgend ein 

quacksalberisches niemals verwirklichtes „Arbeitnehmergeld“, wie es der völkische Theoretiker u. a. 

auch vorschlägt, kann diesen Zustand ein Ende setzen. 

Farben, Abzeichen, Musik, Umzüge, theatralische Gelübde, dilettantische Aufrufe und Theorien, das 

sind nach Oswald Spengler heute die beliebten Formen der „nationalen Politik“. Ihr Inhalt kennzeich-

net Oswald Spengler, den die Völkischen lange Zeit als ihren gewaltigsten Geist vergöttert hatten, in 

der bereits genannten Broschüre mit folgenden Sätzen: „Und wofür arbeitet die völkische Bewegung 

von heute, blind wie sie ist und handelt und denkt? Für Frankreich.“ Die Gebärden, die Farben und 

Fahnen sind für das deutsche Volk bestimmt, die s a ch l i che  Po l i t i k  de r  Vö l k i s chen  abe r  

d i en t  dem I n t e r e s se  de s  f r anzös i s chen  und  de s  na t i ona l en  deu t s chen  Kap i t a l s. 

Heute die Macht der Gewerkschaften und jeder anderen Klassenorganisation des Proletariats zu zer-

stören, ihnen ihren ausgesprochenen Klassenkampfcharakter zu nehmen, heißt real den Massen-

schichten, die heute allein noch den Kampf gegen die nationale und internationale Ausplünderung zu 

führen imstande sind und in denen die Energien aufgespeichert sind, die für den Befreiungskampf 

notwendig sein werden, die primitivsten Aussichten auf Erfolg zu nehmen, heißt, mit Clemenceau 

und in seinem Sinne auf die Vernichtung von 20 Millionen Deutschen loszuarbeiten und, um wieder 

mit Spengler zu sprechen, „als Mittel in den Händen der ausländischen Diplomatie, als ihre 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 5 – 373 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 18.09.2023 

innerdeutsche Gefolgschaft“ Deutschlands Stellung als Großmacht von vornherein preiszugeben. Das 

ist auch tatsächlich das Ziel und der Erfolg jeder völkischen Politik, auch ihrer Gewerkschaftspolitik. 

(Schluß folgt.) [410] 

* 

Lenin und die nationale Frage.  
Von Z. L e d e r. 

I. 

Lenin war der entschiedenste und gleichzeitig der folgerichtigste Vertreter des sogenannten Selbst-

bestimmungsrechtes der Nationen, d. h. einer streng bis zu ihren letzten Konsequenzen durchdachten, 

streng bis an das Ziel fortschreitenden r evo l u t ionä r en  Po l i t i k  i n  de r  na t i o na len  F r ag e. 

In der Tat vertrat Lenin das Recht der Nationen auf die Selbstbestimmung schon im Jahre 1903 gegen 

die polnischen Sozialdemokraten. Er behauptete es in den Jahren der Revolution und der schwarzen 

Konterrevolution gegen die Nationalisten aller Schattierungen – von den schwarzen Hunderten bis 

zu den liberal-demokratischen Nationalisten. Er vertrat es in den Jahren 1912/14, wiederum gegen 

die polnischen Sozialdemokraten, gegen die russischen, jüdischen, ukrainischen Sozialopportunisten. 

Er vertrat es in den Jahren 1916/17 gegen die polnischen und holländischen linken Zimmerwalder, 

gegen die polnischen Bolschewiki, er verwirklichte es i n  de r  Ta t  in dem ehemaligen Reich der 

„hundert Nationen“, in Rußland, in den Jahren 1917-21; er vertrat es als Programmforderung des 

wissenschaftlichen Kommunismus der russischen und internationalen Kommunistischen Partei in den 

Jahren 1919-20 gegen Bucharin und andere „linke“ Kommunisten. Im Ausgang e i nes  s i ebzehn -

j äh r i gen  Kam p f e s  hat er einen en t s che i denden  S i eg  davongetragen. Sowohl die Kommu-

nistische Partei Rußlands, wie die Kommunistische Internationale, wie die Kommunistische Arbei-

terpartei Polens, die in ideeller Hinsicht die Erbin der ehemaligen Sozialdemokratie ist, – h aben  

da s  Rech t  de r  Na t i onen  au f  d i e  Se l b s t be s t im m ung  a l s  i n t eg r a l en  Bes t and te i l  de s  

kom m uni s t i s chen  P r og r amm s  ane r kann t. 

Es lohnt sich, auf diese Frage etwas ausführlicher einzugehen. Sie hat eine große Bedeutung für den 

„Leninismus“, nicht nur für die richtige Auffassung desselben in der Theorie, sondern – was viel wich-

tiger ist – auch für s e ine  Anwendung  i n  de r  P rax i s. Dabei werden wir, da wir der Meinung 

sind, daß die beste Methode der Durchführung des Leninismus die k r i t i s che  Beziehung zu den 

Wor t en  Lenins ist, versuchen zu zeigen, das Lenin eine ganz stichhaltige theoretische Lösung der 

nationalen Frage noch keineswegs in seinen ersten Schriften gegeben hat; die Stellung und Lösung der 

Frage wird bei ihm immer präziser und klarer in dem Maße, wie die nationale Frage von der russischen 

Revolution als konkretere r e a l e  F r age  gestellt wird. Mit anderen Worten, die Wahrheit ist dem 

Leninschen Kopf nicht entsprungen, wie Minerva dem Kopf des Zeus, sondern sie war ein Resultat 

j ene s  s chwi e r i gen  r evo l u t i onä r en  Kam p f e s, an dessen Spitze dieser unvergleichliche Füh-

rer des russischen und internationalen Proletariats im Laufe von einem Vierteljahrhundert stand. 

II. 

Der Punkt des Programms der russischen Sozialdemokratischen Arbeiterpartei, der vom Selbstbe-

stimmungsrecht der Nationen sprach, war – wie Lenin selbst mit dem ihm eigenen Gefühl der Ge-

rechtigkeit hervorgehoben hat – in den Programmentwurf hineingebracht und während der Pro-

grammdiskussion verteidigt worden von Plechanow, Martow und Lenin selbst. 

Die Forderung hatte keine Meinungsverschiedenheiten in der Mitte der russischen Sozialdemokratie 

hervorgerufen. Als Gegner – zwar nicht des Rechtes selbst, wohl aber seiner Formulierung als Pro-

grammforderung – traten die Führer der po l n i schen  Soz ia l dem okra t i e  auf. Diese war damals 

der russischen Sozialdemokratischen Arbeiterpartei noch nicht beigetreten, sie betrachtete aber die 

Vereinigung mit ihr als eins ihrer [411] nächsten organisatorischen Ziele; zum Unterschied von der 

„Polnischen Sozialistischen Partei“ (PSS) stellte die Sozialdemokratie Polens und Litauens bekannt-

lich den linken radikalen Flügel der sozialistischen Arbeiterbewegung in Polen dar. 
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Die Führer der SDPL legten ihren Standpunkt dar und begründeten ihn in ihrem theoretischen Partei-

organ, „Die sozialdemokratische Revue“. Die Spitze der marxistischen Analyse war in diesem Organ 

vor allen Dingen gegen den polnischen Sozialpatriotismus gerichtet, dessen Trägerin die PPS war; 

daher wurden in der „Revue“ songfältig alle Aeußerungen verzeichnet, die auf die polnische Natio-

nalfrage, insbesondere auf die Frage der Wiederherstellung eines unabhängigen Polens, die den zent-

ralen Punkt des Programms der PSS bildete, Bezug hatten. Die Darstellung des Standpunktes der 

„Revue“, im Zusammenhang mit den Erklärungen der Delegierten der polnischen Sozialdemokratie, 

die an dem II. Kongreß der Russischen Sozialdemokratischen Arbeiterpartei teilnahmen, wird uns 

erlauben, uns besser darüber klar zu werden, worin in dieser Periode die Position Len i ns  in der 

nationalen Frage bestand. 

Die Einladung der Delegierten der SPPL, an dem Kongreß der SDAPR, wenn auch nur mit beratender 

Stimme, teilzunehmen, stieß auf Widerstand von seiten der Gegner der „Iskra“, mit dem „Bund“ an 

der Spitze. Lenin, der in dieser Frage zweimal das Wort ergriff, trat ebenso wie Martow und Trotzki, 

entschlossen gegen  den Standpunkt des Bundes, f ü r  die Heranziehung der Delegierten der SDPL 

zum Parteikongreß mit beratender Stimme ein. Nachdem die polnischen Delegierten die Bedingungen 

unterbreitet hatten, unter denen die SDPL bereit war, sich der SDAPR anzuschließen (unter diesen 

Bedingungen befand sich auch der Wunsch, daß de r  § 7 Pa r t e i p r ogr amm s  ande r s  f o r mu l i e r t  

wür d e), setzte sich Lenin ebenso wie Plechanow, und im Gegensatz zu den Delegierten des „Bun-

des“, f ü r  die Zulassung der Polen zu der weiteren Beteiligung an den Kongreßarbeiten ein; ihre Be-

dingungen sollten einer Kongreßkommission überwiesen werden. Welche Haltung Lenin zu der 

Frage der polnischen Forderung auf Abänderung des § 7 (9) des Parteiprogramms einnahm, das wer-

den wir auf Grund seines Aufsatzes in der Nr. 44 der „Iskra“ darlegen. 

III. 

Der erwähnte Artikel der „Iskra“, der während der Kongreßtagung erschien, stellte eine Antwort dar 

auf die Angriffe, denen das nationale Programm der SDAPR von seiten der polnischen Sozialchau-

vinisten aus der PPS anläßlich eines früheren Artikels der „Iskra (in der Nr. 33) unterworfen worden 

war. Lenin, ebenso wie der Verfasser des Artikels in der Nr. 33 (soviel ich weiß, Martow), wies darauf 

hin, daß die Proklamierung des Selbstbestimmungsrechts der Nationen durch das Parteiprogramm 

dem Wesen nach bedeutet, daß die Sozialdemokratie die Freiheit des Kampfes für die Selbstbestim-

mung bedingungslos anerkennt, daß sie immer „gegen jeden Versuch, sei es im Wege der Gewalt, sei 

es im Wege irgendwelcher Ungerechtigkeit diese Selbstbestimmung von außen her zu beeinflussen“, 

ankämpfen wird. Gleichzeitig erklärte aber Lenin, daß die Anerkennung des Selbstbestimmungs-

rechts nicht gleichbedeutend sei mit der Verpflichtung, jede Forderung der nationalen Selbst-

bestimmung zu unterstützen. Lenin wies darauf hin, daß es ebenso unlogisch wäre, diese beiden 

Dinge miteinander zu vermengen, wie zum Beispiel aus der sozialdemokratischen Anerkennung des 

Rechts aller Bürger, freie Vereine zu gründen, die Schlußfolgerung zu ziehen, daß die Sozialdemo-

kraten verpflichtet seien, den Verband von Jesuiten und Proletariern zu unterstützen, anstatt die Grün-

dung eines solchen Vereins mit allen ideellen Mitteln zu bekämpfen. Lenin hob hervor, daß die So-

zialdemokratie als proletarische Partei ihre positive Hauptaufgabe in der Mitwirkung an der Selbst-

bestimmung nicht der Nationen und Völker, sondern des P ro l e t a r i a t s  jeder Nation sieht. Als stän-

dige Pflicht der Sozialdemokratie schob er in den Vorder-[412]grund die i nn i g s t e  Zusam m en-

f a s sung  der Kräfte des Proletariats aller Nationalitäten. „Lediglich in einzelnen Ausnahmefällen – 

sagte er – können wir Forderungen aufstellen und aktiv unterstützen, die auf die Bildung neuer Klas-

senstaaten oder auf die Ersetzung einer völligen politischen Einheit des Staates durch eine schwächere 

Form des föderativen Bundes oder ähnliches hinauslaufen.“ Nach der Meinung Lenins würde der 

Versuch, die Frage des konkreten Inhalts des Selbstbestimmungsrechts der Nationen immer und un-

bedingt im Sinne der Forderung einer Staatsunabhängigkeit für jede Nation zu lösen, gleichbedeutend 

sein mit der Ersetzung der konkreten Analyse des Problems durch eine bürgerlich-demokrati-

sche Phrase. Die Forderung der nationalen Selbstbestimmung müsse unbedingt dem Interesse des 

Klassenkampfes untergeordnet werden. In dieser wesentlichen Einschränkung des Rechts der Na-

tionen auf Selbstbestimmung sah Lenin einen radikalen Unterschied zwischen der Stellung der 
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nationalen Frage durch die revolutionäre Sozialdemokratie und durch die bürgerliche Demokratie 

(oder durch die Sozialopportunisten). Im Hinblick auf die polnische Frage berief sich Lenin auf die 

Untersuchungen von Marx, Engels, Kautsky und Mehring, wies auf die sozialen Aenderungen hin, 

die in Europa seit 1848 vor sich gegangen sind, und behauptete, daß die Wiederherstellung eines 

unabhängigen Polens noch in der kapitalistischen Gesellschaftsordnung freilich sehr unwahrschein-

lich, aber trotzdem nicht unmöglich sei. „Die Klassengegensätze – sagte er – haben die nationalen 

Fragen weit in den Hintergrund geschoben. Aber trotzdem würde man in Doktrinarismus verfallen, 

wenn man behaupten würde, daß ein vorübergehendes Auftreten von dieser oder jener nationalen 

Frage im Vordergrund des politischen Dramas unmöglich sei, daß insbesondere die polnische Bour-

geoisie sich unter gewissen Umständen nicht zu der Unabhängigkeit bekennen werde, usw.“ Daraus 

zog Lenin die Schlußfolgerung, daß die Sozialdemokratie vor der politischen Notwendigkeit stehe, 

„sich nicht die Hände zu binden“; sie habe im Gegenteil „mit allen Möglichkeiten – sogar mit allen 

allgemein denkbaren Kombinationen“ zu rechnen und müsse die Programmlosung des Selbstbestim-

mungsrechts der Nationen aufstellen. Dabei bestand nach Lenin der Kern des Problems darin, daß die 

Auslegung dieses Selbstbestimmungsrechts durch die proletarische Partei das Klassenbewußtsein 

des Proletariats nicht korrumpiert, den Klassenkampf nicht vertuscht, die Arbeiterklasse 

durch die bürgerlich-demokratische Phrase nicht blendet, die Einheit des gegenwärtigen poli-

tischen Kampfes des Proletariats nicht stört. Fortsetzung folgt.) 

* 

Druckfehlerberichtigung.* 

Berichtigung der Druckfehler im Artikel „Zur Programmfrage“ im Heft 10-11 der „Internationale“ 

Seite 329 Zeile 16 von unten statt widerspruchsvoll widerspruchslos. — Seite 331 Zeile 5 von oben 

statt Organisationen Organisatoren.  Seite 31 Zeile 10 von oben statt Kriegshetze Kriegskrise. – 

Seite 334 Zeile 2 von oben statt Durchschnittsprofite Durchschnittsprofitrate. – Seite 334 Zeile 31 

von oben statt Metallprodukte Metallprodukte I. A. – Seite 334 Zeile 33 von oben statt zur Herr-

scherin zu Herrschern. – Seite 334 Zeile 8 von unten statt bei von. – Seite 336 Zeile 1 von unten 

statt Südafrika Zentralafrika. – Seite 339 Zeile 32 von oben statt den anderen Produktionszweigen 

andere Produktionszweige. – Seite 344 Zeile 14 von unten statt akkumulierbaren zu akkumulie-

renden. – Seite 345 Zeile 2 von oben statt um sondern um. – Seite 346 Zeile 16 von unten statt 

Spekulationsminimum Zirkulationsminimum. 

In der Besprechung „Oekonomie und Politik der 2. Internationale“ im Heft 10/11 der „Internatio-

nale“: Seite 379 2. Spalte Zeile 46 von oben statt akkumulierbaren zu akkumulierenden. [413] 

Literatur. 

Georg Lukács: Lenin, Studie über den Zusammenhang seiner Gedanken. 

(72 S. – Berlin 1924 – Malik-Verlag. „Die Aktualität der Revolution“, – „Das Proletariat als führende 

Klasse“, – „Der Imperialismus: Weltkrieg und Bürgerkrieg“, – „Revolutionäre Realpolitik“. Es sind 

die Grundlagen des Leninismus, die das Thema des neuen Lukács-Buches bilden. Und Gen. L. hat 

es verstanden, den erstaunlich knapper Form, auf 70 Seiten, alle diese Grundfragen in höchst einfa-

cher und leicht faßlicher Sprache, zugleich aber in sehr tiefer und gründlicher Weise zu klären. Die 

Aktualität der proletarischen Revolution ist der wesentliche Grundgedanke, der die Theorie und 

Praxis Len i ns  kennzeichnet und zugleich das Verhältnis dieses „Leninismus“ zu der Theorie und 

Praxis von Ka r l  Marx  bestimmt. Schon der historische Materialismus Marxens hat, als die Theorie 

der proletarischen Revolution, die weltgeschichtliche Aktualität der proletarischen Revolution zur 

Voraussetzung. Erst die Epigonen haben diese, von Karl Marx und Friedrich Engels auch nach 1850 

festgehaltene, Grundvoraussetzung des Marxismus auf die eine (Bernsteinsche) oder die andere 

(Kautskysche) Weise unterdrückt. Lenin hat durch die Wiederaufnahme jener Voraussetzung die 

marxistische Lehre „wiederhergestellt“, und er hat sie zugleich deutlicher und konkreter gefaßt, 

 
* Die Druckfehler wurden beseitigt. KWF 
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indem er das Weiterschreiten des geschichtlichen Prozesses seit Marx in sie hineingearbeitet hat: Aus 

der we l t gesch i ch t l i chen  Aktualität der proletarischen Revolution im Marxismus ist im Leninis-

mus die Aktualität der Revolution als einer Tages f r age  der Arbeiterbewegung geworden. Die für 

die vergangene Epoche der proletarischen Bewegung gültige reformistische und menschewistische 

Theorie von der „notwendigen“ Verknüpfung von kapitalistischer Entwicklung und Demokratie wird 

damit für die gegenwärtige kapitalistisch-imperialistische Epoche zu einer unwahren Vorstellung. 

„Wie die Tatsachen beweisen, entwickelt sich sowohl der Kapitalismus als auch der Imperialismus 

bei j ede r  politischen Form und unterwirft sich a l l e  Formen.“ (Lenin.) Wir müssen daher in dieser 

Epoche mit der chaotischen Zusammenschweißung des Proletariats mit den „progressiven“ bürgerli-

chen Schichten unter dem unklaren Begriff des „Volkes“ theoretisch und praktisch endgültig brechen. 

Die proletarische Klasse muß theoretisch und praktisch als die entscheidende Kraft, als die füh-

rende Klasse auftreten. Das bedeutet aber nicht, daß wir nunmehr in das Zeitalter der „reinen prole-

tarischen Revolution“ eingetreten wären und das Proletariat alle jene Verfalls- und Gärungsbewegun-

gen innerhalb des imperialistisch-kapitalistischen Weltsystems (in der Agrarfrage, Kolonialfrage, Na-

tionalitätenfrage), die unterhalb des Niveaus einer solchen rein proletarischen Revolution stehen, ver-

achten und abstoßen könnte. „Wer eine reine soziale Revolution erwartet, der wird sie niemals erleben 

und ist nur in Worten ein Revolutionär, der die wirkliche Revolution nicht versteht.“ (Lenin.) Viel-

mehr hat sich die proletarische Klasse als die führende Klasse für den Gesamtprozeß der gegenwär-

tigen wirklichen Revolution zu bewähren; in diesem revolutionären Gesamtprozesse bildet die pro-

letarische Revolution das übergreifende und beherrschende Moment, und alle jene Bewegungen, die, 

abstrakt betrachtet, nur den Uebergang von mittelalterlich vorkapitalistischen zu neuzeitlich kapita-

listischen Verhältnissen vollenden, sind für die konkrete historische Betrachtung des Leninismus zu 

bloßen Teilmomenten dieses Gesamtprozesses geworden. So wird durch das revolutionäre Bündnis 

zwischen Proletariat und Bauernschaft in Rußland, durch das revolutionäre Bündnis der Proletarier 

aller Länder und der unterdrückten Völker der Welt in der Kommunistischen Internationale, die He-

gemonie der proletarischen Klasse als der führenden Klasse der gegenwärtigen Weltrevolution nicht 

verfälscht oder abgeschwächt, sondern erst zu konkreter praktischer Wirklichkeit erhoben. Unter die-

sem Grundgedanken der „Aktualität der Revolution“ ist auch der leninistische Begriff von der „Rolle 

der Partei“ und alle organisatorischen Probleme des Leninismus erst voll zu begreifen. „Man kann 

nicht mechanisch das Politische vom Organisatorischen trennen, und wer die bolschewistische Partei-

organisation unabhängig von der Frage, ob wir in der Zeit der proletarischen Revolution leben, bejaht 

oder verneint, hat von ihrem Wesen sicher gar nichts verstanden.“ (Lenin.) Erst in diesem Zusammen-

hange wird die Vorstellung Rosa  Luxem bur g s, daß die Organisation ein Produkt der revolutio-

nären Massenbewegung sei, einseitig und ungenügend. Die ungeheuren Aufgaben, die die Unter-

gangsepoche des Kapitalismus dem Proletariat stellt, bürden der bewußten Führerschicht des Prole-

tariats eine ungeheure ak t ue l l e  Verantwortung auf; die „Kommunisten“ haben die Rolle der Füh-

rung der proletarischen Klasse bewußt und aktiv zu übernehmen und haben zur Erfüllung ihrer Auf-

gabe, der Organisation der Revolution, sich selbst als die führende und organisierende revolutionäre 

Partei des Proletariats zu organisieren und zu disziplinieren. Die Aktualität der Revolution macht es 

zur Lebensfrage für das Proletariat, daß es das seiner Klassenlage wirklich entsprechende Denken und 

Handeln klar, in sichtbarer Gestalt, in der führenden proletarischen Partei: den nationalen kommunis-

tischen Parteien und der internationalen kommunistischen Gesamtpartei, der Dritten Internationale, 

[414] vor Augen habe. Aus diesem Zusammenhange ergibt sich ebenso auch die richtige Erfassung 

der leninistischen Staatstheorie. Lenin hat Staatsfrage als Tages f r ag e des kämpfenden Proletariats 

gestellt und das Wesen des Staates als Waf f e  in diesem Kampfe konkret aufgezeigt. Dem bürgerli-

chen Staat, der auch als reine Demokratie die Organisation einer Minderheitsherrschaft darstellt (eine 

Organisation mit der Funktion, die herrschende bourgeoise Klasse konzentriert und zum einheitlich 

geschlossenen Auftreten tauglich zu machen und zugleich die unterdrückten Klassen zu desorganisie-

ren und zu zersplittern!), treten die proletarischen „Arbeiterräte“ gegenüber, die schon in ihren aller-

ersten unentwickeltsten Formen ihren wesentlichen Charakter als proletarische Gegen r eg ie r ung  

zeigen. Diese Arbeiterräte müssen deshalb von der leninistischen Partei, die die Partei der Aktualität 

der proletarischen Revolution ist, im Proletariat ununterbrochen provagiert werden, während ihr 
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wirkliches Dasein, wenn es keine Farce sein soll, unbedingt bereits den ernsten Kampf um die Staats-

macht, den Bürgerkrieg, bedeutet. Nach dem Siege der proletarischen Klasse vollendet sich das Wesen 

des Arbeiterrates als Staatsapparat, als Waffe im Klassenkampf des Proletariats gegen die Bourgeoisie, 

die auch im Anfang der Räterepublik, auch nach ihrer ökonomischen Expropriation, auch während 

ihrer politischen Unterdrückung, noch immer die mächtigere Klasse bleibt und darum von der siegrei-

chen proletarischen Klasse mit ihrer wichtigsten Waffe, der Waffe des Rätesystems als Staatsorgani-

sation, bekämpft, zersetzt, isoliert, vernichtet werden muß. – Die auch nach der Eroberung der Macht 

konsequent fortgesetzte Anwendung der gleichen, von Lenin wiederhergestellten, konkretisierten und 

aktualisierten, geschichtlich dialektischen Methode des Marxismus nunmehr aktuell gewordenen öko-

nomischen und sonstigen Probleme des Sozialismus macht das Wesen dessen aus, was Lukács im 

letzten Abschnitt seines Büchleins als die „revolutionäre Realpolitik“ Lenins behandelt. Unter die-

sem Gesichtspunkt wird der leere Schein aller jener „Widersprüche“ ausgelöst, die die opportunisti-

schen Sozialisten und die bürgerlichen Politiker in der bolschewistischen Politik der letzten drei Jahre 

zu finden gemeint haben. Die mechanische Starrheit des undialektischen und unrevolutionären Den-

kens vermag es nicht zu fassen, daß alle diese „Widersprüche“ (das Festhalten der Bolschewiki nach 

ihrer „Rückkehr zum Kapitalismus“ der alten Parteistruktur, an der alten „undemokratischen“ Diktatur 

der Partei; ihr Festhalten an der Aufgabe der Vorbereitung und Organisierung der Weltrevolution, 

während der Staat des russischen Proletariats gleichzeitig seinen Frieden mit den imperialistischen 

Mächten zu schließen, den imperialistischen Kapitalismus zum wirtschaftlichen Aufbau Ruhlands her-

anzuziehen sucht; die energische ideologische Reinhaltung und organisatorische Festigung der prole-

tarischen Partei, während zugleich die Wirtschaftspolitik der Räterepublik ängstlich jede Lockerung 

des Bündnisses mit dem Bauerntum zu verhüten bestrebt ist usw. usw.) objektive, seiende Wider-

sprüche des gegenwärtigen Zeitalters sind und daß die Politik der KPR, die Politik Lenins nur inso-

fern widerspruchsvoll ist, als sie die dialektisch richtigen Antworten auf die objektiven Widersprüche 

ihres eigenen gesellschaftlichen Seins sucht und findet. Führt man auf diese Weise alle Einzelfragen 

der leninistischen Praxis auf die Grundfrage der materialistisch-dialektischen Methode zurück, so be-

greift man zugleich, in welchem Sinne es berechtigt ist, vom Leninismus als einer neuen Phase in der 

Entwicklung dieser materialistischen Dialektik zu sprechen. Lenin hat nicht nur die Reinheit der Marx-

schen Lehre aus der vulgär-marxistischen Verflachung und Entstellung „wiederhergestellt“. Der Le-

ninismus bedeutet vielmehr eine bisher unerreichte Stufe des konkreten, nicht schematischen, nicht 

mechanischen, ganz auf die Praxis gerichteten, materialistisch-dialektischen Denkens und Handelns. 

Die kommunistische Bewegung der Welt auf der Höhe dieser marxistisch-leninistischen Theorie und 

Praxis zu erhalten, ist die zentrale Aufgabe der Leninisten. 

Indem Gen. L. seine, hier nur abstrakt und unvollkommen skizzierten Untersuchungen über den Zu-

sammenhang der wesentlichen Leninschen Gedanken bis zu diesem Punkte fortgeführt hat, hat er 

zugleich die unmittelbare Aktualität dieser seiner Untersuchungen für die gegenwärtigen Aufgaben 

der Komintern bewiesen. Er hat zu der Frage „Lenin und die Komintern – Ueber die Grundlagen 

und die Propaganda des Leninismus“, die als erster Punkt auf der Tagesordnung des bevorstehen-

den Fünften Weltkongresses der Kommunistischen Internationale steht, einen wichtigen Beitrag ge-

liefert. Dieser Beitrag ist nur theoretisch, für manchen, an allgemeine methodische Untersuchungen 

nicht gewöhnten Leser vielleicht mancherorts sogar „zu theoretisch“. Wir meinen aber, daß die Kom-

munisten es mit Karl Marx halten sollen, der gesagt hat: Auch die Theorie wird zur materiellen 

Gewalt, sobald sie die Massen ergreift. k. 

* 

Karl Korsch: Marxismus und Philosophie. 

(71 S. – Leipzig 1923. – C. L. Hirschfelds Verlag 

Die vorliegende Untersuchung, die den ersten Abschnitt einer in Aussicht gestellten größeren Schrift: 

„Historisch-logische Untersuchungen zur Frage der materialistischen Dialektik bildet, stellt den ers-

ten bewußten Versuch einer Anwendung der historisch-materialistischen Methode auf die Ge-

schichte des historischen Materialismus selbst dar. Gleichzeitig enthält sie aber auch durchaus 
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originelle [415] und aufschlußreiche Anwendungen dieser Methode auf die Geschichte der bür-

gerlichen Philosophie des neunzehnten Jahrhunderts. 

Um das Verhältnis zwischen Marxismus und Philosophie zu klären, untersucht der Verfasser die Auf-

fassungen über dieses Verhältnis im bürgerlichen und marxistischen Lager. Das überraschende Er-

gebnis ist zunächst eine Uebereinstimmung dieser Auffassungen: sowohl die bürgerliche Philoso-

phie wie auch die führenden Theoretiker der Sozialdemokratie fassen dieses Verhältnis in negativer 

Weise auf. Franz Mehrings Absage an „alle philosophischen Hirnwebereien“ ist das charakteristische 

Beispiel für diese Einstellung. 

Die bürgerliche Philosophiegeschichte ihrerseits hat „das selbständige Wesen der marxistischen Phi-

losophie und ihre Bedeutung innerhalb der gesamten Entwicklung der philosophischen Ideen des 

neunzehnten Jahrhunderts“ ganz und gar nicht zu erfassen vermocht. 

Korsch untersucht die Gr ünd e, die zu dieser Unfähigkeit der bürgerlichen Philosophiegeschichte 

geführt haben. Diese durch einen bewuß t en  Klassenstandpunkt der bürgerlichen Philosophie zu 

erklären, wäre eine grobe, durchaus unmarxistische Vorstellung, die der Verfasser mit Recht abweist. 

Die völlige Verständnislosigkeit der bürgerlichen Philosophie-Geschichtsschreiber ist vielmehr ein 

Resultat von komplizierten „Vermittelungen“, die von dem Verfasser sorgfältig aufgezeigt werden. 

In der offiziellen Geschichte der Philosophie klafft zwischen der Zeit nach Hegels Tode und dem 

Neokantianismus der 60iger und 70iger Jahre, der sogenannten „Wiedergeburt der Philosophie“, ein 

tiefer Riß der durch den landläufigen Ausdruck „Zersetzung der Hegelschen Schule“ ganz unzu-

reichend, dazu noch rein negativ charakterisiert wird. In dieser Auffassung der deutschen Philoso-

phiegeschichte stecken nach Korsch drei große Borniertheiten. Die erste (die „hochph i l o soph i -

s c h e“!) besteht darin, daß die Philosophen nicht bemerken, daß der Ideengehalt einer Philosophie 

auch in den positiven Wissenschaften weiterleben kann, wie dies in bezug auf Hegel besonders der 

Fall war. Diese Schranke konnte noch innerhalb der bürgerlichen Ideengeschichte durch Di l t he y  

und seine Schule überwunden werden. Die zweite ist die l oka l e  Borniertheit: die guten deutschen 

Professoren übersahen, daß es außerhalb Deutschlands auch Philosophen gab; speziell Hegelianer. 

dritte Borniertheit beruht auf der p r inz i p i e l l en  Schranke der bürgerlichen Philosophie und Ideen-

geschichte selber. Wie die Entwicklung von Kant bis Hegel nicht als eine reine ideengeschichtliche 

Bewegung begriffen werden kann, so und viel weniger die Entwicklung nach Hegel. 

Hegel selbst hat eindringlich darauf hingewiesen, daß in der ganzen Bewegung des deutschen Idea-

lismus die Revolution „in der Form des Gedankens“ ausgedrückt wurde (die frappanten Gegenüber-

stellungen von Stellen aus Hegel und Marx bei Korsch, Seite 14, beweisen, wie konkret die Anknüp-

fung Marxens an Hegel aufgefaßt werden muß. Hegel hat den Zusammenhang von Philosophie und 

Wirklichkeit klar erkannt, aber als ab Mitte des 19. Jahrhunderts die deutsche bürgerliche Klasse 

aufgehört hatte, revolutionär zu sein, mußte sie auch im Denken die Fähigkeit verlieren, den Zusam-

menhang zwischen ideellen und reellen Faktoren der Geschichte zu begreifen. 

Die wirkliche Entwicklung mußte ihr unsichtbar werden. Diese aber war nicht, wie sich bürgerliche 

Philosophiehistoriker einbilden, eine „Zersetzung“, „Ermattung“ der Philosophie, sondern der Ue-

bergang der Philosophie, des ideologischen Ausdrucks der revolutionären Bewegung des Bürger-

tums, in den wissenschaftlichen Sozialismus, den Ausdruck der revolutionären Bewegung des Pro-

letariats. Der Marxismus steht zu den Systemen der deutschen Idealphilosophie genau in dem Ver-

hältnis wie die proletarische Bewegung zur revolutionären bürgerlichen Bewegung. 

Nach Untersuchung der bürgerlichen Philosophiegeschichte wendet sich der Verfasser der Entwick-

lung der Ansichten über das Verhältnis vom Marxismus zur Philosophie innerhalb der Marxistischen 

Bewegung selbst zu. Indem die Analyse sich über den Rahmen der philosophischen Probleme zu 

einer historisch-materialistischen Gesamtbetrachtung der Entwicklung des Marxismus im Zusam-

menhang mit der gesellschaftlichen Gesamtentwicklung erweitert, werden drei Perioden unterschie-

den: die erste Periode, die etwa mit der „Einleitung zur Kritik der Hegelschen Rechtsphilosophie“ 

anhebt und die realgeschichtlich mit der Revolution 1848, ideengeschichtlich mit dem 
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„Kommunistischen Manifest“ endet. Die zweite Periode: von der Niederwerfung des Pariser Proleta-

riats in der Junischlacht 1848 bis ungefähr zur Jahrhundertwende. Die dritte Periode: die revolutio-

näre Epoche unserer Zeit. 

Der Wert dieser Untersuchung besteht nicht in der schematischen Periodisierung, sondern in den 

konkreten Analysen, wobei die einzelnen Phasen des Marxismus selbst historisch-materialistisch er-

klärt werden. So ist es besonders zu begrüßen, das Korsch auch die eigene Entwicklung von Marx 

und Engels selber unter diesem Gesichtspunkt auffaßt. Da die Theorie keinen Platz außerhalb der 

realen gesamtgesellschaftlichen Bewegung hat, mußte auch die Marx-Engelssche Theorie der sozia-

len Revolution in der Epoche 1865-1894 (Kapital 1) gegenüber der ersten Periode „als eine in vieler 

Hinsicht veränderte und weiterentwickelte Erscheinungsform der Gesamttheorie“ auftreten. „Sie 

bleibt auch jetzt noch das umfassende Ganze einer Theorie der sozialen Revolution, aber die ver-

schiedenen Teile dieses Ganzen, Oekonomie, Politik, Ideologie, wissenschaftliche Theorie und ge-

sellschaftliche Praxis, treten weiter auseinander und werden exakter herausgearbeitet, als in der The-

orie der ersten Periode, die eine Theorie der „als lebendige Totalität begriffenen und betätigten sozi-

alen Revolution war und „keine einzelwissenschaftlichen Trennungen kannte“. 

[416] Der Zerfall dieser einheitlichen Theorie des Ganzen in selbständige Teile ist bei den „Marxisten“ 

der Zweiten Internationale eingetreten. Der wissenschaftliche Sozialismus fällt für diese Theoretiker 

in eine Summe von einzelwissenschaftlichen sogenannten voraussetzungslosen Erkenntnissen, ohne 

unmittelbare Beziehung zur Praxis, auseinander. Das Schulbeispiel für diese Auffassung bietet Hilfer-

dings Vorwort zum „Finanzkapital“, wo der Marxismus als Wissenschaft und die sozialistische Politik 

als zwei unabhängige Erscheinungen auftreten, die jede für sich allein bestehen können. 

Die dritte Periode endlich ist die heranbrechende revolutionäre Epoche, wo die Weiterentwicklung 

Theorie als „Wiederherstellung“ der reinen Lehren von Marx auftritt. Im Mittelpunkt dieser Bewe-

gung steht Len i n. In diesem Zusammenhange, als einen Teil dieser Wiederherstellungsarbeit, sieht 

Korsch auch seine eigene, der Klärung der Beziehungen zwischen Philosophie und sozialer Revo-

lution des Proletariats dienende Arbeit an. 

Die grundlegende Theorie des Verfassers ist, daß Marx und Engels die Philosophie, wie jede andere 

Ideologie, im Gegensatz zu den Vulgär-Marxisten nicht als leere Hirngespinste, sondern materialis-

tisch, d. h. als Wi r k l i chke i t theoretisch auffassen und praktisch behandeln. Als aufzuhebende 

Wirklichkeit, aber gerade darum als Wirklichkeit. In der frühesten Periode seiner Entwicklung 

war der dialektische Materialismus von Marx und Engels noch selber Philosophie. Die Philosophie 

hat später für Marx und Engels als Bestandteil der gesellschaftlichen Wirklichkeit an Bedeutung ver-

loren, aber die philosophische Ideologie, wie jede andere Ideologie, blieb für sie immer ein ma t e r i -

e l l e r Bestandteil der gesellschaftlich-geschichtlichen Gesamtwirklichkeit. Mit einer reichen Fülle 

von wenig bekannten Stellen, denen sich oft eine lehrreiche historisch-sachliche Interpretation der 

marxistischen Terminologie anschließt, belegt Korsch seine Auslegung. Ebenso interessant sind die 

Ausführungen über die Auffassung der Ideologie als bloßer Schein, Irrtum, Einbildung bei den „or-

thodoxen Marxisten“ der Zweiten Internationale und über den engen Zusammenhang dieser Auffas-

sung mit dem gleichzeitigen Opportunismus in der praktischen Politik. 

Die positive Aufzeigung der Konsequenzen des wirklichen dialektisch-materialistischen Prinzips für 

die Auffassung der geistigen Wirklichkeiten wird wiederum durch eine sächliche und philologische 

Interpretation der marxistischen Terminologie eingeleitet. Korsch verkennt nicht das Schwan-

kend e in der von Marx und Engels verwendeten Terminologie speziell auf philosophischem Gebiete, 

erklärt aber dieses scheinbare Schwanken durch die verschiedene Adresse, an die die gelegentlichen 

polemischen Bemerkungen in den späteren Schriften von Marx und Engels gerichtet sind. Das allge-

meine Ergebnis der Analyse: die grundlegende Einstellung von Marx und Engels ist das Zusammen-

fallen von Bewußtsein und Wirklichkeit, welches bewirkt, „daß auch die materiellen Produkti-

onsverhältnisse der kapitalistischen Epoche das, was sie sind, nur zusammen mit denjenigen Be-

wußtseinsformen sind, in denen sie sich sowohl im vorwissenschaftlichen, wie im (bürgerlich) wis-

senschaftlichen Bewußtsein dieser Epoche widerspiegeln, und ohne diese Bewußtseinsformen in 
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Wirklichkeit nicht bestehen könnten.“ (Seite 62.) Sonst hätte ja eine Kritik der politischen Oeko-

nomie nie zu dem wichtigsten Bestandteil einer Theorie der sozialen Revolution werden können! 

Aus dieser unzerreißbaren Einheit von Bewußtsein und Wirklichkeit folgt für die Philosophie einer-

seits, daß, wie jede andere Bewußtseinsform der bürgerlichen Gesellschaft, so auch die Philosophie 

durch das Denken allein nicht aufgehoben werden kann. Die bürgerlichen Bewußtseinsformen kön-

nen nur aufgehoben werden „unter gleichzeitiger praktisch-gegenständlicher Umwälzung der in die-

sen Formen begriffenen materiellen Produktionsverhältnisse selbst“. (Seite 66.) Die Philosophie ist 

aber andererseits auch kein bloßes Hirngespinst, das sich nach Aufhebung der bürgerlichen Produk-

tionsverhältnisse „von selbst“ in bloßes Nichts auflösen würde; Kunst, Religion und Philosophie bil-

den vielmehr einen Teil der geistigen Struktur der bürgerlichen Gesellschaft, welche der ökonomi-

schen Struktur dieser Gesellschaft entspricht. Ihre Aufhebung, die geistige Aktion, wird durch die 

ökonomische und politische Aktion nicht überflüssig gemacht, sondern bildet einen Bestandteil der-

selben. Daraus folgt auch die Notwendigkeit einer speziell philosophischen Aktion: Das bürgerliche 

philosophische Bewußtsein muß durch die revolutionäre materialistische Dialektik auch philoso-

phisch bekämpft werden und dieser philosophische Kampf bildet einen auch praktisch wesentlichen 

Bestandteil innerhalb des Gesamtprozesses der Umwälzung der bisherigen Gesellschaft. 

So fügt sich der Kampf gegen die bürgerliche Ideologie in die Gesamtheit der revolutionären Praxis 

ein. Es ist ein großes Verdienst des Verfassers, diesen, auch von Kommunisten nur allzu sehr über-

sehenen Zusammenhang in scharfe Beleuchtung gerückt zu haben. Und dieser Zusammenhang ist es, 

der seinen Ausführungen nicht nur theoretische, sondern auch praktisch-politische Bedeutung ver-

leiht. Nicht durch abstrakte Ablehnung, durch summarische Negation der bürgerlichen Ideologie wird 

sich die „Ueberlegenheit“, die höhere historische Berechtigung des Marxismus erweisen, sondern 

durch konkrete, inhaltliche Auseinandersetzungen mit der bürgerlichen Ideologie, deren Einfluß ge-

rade auf diesem Gebiete – selbst in unseren eigenen Reihen – noch viel stärker ist, als man im allge-

meinen annimmt. Wir stehen hier noch ganz im Anfang des Weges. Korschs Abhandlung ist ein 

Schritt vorwärts zur Bekämpfung dieser Reste der bürgerlichen Weltanschauung innerhalb der revo-

lutionären Bewegung. Ad. Fgr. 

[417] 
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Die Internationale  

Jahrgang 7 ⁕ Ausgegeben: Berlin, 1. Juli 1924 ⁕ Heft 13 

Der Parteitag der Sozialdemokraten. 

I. 

M. Der Reformismus trat in Deutschland nach der Revolution von 1918 mit dem Anspruch auf, so -

f o r t, und zwar auf demokratischem Wege und schmerzlos den Soz i a l i sm us  einzuführen oder so-

gar eingeführt zu haben („Die Sozialisierung marschiert!“ „Der Sozialismus ist da!“). I nnenpo l i -

t i s c h  hatte die damals regierende Sozialdemokratie e i nen  Leitgedanken: den revolutionären Um-

sturz der Besitz-, Eigentums- und Klassenmachtverhältnisse mit Waf f engewa l t  zu verhindern und 

vielmehr eine Klassenharmonie mit der Bourgeoisie herzustellen, unter gewaltsamer Unterdrückung 

der „verrückten“ oder „verbrecherischen“ Elemente („Spartakisten“), welche gegen d i e s e  „Siche-

rung der Revolution“ sich auflehnten, außenpo l i t i s ch  operierte die Sozialdemokratie lediglich 

mit der beinahe als religiöses Dogma immer wieder hergeplapperten Phrase, daß die „westlichen De-

mokratien“ (worunter die imperialistischen Regierungen Englands, Frankreichs und der Vereinigten 

Staaten verstanden werden sollten) mit dem neuen, so herrlich von Prachtkerlen wie Hermann Müller, 

Scheidemann oder Kautsky und Crispien repräsentierten „demokratischen Deutschland“ nach den 

Grundsätzen des Evangeliums, sei es des alten, sei es des neuen, das Wilson in vierzehn Punkten 

niedergeschleimt hatte, verfahren würden. 

Die führenden Reformisten, die wenigen, welche wenigstens reformistisch denken gelernt hatten, 

glaubten an diesen innen- und außenpolitischen Unsinn. Die Mehrzahl der Reformisten freilich, die 

sich nie in die Unkosten des Denkens gestürzt hatte, all jene Helden, die mit Bebel „radikal“ waren 

(und glaubten, Bebels Politik sei „radikal“), die zu Kriegsbeginn zu Hindenburg gingen (oder aber sich 

nicht rührten, weil ja, man verstehe, Frau und Kinder zu versorgen waren und man, man verstehe recht, 

ja vom Parteivorstand gewissenmaßen abhängig war), die während des Krieges Annexionen für mar-

xistisch, Propaganda für Kriegsanleihen für sozialistisch, Schwärmerei für kons t i t u t i one l l en  

Monarchismus für realpolitisch, Gerede, Gequatsche, Geschleime über Kriegsschuld Deutschlands, 

westliche Demokratie und Frieden mit Völkerbund für revolutionär, all jene Helden, die am 9. No-

vember 1918 plötzlich überzeugte Republikaner und Beinahe-Bolschewisten wurden, sie hatten frei-

lich nie gedacht, und jetzt, wo alles drunter und drüber ging, dachten sie nur an eins: ach, wäre doch 

schon wieder Ruhe und Ordnung, so, wie es „immer“ war. Die standen von Anfang an auf j ene r  Seite 

der Barrikaden, dort, wo die Bourgeoisie steht mit ihrer kapitalistischen Wirtschaftsordnung (und eine 

andere können sich die Reformisten, genau wie die Bourgeoisie, nicht vorstellen) und mit ihrem poli-

tischen Ueberbau, dem bürgerlichen [418] Staat, der ihnen als der Weisheit letzter Stein erscheint, 

wenn er ein Parlament beruft, in dem ausgiebig- und zwecklos Zungenkünste geübt werden können. 

Zwar schrieb Hilferding, einer der theoretischen Hauptmatadore der Reformisten, in seinem „Finanz-

kapital“ (das 1920 ohne Veränderung erschien) vom Finanzkapital: 

„Es  vo l l ende t  d i e  D i k t a t u r  de r  Kap i t a l m agna te n,“ worunter doch billigerweise nichts als 

die Beschreibung „der Demokratie“ gemeint ist, und zwar schloß er seine Worte mit dem Satze: 

„In dem gewaltigen Zusammenprall der feindlichen Interessen schlägt schließlich die Diktatur der Kapitalmag-

naten um in die D i k t a t u r  d e s  Proletariats,“ 

aber von diesem schönen Satz nahm er mit allen Reformisten nichts ernst als das Wort „schließlich“ 

und arbeitete mit allen Kräften dagegen, daß bei dem gewaltigen Zusammenprall der feindlichen In-

teressen (der einzelnen kapitalistischen Staaten sowohl wie der Klassen in Deutschland) die deutsche 

Arbeiterklasse die (sehr wacklig gewordene) Diktatur der Kapitalmagnaten stürzte und ihre eigene, 

proletarische Diktatur errichtete, so daß jene Diktatur der kleinen Klique der Ausbeuter „umgeschla-

gen“ wäre in die der breitesten Massen der Ausgebeuteten. 

Die Funktion des Reformismus in den Jahren 1918 und 1919 war: Rettung der Diktatur der Kapi-

talmagnaten. 
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Diese Funktion hat die Sozialdemokratie (beider Schattierungen) in Deutschland gehabt und mit allen 

Kräften ausgeübt. 

II. 

1919 wurde die außenpolitische Frage in Deutschland von allen Parteien (mit Ausnahme der Kommu-

nisten) so formuliert: Annahme oder Ablehnung des Versailler Vertrags? Die wenigen denkenden Re-

formisten verstanden sehr wohl: ablehnen und dabei kapitalistisch bleiben ist ein Unsinn in sich. Ab-

lehnen heißt: wirkliche Revolution in Deutschland, Diktatur des Proletariats, und dann ein Verfahren, 

wie das der Bolschewiki in Brest-Litowsk oder unter Umständen revolutionären Verteidigungskrieg 

gegen die imperialistischen Gegner. Die wenigen denkenden Reformisten schwankten, natürlich, kei-

nen Augenblick. Sie ziehen i mm e r, un t e r  a l l en  Um s t ände n, die kapitalistische Lösung vor, sie 

nehmen imm e r, un te r  a l l en  Ums t ände n, selbst die Sklaverei (in ihrer „modernen“ Form) an, 

wenn die Alternative lautet: Revolution oder kapitalistische Lösung. Und einige dieser „denkenden“ 

Reformisten sind wirklich, immer wieder, so albern, tatsächlich zu glauben, daß pazifistische Phra-

sen, gedroschen von Regierern, imperialistischen, bis an die Zähne gerüsteten Staaten, daß Verträge, 

in denen hunderte Male die Schlagsahne der Worte „gerecht“, „menschlich“, „billig“, „moralisch“ 

serviert wird, daß „der Völkerbund“, welcher von den Vertretern der imperialistischen Hauptmächte 

geführt und gegängelt wird und eine Spottgeburt ist, noch bevor er geboren ist, daß dieses ganze 

Brimborium einem besiegten Volke helfen kann, welchem sie K l a s senha r m oni e  vortäuschen. 

Seit 1919 sind 5 Jahre vergangen. Und 1924 wiederholt sich die politische Posse von 1919. Die So-

zialdemokraten, nunmehr wieder vereinigt zu e ine r  Partei, blasen aus außenpolitischen Gründen die 

[419] Trompete „des Völkerbunds“, der Annahme eines neuen Vertrags, des Dawes-Gutachtens, der 

„westlichen Demokratie“. 

Allerdings hat sich ihre Funktion geändert. Die 1919 wacklige Diktatur der Kapitalmagnaten ist, dank 

der Leistungen der edlen Bringer des Sozialismus („Der Sozialismus ist da!“) stabil geworden. Jetzt 

kommt es darauf an, innenpolitisch die „Ruhe und Ordnung“, kapitalistisch gesprochen, so herzustel-

len, daß die ernsthafte Durchführung des neuen Sklavenvertrags möglich wird. E i n i ge  wenige „den-

kende“ Reformisten g l auben  dabei wirklich immer noch an die schönen Redensarten von Völker-

bund, Demokratie, langsame Wiederherstellung, die meisten aber, f a s t  a l l e, sind innerlich längst 

den Weg des Paul Lensch gegangen und sind überzeugt davon, daß der Kapitalismus ewig ist, daß 

der Sozialismus (den sie mit Augenverdrehen und drei o’s in den Mund nehmen) lediglich „ein Ideal“ 

ist, und haben keinen anderen Gedanken, als wie sie auch „in die Macht“ kommen, um „Ruhe und 

Ordnung“ herzustellen und „als Partei“ mit von der „Verantwortung“ abzubekommen, die darin be-

steht, daß man mit ernstem Gesicht die tiefe und neuartige Weisheit ausspricht: Deutschland ist be-

siegt, und da muß es eben die Lasten tragen und jeder von uns auch. 

Die Funktion der Sozialdemokratie ist gegenwärtig die: die Partei der bürgerlichen Demokratie zu 

sein, dabei möglichst große proletarische Massen zu kommandieren und die Diktatur der Kapitals-

magnaten so zu schützen, daß unter dem Vorwand „der Demokratie“ und der „Durchführung des 

Sachverständigengutachtens“ die notwendigerweise ins tiefste Elend geratenden Massen in Deutsch-

land (Arbeiter infolge der einsetzenden neuen Arbeitslosigkeit, Beamte infolge der Privatisierung der 

Staatsbetriebe und der notwendigen Sparmaßnahmen, Handwerker, Kleinhändler infolge der immer 

schneller wachsenden Konzentration und Vertrustung) fest an der Kandare gehalten werden, und zwar 

ideologisch wie mit staatlichen Machtmitteln. 

Zur ideologischen Bearbeitung hat man eine straff organisierte und zentralisierte Partei sowie von 

„unzuverlässigen“ Elementen gereinigte Gewerkschaften notwendig wie auch glorreiche Vorbilder. 

Das erste Erfordernis sollte der Parteitag der SPD erfüllen, am zweiten arbeiten die Gewerkschafts-

führer seit längerer Zeit beharrlich. Die glorreichen Vorbilder endlich liefern, so possierlich das ist, 

die Regierungen der beiden imperialistischen Hauptmächte Europas, die Herriot-Regierung und die 

Macdonald-Regierung. 

Und was die staatlichen Machtmittel betrifft, so ist nicht nur die Sehnsucht, sondern das ausgespro-

chene Ziel der SPD, möglichst schnell wieder in eine Koalition mit den bürgerlichen Parteien zu 
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kommen. Am  l i ebs t en  m i t  allen bü r ge r l i chen  Pa r t e i e n. Das ist das Ziel: Koalition von Hergt 

bis Crispien. Als Druckmittel dient nicht nur parlamentarische Opposition. Man versucht es mit rea-

leren Mitteln. Das Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold, aufgerichtet angeblich als Truppe zum Schutz 

gegen die völkischen Organisationen, muß, wenn die Sozialdemokraten ihr nächstes Ziel erreichen, 

naturnotwendig zu einer Fa sch i s t en t r uppe  werden. Nicht Faschisten im italienischen, auch nicht 

im völkischen Sinne. Wohl aber in diesem: eine aus Kleinbürgern gebildete Truppe zur Niederschla-

gung aller Angriffe gegen die Diktatur der Kapitalmagnaten, oder, in sozialdemokratischem Kauder-

welsch gesprochen: gegen die Republik. 

[420] Da s  ist die Situation, in welcher, nach Ansicht der wenigen denkenden  Reformisten, die 

SPD. ihren Parteitag abhielt, und das die Richtlinien und Gesichtspunkte, welche diese wenigen den-

kenden Reformisten ihrer Tagung gaben. 

Um also zusammenzufassen: schärfster, unerbittlicher Kampf gegen die revolutionären Strömungen, 

Regungen, Gruppierungen des Proletariats, gegen seine Partei, die KPD, und gegen Sowjetrußland, 

das Land der Revolution; straffe Organisierung der Partei, Reinigung der Gewerkschaften; Schaffung 

von Kadres schwarz-rot-goldener Faschisten, einerseits als reales Gegengewicht gegen die völki-

schen Verbände (damit die Deutschnationalen durch dieses reale Gegengewicht zur SPD herüberge-

zogen werden), andererseits und hauptsächlich aber als Schutztruppe gegen die Revolution; Hinsteu-

ern auf die Koalition mit allen bürgerlichen Parteien; Durchführung des Sachverständigengutachtens, 

d. h. freiwillige und bewußte Uebergabe der deutschen Wirtschaft wie der des deutschen Staates an 

die Diktatur eines internationalen Konsortiums von Kapitalsmagnaten; Anlehnung an die westlichen 

Kapitalsmagnaten, d. h. Kampfstellung gegen Sowjetrußland. 

Da s  ist das Programm der Sozialdemokratie und da s  sollte der Sinn ihres Parteitages sein. 

Natürlich wurde alles dos wesentlich anders genannt und ausgedrückt. Das versteht sich von selbst. 

Aber die Reden (abgeschmackten Reden), die da gehalten wurden, sowie die Artikel (noch abge-

schmackteren Artikel), die aus Anlaß dieses Parteitages losgelassen wurden, haben samt und sonders 

keinen anderen politischen Sinn als den oben genannten. 

III. 

Allerdings machen die „denkenden“ Reformisten hierbei wieder einige der Fehler, welche schon 1919 

von ihnen gemacht wurden. Eine Voraussetzung wird dadurch, daß man sie zur Voraussetzung macht, 

noch keine r i ch t i ge  Voraussetzung. Und von den Voraussetzungen, die die Reformisten machen, 

sind etliche offensichtlich falsch. 

Nehmen wir zunächst nur einiges. 

Die „denkenden“ Reformisten nehmen als ganz selbstverständlich an, daß die Parteien der Bourgeoi-

sie sie, die Sozialdemokraten, brauchen. Hier ist eine Voraussetzung gemacht, ohne daß untersucht 

wird, was die Voraussetzung zu dieser Voraussetzung ist. D i e  Bour geo i s i e  i n  Deu t s ch land  

b r auch t  d i e  Soz ia ldem okr a t i e  und  d i e  r e f o r mis t i s chen  Gewer kscha f t en  l ed i g -

l i ch  a l s  Schu t zwa l l  gegen  d i e  Revo l u t io n. Ist die Situation nicht revolutionär, oder gelingt 

es der Bourgeoisie, mit Hilfe der Sozialdemokratie, die revolutionäre Bewegung und ihre Partei, die 

KPD, niederzuschlagen, oder bildet sich die Bourgeoisie auch nur ein, daß die „Gefahr“ der Revolu-

tion nicht mehr droht, so braucht sie die Sozialdemokratie nicht mehr; im Gegenteil, sie ve r n i ch te t  

sie, weil sie die unzuverlässigen Lakaien unschädlich machen m u ß. 

Die „denkenden“ Reformisten haben sich aber nicht einmal die Mühe genommen, zu überlegen, w i e  

eigentlich die Situation in Deutschland und Europa ist. Kein einziges ihrer Referate auf ihrem [421] 

Parteitag stellte auch nur die Frage: Und was wird nach der Annahme der neuen heiligen Schrift, des 

Dawes-Planes? 

Nur Herr Löbe, der neue Stern am Himmel der Sozialdemokratie, gab einen ungemein fruchtbaren 

und in die Ferne weisenden Gedanken von sich, als er mit Verve verlangte, daß Deutschland „sobald 

als möglich, noch dieses Jahr“, einen – Antrag um Aufnahme in den famosen Völkerbund stellen 
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solle. Herr Hilferding sang Lobeshymnen auf Macdonalds Weisheit, Kraft und Stärke, wobei ihm das 

Wasser im beredten Mund zusammenlief, und Herr Paul Levi, der einst in der KPD Analysen auf 

Grund der Weizen- und Baumwollpreise, die in der damals noch nicht allen zugänglichen „Times“ 

standen, machte, versuchte, seine Redezeit mit dem Nachweis auszufüllen, daß die Karre doch nicht 

ganz so glatt läuft, wie die von ihm im Inneren seines aristokratischen Busens tief verachteten Kärrner 

dem versammelten Kriegsvolk dartaten, kam aber über einige konfuse Ansätze nicht hinaus; was 

eigentlich schade ist. Denn wie er auf Grund einer Analyse, die kriegerische, imperialistische (und 

vielleicht sogar revolutionäre) Konflikte in Bälde als wahrscheinlich ergeben hätte, die taktischen 

Schlüsse der Soz i a l dem okr a t i e  mitgezogen hätte, das wäre ein gar spaßhafter Anblick gewesen 

(wobei man an Heines Verse denken könnte: In Dresden sah ich einen Hund, der einst gehört zu den 

bessern. Er ist gekommen auf den Hund: Er kann nur noch bellen und wässern). 

Eine andere, „kleine“ und den „denkenden“ Reformisten ganz „selbstverständlich“ erscheinende Vo-

raussetzung, ist ebenso gemacht, ohne daß die Voraussetzung zu ihr untersucht ist. 

Es ist bei den Sozialdemokraten Mode geworden, immer wieder drei sogenannte Gedanken zu stam-

meln, mit denen ihre Anhänger befriedigt werden sollen. Diese drei Gedanken sind, in von den „den-

kenden“ Reformisten beliebten Reihenfolge, diese: die große, ungeschulte (gleich: dumme) Masse 

hat 1918 und 1919 geglaubt, wir könnten ihr alles auf einmal geben, wir können aber gar nichts geben, 

genau so wenig wie vor 1918, ja noch weniger, weil die Opfer gebracht werden müssen, die sich aus 

dem verlorenen Kriege ergeben; aber die Zeiten haben sich geändert und wir tragen jetzt auch mit an 

der Verantwortung, und wir überlassen den herrschenden Klassen nicht die Verantwortung; aber der 

Sozialismus bleibt unser Ideal, wir glauben an ihn, allerdings können wir nur sehr langsam und all-

mählich dieses Ideal erreichen und gegenwärtig müssen wir uns mit dem Idealismus begnügen. 

Diese drei sogenannten Gedanken setzen voraus, daß man lange Zeit hindurch hungrige Massen mit 

albernen Redensarten abspeisen kann. Sie setzen überdies voraus, daß diese hungrigen Massen ein 

verdammt kurzes Gedächtnis haben, daß sie sich unter dem Wort „Idealismus“, daß jeder Pfaffe, jeder 

Völkische, jeder Unternehmer ebenso im Munde führt, wie unsere „denkenden“ Reformisten, etwas 

anderes vorstellen als das, was es ist: ein Verdummungswille (zu gut deutsch: Schmus); und außer-

dem setzen die „denkenden“ Reformisten sehr gedankenlos voraus, daß die hungrigen Massen dieje-

nigen, welche immer wieder von Verantwortung schwatzen, nicht zur Verantwortung ziehen werden. 

Drei falsche Voraussetzungen, die sämtlich eine falsche Generalvoraussetzung haben: daß nämlich 

die hungrigen Massen, weiß der Himmel weshalb, ihren Hunger plötzlich vergessen werden. 

[422] Eine ganze Reihe von Rednern hat auf dem Parteitag „triumphierend“ „festgestellt“, daß der 

Kommunismus nur dort gedeiht, wo es den Massen schlecht geht. Die Armut kommt von der Power-

teh, sagte Unkel Bräsig. Die Kommunisten wollen die kapitalistische Wirtschaftsordnung beseitigen, 

welche das Elend über die Massen bringt. Die Massen wollen dasselbe, eben weil sie im Elend sind. 

Der Marxismus hat gezeigt, daß die Entwicklung des Kapitalismus den Widerspruch zwischen den 

Produktivkräften und der Produktionsweise so steigert, daß die kapitalistische Hülle ge sp r eng t  

wird. Die Krise des Kapitalismus, die jetzt bereits 10 Jahre anhält – denn der Krieg war der Beginn 

dieser Krise – häuft das Elend. Die „Lösungen“, welche die Kapitalisten bieten, die neueste Patent-

lösung des Dawes-Plans, versprechen, das Elend, besonders in Deutschland, ins Ungeheure zu stei-

gern. Um 20 Millionen Deutsche gibt es zu viel, sagt Clemenceau, um 15 Millionen, sagt der Profes-

sor von Gruber. Die „denkenden“ Reformisten aber machen die „kleine“ Generalvoraussetzung, daß, 

da wie bekannt die Armut von der Powerteh stammt, alles schon in Ordnung kommen wird, wenn die 

Powerteh verschwindet. Stimmt. Wäre das kapitalistische System harmonisch, nicht widerspruchs-

voll in sich, so wäre gar keine Gefahr für dieses System vorhanden. Und kein Mensch, der nicht reif 

fürs Irrenhaus wäre, käme auf den Gedanken, Kommunist zu werden. Aber das kapitalistische System 

ist widerspruchsvoll in sich. Noch mehr: seine Widersprüche sind nicht „theoretische Spintisiere-

reien“, sondern sehr reale Dinge, die sich in Arbeitslosigkeit, in lauter unmöglichen „Lösungen“ der 

Krise, in der Zuspitzung der Klassengegensätze, besonders in Deutschland äußern. Daß die Massen 

hungern, fassen sie nicht als eine Fügung von Gott auf, sondern begreifen es als eine Fo l ge  der 
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kapitalistischen Herrschaft. Und nur wenn sie ve r hunge r t  wären, wäre die Generalvoraussetzung 

unserer „denkenden“ Reformisten erfüllt (oder aber, wenn das kapitalistische System ein harmoni-

sches System wäre, worüber vielleicht Hilferding, der Obertheoretiker der SPD aus seinen Werken – 

nicht denen der erfolgreichen Ministerzeit – Auskunft geben könnte, und sei es auch nur durch Ver-

lesung der Stellen über die inneren Widersprüche des kapitalistischen Systems sowie des oben zitier-

ten Schlußsatzes aus dem „Finanzkapital“). 

Aber nicht nur die Generalvoraussetzung ist falsch, auch die drei oben genannten „Gedanken“ (man 

nennt jeden Unsinn, bei dessen Hervorbringung nicht gedacht wird, einen Gedanken oder, vornehmer, 

eine Idee) sind so, daß sie auf polizeiwidrige Dummheit derjenigen spekulieren, denen zugemutet 

wird, sie ernstzunehmen. 

Wie, die SPD hätte nie versprochen, a l l e s  zu geben? Aber – „die Sozialisierung marschiert, der 

Sozialismus ist da!“ das ist doch nicht vergessen. Man merke wohl: der Sozialismus! Also eine Wirt-

schaftsordnung, bei der die Produktionsmittel vergesellschaftet sind, die Wirtschaft eine Bedarfswirt-

schaft mit zentralem Wirtschaftsplan ist. Die Kommunisten waren bescheidener. Sie haben immer 

gepredigt: ohne Diktatur des Proletariats – kein Sozialismus. Und mit Diktatur des Proletariats – Be-

ginn des sozialistischen Aufbaus, Uebergang zum Sozialismus. Die „denkenden“ Reformisten unter-

schätzen aber nicht nur das Gedächtnis der Massen, sie unterschätzen auch den Grad der Geduld der 

Massen Phrasen gegenüber. Denn wenn sie in einem Atem erklären, daß sie nichts geben können, daß 

die Massen [423] Opfer auf sich nehmen müssen, daß s i e  aber, die „denkenden“ Reformisten, „ihre 

Funktion geändert“ haben („Vorwärts“ vom 11. Juni, Morgenblatt), und daß der folgende Satz gilt: 

„Während wir früher die Verantwortung für das Schicksal des arbeitenden Volkes auf die ‚herrschenden Klas-

sen‘ abwälzen konnten, haben wir sie heute so oder so m i t zutragen.“ 

so werden die hungernden Massen mit der folgenden, einfacheren und logischeren „Philosophie“ 

antworten: früher ging es uns dreckig, und ihr habt gesagt: die herrschende Klasse ist schuld. Heute 

geht es uns noch dreckiger, und ihr sagt: wir sind mitverantwortlich. So hol euch mitsamt eurer Funk-

tionsänderung der Teufel, denn „verantwortlich“ sein heißt bei euch: Minister sein, und ihr gehört zur 

herrschenden Klasse, wie der speichelleckerische Lakai zu seinem Herrn gehört. 

Worauf die „denkenden“ Reformisten nur zwei Antworten parat haben. Die erste ist (dem hungrigen 

Magen behagen nur Knödelgründe): ja Kinder, besinnt euch doch auf den Idealismus! Wir sind doch 

auch die Partei des Idealismus, der „sittlichen Mission“, „Sozialismus ist nicht nur Entwicklungs-

glaube, nicht nur auf Wirtschaft angewandter Rationalismus, er ist auch s i t t l i che  Fo r de r un g an 

die Gesellschaft und an jeden einzelnen seiner Vertreter“, Sozialis[mus] ist „die Flamme des echten 

hingebungsvollen Idealismus“ („Vorwärts“ vom 11. Juni), – worauf der hungrige Arbeiter mit Recht 

antworten wird, daß „sittliche Forderung“ zwar sehr gut ist, gerichtet „an die Gesellschaft“, daß aber, 

als er, nicht an „die Gesellschaft“, sondern an „s e i n e“ sehr reale Aktiengesellschaft die Forderung 

einer sehr kleinen Lohnerhöhung gerichtet hat, er ausgesperrt wurde und daß selbst die „unsittliche“, 

vielmehr sehr triviale und sogar noch auf diesem Parteitag der SPD aufgestellte Forderung des Acht-

stundentages („an die Gesellschaft“?) noch nicht überall durchgeführt jein soll, und daß mancher 

„idealistische“ Gewerkschaftsbonze mit „der Gesellschaft“ Verträge abgeschlossen hat (oder gar sol-

che angeregt hat), welche den Zehnstundentag (als „sittliche Forderung“*“) enthalten. 

Und mancher, dem das Geschmiere des „Vorwärts“ über „Idealismus“, „sittliche Forderung“ und 

ähnliche Dinge „seltsam“ vorkommen wird, wird mit Staunen hören, daß beispielsweise der deutsch-

völkische Dinter g enau  d i e se l ben  dem agog i schen  Ph r a sen  drischt: 

„Die sittliche Umstellung unseres ganzen Sein und Wesens, wie sie die völkische Weltanschauung von uns 

verlangt, stellt die höchsten Anforderungen an uns selber. Sie fordert die selbstlose Hingabe an die Volksge-

nossen, an Volk und Vaterland, sie verlangt die Unterordnung unserer eigenen Belange unter die Belange der 

Allgemeinheit. Es gilt, unsere Eigensucht niederzukämpfen und in selbstlose Liebe zu verwandeln.“ 

(D i n t e r, Ursprung, Ziel und Weg der deutschvölkischen Freiheitsbewegung, Weimar 1924.) 

Faschisten, Pfaffen, Demagogen und Kapitalistenlakaien aller Couleurs, vereinigt euch (und gründet 

Kampfverbände zur Betätigung der „sittlichen Forderung“). 
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IV. 

Der Verlauf des Parteitages brachte keinerlei Ueberraschungen. Wenn nach seinem Ablauf der lei-

tende Schmok in dem „Vorwärts“ wollustsabbernd verkündet: „Wel che  ande r e  Pa r t e i  hätte es 

[424] wagen können, in dieser Zeit der Gärung und Zerrissenheit eine ö f f en t l i che  Tagung  abzu-

halten ...?“ und dabei die Kommunisten nennt, so ist das ein billiges demagogisches Stückchen. Wenn 

die KPD Parteitage abhalten könnte, ohne dabei von sozialdemokratischen Polizeiministern gestört 

zu werden, so würde sie ihre Parteitage, gerade im Hinblick auf die SPD, in der breitesten Oeffent-

lichkeit abhalten. Denn etwas öderes, geistloseres, bürokratischeres als dieser Parteitag der SPD, ist 

schwer zu denken. 

Die „Opposition“? Dieses unglückselige Gebilde, in dem j ede r  eine andere Meinung hat, in dem der 

pfiffige Herr Dißmann Radikalismus mimt, weil man ja nicht wissen kann, was noch kommen kann, 

in dem Herr Paul Levi, der in seiner Korrespondenz, je nach Konjunktur, Windstärke und Verdau-

ungslaune die Politik der Partei seiner an großen stilistischen Vorbildern geschulten Kritik unterzieht, 

in dem die sächsische Landtagsfraktion fast ein Jahr „unerbittlichen“ Froschmäusekrieg miteinander 

führt, um dann, unter dem Vorsitz des roten Heilmann versöhnt sich in die Arme zu fallen, diese 

Opposition ist gerade gut genug, um vom hohen Parteivorstand abgekanzelt zu werden, der sein Ge-

schäft versteht und amtieren wird, bis er eines schönen Tages, teils mit der Waffe in der Hand, im 

Lager der Weißen stehen, teils völlig hilf- und ratlos „feststellen“ wird, daß er sich Revolution und 

Sozialismus „ganz anders“ vorgestellt habe (von dieser Sorte wird es aber nur wenige geben), teils 

sich „auf den Boden der Tatsachen“ stellen wird. 

Der Verlauf also war dieser: Zunächst eine Geschäftsordnungsdebatte, bei der die Opposition (ver-

treten durch Fleißner) kein Korreferat und in welcher der Vertreter der Mehrheit (Schreck-Bielefeld) 

eigentlich schon das ganze Programm des Parteitags nannte: 

„Wir brauchen eine scharfe Kundgebung nach außen, um den Interessen des demokratischen S o z i a l i s m u s  

zu dienen.“ 

Bald wird die Partei, wie ähnlich in Frankreich, die Partei der radikal-demokratischen Sozialisten sich 

nennen können. Die Eröffnungsreden, die vorangegangen waren, und die von den beiden Künstlern, 

Künstler Franz und Artur Crispien gehalten wurden, sind völlig belanglos, ebenso die Begrüßungs-

reden (bei denen Dan und Lewien das Rodzianko-Kerenskische Rußland ebenso würdig vertraten, 

wie de Brouckère das Belgien Vandervelde-Theunis). 

Dann hielt Wels seine lange Rede, in der er die folgenden „Gedanken“ (vom Nicht-Denken) entwi-

ckelte: Wir sind einig in dem Festhalten an unserem großen soz i a l i s t i s chen  Endz i e l, aber auch 

in der Erkenntnis, daß uns ke i n  Wunde r  den Endsieg in den Schoß legen wird.“ Es war kein Wun-

der, daß Wels, um nicht Wunder zu wirken, kein Wort darüber sagte, wie er „den Endsieg“ herbei-

führen will. Im Krieg pflegten er und seine Kumpane immer in solchem Falle als Rezept zu sagen: 

„Darum zeichnet Kriegsanleihe“. 

Der zweite „Gedanke“ des vortrefflichen Wels war dieser: „Es gibt kein schlimmeres Wort zur Ver-

kleisterung der Proletengehirne als jenes, das die Demokratie als bloße Kulisse der Kapitalsherrschaft 

bezeichnet hat.“ Wels weiß aus seiner eigenen reichen Praxis, daß ein ordentlicher Kümmel gut ist 

gegen Gehirnverkleisterung. Diesen Kümmel reicht er einem „geschulten“ Parteitag, der auf seine 

geistreiche Tirade mit „Sehr richtig!“ reagiert, in Gestalt „geschichtlicher [425] Forschungen“. Er 

stellt nämlich fest: „Haben sich etwa die Kapitalisten je für die Demokratie eingesetzt?“ Und er redet 

vom Kampf gegen das Dreiklassenwahlrecht. Er vergißt, weiter „hinabzusteigen“ in den tiefen Brun-

nen der Geschichte. Die Kapitalisten haben sich sogar eingesetzt für Abschaffung der Sklaverei (in 

Nordamerika), der Leibeigenschaft (in Rußland), des deutschen Absolutismus (in Deutschland), als 

es für sie vorteilhaft wurde und als die Aenderung der Produktionskräfte das erforderte. Die Kapita-

listen waren in Deutschland für die Demokratie und haben dem Noske Geld zur Rettung der Demo-

kratie gegeben, was sogar dem Kümmelfreund Wels bekannt sein sollte. Die Albernheit, völlig ver-

schiedene geschichtliche Epochen miteinander in Parallele zu setzen, geht zwar auf einem 
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sozialdemokratischen Parteitag durch, wo auch kein besserer Geist als Kümmel hilft. Aber wenn 

Herrn Wels die deutsche Demokratie noch nicht vollendet genug ist, was ist die französische, was die 

englische, was die amerikanische? Die Kulisse der brutalsten Kapitalistenherrschaft. 

Dritter „Gedanke“ des (nüchternen) Wels: „Das gleiche Wahlrecht gibt uns jetzt die Möglichkeit, in 

jedem deutschen Parlament d i e  Mehr he i t  zu gewinnen. So müssen die deutschen Arbeiter ver-

nünftigerweise an der Demokratie festhalten, um durch sie zur Mehrheit zu kommen und dann im 

Besitz dieser Mehrheit ihren Gegnern zurufen zu können: De r  S t aa t  s i nd  w i r, d i e  Ar be i t e r -

k l a s s e!“ 

Hier wäre doch ein kräftiger Schnaps vonnöten. Als in Sachsen einige Narren nach diesem Rezept 

verfahren waren, erschienen, angeblich im Auftrag des Reichspräsidenten Ebert (der zur SPD gehört), 

in Wirklichkeit aber im Auftrag jener Kapitalsmagnaten (und ihrer Generäle), deren Kulisse „die 

Demokratie“ bildet, einige Offiziere und Soldaten und warfen die braven sächsischen Minister (sie 

konnten schreien, soviel sie wollten), zum Tempel hinaus, trotz ihrer „Mehrheit“ im Parlament. 

Der Staat, das ist die Herrschafts- und Unterdrückungsmaschine der herrschenden Klasse. Aber Herr 

Wels weiß es (mit und ohne Kümmel) besser. Weitere „Gedanken“ hatte er nicht vorzubringen, 

obschon er noch sehr, sehr lang sprach. 

Dann erschien der lange Hermann Müller und bewies, daß alles gut ist, was die Reichstagsfraktion 

der SPD gemacht hat. 

Da a l l e s, was seit 1918 an Regierungshandlungen vollzogen worden ist, mit Zustimmung der SPD 

geschah, kann jeder klar erkennen, daß Hermann Müller, der sehr lang sprach, ohne irgendetwas zu 

sagen, absolut recht gehabt haben muß. 

Was Wels wie er an „Gedanken“ äußerten, das ist anfangs von uns bereits aufgezählt worden. Der 

Grad des Schimpfens auf Kommunisten, Kommunismus und Rußland war dabei, je nach dem Tem-

perament (Kümmel) verschieden. 

Die Diskussion stand auf entsprechender Höhe. Löbe, das neue Paradepferd, hielt eine Mittellinie 

zwischen der „feurigen“ Opposition der Toni Sender und Dißmann und dem Parteivorstand. Der eine 

wünschte den Klassenkampf mehr „betont“, der andere erklärte das für „selbstverständlich“ (weshalb 

er auch wegbleiben kann), kurz, es war eine fruchtbare“ Diskussion. 

Die Sachsen einigten sich, Crispien schlug auf den Tisch (wurde auch später zu einem der Vorsitzen-

den gewählt), einer der Haupt-[426]matadore machte den (Otto Bauerschen) Vergleich zwischen ei-

nem Physiklehrbuch von 1848, das doch kein Mensch mehr benutzen würde und dem Kommunisti-

schen Manifest, das manche Ochsen noch für ein gutes Programm halten (das Erfurter Programm ist 

freilich „besser“), kurz, es war eine Tagung von „Marxisten“, „Politikern“ und „Köpfen“. 

Alle Anträge der Opposition wurden, versteht sich, abgelehnt. Hilferding, der auch reden mußte, regte 

sich „an der Macdonald-Regierung, wie sich eine reifere Jungfrau an Statuen von Ringkämpfern auf- 

und abregt, einer erzählte etwas über „unsere Stellung zur Landwirtschaft“. Es war zwar öd, aber die 

SPD will sich jetzt auf Kleinbauernagitation werfen. Lipinski begründet ein neues Statut, an dem 

bemerkenswert ist, daß es ziemliche Zen t r a l i s a t i on  bringt, dem Parteivorstand g roße  Mach t -

f ü l l e  gibt und neue Mitglieder ein Jahr lang als Parteikandidaten behandelt. Der Bildungsschutz 

schwor, daß Kultur sehr gut sei. Hilferding zitierte das vom Parteivorstand verpönte Kommunistische 

Manifest. Einer widersprach dem anderen, eines dem anderen – aber in drei Tagen war die ganze 

Leier abgeklappert und alles schloß „harmonisch“. 

V. 

Die SPD ist so „harmonisch“, wie das ihrer Ansicht nach harmonische kapitalistische System. 

Freilich: nach diesem Parteitag ist sie konsolidierter, als jetzt langem. Sie mimt jetzt Opposition, sie 

hat gute Konjunktur, sie würde bei Neuwahlen zum Reichstag gewinnen. 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 5 – 388 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 18.09.2023 

Aber ihre Konjunktur wird nicht lange anhalten. Eine neue revolutionäre Bewegung beendet ihre 

Konjunktur. Die SPD würde an einer neuen starken revolutionären Welle voraussichtlich zugrunde-

gehen! Das Lavieren nach links ist ihr jetzt unmöglich gemacht! Sie ist mit der Bourgeoisie so fest 

zusammengekittet, wie nie vorher. 

Das Ausbleiben aber einer neuen revolutionären Welle würde Stagnation der revolutionären Entwick-

lung in Deutschland bedeuten, und die Bourgeoisie würde in diesem Falle aller Voraussicht nach 

stark genug werden, um die SPD zu zerschlagen. Teile von ihr würden dann zu bürgerlichen Partei-

gruppen werden, Teile ins Nichts verfliegen, proletarische Teile zur kommunistischen Bewegung 

stoßen. 

Die SPD spekuliert auf die Auswirkungen der Macdonalderei, und ihr politisches Ideal ist die Regie-

rungskunst eines Herriot (dessen Programm sich in nichts von dem der SPD unterscheidet) oder eines 

Macdonald. Die „denkenden“ Reformisten übersehen dabei nur, daß die Herriot und Macdonald für 

i m per i a l i s t i s che  Kapitalistengruppen regieren, während die deutschen Kapitalistengruppen für 

sich „regieren“ wollen, um für jene ententistischen Gruppen soviel aus dem deutschen Proletariat zu 

pressen, daß auch auf ihren eigenen Tisch nach Brosamen fallen. 

Der Parteitag der SPD war nicht überraschend, lehrreich aber insofern, als er, ebenso wie die Wiener 

Tagung der Amsterdamer Gewerkschaftsinternationale, wieder einmal auf das deutlichste zeigte, daß 

diese Organisationen, obzwar sie Millionen von Proletariern umfassen, Politik nur gegen  diese Pro-

letariermillionen treiben und treiben können. 

Woraus entsprechende Schlüsse zu ziehen sind. [427] 

* 

Lenin und die nationale Frage.  
Von Z. L e d e r.  

(Fortsetzung.) 

IV. 

Zweifelsohne war Lenin im Prinzip ganz in seinem Recht. Aber seine Antwort auf die von den 

Polen gestellte Frage nach der Lösung der nationalen Frage im sozialdemokratischen Programm war 

unvollständig. Lenin führte seine Analyse nicht bis zum springenden Punkt. 

In seiner berühmten Broschüre „Ein Schritt vorwärts – zwei zurück“, im Kapitel, das der Dialektik 

gewidmet ist, schrieb Lenin ein Jahr später (1904): „die grundlegende These der Dialektik ist die, daß 

es keine abstrakte Wahrheit gibt, daß die Wahrheit immer konk r e t  ist.“ Im konkreten Falle der 

polnischen Verhältnisse, als Lenin aus der richtigen prinzipiellen Anerkennung des Selbstbestim-

mungsrechts der Nationen die Schlußfolgerung zog, das sozialdemokratische Programm schließe 

nicht aus, daß man in Polen die Losung einer freien und unabhängigen Republik aufstellt, als er 

gleichzeitig seine These durch die oben bezeichnete Bedingung einschränkte, die sozialdemokrati-

sche Partei, die diese Losung aufstellt, dürfe den Boden des Klassenkampfes nicht verlassen, unterließ 

er eine konkrete Analyse der Frage, ob unter den gegebenen Zuständen Bedingung und Postulat zu 

vereinen sind. Als Lenin erklärte, die russische Sozialdemokratie „binde sich nicht die Hände“, sie 

wolle, indem sie in ihrem Programm das Selbstbestimmungsrecht der Nationen aufstellt, mit allen 

möglichen und sogar mit allen überhaupt denkbaren Kombinationen rechnen, vergaß er, daß es zur 

Beantwortung der konkreten politischen Frage politisch notwendig war, eine konkrete Analyse aller 

möglichen und sogar auch aller überhaupt denkbaren Kombinationen vorzunehmen. Ohne diese kon-

krete Analyse blieb die Programmforderung des Selbstbestimmungsrechts der Nationen nur ein ge-

rechtes P r inz i p, während der Marxismus gebietet, daß das Programm der proletarischen Partei noch 

darüber hinaus eine R i ch t l i n i e  vorzeichnen soll, die zur Verwirklichung der prinzipiell richtigen 

Forderung führt. Die Unabhängigkeit Polens konnte nur das Resultat einer russischen Revolution und 

eines daran anschließenden europäischen Krieges, oder eines europäischen Krieges und einer daran 

anschließenden russischen Revolution sein. Der letztere Fall trat tatsächlich ein, also hat die Ge-

schichte gezeigt, daß mit ihm eine aus r e i chende  Voraussetzung für die Verwirklichung des 
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Postulats der Unabhängigkeit Polens gegeben war. Ich glaube aber, daß eine ins einzelne gehende 

Analyse der damaligen Verhältnisse auch heute noch den Nachweis erbringen würde, daß unter die-

sen Verhältnissen als eine zweite mögliche Voraussetzung für die Verwirklichung dieses Postulats 

auch der andere Fall der Fall einer russischen Revolution und eines von ihr ausgelösten europäischen 

Krieges anzusehen war, daß folglich die Verbindung einer inneren Revolution in Rußland mit einem 

äußeren Krieg eine no twend i ge  Voraussetzung der Verwirklichung des Postulats in der kapita-

listischen Gesellschaftsordnung gewesen ist. Ich kann bei der Beweisführung für diese These nicht 

verweilen. Die ganze politische Literatur, die dieser Frage gewidmet ist – insbesondere sowohl die 

Literatur der PPS, als auch die der SDPL –, beweist sie auf eine unbestreitbare Weise. Die polnischen 

Sozialdemokraten l ehn t en  es aber a b, einen europäischen Krieg als Ausgangspunkt für die Politik 

des polnischen Proletariats zu nehmen, und ich glaube, daß sie absolut recht damit gehabt haben, daß 

sie darin treu einem streng revolutionären proletarischen Standpunkt blieben. Lenin, der an-

nahm, daß die russische Sozialdemokratie das Recht habe, mit allen möglichen und sogar allen über-

haupt denkbaren politischen Kombinationen bei der Aufstellung ihres nationalen Programms zu rech-

nen, beantwortete nicht die konkrete Frage, sondern umging sie. Denn es wäre bei jeder konkreten 

Annahme [428] – dieser oder jener möglichen oder einfach denkbaren politischen Kombination – 

seine Pflicht gewesen, zu zeigen, welche politische Handlungslinie das Proletariat gemäß seinen 

Klasseninteressen einzuschlagen habe. Das Programm in der polnischen Frage (oder in jeder anderen 

beliebigen nationalen Frage in Rußland) mußte neben der Anerkennung des Selbstbestimmungsrechts 

der Nationen noch die konkrete Richtung vorzeichnen, die das Proletariat der betreffenden Nationen 

zur Verwirklichung dieses Rechts zu befolgen hätte. 

In der schon einmal erwähnten Broschüre „Ein Schritt vorwärts – zwei zurück“ zitiert Lenin mit 

vollständiger Zustimmung die Ausführungen Plechanows auf dem 11. Kongreß der SDAPR, der sich 

entschieden gegen „den absoluten Wert der demokratischen Grundsätze“, gegen die „abstrakte“ Wer-

tung derselben aussprach. Indem er auf das geschichtliche Beispiel der Entrechtung des Adels durch 

die Bourgeoisie in den bürgerlichen italienischen Republiken hinwies, hob Plechanow hervor, daß 

das revolutionäre Proletariat die politischen Rechte höherer Klassen ebenso einschränken könnte, wie 

die höheren Klassen einst seine politischen Rechte einschränkten. Diese scharfe politische Absage an 

die Theorie der „absoluten“ demokratischen Rechte, die Lenin schon im Jahre 1903-4 vollständig 

billigte, könnte und müßte ebenfalls auf das Selbstbestimmungsrecht der Nationen angewandt wer-

den. Nur dann hätten wir eine konkrete politische und nicht nur prinzipielle und theoretische Antwort 

auf die „verdammte“ nationale Frage gehabt. 

V. 

Ich glaube, daß das Obengesagte in ausreichender Weise die negative Stellung der Vertretung der 

polnischen Sozialdemokratie zu dem 9. (7.) Punkt des Programms der SDARP rechtfertigt. Die pol-

nische Sozialdemokratie als eine Kampfpartei des polnischen Proletariats war gezwungen, unter den 

schwierigsten Bedingungen zu kämpfen gegen eine „Arbeiterpartei“, die in Wirklichkeit eine bürger-

lich-demokratische Partei war, die die Arbeiterschaft nur als Werkzeug mißbrauchte; gegen eine Par-

tei, die erwiesenermaßen das proletarische Bewußtsein ko r r um pie r t e, die erwiesenermaßen den 

Klassenkampf ve r t usch t e, die erwiesenermaßen die Arbeiterklasse durch die bürgerlich-demokra-

tische Phrase verdummte, die erwiesenermaßen die Einheit des politischen Kampfes des Proletariats 

z e r s t ö r t e. Es ist daher natürlich, daß die SDPL von der Partei, der sie sich anschließen sollte, for-

derte, daß diese auf die „verdammte“ polnische Frage nicht eine allgemeine prinzipielle Antwort, 

sondern eine konk r e t e  po l i t i s che  Antwort gäbe, die den polnischen Arbeitermassen klar machen 

würde: 1. ob es notwendig wäre, gemeinsam mit den russischen Arbeitermassen für die Niederwer-

fung des Absolutismus im russischen Reiche, oder getrennt von den russischen Arbeitern und not-

wendigerweise gemeinsam mit der polnischen Bourgeoisie, bzw. mit den Uebergangsschichten – für 

die Ab t r en nung  vom russischen Imperium zu kämpfen; 2. falls die erste Lösung richtig wäre, in 

welcher konkreten Form es notwendig und möglich wäre, das Recht der polnischen Nation auf Selbst-

bestimmung zu verwirklichen, damit das Klasseninteresse des Proletariats den Interessen der polni-

schen Bourgeoisie nicht untergeordnet werde. Daher erhoben die Delegierten der SDPL – meines 
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Erachtens mit Recht – auf dem 11. Kongreß der SDAPR gegen den Iskra-Artikel Lenins Einspruch. 

Mit Recht wiesen sie darauf hin, daß 1. das sozialdemokratische Programm sich bei der Festigung 

der nächsten Aufgaben der Partei ausschließlich auf die positiven Tendenzen der gesellschaftlichen 

Entwicklung im allgemeinen und auf ihre besondere Erscheinungsform in einzelnen Ländern auf ei-

ner Seite, auf die reellen Interessen des Proletariats auf der anderen Seite stütze – und daß der 2. und 

7. Punkt des Programms i n  de r  Au s l egung  de s  Len i nschen  Ar t ike l s  alle möglichen natio-

nalistischen Programmforderungen aufzustellen erlaube, und daß infolgedessen dieser Programm-

punkt keineswegs eine Lösung der [429] polnischen nationalen Frage darstellte, sondern ein Versuch 

sei, dieselbe zu um gehe n.*) 

VI. 

Lenin ist auf die nationale Frage in der Presse erst zehn Jahre später, in den Jahren 1913 bis 1914, 

zurückgekommen.**) Die Tatsache, daß Lenin obgleich er in seinem Artikel vom Jahre 1903 anschei-

nend vor der PPS theoretisch die Aussichten des Kampfes um die Unabhängigkeit Polens eröffnet 

hatte, auf diese Weise in der Periode des revolutionären Massenkampfes gar nicht zurückgekommen 

ist, spricht nach meiner Auffassung auf eine unwiderlegbare Weise gegen  seine Auslegung des § 9 

des Parteiprogramms in der „Iskra“ und da f ü r, daß, wie die Polen auf dem II. Parteitag behaupteten, 

es theoretisch wie praktisch unmöglich war, den nationalistischen Kampf für die Abtrennung Polens 

von Rußland mit dem revolutionären Kampf des Proletariats aller Nationalitäten, für die Niederwer-

fung der Selbstherrschaft zu vereinigen. 

Die erstem Artikel Lenins in den Jahren 1913/14 (in der Petersburger „Prawda“) waren der Klärung 

der g r und legenden  P r i nz i p i en  der revolutionären Sozialdemokratie im Hinblick auf die Nati-

onalfrage gewidmet: wirkliche Freiheit der Nationen und Einheit der Arbeiter aller Nationen; im ein-

zelnen: Unzulässigkeit irgendwelcher Privilegien für irgendwelche Nation, irgendwelche Sprache, 

Unzulässigkeit irgendwelcher Unterdrückung, der geringsten Ungerechtigkeit gegenüber einer nati-

onalen Minderheit. Negativ kennzeichnete sich die Stellungnahme Lenins zu der nationalen Frage 

durch eine entschiedene Verurteilung der Forderung „nationaler Kultur“ oder „nationalkultureller 

Autonomie“, die bekanntlich in Rußland von den Bundisten erhoben wurde. Lenin verurteilte diese 

Forderung als nationalistisch, reaktionär, schädlich, bürgerlich, als Forderung, die die Arbeiter ver-

schiedener Nationen nur zu entzweien geeignet wäre. Ein äußerst scharfer Kampf gegen die Haltung 

der Liberalen, die nach Lenins Worten die rechte Hand nach der Demokratie ausstreckten, während 

sie hinterrücks die linke den schwarzen Hundert reichten, die sich insbesondere in der Nationalfrage 

für eine obligatorische Staatssprache einsetzten – also ein Kampf gegen j ede  Form des Zwanges, 

gegen die Einhämmerung der „Liebe“ zu der russischen Sprache und der russischen Literatur mit 

Hilfe von Knüppeln – ging bei Lenin Hand in Hand mit einem scharfen Kampf gegen die „sozialisti-

schen“ Opportunisten, gegen die Kleinbourgeois, die die [430] Losungen der „nationalen Kultur“ und 

der „nationalkulturellen Autonomie“ vertraten. Die Notwendigkeit, den Standpunkt in dieser Frage 

ganz präzise herauszuarbeiten, hat Lenin dazu geführt, daß er eine ins einzelne gehende, ganz kon-

krete und die letzten politischen Schlüsse ziehende Analyse des Rechtes der Nationen auf Se l bs t -

be s t im m ung  gab. 

 
*) Ich habe die Beweisführung der Delegierten der SDPL aus dem Jahre 1903 in der Form angeführt, in der sie meines 

Erachtens noch heute unwiderlegbar ist. In Wirklichkeit lief die damalige Deklaration der polnischen Delegierten zum 

Teil auf eine unnütze Polemik gegen den Artikel Lenins hinaus: zum Teil glitt sie – wie es später Lenin zeigte – herunter 

auf den glitschigen Boden opportunistischer Konzessionen. 
**) Als im Sommer 1906 der V. Parteitag der Sozialdemokratie Polens und Litauens stattfand, hat Lenin, beunruhigt 

dadurch, daß keiner von den bedeutendsten polnischen Parteiführern an der Tagung teilnehmen würde (Rosa Luxemburg, 

Tyszka, Warski saßen gerade damals im Gefängnis), mit seinen Fraktionsgenossen beschlossen, einen Delegierten zu 

unserem Parteitag zu schicken, damit dieser dem Einfluß des offiziellen Delegierten des menschewistischen Zentralko-

mitees entgegenwirke und verhindere, daß wir „umfielen“. Der Delegierte, Genosse Worowski, der die Auffassungen 

Lenins in der polnischen Frage teilte, stritt mit uns in privaten Gesprächen über das Recht der Nationen und das Selbst-

bestimmungsrecht. Als es aber in den Parteitagssitzungen galt, p o l i t i s c h e  F o l g e r u n g e n  aus dem von Worowski 

anerkannten, von uns abgelehnten „Selbstbestimmungsrecht“ zu ziehen, traten wir Polen in vollem Einverständnis mit 

Worowski gemeinsam gegen die menschewistischen Delegierten des Zentralkomitees auf. 
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Noch früher aber, und zwar im September-Oktober 1913, wurde in einer Besprechung des Zentral-

komitees der RSDAP mit den Parteifunktionären eine Entschließung gefaßt, die anknüpfend an die 

Versuche der kaukasischen Sozialdemokraten und der Liquidatoren, das Parteigramm abzuändern, 

die schon oben angeführten elementaren Grundsätze der Sozialdemokratie in der nationalen Frage 

festlegte. Während an die Adresse des Staates die Forderung einer breiten Provinzialautonomie und 

ganz demokratischer örtlicher Selbstverwaltung gerichtet wurde, wurde den opportunistischen und 

antiproletarischen Forderungen der sogenannten „national-kulturellen Autonomie“ oder „der Einrich-

tungen, die die Freiheit nationaler Entwicklung sicherstellen“, ein scharfer ideologischer Kampf an-

gesagt. Gleichzeitig versprach aber die Resolution die unbedingte Verteidigung des Rechtes der von 

„de r  z a r i s t i s chen  Mona r ch ie  un t e r d r üc k t en  Na t ionen  au f  Se l b s t be s t i mm un g, d. h. 

au f  Ab t r ennung  und  B i l dung  s e l b s t änd i ge r  S t aa t e n“. Diese Stellung der Frage des 

Selbstbestimmungsrechtes der Nationen wurde in der Entschließung begründet mit der Berufung auf 

1. die grundlegenden Prinzipien der internationalen Demokratie; 2. die unerhörte nationale Unterdrü-

ckung Rußlands durch die zaristische Monarchie; 3. das Freiheitsinteresse der großrussischen Bevöl-

kerung. Die Entschließung hob aber hervor, daß es unzulässig sei, die Frage des Selbstbestimmungs -

r ech te s der Nationen, d. h. die Frage der verfassungsmäßigen Sicherstellung einer ganz freiheitli-

chen und demokratischen Lösung der Frage der Abtrennung, mit der Frage der Zweckm äß i gke i t  

der Abtrennung dieser oder jener Nation zu verwechseln. Die Zweckmäßigkeitsfrage – besagte die 

Entschließung – muß in jedem einzelnen Falle ganz selbständig, vom Standpunkt der Interessen der 

gesamten gesellschaftlichen Entwicklung und des Klassenkampfes des Proletariats um den Sozialis-

mus aus gelöst werden; dabei darf nicht aus dem Auge verloren werden, daß unter den nationalisti-

schen Losungen sich sehr oft nur die Bestrebungen der Junker, Pfaffen und der Bourgeoisie verste-

cken, die Zwist unter die Arbeiterschaft säen und sie zu verdummen suchen. 

Wir gehen sicherlich nicht fehl, wenn wir annehmen, daß die Entschließung vom Jahre 1913 – we-

nigstens in ihren Hauptzügen – die Frucht des Geistes und Gedankens Wladimir Iljitschs war. Wir 

begegnen in ihr denselben Grundgedanken, welche ich schon in Lenins Artikel vom Jahre 1903 fest-

gestellt habe. Wir wollen des weiteren verzeichnen, daß die Bedingungen, die nach der Entschließung 

diese oder jene Beantwortung der Zweckmäßigkeitsfrage der politischen Abtrennung bestimmen soll-

ten, fast buchstäblich mit jenen gleichbedeutend sind, die die Delegierten der polnischen Sozialde-

mokratie im Jahre 1903 genannt hatten. Ich glaube jedoch nicht, daß sich darin der Einfluß der Dele-

gierten der Opposition der polnischen Sozialdemokratie, deren Vertreter der Konferenz beiwohnten, 

geäußert hat. Diese Delegierten traten, getreu der alten Stellung der polnischen Sozialdemokratie, 

gegen  die Resolution auf. Wahrscheinlicher ist, daß die Aehnlichkeit der Gedankengänge durch die 

Aehnlichkeit der prinzipiellen Voraussetzungen bedingt war. 

Die negative Stellung der damaligen polnischen Partei- und Gesinnungsfreunde der bolschewisti-

schen Partei zur Losung des Selbstbestimmungsrechts, und die politischen Irrungen der Nationalop-

portunisten, haben Wladimir Iljitsch veranlaßt, seine Kritik mit ganzer Schärfe gegen die Theorie der 

nationalen Frage zu richten, die in den Schriften des hervorragenden Theoretikers der polnischen 

Sozialdemokratie, Rosa Luxemburgs, enthalten war. Als Zielscheibe seiner Polemik hat Lenin dabei 

die Untersuchung Rosas gewählt, die im theoretischen Organ [431] der polnischen Sozialdemokratie 

„Die sozialdemokratische Revue“ im August 1908 bis September 1909 veröffentlicht war; er hat ihr 

seinerseits eine größere Studie im legalen theoretischen Organ der Bolschewiki „Prosweschtschenje“ 

(Aufklärung) im Oktober 1913 bis Juli 1914 gewidmet. 

VII. 

Ich werde die Polemik Wladimir Iljitschs gegen Rosa Luxemburg nicht in ihrem ganzen Umfange 

untersuchen. Es steht für mich fest, – und heutzutage muß das von jedem Kommunisten anerkannt 

werden, – daß Rosa Luxemburg sich in ihrer Analyse der nationalen Frage auf eine sehr einseitige 

Weise durch die Interessen der praktischen Politik des polnischen Proletariats oder die zu eng gefaß-

ten Interessen der praktischen Politik überhaupt, leiten ließ. Jedesmal, wenn Rosa Luxemburg in ihren 

zahlreichen polemischen Aufsätzen zu der polnischen Frage die Grenzen Polens überschritt, stellte 

sie das Problem solgendermaßen: Die reellen Interessen der Arbeiterbewegung lassen nicht die 
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Möglichkeit zu, die Wiederherstellung eines nationalen polnischen Staates als eine Aufgabe der so-

zialistischen Politik zu betrachten, weil wir in diesem Falle gezwungen wären, als Aufgabe der inter-

nationalen Sozialdemokratie die Abtrennung Elsaß-Lothringens von Deutschland und die Rückgabe 

dieses Landes an Frankreich zu betrachten, die irredentistischen Bestrebungen der italienischen Na-

tionalisten zu unterstützen, den Anschluß Triests an Italien zu fordern, die separatistischen Bestre-

bungen der Tschechen zu fördern usw.*) 

Rosa Luxemburg betrachtete – entgegen der irrtümlichen Meinung, die auch Lenin einmal ausge-

sprochen hat – das Recht der Nationen auf Selbstbestimmung als „offensichtlich und unbestritten“, 

als „den elementaren Grundsätzen des Sozialismus entspringend“**). Aber Rosa Luxemburg bestritt, 

daß man die Proklamierung dieses Rechtes als eine pos i t i ve  Lösung  der nationalen Frage aner-

kennen könne. Nach ihrer Meinung erforderte eine solche Lösung die konkrete Untersuchung der 

Zweckm äß i gke i t  und  Mög l i chke i t  einer national-staatlichen Unabhängigkeitsbestrebung. 

Nach ihrer Meinung würde die Anerkennung dieser Forderung die gesamte internationale Arbeiter-

bewegung in den Sumpf des Nationalismus bringen, die Klassenbewegung des Proletariats den nati-

onalistischen Bestrebungen anderer Klassen unterordnen, ja sie könnte in der Epoche des Imperialis-

mus die Arbeiterbewegung zu einem Spielball in den Händen der imperialistischen Großstaaten ma-

chen und drohte mit der Gefahr, das Proletariat in die Bahnen der militärischen Politik hereinzuzie-

hen, wobei diese letztere direkt zu der Völkermetzelei führen müßte. Aus d i e sen  Gründen lehnte 

Rosa Luxemburg die Zweckmäßigkeit der po l i t i s chen  Sch l uß f o l ge r ungen  ab, die man aus 

der grundsätzlichen Anerkennung des Selbstbestimmungsrechtes der Nationen ziehen könnte und 

müßte. Sie schob die Lösung der nationalen Frage b i s  i n  d i e  Epoche  de s  S i eges  de r  p r o l e -

t a r i s chen  Revo l u t i on  hinaus, des Zieges, den das Proletariat über den Kapitalismus und Impe-

rialismus erringen wird, in die Epoche der „Verwirklichung seiner Endziele“ durch den internationa-

len Sozialismus. Rosa lehnte die Formel des Selbstbestimmungsrechtes der Nationen als Lösung der 

nationalen Frage auch noch aus dem Grunde ab, weil sie – im schroffsten Gegensatz zu den [432] 

Sozialimperialisten – anerkannte, daß ein solches Recht seinem Wesen nach einen we l t umf as sen -

den  Cha r ak t e r  haben, daß es sich ebenso au f  d i e  Ko l on ia l na t i onen  wie auf die europäischen 

unterdrückten Nationen beziehen müßte. Aus dieser Feststellung zog sie den politischen Schluß, daß 

das Selbstbestimmungsrecht „utopisch“ sei, daß es den Entwicklungstendenzen des Kapitalismus ent-

spreche, daß es nu r  au f  de m Boden  de r  soz i a l en  Revo l u t i on  zu verwirklichen sei***). 

Entsprechend einer solchen Stellung der Nationalfrage kam Rosa Luxemburg zu der Notwendigkeit, 

die Auffassungen Karl Marx einer kritischen Revision zu unterwerfen – wenn nicht in der nationalen 

Frage überhaupt, so jedenfalls in der polnischen Frage. Es steht dabei außer Zweifel, daß Rosa zum 

Ausgangspunkt ihrer „Revision“ die i r r t üm l i che  Auffassung nahm, Karl Marx hätte sich in der 

Beurteilung der polnischen Frage durch eine veraltete Analyse der Verhältnisse der 48er Jahre leiten 

lassen. Der na c h  dem Erscheinen von Rosas Aufsätzen veröffentlichte Briefwechsel von Marx und 

Engels, ebenso wie der von Rjasanoff im Jahre 1916 veröffentlichte Aufsatz Engels zur Polenfrage 

(vom Jahre 1866) beweisen auf eine unwiderlegbare Weise, daß die Gründer des wissenschaftlichen 

Sozialismus in ihrer Stellungnahme zu der polnischen Frage und zu anderen Nationalfragen von a l l -

gem e i ne ren  und we i t s i ch t i ge re n Voraussetzungen ausgingen, als jene, die ihnen Rosa Luxem-

burg unterschob. In bezug auf die irländische Frage hat es Lenin in seinem Aufsatz auf eine unwider-

legbare Weise gezeigt. Auch das Wort Engels: „Keine Nation, die eine andere Nation unterdrückt, 

kann ihre eigene Befreiung durchführen“ gibt einen wichtigen Hinweis zum Verständnis der Einstel-

lung von Karl Marx in der Nationalfrage. 

 
*) Diese Formulierung des Problems entnehme ich fast buchstäblich dem Vorwort zu den gesammelten Aufsätzen ver-

schiedener Verfasser (darunter befindet sich auch der Aufsatz Lenins vom Jahre 19%)3) zur polnischen Frage, herausge-

geben in Krakau im Jahre 1905 unter dem Titel „Polnische Frage und die sozialistische Bewegung“. Die Vorrede ist von 

Rosa Luxemburg im Mai 1905 geschrieben worden. 
**) Siehe dieselbe Vorrede Seite 12 oder den Aufsatz „Die nationale Frage und die Autonomie“ in der „Sozialdemokrati-

schen Revue“ August 1908, S. 486. 
***) „Sozialdemokratische Revue“, August 1908, S. 503. 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 5 – 393 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 18.09.2023 

Das Ergebnis ihres Kampfes gegen das Recht der Nationen auf Selbstbestimmung, als politische For-

mel der Lösung der nationalen Frage, war, daß Rosa Luxemburg, wie Lenin gezeigt hat, selbst einem 

schwerwiegenden politischen Fehler verfiel: sie war zum Theoretiker der Opportunisten der nationa-

len Frage im sozialistischen Lager geworden, sie lieferte den Vertretern der Unterdrücker eine theo-

retische Waffe zum Kampfe gegen die unterdrückten Völker in die Hand. (Schluß folgt.) 

* 

Einige Bemerkungen zur Programmfrage.  
Von A. M. 

Vorbemerkung. 

Infolge besonderer Umstände habe ich, während ich diesen Artikel schreibe, absolut nichts an Mate-

rial zur Hand. Unter solchen Umständen wäre es mir nie eingefallen, zur Programmfrage zu schrei-

ben, wenn nicht in Heft 10/11 der „Internationale“ ein Artikel des Genossen Bor i s  erschienen wäre, 

der sehr lang, sehr schwülstig, äußerst gelehrt angestrichen ist, aber in Wirklichkeit ein Kuckucksei 

darstellt. Uebrigens nicht das erste. Seit etwa einem halben Jahre macht sich in der KPD der Ansatz 

zu einer Richtung, Gruppe, Schule oder wie man es nennen will, bemerkbar, welcher einige typische 

immer wiederholte Aeußerungen als Charakteristikum besitzt. Diese Schule gibt an, ökonomisch auf 

dem Boden der Rosa Luxemburgschen Akkumulationstheorie zu stehen. Sie hat aktuell-politisch 

noch selten klar geäußert, was sie will. Aber man kann trotzdem sehr deutlich sehen und sehr deutlich 

sagen, was sie will: diese Schule, welche dem Zuge der Zeit folgend, sich selbst für sehr „Linke“ 

(„die wahre Linke“) hält – früher waren ihre Hauptvertreter alles andere als linke –, bekämpft die 

Losung der Produktionskontrolle als „opportunistisch“, bekämpft, freilich nicht offen, die Ansichten 

der Kommunistischen Internationale in der Agrar- und Natio-[433]nalitätenfrage (wie sie etwa in den 

entsprechenden Thesen des 2. Weltkongresses formuliert wurden) und ist, so radikal wie sie sich 

gebärdet, in Wirklichkeit eine menschewistische Richtung. Freilich: „Richtung“ ist zuviel gesagt 

für diese, meist sehr konfusen, Ansätze. Immerhin aber wird es, nach dem Vorstoß des Gen. Boris in 

seinem Artikel „Zur Programmfrage“ nützlich sein, den wirklichen Inhalt dieses Artikels aus dem 

„gelehrten Schwulst“ (und teilweise selbstgefälligen Gallimathias) herauszuschälen. 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit darauf hinweisen, daß diese „Schule“ – die ich hyperboräische 

oder adamitische nennen möchte, weil ihre theoretischen Leistungen teils hinterwäldlerisch sind, teils 

bei jedem passenden und unpassenden Anlaß sozusagen auf Eva und Adam und den Paradieszustand 

hinweisen, mit zwei stereotypen Formeln: a) ohne Diktatur des Proletariats kann das Proletariat nichts 

erreichen, b) dieses und jenes Ereignis ist „erklärlich“, weil es bald keine nichtkapitalistischen Ge-

biete mehr auf dem Erdball gibt, arbeitet, wovon die Formel a) den „Radikalismus“ und die Formel 

b) den „ökonomischen“ Luxemburgismus dieser Adamiten und Hyperboräer kennzeichnet – daß 

diese Schule bereits ein anderes Kuckucksei gelegt hat, nämlich im Januar dieses Jahres, wo blamab-

lerweise „Thesen des Polbüros der Berliner Bezirksleitung“ erschienen, die neben einer Reihe von 

sozusagen taktischen „Lehren“ eine „ökonomische“ Grundlegung, einige absolut originelle, völlig 

neue „Entdeckungen“ gemacht hatten. Allein die Feststellung, daß der Krieg 1914/18 ein Kampf des 

deutschen gegen den amerikanischen Kapitalismus war, ist so neuartig, daß diese „ökonomische“ 

Grundlegung hätte ihren Urheber berühmt machen dürfen. 

Aber Spaß beiseite: So blamabel diese Thesen waren, die bedauerlicherweise unter der Firma des 

Berliner Polbüros segeln dursten, der Artikel des Genossen Boris enthält sachlich natürlich dasselbe. 

Und es ist gut, wenn klipp und klar ausgesprochen wird, daß jene Stellen der taktischen Thesen des 

letzten Parteitages, welche die Notwendigkeit der Erstickung aller Versuche, unter linker Maske zent-

ristische oder schlechtweg menschewistische Tendenzen einzuschmuggeln, sowie aller Tendenzen, 

die gegen die feststehenden Ansichten des Bolschewismus anrennen, insbesondere in der Agrar- und 

Nationalitätenfrage, betonen, sich gerade auf unsere Hyperboräer und Adamiten beziehen. 

Es ist bedauerlich, daß die Programmdiskussion in der KPD ausgerechnet mit dem Artikel dieser 

Schule begann. Da ich vermute, daß im allgemeinen wenige Genossen Zeit und Gelegenheit haben 
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werden, darauf zu entgegen, schreibe ich, trotz aller ungünstigen Umstände, diesen Artikel, bemerke 

aber von vornherein, daß er sich nur auf einige wenige Punkte der Frage beziehen wird. 

Weshalb hat die Komintern noch kein Programm? 

Die Komintern besteht bereits länger als fünf Jahre. Sie hat trotzdem noch kein Programm. Das ist 

selbstverständlich kein Zufall. Eine ganze Anzahl allgemein anerkannter programmatischer Sätze 

(über Diktatur und Demokratie, über die Rolle der Partei, über die Rolle der Sowjets) ist vorhanden, 

ein Programm fehlt. Man kann noch mehr sagen: der Versuch, zum 4. Weltkongreß ein Programm zu 

schaffen, ist kläglich gescheitert. Die Entwürfe, welche vorlagen, waren in der Tat – hierin hat Ge-

nosse Boris recht – absolut nicht zu gebrauchen. Wenn man sich auf die beiden Hauptentwürfe be-

sinnt, den Thalheimerschen und den Bucharinschen, so kann man sagen: abgesehen davon, daß sie 

im zweiten Teil scheiterten, versagten sie vollkommen im ersten, allgemeinen, grundlegenden Teil. 

Thalheimer hatte das Kunststück unternommen, einen „realistisch“ seinsollenden allgemeinen Teil 

so zu fabrizieren, daß er 1. theoretisch der Luxemburgschen Akkumulationstheorie entsprach, 2. dies 

aber in solcher Form, daß die russischen Genossen es „nicht entdeckten“, weil sie bekanntlich diese 

Luxemburgsche Akkumulationstheorie nicht anerkennen, und 3. daß die Entwicklung der letzten 

Phase des Kapitalismus so „farbig“ und „greifbar“ hingemalt sein [434] sollte, daß der Leser vor 

Entzücken über den Soldaten, der sich wie ein Maulwurf eingräbt, all den schäbigen Revisionismus 

ohne viel Ueberlegung schlucken sollte, der im zweiten Teil aufgetischt wurde. 

Das Bucharinsche Programm war nur eine Skizze, enthielt so gut wie nichts von dem, was den 

Freunden des Genossen Thalheimer die Hauptsache war, nämlich die programmatische Verewigung 

(meist sehr zweifelhafter) taktischer Eintagslosungen, war aber im ersten, allgemeinen Teil durchaus 

unzulänglich. 

Da ist kein Wunder. Denkt man an die wenigen guten Programme, welche die revolutionäre Bewe-

gung bisher besitzt, so gibt es deren, scheint mir, nur zwei: das Kommunistische Manifest von 1847, 

dessen Gedrungenheit, Gedankentiefe und Schwungkraft nie wieder erreicht worden ist, und in wei-

tem Abstand das Programm der russischen Partei aus dem Jahre 1903. (Das Spartakusprogramm 

war im besten Fall ein dürftiges Aktionsprogramm mit sohr fatalen Stellen im allgemeinen Teil). 

Aber das Kommunistische Manifest konnte in seinem allgemeinen Teil die allgemeine Entwicklung 

des Kapitalismus vorwegnehmen, also eine ganze geschichtliche Epoche umreißen. Das russische 

Programm gab einen gewissen Abriß des sich entwickelnden Imperialismus im allgemeinen Teil. 

Das Programm der Kommunistischen Internationale müßte in seinem allgemeinen Teil zweierlei 

leisten: einen Abriß der Entwicklung des Imperialismus und seiner Katastrophenepoche geben, und 

dann die Uebergangsepoche vom zerfallenden Kapitalismus zum werdenden Kommunismus charak-

terisieren. 

Diese Aufgabe ist außerordentlich schwierig, und es ist lächerlich, zu behaupten, daß die Methoden 

zur Herstellung dieses allgeneinen Teiles aus Rosa Luxemburgs Akkumulationstheorie genommen 

werden können. Im Gegenteil. Diese ihre Arbeit ist völlig unfruchtbar gerade für diese Aufgabe. 

Weder das „Resultat“ der Untersuchung Rosa Luxemburgs (das ist, grob gesprochen, jene Formel 

unserer deutschen Luxemburgianer, welche jede politische und ökonomische Erscheinung der Welt 

daraus erklären wollen, daß es kapitalistische und nichtkapitalistische Gebiete gibt, und daß die nicht-

kapitalistischen, je nachdem wie’s trifft, zahlreich oder nicht zahlreich sind) noch die Methode ihrer 

Untersuchung hilft auch nur einen Schritt weiter. 

Stellt man die Frage, ob die gegenwärtige, tiefe Krise des Kapitalismus eine Krise oder seine End-

krise ist, so muß man die Frage wie Antwort vernünftig gestalten. Einen „Beweis“ gibt es weder für 

die eine noch für die andere Behauptung. Das hat Lenin schon 1920 auf dem 2. Weltkongreß sehr 

deutlich betont. Will man die Wahrscheinlichkeit der einen oder der anderen Behauptung untersu-

chen, so muß man wiederum sehr vernünftig vorgehen. So wenn man ökonomisch die Tendenz der 

Entwicklung des Kapitalismus untersuchen will, und wenn man die große Wahrscheinlichkeit dafür 
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nachweisen will, daß das Bewegungsgesetz des entwickelten Kapitalismus (nicht eines Kapitalismus, 

sondern des ganzen Systems) vollkommen aufgehoben ist, d. h. daß alle ökonomischen Tendenzen 

nicht auf erweiterter Reproduktion, sondern auf verkürzte Reproduktion (Bucharin sagt negative er-

weiterte Reproduktion) des Systems hinweisen. 

Dieser Nachweis ist bis heute noch nicht geführt. Er könnte auch nur dann geführt werden, wenn 

eine ganze Reihe theoretischer Fragen, die bis heute nicht bearbeitet sind, gelöst wäre. Diese theore-

tischen Fragen würden sowohl die Methoden betreffen – denn es steht keineswegs fest, daß für kri-

senhafte Phasen man mit den zur Untersuchung normaler Entwicklung ausreichenden Methoden wei-

terkommt – ebenso wenig ist es erwiesen, daß eine ganze Reihe von unter normalen Umständen fest-

stehenden Begriffen – wie z. B. System –, die unter normalen Umständen einen völlig klaren ökono-

mischen Sinn besitzen, in krisenhaften Phasen denselben oder überhaupt irgend welchen Sinn besit-

zen müßten. 

[435] Es fehlt also m. E. an wichtigen und schwierigen theoretischen Vorarbeiten, die uns gestatten 

würden, an die Abfassung eines allgemeinen Teils des Programms zu gehen. 

Und es ist begreiflich, daß in unseren Jahren gewaltiger Umwälzungen und des Uebergangs die Kom-

intern weder Zeit noch Kraft gefunden hat, diese Vorarbeiten zu leisten. Aber auch der Nachweis 

dieser Tendenzen würde allein nicht genügen. Es käme darauf an, zu den ökonomischen Tatsachen 

die politischen Kräfte hinzuzufügen. 

Soll die Komintern ohne Programm bleiben? 

Die Komintern kann sich, bevor sie eine Reihe von Fragen exakt beantwortet hat, meiner Meinung 

nach kein Programm geben. Aber die Komintern muß sich und ihren Sektionen ein Aktionsprogramm 

geben. Dieses Aktionsprogramm erfüllt durchaus die Zwecke, zu denen es aufgestellt wird: soweit 

man die gegenwärtige Periode übersehen kann, sowohl im Gesamtmaßstab wie im Rahmen der ein-

zelnen Länder, ausgehend von der Analyse der ökonomischen, politischen, sozialen Struktur, wiede-

rum allgemein wie in den einzelnen Ländern, unter Berücksichtigung der in den fünf letzten Jahren 

gemachten Erfahrungen der Komintern, wie ihren einzelnen Sektionen die Richtschnur des Handelns 

vorzuschreiben. 

Hier liegt auch eine Reihe von Bausteinen vor. Genosse Sinowjew hat sie genannt; ich habe seine Auf-

zählung nicht zur Hand und nenne dasjenige, was ich für feststehend und gesichert halte: die Thesen 

Lenins über bürgerliche Demokratie und proletarische Diktatur vom 1. Kongreß; die Thesen über die 

Rolle der Kommunistischen Partei (nebst den 21 Bedingungen) vom 2. Kongreß; Lenins Thesen über 

die Agrarfrage und über die Nationalitätenfrage vom 2. Kongreß, die Thesen über die Schaffung von 

Sowjets vom 2. Kongreß. Mehr nicht. Aber das ist vollkommen genügend, um ein Aktionsprogramm 

zu schaffen. Nimmt man noch die Leitsätze über revolutionären Parlamentarismus (vom 2. Kongreß) 

hinzu (die teilweise zu verschärfen sind), sowie die Thesen des 2. Kongresses über die Gewerkschafts-

frage, die in allem wesentlichen auch heute richtig sind, so hat man genügend Bausteine. 

Und man soll diese Bausteine in ein System bringen und ein Aktionsprogramm bauen, 

schon um alle diejenigen Tendenzen, welche eigentlich mit diesen Ergebnissen der Arbeit der Kom-

intern gebrochen haben, zu zwingen, Farbe zu bekennen. 

Ein gutes Aktionsprogramm wird von großem Nutzen sein. Freilich: auch dieses aufzustellen ist 

schwierig, und eine Menge von Vorarbeiten ist nicht geleistet. Um im Gleichnis zu bleiben: Bausteine 

sind wohl da, aber über Grundriß, Ausgestaltung und Einteilung besteht noch keine Klarheit. Ich will 

aus bestimmten Gründen über diesen Punkt nicht sprechen und wende mich jetzt dem Artikel des 

Genossen Boris zu, der ja nur, wie er sich ausdrückt, eine „Analyse“ der bisher vorliegenden Pro-

grammentwürfe gegeben hat und, scheinbar wenigstens, selbst keinerlei positive Anregungen macht. 

Gegen wen kämpft Genosse Boris? 

Eine charakteristische Bemerkung des Genossen Boris findet sich bereits im 1. Abschnitt seines Ar-

tikels. „Uebrigens muß das Programm der Komintern, die auf dem Boden des Marxismus steht, auf 
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den ökonomischen Grundsätzen basieren, und die oben erwähnten Thesen von Lenin sind politisch 

und nicht ökonomisch.“ Das klingt, als ob etwas richtiges gemeint sei, und doch ist etwas falsches 

gesagt und gemeint. Sehen wir ganz davon ab, daß es politische Oekonomie war, worin Marx die 

ökonomischen Grundsätze des Marxismus gab, so bleibt bei der ökonomischen Theorie Rosa Lu-

xemburgs als Endresultat eine Theorie des „automatischen Zusammenbruchs des Kapitalismus“. 

[436] Und dieser neue Oekonomismus muß freilich dem Programm sowohl wie der Politik und Praxis 

der Komintern fernbleiben. Rosa Luxemburg selbst war als Praktikerin im wesentlichen weit entfernt 

von solchem quietistischen Oekonomismus. Ihre, wie sie sich nennen, Schüler, sind zwar zunächst 

sehr radikal, aber ihre theoretische Einstellung muß sie zu diesem ökonomischen Fatalismus führen 

und bringt sie faktisch in eine Linie mit dem Menschewismus. 

In der Tat, lassen wir all den gelehrt klingenden Guß von Untersuchungen des Genossen Boris bei-

seite (es wird nützlich sein, ein anderes Mal darauf zurückzukommen, um zu zeigen, daß er weder 

Hilferding noch Bucharin gelesen hat, und wenn, daß er sie karikiert) und daß sein „Marxismus“ in 

der Tat, trotzdem er eine neue Theorie mit c (f) und c (z) und m (a) erfunden hat, von der er leider 

nur diese Buchstaben verrät, mehr als windig ist, daß seine „Mathematik“, mit der er Bucharin ad 

absurdum führen will, inkonsequent ist, weil man, nach seiner „Methode“ nach c – c = O noch weiter 

„zapfen“ kann: c – (c +x), c – (c + nx), c – (c + nx + nz) usw., worauf man auf negatives konstantes 

Kapital kommt und bei einiger Ausdauer noch mehr leisten kann an Unsinn). Danach bleibt nach dem 

papageienhaft wiederholten adamitischen „Grundgedanken“: „der wirkliche Grund der Krisen liegt 

in der periodisch auftretenden Schwierigkeit der Realisierung des zu akkumulierenden Teiles des 

Mehrwerts, infolge des relativen Zusammenschrumpfens des nichtkapitalistischen Marktes für die 

rapid wachsende kapitalistische Produktion“ (was man übrigens vergleichen muß mit den wirklichen 

Marxschen Stellen über die Krisen, Kapital II, Seite 495 ff. [4. Auflage], III, 1. S. 225 ff.) folgendes 

an politischen Gedanken: „die Thesen des 2. Kongresses über die Agrarfrage sowie die über National- 

und Kolonialfrage sind falsch“ (er sagt hier vorsichtigerweise nicht: opportunistisch, aber er nennt in 

diesem Zusammenhang Bucharin fortwährend einen Kleinbürger, was an sich deutlich genug ist). 

Das ist auch in Wirklichkeit des Pudels Kern, und geradezu klassisch formuliert Genosse Boris, 

wenn er (Seite 431) sagt: „Die kapitalistische Wirtschaftsordnung ist eine Einheit und es handelt sich 

darum, daß man an die Stelle dieser Einheit die Einheit der sozialistischen Wirtschaftsordnung setzt.“ 

Das klingt sehr radikal, orthodox, marxistisch, und ist doch, angewendet auf die Agrarfrage genau 

der alte menschewistische „Radikalismus“, mit dem Hilferding und Crispien vor uns in Halle 1920 

operierten, als sie gegen den „Opportunismus“ der Bolschewiki loszogen, und zwar gerade in der 

Agrar-, National- und Kolonialfrage. 

Der Oekonomismus der Hyperboräer und Adamiten, das ist die „Grundlage“, die unter dem Vorwand 

des „Radikalismus“ präsentierte menschewistische Ablehnung der wirklichen bolschewistischen 

Taktik: Ablehnung der Losung der Produktionskontrolle, die hier sehr maskiert erfolgt, Seite 347: 

„die Produktionskontrolle durch das Proletariat ist unmöglich, so lange die Bourgeoisie nicht besiegt 

ist. Sobald das Proletariat seine Diktatur errichtet hat, wird es die Produktion leiten und nicht kon-

trollieren.“ 

Aber auf Seite 371 sagt Genosse Rolf, ein etwas offener Hyperboräer, deutlich: „Es erscheint schon 

die Forderung der Kontrolle der Produktion durch die Arbeiter als eine die revolutionäre Bewegung 

hemmende Parole, da sie im Kern die Auffassung enthält, daß eine Periode des Uebergangs möglich 

sei, in der zwar die Kapitalisten noch im Besitz der Produktionsmittel sind, das Proletariat aber schon 

eine Kontrolle ausübt, also eine gemeinschaftliche Verwaltung des Produktionsapparates durch 

Proletariat und Kapitalistenklasse möglich sei.“ Diese adamitische Anschauung der Hyperboräer, 

welche erstens der Losung einen Unsinn unterschieben und zweitens praktisch zu Nabelbeschauern – 

bis halt nix nichtskapitalistisches mehr da ist – oder Putschisten werden müssen –, die jeden Montag 

und Donnerstag bereit sind, die „ganze Wirtschaft als organische Einheit zu sozialisieren“ –, ist hoff-

nungslos. Man hat ihnen Dutzende von Malen versucht klar zu machen, was die Losung der Produkti-

onskontrolle ist. Sie [437] sind zu „radikal“, das zu kapieren. Es ist derselbe orthodoxe „Radikalismus“, 
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der den Hilferding abhielt, zur Dritten Internationale zu kommen, welche so „opportunistisch“ war, 

a) nicht den ganzen Grundbesitz zu sozialisieren und b) nicht nur das Selbstbestimmungsrecht des 

kolonialen Proletariats zu verkünden, sondern mit den berühmten „Mullahs von Chiwa“ „Bünd-

nisse“ schloß. 

Und siehe: diese zwei Punkte finden sich wortwörtlich bei unserem gelehrten Genossen Boris. 

Man kann also zusammenfassend ohne eine Spur von Demagogie sagen, daß der Kampf des Genos-

sen Boris nicht dem Genossen Thalheimer und nicht dem „Kleinbürger“ Bucharin gilt, sondern 

Lenin, zu dessen größten Leistungen gerade die Aufstellung der Leitsätze über diese beiden Fragen, 

die National- und Kolonialfrage und die Agrarfrage zählt. 

Genosse Boris schlägt auf Bucharin und meint Lenin. Er zitiert alle möglichen „falschen“ Autoren, 

die über Imperialismus schreiben. Er „vergißt“ Lenins Schrift über den Imperialismus. Er nehme sein 

c (f), soweit es noch nicht durch Verschleiß in c – (c + nx) übergegangen ist, tue etwas m (a), falls 

das in seiner Terminologie Mehrarbeit heißt, daran und widerlege zum Teufel offen und brutal: 

a) Lenins Schrift über den Imperialismus; 

b) Lenins Thesen über die Agrarfrage; 

c) Lenins Thesen über die National- und Kolonialfrage; 

er beweise, daß mit seiner Theorie dann noch 

d) die Thesen über die Rolle der Kommunistischen Partei denkbar sind, er gebe schließlich, gestützt 

auf die adamitische Theorie, von der ich nur zwei Sätze sehe: a) es ist noch viel nichtkapitalistisches 

Gebiet da; b) das Proletariat erreicht nichts, ehe es die Diktatur des Proletariats errichtet hat, ein 

Programm der Komintern. 

So wie sein Artikel aber dasteht, ist er ein verkappter Vorstoß, und es wird gut sein, zu wissen, wie 

er stößt, wogegen und gegen wen. 

* 

Zur Programmfrage, zur Perspektive.  
Von B o r i s. 

V o r b e m e r k u n g. Wir veröffentlichen die Entgegnung des Gen. Boris, bemerken aber aus-

drücklich, daß wir mit seinen Ausführungen nicht einverstanden sind. Die Schriftl. 

Genosse A. M. behauptet in seinem Artikel, daß ich geschrieben habe: „Die Thesen des II. Kongresses 

über die Agrarfrage, sowie die über National- und Kolonialfrage sind falsch.“ Er erklärt, daß dies des 

Pudels Kern ist. I n  Wi rk l i ch ke i t  i s t  d i e s e r  Sa t z  i n  me i nem  Ar t i ke l  n i ch t  en t ha l t e n. In 

Wirklichkeit stehe ich auf dem Boden dieser Thesen des II. Weltkongresses. Ich habe erklärt, Buch-

arins Programmforderungen in diesen Fragen, d i e  von  den  Thes e n  de s  I I. Kongr e s se s  ab -

we i che n, falsch sind. 

Diese Thesen des II. Kongresses über die Agrarfragen erklären ausdrücklich: 

„Für die fortgeschrittensten kapitalistischen Länder erkennt die Kommunistische Internationale es für 

richtig an, den landwirtschaftlichen Großbetrieb vorwiegend beizubehalten und ihn nach der Art der 

Sowjetwirtschaft in Rußland zu führen.“ 

„In Rußland mußte man infolge der wirtschaftlichen Rückständigkeit des Landes meist zur Auftei-

lung der Ländereien unter die Bauern und zu ihrer Ausnutzung durch die Bauern schreiten.“ 

„Die Erhaltung der ländlichen Großbetriebe wahrt am besten die Interessen der revolutionären 

Schicht der Landbevölkerung, der besitzlosen Landarbeiter und der halbproletarischen Parzellenbe-

sitzer, die ihren Unterhalt in der Hauptsache durch Lohnarbeit in den Großbetrieben verdienen. Au-

ßerdem macht die Nationalisierung der Großbetriebe die städtische Bevölkerung, wenigstens teil-

weise, in der Versorgungsfrage unabhängig von der Bauernschaft.“ 
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Die Thesen betonen, daß dort, wo noch Ueberreste des Fronsystems, Servitute, Halbpacht bestehen, 

es unter Umständen notwendig sein kann, den Bauern einen Teil des Bodens der großen Güter zu 

überweisen. Ich bin natürlich vollkommen mit dieser Stelle einverstanden. 

Ich betonte ausdrücklich in meinem Artikel: „Es ist selbstverständlich, daß der Boden, den die Bauern 

pachten, ihnen überlassen wird.“ Dieses Halbpacht-System gilt in gewissen Teilen Süditaliens, Spa-

niens und ausnahmsweise auch in Südfrankreichs. In diesen Gebieten wird man eben den gepachteten 

Boden den Bauern überlassen. 

[438] Die Thesen sehen vor, daß man even t ue l l  „in Ländern und Gebietsteilen, wo der landwirt-

schaftliche Großbetrieb eine relativ geringe Rolle spielt, dagegen eine große Anzahl kleinbürgerlicher 

Besitzer bestehen, das Land der Großgrundbesitzer an Bauern verteilt. Sie lassen mithin diese Mög-

lichkeit offen. Ich lasse ebenfalls diese Möglichkeit offen; ich habe ausdrücklich erklärt: „Natürlich 

wird man gezwungen sein, Ausnahmen von dieser Regel (Sozialisierung des landwirtschaftlichen 

Großbetriebes), wo es politisch unbedingt erforderlich ist, zu machen.“ In der Fortführung der Thesen 

des II. Kongresses erkläre ich immerhin, daß diese Notwendigkeit sehr selten vorhanden sein wird. 

Ich stehe mithin auf dem Boden der Thesen, führe sie aber weiter fort, und betone in noch höherem 

Grade, als es in den Thesen geschehen ist, die Notwendigkeit der „Erhaltung der ländlichen Großbe-

triebe“. Man muß aber begreifen, daß gewisse Aenderungen in der Wirtschaft und in der Gesellschaft 

seit 1920 stattgefunden haben. Seit 1920 hat der landwirtschaftliche Großbetrieb im Weltmaßstabe 

ungeheuer an Bedeutung der landwirtschaftlichen Kleinbetriebe gegenüber gewonnen, hat der unge-

heure Prozeß der Industrialisierung stattgefunden. Dies bedeutet, daß das Proletariat an Bedeutung 

gegenüber der Bauernschaft gewonnen hat, daß die Landarbeiterschaft und die Parzellenbauern an 

Bedeutung gegenüber den Klein-, Mittel- und Großbauern gewonnen haben. In Deutschland ist der 

landwirtschaftliche Kleinbetrieb dem Jahre 1914 bzw. 1918 gegenüber zurückgegangen, der Groß-

betrieb gestiegen. In Frankreich fand ebenfalls der Prozeß des Steigens der landwirtschaftlichen 

Großbetriebe und des Rückganges der landwirtschaftlichen Kleinbetriebe (ganze Dörfer sind ausge-

storben) statt. Der französische landwirtschaftliche Kleinbetrieb ist maschinisiert worden. Die Anzahl 

der Farmer in USA hat sich um 3 Millionen vermindert, der landwirtschaftliche Großbetrieb feiert 

ungeheure Triumphe in USA, Argentinien, Canada, in Chile. Derselbe Prozeß findet auch in allen 

anderen Ländern der Welt statt. Es sei noch auf das Wachstum der landwirtschaftlichen Großbetriebe 

in Aegypten und auf den malayischen Inseln hingewiesen. Die Linie der Thesen des II. Kongresses 

lautete: das Prinzip ist die Erhaltung der landwirtschaftlichen Großbetriebe. Wo es aus Rücksicht auf 

Bauern notwendig ist, müssen Ausnahmen Platz greifen. Infolge der wirtschaftlichen Entwicklung 

wird die Anzahl dieser Ausnahmen gegenwärtig geringer als damals sein. Die Tendenz der wirtschaft-

lichen Entwicklung vermindert fortwährend diese Ausnahmen. 

Ein Fehler ist mir immerhin in meinem Artikel unterlaufen. Seite 342 Zeile 17 lautet: „die Bauern-

schaft, die den Kapitalismus will.“ Er soll lauten: „die Bauernschaft, die die einfache Warenproduk-

tion will“. 

Mein Standpunkt in der Agrarfrage basiert also auf den Agrarthesen des II. Kongresses. Bucharins 

Dogma, das ein Teil der landwirtschaftlichen Großbetriebe der Bauernschaft überlassen werden soll, 

widerspricht diesen Thesen und ist falsch. Weshalb aber behaupten meine Kritiker A. M. und K. S., 

daß ich gegen die Thesen des II. Kongresses kämpfe, daß ich Menschewist bin? Die Untersuchung 

des Agrarprogramms für Deutschland und England wird diesen Angriff erklären. England ist das 

höchst industrialisierte Land der Welt. Etwa 90 Prozent der Gesamtbevölkerung sind in der Industrie 

beschäftigt. Nur ein verschwindend geringer Teil der Bevölkerung ist in der Landwirtschaft beschäf-

tigt. Ich sehe hier natürlich von Südirland ab. Selbstverständlich sollen die irländischen Parzellen-

bauern die von ihnen gepachteten Parzellen als Eigentum erhalten. Es gibt beinahe nur noch land-

wirtschaftliche Großbetriebe in England. Es gibt beinahe keine Bauern. Und da hat die Erweiterte 

Exekutive der KI im Sommer 1923 die Losung der Arbeiter- und Bauernregierung in England aufge-

stellt, da hat die KP Englands begeistert erklärt: Jetzt wissen wir, was wir zu tun haben, wir müssen 

Bauern gewinnen. Man trug sich mit dem Gedanken, als Agrarprogramm für England die Verteilung 
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der landwirtschaftlichen Großbetriebe an die nicht vorhandenen Bauern aufzustellen. Deutschland ist 

das zweitindustrialisierte Land der Welt. Die richtige Agrarlosung für Deutschland lautet: die Erhal-

tung des ganzen landwirtschaftlichen Großbetriebs von paar Ausnahmen abgesehen. Es wurde aber 

damals der Plan aufgestellt, die Losung, die die Bolschewiki in Rußland mit Recht durchgeführt ha-

ben, ohne Weiteres auf Deutschland zu übertragen. Man beschloß eine Art von ausgleichender Bo-

denbenutzung in Deutschland einzuführen. Der gesamte landwirtschaftliche benutzbare Grund und 

Boden, auch der der Bauern, sollte enteignet werden. Der landwirtschaftliche benutzbare Grund und 

Boden Deutschlands sollte darauf in gleiche Grundstücke von etwa 6 Hektar im Reichsdurchschnitt 

zerschlagen werden, jede Bauernfamilie sollte ein solches Grundstück bekommen. Sechs Hektar rei-

chen nämlich nach der Ansicht der Verfasser dieses Planes, um einer Bauernfamilie den Lebensun-

terhalt zu gewähren. Der landwirtschaftliche Großbetrieb sollte, soweit er für diese sechs Hektar, pro 

Familie nicht benötigt wurde, erhalten werden. Soweit recht und schön. Leider reicht der gesamte 

landwirtschaftlich benutzbare Grund und Boden Deutschlands kaum aus, um soviel Grundstücke als 

es Bauernfamilien gibt, zu schaffen. Die Erhaltung des landwirtschaftlichen Großbetriebes, soweit er 

für diese Bauernwirtschaften nicht benötigt wurde, lief so in Wirklichkeit auf die Vernichtung bei-

nahe des gesamten landwirtschaftlichen Großbetriebes aus. Landarbeiter wurden zum Hungertode 

verurteilt. Der schöne Plan bedeutete außerdem, daß die Parzellenbauern, daß die Kleinbauern von 

Südwest- und Westdeutschland nach Nordostdeutschland übersiedeln sollten. 

Auch jetzt neigt sich die Zentrale der KPD zur Losung im Sinne der Zerschlagung der landwirtschaft-

lichen Großbetriebe. Diese Losungen und Pläne für Deutschland und für England widersprechen den 

Beschlüssen des II. Kongresses. Da aber A .M. und K. S. diese Pläne nicht verurteilen, verurteilen sie 

meinen Standpunkt, der der des II. Kongresses ist. 

[439] Indem A. M. und K. S. meinen Standpunkt angreifen, greifen sie in Wirklichkeit den Stand-

punkt des II. Kongresses, greifen sie den kommunistischen Standpunkt in der Agrarfrage an. 

Mein Standpunkt in der nationalen Frage ist der alte Standpunkt von Marx und Engels. – Das Welt-

proletariat hat gar kein Interesse an der sogenannten nationalen Selbstbestimmung. Es gibt nicht ver-

schiedene nationale Proletariate, sondern das einheitliche Weltproletariat, daß aber mehrere Sprachen 

spricht. Es gibt fein Proletariat englischer, deutscher, französischer Nation usw., es gibt bloß den 

deutschsprechenden, den französisch sprechenden usw. Teil des Weltproletariats. Man wird behaup-

ten, daß die nationale Selbstbestimmung im Interesse der Kleinbürger liegt. Erstens trifft dies nicht 

ganz zu. Nationale Form ist die Form einer bestimmten Stufe des Kapitalismus. Die Form des Klein-

bürgertums ist ein noch engerer Verband, wie Dorfgemeinde, Stadtgemeinde usw. Zweitens wäre es 

nicht richtig, den marxistischen Satz, daß das Proletariat der. Führer aller Ausgebeuteten und Unter-

drückten, daß das Proletariat nicht nur sein eigenes Interesse, sondern das der gesamten Menschheit 

vertritt, so aufzufassen, daß das Proletariat neben seinen Interessen die der Kleinbürger, der feudalen 

und patriarchalen Bauern usw. zu vertreten evtl. sogar in erster Linie die Interessen der die Mehrheit 

der Menschheit bildenden Klassen bzw. der klassenlosen Völkerschaften, die weder der Bourgeoisie 

noch dem Proletariat angehören, zu vertreten hat. Der Satz bedeutet: Indem das Proletariat sein Inte-

resse vertritt, vertritt es das Interesse der Menschheit. Indem das Proletariat gegen die Ausbeuter, die 

Bourgeoisie, die Großgrundbesitzer usw. kämpft, vertritt es das Interesse aller Ausgebeuteten und Un-

terdrückten. Der Gegensatz zwischen Lenin und Rosa besteht nicht darin, daß Lenin im Gegensatz 

zu Rosa etwas von der nationalen Selbstbestimmung an und für sich hielt. Er betont ausdrücklich, 

daß alles, auch die nationale Selbstbestimmung nur dem Kampfe des Weltproletariats gegen das Welt-

kapital zu dienen hat. Die Hauptstelle der Thesen des II. Kongresses über die Nationale und Koloni-

alfrage, die von Lenin kommen, lautet wörtlich: „Aus den dargelegten Grundsätzen folgt, daß der 

gesamten Politik der KI in der Nationalitäten- und Kolonialfrage hauptsächlich der Zusammenschluß 

der Proletarier und der werktätigen Massen aller Nationen und Länder zum gemeinsamen revolutio-

nären Kampf für den Sturz der Grundbesitzer und der Bourgeoisie zugrunde gelegt werden muß.“ 

Natürlich stehe ich auf dem Boden dieser Thesen und dieser Stelle. Der Unterschied zwischen Lenin 

und Rosa liegt darin, daß er nicht genügend scharf den Primat des Proletariats betont, daß er der 

Ansicht ist, daß der nationale Staat ein günstigerer Kampfboden für das Proletariat ist als der Boden 
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des Nationalitätenstaates bzw. einer Kolonie. Das Wort „hauptsächlich“ in der obigen Stelle, ist nach 

meiner Ansicht überflüssig. Die Thesen betonen ausdrücklich in der Kolonialfrage: „Den Kampf zum 

Sturz der ausländischen Herrschaft in der Kolonialfrage zu unterstützen, heißt demgemäß nicht die 

nationalen Bestrebungen der Bourgeoisie unterschreiben, vielmehr bedeutet das, dem Proletariat der 

Kolonien den Weg zu seiner Befreiung zu ebnen.“ 

„Die proletarischen Parteien müssen eine intensive Propaganda der kommunistischen Ideen betreiben 

und bei der ersten Möglichkeit Arbeiter- und Bauernräte gründen.“ 

A. M. fordert mich auf, „offen und brutal“ Lenins Thesen über die National- und Kolonialfrage zu 

widerlegen. Dies ist eine Aufgabe für Radek und Thalheimer, die von der objektiv revolutionären 

Rolle der deutschen Bourgeoisie gesprochen, die erklärt haben: „Ja, wir haben die deutschen Bour-

geoisie im Kampfe gegen den französischen Imperialismus unterstützt.“ Bucharin widerlegt offen 

und brutal die Thesen des II. Kongresses, da er „Unterstützung aller kolonialen Bewegungen gegen 

den Imperialismus“ fordert. Die Thesen dagegen sagen ausdrücklich, daß „die nationalen Bestrebun-

gen der eingeborenen Bourgeoisie ‚nicht zu unterstützen‘ sind.“ 

Ich schlage vor, diesen Satz schärfer zu formulieren, wie es Marx seinerzeit getan hat. Siehe „Klas-

senkämpfe in Frankreich“. Wenn unsere Gewehre in derselben Richtung, gegen denselben Feind, den 

Feudalismus, in unserem Falle gegen die Bourgeoisie der die Kolonien besitzenden Länder, wie die 

Gewehre der Bourgeoisie Frankreichs, in unserem Falle der Bourgeoisie der Kolonien, gerichtet sind, 

so bedeutet dies nicht, daß wir die Bourgeoisie Frankreichs, in unserem Fall die Bourgeoise der Ko-

lonien, zu unterstützen haben. Bucharin will abe r  j ede  ko l on i a l e  Bewegun g, auch die der 

Bourgeoisie, unterstützen. Bucharin ist unfreiwilliger Verbündeter von Radek und Thalheimer. 1920 

konnte man annehmen, (Rosa Luxemburg und ihre Schüler hätten es mit Recht schon damals nicht 

angenommen) daß die Bourgeoisie Indiens (des wichtigsten Koloniallandes) gegen die englische 

Bourgeoisie um die Selbständigkeit Indiens kämpfen wird. 1924 hat sich die indische Bourgeoisie 

mit der englischen Bourgeoisie verbündet. Sie wird sich mit dem Status of Dominion im Rahmen des 

britischen Reiches begnügen. Nach Bucharin sollen wir auch diese Bewegung der indischen Bour-

geoisie unterstützen. In USA wollte die KP Amerikas noch weiter gehen und die kleinen Fabrikanten 

gegen die großen unterstützen. 

Aus Obigem ergibt sich deutlich, daß ich die Linie von Marx, Engels und Rosa Luxemburg befolge, 

daß ich die Thesen des II. Kongresses fortführe. Bucharin greift diese Linie an. A. M. und K. S. 

erzählen, daß ich Menschewist bin. In Wirklichkeit richtet sich ihr Angriff in dieser Frage, wie auch 

in der Agrarfrage, nicht gegen mich, sondern gegen Marx und gegen die Thesen des II. Kongresses. 

[440] Im ersten Teile haben wir gezeigt, wie unbegründet der Vorwurf meines Menschewismus in 

der Agrar- und in der nationalen Frage ist. Jetzt wollen wir kurz die übrigen Punkte der Kritik von A. 

M. und K. S. besprechen. 

Die KI steht auf dem Standpunkt, daß der Kapitalismus sich in seiner Endkrise befindet. Siehe die 

Beschlüsse des I. Kongresses. Diese Ansicht ist auch richtig. Die Thesen des Berliner Pol. Büros 

basieren ebenfalls auf dieser Ansicht. Die Unmöglichkeit der Realisierung von m (a), die Nichtaus-

nutzung der Produktionsmittel, das Steigen der Werte, sind die Hauptzeichen dieser Periode. Die 

Weltarbeitslosigkeit ist der Index. Die deutsche Revolution ist ein Abschnitt der Weltrevolution, sie 

ist die konkrete Aufgabe der Gegenwart. Das Sachverständigengutachten bedeutet die Stillegung der 

Hälfte der deutschen Industrie, den Hungertod von 20 Millionen deutscher Proletarier inkl. ihre Fa-

milien. Es ist die Aufgabe der KPD, den Kampf des deutschen Proletariats um seine Diktatur zu 

organisieren. 

Varga erklärt, wenn auch nicht offen, daß Hilferding recht hat, daß der Ausgang der Niedergangspe-

riode eine neue Festigung des Kapitalismus sein wird. A. M. erklärt, daß es keinen Beweis dafür gibt, 

daß die jetzige Krise des Kapitalismus seine Endkrise ist. Der Nachweis der erweiterten negativen 

Reproduktion würde nach seiner Ansicht die Wahrscheinlichkeit des Vorhandenseins der Endkrise 

dartun. Er schreibt weiter wörtlich: „Di ese r  Nachwe i s  i s t  b i s  heu t e  noch  n i ch t  ge f ühr t.“ 
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Er weiß sehr gut, daß in der Wirklichkeit nicht die erweiterte negative sondern die erweiterte positive 

Reproduktion stattfindet. Er ist also, wenn auch nicht offen, der Ansicht, daß die gegenwärtige Peri-

ode die Endkrise des Kapitalismus ist. Er greift die Thesen des Berliner Pol. Büros, als menschewis-

tisch an, weil diese den Standpunkt des I. Kongresses weiterführen. Das Berliner Pol. Büro hat eine 

revolutionäre Perspektive für Deutschland, A. M. hat eine Sumpfperspektive. 

A. M. erklärt, daß die Akkumulationstheorie von R. L. eine Theorie des automatischen Zusammen-

bruchs des Kapitalismus ist. Er erklärt, man muß zu den ökonomischen Tatsachen die politischen 

Kräfte hinzufügen. 

Es steht für A. M. keineswegs fest, daß man für krisenhafte Phasen mit den, zur Untersuchung nor-

maler Entwicklung ausreichenden Methoden weiterkommt. Diese Stellen zeigen deutlich, daß A. M. 

nicht mich, nicht Rosa, sondern Marx und Engels angreift. Er kämpft gegen die materialistische Ge-

schichtsauffassung, da er die Ansicht bekämpft, daß der Kampf des Proletariats durch den ökonomi-

schen Unterbau bestimmt ist. Er lehnt die marxsche Zusammenbruchstheorie des Kapitalismus ab. A. 

M., der mir Menschewismus vorwirft, kämpft in Wirklichkeit nicht gegen mich, sondern gegen Marx 

und gegen die Beschlüsse des I. und II. Kongresses der KI. K. S. kämpft gegen die Auffassung von 

A. M. und Varga, daß die Niedergangsperiode vom Ausstieg des Kapitalismus abgelöst wird. Er nennt 

aber A. M. nicht mit Namen. Dafür behauptet er dreist, daß auch ich der Ansicht Vargas bin. Er 

begreift nicht, daß mein Hinweis auf die Entwicklung der Produktivkräfte nur den Zweck hat, zu 

zeigen, daß die Produktivkräfte die Fesseln sprengen. Er schreibt: „Auszugehen ist vom Imperialis-

mus als von der letzten Phase des Kapitalismus. Er ist nicht als Zustand, sondern als ökonomisch-

politischer Prozeß zu begreifen, und zwar als Akkumulationsprozeß des Gesamtkapitals.“ Einmal ist 

bei ihm der Imperialismus die letzte Phase des Kapitalismus, das andere Mal der Akkumulationspro-

zeß des Gesamtkapitals. Dieser Akkumulationsprozeß findet in Wirklichkeit vom Anfang des Kapi-

talismus statt. K. S. versucht die Ansichten von Hilferding und Rosa L. zu vereinigen und beweist, 

daß er nichts von beiden verstanden hat. Sein Versuch ist noch kläglicher ausgefallen als der von 

Ludwig, der die Hilferdingsche Auffassung des Imperialismus Rosa L. aufoktroyiert. 

* 

Sowjet-Rußland – eine Stätte der marxistischen Forschung. 

Die wissenschaftliche Forschung ist als ein Teil des gesellschaftlichen Gesamtprozesses von den Ver-

änderungen abhängig, die der Lebensprozeß der gesellschaftlichen Entwicklung mit sich bringt. Aus 

diesem Grundsatz folgt mit logischer Notwendigkeit, daß die proletarische Revolution in Sowjetruß-

land auch für die Wissenschaft, für Inhalt und Form der wissenschaftlichen Produktion eine umwäl-

zende Wirkung ausüben muß. Ueber diese Bedeutung der proletarischen Revolution ist aber außer-

halb Rußlands bis jetzt viel zu wenig bekannt geworden. 

Aus dem großen Gesamtkomplex der Wechselwirkungen zwischen Wissenschaft und Revolution in 

Rußland wollen wir hier nur die Entwicklungsmöglichkeiten der marxistischen Forschung selbst her-

ausgreifen. Die sozialistische Aufbauarbeit hat das Bedürfnis nach der allseitigen Anwendung der 

historisch-materialistischen Methode auf das Gesamtgebiet der gesellschaftlichen Erscheinungen in 

gesteigertem Maße entwickelt und die Bedingungen für eine kollektive marxistische Gesellschafts-

ordnung organisatorisch [441] gesichert. Es ist aber klar, daß von den Bedürfnissen zu der Befriedi-

gung der Bedürfnisse ein langer Weg führt. Weite Gebiete sind noch ganz unbearbeitet oder wir hal-

ten erst bei den ersten Fragestellungen. 

Ist die proletarische Republik in diesem allgemeinen Sinne die Stätte der marxistischen Forschung, 

so begreift man, warum sie im besonderen Sinne zu einer Stätte der Marx-Forschung wurde. Das 

Bedürfnis nach Anwendung und Ausbau des historischen Materialismus hat die Schaffung einer ver-

läßlichen historisch-philologischen Grundlage für das Studium der Werke Marx und Engels zu r  ak -

t ue l l en  Auf gabe  gemacht. So war es nicht ein Akt historischer Pietät, sondern eine r evo l u t io -

nä r e  No twend i gke i t, mit der Gründung des Marx-Engels-Instituts in Moskau die Bedingungen 

für diese Arbeit zu schaffen. 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 5 – 402 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 18.09.2023 

Im Mittelpunkt der bisherigen Tätigkeit des Instituts steht neben der Einrichtung der großen marxis-

tischen Bibliothek, die an Reichtum und Vollständigkeit allein dastehen dürfte, die Herausgabe der 

Werke von Marx und Engels in russischer Sprache. Vor uns liegen die e r s t en  zwe i  Bände  der auf 

30 Bände gerechneten Gesamt ausgab e. Der erste Band enthält das Vorwort des Herausgebers und 

die Werke von Marx von 1837 bis 1844, der zweite Band die Aufsätze und Briefe von Engels von 

1939 bis 1844. Beide Bände enthalten eine sehr wesentliche stoffliche Bereicherung unserer Marx- 

und Engels-Kenntnisse. Der erste Band bringt eine Reihe von Aufsätzen des jungen Marx, die in der 

Mehringschen Ausgabe fehlen. Die wichtigsten sind die Aufsätze „Vom Moselufer“, aus dem Jahre 

1841, in denen Marx die Baue r n f r age  behandelt und die gerade darum auch der deutschen Bewe-

gung sobald als möglich zugänglich gemacht werden müssen. Andere Aufsätze, die von Mehring nur 

gekürzt gebracht wurden, erscheinen hier vollständig. In seinem Vorwort weist Genosse Rjasanoff 

darauf hin, daß die Mehringsche Ausgabe bei allen großen historischen Verdiensten auch sonst große 

Mängel aufweist in der Auswahl, in der Gruppierung, in den Anmerkungen und weitgehend durch 

Mehrings subjektive Einstellung beeinflußt wurde. 

Der 2. Band bringt das bedeutende Jugendwerk von Engels „Schelling und die Offenbarung“ (seiner 

Zeit anonym erschienen), das in deutscher Sprache nicht zugänglich ist. Gustav Mayer hat es nicht 

für nötig gefunden, diese Arbeit in seiner Ausgabe der Jugendschriften von Engels zu veröffentlichen. 

Die Anmerkungen Rjasanoffs zum 2. Band bringen außerordentlich wertvolles Material, das unsere 

Kenntnisse über Engels Entwicklung ganz wesentlich bereichert. 

So sind schon diese zwei ersten Bände der russischen Marx- und Engels-Ausgabe ein Beweis für die 

Tatsache, daß der Schwerpunkt der Marxistischen Forschung sich nach Rußland verlegt hat. Einen 

weiteren Beweis dafür liefert das neue Marx-Engels-Archiv des Instituts, dessen erstes Heft vor eini-

gen Wochen herausgekommen ist. Der Herausgeber, Genosse Rjasanoff, veröffentlicht zum ersten 

Male Teile aus dem philosophischen Jugendwerk von Marx und Engels über „Die deutsche Ideolo-

gie“, Briefe von Engels an Bernstein usw. Besonders hervorzuheben sind noch die Beiträge über die 

Beziehungen von Marx und den russischen Revolutionären, Bakunin u. a. (Eine der wichtigsten Auf-

gaben des Marx-Engels-Instituts bildet die Erforschung der historischen Entwicklung des Marxismus 

in Rußland im 19. Jahrhundert. Das Institut gibt auch die gesammelten Werke Plechanows heraus.) 

Die internationale Gesamtausgabe der Werke von M. und E., die vom Genossen Rjasanoff angekün-

digt wird, wird die Arbeiten des Marx- und Engels-Institut auch außerhalb Rußlands für die gesamte 

revolutionäre Bewegung zugänglich machen. Bis dahin wollen wir in dieser Zeitschrift über die Ver-

öffentlichungen des Marx- und Engels-Instituts, sowie über die der Moskauer Sozialistischen Aka-

demie der Wissenschaften laufend berichten. A. Foga r a s i. [442] 

* 
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Z. Leder: Das Reparationsproblem, die Gewerkschaften und die Arbeiterklasse. 

(Viva 1924 – 54 Seiten. Herausgegeben von der Gewerkschafts-Abteilung der KPD. 

Die Schrift zerfällt in fünf Abschnitte, die die Entwicklung der Reparationsfrage in allen Etappen 

behandeln. 

Es ist zweifellos zu begrüßen, daß sich hier ein namhafter Schriftsteller der Kommunistischen Inter-

nationale dem Reparationsproblem zuwendet, dessen überragende Bedeutung für die deutsche Revo-

lution heute immer mehr in den Vordergrund tritt. Aber es muß von vornherein bezweifelt werden, 

ob die klare und entschiedene Stellung der KPD zum Reparationsproblem entwickelt werden kann, 

ohne Kritik der bisherigen Stellungnahme, das heißt, der Stellung bis zum Frankfurter Parteitag. 

Leider gibt Genosse Leder diese Kritik nicht. Er beschränkt sich auf ein Erzählen der Ereignisse seit 

1919. Das ist an sich sehr zu begrüßen, aber nicht möglich, ohne einen entschiedenen eigenen Stand-

punkt in der Gegenwart, der eben nur kritisch aus den revolutionären Erfahrungen der Partei 
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gewonnen werden kann. In der Tat reproduziert Genosse Leder, weil ihm dieser Standpunkt fehlt, in 

jedem einzelnen Kapitel seiner Schrift die Illusionen und zum Teil auch Fehler des entsprechenden 

Kapitels der realen Geschichte. Sind sie aber dort durch die Praxis selbst zu einer Einheit verbunden, 

so müssen sie auf dem Papier, in ihrer unkritischem Wiedergabe, als flache Widersprüche erscheinen, 

die eine ausgleichende Klitterung nur verschärfen, nie beheben kann. 

Genosse Leder versucht nun, über diese offenbaren Widersprüche hinwegzukommen, indem er aus 

jeder der Positionen heraus die Gewerkschaftsbürokratie angreift. Es ist selbstverständlich, daß die 

Gewerkschaftsbürokratie in jeder Situation einen gegenrevolutionäre Rolle gespielt hat. Es fragt sich 

nur, ob wir sie heute von den damals eingenommenen Standpunkten aus aufrollen können. Dieser 

Versuch muß nicht nur mißlingen und zu verwirrenden Widersprüchen führen, er muß unserer Kritik 

direkt die Spitze abbrechen und uns hindern, zu einer klaren Stellung des Reparationsproblems vom 

revolutionären Standpunkt zu kommen. Genosse Leder beweist das. Er reproduziert in seiner Darstel-

lung leider nicht nur f r ühe r e  Ansichten der KPD, sondern oft – ohne sich dessen bewußt zu sein – 

einfach liberale und sozialdemokratische Gedankengänge. Es ist klar, daß ihm dann die ganze Frage als 

„voll von Widersprüchen“ (Seite 14, 16) erscheint und nicht selbst als Widerspruch des Imperialismus. 

„Nehmen wir zuerst einige Beispiele für die Kritik an der Gewerkschaftsbürokratie: auf S. 11 be-

zeichnet Genosse Leder die Proteste der Gewerkschaftsführer gegen Versailles als „elende Demago-

gie“, auf S. 13 aber stellt er fest, daß „kein Schritt weiter getan wurde, um die Tribute zu realisieren“. 

Der Sinn dieser Bemerkung wird auf S. 20 klar. Hier stellt er die „Gesinnung“ an den Pranger, mit 

der die Gewerkschaftsführer die „Verpflichtungen“ des Versailler Vertrages übernahmen, indem er 

sie als Saboteure dieser Verpflichtungen bezeichnet und ihnen Imperialismus vorwirft. Er macht also 

einen prinzipiellen Unterschied zwischen dem Imperialismus der deutschen Bourgeoisie und ihrer 

Unterwerfung unter das Versailler Diktat. Er kommt daher auch dazu, einen prinzipiellen Unterschied 

zwischen der „imperialistischen“ und der Erfüllungsbourgeoisie zu machen, er nennt Stinnes, Helfer-

ich, Havenstein mit Kurt Geyer, den er ohne Kritik zitiert, „Drei Verderber Deutschlands“, an anderer 

Stelle „die eiternde Wunde am Körper jenes sozialen Volksstaats“ (S. 24), er wirft ihnen i n  e i nem  

At em  vor, daß sie die Diktatur des Kapitals proklamieren und keine Reparationen zahlen (S. 24). 

Daher kann Leder die Politik der Gewerkschaften nicht g rundsä t z l i c h  kritisieren, sondern bloß 

als nicht „ehrlich“, als „faul“. Diese Unehrlichkeit erscheint bald als unehrliche Ablehnung, bald als 

unehrliche Erfüllung, auf S. 27 wieder als unehrliche Ablehnung, auf S. 28 als unehrliche Annahme, 

S. 33 nochmals unehrliche Ablehnung usw. Diese chamäleonartige Kritik ist oppo r t un i s t i s ch  und 

kann nicht die Basis abgeben für die Entwicklung der prinzipiellen kommunistischen Stellungnahme, 

sie führt im Gegenteil zur Herausdestillation einer „proletarischen Erfüllungspolitik“. 

Beweis: Genosse Leder wirft der Gewerkschaftsbürokratie vor, daß sie „eine ernste und ehrliche Er-

füllungspolitik unmöglich machte“ (S. 28) und kommt zu dem Schluß: „Um aber wirklich zu erfüllen, 

dazu wäre es notwendig, daß man mit eiserner Kraft den Widerstand der Saboteure der Erfüllungs-

politik bricht, daß man sich vorbehaltlos auf die Arbeiterklasse stützt ... Das bedeutete ... die Reali-

sierung der Arbeiterrevolution.“ 

Leder setzt also die „ehrliche Erfüllungspolitik“ mit den Interessen des deutschen Proletariats gleich, 

er stempelt sie zum Ziel der deutschen Revolution. Er beweist damit nicht nur, daß er das Grundprob-

lem der deutschen Revolution noch nicht begriffen hat, sondern kommt notwendig in bedenkliche 

Nähe zu der sozialdemokratischen Formel der gerechten Verteilung der Reparationslasten. 

Das Schlußkapitel der Schrift, wo Genosse Leder die kommunistische Lösung des Reparationsprob-

lems behandelt, bestätigt diese Feststellung vollständig. Er zieht sich hier auf den Standpunkt der 

Frankfurter Konferenz vom Frühjahr 1923 zurück und landet, da dieser Standpunkt notwendig für die 

heutige Problemstellung nicht mehr ausreicht, bei einer „proletarischen“ Reformierung der Reparati-

onspolitik. K. S. 

[443] 
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Die Internationale  

Jahrgang 7 ⁕ Ausgegeben: Berlin, 15. Juli 1924 ⁕ Heft 14 

Deutsche Wirtschaftskrise und Sachverständigenplan.  
Von A r t h u r  R o s e n b e r g. 

Einer der mächtigsten Männer der deutschen Wirtschaft, der Leiter der Disconto-Gesellschaft und 

finanzielle Ratgeber des Stinnestrusts, Dr. Salomonsohn, erklärte in der Generalversammlung der 

Disconto-Gesellschaft am 30. Juni: 

„Die allgemeinen Verhältnisse sind viel schlimmer, als man annimmt. Die Lage der Landwirtschaft ist trostlos, 

und in der Industrie stirbt ein Zweig nach dem anderen ab. Ob es möglich sein wird, für das laufende Ge-

schäftsjahr eine Dividende auszuschütten, kann man jetzt noch nicht übersehen. Die Lasten, die der Industrie 

durch das Dawes-Gutachten auferlegt werden sollen, sind so groß, daß sie von der Industrie allein nicht getra-

gen werden können. Es müssen eventuell andere Erwerbszweige auf steuerlichem oder einem anderen Weg 

mit herangezogen werden. Es liegt durchaus im Interesse der Aktionäre, daß in der Goldbilanz die Belastung 

durch das Dawes-Gutachten mit in Rechnung gestellt wird.“ 

Noch deutlicher war der Generaldirektor der Deutschen Werke, Henrich, in der Generalversammlung 

dieser Gesellschaft am 16. Juni. Er sagte dort u. a.: 

„Wir haben die Währung stabilisiert. Gewiß ist dies eine große Tat. Die Stabilisierung der Währung ist nur 

möglich gewesen durch starke Kredit-Restriktionen (Einschränkungen). Diese Restriktionen der Kredite sind 

aber in ein Ausmaß hineingeraten, das die Wirtschaft zum Erliegen bringt. Ueberspannte Steuern, die Größe 

der Reparationsleistungen und die mangelnde Arbeitsintensität haben unsere Produkte so verteuert, daß sie 

wesentlich über den Weltmarktpreisen liegen. Die hohen Kreditzinsen machen es unmöglich, die Industrie 

weiter fortzuführen. Was wir brauchen, ist größere Arbeitsintensität und die Mittel, unsere Werke so in den 

Stand zu setzen, daß eine Produktionsverbilligung durch bessere Fabrikationsmethoden und größere Arbeits-

intensität erreicht wird, so daß wir wieder konkurrenzfähig im Weltmarkt sind. Wir brauchen billiges Geld und 

höchste Arbeitsintensität.“ 

Die sachlichen Feststellungen dieser deutschen Großkapitalisten sind, von ihrem Standpunkt aus ge-

sehen, durchaus richtig. Die deutsche Bourgeoisie durchlebt zur Zeit eine ungeheuer schwere Krise, 

welche die Folge der Oktober-Ereignisse ist. Um aus der Krise herauszukommen, greisen die deut-

schen Kapitalisten nach dem Strohhalm des Sachverständigen-Gutachtens. 

Die Inflation der Jahre 1922 und 1923 war diejenige wirtschaftliche Form, in der die deutschen Ka-

pitalisten ihre politische Macht [444] am besten auswerten konnten. Die Inflation war verbunden mit 

der systematischen Herabdrückung des Reallohns der Arbeiter Deutschlands. Sie ermöglichte die 

denkbar billigste Form der Produktion also auch die Schmutzkonkurrenz auf den ausländischen 

Märkten. Dazu kam die wundervolle Kreditpolitik des seligen Havenstein, die er auf Veranlassung 

des oben zitierten Salomonsohn durchführte. Die Herren Kapitalisten borgten sich Geld vom Reich, 

das heißt vom Proletariat und von den Mittelschichten, das sie dann dank der automatisch fortschrei-

tenden Geldentwertung nicht zurückzuzahlen brauchten. Die Inflation war die systematische Enteig-

nung des Proletariats und der Mittelschichten zugunsten der kleinen Clique regierender Großkapita-

listen. Die Inflationswirtschaft war die gegebene Form für das deutsche Kapital, Hasardspiel mit der 

bankerotten deutschen Wirtschaft zu treiben. Nach uns die Sintflut, dachten all die Stinnesse, die in 

der Inflationszeit ihre Milliarden anhäuften. 

Aber die Sintflut kam tatsächlich. Die verzweifelten Arbeiterschichten schickten sich im vergangenen 

Herbst an, Revolution zu machen, und die verzweifelten Mittelschichten schienen dabei die Arbei-

terrevolution zumindest nicht zu hindern. Die deutsche Bourgeoisie mußte sich wehren. Sie mußte 

ihre letzten Reserven ins Feuer werfen, um die Stellung zu halten. Politisch wehrte sie sich mit dem 

weißen Terror, mit dem Ermächtigungsgesetz, mit dem Verbot der KPD, mit den Müllereien in Sach-

sen. Wirtschaftlich wehrte sie sich mit der Stabilisierung der Mark. 

Der Sinn des Rentenmark-Experiments ist der Arbeiterschaft in allgemeinen nicht klar genug. Die 

Schaffung der Rentenmark war nicht etwa ein Schritt vorwärts, den die deutsche Bourgeoisie tat, um 

ihr Profite aus der Inflationszeit zu konsolidieren, sondern im Gegenteil, die Währungsstabilisierung 
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war ein verzweifeltes Manöver, um unter den größten Opfern den Massen wieder ein sogenanntes, 

„ehrliches Geld“ in die Hand geben zu können. Das Manöver des Herrn Schacht hat zunächst seinen 

politischen Zweck erreicht. Wenn heute die Ebert-Republik und die SPD überhaupt noch existieren, 

so ist das wesentlich eine Folge der Rentenmark. Die plötzlich eintretende und über ein halbes Jahr 

festgehaltene Markstabilisierung schien breiten Massen der Bevölkerung der Beweis, daß die Krise 

des deutschen Kapitalismus heilbar ist und daß ein Aufstieg im Rahmen des Kapitals möglich ist. 

Schacht lieferte den Beweis für die Theorien von Kautsky und Hilferding. 

Das Zauberkunststück, das man mit der deutschen Währung vollbrachte, vermochte aber die deutsche 

Wirtschaft nicht zu heilen. Die Markstabilisierung trieb die deutschen Produktionskosten so hoch, 

daß auf der ganzen Front die Weltmarktpreise überschritten wurden. Das war der Tod des deutschen 

Exports. Die Bezahlung der Einfuhr, ohne die heute die deutsche Wirtschaft nicht leben kann, fraß 

die Fluchtkapitalien aus der Inflationszeit (darüber kann man in dem Mac-Kenna-Bericht Interessan-

tes lesen), fraß die Privatkredite der deutschen Firmen im Ausland, fraß die Ueberschüsse, die man 

in den ersten Monaten dieses Jahres bei der Scheinbelebung des Inlandsgeschäfts (Januar-Ausver-

käufe usw.) erzielte. Das Geld zerrann den deutschen Kapitalisten in der Hand. Was die Gold-Dis-

kont-Bank in den letzten Monaten geliefert hat und noch jetzt liefert, ist ein Tropfen auf den heißen 

Stein. Die Kredite, die die Reichsbank gewähren kann, sind [445] durch die vorhandene Menge an 

Rentenmark beschränkt. Es gibt nur drei Auswege aus dieser Zwangslage. Entweder neue, große und 

billige Auslandskredite, verbunden mit schärfster Auspressung des Proletariats; das ist das Rezept 

des Herrn Henrich. Oder Massenstillegung der deutschen Produktion; das geschieht bereits in allen 

Teilen Deutschlands alle Tage. Also neue Massenarbeitslosigkeit. Oder drittens: man beginnt wieder 

das Vabanque-Spiel und kehrt zurück zur Inflation von 1923. Das letztere ist der Standpunkt der 

„Deutschen Industriellen-Vereinigung“, der Gruppe völkischer Unternehmer, die jüngst aus dem 

Reichsverband der deutschen Industrie herausflogen. 

Zu all dem kommt noch die besonders verzweifelte Situation der rheinisch-westfälischen Industrie 

unter dem Druck der Micum-Verträge. Die Herren von den großen westdeutschen Trusts können jetzt 

merken, was es heißt, einen Krieg zu verlieren. Sie haben den Verlust des Ruhrkrieges gründlichst 

abzubüßen. Die Lieferungen und Abgaben unter dem Micum-System bedeuten die glatte Erdrosse-

lung der rheinisch-westfälischen Großindustrie. In äußerst geschickter Weise benutzen die franzö-

sisch belgischen Kapitalisten den Micum-Apparat als Folterbank, um von den deutschen regierenden 

Schichten alles herauszupressen, was man will. Unter Herriot werden diese Operationen noch brutaler 

und zynischer durchgeführt, als seinerzeit unter Poincaré. Das ist der „pazifistische Umschwung“ der 

französischen Außenpolitik, von dem Stresemann und Breitscheid fabelten 

Die Mehrzahl der deutschen Unternehmer möchte im Gegensatz zu den ökonomischen Spielern der 

völkischen Gruppe die neue Inflation vermeiden, weil die neue Inflation die neue Revolution bringen 

müßte. Auch die Riesenarbeitslosigkeit ist selbstverständlich keine Lösung, die den dauernden Inte-

ressen der deutschen Bourgeoisie entspricht; denn bei Stillstand der Produktion verdient man nichts, 

und die Massen werden gleichfalls revolutioniert. Es bleibt also nur der Versuch, vom Ausland Er-

leichterung zu erhalten. Die Annahme des Sachverständigenplans bedeutet zwar keineswegs die mi-

litärische Räumung des Ruhrgebiets. Es ist ein frecher Schwindel, wenn die Vertreter der Sachver-

ständigen-Politik in Deutschland derartige Illusionen verbreiten. Aber die Durchführung des Dawes-

Berichts ist das Ende des Micum-Systems, also zunächst eine fühlbare Erleichterung für das rhei-

nisch-westfälische Unternehmertum. Darum ist der Reichsverband der deutschen Industrie für An-

nahme des Sachverständigen Gutachtens, und was der Reichsverband befiehlt, führen die bürgerli-

chen Parteien des Reichstages aus. 

Darüber hinaus ist aber die Sachverständigen Politik nicht imstande, die deutsche Wirtschaftskrise zu 

beheben. Die Ententeverwaltung der deutschen Eisenbahnen, Zölle und indirekten Steuern werden 

doch wahrlich die deutsche Lebenshaltung und die deutsche Produktion nicht verbilligen. Die 800 

Millionen Anleihe soll die Grundlage für die neuen Goldnoten Deutschlands bieten. Aber dafür wer-

den ja die alten Papierbillionenscheine und die Rentenmark aus dem Verkehr gezogen, so daß eine 

Vermehrung des deutschen Geldumlaufs nicht erfolgt, die Kreditnot der deutschen Wirtschaft 
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dadurch nicht behoben wird. Die ganzen weiteren Pläne einer systematischen Verschmelzung der 

deutschen und der Ententewirtschaft zu einem einheitlichen Trust, wie sie dem Sachverständigenplan 

zugrunde liegen, brauchen zu [446] ihrer Durchführung erhebliche Zeit. Ueberdies wird jeder prakti-

sche Schritt auf diesem Wege durch die Rivalität des englischen und französischen Kapitals ge-

hemmt. Die deutsche Bourgeoisie hat also auf jeden Fall sehr schwierige Monate vor sich. 

Die SPD sucht diese Uebergangszeit durch ihr pazifistisches Geheul auszufüllen. Das soll die Massen 

sowohl über die jetzige Krise hinwegtäuschen, wie über die Zukunft, in der, falls die Arbeiter sich 

nicht wehren, der geeinigte europäische Kapitalismus das völlig geknechtete Proletariat niedertreten 

würde. 

In der jetzigen Situation hat die KPD die Aufgaben: agitatorische Niederkämpfung des SPD-Schwin-

dels von der kommenden Völkerversöhnung; Mobilisierung der Massen zur Abwehr der Folgen der 

Wirtschaftskrise; Mobilisierung der Massen zur Vereitelung des Sachverständigenplans. Der Sach-

verständigenplan ist zu durchkreuzen nicht im Parlament, sondern nur draußen im Betrieb, wenn die 

Arbeiterschaft sich weigert, im Interesse des internationalen Gläubiger-Konsortiums für Deutschland, 

und seiner deutschen kapitalistischen Helfershelfer, zu produzieren. Den Phrasen der SPD haben wir 

die Tatsachen entgegenzusetzen. Die Tatsache wird auch diesmal über die Phrase siegen. 

* 

Lenin und die nationale Frage.  
Von Z. L e d e r.  

(Schluß) 

VIII. 

Von diesen allgemeinen Bemerkungen über die Stellungnahme Rosa Luxemburgs gehe ich zu der 

Analyse der Polemik Lenins gegen Rosa in seinen Aufsätzen in der „Aufklärung“ über. 

Aehnlich wie Rosa wandte sich Lenin in seiner Untersuchung des politischen Sinnes des „Selbstbe-

stimmungsrechtes der Nationen“ der Resolution der Internationale aus dem Jahre 1896 zu. Im vollen 

Einverständnis mit ihr hob er hervor, daß, wenn die P. P. S. im Jahre 1896 den Standpunkt Marx’ aus 

einer anderen Epoche zu versteinern suchte, dies eine Ausspielung des Buchs t abens  des Marxis-

mus gegen seinen Geist bedeutete. Die polnischen Sozialdemokraten wären in den Grundzügen ihrer 

Politik, die gegen die P. P. S. gerichtet war, auf einem vollständig richtigen Wege. „Kein einziger 

russischer Sozialdemokrat“, schrieb Lenin, „dachte je daran, den polnischen Sozialdemokraten auf 

das Schuldkonto zu stellen, daß sie gegen die Abtrennung Polens sind.“ Aber Lenin sagte gleichzeitig, 

daß die polnischen Sozialdemokraten einen Fehler begingen, wenn sie die Notwendigkeit der Aner-

kennung des Rechts auf die Selbstbestimmung der Nationen im Programm der Sozialdemokratie 

Ruß l ands  abzustreiten versuchten. Im Gegensatz zu Rosa Luxemburg sah Lenin das Schwerge-

wicht der Resolution des Londoner Kongresses nicht in ihrem zweiten Teil, der den Arbeitern aller 

unterdrückten Nationen Sympathie aussprach und sie aufforderte, in die Reihen der proletarischen 

Klassenparteien einzutreten, um für den Sozialismus zu kämpfen, sondern im ersten, der das „volle 

Recht der Nationen auf Selbstbestimmung“ aussprach. Handelt es sich um die Psychologie des Lon-

doner Kongresses, so glaube ich die Vermutung aussprechen zu können, daß Rosa  der Wahrheit 

näher war. Dafür spricht jener Praktizismus und engstirnige Opportunismus, den die Vertreter der 2. 

Internationale so geschickt mit der schöngeistigen Phrase zu verbinden verstanden. In politischer 

Hinsicht ist aber wichtig, daß nach Lenins Meinung die Internationale am Anfang des 20. Jahrhun-

derts nicht umhin konnte, für Osteuropa und für Asien prinzipiell die politische Selbstbestimmung 

der Nationen anzuerkennen, denn das Gegenteil würde bedeuten, daß man die bürgerlich-[447]demo-

kratische Umgestaltung des türkischen, russischen, chinesischen Staates als abgeschlossen betrachtet, 

was auf einen Opportunismus gegenüber dem Absolutismus hinauslaufen würde. 

Von dem Londoner Kongreß zu dem 2. Kongreß der S. D. A. R. P. Jahre 1903 übergehend, be-

schränkte sich Lenin auf den Hinweis, daß man „die Beweisführung der polnischen Sozialdemokraten 

(gegen den § 9 des Parteiprogramms) grausam verhöhnt habe“. Ich habe diese Episode schon oben 
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ausführlich dargestellt; die Darstellung, die Lenin im Jahre 1914 gab, entsprach nicht vollauf den 

Tatsachen. Er hatte auch nicht recht, als er behauptete, daß seit jener „bitter lächerlichen Episode“ 

„weder Rosa Luxemburg noch andere polnische Sozialdemokraten gewagt hätten, ihren Antrag zu 

erneuern, den § 9 des Parteiprogramms zu verbessern“. In Wirklichkeit hatten die polnischen Sozial-

demokraten es „gewagt“. Im Jahre 1906, am Vorabend des Vereinigungsparteitages in Stockholm, 

gab die polnische Sozialdemokratie die von ihr im Jahre 1903 erhobene, tatsächlich ganz verfehlte 

und unrichtige Formulierung von den „Einrichtungen, die die kulturelle Entwicklung der Nationen 

sicherstellen“ auf, sie äußerte aber während der Vereinigungsverhandlungen das Verlangen, daß ihre 

eigene Programmforderung in der polnischen Frage (Autonomie Russisch-Polens) von der Gesamt-

partei in ihr Programm aufgenommen würde. Dieser Forderung ist auch stattgegeben worden, wenn 

auch die menschewistische Mehrheit des Zentralkomitees später versucht hat, diesen Punkt aus der 

Vereinigungsresolution herauszueskamotieren. Auf diese Weise und entgegen dem, was Lenin in sei-

nem Aufsatz in der „Aufklärung“ behauptete, haben die Polen anläßlich des Beitritts ihrer Organisa-

tion zu der Gesamtpartei es erreicht, daß die Partei, wenigstens in bezug auf Polen, ihre Programm-

forderung des Selbstbestimmungsrechts der Nationen einen konkreten und positiven Inhalt gab. 

Durch die Annahme der Forderung der Autonomie Russisch-Polens im Rahmen der russischen de-

mokratischen Republik hatte die Partei wenigstens formell ihre Lösung der polnischen Frage im Rah-

men des kapitalistischen Staates gegeben, und zwar in der Form nicht nur e i ne r  g r undsä t z l i chen  

Ane r kennung  de s  R ech t e s  der polnischen Nation auf Selbstbestimmung, sondern auch durch 

die Wahl der zweckmäß i gs t en  Fo r m  der Verwirklichung dieses Rechtes. Gleichzeitig war aber 

Lenin im Jahre 1913/14 im Recht, wenn er hervorhob, die Polen hätten nicht mehr darauf bestanden, 

daß die alte Formulierung des § 9 des Parteiprogramms durch die verfehlte Formulierung des Jahres 

1903 ersetzt würde. Die Tatsache aber, daß Lenin den gesamten Komplex der Vorgänge, die mit 

dieser Frage im Zusammenhang standen, nicht ganz objektiv dargestellt hat, beweist meines Erach-

tens, daß es auch für ihn kein Geheimnis war, daß, wenn er auch in der grundsätzlichen Frage noch 

so sehr in seinem Recht war, er die politische Frage n i ch t  r e s t l o s  ge l ö s t  hatte, welche lautet: 

„Wie ist es um die Zwe ckm äßi gke i t  der Abtrennung dieser oder jener Nation vom alten Staat 

bestellt?“ Er hatte vollständig recht, als er die Ausführungen Rosa Luxemburgs zur Frage der Ab-

trennung Norwegens von Schweden als „Herumreden“ um die Frage kennzeichnete. Er hatte voll-

ständig recht, als er Rosa Luxemburg in dieser Frage die Thesen gegenüberstellte, daß 1. das norwe-

gische Proletariat die Pflicht hatte, gegen die schwedische Aristokratie, für die norwegische bäuerli-

che Demokratie (trotz aller kleinbürgerlichen Beschränktheit der letzteren) Front zu machen; 2. daß 

die schwedische Sozialdemokratie die Sache des Sozialismus und der Demokratie verraten würde, 

wenn sie das Recht der norwegischen Nation auf Selbstbestimmung, die Freiheit der Abtrennung 

Norwegens, nicht verteidigt hätte. Nur müssen wir noch einmal, entgegen allen irrtümlichen Behaup-

tungen der Gegner des Standpunktes Rosa Luxemburgs und der polnischen Sozialdemokraten, fest-

stellen, daß das nega t ive  Recht der Nationen auf Selbstbestimmung (auch Lenin sprach in diesem 

Zusammenhang vom „negativen Recht“) auch von Rosa Luxemburg und uns, ihren polnischen Ge-

sinnungsgenossen, ane rkann t  wurd e. Wir dachten nur, daß in der Frage des Selbstbestimmungs-

rechtes der [448] Nationen „uns  vo r  a l l en  D ingen  und  a m  m e i s t en  d i e  Se lb s t be s t i m-

m ung  de s  P r o l e t a r i a t s  i nne r ha l b  de r  Na t i on  i n t e r e s s i e r t.“ Diese letzte These haben wir 

wörtlich aus dem hier untersuchten Aussatz Lenins abgeschrieben*). Aus dieser These folgerten wir, 

daß dem Proletariat zu der nationalen Frage konk r e t e  Anwe i sungen  not tun – Anweisungen, 

auf welche Weise und in welcher Richtung es sich „selbstbestimmen“ soll. Als Lenin Rosa Luxem-

burgs „Praktizismus“ in der nationalen Frage verhöhnte, als er bewies, daß dieser „Praktizismus“ nur 

eine „unkritische Nachahmung bürgerlicher Bestrebungen“ sei, als er erklärte, wir müßten den „Prak-

tizismus“ der Bourgeoisie überlassen, es genüge, wenn das Proletariat eine grundsätzliche Linie in 

der Frage habe, das Proletariat könne sich darauf beschränken und beschränke sich „auf eine sozusa-

gen negative Forderung der Anerkennung des Rechtes auf Selbstbestimmung, ohne irgendwelcher 

Nation etwas sicherzustellen, ohne sich zu verpflichten, auf Kosten einer anderen Nation etwas zu 

 
*) Ausgewählte Aufsätze, Seite 83. 
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geben“, da um gi ng  und  ve r s chwi eg  Lenin eine gewisse Frage Er tat es zweifellos nicht deswe-

gen, weil er das Problem nicht sah, sondern gemäß dem alten klugen politischen Grundsatz: „Jeder 

Tag hat seine Werke“. 

Lenin faßte seine Diskussion mit Roja Luxemburg folgendermaßen zusammen: Positiv in der lapida-

ren Formel „Volle Gleichberechtigung der Nationen; Selbstbestimmungsrecht der Nationen: Ver-

schmelzung der Arbeiter aller Nationen“; – negativ in der Charakteristik des Standpunktes Rosa Lu-

xemburgs als „unverzeihlich“, „spezifisch-polnische“, „Krakauer Beschränktheit“, an die sich „tat-

sächlich die Opportunisten aller Nationen anklammern“*). 

Aber trotzdem schimmert die schwache Seite seines eigenen Standpunktes auch an dieser Stelle sei-

nes Aufsatzes durch. „Es ist nicht schwer, zu verstehen“, schreibt er in einer Fußnote, „daß die An-

erkennung des Rech t e s  der Nationen auf Abtrennung durch die Marxisten ganz Rußlands, und in 

erster Linie durch die großrussischen Marxisten, die Agitation gegen die Abtrennung von Seiten der 

Marxisten dieser oder jener un te r d r ück t en  Nation keineswegs ausschließt. Wir denken deshalb 

(so fügt er noch hinzu), daß die Zahl jener polnischen Marxisten, die sich über den nichtbestehenden 

‚Gegensatz‘, der von Semkowski oder Trotzki künstlich aufgewärmt wird, hinwegsetzen werden, 

notwendigerweise im Wachsen begriffen sein wird.“ Den Gegensatz, den er selbst hervorhob, den er 

als nicht bestehenden Gegensatz kennzeichnete, könnte man vulgär durch die Formel: „Erst laufen 

lassen und nachher zurückziehen“ charakterisieren; es war ein w i r k l i che r, wenn auch ein d i a l ek -

t i s che r  Widerspruch. Dieser Widerspruch konnte er in dieser Periode der historischen Entwicklung 

für die Sozialdemokraten der unterdrückenden Nation als nicht vorhanden betrachtet werden, weil 

diese einstweilen nur um die P r i nz ip i en  kämpften; die Sozialdemokraten der unterdrückten Nati-

onen aber, deren Kampf zu einer bestimmten, dieser oder jener – sozialdemokratischen oder nationa-

listischen – Lösung  der Frage (politische Abtrennung oder Autonomie im Rahmen einer gemeinsa-

men demokratischen Republik) hindrängte, waren durch die Entwicklung selbst vor einen sehr reellen 

und greifbaren Widerspruch gestellt. Kein Wunder, daß sie gegen die Stellungnahme Lenins Protest 

erhoben, daß sie gegen ihn mit aller Kraft kämpften. 

IX. 

Die Entwicklung des Kapitalismus hat die Stellungnahme Lenins in den grundsätzlichen Linien ge-

rechtfertigt. Der imperialistische Weltkrieg hat auf die Tagesordnung der Geschichte auch die natio-

nalen Fragen gestellt. Die revolutionäre Sozialdemokratie mußte auch auf diese Fragen ihre Antwort 

geben: sowohl die prinzipielle wie die politische Antwort. 

Die prinzipielle Antwort war bei Lenin durch die ganze vorhergegangene Tätigkeit und durch den 

Kampf vorbereitet. Die Antwort lautete: „Wir [449] sind voll Nationalstolz, und eben deswegen has-

sen wir besonde r s  unse r e  sklavische Vergangenheit“; – „ein Volk, das andere Völker unter-

drückt, kann nicht frei sein“; „ein freies und unabhängiges, selbständiges, demokratisches, republi-

kanisches, stolzes Groß-Rußland“ – „vollständige Gleichberechtigung und das Selbstbestimmungs-

recht aller durch die Großrussen unterdrückten Nationen“. („Der Sozialdemokrat“ Nr. 35 vom 12. 

Dezember 1914.)**) Die Antwort Lenins lautete: Soz i a l e  Revo l u t i o n, folglich vo l l s t änd i ge  

Dem okr a t i e, folglich vo l l s t änd i ge  G l e i chbe r ech t igung  de r  Na t i one n, folglich da s  

Rech t  de r  un t e r d r ück t en  Vö lke r  au f  d i e  Se l b s t be s t im m un g, d. h. das  Rech t  au f  

f r e i e, po l i t i s che  Los t r ennung  (Thesen über die sozialistische Revolution und das Selbstbe-

stimmungsrecht der Nationen im „Vorboten, Nr. 2, April 1916). 

Lenin hat nicht nur diese Thesen zur Nationalfrage aufgestellt, er hat auch ihre Richtigkeit nachge -

wi e se n. Er sagte: Die Behauptung, daß das Selbstbestimmungsrecht der Nationen in den Grenzen 

des Kapitalismus unrealisierbar wäre, ist theoretisch irrtümlich, wenn sie im ökonomischen Sinne 

aufgefaßt wird; sie ist unvollständig und ungenau, wenn sie im politischen Sinne gemeint wird. Sie 

ist irrtümlich im ökonomischen Sinne, weil die Selbstbestimmung der Nationen, als eine von den 

 
*) Ebenda, Seite 66 oder „Gesammelte Schriften“, Band 14, S. 111. 
**) Vergl. Ausgewählte Aufsätze, S. 110, oder Werke, Band 19. S. 15. 
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Formen der Demokratie, ihrem Wesen nach dem Kapitalismus nicht widerspricht. Sie ist unvollstän-

dig und ungenau, von politischer Seite betrachtet, denn selbstverständlich kann das Selbstbestim-

mungsrecht in der imperialistischen Ordnung nicht ohne revolutionären Kampf verwirklicht werden. 

Lenin zeigte die revolutionäre Bedeutung des Selbstbestimmungsrechts und dessen Beziehungen zu 

der Föderation: ebenso, wie die Menschheit zu der Abschaffung der Klassen nur durch eine Ueber-

gangsperiode der Diktatur der unterdrückten Klasse gelangen kann, ähnlich kann sie auch zu der 

völligen Verschmelzung der Nationen nur über eine Uebergangsperiode einer vollständigen Befrei-

ung aller unterdrückten Nationen, d. h. der Freiheit der Lostrennung, kommen. Lenin legte den Un-

terschied zwischen der kleinbürgerlichen und der proletarisch-revolutionären, zwischen der proudho-

nistischen und marxistischen Stellung der Frage fest. Er wies die Bedeutung der Losung des Selbst-

bestimmungsrechts der Nationen als Prüfstein für die Erkenntnis des Sozialchauvinismus in allen 

seinen möglichen Schattierungen nach, als politisches Mittel revolutionärer Erziehung und Vorberei-

tung des Proletariats zu der bevorstehenden sozialen Revolution, in der es ebenso notwendig sein 

wird, die Freiheit aller unterdrückten Völker zu verkünden und zu verwirklichen, wie es in der deut-

schen Revolution 1848 oder der russischen 1905 notwendig war. Lenin zeigte schließlich die Bedeu-

tung der Losung des Selbstbestimmungsrechts der Nationen für die russische Revolution; er unter-

warf den Standpunkt der polnischen Sozialdemokraten der schärfsten Kritik und wies darauf hin, daß 

die Verneinung des Selbstbestimmungsrechts in der Theorie „das Ersetzen des Marxismus durch den 

Proudhonismus“, in der Praxis „unfreiwillige Unterstützung des gefährlichen Chauvinismus und Op-

portunismus der Großmachtnationen“ bedeutet. 

Lenin hat in seiner prinzipiellen Beleuchtung der Frage im Jahre 1916 noch einen s eh r  w i ch t igen  

Sch r i t t  vo r wä r t s  im Vergleich zu seiner ganzen früheren Arbeit in dieser Frage getan. Er stellte 

fest, daß es notwendig ist, in Hinsicht auf die nationalen Fragen und das Selbstbestimmungsrecht der 

Nationen d r e i  Typen  von  Län de r n zu unterscheiden: erstens vorgeschrittene, kapitalistische 

Länder Westeuropas und die Vereinigten Staaten Nordamerikas, zweitens Osteuropa (Oesterreich, 

der Balkan, Rußland), drittens halbkoloniale Länder; und je nach dem Typus, dem ein Land angehört, 

sind auch die Aufgaben des Proletariats in bezug auf die nationale Frage verschieden. 

[450] Mit seiner streng durchdachten Stellungnahme und logischen Analyse aller Einzelfragen des 

nationalen Problems war es für Lenin ein Leichtes, das Irrtümliche des Standpunktes seiner Oppo-

nenten (Radek, Kaminski, Bronski), der oppositionellen Gruppe der Sozialdemokratie Polens und 

Litauens, zu zeigen. Diese suchten den Standpunkt, der der politischen Stellungnahme dieser Partei 

in der polnischen Frage zugrunde lag, auf das nationale Problem in der imperialistischen Welt über-

haupt anzuwenden. Ihre theoretische Konstruktion war äußerst schwach. Sowohl die These, daß das 

Recht auf die Selbstbestimmung unrealisierbar sei, wie jene, daß es keine Anwendung auf die sozia-

listische Ordnung finden könne, wie schließlich auch die Einwendung, daß diese Lösung nur geeignet 

sei, nationalistisch-reformistische Illusionen zu nähren, hielten vor der Kritik Lenins nicht stand. 

Noch unzulänglicher waren die Versuche, die Ablehnung der Annexion zu begründen, ohne das Recht 

der Nationen auf Selbstbestimmung als Richtschnur unserer nationalen Politik anzuerkennen: die ne-

gative Stellung zu den Annexionen bekam infolge dieses schwankenden Standpunktes einen rein uti-

litaristischen, opportunistischen Charakter, anstatt daß sie von streng grundsätzlichen revolutionären 

Gesichtspunkten getragen wurde. Von noch größerer Bedeutung war die Auseinandersetzung über 

die marxistische oder proudhonistische Auffassung des Problems. Angesichts der rein doktrinären 

Auffassung Kaminskis, Bronskis, Radeks, derzufolge die Frage der Emanzipation der unterjochten 

Nationalitäten mit der Frage der sozialen Revolution verbunden werden müßte, angesichts ihrer fal-

schen geschichtlichen Darstellung, daß Marx keine einheitliche Stellungnahme in dieser Frage gehabt 

habe, zeigte Lenin die grundsätzlichen Fehler dieser Auffassung: e r s t ens  unterordnete Marx die 

Frage der nationalen Emanzipation der großen Frage der dem o kr a t i s chen  Emanzipation; daher 

mußte er für die nationale Befreiung jener Nationen eintreten, die dieser Sache am meisten dienlich 

war (also den Kampf gegen den Zarismus, gegen den englischen Imperialismus förderte), dagegen 

mußte er gegen die nationalen Bestrebungen jener Völker austreten, die Vorposten der Reaktion (be-

ziehungsweise des Zarismus) bildeten. Zwe i t ens  zeigte Lenin, daß die Frage der nationalen 
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Befreiung zwar der allgemeinen Sache der Demokratie untergeordnet werden muß, daß sie daher 

unter gewissen Umständen durch die Interessen dieser letzteren in den Hintergrund zurückgedrängt 

werden kann, daß sie aber notwendig mit der der sozialen Revolution in Zusammenhang gebracht 

und keinesfalls ihr gegenübergestellt werden kann. 

Noch eins wäre zu dieser Auseinandersetzung Lenins und seiner angeblich linken Freunde (in der 

nationalen Frage) zu bemerken. Lenin unterwarf nämlich die Argumente und die Stellung dieser „Lin-

ken“ einer scharfen Kr i t i k. Aber er e r k l ä r t e  auch die Que l l e  i h r e r Feh l e r: er sah sie in den 

eigentümlichen historischen, politischen und nationalen Zuständen Polens. Er zeigte ein übriges Mal, 

daß er nicht nur ein äußerst klarsehender Politiker, sondern auch ein in das Wesen und Werden der 

Dinge tief eindringender Meister der historisch-materialistischen Methode war.*) 

X. 

Die Fehler Kaminskis, Bronskis, Radeks waren sowohl in dieser Periode (Kriegszeit, Vorabend der 

russischen Revolution) wie sogar auch in der nächstfolgenden (nach dem Sieg der bolschewistischen 

Revolution) zugleich die Fehler Rosa Luxemburgs. Richtiger gesagt, zum  Te i l  zugleich die Fehler 

Rosa Luxemburgs. Denn dank der Lebhaftigkeit ihres po l i t i s chen  Empf i nden s, ihres revoluti-

onären Temperaments korrigierte sie öfters politische Fehler, die einer rein doktrinären Einstellung 

entsprangen. Wir haben schon in den ersten Kapiteln dieses Aufsatzes darauf hingewiesen, daß Rosa 

aus revolutionären Gründen dasselbe [451] Selbstbestimmungsrecht der Nationen bejahte, das sie aus 

doktrinären als politisch falsch, metaphysisch, undurchführbar usw. bekämpfte. So sahen wir auch in 

den Jahren 1917-18, daß sie auf der einen Seite den Grundsatz des Selbstbestimmungsrechts der Na-

tionen als „hohle Phrase“, „Schiefheit“, „plumpe Mystifikation“, „groben Unfug“ bekämpfte**) und 

ihm „die politische und wirtschaftliche Selbstbestimmung der arbeitenden Klassen als der eigentli-

chen Masse in jeder Nation, d. h. die sozialistische Revolution“ gegenüberstellte. Aber auf der andern 

Seite schrieb Rosa:***) „Der Sozialismus gesteht jedem Volk das Recht au f  Unabhäng i gke i t  und  

F r e i he i t, auf s e l b s t änd i ge  Ve r f ügung  übe r  d i e  e igenen  Ge sch i cke  zu. Im sozialisti-

schen Sinne dieses Begriffs gibt es ke i ne  f r e i e  Na t i o n, wenn i h r e  s t a a t l i che  Ex i s t enz  au f  

de r  Ve r s k l avung  ande r e r  Vö lke r  be r uh t, denn auch die Kolonialvölker zählen als Völker 

und als Glieder des Staates. Der internationale Sozialismus erkennt das Rech t  f r e i e r, unabhän -

g i ge r, g l e i chbe r ech t i g t e r  Na t ionen  an ...“ Und diese Aeußerungen veranlaßten Lenin, her-

vorzuheben, daß nicht alle deutschen Sozialdemokraten in jene Engherzigkeit und Karikatur auf den 

Marxismus verfallen sind, zu der einige holländische und polnische Sozialdemokraten gelangten, die 

das Selbstbestimmungsrecht selbst unter dem sozialistischen Regime nicht anerkennen.†) 

XI. 

Der beschränkte Raum erlaubt mir nicht, mit einer genügenden Ausführlichkeit auf die weitere Ent-

wicklung in der theoretischen Untersuchung und praktisch-politischen Stellung des Nationalitäten-

problems bei Lenin einzugehen. Ich verzeichne nur ganz kurz die wichtigsten Etappen. 

Im Jahre 1917 kommt für Lenin und seine Partei die Zeit, seine theoretische Einstellung in die Praxis 

umzuwandeln. Len i n  tu t  e s. In bezug auf Finnland, die Ukraine vertritt er in einigen Artikeln in 

der Prawda mit ganzer Energie das Recht dieser Nationen auf die Lostrennung von Rußland, auf die 

Bildung von unabhäng i gen  S t aa t e n. Er erklärt: wer dagegen ist, der ist f ü r  d i e  Anne x i onen. 

Er zeigt, daß die Sozialdemokraten, die in dieser Frage einen opportunistischen, ausweichenden Stand-

punkt einnehmen, objektiv das Wasser auf die Mühlen des Sozialchauvinismus treiben. Er läßt die 

Partei auf der Parteikonferenz 1917 eine Entschließung annehmen, die in ihren Richtlinien die Grunds-

ätze vom Jahre 1913 bestätigt, die gleichzeitig die in diesem historischen Moment aufsehenerregende 

 
*) Den Aufsatz „Ergebnisse der Diskussion über das Selbstbestimmungsrecht findet man auch in deutscher Uebersetzung 

in dem Buch „Gegen den Strom“, S. 383 ff. 
**) Vergleiche zum Beispiel die Aufsätze „Brennende Zeitfragen“ im „Spartakusbrief“ vom August 1917, Nr. 6, Neudruck 

S. 116, oder „Nach dem Schema F“, Nr. 8, Januar 1918, Neudruck S. 155. 
***) In der Junius-Broschüre, S. 70 bis 71. 
†) Vgl. den Aufsatz über die Junius-Broschüre in „Gegen den Strom“. 
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These aufstellt, daß alle Nationen, die Bestandteile des russischen Staates bilden, volle Freiheit der 

Lostrennung und Bildung besonderer Staaten haben müssen. Dieser Grundsatz und die Agitation für 

seine Verwirklichung wird zu einem ähnlichen revolutionären Sprengstoff für die Kerenski-Republik 

wie die Grundsätze, die Lenin in den Fragen des imperialistischen Krieges und Friedens, des Grund 

und Bodens aufstellte und in die Wirklichkeit umsetzte. Die Tatsache ist von höchster historischer 

Bedeutung. Nur aus Gewissenhaftigkeit wird dagegen der Parteihistoriker verzeichnen, daß auch auf 

dieser Parteikonferenz einige unentwegt polnische Bolschewiki, mit Dzierzynski (dem früheren Par-

teifreund Rosa Luxemburgs und einem der Führer der SDPL) an der Spitze, und ein „linker“ russi-

scher Bolschewik (Piatakoff) gegen  jene „nationalistische“ Resolution stimmten. 

Zu gleicher Zeit – im April 1917 formulierte und begründete Lenin eine Korrektur in dem schon 

dargelegten Sinne zu dem Punkt des Parteiprogramms, der die Nationalitätenfrage behandelte. Hier, 

wie überall, betonte er mit großer Bestimmtheit, daß der radikale Standpunkt in der Frage des Selbst-

bestimmungsrechts der Nationen, weit davon entfernt, die [452] Annäherung der Nationen auszu-

schließen, im Gegenteil eine notwendige Voraussetzung einer solchen Annäherung, eines gemeinsa-

men Kampfes des Proletariats verschiedener Nationen, einer freiwilligen Vereinigung in einem Staa-

tenbund bildet. 

Im März 1919, auf dem 8. Parteitag der KPR, nachdem die nationale Frage schon in der praktischen 

Politik Sowjetrußlands im Sinne und Geiste der Leninschen Thesen behandelt worden war, schlägt 

Lenin noch die letzte theoretische Schlacht gegen die Fehler und Verirrungen der „linken“ Seite. 

Bucharin sucht auf dem Parteitag nachzuweisen – wie einst Rosa Luxemburg –, daß es sinnlos wäre, 

das Selbstbestimmungsrecht der Nationen anzuerkennen, denn das würde bedeuten, daß man das 

Recht der Bourgeoisie anerkenne. Lenin wies demgegenüber nach, daß dieses Argument zum Aus-

gangspunkt das nimmt, was erst das Z i e l  des Kommunismus ist, anstatt das zu nehmen, was  i s t. 

Die Differenzierung der Klassen im Schoße der Nationen sei, mit Ausnahme von Rußland, noch nir-

gends so weit vorgeschritten, um an Stelle der „Nation“ die werktätigen Klassen oder das Proletariat 

zu stellen. Einzig und allein durch die vorbehaltlose Anerkennung des Selbstbestimmungsrechts der 

Nationen als Ganzes könne man das Spiel der Scheidemänner und anderer Sozialverräter durchkreu-

zen, die dem Proletariat vorgaukeln, daß die Bolschewiki ihr System der ganzen Welt aufzwingen, 

ihre Staatsordnung auf den Spitzen der rotgardistischen Bajonette bringen wollten usw. 

Auf diesem Parteitag tat Lenin noch einen äußerst wichtigen Schritt zu der endgültigen Klärung der 

Frage. Aehnlich wie im Jahre 1915 in seinen Thesen, so macht er jetzt auch in seiner Parteitagsrede 

und Entschließung einen Un t e r s ch i ed  zwi schen  ve r sch i edenen  Typen  von  Na t i one n: 

jenen, die auf dem Entwicklungsweg vom Feudalismus zur bürgerlichen Demokratie, und jenen, die 

zwischen der Etappe der bürgerlichen Demokratie und der proletarischen Demokratie (Sowjetform) 

stehen. Für diese zwei grundverschiedenen Typen sei auch zu unterscheiden, wer als der eigentliche 

Träger des Willens der Nation zu betrachten sei. 

XII. 

Die letzte Etappe in der Entwicklung der Frage sind das Referat und die Thesen Lenins über die 

National- und Kolonialfrage, die Lenin dem 2. Kongreß der Kommunistischen Internationale unter-

breitet hat. Ihr Inhalt ist noch im Gedächtnis aller Genossen; wir gehen daher auf ihn nicht näher ein. 

Auch ihre ungeheure Bedeutung als „revolutionärer Sprengstoff“ im Kampfe gegen den Kapitalismus 

ist gegenwärtig eine für den Kommunismus feststehende Tatsache. Um aber die Länge des Weges zu 

zeigen, der in dieser Frage vom revolutionären Sozialismus zurückgelegt worden ist, will ich daran 

erinnern, daß es in dem ursprünglichen Entwurf der Thesen der Kienthaler Konferenz einen Absatz 

gegen  das Selbstbestimmungsrecht der Nationen gab, der allerdings infolge der Opposition Lenins 

und Sinowjews beseitigt wurde; die Kommission lehnte es aber ab, sich fü r  das Selbstbestimmungs-

recht der Nationen auszusprechen, weil die Frage als noch nicht genügend geklärt betrachtet wurde. 

Im Jahre 1920 wurden die Thesen Lenins e i n s t im m i g  angen om m e n. Noch im Jahre 1919 lehnte 

die Leitung der Kommunistischen Arbeiterpartei Polens, getreu den Traditionen der SDPL, es ab, 

sich für das Selbstbestimmungsrecht der Nationen zu äußern; gegenwärtig erkennt die gesamte 
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polnische Partei an, daß die Ablehnung dieses Prinzips gerade im imperialistischen, auf schlimmster 

Unterdrückung fremder Nationalitäten basierenden polnischen Klassenstaat antikommunistisch wäre. 

Diesen Fortschritt haben wir in erster Linie der beharrlichen, rastlosen, zielklaren, durch und durch 

revolutionären, durch und durch marxistischen Aufklärungsarbeit Lenins zu verdanken. 

Mit voller Berechtigung kann man sagen, daß Lenin für die Klärung der nationalen Frage im Sinne 

und Geiste des revolutionären Marxismus das geleistet hat, was Marx im Hinblick auf die soziale 

Frage überhaupt getan hat. [453] 

* 

Organisierung der Revolution.  
Die Rolle des Parteiapparats.  

Von F r a n z. 

Wir sind aus dem Zustand der Passivität der Mitgliedschaft noch nicht heraus. Forscht man den Grün-

den dieser Passivität nach, so stößt man regelmäßig auf dieselbe Feststellung: ein großer Teil der 

Parteigenossen ist sich noch nicht klar über die Rolle des Organisationsapparats. Für sie ist die Orga-

nisation ein Instrument für die Verbreitung kommunistischer Ideen und für die Sammlung und Schu-

lung der besten proletarischen Elemente. Schließlich ist es für jeden selbstverständlich, daß die KP 

ein „Kampfinstrument“ ist. Sie wissen aus Erfahrung, daß die Partei in bewegten und revolutionären 

Zeiten an der Spitze der kämpfenden Massen marschiert, daß sie diese eines Tages in die entschei-

denden Machtkämpfe und zum Sieg über die Bourgeoisie führen wird. Jetzt aber hoffen und warten 

breite Mitgliedermassen fatalistisch auf die „neue revolutionäre Welle“, die von irgendwoher ganz 

bestimmt wieder kommt, der man sich anschließen, an deren Spitze die Partei sich dann stellen wird. 

Inzwischen herrscht „Flaute“, gegen die nicht viel zu machen sei. 

Das ist heute noch die Einstellung eines großen Teils der Partei. Das ist der tiefere Grund der sonst 

unverständlichen Passivität in einer Zeit, wo wieder alle Dinge sich kritisch zuspitzen, wo die Kon-

terrevolution Schlag auf Schlag gegen die KPD führt, wo die wirtschaftliche und politische Lage nach 

Aktivität unserer Partei schreit. 

Es ist die alte Frage, auf die man bei der Untersuchung stößt: die F r age  de r  Ro l l e  de r  Komm u -

n i s t i s chen  Pa r t e i  i n  de r  p r o l e t a r i s chen  Revo l u t i o n. 

„Die Kommunistische Partei ist der o r g a n i s a t o r i s c h-p o l i t i s c h e  H e b e l, mit dessen Hilfe der fortge-

schrittenste Teil der Arbeiterklasse die gesamte Masse des Proletariats und des Weltproletariats auf den rich-

tigen Weg lenkt.“ (II. Weltkongreß.) 

„Für eine Kommunistische Partei gibt es keine Zeit, in der die Parteiorganisation nicht politisch aktiv sein 

könnte. Die organisatorische Ausnutzung jeder politischen und ökonomischen Situation und jeder ihrer Aen-

derungen muß zu einer o r g a n i s a t o r i s c h e n  S t r a t e g i e  entwickelt werden.“ (III. Weltkongreß. 

Die Funktionäre und die Redakteure der Partei müssen die Thesen des 2. Weltkongresses über die 

Rolle der KP und die Organisationsthesen des 3. Weltkongresses aus der Versenkung hervorziehen 

und in Betriebszellen und Mitgliederversammlungen mit zur Debatte stellen und veröffentlichen 

Die jetzige, durch den Plan der kapitalistischen Sachverständigen geschaffene ökonomische und po-

litische Situation erfordert von der führenden Partei der Arbeiterklasse eine ganz  be s t i m mt e Tak -

t i k  und  S t r a t eg i e. Die Bourgeoisie – die als letztes Mittel zum Schutz vor der Revolution diesen 

Sachverständigenplan annimmt und damit Deutschland an das Weltkapital ausliefert – ist verurteilt, 

bei seiner Durchführung eine Krise zu riskieren, bei der sie das Genick brechen kann. Sie muß die 

Löhne auf das tiefste Niveau niederdrücken, sie muß den 10-, 12-, 14-stündigen Arbeitstag durchset-

zen – sie muß die Arbeiterrechte abschaffen, sie muß die revolutionäre Partei, die KPD, unschädlich 

machen. Diese Linie wird das Unternehmertum und seine Staatsorgane durchzusetzen versuchen ge-

gen den heftigen Widerstand des Proletariats. Die deutsche Bourgeoisie muß – wie ja auch ihre Or-

gane zugeben – durch diese „Gesundungskrise“ hindurch: 
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[454] „Diese wirtschaftlichen, revolutionären oder evolutionären Zustände werden entsprechende soziale Um-

stellungen und Verlagerungen zur Folge haben, und es wird einer ebenso starken wie sinnvollen Staatsautorität 

bedürfen, um von der sozialen Seite her nicht Erschütterungen zu erliegen, die, für den Bestand der Wirtschaft 

wie für den Bestand des Staates bedrohlich, sich am Horizont bereits abzeichnen.“ („DAZ“ vom 28. Mai 1924.) 

Die Aufgabe der Partei ist es, den Versklavungsplan nicht zur Durchführung kommen zu lassen. D i e  

Pa r t e i  muß an allen Ecken und Enden des Reichs Kämpfe um die Löhne, um die Arbeitszeit, um 

die Arbeiterrechte organisieren, einleiten, führen. Jeder wirtschaftliche Kampf schlägt heute sofort 

um in einen politischen Kampf, und, was im proletarischen Interesse die Hauptsache ist: er stört die 

Durchführung des Kolonisierungsplanes und beschleunigt den Zusammenbruch des bürgerlichen 

Wirtschafts- und Staatsgefüges. Diese Situation stellt alte Probleme erneut vor die Partei: die Zeiten 

sind vorbei, wo die Partei warten darf, bis aus den Tiefen des Proletariats heraus die Bewegung her-

anrollt und wo dann der Kampf zwischen den Revolutionären und den Reformisten entbrennt, wer 

sich an die Spitze stellt, die Führung übernimmt und die Bewegung abdrosselt oder „vorwärtstreibt“ 

Die Situation des schwebenden Bürgerkriegs verlangt mehr  von der Partei. Sie muß jetzt das Instru-

ment, der Hebel sein, der s e l b s t t ä t i g  Bewegungen auslöst; sie darf nicht nur ein Apparat sein, der 

aktionsfähig erst dann ist, wenn er getragen wird vom stürmischen Strom der Massenbewegung. Die 

Parteiorganisation muß das Kraftzentrum sein, von dem immer stärkere Kräfte zur Aktivisierung des 

Proletariats ausgehen, von dem aus die Massenbewegung beeinflußt, gefördert, ihr die Richtung ge-

geben wird. 

In der jetzigen Phase des verschärften Klassenkampfes muß  d i e  Pa r t e i  a l l e  Wi r t s cha f t s -

käm pf e  füh r e n, weil jeder Kampf eine Gefährdung des politischen Systems der Bourgeoisie ist. 

Sie muß diese Kämpfe führen gegen den erbitterten Widerstand des Kapitals, der Staatsgewalt und 

der sozialdemokratischen Bürokratie. Das bedingt: Sie muß so organisiert sein, daß sie von den 

Kämpfen nicht überrascht wird, sondern daß sie diese schon im Reime erkennt und zur Entwicklung 

bringt. Ohne Verwurzelung im Betrieb geht das aber nicht. Sie muß die Kämpfe führen unter den 

verschiedensten Formen und mit den der verschärften Situation entsprechenden Methoden. Das S tu -

d i um  des  neuen  Cha r a k te r s  de r  w i r t s cha f t l i c h-po l i t i s chen  Käm pf e, de r  Met hoden  

d i e se r  Käm pf e  – d a s  i s t  e i n s  de r  Haup tp r ob l em e, da s  von  de r  Pa r t e i  s chne l l  ge lö s t  

we r den  mu ß. 

In den Spitzen des Funktionärapparates der Partei ist man sich klar über die Notwendigkeit der Aen-

derung in der Strategie der Partei gegenüber dem Klassenfeind. Die Resolution des Frankfurter Par-

teitages über „d i e  nächs t en  Auf gaben  de r  Pa r t e i“ ist ein Beispiel dafür. Aber im Bewußtsein 

der breiten Mitgliedschaft ist von einer Umstellung auf die neuen Kampfmethoden, auf die aktive 

selbständige Rolle des Organisationsapparats noch wenig zu merken. Die erwähnte Resolution des 

Parteitages– die Bourgeoisie hat wohlweislich gerade sie so stark unterdrückt – ist kaum in der Mit-

gliedschaft diskutiert worden. Viel weniger noch die Organisationsbeschlüsse der Zentrale vom Mai 

d. Js. Jedes Mitglied muß diese zwei Dokumente in seinem Besitz haben. Das ist noch nicht der Fall. 

Solange die Partei nicht zuerst ideologisch umgestellt ist, so lange wird es auch nicht schnell gelingen, 

d i e  aus  de r  j e t z i gen  Lage  de s  K l a s sen kam p f e s  s i ch  d r ingend  no t wend i g  m a-

chende  Um s t e l l ung  de r  Pa r t e i  au f  d i e  Be t r i ebsze l l en  durchzuführen. 

An diesem Scheidepunkt – Uebergang von der fatalistischen und deshalb passiven Einstellung zur 

Einsicht in die Notwendigkeit des bewußten [455] Einwirkens unserer Organisation auf die Verhält-

nisse – steht heute die Partei. Die Partei lehnt die Theorie von der Spontanität der Massenbewegung 

ab. Bewußt sagte der Frankfurter Parteitag: Wi r  o r gan i s i e r en  d i e  Revo l u t i o n. Dieses Wort 

muß aber erst noch aus dem Zustand der blutleeren Parole zur blutvollen Wirklichkeit und Tagespra-

xis der Partei werden. 

Der Parteiapparat – lokal, bezirksweise, zentral – muß eine Zelle unseres Staats- und Wirtschaftsap-

parates von morgen sein. Jeder Funktionär muß ein klares Bewußtsein darüber haben, daß wir jetzt 

erneut in eine Phase der Möglichkeit des Umsturzes der bürgerlichen Macht gekommen sind, wo wir 

gleichzeitig einen klaren Ueberblick haben müssen, wie die der Bourgeoisie einmal entrissenen 
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Funktionen morgen von den Kommunisten im Klasseninteresse ausgeübt werden. Alle unsere Lei-

tungen müssen Stäbe der revolutionären Truppen sein, die den entscheidenden Angriff auf den Geg-

ner vorbereiten, selbst schon aber wissen, wie sie morgen die Stadt, das Land verwalten und ernähren, 

die Produktion weiterführen werden. Die deutsche Revolution ist keine schöne romantische Sache, 

sondern ein erbitterter Kleinkrieg, wo wir vielleicht erst kurz vor dem endgültigen Sturm aus den 

Schützengräben und den Unterständen der Illegalität zusammen mit den Millionen aus den Betrieben 

hervorbrechen. Nochmals, man lese jetzt die genannten Thesen des 2. und 3. Weltkongresses nach: 

Erst jetzt, in unserer heutigen Situation in Deutschland, vermögen wir sie richtig zu verstehen. 

Wenn bis zur kleinsten Leitung herunter das Bewußtsein in unseren Genossen drin ist, daß kein guter 

Gott uns eine Revolution schenken wird, sondern daß wir sie selbst durch schwere, komplizierte, un-

dankbare, aber unerläßliche Kleinarbeit auf den verschiedensten Gebieten organisieren müssen, dann 

wirds auch schneller gehen mit dem Aufbau der Partei auf die Betriebszellen. Wenn die Kommunisten 

klar vor sich die Frage gestellt sehen, mit ihren Truppen ins Feuer zu gehen, dann werden sie sehr bald 

erkennen, daß sie verloren sind, wenn sie sich allein auf die Mitgliederversammlung und die Organi-

sation im Betrieb verlassen: dann  we r den  s i e  do r t h i n  i h r  Haup tqua r t i e r  l ege n, wo  d i e  

Mi l l i onen  P r o l e t a r i e r, d i e  r o t en  S t u r mba t a i l l one  von  m or ge n, zusam m engeba l l t  

s i n d: i n  d i e  Be t r i eb e. Dann wird die Durchführung all der Aufgaben, bei der wir jetzt noch auf 

so viele Hemmungen und Schwierigkeiten stoßen: Umbau der Partei auf die Betriebszelle, Schaffung 

einer lebendigen Betriebsräte-Organisation, bewußte Fraktionsarbeit in allen Arbeiterorganisationen, 

Schaffung der Betriebshundertschaften, Aktivität in allen Ressorts, viel schneller vonstatten gehen. 

„Or gan i s i e r ung  de r  Revo l u t i o n“ – alles liegt in diesem Begriff. Wenn das begriffen ist, dann 

wird auch die Partei aktiv sein. 

* 

Zur Agrarfrage. 

I. 

Die letzten Diskussionen über die Agrarfrage in der „Internationale“ sind durchgehends von Genos-

sen bestritten worden, die nach der einen oder anderen Richtung von dem seit Jahren in den Haupt-

punkten festgelegten Standpunkt der KPD und der KI abweichen Es scheint darum notwendig, diese 

Abweichungen hier in aller Kürze festzustellen. Wenn viele Leser dieser Zeilen das Gesagte als 

selbstverständlich betrachten – nun um so besser. Es wäre ein Beweis dafür, daß jene Abweichungen 

nur Oberflächenerscheinungen sind, daß der Kern unserer Partei an der Linie des revolutionären Klas-

senkampfes unbeirrt festhält. 

Die erste Grundfrage, mit der sich die deutsche Arbeiterbewegung nun schon mehr als 30 Jahre lang 

beschäftigt, ist für uns die: Gibt es über-[456]haupt eine besondere Agrar- oder sagen wir ganz allge-

mein „Mittelschichten “-Frage? Daß es „Mittelschichten“-Reste vorkapitalistischer Gesellschaftsfor-

men gibt, daß diese Klassen bestimmte soziale Bewegungen ausweisen, ist eine nackte Tatsache, die 

natürlich von niemandem bestritten werden kann. Aber man kann von zwei Seiten her leugnen, daß 

das Bestehen und die Bewegungen dieser Schichten dem proletarischen Klassenkampf besondere 

Probleme stellen: En twede r  man leugnet es, daß diese Schichten (oder ihre ungünstig gestellten 

Teile) überhaupt durch wesentliche Unterschiede vom Proletariat getrennt sind. Das tut tatsächlich 

der Genosse Georgi besonders dort, wo er behauptet, auch der Kleinbauer lebe vom Arbeitslohn, sein 

Einkommen folge denselben ökonomischen Gesetzen wie dieser selbst, trage also offenbar auch öko-

nomisch denselben Charakter. Diese, durchaus unrichtige Behauptung (denn der Kleinbauer wird 

eben dadurch charakterisiert, daß er n i ch t  am kapitalistischen Produktionsprozeß teilnimmt, also 

unmöglich von einer der kapitalistischen Einkommensformen leben kann) darf nicht verwechselt 

werden mit der Feststellung der altbekannten Tatsache, daß das Einkommen des warenproduzieren-

den Kleinbauern, obwohl – oder vielmehr gerade weil es ganz anderer Natur ist – vielfach auf oder 

selbst un t e r  das Niveau des gewöhnlichen Arbeitslohns herabgedrückt werden kann. Genosse Ge-

orgi merkt in seiner Entgegnung gar nicht, worin der Fehler seiner Benützung der Begriffe „arm“ und 

„reich“ liegt (Genosse Rolf hat übrigens gerade diesen entscheidenden Punkt überhaupt nicht 
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ernstlich kritisiert): die „Armut“ des Kleinbauern bürgt dafür, daß  er revolutioniert werden kann, 

aber die Frage, w i e  er revolutioniert werden kann, ist nur zu beantworten auf Grund der Erkenntnis 

de s  Cha r ak t e r s  seiner objektiven Stellung im Wirtschaftsprozeß, eine Erkenntnis, die mit der blo-

ßen Feststellung der Einkommenshöhe  natürlich nicht gewonnen werden kann. Genosse Georgi 

zieht später selbst die Konsequenzen seiner Verwischung der ökonomischen Wesensunterschiede 

zwischen dem Proletarier und dem ebensosehr, abe r  au f  ganz  ande r e  Wei se  ausgebeuteten 

Kleinbauern, indem er auch keine wesentlichen Unterschiede im politischen Verhalten der bewußten 

proletarischen Vorhut zu den ideologisch zurückgebliebenen Klassengenossen einerseits, den nicht 

proletarischen Ausgebeuteten andererseits anerkennt: „In allen Ländern mit starkem agrarischen Ein-

schlag wird die Taktik der Einheitsfront (worunter wir doch alle stets das Verhältnis zu den zurück-

gebliebenen Teilen des Proletariats verstanden) wesentlich eine Taktik des Bündnisses zwischen Pro-

letariat und armer Bauernschaft sein.“ Doch davon später mehr. 

Genosse Rolf betritt den ande r en  denkbaren Weg der Leugnung des Vorhandenseins einer beson-

deren Agrarfrage. Er leugnet durchaus nicht den nichtproletarischen Charakter der bäuerlichen Be-

wegungen, er betont ihn vielmehr und zieht daraus ziemlich offen die Konsequenz, daß dieser n i ch t -

proletarische Charakter zugleich notwendig ein an t i proletarischer, und daß darum jede Verbindung 

des revolutionären Proletariats mit den bäuerlichen Bewegungen unmöglich sei. Das ist der alte 

Standpunkt der „marxistischen Linken“, der alten deutschen Sozialdemokratie, ein Standpunkt, der 

seinerzeit tatsächlich eine historische Berechtigung hatte (nämlich für den, der zum Unterschied von 

den Genossen Rolf und Georgi keine ewig gültigen revolutionären Wahrheiten sucht, sondern ein-

sieht, daß die Haltung des Proletariats zu den anderen Klassen sich mit seiner eigenen Entwicklung 

dialektisch verändern muß). Denn die Bewegungen der vorkapitalistischen Schichten sind „an sich“ 

weder revolutionär, noch konterrevolutionär: im einer Periode des „aufsteigenden“ Kapitalismus, die 

es der Bourgeoisie möglich macht, dem „Mittelstand“, dem sichersten Bollwerk gegen die proletari-

sche Revolution, weitgehend entgegenzukommen, in einer solchen Periode werden auch die Bewe-

gungen der Mittelschichten unmöglich einen revolutionären Charakter annehmen können, werden 

sich im Rahmen des innerhalb der kapitalistischen Gesellschaft Erreichbaren halten. Ein Bündnis des 

Proletariats mit diesen Schichten trägt in einer so l chen  Periode notwendig reformistischen Charak-

ter, kann keine anderen Ziele sich setzen, als demokratische Reformen, und mehr noch, es liegt dabei 

die stete [457] Gefahr vor, daß Interessen der schwächeren Teile des Proletariats (der Landarbeiter, 

sowie jener gewerkschaftlich schwachen Gruppen, die Zollerhöhungen usw. nicht durch Lohnsteige-

rungen ausgleichen können) von der Arbeiteraristokratie geopfert werden, um möglichst breite klein-

bürgerliche Schichten im den demokratischen Block einzubeziehen. Wer überhaupt auf dem Boden 

des geschlossenem Klassenkampfes a l l e r  Proletarier steht, gleichgültig, ob im revolutionären oder 

selbst mur im reformistischen Sinne, muß in einer solchen Periode jedes Bündnis mit den Mittel-

schichten ablehnen, das nur zur Spaltung der proletarischen Kampffront führen kann. Und so wird 

sich in solchen Zeiten, da unmittelbar revolutionäre Kämpfe noch unmöglich, notwendig ein Zusam-

mengehen der Ansätze der revolutionären Vorhut mit dem zentristischen Elementen ergeben (Kaut-

sky und Klara Zetkin in den Agrardebatten der SPD in den neunziger Jahren). Dieses Zusammenge-

hen findet aber sein Ende mit dem Eintritt einer objektiv kritischen Situation des Kapitalismus, die 

die Bourgeoisie zu verstärktem Druck auf die vorkapitalistischen Schichten zwingt, zugleich die Vo-

raussetzungen unmittelbar revolutionärer Kämpfe des Proletariats und so die Möglichkeit eines r e -

vo l u t i onä r en  Bündnisses zwischen Proletariat und Kleinbauern schafft. Die Zentristen lehnen ein 

solches Bündnis natürlich ab, weil sie auf dem Boden des Kapitalismus bleiben wollen und vielleicht 

noch von der Unterstützung der Bourgeoisie gegen die Kleinbauern, die unterdrückten Nationen usw., 

eine gewisse Besserung der Lage des Proletariats auf Kosten dieser Schichten erhoffen. Genosse Rolf 

tut genau dasselbe (wenn auch mit revolutionärer Phraseologie). Da nur der proletarische Klassen-

kampf sich sozialistische Ziele setzen kann (die ja nur aus den kapitalistischen Produktionsverhält-

nissen herauswachsen können), und die Bewegungen der vorkapitalistischen Schichten sich notwen-

dig nichtsozialistische, ja (für sich genommen) antisozialistische Ziele setzen, so lehnt er jedes Zu-

sammengehen mit ihnen ab, da es zu allerlei technischen Rückschritten (Zerschlagung großer Güter) 

und anderen Verwässerungen des reinen (in den Büchern verwirklichten) Sozialismus führen müßte. 
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Genosse Rolf erweist dabei aber nur, wie alle Zentristen, seine Unfähigkeit, die Dinge dialektisch zu 

erfassen: so wenig er versteht, daß in verschiedenen Situationen auch eine andere proletarische Taktik 

„richtig“ ist, so wenig vermag er das Einzelfaktum der Landaufteilung durch die rebellischen Bauern 

im großen Zusammenhange der Gesamtentwicklung zu verstehen. Ein und dieselbe Bewegung der 

Mittelschichten, die an sich mit dem Sozialismus nicht das allergeringste zu tun hat (sagen wir die 

Landaufteilung), kann revolutionär oder konterrevolutionär sein, je nachdem, ob sie sich im Bunde 

mit dem Proletariat gegen  d i e  Bour geo i s i e  vollzieht und so die (sicherlich gemeinen, aber not-

wendigen) machpolitischen Voraussetzungen zu zwar bescheidenen aber irdisch-wirklichen Schritten 

zum Sozialismus (nämlich zur Uebernahme der Großbetriebe durch den proletarischen Staat) schafft. 

Oder aber, das Proletariat ergötzt sich an der prinzipiellen Klarheit des himmlischen Sozialismus und 

überläßt es der Bourgeoisie, auf dieser bösen Erde die Bauern durch Konzessionen zu beruhigen, 

damit sie ihr dafür bei der Versetzung des Proletariats in den Himmel behilflich sind. 

Wenn man sich wie Rolf und alle anderen Zentristen auf den zweiten Standpunkt stellt, muß man – 

wenn man die irdischen Tatsachen überhaupt ansieht, sich natürlich darüber klar sein, daß beim ge-

genwärtigen Kräfteverhältnis zwischen Proletariat und Mittelschichten die Revolution unmöglich ist. 

Wenn man das proletarische Klassenideal und damit die ideologische Einheit der Klasse, die eine 

wesentliche Voraussetzung des geschlossenen Klassenkampfes selbst im reformistischen Sinne bil-

det, nicht preisgeben will, so muß man also annehmen, daß die kapitalistische Entwicklung „aus sich 

selbst heraus“ dieses ungünstige Kräfteverhältnis beseitigt, d. h. daß in ihrem Verlaufe selbst die 

Kleinbauern beseitigt, d. h. proletarisiert worden. Darum mußte die „marxistische Linke“ der alten 

Sozialdemokratie an dem Dogma vom automatischen Untergange des Kleinbetriebes festhalten – da-

rum muß es Rolf auch tun. In beiden Fällen wird damit natürlich die momentane Unmöglichkeit der 

Revolution (bis jener Konzentrationsprozeß [458] zu Ende) anerkannt: nur mit dem kleinen Unter-

schied, daß die sozialdemokratische Linke, um die Wende des 20. Jahrhunderts, das in einer Lage tat, 

wo die Revolution tatsächlich (wenn auch aus anderen Gründen) unmöglich war, während Rolf es 

übernimmt, den nichtrevolutionären Charakter einer revolutionären Periode nachzuweisen. Die schon 

seinerzeit von Kautsky u. a. aufgestellte Theorie vom notwendigen Untergange des Kleinbetriebes 

entsprach dam a l s  einem ideologischen Bedürfnis der Revolution (nämlich das damals reformisti-

sche Bündnis mit den Kleinbauern ablehnen zu können, ohne doch das sozialistische Klassenziel 

preiszugeben). Aber sie entsprach nicht den Tatsachen: der Kleinbetrieb hat sich in ganz Mittel- und 

Westeuropa nicht nur gehalten, sondern sogar gewisse Fortschritte gemacht. Der Fehler der deutschen 

Marxisten bestand darin, daß sie auf das Verhältnis der kapitalistischen zu den vorkapitalistischen 

Wirtschaftsformen eben dieselben Kategorien anwandten, wie auf das Verhältnis der einzelnen kapi-

talistischen Elemente zueinander, aus der technischen Ueberlegenheit des Großbetriebes auch schon 

auf seinen Sieg im Konkurrenzkampf schlossen, und damit bewiesen sie und beweist ihr Nachfolger 

Rolf, daß sie ideologisch durchaus auf dem Boden der kapitalistischen Gesellschaft stehen, aus ihren 

Kategorien nicht heraus können. Tatsächlich hat sich der Kleinbetrieb t r o t z  de r  t a t säch l i ch  be -

s t e chenden  t e chn i schen  Un te r l egenhe i t, obwohl er keine Rente, in vielen Fällen keinen 

Mehrwert herauswirtschaften kann, eben darum gehalten, weil er n i ch t  kapitalistisch produziert: 

dadurch, daß der isolierte Warenproduzent inmitten der kapitalistischen Gesellschaft eine indirekte 

Ausbeutung über sich ergehen läßt, sich vielfach mit dem bloßen Arbeitslohn als Ertrag seines „selb-

ständigen Unternehmens“ begnügt („durch Ueberarbeit und Unterkonsumtion“), kann er sich trotz 

aller Unterlegenheit inmitten dieser Gesellschaft halten. Gerade die Art, auf die der Kleinbauer n i ch t  

zugrunde geht, sondern im Kapitalismus fortvegetiert, gibt uns den Anhaltspunkt seiner Revolutio-

nierung: ihre klare Erkenntnis ist die Voraussetzung für die Auffindung der richtigen Wege zur Schaf-

fung des revolutionären Bündnisses zwischen Stadt und Land. 

Es war die Aufgabe des Gen. Georgi, das den ausgesprochen menschewistischen Ausführungen Rolfs 

entgegenzuhalten. Tatsächlich versucht er es, die tatsächliche Zunahme der Kleinbetriebe nachzu-

weisen – aber in der Begründung, mit der er es tut, spielen die angeführten Gedankengänge nur eine 

ganz untergeordnete Rolle. Wo nämlich „eine Intensivierung des Betriebes notwendig wird, da finden 

es die Agrarkapitalisten vorteilhafter, über eine bestimmte, dem Stand der heutigen Technik und 
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Agrarchemie angemessene Betriebsgröße nicht hinauszugehen. Der Kleinbetrieb hält sich also nach 

Gen. G. nicht t r o t z  seiner technischen Unterlegenheit, er ist vielmehr unter bestimmten Bedingun-

gen dem Großen technisch, also bei freier Konkurrenz innerhalb des Kapitalismus überlegen. Das ist 

die Ideologie des Kleinbürgers, der im Kleinbetrieb sein Ideal sieht, und nicht die des revolutionären 

Proletariats, das ihn als eine gegebene Tatsache, mit der man sich zunächs t  abfinden muß, hin-

nimmt; mit eben dieser suchte David nachzuweisen, daß der Kleinbetrieb in alle Ewigkeit lebensfä-

hig, wäre und nur durch die Einseitigkeit des von den Großagrariern beeinflußten Staatsapparates 

daran gehindert werde, seine unendlichen Vorzüge zu entfalten. Stellt man sich auf den Standpunkt 

des Gen. Georgi, daß der Kleinbetrieb für manche Produktionszweige technisch überlegen ist, so muß 

man in letzter Konsequenz aushören, für die Landwirtschaft den Sozialismus als letzte Zielsetzung 

festzuhalten – man kommt dann zum Ideal unserer Siedler: Jedem Deutschen seine Scholle! 

Aber diese ganze Fragestellung ist für die Einstellung der revolutionären Agrarpolitik nicht unmittel-

bar wesentlich; es kommt für uns nicht darauf an, wie die Dinge in hundert Jahren sein we rde n, 

sondern daraus, wie sie heu t e, in einer unse r e r  Ueberzeugung nach revolutionären Situation, s i nd. 

Und das gilt vor allem gegenüber der ökonomischen Stellungnahme sowohl der Gen. Rolf wie Ge-

orgi. Am charakteristischsten dafür ist ihre Polemik über die Auswahl der zu betrachtenden Getrei-

desorten. Georgi [459] betont den verminderten Verbrauch an Weizen und Roggen – Rolf hält ihm 

die Zunahme des Reis- und Kartoffeltonsums entgegen und G. wehrt sich wiederum, indem er fest-

stellt, daß Weizen auf dem Weltmarkte ausschlaggebend ist. Worauf es tatsächlich ankommt, merkt 

er gar nicht: Allerdings wenn wir uns auf den Standpunkt des Gesamtkapitalismus stellen, so kann 

die Agrarkrise dadurch überwunden werden, daß der Ackerbau in den Getreideländern zugrunde geht 

und sich dafür in anderen entwickelt; aber diese „Umstellung“, durch die sich das kapitalistische 

Gleichgewicht wiederherstellt, geht eben über die Köpfe von einigen Millionen europäischer und 

amerikanischer Bauern und die entscheidende Frage für den Kommunisten ist nicht, ob diese Um-

stellung „an sich“ möglich ist (so frägt nur der Reformist, der von vornherein entschlossen ist, den 

Boden des Kapitalismus nicht zu verlassen, der an seine ewige Dauer glaubt und nur die Umstellung 

möglichst, schmerzlos machen will). Die entscheidende Frage ist vielmehr, ob sich diese Menschen 

die Sache ruhig gefallen lassen und welche Möglichkeiten das revolutionäre Proletariat besitzt, ihren 

Widerstand mit seinem Befreiungskampf (nicht die verschiedenen Preise untereinander) zu koordi-

nieren. Das gleiche wiederholt sich bei der Unterkonsumtion (damit soll nicht geleugnet werden, daß 

Georgi offenbar tatsächlich eine vulgärökonomische Krisentheorie besitzt, und offenbar die Krisen 

(zunächst die „Endkrise“) durch „Unterkonsumtion“ zu erklären bereit ist). Aber Rolfs richtige Fest-

stellung, daß die Krisen wesentlich Ueberproduktionskrisen [sind], ändert nichts an der politisch aus-

schlaggebenden Tatsache, daß in den so entstandenen Krisen die Rückwirkung des Konsumtions-

rückganges auf die lebensmittelproduzierenden Bauern ein wesentliches Moment bildet: und daß so 

tatsächlich ein objektives Interesse der Bauern (soweit nicht Ausbeuterinteressen überwiegen) an der 

Hebung der proletarischen Lebenshaltung besteht – das natürlich politisch ausgenützt werden muß. 

Ebenso steht es mit G.s Abweichungen vom Wertgesetz – die tatsächlich vorhanden sind und in seiner 

Entgegnung, „daß die einzelnen konkreten Preise auße r  vom Wertgesetz noch von einer Reihe an-

derer Faktoren abhängig sind ...“ (ein schönes Gesetz übrigens) erst ganz scharf zum Ausdruck kom-

men. Aber Rolf versteht wiederum den entscheidenden Punkt nicht, daß sich nämlich das Wertgesetz 

eben durch die Tätigkeit der Trusts usw. durchsetzt und daß im Verlaufe dieses Prozesses Gegenbe-

wegungen der Kleinbauern usw. gegen die Trusts entstehen, die ausgenützt werden müssen – wenn 

man sich nicht mit der Feststellung beruhigen will, daß das Gleichgewicht der kapitalistischen Ge-

sellschaft sich schon irgendwie wiederherstellen wird. In diesem Sinne ist Rolf’s Bekenntnis zur Ak-

kumulationstheorie erzmenschewistisch; sie bedeutet f ü r  i hn  die Anerkennung der objektiven Un-

möglichkeit der Revolution, solange die Krisen des Kapitalismus (eben darum ist für ihn die gegen-

wärtige Krise nichts wesentlich anderes als alle bisherigen)*) „an sich“ – d. h. wenn Proletariat und 

 
*) Nur nebenbei sei hier, um die Auseinandersetzung nicht mit Nebenfragen zu beschweren, auf die völlige Unklarheit der 

Krisentheorie bei beiden Beteiligten hingewiesen. R. hält die jetzige Krise für nichts anderes als die bisherigen – wie 

verträgt sich dies mit der von ihm anerkannten Akkumulationstheorie? Und G. spricht von periodischen Agrarkrisen. Was 

soll das bedeuten? 
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Mittelschichten für die Wiederherstellung des kapitalistischen Gleichgewichts zu jedem Opfer bereit 

sind – überwindbar sind. (Die nichts weniger als freundlichen Bemerkungen Rosas über diesen Miß-

brauch ihrer Theorie mag man im zweiten Heft der Akkumulation nachlesen.) 

Für Gen. Rolf existiert nichts als der reine, 100prozentige Sozialismus – und da der natürlich niemals 

in Bauerngehirnen entstehen kann, existiert dieser Sozialismus solange nur im Himmel, bis der Ka-

pitalismus „von selbst“ alle Bauern aufgefressen haben wird. Aber selbst dann wird er nicht zur Erde 

herabsteigen. Denn Gen. Rolf erklärt es für eine Denaturierung seines heiligen Geistes, anzunehmen, 

daß die sozialistische Zielsetzung sich in den Proletarierhirnen, wie es nun einmal auf der gemeinen 

Erde zu [460] sein pflegt, aus den Tageskämpfen heraus ergibt. Er kritisiert die Forderung der Pro-

duktionskontrolle, weil sie die Illusion erweckt, „daß eine Periode des Ueberganges ... möglich sei. 

Er hat noch immer nicht begriffen, daß wir Tagesforderungen, die sich aus den täglichen Kämpfen 

des Proletariats heraus ergeben, eben darum aufnehmen, weil sie (vom Standpunkt des Kapitalismus 

und seiner Ideologen) „unmöglich“ sind – d. h. weil der Kapitalismus im Falle ihrer Erfüllung zu-

sammenbrechen, bzw. der Kampf um diese Forderungen schon vo r  ihrer „Erfüllung“ in den offenen 

Machtkampf umschlagen müßte. Und so kommt er konsequent zur Negation aller Tageskämpfe 

(wenn er es auch nicht ausspricht), auch des Proletariats, aus denen erst der Machtkampf herauswach-

sen kann, so wie er jenes Bündnis des Proletariats mit den nichtproletarischen ausgebeuteten Massen, 

das allein zum Siege führen kann, ablehnt. Der Sozialismus wird zur Sache der Religion; nur durch 

Gebete vermag man das Herabkommen des heiligen Geistes zu beschleunigen. 

II. 

Es genügt nicht, die Notwendigkeit des Bündnisses zwischen Stadt und Land einzusehen, um revo-

lutionäre Agrarpolitik zu treiben – sonst wäre die sozialdemokratische Rechte unser Ideal. Auch in 

kritischen Perioden des kapitalistischen Systems ist nicht jede Mittelschichtenbewegung objektiv re-

volutionär. Es liegt im Wesen des Kleinbürgertums, zwischen den beiden kämpfenden Polen der ka-

pitalistischen Gesellschaft hin- und herzuschwanken – nicht aus Dummheit, sondern infolge der tat-

sächlichen inneren Zwiespältigkeit seiner Interessen. Auf die Dauer überwiegen freilich bei den gro-

ßen Bauern die gemeinsamen Interessen mit der Bourgeoisie, bei den kleinen die mit dem Proletariat. 

Diese Schwankungen bilden eine notwendige Begleiterscheinung der revolutionären Krise; und dem-

gemäß kann es gar keinen festen, allgemeingültigen Maßstab für das Verhalten des Proletariats geben, 

wie ihn Georgi und Rolf in durchaus undialektischer und darum in ihren Konsequenzen reformisti-

scher Weise suchen. Nur das Proletariat besitzt infolge seiner eindeutigen Klassenlage auch eine ein-

deutige Richtung seines Kampfes: das im gegebenen Moment erreichte objektive Entwicklungssta-

dium des proletarischen Klassenkampfes, die von  i hm  se l b s t  der revolutionären Bewegung ge-

stellten nächsten Ziele sind der e i nz i ge  Maßstab dafür, mit welchen nichtproletarischen Gruppen 

man in jedem Augenblick zusammengehen kann. Mit dem proletarischen Klassenkampf entwickelt 

sich notwendig auch die Einstellung der „Mittelschichten“ zu ihm, ändert sich demgemäß auch die 

„richtige“ Agrarpolitik. Und nur aus der r üc ks i ch t s l o sen  Vertretung der p r o l e t a r i s chen  Inte-

ressen – vor allem denen des Landproletariats, ergibt sich das Bündnis mit den r evo l u t i onä ren  

Teilen des Bauerntums – deren Interessen a u f  d i e  Dauer  mit den proletarischen parallel laufen, 

ergibt sich zugleich die reinliche Scheidung von allen anderen. Nimmt man den Maßstab der prole-

tarischen Agrarpolitik außerhalb des Proletariats, in den momentanen (wirklichen oder eingebildeten) 

Bedürfnissen des Bauerntums (daß man an diese Bestrebungen anknüp f t, soweit sie unbewußt in 

den vom Proletariat als unterstützenswert erkannten Richtung laufen, ist selbstverständlich) so liegt 

die Gefahr ungeheuer nahe, ein Bündnis mit Gruppen zu schließen, deren objektive Interessen zum 

mindesten im gegebenen Moment nicht über den kapitalistischen Boden hinausgehen – also indirekt 

mit der Bourgeoisie zusammenzugehen. Und es ist wiederum unvermeidlich, daß jede reformistische 

Einstellung unserer Agrarpolitik zugleich eine Preisgabe der schwächeren Teile des Proletariats an 

die Großbauern bedeutet. 

Gen. Georgi erkennt das Vorhandensein dieser Gefahren theoretisch an – aber diese Anerkennung 

birgt an sich für ihre Vermeidung genau so viel, wie die Anwendung des Weihwassers für den uner-

schütterlichen Glauben des Katholiken. Tatsächlich ist er, eben weil er jene Gefahren nur ganz 
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abstrakt erkennt, weil er sich nicht nur in der Sprache von Agitationsbroschüren (was selbstverständ-

lich ist), sondern auch in seinen eigenen theoretischen Auffassungen (siehe Unterkonsumtion, Wert-

theorie, Ueberlegenheit des Klein-[461]betriebes) ideologisch auf einen kleinbürgerlichen, vulgär-

ökonomischen, in den kapitalistischen, undialektischen Denkformen befangenen Boden stellt, gar 

nicht so weit davon entfernt, jenen Gefahren zu erliegen. Für ihn ist das Bündnis mit dem Kleinbau-

erntum etwas selbstverständliches, gar nicht weiter problematisches – so wenig wie das Zusammen-

gehen der Kommunisten mit den zurückgebliebenen Teilen des Proletariats. Daß auch der ausgebeu-

tetste Kleinbauer sich vom bestgestellten Arbeiter dadurch unterscheidet, daß er in einer anderen 

Wirtschaftsform lebt, zu einer anderen Klasse gehört, objektiv andere, vo r übe r gehend  vielleicht 

den proletarischen entgegengesetzte Interessen hat – das sieht G. gar nicht (siehe seine Bemerkungen 

zur Einheitsfront). Einmal kommt er sogar in die unmittelbare Nähe einer sehr ernsten praktischen 

Abweichung, nämlich bei der Behandlung der Schutzzollfrage. Es ist völlig falsch, zu behaupten, daß 

die Einführung oder Nichteinführung von Schutzzöllen für das Proletariat gleichgültig ist. Diese 

These konnte Marx in einer Periode aufstellen, wo die Arbeiter noch unorganisiert, durch das rasche 

Vordringen des jungen Kapitalismus, das sprunghafte Anwachsen der Reservearmee bloßes Objekt 

der Lohnbildung waren, wo sich die Löhne „automatisch“ auf jenem Niveau regulierten, das notwen-

dig war, um die Ausbeutungsobjekte überhaupt am Loben zu erhalten. Sie hat dieselbe relative Rich-

tigkeit wie Lasalles „ehernes Lohngesetz“. 

Marx hat aber immer – eben im Gegensatz zu Lassalle – betont, daß der Wert der Arbeitskraft ein 

„historisch-soziales Moment“ enthalte, das heißt, daß das Maß der gewohnheitsgemäß zur Reproduk-

tion der Ware Arbeitskraft erforderlichen Bedürfnisbefriedigungen, der Regulator der Löhne, im Ver-

laufe des Klassenkampfes (wie es ja tatsächlich in den Jahrzehnten vor dem Kriege geschehen ist) 

nach oben – und bis zum physiologischen Existenzminimum natürlich auch nach unten verschiebbar 

sei. Die Einführung der Schutzzölle bedeutet natürlich nichts weiter, als einen Versuch der Agrarier 

und der Bourgeoisie, den Wort der deutschen Arbeitskraft noch weiter zu senken (oder glaubt Gen. G. 

etwa, daß sie nur den Zweck verfolgt, den Profit der Bourgeoisie entsprechend zu reduzieren?), das 

Proletariat kann natürlich auch nach ihrer Einführung versuchen, die Teuerung durch Lohnerhöhun-

gen auszugleichen – aber es ist mir durchaus schleierhaft, woher Gen. Georgi die Gewißheit eines 

vollen Erfolges in diesem Kampfe nimmt. Im Interesse des Gesamtproletariats – und vor allem im 

Interesse seiner Kampfeinheit (die durch die Einführung von Schutzzöllen, die nur von e i nze l nen  

besonders günstig gestellten Arbeiterkategorien durch Lohnsteigerungen ausgeglichen werden kön-

nen, im höchsten Maße gefährdet ist) muß sich die KPD an die Spitze des Kampfes gegen den agra-

rischen Vorstoß stellen; sie muß den Kleinbauern klarmachen, daß sie am Schutzzoll nur zu verlieren 

haben, nicht weil sie vom Arbeitslohn leben, was ökonomisch falsch ist, sondern weil sie viel zu wenig 

auf den Markt bringen können, um durch den Gewinn an der Lebensmittelteuerung die gleichzeitige 

Teuerung der Industrieprodukte (die ja auch erhöhten Zollschutz bekommen) ausgleichen zu können. 

Jeder Schritt abseits von dem Wege, der durch das klare und eindeutige Klasseninteresse des Prole-

tariats gegeben ist, bedeutet nicht nur reformistische Gefahren schlimmster Art – er bedeutet zugleich 

die Unmöglichkeit, jene Interessen der Mittelschichten mitzuvertreten, die tatsächlich auf diesem 

Wege liegen. Denn eben die Eindeutigkeit seiner Klassenlage macht das Proletariat zum natürlichen 

Führer der von Natur aus schwankenden Mittelschichten: sie werden zu dieser Führung nur Vertrauen 

gewinnen, wenn sie einsehen, daß das Proletariat und seine Partei klar und ohne Schwanken ihren 

Weg gehen. 

Sie werden uns oft und oft verraten – nach vielen üblen Erfahrungen mit den bürgerlichen Rettern 

des Eigentums werden sie schon lernen, die Bilanz zu ziehen, wenn sie zugleich den festen und ehr-

lichen Willen der Partei erkennen, alle ihre Bewegungen, die mit dem proletarischen Klassenkampf 

[462] koordinierbar sind, vorwärtszutragen, so wenig diese Bewegungen von Warenproduzenten 

reinsozialistischen Charakter tragen können. Wir müssen in jedem Augenblicke an die Bedürfnisse 

der Kleinbauern herantreten, so wie sie eben sind, müssen ihnen den Ausweg in einer Sprache zeigen, 

die für sie verständlich ist – müssen die Bewegungen schrittweise weiterführen, bis zu jenem Punkte, 

wo die kleinen Bauern erkennen, daß die Befriedigung ihrer – zunächst nichts weniger als 
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sozialistischen Bedürfnisse den Sieg des Proletariats, die Verwirklichung des Sozialismus dort, wo 

der Kapitalismus seine objektiven Bedingungen geschaffen hat, voraussetzt. Wir müssen jede Bewe-

gung unterstützen, die geeignet ist, das kapitalistische Gleichgewicht zu stören – wir haben aber nicht 

die Aufgabe, illusionäre Parolen herauszugeben, um die die Bauern einfach darum nicht kämpfen 

können, weil auch der Ve r such  ihrer Verwirklichung vor dem Sturz der Bourgeoisie unmöglich ist. 

Dahin gehört die „Koordinierung der Preise“ des Gen. Georgi. Im Kapitalismus ist sie undenkbar (im 

Gegensatz zur Produktionskontrolle, die denkbar, aber unha l t ba r  ist und eben darum eine mögliche 

Uebergangsforderung darstellt). Von ihr zu sprechen bedeutet nichts weiter, als eine abstrakte Aus-

malung der Vorzüge des proletarischen Staates für den Bauern, aus dem er kaum unmittelbar prakti-

sche Konsequenzen ziehen kann. Das scheinbar größte Entgegenkommen an die bäuerliche Ideologie 

wird so zum stärksten Utopismus. Es ist viel konkreter, wenn man den Bauern geradeaus sagt: unter-

stützt mit Lebensmitteln den Kampf der Fabriksproletarier um möglichst großen Einfluß im Betrieb, 

damit durch diesen Einfluß eine Organisation des unmittelbaren Produktenaustausches ermöglicht 

werde; verweigert die Zahlung der Steuern und Pachtzinse, die Roten Hundertschaften werden euch 

gegen die Exekution helfen usw. 

Der Einfluß des revolutionären Proletariats auf die Mittelschichten, seine Fähigkeit, sie zu führen, ist 

eine Funktion seiner eigenen inneren Kraft und Geschlossenheit. Und eine wesentliche Vorausset-

zung dieser Kraft ist die rücksichtslose Abrechnung der revolutionären Vorhut mit allen akut oder 

tendenziell reformistischen Tendenzen. Rudo l f  Ge r be r. 

* 

Kritische Bemerkungen zum Programmentwurf der K. P. Englands*) 

Der englische Beitrag zur Programmdiskussion für den V. Weltkongreß ist verwässert und undialek-

tisch. Fast ein Drittel füllt eine Schilderung des Weltkapitalismus und der Entwicklung des Proletariats 

in allgemeinen Ausdrücken. Ebenso viel Raum gilt einer Beschreibung der historischen Krise des Ka-

pitalismus. Dieser Teil endigt mit dem Zitat der Programmvorschläge der Komintern. Der übrige Ent-

wurf stellt einen Vorschlag zum Programm der KPE vor. Er gliedert sich in drei Teile: a) 21 grundle-

gende wirtschaftliche und politische Maßnahmen, die nötig sind zu einer „Lösung im Interesse der 

Arbeiter und aller Unterdrückten der Menschheit“. Anscheinend das internationale Programm. b) 13 

Forderungen, welche „anzustreben sind während der gegenwärtigen Periode der Beschränktheit der 

Einstellung der Arbeiter über die grundlegenden Aufgaben, die vor ihnen liegen“. Anscheinend das 

nationale Programm. c) 6 Vorschläge „zur Stärkung und Entwicklung der Organisation der Arbeiter-

klasse“. 

Der englische Entwurf fügt nichts zu den Diskussionen des IV. Weltkongresses hinzu, scheint aber 

auch nicht einmal irgendwelche wichtigen [463] Forderungen daraus sich zu eigen gemacht zu haben. 

Dies gilt besonders in bezug auf die Vorschläge des Genossen Bucharin über die Methode einer Pro-

grammausarbeitung und in bezug auf seine Diskussion mit Genossen Thalheimer. 

Die Hauptschwächen des englischen Programms können, was die innerenglischen Fragen betrifft, fol-

gendermaßen zusammengefaßt werden: 1. Unfähigkeit, eine scharfe Beschreibung der ökonomischen 

und politischen Entwicklung Englands zu geben, so daß die Hauptmomente daraus verstanden werden 

können, welche die gegenwärtige Lage und Gruppierung der Kräfte der verschiedenen Klassen und 

Parteien, die sie bilden, bestimmen. 2. Ein Versagen in der Schilderung der gegenwärtigen Position 

des englischen Proletariats, wie sie sich widerspiegelt in den Programmen unserer politischen Gegner 

und auch im Programm der Labour Party (Genossenschaften, sozialistischen Organisationen, Arbeits-

losenbewegung, Minoritätenbewegung usw.). 3. Versagen in der Aufgabe, aus einer Schilderung der 

Entwicklung und der gegenwärtigen Lage des englischen Arbeiters heraus seine notwendige Einstel-

lung zu all diesen Programmen abzuleiten, den notwendigen Weg zum revolutionären Klassenbewußt-

sein unter Führung der Komintern zu zeigen. 4. Ein Versagen in der dialektischen Einschätzung einer 

 
*) Ein Teil des Programmentwurfs der KPE wurde im Ergänzungsheft zu Nr. 12 der „Internationale“ (Materialien zum 

Fünften Weltkongreß) veröffentlicht. 
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Möglichkeit zur Bildung neuer Bedingungen oder Kräfte, wie sie sich in Zukunft entwickeln könnten, 

und wie sie Programm und Politik des englischen Proletariats beeinflussen sollten. 

Ein Beispiel bietet das Problem der ökonomischen und sozialen Differenzierung der englischen Ar-

beiterschaft. Im Programmentwurf des Genossen Bucharin (die letzte Phase des Kapitalismus, Ab-

schnitt f) heißt es in bezug auf die „hindernden Tendenzen“: „Die Bourgeoisien der mächtigsten im-

perialistischen Staaten, die enorme Profite durch die Plünderung der Kolonien und Halbkolonien er-

langt haben, haben die Löhne der Arbeiter auf dem Kontinent gesteigert als Anteil an der Raubbeute 

und haben so diese Arbeiter mit interessiert an dem imperialistischen ‚Vaterland‘ und seinen Plünde-

rungen. Diese systematische Bestechung hat sich besonders ausgewirkt auf die Arbeiteraristokratie 

und unter den führenden bürokratischen Elementen der Arbeiterklasse, der Sozialdemokraten, der 

Gewerkschaften, welche zu vollkommenen Werkzeugen in der Hand der Bourgeoisie geworden 

sind“. Heute sind diese ehemaligen Arbeiteraristokraten (gelernte Arbeiter) schlechter dran als man-

che Gruppen der ungelernten Arbeiter. Es ist wahrscheinlich, daß es dabei bleiben wird oder sich 

diese Tendenz noch verstärken wird. So hat zum Beispiel die wachsende Bedeutung des Petroleums 

die Vorzugstellung der Bergarbeiter von Wales vernichtet, andererseits erklärt sich zum Beispiel die 

günstige Lage der Transportarbeiter aus der Unfähigkeit der Kapitalisten, im Falle eines Streiks ge-

nügend Arbeiter zu importieren oder den Streik durchzuhalten. So gelang es ihnen, bessere Bedin-

gungen zu erhalten, als zum Beispiel die Metallarbeiter haben. Für das Programm bedeutet dies: Wie 

gedenkt die englische Partei die Unzufriedenheit der ehemaligen Arbeiteraristokraten auszunutzen 

und andererseits die Entwicklung einer imperialistischen oder standesegoistischen Ideologie in den 

neuen begünstigten Industrien zu verhindern? 

Dieses Versagen in der objektiven Voraussetzung von Veränderungen hat für die KPE bereits 

schwere Folgen gezeitigt: Sie war unfähig, zu erkennen, daß die in der Minorität befindliche 

Labour-Regierung historisch dazu bestimmt war, eine kapitalistische Politik durchzuführen 

und war dadurch nicht imstande, irgendwelche Vorteile für die Entwicklung der KPE aus der Situa-

tion zu gewinnen. Schon der IV. Kongreß sagte in seiner Resolution über die Taktik der Komintern, 

daß verschiedene Möglichkeiten einer Arbeiterregierung bestünden. Er sieht unter anderem voraus 

„eine liberale Arbeiterregierung, wie sie sich in Australien oder in England in nächster Zeit bilden 

könnte“ und sagt: „Die Kommunisten können an einer solchen Regierung nicht teilnehmen, im Ge-

genteil, sie müssen deren wahren [464] Charakter den Massen schönungslos enthüllen.“ Dennoch 

versagte die englische Partei in der Voraussicht des Kommens einer Labour-Regierung und ver-

säumte, sich über den Wechsel der Bedingungen klar zu werden. Auch gegenwärtig ist die Haltung 

der Partei zu der in der Minorität stehenden Labour-Regierung nicht programmatisch festgelegt. 

Das Programm und das Weltreich. 

Das Programm versagt absolut in bezug auf die Fragen des Weltreiches. Hinweise auf die Kolonien 

und Schutzgebiete sind höchst unklar gehalten. Eine Ausnahme macht Nr. 16. Diese Abteilung ist 

mehr eine Resolution als ein Programm. Man schweigt über die Natur der Probleme und der Notwen-

digkeiten, welche ihre Lösung den Kolonialvölkern und der KPE auferlegen. Eine Fortsetzung dieses 

Versagens wäre sehr gefährlich in Anbetracht der Reichskonferenz der Labour Party, welche diesen 

Herbst stattfinden soll und zu der Delegierte von allen Labour-Regierungen des Reiches und der Or-

ganisationen der II. Internationale eingeladen worden sind. 

Anfangs waren die englischen Kolonien hauptsächlich von Nutzen als Märkte und Handelszentren. 

Während der letzten dreißig Jahre sind sie in wachsendem Maße produktive Gebiete für Nahrungs-

mittel und Rohstoffe geworden. Infolgedessen hat sich als Resultat der modernen Entwicklung eine 

wirtschaftliche Wechselwirkung zwischen England und den Kolonien entwickelt. Diese ist aber ernst-

haft berührt von der wachsenden industriellen Macht der Kolonien, welche in Konkurrenz zu England 

stehen. Dieses Problem und die damit zusammenhängenden praktischen Fragen werden sowohl von 

den Kapitalisten als den Sozialisten von dem Standpunkte aus behandelt, daß durch eine noch engere 

Reichszusammengehörigkeit die Schwierigkeiten hinweggeräumt werden sollen. Da das Schicksal 
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von Millionen von Arbeitern betroffen ist und da wahrscheinlich die Reichspolitik mehr und mehr in 

die Alltagsdiskussionen eingehen wird, ist es nötig, daß die Internationale klare Richtlinien gibt. 

b) Das Reichsprogramm sollte den Konflikt zwischen der englischen Labour-Regierung und der eng-

lischen Labour Party einerseits und den kolonialen Labour-Regierungen und Parteien andererseits 

berücksichtigen. In England wird der Freihandel begünstigt, während in Irland und den Dominions 

Schutzzoll gefordert und geübt wird. Das englische Kapital begünstigt die Allianz mit Japan – Ka-

nada, Australien und Neuseeland opponieren. Neuseeland und Australien begünstigen die Flottenent-

wicklung – Kanada und Sudafrika widersprechen und wollen nicht dafür zahlen. Die englische La-

bour Party tritt ein für Freiheit für alle, die unter der englischen Flagge leben – die südafrikanische 

Labour Party versucht gegenwärtig eine Agitation für die Vertreibung der Indier aus Sudafrika. Dies 

sind große politische Fragen, welche eine kommunistische Stellungnahme verlangen. 

c) Die britische Kommunistische Partei verlangt eigentlich die Zerstörung des britischen Weltreiches, 

dessen Aufrechterhaltung für die Arbeiter dieses Landes und für die Arbeiter der ganzen Welt einen 

tödlichen Schaden bedeutet“. Der vorgeschlagene Kurs bezieht sich anscheinend auf ein Weltreich 

der „kapitalistischen Kontrolle“ und nicht ein Weltreich der notwendigen ökonomischen Einheit. 

Falls das erstere tatsächlich gemeint ist, sollten die Angriffsmethoden dagegen klarer beschrieben 

werden. Falls aber das „Weltreich“ im letzteren Sinne gemeint wäre, würde der Vorwurf zu erheben 

sein, daß die realen ökonomischen Zusammenhänge nicht erfaßt worden sind. 

Die allgemeine Forderung, daß die Kolonien volle wirtschaftliche und politische Freiheit genie-

ßen sollen, genügt nicht: Irland, das jüngst diese Freiheit erlangt hat, hat gegenwärtig englische 

aristokratische Großgrundbesitzer im Süden, welche als Eintreiber, die ihre Güter von den Bauern 

zurücknehmen, die Pacht einziehen, die über drei Jahre nicht gezahlt wurde. Die Zolle sind in Wirk-

lichkeit hypothekisiert an England. In Aegypten, das [465] jüngst sein eigenes Parlament erhalten 

hat, sollen nur einige Tausend englische Soldaten bleiben und auch bald zurückgezogen werden. In 

vier Jahren wird das englische Heer sich aus Irak zurückziehen. Irland, Kanada, Südafrika und Aust-

ralien üben schon gleiche Rechte mit England innerhalb des Reiches aus. Sie alle genießen „politische 

und industrielle Freiheit“, aber werden fester als je niedergehalten von den unsichtbaren Ketten des 

englischen und amerikanischen Finanzkapitals. 

Mit der Ausnahme von Indien, das aus Handelsgründen gehalten wird, handelt es sich bei den Pro-

tektoratländern erstens um billige Rohstoffquellen mit billigen Arbeitskräften, die nötig sind für die 

englische Industrie, oder zweitens um strategische Punkte an wichtigen Handelsstraßen. Die Entwick-

lung der Kriegsmaschinerien unter dem Finanzkapital ermöglicht es, ohne große Gefährdung die of-

fene militärische Besetzung aufzugeben und scheinbar ein größeres Maß demokratischer Freiheit zu 

gewähren. Das Finanzkapital schließt heute bereits mit seinem früheren Konkurrenten, dem einhei-

mischen Kapital, Freundschaft. Letzteres, welches sicher festgehalten wird im Netz des imperialisti-

schen Kapitals, wird zu einem Diener und Kettenhund der Finanzdiktatur und trachtet daher die wei-

tere Entwicklung nationalistischer Bewegungen – durch welche es selbst zur Macht gekommen ist – 

hintanzuhalten. Außerdem sind über das ganze Reich verteilt Punkte, von denen aus mit den mo-

dernsten Vernichtungswaffen einheimische Kapitalisten oder Proletarier in Schach gehalten werden 

können, falls sie ihren „Verpflichtungen“ nicht nachkommen würden. Diese finanzielle und kriegs-

technische Entwicklung wirft für das Programm die nationale Frage auf: Ist die Parole: „Der natio-

nalistische Kampf ist liquidiert, vorwärts mit dem sozialen Kampf!“ zureichend. Wird der nationalis-

tische Kampf nicht von neuem ausbrechen in dem Maße, als das einheimische Kapital das einheimi-

sche Proletariat oder beide erkennen werden, wie sie betrogen und ausgebeutet werden? Und schließ-

lich: Ist es wirklich möglich für das einheimische Kapital, sich im Laufe der Zeit frei und selbständig 

zu machen? 

Ist es jetzt, da das imperialistische Kapital in der Lage ist, sich hinter das einheimische zu verstecken, 

ratsam, den revolutionären sozialen Kampf im Rahmen des Nationalismus zu führen? Mit andern 

Worten: Wenn die Verwaltung aus den Händen des imperialistischen Kapitals in die Hände des ein-

heimischen übergeht, wenn die Form, aber nicht der soziale Gehalt sich ändert: in welchem Maße 
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soll dann die nationalistische Taktik innerhalb des sozialen Kampfes liquidiert oder unterbrochen 

werden zugunsten des offen formulierten Klassenkampfes? 

Der Wert des Weltreichprogramms hängt besonders von der objektiven Einstellung ab. Es muß sorg-

fältig mit den neuen politischen Orientierungen und Kombinationen gerechnet werden, wie sie sich 

aus den gegenwärtig halbgeformten unfertigen wirtschaftlichen Entwicklungen bilden. Diese Ent-

wicklung kann folgendermaßen zusammengefaßt werden: 

a) Versuch, innerhalb des Weltreichs billiger, als es sonst möglich wäre, alle Rohmaterialien zu pro-

duzieren, die für die britische Industrie nötig sind. 

b) Die erfolgreiche Produktion von genügend billiger Rohbaumwolle im besonderen, so daß die Tex-

tilproduzenten wieder die Weltmärkte gewinnen könnten, würde die wirtschaftliche Berechtigung für 

das Bestehen zweier getrennter kapitalistischer Parteien in England aufheben. 

c) Die Liquidation der wirtschaftlichen Notwendigkeit für eine liberale Partei würde die Konsolidie-

rung der kapitalistischen Kräfte und die Errichtung einer politischen Einheitsfront zur Folge haben. 

Schon sind viele Baumwollgroßkapitalisten ins konservative Lager übergegangen. Eine solche Wei-

terentwicklung würde die Labour Party der Notwendigkeit entheben, zum Zwecke des Stimmenfangs 

sich als Anhängerin des Freihandels zu maskieren. Dies wieder würde später der Labour Party wahr-

scheinlich den Ausweg eröffnen, sich mit den Labour-Regierungen der Dominions über die Vorzugs-

zölle zu einigen. 

[466] Die Frage, die entschieden werden muß, ist also, ob die kommunistische Lösung in der Rich-

tung der Vernachlässigung, Unterbrechung, Vernichtung oder Annahme der gegenwärtigen Tendenz 

zu einem engeren Zusammenschluß des britischen Weltreichs liegt. 

Gesichtspunkte, die das englische Programm enthalten müßte: 

1. Eine historische Analyse der ökonomischen und politischen Entwicklung. 

2. Eine Beschreibung der klassenmäßigen Zusammensetzung der gesellschaftlichen Kräfte, die auf 

die Lage des englischen Arbeiters einwirken. – Soweit vorhanden und soweit möglich eine Analyse 

dieser Kräfte, wie sie sich dem englischen Arbeiter darbieten. 

3. Die Formulierung eines Reichsprogramms, enthaltend unmittelbare Forderungen, welche zu ei-

ner Massenpartei führen und den Massenkampf in einem Kampf um die Diktatur gipfeln lassen 

würden. Die taktischen Ausführungsbestimmungen zu diesem Programm würden sich fortlaufend 

den wechselnden wirtschaftlichen, politischen und psychologischen Bedingungen anpassen. 

4. Eine Schilderung der Entstehung, Entwicklung und des Wesens der Weltreichsprobleme, wie sie 

heute liegen und wie sie sich zu entwickeln tendieren in ihrer Beziehung zu den besonderen Proble-

men der einzelnen Länder des Weltreichs einerseits und zu den Aufgaben des englischen und kolo-

nialen Proletariats andererseits. 

5. Die Richtlinien des Programms müßten organisch führen zu und ihren zusammenfassenden Aus-

druck finden in der Notwendigkeit der Diktatur des Proletariats. J a c k  V. Le c k i e. 

* 

Diskussion. 

Berichtigung. 

In dem in der Internationale (Heft 12) erschienenen gegen meine Broschüre „Aufstieg oder Nieder-

gang des Kapitalismus“ gerichteten Artikel: „Perspektiven der Weltrevolution“ (gez. K. S.) ist fol-

gendes zu lesen: 

„... Wollen wir diese Perspektive Vargas klar sehen, dann müssen wir ein kleines chemisches Reini-

gungsverfahren anwenden, um die störende ‚rote‘ Appretur zu entfernen. Die Perspektive ist dann 

folgende: 
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Die ... Krise des Kapitalismus ... erscheint ... als überwunden. Hingegen erscheinen die ‚normalen‘ 

(!) Gegensätze der kapitalistischen Gesellschaft sehr verschärft ... Der ehrliche (!) ... Kampf des Pro-

letariats um die Verbesserung seiner Lage i nne r ha l b  (vom Verfasser selbst gesperrt!) des Kapita-

lismus ist ein Faktor ersten (!) Ranges zur Verhinderung der Ueberwindung der Krise ... selbst wenn 

... der normale Kapitalismus wiederhergestellt sein würde.“*) 

(Dazu folgende Fußnote:) 

*) „Man beachte: Zuerst erscheint die Krise überwunden, dann soll das Proletariat ‚ehrlich‘ kämpfen, 

damit die schon überwundene nicht überwunden wird, und zwar auch dann, wenn – sie schon über-

wunden ist, das heißt, der Kapitalismus schon wieder ‚normal‘ geworden. Man weiß nach alldem, 

was man davon zu halten hat, wenn Gen. Varga hinzufügt, ‚wovon vorläufig nicht die Rede sein 

kann‘.“ (Internationale, Heft 12, S. 391.) 

Die entsprechenden Stellen des hier angeführten „Zitats“ lauten tatsächlich in meiner Broschüre fol-

gendermaßen: 

„Die aku t e  soz i a l e  Kr i s e  des Kapitalismus, die instinktive, unorganisierte Rebellion der Arbei-

terklasse bei Kriegsschluß gegen die kapitalistische Gesellschaft erscheint im großen und ganzen als 

überwunden. Hingegen erschienen die ‚nor m a l e n‘ Gegensätze der [467] kapitalistischen Gesell-

schaft sehr verschärft durch die weitgehende Konzentration und Zentralisation einerseits, durch das 

Entstehen bewußt – revolutionärer kommunistischer Massenparteien andererseits. 

Die ökonom i sche  Krise des Kapitalismus hat sich gemildert, ist aber nicht überwunden ... 

Die Krise der Wirtschaftspolitik hält unvermindert an ... 

D i e  gegenwär t i ge  Lage  de s  Kap i t a l i sm us  b i r g t  – obwohl die allgemeine Rebellionstim-

mung des Proletariats wie unmittelbar nach Kriegsende nicht mehr vorhanden ist – i n  Eu r opa  gu t e  

Mög l i chke i t en  e i ne r  e r f o l g r e i chen  Revo l u t i o n. Ob diese Möglichkeit zur Wirklichkeit 

wird, hängt von dem Verhalten des Proletariats und seiner revolutionären Vortruppe, der kommunis-

tischen Partei, ab. Es gibt keine ökonomische Situation, die einen Sieg des Proletariats ohne langan-

dauernde, zähe, opferreiche Kämpfe garantieren würde. Und es gibt für die Bourgeoisie keine absolut 

aussichtslosen Situationen ...“ 

„... Gibt es für die Bourgeoisie keine absolut aussichtslosen Situationen, so gibt es aber auch für das 

revolutionäre Proletariat keine Situation, die erfolgreiche Kämpfe unmöglich machen würde. Der 

ehrliche, zähe, Kampf des Proletariats um die Verbesserung seiner Lage i nne r ha l b  des Kapitalis-

mus ist ein Faktor ersten Ranges zur Verhinderung der Ueberwindung der Krise. Gelingt es der kom-

munistischen Partei, als Führer des Kampfes des Gesamtproletariats, auch die breiten Massen der von 

dem Großgrundbesitzertum und der Bourgeoisie ausgebeuteten Bauernschaft mit in den Kampf zu 

führen, so kann der Kampf zum Sieg führen, selbst wenn scheinbar der „normale“ Kapitalismus wie-

derhergestellt sein würde, wovon vorläufig nicht die Rede sein kann.“ (Seite 13, 14, 15.) 

Bisher war es unter Genossen nicht üblich, auf diese Weise zu zitieren: wollen wir hoffen, daß diese 

Art zu zitieren nicht allgemeinüblich werden wird. E. Va r g a. 

* 

Literatur. 

Edwin Hörnle: Die Arbeit in den kommunistischen Kindergruppen. 

(Arbeiter-Buchhandlung Wien 1923.) 

Diese Schrift, die als Heft 1 einer von der KJI herausgegebenen Schriftenreihe „Der Kindergruppen-

leiter“ erschienen ist, ist in ihrem zweiten Teil Fragment geblieben und kann deshalb das ihr gesteckte 

praktische Ziel nicht voll erreichen. Das, was sie bringt, gibt ein gutes Beispiel dafür, was und wie 

ein anspruchsloses Handbuch für einen Arbeitszweig der revolutionären Bewegung sein soll: aus der 

Praxis heraus und für die Praxis geschrieben, bewußt auf das Mögliche. Wirkliche und Erreichbare 
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beschränkt, bewußt undogmatisch – klar und sicher in Zielgebung und grundsätzlicher Haltung. An 

Stelle der üblichen bürgerlich-idealistischen Manier, das gerade bearbeitete Gebiet als ein abge-

schlossenes Ganzes anzusehen und darüber alles andere auf der Welt vorübergehend aus den Augen 

zu verlieren, die richtige marxistische Auffassung des behandelten Stoffes als Teilmomentes eines 

unteilbaren lebendigen Ganzen: die Darstellung der Arbeit in den Kindergruppen als Teil des prole-

tarischen Klassenkampfes. 

Der e r s t e  Te i l  der Schrift entwickelt die Ziele und Methoden der von der KPD seit Weihnachten 

1920 begonnenen Kindergruppenarbeit, wobei eine gute Kenntnis der bürgerlichen wissenschaftlichen 

Kinderpsychologie und Pädagogik einerseits, der praktischen Arbeit in den kommunistischen Kin-

dergruppen andererseits als Grundlage dienen. Er vermeidet gleichmäßig die romantisch-kleinbür-

gerlichen Illusionen über „parteipolitisch neu t r a l e“, „freie“ oder „rein menschliche“ Erziehung des 

proletarischen Kindes, und die revolutionär-utopistischen Vorstellungen von einer K i nde r pa r t e i, 

die unter Verzicht auf jeden Erziehungsgedanken rein klassenkämpferisch-organisatorischen Charak-

ter trüge. Genosse Hörnle stellt als einheitliches dreifaches Ziel auf: Erziehung zu schöpferischer Ini-

tiative, zur Kollektivarbeit und zum proletarischen Klassenkampf. Richtig hebt er hervor, daß der 

Klassenkampf dabei in Ländern, die, wie Deutschland, vor der proletarischen Revolution stehen, die-

selbe entscheidende Rolle spielen muß wie später in der eigentlich sozialistischen Erziehung der pro-

letarischen Staaten die Einreihung in den Produktionsprozeß. Die Kindergruppe wird nicht als Ver-

anstaltung für Kinder, nicht als Verein auf-[468]gefaßt, sondern als Ene r g i e zen t r a l e, die die pro-

letarischen Kinder in ihrem dauernden, qualvollen, hilflosen, verzerrten Kampf gegen Unterdrückung, 

Mißhandlung. Ausbeutung und Hunger unterstützen, sammeln, organisieren und tendenziell in die 

breitesten Kindermassen hineinwirken soll, deren Schwerpunkt „in der Verbindung von Außen- und 

Innendienst liegt“. Mit dieser Auffassung verschwinden für den Kindergruppenleiter alle Sorgen um 

Beschaffung von Material zur Belehrung und Unterhaltung der Kinder; der Stoff liegt im täglichen 

Leben der Kinder und ihrer Klasse, in der Erkenntnis ihrer Not, deren Ursachen und ihrer Bekämp-

fung durch den Anschluß an die kommunistische Arbeiterbewegung. Neben der Teilnahme am Leben 

der Parteiorganisationen und der wichtigsten örtlichen Betriebe und der Hilfstätigkeit in diesen Be-

wegungen wird der Schauplatz des Kampfes für die Kinder vor allem die Schule (vergleichbar dem 

Betrieb für die Erwachsenen), das Herrschaftsinstrument der Bourgeoisie, mit dem das Kind sowieso 

täglich in Konflikt gerät, wo es aber auch kämpfen und Erfolge erringen kann. Von der Kindergruppe 

geleitete und gestützte Schu l ze l l en  müssen also in jeder Schule geschaffen werden und in steter 

Verbindung mit Jugend- und Parteiorganisationen, mit den proletarischen Elternräten und der Partei-

presse arbeiten. – Ueber das Verhältnis von Kind, Eltern und Erzieher, über die Natur des proletari-

schen Kindes, über die Arbeit in den verschiedenen Altersstufen, über das Sexualproblem, über die 

Illusionen der Freidenker, der österreichischen Kinderfreunde usw. wird alles Nötige konkret, klar und 

richtig gesagt. Am bedeutendsten aber ist wohl der Abschnitt über „Das Kind als Kämpfer“, in dem 

die schändliche Heuchelei der Moralprediger der „klassenlosen Erziehung“ um einige Schichten tiefer 

bloßgelegt wird, als es gewöhnlich geschieht. Es wird dort gezeigt, daß das proletarische Kind kämp-

fen will, kämpfen kann und tatsachlich kämpft; ja mehr noch, daß für dies Kind, das zu seiner Selbst-

hilfe allein keine anderen Wege finden kann als List, Duckmäuserei, Trotz, Lüge, Verbrechertum oder 

Verzweiflung, der einzige Weg auch der individuellen seelischen Befreiung besteht in seiner Erzie-

hung zum Klassenkampf durch den Klassenkampf. „Der Kampf unserer ausgebeuteten, unterdrück-

ten, mißhandelten Kinder soll ans Licht gezogen, soll bewußt organisiert und solidarisch geführt wer-

den als Teilkampf im Klassenkrieg der arbeitenden Klasse.“ (S. 26.) 

Die aus äußeren Gründen nicht zum Abschluß gekommenen Anregungen des z we i t en  Te i l s  für 

die praktische Arbeit stimmen mit den grundsätzlichen Richtlinien des ersten Teils auf zusammen. 

Sie handeln von Spielen und Märchen, Helden und Heldentum. Wanderungen, Kinderproduktionen, 

dem Schulkampf und der bis heute völlig vernachlässigten Arbeit unter den erwerbstätigen Kindern. 

Die ganze Schrift ist geeignet, auch den Genossen, die bisher die Kindergruppenarbeit nicht recht 

ernst genommen haben, einen Begriff zu geben von der großen Bedeutung der Kindergruppenarbeit 

für den Aufbau einer starken kommunistischen Partei. 
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Karl Marx: Briefe an Kugelmann. 

(Elementarbücher des Kommunismus, Bd. 4.) (Viva-Verlag, Berlin, 1924.) 

Die „Briefe an Kugelmann“ sind vor Jahrzehnten in der „Neuen Zeit“ erschienen und waren den 

breiten Massen der deutschen Leser bisher überhaupt nicht zugänglich. Während die russischen Bol-

schewiki schon in 1907 für eine separate Herausgabe dieser unschätzbaren revolutionären Dokumente 

sorgten, hielt es die deutsche Sozialdemokratie für ratsam, nach Möglichkeit zu verhindern, daß die 

deutsche Arbeiterschaft sich in das theoretische und politische Material vertieft, das der Briefwechsel 

mit Kugelmann enthält. Um so mehr ist es zu begrüßen, daß in der Reihe „Elementarbücher des 

Kommunismus“ jetzt eine allgemein zugängliche Ausgabe erschienen ist. Zwar scheint es auf den 

ersten Augenblick, daß die Briefe nur für den engeren Kreis der Leser verständlich sind, die mit dem 

Leben und dem Lebenswerk von Marx schon vertraut sind. In der Tat: den größten Raum in ihnen 

nehmen biographische Materialien ein. Hat sich der Leser mit Hilfe der Anmerkungen in dieses Ma-

terial eingearbeitet, so wird es ihm nicht schwer fallen, das biographische vom politisch-ideologi-

schen Material zu sondern und sich in dieses letzte zu vertiefen. Lenins glänzende Einleitung zu der 

russischen Ausgabe, die hier abgedruckt wurde, ist der beste Wegweiser zum Studium der Briefe, der 

sich denken läßt. Mit Recht erblickt Lenin den Höhepunkt der Briefe in den Ausführungen über die 

Pariser Kommune, die eine wesentliche Ergänzung zum „Bürgerkrieg“ bieten. Der geschlossenen 

Darstellung gegenüber, die der „Bürgerkrieg“ bietet, lernen wir hier die unmittelbaren Eindrücke von 

Mary, vor, während und nach der Kommune kennen. 

Die Briefe enthalten nicht minder wertvolles Material über theoretische Fragen. Marx’ Formulierun-

gen über Materialismus, Naturgesetz, über die dialektische Methode, seine meisterhafte gedrängte Kri-

tik des platten Vulgär-Darwinismus seiner Zeit (Lange, Büchner), seine Bemerkungen über Dietzgen 

sind alle um so wichtiger, als Marx über diese Fragen in der späteren Periode seines Schaffens sich 

nie ausführlich geäußert hat. 

Ein Wort zu den im allgemeinen sehr nützlichen Anmerkungen. Die zahlreichen Fremdwörter und 

englische, französische Ausdrücke wurden – mit Recht – im Text unberührt gelassen und in den Fuß-

noten übersetzt. Die Uebersetzung ist aber oft, gelinde gesagt, sehr ungenau. „Vulgarisieren“ wird 

mit „verwässern“ wiedergegeben. „Quasimarxisten“ mit „Scheinmarxisten“ usw. Die Vulgarisierung 

des Marxismus ist aber viel mehr als eine einfache Verwässerung! So kann eine scheinbar unwichtige 

Ungenauigkeit den politischen Sinn des Textes wesentlich verändern. Fgr. 

[469] 
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Die Internationale  

Jahrgang 7 ⁕ Ausgegeben: Berlin, 1. August 1924 ⁕ Heft 19 

Zum V. Weltkongreß.  
Von R u t h  F i s c h e r. 

Der folgende Artikel ist nur eine Stize. Wir werden zu den Ergebnissen des 5. Weltkongres-

ses erst Stellung nehmen, wenn das Material zum Kongreß vollständig vorliegt. Dies ist bis-

her noch nicht der Fall, da die verschiedenen Kommissionen zur Zeit ihre Arbeiten noch nicht 

beendet haben. D. Red. 

I. 

Auf dem 5. Weltkongreß ist ein sehr wichtiger Abschnitt der Entwicklung der Kommunistischen In-

ternationale abgeschlossen worden. Die Erfahrungen in der Periode zwischen dem 4. und 5. Welt-

kongreß haben deutlich gezeigt, daß die Parteien außerhalb Rußlands noch mit vielen sozialdemokra-

tischen Fehlern und Kinderkrankheiten behaftet sind. Die Oktoberereignisse in Deutschland haben 

die Situation für die deutsche Partei blitzartig aufgehellt, aber es wäre ein verhängnisvoller Irrtum, 

anzunehmen, daß die rechten Abweichungen, die sich in der deutschen Partei vorgefunden haben, 

eine spezifisch deutsche Krankheit wären. Unsere kommunistischen Parteien werden erst im Feuer 

des täglichen Kampfes zu wirklichen revolutionären Parteien geschmiedet, und es bedarf eines unab-

lässigen, ständigen Bewußtseins von der Gefahrenzone, in der die europäischen Parteien ihre Arbeit 

verrichten, um eine wirklich revolutionäre Praxis zu erzielen. 

Das Resultat von zwei Jahren Erfahrung ist: Bolschewisierung der Parteien. Diese Losung kann viel-

leicht in einigen Ländern mehr Unheil als Heil anstiften, wenn sich nicht alle Parteien darüber Re-

chenschaft geben, was sie bedeutet. 

II. 

Auf dem 5. Weltkongreß versuchte die Komintern, sich eine Analyse der weltwirtschaftlichen Lage 

zu geben. Die Kommunistische Internationale rechnet heute mit der Tatsache der pazifistisch-demo-

kratischen Phase, die ihren Ausdruck findet in der englischen sogenannten Arbeiterregierung im 

Linksblock in Frankreich und in dem Streben nach Bildung einer dritten Partei in Amerika. Das Cha-

rakteristikum des Wilsonismus in anderer und abgeschwächter Form ist der Versuch der Kapitalisten, 

die Arbeiterklasse über die neuen politischen und ökonomischen Unterdrückungsmaßnahmen hin-

wegzutäuschen, ebenso wie diese pazifistisch-demokratische Schwätzerei die Maske für verschärfte 

Kriegsrüstungen des Weltimperialismus, für den fortschreitenden Zerfall des Kapitalismus darstellt. 

Manches in der gegenwärtigen Zeit erinnert sehr stark an die letzten Jahre vor dem Weltkriege. Man 

hat wohl nie so viel vom Frieden geredet wie im Jahre 1913, das [470] dem Weltkrieg unmittelbar 

voranging. Und das neueste Friedenswerk der vereinten Weltimperialisten, das Sachverständigengut-

achten, entfesselt schon beim Beginn seiner Durchführung die heftigsten Konflikte unter den kapita-

listischen Partnern. 

Die Komintern rechnet nüchtern mit der Tatsache, daß in einigen Ländern die 2. Internationale zum 

zweiten Male zur Macht kommt (das erste Mal war es während des Krieges). Die Komintern rechnet 

nüchtern mit der Tatsache, daß nicht nur in Frankreich und in England, sondern auch in Deutschland 

die Betrüger an der Arbeiterklasse, Sozialdemokraten und Gewerkschaftsbürokratie, neue Illusionen 

hervorrufen. Die Komintern sieht als ihre aktuelle Aufgabe die Aufrüttelung der Arbeitermassen und 

die Entwicklung der Erkenntnisse der proletarischen Klasse über die Hintergründe der imperialisti-

schen Entwicklung zur Vorbereitung, zur Organisierung der Revolution. Die pazifistisch-demokrati-

sche Maske ist so dünn, daß eine zielbewußte und revolutionäre Propaganda und Agitation der arbei-

terverräterischen Illusions- und Arbeitsgemeinschaftspolitik sehr leicht die Massen entreißen kann. 

Aber eben weil eine gewisse pazifistisch-demokratische Welle vorhanden ist, eben weil diese pazi-

fistisch-demokratische Welle Verschleppungsversuche der kapitalistischen Krise bedeutet, eben des-

halb hat der 5. Weltkongreß einen so scharfen und unerbittlichen Kampf gegen die rechten Tendenzen 

geführt und die ganze Kraft auf die Herausarbeitung der inneren Parteifragen gelenkt. Gerade wenn 
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die Kommunistische Internationale das revolutionäre Proletariat durch eine solche scheinbar „demo-

kratisch-pazifistische“ Phase führen muß, gerade dann ist eine feste, klare, eindeutige Politik der 

kommunistischen Parteien, die die Fähigkeit zum Manövrieren nicht aus-, sondern einschließt, die 

Voraussetzung für die Erhaltung des revolutionären Charakters der Bewegung. Das Weltproletariat 

hat Lehren im Leninismus erhalten, die es niemals vergessen soll: die russische Revolution hat ge-

lehrt, daß ohne kommunistische Partei auch die ökonomisch und politisch günstigste Situation für die 

Arbeiterklasse unausgenützt vorübergeht; der November 1918 in Deutschland, der Kapp-Putsch ha-

ben das auf die krasseste und augenscheinlichste Weise bestätigt. 

Trotz aller pazifistisch-demokratischen Redensarten und Manöver der vereinigten Kapitalisten und 

Reformisten kann jeden Moment eine solche Zuspitzung der ökonomisch-politischen Krise eintreten, 

daß die objektiv-historische Situation für entscheidende Kämpfe da ist. Die Kommunistische Welt-

partei muß die revolutionäre Führung der Arbeiterklasse erringen, um dadurch die Verschleppungs-

versuche der Kapitalisten abzukürzen und den revolutionären Prozeß zu beschleunigen. Die KPD 

muß durch das Maximum an revolutionärer Energie die Arbeiterklasse in den täglichen Kämpfen 

gegen das Kapital zusammenschließen, führen; den Zerfallsprozeß des Kapitalismus beschleunigen 

und so die Revolution organisieren. Sollte es den Kapitalisten und Reformisten trotzdem auf eine 

längere Periode gelingen, das Weltproletariat vom Kampfe abzuhalten, dann muß die Kommunisti-

sche Weltpartei mit doppelter Kraft und dreifacher Energie ihre Grenzen gegen den Reformismus 

ziehen, damit die Arbeiterklasse beim Zusammenbruche ihrer reformistischen Illusionen die Führung 

und den Vortrupp zum revolutionären Kampfe vorfindet. [471] 

III. 

Für diese Periode hat der Kongreß die Grundlage zur Taktik bestimmt, und er hat sie so bestimmt, 

daß klar und eindeutig die Grenzen gegen die rechten Abweichungen gezogen sind, aber den Parteien 

gleichzeitig die Aufgaben gestellt werden. Die Parteien können aber die rechten Abweichungen nur 

ausmerzen, wenn sie es verstehen, durch eine kluge und bewegliche Taktik die innigste und festeste 

Verbindung mit den proletarischen Massen herzustellen und den Reformisten in den täglichen Klas-

senkämpfen die Führung zu entreißen. Ebenso wie wir im Kampfe gegen die rechten Abweichungen 

in der deutschen Partei immer wieder erklärten, daß es nicht allein auf die Kritik der einzelnen Fehler 

und Abweichungen der einzelnen Genossen ankäme, sondern daß die Partei nur dann eine revolutio-

näre Praxis herausbilden wird, wenn sie die a l l gem e i nen  Ursachen unserer sozialdemokratischen 

Abweichungen erkennt. I n  de r  E r kenn t n i s  de r  Feh l e rque l l en  liegt schon die ha l be  Mög-

l i chke i t, s i e  z u  übe rwi nde n. Das relativ langsame Tempo der Weltrevolution, die relative Ju-

gend unserer Parteien und die Tatsache, daß sic häufig aus dem Bauche der sozialdemokratischen 

Parteien entsprungen sind, das sind die allgemeinen Ursachen, die wir klar sehen müssen, um wirklich 

den Kampf gegen die opportunistischen Abweichungen i n  de r  P r ax i s  ausnehmen zu können. 

Das Verhängnisvolle an der Anwendung der Einheitsfronttaktik in Deutschland und vielfach auch im 

internationalen Maßstabe war die Verwischung der Rolle der Kommunistischen Partei. Die Einheits-

fronttaktik wuchs sich allmählich in der Darstellung des rechten Flügels zum Selbstzweck aus, zu der 

Taktik, ja zu dem Pr og r amm  der Komintern, von dem aus dann alle weiteren theoretischen und 

praktischen Schlußfolgerungen gezogen wurden. Alle Handlungen der kommunistischen Parteien 

wurden daraufhin geprüft, ob sie im Sinne der Einheitsfronttaktik waren. Der Kongreß hat diese Frage 

nun endlich geklärt. Die Einheitsfronttaktik ist eine bestimmte Taktik der Agitation und Mobilisation 

in der Periode vor Eroberung der Macht, ke i ne  Koa l i t i o n, ke i n  Bündn i s  mi t  den  Re f o r -

m i s t e n. Wenn das in der Praxis festgehalten wird, wenn das durchgeführt wird, dann ist der erste 

Schritt zur Bolschewisierung der Parteien getan. 

Wir haben vor dem Kongreß die Frage nach dem Wesen der Einheitsfronttaktik zu analysieren ver-

sucht als eine Frage, die, wenn man von dem primitiven Streit um das „oben“ oder „unten“ absieht, 

zu dem Grundpr ob lem  der Taktik der kommunistischen Parteien zwi schen  zwei Wellen der 

Weltrevolution überhaupt führt – zu dem Grundproblem, eine revolutionäre Taktik herauszubilden 

mit der schärfsten Abgrenzung gegen den Reformismus, in der gleichzeitig engsten Verbindung mit 
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den Massen, ohne positive Arbeit im Rahmen des Kapitalismus. Der Kongreß hat durch die Tak-

tikthesen diese Frage geklärt – nicht allein durch die endlich s cha r f e  und eindeutige Bestimmung 

der Einheitsfronttaktik oder durch die Definition der Arbeiter- oder der Arbeiter- und Bauernregie-

rung als e i ne r  Ag i t a t i ons l o sung  f ü r  d i e  D i k t a t u r  de s  P r o l e t a r i a t s, sondern in erster Li-

nie dadurch, daß er die Frage der Taktik der Einheitsfront als Teilproblem der Taktik einer kommu-

nistischen Partei in der Vorberei-[472]tungsperiode mit dem Problem der Eroberung der Macht über-

haupt gestellt hat und die Frage der Taktik endlich in die innigste Verbindung mit der Frage nach der 

Herausbildung einer bolschewistischen Massenpartei, mit den Fragen nach den Gr und l agen  einer 

bolschewistischen Massenpartei gebracht hat. Darin erblickt die deutsche Partei den en t s che i den-

de n Fortschritt der Beschlüsse des 5. Weltkongresses. 

* 

Der Chinafeldzug.  
Von N. L e n i n. 

Lenins Aufsatz über den China-Feldzug – in Nr. 1 der Zeitschrift „Iskra“ im Jahre 1900 er-

schienen – formuliert zum ersten Male den Standpunkt der Arbeiterklasse gegenüber den 

imperialistischen Kolonialkriegen der Gegenwart. 

Rußland beendet den Krieg mit China: Eine ganze Reihe von Militärbezirken ist mobil gemacht, 

Hunderte von Millionen Rubel sind ausgegeben, Zehntausende Truppen sind nach China entsandt, 

eine Reihe von Gefechten ist geliefert, eine Reihe von Siegen davongetragen – von Siegen freilich 

nicht so sehr über reguläre Truppenteile des Gegners, als vielmehr über chinesische Aufständische 

und noch mehr über die unbewaffneten Chinesen, die man ertränkte und totschlug, nicht zurückschre-

ckend vor Tötung von Kindern und Frauen, gar nicht zu reden von der Plünderung der Schlösser, 

Häuser und Läden. Und die russische Regierung, in trautem Verein mit den vor ihr liebedienernden 

Zeitungen, feiert Sieg, jubelt aus Anlaß neuer Heldentaten des ruhmvollen Mannentums, jubelt aus 

Anlaß der Niederschlagung chinesischer Wildheit durch europäische Kultur, aus Anlaß neuer Erfolge 

der russischen „zivilisatorischen Mission“ im fernen Osten. 

Nicht zu hören ist in diesem ganzen Jubelchorus nur die Stimme der klassenbewußten Arbeiter, dieser 

Vorkämpfer und Vertreter der vielen Millionen des Arbeitsvolkes. Und die ganze schwere Last der 

neuen siegreichen Feldzüge trägt auf seinen Schultern eben dieses Arbeitsvolk. Ihm werden die Ar-

beiter entrissen, um sie in fernentlegene Länder zu versenden, von ihm werden besonders erhöhte 

Steuern zur Deckung der Millionenausgaben eingetrieben. So wollen wir denn versuchen, die Frage 

zu klären: Wie haben sich die Sozialisten zu diesem Kriege zu verhalten? In wessen Interesse wird er 

geführt? Welches ist die wirkliche Bedeutung jener Politik, die die russische Regierung betreibt? 

Unsere Regierung versichert vor allem, sie führe nicht einen Krieg mit China: sie unterdrücke nur 

einen Aufstand, „befriede“ die Aufrührer, helfe der gesetzlichen chinesischen Regierung, die gesetz-

liche Ordnung wiederherzustellen. Ein Krieg ist nicht erklärt. Aber das Wesen der Sache ändert sich 

dadurch nicht im geringsten, denn Krieg wird gleichwohl geführt. Wodurch ist nun der Angriff der 

Chinesen auf die Europäer hervorgerufen, dieser Aufstand, der mit solchem Eifer von den Englän-

dern, Franzosen, Deutschen, Russen, Japanern u. a. unterdrückt wird? „Durch die Feindschaft der 

gelben Rasse gegen die weiße Rasse.“ „Durch den Haß der Chinesen gegen die europäische Kultur 

und Zivilisation“ – versichern die Anhänger des Krieges. Ja, die Chinesen hassen in der Tat die Eu-

ropäer, nu r  – we l che  Europäer hassen sie und wof ü r? Nicht die europäischen Völker werden von 

den Chinesen gehaßt – zwischen ihnen gab es keine Zusammenstöße –, gehaßt werden die europäi-

schen Kapitalisten und die den Kapitalisten gehorsamen europäischen Regierungen. Konnten die Chi-

nesen anders, als Leute hassen lernen, die nach China nur um des Profites willen kamen, die ihre 

gerühmte Zivilisation nur zu Betrug, Raub und [473] Vergewaltigung nutzten, die Krieg gegen China 

einzig zu dem Zwecke führten, um sich das Recht zu verschaffen, Handel mit dem volksbetäubenden 

Opium zu betreiben (Krieg Englands und Frankreichs mit China im Jahre 1856), die heuchlerisch 

ihre Raubpolitik durch Verbreitung des Christentums verhüllten? Diese Raubpolitik führen in bezug 

auf China die bürgerlichen Regierungen Europas schon lange, und jetzt hat sich nun die russische 
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Selbstherrscherregierung ihnen angeschlossen. Gemeinhin heißt man diese Politik des Raubes Kolo-

nialpolitik. Jedes Land mit rasch sich entwickelnder kapitalistischer Industrie gelangt sehr bald dazu, 

Kolonien zu suchen, d. h. solche Länder, in denen die Industrie s chwach  entwickelt ist, die sich 

durch mehr oder weniger patriarchalische Lebensweise auszeichnen, wo man Absatz findet für die 

Industrieprodufte und dabei ein schönes Gold verdient. Und um des Profites willen, den ein Häuflein 

von Kapitalisten einstrich, führten die bürgerlichen Kriege endlose Kriege, ließen sie ganze Regi-

menter von Soldaten in ungesunden tropischen Landstrichen umkommen, verschleuderten sie Milli-

onen vom Volke ausgebrachter Gelder, trieben die Bevölkerung zu verzweifelten Aufständen und in 

den Hungertod. Erinnert euch an den Aufstand der indischen Eingeborenen gegen England und die 

Hungersnot in Indien, oder an den gegenwärtigen Krieg der Engländer mit den Buren. 

Und jetzt haben sich gierige Tatzen der europäischen Kapitalisten nach China ausgestreckt. Allen 

voran stürzte sich dorthin die russische Regierung, die sich nicht genug tun kann an Versicherungen 

ihrer „Uneigennützigkeit“. „Uneigennützig“ wurde China Port Arthur entrissen, „uneigennützig“ be-

gann man eine Eisenbahn in Mandschurien unter dem Schutz russischer Truppen zu bauen. Eine nach 

der andern machten sich die europäischen Regierungen so eifrig daran, chinesische Ländereien zu 

rauben, vielmehr zu „pachten“, daß nicht ohne Grund Gerüchte von einer Aufteilung Chinas auf-

tauchten. Und will man die Dinge bei ihrem rechten Namen nennen, so muß man sagen, daß die 

europäischen Regierungen (und die russische beinahe die erste unter ihnen) die Auf t e i l ung  Ch i -

na s  bereits in Angriff genommen haben. Aber sie begannen die Austeilung nicht offen, sondern ver-

stohlen wie Diebe. Sie haben sich angeschickt, China wie Leichenfledderer zu bestehlen, und als 

dieser Totgeglaubte Widerstand zu leisten versuchte, stürzten sie sich auf ihn wie wilde Tiere, brann-

ten ganze Dörfer nieder, ertränkten im Amur die wehrlosen Einwohner, ihre Frauen und Kinder, 

schossen sie zusammen und spießten sie auf die Bajonette. Und alle diese christlichen Heldentaten 

werden begleitet vom Geschrei gegen diese Wilden, die Chinesen, die es wagen, Hand an die zivili-

sierten Europäer zu legen. Die Einnahme von Nju-Tschuan und der Einmarsch russischer Truppen 

auf mandschurisches Gebiet – das seien vorübergehende Maßnahmen, erklärt die Selbstherrscherre-

gierung aller Reußen in ihrer Zirkularnote an die Mächte vom 12. August 1900. Diese Maßnahmen 

seien „hervorgerufen ausschließlich durch die Notwendigkeit, die aggressiven Handlungen der chi-

nesischen Aufrührer abzuwehren“; sie können „keineswegs von irgendwelchen eigennützigen Plänen 

zeugen, die der Politik der kaiserlichen Regierung gänzlich fernliegen“. 

Die arme kaiserliche Regierung! Sie ist so christlich, uneigennützig und wird dabei so ungerecht 

beleidigt! Uneigennützig hat sie vor einigen Jahren Port Arthur besetzt, uneigennützig hat sie die an 

Rußland grenzenden Gebiete Chinas mit einer Meute von Unternehmern, Ingenieuren und Offizieren 

überschwemmt, die durch ihre Behandlung selbst die bekanntlich so unterwürfigen Chinesen zur Em-

pörung trieben. Beim Bau der chinesischen Eisenbahn wurden den chinesischen Arbeitern täglich 

zehn Kopeken für ihren Unterhalt bezahlt – wenn das noch keine Uneigennützigkeit Rußlands ist?! 

Aber wodurch ist es zu erklären, daß unsere Regierung diese sinnlose Politik in China führt? Wem 

kommt diese Politik zugute? Sie ist vorteilhaft für ein Häuflein Großkapitalisten, die mit China Han-

del treiben, für ein Häuflein von Fabrikanten, die Waren für den asiatischen Markt her-[474]stellen, 

für ein Häuflein von Unternehmern, die jetzt wahnsinniges Geld an eiligen Kriegsaufträgen verdienen 

(einige Betriebe, die Aufrüstungsgegenstände, Heeresvorräte usw. herstellen, arbeiten mit Hochdruck 

und stellen Hunderte neuer Tagelöhner ein). Solche Politik ist vorteilhaft für Adlige, die hohe Posten 

im Zivil- und Militärdienst bekleiden. Sie brauchen eine Politik der Abenteuer, weil man bei ihr sich 

hochdienen, Karriere machen, sich durch „Heldentaten“ einen Namen machen kann. Den Interessen 

dieses Häufleins von Kapitalisten und beamteter Schufte bringt unsere Regierung ohne Zaudern die 

Interessen des ganzen  Volkes zum Opfer. Die autokratische Zarenregierung erweist sich auch in 

diesem Fall, wie seit jeher, als eine Regierung unverantwortlicher Beamten, die vor den Großkapita-

listen und Adligen im Staube liegen. 

Welchen Nutzen hat die russische Arbeiterklasse und das ganze Arbeitsvolk von den Eroberungen in 

China? Tausende ruinierter Familien, denen der Ernährer durch den Krieg genommen und ungeheures 

Anwachsen der Staatsschulden und Ausgaben, Vermehrung der Steuern, Stärkung der Macht der 
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Kapitalisten, der Ausbeuter der Arbeiter, Verschlechterung der Lage der Arbeiter, noch größeres Aus-

sterben der Bauernschaft, Hungersnot in Sibirien, das ist es, was der China-Krieg mit sich zu bringen 

verspricht und schon bringt. Die ganze russische Presse, alle Zeitungen und Zeitschriften sind ver-

sklavt, sie dürfen nichts ohne Erlaubnis der Regierungsbeamten – und darum haben wir keine genauen 

Nachrichten darüber, wie teuer dem Volke der China-Krieg zu stehen kommt. Aber unzweifelhaft 

verschlingt er Geldausgaben von v i e l en  hunde r t  Mi l l i onen  Rube l n. Es liegen Nachrichten 

vor, daß die Regierung auf e i nma l  für den Krieg 150 Millionen Rubel auf Grund eines unveröffent-

lichten Ukas ausgeworfen hat, und ferner verschlingen die laufenden Ausgaben für den Krieg j e  

e i ne  Mi l l i on  Rube l  alle drei bis vier Tage. Und diese wahnsinnigen Summen wirft eine Regie-

rung hinaus, die die Unterstützungssummen für die hungernden Bauern unglaublich kürzte, um jede 

Kopeke feilschte, die kein Geld für Volksbildung findet, die, wie jeder schäbige Dorfwucherer, aus 

den Arbeitern in den Regierungsbetrieben, aus den Unterbeamten der Postbehörden usw. die letzten 

Lebenssäfte preßt! Der Finanzminister Witte hat erklärt, daß zum 1. Januar 1900 in der Staatskasse 

eine freie Barsumme von 250 Millionen Rubeln vorhanden sei – jetzt ist dies Geld schon hin, es ist 

für den Krieg draufgegangen, die Regierung sucht Anleihen, vermehrt und erhöht die Steuern, ver-

weigert notwendige Ausgaben aus Mangel an Geld, stellt den Bau von Eisenbahnen ein. Der Zaren-

regierung droht der Bankerott, aber nichtsdestoweniger stürzt sie sich in eine Politik der Eroberung, 

eine Politik, die nicht bloß ungeheure Geldmittel erfordert, sondern in noch gefährlichere Kriege hin-

zutreiben droht. Die europäischen Mächte, die sich auf China gestürzt hatten, fangen sich schon um 

die Teilung der Beute zu zanken an, und niemand kann sagen, wie diese Streitigkeiten enden werden. 

Doch die Politik der Zarenregierung in China stellt noch mehr als eine bloße Verhöhnung der Volks-

interessen dar – sie ist auch bestrebt, das politische Bewußtsein der Volksmassen zu vergiften. Die 

Regierungen, die sich nur durch die Gewalt der Bajonette halten, sie, die dauernd die Volksempörung 

aufhalten oder unterdrücken müssen, haben schon lange jene Wahrheit erkannt, daß die Unzufrieden-

heit des Volkes durch nichts zu beseitigen ist. Man muß also versuchen, diese Unzufriedenheit von 

der Regierung auf irgend jemand anders abzulenken. Man entfacht z. B. Feindseligkeiten gegen die 

Juden: Die Boulevard-Zeitungen hetzen gegen die Juden, als ob der jüdische Arbeiter nicht genau so 

litte wie der russische unter dem Druck des Kapitals und der Polizeiregierung. Gegenwärtig wird in 

der Presse ein Feldzug gegen die Chinesen inszeniert, man schreit über die wilde gelbe Rasse, über 

ihre Feindschaft gegen die Zivilisation, über die Kulturaufgaben Rußlands, darüber, mit welcher Be-

geisterung die russischen Soldaten in die Schlacht ziehen usw. Vor der Regierung und dem Geldsacke 

auf dem Bauche liegend, schreiben sich die Journalisten die [475] Finger wund, um Haß gegen China 

im Volke zu entzünden. Aber das chinesische Volk hat niemals und durch nichts das russische Volk 

bedrückt: Das chinesische Volk leidet unter denselben Uebeln, unter denen auch das russische Volk 

zusammenbricht – unter einer asiatischen Regierung, die aus hungernden Bauern die Steuern heraus-

drischt und mit Militärgewalt jedes Streben nach Freiheit erstickt, – unter der Knechtung des Kapitals, 

das auch ins Reich der Mitte eingedrungen ist. 

Die russische Arbeiterklasse beginnt, sich aus jener politischen Gedrücktheit und Unwissenheit her-

auszuarbeiten, in der sich die Masse des Volkes befindet. Allen bewußten Arbeitern liegt deshalb die 

Pflicht ob – mit allen Kräften gegen jene aufzustehen, die nationalen Haß schüren und die Aufmerk-

samkeit des arbeitenden Volkes von seinen wahren Feinden ablenken. Die Politik der Zarenregierung 

in China ist eine verbrecherische Politik, die das Volk noch mehr ruiniert, es noch mehr verdirbt und 

knechtet. Die Zarenregierung hält unser Volk nicht nur in Sklaverei – sie schickt es, andere Völker 

niederzuhalten, die sich gegen ihre Sklaverei erheben (so, wie es auch 1849 war, da die russischen 

Truppen die Revolution in Ungarn niederwarfen). Sie hilft nicht nur den russischen Kapitalisten, ihre 

eigenen Arbeiter auszubeuten und bindet den Arbeitern die Hände, damit diese es nicht wagen, sich 

zusammenzuschließen und zu verteidigen –, nein, sie schickt die Soldaten, andere Völker zu plündern 

im Interesse eines Häufleins Reicher und Adliger. Sich zu befreien von dem neuen Joch, das der 

Krieg dem arbeitenden Volke auflädt, gibt es nur ein Mittel: Einberufung der Volksvertreter, die ein 

Ende machen der Willkürherrschaft der Regierung und sie zwingen, auch noch auf andere Interessen 

Rücksicht zu nehmen als auf die einer Hofkamarilla. 
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Der nächste große Krieg und die Rüstungen.  
Von S. E r k n e r. 

I. 

Im Lager der Arbeiterklasse gehen heute zwei Richtungen, genau so wie in allen anderen grundlegen-

den Fragen des gesellschaftlichen Lebens auch in ihrer Auffassung vom Kriege, und zwar ob  über-

haupt ein neuer Weltkrieg m ög l i ch  ist und wi e  Kriegsgefahr und Krieg zu bekäm pf e n sind, 

grundsätzlich auseinander: international sind es die II. und III. Internationale. Die II. Internationale, 

angeblich einer pazifistischen Weltanschauung huldigend, leugnet am liebsten rundweg jede Mög-

lichkeit eines neuen Weltkrieges im Gegensatz zur III. Internationale, die einen solchen für einen not-

wendigen Bestandteil des kapitalistischen Systems hält und den Weltkrieg in näherer oder weiterer 

Ferne kommen sieht. Der „Pazifismus“ der Führer der II. Internationale während des Friedens wurzelte 

in ihrer sozialen Funktion als Anwälte des Kapitals in den Reihen der Arbeiterschaft, die zu ihrem 

größeren Teile trotz der Erfahrungen des letzten Weltkrieges von Illusionen einer friedlichen Wohl-

stands- und Weiterentwicklung der kapitalistischen Gesellschaft noch immer befangen, von den Füh-

rern der II. Internationale, diesen Agenten des Kapitals, in dieser Anschauung nur noch bestärkt wird. 

Die entscheidenden Teile der europäischen Arbeiterschaft, insbesondere die englische, französische 

und auch ein großer Teil der deutschen Arbeiterschaft, sehen diese ihre Illusionen einer pazifistischen 

Entwicklung der Welt durch das Aufkommen der sogenannten „Arbeiterregierung“ in England und 

der linksbürgerlich gerichteten in Frankreich, deren angeblicher Zweck die bewußte Organisierung 

des Weltkrieges sein soll, heute bestätigt. Sie erkennen nicht, daß ähnlich wie in der unmittelbaren 

Vorkriegszeit solche Re-[476]gierungen für die Bourgeoisie durch ein formales Entgegenkommen an 

die kleinbürgerlich-pazifistischen Illusionen sachlich eine geschicktere Form zur Vorbereitung ihrer 

kriegerischen Auseinandersetzungen bedeuten. Diese Arbeiter übersehen, von ihren Führern bewußt 

betrogen, daß sachlich die materiellen Kriegsvorbereitungen durch solche Regierungen n i ch t  i m  

ge r i ngs t en  Abbr uch  e r l e i den  und daß durch das Bestreben, mit Hilfe der demokratischen 

Phrase die Klassengegensätze zu verwischen, erst jene geistige Atmosphäre geschaffen wird, die zu-

sammen mit den materiellen Rüstungen das „Hineinschlittern“ in den Weltkrieg ermöglicht. 

Hier sei eine Tatsache aus jüngster Zeit angeführt, die auf den angeblichen Abrüstungswillen der 

kapitalistischen Mächte ein grelles Licht wirft: In der am 14. Juni in Genf stattgefundenen Sitzung 

des Völkerbundsrates, der als d i e  Institution des „Pazifismus“ erscheinen will, erstattete der tsche-

choslowakische Ministerpräsident Benesch Bericht über die Abrüstungsfragen. Er brachte hierbei die 

in zwei früheren Ratstagungen zurückgestellten Entschließungen ein, unter gewissen „Vorbehalten“ 

während der für die Ausarbeitung und Annahme des allgemeinen Abrüstungsplanes notwendigen Zeit 

die Gesamtziffer des gegenwärtigen Haushaltjahres für Militär-, Flotten- und Luftschiffahrtsausgaben 

n i ch t  z u  übe r sch re i t e n, allen Mitgliedstaaten durch den Generalsekretär diese Empfehlung zu-

zustellen und sie zu ersuchen, Mitteilung darüber zu machen, welche Folgen sie der Empfehlung zu 

geben beabsichtigen. Daraufhin erklärte der Vertreter des „Pazifisten“ Macdona lds  im Völker-

bund, Lo r d  Pa r m oo r, daß er trotz des „bekannten Abrüstungswillens“ Englands die Resolution nur 

mit „Vor beha l t“ annehmen könne, daß sie nur die Uebermittlung einer „Empfehlung“ darstelle, 

nicht abe r  d i e  eng l i sche  Reg i e r ung  b i nde. Einen ähnlichen Standpunkt nahm der Faschist 

Sa l and r a ein, ebenso der s c hwed i sche  Soz i a l dem okr a t  und  „Paz i f i s t“ Br an t i n g, so daß 

es dem f r anzös i s chen  Vertreter C l auze l  ein leichtes war, mit den Vorrednern sich einer Mei-

nung zu erklären. Der j apan i s che  Vertreter I sh i i  machte darauf aufmerksam, daß das japanische 

Heeresbudget infolge der Erdbebenkatastrophe „reduziert“ worden sei, daß Japan sich daher nicht auf 

dieses „anormale“ Budget festlegen und daher auch seinerseits dem Antrag n i ch t  stattgeben könne. 

Das Bewußtsein nun, daß der periodische kriegerische Zusammenstoß im allergrößten Umfange in 

der kapitalistischen Gesellschaft unvermeidlich sei, müßte sich innerhalb der Arbeiterschaft und da 

insbesondere innerhalb der westeuropäischen zu einem ungeheuren revolutionären Hebel ausbilden. 

Dieses Bewußtsein müßte auch weiter zu der Erkenntnis der wirksamen Bekämpfung der Kriegsge-

fahr und der Kriege führen. Diese können nicht durch bloße Worte, wie „Nie wieder Krieg“, sondern 
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nur durch die aktive Organisierung des Bürgerkrieges, des Krieges dem kapitalistischen Kriege, durch 

die Beseitigung des kapitalistischen Systems abgewendet werden. In der Erweckung dieses Bewußt-

seins und in seiner Organisierung sieht die III. Internationale ihre historische Mission. 

Das proletarische Bewußtsein kann nur aufgerüttelt werden durch den ständigen unablässigen Hin-

weis auf die realen Rüstungen und auf die furchtbaren Folgen des kommenden großen Krieges für 

das Proletariat. Im Kriege stellt das P r o l e t a r i a t  an den Fronten die Kämpfermasse, das eigentliche 

„Kanonen f u t t e r“. Die komplizierte Technik mit der mit ihr verbundenen Arbeitsteilung innerhalb 

der Kriegsmaschinerie wird ähnlich dem gewerblichen Betriebe die Scheidung zwischen der unge-

lernten oder nur angelernten Masse und den Spez i a l i s t en  noch schärfer als im vergangenen Kriege 

durchführen. Dabei wird die Bourgeoisie aus Sicherheitsgründen gegenüber der proletarischen 

Masse, – um deren Vertretern die spezialisierte kriegstechnische Kenntnis vorzuenthalten, – die Spe-

zialisten immer bewußter aus ihren Reihen herausgreifen. (Neben der Volksarmee werden Bürgerar-

meen aufstehen, usw.). Vom Standpunkt der Gefahr nun wird dieses Verhältnis leicht-[477]erklärli-

cherweise u. a. auch zu bedeuten haben, daß der P r ozen t s a t z  de r  B l u t op f e r  gegenüber den 

ge s i c he r t e r e n  Spezialisten sich noch mehr als im vergangenen Weltkriege z u  unguns t en  de r  

p r o l e t a r i s chen  Masse  ve r sch i eben  wird. In dieser Hinsicht ist es weiter wichtig zu wissen, 

ob der Krieg mit den modernsten Mitteln von l änge r e r  ode r  kü r ze r e r  Dauer  sein wird. Es 

bestehen hier entgegengesetzte Anschauungen. Ein Teil der Fachleute nimmt an, daß die Furchtbar-

keit der im kommenden Krieg eingesetzten Mittel eine lange Dauer des Krieges gewissermaßen tech-

nisch unerträglich, ja unmöglich macht. Dieses Argument wird von den Pazifisten wiederholt über-

nommen und in der Weise umgestaltet, daß in den ungeheuren Kriegsrüstungen nach der technischen 

Richtung mit den notwendigen katastrophalen Folgen für die Bevölkerung bei einer kriegerischen 

Explosion zugleich ein „Sicherheitsfaktor“ für die Abwendung der Kriegsgefahr gegeben ist! Dies 

wäre eine „technisch materielle“ Begründung der Berechtigung des Pazifismus. Nun hat der vergan-

gene Weltkrieg u. a. gelehrt, daß es eigentliche Uebe r ra schungen  auf längere Dauer nicht gege-

ben hat, Ueberraschungen von dem Ausmaße, daß gewissermaßen ein technischer Zufall an sich das 

Kriegsende beschleunigt und seinen Ausgang entschieden hätte. Nicht ein gelungenes e i nm a l i ges  

geistiges Experiment, sondern d i e  b r u t a l e  Uebe r mach t  der materiellen Mittel hat schließlich 

den Krieg gewonnen. Das dürfte auch in Zukunft im großen ganzen der Fall sein; denn eine gelungene 

technische Erfindung kann nur dann von durchschlagendem Erfolge sein, wenn sie in M a s s e n  ein-

gesetzt einen Massene r f o l g  hat. Voraussetzung für den Massenerfolg bleibt die Massene rp r o -

bun g. Dies hat die Unm ög l i chke i t  i h r e r  Ve r he i ml i chung  zur Folge. Der im großen ganzen 

g l e i chm äß i ge  Fortschritt der technischen Entwicklung von den in Frage kommenden Industrien 

ermöglicht die verhältnismäßig rasche Erfindung wirkender Abwehr m aßr ege ln  und schließlich 

auch die Uebe r nahme  der Erfindung. Von diesem Gesichtspunkte aus gesehen spricht also nichts 

dafür, daß im zukünftigen Kriege ein technisches „Wunder“ einem Lande oder einer Kriegsgruppe 

die Ueberlegenheit entscheidend geben wird und daß auf diese Weise der Krieg und damit auch die 

Leiden des Proletariats verkürzt werden. Im Gegenteil, der wissenschaftliche Fortschritt zur Verbes-

serung der Rüstungsmittel wird bald durch die Erfindung von Gegenmitteln in seiner einzigen und 

ausschlaggebenden Wirkung aufgehoben. Im Weltkriege konnte der in Schlachten wiederholt Ge-

schlagene sich durch den Stellungskampf vorerst vor einer raschen Niederlage retten. Ge l ungene  

t e chn i s c he  E r f i ndungen  de r  m a t e r i e l l  Schwäc he r en  abe r  haben  s i ch  nu r  a l s  e i n  

Mi t t e l  e rwi e se n, da s  Kr i egssende  imm er  w iede r  h i nau szuz i ehe n. Der allgemeine 

Reichtum an Kriegsmitteln während des Weltkrieges gewährte auf diese Weise fortwährend nur neue 

Möglichkeiten zur Verschiebung der endgültigen Entscheidung, bis schließlich auch hier die brutale 

Uebermacht an Material jeglicher Art siegte. Diese allgemeinste Erfahrung auf den kommenden 

Weltkrieg übertragen, müßte nur sagen, daß der vergrößerte Reichtum an Kriegsmitteln in zahlenmä-

ßiger und qualitativer Hinsicht eher geeignet sein kann, d i e  Daue r  de s  Kr i eges  zu  ve r l änge r n  

als zu verkürzen. Es wird nur, im besonderen durch die Entwicklung der Luftwaffe, der eigentliche 

Kriegsschauplatz ungeheuer ausgedehnt werden, bis auf das weiteste Hinterland sich erstrecken. Im  

kom m enden  Kr i ege  we r den  a l so  d i e  Le i den  de s  P r o l e t a r i a t s, abgesehen von den Fol-

gen der Blockaden, der Nahrungsmittelschwierigkeiten, ja selbst abgesehen von den ungeheuren und 
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gräßlichen Blutverlusten an der vordersten Front noch  a l lgem e i ne re  s e i n, als im vergangenen 

Weltkriege. Der Feind wird stärker als bisher die eigentlichen Kraftstätten des Krieges, die Industrie, 

die dem Proletariat zugleich die Ernährung vermittelt, zu treffen trachten und auch treffen. Und genau 

so wie nach dem letzten Weltkriege müssen gelöst die Arbeiter des Sieger-[478]landes statt der Er-

füllung der tausend Versprechungen von ihrer Bourgeoisie für den Fall, daß sie „durchalten“, neue 

noch furchtbarere Angriffe auf ihre Lebenshaltung erwarten. 

Es ist also Aufgabe der Kommunisten – und dies gilt aus erklärlichen Gründen vor allem für unsere 

Bruderparteien in den Weststaaten – das Interesse des Proletariats nicht allein wie in alter sozialde-

mokratischer und dabei zugleich kur z s i ch t i ge r  Weise für die Fragen der Verpflegung, der Löh-

nung, der Mannschaftsbehandlung, der Dienstzeit der Soldaten zu wecken, sondern es gilt den Fort-

schritt der Militärtechnik mit größter Sorgfalt zu verfolgen, um einerseits durch die Schilderung des 

Konkr e t en  dem Proletariat ein Bild des kommenden Krieges in anschau l i che r e r, l ebens -

wi r k l i che r e r  Weise geben zu können und um andererseits durch die intensive Beschäftigung mit 

den Rüstungen in dieser Weise, durch ihr näheres Studium auf Grund der dabei gemachten Erfahrun-

gen realere Anhaltspunkte für unseren Kampf gegen den Krieg zu gewinnen. 

Len i n  sagt in seinem Schreiben vom 4. Dezember 1922, das als I n s t ruk t i on  für die Delegation 

der Komintern auf der Konferenz der II. Internationale in Haag über die F r age  de r  Bekäm pfung  

de s  Kr i eges  bestimmt war, in diesem Zusammenhange folgendes: Man muß eine reale Erklärung 

darüber geben, wie groß das Geheimnis ist, das die Geburt eines Krieges umgibt, und wie h i l f l o s  

eine gewöhnliche Arbeiterorganisation, auch wenn sie sich eine r evo l u t i onä re  Organisation 

nenn t, angesichts eines wirklich herannahenden Krieges dasteht. Man muß den Leuten in ganz kon -

k r e t e r  Weise wieder und wieder erklären, wie die Lage während des letzten Krieges war, und warum 

sie nicht anders sein konnte. Man muß besonders die Bedeutung jenes Umstandes erklären, daß die 

Frage der „Vaterlandsverteidigung“ unvermeidlich gestellt und daß die übe r wi egende  Mehr he i t  

de r  Wer k tä t i gen  d i e se  F r age  unve r m e id l i ch  zuguns t en  de r  e i genen  Bour geo i s i e  

l ö sen  wi rd.“ In diesen knappen Sätzen ist gesagt, daß der bloßen Antikriegspropaganda verhältnis-

mäßig sehr enge Grenzen gesetzt sind, mag sie sich auch eine revolutionäre nennen und von soge-

nannten revolutionären Organisationen betrieben werden. Nach Lenin besteht das einzig reale 

Kampfmittel gegen den Krieg in der „Er ha l t ung  und  He r au s b i l dung  e i ne r  i l l ega l en  Or -

gan i s a t i on  zu r  daue r nden  Arbe i t  a l l e r  a m  Kr i ege  t e i l nehm enden  Revo l u t i onä r e  

gegen  den  Kr i e g.“ Also auch die Kommunisten können den Ausbruch eines Weltkrieges nicht 

verhindern. Aber sie müssen alle Mittel anwenden, um die möglichst rasche Vorbereitung der Um-

wandlung des Krieges in den Bürgerkrieg in Gang zu bringen. Dazu dient die konk r e t e, d. h. in 

diesem Falle die r ü c ks i ch t s l o s  ag i t a t o r i sche  und zug l e i ch  ma t e r i a l e r f ah r ene  Antik-

riegspropaganda, die nach Ausbruch des Weltkrieges e r s t  i n  Ve r b i ndung  m i t  den  Kr i egs -

f o l gen  f ü r  da s  P r o l e t a r i a t  sichtbaren Erfolg zeitigen wird. Diese ganz allgemeine Propaganda 

muß spez i a l i s i e r t  werden. Sie muß sich dann auf besondere agitatorische Arbeit innerhalb des 

s t ehende n Hee r e s, wo der Mensch zum Kriege ausgebildet wird, innerhalb der Arbe i t e r s cha f t 

i n de r Kr i egs i ndus t r i e, wo die Erzeugung des Kriegsmaterials vor sich geht, ja bis auf die Arbeit 

innerhalb der verschiedenen Spielarten von Kr i ege r ve r e ine n, wo sie ehemals gediente Proletarier 

umfassen und wo die k r i ege r i s che  T r ad i t i on  zuguns t en  de s  Kap i t a l s  erhalten wird, wer-

fen. Erst eine so m a t e r i e l l  f und ie r t e  Kriegsarbeit kann der ganz allgemeinen Propaganda den 

notwendigen festeren Boden geben. 

Im folgenden soll zur Begründung der bestehenden drohenden Kriegsgefahr nur Material über die 

t e c hn i s chen  Rüs t ungen  und ihre Bedeutung gebracht werden. In Wirklichkeit läßt sich natürlich 

die speziellere technisch-militärische Vorbereitung nicht trennen. Aber solche Erwägungen, die not-

wendig sind, werden von den Agenten des Kapitals innerhalb der Arbeiterschaft, von Führern der II. 

Internationale mit überlegener Miene der besserwissenden Spießer als „Ausgeburt“ einer „krankhaf-

ten Phantasie“ [479] der Kommunisten abgetan. Dabei sind diese Leute nicht verlegen, in einem Zuge 

die langweiligen und bewußt heuchlerischen Friedenspredigten der Macdonald-Herriot als lauterste 

Wahrheit anzupreisen! Es gilt hier einem wiederholt gemachten Einwand von vornherein zu 
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begegnen, den die Führer der II. Internationale auf das Argument der tatsächlichen Rüstungen hin 

gewöhnlich zu machen pflegen. Die Tatsachen der Rüstungen können sie nicht gut weglügen und so 

erklären sie diese damit, daß es innerhalb der kapitalistischen Gesellschaft eine bestimmte Schicht 

von einem gewissen Einfluß, die Militärs gäbe, die die Welt nun einmal nur durch die Brille des 

Krieges sehen könne und die „losgelöst“ von dem „wirklichen“ Gang der Ereignisse oft nur zur Be-

gründung ihres im Kapitalismus „eigentlich“ überflüssigen Berufes die Welt fortwährend auf den 

Krieg, der übrigens nur ein feudaler „Ueberrest“ sei und dem Kapitalismus widerspreche, einstellen 

müsse. Aus deren „beruflicher Kriegsspielerei“ kann das „sonst“ zufällige Unglück des Weltkrieges 

wirklich entstehen. Es gehört wohl nicht viel Verstand dazu, um zu begreifen, daß es unmöglich ist, 

ausgerechnet das Militär in einem vom übrigen Kapitalismus losgelösten Dasein zu betrachten. Die-

ser Einwand läuft sachlich auf die banale „Erklärung“ hinaus, daß es genau so wie es in feudaler Zeit 

Militärs gegeben hat, es jetzt solche Exemplare gibt. Das gilt aber von einer Reihe von Erscheinungen 

im kapitalistischen Leben. Aber zwischen dem Ri t t e r, dem Condo t t i e r e  der feudalen Zeit und 

dem m oder nen  Mi l i t ä r  gibt es genau so einen prinzipiellen Unterschied, wie zwischen einem 

Erwerbsbetrieb im Feudalismus und einem solchen im Kapitalismus. Der moderne Soldat ist aber 

genau so eine natürliche und notwendige Erscheinung des Kapitalismus wie jede andere. Dieser Ein-

wand gegen das Militär, gegen die Rüstungen erhält erst dann einen Sinn, wenn man sagt, daß die 

Rüstungen neben dem Umstand, daß sie von verschiedenen Erscheinungen im kapitalistischen Leben 

in ihrem Umfang, in dem Tempo ihrer Bestärkung beeinflußt sind, auch ihre eigene Logik haben. So 

kann ein wirtschaftlich entwickeltes Land dank seiner allgemeinen günstigen Möglichkeiten im Rüs-

tungswettstreit noch eine Zeitlang fortfahren, während das wirtschaftlich minder gesegnete die Rüs-

tungskonkurrenz nicht aushalten kann und im Bewußtsein seiner begrenzten Fähigkeit, den Rüstungs-

wettstreit durchzuhalten, den Krieg noch vor der Erreichung des ungünstigsten Punktes beginnt. In 

diesem Verhältnis stehen gegenwärtig Amerika-England, Amerika-Japan und auch England-Frank-

reich. Der erwähnte Einwand läuft also auf die banale Feststellung hinaus, – soll er überhaupt einen 

Sinn haben –, daß Rüstungen schließlich den Krieg beschleunigen. Dieser Einwand ist nicht gerade 

allzu geistreich. Schließlich ändert die „theoretische“ Beruhigung, daß der Militarismus „eigentlich“ 

ein feudales „Ueberbleibsel“ sei, nichts an den Leiden des von ihm betroffenen Proletariats. 

Die Rüstungen haben sich mit Ausnahme der besiegten Länder nach zwei Seiten entwickelt. Nach 

Berechnungen des englischen Generals F. Moriß be f anden  s i c h  noch  Ende  1922  i n  Eu r opa  

4.35 4.975 Mann  un te r  Waf f en, wäh r end  s äm t l i che  eu r opä i s chen  Ar m een  1913  

e i ne  S t ä rke  von  „nu r“ 3.747.179  Mann  ha t t e n. Die europäischen Mächte, Deutschland, Oes-

terreich-Ungarn und Bulgarien ausgenommen, die ihren Heeresbestand infolge der Friedensverträge 

gegenüber der Vorkriegszeit sehr stark reduzieren mußten, haben ihre Heere gar um 1.303.921 Mann 

verstärkt. Frankreich allein besaß am 1. Januar 1923 einschließlich der kolonialen Garnisonen und 

Offiziere 831.828 Mann. Das  Anwachsen  de r  Rüs t ungen  j edoch  f i nde t  s e i nen  Aus -

d r uck  wen i ge r  noch  i n  de r  z ah l enmäß i gen  Ve r g r öße r ung  de r  Hee r e, a l s  v i e lmehr  

i n  de r  ko lo s sa l en  Ve r s t ä r kung  de r  Kr i egs t e c hn i k  und  de r  Ausgaben  f ü r  d i e s e. So 

kann es vorkommen, daß ein Land den Mannschaftsbestand vermindert und dabei die Ausgaben für 

seine Kriegsvorbereitungen infolge verstärkter kriegstechnischer Rüstungen zugleich in die Höhe 

treibt. Es hat nun wenig Sinn, über die Heeresausgaben der einzelnen Länder [480] Zahlen zu bringen, 

da diese unkontrollierbar sind und die offiziell angegebenen die Wirklichkeit niemals erreichen. Aber 

gegenüber 1913 sind die Ausgaben durchweg um ein Vielfaches gestiegen, wenn man auch nur die 

offiziellen Zahlen vergleicht. Die moderne Industrie, eingestellt auf Nor mi s i e r ung  und Massen-

he r s t e l l un g, ermöglicht es ferner, in verhältnismäßig rascher Zeit anfangs experimentelle Erfolge 

bald auf Massenverarbeitung umzustellen, sodaß bis zu einem gewissen Grade infolge der kolossalen 

Erweiterungsmöglichkeiten, die dann zu einer rein mechanischen Fortführung des gelungenen Expe-

rimentes werden, bei manchen Kriegsmitteln im Frieden die Ausgaben ohne Gefährdung für die mi-

litärische Schlagkraft beschränkt werden können. Daher legen jetzt sämtliche Staaten so starkes Ge-

wicht, auch aus militärischen Gründen, auf die Durchführung einer strengen Normisierung innerhalb 

der verschiedenen Kriegsindustrien und der Industrie überhaupt, die die erhöhte militärische Schlag-

kraft gewährleistet. Die deutsche Industrie hatte gegenüber allen anderen Industrien schon vor dem 
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Kriege ein verhältnismäßig stark entwickeltes Normenwesen gehabt. Trotzdem herrschte bei Kriegs-

beginn in Deutschland auf den verschiedensten Gebieten ein wirres Neben- und Durcheinander von 

Modellen. Jede Truppengattung hatte beispielsweise Spaten und sonstiges Schanzzeug, aber kaum 

zwei hatten gleiche Modelle! Es gab unzählige Fahrzeuge, Fahrzeugteile, Beschläge, Beschirrung, 

optisches und Fernsprechgerät und noch vieles andere, was bei allen Waffengattungen hätte gleich 

sein können, aber doch nicht gleich war. Verschlimmert wurde diese Buntscheckigkeit durch die Zu-

stände in der Industrie. Jede Fabrik hatte an ihren Erzeugnissen kleine Besonderheiten, die an sich oft 

ziemlich belanglos, doch den Austausch und die Durcheinanderverwendung mit den Erzeugnissen 

anderer Fabriken ausschloß. Um die Kriegsindustrie und auch die übrigen Industrien auf Massenpro-

duktion von Kriegsmaterial vorzubereiten, werden in verschiedenen Staaten, ähnlich wie jüngst in 

Deutschland, Nor m enaus schüs se  de r  I ndus t r i e n, die natürlich mit den Generalstäben in enger 

Verbindung stehen, geschaffen. 

II. 

Der Weltkrieg war eine Revolution für die gesamte Kriegstechnik. Die umfangreichen Veränderun-

gen auf dem Gebiete der Bewaffnung führten auch zu einem Umsturz in dem Verhältnis der verschie-

denen Waffengattungen zueinander, schalteten manche in ihrer früheren Bedeutung aus, führten neue 

ein usw. Vor allem wurde durch die sogenannte Mechanisierung des Krieges das Schwergewicht 

immer mehr vom Menschen auf das „Material“ verlegt. Der Weltkrieg hatte mit dem Bewegungskrieg 

begonnen. Seine Hauptträger waren anfangs die Infanterie, Kavallerie, leichte und mittlere Artillerie. 

Die Kavallerie büßte aber bald ihre entscheidende Bedeutung ein, ihre Aufgabe übernahmen die In-

fanterie, Radfahrer und schließlich auch Flieger. Die vernichtende Wirkung der schweren Geschütze 

machte wiederum den alten Festungen ein Ende. Die Infanterielinie wurde zu e i ne r  Festung. Im 

Laufe des Krieges erweiterte sie sich allmählich von einer einheitlichen Linie zu einem tiefgeglieder-

ten System von Längs- und Querlinien, einem ganzen Grabennetz. Die im Kriege ganz neu entstan-

denen Kampfmittel wie Gas, Tanks und Flaks stellten die Taktik in Verbindung mit den anderen 

Veränderungen vor ganz neue Aufgaben. Ein Bild des nächsten großen Krieges gibt in „The Royal 

Engineers Journal“ der englische Kapitän B. H. Liddell Hart. Er kommt zum Schluß, daß künftige 

Operationen fast au s sch l i eß l i ch  von Tan k- und Luf t f lo t t en  unternommen werden, gestützt 

auf Raupenschlepperverbindungen und Transsportflugzeuge. Von den bisherigen Waffengattungen 

werden seiner Ansicht nach die s chwer e  Ar t i l l e r i e  und die I n f an te r i e allein bestehen bleiben, 

erstere wieder in der früheren defensiven Rolle einer Festungsartillerie, die Infanterie dagegen als 

eine Art „Landm ar i n e“ zur Verteidigung befestigter Stützpunkte und um als „Landungstruppen“ 

aus den Tanks ausgeschifft und gegen geeignete Objekte verwandt zu wer-[481]den, „wie Frettchen 

im Karnickelbau“. Doch wird sich eine ähnliche Umbildung der jetzigen Heere nur langsam und 

abschnittsweise vollziehen. 

Der Reihe nach sollen jetzt die einzelnen Waffengattungen vorgenommen und kurz auf ihre Bedeu-

tung geprüft werden: 

Die Infanterie. Der Hauptwert des Infanteristen liegt in seiner pe r sön l i chen  Beweg l i chke i t, 

in der für jetzt und für alle Zukunft durch nichts zu ersetzenden Fähigkeit des Einzelmenschen, sich 

in, über und durch jeden Meter irgend eines gegebenen Ortes zu bewegen. Die Bewaffnung ist in 

erster Linie für die Infanteristen das Mittel, um durch persönliche handgreifliche Bedrohung den 

Gegner in die F l uch t  zu schlagen. Die Arbeitsteilung im modernen Heere führt nun dazu, daß die 

moderne Infanterie einer Reihe von früheren Aufgaben entkleidet wird und ausschließlich für diesen 

Zweck ihre Feuertätigkeit entfaltet. Das Mürbemachen des Gegners aus der Entfernung ist im mo-

dernen Heer nicht Sache des Infanteristen. Le i ch t e  au t oma t i sche  Waf f en  und Handgr ana -

t en  sind heute die hauptsächlichsten unter den neuzeitlichen Waffen, die für die Bewaffnung des 

Infanteristen in Frage kommen. „Revue d’Artillerie“ (Dezember 1923) beschreibt nach amerikani-

schen Quellen ein Selbstladegewehr Garand für Einzelfeuer, das sich bei Versuchen gut bewährt hat. 

Das Gewehr funktioniert durch Zurückschieben des beweglich angeordneten Zündhütchens der Pat-

rone beim Schuß. Diese Bewegung genügt zum Spannen der Schlagfeder und Entriegeln des Ver-

schlusses, der unter Zusammenpressen seiner Feder zurückgeht und das Auswerfen der Hülse besorgt. 
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Die Verschlußfeder ladet eine neue Patrone und schließt den Verschluß. Zu jedem Schuß muß der 

Schütze den Abzug betätigen, also kein Reihenfeuer. Der Rückstoß ist gering. Gewicht des Gewehres 

4,47 Kg., Lauflänge 60,9 Zentimeter, Feuergeschwindigkeit 60 Schuß in der Minute. 

Wie weit die Arbeitsteilung im modernen Heere Fortschritte macht, zeigt unter anderem die neueste 

organisatorische Maßnahme nach dieser Richtung im französischen Heere: die Schaffung von 13 

M. G.-Ba t a i l l onen  (die „B. C. M.“, bataillons des chasseurs mitrailleurs). Diese Bataillone sind 

entstanden aus den namentlich im Stellungskriege zugeteilten überschießenden M. G.-Kompagnien. 

Sie sind keinem Heereskörper organisch eingegliedert, sondern, aus vier M.-G-Kompagnien beste-

hend, bleiben sie zur Verfügung der O. H. L. Ein Bataillon verfügt insgesamt über 48 schwere und 

48 leichte M. G. Die wichtigste Aufgabe der M. G.-Bataillone im Kampfe besteht in der Scha f fun g  

e i ne s  d i ch t en  Feue r ne t ze s  (Tiefengliederung, Flankenwirkung). Ihr Zweck ist, mit Unterstüt-

zung von wenig Artillerie und Fliegern eine nachha l t i ge  Ve r t e i d igung  zu führen. Ihre Ver-

wendung für den Angriff ist eine untergeordnete, da ihre Feuerkraft zum Schaden ihrer Beweglichkeit 

erzielt wurde. 

Als besonders wichtige Begleitwaffe der Infanterie ist das I n f an t e r i ege s c h ü t z  anzusehen. Sein 

Standpunkt ist die Infanterielinie. Es soll zur Lösung von Sonderaufgaben dienen, für die die schweren 

Waffen der Infanterie und die Artillerie entweder durch Kaliber, Schußweite nicht ausreichen oder 

durch die Art der Aufstellung weniger befähigt erscheinen. Die Aufgaben des Infanteriegeschützes las-

sen sich im großen ganzen in zwei recht verschiedene trennen, einerseits das N i ede r käm pfen  

f e i nd l i che r  Wi de r s t and s nes t e r, die von den M.-G. nicht zu fassen sind, andererseits die 

Kam pf wagenabweh r. Die erstere wird häufig nur durch Steilfeuer zu lösen sein. Große Feuerge-

schwindigkeit ist nicht nötig, dagegen hohe Wirkung des Einzelschusses. Die Kampfwagenabwehr er-

fordert direkten Schuß, große Anfangsgeschwindigkeit, möglichst gestreckte Flugbahn, hohe Feuerge-

schwindigkeit. Andererseits braucht die Wirkung des Einzelschusses nur zur Durchschlagung des Pan-

zers auszureichen. In beiden Fällen dürfte eine Schußweite von 2000 Metern genügen. Eine Vereini-

gung dieser beiden Wirkungsmöglichkeiten in einer Waffe ist bisher offenbar noch nirgends gelungen. 

[482] D i e  Fe l dbe fe s t i gunge n: Die einfache zusammenhängende Infanterieschützenlinie fiel der 

vernichtenden Wirkung des schweren Artilleriefeuers zum Opfer. Die e i ne  Linie verschwand, an 

ihre Stelle trat eine Art Schlachtnetz. Die frühere Schützenlinie hat sich in Stoßtrupps aufgelöst. 

Durchlaufende Gräben sollen nach neuen Instruktionen der verschiedenen Heere vermieden, die ei-

gentlichen Feuerstellungen in S t ü t zpunk t en  zusammengefaßt werden. Ueber die modernste Fort-

entwicklung der Infanterie zur Landm ar i ne  wurde bereits oben geschrieben. 

Mi nen f e l d. Der norwegische Ingenieur Aasen hat angeblich eine Erfindung gemacht, die er den 

„m e c han i s chen  So lda t e n“ nennt. Sie besteht darin, ein Landgebiet mit einem Minenfeld von 

fürchterlicher Wirkung zu versehen und das Land auf diese Weise uneinnehmbar zu machen. Andere 

Fachleute versprechen sich für den kommenden großen Krieg nur wenig von Minierungsarbeiten und 

Minenfeldern. 

Nach r i ch t enm i t t e l  im  Angr i f f sge f e c h t  de r  I n f an t e r i e. Ein rasch vorwärtsschreitender 

Bewegungskampf erfordert ein schnelles Folgen der Befehlsstellen. Im vergangenen Weltkriege wur-

den die Befehle übermittelt durch: Drahtverbindung, Läufer, Meldehunde, Tauben. Es waren Mittel, 

deren Instandhaltung oft schwerste Verluste kostete und die im kritischen Augenblick gewöhnlich 

versagten. Die Entwicklung des Radios wird die Befehlsgebung erleichtern und die Verbindung zwi-

schen Führer und Geführten auch bei größerer Distanz aufrecht erhalten. 

Im allgemeinen läßt sich von der Infanterie sagen, daß diese zahlenmäßig gegenüber der Vorkriegs-

zeit innerhalb der verschiedenen Waffengattungen zurückgegangen ist, was ein Ausdruck der Me-

chanisierung des Krieges ist. So macht die französische Infanterie nur noch 43,4 Prozent der Gesamt-

armee aus. Der deutsche Prozentsatz wird für die 250.000 Mann Reichswehr und Schupo mit 80 

Prozent, für eine nach der deutschen Kampfinstruktion dargestellten modernen Armee noch immer 

mit 59 Prozent errechnet. Vor dem Kriege hatte die materiell bestausgerüstete deutsche Armee in 

ihrer Etatsstärke die Infanterie mit etwa 64 Prozent eingestellt gehabt. Der modernen Infanterie 
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werden ihre früheren Nebenaufgaben genommen, sie wird ausschließlich auf ihre Hauptaufgabe spe-

zialisiert, auf die Vor wär t sbewegun g. In ihr liegt noch immer die Entscheidung, so wichtig auch 

ihre Vorbereitung durch Feuer ist. Durch die Tanks, von denen noch besonders die Rede sein wird, 

wird die Feuerstellung, soweit sie nicht befestigte Stützpunkte zu Zwecken der Verteidigung besitzen 

wird, in bewegliche „Stützpunkte“ verwandelt. Kapitän Hart nimmt an, daß im nächsten großen Krieg 

das Gas die Hauptwaffe sein werde. Da die Infanterie zum Schutz Atmungsgeräte und Schutzkleidung 

nach Art von Taucheranzügen benutzen müsse, wodurch auf die Dauer die freie Bewegung stark 

behindert, ja unmöglich gemacht wird, so hält dieser englische Kapitän die Hauptrolle der Infanterie 

für ausgespielt, da sie einen Gegner nur mit Hilfe anderer Waffen wirksam schlagen kann, mit denen 

das Zusammenarbeiten sehr schwierig ist. Sie behält ihren Wert zur Verteidigung befestigter Stellun-

gen und als „Frettchen“, um den Gegner im Nahkampf aus seinen Stellungen herauszutreiben. 

Große Perspektiven eröffnen sich den eigentlichen t e c hn i schen  T r uppen  in der neuesten Ent-

wicklung der Kriegstechnik. In ihren Bereich fällt eine bunte Mannigfaltigkeit der für Kriegs- und 

für Heereszwecke dienstbar gemachten technischen Fertigkeiten und Errungenschaften. Eisen-

bahntruppen, Pioniere, Nachrichtentruppen, Minenwerfer, Nahkampftruppen mit Flammenwerfern, 

Vermessungs- und Abhorchverbände, Scheinwerferabteilungen, Sappeure werden im kommenden 

Kriege mit allem Raffinement der wissenschaftlichen Methode und Vollkommenheit der angewand-

ten Mittel Brücken, Wege und Eisenbahnen bauen bzw. zerstören. Sie werden brennende Naphtha 

ablassen, mit groß- und kleinkalibrigen Minen Leben vernichten, mit neuartigen Sprengstoffen unge-

heure Naturkräfte entfesseln. (Fortsetzung folgt.) [483] 

* 

Unser Verhalten gegenüber imperialistischen Kriegen.  
Von Georg. 

Ein Vermächtnis Lenins, seine Gedanken über die Bekämpfung der Kriegsgefahr, besser gesagt: über 

das Verhalten der revolutionären Arbeiterschaft gegenüber den Möglichkeiten imperialistischer 

Kriege, wie er sie knapp in den „Skizzen der Thesen über die Aufgaben der bolschewistischen Dele-

gation“ auf der Haager Friedenskonferenz der Reformisten dargestellt hat (siehe „Inprekorr“ und 

„Rote Fahne“ Nr. 59 vom 20. Juni d. J.)ist vernachlässigt. Es gehört zu den größten Unterlassungen 

der Komintern, daß sie den Problemen der Kriegsmöglichkeiten bei weitem nicht die nötige systema-

tische Aufmerksamkeit widmen. 

Die ideologische und organisatorische Vorbereitung der Arbeiterklasse für ihr Verhalten in dem kom-

menden imperialistischen Krieg ist ein organischer Teil des Gesamtkampfes der Kommunisten um 

die Mehrheit der Arbeiterklasse und um die Eroberung der politischen Macht. Aufweisung der Wur-

zel neuer Kriegskonflikte auch im tiefsten Frieden, die konkrete Gestaltung des Gedankens, daß der 

Krieg Fortsetzung der Politik mit anderen Mitteln sei, mit dem Leitgedanken, daß der imperialistische 

Kapitalismus unvermeidlich zum imperialistischen Kriege führt, daher Analyse des Imperialismus 

als der Phase der Gegenwart, sind die Ausgangspunkte, die nicht nur im spezialisierten „Kampf gegen 

die Kriegsgefahr“ eine Rolle spielen. 

Es sei vorweg gesagt: Innerhalb des Kapitalismus kann der imperialistische Krieg vom Proletariat nicht 

verhindert werden. Diese Verhinderungspolitik gehört in die demokratisch-pazifistische Rumpelkam-

mer. Illusionen, als könnten Demonstrationen, Propaganda, Streiks einen Krieg verhindern, sind schäd-

lich. Sie widersprechen unseren grundlegenden Ausfassungen über das Wesen des bürgerlichen Staa-

tes und des imperialistischen Kapitalismus. Aus propagandistischen selbstgefälligen Behauptungen, als 

wäre dieser oder jener Kriegskonflikt durch den Massenaufmarsch des Proletariats verhindert, gewin-

nen die Arbeitermassen eine absolut falsche Vorstellung vom Ausbruch eines imperialistischen Krie-

ges und stellen sich demzufolge ihre revolutionären Aufgaben allzu einfach und leicht vor. Wohl kann 

es vorkommen, daß die führenden Gruppen des imperialistischen Kapitalismus, weil sie die Situation 

unrichtig einschätzten, oder weil sie praktisch sondieren wollen, an die direkte Entfachung eines Krie-

ges herantreten, dann aber zum Rückzug blasen, weil sie eben merken, daß sie die Situation falsch 

eingeschätzt haben. U. a. eventuell auch, weil der Widerwille breiter Volksschichten gegen den Krieg 
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zu stark und daher das Risiko des Krieges, sowohl was die revolutionären Gefahren als auch was die 

Aussichten einer militärischen Niederlage betrifft, zu groß sind. Die Bourgeoisie hebt ihr Pulver auf, 

bis die Situation für sie günstiger wird, aber zu sagen: wir, die Arbeiterklasse, hätten diesen Krieg 

nunmehr verhindert, ist eine falsche und gefährliche Ueberhebung. Imperialistische Kriege können 

nur im Fluß der Ereignisse überwunden, d. h. in den Bürgerkrieg umgeleitet werden. Daher ist der 

Kampf gegen imperialistische Kriege gleich Kampf gegen den Kapitalismus, revolutionärer Kampf 

zum Sturz des Kapitals, Vorbereitung und Organisierung dieses Kampfes. 

Das ist eine einfache und anerkannte These; worauf es aber ankommt, ist die Konkr e t i s i e r ung  

der Methoden dieses Kampfes. Denn mit dieser These allein kommen wir ebenso wenig weiter, wie 

mit der täglichen Wiederholung der gültigen und anerkannten These von der Diktatur oder der Räte-

macht. 

Die folgenden Vorschläge sind skizzenhaft, sicherlich unvollständig und auch nicht genügend syste-

matisch. Das zu bearbeitende Gebiet ist in einem solchen Maße unerschlossen, daß wir uns begnügen, 

vorläufig einige An-[484]regungen zu geben, die eine Debatte und weitere Gedanken anregen, vor 

allem aber Vorschläge ehebaldigst in die Wirklichkeit umzusetzen helfen sollen. 

1. Auch auf diesem Gebiet ist der Reformismus, hier in der Form des bürgerlichen, kleinbürgerlichen 

und sozialdemokratischen Paz i f i sm u s, der gefährlichste Feind. Seine ständige systematische Be-

kämpfung, die Aufweisung seiner Verlogenheit und Phrasenhaftigkeit ist eine unbedingt notwendige 

Arbeit. Seine Erscheinungsformen in Presse, Versammlungen, Konferenzen, bürgerlich-diplomati-

schen Noten, Parlamentsreden, Völkerbund-Versammlungen, Verträgen, Abrüstungskonferenzen 

usw. sind ausführlich zu behandeln. Unsere Presse, Redner, Parlamentarier müssen dies ständig tun. 

Besonders gefährlich und zu zerpflücken sind radikal scheinende Resolutionen, die Generalstreik, 

passive Resistenz, Dienstverweigerung und ähnliche schöne Dinge gegen den Krieg empfehlen. Ihre 

Zerpflückung, auch an Hand geschichtlicher Beispiele (2. Internationale) ist um so wichtiger, weil 

nicht nur Massen, sondern auch manche unserer guten Genossen auf derlei Radikalismus hereinfallen. 

2. Das „Gehe i m ni s  de r  Kr i egsvo r be r e i t unge n“, des Kriegsausbruches muß in unserer 

Presse, Propagandaliteratur, Versammlungsreden, Parlamentsreden usw. einen gebührenden Platz be-

kommen. Nur wenn wir diese Geheimnisse zerpflücken, geschichtlich beleuchten, können wir die 

Massen entsprechend zur Aufmerksamkeit erziehen, alarmieren, mobilisieren. Es ist ein großer Man-

gel auf diesem Gebiet, daß die kommunistische Propaganda diesbezüglich in der Auswer t ung  de r  

geö f f ne t en  Gehe i mar ch i ve  gar nichts gemacht hat. 

3. Eine bewußte Vorbereitung der Arbeiterklasse auf kommende Kriege kann nur geschehen durch 

ständige und systematische Aufweisung der Wel t zusam menhänge  in der Epoche des imperia-

listischen Kapitalismus. Jede Erscheinung, jedes Ereignis muß im Rahmen dieser Weltzusammen-

hänge erläutert werden. 

Praktisch ist dazu notwendig: eine ständige und ausgiebige Be r i ch t e r s t a t t ung  vor der breitesten 

Oeffentlichkeit über alle Kriegsvorbereitungen, imperialistische Konflikte, kriegerische Zusammen-

stöße, über die wirtschaftlichen Probleme des Imperialismus, wie sie sich zu Kriegsstoffen verdichten. 

Jede „Kleinigkeit“ ist dabei von größter Bedeutung. Der letzte Krieg und seitherige Kriegskonflikte 

haben gezeigt, wie Weltkriege an einer nebensächlichen Kleinigkeit entbrennen können. Nach der gan-

zen Taktik der Bourgeoisie ist es wahrscheinlich, daß jeder künftige Krieg zwecks Verhüllung seiner 

Dimensionen und Schwächung des Widerstandes an einer solchen nebensächlichen Frage „zufällig“ 

entbrennen wird. (Die ständige Wiederholung der stereotypen Formeln: Kriegsvorbereitungen gegen 

Sowjetrußland, französisch-englischer oder japanisch-amerikanischer Konflikt, nützen gar nichts.) 

Es müßte ein z en t r a l e s  Beobach t ung s- und  P r opagandabü ro  geschaffen werden, welches 

sich in jedem Lande entsprechende Berichterstatter und Informatoren schafft und fähig ist, allen Teilen 

der Komintern jede Tatsache über Kriegsvorbereitungen raschestens zu übermitteln. Teilaufgaben: 

a) Ständige Beobachtung der t e c hn i s chen  Kr i egs r üs t ungen  in allen Ländern, technische Neu-

erungen, „militärische Geheimnisse“, Umorganisierung der Armee, Vermehrung, Aenderung und 
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Umstellung der Streitkräfte, ihre technischen, militärischen, politischen Ursachen und Folgen, ihre 

Wirkung auf kommende Kriege. 

b) Ständige Beobachtung imperialistischer Konf l i k t s t o f f e. Erläuterung ihrer Zusammenhänge. Es 

genügen keineswegs Schlagwörter wie: amerikanischer Petroleum-Imperialismus, französischer 

Kontinental-Imperialismus, Zerfall des englischen Weltimperiums, Erwachen der Ostvölker, Kampf 

um die Absatzmärkte, Aufteilung Europas usw. An Hand der gesamten Weltpresse und aller irgend-

wie erreichbaren Daten eines täglich ergänzten Materials müßte die gesamte Arbeiterschaft von dieser 

zentralen Stelle aus durch Presse usw. auf die Zusam m enhänge  hinge-[485]wiesen, die Bedeu-

tung „kleiner nebensächlicher Ereignisse“ auf dem „Balkan“, in „Asien“ oder „Afrika“ in bezug auf 

die Ereignisse in Europa beleuchtet werden. Wird dies vernachlässigt, dann verliert die Arbeiterschaft 

den Sinn für diese Zusammenhänge und kann leicht überrascht werden. 

Gegenwärtig ist diese Benachrichtigung und Erklärung sehr primitiv. Die Informationen unserer Pres-

seorgane sind ungenügend. Der oder jener kommunistische Redakteur entdeckt in der Presse zufällig 

diese oder jene Tatsache, Zusammenhang oder Erklärung, die längst bekannt sein sollte oder auch 

falsch sein kann. 

Auf dem Gebiet der Weltwirtschaft, des Faschismus, der Arbeiterverfolgungen (Rote Hilfe) haben 

wir schon solche Zentralstellen, die zur systematischen Bearbeitung dieses Gebietes sicherlich bei-

getragen haben, obwohl sie nur ganz ungenügend funktionieren. Organisatorisch müßte dieses Büro 

zusammengesetzt sein: aus einer Tatsachensammlung, einer Systematisierung der Tatsachen, einer 

Empfangsstelle aller diesbezüglichen Mitteilungen (jeder müßte aufgefordert werden, alles mitzutei-

len), einer Informationsstelle mit Bulletins, Zeitschriften, Chroniken, Korrespondenzen usw., sowie 

einer Bearbeitungsstelle, wo die weltpolitischen Zusammenhänge in bezug auf mögliche Kriegskon-

flikte herausgeschält werden. 

Dice Tatsachen, die dabei ständig zu beobachten und auszuwerten sind, zerfallen in folgende Gruppen: 

a) technische Rüstungen, b) Verträge, Geheimverträge, c) bürgerliche Regierungskonferenzen, Ge-

heimkonferenzen, d) Tätigkeit der bürgerlichen Geheimdiplomatie, Noten und Geheimnoten, e) Ge-

setzgebung, Verordnungen zur Vorbereitung von Kriegen, f) Wirtschaftspolitik, Verkehrspolitik in 

bezug auf Kriegsvorbereitungen, g) Kulturpolitik (Kirche, Schule, Literatur, Theater, Kino, Presse 

usw.) im Dienst der Kriegsvorbereitungen. 

Die Aufzählung ist sicher unvollständig. Worauf es ankommt, ist die systematische, konkrete Be-

obachtung und die Bearbeitung ihrer Ergebnisse und Aufweisung der Zusammenhänge und das täg-

liche Einhämmern ihrer Zusammenhänge in die Arbeiterköpfe. Vor allem natürlich die allerwichtigs-

ten Tatsachen, die imperialistischen Konfliktstoffe im Kampf um Rohstoffe, Absatzmärkte, Kapitals-

anlage und Akkumulationsmöglichkeiten konkret nachzuweisen. 

4. Ideologisch müssen die Fragen der „Vat e r l andsve r t e i d i gung“, der „Kr i e gspsychos e“ und 

des „Def a i t i sm u s“ (das Herbeiwünschen der militärischen Niederlage der eigenen Bourgeoisie im 

Krieg und die aktive Förderung dieses Wunsches) konkret gestellt und klar beantwortet werden. Vom 

Klassenstandpunkte aus kann dies nur geschehen, wenn die verschiedenen Staatstypen ins Auge ge-

faßt werden. Das sind: 

1. der kapitalistisch-imperialistische Staat, 

2. der proletarische Staat, 

3. koloniale, halbkoloniale unterdrückte Völker und Nationen. 

Zu 1.: Schärfster Kampf gegen die sozialdemokratische Vaterlandsverteidigungsideologie, konkreter 

geschichtlicher Nachweis der Notwendigkeit des Defaitismus. 

Zu 2.: Uneingeschränkte Vaterlandsverteidigung des proletarischen Staates. 

Zu 3.: In Kolonien, Halbkolonien, bei Völkern, die vom westlichen Imperialismus unterdrückt wer-

den, Anerkennung der revolutionären Notwendigkeit ihrer Rebellion gegen die Imperialisten. 
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Selbstbestimmungsrecht der Nationen, konsequente Unterstützung dieser Kämpfe, wobei in jedem 

Einzelfalle vom Klassenstandpunkt des Proletariats und des armen Bauerntums aus die konkrete Stel-

lungnahme genau festgelegt werden muß. 

Besonders wichtig sind genaue Untersuchungen von sogenannten Grenzfällen zwischen 1. und 3. 

(Ruhrkampf usw.), Leitmotiv: Selbstbestimmungsrecht der Völker kann nur vom Proletariat und ar-

men Bauerntum erkämpft werden. 

5. Genaue Beobachtung, ständige Berichterstattung, gegenseitiger Austausch der Erfahrungen, Ver-

breitung von Meldungen über die Ar b e i t  [486] de r  r evo l u t i onä ren  Kl a s sen käm pf e r  i n  

den  Ar m ee n; der Ausdruck „antimilitaristische Propaganda“, wie er sehr häufig vorkommt, müßte 

dabei als pazifistisch-illusionistisch und irreführend vollkommen verschwinden. Folgende Hauptfälle 

sind zu beachten: 

a) Länder mit allgemeiner Wehrpflicht (Frankreich, Tschechoslowakei usw.), Propaganda in den 

rekrutierten Armeen, Austausch von Erfahrungen, genaue Direktiven über Verbindung der Parteimit-

gliedschaft untereinander und mit den Parteiorganisationen auch während ihrer Militärdienstzeit, Or-

ganisierung von Armeezellen, Berichte in der kommunistischen Weltpresse über ihre Erfolge. Sehr 

wichtig ist dabei, diese Erfolge ohne Illusionen, sehr nüchtern und kritisch zu behandeln. Es ist zwei-

erlei, ob wir einen kleinen Erfolg auf diesem Gebiet zu propagandistischen Zwecken zwecks Emp-

fehlung zur Nachahmung breittreten (was richtig ist), oder ob wir uns selbst durch solche Uebertrei-

bungen täuschen, betrügen und den Arbeitern damit die Sache zu leicht erscheinen lassen. 

Sowohl propagandistisch als auch zwecks ernster Untersuchung müssen internationale genaue Be-

richte verbreitet werden. 

1. Ueber jeden Fall der D i ens t ve rwe i ge r ung  gegen streikende, demonstrierende Arbeiter oder 

gegen kriegerische Mobilisierungsbefehle. 

2. Ueber F ra t e r n i s i e rung  von Truppen mit demonstrierenden, aufständischen Arbeitern und Bau-

ern, oder im Kriegsfalle mit feindlichen Armeeteilen. 

3. Ueber Uebe r l au f en  von Truppenteilen und Einzelner zu aufständischen Arbeitern oder zu feind-

lichen Armeen. 

4. Dienstverweigerungen infolge s ch l e c h te r  Behand l un g, schlechter Beköstigung usw. und die 

Rolle der kommunistischen Armeezellen bei solchen. 

5. So l da t endem ons t r a t i one n, Beteiligung von Soldaten an Arbeiterdemonstrationen (ihre Be-

strafung), Singen revolutionärer Lieder von Truppenteilen, Beschlüsse von Soldatenräten, Soldaten-

gruppen, Soldatenbriefe über Stimmung der Armee usw. 

6. Ko l on i a l e  T r uppe n, in den Kolonien selbst oder in Europa verwendet. Die Besonderheit dieser 

Truppen erfordert besondere Beobachtungen über ihr Verhalten gegenüber weißen oder farbigen Ar-

beitern und Bauern, gegenüber der bürgerlichen Nationalistenbewegung in ihrem Lande, gegenüber 

weißen Offizieren usw. 

c) Sö l dne rhee r e  (deutsche Reichswehr usw.). 

d) Bewaf fne t e  Fa sch i s t enve rbände  (italienische Faschistenmiliz, deutsche Verbände usw.) 

sind betreffend ihrer Haltung zur Kriegsfrage genau zu beobachten, über ihre Beeinflussung zu be-

richten. 

Worauf es dabei ankommt, sind wahrheitsgetreue und ausführliche Berichte, aus denen die Arbeiter-

schaft den Stand der Dinge erkennen und Beispiele nehmen kann. Täglich werden solche Tatsachen 

unbeachtet gelassen. Z. B. Meutereien in Spanien, in Griechenland, Fraternisierung französischer 

Truppen und Kolonialtruppen, kriegsfeindliche Stimmungen in der schwedischen und norwegischen 

Armee, Meutererprozesse in der Tschechoslowakei usw. 
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6. Alle Erscheinungen, die auf eine Kampfstimmung oder Kampfvorbereitung der Vo l ksm assen  

gegen  kom m ende  Kr i ege  hinweisen: Demonstrationen, spontane Kundgebungen, Presse usw. 

müssen beobachtet werden, eine ständige und ausführliche Berichterstattung über alle Erscheinungen 

auf diesem Gebiet, vor allem auch über die Ha l t ung  de r  Kom m uni s t en  in jedem einzelnen 

Lande, bei jedem konkreten Fall ist von allergrößter Wichtigkeit. Außer der genauen Berichterstat-

tung muß da auf diesem Gebiet eine s chonungs l o se  Kr i t i k  f a l s che r  S t e l l ungnahm en  un -

se r e r  e i genen  Genos sen  einsetzen. Denn mangels solcher Kritik können sich falsche Stellung-

nahmen wiederholen und auch als Beispiel genommen werden. Dazu gehört z. B.: eine genaue kriti-

sche Untersuchung der Stellungnahme der deutschen Kommunisten zum Ruhrkampf und zu einem 

möglichen deutsch-französischen Krieg [487] zwischen zwei bürgerlichen Regierungen. Dann die 

Stellungnahme der englischen Kommunisten zu pazifistischen Völkerbundsversprechungen, zur 

Ruhrbesetzung, zum griechisch-türkischen Krieg, zum täglichen Krieg ihrer Bourgeoisie gegen die 

Kolonialvölker, zu den Kriegsdrohungen gegen China usw. Die Stellungnahme der tschechoslowa-

kischen Kommunisten zur Zeit der monarchistischen Restaurierungsversuche des Exkaisers Karl in 

Ungarn, die fast zu einem offenen Kriegskonflikt führten. Die Stellungnahme der tschechischen, ös-

terreichischen, italienischen und jugoslawischen Kommunisten zur Zeit der Kriegskonstellation, die 

zu Beginn der Sanierungsaktion in Oesterreich entstanden ist. Die Haltung der italienischen Kommu-

nisten im italienisch-jugoslawischen Kriegskonflikt, im italienisch-griechischen Kriegskonflikt, bei 

den italienischen Interventionsversuchen auf dem Balkan (Albanien), die Haltung der griechischen 

Kommunisten zur Zeit des griechisch-türkischen Krieges. Die Haltung der verschiedenen kommu-

nistischen Parteien zu den verschiedenen Erscheinungen des bürgerlichen Pazifismus, der Täu-

schungsmanöver des Völkerbundes, der Abrüstungskonferenzen usw. 

7. All diese Kenntnisse, ständigen Informationen, Austausch von Erfahrungen (vor allem auch aus-

giebige und konkrete Mitteilungen der Erfahrungen der r us s i s chen  Kom m uni s t e n) sind not-

wendig, um die kommunistischen Parteien als Kernorganisationen des revolutionären Proletariats so-

wie die breitesten Arbeitermassen ideologisch wie praktisch-organisatorisch für den Fall des kom-

menden imperialistischen Krieges vorzubereiten, mit anderen Worten: um die Ueberleitung des im-

perialistischen Krieges in den Bürgerkrieg, den siegreichen Aufstand der Arbeiter zu organisieren. 

Mit Hilfe der Beispiele aus der Kriegs- und Vorkriegszeit müssen die Ursachen des Versagens der 

sozialdemokratischen Parteien der 2. Internationale immer wieder und wieder klar gemacht werden. 

Dabei genügen allgemeine Redensarten, wie: Sozialpatriotismus, Sozialchauvinismus, notorische 

Verräterei usw. nicht. Es müssen die Wurzeln und Ursachen aller dieser Erscheinungen erklärt wer-

den, um dieselben Erscheinungen in Zukunft zu vermeiden. Die Vorbereitung der Kommunistischen 

Partei und der Arbeitermassen auf den kommenden imperialistischen Krieg ist ihre Vorbereitung für 

eine Periode, in der der revolutionäre Klassenkampf durch den aufs äußerste gesteigerten Druck der 

bürgerlichen Staatsmaschine im höchsten Maße erschwert, andererseits aber die Aussichten und 

Möglichkeiten des revolutionären Sieges gesteigert werden. Dementsprechend müssen die Organisa-

tionen des revolutionären Proletariats vorbereitet werden. 

Was diese konkreten Maßnahmen anbetrifft, so haben wir noch ziemlich wenig allgemeingültige Di-

rektiven. Sie müssen schleunigst zu einem ganzen System ergänzt werden. Die Schaffung von 

Kampforganisationen, die auch unter dem schärfsten Druck der Kriegsmaschine ungestört nicht nur 

als kleine Verschwörerzirkel unter sich, sondern als i l l ega l e  Masseno r gan i s a t i onen  im 

wahrsten Sinne des Wortes wirken können, ist die erste Vorbedingung. Sie müssen rechtzeitig für 

alle Möglichkeiten und alle Zweige des revolutionären Kampfes die Vorbereitungen treffen. Trotz 

Kriegszensur und Presseknebelung Massenverbreitung illegaler Zeitungen (Gen. Lenin machte z. B. 

bezüglich der Presse 1914 den konkreten Vorschlag, die Arbeiterparteien müßten unter der Kriegs-

zensur ihre legalen Blätter als unpolitische Nachrichtenblätter herausgeben, daneben aber ihre politi-

schen Direktiven in illegalen Zeitungen verbreiten). Die konkreten Vorbereitungen der Verbindung 

der Kommunistischen Parteien mit den Truppenteilen im Felde und im Hinterland, konkrete Vorbe-

reitung der Bewaffnung der revolutionären Arbeitermassen mit Hilfe der Armeezellen, revolutionärer 

Betriebsräte in Munitionsfabriken, Vorbereitung und Organisierung der aktiven Sabotage der 
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bürgerlichen Kriegsmaschine durch Zerstörung von Verkehrswegen, Waffenlagern, Munitionsfabri-

ken usw. im Falle des Krieges und die konkrete Untersuchung und Anweisung darüber, in welchem 

Falle solch eine Sabotage [488] notwendig ist oder nicht. Genaue Anweisungen darüber, was die 

kommunistischen Frauen, die kommunistische Jugend im Falle eines Krieges zu tun haben. Wie sich 

die Kriegsgefangenen usw. zu verhalten haben. 

Alles das muß durchgesprochen, ideologisch und organisatorisch vorbereitet werden. Nur so können 

wir es vermeiden, daß uns der imperialistische Krieg überrascht. Nur so können wir die Sicherheit 

haben, daß wir diesen Krieg in den siegreichen Bürgerkrieg des Proletariats umleiten. Wir sehen, die 

konkreten, organisatorischen Vorbereitungen sind dieselben, die das Proletariat, die kommunisti-

schen Parteien unter dem Druck des wachsenden bürgerlichen Terrors auch heute in „Friedenszeiten“ 

schon durchführen müssen, und die im Kriege nur in erhöhtem und erweitertem Maße Verwendung 

finden. Auch das zeigt, daß unsere Kampfmaßnahmen für den Fall eines imperialistischen Krieges 

nicht abgesondert werden können von unseren sonstigen Kampfmaßnahmen zum Sturz der Bourgeoi-

sie, ob uns nun dieser Sturz erst während eines nächsten imperialistischen Krieges oder schon in 

Friedenszeiten gelingt. 

* 

Zur Frage der Einheit der Gewerkschaftsbewegung. 

A n m e r k u n g: Die Gewerkschaftsfrage hat auf dem Zentralausschuß eine so große Rolle 

gespielt, daß wir es für wichtig halten, die Gewerkschaftsfrage von verschiedenen Gesichts-

punkten zu beleuchten. Die Partei hat in der Resolution zur Gewerkschaftsfrage auf dem 

Zentralausschuß bereits Stellung zu dieser Frage genommen. Der nachstehende Artikel ent-

hält die persönliche Ansicht des Genossen A. M. Die Zentrale behält sich vor, in einer der 

nächsten Nummern ihren Standpunkt noch einmal zu präzisieren. 

I. 

A. M. Auf dem Weltkongreß der Kommunistischen Internationale ist eine wichtige Frage angeschnit-

ten worden, die Frage der E i nhe i t  de r  Gewer kscha f t sbewegun g. Soweit aus den mir bisher 

zugänglichen sehr knappen Berichtsauszügen hervorgeht, hat Gen. Losowski die Frage der internati-

onalen Vereinheitlichung der Gewerkschaftsbewegung als überaus ak tue l l  bezeichnet, das heißt, 

klar gesprochen, die Vereinigung der Amsterdamer Gewerkschaftsinternationale und der Roten Ge-

werkschaftsinternationale. Als Begründung gab er, soweit ich sehen kann, zwe i  „Tatsachen“ an, 

nämlich die Herausbildung eines linken Flügels in der Amsterdamer Internationale und das Ende der 

Offensive des Kapitals gegen das Proletariat. 

Diese Begründung halte ich für illusionsfördernd und undurchdacht. 

Zunächst die Behauptung vom Stillstand der Kapitalsoffensive. Wie kann eine solche Behauptung 

aufgestellt werden in einem Augenblick, in welchem das Sachve r s t änd i gengu t ach ten  in An-

wendung gebracht werden soll. Der Dawes-Plan ist ein internationaler Stoß des Kapitals gegen das 

Proletariat, und zwar ein überaus kräftiger. In diesem Augenblick vom Stillstand der Kapitalsoffen-

sive zu sprechen, bedeutet, die Welt mit seltsamen Augen sehen. Wenn aber die Behauptung des 

Genossen Losowski sozusagen prophetische Geltung haben soll und so gemeint sein so l l t e, daß das 

Proletariat sich ja wieder sammelt und sogar zu Gegenstößen ausholt (England, Deutschland), so kann 

man sagen: Prophetie ist gut und brav, nur besagt die Prophezeiung, daß die Kapitalsoffensive stehen 

bleiben wi rd, nicht. daß sie stehengeblieben ist. Außerdem können von be i den  Seiten Offensiven 

gleichzeitig geführt werden. Und, was eben das wichtigste ist: das Kapital holt zur ganz großen Of-

fensive, der Dawes-[489]Offensive, aus, die sich nicht auf Deutschland beschränkt, sondern ganz 

Europa betrifft. 

Der zweite Grund, daß nämlich sich ein linker Flügel in der Amsterdamer Internationale gebildet 

habe, ist überhaupt kein Grund, weil sich dieser Flügel nicht gebildet hat. Es ist richtig, daß auf der 

Wiener Tagung der Amsterdamer Internationale die englischen Delegierten einige schwächliche Vor-

stöße gemacht haben. Es ist ebenso richtig, daß sie vollkommen geschlagen worden sind. Es ist 
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un r i ch t i g, daß ein F lüge l  besteht. Was man a l l e i n  sagen kann, das ist: in England beginnt ein 

Radikalisierungsprozeß der Gewerkschaften, von dem man heute noch nicht sagen kann, wie tief und 

wie weit er geht, der aber einige sehr w i ch t i ge  Ergebnisse (bei den Bergarbeitern zum Beispiel) 

gegeben hat und der auf das Verhalten der englischen Delegierten in Wien offenbar eingewirkt hat. 

Aber wenn  die beiden Gründe des Genossen Losowski richtig wären, würden dann  seine Folge-

rungen zutreffen? Ja und nein. Nein insofern, als es eine Illusion ist, in dem Moment, wo die Offen-

sive des Kapitals au f hö r t, wo also eine neue revolutionäre Welle bereits m er k l i ch  zu steigen be-

ginnt, wo a l so  neue Massen revolutioniert werden, wo also die Amsterdamer Führung fester und 

entschlossener au f  d i e  Se i t e  de r  Bour geo i s i e  tritt und treten muß, wo sie a l so  erst recht Rei-

nigung ihrer Organisationen von den Kommunisten, auch um den Preis von Spaltungen, die ihr Mas-

sen von Mitgliedern kosten, betreiben muß – eine Illusion, sage ich, in solchem Augenblick eine 

Vereinigung, die im wesentlichen von  oben  gemacht wird, für möglich zu halten. Nein auch inso-

fern, als es eine Illusion ist, ein Aus-den-deutschen-Erfahrungen-nichts-gelernt-haben, wenn man bei 

Aufhören der Kapitalsoffensive glaubt, ein „linker“ Flügel sozialdemokratischer Massenorganisatio-

nen sei, ohne daß die Kommunisten von  un t en  schärfste, unerbittlichste, prinzipiellste Vorberei-

tung der Massen getrieben hätten, ein Symptom für Kampfwillen und Einigungsmöglichkeiten. Im 

Gegenteil. Wenn die Kommunisten bis zu diesem Augenblick n i ch t  die Massenvorbereitung von  

un t en  betrieben haben, die ja i mmer  notwendig ist, aber in solchem konkreten Fall mit so l chem  

konkreten Z i e l  hundertfach, dann ist der „l i nk e“ Flügel das e i gen t l i che  Bollwerk, der Wellen-

brecher gegen die Revolution. 

Aber trotzdem hätte die Losung, f a l l s  die Voraussetzungen des Genossen Losowski richtig wären, 

auch r i ch t i ge s, das zu sehen notwendig ist. Nämlich: die Losung E i nhe i t  de r  Gewer k -

scha f t sbewegung  ist i m mer  richtig und wird eine brennende Losung in dem Augenblick, wo 

die Kraft der Kapitalsoffensive sich bricht und wo das Anwachsen einer neuen Welle der Revolution 

sich im Entstehen „linker“ Flügel der reformistischen Bewegung anzeigt. Nur daß dann der Prozeß 

aller Wahrscheinlichkeit nach genau um gekeh r t  vor sich geht, als ihn Gen. Losowski, soweit ich 

aus den Berichten schließen kann, sich vorstellt, und daß dementsprechend die Kommunisten auch 

anders verfahren müssen. 

W e r  braucht in einem Augenblick, wie dem eben geschilderten, die Einheit der Gewerkschaftsbe-

wegung? Das revolutionäre Proletariat. Dagegen die reformistischen Spitzen, die Arbeiteraristokra-

tie, sie brauchen die Spa l t ung  der Gewerkschaftsbewegung, denn sie treten unwe i ge r l i ch  auf 

die Seite der Gegenrevolution. 

Hieraus folgt verschärfteste, angestrengteste Propaganda- und Organisationsarbeit der Kommunisten 

„von unten“, Vortreiben der Betriebsräte, Schaffung der Betriebsräte, wo sie nicht existieren, Zusam-

menfassung der wichtigsten Gruppen (Transport, Bergbau, Munitionsarbeiter usw.) im i n t e r na t io -

na l en  Maßstab, gemeinsame internationale Aktionen, zum Beispiel Verhinderung von Waffentrans-

porten (sagen wir nach Rumänien oder Polen), Demonstrationen (zum Beispiel für den allgemeinen 

internationalen Achtstundentag), Stillegung der Munitionsbetriebe (zum Beispiel der Škodawerke, der 

französischen chemischen Werke, die Giftgase herstellen) u. a. Das gäbe eine Zusam menschwe i -

ßung , welche v i e l-[490]l e i ch t  mit einem internationalen Kampfkongreß gekrönt und be s t i mm t  

mit einer Absplitterung aller reformistischen Spitzen und Gruppen verbunden werden würde. 

Soweit ich sehen kann, schlägt Genosse Losowski eine solche Kampagne von unten auch vor, und 

damit wird jeder Kommunist einverstanden sein, vorausgesetzt, daß man ihr ein Ziel gibt. Als ein 

solches Ziel vermag ich einen Einigungskongreß, wie er vom Genossen Losowski auch genannt 

wurde, durchaus nicht anzusehen und erblicke in einem solchen Vorschlag eine Wiederholung der 

schlechten Kateridee von 1922, wo ein abstrakter „Weltarbeiterkongreß“ zum Gegenstand einer ge-

genstandslosen Luftaktion und Parolenkampagne gemacht wurde, natürlich ohne Erfolg. 

Der Eindruck aber, der durch diesen Vorschlag gemacht wird, ist na t u r no t wend i g  dieser: die Rote 

Gewerkschaftsinternationale soll liquidiert werden, und jener „Vereinigungskongreß“ ist das Grab, 

in das sie sanglos gelegt wird. 
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Dieser Eindruck darf nicht entstehen, weil er schädlich ist und entsteht aus f a l s chen  Begründungen 

von taktischen Losungen. Von  e i ne r  L i qu i da t i on  de r  Ro t en  Gewer kscha f t s i n t e r na t i o -

na l e  zuguns t en  von  Am s t e r dam  da r f  ke ine  Rede  s e i n. 

II. 

Ist die Losung „Einheit der Gewerkschaftsbewegung“ richtig“ J a, s i e  i s t  unbed i n g t  und  i m mer  

r i ch t i g. Was bedeutet sie? Sie bedeutet e r s t en s, daß die internationale Arbeiterbewegung ge -

s chwäch t  ist, solange die Gewerkschaftsbewegung gespalten und zersplittert ist, und daß de sha l b  

die internationale Gewerkschaftsbewegung gee in i g t  werden m üß t e; sie bedeutet zwe i t en s, daß 

die internationale Gewerkschaftsbewegung de sha l b  gespalten ist, weil sie mindestens zwei prinzi-

piell auseinandergehende Orientierungen besitzt, und daß die internationale Gewerkschaftsbewegung 

auf e i ne r  Linie geeinigt werden m üß t e. 

Der erste Satz wird allgemein zugegeben. „Schuldfragen“ aufzuwerfen ist idiotisch, und zwar des 

zwe i t en  Satzes wegen, der in seinem ersten Teil ebenfalls allgemein zugegeben wird: eben weil 

p r i nz i p i e l l e  Differenzen in der Arbeiterbewegung bestehen, deshalb ist sie gespalten. Aber nun 

die „Einigung“ – soll sie unter Außerachtlassung dieser p r i nz i p i e l l en  Unterschiede möglich sein? 

Es ist klar: den Standpunkt der proletarischen Diktatur kann man mit dem der bürgerlichen Demo-

kratie nicht versöhnen. Es wäre albern, auf d i e sem  Gebiete Einigung zu suchen. 

Abe r  die Am s t e r damer  Gewerkscha f t en  s i nd  j a  a nge b l i ch  pa r t e i po l i t i s ch  neu t r a l; 

a l so  dürfte d i e se r  Differenzpunkt keine Rolle spielen. 

Ein einziger „prinzipieller“ Punkt muß als geme i nsam es  Prinzip gefordert werden: daß die Ge-

werkschaften K l a s seno r gan i s a t i onen  de s  P r o l e t a r i a t s  sind und nu r  K l as sen i n t e re s -

s e n  zu vertreten haben (woraus Ablehnung der Arbeitsgemeinschaft mit den Unternehmern folgt). 

Aber in den Sp i t z en  wird sich über diesen Punkt keine Einigung erzielen lassen, und unten, in den 

Massen, wird d i e se r  abstrakt gefaßte Punkt ke ine  Bewegung erzeugen. 

Hingegen kann und muß man bei konk r e t en  Fragen anfassen, welche gerade d i e sen  Punkt her-

vortreten lassen. 

Sind die Gewerkschaften im internationalen Maßstab f ü r  den allgemeinen Achtstundentag? 

Dann  so l l en  alle Gewer ks c ha f t e n, ohne  Un t e r s c h ied  de r  R i ch t un g, da fü r  käm pf e n, 

d. h. beispielsweise einen internationalen Demonstrationstag, einen internationalen Demonstrations-

streik, einen internationalen Streik in besonders organisierten Industrien (zum Beispiel bei den Berg-

arbeitern, Eisenbahnern, Metallarbeitern) hervorbringen. 

[491] Für d i e se s  Ziel kann man die Arbeiter von  un t en  her zusammenfassen, von  un t en  her 

Einheit der Aktion vorbereiten. Oder: sind die Gewerkschaften für w i r k l i chen  Kampf gegen den 

kommenden Krieg? 

Dann  s o l l en  a l l e  Gewer kscha f t e n, ohne  Un t e r s ch ied  de r  R i ch t un g, s chon  j e t z t  e i -

nen  i n t e rna t i ona l en  Dem ons t r a t i ons s t r e i k  ve r ans t a l t e n, so l l en  d i e  T r anspo r t a r -

be i t e r  a l l e r  Lände r  von  e i nem  bes t imm t en  Tage  a b  j eden  T r anspor t  von  Waf f en  

und  Mun i t i on  e i n s t e l l e n, so l l en  d i e  Ar be i t e r  de r  Mun i t i on s f ab r i ken  a l l e r  Lände r  

d i e  He r s t e l l ung  de r  Mun i t i on  ab l ehne n. 

Für so l c h e Ziele kann man die Arbeiter von  un t en  her zusammenfassen und an die Spitzen For-

derungen stellen und ihnen Vorschläge machen lassen. 

Wie werden die Spitzen antworten? Es besteht kein Zweifel, daß sie – mit Redensarten, mit Geschrei, 

mit Schimpfen antworten werden. 

Aber das s ch ade t  nichts, das nützt: denn es zeigt den Masse n, was ihre Spitzen sind. 

Oder: die Durchführung des Dawes-Planes steht auf der Tagesordnung. Es handelt sich angeblich um 

Reparationen, um „Wiedergutmachung“. 
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Dann  so l l en  a l l e  Gewer kscha f t e n, ohne  Un t e r s ch ied  de r  R i ch t un g, i h re  Kr a f t  da -

r au f  konzen t r i e r e n, daß  e r s t ens  d i e  Repa r a t i ons l a s t en  n i ch t  au f  d i e  N i ch t be s i t -

z enden  ge l eg t  we r de n, und  daß  zwe i t ens  d i e  Repa r a t i onszah l ungen  n i ch t  i n  d i e  

Taschen  von  s eh r  Bes i t z enden  f l i eße n. Kontrolle der Reparationsgelder, eine absolut un-

kommunistische Losung, eine u t op i s ch e, wird jeder Kommunist hinzufügen. Aber die Am s te r -

dam er  sind doch Vorkämpfer des Dawes-Planes. 

Nun wohl, internationale Gewerkschaftsaktion für d i e ses  Z i e l: Kon t r o l l e  de r  Las t en  i n  

Deu t s ch lan d, abe r  ebenso  d e r Ve r wendung  de r  E r f ü l l ungs sum m en  i n  den  En t en -

t e l ände r n. 

Selbst für eine so l c h e  Losung würden die revolutionären Gewerkschaften zu haben sein, und man 

könnte von unten her die Massen in Bewegung bringen und Forderungen an die Spitzen richten lassen. 

Was die Spitzen antworten würden? Die der RGI sicher, daß die RGI f ü r  eine solche Aktion zu haben 

ist, t r o t zdem  sie das Ziel für eine Utopie hält. Die Antwort der Amsterdamer? Daß, leider, sintemal 

und alldieweil, und so weiter, im Moment, natürlich, leider, wirklich leider, diese Aktion nicht mög-

lich ist, daß aber vielleicht später, und so weiter. 

Meiner Meinung nach würde eine solche Taktik für die Einigung im internationalen Maßstab sehr 

nützlich sein. Alle diese und ähnliche Vorschläge, zusammengefaßt durch das Ziel der internationalen 

Einheit der Gewerkschaftsbewegung, konkretisiert durch den Vorschlag internationaler Konferenzen, 

etwa der Transportarbeiter, Bergarbeiter, Chemiearbeiter (Gasfabrikation!) zum Zweck der Bespre-

chung konk r e t e r  Maßnahmen, und alles das unternommen im Hinblick auf die ges t e i ge r t e  Ka-

pitalsoffensive, aber auch im Hinblick auf jenen Augenblick, von dem Genosse Losowski angibt, er 

sei s chon  da, nämlich des Aufhörens der Kapitalsoffensive, wäre äußerst nützlich. 

III. 

Sofort wird der Einwand kommen, das sei ja alles nur Entlarvungstaktik, a l so  „Tricktaktik“. 

Dieser Einwand ist gefährlich, nicht bloß falsch. 

Na t ü r l i c h  handelt es sich um eine Entlarvungstaktik. Werden etwa die Amsterdamer Führer 

dadurch, daß die Kapitalsoffensive aufhört (sie hat nicht aufgehört) und dadurch, daß sich ein linker 

Flügel in der Amsterdamer Internationale bildet (er hat sich nicht gebildet, er beginnt [492] erst ganz, 

ganz langsam kleine Ansätze zu zeigen), andere Leute, als sie sind? Keine Spur. Wir müssen sie 

natürlich „entlarven“, d. h. den Massen der Gewerkschaftsmitglieder, die es noch nicht wissen, p r ak -

t i s c h  zeigen, daß diese Führer die Geschäfte der Bourgeoisie betreiben. Wir tun das, indem wir die 

Massen sich selbst Aufgaben stellen lassen, die durchaus klare, einfache (ideologisch einfache), ve r -

nün f t i ge  Aufgaben sind. 

Die Aufgabe, den Achtstundentag international sicherzustellen, ist eine solche Aufgabe. Die Auf-

gabe, heu te  schon gegen den nächsten imperialistischen Krieg zu kämpfen, i s t  eine solche Aufgabe. 

Die Aufgabe, die Reparationssummen, wenn schon erfüllt werden soll, in ihrer Eintreibung und Ver-

wendung zu überwachen, i s t  auch eine solche Aufgabe, ohne daß irgend etwas über die Notwendig-

keit, „moralische“ Berechtigung der Reparationen und ähnliches gesagt wird. 

Massen werden da s  verstehen. Die Amsterdamer Spitzen werden a u c h  verstehen, worum es sich 

handelt. Und es wird ein verschärfter i deo l og i s che r  Kampf beginnen, an dem die Massen un ten  

teilnehmen werden, die zunächst sehr darüber staunen werden, daß an diese konk r e t en  Fragen Dis-

kussionen über Prinzipien, Weltanschauungen und sonstiges geknüpft werden. 

Die o r gan i s a t o r i s che  Frage der Einigung wird sich hingegen kaum  aus dieser Arbeit ergeben. 

Wenn sie es täte, so könnte die RGI natürlich nur dann von einer organisatorischen Einigung zu reden 

beginnen, wenn a) die Massenstimmung hierfür bereits vorhanden (die es na t ü r l i ch  zu erzeugen 

gilt), b) die p r i nz i p i e l l e  Bedingung des Klassenkampfes als e i nz i ge s  Prinzip der geeinten Ge-

werkschaften sozusagen bed i ngungs l o s  anerkannt wird, und c) wenn die parteipolitische Neutra-

lität w i r k l i ch  hergestellt wird, d. h. be i de  Richtungen innerhalb der geeinten Organisation 
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vö l l i ge  Propagandafreiheit, F r e i he i t  de r  B i ldung  von  F r ak t i onen  und organisatorische Ga-

rantien erhalten. Vor einer solchen Lösung sind wir außerordentlich weit entfernt, und der „linke“ 

Flügel Amsterdams müßte wahrhaftig anders aussehen, wenn die Propaganda d i e se r  zuletzt genann-

ten Dinge aussichtsreich sein sollte. 

Ich fasse zusammen: 

Die Losung der Einheit der internationalen Gewerkschaftsbewegung ist eine gute und nützliche Lo-

sung; 

jedoch darf sie nirgends als eine nur organisatorische Losung gebraucht werden, welche lediglich den 

Eindruck einer Kapitulation der RGI vor dem Reformismus erwecken würde; 

vielmehr muß diese Losung als eine Ak t i ons lo sung  für konkrete, aktuelle internationale Aufga-

ben (Achtstundentag, Krieg dem Kriege, Reparationsfrage) verwendet werden, 

und auch da nur so, daß die Kommunisten ihren Standpunkt klar herausarbeiten, selbst wo sie eine 

Aktion, wie etwa für Kontrolle der Arbeiter bei Eintreibung und Verwendung der Reparationssum-

men vorschlagen (d. h.: die Kommunisten müssen sagen, daß man gegen  den Dawes-Plan sein muß, 

daß der Kampf um die „Kontrolle“, vorausgesetzt, daß das Proletariat nicht den Kampf zur Ableh-

nung des Planes aufnimmt, eben fa l l s  nur als de r s e l be  Kampf um die Macht und gegen  den 

Dawes-Plan Aussicht hat, daß die „Kontrolle“ der Steuern ohne Produktionskontrolle utopisch ist, 

daß also der Machtkampf immer wieder auf der Tagesordnung steht usw.); 

die Losung muß von un t en  her hervorwachsen, aus den konk r e t en  aktuellen Aktionsvorschlägen, 

die zu konkreten aktuellen Organisationsformen führen (z. B. Betriebskomitees, Betriebsrätekonfe-

renzen, Delegiertenkonferenzen, internationalen Industriegruppenkonferenzen usw.); 

die Forderung einer o rgan i s a t o r i s chen  Vereinigung muß im Hintergrunde gehalten werden und 

stets mit der Forderung der po l i t i s chen  Gleichberechtigung beider Richtungen, der F r ak t i ons -

f r e i he i t  und der organisatorischen Garantien verbunden werden. [493] 

IV. 

Im na t i ona l en  Rahmen steht die Frage teils schwieriger, teils einfacher. Nehmen wir beispiels-

weise Frankreich. Hier stehen sich zwei Gewerkschaftsverbände gegenüber. Ihr Nebeneinanderbe-

stehen ist kein Nutzen, sondern ein H i nde r n i s  für die Gewerkschaftsbewegung. 

Die Frage ihrer Verschmelzung von  oben  zu stellen ist überaus einfach, die CGTU, der Rote Ge-

werkschaftsbund, brauchte nur die obengenannten organisatorisch-politischen Bedingungen zu nen-

nen. Ob sie angenommen, ob sie abgelehnt würden – d e r  Nu t zen  wä r e  gering. Die Spaltung ist 

seinerzeit auf Grund einer mehr oder weniger prinzipiell gefärbten Debatte vollzogen worden. Die 

Massen der beiden Verbände l ed i g l i ch  aus o r gan i s a t o r i s chen  Gründen wieder voreinigen, 

hieße die revolutionäre Bewegung s c hwäc he n, nicht stärken. 

Aber auf Grund konkreter Aktionen, z. B. der französischen Lohnforderungen, auch  f ü r  Beam t e, 

auf Grund des Kampfes gegen  neu e S t eue r n, auf Grund der Forderung des vollen Koa l i t i ons -

r e c h te s  f ü r  d i e  E i senbahne r  und Beam te n, auf Grund der Forderung der Uebe r wachung  

de s  Wi ede r au f baues  de r  z e r s t ö r t en  Geb i e t e, de r  Ve r wendung  de r  Repa r a t i ons -

ge l de r, au f  Gr und  de r  Fo r de rung  und der Schaffung von  Be t r i e bs r ä t e n, auf Grund des 

Kam pf es  um den Ach t s t unden t a g, des Kampfes gegen  d i e  Kr i egs i ndus t r i e, insbesondere 

d i e  G i f t ga s i ndus t r i e, da könnte man von unten her eine E i n i gung  vorbereiten, die sowohl eine 

Entlarvung der reformistischen Führer der CGT wie auch eine Förderung der i n t e r na t i ona len  

Einigungsbestrebungen wäre. 

Wie sieht die Frage in Deutschland? 

Die Offensive des Kapitals hat hier nicht aufgehört, sondern steigert sich mit der allgemeinen Krise 

(neue Steuern, Betriebsstillegungen, Arbeitszeitverlängerung, Schutzzölle). 
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Die reaktionären Führer der deutschen Gewerkschaften haben ihre Aktion zur Reinigung der Gewerk-

schaften von der revolutionären Opposition nicht abgeschlossen. Sie verstehen, daß jetzt eine ent-

scheidende Phase kommt, der Beginn der Durchführung des Dawes-Planes. 

Aber die Angriffe der Bourgeoisie richten sich auch gegen sie. Anstatt in die Regierungskoalition zu 

kommen, kommen sie, einer nach dem anderen, auf die Anklagebank (Zeigner-Prozeß, Herrmann-

Prozeß, Prozesse der verschiedenen Stadträte, Absägung von Scheidemann und Leinert, bevorste-

hende Absägung von Severing und Ebert, Hoch- und Landesverratsprozesse von Redakteuren usw.). 

Gleichzeitig strömen erneut Arbeiter in die Gewerkschaften zurück. Die Kommunisten, die in den 

Gewerkschaften sind, haben gerade jetzt gute Gelegenheit, von un t en  her konkrete Aktionsvor-

schläge zu machen und zu organisieren. Man darf nicht vergessen, daß in der SPD einige Leute immer 

noch die Unvorsichtigkeit haben, linken Flügel zu spielen. Paul Levi hat beispielsweise als Spießge-

selle D i ßmanns  und  Auf häuse r s eine Broschüre geschrieben, die ein Ersatz für seine auf dem 

SPD-Parteitag nicht gehaltene Rede sein soll. Hierin stellt er für Deutschland die Prognose verschärf-

ter Klassenkämpfe und von imperialistischen Konflikten im internationalen Maßstab. Er schlägt vor 

a) die Be t r i e b s r ä t e  voranzutreiben, b) die P r oduk t i onskon t r o l l e  zu organisieren (er nennt es 

nicht so, es kommt aber darauf hinaus, wenn er über die Konzerne schreibt: „Diese Gebilde von innen 

zu durchdringen, rechnerisch und produktionstechnisch ihre Geheimnisse zu ergründen“), c) den 

Kampf für die Sozialisierung zu beginnen. Nun wohl, das sind Losungen der Kommunisten, die die 

SPD längst verlassen hat. Wenn sie ihr „linker“ Flügel aufgreift, uns solls recht sein. Also: diese 

Forderungen von unten her an die Dißmänner und Aufhäuser gestellt, und zwar von o rgan i s i e r t en  

Gruppen, Einheit derer, welche diese aktuellen Ziele haben. Im DMV und in dem AfA sind allerlei 

Ausschlüsse und Abspaltungen passiert. E i nhe i t  auf der Grundlage dieser Forderungen und mit der 

F r e i he i t  de r  P r op a-[494]ganda  i n  den  Gewer kscha f t e n. Denn das Märchen von der par-

teipolitischen Neutralität der deutschen Gewerkschaften hat ja auch vor den sächsischen Landtags-

wahlen, die mit Gewerkschaftsgeldern für die SPD gespeist wurden, kein Mensch geglaubt. 

Aber es gibt viel mehr aktuelle Ziele in Deutschland. Wir Kommunisten sind gegen die Annahme des 

Dawes-Planes. Die Arbeiter können ihn nur dann ablehnen, wenn sie die Machtverhältnisse in 

Deutschland grundsätzlich ändern. Das ist nicht geschehen und geschieht nicht von heute auf morgen. 

Aber wenn der Plan angewendet wird, so steht an und für sich immer noch dahin, wer zahlt. Und 

derselbe Levi macht den konkreten Vorschlag, die Bourgeoisie zu zwi nge n, die Lasten des von ihr 

verschuldeten Krieges auf sich zu nehmen, weder nach außen die Lasten zu sabotieren noch nach innen 

abzuwälzen. Er fügt ausdrücklich hinzu daß das Proletariat ihren Mach t wi l l en  zu brechen hat. 

Wenn wir auch der Ansicht sind, daß das letzte das e r s t e  sein muß – da es noch nicht geschehen ist, 

gut, mag man am anderen Ende beginnen. Wir werden zwar sagen, daß es u t op i sc h  ist, anzuneh-

men, die Bourgeoisie werde die Reparationslasten auf sich nehmen, bevor  ihr „Machtwillen“ (d. h. 

ihr Machtapparat: der Teufel soll wissen, weshalb Levi so durch die Blume redet) gebrochen ist, aber 

wir sind bereit, den Kampf auch für d i e se s  Z i e l  i n  e i nhe i t l i chen  Ve r bänden  z u  beg i nne n; 

wir werden das den Massen im Betrieb sagen, mögen dann die Dißmänner und Aufhäuser, diese 

„linken“ Männer, i h r en  „Machtwillen“ zeigen. 

Es gibt noch mehr Ziele. Die Schutzzölle auf Korn, die die ostelbischen Krautjunker jetzt einrichten, 

werden eine Brotverteuerung verursachen. Den Nutzen von den Brotzöllen werden nu r  d i e  g r oßen  

Grundbesitzer haben, nicht die kleinen, nicht die Mittelbauern, schon gar nicht die Landarbeiter. Wes-

halb sich mit der Produktionskontrolle nur auf die Industriekonzerne beschränken und nicht auch die 

Großgüter hinzunehmen? Weshalb die Sozialisierung nur der Industrie fordern, nicht aber die ent-

schädigungslose Sozialisierung des Großgrundbesitzes, des Landes der Kornwucherer? Weshalb 

nicht die Aufteilung sabotierten Landes an die Zwergbauern und kleinen Pächter? Weshalb nicht den 

Zusammenschluß der Landarbeiter und kleinen Bauern in einer wirklichen Kampfgewerkschaft? 

Weshalb nicht ländliche einheitliche Genossenschaften, zusammengeschlossen mit städtischen zu ei-

ner großen Einheit? Für eine so l che  Einheit des Kampfes werden alle revolutionären Landarbeiter 
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und viele ausgepowerte Bauern sein. E i nhe i t  de r  Gewerkscha f t sbewegung  in diesem Sinne 

ist eine gute Losung (zumal angesichts des traurigen DLV). 

Man sagt oft, die vielen aus den Gewerkschaften Ausgetretenen und die sogenannten Indifferenten 

würden nicht mehr in die Gewerkschaften eintreten, und viele Genossen erklären stolz, nur ein „The-

oretiker am grünen Tische“ könne auf so wahnsinnige Gedanken kommen. 

Ganz falsch. Wenn man die Frage o r gan i s a t o r i s c h  stellt – dann ist es eine trostlose Frage. Aber 

die ak t ue l l e n, konk re t en  Fragen im Betrieb konkret gestellt, die Unorganisierten mit d i e sen  

Fragen zusammengefaßt, dann  in die Gewerkschaft gegangen (deren Mitglieder doch eben fa l l s  

mit diesen konkreten Fragen zusammenzufassen sind), und von  i nnen  für Anerkennung der Freiheit 

der Propaganda der kommunistischen Ideen – nur da s  ist parteipolitische Neutralität – gekämpft, 

während und nach dem Ker ne  um die Kommunisten für die ak t ue l l en  Ziele gesammelt sind, ge-

kämpft für die Wiederherstellung der Rechte der Ausgeschlossenen, für die E i nhe i t  de r  Gewer k -

scha f t s bewegun g, nicht einer faulen Organisation, sondern der Bewegun g, die eine l eben -

d i ge  Organisation durchführt – ich glaube, daß das durchaus r i ch t i g  ist und auch für die internati-

onale Bewegung und Lösung Nutzen bringt. 

* 

[495] 
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Die Internationale  

Jahrgang 7 ⁕ Ausgegeben: Berlin, 15. August 1924 ⁕ Heft 16 

Perspektive und Taktik auf dem 5. Weltkongreß.  
Von R u t h  F i s c h e r. 

Von den vier Hauptaufgaben, die der 5. Weltkongreß zu lösen hatte – die Bestimmung der Perspek-

tive, die Bestimmung der Taktik in der Gegenwart, die Reinigung der Internationale von den oppor-

tunistischen Abweichungen und die Bestimmung der konkreten Kampfaufgaben für die einzelnen 

Sektionen –, bildet die Bestimmung der Pe r spek t i ve  zweifellos die Grundlage für die Lösung aller 

anderen. Ihr Verständnis ist darum von grundlegender Bedeutung für unsere Stellungnahme zu den 

Ergebnissen des Weltkongresses. 

In den Thesen zur Taktik heißt es über die Perspektive: 

„Die Aera der internationalen Revolution hat begonnen. Das Tempo ihrer Gesamtentwicklung, wie insbeson-

dere das Entwicklungstempo der revolutionären Ereignisse auf dem einen oder anderen Kontinent, in dem 

einen oder anderen Land, kann nicht mit Bestimmtheit vorausgesagt werden. Die Gesamtlage ist eine solche, 

daß z w e i  P e r s p e k t i v e n  möglich sind: 

1. Möglichkeit einer langsameren und sich hinausschiebenden Entwicklung der proletarischen Revolution und 

2. infolge der Tatsache, daß der Kapitalismus bereits stark unterminiert ist und seine inneren Widersprüche 

sich im allgemeinen außerordentlich rasch verschärfen, kann in dem einen oder anderen Lande die Katastrophe 

in sehr kurzer Zeit eintreten. 

Die Taktik der Komintern muß mit der Möglichkeit beider Perspektiven rechnen. Die Manövrierfähigkeit der 

Komintern muß sich auch darin zeigen, daß sie in der Lage ist, sich dem Tempowechsel rasch anzupassen. 

Unter allen Umständen aber hat die Komintern selbst bei einem verlangsamten Tempo der Entwicklung als 

die unversöhnliche kommunistische Massenpartei der proletarischen Revolution die Massen um sich zu sam-

meln und für den revolutionären Machtkampf zu schulen.“ 

Der letzte Satz: „Unte r  a l l en  Umst änden  abe r  hat d i e  Kom i n t e rn  s e l b s t  be i  e i nem  ve r -

l angsam ten  Tem po  de r  En t wi ck l ung  a l s  d i e  unve r söhn l i che  kom m uni s t i s che  

Massenpa r t e i  de r  p ro l e t a r i s chen  Revo l u t i on  d i e  M a s s e n  um  s i ch  z u  s am mel n  un d  

f ü r  den  r evo l u t i onä r en  Mach t kam pf  z u  s chu l e n“, ist der Kernsatz für unsere taktischen 

Schlußfolgerungen, ganz gleich, wie man die Weltlage einschätzen möge. Der Kongreß legte seiner 

Perspektive das [496] unleugbare Vorhandensein einer dem okr a t i s c h-paz i f i s t i s chen  Phase  

bei. Das wird vielen unangenehm in den Ohren klingen. Aber, wir wollen uns daran erinnern, daß die 

Partei, als im vorigen Jahre ein Aussteigen der revolutionären Welle vorhanden war, sich dieser Tat-

sache verschloß. 

Heute wäre es derselbe Fehler, wenn wir nicht die Tatsache der pazifistischen Welle sehen wollten. 

Die englische „Arbeiterregierung“ ist ein Faktum von Bedeutung. Der aufmerksame Beobachter sieht 

zwar, daß in England eine ökonomische Krise der anderen folgt, sieht die Entwicklung innerhalb der 

Labour-Party, sieht die Schwierigkeiten Macdonalds gegenüber dem linken Flügel der Arbeiterschaft. 

Aber es wäre ebenso falsch, nicht zuzugeben, daß diese Regierung noch einen sehr breiten Boden 

hat, und nicht mit der Tatsache zu rechnen, daß sie als Minderheitsregierung die nächsten Wahlen 

sehr gut bestreiten kann. 

Wir haben aber nicht nur die Popularität der Labour-Regierung festzustellen, sondern auch die Tat-

sache, daß d i e se  Reg ie r ung  i n  de r  En t wi ck l ung  de r  Ar be i t e r bewegung  e i n  H i nde r -

n i s  i s t. Denn  Labou r-Reg i e r ung  und  Fasch i sm us  s i nd  nach  den  Thesen  de r  Kom -

i n t e r n  zwe i  ve r s ch iedene  E r sche i nungs f o r men  de r  kap i t a l i s t i s chen  Di k t a t u r. Fa-

schismus und liberal-sozialdemokratische Regierungen sind zwei Werkzeuge der Bourgeoisie, die je 

nach den Verhältnissen zur Niederhaltung der Arbeiterklasse angewendet werden. Charakteristisch, 

besonders für die Stellung der „Arbeiterregierung“, ist folgende Nachricht, die dieser Tage in der 

Presse erschien: Auf einer Konferenz erklärte ein Vertreter von Kanada auf die Vorschläge der eng-

lischen Regierung, es gäbe drei Entwicklungsmöglichkeiten für die Dominions: ein Weiterverbleiben 
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bei England, eine Trennung von England mit Verselbständigung und den Anschluß an die Vereinigten 

Staaten von Nordamerika. Wir sind weit entfernt, daraus schon ein Zerfallen des englischen Imperi-

ums zu machen. Aber Tendenzen der Los l ö sung  de r  Dom i n i ons  sind da, und gerade die Exis-

tenz der „Arbeiterregierung“ wird der englischen Bourgeoisie die wirksame Bekämpfung dieser Be-

strebungen erschweren und die Verschärfung der Klassengegensätze beschleunigen, trotzdem 

Macdonald eine „pazifistische“ Politik betreibt. 

Die pazifistisch-demokratische Phase zeigt sich in anderer Gestalt in F rank r e i c h. Der Linksblock 

treibt die Politik Poincarés und hat heute schon die größten Schwierigkeiten mit England und Ame-

rika. Er übt trotzdem eine gewisse „illusionäre“ Wirkung auf die Arbeitermassen der 2. Internationale 

aus. In Deu t s ch land  treiben die Sozialdemokraten schon seit fünf Jahren eine sogenannte „pazi-

fistische Außenpolitik“. 

Hierzu kommen noch zwei andere Momente: Die Lage in Am er i ka  und in I t a l i e n. In Amerika hat 

sich jetzt die kleinbürgerliche La Folette-Partei gebildet. Diese Partei wird in den kommenden Wah-

len ebenfalls kleinbürgerlich-radikal gesinnte Massen um sich sammeln. 

Steckt hinter dieser demokratisch-pazifistischen Phase eine Konsolidierung des Kapitals, ein Wieder-

aufstieg der Wirtschaft? Die Thesen zur Weltwirtschaftslage, die Thesen zur Taktik sagen klar und 

deutlich, daß d i e se  Phase  e i n  Ve r such  de r  Bour geo i s i e  i s t, [497] übe r  d i e  Schwi e r i g -

ke i t en  des  Kap i t a l i sm us  h i nwegzukom m e n, e i ne  Mi l de r ung  de r  Gegensä t ze  he r -

be i zu f ühre n. Die Phase wird erklärt aus der Notwendigkeit, die Rüstungen für die kommenden 

Kriege zu maskieren, e ine  A t em pause  z u  gewi nne n. Man wird sich erinnern an das Jahr 1913, 

wo ebenfalls viel vom Frieden gesprochen worden ist, um die Rüstungen zu verhüllen. 

Diese Politik kann sehr schnell zu militärischen Vorstößen gegen die Sowjet-Regierung führen. Die 

heimlichen Verträge, die zwischen Frankreich und der Tschechoslowakei und Rumänien abgeschlossen 

worden sind, die Schwierigkeiten innerpolitischer Art, denen sich Polen gegenübersieht, die Interessen-

gegensätze, die och Interessengegensätze, die zwischen den imperialistischen Mächten der ganzen Welt 

bestehen, können leicht in kriegerische Aktionen umschlagen. Jeder dieser Staaten kann sehr bald in 

die Lage kommen, weil er sich dem „inneren Feind“, der revolutionären Arbeiterklasse, oder dem welt-

politischen Gegner nicht gerüstet oder stark genug fühlt, zu einem Ablenkungsmanöver zu greifen, d. 

h., gegen den ehrlich gehaßten Hort der Revolution, gegen die Sowjet-Union, zu Felde zu ziehen. 

Diese Lage bestimmt auch die S t r a t eg i e  de r  Kom i n t e rn  – vor allem in der Gewerkschaftspoli-

tik. Ohne eine gründliche Analyse der Situation wird man diese Politik nicht verstehen und nicht 

begreifen können, warum die Komintern diese Frage gestellt hat. Die SPD ist als d r i t t e  Pa r t e i  de r  

Bour geo i s i e  gerechnet. Aus dieser Analyse heraus entspringt die Auffassung des Kongresses, daß 

sich gegenwärtig Perioden des Weißen Terrors und Arbeiterregierungen abwechseln werden. Wenn 

die pazifistische Phase ein Versuch ist, um über die Schwierigkeiten des Kapitalismus hinwegzutäu-

schen, dann kann man nicht annehmen, daß wir jetzt kontinuierlich Arbeiterregierungen haben könn-

ten. Wir werden Schwankungen zwischen Weißem Terror und Arbeiterregierung haben, je nach der 

Situation der Bourgeoisie in den einzelnen Ländern. 

Viele werden nicht ganz verstanden haben, daß auf dem Kongreß mit solcher Kraft d i e  Konzen t -

r a t i on  au f  d i e  eng l i s c he  Bewegung  betont wurde. Gewisse berühmte „Ausleger“ können die 

Sache so deuten: Man verfolge mit der größten Aufmerksamkeit die Geschehnisse in England; das sei 

nicht richtig; denn für Deutschland sei die Revolution früher zu erwarten. Diese Auslegungskünste 

müssen zurückgewiesen werden; denn  s o  i s t  d i e  F r ages t e l l ung  n i ch t. Tatsache ist, daß sich 

in der englischen Arbeiterbewegung etwas Neues zeigt, das mit der größten Aufmerksamkeit verfolgt 

und aktiv beeinflußt werden muß. Die Frage ist, ob sich in England eine revolutionäre Entwicklung in 

der Labour-Party, eine Rebellion der Massen gegen die Macdonald-Regierung anbahnt. Ich möchte hier 

ein kleines Beispiel erwähnen, das charakteristisch ist für die Lage in der englischen Arbeiterbewegung: 

In manchen Konfliktsfällen haben 16 schottische Abgeordnete gegen die Gesetzesvorlagen gestimmt 

und sind in einer heftigen Form aufgetreten. Vergleicht man mit diesem Auftreten das schwache und 
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schlappe Auftreten unserer englischen Parlamentarier in manchen Fällen, so kann man zu dem Schluß 

gelangen, daß wir hier eine Entwicklung vor uns haben, die man fördern und ausnutzen muß. Wir 

[498] stehen vor der Aufgabe der Organisierung eines l i nken  F l üge l s  i nne r ha l b  de r  Labou r-

Pa r t y. Wenn man die Labour-Regierung bekämpfen will, muß die Frage dieses linken Flügels gelöst 

werden. Wie soll sich das in der Politik der Komintern auswirken? Bekommen wir eine Opposition 

gegen die Macdonald-Regierung, so ist das die wesen t l i ch s t e  Un t e r s t ü t zung  unse r e s  

Kam pf es  gegen  da s  Sachve r s t änd i ge n-Gu t ach t e n, also keine Abschwächung. Führen wir 

jedoch in Deutschland die Kampagne dagegen isoliert und fördern nicht auch die Entwicklung in der 

englischen Labour-Party, dann bleibt sie eine isolierte Aktion. Durch die gemeinsame Aktion können 

wir auch am wirksamsten den demokratisch-pazifistischen Phrasen und Illusionen der SPD-Leute 

entgegentrete: Da r um  bed i ng t  de r  Kam pf  gegen  d i e  deu t s che  SPD auch  den  Kamp f  

gegen  d i e  Re f o r mi s t en  und  Am s t e r damer  im  i n t e r na t i ona len  Maßs ta b. Deswegen 

bedeutet die Beobachtung und Ausnutzung der Vorgänge, die die Labour-Regierung in England aus-

löst, keine Ablenkung, sondern die stärkste Unterstützung der deutschen Revolution. Eine stärkere 

Konzentrierung auf die englische Frage ist ein wesentlicher Faktor für unsere revolutionäre Politik. 

Die Perspektive, die der Fünfte Weltkongreß gibt, weist auf die Losung des Fünften Weltkongresses 

hin: Bo l schewi s i e rung  de r  Pa r t e i e n. Wenn man sich darüber ganz klar ist, daß sich die Ent-

wicklung der Revolution verlangsamt hat und die Gefahren der Versumpfung damit größer wurden, 

so wird man auch zugeben müssen, daß ein stärkeres Betonen dieser Gefahren notwendig ist. Das ist 

die Voraussetzung dafür, daß wir die Kraft zu revolutionären Aktionen bewahren. Wir müssen den 

Charakter der einzelnen Aktionen als revolutionärer Faktoren im Zusamm enhang  m i t  de r  Pe r -

spek t i ve  be t r ach t e n. Dies ist der ausschlaggebende Punkt, von dem aus man auch die F rage  

de r  Tak t i k stellen muß. Wenn wir in den letzten Jahren alle möglichen Abweichungen und Schwie-

rigkeiten besonders in der deutschen Partei hatten, so hängt es damit zusammen, daß unsere Taktik 

auf eine Verwischung der Rolle der Kommunistischen Partei hinauslief. Am deutlichsten zeigte es 

sich in der E i nhe i t s f r on t t ak t i k. Warum muß man auf die Herausbildung wirklicher kommunis-

tischer Parteien das Hauptgewicht legen? Dies sind keine „theoretischen“ Fragen. In der Praxis der 

Partei, in den Gewerkschaften, in den Betrieben und Gemeindeparlamenten, in der Haltung der ein-

zelnen Genossen kommen die Gefahren dieser früheren Taktik klar zum Vorschein. D i e  g r öß te  

Leh r e  de s  Kongr e s se s  und  de r  l e t z t en  zwe i  J ah r e  i s t, daß  d i e  E i nhe i t s f r on t t ak t i k  

„a n  s i c h“ d i e  Ro l l e  de r  Komm uni s t i s chen  Pa r t e i  vo l l komm en  ve r n i ch t e t. Welche 

Konsequenzen daraus zu ziehen seien, das ist die Frage gewesen, die unter dem Losungswort der 

„Bolschewisierung der Parteien“ auf dem Fünften Kongreß behandelt worden ist. 

Man kann aus der Einschätzung der Weltlage, so vorsichtig sie der Kongreß gegeben hat, zwei 

Schlüsse ziehen. Den einen, wie es Radek und Brandler getan haben, der zur Abschwächung  un -

se r e s  Pa r t e i cha r ak te r s  und zur möglichsten Anpassung an die SPD führt. Das sind liquidatori-

sche Tendenzen. Man kann auch die [499] entgegengesetzte Folgerung ziehen, daß man erst recht die 

Rolle der Partei betonen und die Partei fest zusammenfassen muß. Für diese zweite Folgerung hat 

sich der Kongreß entschieden. 

In Deutschland sehen wir jetzt eine Anzahl von neuen Krisenerscheinungen: die Betriebsstillegungen, 

die Agrarkrise, die steigende Erwerbslosigkeit. Es beginnt eine neue Verschärfung der Lage der Klas-

sen. Aber diese Verschärfung steht nicht im Widerspruch zu der Auffassung des Kongresses. Denn 

dort wird ja betont, daß trotz der pazifistischen Periode keine Abschwächung der Krise, sondern eine 

Ve r schä r fung  i m  Wel tm aßs t ab e stattfindet. 

Daraus ergeben sich folgende praktische Konsequenzen: 

Die Partei muß, um eine richtige Politik treiben zu können, die Lage so einschätzen, wie sie ist, sie 

muß stets bereit sein, schnelle Wendungen in der Lage zu erkennen und dementsprechend dem 

Kriegsplan der Reformisten entgegentreten. Wir können nur eine richtige Kampagne zur Ueberwin-

dung der demokratisch-pazifistischen Phase führen, wenn wir sie besser studieren. Wir dürfen uns 

dabei nicht auf Deutschland beschränken. 
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Hat der Kongreß die Perspektive richtig gestellt? Ja. Er hat sie so gestellt, wie sie ist. Daraus folgt die 

Herausarbeitung der Rolle des Charakters der Partei, Kombinierung der Aktionen der einzelnen Par-

teien und stärkste Förderung der englischen Bewegung. In diesem Zusammenhange erhalten die Fra-

gen der Tak t i k  ihren richtigen Sinn. Sie wurden im Verlaufe der letzten Jahre nur bruchstückweise 

debattiert. Die Kritik der Opposition innerhalb der Kommunistischen Internationale in den verschie-

denen Sektionen, am klarsten in Deutschland, richtete sich vor allem gegen die Taktik in bezug auf 

die „Arbeiterregierung“ und die „Einheitsfront“. Sie wendete sich mit aller Schärfe gegen das Ver-

wischen der Rolle der Partei. Einheitsfront „an sich“, „Arbeiterregierung“, Bündnistaktik mit den 

sozialdemokratischen Parteien, alles das führt zu der alten Losung: mit der liberalen Bourgeoisie ge-

gen die äußerste Rechte. Und diese Kombinationen, diese falsche Analyse der Kräfte der Bourgeoisie, 

führten in Deutschland noch zu den wirtschaftlichen Uebergangsforderungen. Das waren die rechten 

Abweichungen. De r  Wel t kong reß  ha t  gegen  d i e se  L i n i e, gegen  d i e se  r e ch t en  Abwe i -

chungen  e i ndeu t i g  S t e l l ung  genom m en  und die Formulierungen: Bündnis mit der SPD, ihr 

angebliches Herüberziehen vom rechten auf den linken Flügel der Bourgeoisie, verurteilt und die 

Frage der Koalition mit anderen Arbeiterparteien und der Arbeiterregierung in den taktischen Thesen 

eindeutig gelst. Alle haben sich an dem Problem der Arbeiterregierung die Zähne ausgebissen und 

über die Möglichkeiten diskutiert, wann und wo und in welchen Formen es Wirklichkeit werden 

könne, bis das sächsische Experiment alle Spekulationen über den Haufen warf. D i e  i l l u s i onä re  

Auf f a s sung  de r  Pa r o l e  „Ar be i t e r r eg i e run g“ i s t  du r ch  den  We l t kongr eß  l i qu i d i e r t. 

Das ist ein weiteres wichtiges Ergebnis der taktischen Debatten des Kongresses. 

Sinowjews Formulierung der Arbeiter- und Bauernregierung als einem Synonym der Diktatur des 

Proletariats, als einer Agitationslosung für die proletarische Diktatur ist die endlich klare [500] For-

mulierung. D i e se  En t s che i dung  i s t  ge r ade  heu t e, i n  de r  Phase  de r  l i be r a l-soz i a l de -

m okr a t i s chen  „Ar be i t e r r eg i e runge n“ von  höchs t e r  t heo r e t i s che r  und  p r ak t i s che r  

Bedeu t un g. 

D i e  F r age  de r  E i nhe i t s f r on t t ak t i k  i s t  fü r  d i e  deu t s che  Pa r t e i  m i t  den  Fo r m u l i e -

r ungen  des  Kongr e s se s  e i n  f ü r  a l l em a l  e r l ed i g t  und es gilt nun, auf Grund der Thesen 

eine Praxis herauszubilden. Die alte Politik hatte kein Verständnis für „Manöver“ und machte aus jedem 

taktischen Manöver eine opportunistische Theorie. Dies war einer der entscheidendsten Auswüchse der 

rechten Abweichungen. Wenn wir uns in der Kritik der rechten Abweichungen gegen diese „ehrliche 

Einheitsfronttaktik“ gewandt haben, so haben wir betont, die Manövrierfähigkeit der Parteien in Europa 

ist viel geringer als in der russischen Partei. Und wenn die westlichen Parteien ein Manöver machen, 

so dürfen sie nicht eine opportunistische Theorie oder Praxis daraus ableiten. Das war der Standpunkt, 

um den wir f r ühe r  mit der Exekutive Differenzen hatten. Die Exekutive erklärte: Ihr übertreibt in 

dieser Frage. Ob diese Fehler aus  e i n  und  de r s e l ben  Ursache  kommen, darum drehte sich der 

Streit. Unsere allgemeine Erklärung der rechten Abweichungen aus dieser Ursache wurde vo r  den  

Ok t obe r-Er e i gn i s s en  zurückgewiesen. Das war auch der Punkt, den die Exekutive nicht anneh-

men wollte und den unsere Partei zum Teil nicht verstanden hat. Zwar haben viele Genossen zuge-

stimmt in der Kritik der einzelnen Fehler, aber daß die einzelnen Fehler aus derselben Ursache kommen, 

haben sie nicht begriffen. Die Oktober-Ereignisse haben unsere jahrelang in der Partei (seit Levi!) ver-

tretenen Auffassungen durch die Ta t s achen  bestätigt. Die Mehrheit unserer Partei hat sich dann zu 

diesen Auffassungen bekannt. Die Exekutive hat von sich aus die gleiche Kritik geübt. Der Kongreß 

hat jetzt unsere alte Auffassung bestätigt und die Lehren der deutschen Ereignisse gezogen. Das alte 

Kapitel ist abgeschlossen, ein neues wird beginnen. Vergessen wir aber nicht, daß der jetzige Kern der 

Partei seine taktische Ueberzeugung n i ch t  e r s t  du r ch  den  Ok t obe r  gebildet hat, sondern seit 

vier Jahren – seit Levi – an der Hand aller politischen Ereignisse konsequent d i e se l be  Linie vertrat. 

Insbesondere haben wir auf die Bedeu t ung  der Fragestellung nach der Rolle und den Aufgaben 

unserer Partei im Zusammenhang mi t  de r  Pe r spek t i ve  de r  r evo lu t i onä r en  En t wi ck lung  

i m mer  und  i m mer  w i ede r  h ingewi e se n. Es gilt jetzt, die Bolschewisierung der Partei nicht 

durch papierne Beschlüsse, sondern durch revolutionäres Handeln durchzuführen! 

[501] 
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Ueber die Einheit der Gewerkschaftsbewegung. 
(Zweiter Diskussionsartikel.) 

I. Man muß den Wald trotz der Bäume sehen. 

A. M. In Heft 15 der „Internationale“ erschien ein erster Diskussionsartikel über die Frage der Einheit 

der Gewerkschaftsbewegung, der diese Frage nur ganz einseitig, eng, t ak t i s ch  behandelt, der – mit 

Absicht – zunächst gegen die meiner Ansicht nach f a l s che  Begründung der Aktualität bestimmter 

Schritte zur Herstellung der Einheit: der Gewerkschaftsbewegung im internationalen Maßstabe, wie 

sie Gen. Losowski gab, polemisiert und der einige Vorschläge macht zur Einleitung der Agitation zur 

Erreichung dieses Zieles, das als wichtig und richtig bezeichnet wird. 

Die Debatten des Zentralausschusses, des Berliner Bezirksausschusses und anscheinend auch die der 

deutschen Delegation auf dem 5. Weltkongreß der Komintern deuten darauf hin, daß die ganze Frage 

in der KPD offenbar ebenso eng, einseitig, sozusagen p r ov inz i e l l  (in diesem Falle: nur deutsch) 

betrachtet wird. Das ist aber nicht nur ein Fehler, das ist vielmehr durchaus unstatthaft. Denn mag 

Gen. Losowski die Frage noch so fehlerhaft gestellt haben, so muß man trotzdem sehen, daß diese 

Frage nicht nur taktische Bedeutung hat, sondern s t r a t eg i s ch e, d. h. daß es sich nicht nur handelt 

um eine bestimmte Agitations- und Propagandawendung, sondern daß ein bestimmtes Z i e l  gestellt 

werden muß, weil es gestellt i s t: weil es nicht aus dem Kopf erfunden ist, sondern durch die ge-

schichtliche Entwicklung sich ergeben hat; weil es ein po l i t i s ch  notwendig gewordenes Ziel ist, 

notwendig geworden durch den eigentümlichen Charakter der Epoche, für welche wir, im internatio-

nalen Maßstab, nicht nur unsere Taktik bestimmen, sondern auch unsere Strategie. 

Auf dem Kongreß ist gesagt worden, daß ihrer po l i t i s chen  Wichtigkeit nach „jetzt“ die KP Eng-

lands an erste Stelle zu setzen ist. Dagegen sträuben sich deutsche Parteigenossen oft, und meist ohne 

Argumente, nur gefühlsmäßig. Sie bringen, wenn sie schon Argumente bringen, genau das Argument, 

welches sie bei der Unterfrage der Einheit der Gewerkschaftsbewegung bringen: das sei „eigentlich" 

eine Liquidierung der deutschen Revolution, dazu der RGI, kurz, ein Bankrott. 

Aber dieses „Argument“ zeugt von einer unglaublichen Kurzsichtigkeit, die man nicht einmal mit 

Recht so nennen kann: die Genossen sehen einfach den Wald vor lauter Bäumen nicht. 

Weshalb taucht „gerade jetzt“ sowohl die eine Fragestellung auf – die, welche mancher absprechend 

und vorschnell „englische Orientierung“ nennt – wie die andere, die nach der Einheit der Gewerk-

schaftsbewegung, welche wiederum sehr unbesonnen als „Liquidation der RGI“ verkannt wird? Of-

fenbar, weil die Worte „gerade jetzt“ einen anderen Sinn haben, als den, welchen jene Genossen ihm 

geben, die unter „gerade jetzt“ einen „zufälligen Zeitpunkt“ verstehen. 

Aber „gerade jetzt“ bedeutet für Leute, die politisch denken, den Ver l au f  e i ne r  i n  ganz  be -

s t i mm te r  We i se  cha r ak te r i s i e r t en  Epoch e. 

Welcher Epoche? Nun, derjenigen, deren hervorragendstes Merkmal die „Kleinigkeit“ ist, daß an der 

Spitze des größten imperialistischen Staates, Englands, eine Regierung steht, die lediglich aus Mit-

gliedern der Zweiten („sozialistischen“) und der Amsterdamer Internationale zusammengesetzt ist. 

Diese „Kleinigkeit“ übersehen jene, welche die Frage eng, provinziell, nur „taktisch“ stellen und da-

bei auch noch die Taktik nur nach den speziellen (und, zugegeben, besonders schwierigen) Verhält-

nissen Deutschlands orientieren wollen. 

Damit Mißverständnisse nicht aufkommen, sei bemerkt: wenn beim Zustandekommen der Mac Do-

nald-Regierung einzelne Kommunisten desorientiert wurden und deren „epochale“ Bedeutung darin 

erblickten, daß „in [502] Westeuropa“ die Arbeiterklasse sozusagen „auf englisch“ zur Macht kom-

men könne, so war das in der Tat Liquidatorentum, wurde von der KPD sehr scharf zurückgewiesen 

und vom V. Kongreß endgültig erledigt. 

Aber wenn man, nachdem diese Entgleisungen erledigt sind, die in der Tat – nur in ganz anderem 

Sinne – „epochale“ Bedeutung der Existenz der Labour-Regierung nicht sieht (nicht sehen will) oder 

nicht richtig einschätzt, oder wenn man daraus nicht die notwendigen s t r a t eg i schen  und takti-

schen Schlüsse zieht, so begeht man ebenfalls einen schweren Fehler. 
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Solche Fehler sind, begreiflicherweise, in der KPD häufiger als anderswo. Begreiflicherweise. Denn 

nachdem die Partei ihre alten Fehler ausgemerzt hat, macht es oft Schwierigkeiten, zu begreifen, daß 

sie, so wie sie j e t z t  ideologisch ist, trotzdem nicht in demselben Milieu sich befindet, wie im Som-

mer und Herbst 1923. Es ist beg r e i f l i c h, daß diese Einsicht Schwierigkeiten macht. Aber ... schon 

der Frankfurter Parteitag hat zwe i  (zwei, und nicht e i n e) Perspektiven der Entwicklung, gerade in 

Deutschland, vorgezeichnet, und der fünfte Kongreß hat dasselbe, nur ausführlicher und besser, ge-

tan. Heißt das „liquidieren“? Nat ü r l i ch  da s  Gegen t e i l  davo n. Liquidieren hieße: Ke i ne  Per-

spektive mehr sehen, „einpacken“; „Götterdämmerung“. Aber zwe i  Entwicklungsmöglichkeiten se-

hen heißt: die Dinge nennen, wie sie sind, und die Partei reif machen für be i de  Möglichkeiten. 

Muß aber diese zwiefache Perspektive zur „englischen Orientierung“ führen? Um die Frage zu be-

antworten, muß man die „Gänsefüßchen“ (der „englischen Orientierung“) beseitigen und absolute 

Eindeutigkeit schaffen über den Charakter der Epoche und den geschichtlichen Sinn der Labour-

Regierung, sowie über die Verschiebungen und Veränderungen, welche die allgemeinen Kräftever-

hältnisse und welche i nsbesonde r e  die (Zweite Internationale und die Amsterdamer Internatio-

nale, erleiden. 

Die Klarheit über diese Fragen wird das „Gerade Jetzt“ zu einer vernünftigen politischen Bestimmung 

machen, und erst so wird die Frage der internationalen Gewerkschaftseinheit aus der provinziellen 

Enge und der taktischen Beschränktheit herausgehoben werden. 

Diejenigen, welche diese Frage nu r  in dieser Enge und Beschränktheit sehen, stellen und „lösen“, 

sehen den Wald vor lauter Bäumen nicht. 

II. Weshalb regiert eigentlich Macdonald? 

Selbst wenn man sehr wenig Lust hat, sich mit „entfernter liegenden“ Fragen zu verfassen, muß man 

die Tatsache der Existenz einer Labour-Regierung in England als überaus merkwürdig und bedeutsam 

anerkennen. 

Man denke nur: das größte Imperium der Welt, nur 5 Jahre nach seinem militärischen Siege über den 

gefährlichsten Konkurrenten; der älteste kapitalistische Staat nur 5 Jahre nach der Ausschaltung sei-

nes erfolgreichsten europäischen Rivalen; die älteste „demokratische“ und durch und durch imperia-

listische Bourgeoisie nur 5 Jahre nach einem „vollständigen“ Triumph des Imperialismus und Mili-

tarismus überläßt die Regierung einer Partei, die ihren Mitgliederbestand nach eine proletarische ist, 

setzt einen Premierminister ein, der im Kriege Pazifist war, läßt eine Mi nde r he i t s regierung am 

Ruder, die im Parlament fast ein Dutzend Male unterlegen ist. 

Die Helden der Sozialdemokratie schreien: Welch ein Triumph des Reformismus, der Sozialdemo-

kratie, der Zweiten Internationale! Wir aber, die wir sehen und wissen, daß die Politik Macdonalds 

na t ü r l i ch  bürgerliche, kapitalistische, imperialistische Politik ist und nur d i e se  Politik sein kann 

und wird, wir müssen doch daraus nur schließen: We l c h’ ungeheu r e  Schwächung  de r  Bour -

geo i s i e, we l che  Ze r r ü t t ung  de s  Kap i t a l i sm u s, we l che  Uns i che r he i t, wenn die älteste, 

die an Traditionen gebundenste, konservativste, die siegreiche englische Bourgeoisie gezwungen  

ist, „freiwillig“ diese Maskerade zu inszenieren und an die Spitze des britischen Imperiums „Arbei-

tervertreter“ [503] zu setzen. Und welche Epoch e  tiefsten Zerfalls des Kapitalismus, wenn die re-

aktionärste imperialistische Militärmacht, Frankreich, eine Regierung nur zustande bekommt, wenn 

sie eine ähnliche Maskerade aufführt und in ihren „Linksblock“ die „Arbeitervertreter“ der französi-

schen Sozialdemokratie hineinhätschelt (sie haben sich sehr gern und billig kaufen lassen, diese gel-

ben Helden). 

Der fünfte Weltkongreß hat die Epoche  als „demokratisch-pazifistische“ gekennzeichnet. Niemand 

weiß, wie lange sie dauern wird. Jeder (ausgenommen die „Arbeitervertreter“ von der Sozialdemo-

kratie) weiß, daß sie lediglich eine Maske r ade  ist, ein Fasching, dessen I nha l t  brutalste Ausbeu-

tung und Unterdrückung des Proletariats der ganzen Welt und der Kolonialvölker ist. Jeder, (ausge-

nommen wieder die sozialdemokratischen Helden) weiß, daß die internationale Bourgeoisie diese 

Epoche nebst ihren Trägern, den Macdonald und Co. braucht, um sich zu retten. 
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Nehmen wir England. Was will die britische Bourgeoisie, wenn sie Macdonald regieren läßt? 

Sie will, daß diese Regierung den Sozialismus diskreditiert. Sie will, daß sie die Bewegungen der 

Arbeiter, die aus den schweren sozialen Nöten erwachsen, niederhält. Sie will, daß sie die Labour 

Party p r ak t i s ch  diskreditiert, indem sie auch  i h r e  Unfähigkeit, die durch den Krieg entstandenen 

(wie w i r  wissen: unlösbaren) Probleme zu lösen, demonstriert. Sie will g l e i chze i t i g, daß sie, 

wenn schon diese für jede bürgerliche Regierung bisher unlösbaren Probleme sich doch  als lösbar 

erweisen sollten, sie f ü r  d i e  Bour geo i s i e  löst, die dann, erstarkt, diese Regierung ganz bequem 

zum Teufel jagen wird. 

Das w i l l  die Bourgeoisie Englands. Das ist, von i h r  aus gesehen, der Sinn der Labour-Regierung. 

Was will die Labour-Regierung? Sie will in erster, in zweiter, in dritter und in letzter Linie den Ka-

pitalismus retten. Den heu t i gen  Kapitalismus heu te  retten. O, ihre Führer sind, natürlich, „für 

Sozialismus“. Nur nicht „heute“. Nur nicht „sofort“. Nur nicht „plötzlich“. Nur nicht „gewaltsam“. 

In der Epoche des Untergangs des Kapitalismus, in einer Zeit, wo er überall verfault und die Welt mit 

Elend verpestet, in Zeiten, wo die Bourgeoisie bereits verzweifelt, da sind es die Soz ia l dem okra -

t e n, die den Kapitalismus zu retten suchen. Beileibe nicht etwa aus Liebe für den Kapitalismus, o 

nein. Aber ... weil „heute“ die Produktion, das Proletariat, die Welt noch nicht „reif“ sind für den 

Sozialismus. Weil man „nicht aus dem Elend, sondern aus der Prosperität“ zum Sozialismus „über-

geht“. Weil „das wirtschaftliche Chaos“ nur „dem Proletariat schadet.“ So was in Deutschland in 

1918, 1920 u. 1923, so ist es im Weltmaßstab. Da sie sich keine andere Wirtschaftsordnung, erst recht 

keine andere politische „Ordnung“, als die bürgerlich-kapitalistische vorstellen können, deshalb wer-

den in der Epoche des Abfaulens, Auseinanderfallens, des Untergangs des Kapitalismus die Sozial-

demokraten als bewußte oder unbewußte Verräter am Proletariat und Sozialismus zum sichersten und 

zuverlässigsten Bollwerk der Bourgeoisie. 

Freilich, Macdonald „möchte“ gerne durch einige Reformen die Nöte des Proletariats lindern. Dann 

geht es ihm so, wie etwa mit der Häuserbau-Bill, die, an und für sich völlig unzureichend und auf 40 

Jahre erstreckt, durch 65 angenommene liberale Zusatzanträge noch so versaut worden ist, daß sie 

lediglich ein gutes Spekulationsfeld für die Privatunternehmer bietet. 

Freilich, er „möchte“ mit Rußland „freundschaftliche“ Beziehungen herstellen. Aber dann kommen 

die Bankiers und machen daraus ein unverschämtes Räubergeschäft. 

Freilich, er „möchte“ gern Frieden und Sonntagsprediger-Seligkeit in der Welt haben. Aber er „muß“ 

gleichzeitig Bomben auf Indien und Mesopotamien werfen lassen und die größte Flottenparade, die 

je gesehen ward, veranstalten. 

[504] Und  eben  de sha l b  e r r e i ch t  d i e  Bour geo i s i e  i h r  Z i e l  n i ch t. Die „demokratisch-

pazifistische“ Epoche ist eine Epoche der Illusionen. Sicher. Sie ist aber zugleich die Epoche der 

grausamsten Des illusionierung schon da. Aber so wichtig Deutschland ist, für d i e se  Epoche 

Deu t s c h land  beobachten. Kann man heute hier noch viel Staat mit Mac Donald und Herriot ma-

chen? Nein. In Deutschland ist die Desillusionierung schon da. Aber so wichtig Deutschland ist, für 

d i e s e  Epoche ist natürlich England und Frankreich m i ndes t ens  ebenso wichtig. (In Wirklichkeit 

wahrscheinlich wichtiger.) 

III. Wie wirkt Macdonald auf das englische Proletariat? 

In England erzeugt die Existenz der Labour-Regierung und ihre Politik zweierlei gegensätzliche Ten-

denzen. 

Man darf nicht vergessen, daß die Labour Party nicht nu r  deshalb zur Macht gekommen ist, weil die 

Bourgeoisie es gewollt hat, sondern auch, weil im englischen Proletariat der Wille zur Macht ent-

stand. Das englische Proletariat ist politisch rückständig. Es hat keine Partei in unserem Sinne. Es ist 

noch nicht lange her, daß Arbeitervertreter als L i be r a l e  gewählt wurden. Die parlamentarischen 

Formen und Traditionen sind ganz anders eingewurzelt als bei uns. Die bis vor dem Kriege unbestrit-

tene imperialistische Monopolstellung Englands erlaubte es der Bourgeoisie, die aristokratischen 
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Schichten des Proletariats durch Brokken der aus den Monopolen und der Aus Pressung der Kolonien 

fließenden Extraprofite zu korrumpieren. Das Proletariat steckt noch voll von demokratischen Illusi-

onen und Vorurteilen, von Imperialismus, Religion, und diese „Tugenden“ werden durch die Führer 

der Labour Party gefördert. (Macdonald ist „Fegen den Klassenkampf“; fast alle sind sie fromm und 

viele predigen; die Komödien mit den Hofuniformen, Besuchen „bei Königs“ usw.; die britische 

Weltausstellung, Flottenparade usw. 

Aber, und hier kommen wir, auf das Alte zurück, die englische Bourgeoisie hätte die Labour Party 

trotz allem nicht regieren lassen, wenn nicht ihre Macht i n  de r  Wur ze l  bereits faul wäre, und wenn 

nicht im englischen Proletariat Machtwillen vorhanden wäre. England ringt jetzt schwer um seine 

Monopolstellung als Wucherstaat (im Leninschen Sinne, d. h. als einer der wenigen imperialistischen 

Staaten, welche die übrigen ausbeuten). Die Extraprofite werden kleiner und kleiner, die sozialen 

Konflikte in England selbst größer und größer (permanente Arbeitslosigkeit von 1-1½ Millionen, 

Wohnungsnot). Das Klassenbewußtsein des englischen Proletariats wächst. Mit all ihren Vorurteilen, 

mit Religion, Fußball und Nationalismus s t r e i ken  die englischen Arbeiter mustergültig. 

Und, so traurig die Politik der Macdonald-Regierung ist, sie ist nicht nur auch  ein Ausdruck des 

Machtwillens des englischen Proletariats, vielmehr s t e ige r t  ihre Existenz auch diesen Machtwillen 

(was die Bourgeoisie n i ch t  in Rechnung gestellt hatte). 

Und zwar in zweierlei Richtung. Daß die Resultate der Regiererei Macdonalds für das Proletariat Eng-

lands gleich Null sind, sieht natürlich j ede r  englische Arbeiter. Der eine Teil dieser Arbeiter (man 

vergesse nicht, daß 90 Prozent der englischen Bevölkerung in den Städten wohnt und daß die unge-

heure Mehrzahl davon Industrieproletarier sind) wird unzufrieden und desillusioniert und erklärt: auf 

„diese“ Art geht es eben nicht, es muß ande r s  gemacht werden, z. B. so wie in Rußland. Dieser Teil 

hat Machtwillen und revolutionäre Erkenntnis. Abe r  d i e se r  Te i l  i s t  noch  s eh r  k l e i n. 

Der weitaus größte Teil der Arbeiterschaft schließt anders: Wir haben, sagen sie sich, erst eine Min-

derheit im Parlament; was Macdonald will, ist gut; er kann es nur noch nicht durchsetzen; deshalb 

müssen wir alle Kräfte daransetzen, um d i e  Mehr he i t  im Parlament zu erhalten; dann wird alles 

anders werden. 

[505] Was heißt das? Das heißt, daß die demokratischen Illusionen nebst der Popularität Macdonalds 

noch wachsen. 

Und da sagt man, daß die KP Englands die politisch wichtigste Sektion der Komintern „jetzt“ sei? 

Natürlich. Ge r ade  dieses Umstandes wegen. Denn bei den nächsten Wahlen kann in der Tat die 

Labour Party die Mehrheit oder nahezu die Mehrheit im Parlament erhalten, und  da s  i s t  dann  de r  

Bank r o t t  a l l  de r  s chönen  I l l u s i one n. Glaubt jemand von uns, daß sich an Macdonalds Politik 

dann etwas ändern kann? Natürlich nicht. Aber auf diesen Moment die Arbeitermassen in England 

vorzubereiten, das ist d i e  e i ne  po l i t i s che  Haup t au f gabe  de r Epoch e. Denn der gesteigerte 

Machtwille der Klasse wird dann nach anderen Machtformen suchen. Und diese Aufgabe bezieht sich 

nicht nur auf England. Sie ist gestellt für alle Länder, in denen ein Proletariat existiert, und f ü r  alle 

Organisationen, i n  denen  heu t e  noch  d i e  po l i t i s chen  F r eunde  Macdona l d s  l e i t en d  

s i n d. Diese Organisationen sind in erster Linie: d i e  de r  Am s t e r damer  Gewer kscha f t s in -

t e r na t i ona l e  angesch l o s senen  Or gan i sa t i one n. 

IV. Eine Gewerkschaft ist eine Gewerkschaft; dagegen ist eine-Partei eine Partei. 

Aber weshalb nennen wir nicht auch die Zweite Internationale? 

Es ist vielleicht beleidigend, daran zu erinnern, daß zwischen Gewerkschaft und Partei ein großer 

Unterschied besteht. (Aber solche „Beleidigungen“ find immerhin unschädlich.) 

Die revolutionäre Klassenpartei des Proletariats umfaßt nur die Avantgarde des Proletariats. Sie hat 

ein bestimmtes Programm, bestimmte Struktur, bestimmte Methoden. Sie hat nie den Zweck (und wir 

ihn auch nie erreichen), das „ganze“ Proletariat oder seinen „größten Teil“ zu umfassen. 
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Dagegen ist die Gewerkschaft eine b r e i t e  K l as seno r gan i s a t i o n, welche Arbeiter aller mögli-

chen Richtungen umfaßt und deren „Programm“ eigentlich nur in dem e i nen  Satz besteht: daß sie 

die K l a s sen l age  des Proletariats wirtschaftlich verbessern will. 

Es macht deshalb einen groben Fehler, wer etwa sagt: „Einheit der Gewerkschaftsbewegung – warum 

dann nicht gleich Verständigung mit der Sozialdemokratie?“ 

Die Spaltung der Arbeiterklasse den Pa r t e i en  nach ist eine na t ü r l i che  Erscheinung. Die sozial-

demokratischen Parteien sind zwar ihrem Mitgliederbestande nach mehr oder weniger proletarische 

Parteien; aber ihrer Politik nach vertreten sie gerade in der Epoche des Untergangs des Kapitalismus 

lediglich die Interessen der Bourgeoisie. Deshalb haben sich die Parteien gespalten, und deshalb wer-

den mit der Zuspitzung der Klassengegensätze die sozialdemokratischen Parteien sich weiter spalten 

und, mit und ohne Spaltung, alle klassenbewußten Arbeiter verlieren. 

Dagegen ist die Spaltung der Gewerkschaftsorganisationen ke i ne  natürlich Erscheinung und dazu 

eine s chäd l i che  Erscheinung. Der ökonomische Kampf erhält um so größere Erfolgsaussichten, je 

größere, kompaktere Massen die ihn führenden Organisationen umfassen. Bestimmte ökonomische 

Interessen sind durchaus dem überwiegenden Teil des Proletariats gemeinsam. Wenn die reformisti-

sche Führung der Gewerkschaften den notwendigen Kämpfen ausweicht, wenn sie sucht, die unbe-

queme Opposition loszuwerden, um desto leichter den notwendigen Kämpfen ausweichen zu können, 

so treibt sie, von ihrem Standpunkt aus, r i ch t i ge  Politik: denn sie versteht, daß in dieser Epoche die 

ökonomischen Kämpfe alsbald politischen Charakter erhalten. 

Je kompaktere Arbeitermassen in den Gewerkschaftsorganisationen sind, desto schwieriger wird es 

für die reformistischen Führer, den notwendigen Kämpfen auszuweichen. Denn die kompakten Mas-

sen haben zwar vielleicht kein klares Bewußtsein von dem Charakter, den politischen Folgen der 

[506] Kämpfe; aber sie wissen: wir sind sehr viele, eine starke Organisation und wir brauchen das 

und das (z. B. den Achtstundentag, höheren Lohn oder Abschaffung einer Steuer). Weshalb kämpfen 

wir da nicht? 

Deshalb ist die Losung der Einheit der Gewerkschaftsbewegung i mm er  eine richtige Losung, und 

über deren taktische Bedeutung ist im ersten Artikel gesprochen worden. 

Aber über das in jenem Artikel gesagte hinaus darf man noch eine Sache keinesfalls vergessen, die 

äußerst wichtig ist: die Labour Party heißt zwar Partei, ist aber ke i ne  Partei, sondern eine Zusam-

menfassung aller möglichen Organisationen, darunter Parteien (wie die Independent Labour-Party), 

Gewerkschaften und Genossenschaften. In der Labour Party gibt es neben frommen Christen aller 

Sorten auch Kommunisten. Sie ist keine Partei im Sinne dieses Wortes und keine Gewerkschaft. Sie 

ist aber mehr eine Gewerkschaftsorganisation als eine Partei. 

Der Trade Unionismus ist in England sehr stark. Das ist die Auffassung, daß die Arbeiter das, wonach 

sie streben, ohne Aenderung oder Umsturz des bestehenden Systems, durch ihre Trades Unions er-

kämpfen werden, durch die Gewerkschaften.*) In der Epoche der Labour-Regierung erhält dieser 

Trade Unionismus eine etwas andere, neue Färbung, die des Labour i sm u s: „so, wie es die Labour-

Regierung macht, so kommt man am besten zum Sozialismus“, das ist nicht nur eine Stimmung, die 

sich breit macht, das wird f o r m u l i e r t, und zwar sogar in Deutschland, wo auf dem Berliner Partei-

tag der SPD und nach ihm immer wieder mit Bewunderung auf die S t r uk t u r  der englischen Labour-

Party hingewiesen und ihre Politik als Muster genannt wurde. Natürlich wird es solche Stimmungen 

in Skandinavien geben, wo vor noch gar nicht langer Zeit die Kom m uni s t i s che  Partei Norwegens 

ihrer Organisationsform nach eine Labour-Party war, wo Stauning, in Dänemark mit der starken dä-

nischen Gewerkschaftsbewegung, na t ü r l i ch  versuchen wird, Macdonald zu kopieren, und wo 

Branting in Schweden nach denselben Lorbeeren gieren wird. Der Labourismus wird auch in Frank-

reich mit seinen schwachen Parteien von den Sozialdemokraten eifrigst propagiert werden: das wäre, 

werden sie glauben, eine Rettung für ihre bankrotte „Richtung“, die gegenwärtig zwar den Linksblock 

 
*) In der Praxis des Kampfes genieren sich diese „friedlichen“ Trade Unionisten auch nicht vor Sabotageakten, Ersaufen-

lassen von Schächten u. ä. 
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möglich macht, aber, umgekehrt, ohne diese Koalition mit den bürgerlichen „Linksparteien“ mit Ver-

laub zu sagen, ein kleiner Haufen großen Dreckes wäre. 

Dieser Labourismus, der nichts Festumrissenes ist, wird in der Epoche, um die es sich handelt, die 

Zweite Internationale beherrschen. 

Aber war es schon bisher fast unmöglich, zu sagen, wer wen führt, die Zweite Internationale die 

Amsterdamer oder umgekehrt, so wird das jetzt absolut unmöglich werden: die „Amsterdamer“ In-

ternationale wird jetzt notwendigerweise eine Londone r  Internationale werden. 

V. Amsterdam stirbt, um als London aufzuerstehen. 

Dieser Punkt ist überaus wichtig. Was war bisher die Amsterdamer Internationale? In der Spitze ein 

Klüngel der reaktionärsten Reformisten und Sozialchauvinisten, in der Politik ein Werkzeug des Ver-

sailler Vertrags. Dazu lose angeschlossene, passive Organisationen, die nie über die „Aktionen“ ihrer 

Spitzen hinauskamen, ausgenommen zwei Fälle, wo die Spitzen gezwungen wurden den Boykott 

Horthy-Ungarns und den Boykott des Munitionstransports für das weiße Polen zu proklamieren, was 

bisher weniger als mäßig durchgeführt wurde, da die Spitzen kein Interesse an diesen Angelegenhei-

ten hatten. 

Aber „heu te“ stellt sich die Frage anders; an der Spitze des größten imperialistischen Staates steht 

die gegenwärtig wichtigste Partei der Zweiten [507] Internationale mit den gegenwärtig bei weitem 

wichtigsten Gewerkschaften der Amsterdamer Internationale. Diese Organisationen werden deshalb 

für die imperialistische Politik eben dieses Staates in Anspruch genommen werden, des englischen. 

Das eröffnet zwar Aussichten auf Konflikte in den zwei, wie wir sie nennen wollen, Londoner Inter-

nationalen (der kommenden Konflikte zwischen England und Frankreich usw. wegen), aber das ist 

noc h  keine aktuelle Frage. 

Was wichtig ist, ist dieses: die zwei größten Staaten der Erde, England und Rußland, werden gegen-

wärtig von Regierungen gelenkt, deren eine der kommunistischen, Dritten Internationale angehört; 

zwischen der Kommunistischen Internationale und der Zweiten gähnt ein Abgrund, der nie über-

brückt werden kann, da es der Abgrund zwischen Organisationen ist, von denen die eine, die Zweite 

Internationale, im Interesse der Bourgeoisie gelenkt wird.  

Aber an der Spitze Englands steht eine Regierung, die gleichzeitig bestimmend ist für die Millionen-

massen der Arbeiter, welche in den Amsterdam angeschlossenen Gewerkschaften organisiert sind 

und welche nicht daran denken, zu Ehren Seiner Britischen Majestät und seines Knechts Macdonald 

auch nur einen Finger krumm zu machen. 

Um  d i e se  M a s s e n  geh t  de r  Kam p f. 

Nur die Narren in Deutschland, die sich Völkische heißen, können den Stumpfsinn erzählen, daß in 

der Welt die Frage jetzt stünde: Sowjetstern oder Hakenkreuz? Die Frage steht, wie sie seit 1917 

steht: Sowjetstern oder Bourgeoisie?, also proletarische Diktatur oder bürgerliche Demokratie? Und 

im gegenwärtigen „Moment“, „gerade jetzt“ steht sie: Moskau oder London? Die Methoden der 3. 

oder der 2. Internationale? Sowjetismus oder Labourismus? 

Dieser Kampf wird nicht abstrakt ausgetragen, nicht auf dem Papier. Die Entwicklung, das wissen 

wir, führt, geschichtlich gesehen (trotz aller Zwischenspiele, der demokratisch-pazifistischen wie der 

faschistischen) unerbittlich nur nach e i ne r  Seite. Aber wir sind nicht passive Zuschauer. Wir wollen 

der Entwicklung Form, Richtung, Tempo geben. 

Deshalb können und dürfen wir nicht zusehen, daß die Amsterdamer Internationale eine Londone r, 

eine Curzonsche, eine englische „Internationale“ wird. 

Die Frage der i n t e r na t i ona l en  Gewer kscha f t s e i nhe i t, s o  gestellt, ist wahrlich eine andere, 

als die, die ich in meinem ersten Artikel behandelte, wo die Frage eng, provinziell beschränkt gestellt 

war. 

Und die Frage, so wie sie h i e r  gestellt wird, wird nicht von uns, den Kommunisten, allein so gestellt. 

Aus dem „anderen“ Lager, von englischen Gewerkschaften, wird die Frage nach der Einheit der 
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Gewerkschaftsbewegung ebenfalls gestellt. Macht man daraus einen „linken Flügel“ von Amsterdam, 

so macht man einen Fehler. Diesen linken Flügel gibt es noch nicht. Aber übersieht man diese Tatsa-

che, so macht man e i nen  v i e l  g röße r en  Feh l e r. Man muß die Tatsache, daß die englischen 

Gewerkschaften die Aufnahme der russischen in „ihre“ Gewerkschaftsinternationale fordern, richtig 

einschätzen. 

VI „Kommt do zu uns, wir nehmen euch auf!“ 

Geht man an die ganze Frage mit einer an Deutschland orientierten Auffassung heran, so wird man 

nichts verstehen. 

Die Labour-Regierung kam zur Regierung mit einem Aktionsprogramm, dessen Hauptpunkte unter 

anderem auch den Punkt der Herstellung von Frieden und Freundschaft mit Sowjetrußland enthielten. 

Die englischen Arbeiter haben, trotz ihrer politischen Rückständigkeit i n s t i nk t i v  bereits freund-

schaftliche Gesinnung gegen Rußland bewi e se n: zur Zeit der Interventionen der von der Entente 

gekauften weißen Banditen war die Bewegung „Hände weg von Sowjetrußland!“ in England so stark, 

daß Lloyd George und Curzon tatsächlich die Hände [508] wegnehmen mußten (man vergleiche da-

mit das Verhalten der deutschen Sozialdemokratie, die die Baltikumer ausrüstete!). 

Die englischen Arbeiter sind in ihrer großen Mehrzahl keine Kommunisten und noch gute Demokra-

ten. Aber sie haben Rußland gegenüber die Meinung, daß dort etwas „gemacht“ worden ist, daß die 

Arbeiter dort eine Le i s t ung  vollbracht haben. Das imponiert ihnen. In England halten sie andere 

Methoden für notwendig; aber jene fertige Le i s t ung  ist da, sie ist eine Tatsache. Das ist für sie 

genug, und Rußland wird deshalb für sie ein Kon t r ahen t, ein Partner, mit dem man auf gleichem 

Fuße verkehrt. 

Die po l i t i s chen  Fragen werden dabei die meisten englischen Arbeiter wenig interessieren. Aber 

die „Amsterdamer“ Internationale, die werden sie jetzt als eine Londone r, eine „englische“ Inter-

nationale ansehen. (Man erinnere sich, daß die breitesten Arbeitermassen der ganzen Welt die Kom-

intern wie die RGI mit „Moskau“ gleichsetzten und das auch dann getan hätten, wenn in den Spitzen 

beider Internationalen kein einziger russischer Genosse vertreten wäre: es ist auch hier die Le i s t un g, 

also Sowjetrußlands Existenz, die der Komintern und der RGI den Stempel gab.) 

Nun gibt es zweifellos sehr verschiedene Stimmungen und Strömungen innerhalb des englischen Pro-

letariats. Ein Teil von ihnen wird eine Art von nüchtern-geschäftlicher „messianischer“ Stimmung 

haben: „seht, so weit haben wir es gebracht, so machen wir Engländer das; so solltet i h r  das auch 

machen“. Wenn solche Stimmungen Ausdruck erhalten in der Aufforderung an die RGI, die mit den 

russischen Gewerkschaften gleichgesetzt wird, so dürfen wir auch d i e se  Stimmungen nicht unaus-

genutzt lassen: denn die Amsterdamer Internationale besteht nicht nur aus englischen Gewerkschaf-

ten, und ein Teil der Amsterdamer Bonzen, insbesondere die deutschen, fürchtet jede Berührung mit 

den Russen wie die Pest – und er weiß wahrhaftig, weshalb. 

Auf der anderen Seite werden Stimmungen bei Arbeitern vorhanden sein, die die russischen Gewerk-

schaften deshalb zum Eintritt in die Amsterdamer Internationale auffordern, weil sie, sei es ande r e  

Methoden in ihr vertreten sehen wollen, sei es Vertreter jener Le i s t un g, von der schon gesprochen 

wurde, und von welchen man annimmt, daß sie, die eine Leistung aufzuweisen haben, auch den in-

ternationalen Arbeiterkämpfen Lehren und Beiträge bringen können. 

Auf jeden Fall ist die Aufforderung ein Beweis des Bedürfnisses nach einer i n t e r na t i ona l en  Ge-

werkschaftsorganisation und der Ausdruck eines (gleichgültig ob bewußten oder unbewußten) In -

t e r na t i ona l i sm u s. Das ist „gerade jetzt“ und gerade bei eng l i s chen  Gewerkschaftlern um so 

wichtiger und um so ernster zu nehmen: denn wenn sie „gerade jetzt“ (wo angeblich durch die „de-

mokratisch-pazifistische“ Aera die erschütterten Grundfesten der – kapitalistischen – Welt wieder 

geleimt sind) und wenn gerade die englischen Gewerkschaften (im Augenblick des „Triumphes“ der 

„englischen“ Methoden) die r u s s i schen  Gewerkschaften zum Eintritt in „ihre“ Internationale auf-

fordern, so ist das ein Anzeichen mehr für die Wackligkeit der „pazifistisch-demokratischen“ 
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„Konsolidierung“ und der Durchschlagskraft der „englischen“ Methoden. Man mißverstehe nicht: 

gewiß wird nicht die Einsicht des eben gesagten bei den englischen Gewerkschaftlern klar vorhanden 

sein. Aber wir treiben doch nicht Psychologie, sondern Po l i t i k  und deuten die Handlungen aus 

objektiven Ursachen. 

Nun ist die Form der Aufforderung, wie sie in der Kapitelüberschrift gewählt ist, reichlich naiv. Sie 

wird aber der Einstellung derer, die diese Einladung ergehen ließen, ungefähr entsprechen. „Wi r  

nehmen euch auf“ – das war schon auf dem Wiener Kongreß der Amsterdamer die Haltung der Eng-

länder. Und in diesem unterstrichenen „Wir“ liegt sehr viel: nämlich, daß die englischen Gewerk-

schaften s i ch  als die Lenker der Amster-[509]damer Internationale und in bewußten Gegensatz zu 

den bisherigen und noch amtierenden Kreaturen an ihrer Spitze ansehen. 

Aber in diesem Falle kann mit ihnen a l l en  E r ns t e s  verhandelt werden, und zwar ganz anders, als 

mit jenen Kreaturen in Amsterdam: von Macht zu Macht. 

VII. Die organisatorische Frage der internationalen Gewerkschaftseinheit. 

Wenn es richtig ist, daß die englischen Gewerkschaftler die russischen Gewerkschaften mehr oder 

weniger mit der RGI gleichsetzen (und die Amsterdamer Internationale mit den englischen Gewerk-

schaften), so kann man ihnen leicht klarmachen, daß es sich nicht um Eintritt in „ihre“ Internationale 

handelt noch handeln kann, sondern um die Ve re i n i gung  der zwei jetzt getrennten Gewerkschafts-

internationalen auf geme i nsam e r Bas i s. Diese gemeinsame Basis ergibt sich aus den gem ein -

sam e n Bedür f n i s s e n. Klassenkampf gegen die Bourgeoisie, für die Abwälzung der Kriegslasten 

auf die Bourgeoisie und für den Achtstundentag sowie wirkliche parteipolitische „Neutralität“, d. h. 

Freiheit der Propaganda der politischen Ideen j ede r  Richtung (was Fraktionsfreiheit einschließt) – 

das sind die e i nz i ge n  Bedingungen, die wir brauchen. Dazu die organisatorischen Folgen jeder 

Vereinigung, also Proportionalität der Vertretung in den Spitzen nach einem internationalen Vereini-

gungskongreß. 

Betrachtet man die Sache von Deutschland aus, so hat sie tausend und eine Schwierigkeiten: „aber 

was werden die Reformisten sagen?“ Nun, sie werden sagen, daß die Kommunisten „den Bankrott 

ihrer Spaltertätigkeit einsehen.“ Haben sie uns nicht schon hundertmal begraben? Sollen sie es noch 

tun. „und was tun wir mit unseren Verbänden?“ Nun, wir führen sie gesch l o s sen  in die e r neu -

e r t en  vereinigten Verbände. (E r neue r t e n, veränderten, werte Genossen; denn es handelt sich um 

eine i n t e r na t i ona l e  Vereinigung, die nicht von Leipart und Päplow geleitet wird, sondern von 

ande r en  Leuten). „Ja, aber die Päplow und Scheffel werden unsere Ausgeschlossenen nicht aufneh-

men.“ Nun wir werden ja schon vo rhe r  danach streben, daß man umgekehrt die Päplow und Scheffel 

ausschließt. Wer die Fragen so stellt, stellt sie f a l s c h: es handelt sich doch um Vereinigung im i n -

t e r na t i ona l en  Maßstab. 

Aber lassen wir die deutschen Schwierigkeiten zunächst beiseite. (Sie sind im Verhältnis zur Wich-

tigkeit der Frage herzlich unbedeutend.) 

I s t  d i e  Ze i t  z u  e i ne r  so l chen  Ve r e i n i gung  ge kom m e n? 

Die Einheit der Gewerkschaftsbewegung ist, abstrakt gesprochen, i m m er  besser als ihre Zerrissen-

heit. 

Aber konkret gesprochen, ist diese Einheit „gerade jetzt“ überaus aktuell. Die Reaktion greift auf der 

ganzen Front an, „demokratisch-pazifistisch“ maskiert, und zwar die ökonomische wie die politische 

Reaktion (sogar Herr Mussolini möchte sich demokratisch frisieren, nur Herr Jarres bleibt unentwegt 

stramm, immer der alte). Kriegsgefahren drohen an vielen Stellen. Die englischen Gewerkschaftler 

bieten die Einheit an, die französischen, skandinavischen werden die Losung aufgreifen, die russi-

schen greifen sie auf. 

Ge r ade  j e t z t  ist die Zeit gekommen, ohne Zeitverluste sich dieses Ziel der Einigung im internati-

onalen Maßstab zu stellen und zu erreichen. Ueber das „Wie?“ habe ich zum Teil schon in meinem 

ersten (provinziellen, die Frage beschränkt, „deutsch“ behandelnden) Artikel gesprochen. Aber zu 
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der dort genannten Agitations- und Propagandakampagne muß man einen Schlußpunkt machen: die-

ser wird se lb s t ve r s t änd l i ch  ein Einigungskongreß sein. 

Man darf nicht vergessen, daß diese Einigungsbestrebungen in zwe i e r l e i  Richtung gehen, vertikal 

(den Berufsgruppen nach, Berufsinternationalen) und horizontal. 

Was die horizontale Zusammenfassung betrifft, so sind die Hauptakteure eben die russischen und 

englischen Gewerkschaftler. Von ihnen mag die Losung eines Einigungskongresses ausgehen. Sie 

mögen und müssen [510] den sicherlich wütenden Widerstand der deutschen Gewerkschafts„führer“, 

der Leipart, Päplow, Scheffel und Konsorten brechen. Die Aufgabe der KPD ist es, schnell und ener-

gisch, e r n s t ha f t  und geschickt jene Kampagne einzuleiten und durchzuführen, von der im ersten 

Artikel gesprochen wurde. Denn man darf nicht, niemals vergessen, daß es sich zwar in erster Linie 

um einen großen strategischen Plan handelt, daß er aber nicht gut durchgeführt werden kann, wenn 

man das taktische Ziel aus den Augen läßt, die gelben „Führer“ zu entlarven, von den Massen zu 

trennen, in der Praxis schon dieser Kampagne zu zeigen, daß s i e  die Spaltung, also die Schwä-

c hung  der Gewerkschaftsbewegung wollen, nicht aber deren Einheit; daß sie gegen j eden  Kampf 

sind, der die Bourgeoisie belasten könn t e. Die Massen s o  zu mobilisieren, daß im Verlauf dieser 

Kampagne jene Helden als Saboteure ausges ch l o s se n würden und aus der Gewerkschaftsbewe-

gung so verschwinden, wie die Winnig, Kloth und Oerter, (die naturgemäß bei den Völkischen ge-

landet sind), da s  wäre ein taktisches Ziel. 

VIII. Schlußbemerkung. 

Ich fasse zusammen. Die Frage der internationalen Einheit der Gewerkschaftsbewegung ist in der 

gegenwärtigen Epoche des Labourismus einer de r  wesentlichsten Hebel zur Ueberwindung der de-

mokratisch-pazifistischen Illusionen und des Labourismus. Die Frage ist im internationalen Maßstab 

gestellt als ak t ue l l e  Frage. Die beiden repräsentativen Hauptkräfte der beiden Gewerkschaftsinter-

nationalen, die englischen Gewerkschaften auf der einen, die russischen auf der anderen, stellen die 

Frage als ak t ue l l e  organisatorische Frage. Es wäre verhängnisvoll, wenn die Kommunistische In-

ternationale nicht die po l i t i s che  Bedeutung der Frage verstehen würde. Die Frage, ob der Zeitpunkt 

für eine solche Einigung ob j ek t i v  gekommen ist, muß ungeachtet aller taktischen und technischen 

Schwierigkeiten, insbesondere in Deutschland, mit j a beantwortet werden.*) Die kommunistischen 

Parteien haben sofort eine ernste Kampagne in den Betrieben zu beginnen unter der Losung der in-

ternationalen Einheit der Gewerkschaftsbewegung. Im Verlauf dieser Kampagne ist die Frage der 

Einheit, der na t i ona l en  Einheit der Gewerkschaftsbewegung so zu stellen, daß die breitesten Mas-

sen erkennen, wie die reformistischen Erzreaktionäre à la Päplow, Leipart, Scheffel und Konsorten 

i m mer  Spalter sind und i m m er  im Interesse der Bourgeoisie handeln. Die Bedingungen, ohne wel-

che von Einigung keine Rede sein kann, sind: Klassenkampf. Freiheit der politischen Propaganda, 

jeder Richtung (also auch Fraktionsbildung) in den Gewerkschaften und der Kampf für die Abstel-

lung der jeweiligen Tagesnöte. In Deutschland sind solche aktuelle Tagesaufgaben der Kampf um 

den Achtstundentag, das Koalitionsrecht, um ausreichende Minimallöhne, um die Abwälzung aller 

Kriegslasten auf die Bourgeoisie und Kampf gegen Schutzzölle. Die internationale Einigung kann 

nur durch einen internationalen Kongreß mit Proportionalvertretung organisatorisch vollzogen wer-

den. Die vertikalen (Berufs-) Zusammenfassungen im internationalen Maßstab sind mit allen Kräften 

zu fördern. 

[511] 

 
*) Viele deutsche Genossen sehen die Sache so: da ist das Schiff der Amsterdamer. Auf der Kommandobrücke stehen die 

uns wohlbekannten traurigen Gestalten und fahren den uns wohlbekannten traurigen Kurs. Sollen wir auch noch einstei-

gen? Aber, wenn man bei diesem Gleichnis bleiben will, außer den traurigen Gestalten auf der Kommandobrücke gibt es 

noch die u n s i c h t b a r e, aber zahlreihe Mannschaft des Schiffes, die wir gegen diese Kommandeure zum Meutern brin-

gen wollen. Dazu existieren a n d e r e  Kommandeure, im englischen Hafen, die mit den russischen Kommandeuren ver-

handeln. Wir bringen, wenn wir die beiden Flotten vereinigen, eigene Schiffe mit und eigene Kommandeure, und wir 

vereinigen uns nicht, bevor der Kurs geändert ist. Diese Kursänderung wird auch die traurigen Gestalten auf der Brücke 

des e i n e n  Schiffes verjagen, das viele deutsche Genossen a l l e i n  sehen wollen. 
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Der nächste große Krieg und die Rüstungen.  
Von S. E r k n e r.  

(Fortsetzung.) 

Kavallerie. Die Kavallerie hat ihre Rolle als Kampftruppe so gut wie ausgesp i e l t. Das Pferd wird 

schließlich aussterben, da es für alle gewerblichen Zwecke allmählich abgeschafft wird und nicht in 

Fällen dringender Not in solchen Mengen erzeugt werden kann, wie mechanische Waffen und Trans-

portmittel. Für Zwecke der Erkundung und Sicherung wird man noch so lange Kavallerie unterhalten, 

wie es die Frage des Pferdeersatzes gestattet, da bei dunstigem Wetter in waldiger Gegend ein Rei-

tertrupp besseres leistet wie ein Flugzeug. Beweg l i che r  abe r  i s t  de r  I n f an te r i s t, de r  Ka -

va l l e r i s t  i s t  nu r  s chne l l e r. Es werden also kleine leichte und schnelle Raupenfahrzeuge gebaut 

und mit Infanteristen bemannt werden, die dies Gefährt zu verlassen haben, sobald es nicht mehr 

vorwärts kommt. Das wird die Sicherungs- und Aufklärungspatrouille der Zukunft sein. 

Der gesamte Verkehr im modernen Kriege wird m o t o r i s i e r t  sein, auch hier wird das Pferd immer 

mehr ausgeschaltet werden. Im vergangenen Weltkriege war noch Frankreich mit Kraftwagen und 

vor allem Krafträdern von der eigenen Industrie sehr schlecht bedient und hat seit 1916 nur noch 

englische Räder benutzt. Nach dem Kriege legt wie jedes andere Land auch Frankreich seine beson-

dere Sorgfalt auf die Vervollkommnung in dieser Beziehung. In allen Ländern werden Artillerie-

schlepper ausprobiert. Die Vereinigten Staaten bauen besondere Typen für die Armeeartillerie, die 

Korps- und die Divisionsartillerie, von denen der ersteren fast stets gebahnte Wege zur Verfügung 

stehen werden, während die letztere jedes Gelände durchqueren soll, über das die Infanterie angreifen 

muß. Die Korpsartillerie hält zwischen beiden die Mitte. In einem Kriege in naher Zukunft dürfte das 

bei Kriegsbeginn verwendete Kriegsgerät das gleiche wie im Weltkriege sein und zum größten Teil 

Kraftzug besitzen. Ein neuer Typ eines Raupenschleppers besitzt als wichtigste Neuerung die Unab-

hängigkeit in der Bewegung der beiden Raupenketten zueinander und die dadurch erreichte erhöhte 

Anpassungsfähigkeit in unebenem Gelände.  

Durch die mechanischen Transportmittel wurde der Heeresnachschub bereits im letzten Weltkriege 

völlig umgestaltet und die fechtende Truppe viel beweglicher gemacht. Der Nachschub hatte im 

Kriege kolossale Bedeutung gehabt und auch der kommende Krieg dürfte eher eine Vermehrung der 

im Nachschube beschäftigten Truppen als deren Verminderung bringen. 

Mit der zunehmenden Motorisierung des gesamten Fahrverkehrs werden in allen Ländern in steigen-

dem Maße die Straßenbauer in Anspruch genommen. Nach „The Royal Engineers Journal“ (4/23) ist 

das Gewicht, das heute eine Straße tragen soll, schon um etwa die Hälfte höher als die Beanspruchung 

der Eisenbahnschienen. Da bei schnellem Fahren selbst kleinste Hindernisse starke Sprünge der 

schwerbelasteten Räder hervorrufen, ist schnelle und starke Abnutzung der Straßen alter Bauart die 

Folge. Die große militärische Bedeutung dieser Tatsache hat sich bereits im Kriege gezeigt, wird 

künftig aber in noch viel stärkerem Maße in Erscheinung treten und wird für die Kriegführung von 

schwerstwiegendem Einfluß werden. 

Die hohen Benzinpreise und die Unmöglichkeit seines Ersatzes durch andere Betriebsstoffe, die Ab-

hängigkeit der verschiedenen Länder von den Oelmonopolisten, haben, abgesehen von einer bestimm-

ten Oelpolitik, namentlich Frankreich, die Tschechoslowakei und Deutschland zu Versuchen geführt, 

Kraftwagenmotoren mit Gas zu speisen, welches während der Fahrt in einem miteingebauten Genera-

tor erzeugt wird. Ein gelungener Wettbewerb, von französischen Militärstellen mitveranstaltet, hat 

gezeigt, daß man Gasgeneratoren zum Treiben von Lastkraftwagen und Traktoren benutzen kann, was 

vom militärpolitischen Gesichtspunkt aus gesehen die [512] benzinarmen Länder von den Oelmono-

polisten unabhängiger und auch in ihren rein militärischen Entscheidungen freier machen würde. 

Artillerie: Fortschritte in der Artillerie werden angestrebt durch Ve r m ehr ung  de r  Beweg l i ch -

ke i t, de r  Wi r kung  und  de s  S c h u t z e s. Die Beweglichkeit der Feldartillerie kann nur vermehrt 

werden durch Annahme einer mechanischen Fortbewegungsart. Als solche kommen in Frage der Zug 

durch Kraftprotzen, die Fortschaffung auf Raupenfahrzeugen oder der Einbau in Tanks. Obwohl bei 

der letztgenannten Art auf indirekten Schutz durch Deckung im Gelände verzichtet wird, so wird 
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dieser Mangel durch die Möglichkeit starken direkten Schutzes durch Panzerung und dadurch, daß 

der Tank häufig seine Stellung wechselt und auch in der Bewegung feuern kann, also ein schwer zu 

treffendes Ziel bietet, mehr als ausgeglichen. Die schwere Artillerie wird bereits mechanisch bewegt, 

sie kann also Fortschritte nur noch hinsichtlich ihrer Durchschlagskraft erreichen. Nimmt man aber 

auch beim Gegner künftig nur mechanisch bewegte Einheiten an, so bleiben als Ziele für die schwere 

Artillerie nur noch Befestigungsanlagen, Ortschaften usw. übrig. Seine Gegner, Flugzeuge und 

Tanks, kann das schwere Geschütz nicht treffen, ist diesen vielmehr wehrlos preisgegeben, sobald 

diese seine Stellung erkannt haben. Deckung gegen Sicht ist für schwere Geschütze wegen ihrer 

Größe sehr schwierig. 

Flugzeugabwehr durch Artillerie. Hier gibt es auseinandergehende Meinungen. Ein Teil fordert, 

daß die gesamte Artillerie eines Heeres in der Lage sein müsse, sich an der Flugzeugabwehr zu be-

teiligen, der andere hebt die technischen Voraussetzungen für die Flugzeugbekämpfung hervor und 

hält es für ausgeschlossen, daß diese bei der für den Endkampf bestimmten Artillerie erfüllbar sind. 

Im allgemeinen ist bei der Artillerie zu sagen, daß der leichten Feldartillerie in den Militärbudgets 

der verschiedenen Länder infolge der Anpassung an die neue Kampfart ein sehr bescheidener Posten 

zugewiesen ist. Aus den allgemeinen Feldgeschützen sind spez i a l i s i e r t e  Infanteriegeschütze, 

Flugzeugabwehr- und Tankkanonen geworden. Die Budgets aller Länder, die in Frage kommen, wei-

sen dagegen eine kräftige Vermehrung der Ausgabeposten für schwere Artillerie auf. Durchwegs 

wird eine größere Tragweite erstrebt, teils durch die verbesserte Geschoßform, teils durch größere 

Anfangsgeschwindigkeit. 

Tank. Die ideale Ve r b i ndung  von  Feue r  und  Beweg ung  ist der Tank. A l s  E i nhe i t  en t -

sp r i ch t  e in  Tank  annähe r nd  e i nem  Zug  I n f an te r i e. D i e  Kos ten  für seine Instandhaltung 

und den Betriebsstoff plus Kosten für den Unterhalt seiner Besatzung m achen  abe r  nu r  e inen  

Te i l  de r  Kos t en  f ü r  den  Un t e rha l t  e i nes  Zuges  I n fan t e r i e  a us. Die Feue r k r a f t  eines 

Tanks ist dagegen g r öße r  als die eines Infanteriezuges und wird in der Bewegung nicht unterbro-

chen. Die Feuerleitung ist eine einfachere. Außerdem ist der Tank diejenige Waffe, die am wirksams-

ten durch Panzer geschützt werden kann. Der Tank ist eine sehr schnell bewegliche Waffe, neuzeit-

liche Tanks mit gefederter Fahrbahn entwickeln eine Höchstgeschwindigkeit von 50 bis 55 Kilome-

tern in der Stunde, eine Durchschnittsgeschwindigkeit von 25 bis 35 Kilometern pro Stunde. Dagegen 

ist der Tank nur sehr schwer gegen Sicht zu decken. 

Nach dem „Military Engineer“ (Nr. 82) sind die derzeit in der am er i kan i s chen  Truppenausrüs-

tung befindlichen Renau l t-Kam pfwage n, die kurz nach dem Kriege fertig wurden, zwar besser 

als alle Maschinen, die während des Weltkrieges hergestellt und verwendet wurden, sie sind aber trotz-

dem keineswegs ideale Kampfwagen. An solche wären unter anderem folgende Anforderungen zu 

stellen: möglichst geringe Größe, Höchstgewicht 15 Tonnen, Mindestdurchschnittsgeschwindigkeit 

querfeldein 22 Kilometer pro Stunde, Fähigkeit zum Ueberschreiten drei Meter breiter Gräben und 

zum Erklettern von Böschungen von 45 Grad, Bewaffnung 1 Geschütz und 2 MG, Schußfeld 360 Grad 

ohne Wagen-[513]drehung, Munition mindestens 200 Schuß je Geschütz, 10.000 Schuß je MG, Be-

satzung 3 bis 5 Mann, Panzerung gegen Panzergeschosse und Sprengstücke kleiner Kaliber, Funkver-

bindung, Kraftstoffverbrauch höchstens zwei Liter pro Kilometer, Betriebsstoffvorrat für 185 Kilome-

ter. Ein Kampfwagen, der vielen dieser Anforderungen entsprechen soll, ist angeblich im Entstehen 

begriffen. Die Vereinigten Staaten sollen jetzt eine sehr ausgebreitete Armee von kleinen Kampfwagen 

besitzen, die eine Geschwindigkeit bis zu 40 Kilometer pro Stunde erreichen. Sie sind in Abteilungen 

von 9 Wagen gegliedert. Der Führerwagen erhält seine Befehle drahtlos, während die anderen Wagen 

alle Bewegungen des Führerwagens ausführen. Bei den Uebungen, die auf eine Tiefe von 18 Kilome-

tern angesetzt waren, s ah  m an  ke inen  Mensche n. Auch die Munitions- und Proviantübernahme, 

sowie Mannschaftswechsel erfolgte vollkommen au t oma t i s ch  durch Reservekampfwagen. Aus-

gerüstet sind sie sämtlich mit automatischen Revolverkanonen und mit MG als Reserve, wovon letz-

tere ursprünglich für den Nahkampf bestimmt waren. Nach Ansicht amerikanischer Offiziere sollen 

die MG aber später in Fortfall kommen, da sie praktisch kaum noch verwendbar seien. An ihre Stelle 

will man weitere Geschütze zur Erzeugung von Nebel- und Gasschleiern einbauen. 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 5 – 465 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 18.09.2023 

Von Interesse sind die Vorbereitungen Po l en s  auf diesem Gebiete. Polen baut ganz leichte Kampf-

wagen, die eidechsenähnlich mit einer Geschwindigkeit bis 70 Kilometer pro Stunde in der Lage sein 

sollen, steile Berge, sogar Wasser und Sümpfe zu überqueren. Aber auch einen schweren Wagen 

beabsichtigt Polen einzuführen, der mit einer Stundengeschwindigkeit von 60 Kilometern eine sehr 

starke Bewaffnung von zwei 7,5-Zentimeter-Geschützen und 6 schweren MG besitzen soll. 

Damit der Tank auch im Bewegungskriege der Truppe folgen kann, (was zur Zeit noch nicht möglich 

ist, da die Beanspruchung des Fahrzeuges bei Raupenantrieb zu hoch und daher die Betriebssicherheit 

zu gering ist), muß er als sogenanntes Räderraupenfahrzeug ausgebildet werden. Das heißt, er muß 

für den Marsch besondere gummibereifte Räder erhalten, die auf dem Gefechtsfeld abgenommen 

oder weggeklappt werden können, so daß er dann als Raupenfahrzeug fährt. Ferner müssen Getriebe 

und Steuerung so einfach sein, daß ein Mann als Fahrer genügt. Der Motor muß stark genug jein, eine 

hohe Geschwindigkeit zu entwickeln, um starke Steigungen zu nehmen, vor allem aber muß er unbe-

dingt betriebssicher sein. 

Ein weiteres Problem besteht darin, den Tank gasdicht zu machen, da es so gut wie unmöglich ist, im 

Tank Gasmasken zu tragen. 

Eine viel umstrittene Frage ist, welcher Tankart, der schweren oder der leichteren, man den Vorzug 

geben soll. F r ank r e i ch  bevorzugt jetzt den Bau von s chwer en  Wagen, die sich bei den letzten 

Manövern sehr bewährt haben sollen. Man baut eigentlich beweg l i che  Fes t unge n, die mit ent-

sprechender artilleristischer und infanteristischer Ausrüstung widerstandsfähig gegen feindliche ar-

tilleristische und infanteristische Einwirkung sein sollen. Der schwere Wagentyp hat eine Länge von 

über 10 Meter und ein Gewicht von 70 Tonnen! Frankreich hat jetzt 45 leichte Tankbataillone, dage-

gen nur 2 Abteilungen schwere Tanks. Dieses Verhältnis wird nach der neuesten Entscheidung sich 

bald ändern müssen. 

Von Interesse sind die Ausführungen des englischen Oberst Fuller über dieses Thema. Er führte laut 

„Times“ vom 16. Februar u. a. folgendes aus: Der Krieg habe die feste ungepanzerte Feuerlinie durch 

die gepanze r t e  beweg t e  Feue r l i n i e  ersetzt. England halte gegenwärtig noch die Infanterie für 

die entscheidende Waffe und die Panzerwagen gut zu ihrer Unterstützung. Frankreichs Gedanke sei, 

mit Panzerwagen eine mechanische Armee zu schaffen, nicht sie nur als Magd der Infanterie zu ver-

wenden. Die Franzosen rechnen, daß jene Armee, wenn sie erst geschaffen sei, sich b i l l i ge r  stellen 

und kam pfk r ä f t i ge r  sein werde als ihre gegenwärtige Armee. Eine mechanische Armee würde 

erfordern: 1. schwergepanzerte und langsamere Wagen zum Ersatz der [514] Infanterie, 2. gepanzerte 

Wagen mit Feldgeschütz zum Ersatz der Feldartillerie mit Pferdebespannung, 3. leicht gepanzerte 

sehr schnelle Wagen zum Ersatz der Kavallerie, 4. halbgepanzerte kleine schnelle Aufklärungswagen 

mit Schnellfeuergeschütz als Panzerwagenzerstörer, 5. Omnibusse, um Infanterie und Techniker quer-

feldein zu befördern und Wagen zum Nachschub querfeldein. Da die Infanterie gegen Panzerwagen 

ohnmächtig sei, werde sie bei solcher mechanischer Kriegsführung Zuschauer bleiben in dem Ringen 

der mechanischen Teile der Gegnerheere. Sie würde daher nur da, wo Panzerwagen versagen, d. h. in 

sumpfigem und bergigem Gelände fechten können. Die Organisation der zur zukünftigen Landkriegs-

führung nötigen Streitkräfte müsse also folgendermaßen aussehen: Mechanische Streitkräfte ver-

schiedener Panzerwagen, zur Kriegführung im offenen Felde, Infanterie und Gebirgsartillerie, beför-

dert in Wagen zur Kriegführung im Gebirge, eine Besatzungsarmee, die Straßen und Eisenbahnen 

benutzt und das eroberte Gebiet verwaltet. Die Lösung der Transportfrage bestehe in dem Ersatz des 

an Straßen gebundenen Räderfahrzeuges durch das Querfeldeinfahren der Raupenfahrzeuge. 

Schließlich sind noch die Ausführungen des englischen Generals W. C. Ironside zu bringen, die sich 

u. a. auch mit der Bedeutung des Tanks für den Bür ge r- und  Ko l on i a lk r i eg  beschäftigen. Durch 

den Tank ist die Kampfweise im S t r aßenkampf  bei inneren Unruhen vö l l i g  ve rände r t. Die 

eingesetzten Truppen brauchen das Schießen von Fenstern, Dächern, Barrikaden, dem der kämpfende 

Soldat früher schutzlos preisgegeben war, nicht mehr zu scheuen. Erbitterte Straßenkämpfe sind jetzt 

nach Ansicht des Generals überflüssig. Denn es ist leicht, selbst den Widerstand, den die Barrikaden 

bisher boten, mit Hilfe der Tanks zu brechen. Künftig braucht man nicht mehr zahllose Truppen im 
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Straßenkampf einzusehen. Wenige Tanks, im Zentrum einer Stadt in Reserve gehalten und an die 

bedrohten Punkte geworfen, stellen „Ruhe und Ordnung“, so wie der General sagt, schnell wieder 

her. Er betont weiter, daß diese Lehren besonders für die Lage in I nd i en  wichtig seien. Doch sind 

Tanks und Panzerkraftwagen leicht verwundbar und zwar besonders an den Gum m ire i f en  und am  

Raupenan t r i e b. Dazu sagt der General: „Ueberraschend schnell lernten die Araber in Mesopota-

mien ihr Feuer gegen die Gummireifen zu richten.“ Der Raupenantrieb ist schwerer durch Feuer zu 

zerstören. 

Ueber die Lehren für den Krieg durch Einführung der Tankwaffe äußert sich der General etwa fol-

gendermaßen: „Im Weltkriege behinderten die Drahthindernisse besonders am Angriff und zwangen 

zum Stellungskrieg. Für ihre Zerstörung brauchte die Artillerie enorme Munitionsmassen. Die Erfin-

dung der Tanks hat nun diese Frage gelöst. Im Zukunftskriege wird man derartige gewaltige Massen 

von Stacheldraht wie im Weltkriege nicht mehr verwenden. Das entlastet die Infanterie an der Front 

und die Industrie in der Heimat.“ 

Gegen Tankangriffe wird man sich in verschiedenen Formen schützen. Nach den Erfahrungen in Ruß-

land ist Sumpf und Schlamm der größte Feind der Tanks, Schnee dagegen hindert bereits bedeutend 

weniger. Tankabwehr m i nenf e lde r  kommen zum Schutz in Frage. Schließlich die Tankab -

wehr geschü t z e, vor allem als spezialisierte Waffe die Infanteriegeschütze an der vordersten Front. 

Diese haben auf kurze Entfernung größte Wirkung. Die Beschießung von Tanks auf weite Entfernung 

erfordert viel Munition bei wenig Wirkung. 

Die unbewegliche Verteidigung durch die in die Verteidigungsstellung eingebauten Tankabwehrge-

schütze wird aber oft unwirksam sein. Oft werden die Geschütze am falschen Platz stehen und die 

niedergelegte Munitionsmasse nutzlos sein. Am besten wird der Tank durch den Tank  bekämpft und 

zwar im beweglichen Gegenangriff. Wie früher Kavalleriekämpfe um die Ueberlegenheit geführt 

wurden, so wird sich künftig ein Kampf zwischen Tanks um die Ueberlegenheit abspielen. Der Ver-

teidiger wird Tanks nicht in die Hauptwiderstandslinie eindringen lassen. Er [515] muß also über 

„Tankzerstörer“ verfügen, die in das bedrohte Gelände fahren und die feindlichen Tanks vernichten. 

Angreifende Tanks werden sehr plötzlich auftreten, Erfolg oder Niederlage werden sich in der Tank-

schlacht nach Ansicht des letztgenannten Generals schnell entscheiden. 

Die Luftwaffe. Aus einer Nebenwaffe wurde das Flugzeug zu einer der wichtigsten Haup t wa f f e n. 

Das Flugzeug ist allen anderen Waffen in bezug auf die Beweg l i chke i t  überlegen. Seine Deckung 

gegen Sicht ist bei Tage praktisch unmöglich, daher können sich seine Ziele häufig rechtzeitig ver-

bergen. Die Flugzeuge sind leicht verwundbar, genießen aber durch ihre große Beweglichkeit einen 

verhältnismäßig hohen Grad von Sicherheit. 

Auch im Flugwesen, das anfangs E inhe i t s f l ugzeug e, die Maschinengewehr und einige Bomben 

trugen, hatte, ist eine weitgehende Spez i a l i s i e r ung  eingetreten. Nach der Kampfverwendung 

kann man folgende Typen unterscheiden: 

1. Beobach t ungs f l ugzeuge  für die Nah- und Fernaufklärung; 

2. Bom benf l ugzeug e, die bei Tag und bei Nacht Bomben werfen. Flugzeugbomben gibt es dop-

pelter Art: Solche mit explosiver Ladung und gasgefüllte. Schwere Bombengeschwader werden Trä-

ger des Gaskampfes sein. Sie haben den gesamten Nachschub, weiter das Hinterland von der Industrie 

bis zu den für den Krieg harmlosesten Menschen zu vergasen. Die Kriegserfahrungen zeigen, daß 

große Bombenflugzeuge, die entfernte strategische Ziele haben, hauptsächlich in der Nacht tätig sein 

müssen, während gut bewaffnete Bombenflugzeuge, deren Tragfähigkeit auf mittlere Lasten sich be-

schränkt, Tag und Nacht in Aktion sein können und zwar im Hinterland wie am Schlachtfeld selbst. 

3. S c h l ach t f l ugzeug e. Diese haben die Flugzeuge der obenerwähnten Arten zu schützen, den 

Kampf mit den feindlichen Flotten auszunehmen und auch gegen den Gegner auf der Erde offensiv 

vorzugehen. 
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Im Luftkampf wie bei der Mitwirkung in der Schlacht ist Hauptsache, in Massen aufzutreten. Be-

obachtungsflugzeuge, Bombenflugzeuge und Schlachtflugzeuge müssen alle am Lustkampf teilneh-

men und in den Endkampf eingreifen können. Für die Fachkreise ist die Einführung der leichten 

Geschützbewaffnung für Flugzeuge ein zwar brennendes, aber noch immer ungelöstes Problem. 

Hier eine statistische Darstellung des Stärkeverhältnisses der Fliegerkräfte der Großmächte nach 

Flugzeugen erster Linie – Stand Mitte bis Ende 1923 – nach einem Artikel des Militärischen Wo-

chenblattes Nr. 20, S. 468-470: 

Länder 1923 1924 1925 

Frankreich 1562 1800 2000 

England 408 600 1000 

Italien 370 720 ? 

Amerika 630 ? ? 

Japan 330 ? ? 

Es handelt sich allerdings nur um Prog r amm e  für diese drei Jahre. Luftprogramme sind nun nicht 

dasselbe wie Flottenprogramme. Die Bauzeit eines Flugzeugs ist bei intakter Industrie nur ein winzi-

ger Bruchteil von der Bauzeit eines modernen Kriegsschiffes jeder Art. Ebenso spielen die Kosten 

eine geringe Rolle. Eine Lustflotte, soweit Flugzeugmaschinen in Betracht kommen, kann also in 

relativ kurzer Zeit aufgerichtet und vergrößert werden. Nach ihrem heutigen Stand ist beispielsweise 

die Luftzeugindustrie F rank r e i chs  fähig, im Durchschnitt s t ünd l i ch  e i n  F l ugzeug  herzustel-

len. Die angeführten Zahlen zeigen also nur die Ansä t z e  für eine in unaufhaltsamem Vor mars ch 

befindliche Machtbewegung. Frankreich steht an der Spitze. Doch relativ genommen werden England 

und vor allem Italien in den Jahren 1924 und 1925 in ihrer Luftrüstung stärker vorwärts kommen. Die 

leichte Möglichkeit, eine Luftflotte zu errichten, hat nun u. a. die Folge, daß in der Politik derjenigen 

Länder, die ohne Bindungen an die Aufrecht-[516]erhaltung einer Herrschaft zur See bei kontinenta-

ler Entwicklungsfähigkeit den Faktor „Luftherrschaft“ voll auszunützen vermögen, im Gegensatz zu 

den großen Seemächten, die schon infolge der Eigenart des Kriegsschiffbaues ein stärkeres Behar-

rungsvermögen in ihrer Außenpolitik besitzen, labilere Verhältnisse, „Ueberraschungen“ leichter 

möglich sind. Ein Rückstand in der Luftrüstung, ausgedrückt in der Zahl der bestehenden Luftma-

schinen, ist ferner kein Faktor, der den Kriegsausbruch entscheidend beeinflussen könnte. Die we-

sentlichere Frage ist die, ob entsprechend ausgebildetes Menschenmaterial in genügender Anzahl für 

den Luftkrieg vorhanden ist. Wenn also der „pazifistische“ Macdonald nach seinem Voranschlag in 

verhältnismäßig weit größerer Stärke für den Luftkrieg das Menschenmaterial als die bloßen Maschi-

nen vermehren will – das „pazifistische“ Luftflottenprogramm sieht eine Vermehrung der Flieger von 

2000 auf etwa 30.000 Mann vor, womit es Frankreich weit näher kommt als in der Verstärkung der 

Geschwader –, so ist dies ein Ausdruck der allerschärfsten Kriegsvorbereitungen. Daß England die 

Lustmaschinen für den Krieg in demselben Verhältnis nicht verstärkt, bedeutet nur eine r a t i one l l e  

Oekonom i s i e r ung  der Kriegsausgaben, die die Schlagfertigkeit Englands auch in dieser Bezie-

hung nicht im geringsten stört. 

Gegen den Luftangriff kommen als Ve r t e i d igungsm i t t e l  in Frage: das F l ugzeug  selbst, die 

F l ugabwehr geschü tz e  (Flaks) und die Deckung  der von den Fliegern bedrohten Objekte ge -

gen  S i ch t  durch Ve r nebe l ung  usw. 

Gas. Das Gas war bereits während des vergangenen Weltkrieges von revolutionierendster Wirkung 

auf die Kriegstechnik und Taktik. Im kommenden großen Kriege wird es voraussichtlich die Haup t -

wa f f e  sein. Denn Gas zeichnet sich vor jeder anderen Waffe durch E i n fachhe i t, Sc hne l l i gke i t  

und Spa r sam ke i t  der Herstellung aus. Um größere Wirkung zu erreichen, wird das Gas als Waffe 

in Zukunft mehr in Form von Wolken an Stelle der weniger wirksamen Gasgeschosse verwendet wer-

den. Einmal losgelassen, wirkt es lange Zeit hindurch beständig fort, und zwar mit durch keine andere 

Waffe erreichbarer Treffgenauigkeit und Konzentration. Schutz gegen ein Kampfgas ist nur möglich, 

wenn seine Zusam m ense t z ung  bekannt ist. Neue  Gase  w i r ken  a l so  m e i s t  ve r n i ch ten d. 

Während die Ve r e i n ig t en  S t aa t en  im Weltkriege noch im wesentlichen auf die Gashilfe Frank-

reichs angewiesen waren und unter deutschen Gasangriffen ganz besonders gelitten hatten – 28 
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Prozent aller amerikanischen Verluste waren Gasverluste –, so sind sie jetzt für viele europäischen 

Staaten ausschließlich r i ch t unggebend  geworden. Besonders genannt wird das amerikanische 

Gas „Lev i s i t e“. Es wird wahrscheinlich mit einiger Uebertreibung behauptet, daß einige Tropfen 

auf die Hand genügen sollen, um einen Menschen zu töten. Für sehr wichtig hält man es, ein Mischgas 

zu besitzen, das sich durch den Zusatz eines Gases n i ch t  a l s  g i f t i g  bem er kba r  macht, ein ge -

r uch l o ses  Gas, mit dem man sich in Frankreich besonders viel beschäftigt. Als „Ideal“ gilt ein Gas, 

das auf das Gleichgewicht des Menschen vermittels des Ohres wirkt und ihm Verstand und Bewußt-

sein rauben soll. 

Für die Def ens i veve r wendung  des Gases ist ausschlaggebend seine Daue rwi r kun g. Man 

wird bald imstande sein, die Dauerwirkung eines Gases, die jetzt nur höchstens einige Wochen dau-

ere, so zu verlängern, daß die Festungen zum alten Eisen geworfen und statt ihrer dauernde Gasmau-

ern gelegt würden! Auf diese Weise würde zwischen den Fronten zweier Gegner eine unüberschreit-

bare Gas spe r r e  aufgerichtet, die wirksamer als alle Gräben, Drahthindernisse und sonstige Requi-

siten des Stellungskrieges sein würden. 

Die Fortschritte in der Fliegerei werden das fernste Hinterland und die Verbindungslinien des Feindes 

bedrohen, Erfindungen auf dem Ge-[517]biete der Chemie und die Anwendung von Gas auf weite 

Gebiete und in einem Maße ausdehnen, von dem man sich heute noch schwer Vorstellungen machen 

kann. 

Infanterie, Kavallerie und Feldartillerie müssen zum Schutz gegen Gas Atmungsgeräte und Schutz-

bekleidung nach Art von Taucheranzügen benutzen, die auf die Dauer die freie Bewegung unmöglich 

machen. Truppen, die sich nicht frei bewegen können, besitzen natürlich nur geminderte Gefechts-

kraft. Wenn also das Gas die Normalwaffe ist, so bleiben nach Ansicht des uns bereits bekannten 

englischen Kapitäns B. H. Liddell Hart praktisch nur Flugzeuge und Tanks verwendungsfähig. Gegen 

die Gaswirkung schützen sich Flugzeuge, indem sie sich in die Luft erheben, Tanks durch l u f t d i ch -

t en  Absch l uß  un t e r  Saue r s t o f f e r zeugung  i m  I nne r n. Als neue Frage entsteht an Stelle 

des E i nze l s c hu t z e s  gegen Gas der Ko l l ek t i v schu tz  in den Tanks, in permanenten Befesti-

gungswerken und in den Kriegsschiffen. Als zweckmäßigstes Verfahren wird von „Tidskrift i Forti-

fication“ bei den permanenten Befestigungswerken die Re i n igung  angesaug t e r  Lu f t  i m  g ro -

ßen  nach  dem  Pr i nz i p  de r  Gasm aske  vorgeschlagen. Auch für den Schutz von Kriegsschiffen 

wird ein ähnliches Verfahren empfohlen. Nur diejenigen Personen der Schiffsbesatzung sollen Gas-

masken tragen, die durch Kollektivschutz nicht geschützt werden können. Nach „The World“ vom 2. 

April 1924 ist es der amerikanischen Marine gelungen, fast gleichzeitig mit England und Japan, einen 

nahezu vollkommenen Schutz für die unter Deck eines Kriegsschiffes befindliche Mannschaft gegen 

tödlich wirkende Gase, soweit solche bekannt sind, zu schaffen. In der amerikanischen Flotte bedient 

man sich zu diesem Zweck eines am Eingang der Luftzuführung in das Schiffsinnere angebrachten, 

neutralisierend wirkenden chemischen Mittels, das, ähnlich wirkend wie die chemischen Elemente in 

den Gasmasken, das in die Ventilationszuführungen eindringende Gas unschädlich macht. 

Todes s t r ah l e n. Die Erfindung der „unsichtbaren Strahlen“, auch Todesstrahlen genannt, wird auf 

ihre Wirksamkeit vorläufig noch sehr angezweifelt, aber sie verdient erwähnt zu werden, da auf die-

sem Gebiete unzweifelhaft Möglichkeiten bestehen. Bei der Erfindung des Engländers Gr i nde l l  

Ma t t hews  handelt es sich nach seinen Angaben um einen neuen Weg, Energien in den Raum zu 

senden. Seiner Behauptung nach kann mit der Kraft dieser Strahlen eine Zone  geschaffen werden, 

i n  de r  a l l e s  Leben  unm ög l i ch  wä r e  und  a l l e s  ve r b r ennen  ode r  zusamm ens c hme l -

z e n  wür d e. Man kann auf diese Weise eine Zone schaffen, die es möglich macht, um große Städte 

Sperren zu schaffen, die kein Flugzeug irgendwelcher Art durchdringen kann. Die Erfindung wäre 

deswegen besonders wichtig, weil eine Gassperre für ein Flugzeug kein absoluter Widerstand ist, da 

es sich über eine solche leicht erheben kann. 

D i e  Kr i egsm ar i n e. Auch im Seekriegswesen sind große Veränderungen vor sich gegangen. Auch 

die Marine stellt Gas und Flugzeuge in ihren Dienst. Die Bestimmungen des Washingtoner „Abrüs-

tungskonferenz“ nun sind bei der Modernisierung des Seekrieges mehr eine Bes t ä t i gung  de r  
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vö l l i gen  Um ände rung  i n  de r  Seek r i egs t ak t i k  als eine tatsächliche Abrüstung. Dement-

sprechend ist das Washingtoner Abkommen und ebenso die Nachrichten vom Abrüsten alter Linien-

schiffe zu werten. Von Marinefachkreisen wurde der Wert der großen Dreadnoughts bereits in der 

Vorkriegszeit angezweifelt. Diese Schiffe sind, wie es auch der Weltkrieg gezeigt hat, jetzt gegen 

Unterseeboote und gegen Flugzeuge so gut wie wehrlos, so daß eine „Abrüstung“ dieser alten 

Dreadnoughts keine Bedeutung für die Schlagfertigkeit der Flotte hat und eher nur eine Oekonomi-

sierung der Ausgaben darstellt. Von der „Abrüstung“ werden aber gerade die entscheidenden Waffen 

des modernen Seekriegs, das U-Boot, das Wasserflugzeug und auch der leichte Kreuzer überhaupt 

nicht getroffen. Bei den leichten Kreuzern halten sich zwar die verschiedenen Staaten an die in 

Washington vereinbarte Grenze von 10.000 [518] Registertonnen, aber es werden „leichte“ Kreuzer 

gebaut, die an Schnelligkeit, Schutz gegen U-Boote und Flugzeuge, an Feuerverteilung und Feuer-

konzentration den großen Kreuzern und selbst den großen Linienschiffen der Vorkriegszeit weit über-

legen sind. Diese „leichten“ Kreuzer sind auch viel kostspieliger als die alten Dreadnoughts. Die 

Kosten des modernen „leichten“ Kreuzers belaufen sich auf das etwa 2½fache der Kosten eines alten 

Dreadnought. Die englische Regierung hat 14 solcher „leichten“ Kreuzer, die amerikanische 11, die 

japanische 8 bestellt. Durch diese und ähnliche Auslegungen der „Abrüstungs“-Bestimmungen ist 

der Marineetat der in Frage kommenden Länder gegenüber der Vorkriegszeit nur erhöht worden. 

Zusammenfassend läßt sich also sagen, daß im nächsten großen Krieg die Masch i ne  im Vorder-

grund stehen wird, der der eigentliche Krieger, der Mensch, nur als be igeo r dne t  erscheinen wird. 

So hob die Kritik der letzten großen französischen Manöver hervor, daß es nicht nur Manöver im 

alten Sinne waren, sondern zugleich imposante i ndus t r i e l l e  Auss t e l l unge n, industrielle Mes-

sen, bei denen die Kriegsindustrie ihre Modelle vorführte. Und die Kritik der amerikanischen Manö-

ver hob hervor die Tatsache, daß am Schauplatze der Manöver nur die manövrierenden Tanks, die 

Maschinen, nicht aber die Menschen zu sehen waren. Zugleich hat die kapitalistische Kriegsindustrie 

die moderne Chemie in ihren Dienst gestellt, die jetzt in ihren Laboratorien an der Hauptwaffe des 

nächsten Krieges, an dem Gase herumexperimentiert, das farb- und geruchlos den Feind rasch ins 

Jenseits befördern soll. Der nächste Krieg soll der „abso l u t e“ sein. Er soll ein erbarmungslos und 

zugleich systematisch geführtes Morden werden. Dieses wird in dem nächsten großen Krieg nicht nur 

die Kämpfer an der vordersten Front, in erster Linie die Masse der proletarischen Kämpfer hinraffen, 

sondern diesmal deren Frauen und Kinder nicht nur mit Hunger und schleichender Tuberkulose ver-

nichten, sondern in gräßlichster Art und Weise unm i t t e l ba r  treffen. 

Diese allgemeine Darstellung ist durch die besonderen Rüstungen in den einzelnen Ländern zu er-

gänzen. (Schluß folgt.) 

* 

Dokumente. 

A n m e r k u n g. Ueber die Lage in der KP Polens vor dem V. Weltkongreß vgl. den Aufsatz 

des Gen. D o m s k i  und die „Erklärung der polnischen Linke“ abgedruckt in den „Materia-

lien zum V. Weltkongreß“, Ergänzungsheft zur Nr. 12 der „Internationale“. Die Schriftl. 

An alle Parteiorganisationen der Kommunistischen Partei Polens. 

Liebe Genossen! 

In der letzten Zeit hat das Exekutivkomitee der Komintern mit Sorge die Geschehnisse in eurer Partei 

verfolgt. Wir mußten feststellen, daß die Partei, die auf eine so glorreiche Vergangenheit zurückbli-

cken kann und in ihrer 30jährigen Geschichte so eng mit dem russischen Bolschewismus verbunden 

war, dem Oppor t un i sm us  ve r f ä l l t  und immer weniger fähig wird, die proletarischen Massen 

in den revolutionären Kampf zu führen. 

Was uns insbesondere zu denken gab, war das Verhalten der Partei in den Ok t obe r- und Novem -

be r käm pfe n, als die Partei, anstatt eine gesteigerte revolutionäre Aktivität zu entfalten, sich an die 

Spitze der Massen zu stellen und die Sabotage der Rechtsarbeiterparteien zu brechen, ins Schlepptau 

der Polnischen Sozialistischen Partei geriet. 
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Zwar war die KPP nicht die einzige Partei, die sich in jener Periode ihren revolutionären Aufgaben 

nicht gewachsen zeigte. Die Fehler der bul-[519]garischen Partei im Juli oder der deutschen Partei 

im Oktober waren nicht geringer als die der polnischen. Aber selbst zeitweilige Niederlagen können 

auf die Dauer ohne besonderen Schaden für die Arbeiterbewegung bleiben, wenn die Partei aus ihren 

Fehlern lernt und sie im weiteren zu vermeiden sucht. So war es mit der bu l ga r i s chen  Pa r t e i, die 

ihre Passivität im Juli mit heldenmütigen Anstrengungen im Septemberausstand erkauft hat. Auch 

die deu t s che  Pa r t e i, die ihre opportunistische Führung beseitigte, sich eine neue Führung schuf 

und ihre Taktik einer Revision unterwarf, zeigte, daß sie zu lernen und sich zu entwickeln versteht. 

I n  de r  po ln i s chen  Kom m uni s t i s chen  Pa r t e i  i s t  das  l e i de r  n i ch t  de r  Fa l l. 

Zur illegalen Existenz gezwungen, konnte die polnische Partei nur durch Vermittelung ihrer im Aus-

lande lebenden Gruppe von Theoretikern an der Bewegung der gesamten Kommunistischen Interna-

tionale teilnehmen und aus ihrer Erfahrung lernen. Jene Gruppe, mit den Genossen Warsk i, 

Kos t r zewa  und Wa l e t z k i  an der Spitze, wußte der Partei nur die Programmlosungen des Bol-

schewismus zu geben, verstand es aber nicht, und wie es sich später zeigte, hatte sic auch nicht den 

Willen, die Partei im Geiste der Taktik des revolutionären Bolschewismus zu erziehen, die allein die 

Möglichkeit gibt, die Losungen des kommunistischen Programms ins Leben umzusetzen. Obwohl 

revolutionär in Worten, zeigten sie sich opportunistisch in der Praxis. Ihr Monopol auf die Informie-

rung und ideologische Leitung ihrer Partei nützten sie dazu aus, um der Partei da s  ge f ä l s ch te  

B i l d  de r  Tä t i gke i t  de r  Kom i n te r n  z u  geben  und  s i e  nach  r ech t s  z u  s t oße n. 

Diese Führergruppe hielt die Partei im Unklaren über die Vorgänge der letzten Periode unseres 

Kampfes, sie entfremdete die KPP der Kommunistischen Internationale und brachte es so weit, daß 

die polnische Partei, trotz ihrer revolutionären Traditionen, zur Stütze des rechten, opportunistischen 

Flügels des Kommunismus wurde. 

Nicht genug damit: die Gruppe Warski-Kostrzewa-Waletzki verlegte ihre antibolschewistischen Ten-

denzen auf den Boden der Union der Sowjetrepubliken und versuchte, dem bolschewistischen Zent-

ralkomitee in den Rücken zu fallen und im schweren Moment des Hinscheidens Lenins und der op-

portunistischen Anschläge der russischen Opposition die Grundlagen der Kommunistischen Partei 

Rußlands zu erschüttern. Die ausländische Führergruppe der KPP warf damals ihren Einfluß in die 

Waagschale der russischen Opposition gegen das Zentralkomitee, folglich auch gegen die Sowjet-

macht. Warski und seine Genossen haben das Vertrauen ihrer Partei in nicht zu rechtfertigender 

Weise mißbraucht, um sie als Werkzeug  zu r  Un t e r s t ü t z ung  de r  Oppos i t i on  i n  de r  K P  

Ruß l and s, f o l g l i ch  auc h  zu r  Un t e r s t ü t zung  de r  oppo r t un i s t i s chen  Abwe i chungen  

i n  de r  Kom i n te r n  auszunützen. Dieser Konflikt zwischen den rechten Führern der KPP und den 

revolutionären Elementen der Internationale hat uns gezwungen, die Frage der polnischen Partei der 

Internationale zur Erörterung vorzulegen und eine po l n i sche  Kom mi s s i on  be im  V. We l t -

kong r eß  der KI zu bilden. Und hier zerstreute sich das künstlich erzeugte Mißverständnis: es zeigte 

sich, daß die rechten Führer die wahre Meinung der Partei keineswegs vertraten. Die polnische Kon-

greßdelegation hat sich gegen die Genossen Warski, Kostrzewa und Waletzki ausgesprochen und in 

allen Fragen der internationalen Arbeiterbewegung den Standpunkt der Komintern eingenommen. 

Wir zweifeln nicht daran, daß Eure Partei mit den Komintern sich einmütig gegen die opportunisti-

schen Abweichungen Warskis, Kostrzewas und Waletzkis aussprechen wird. 

Pa r t e i genos se n! Eure Partei steht jetzt vor großen und schwierigen Aufgaben. In Polen reift ein 

revolutionärer Aufschwung heran. Die akute Krise in der Industrie; die Hunderttausende von Arbeits-

losen; die tiefe Unzufriedenheit der durch die Teuerung der Industrieerzeugnisse und durch [520] die 

Steuerlasten verarmenden Bauern; die revolutionäre Spannung in den weißrussisch-ukrainischen 

Bauernmassen, – erzeugen eine Lage in Polen, die von der Partei die äußerste Arbeitsintensivität, den 

Kampfschwung, die klare politische Linie erfordert. 

Die proletarische Einheitsfront bleibt auch jetzt der Weg zur Eroberung der entscheidenden Mehrheit 

des Proletariats. Man muß aber mit jenen Methoden der Durchführung aufräumen, bei denen die Partei 
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ihre politische Physiognomie einbüßte und sich in eine passive Zuschauerin der Ereignisse verwan-

delte. Die vollkommene Selbständigkeit der KPP, die schonungslose Entlarvung der Feigheit und des 

Verrats der PPS und anderer Verräterparteien – das müssen die Grundlagen Eurer Taktik sein. 

Es  i s t  i n  ke i nem  Fa l l e  zu l ä s s i g, da s  Gr u nds t r eben  de r  Pa r t e i  zu r  Mach t e r obe r ung  

und  zu r  D i k t a t u r  des  P r o l e t a r i a t s  z u  ve r wi sche n. Die Losung der Arbeiter- und Bauern-

regierung darf nicht ausgelegt werden als eine parlamentarische Kombination, als Uebergangsetappe 

zwischen der bürgerlichen und der proletarischen Diktatur. Man muß den Massen klarmachen, daß 

die Macht nur mit revolutionärer Gewaltanwendung erobert werden kann. In der Zeit, wo die Bour-

geoisie die papierenen Dekorationen ihrer Demokratie einrollt, wo sie den wildesten faschistischen 

Terror entfesselt, wird eine Festigung der demokratischen Illusionen in den Massen besonders schäd-

lich. Die Partei muß in den Massen den Gedanken an den bewaf f ne t en  Auf s t and  züchten, und 

sie muß die Arbeiterklasse organisatorisch und technisch zum Kampfe um die Diktatur des Proleta-

riats vorbereiten. 

Die Partei muß zu einer geschlossenen Kampforganisation werden: eine bolschewistische Partei ohne 

feste Organisation und ohne eiserne Kampfdisziplin ist ein Unding. Die Partei muß aufhören, ein 

Konglomerat verschiedener Strömungen und verschiedenartiger Elemente ohne festen politischen 

und organisatorischen Zusammenhalt zu sein. Sie muß einen f e s t en  Ke r n  de r  zuve r l ä s s i gen  

Pa r t e i l eu t e  und  Revo l u t i onä re  schaffen. Nur wenn die Partei die proletarische Vorhut zu ei-

ner kräftigen, kampffähigen Armee zusammenschließt, kann sie sich an die Spitze der nichtproleta-

rischen Millionenmassen setzen und sie in den revolutionären Kampf führen. 

Auch vergeßt es nicht, daß Ihr Eure internationale Isolierung überwinden müßt. Die polnische revo-

lutionäre Bewegung ist eine Brücke zwischen der Union der Sowjetrepubliken und der heranwach-

senden deutschen Revolution. Eure Führer haben dagegen mit ihrer opportunistischen Taktik einen 

Keil zwischen die revolutionäre kommunistische Partei Deutschlands und die KP Rußlands getrieben. 

Diesem Zustande muß ein Ende gemacht werden. Die polnischen kommunistischen Arbeiter müssen 

über ihre russischen und deutschen Genossen alles wissen – und umgekehrt. Ohne eine enge Zusam-

menarbeit ist der Sieg der Revolution nicht zu erreichen. 

Pa r t e i genos se n! Wir sind überzeugt, daß die polnische Partei ihre Krise nicht nutzlos an sich 

vorübergehen läßt. Die ruhmvolle Vergangenheit der KPP, das Vertrauen, das sie, sich in den Arbei-

termassen zu gewinnen wußte, sind die Gewähr dafür, daß sie lernen wird, die Massen zum Siege zu 

führen. Die Komintern sieht eine ihrer wichtigsten Aufgaben darin, der polnischen Partei zu helfen, 

zu einer Vorhutarmee der Revolution zu werden. Aber die wirkliche Gesundung der Partei kann nur 

durch ihre eigenen Anstrengungen erfolgen. Wir glauben zuversichtlich, daß die Lehren der Okto-

berniederlage die Gewähr der künftigen Siege geben werden. 

Es  l ebe  d i e  Kom m uni s t i s che  Pa r t e i  Po len s! 

Es  l ebe  d i e  Kom m uni s t i s che  I n t e r na t iona l e! 

Das Exekutivkomitee der. Kommunistischen Internationale. 

Moskau, im Juli 1924. 

[521] 
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Die Internationale  

Jahrgang 7 ⁕ Ausgegeben: Berlin, 1. September 1924 ⁕ Heft 17 

Ergebnisse der Londoner Konferenz. 

A.M. Die Londoner Konferenz sollte, so war ursprünglich angekündigt, einen einzigen Punkt behan-

deln, nämlich die Durchführung des Dawes-Planes. In Wirklichkeit befaßte sie sich im wesentlichen 

mit der Frage der militärischen Vormachtstellung Frankreichs in Europa und mit der Frage der wirt-

schaftlichen und finanziellen Vormachtstellung der Vereinigten Staaten auf dem Erdball. Der zweite 

Punkt ist der Sinn, welchen die amerikanischen Verfasser dem Dawes-Plan zuschreiben, und die Mit-

tel zur Durchsetzung des a m er i kan i s chen  Planes sind: Ausnutzung der Kriegsschulden an Ame-

rika (interalliiertes Schuldenproblem) als Druckmittel und Ausnutzung der englisch-französischen 

Gegensätze. 

Das Neue an der Londoner Konferenz ist nicht das, daß man die deutschen Delegierten sozusagen als 

gleichberechtigte Staatsmänner behandelt hat (freilich erst, nachdem man unter sich halbwegs einig 

geworden). Das Neue ist, daß erstens noch nie die w i r k l i chen  Regierungen, nämlich die Könige 

des Finanzkapitals, sich so offen in den Vordergrund gestellt haben, und daß zweitens der Imperia-

lismus der Vereinigten Staaten zum ersten Male seit Kriegsende wirklich entschlossen ist, „aus Eu-

ropa etwas zu machen“, nämlich eine neuartige Kolonie der United States of America. 

Der Abschluß der Londoner Konferenz bedeutet einen Abschnitt in der Geschichte der Nachkriegs-

jahre und den Beginn einer neuen Periode, die man richtig einzuschätzen hat. 

Freilich handelt es sich nicht um jene in allen Zungen gepriesene Periode von Glück, Friede, Mensch-

heitsverbrüderung, welche ein Haufen feiler und freiwilliger Soldschreiber der Bourgeoisie und Nar-

ren ankündigt. Ein Blick auf die äußeren Ergebnisse zeigt das mehr als deutlich. 

D i e  Ruhr  b l e i b t  be se t z t. Bis Ende August 1925, so heißt es, vo r ausges e t z t, daß bis dahin der 

„gute Wille“ Deutschlands ernstlich „bewiesen“ ist. 

Das  „Rech t“ auf selbständige „Sank t i one n“, d. h. Raubzüg e, bleibt, nur wenig verklausuliert, 

bestehen. Es ist das, so sagt man zum Trost, nur der „Theorie“ wegen geschehen; denn um dieses 

„Recht“ auszuüben, muß man vorher „Verfehlungen“ festgestellt haben. 

Aber so kompliziert das Verfahren zur Feststellung dieser „Verfehlungen“ ist, so bleibt im wesentli-

chen doch die alte Reparationskommission der Schiedsrichter. Und überdies sagt die einfache Bau-

ern-[522]logik, daß dieses ganze „Verfahren“ keinen Pfifferling wert ist, wenn doch „jede“ der 

Mächte, lies: Frankreich, das „Recht“ hat, nach eigenem Ermessen „Sanktionen“ zu verhängen, wenn 

... nicht das „Schiedsgericht“, sondern die betreffende Macht die „Verfehlung“ „festgestellt“ hat. 

Die Bestimmungen des Dawes-Berichts über die große Kasse der Reparationsagenten (Transferprob-

lem) sind wesentlich geändert worden und so verklausuliert, daß aus dem Wortlaut kein Mensch mehr 

klug wird, während der Sinn offenbar der ist, daß schlechterdings alles, was an industriellen und 

sonstigen Werten in Deutschland vorhanden ist, jederzeit von den Agenten der ausländischen Bank-

konzerne (welche sehr bald die deutschen aufzusaugen beginnen werden) geschluckt werden kann. 

Ein weiteres Ergebnis, das man nicht übersehen darf, ist die neuerliche Erhöhung der deutschen Ex-

portabgaben von 5 Prozent auf 26 Prozent durch England. 

Ansonst tritt der Dawes-Plan in Kraft, was trotz allen gegenteiligen Geredes ein Ende der deutschen 

Souveränität bedeutet. Sie bleibt äuße r l i ch  so erhalten, wie die des Emirs von Peschwar oder des 

Khediven von Aegypten; sie ist aber in Wi r k l i chke i t  verloren, da die Rechte auf die Eisenbahnen, 

Steuerbestimmung, Zollgesetzgebung, auf die Ausgabe von Banknoten t a t säch l i ch  der deutschen 

Regierung genommen sind. 

Das die äußeren Ergebnisse der Konferenz. Die kleinen Erfolge, die die deutsche Delegation errungen 

hat (kleine Räumungen in Baden, Räumung von Dortmund, Festsetzung des Jahres 1925 statt 1926 

für die Ruhrräumung) sind angesichts der Zweideutigkeit der Generalabmachungen nichtssagend. 
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Natürlicherweise ist über die in Deutschland mit so viel Tamtam behandelten „Ehrenpunkte“ kein 

Wort verloren worden. 

Die Konferenz hat volle vier Wochen gedauert und endete mit einer Posse. Daß die deutsche Dele-

gation einen formalen Einspruch gegen die Rechtmäßigkeit der Ruhrbesetzung einreichen durfte, ist 

angesichts ihrer sonstigen Haltung – sie hat alles geschluckt und es brauchte keines besonders schar-

fen ultimativen Drucks, um sie zum Gehorsam zu zwingen – erklärlich. Daß aber Mister Macdonald 

auf der Konferenz über diesen Punkt schwieg und erst hinterher, nachdem ihm offenbar seine Partei-

freunde in England die Hosen strammgezogen, an Herriot und Theunis einen Brief schrieb, in dem er 

beteuert, die Ruhr sei wahrlich nicht zu Recht besetzt worden, das ist wahrhaftig eine Posse, zumal 

er ja der Besetzung bis 1925 mindestens nicht widersprochen hat. 

II. 

Der Abschluß der Londoner Konferenz bedeutet zugleich den Beginn neuer und verschärfter Kämpfe, 

sowohl der imperialistischen Mächte untereinander, wie auch der von den Ergebnissen betroffenen 

Klassen. 

Es gibt einige Leute, die die Konferenz unter dem Gesichtswinkel der angelsächsischen Solidarität 

ansehen wollen. Es zeugt eine solche Ansicht geradezu von politischer Blindheit. 

Der Gegensatz zwischen dem Imperialismus Großbritanniens und den Vereinigten Staaten wird, im 

Gegenteil, durch die Folgen der Londoner Konferenz verstärkt werden. Englands Stellung in der Vor-

[523]kriegszeit war die des unbestritten führenden Wucherstaates, d. h. eines imperialistischen Staa-

tes, der – mit wenigen anderen – alle übrigen bewucherte und, gestützt auf ungeheure Monopole und 

aus kolonialen und halbkolonialen Ländern gepreßte Extraprofite, das Proletariat der Metropole (es 

macht ungefähr 90 Prozent der Bevölkerung aus) am Raub teilnehmen lassen und so korrumpieren 

konnte. Dazu kam die unbestrittene Vormacht zur See. 

Beides ist dahin. Die Londoner City, früher das Herz des Welthandels, hat einen Konkurrenten in 

Wall Street erhalten. Das englische Pfund, früher die Standard-Valuta der Welt, hat einen Konkur-

renten im Dollar erhalten, der die Welt mindestens ebenso beherrscht. Das britische Imperium, früher 

das Musterimperium, zentralisiert, trotz weitgehender Selbständigkeit der Einzelglieder, muß alle 

Kräfte anspannen, um die Glieder beim Mutterleib zu behalten, und das auf einen Kontinent be-

schränkte, mächtig erstarkte junge amerikanische Imperium hat den fern von der Metropole liegenden 

Gliedern, insbesondere Kanada und Australien, schon j e t z t  mehr zu bieten, als das alte Mutterland. 

Die britische Marine, seit Jahrhunderten der Stolz und die Kraft des Reiches, ist durch das Washing-

toner Abkommen von 1922 zahlenmäßig (Verhältnis von Amerika : England : Japan wie 5 : 5 : 3) 

durch die des amerikanischen Rivalen erreicht worden, dem aber die Vorzüge des besser ausgebauten 

und nutzbaren Petroleummonopols und der modernen Stahl- und Kanonenfabrikation zugute kom-

men. Schon j e t z t  beginnen leise die Reibungen zwischen beiden Imperialismen: England fragt wie-

derholt un t e r  P r o t e s t  bei den USA an, mit welchem Recht sie die Geschütze auf ihren Schlacht-

schiffen verbessern und verstärken. 

Dazu kommt, daß der englische Imperialismus zwar augenb l i ck l i ch  gezwungen ist, das Eindrin-

gen Amerikas in Europa zu dulden, daß das aber die Gegensätze verschärfen muß. 

Denn das Interesse der amerikanischen Finanz- und Industriemagnaten ist es, aus Deutschland eine 

Kulikolonie mit hochentwickelter Exportindustrie zu machen, welche die englische Konkurrenzin-

dustrie erdrosseln soll. Daß England sich wehren wird, daran ist kein Zweifel. 

Daß dieser Kampf nicht durch Konferenzen ausgefochten werden kann, daß solche Konferenzen nur 

Atempausen geben sollen, daß gerade scheinbare gegenseitige Annäherungen auf solchen Konferen-

zen Zeichen der verstärkten Rivalität sind, auch das ist für jeden offenbar, dessen Gehirn nicht durch 

pazifistische Phrasen vollkommen denkunfähig gemacht ist. 

Die Interessen Englands und Amerikas gehen auseinander, nicht miteinander. 

Aber auch die Interessen Englands und Frankreichs gehen auseinander, nicht miteinander. 
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Frankreichs, des imperialistischen Frankreichs, Ziel bleibt nach wie vor die Vereinigung von Ruhr-

koks mit den Lothringer Erzen, die Schaffung eines europäischen Montantrusts von überwältigender 

Bedeutung und der Schutz dieses Trusts durch eine überwältigende Kontinentalarmee. 

Diese natürlichen Ziele des französischen Imperialismus sind für den englischen ebenso gefährlich, 

wie die des amerikanischen. 

Aber diese Ziele gehen keineswegs in einer für den amerikanischen Imperialismus erwünschten Rich-

tung; dieser braucht ke in  franzö-[524]sisches Montanmonopol in Europa. Daher und nur daher ha-

ben die amerikanischen Bankiers s che i nba r  an demselben Strang wie die englischen gezogen und 

die Ruhrräumung verlangt. 

Herausgekommen ist ein Kompromiß, entsprechend den gegenwärtigen Kräfteverhältnissen. Aber 

bei diesem Kompromiß ist a l l e s  unklar geblieben. Vom Beginn der Durchführung an werden die 

drei Großmächte in Gruppierungen, die noch nicht vorauszusehen sind, gegeneinander, mit steigender 

Heftigkeit, kämpfen m üsse n. 

III. 

Dieser Kampf wird zunächst auf dem Rücken des deutschen Proletariats ausgetragen werden. 

Die ge samt e  deutsche Bourgeoisie wird die gesam ten  Lasten auf das deutsche Proletariat zu wäl-

zen suchen. Sie wird hierbei von den Bourgeoisien der drei Großmächte unterstützt werden. Denn 

mit der restlosen Abschaffung des Achtstundentages und mit der Einführung des 10- oder 12-Stun-

dentages in Deutschland, mit der Senkung der Löhne auf ein noch kläglicheres Niveau wird der Un-

ternehmer in England, Amerika, Frankreich und in den von ihnen abhängigen Staaten Anlaß zu der-

selben Operation erhalten. 

Es kann kaum bezweifelt werden, daß das deutsche Proletariat sich verzweifelt wehren wird. Aber 

dazu kommt, daß in England das Proletariat sich in der Richtung des verschärften Klassenkampfes 

entwickelt, und das ziemlich schnell. Dazu kommt, daß in den Vereinigten Staaten das Entstehen 

einer Bewegung der „dritten Partei“ (Kleinbürgerpartei) und das Wachsen einer Arbeiter- und Far-

merbewegung nicht nur eine Politisierung der Bevölkerung anzeigt, sondern auf Verschärfung der 

Klassenkämpfe weist. Dazu kommt, daß die schnell wachsende Gärung auf dem Balkan und in Polen 

ein Moment der Unruhe in Europa schafft, das nicht gerade einem geschlossenen Vorgehen der in-

ternationalen Bourgeoisie förderlich ist. Dazu kommt, daß die einzelnen Bourgeoisien nicht einheit-

lich sind. In England geht die Trennung zwischen den Konservativen und den Liberalen ziemlich tief; 

in Frankreich hat die Bourgeoisie ve r s ch iedene r l e i  unmittelbare Interessen, je nachdem ob es 

sich um Handelsbourgeoisie oder um die Schwerindustriellen (die auch noch uneinheitlich sind) han-

delt. In Amerika haben wir zwe i  Richtungen der Bourgeoisie, von denen die eine Ausdehnung nach 

Ostasien für wichtiger hält, als europäische Geschäfte. In Deutschland haben wir schon und bekom-

men wir mit der Durchführung des Londoner Planes noch mehr Interessengegensätze zwischen den 

(durch den Dawes-Plan unbelasteten) ostelbischen Großagrariern und den verschiedenen Fraktionen 

der Industrie, von denen eine (die wichtigste) ihren Interessen nach eine Annexion der Ruhr durch 

Frankreich vorziehen würde. 

So haben wir durch die Londoner Konferenz eine Besch l eun i gung  und Ve r schä r f ung  der Ent-

wicklung all dieser Gegensätze zu erwarten. Die „demokratisch-pazifistische“ Aera, wie man sie ge-

nannt hat, hervorgerufen eben durch die schwere Krise des Kapitalismus und die mannigfaltigen in-

neren Gegensätze der Bourgeoisien wie durch die wachsenden sozialen Spannungen, trägt in ihrem 

Schoße alle Keime für die genannten imperialistischen und Klassenkonflikte, welche notwendiger-

weise wachsen werden. Wie schnell, wie langsam, das weiß allerdings niemand von uns. [525] 

IV. 

Nicht übersehen darf man, daß gerade während der Londoner Konferenz Sowjetrußland vier überaus 

wichtige diplomatische Erfolge zu realisieren beginnen konnte, deren Sinn begriffen werden muß und 
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deren Auswirkung in die Entwicklungstendenzen einzukalkulieren ist; es handelt sich um die Ver-

träge mit China, England, Mexiko und um das Protokoll, das den deutsch-russischen Konflikt beilegt. 

Gerade der Abschluß des Vertrags mit England zeigt, daß das Gerede von der „angelsächsischen“ 

Weltsolidarität ein oberflächliches Geschwätz ist. 

Die Vereinigten Staaten sind nicht gegen jede Anerkennung der Sowjetunion, weil sie mit verteilten 

Rollen im Bunde mit England spielen, sondern weil sie als jüngster und kräftigster imperialistischer 

Staat verstehen, was es heißt, das Prinzip der Nationalisierung, des Außenhandelsmonopols und der 

Exterritorialität der Handelsvertretungen anzuerkennen, und sei es auch „nur“ bei Rußland. Die eng-

lischen Konservativen, die als älteste bürgerliche Fraktion mit vielhundertjähriger Regierungserfah-

rung das auch verstehen, sind ebenfalls dagegen. Aber der Druck der Arbeiterklasse in England ist so 

stark, daß Macdonald, der als getreuer Vertrauensmann der Bourgeoisie s e l b s t ve r s t änd l i ch  „ei-

gentlich“ auch  dagegen ist, unterzeichnen mußte. 

Es ist wichtig, zu sehen, wie die ob j ek t i ve  Entwicklung auch reaktionäre Vertreter der Kleinbour-

geoisie nach einer Richtung peitscht, die sie verwünschen, in die sie aber gedrängt werden, bis zu 

dem Augenblick, wo sie zwar ab- und zur Bourgeoisie zurückspringen werden, wo aber die Klassen-

bewegung schon so stark sein wird, daß sie diese Leute einfach beiseite stößt. 

Einige ganz schlaue „Sozialisten“, welche diesen Trick bei Otto Bauer abgesehen und nach ihrer 

plumpen und renegatenhaften Manier „erweitert“ haben, sehen in den diplomatischen Vorstößen der 

Sowjetunion Lebensäußerungen eines „Imperialismus“. Mögen sie ihren „gesunden“ Sinn für die 

„Realität“ so weiterbehalten (wie Hilferding, für den Sowjetrußland etwas „theoretisch“ wie praktisch 

Unerträgliches, dagegen Macdonalds Regierungsleistungen „sozialistische Politik“ ist, oder wie Levi, 

der jeden zweiten Tag von einem Bein auf das andere tritt). Für ernst zu nehmende, marxistische 

Politiker ist klar, daß nicht die f o r ma l e  Seite der roten Diplomatie das Wesentliche ist. Die Kom-

munisten haben es immer gewußt, daß Sowjetrußland, so lange es a l l e i n  proletarischer Staat ist, 

wird mit den Imperialisten Kompromisse abschließen müssen. Die Frage war immer nur die, wie 

diese Kompromisse abgeschlossen werden. Die Narren und Betrüger der Sozialdemokratie schreien, 

daß die Sowjetunion dem „ausländischen Kapitalismus“ „Tür und Tor geöffnet“ habe. Das sagen sie 

in demselben Augenblick, wo, nicht zuletzt dank ihrer eifrigen Mithilfe, das internationale Kapital 

Deutschland frißt, und wo die Konzessionen, die Sowjetrußland dem Kapitalismus macht, so sind, 

daß die englische Bourgeoisie schreit: unannehmbar, wir sind übers Ohr gehauen. 

Daß bei dieser völlig neuartigen Kräftezusammenstellung, bei der eine proletarische Großmacht als 

Weltmacht auftritt, selbst solche Dinge, wie f o r m a l e  Gewohnheiten der bürgerlichen Diplomatie 

eine durchaus wesen t l i che  Rolle spielen können, das wird sich in China [526] zeigen, wo nicht 

nur die für ganz Asien und für alle unterdrückten Nationen so ungeheuer wichtige Anerkennung der 

völligen Gleichberechtigung Chinas allen anderen Staaten gegenüber durch Rußland ein Signal für 

ganz Asien ist, wo nicht nur die be ton t e  Stellung gegen die räuberischen „Vorrechte“ der Imperia-

listen Rußland klar, tatsächlich und nicht mit bloßen Worten, zum Fr eund  der asiatischen Nationen 

macht, sondern wo auch an sich so belanglose Fragen wie die des „Ranges“ der Botschafter und 

Gesandten die Räubermächte zwingen, entweder ihre Stellung zu China, wenigstens äußerlich, zu 

revidieren oder o f f en  als Räubermächte in einem geschlossenen diplomatischen Corps aufzutreten 

und Sowjetrußland, was nur erwünscht sein kann, eine Stellung außerhalb dieser segensreichen Räu-

ber-Diplomatenbande beziehen zu lassen. 

Die Vereinigten Staaten-Diplomaten haben sehr wohl gewußt, weshalb sie den russisch-chinesischen 

Vertrag zu hintertreiben gesucht haben. 

Der Abschluß der Verträge mit England und Mexiko wird die Schwierigkeit der „formalen“ Bezie-

hungen der einzelnen Imperialisten untereinander, zumal an Knotenpunkten wie Mexiko, noch erhö-

hen und die Anerkennung Rußlands erzwingen. 

In Deutschland werden die Folgen des Londoner Pakts sich sehr bald bemerkbar machen und eine 

klare Klassenscheidung herbeiführen. Hier sind zwar noch pazifistische und vielleicht sogar 
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demokratische Illusionen vorhanden. Aber sie werden unter der Wucht der Tatsachen, die aus der 

Annahme des Dawes-Planes in seiner Londoner Verschärfung folgen, schnell verrauchen. Die Re-

gierungsform hingegen ist schon längst über die „demokratische“ Phase hinaus. 

Die Folgen von London werden den weitaus größten Teil der Bevölkerung treffen, die Arbeiter wie 

die Kleinbürger. Diese Folgen werden, wie oft gesagt, ökonomisch ungeheuerlich sein und dement-

sprechend große ideologische Veränderungen sowie große Kräfteverschiebungen hervorrufen. 

Symptome sind schon jetzt genügend vorhanden. Ein bedeutsames Symptom ist beispielsweise der 

Bezirksparteitag der Berliner SPD, auf dem nüchtern und trocken (und dabei sicher geschminkt) dar-

gelegt wurde, daß die Arbeiter unaufhaltsam aus dieser Kleinbürgerpartei laufen, und daß sie Anhä-

nger aus den Villen- und Bourgeoisie-Vororten dafür, natürlich in geringerer Zahl, gewinnt. Das ist 

die haup t s t äd t i s che  Organisation derjenigen Partei, welche es fertig bringt, zu erklären, daß eben 

nur die „zahlungsfähigen“ Mitglieder bleiben. Die SPD als K le i nbü r ge rpa r t e i  kann noch manche 

Wandlung durchmachen; aber als Trägerin der „Erfüllungspolitik“, die ihre Folgen erst jetzt voll zei-

gen wird, wird sie restlos abwirtschaften 23.000 Mitgliederverlust in der Hauptstadt nach amtlicher 

Angabe in einem Jahre, und zwar gerade in dem Jahr, in dem sie ihre Haupttrümpfe ausgespielt hat, 

das ist ein bedeutsames Symptom. Koalitionsfähiger wird sie für die Bourgeoisie durch d i e se  Ent-

wicklung nicht. Die jetzige Regierung wird sich viel eher durch die Deutschnationalen ergänzen, und 

erst im Augenblick verschärfter Klassenkämpfe, wenn die weißen Mittel nicht mehr ausreichen, sich 

auf den bereitstehenden Lakaien wieder besinnen. Daran wird auch ein Mimen von „Opposition“ 

durch die SPD kaum etwas ändern, zumal sehr bald Opposition gleich-[527]zusetzen sein wird: ge -

gen  diese „Erfüllungspolitik“, deren begeistertste Anhänger wahrscheinlich die Deutschnationalen 

sein werden, weil sie ihren Auftraggebern, den Agrariern wie den Schwerindustriellen, am meisten 

Profite abwerfen wird. 

* 

Wie man die Sache auch betrachten mag, der Abschluß der Londoner Konferenz leitet einen Zeitab-

schnitt ein, der alles andere als ruhig und friedlich sein wird. Aber dieser Zeitabschnitt erfordert klares 

Erkennen der Ve r ände r unge n, die eintreten und eingetreten sind und dementsprechend der not-

wendigen Veränderungen der taktischen Mittel der proletarischen revolutionären, d. h. der Kommu-

nistischen Parteien. 

* 

Zur Bodenfrage.  
Von Georgi. 

I. 

Vor dem Kriege gab es in Deutschland kaum eine Bodenfrage in dem Sinne des Landhungers breiter 

Massen. Natürlich gab es auch Landhunger in verschiedenen Gebieten. Die Rentabilität der Kleinbe-

triebe lag sehr häufig unter ein bis zwei Prozent, viele Zwerg- und Kleinbetriebe rentierten sich über-

haupt nicht. Kleinbauern und Kleinpächter seufzten schwer unter der Last der Pachtzinsen und Hy-

potheken. Wie die Betriebszählung 1907 ausweist, war schon damals ein Viertel bis ein Drittel des im 

Kleinbetrieb bewirtschafteten Bodens Pachtland. Es ist klar, daß diese Kleinbauern und Kleinpächter 

den Wunsch hatten, ihr Besitztum zu vergrößern und das Pachtstück als Eigentum zu erwerben. 

Aber die Not der kleinen Bauern und Pächter hatte damals noch Ventile. Es gab die Möglichkeit der 

Auswanderung nach Nord- und Südamerika und vor allem der vollständigen, zeitweisen oder dauernd 

teilweisen Abwanderung in die Industrie. Ein großer Teil der Kleinbauern ist in Deutschland zugleich 

im Nebenerwerb Industrieproletarier, wenn nicht das ganze Jahr hindurch, so doch zeitweise, oder 

aber ihre Familienangehörigen suchen ihren Erwerb in der Industrie. Umgekehrt sind viele Indust-

rieproletarier im Nebenerwerb Klein- und Zwergbauern. 

Die große Agrarkrise der Caprivizeit, hervorgerufen durch die Erschließung gewaltiger Strecken 

jungfräulichen Bodens in Nord- und Südamerika sowie der russischen Schwarzerde-Gebiete für die 
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kapitalistische Getreide- und Viehproduktion mit Hilfe des Baues von Eisenbahnen und durch das 

rasche Fallen der Schiffsfrachten infolge der Fortschritte in der Dampfschiffahrt, wurde mit Hilfe der 

bekannten Schutzzölle und Liebesgaben wenigstens für die Gutsbesitzer, Groß- und Mittelbauern 

zum Stehen gebracht. Die Agrarpreise stiegen durchweg. Entscheidend für die Masse der Kleinbauern 

aber war nicht dieses Steigen der Agrarpreise. Entscheidend für die Kleinbauern war die Tatsache, 

daß damals infolge der raschen Entfaltung der Produktivkräfte in der Industrie die Preise der land-

wirtschaftlichen Betriebsmittel gleichzeitig fielen. Auch fand die überschüssige Landbevölkerung, 

soweit es sich um Söhne und Töchter der Klein- und Zwergbauern handelte, als Lohnarbeiter in den 

Fabriken, als Handwerker, Angestellte oder kleine Beamte leichtlich ein Auskommen in den Städten. 

Die Intensivierung der Landwirtschaft macht es auch möglich, eine wachsende Zahl Kleinbauern auf 

kleinerer Fläche als früher zu ernähren. 

Die Bodenfrage trat deshalb nicht übermäßig stark in den Vordergrund, sie erzeugte keine Massen-

bewegung, die die herrschende Klasse ge-[528]zwungen hätte, sich ernsthaft mit ihr auseinanderzu-

setzen und die dem Industrieproletariat als Bundesgenosse im Kampfe gegen das Kapital wertvoll 

erschienen wäre. Daß ein Bodenhunger jedoch auch schon vor dem Kriege in den kleinbäuerlichen 

Massen vorhanden war, beweist die Tatsache, daß die Regierung bei Ausbruch des Weltkrieges, und 

in steigendem Maße je länger der Weltkrieg dauerte, den Kleinbauern im Waffenrock Versprechun-

gen über Versprechungen machte. Die Bodenfrage wurde zur Siedlungsfrage. 

Nach dem Kriege war die Lage der Kleinbauern wesentlich geändert. Gewiß hatten auch die Klein-

bauern zum Teil die Hypotheken abbezahlt, zum Teil infolge der Inflation sich ihrer einfach entledigt. 

Gewiß hatten die Kleinbauern in der schlimmsten Notzeit wenigstens zu essen, während die Proleta-

rier in den Städten mit dem nackten Hunger kämpften. Aber sie litten doch weit mehr unter der 

Zwangswirtschaft als die Großbauern, konnten sich, da sie keine Buchführung hatten, den Steuern 

nicht so entziehen, und die berühmte „Bereicherung“ während des Krieges geschah wenigstens beim 

Kleinbauern fast vollkommen auf Kosten der Vernachlässigung des Bodens, der Gebäude und des 

Inventars. Die „Kriegsgewinne“ des Kleinbauern wurden so ziemlich restlos verwendet, um nach 

Abschluß des Krieges den Betrieb wieder auf die Höhe zu bringen. 

Kritisch wurde die Lage der Kleinbauern jedoch in dem Moment, als das Aufhören der Inflation den 

Schleier von den Tatsachen riß, als das wiedererstarkte Großindustriekapital seine Preise dem Welt-

markt anpaßte und die Betriebsmittel des Bauern hübsch säuberlich in wertbeständigem Gelde – erst 

in Roggenwährung, dann in Goldwährung – bezahlt werden mußten. Der Sturmschritt der Inflation 

im Spätsommer und Herbst 1923, verbunden mit den Zwangssteuern, Pachten und Industrieprodufte, 

wertbeständig zu bezahlen, mußte den kleinen Bauern mit Notwendigkeit an den Rand des Ruins 

treiben. Hinzu kam nach Aufhören der Inflation die Konkurrenz des hochwertigen amerikanischen 

Weizens, russischen und polnischen Roggens, französischen Mehls. Um Geld zu bekommen, mußte 

der kleine Mann zu Schleuderpreisen verkaufen. 

Nach Stabilisierung der Mark kam zu allem Unglück noch die Sondersteuer der Notverordnung und 

die Steuervorauszahlung. Der Preis für Getreide, Rinder, Schweine lag unter Friedenspreisen, und 

was schlimmer war: die Industriepreise standen noch erheblich darüber. Das Vorkriegsverhältnis zwi-

schen industriellen und landwirtschaftlichen Preisen hatte sich inzwischen gerade auf den Kopf ge-

stellt. Der furchtbare Zinswucher öffentlicher und privater Kreditanstalten hat die eine Zeitlang un-

bekannten Zwangsverkäufe von bäuerlichem Eigentum in unmittelbare Nähe gerückt. 

Zur Agrarkrise kam die Industriekrise. Da in großen Teilen Deutschlands der kleinbäuerliche Betrieb 

nur lebensfähig ist, wenn ein Teil der kleinbäuerlichen Familie industriellen Nebenerwerb hat, so traf 

den Kleinbauern die Erwerbslosigkeit in der Industrie mit voller Gewalt. Für viele Klein- und Zwerg-

bauern wurden jetzt die Verhältnisse unhaltbar. An Stelle der Abwanderung vom Dorfe in die Stadt 

trat die Wanderung von der Stadt in das Dorf. Selbst mittelbäuerliche Betriebe litten unter dieser 

Bewegung. Die Laufbahn des Industrieproletariers, Handwerkers, Angestellten, Beamten wurde für 

die überschüssigen Söhne und Töchter aussichtslos. Der Drang nach Neusiedlungen und ganz vor-

nehmlich nach Anliegersiedlungen, der Ruf nach der „Ackernahrung“ wurde lauter und lauter. Dazu 
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kam der wachsende Drang vieler Industrieproletarier, nicht nur Schrebergärten zu pachten, sondern 

Wohnsiedlungen zu errichten mit zugehörigem Garten- und Kartoffelland. 

So wurde die Bodenfrage seit etwa 1½ Jahren zu einer der hochaktuellsten Fragen für die arbeitende 

Landbevölkerung und für einen erheblichen Teil des Industrieproletariats, soweit es noch nicht ganz 

vom Grund und Boden losgelöst ist; aus der Siedlerbewegung ist eine Massenbewegung geworden. 

Die Siedlungsfrage beschäftigt nicht nur [529] die ausgesprochenen Siedlergesellschaften, Bünde und 

Siedlergenossenschaften, sondern auch alle Verbände der Kleinbauern, Häusler, Büdner, Gütler und 

Kleinpächter. Je nach dem Ueberwiegen des kleinbäuerlichen, halbproletarischen oder proletarischen 

Elements innerhalb der Siedlerverbände steht im Vordergrund die landwirtschaftliche Siedlung oder 

die Bausiedlung. 

Für den Kleinbauern ist die Bodenfrage heute die Hauptfrage geworden, und sie wird es mit jedem 

Tag mehr. Es ist typisch für den Kleinbauern, daß er die Rettung vom wirtschaftlichen Untergang in 

erster Linie erstrebt durch die Mehrarbeit seiner Person und seiner Familie auf einem größeren Stück 

Erde. Die Bodenfrage ist aber auch nur deshalb die Kernfrage, weil von jeher ein erheblicher Teil der 

deutschen Kleinbauern Pächter ist, und zwar in erster Linie Zupächter. Alle diese Kleinpächter kön-

nen bei den gesunkenen Preisen für Agrarprodukte und infolge der wachsenden Konkurrenz unter 

den Pachtlustigen, die die Pachtpreise emportreibt, nicht mehr existieren. Die Boden- und Pachtpreise 

für Parzellen steigen bedeutend. Da mindestens 50 Prozent aller Kleinbauern, vor allem in West-

deutschland, aber auch in Süddeutschland, zugleich Zupächter sind, läßt sich die Pachtfrage von der 

reinen Bodenfrage nicht trennen. Der Ruf nach Siedlungsland wird ergänzt durch die Forderung der 

Ueberweisung des Pachtlandes an den Kleinpächter. 

Wir haben es heute in Deutschland mit einer zahlenmäßig starken und zugleich elementaren Klein-

bauern- und Pächterbewegung zu tun, deren treibende Kraft der Hunger nach eigenem Boden ist. D i e  

Auf r o l l ung  de r  Boden f r age  bedeu t e t  abe r  f ü r  Deu t s ch l and  d i e  Aus r o l l ung  de r  

F r age  de r  Konf i ska t i on  von  Junke r l an d. Wir haben in Deutschland keine großen unbebau-

ten Steppen und Prärien, wohin sich der Strom der Bodenhungrigen ergießen könnte. Der Schwindel 

der Moor- und Oedlandskultur – angeblich gibt es in Deutschland bei 31 Millionen Hektar landwirt-

schaftlich genutzter Fläche noch etwa 3 Millionen Hektar Oedland und Moore – darf niemand beirren. 

Dieser Boden bedarf, ehe er anbaufähig wird, ausgiebiger Meliorationen. Außerdem gehört dieses 

Moor- und Oedland zum größten Teil den privaten Großgrundbesitzern. Auch hier steht also die Frage 

der Enteignung, und zwar der entschädigungslosen. Wie die bürgerliche Regierung sich die Kultivie-

rung der Moore und Heiden denkt, geht aus dem Plane hervor, den Junkern 30 Millionen Goldmark 

aus der Rentenbank und 30 Millionen aus dem Fonds für Arbeitslosenfürsorge zu kreditieren. Also 

nicht für die landhungrigen Kleinbauern, sondern für die Junker! Die Sozialdemokraten wollen sich 

zufriedengeben, wenn nur ein Drittel des auf Staatskosten kultivierten Landes der Kleinsiedlung zu-

geführt wird. Von der Moor- und Oedlandskultivierung darf sich der Siedler nichts versprechen. 

Auch eine Bodenreform in der Art der baltischen Staaten oder der Tschechoslowakei auf Kosten des 

Großgrundbesitzes fremder Nationalität und zugunsten ausgedienter Offiziere und Beamten oder von 

Großbauernsöhnen ist in Deutschland schlankweg unmöglich, denn unsere Junker sind alle kern-

deutsch und obendrein noch völkisch. Die Intensität der deutschen Landwirtschaft, ihre fortgeschrit-

tene Industrialisierung, der hohe Bodenwert, die schöne Bodenrente schließen es aus, daß die patrio-

tischen Großgrundbesitzer aus purem Opfermut wenigstens Teile ihres Eigentums – und die Forde-

rung des Reichsbundes für Siedlung lautet auf ein Drittel! – freiwillig und entschädigungslos abtreten 

werden. Nein! Die Tatsache eines wirklichen tiefgehenden Bodenhungers in den deutschen Klein-

bauern- und Pächtermassen rollt in Deutschland gebieterisch die Frage auf der zwangswe i se n, 

en t s chäd igungs l o sen  En t e i gnung  de s  Gr oßg r undbes i t z e s, eine Frage, die nicht refor-

mistisch und mit demokratischen Mitteln, sondern einzig und allein revolutionär und mit diktatori-

schen Mitteln gelöst werden kann. 

[530] Die deutschen Kleinbauern werden zu dem von ihnen geforderten Anteil am deutschen Boden nur 

kommen, wenn sie das revolutionäre Proletariat in seinem Kampf um die Enteignung nicht nur eines 
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Drittels, sondern des gesamten kapitalistisch genutzten Bodens, nicht allein des Bodens, sondern über-

haupt aller Produktionsmittel, die in Kapitalistenhand sich befinden, unterstützen. Und es kann kaum ein 

Zweifel bestehen, daß der wachsende Bodenhunger, verbunden mit den übrigen Nöten des vom Groß-

grundbesitz, Industriekapitalisten, vom Bank- und Handelskapital ausgebeuteten Kleinbauern, diesen 

mit innerer Logik, wenn zunächst auch als Widerstrebenden, auf die Seite des revolutionären Proletariats 

treiben wird. Die spontane Entwicklung von selbständigen Kleinbauern-, Kleinpächter-, Gütler- und 

Häuslervereinigungen in fast allen Teilen Deutschlands, die sich zwar teilweise noch ängstlich von der 

KPD fernhalten, aber doch im scharfen Gegensatz zum Landbund stehen, die wachsenden Sympathien 

gewisser Kleinbauernschichten für die Kämpfe des Proletariats und für die revolutionäre Partei des Pro-

letariats, wie sie am Mittelrhein und in Oberschlesien zum Ausdruck kamen, sprechen dafür. 

Damit häufen sich für die Kommunistische Partei ein Anzahl brennender Aufgaben, die unbedingt 

gelöst werden müssen. Die KPD hat die Möglichkeit, breite Massen der armen Bauern unter ihren 

Einfluß zu bringen, die selten schöne Möglichkeit, diese elementare Kleinbauernbewegung mit dem 

revolutionären proletarischen Klassenkampf zu verbinden. Die Bourgeoisie weiß, was das für sie be-

deutet. Das Verbot des Reichsbundes für Siedlung und Pachtung in verschiedenen Teilen des Reiches 

während des Winters, das Geschrei der Junker über die „Juden“ Moll und Höft, die doch wahrlich 

noch einen weiten Weg zum Kommunismus haben, die Schikanen, denen die badische Pächterverei-

nigung und der Bund der schaffenden Landwirte ausgesetzt sind von seiten der bürgerlichen Parteien, 

der christlichen und nationalen Bauernvereine, beweisen das. Die KPD muß in der Bodenfrage eine 

rasche, klare und eindeutige Antwort geben. Jedes Zögern, jedes Ausweichen wäre vom Uebel. Die 

KPD muß diesen kleinbäuerlichen, halbproletarischen und schwankenden Schichten gegenüber eine 

kluge, elastische und entgegenkommende Taktik entwickeln. Sie muß die revolutionäre Partei des 

Industrieproletariats bleiben, weil dieses die Revolution entscheidet, aber sie muß die Brücke finden 

zu den kleinbäuerlichen Massen und muß ökonomische Zugeständnisse machen, um in der Haupt-

frage, dem Sturz der Bourgeoisie, politische Bundesgenossen zu gewinnen. Mit Recht erklären die 

Leitsätze des 2. Weltkongresses zur Agrarfrage: „Die Sicherung seines dauerhaften Sieges unter allen 

Umständen ist die erste und wichtigste Aufgabe des Proletariats. Wegen des Erfolges der Revolution 

darf das Proletariat selbst vor einem zeitweiligen Rückgang der Produktion nicht zurückschrecken.“ 

II. 

Aber spielt die kleine Bauernschaft in Deutschland überhaupt eine so bedeutsame Rolle? Deutschland 

ist doch in erster Linie Industriestaat. Zwei Drittel des arbeitenden deutschen Volkes sind Indust-

rieproletarier, Angestellte, Beamte, Kleingewerbetreibende. Nur etwa 27 Prozent beschäftigen sich 

hauptberuflich mit Landwirtschaft. Und innerhalb der Landwirtschaft sind 51,5 Prozent der Gesamt-

fläche in der Hand von Großbauern und Rittergutsbesitzern, die ihren Boden durch rund 3 Millionen 

rein proletarischer Landarbeiter bearbeiten lassen. Wir haben aber durchaus kein Interesse daran, un-

ter den proletarischen Landarbeitern kleinbäuerliche Besitzerinteressen zu wecken und zu pflegen. 

Ueberhaupt! birgt nicht dieser Bodenhunger der kleinen Bauern, Pächter und Siedler eine große Ge-

fahr für das revolutionäre Proletariat und sein revolutionäres Endziel, die sozialistische Gesellschafts- 

und Wirtschaftsordnung in sich? Sollen wir etwa Großbetriebe aufteilen um einige hunderttausend 

neue Kleinbesitzer, also Feinde des Kommunismus und Stützen des Privateigentums zu schaffen? Zu-

mal doch die Großbetriebe für die Ernährung des Industrie-[531]proletariats weit wichtiger sind als 

die bäuerlichen Kleinbetriebe, da sie pro Arbeitskraft weit höhere Erträge liefern, wenigstens was Ge-

treide und Hackfrüchte anbelangt. Ferner: Sind wir überhaupt in der Lage, den Bodenhunger der süd- 

und westdeutschen Kleinbauern ausreichend zu stillen? Wo doch nach der Betriebsstatistik gerade in 

diesen ausgedehnten Gebieten der Großbetrieb sehr schwach zum Teil, wie in Hohenzollern nur mit 

1,4 Prozent, in Württemberg mit 1,7, in Bayern mit 2,2, in Baden mit 3, im Rheinland mit 3,3 Prozent, 

vertreten ist. Was wollen wir dort also den landhungrigen Bauern geben? Wir müßten sie denn gerade 

nach dem Osten und Norden verpflanzen. Wird der revolutionäre Staat überhaupt imstande sein, so 

viel Neusiedlungen, die Betriebskapital, lebendes und totes Inventar haben müssen, zu schaffen? 

Auf diese zweifellos sehr ernsten und berechtigten Einwände und Bedenken muß eine ernste und 

gründliche Antwort erteilt werden. Diese Bedenken beruhen jedoch zum großen Teile auf Unkenntnis 
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der wirklichen Tatsachen und auf Irrtümern, die kritiklos von der bürgerlichen Statistik und der So-

zialdemokratie übernommen sind. 

E r s t e r  I r r t u m. Man wendet ein, daß nach der Berufsstatistik 1907 es in Deutschland doch nu r  2 

Millionen Klein- und Mittelbetriebe zwischen 2 bis 20 Hektar und etwa 3 Millionen unter 2 Hektar 

gebe. Von den fast 2 Millionen Zwergbetrieben aber unter 0,5 Hektar seien 95 Prozent bloße Obst- 

und Küchengärten, Laubenkolonien usw. Von den 1,3 Millionen Zwergbetrieben aber zwischen 0,5 

und 2 Hektar seien rund 75 Prozent Nebenbetriebe, also in der Hand von Industrieproletariern, kleinen 

Handwerkern, Beamten usw. Diese Kategorien kämen also gar nicht in Betracht für die revolutionäre 

Bodenzuteilung. 

Bleiben wir zunächst bei den 2 Millionen rein bäuerlicher Klein- und Mittelbetriebe. Der Vergleich 

von „nur“ 2 Millionen kleinbäuerlicher Betriebe mit den 15 Millionen Proletariern ist grundfalsch, 

da wir nicht die Betriebe, sondern die erwerbstätigen Personen in den Betrieben zählen müssen. 

Durchschnittlich zählt der bäuerliche Klein- und Mittelbetrieb jedoch etwa vier erwerbstätige Perso-

nen, wobei das Gesinde meist auch aus Verwandten besteht, was eine Zahl von mindestens 7 Millio-

nen erwerbstätiger Kleinbauern, Kleinbäuerinnen und Jugendlichen ausmacht. Hinzu kommt, daß auf 

steinigen und leichten Böden auch ein Betrieb mit 8 oder 10 Hektar ruhig als kleinbäuerlich, ein 

Betrieb zwischen 20 und 30 Hektar immer noch als mittelbäuerlich betrachtet werden kann. Die Le-

benshaltung in diesen Betrieben ist oft tiefer als die durchschnittliche eines Industriearbeiters. Nur im 

Wein- und Obstbau sowie beim Anbau hochwertiger Handelspflanzen gibt es Kleinbetriebe, die in 

Wirklichkeit schon kapitalistische Betriebe sind. Ihre Zahl ist jedoch verhältnismäßig unbedeutend. 

Schon aus diesem Beispiel sehen wir, mit wieviel Vorsicht die amtlichen bürgerlichen Statistiken zu 

verwenden sind, und es ist kein Zufall, daß Gothein in seinem Agrarpolitischen Handbuch nicht ein-

mal den Versuch macht, neben der amtlichen Betriebsstatistik auch eine Statistik der Eigentumsver-

hältnisse zu bringen. Eine revolutionäre Partei, die die Macht ergreifen will, kann an einer arbeitenden 

Bevölkerung von 6 bis 7 Millionen nicht gleichgültig vorübergehen. 

Wir kommen damit zum zwe i t en  I r r t u m. Man sagt: In Süd- und Westdeutschland spielt der Groß-

grundbesitz nur eine ganz untergeordnete Rolle, da sich ja gemäß der Betriebsstatistik von 1907 der 

Anteil der landwirtschaftlichen Großbetriebe an der bebauten Fläche zwischen 1,5 und 3,5 Prozent 

bewegt. Es ist also hier nichts zum Aufteilen an die Kleinbauern, denn die wenigen Großbetriebe 

müssen als Musterbetriebe, Schulen, Versuchsanstalten und zur Ernährung der Großstädte erhalten 

werden. Soweit sehr schön! Aber wir sprechen hier nicht vom Großbe t r i e b, sondern vom Großbe -

s i t z. Wie sieht es mit dem Großgrundbesitz aus? Der Großgrundbesitz in ganz Süd- und West-

deutschland ist im Unterschied zu Mittel-, Nord- und Ostdeutschland im wesentlichen „Streu“-besitz. 

Es ist also grundfalsch, aus der Betriebsverteilung den Schluß zu ziehen, daß [532] die Hauptmasse 

landwirtschaftlich genutzten Bodens den kleinen Landwirten zu eigen gehört. Das ist höchstens in 

Teilen Südwestdeutschlands der Fall, wo die Pacht eine weit geringere Rolle spielt als z. B. in der 

Rheinprovinz, in Thüringen oder in Hessen. Nach den Feststellungen des Forschungsinstituts für Ag-

rar- und Siedlungswesen sind 20,4 Prozent der landwirtschaftlich genutzten Fläche in der Rheinpro-

vinz Pachtland. In Thüringen einschl. des Regierungsbezirkes Erfurt und der Grafschaft Schmalkal-

den gibt es 17,8 Proz. Pachtland, in Hessen 14,3 Proz., in der Rheinpfalz 13,2 Proz., in Baden 9,5 

Proz. Am stärksten ist Pachtland vorhanden in den Regierungsbezirken Aachen, Köln, Düsseldorf, 

wo das Pachtland rund 30 Prozent der landwirtschaftlich genutzten Fläche ausmacht. Nach Rudolf 

Se i f f, „Die wirtschaftliche und soziale Bedeutung der Zeitpacht im Kleinbauernbetrieb“ (s. Berichte 

über Landwirtschaft, Band 1, Heft 3 und 4), beträgt das Pachtland in einigen Landkreisen der Regie-

rungsbezirke Aachen und Köln sogar mehr als die Hälfte der landwirtschaftlich genutzten Fläche, 

andere Kreise bleiben nur wenig darunter. Zu den Kreisen mit sehr viel Pachtland gehören Eupen mit 

58,7, Aachen mit 56,4, Kreis Jülich mit 55, Landkreis Köln mit 60,8, Kreis Bergheim mit 50,3 Prozent 

usw. In Baden haben der Kreis Mannheim 29 Prozent und der Kreis Heidelberg 27 Prozent. 

„Im ganzen Gebiet“, schreibt Seiff, „vornehmlich in der Rheinprovinz, gehört dem Adel reicher 

Grundbesitz. Die Bedeutung dieser Flächen ist erst richtig zu würdigen, wenn man sich die hohe 

landwirtschaftliche Kultur und die enggedrängte, landhungrige Bevölkerung jener Gebiete vor Augen 
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hält ... Die Flächen sind nicht territorial geschlossen, sondern setzen sich aus Höfen und zahlreichen 

Parzellen zusammen.“ So besitzt die Wildenburg-Schönsteinsche Standesherrschaft im Regierungs-

bezirk Koblenz 268 Hofgüter mit 10.426 Hektar, wozu noch verschiedene Güter im Landkreis Düs-

seldorf kommen. Der Herzog Engelbert von Arenberg in Nordkirch in Westfalen besitzt 10.773 Hek-

tar, Otto Graf Beusel von Ginich besitzt neben 1120 Hektar landwirtschaftlicher Fläche noch etwa 

7000 Hektar Wald. Wilhelm Graf v. Mirbach-Harff hat 22 Besitzungen und einige Ländereien, die 

3045 Hektar umfassen. Franz Reichsgraf von Spee auf Schloß Heltorf besitzt ebenfalls 22 Güter und 

Höfe mit rund 1430 Hektar usw. Gemäß der landwirtschaftlichen Enquote im Großherzogtum Hessen 

sind in Starkenburg in Oberhessen 200.000 Hektar inklusive Wald in Händen von 16 Standesherren, 

welche das Land größtenteils und zwar meist in Form von geschlossenen Höfen verpachtet haben. 

Der landwirtschaftliche Grundbesitz des Prinzen Max v. Baden in Baden umfaßt 3746 Hektar, der in 

etwa 18 Hofgütern und im übrigen in Parzellen aufgeteilt ist. Zu Württemberg sind rund ein Drittel 

aller Landgemeinden sogenannte Fideikommißgemeinden, d. h. Gemeinden, innerhalb deren Mar-

kung standesherrliche Besitzungen liegen, die ebenfalls entweder als Höfe von mäßigem Umfang 

bewirtschaftet werden oder in Parzellen verpachtet sind. 

Der Besitz des niederen Adels unterscheidet sich nur durch seinen Umfang vom standesherrlichen 

Besitz. Auch er ist gewöhnlich in Höfen und Parzellen aufgeteilt. Neben dem privaten Großgrundbe-

sitz gibt es noch überall großen Grundbesitz an der Hand des Staates, der Kirche und Stiften. So 

besitzt in Baden der Staat rund 17.000 Hektar landwirtschaftlich genutzter Fläche und 94.000 Hektar 

Wald. In Thüringen besitzt der Staat 110 Domänen mit 23.000 Hektar und daneben 5000 Hektar 

Einzelgrundstücke, außerdem noch 188.000 Hektar Wald. Hessen hat 18.000 Hektar Staatsland. In 

Thüringen besitzt die Kirche etwa 13.000 Hektar landwirtschaftliche Fläche, in Baden besitzt die 

Kirche 17.900 Hektar und dazu 8100 Hektar Wald. Recht beträchtlich ist der Grundbesitz mancher 

Städte, wie z. B. Köln, Frankfurt a. M., Mannheim. So besitzt Köln 18 Güter mit insgesamt 1131 

Hektar. In Baden besitzen die ländlichen Gemeinden zusammen rund 88.000 Hektar Grundbesitz. 

Ferner sind die Armenverwaltungen oft bedeutende Grundeigentümer. So gehören der Armenverwal-

tung Köln 21 Güter mit 1689 Hektar. 

[533] Ein großer Teil dieses Grundbesitzes, wie aus den obigen Angaben leicht zu errechnen ist, 

erscheint in der amtlichen Statistik nicht als Großbetrieb, sondern als Klein-, Mittel- und großbäuer-

licher Betrieb. Einige große badische Grundherren (Graf Doughs, Fürst v. Fürstenberg, Prinz Max v. 

Baden) haben jeder etwa 4000 Parzellenpächter. In Thüringen überwiegt die Verpachtung mittelgro-

ßer Landgüter, von denen der kleinere Teil in Parzellen verpachtet ist. Auch die städtischen bürgerli-

chen Grundherren (Industriekapitalisten, Banken, Kaufleute) bevorzugen sehr oft Parzellenpacht we-

gen der höheren Pachtrenten. 

Was ergibt sich aus diesen Feststellungen? Die klare Tatsache, daß der Großgrundbesitz auch in 

den ausgesprochenen bäuerlichen Reichsteilen immer noch eine sehr bedeutende Rolle spielt 

und gerade wegen seiner traditionellen Bewirtschaftung durch Pächter in Mittel-, Klein- und Parzel-

lenbetrieb sich zur Ueberweisung in teilweiser Aufteilung an den landhungrigen Kleinbauern und 

bedrückten Kleinpächter sich vorzüglich eignet. 

Mit diesen Feststellungen erledigt sich auch ein d r i t t e r  I r r t u m, daß nämlich der Großbetrieb in der 

Landwirtschaft den Kleinbetrieb aufsauge und die KPD diesen Prozeß durch Landaufteilung anhalte, 

statt ihn im Interesse des Proletariats und der Sozialisierung der Wirtschaft zu beschleunigen. Die 

Frage so stellen, heißt, sie nicht r evo l u t i onä r-po l i t i s c h, sondern ökonom i sch  stellen. Zuge-

geben, daß ein technisch hochqualifizierter, kapitalstarker, gut geleiteter landwirtschaftlicher Groß-

betrieb dem Kleinbetrieb nicht nur an Rentabilität, sondern auch an Naturalertrag pro Kopf des land-

wirtschaftlichen Arbeiters überlegen ist! Diese Tatsache kann für eine revolutionäre Partei, die den 

Willen zur Macht hat, nicht ausschlaggebend sein. Ausschlaggebend ist die Möglichkeit, die Milli-

onen armer Bauern und Pächter zum Sturze des gemeinsamen Hauptfeindes zu gewinnen, der 

Bourgeoisie. Zu diesem Zweck wird sie weitgehende Konzessionen ökonomischer Natur machen. 

Aber die Frage ist auch ökonomisch falsch gestellt. Es ist gar nicht wahr, daß unter der Herrschaft 

des Kapitalismus der landwirtschaftliche Großbetrieb überall und zu allen Zeiten den Kleinbetrieb 
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zerstört und aufsaugt. Dieser Tendenz entgegen wirkt auf einer gewissen Stufe der Intensivierung das 

Grundherreninteresse an der Bodenrente. Die kleinen Bauerngüter und Pachtparzellen werden durch-

schnittlich weit intensiver, wenn auch mit rückständigen technischen Mitteln bearbeitet, als der Bo-

den im Großbetrieb. Dadurch steigt der Bodenwert. Die gegenseitige Konkurrenz der vielen kleinen 

Pächter ermöglicht dem Grundherrn, einen Pachtzins von Parzellen zu erzielen, der verhältnismäßig 

höher ist als die Pachtrente aus einem größeren Gutshofe. Kommt noch hinzu, daß kapitalstarke Groß-

pächter selten sind, daß das zirkulierende Kapital die bewegliche Industrie wegen der kürzeren Um-

schlagszeit bevorzugt, infolgedessen bleibt der rückständige landwirtschaftliche Kleinbetrieb inmit-

ten der kapitalistischen Großindustrie und industrialisierten Landwirtschaft erhalten. Auch die prole-

tarische Diktatur wird erst allmählich an diesen Dingen ändern. 

Die KPD vergibt sich deshalb nichts, wenn sie die Forderung der landarmen Bauern nach einer vollen 

„Ackernahrung“ (nach der Aufstellung des Reichsbundes für Siedlung und Pachtung 20 Hektar mitt-

leren Bodens) sich zu eigen macht, um so mehr, da es sich in einer großen Anzahl von Fällen gar 

nicht um Aufteilung bestehender Großbetriebe, sondern um Uebe r we i sung  von  Pa r ze l l en  

hande l t, d i e  b i she r  i n  Pach t  wa r e n. 

V i e r t e r  I r r t u m. Wie steht es aber mit der Gefahr der Schaffung einer neuen Schicht von Kleinbe-

sitzern, von Eigentumsfanatikern, von späteren Keimzellen der Konterrevolution? Es gibt so einige 

überschlaue Genossen, die erklären: „Wir können den dummen Bauern jetzt alles versprechen, wir 

brauchens ja nicht zu halten, wenn wir an der Macht sind!“ Eine solche Ansicht ist natürlich absolut 

unkommunistisch. Wir werden den armen Bauernmassen schon deshalb nichts versprechen, was wir 

nicht [534] zu halten beabsichtigen, weil wir ihre Unterstützung nicht bloß zur Ergreifung der Macht, 

sondern noch lange nachher in der Periode der Verteidigung und Festigung der Macht nötig haben. 

Aber die Frage der Neus i ed l un g, die viele Genossen im Interesse der Entwicklung zum Sozialis-

mus und der Ernährung des Proletariats so sehr befürchten, kommt gar nicht in erster Linie in Betracht. 

In erster Linie steht die An l i ege r s i ed l ung  und die Uebe r e i gnung  von  b i she r  s chon  pa r -

ze l l enwe i se  au f ge t e i l t en  Pach t l andes  ode r  k l e inen  Pach thö f e. Die Anliegersiedlung 

schafft aber keine neue Schicht von Kleinbesitzern. Sie wird auch nie einen Umfang annehmen, der 

zur Zerschlagung einer erheblichen Zahl von Großgütern führen könnte. Das Maß der Anliegersied-

lung ist gegeben durch Betriebskapital, Wirtschaftsgebäude, Inventar, Arbeitskräfte des Siedlungsbe-

werbers. Es wird sich um die Aufteilung von Außenschlägen und Vorwerken der Großbetriebe han-

deln. Der revolutionäre Staat wird schon dafür sorgen, daß nirgends der Umfang einer Ackernahrung 

überschritten wird, daß wohl zufriedene Kleinbauern aber keine neuen Ausbeuter entstehen. 

Ferner bedeutet Neusiedlung auch nicht ohne weiteres Güterzerschlagung. Das ist die unrentabelste 

und kostspieligste Form der Neusiedlung. Die Partei muß eine breite Agitation entfalten für die ge -

nos senscha f t l i che  S i ed l un g, den genossenschaftlichen Großbetrieb. Diese Agitation wird vor 

allem Erfolg haben unter den Deputatarbeitern, wo ebenfalls mitunter starke Siedlerinteressen vor-

handen sind. Die Erfahrungen in Sowjetrußland mit den Agrar-Kommunen müssen sorgfältig studiert 

und geprüft werden. Die Ursache der Mißerfolge sowohl wie der Erfolge müssen ausgewertet werden. 

In Betracht kommen für Neusiedlung vor allem jene Güter, die durch ihre bisherigen Besitzer ver-

nachlässigt und heruntergewirtschaftet wurden, der ernährungswirtschaftliche Verlust ist daselbst bei 

einer Aufteilung nicht groß. Die kleinen Neusiedler werden durch das Mitbenutzungsrecht von Wirt-

schaftsgebäuden und Inventar mit den sozialisierten Großbetrieben organisch verbunden werden. Die 

Kommunistische Partei ist der Ansicht, daß die Ueberweisung von Pachtland oder die Zuweisung 

neuer Grundstücke nicht zu bürgerlichem Privateigentum, sondern zur Nutznießung durch den Klein-

bauern oder Kleinpächter im Interesse der Allgemeinheit zu erfolgen hat. Die besondere rechtliche 

Art der Ueberweisung soll der Reichskongreß der Arbeiter- und Bauernräte als Träger der revolutio-

nären Staatsgewalt festlegen. 

Aber auch wenn die Partei gezwungen sein sollte, im revolutionären Sturm und Drang zugunsten der 

bodenhungrigen Kleinbauern größere Teile von bisherigen Großbetrieben aufzuteilen, so wird das in 

Deutschland nie einen Umfang annehmen, der der Ernährung des Industrieproletariats gefährlich 
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werden könnte. Wir müssen nur Schluß machen mit der von der Bourgeoisie übernommenen Vor-

stellung, als ob es unter allen Umständen ein Vorteil sei, wenn ein Staat sich aus eigenem Boden 

ernähre. Deutschland kann das gar nicht, trotz Professor Aereboe. Seine schönsten Berechnungen 

sind Utopien, denn sie rechnen nicht mit den geschichtlich gegebenen Verhältnissen. Das revolutio-

näre Deutschland muß sich ernährungspolitisch von vornherein auf den engsten Verkehr mit Sowjet-

rußland einstellen. 

Aber abgesehen davon: der intensiv wirtschaftende deutsche Kleinbauer erkennt sehr wohl den Wert 

der geschlossenen Musterbetriebe, Saatgutwirtschaften usw. für seine eigene Wirtschaft. Sein Boden-

hunger richtet sich gar nicht auf möglichst b r e i t e  Strecken von Land, er kann ja gar nicht mehr als 

einige wenige Hektar intensiv bewirtschaften. Sein Bodenhunger wird auch in dem Moment zu einem 

großen Teil verschwinden, wo die sozialisierte Industrie durch billige Lieferung von Industriepro-

dukten, wo der revolutionäre Staat durch Streichung der Hypotheken und durch billige Kredite ihn 

von der ungeheuren Last der Zinsen und Tributzahlungen an Grundherren und Kapitalisten enthebt. 

Er wird dann im-[535]stande sein, sich von seiner Hände Arbeit zu ernähren, auch ohne seine Familie 

und sich selber durch Ueberarbeit zugrunde zu richten. Die wieder aufblühende Industrie wird wieder 

einen Teil der Landbevölkerung in sich aussaugen. Der Kleinbauer wird die Möglichkeit haben, die 

Errungenschaften der Technik, der Chemie, der Sortenzucht, der Saatimpfung usw. auch in seiner 

kleinen Wirtschaft anzuwenden, er wird sich nicht, wie heute, vorzüglich zu Einkaufs-, Verkaufs- und 

Kreditgenossenschaften zusammenschließen, sondern in erster Linie zu Maschinen-, Lagerhäuser- 

und Viehverwertungsgenossenschaften. Er wird durch Zusammenlegung der Felder an Arbeitszeit und 

Kräfte sparen, er wird Zeit gewinnen, sich mit größeren Fragen zu beschäftigen als die seines eigenen 

Wohlergehens und der heimischen Gemeinde. Die Partei wird durch eine intensive Aufklärungsarbeit 

auf dem Dorfe dahin wirken. Der proletarische Staat wird durch Einräumung eines Mitbenutzungs-

rechtes an Gebäuden und Inventar des Großbetriebes den Kleinbauern mit dem Großbetrieb verbinden. 

So wird das revolutionäre Proletariat, gerade dadurch, daß es heute dem Bodenhunger der Kleinbau-

ernmassen entgegenkommt und ohne Bedenken einige hunderttausend solcher neuer „Kleinland-

wirte“ schafft, nicht neue Feinde des Kommunismus großziehen, sondern den ersten Schritt tun, um 

den Kleinbesitz in der Landwirtschaft zu liquidieren und auch den Kleinbauern von den Fesseln des 

ihn einengenden Privateigentums zu befreien. 

* 

Der nächste große Krieg und die Rüstungen*).  
Von S. E r k n e r.  

(Schluß.) 

III. 

England. Vorauszuschicken ist, daß es sich im folgenden nicht so sehr um erschöpfende, als um 

cha r ak t e r i s t i s che  Angaben handelt. Vor dem Kriege hatte die englische Territorialarmee einen 

Soll-Stand von 130.000 Mann mit 20.000 Reserven und Miliz, nach dem letzten Voranschlag 150.000 

Mann mit 30.000 Reserven und Miliz. Dazu kommt die Ko l on i a l a rme e, die etwa dieselbe Stärke 

wie die Te r r i t o r i a l a rm ee  aufweist. Ungleich stärker ist gegenüber der Vorkriegszeit natürlich die 

t e chn i s che  Rüstung, das Mehr an Artillerie, Maschinengewehren, Gas, Tanks und Lustschiffen. 

So zählte 1914 die britische Armee einschließlich Indiens 1200 Geschütze und 400 MGs. Für 1923 

sind die entsprechenden Zahlen: 2100 und 6000, wobei in diesen Zahlen wiederum sich das 

 
*) Das Material zu diesem Artikel ist in der Hauptsache dem „M i l i t ä r i s c h e n  W o c h e n b l a t t“ entnommen. Dieses 

„Militärische Wochenblatt“ orientiert gut über die Vorgänge im militärischen Leben und ist zum Studium sämtlichen 

Funktionären nur anzuempfehlen. Politisch hält es die Linie Seeckts ein. In der Neujahrs-Nummer entwickelte dieses 

Blatt sein politisches Programm: Innenpolitisch hält es für Deutschland die e i n e  nationale Partei, also den Bürgerblock 

mit Ausschluß der Sozialdemokraten, für notwendig. Außenpolitisch hat es damals eine Schwenkung gegen Sowjetruß-

land gemacht, nachdem es sich anfangs zumindestens nicht gegen ein Zusammengehen mit Sowjetrußland ausgesprochen 

hat. Hauptursache dieser Schwenkung sind, wie das Blatt es ausdrücklich angibt, in erster Linie i n n e n p o l i t i s c h e  

Bedenken. Es ist f r a n z o s e n f e i n d l i c h  (bis heute noch, die Zukunft ist natürlich fraglich) und hat in dem Programmar-

tikel ein Zusammengehen mit E n g l a n d  befürwortet. 
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Verhältnis zugunsten der schweren Artillerie natürlich ungeheuer verschoben hat. Neben diesen Rüs-

tungen rüstet England auch in der Form, daß es die militärischen Fachleute im Auge behält und [536] 

entsprechend organisiert. So veröffentlichte die englische Regierung am 14. August einen Aufruf zur 

Bildung einer neuen t ec hn i s chen  Rese r vea r me e, die aus 2489 ehemaligen Offizieren und 

20.639 ehemaligen Soldaten der technischen Dienstzweige des englischen Heeres (Artillerie, Eisen-

bahner, Signalkorps, Sanitätswesen und Train) bestehen und zur „Beschleunigung der Mobilmachung 

des englischen Heeres“ dienen soll. Die Ausgaben für das Landheer sind im letzten Voranschlag mit 

etwa 45 Millionen Pfund (über eine Milliarde Goldmark) eingesetzt. 

Besondere Sorgfalt legt jetzt Großbritannien vor allem auf seine Lu f t r üs t unge n. Die Ausgaben 

für diese Waffe wurden im letzten Haushalt gegenüber dem vergangenen um rund 2½ Millionen 

Pfund auf 14½ Millionen e r höh t. Noch vor kurzer Zeit bestanden die britischen Luftstreitkräfte aus 

38½ Geschwadern. Ihre Ve r t e i l ung  ist von Interesse: Irak 8, England 7⅓, Flottenverbindung 7, 

Indien 6, Aegypten und Aden 3⅓, Reserve 3, Armeeverbindung 2½ und Palästina 1½ Geschwader. 

Man sieht daraus, wie „ökonomisch“ die Engländer auch in ihrer Rüstungspolitik sind. Die Kolonien, 

in denen die Luftgeschwader ihren kriegerischen Zweck bereits heute erfüllen, sind nämlich beson-

ders stark bedacht. Vor allem konzentriert England seine aktive Luftflotte an der „Brücke nach In-

dien“ (Irak, Aegypten, Palästina und Flottenverbindung). 

Macdona ld  war es nun beschieden, eine „na t i ona l e“ Luf t po l i t i k  größten Stils einzuleiten. Es 

ist zu beachten, daß die Luftrüstungen Englands in den Ausgaben für die militärische Luftflotte nicht 

so recht zum Ausdruck kommen. Es ist die allgemeine Entwicklung der britischen Luftflotte hier als 

Maßstab zu nehmen. Der englische „Economist“ brachte da interessante Uebersichten: 

Der englische Exporthandel mit Flugzeugen, Ballons, Luftschiffen und Teilen davon: 

 Import Export Einfuhr-, Ausfuhr- 

   Ueberschuß 

 in 1000 Pfund Sterling  

1910  44  15  29  

1911  34  18  16  

1912  73  22  51  

1913  229  47  182  

1914  258  20  238  

1915  13  170   183 

1916  37  282   245 

1917  408  661   253 

1918  6858  540  6318  

1919  4164  713  3451  

1922  12  1337   1349 

1923  4  1008   1007 

Mit dem Kriegsausbruch beeilte sich die englische Industrie, den ungeheuren Ansprüchen des Feldes 

gerecht zu werden und baute einen starken Produktionsapparat auch für das Luftwesen auf. Es besorgte 

auch die Heereserfordernisse der Verbündeten und in den Jahren 1915-1917 machte die englische 

Flugzeugindustrie ein starkes Exportgeschäft. Im letzten Kriegsjahre reichten die eigenen Produkti-

onskräfte nicht mehr aus, und mit dem steigenden Flugzeugverbrauch und der vermehrten Material-

abnutzung mußte im Jahre 1918 die Auslandsindustrie in erheblichem Maße angespannt werden, wie 

der Import auf der gebrachten Uebersicht zeigt. Nach Kriegsende wurde die englische Luftflotte (von 

22.000 Flugzeugen gegen 20.000 französische) bis auf den geringen Rest von 6 Geschwadern mit 150 

Flugzeugen abmontiert und verkauft. 1920 aber wurde die Stagnation in der englischen Flugzeugin-

dustrie bereits behoben und entwickelte sich immer rascher. Den stärksten Anreiz erhielt diese Indust-

rie nicht aus dem Auslande trotz der starken Exportgeschäfte, sondern von Großbritannien selbst. Jetzt 

befindet sich die englische Flugzeugindustrie auf voller Höhe. Für den Krieg kommt daher die Leis-

tungsfähigkeit der eng-[537]lischen Industrie an zu bauenden Luftmaschinen weniger in Frage, als die 

Ausbildung eines geeigneten Lu f t pe r sona l s. Und Verhältniszahlen nach dieser Richtung, geben 

erst das richtige Bild des Tempos der britischen Luftrüstungen. Nach dem Voranschlag Macdonalds 

soll das Luftschiffpersonal von 2000 auf 35.000 gebracht werden. Ferner sind in allen größeren 
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Städten Englands zur Heranbildung einer Fliegerreserve für den Krieg Lu f t k l ubs  gegründet wor-

den, die vom Staat finanziert werden. 13 Geschwader werden in diesen Dienst speziell gestellt, die 

Piloten kos t en l o s  herangebildet. 

Von technischen Einzelheiten in der britischen Luftflotte, die von Interesse sind, wird berichtet: Die 

Firma Vi cke r s  stellte in Wem bl ey  ein Bombenf l ugzeug  mit 486 PS. Napier-Motor aus, das 

eine Geschwindigkeit von 204 Kilometer pro Stunde erreicht, 3000 Meter Höhe in 16 Minuten steigt 

und bei einem Gesamtladegewicht von 2474 Kilogramm 386 Kilogramm für militärische Ausrüstung 

verfügbar hat. Als E i nhe i t sbom benf l ugzeug  wird ein Dreimotorenflugzeug eingeführt, von de-

nen der Hauptmotor von 450 PS im Rumpf, die beiden anderen von je 240 PS in den Flügeln einge-

baut sind. In diesen Tagen soll ein Flugzeug neuesten Typs amtlich geprüft werden. Dieses ist gar 

mit einem 1000-PS-Napiermotor ausgerüstet, soll eine Geschwindigkeit von 216 Kilometern stünd-

lich haben und 1600 Kilometer hin- und zurückfliegen können, ohne neues Benzin aufnehmen zu 

müssen. Es soll mit Maschinengewehren bestückt und fähig sein, ein 14 Tonnen-Torpedo oder 2 

Torpedos zu je einer Tonne mitzuführen. 

Ueber die englischen Luftrüstungen brachte die „Westminster Gazette“ folgenden Bericht: Die Oef-

fentlichkeit erfährt wenig über die Arbeit der militärischen Luftflotte, da sich der Ausbau der Luft-

streitkräfte auf den entlegenen Flug- und Uebungsplätzen vollzieht. Besonders die der Kr i egsm a-

r i ne  zugeteilten Flugzeuge werden daher der Bevölkerung wenig bekannt sein, und doch sind es 

gerade diese, die durch ihre g i gan t i s chen  Ausm aße  den Namen „Dreadnoughts of the air“ (Luft-

Dreadnoughts) verdienen. Nach vorhergegangenen geheim gehaltenen Versuchen wird in den nächs-

ten Tagen ein fliegender Dreadnought die Werft verlassen, der in der Lage sein wird, sich d r e i  Tage  

in der Luft zu erhalten. Sein stark gepanzerter Rumpf ist über 50 Fuß lang. Das Flugzeug ist so see-

tüchtig, daß  e s  s i ch  auch  a u f  s t ü r mi sche r  See  n i ede r l a s s en  kan n; mit einem Wort: es 

wird e i n  ge f l üge l t e s Kr i egs sch i f f  sein. Die Besatzung ist 7 Mann stark. Die Bewaffnung sind: 

Maschinengewehre, Bomben und Lusttorpedos. Die Maschinengewehre sind auf den Tragflächen 

aufmontiert; dadurch sind die Schützen in der Lage, nach a l l en  Richtungen feuern zu können. Es 

wird künftig keinen „toten Punkt“ mehr geben, von dem aus das Flugzeug von einem Gegner ange-

griffen werden kann, ohne daß es in der Lage ist, sich zur Wehr zu setzen. Außer diesem Typ sind 

noch eine Reihe weiterer Spezialtypen im Bau. So ist ein fün f s i t z i ge s  F l ugzeug  als Küsten-

wacht-Flugzeug in Aussicht genommen, das sowohl gegen feindliche Luft- als auch Seestreitkräfte 

kämpfen soll. Es wird daher eine ganz besondere Schnelligkeit besitzen, man spricht von über 300 

Kilometer in der Stunde, und verfeuert Torpedos oder wirft Bomben auf die feindlichen Kriegs-

schiffe. Die neuen Flugzeuge werden mit den bisher stärksten Motoren ausgestattet, dem 1000 PS-

Napier-Motor, der sich bereits in der Praxis sehr bewährt hat. Man ist aber auch schon an die Kon-

struktion eines 3000 PS-Motors gegangen. Außer diesen Großkampf-Flugzeugen besitzt die engli-

sche Flotte auch leichte Erkundungs-Flugzeuge, die von Spezialschiffen, den F l ugzeu g-Mut t e r -

s ch i f f e n, aus zu ihren Flügen aufsteigen. 

In der Mar ine  sind über 100.000 Mann im Dienst, die Ausgaben sind im letzten Staatshaushalt mit 

rund 56 Millionen Pfund eingetragen. Bemerkenswerte Einzelheiten in der britischen Marine: Im 

Laufe dieses Jahres werden die beiden britischen Linienschiffe „Nelson“ und „Rodney“ [538] vom 

Stapel laufen. Man erfährt, daß diese Schiffe 207 Meter lang und 32 Meter breit seien und damit das 

größte bisherige britische Kriegsschiff um 30 Meter an Länge und 1 Meter an Breite übertreffen wer-

den. Ihre Bestückung wird in 9 Kanonen von 40,6 Zentimeter Kaliber bestehen, die in drei Türmen 

untergebracht sind. Die Schuhpanzerung gegen Torpedos soll nicht, wie bisher, auf der Außenseite, 

sondern im Innern des Schiffes angebracht werden. – Stark sind die Fortschritte Englands im Un-

t e r s eeboo t ba u. Vor einiger Zeit ist das größte Unterseeboot der Welt „X-1“ vom Stapel gelaufen. 

Seine Wasserverdrängung beträgt 2789 Tonnen, während das größte amerikanische Unterseeboot nur 

2144 Tonnen verdrängt. Englische Konstrukteure halten die Herstellung von 10.000-tönnigen Unter-

seebooten für möglich! Auch in Bezug auf seine Schne l l i gke i t  scheint das neue englische Unter-

seeboot einen bedeutsamen Fortschritt in der Technik des Unterseeboot-Baues darzustellen. Während 

nämlich die bisherigen britischen Unterseeboote an der Meeresoberfläche nur 24 Knoten in der 
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Stunde zurücklegen konnten und die amerikanischen es sogar nur auf 20 brachten, soll das neue Un-

terseeboot in der Lage sein, 33 Knoten in der Stunde zurückzulegen, was ihm erlauben würde, e i n  

Geschwade r  z u  beg l e i t en  und mit Torpedobootzerstörern zusammen zu wirken. 

Für den m ode r nen  Ausbau der englischen Kriegsflotte sprechen folgende Angaben: Anläßlich der 

letzten Reichskonferenz wurde eine große Flottenschau veranstaltet, bei der kein Schiff sich befand, 

das an der kurz vor Ausbruch des Weltkrieges abgehaltenen ähnlichen Veranstaltung teilgenommen 

hatte, obwohl 70 Einheiten zur Stelle waren! Bei der Flottenschau vom 26. Juli 1924 wurden über 

800 Kriegsschiffe in einer Formationslänge von etwa 60 Kilometer besichtigt. Nur e in  Schlachtschiff 

stammte noch aus dem Jahre 1914! Die neuen U-Boote führen 30,5- Zentimeter-Geschütze, die ab-

gefeuert werden können, wenn sich das U-Boot noch einige Meter unter der Wasseroberfläche befin-

det und nur die Mündung und das Periskop über die Wasseroberfläche hinausragen. Für die Flugzeuge 

hat die britische Marine eigene Flugzeug-Mutterschiffe. Ueber den Flugzeugträger „Hermes“, 1919 

vom Stapel gelaufen, wird bekannt: Vertonnung 10.950 Tonnen, Geschwindigkeit 25 Knoten. Unter 

Deck finden 20 Flugzeuge Platz nebst Werkstätten und Magazinen für Torpedos und Bomben. 

Für die Flottenpolitik Großbritanniens und auch für die allgemeine Weltlage ist ihre Ve r t e i l un g  

auf die verschiedenen Gebiete charakteristisch. Der Schwerpunkt der britischen Flotte wurde jetzt 

von der Nordsee nach vom Mi t t e lm ee r  verlegt. Diese Maßnahme richtet sich natürlich in erster 

Linie gegen F r ank r e i c h. England hat auf diese Weise die Verbindungen Frankreichs mit den fran-

zösischen Kolonien, das während des Weltkrieges aus Afrika fast eine Million Soldaten auf den Kon-

tinent brachte, in seiner Hand. Es ist das zweite Mal während des 20. Jahrhunderts, daß die englische 

Admiralität den Standort des Hauptteiles der Flotte gewechselt hat. Vor 1903/04 befand er sich im 

Mittelmeer, bis das Wettrüsten Deu t s ch l ands  zur See England zwang, die Hauptflotte in der Nord-

see zu konzentrieren. Jetzt, wo Deutschland als See- und militärische Macht zusammengebrochen ist, 

sieht Großbritannien vorläufig Frankreich als den Hauptgegner an. Das zeigt deutlich unter anderem 

auch seine Flottenpolitik. 

Vereinigte Staaten. Die Gesamtstärke der Nationalgarde betrug am 31. März 1924 rund 165.000 

Mann. Zur „Pazifizierung“ der Philippinen werden überdies dort 7000 bis 8000 Scouts gehalten. 

Die Vorlage für Luftschiffahrt sieht rund 15 Millionen Dollar vor. Technische Einzelheiten: Das so-

genannte Elias-Bomben-Flugzeug kann ohne Zwischenlandung von Chicago nach Neuyork fliegen 

unter Mitführung einer Bom ben l as t, die zur Ze r s t ö r ung  de r  g r öß t en  Sch l ach t s ch i f f e  aus-

reicht. Die Flugzeuge führen fünf M.-G. und 2400-PS-Liberty-Motoren, Steighöhe 13.500 Fuß und 

6080 Pfund Belastung, geschätzte Höchstgeschwindigkeit pro Stunde 105 Meilen, mit voller Belas-

tung 65 Meilen. 

[539] Auch die Vereinigten Staaten verlegen als Welthandelsmacht das Schwergewicht ihrer Rüstun-

gen auf die Mar i n e. Für diese sind im letzten Voranschlag 272 Millionen Dollar vorgesehen. Die 

Vereinigten Staaten haben das sogenannte Zwei-Mächte-Standard, das englische Prinzip, daß die 

englische Flotte nicht schwächer sein darf als die nächsten zwei stärksten Flotten, gebrochen und den 

Standard 5 : 5 : 3 (Vereinigte Staaten, England, Japan) auf der Washingtoner Konferenz durchgesetzt. 

Dies ist das deutlichste Zeichen der gestiegenen militärischen Macht des amerikanischen Imperialis-

mus. In dem Rahmen des Washingtoner Abkommens, das gerade für die modernsten maritimen Waf-

fen des kommenden Seekrieges („leichte“ Kreuzer, U-Boote, Flugzeuge) ke i ne  Einschränkungen 

gemacht hat, ist nun das Wettrüsten entbrannt. Das Repräsentantenhaus genehmigte den Gesetzent-

wurf zum Bau von acht Kreuzern zu je 10.000 Tonnen und von sechs Kanonenbooten für die ch i -

ne s i s chen  Gewässer. Ferner sollen vier Schlachtschiffe Oelfeuerung erhalten und in Sandpoint 

(Kalifornien) soll ein Flottenstützpunkt errichtet werden. Macdonald erklärte im Unterhaus, daß die 

beabsichtigte Umänderung von Schlachtschiffen für Oelfeuerung und. die Aenderung der Bestückung 

(Vergrößerung der Schußweiten) dem Geiste des Washingtoner Vertrages über Rüstungsbeschrän-

kungen zur See zuwiderliefen. 

Die amerikanischen Flottenmanöver zeigen an, in welcher Richtung Amerika seine Kriege zu führen ge-

denkt. Am Panam a-Kana l, an der Stelle, von der aus konzentrisch der amerikanische Imperialismus 
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Zentralamerika beherrscht, nach Südamerika übergreifen und nach dem Stillen Ozean sich entfalten 

kann, fanden die letzten gemeinsamen Heeres- und Flottenmanöver statt. Der Schiedsrichter-Schluß-

bericht sagte über diese Manöver: Der Kanal liegt feindlich dem Angriff durch Luft-Bombardement 

und überraschende Flottenvorstöße offen. Es wird empfohlen, den weittragenden Geschützen auf den 

älteren Kriegsschiffen größere Erhöhungsmöglichkeit zu geben und die Verteidigungsanlagen nebst 

Besatzung zu verstärken. Die Flieger- und Flieger-Abwehr-Streitkräfte- sowie die örtlichen Seestreit-

kräfte müssen vermehrt werden. Verbindungswege nach allen Richtungen für den Einsatz bewegli-

cher Truppenkörper sind nötig. – Neben der politischen Drohung, die diese Manöver für die übrige 

Welt zu bedeuten hatten, lagen ihnen noch andere Absichten zu Grunde. Die Manöver waren nämlich 

von der amer i kan i s chen  Rüs t ungs i ndus t r i e  be s t e l l t. Diese sieht nach Beendigung des blü-

henden Kriegsgeschäfts sich in ihrem Absatz eingeengt und richtet daher ihr Augenmerk auf die Be-

festigung am Panama-Kanal. Obschon die gewaltigen Befestigungswerke vollauf ihrem Zweck ent-

sprechen, muß bei den Flottenmanövern nach vorheriger Abmachung die Kanalverteidigung unter-

liegen, damit eine Befestigungsvorlage im Senat und Repräsentantenhaus eingebracht werden kann. 

Das größte Geschäft wird natürlich der Krieg wieder sein. Wie die Kriegsindustrie und die Militärs 

Hand in Hand arbeiten, zeigt eine Rede des Befehlshabers der amerikanisch-asiatischen Flotte, des 

Leiters der Panama-Manöver, des Admirals Rodge r s. Er erklärte, wenn Amerikas Bevölkerung die 

Zahl von 200 Millionen erreicht hätte, so müßten die Vereinigten Staaten einen Angr i f f sk r i eg  

führen, um für die Bevölkerung Raum zu schaffen. „Der amerikanische Entwaffnungsplan beruhe 

auf dem mißverstandenen Glauben, daß die ganze Welt den Krieg abschaffen wolle, aber einige große 

und mächtige Nationen betrachten den Krieg als ein Mittel, das zu erlangen, was sie wollen.“ 

 

Für 1925 sind Flottenmanöver bei Hawa i  geplant. Zweck: „Verteidigung“ der Hawai-Inseln. Der 

Krieg dürfte als größtes Manöver die „Verteidigung“ von China sich als Ziel setzen. 

Die kolossale Entwicklung der amerikanischen Industrie, vor allem der eigentlichen Kriegsindustrie, 

ist die beste Rüstungsvorbereitung. In der Herstellung von Giftgasen, der Hauptwaffe des kommen-

den Weltkrieges, sollen die Vereinigten Staaten allen ihren Konkurrenten weit voraus sein. I ndus t -

r i e l l e  P r obem ob i l i s i e r ungen  finden statt. Am [540] 6. April fand eine solche in Neuyork statt. 

Unter der Annahme einer Kriegserklärung ergingen 125 Telegramme oder Ferngespräche an ein-

schlägige Firmen. 75 antworteten noch im Laufe des Vormittags. 

Zugleich wird die psychologische Atmosphäre für den kommenden Krieg vorbereitet. Die „American 

Legion“, eine Vereinigung von Kriegsteilnehmern, die in Washington in einem vielstöckigen Ge-

bäude ihren Hauptsitz hat, sorgt mit allen Mitteln für eine m i l i t a r i s t i s che  P r opaganda  unter 

der Jugen d. Eine aus F r auen  bestehende Organisation „the children of the Revolution“ verfolgt 

gleiche Ziele. In erster Linie widmet natürlich der amerikanische Generalstab der Ausbildung der 

Reserven der Armee ganz besonderes Interesse. Die Formationen der Nationalgarde werden für 15 

Tage. regimenterweise zusammengezogen. Von den Offizieren werden in jedem Korpsbezirk 900 bis 

950 für 14 Tage, einige zum Besuch der Fachschulen für drei Monate, eingezogen. 160 Offiziere 

werden für 15 Tage einberufen zum Zwecke der Vorbereitung der w i r t s cha f t l i chen  Mobilma-

chung. Außerdem wird ein Kursus eingerichtet zur Ausbildung zu Reserveoffizieren, der etwa 9000 

Schüler umfaßt. Die Kurse für die Ausbildung von Offiziersanwärtern gliedern sich in „weiße“ und 

„blaue“. In den weißen Kursen erhalten diejenigen Amerikaner, die sich für die aktive Armee ver-

pflichten wollen, eine vollständige militärische Ausbildung; die blauen Kurse sind für die künftigen 

Reserveoffiziere bestimmt. Der Zuwachs an Reserveoffizieren betrug 1922 6051, in den ersten zehn 

Monaten 1923: 9614. Die Gesamtzahl an Reserveoffizieren belief sich Ende Oktober 1923 auf 80 

150. In den vom Staat unterhaltenen oder unterstützten höheren Bildungsanstalten ist die militärische 

Ausbildung ein ob l i ga to r i s ches  Lehrfach. In jedem solchen Institut wird im Lehrkörper eine Ab-

teilung für „militärische Wissenschaft und Taktik“ gebildet. Zu dieser gehören entsprechend der Zahl 

der Schüler Offiziere mit dem Titel „Lehrer der militärischen Wissenschaft und Taktik“, ferner ältere 

Unteroffiziere als militärische Instruktoren. 
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Frankreich. Die Stärke der französischen Armee betrug im Herbst 1923 einschließlich der Koloni-

alarmee rund 36.000 Offiziere und 750.000 Mann, darunter 533.000 weiße Truppen und 217.000 

Kolonialtruppen, in der Hauptsache Nordafrikaner, ferner Kolonialeingeborene aus Indochina, Ma-

dagaskar, West- und Mittelafrika. Für 1924 ist nach dem Finanzgesetz vom 29. Dezember 1923 die 

Heeresstärke auf 33.000 Offiziere und 695.000 Mann und Unteroffiziere festgesetzt. An höheren Of-

fizieren bis zum Major waren 1914 5696 und 1923 8236 vorhanden. Dieses Verhältnis ist natürlich 

ein Zeichen der höheren Kampfbereitschaft und Schlagkraft des französischen Heeres gegenüber der 

Vorkriegszeit, so daß eine Reduzierung des Mannschaftsbestandes demgegenüber nicht schwer ins 

Gewicht fällt. Die mechanischen Hilfsmittel der Armee, das sogenannte Ma te r i a l, ist gegenüber 

1914 mindestens verdreifacht worden. Die Heeresunterhaltungskosten betrugen in Franken in runden 

Zahlen: 

 1914 1923 

Offiziere und Mannschaften 938 Millionen  2549 Millionen 

Tiere 150  "  320  " 

Material 174  "  871  " 

Die zahlenmäßigen Verringerungen der französischen Armee geschahen nur auf Kosten der nach den 

Kriegserfahrungen bedeu t ungs l o se r  gewordenen Waffengattungen, in erster Linie der Kavallerie. 

Die Zahl der Eskadronen Kavallerie betrug in Frankreich vor dem Kriege 465, 1923 dagegen nur 320. 

Infolge der ständig sinkenden Bevölkerungsziffer ist auch die weiße Infanterie verringert worden, die 

f a r b i ge  Infanterie dagegen beträchtlich ve rm ehr t. Erheblich vermehrt wurde die s chwere  Ar-

tillerie, die Genietruppen, die Maschinengewehrkampfwagen und Fliegerverbände. Die Zahl der Ar-

tillerie-Regimenter wurde von 81 im Jahre 1914 auf 123 vermehrt! Die Luftwaffe, die vor dem Kriege 

nur über drei Abteilungen verfügte, besteht heute aus 15 Regimentern, die aus [541] 220 Kampf-, 

Beobachtungs- und Bombenstaffeln gebildet werden. Nachzutragen ist, daß die französische Armee 

1914 nur über 1600 Masch i nengewehr e  verfügte, während es 1923 nicht weniger als 39.000 

sind! Die Tankwaf f e, die sich grade in den letzten Kriegsmonaten zu einem ausschlaggebenden 

Kampfmittel entwickelt hatte, verfügt heute in Frankreich über 10 Regimenter mit rund 3000 Tanks. 

Technische Einzelheiten: Der Bericht der Heereskommandantur erwähnt, daß man den Bau von Ge-

schützen mit 150  Ki l om e t e r  T r agwe i t e  als sicher annehmen könne. Die Bedeutung dieser Ge-

schütze bei einer Beschießung des Rheinlandes, Westfalens und des Ruhrgebietes sowie Schlesiens 

und Sachsens, da auch Polen und die Tschechoslowakei mit diesen Geschützen ausgerüstet werden, 

wird in dem Bericht besonde r s  hervorgehoben. Bei Lorient fanden Versuche mit verschiedenen 

Typen schwerster Geschütze statt, die sowohl vom Lande, wie vom Bord von Schiffen verwendbar 

sind. Versucht wurde eine 34-Zentimeter-Kanone, die Geschosse von 1450 Kilogramm auf 60 Kilo-

meter verfeuert. (Der Ae r m e l kana l  ist an schmalster Stelle nur 35 Kilometer breit!) 

1922 verfügte die französische Armee über zwei Luftschiff-Regimenter zu je drei Bataillonen zu je 

drei Kompagnien und 14 Flieger-Regimenter zu je drei bis sechs Gruppen zu je zwei bis vier Abtei-

lungen zu je acht Beobachtungs- oder zehn Bomben- oder zehn Jagd-Flugzeugen. Gegenwärtig ver-

fügt Frankreich über 4000 Flugzeuge, von denen als Flugzeuge erster Linie 1562 im Dienste stehen. 

In diesen Zahlen sind die Luststreitkräfte der Marine nicht enthalten. Alle Flugzeuge Frankreichs 

werden bereits in Friedenszeiten so gebaut, daß sie ohne weiteres im Kriege verwendbar sind. 1930 

sollen nach dem Programm des Generalinspektors für Luftwesen, des Generals Niessel, vorhanden 

sein: 132 Kampfstaffeln gegen 64 im Jahre 1924 und 76 Beobachtungsstaffeln gegen 68. Neugeplant 

ist die Aufstellung von Großbombenstaffeln für Fernunternehmungen und die Trennung der Be-

obachtungsstaffeln in solche und Fernaufklärungsstaffeln. 

Da die Luftflotte Frankreichs einen außerordentlich hohen Verbrauch an Betriebsstoffen aufweist, 

wird die ausreichende Versorgung mit Erdöl stark gefördert. In der Nachkriegszeit steigerte sich der 

Verbrauch an Erdöl auf etwa 1.200.000 Tonnen gegen einen Jahresbedarf von etwa 400.000 Tonnen 

vor dem Kriege! Seit Kriegsende ist die französische Regierung bestrebt, von den englisch-amerika-

nischen Oeltrusts unabhängig zu werden. Sie ist daher mit beträchtlichen Summen an der Erdölin-

dustrie Rumäniens, Polens und auch Mexikos beteiligt. Ein „nationales Petroleumamt“ wird zur 
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Regelung der Petroleumwirtschaft geschaffen. Für den Kriegsfall sind besondere Maßnahmen hin-

sichtlich der Sicherstellung des Oelbedarfs vorgesehen. Die Petroleum einführenden Großkaufleute 

müssen ein Viertel der von ihnen im Laufe der letzten 12 Monate eingeführten Erdölmengen und 

Nebenprodukte auf Lager für Zwecke der Landesverteidigung halten. Die Petroleumvorräte sollen 

dauernd auf einen Verbrauch für drei Jahre erhöht werden. Deshalb wurden in den letzten Jahren 

große Oeltanks für etwa 1.000.000 Tonnen Vorrat gegen 500.000 Tonnen während des Krieges ge-

baut. Weitere Oeltanks sind im Bau. Für die Unabhängigmachung vom Auslande wurde die Oeltank-

Schiff-Flotte, deren Fassungsraum vor dem Kriege nur 20.000 Tonnen betrug, bisher auf einen Fas-

sungsraum von 180.000 Tonnen gesteigert. Er soll noch auf 200.000 Tonnen gebracht werden. Frank-

reich ist für seine Erdöl-Versorgung zu über 90 Prozent vom Ausland abhängig. Neben der Politik 

der Aufstapelung von Oelreserven beschäftigte es sich zugleich mit der Verwertung von Holzkohle 

für Oel-Brennstoff und gedenkt auf diese Weise durch Erfolge auf diesem Gebiete mit der Zeit sich 

von der lästigen Abhängigkeit von den angelsächsischen Oelmonopolisten freizumachen. 

Technische Einzelheiten: Zurzeit hat Frankreich 36 Flugzeug- und 19 Motorfabriken und ist dadurch 

in der Lage, nach Kriegsausbruch binnen kürzester Frist s t ünd l i ch  e i n  F l ugzeug  fertigzustellen. 

– Einem Pariser Bericht des „Daily Telegraph“ zufolge ist es den französischen [542] Militärbehör-

den gelungen, eine Flugbombe zu konstruieren, die, mit Motor und Flügeln ausgerüstet, von einem 

Flughafen aus abgelassen werden kann. Angeblich kann die Bombe durch eine drahtlose Einrichtung 

in die gewünschte Richtung gelenkt und auf einen bestimmten Punkt zum Abschuß gebracht werden. 

In der Marine sind die Rüstungen Frankreichs zurückgeblieben, was am deutlichsten dadurch zum 

Ausdruck kommt, daß auch nach dem Washingtoner Abkommen Frankreichs Marine der italieni-

schen gleichgestellt ist. Die Zahl der großen Schiffseinheiten der französischen Marine ist heute klei-

ner als vor dem Kriege. Ein Hauptgrund ist darin auch zu sehen, daß die Frage, ob im Seekriege der 

Zukunft das Großkampfschiff oder das U-Boot der entscheidende Faktor sind, heute noch unentschie-

den ist. Diese Annahme wird dadurch bestärkt, daß Frankreich die Zahl seiner U-Boote seit 1914 

mehr als verdoppelt hat. 1914 waren es 30, 1923 bereits 62. Dabei hat es Frankreich nicht versäumt, 

.die Verringerung der Zahl der Großkampfschiffe durch eine entsprechende technische und artilleris-

tische Vervollkommnung des gegenwärtigen Schiffsbestandes auszugleichen. Hauptwert wird auf die 

Küstenverteidigung gelegt, was bezeichnend ist für die gegenüber Großbritannien nur defensive Rolle 

der französischen Marine. Die Küstenverteidigung wird ausgeübt von leichten Seestreitkräften, U-

Booten und Flugzeugen, von Minenfeldern und Sperren von der Küstenartillerie, das ganze gedeckt 

durch die Hochseeflotte und die zur Verfügung gestellten Heeresstreitkräfte. 

Einzelheiten aus der französischen Marine: 

Vor einigen Wochen lief in Frankreich der Kreuzer „Primauquet“ von Stapel. Dieser 8000-Tonnen-

Kreuzer gehört zu dem französischen Flottenprogramm 1922. Diesem Programm zufolge sind zu 

bauen und 1925 in Dienst zu stellen: drei Kreuzer mit einer Wasserverdrängung von 8000 Tonnen, 

einer Länge von 175,3 Meter, der größten Breite von 17,2 Meter und einem Tiefgang von 5,3 Meter. 

Die Armierung besteht aus: acht 15,5-Zentimeter-Geschützen, vier 7,5-Zentimeter-Geschützen, vier 

4,4-Zentimeter-Geschützen und vier 55-Zentimeter-Torpedoausstoßrohren. Eine Turbinenanlage mit 

110.000 PS treibt vier Schrauben und gewährleistet eine Geschwindigkeit von 33 Knoten. Die beiden 

anderen zu diesem Typ gehörigen Kreuzer „Duquay-Trouin“ und „Lamotte-Picquet“ sind bereits im 

August 1923 bzw. März 1924 von Stapel gelaufen. Weiterhin umfaßt das erwähnte Programm den 

Bau von sechs 2400-Tonnen-Zerstörern, zwölf 1450-Tonnen-Torpedobooten, sechs 1100-Tonnen-

Unterseebooten, sechs 600-Tonnen-Unterseebooten und Umbau des Schlachtschiffes „Bearn“ zum 

Flugzeugmutterschiff. 

Ferner sind einem neueren Parlamentsbeschluß zufolge noch im Laufe dieses Jahres auf Stapel zu legen: 

zwei 10.000-Tonnen-Kreuzer, sechs 1450-Tonnen-Torpedoboote und zwei 1500-Tonnen-Untersee-

boote. Die beiden Kreuzer, die „Bouvet“ und „Cassard“ getauft werden sollen, sind bis April 1927 

fertigzustellen. Ihre Ausmaße sind: 185 Meter Länge, 19 Meter größte Breite, 5,85 Meter Tiefgang. Die 

Armierung besteht aus: acht 20,3-Zentimeter-Geschützen, acht 7,5-Zentimeter-Geschützen, acht 4-
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Zentimeter-Geschützen und zwei 55-Zentimeter-Torpedolancierrohren. Turbinenanlagen von 

120.000 PS verleihen den Schiffen 34 Knoten Geschwindigkeit. Sämtliche Kreuzer sind mit Oelfeu-

erung versehen. 

Die w i r t s cha f t l i che  Mob i l machung  Frankreichs wird tatkräftig gefördert. Schon in Friedens-

zeiten sollen alle Fabriken so eingerichtet werden, daß sie bei Ausspruch der Mobilmachung unver-

züglich mit der Herstellung von Kriegsmaterial beginnen können. Auf ausreichende Versorgung mit 

Metall und chemischen Erzeugnissen, die zur Fertigung von Waffen, Munition-Betriebsstoff, Gas-

schutzmittel nötig sind, wird natürlich größter Wert gelegt. Schon im Frieden sollen von diesen Din-

gen so hohe Bestände niedergelegt werden, daß kein Mangel in den ersten Monaten eines neuen Krie-

ges eintritt. Im französischen Kriegsministerium wurde vor kurzem eine besondere Abteilung gebil-

det, deren einzige Aufgabe [543] darin besteht, die volkswirtschaftlichen Kräfte Frankreichs in ihren 

vielseitigen Erscheinungsformen für den Kriegsfall vorzubereiten und sie planmäßig im Hinblick auf 

ihre Kriegsaufgaben umzubilden. Dieser wirtschaftlichen Mobilmachung dienen namentlich auch die 

jüngst errichteten 20 Mobilisationsbezirke. 

An dem Beispiele dieser drei großen Staaten, die neben Japan in der nächsten Kriegskonstellation die 

ausschlaggebende Rolle spielen dürften, kann man ersehen, wie stark die Kriegsrüstungen in sämtli-

chen kapitalistischen Staaten bereits fortgeschritten sind. Dabei ist noch in Betracht zu ziehen, daß 

die neu entstandenen Staaten alle Anstrengungen machen, um dem Rüstungstempo nachkommen zu 

können. Insbesondere muß auf ihre Bestrebungen, eine eigene „nationale“ Rüstungsindustrie ins Le-

ben zu rufen, hingewiesen werden. Darüber und über die militärische Lage Deutschlands, wird an 

anderer Stelle noch besonders geschrieben werden. 

* 

Literatur. 

Paul Levi – Sachverständigen-Gutachten und was dann? 

(Zentralvertrieb zeitgeschichtlicher Bücher G. m. b. H.) 

Ob Balduin Bählamm, der verhinderte Dichter, seines Geistes Blicke je durch des Federhalters Kanal 

geleitet und zu Papier gebracht, bleibt füglich zu bezweifeln. Worauf schon sein Name hinweist. 

Hingegen Paul Levi, der verhinderte Korreferent des SPD-Parteitags, der Hilferdings Gebäude zu 

erschüttern auf der Galopptagung der Welsischen Partei nicht Zeit noch Gelegenheit fand, ist anders, 

dem Balduin und jenem nur in der Verhindertheit ähnlich. Seine Broschüre will Wege weisen; zur 

innen- und außenpolitischen Orientierung gibt er sie heraus. Sehen wir zu, was Levi zu melden hat. 

Fünf Kapitel umfaßt das Opus, und zum Schluß ist in Thesenform das Resultat der Untersuchung 

zusammengefaßt. Nehmen wir das Resultat vorweg, so ist zu sagen: es ist eine „theoretische“ Kampf-

ansage an Hilferding. Freilich, wer auf die kraft- und hohnstrotzenden Angriffe des Theoretikers und 

Politikers Paul Levi gegen die Kommunistische Partei und Internationale sich besinnt, die jener 

machte, als er noch Kommunist war, der wird sich baß wundern über den sanften, sozusagen hinten-

rumschen Ton, die Art, mit der Levi gegen seine Revisionisten und Klassenversöhner polemisiert. 

Hätte man die Levische Zitierwut im Bauche, könnte man fragen: 

Doch wo ist die Kraft der Fäuste, 

Wo des Atems Hauch, 

der noch jüngst zum großen Geiste 

blies der Pfeife Rauch? 

Aber es versteht sich: als er noch in der KPD war, konnte er sich erlauben, grob zu sein. In der großen 

(sozialrevolutionären, Herr Levi?) SPD muß er kuschen. Und er kuscht. 

Seine Resultate also sind die, daß die ökonomische Entwicklung nach dem Kriege zu einer kapitalis-

tischen Oligarchie mit gesteigerter Macht geführt hat, welche den Mittelstand vernichtet und „die 

Armen ärmer gemacht“ hat; diese Oligarchie hat – welche neuartige und marxistische Entdeckung – 
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die ökonomische Herrschaft zu einer – politischen gemacht. I h r e  i n t e r na t i ona le  Konf e r enz  

ha t  d i e  Kr i egsge fah r  von  neuem  ges t e ige r t  (was Levi im Gegensatz zu seinen führenden 

Parteifreunden also sieht); die Spannung zwischen Bourgeoisie und Proletariat ist gewachsen (was er 

ebenfalls, im Gegensatz zu den Hilferdingen sieht). „Das Proletariat ist die berufene Klasse, mit der 

Vernichtung der Bourgeoisie als Klasse die Leiden und Gefahren für sich und für die ganze Mensch-

heit zu beseitigen“, was richtig ist, aber absolut nichts sagt, sowie diese These nicht Zukunftsmusik, 

sondern Gegenwartsaufgabe sein soll. Die Ausführung dieser These formuliert Levi so: „Eine Politik, 

die in Deutschland die Bourgeoisie zwingt, die Lasten des von ihr verschuldeten Krieges auf sich zu 

nehmen, weder nach außen die Leistungen zu sabotieren noch nach innen abzuwälzen, die innen und 

außen ihren Machtwillen bricht – eine solche Erfüllungspolitik ist das wahre Unterpfand für den Frie-

den wie für die Vereinigung der Proletarier aller Länder.“ 

Dieser letzte Satz ist der wichtigste, und es ist ein echter Levi. Was sagt dieser Satz? Wenn er keine 

hohle Phrase sein soll, so muß er s o  übersetzt werden: das deutsche Proletariat muß sich erheben, 

muß die Bourgeoisie s ch l age n, muß s e i ne  Klassenmacht errichten und muß dann mit dem konfis-

zierten Eigentum der gewesenen Bourgeoisie die Entente bezahlen. 

Ist das gemeint? Und wenn ja, ist das richtig? 

Es ist das sicher nicht gemeint. Levi kann  sich präziser ausdrücken. Er drückt sich hier mit Absicht 

zweideutig aus, damit es so aus s i eh t, als sei das gemeint, was wir übersetzt haben – für die radikalen 

Arbeiter, und damit es so aussieht, als sei etwas ganz anderes gemeint – für die „demokratischen 

Sozialisten“. 

In früheren Jahrhunderten erfand irgend wer einmal ein Katzenklavier. Das war ein Kasten mit Kla-

viertasten, und jede Taste klemmte, niederdrückt, den Schwanz einer Katze. Solange man diese Taste 

nicht drückte, blieb die Kate ruhig. 

An dieses Katzenklavier wird man erinnert, wenn man des Renegaten Levi politische Rezepte liest. 

Er weiß natürlich sehr gut, daß [544] das, was wir übersetzt haben, der einzige S inn  dessen sein 

kann, was er schrieb. Aber drücke einmal auf die Taste: Diktatur des Proletariats! Wie da die Katze 

schreien wird! Jedoch: wie anders soll man die Bourgeoisie in Deutschland zwi nge n, die Lasten auf 

sich zu nehmen? Wie anders „ihren Machtwillen brechen“? Ist sie doch s t ä r ke r  geworden nach 

Levis Worten! Soll man sie durch den Stimmzettel zwingen? Natürlich glaubt Levi daran ebensowe-

nig wie Hilferding. Also durch die Diktatur ? O, drücket nicht auf diese Taste – die Katze wird sonst 

gräßlich schrei’n. 

Aber Levi gibt im Text eine Anweisung. Löst man sie aus dem Schwulst, mit dem sie absichtlich) 

umkleidet ist, so bleiben drei s ch l agwor t a r t i ge  Losungen: Stärkung der Betriebsräte, Produkti-

onskontrolle und Sozialisierung. 

Uns will bedünken, als ob dieser Weg der Weg ist, den die Kommunistische Partei geht, und von dem 

die SPD – absolut nichts wissen will. 

Jedoch: drückt man auf diese Taste, schreit unsere Katz. Um Gottes Willen, nur nichts, was die Kom-

munisten sagen oder wollen; denn ich, Paul Levi bin ja nicht dabei. Und dabei ist Levi in allem, was 

nach Vorschlag aussieht, so abhängig von der Kommunistischen Partei, daß er sogar die Losung der 

Aktivisierung der proletarischen Organisationen – gegen welche naturgemäß die SPD-Parlamentarier 

sein müssen – aufgreift. Aber drücket nicht auf diese Taste: die Katze schreit sonst gegen Schlagworte 

und „Parolen“. 

Jedoch ist ungeachtet dessen, daß manches Sinn hat in Levis Vorschlägen, seine These falsch. Falsch 

eben deshalb, weil sie das nicht ausspricht, was die Haup t s ache  ist. Wenn nämlich wörtlich als 

konk r e t e, ak t ue l l e  Aufgabe auf der Tagesordnung steht, den Machtwillen der Bourgeoisie zu 

brechen, so ist es Ausgabe des Proletariats nicht nur, sie zu zwingen, nicht zu sabotieren, sondern 

dann i s t  das Proletariat die herrschende Klasse, dann ist Deutschland proletarischer Rätestaat. (Da s  

we i ß  Lev i  natürlich; denn nicht ungestraft war er jahrelang Kommunist, und nicht ohne Folgen saß 

er auf dem zweiten Weltkongreß der Kommunisten im Präsidium, während man über Demokratie 
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und Diktatur sprach.) Aber bei so umfassender Umwälzung ist wahrhaftig „Erfüllungspolitik“ nicht 

die Hauptaufgabe des siegreichen Proletariats. Vielleicht muß eine deutsche Räterepublik erfüllen. 

Dos ist möglich. Das wird dann der Fall sein, wenn das Proletariat der Ententeländer s e i ne  Bour-

geoisien noch nicht geworfen hat. Aber dann ist die Erfüllungspolitik kein Unterpfand für den Frie-

den, sondern Mittel zum Erkaufen einer Atempause und zur Vorbereitung des revolutionären Krieges 

gegen die imperialistischen Räuber, die intervenieren werden, oder gegen  welche die proletarische 

Republik intervenieren wird, um die Geburtswehen der Revolution bei ihnen abzukürzen, sowie sie 

sich zeigen. Vielleicht erkauft d i e se  „Erfüllungspolitik“ sogar eine gewisse „Friedenspause“ – aber 

da s  ist der unwahrscheinlichste Fall. 

Alles das we i ß  natürlich Levi – aber drücket nicht auf diese Taste, denn die Katze wird sonst 

schreien: hat sie doch diese Dinge bei Len i n  gehört und nicht bei Crispien oder Wels, nicht einmal 

bei Hilferding oder Sollmann. 

Das erste Kapitel des Büchleins handelt vom englischen Weltreich. Wie es Levi liebt, beginnt er mit 

einer langen Darstellung – des römischen Weltreichs und seiner Friedensschlüsse. Was er sagt, ist 

nicht richtig; denn er betrachtet jene römische Entwicklung unter Zugrundelegung irgendwelcher 

i deo l og i sche r  Faktoren als Triebkräfte; an Materialismus bleibt bei ihm lediglich die Geographie, 

und das ist für einen Marxisten verdammt wenig. Immerhin wird man sich sagen, daß diese römische 

Angelegenheit nicht zum eigentlichen Thema gehört. Man irrt sich, für Levi, dem Politiker, ist der 

zufällige Einfall, das Aperçu, wichtiger als ein Gedankengang; nicht zufällig füllte er politische Leitar-

tikel aus den Polypen der Hagna, welche Popel der Balbinus ehrfurchtsvoll betrachtete. Solche aus-

gefallenen Geschichten, Zitate, Wortspiele sind ihm wichtiger, als ein politischer Gedanke. Aber noch 

schöner wird die Sache, wenn er nach einer breiten Ausmalung der pax romana, des römischen Frie-

dens, auf das „angelsächsische Weltreich“ kommend, feststellt, daß die pax britannica, der englische 

Friede, jenem römischen unähnlich sei und mit ihm nicht vergleichbar. Würde man Zitierwut im 

Bauche haben, könnte man die Rede jenes Maire zitieren, der den Laskaro rühmt, weil er den Atta Troll 

erschossen, und zwar auf dem Umweg über die Runkelrübenfrage und ähnliches mehr. „Du Laskaro, 

du bist beider Länder Held, Pyrenäen-Lafayette“, so könnte man den römisch-britannischen Levi apo-

strophieren, der nach der Runkelrübenfrage des römischen Friedens und einigen gewagten Behaup-

tungen über englisch-amerikanische „angelsächsische“ Solidarität plötzlich entdeckt (wozu nicht all-

zuviel Geistesschärfe gehört), daß ein imperialistischer Gegensatz zwischen USA und dem britischen 

Imperium sich an jenem Stoff entzündet, der in der Welt immer mehr in angenehmen Geruch kommt, 

am Petroleum. Fragt sich nur, wozu denn der lange Schmus vorher? (Antwort: erstens, weils „ästhe-

tischer“ ist, und zweitens, weil es schlauer ist; denn dann merken die Trottels von SPD-Parteifreunden 

nicht so schnell, daß ich in diametralem Gegensatz zu ihren blöd-utopischen, spießbürgerlichen und 

stümperhaft-beschränkten, durch keinerlei Sachkenntnis getrübten „Ansichten“ und „Perspektiven“ die 

Entwicklung anders und – hol’s der Teufel, – in diesem Punkte, wie die Kommunisten ansehe.) 

Das zweite Kapitel handelt vom russischen Problem und ist reinste Katzenmusik. 

Otto Bauer, der schlaueste und gebildetste der Austromarxisten schrieb vor ungefähr vier Jahren ein 

Buch über „Bolschewismus oder Sozialdemokratie“. Der Zweck der Uebung war, zu zeigen, daß die 

Bolschewiki in Rußland ganz richtig gehandelt haben, daß aber in Europa die Revolution auf öster-

reichisch gemacht werden muß. Es war das eine viel klügere Korruption der revolutionären Arbeiter, 

als sie der plumpe Kautsky versuchte, der einfach über die russische Revolution polternd herfiel und 

sich mit Märchen über sozialisierte Weiber lächerlich machte. Bauer ging „soziologisch“ vor und 

„bewies“, daß sich Rußland von wegen der „Kräfteverhältnisse“ in eine Bauerndemokratie umwan-

deln müsse. Levi greift die Bauersche Theorie auf und vergröbert sie. Und schon verwandelt sich bei 

ihm die Bauerndemokratie in einen neuen Imperialismus, und die Triebfeder der Union der Sowjet-

republiken wird – Nationalismus. 

[545] O, Katzenklavier! Und so sieht er den imperialistischen Konflikt zwischen England und Ruß-

land und übersieht die antiimperialistische Welle, die von Rußland aus über Asien geht. O, Katenkla-

vier! 
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Im dritten Kapitel behandelt Levi „Die Erfüllungsfrage“. Zunächst führt er ein Schattenboxen auf 

Dieses besteht bekanntlich darin, daß man auf einen e i ngeb i l de t en  Gegner schlägt. Die Uebungs-

art soll außerordentlich fördernd sein. Bei Politikern, die nicht trainieren, sondern angeblich Politik 

treiben, wirkt aber solcher Sport etwas trottelhaft. 

Levi sagt beispielsweise: 

„Denn es wird uns von einigen, die die Revolution in Erbpacht genommen haben, gesagt, daß revolutionär sei, 

sich an dem Erfüllungsproblem, als einer kapitalistischen Angelegenheit, nicht zu beteiligen und statt dessen 

‚an das internationale Proletariat zu appellieren‘ oder wie ähnlich die Wendung immer lauten mag.“ 

Ei ja, Schattenboxen. Nein, Herr Levi, man sagt Ihnen, daß, dafern man proletarische Partei ist, man 

a n  da s  P ro l e t a r i a t  appe l l i e r en  muß, übrigens auch  a n  da s  i n t e r na t i ona l e. Und Sie 

selbst, höchst zu Verehrender (o Katzenklavier!) haben in Ihrer „Zusammenfassung“ – an das Prole-

tariat appelliert. Was soll also Ihr Geschrei? Die Antwort: die Taste ist gedrückt worden, die Ihr 

Schwänzchen klemmt. Nebenbei: im Sommer 1919 verfaßte ein gewisser Levi Thesen des Sparta-

kusbundes über die Haltung zum Versailler Frieden; nicht besonders gute Thesen, aber doch vergli-

chen mit seinen heutigen Leistungen, annehmbar. Anfrage: Was stand in diesen Thesen? (Es stand 

darin: da Annehmen wie Ablehnen eine kap i t a l i s t i s che  Angelegenheit ist, so lange nicht das Pro-

letariat die Macht übernommen, so erklären wir in d i e se r  Frage unser Desinteressement und – ap-

pellieren an das Proletariat, auch  das  i n t e r na t i ona l e. Es ist häßlich, Renegat mit Vergangenheit 

zu sein und auch einmal „die Revolution in Erbpacht genommen“ zu haben, allerdings etwas zu früh 

dann zur – soz i a l r evo l u t i onä r en  (o weh, Herr Levi) Partei gegangen zu sein). 

Zweiter Schattenboxer: „Ist aber die Erfüllungsfrage politisch die Fortsetzung des Krieges, so ist klar, 

daß diese ‚revolutionäre‘ Haltung genau der Abklatsch jener Auffassung ist, die für den Fall des 

Kriegsausbruches den ‚Generalstreik‘! verlangt.“ O, Katzenklavier! Es war einmal ein Paul Levi, der 

als Hartleib nach Zimmerwald ging. Dorten gab die Linke die Leninsche Losung aus: Umwandlung 

des imperialistischen Krieges in den Bürgerkrieg. Für die Fortsetzung bleibt die Losung bestehen. 

Aber Levi war es, der zu den „demokratischen Sozialisten“ ging, nicht die Kommunisten. Und soweit 

uns bekannt, haben auf der Haager Konferenz die Kom m uni s t en  sich gegen die Schwadroniere-

reien der Parteifreunde Levis aus der zweiten Internationale gewendet, welche empfahlen, zunächst 

einmal nichts zu tun, dann noch einmal nichts, aber dann, wenn der Trommel Klang rasselnd ertönt 

und wenn die Heere aufeinanderschlagen sollen, dann sollten Jouhaux und Leipart, Appleton (den 

gabs damals wohl noch) und Oudegeest, der wackere Tomschick nicht zu vergessen mit Adler und 

Vandervelde das Signal geben – und energisch gebannt standen alle Räder still von wegen des großen 

Generalstreiks. O, Schattenboxen! O, Katzenklavier. Von Lenin existiert die Instruktion gegen  diese 

Scharlatane, die der Kommunistendelegation mitgegeben wurde. Herr Levi aber, der zwar nicht die 

Revolution, aber den erfolgreichen Kampf gegen die Kommunisten in Erbpacht genommen, tut so, 

als gäbe es Kommunisten, die den Schwindel s e i ne r  Parteifreunde mitmachen. 

In diesem Kapitel ist einiges Richtige neben vielem Schiefen und manchem Falschen gesagt. R i ch -

t i g  ist das: „die deutsche Bourgeoisie, sie kann und wird Deutschland den Frieden nicht geben ... je 

länger sie herrscht, nur immer tiefer (ins Elend) hinein.“ Schief ist z. B. das über Englands Interessen, 

falsch das über der USA angebliches Desinteressement gesagte. 

Fatal und in sich unsicher ist das, was im vierten Kapitel („Internationales“) Levi sagen möchte, aber 

sich nicht traut. Drei Gedanken: erstens, daß der Völkerbund ein imperialistisches Machtinstrument 

ist. Nichts neues, aber Niespulver für die SPD, deren neuestes Licht, Löbe, wie ein Jahrmarktsausru-

fer umherzieht und abwechselnd Reichsbanner und Völkerbund ausbietet. 

Zweiter Gedanke: Auch „wir“ – wer ist das „wir“? – sollen in den Völkerbund, aber „uns leiten lassen 

von dem gemeinsamen internationalen Interesse der Proletarier aller Länder.“ Oha! Solch ein Genie-

ßer! Da hat er schon zwei „mächtige“ Internationalen, die Londoner und die Amsterdamer, und 

braucht noch den Völkerbund, um dort „sich“ wen? wie ? wozu? – „von dem gemeinsamen interna-

tionalen Interesse der Proletarier aller Länder leiten zu lassen.“ Das ist, mit Verlaub, konzentriertester 

und feigster Quatsch. Und zwar deshalb: wenn die heutige „Stresemannsche Republik jemanden in 
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den Völkerbund“ (der ist nämlich ein Konventikel von Schiebern) schickt, so wird das irgend ein von 

Itzenplitz oder bestenfalls ein Marx sein. Ueber den spricht doch Levi offenbar nicht in diesem Zu-

sammenhang. Wenn er aber die Voraus se t z ung  macht, daß das Proletariat in Deutschland erst die 

Macht erobert haben soll, was in aller Welt kümmert ihn dann heute der Völkerbund? Antwort: Löbe 

und Hermann Müller laufen doch wie die brüllenden Löwen umher (erschreckt nicht, Damen und 

Herren, ich bin nur Schnock der Schreiner) und schreien: Völkerbund. Da – muß auch Levi etwas 

sagen. Na ja; aber geistreich ist das nicht, was er sagt. Oder sollte sein Rat so zu verstehen sein, daß 

die Amsterdamer und die Londoner Internationale einfach im Völkerbund aufgehen sollten? Das wäre 

verständlich, sintemal sie ja die Politik des Versailler Vertrags machen. 

Dritter Gedanke: Mac Donalds Politik kann nicht richtig sein, weil „die Londoner keine Möglichkeit 

sehen, den beiden Interessen, den nationalen wie den internationalen, proletarischen, gleichzeitig zu 

dienen“. Na, wenn schon, pflegt mancher dann zu bemerken, dienen sie doch dafür gut den impe -

r i a l i s t i s chen  Interessen. 

So bleibt ein Erdenwert zu tragen peinlich. 

Das fünfte Kapitel, „Deutschland im Innern“, gibt im Wesentlichen richtig die Vertrustung in 

Deutschland wieder und zeigt, [546] daß keine Rede von Klassenversöhnung ist, noch sein kann. Hier 

kämpft Levi nicht nur gegen Bernstein, den er nennt, sondern gegen Hilferding und den ganzen Par-

teivorstand, die er nicht nennt (o wack’rer Apotheker!). Und dann schließt er mit den Vorschlägen, 

die wir nannten, nachdem er, ebenfalls unter r i ch t i gem  Hinweis auf d i e  Nichtanwendbarkeit jener 

Stelle aus dem Kommunistischen Manifest, die von der Koalition mit bürgerlichen Parteien (des f r ü -

hen  Kapitalismus) spricht, die Koalitionsmöglichkeit verneint. 

Wozu ist nun das Büchlein gut? 

Balduin Bählamm, der verhinderte Dichter, lebt weiter als der, der großes geschaffen hätte. Levi, der 

verhinderte Korreferent, der in seinem Büchlein, trotz seiner großen Mängel, zeigt, daß die SPD eine 

Partei des K l a s senve r r a t e s  ist, und daß mit ihr p r i nz i p i e l l  keine Gemeinschaft möglich ist, 

weil sie zur Bourgeoisie nicht nur strebt, sondern gehö r t  – er sagt das nicht, aber das folgt selbst 

aus seiner Darstellung – Levi bleibt in der SPD Opposition als Sport und Anlaß zum Schattenboxen 

– wir gönnen den Levi der SPD. Aber nützlich wäre es doch, wenn ein Ar be i t e r  Levis ästhetische 

Phrasen in Arbeiterdeutsch übersetzte und SPD-Arbeitern zeigte, daß soga r  ein Levi ihre Partei als 

das beurteilt, was sie ist. M. 

* 

A. Maslow – Die neue Aera des Pazifismus. 

(Viva, Berlin 1924. 64 S.) 

Die Absicht der Schrift ist, „einige in die Augen springende Tatsachen so zu verbinden, daß die Ten-

denzen der Entwicklung deutlicher werden.“ Die pazifistischen Illusionen der Gegenwart sollen also 

nicht durch ausführliche theoretische Widerlegung der pazifistischen Vulgärökonomie, sondern 

durch die lebendig-anschauliche Beschreibung der gegenwärtigen Weltlage bekämpft werden. 

Gen. Maslow hat die Aufgabe, die er sich gestellt hat, trotz der von ihm erwähnten „technischen“ 

Schwierigkeiten – die Arbeit wurde im Untersuchungsgefängnis Moabit geschrieben – mit Erfolg 

gelöst. Er gibt im ersten Abschnitt seiner Schrift eine Darstellung des Konkurrenzkampfes um das 

Petroleummonopol, schildert dann die Lage im fernen Osten („Pazifik – nicht Pazifismus“), und im 

nahen Osten (Konfliktstoffe auf dem Balkan). Der zweite Teil der Arbeit ist der Darstellung des Um-

wandlungsprozesses gewidmet, in dem sich das britische Imperium befindet. Als die wichtigste Er-

scheinung in Altengland bezeichnet Gen. Maslow die ungeheure Konzentration im englischen Bank-

wesen, die Entwicklung des monopolistischen Kapitalismus in England. Treibt das Kapital England 

ökonomisch zum Imperialismus, so muß andererseits mit Rücksicht auf die Loslösungsbestrebungen 

der Dominions und die internationale Lage eine pazifistische Regierungspolitik vorgespiegelt wer-

den. In diesem Zusammenhange wird die Arbeiterregierung in England begreiflich. Die 
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Arbeiterregierung ist durchaus kein Zufall. Sie ist jetzt für die englische Bourgeoisie notwendig. 

Diese Notwendigkeit leitet Gen. Maslow aus der weltpolitischen Gegenwartslage ab. Wir stimmen 

seiner These durchaus zu, fügen jedoch hinzu, daß die Notwendigkeit der Arbeiterregierung sich auch 

und in erster Linie ökonomisch aus dem Umwandlungsprozeß des englischen Kapitalismus begreifen 

läßt. Gen. Maslow spricht es nicht direkt aus, aber die von ihm zusammengestellten Tatsachen weisen 

gerade darauf hin, daß die Ar be i t e r r eg i e r ung  i n  Eng l and  d i e  pa r l am en ta r i s c h-i deo l o -

g i s che  For m  f ü r  den Uebe r gang  von  de r  He r r scha f t  des  I ndus t r i ekap i t a l s  z u  de r  

de s  F i nanzkap i t a l s  i s t. Es ist um so wichtiger, diese Tendenz zu betonen, als es sich um eine 

Erscheinung im Weltmaßstabe handelt (die Beziehungen Morgan-La Follette, Morgan-Herriot müs-

sen auch in diesem Zusammenhange untersucht werden), die für die nächste Zukunft von ausschlag-

gebender Bedeutung sein dürfte. Wenn einzelne Genossen in der KPD noch immer an ihrer mysti-

schen Theorie von der Allmacht des Montantrusts festhalten und die Rolle des Finanzkapitals gera-

dezu ableugnen möchten, so heißt das soviel, als auf jede realistische Betrachtung zugunsten theore-

tischer Luftschlösser zu verzichten. 

Nach einer kurzen Darstellung des französischen Imperialismus und der Charakteristik des Dawes-

plans kommt der Verfasser zum Schluß, daß für eine ruhige, „normale“ kapitalistische Epoche nicht 

die geringsten Anzeichen bestehen. Der Anfang der „pazifistischen“ Aera zeigt das Gegenteil. Zu 

dieser Charakteristik müssen noch seine Ausführungen in der Einleitung herangezogen werden: ist 

auch die Behauptung der Reformisten, der Kapitalismus konsolidiere sich a l s  Sys t e m, alles eher, 

als berechtigt, so darf doch daraus nicht gefolgert werden, daß die Entwicklung ge r ad l i n i g  und 

s chne l l, morgen oder schon heute zum Siege des Proletariats führen m üss e. Ohne das Verständnis 

für das Vorhandensein einander entgegen arbeitender Tendenzen verfallen wir in einen primitiven 

Simplizismus (der freilich manchmal in gar zu komplizierter Form auftritt). 

In der Darstellung hat der Verfasser – wohl aus den obenerwähnten „technischen“ Gründen eine Reihe 

von wichtigen Tatsachen nicht berücksichtigen können. Die kleine Schrift füllt aber auch so entschie-

den eine Lücke aus. Ihre Bedeutung liegt vor allem darin, daß sie den „außenpolitischen“, d. h. welt-

politischen Gesichtskreis des Lesers bedeutend erweitert. Mit Recht weist der Verfasser darauf hin, 

daß die deutsche Partei vor lauter praktischer Arbeit nicht die Zeit findet, den Horizont über Mittel-

europa auszudehnen. Die weltpolitische, d. h. i n t e r na t i ona l e  Einstellung gehört aber zu den not-

wendigen Bedingungen jeder wirklich revolutionären Politik. Es ist zu hoffen, daß die Schrift des 

Gen. Maslow dazu beitragen wird, einerseits das Interesse breiterer Schichten der Partei für die 

Grundfragen der Weltpolitik zu wecken, andererseits die weitere systematische Sammlung und Ver-

folgung des Materials anzuregen. Fgr. 

[547] 
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Die Internationale  

Jahrgang 7 ⁕ Ausgegeben: Berlin, 15. September 1924 ⁕ Heft 18 

Die Durchführung des Dawes-Gutachtens und der Kampf um den Achtstundentag.  
Von K a r l  K o r s c h. 

I. 

Mit der endgültigen Bestätigung des Berichts des ersten Komitees der Reparationskommission durch 

die Londoner Konferenz am 16. August 1924 und der bedingungslosen Annahme dieser Londoner 

Beschlüsse durch den deutschen Reichstag und die deutsche Regierung am 29. und 30. August 1924 

ist eine unterhalb der Oberfläche lange vorbereitete Entwicklung allgemein sichtbar hervorgetreten. 

Nur für den, der in den geschichtlichen Kämpfen die Phrasen und Einbildungen der Parteien von 

ihrem wirklichen Organismus und ihren wirklichen Interessen, ihre Vorstellung von ihrer Realität 

noch nicht unterscheiden gelernt hat, konnte es eine Ueberraschung sein, daß am 29. August diejeni-

gen Parteien in Deutschland, die sich für die Erfüllung des Versailler Vertrages und speziell für die 

Annahme des Dawes-Berichts von Anfang an bedingungslos eingesetzt hatten, in demselben Augen-

blick, wo diese ihre „Erfüllungspolitik“ zur offiziellen Reichspolitik erhoben wurde, von der ent-

scheidenden Mitbestimmung dieser „ihrer“ Politik für die Zukunft ausgeschlossen wurden, und die 

wirkliche Durchführung der „sozialdemokratischen“ Erfüllungspolitik wie durch ein Taschenspieler-

kunststück überging auf diejenigen Parteien, die noch kurz vorher und teilweise noch bis in den Ab-

stimmungsakt hinein, als die entschiedensten Bekämpfer dieser selben Politik aufgetreten waren. Die-

ser scheinbare Widerspruch löst sich aber restlos auf in der Marxschen Einsicht, daß es niemals „die 

sogenannten Prinzipien“ sind, was im politischen Kampf die Fraktionen auseinanderhält, sondern 

immer nur ihre „materiellen Existenzbedingungen“, d. h. die „verschiedenen Arten des Eigentums“, 

die sie vertreten. Das außenpolitische „Prinzip“ der Parteien, die die künftige Regierungskoalition in 

Deutschland bilden werden, war die „Nichterfüllung“, wie ihr innenpolitisches „Prinzip“ die „Mo-

narchie“ ist. Aber die „materiellen Existenzbedingungen“ der Klasse, die sie vertreten, die Bedürf-

nisse des schweren industriellen und des großen agrarischen Kapitals haben sie schon längst dazu 

gezwungen, in ihrer wirklichen Innenpolitik das unpraktische Ziel der Restauration der Monarchie 

auf künftige bessere Zeiten zu vertagen, wo die Politik nach „Prinzipien“ gemacht werden wird. Und 

diese selben materiellen Existenzbedingungen ihrer Klasse [548] mußten ebenso in der Stunde der 

Entscheidung auch für ihre wirkliche Außenpolitik maßgebend werden. Die Partei der prinzipiellen 

Nichterfüllungspolitiker von 1918 bis 1923 entpuppte sich im Jahre 1924 als die eigentliche Erfül-

lungspartei. Sie verstand als einzige bürgerliche Partei das Angebot des General Dawes und der von 

ihm vertretenen „Interessen“ so, wie es wirklich gemeint war, und überließ es anderen, auf die from-

men Litaneien von „Weltgewissen“ und „neuem Zeitalter des vom Kriege nicht bedrohten Glücks 

und Gedeihens“ für „alle Völker“ und für „die ganze Welt“ hereinzufallen, mit denen der Kriegslie-

ferantengeneral aus Amerika die guten Kinder Europas, die Pazifisten der Politik und die Sozialpazi-

fisten, gefoppt hat. Sie kümmerte sich nicht den Deut um das ganze Brimborium von natürlicher 

Moral und ökonomischer Gerechtigkeit, in das die praktischen Geschäftsbeute nach gutem alten Han-

delsbrauch bei großen Geschäften ihr seriöses Angebot eingewickelt hatten, und hielten sich allein 

an den praktischen geschäftlichen Kern, eingedenk des Satzes, daß „ein praktischer Geschäftsmann 

zwar nicht immer bedenkt, was er außerhalb des Geschäftes sagt, aber stets weiß, was er im Geschäft 

ist.“ Sie erwarteten von den im Kriege siegreichen Konkurrenten des deutschen Kapitals keine Wohl-

taten und keine Gleichberechtigung, sondern eine rücksichtslose Fortsetzung des trotz 1918 und 1923 

noch nicht zu Ende ausgefochtenen imperialistischen Konkurrenzkampfes. Das ist d i e  s ch l ech te  

Se i t e  des Dawes-Gutachtens und seiner Durchführung für das deutsche Großkapital, das trotz seiner 

ausgebrochenen Zähne auch heute noch kein pazifistischer Vegetarier geworden ist, sondern derselbe 

fleischfressende Tiger wie früher geblieben ist. (Man sehe nur, wie es in einer und derselben Nummer 

422 der „DAZ“ unter Berufung auf „das Schandurteil gegen den deutschen Ingenieur Scherer“ – der 

einen 14 jährigen Chinesen getötet hat und dafür vom chinesischen Landgericht in Mukden zu 7 

Jahren Gefängnis verurteilt worden ist! – die Wiederherstellung der imperialistischen Vorrechte 

Deutschlands in China fordert, und an anderer Stelle in einem „wissenschaftlichen“ Artikel den 
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Gedanken erörtert, ob es nicht im „wahren“ Interesse |Belgiens „besser wäre, Deutschland seine af-

rikanischen Kolonien wiederzugeben“!) Ueber diese unvermeidliche schlechte Seite eines nach ge-

wonnenem Krieg von dem siegreichen Konkurrenten an den unterlegenen Gegner gerichteten Ange-

bots macht sich also das ernsthafte deutsche Großkapital keinerlei Illusionen. Es weiß genau, daß das 

Interesse der Kapitalisten der Entente an der Aufrechterhaltung einer stabilen deutschen Währung 

und eines ausgeglichenen deutschen Haushalts zwar ein sehr großes und sehr reales Interesse, bei 

alledem aber doch nur ein bed i ng te s  Interesse ist, dem in Fällen eines wirklichen Interessenkon-

flikts die unmittelbaren eigenen Interessen des Kapitals der Siegerstaaten immer vorgehen. 

Die ernsthaften deutschen Geschäftsleute, die sich mit den ebenso ernsthaften Geschäftsleuten der 

Dawes-Kommission auf das im Gutachten vorgeschlagene Reparationsgeschäft einlassen, wissen 

aber ebenso Gut, daß dieses ihnen vorgeschlagene Geschäft für sie auch e i ne  gu te  Se i t e  haben 

muß. Nicht ohne Grund beteuern die Sachverständigen, daß sie von der Ueberzeugung ausgegangen 

seien, „daß es aussichtslos ist, einen konstruktiven Plan aufstellen zu wollen, wenn er nicht seine 

eigene Bürgschaft darin findet, daß seine eh r l i che  Aus f üh r ung  i m  I n t e r e s se  a l l e r  Pa r t e i en  

l i eg t“ (von Dawes gesperrt!), [549] und daß sie „im Vertrauen auf dieses Interesse“ ihren Plan vor-

legen. Nur darf man dieses gem e i nsam e  Interesse a l l e r  Parteien, das heißt also das gemeinsame 

Interesse der sich im Konkurrenzkampf mit gegenseitigem Vernichtungswillen feindlich gegenüber-

stehenden kapitalistischen Gruppen, nicht oberflächlich und illusionär als irgend ein vages „Allge-

meininteresse“ von „Deutschland“ oder „allen Völkern“ auffassen, – wie dies sogar Genosse Varga 

tut, wenn er in seinem neuesten Wirtschaftsbericht in Nr. 112 der „Inprekorr.“ die Annahme des 

Gutachtens durch die in Deutschland herrschenden Parteien, und besonders durch die Deutschnatio-

nale Partei damit begründet, daß „tatsächlich“ das Gutachten ja „Deutschland“ mindestens für „die 

ersten Jahre“ (!) „große Vorteile“ biete. Jun Wirklichkeit kommt es für eine Partei, die Klasseninte-

ressen zu vertreten hat, und kam es im vorliegenden Falle besonders für die Deutschnationale Partei 

auf diese Frage der „Vorteile für Deutschland“ überhaupt nicht an. Der Reichsverband der deutschen 

Industrie hat die Annahme des Dawes-Planes schon im April 1924 erklärt und nach der Londoner 

Konferenz erneut ausdrücklich bestätigt, und die Deutschnationale Partei hat am 29. August diese 

Erklärungen ihrer Hintermänner politisch ratifiziert in der Hoffnung, daß die „Erfüllungspolitik“, die 

in den Jahren 1919 bis 1923 für die Interessen des deutschen Großkapitals schädlich und also „un-

möglich“ gewesen war, nunmehr, im Jahre 1924, infolge der im Verlaufe des Jahres 1923 in Deutsch-

land eingetretenen Veränderungen in dem Kräfteverhältnis der Klassen i n  e i ne r  so l chen  For m 

und  un t e r  so l chen  Bed i ngungen  durchgeführt werden könnte, daß ihre Durchführung für die 

Interessen des deutschen Großkapitals unschädlich und vielleicht positiv vorteilhaft wäre. Im geraden 

Gegensatz zu den Sozialdemokraten, die durch ihre Abstimmung die realen Interessen der scheinbar 

von ihnen vertretenen deutschen Arbeiterklasse verrieten und ihrem „Prinzip“ treu blieben, haben die 

Deutschnationalen am 29. August nur das bisher scheinbar von ihnen vertretene Prinzip verraten und 

haben den realen Interessen des deutschen Großkapitals die Treue gehalten. Sie wollen, wenn sie 

künftig als ausschlaggebende Regierungspartei Erfüllungspolitik treiben, nur mit den der veränderten 

Lage angepaßten „anderen Mitteln“ dieselbe rücksichtslose Klassenpolitik fortführen, die sie zuvor 

durch die Sabotage der Erfüllungspolitik getrieben haben. Und da sie somit den wesen t l i chen  

Inhalt ihrer Politik überhaupt nicht ändern wollen, so braucht ihnen auch um die künftige „prinzipi-

elle“ Begründung dieser ihrer Politik nicht bange zu sein. Die Sache ist ganz einfach. So selbstver-

ständlich wie die Erfüllungspolitik der früheren, mehr oder minder „verjudeten“ und „sozialdemo-

kratischen“ Koalitionsregierung eine i n t e r na t i ona l e  Erfüllungspolitik war, die die Ve r sk la -

vung  Deutschlands herbeiführte, so selbstverständlich wird die Erfüllungspolitik der künftigen, zwar 

auch nicht rein arischen, aber doch jedenfalls rein bürgerlichen Regierungskoalition eine na t i ona l e  

Erfüllungspolitik sein, die der Be f re i ung  Deutschlands dient. Die wirkliche Sorge der praktischen 

Geschäftsmänner, die sich zu den Hauptträgern der neudeutschen Erfüllungspolitik gemacht haben, 

besteht in keiner Weise darin, wie sie diese ihre in Wirklichkeit „internationale“ (nämlich auf ein 

„gemeinsames Interesse“ zwischen dem deutschen und dem feindlichen Kapital aufgebaute) Erfül-

lungspolitik für ihre eigene „Nation“ ideologisch be-[550]gründen sollen. Dazu haben sie ihre eigens 

dafür bezahlten Professoren der politischen Oekonomie und sonstiger Fakultäten, und zu allem 
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Ueberfluß haben sie ihre Position i nnenpo l i t i s ch  soweit im voraus gesichert, daß sie zur Not auch 

zu dem stet pro ratione voluntas ihre Zuflucht nehmen könnten. Die bange Zweifelsfrage besteht für 

sic vielmehr darin, ob jene reale Basis des gemeinsamen Klasseninteresses zwischen dem besiegten 

deutschen und dem siegreichen Ententekapital, auf der sie ihre Erfüllungspolitik aufbauen wollen, 

übe r haup t  und vor allem ob sie s chon  j e t z t  hinlänglich t r ag fäh i g  ist? Ob nicht die „schlechte 

Seite“ des Dawes-Gutachtens (die absolute „Priorität“ der Interessen des Ententekapitals gegenüber 

den konkurrierenden Interessen der deutschen Kapitalisten) allzuleicht die Oberhand gewinnen kann 

über die gegenwärtig noch sehr schwache, sehr wenig ausgereifte „gute Seite“ (die direkte und indi-

rekte Mitinteressiertheit auch des internationalen Kapitals an jener absoluten Steigerung der Unter-

drückung und Ausbeutung, die die deutschen Kapitalisten ihrer Arbeiterklasse im Namen des Dawes-

Gutachtens und im nationalen Interesse der „Befreiung des deutschen Volkes von seinen Schulden“ 

in Zukunft auferlegen wollen). Die sonst auf so sicheren Grundlagen aufgebaute Kalkulation der 

deutschen schwerindustriellen und großagrarischen Erfüllungspolitiker enthält an dieser Stelle ein 

sehr starkes Moment von Unsicherheit. Das Bündnis zwischen dem Ententekapital und dem deut-

schen Kapital zur gemeinsamen verschärften Ausbeutung der deutschen Arbeiterklasse ist gegenwär-

tig durchaus noch ein Zukunftsprogramm, und bis zu seiner wirklichen Herstellung sind noch große 

und ernsthafte Widerstände zu überwinden. 

II. 

Die Probe auf das Exempel bietet der Kampf um den Achtstundentag. Die deutschen Kapitalisten 

stehen wie ein Mann zu der Ueberzeugung, daß an eine wirkliche Durchführung der Vorschläge des 

Dawes-Gutachtens ohne den radikalen Abbau des Achtstundentages und andere Verschlechterungen 

der Arbeitsbedingungen für die deutsche Arbeiterklasse auch im Traume nicht gedacht werden kann. 

Und die deutschen Arbeitgeber, sowie die deutsche Regierung, haben d i e se  Konsequenz der kapi-

talistischen Erfüllungspolitik auch schon lange vo r  der Annahme des Dawes-Gutachtens und sogar 

schon vor der Einberufung der Dawes-Kommission antizipiert; sie haben sozusagen ihre „Erfüllungs-

politik“ m i t  d i e sem  Punk t e  begonne n. Am 30. November 1923 wurde die Dawes-Kommission 

ernannt. Schon 14 Tage vorher lief die Geltung der revolutionären Demobilmachungsverordnungen 

über die Arbeitszeit von 1918 ab, und damit fiel für die deutsche Arbeitgeberschaft jede gesetzliche 

Schranke für die Verlängerung der Arbeitszeit fort, in einem Augenblick, wo aus den bekannten Ur-

sachen auch die Widerstandskraft der Arbeiterklasse selbst fast auf den Nullpunkt herabgesunken war. 

Goldene Zeiten für die deutschen Kapitalisten! Man lese nur die Sätze, mit denen sie selbst (in der 

nachher noch öfter zu erwähnenden Denkschrift der Vereinigung der deutschen Arbeitgeberverbände 

über „Di e  Ar be i t s ze i t f r age  i n  Deu t s ch lan d“*) über diesen paradiesischen Zustand berichten: 

[551] „Es bedurfte in dieser Zeit des völligen Zusammenbruchs der Währung und Wirtschaft keiner besonde-

ren Anregung der Arbeitgeber, um die Belegschaften der einzelnen Betriebe einer Arbeitszeitverlängerung 

zugänglich zu machen, von der sie sich allein die Aufrechterhaltung des Betriebs und ihrer Arbeit versprechen 

konnten. Auch die Gewerkschaften waren zu freiwilligen Vereinbarungen über die Arbeitszeitverlängerung 

bereit. Zum Teil mußten sie dem Drängen ihrer Mitglieder nachgeben, wenn sie überhaupt einen Einfluß auf 

die tarifvertragliche Gestaltung der Arbeitsbedingungen behalten wollten.“ (Seite 40.) 

Und wenn nun auch diese absolute Schrankenlosigkeit der Arbeitszeit zum Leidwesen der deutschen 

Arbeitgeber später durch eine neue, auf Grund des Ermächtigungsgesetzes vom 8. Dezember 1923 

am 24. Dezember 1923 erlassene und am 1. Januar 1924 in Kraft getretene Verordnung über die 

Arbeitszeit wieder ein wenig eingeschränkt wurde, so legte doch diese Verordnung, deren offiziell in 

der Begründung ausgesprochener Zweck darin bestand, „f r e i e  Bahn  f ü r  Ausnahm en  vom  

s t r engen  Ach t s t unden t ag  zu schaffen“, den auf die fortwährende Verlängerung der Arbeitszeit 

gerichteten Bestrebungen der Arbeitgeber tatsächlich so wenig ernsthafte Hindernisse in den Weg, 

daß auch nach dem Erlaß dieser Verordnung dem Heißhunger jeder echter Kapitalistenseele noch 

i m mer  mehr  Mehr a r be i t  in Deutschland nicht viel zu wünschen mehr übrig blieb. Sogar die 

Denkschrift der Arbeitgeber, die pflichtmäßig berichtet, daß die neue Verordnung „in den Reihen der 

deutschen Arbeitgeber einen Sturm der Entrüstung ausgelöst“ hätte, muß zu diesem Bericht sogleich 

 
*) Schriften der Vereinigung der deutschen Arbeitgeberverbände, Heft 8, Berlin 1924, Verlag Fr. Zillessen. 
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die Bemerkung hinzufügen, daß dieser „Sturm“ sich weniger gegen die allgemeine „Tendenz“ der 

Verordnung („die Befreiung der Wirtschaft von unerträglichen Hemmungen und Produktionssteige-

rung“) gerichtet hätte, als vielmehr nur gegen einige „Einzelpunkte“: Die Arbeitgeber hatten und ha-

ben „um des Prinzips willen“ etwas dagegen, daß ein Gesetz den „Grundsatz des Achtstundentages“ 

auch nur formell und theoretisch „an die Spitze“ stellt. Sie fordern, daß die Ausnahmen vom Acht-

stundentag nicht nur durch Tarifvertrag, sondern ebenso auch durch einzelbetriebliche Abmachungen 

zwischen Arbeitgeber und Belegschaft, sowie auch (Seite 42) durch „individuelle Regelung“ verein-

bart werden können. Sie verlangen, daß der Arbeitgeber nicht nur an 30, sondern mindestens an 75 

Tagen des Jahres seinen Arbeitern eine Mehrarbeit von je zwei Stunden einseitig auferlegen kann, um 

damit einerseits „das Bedürfnis eines einzelnen Betriebes nach Mehrarbeitsstunden schon recht weit-

gehend zu befriedigen“, andererseits „gleichzeitig einen Druck auf die Gewerkschaften auszuüben“, 

die bisher noch häufig „unter dem Druck der Kommunisten ihren Widerstand gegen eine tarifliche 

Arbeitszeitverlängerung versteifen mußten.“ Sie fordern schließlich, daß bis zur Einführung dieser 

verlangten gesetzlichen Verlängerungen der Arbeitszeit „jede vom Arbeitnehmer freiwillig geleistete 

Mehrarbeit grundsätzlich straffrei bleibe.“ (a. a. O., Seite 41/42.) Abgesehen von diesen kleinen Ver-

besserungswünschen, die sämtlich in der vom Gesetz sowieso schon eingeschlagenen Richtung liegen, 

sind aber die deutschen Arbeitgeber mit der neuen Arbeitszeitverordnung durchaus zufrieden. Und 

tatsächlich hat unter der Geltung dieser Verordnung, wie sogar die von der Arbeitgeber-Denkschrift 

(Anlage 9 und 10) :angeführten Statistiken erkennen lassen, die Entwicklung der deutschen Arbeitszeit 

in der Richtung auf eine Verlängerung der wöchentlichen Arbeitszeit über 48 und über 54 Stunden 

[552] hinaus in den meisten Bezirken und Industriezweigen sehr beträchtliche Fortschritte gemacht. 

Die Praxis unter der neuen Verordnung hat bewirkt, daß es in Deutschland heute nur noch nominell 

irgendwelche gesetzliche Schranken der Arbeitszeit gibt. Sogar die von der Verordnung im Paragraph 

7 vorgesehenen Erschwerungen der sonst in weitestem Ausmaße zugelassenen Verlängerungen der 

Arbeitszeit für solche Gewerbezweige und Arbeitergruppen, die un te r  be sonde ren  Ge f ah ren  

f ü r  Leben  ode r  Gesundhe i t  arbeiten, sind, wie die neueste offizielle Erklärung des Reichsar-

beitsministers im August 1924 bestätigt, infolge der „in der Sache selbst liegenden Schwierigkeiten“ 

und der „augenblicklich sehr ungünstigen Wirtschaftslage der Industrie überhaupt und der besonders 

schwierigen Lage des Ruhrreviers“ b i s  heu te  noch  n i ch t  i n  d i e  P rax i s  übe r füh r t  worden. 

Soweit wäre denn alles in schönster Ordnung. Die deutschen Kapitalisten haben sich, ehe sie sich 

dem Dawes-Pakt unterwarfen, ihr Recht zur uneingeschränkten Ueberwälzung dieser Lasten auf ihre 

Arbeitssklaven bereits im voraus zu sichern versucht. Und sie haben damit zwar vielleicht nicht im 

Geiste der „Theorie“ (oder „Phraseologie“) des Dawes-Berichts, wohl aber durchaus im Geiste seines 

wirklichen Inhalts und seiner voraussichtlichen p r ak t i s chen  Dur ch füh r ung  gehandelt. 

Dem von dem Dawes-Bericht für die Uebertragung von deutschen Werten an das Ausland t heor e -

t i s ch  vorgesehenen Transfermechanismus (zue r s t  Feststellung eines deutschen Wirtschaftsüber-

schusses, danach  Uebertragung dieses Ueberschusses in Form von Barzahlungen, von Sachliefe-

rungen, von Zahlungen zur Erstattung der Ausfuhrabgaben) würde allerdings eine sozialpolitische 

Regelung besser entsprochen haben, bei der zue r s t  festgestellt worden wäre, daß der „Arbeitsüber-

schuß“ der „deutschen Wirtschaft“ bei achtstündiger Arbeitszeit zur Zahlung der verlangten Repara-

tionen nicht ausreicht, und erst danach  die dem festgestellten Bedürfnis entsprechende Verlänge-

rung der Arbeitszeit durchgeführt werden würde. Aber bei der p r ak t i s chen  Durchführung des Da-

wes-Gutachtens wird, wie schon die Entwicklung der letzten Wochen deutlich anzuzeigen scheint, ja 

auch im Verhältnis zwischen den Kapitalisten der Ententeländer und den deutschen Kapitalisten ver-

mutlich Durchaus nicht jenes im Gutachten „theoretisch“ vorgesehene Uebertragungsverfahren zur 

Anwendung kommen, sondern eher das umgekehrte Verfahren: zuerst die Einkassierung der in Eng-

land wiederhergestellten und in Frankreich neugeschaffenen 26 Proz. Exportabgabe, und dann erst 

die Prüfung der Frage, ob diese vorweg genommenen Zahlungen auch durch einen Ueberschuß der 

deutschen Wirtschaftsbilanz gedeckt sind.*) Ganz ebenso wie hier die Ententekapitalisten gegenüber 

 
*) Näher zugesehen steht dieses bei der praktischen Durchführung des Dawes-Gutachtens in und nach London angewen-

dete Verfahren übrigens auch mit dem wirklichen Geist dieses Gutachtens durchaus im Einklang und widerspricht also 
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[553] der „deutschen Wirtschaft“ ihre tatsächliche Uebermacht rücksichtslos zur Geltung bringen, so 

gedachte nun auch diese „deutsche Wirtschaft“, (das heißt die deutsche Kapitalistenklasse) ihre 

Uebermacht gegenüber dem durch die Ereignisse des Jahres 1923 entkräfteten und aktionsunfähigen 

deutschen Proletariat rücksichtlos zur Geltung zu bringen. Die deutschen kapitalistischen Erfüllungs-

politiker wollten ohne Rücksicht daraus, ob es für die durch das Sachverständigengutachten fixierten 

Reparationszahlungen notwendig wäre oder nicht, die verlängerte Arbeitszeit für die deutschen Ar-

beitnehmer auf jeden Fall im voraus festlegen. Hierbei aber sind sie nun auf einen unverhofft starken 

Widerstand gestoßen. 

Nicht nur die deutschen Sozialdemokraten, die die Phraseologie des Dawes-Gutachtens gegenüber 

seinem wirklichen Inhalt vertreten, haben die deutschen Kapitalisten darauf hingewiesen, daß das 

Dawes-Gutachten das Instrument zur Erfüllung des Versailler Friedens darstellt und daß zu diesem 

Versailler Friedensvertrag auch der 13. Teil dieses Vertrages gehört, in dem sich die Hohen Vertrag-

schließenden Mächte zu dem Prinzip des Internationalen Achtstundentages bekennen. Viel wichtiger 

waren andere Widerstände, die sich dem Willen der deutschen Kapitalistenklasse, die für die Durch-

führung des Dawes-Gutachtens erforderlichen Summen und noch eine erkleckliche eigene Provision 

dazu durch schrankenlose Vermehrung der Arbeitszeit und sonstige Herabdrückung der Arbeitsbe-

dingungen aus der deutschen Arbeiterklasse herauszuholen, vom Ausland her entgegensetzten. Statt 

den deutschen Kapitalisten zu gestatten, die von ihnen endlich anerkannten Reparationsverpflichtun-

gen in der Weise zu erfüllen, wie sie von einer kapitalistischen Klasse allein erfüllt werden können, 

ging man von dieser Seite aus immer entschiedener dazu über, von den deutschen Kapitalisten um-

gekehrt gewisse Garantien dafür zu verlangen, daß sich die deutsche Kapitalistenklasse nicht durch -

die übernormale Herabdrückung der Arbeitsbedingungen ihrer Arbeiterklasse (das sogenannte „sozi-

ale Dumping“) einen „unbilligen Vorteil im industriellen Wettbewerb“ verschaffe. Und dieser Druck 

war so stark, daß die deutsche Regierung, die derartige Zumutungen zunächst (im Juni 1924) sehr 

energisch als einen Angriff auf die deutsche „Souveränität“ zurückzuweisen versuchte, später (im 

August) erklärte, daß sie die von ihr in erster Linie verlangte Ratifikation des internationalen 

Washingtoner Abkommens über den Achtstundentag niemals grundsätzlich abgelehnt hätte und auch 

jetzt noch unter bestimmten Vorbedingungen zu seiner Ratifikation bereit sei. Dieser Erklärung ist 

auch schon ein praktischer Schritt zur Ausführung gefolgt, indem zur Herbeiführung einer Verstän-

digung über diese Fragen im September in Bern eine Konferenz der Arbeits-[554]minister von 

Deutschland, Frankreich, Belgien und Groß-Britannien stattgefunden hat, über die das WTB am 9. 

September berichtet, daß sie geschlossen hätte „unter dem allgemeinen Eindruck, daß  e s  m ög l i ch  

s e i n  w i r d, z u  e i ne r  gem e i nsam en  Ra t i f i z i e r ung  des Wash i ng t one r  Uebe r e i nkom -

m ens  z u  ge l ange n.“ 

III. 

Es ist im höchsten Grade interessant, diesem national und international geführten Streit über den 

Zusammenhang zwischen der Frage der Reparationen (das ist heute die Frage der Durchführung des 

Dawes-Gutachtens) und der Frage der Regelung der Arbeitszeit und der sonstigen Arbeitsbedingun-

gen für die deutsche Arbeiterklasse an Hand der Quellen zu verfolgen. Die wichtigste dieser Quellen 

ist natürlich das Dawes-Gutachten selbst. Die Frage aber, wie sich die Verfasser dieses Gutachtens 

die künftige Regelung der Arbeitszeit in Deutschland gedacht haben, ist in ein undurchdringliches 

 
nur noch seiner Phraseologie. Denn schon das Dawes-Gutachten selbst macht zwar (in der Anlage 6, Teil 4) die Bezahlung 

der Sachlieferungen und die Erstattung der Ausfuhrabgaben durch das Uebertragungskomitee von der vorherigen Fest-

stellung eines Ueberschusses abhängig, der ohne Gefährdung der deutschen Währung an das Ausland übertragen werden 

könnte. Es spricht auch an der Stelle, [553] wo es von der A u s f ü h r u n g  dieser Lieferungen (und der Erhebung der 

Exportabgabe) spricht (Teil 11), ausdrücklich die Ansicht aus, daß sich solche Sachlieferungen (und nicht voll bezahlten 

Exporte) in ihrer finanziellen Wirkung von Barzahlungen tatsächlich nicht unterscheiden. Es erklärt dann aber an der 

gleichen Stelle, daß diese Lieferungen (und ebenso die Exportbelastung) dennoch auf jeden Fall erfolgen müßten, weil 

solches erstens „i m  V e r t r a g  v o r g e s e h e n  s e i“ (O höchstwohlweiser und gerechter Richter!), und zweitens diese 

Sachlieferungen, gleichviel ob die deutsche Wirtschaft sie entbehren könnte, jedenfalls gegenwärtig „f ü r  d i e  W i r t -

s c h a f t  m e h r e r e r  a l l i i e r t e r  S t a a t e n  u n e n t b e h r l i c h“ seien. Diese schon im Dawes-Gutachten selbst enthalte-

nen Ansätze sind dann in und nach London nur weiter entwickelt worden. 
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Dunkel gehüllt und wird von den verschiedenen Interessenten in grundverschiedener Weise beant-

wortet. Es ist bekannt, daß in dem ganzen Text des Gutachtens die Frage des Achtstundentages und 

der Arbeitszeit überhaupt mit keinem Wort berührt wird. Und die an verschiedenen Stellen des Gut-

achtens vorkommenden Aeußerungen über die Frage der Löhne und sonstigen Arbeitsbedingungen 

sind entweder völlig nichtsagende und zu nichts verpflichtende Phrasen, oder aber Aussprüche von 

einer wahrhaft o r ake lha f t en  Zwe i deu t i g ke i t. Der typischste dieser Aussprüche ist enthalten in 

dem viel zitierten Satz, daß es „offensichtlich unangemessen and nach keiner Richtung wünschens-

wert sei, daß etwa der alliierte Steuerzahler a l s  P roduzen t  i n  s e i nem  geschä f t l i chen  Wet t -

bewer b  du r ch  g r öße r e  Las t en  – d i e  Lohnsum m en  i nbeg r i f f en  – g ehem m t  wi r d  a l s  

s e i n  deu t s che r  Konkur r en t.“ Das kann bedeuten, daß das als „Belastung“ der deutschen Pro-

duktion aufgefaßte (!) Leben der arbeitenden Menschen in Deutschland nicht unter das in irgend ei-

nem Sinne als normal betrachtete (vorkriegliche? nachkriegliche? gegenwärtige?) Niveau herabge-

drückt werden soll. Es kann aber ebensogut auch heißen, daß für alle derartigen Herabsetzungen des 

Lebensniveaus der deutschen Arbeiterklasse durch das deutsche Kapital das konkurrierende auswär-

tige Kapital von den deutschen Kapitalisten im Namen des „gleichen Wettbewerbs“ eine entspre-

chende „Kompensation“ verlangt. Dann verhielte also das von praktischen „Geschäftsleuten“ ver-

faßte Gutachten sich zu der sozialpolitischen Frage per Löhne, der Arbeitszeit und allen ähnlichen 

Fragen völlig neu t r a l, es überließe die Entscheidung dieser Frage der uneingeschränkten „Souverä-

nität“ der deutschen kapitalistischen Klasse und ihrer Regierung, und es beschränkte sich darauf, 

dafür zu sorgen, daß die durch vermehrte Ausbeutung der Arbeiterklasse in Deutschland geschaffe-

nen Zuschuß-Mehrwerte möglichst restlos in den Dienst der Reparationszahlungen gestellt werden. 

Viele Einzelausführungen des Dawes-Gutachtens, besonders die in Anlage 3 enthaltenen Berechnun-

gen über den erzielbaren Reinertrag der deutschen Eisenbahnen (die gegenwärtig und nach der Vo-

raussicht der Kommission auch in Zukunft besonde r s  n i ed r i gen  Löhne des deutschen Eisen-

bahnpersonals werden als Grundlage für die Berechnung eines de s t o  höhe r en  für die Reparationen 

verfügbaren Reinertrags der deutschen Eisenbahnen benutzt!) sprechen dafür, daß die an zweiter 

Stelle erwähnte Auslegung [555] des Orakels der amerikanischen Pythia dem wirklichen Sinn des 

Dawes-Gutachtens entspricht. Und für die deutschen Kapitalisten bestände also danach doch noch 

eine begründete Hoffnung auf eine mit der Zeit erzielbare Interessengemeinschaft zwischen dem 

deutschen und dem „feindlichen“ Kapital zur gemeinsamen Steigerung der Ausbeutung der deutschen 

Arbeiterklasse. 

Bis aber dieser w i r k l i che  S i nn  des Dawes-Gutachtens zur vollen praktischen Auswirkung kommt, 

bis dahin ist noch ein weiter Weg zu durchlaufen. Vorläufig weiß das Entente-Kapital nur zu gut, daß 

die deutschen Kapitalisten bei ihrem Streben nach der schrankenlosen Verlängerung des Arbeitstages 

in Deutschland auch noch ganz andere Zwecke im Schilde führen als bloß die Vermehrung der zu r  

Le i s t ung  von  Repa r a t i onszah l ungen  verfügbaren Beträge. Mit einer durch nichts zu Über-

bietenden Präzision hat ein getreuer Diener der Interessen des Ententekapitals, der vormalige Muni-

tionsminister, gegenwärtige Generalsekretär des Internationalen Arbeitsamtes beim Völkerbunde, Al-

bert Thomas, in seinem Schlußwort zu der 6. Sitzung der Internationalen Arbeitskonferenz in Genf 

am 26. Juni 1924 grade diesen eigentlich strittigen Punkt der Frage herausgeschält. Er führt an, daß 

Deutschland zwar erklärt hätte, es müßte die Arbeitszeit seiner Arbeiter verlängern, um sich durch 

diese „nationale Anstrengung“ möglichst schnell der Lasten zu entledigen, die ihm mit den Repara-

tionsverpflichtungen auferlegt wären, daß man aber auf diese deutsche Erklärung mit einer Gegen -

f r age  antworten müßte: „Ihr erklärt, daß diese Verlängerung der Arbeitszeit für die Zahlung der 

Reparationen notwendig ist. Abe r  au f  we l chem  W e g e, du r ch  we lche  Me t hode  bekom -

m en  d i e  ande r en  Vö l ke r  d i e  Gewäh r, daß  währ end  de r  Daue r  de r  ve r l änge r t en  Ar -

be i t s ze i t  d i e  E r gebn i s s e  d i e se r  Ve r l änge r ung  auch  den  Repa r a t i onen  zu f l i eße n, 

daß  d i e se  Ve r l änge r ung  n i ch t  übe r  d i e  no t wend i ge  Ze i t  h inaus  be s t eh t  und  daß  

dadu r ch  n i ch t  e i ne  Konkur r enz  en t s t eh t, d i e  d i e  ande r en  Vö l ke r  z u  be f ü rch ten  

hä t t e n?“ Und da dieser waschechte Vertreter der Interessen des englisch-amerikanischen Kapitals 

das neue Evangelium des Herrn Dawes ebensogut auswendig weiß, wie Poincaré la guerre den Ver-

sailler Vertrag des alten Bundes, so fügt er zu dieser ersten Bemerkung gleich noch eine zweite hinzu, 
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die bestimmt ist, den deutschen Kapitalisten auch noch die vorher von ihnen zaghaft angedeutete Mög-

lichkeit abzuschneiden, daß sie durch eine ganz besonders weitgetriebene Vermehrung ihrer „nationa-

len Anstrengung“ am Ende des t o  s chne l l e r  von ihrer Schuldenlast befreit werden könnten. Er 

erinnert an den Artikel VI a des ersten Teils des Sachverständigenberichts, worin geschrieben steht, 

daß es sowohl gerecht als auch durchführbar sei, daß die Alliierten an einer (durch solche Maßnahmen 

wie Arbeitszeitverlängerung etwa herbeigeführten) Zunahme des deutschen „Wohlstands“ (!) teilneh-

men, indem mit Rücksicht darauf die ursprünglich festgesetzten Zahlungen en t sp r echend  e r höh t  

werden. Also auch hier vorläufig kein Ausweg für die deutsche Kapitalistenklasse! Und was auch die 

Vertreter der deutschen Arbeitgeber und der deutschen Regierung dagegen einwenden mögen, der für 

die internationale Sozialpolitik und das Wohl der deutschen Arbeiterklasse besorgte Direktor Thomas 

besteht in Gemeinschaft mit seinem gleich-[556]gesinnten französischen Freunde Jouhaux darauf, daß 

der Dawes-Bericht auch nach der sozialpolitischen Seite hin seinem Sinne gemäß ergänzt werden muß, 

dadurch, daß eine „formelle Garantie“ dafür geschaffen wird, daß die deutsche Kapitalistenklasse sich 

nicht durch die Verschlechterung der Arbeitsbedingungen ihrer Arbeiterklasse, besonders durch, eine 

Verlängerung der Arbeitszeit, dem Geist des Dawes-Gutachtens zuwider einen unbilligen Vorteil in 

dem industriellen Wettbewerb der Nationen verschaffe. Entweder soll Deutschland das Washingtoner 

Abkommen ratifizieren, oder aber die Reparationskommission, deren Aufgabe darin besteht, über die 

Durchführung der Beschlüsse der Sachverständigen zu wachen, soll in irgend einer anderen Form eine 

internationale Kontrolle über die deutschen Arbeitsbedingungen organisieren. 

Diese von der internationalen Arbeitskonferenz zum Beschluß erhobenen Anregungen der Herren 

Thomas und Jouhaux haben in Deutschland begreiflicherweise einen Orkan patriotischer Entrüstung 

erregt. Nachdem schon auf der Konferenz selbst der deutsche Regierungsvertreter Leymann diesen 

„unerträglichen Eingriff in die deutsche Souveränität“ zurückgewiesen und der deutsche Arbeitgeber-

vertreter, Kommerzienrat Vogel, in schärfster Form erklärt hatte, daß der Verwaltungsrat des Interna-

tionalen Arbeitsamtes überhaupt „kein Recht und keine Macht habe, Deutschland von der Verlänge-

rung des Achtstundentages abzubringen“, hat dann einige Tage darauf das WTB zu den Ausführungen 

des Direktors Thomas eine ha l bamt l i che  E r k l ä r ung  mitgeteilt, die hier in ihrem vollen Wortlaut 

wiedergegeben werden soll, weil sie in unübertrefflicher Weise zeigt, wie sich die deutsche „Sou-

ve r än i t ä t“ für die deutschen Kapitalisten, die das Sachverständigengutachten mit allen seinen Ein-

schränkungen und Zerstörungen der deutschen Souveränität auch ohne Räumung des Ruhrgebiets 

akzeptiert haben, am Ende auf weiter nichts reduziert, als auf da s  souve räne  Rech t  zu r  une i n -

ge sch r änk t en  Ausbeu t ung  i h r e r  e i genen  Ar be i t e r k l a s s e. Die Eiklärung des WTB lautet: 

„Die angebliche internationale Gefahr und Beunruhigung beruhen nicht auf der deutschen Arbeitszeitverord-

nung vom 23. Dezember 1923, sondern auf den Verhältnissen, die zu dieser Verordnung gezwungen haben, 

also auf dem wirtschaftlichen und Währungszusammenbruch, auf dem jahrelangen Fehlen einer sachverstän-

digen Behandlung des Reparationsproblems, auf Ruhreinbruch und Micum-Verträgen. Das Sachverständigen-

gutachten ist mehr als drei Monate nach der deutschen Arbeitszeitverordnung ergangen; die neuen Arbeitszei-

ten bestanden bei seiner Abfassung. Das Sachverständigengutachten erwähnt den Achtstundentag überhaupt 

nicht. Das deutsche Volk hat im übrigen nicht nur formell, wie Direktor Thomas sagt, sondern vollauf auch 

materiell das Recht, die Regelung der Arbeitszeit als eine Angelegenheit der deutschen Souveränität zu be-

trachten. Es wird sich dagegen, daß etwa unter Verletzung der deutschen Souveränität ihm internationale Bin-

dungen in Form von Garantien in dieser Beziehung auferlegt werden, ebenso entschieden wehren, wie schon 

früher gegen die von Herrn Thomas angeregte internationale Kontrolle der deutschen Arbeitszeit. Nicht zu 

seinem Vergnügen und nicht zu privaten Gewinnzwecken nahm das deutsche Volk eine Verlängerung der 

Arbeitszeit auf sich, sondern unter dem bitteren Zwange, sich am Leben zu erhalten.“ 

„So haben die Tories in England sich lange eingebildet, daß sie für das Königtum, die Kirche und die 

Schönheiten der alt-englischen [557] Verfassung schwärmten, bis der Tag der Gefahr ihnen das Ge-

ständnis entriß, daß sie nur für die Grund schwärmen“ “ (Karl Marx im „18. Brumaire“.) 

IV. 

Seit dieser Zeit ist über die in Genf verhandelten Fragen in der deutschen Presse ein ununterbrochener 

heftiger Kampf, besonders zwischen den Vertretern der Gewerkschaften und den Vertretern der 
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Arbeitgeberverbände, geführt worden. Und die Vereinigung der deutschen Arbeitgeberverbände hat 

die Sache für so wichtig gehalten, daß sie eigens für die erschöpfende Darlegung ihres Standpunktes 

in dieser Frage des Zusammenhanges zwischen der Reparationsfrage und den Arbeitsbedingungen 

der deutschen Arbeitnehmer zwei Denkschriften auf einmal veröffentlicht hat, von denen die eine 

(weiter oben schon erwähnte) „Di e  Rege l ung  de r  Ar be i t s ze i t“ behandelt (Nr. 8), während die 

andere (Nr. 7) im gleichen Stile „Die  Lohnpo l i t i k  de r  deu t s chen  Ar be i t gebe r “ erörtert. 

Beide Schriften enthalten das reichste Material für die Beurteilung der Frage, in welchem Sinne die 

deutsche Kapitalistenklasse sich die Durchführung des von ihr angenommenen Sachverständigengut-

achtens in Wirklichkeit denkt. Mit nicht zu überbietender Klarheit tritt hervor, daß auch mit der end-

gültigen Annahme des Dawes-Gutachtens durch alle maßgebenden Vertreter der großkapitalistischen 

Interessen in Deutschland der imperialistische Machtkampf für diese kapitalistischen Schichten noch 

immer nicht zu Ende gekämpft ist. Die Mitinteressiertheit des Entente-Kapitals an der gesteigerten 

Ausbeutung der deutschen Arbeiterklasse mag also „letzten Endes“ noch so groß sein. Diesen noch  

n i ch t  n i ede r gekäm pf t en  im per i a l i s t i s che n  Konkur r en ten  können doch ihre im Kriege 

siegreichen Gegenspieler diesseits und jenseits des Ozeans eine so gefährliche Waffe wie das unein-

geschränkte souveräne Recht zur selbständigen Bestimmung des Ausbeutungsgrades ihrer eigenen 

Arbeiterklasse noch nicht ohne Sorge anvertrauen. Und Herr Thomas und Herr Jouhaux und Herr 

Macdonald müssen also wirklich bis auf weiteres noch darauf sinnen, wie man die nötigen Ga ran -

t i en  dafür schafft, daß die |Herabdrückung der Lebenshaltung und die Steigerung der Arbeitszeit der 

deutschen Arbeiterklasse, die für die möglichst reichliche Erfüllung der Reparationsverpflichtungen 

allerdings wünschenswert und notwendig ist, auch wirklich restlos für den Zweck der Reparationen 

und nicht für die selbständigen Zwecke der deutschen Kapitalisten nutzbar gemacht wird. Denn noch 

ganz ebenso unverändert wie einst in den Köpfen der Nichterfüllungs- und Revanchepolitiker, so 

wurzelt auch Leute noch in den Köpfen der neudeutschen Erfüllungspolitiker die fixe Idee, daß es 

der heiligste Beruf der deutschen Arbeiterklasse sei, zunächst einmal ihre kapitalistischen Zwingher-

ren (die sogenannte „deutsche Wirtschaft“) für alle die „Verluste“ schadlos zu halten, die sie durch 

den verlorenen Weltkrieg erlitten haben. Mit großem Beifall zitieren die deutschen Arbeitgeber jene 

methodisch wahnsinnige Berechnung der für die deutsche Wirtschaft verloren gegangenen „Arbeits-

stunden“, die einst im Jahre 1922 der erste Wegebereiter der gegenwärtig von allen großkapitalisti-

schen Schichten angenommenen „Erfüllungspolitik“, Herr Walter Rathenau, dem Obersten Rat der 

Alliierten in Cannes aufgemacht hat. In dieser Berechnung wird [558] bekanntlich alles, was 

„Deutschland“ durch den Krieg und die Niederlage „verloren“ hat, darunter auch solche „Verluste“, 

wie der „Verlust von Gebieten“, die „ungünstigere landwirtschaftliche Flächengestaltung“, in lauter 

zus c h üs s ige  j äh r l i che  Ar be i t s s t unden  f ü r  das  deu t s che  P ro l e t a r i a t  umgerechnet, mit 

dem rechnerischen Ergebnis, daß die deutschen Arbeiter, wenn, wie in einer kapitalistischen Gesell-

schaftsordnung füglich vorauszusetzen, die deutschen Kapitalisten durch den verlorenen Krieg um 

keinen Pfennig ärmer werden sollen (!), ihnen vo r  irgend einer Zahlung von Reparationen jährlich 

mehr als 9 Milliarden Extra-Mehrarbeitsstunden vorweg leisten müssen! Auf solche und ähnliche 

„Berechnungen“ stützen die deutschen Kapitalisten noch bis zum heutigen Tage ihren „Anspruch“ 

auf eine Verlängerung der deutschen Arbeitszeit „von 8 auf 14 Stunden“ (Rathenau) und auf eine 

Beseitigung aller Schranken der Arbeitszeit überhaupt. 

Auch der deutsche Arbeitsminister Dr. Brauns hat, noch kurz bevor er zu der Septemberkonferenz in 

Bern abreiste, in einer offiziellen Kundgebung im Reichsarbeitsblatt 1924 Nr. 17 die Kampagne der 

deutschen Arbeitgeberschaft für ihr souveränes Recht zur Verlängerung der Arbeitszeit mit Argu-

menten unterstützt, die auf ganz der gleichen „irredentistischen“ Einstellung beruhen. Er wehrt den 

gegen die deutsche Wirtschaft von der ausländischen Konkurrenz und den internationalen „Sozialpo-

litikern“ à la Thomas, Jouhaux erhobenen Vorwurf des „sozialen dumping“ damit ab, daß er erklärt, 

daß diese „deutsche Wirtschaft“ doch mit dem Verlust von 10 bis 15 Prozent an Land und Menschen 

und den bekannten sonstigen Verlusten schon „vorbelastet“ sei. Hier finden wir also das würdige 

Gegenstück zu der obenerwähnten Vorstellung des General Dawes, der die Existenz der Arbeiter-

klasse selbst als eine möglichst niedrig zu haltende „Belastung“ der kapitalistischen Produktion 
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auffaßte. In der Phantasie der deutschen Kapitalisten und der in ihrem Interesse regierenden und plä-

dierenden Minister existiert das imperialistische Deutschland der wilhelminischen Aera noch heute 

in all seiner goldenen und eisernen Herrlichkeit völlig unversehrt weiter, mit all seinen Kolonien und 

auswärtigen Kapitalsanlagen, mit seiner Flotte, mit Elsaß-Lothringen und allem sonstigen imperia-

listischen Zubehör, und es ist die verfluchte Pflicht und Schuldigkeit einer national gesinnten deut-

schen Arbeiterklasse, durch grenzenlos vermehrte Plackerei und verminderten Konsum den großen 

„Arbeitsüberschuß“ zu erzeugen, der nötig ist, um erstens ihren einheimischen Herren die durch das 

Fehlen all dieser schönen Dinge alljährlich eintretenden „Verluste“ in Form von unbezahlten Extra-

arbeitsstunden zu ersetzen, und zweitens außerdem noch an die mit ihren einheimischen Herren kon-

kurrierenden ausländischen Kapitalisten die „Schulden“ der deutschen Wirtschaft zurückzuzahlen, 

damit auf diesem Wege „das deutsche Volk“ so schnell wie möglich wieder „frei“ werden möge. 

Wahrhaftig, der Weg zur kapitalistischen „Befreiung“ Deutschlands (das heißt in Wahrheit: zur öko-

nomisch-politischen Restauration des deutschen kapitalistisch-imperialistischen Systems von 1914) 

ist ein langer und opfervoller Weg geworden. Aber die Geschichte ist gründlich und macht viel Pha-

sen durch, ehe sie eine alte Gestalt zu Grabe trägt. Das wilhelminische Imperium, das in der Realität 

schon seit 6 Jahren zerstört ist, muß in den Köpfen der deutschen Kapitalistenklasse noch einmal 

zerstört werden. Inzwischen bedeutet der lebhafte Streit zwischen den internationalen „Sozial-

[559]politikern“, den ausländischen Kapitalisten, den deutschen Kapitalisten und den deutschen So-

zialdemokraten über die Frage, ob zur Durchführung des Sachverständigengutachtens eine Verlänge-

rung der Arbeitszeit in Deutschland über das internationale Niveau hinaus notwendig sei, überhaupt 

keinen Streit über eine wirtschafts- und sozialpolitische Frage, sondern lediglich die Fo r t s e t zung  

de s  kap i t a l i s t i s c h-im pe r i a l i s t i s chen  Konkur r enzkam pfes  zwi schen  dem  bes i eg -

t en  deu t s chen  und  dem  s i eg r e i chen  aus l änd i s chen  Kap i t a l i sm us  und  i h r en  wech -

se l s e i t i gen  Bundesgenos se n. 

Es ist für die Beurteilung der historischen Rolle der deutschen Sozialdemokratie und der übrigen 

Parteien der sogenannten Zweiten Internationale in der gegenwärtigen Geschichtsperiode, und ebenso 

auch für die Beurteilung solcher politischer und sozialpolitischer Institutionen wie der englischen 

„Arbeiterregierung“ und des „Internationalen Arbeitsamts des Völkerbundes“ von höchster Bedeu-

tung, mit solcher Genauigkeit, wie es gerade in diesem Falle möglich ist, zu sehen, auf welcher Seite 

sie in diesen interkapitalistischen politischen Kämpfen stehen. Und wenn demnächst, wie nach dem 

Ergebnis der Berner Konferenz der Arbeitsminister sehr wahrscheinlich, die deutsche Regierung das 

Washingtoner Abkommen über den internationalen Achtstundentag tatsächlich noch ratifizieren 

wird, unter Ausnutzung des von Herrn Albert Thomas schon in Genf gegebenen und von dem deut-

schen Arbeitsminister inzwischen begierig aufgegriffenen Winks, daß ja für die nächste Zeit e i ne  

Ve r l änge r ung  de r  Ar be i t s ze i t  i n  Deu t s ch land  au f  Gr und  de s  Ar t i ke l  14  de s  

Wash i ng tone r  Abkom m ens  j ede r ze i t  m ög l i ch  sein würde, so muß die deutsche Arbeiter-

klasse wissen, was dieser „Erfolg“ des sozialdemokratischen Kampfes „um den Achtstundentag“ in 

Wirklichkeit zu bedeuten hat.*) 

Im Gegensatz zu solchen in Wirklichkeit um ganz  ande r e  Z i e l e  als den Achtstundentag geführten 

Scheingefechten kann ein Kampf um die w i r k l i che  Wi ede r he r s t e l l ung  de s  

 
*) Artikel 14 lautet: „Die Bestimmungen dieses Uebereinkommens können in jedem Lande im Falle des Krieges oder an-

derer die Landessicherheit gefährdender Vorkommnisse durch die Regierung aufgehoben werden.“ Albert Thomas hat in 

Genf der deutschen Regierung die Offerte gemacht, daß sie das Washingtoner Abkommen ratifizieren sollte und daß dann 

„auf Grund einer öffentlichen Verständigung, eines formellen internationalen Abkommens“ vielleicht der Artikel 14 in 

Deutschland: für eine bestimmte Zeit zur Anwendung gebracht werden könnte. Die Reichsregierung hat darauf erwidert, 

sie sei bereit, die gewünschte Verständigung herbeizuführen und das Washingtoner Abkommen zu ratifizieren, indem sie 

dabei „als selbstverständlich voraussetzt, daß z u r  V e r h ü t u n g  a u ß e r o r d e n t l i c h e r  G e f ä h r d u n g  d e u t s c h e r  

L e b e n s n o t w e n d i g k e i t e n  d e r  A r t i k e l  1 4  A n w e n d u n g  f i n d e t.“ – Damit sind die Grundlinien für das kom-

mende Geschäft schon festgelegt. Die deutsche Regierung unterwürft sich der verlangten Kontrolle, und sie erhält dafür 

das Recht, das theoretisch von ihr angenommene internationale Abkommen in Deutschland praktisch bis auf weiteres außer 

Kraft zu setzen. Die näheren Details für die Ausführung dieses neuen Zusatzabkommens zum Dawes-Pakt sind vermutlich 

auf der Berner Konferenz der deutschen und der alliierten Arbeitsminister inzwischen schon vereinbart worden.“ 
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Ach t s t unden t ages  i n  Deu t s ch l and  unter den gegenwärtigen, von [560] der „Durchführung 

des Dawes-Gutachtens“ beherrschten Verhältnissen nur als revolutionärer Kampf geführt werden, da 

durch die Wiedereroberung des Achtstundentages die Durchführung dieses Gutachtens vollständig 

vereitelt werden würde. Aus dieser Einsicht folgt aber umgekehrt auch, daß in Zukunft jeder wirkliche 

Kampf der deutschen Proletarier um den Achtstundentag und um andere einschneidende Verbesse-

rungen ihrer Klassenlage, gleichviel ob er mit vollem revolutionärem Bewußtsein geführt wird oder 

nicht, ein r evo l u t i onä r e r  Ka m pf  sein wird. Der Marxsche Satz, daß jeder Klassenkampf letzten 

Endes ein politischer Kampf ist, läßt sich für die Klassenkämpfe in dem zur Kolonie des Entente-

Kapitals gewordenen Dawe s-Deu t s c h land  erweitern zu dem Satz, daß jeder Klassenkampf letz-

ten Endes sogar ein außenpolitischer Kampf werden muß. Der Kampf um den Achtstundentag ist der 

revolutionäre Kampf gegen die Durchführung des Sachverständigengutachtens und für die innere und 

äußere Befreiung des r evo l u t i onä r en  Ar be i t e r-Deu t sch l an d. 

* 

Die Widersprüche des modernen Kapitalismus.  
Von N. B u c h a r i n. 

In den „Theorien über den Mehrwert“ definiert Marx die Apologetik als ein System von Anschauun-

gen über den Kapitalismus, dass die E i nhe i t  der kapitalistischen Beziehungen, aber nicht ihre inne-

ren Wi de r sp r üche  sieht, keine Analyse dieser Widersprüche gibt, die kapitalistische Gesellschaft 

als eine Einheit von Wi de r sp r üche n nicht begreifen kann und daher außerstande ist, die innere 

Mechanik der kapitalistischen Entwicklung richtig zu erfassen. 

Die kommunistische Gesellschaft ist eine organisierte, planmäßige, sich rationell entwickelnde, über 

die Fähigkeit, ihre auch ihre eigene Evolution zu lenken, verfügende Gesellschaft. Der Kap i t a l i s -

m us  bereitet diese Gesellschaft vor, er schafft die Voraussetzung für die zukünftige allseitige Orga-

nisiertheit. Die Grenze dieser historischen Mission des Kapitalismus ist aber ganz und gar nicht die 

organisierte Gesellschaft, sondern die gewaltige Explosion der gesellschaftlichen Widersprüche, die 

Revolution. Andererseits steht am Grabe des kapitalistischen Regimes nicht nur der bis zu den äußers-

ten Grenzen gesteigerte Klassenantagonismus, dieses gewaltigste Dynamit unseres Zeitalters. Alle Wi-

dersprüche des Kapitalismus: Krisen, Konkurrenz, Kriege, sind hier auf höchster Stufenleiter reprodu-

ziert. Die revolutionäre marxistische Theorie betrachtet die gesamte Bewegung der kapitalistischen Ge-

sellschaft vom Gesichtspunkte einer erweiterten Reproduktion der kapitalistischen Widersprüche: nur 

in diesem Fall kann ein der Wirklichkeit entsprechendes Bild der bürgerlichen Welt gegeben werden. 

Gegenwärtig zieht die Menschheit – sowohl ihr proletarischer Teil wie die Marodeure der Bourgeoisie 

– die Bilanz des Weltkrieges, des e r s t en  die ganze Welt erfassenden imperialistischen Raufens. 

Diese Bilanz ziehen auch die sozialdemokratischen Apologeten des Kapitalismus, die Minister a. D. 

der bürgerlichen (königlichen und republikanischen) Höfe, die nach einem friedlichen Leben schmach-

tenden quasi-marxistischen Spießer, in dem weichen Schlafrock des mit dem Blute der Opfer des „de-

mokratischen Regimes“ von Noske und Co. bespritzten jämmerlichen wilsonisierten Marxismus. 

Ein solcher ist Herr Rudolf Hilferding, der auf dem theoretischen Friedhof der Sozialdemokratie sei-

nen Taufpaten, Lehrer und Meister Karl Kautsky schnell verdrängt hat. 

[561] In Nummer 1 der Zeitschrift „Die Gesellschaft“ veröffentlicht Herr Hilferding einen program-

matisch-theoretischen Artikel: „Probleme der Zeit“. Wir haben keine Möglichkeit, bei allen Punkten 

dieses Artikels zu verweilen, um so mehr weil schon andere Genossen über ihn geschrieben haben. 

Immerhin möchten wir aber einige Worte über gewisse Ausführungen des Herrn Hilferding sagen. 

Vor allem das P r ob l em  des  „organ i s i e r t en  Ka p i t a l i s m u s“. Was gibt uns aber hier die sozi-

aldemokratische Theorie? Herr Hilferding stellt ganz richtig die weitere Konzentration und Zentrali-

sation des Kapitalismus, das Wachstum der monopolistischen Vereinigungen usw. fest. „Dies bedeu-

tet den Uebergang von dem Kapitalismus der freien Konkurrenz zum organisierten Kapitalismus.“*) 

 
*) „Die Gesellschaft“ Nr. 1, Seite 2. 
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„Damit wächst zugleich die bewußte Ordnung und Lenkung der Wirtschaft, die die immanente Anar-

chie des Kapitalismus der freien Konkurrenz auf kapitalistischer Basis zu überwinden strebt.“*) Was 

ist dabei Verwunderliches? Wurde etwa diese Tendenz nicht hundertmal auch in unserer kommunis-

tischen Literatur festgestellt? 

Ja, sie wurde festgestellt. Aber auf eine ganz „andere Manier“, n i ch t  s o, wie bei Herrn Hilferding. 

Dieser letztere begreift nicht, sieht nicht, will nicht sehen, daß die Tendenz zur Organisiertheit sich 

ebenfalls in antagonistischen widerspruchsvollen Formen entwickelt. Der Apologet des Kapitalismus 

verschweigt diese Widersprüche, verschweigt das, was eine m ar x i s t i s che  Analyse in erster Reihe 

zeigen muß. 

Herrn Hilferding scheint es schon, daß eine Aera des organisierten, bewußt gelenkten Kapitals, ohne 

Krisen, ohne Arbeitslosigkeit, mit einem sicheren und weise geregelten Arbeitslohn usw. eintritt. 

In Wirklichkeit gibt es und – was wichtiger ist – kann es auch nichts derartiges geben. Denn die 

Abschaffung der freien Konkur r enz  i nne r ha l b  der kapitalistischen Länder, die Ueberwindung 

der Produktionsanarchie bedeutet g l e i chze i t i g  die S t e ige r ung  der „freien Konkurrenz“ zwi-

schen den einzelnen Ländern, das Wachstum der Anarchie der We l t w i r t s cha f t, mit anderen Wor-

ten eine e rwe i t e r t e  Rep r oduk t i on  de r  kap i t a l i s t i s chen  Wide r sp r üch e. 

Nur der beschränkte Gesichtspunkt der „Volkswirtschaft“, der zum provinziellen Gesichtspunkt eme-

ritierter Professoren, die im Plusquamperfektum leben, geworden ist, kann die Weltwirtschaft „weg-

denken“. 

Herr Hilferding sieht vorzüglich diese Weltwirtschaft, wenn der zarte Laut der amerikanischen Dol-

lars an sein Ohr klingt, dieses Wunderelixiers, das die deutsche Mark beleben soll, die gleich dem 

Lazar im Evangelium schon „drei Tage stank“ und jetzt durch den amerikanischen Christus in den 

Reiterstiefeln des General Dawes von den Toten erweckt werden soll. Herr Hilferding ist aber auf 

beiden Augen blind, wenn es notwendig ist, die Wi de r sp rüche  dieser Weltwirtschaft zu sehen. Er 

ist auf beiden Ohren taub, wenn diese Widersprüche mit ganz und gar nicht melodischen Stimmen 

gegen die Apologeten schreien. 

Die Anarchie ist „überwunden“! Die Krisen „verschwinden“! Es genügt aber, auch nur ein wenig der 

Wirklichkeit ins Gesicht zu schauen, um diese wahrhaft kläglichen Träume aufzuheben. Die Welt-

wirtschaft ist heute wen i ge r  einheitlich als früher. Das anerkennen entschieden alle Forscher. Alle 

führen die Bezeichnung im Mund: „Zerfall der Weltwirtschaft,“ „Zersetzung der Weltwirtschaft“ 

usw. Hilferding schreibt aber unbeirrt von einer Ueberwindung der Krise. 

In Wirklichkeit, real, ist also die Anarchie des Kapitalismus nicht nur nicht überwunden, sondern sie 

hat sich vertieft. Sie hat aber tatsächlich ihre Form geändert. Aus der Zersplitterung, Anarchie einer 

zahllosen [562] Menge einzelner kleiner wirtschaftlicher Körper ist sie zum konzentrierten Kampf 

von gewaltigen imperialistischen Gebilden auf dem Weltschauplatz dieses Kampfes geworden. Je 

rasender dieser Kampf ist, um so gewaltiger sind seine Kosten. Das gleiche trifft für die Krisen zu. 

Freilich wird die Anarchie innerhalb der gewachsenen vergrößerten Trusts überwunden, und die i n -

ne r en  „Krisen“ verschwinden hier. Es wäre aber eine leere und unwürdige Selbsttäuschung, anzu-

nehmen, daß die jüngste äußerst zerstörende Weltkrise selbst in die sozialdemokratischen Schädel 

die „Dialektik hineingehämmert“ haben dürfte. Offenbar sind diese Schädel durch Lakaiendienste so 

fest gepreßt, daß nichts mehr sie durchdringen kann. 

Es wäre aber gegenüber Herrn R. Hilferding ungerecht, zu behaupten, daß e r überhaupt nicht begreift, 

was los ist. Er stellt sich wohl mehr blind und taub: indem er bei den reichen amerikanischen Passan-

ten, die auf dem Berliner Durchgangshof umherspazieren, um Almosen bettelt, s i mu l i e r t  er. Nun, 

das ist ja schließlich ganz natürlich! 

 
*) „Die Gesellschaft“ Nr. 1, Seite 2. 
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Herr Hilferding anerkennt, daß das angelsächsische Kapital gesiegt hat; Herr Hilferding ist bereit, 

sich sowohl in die „politische“, wie in die „geistige“ Suprematie der Angelsachsen zu fügen. Hier 

fängt nun Herr Hilferding an, das wahre sozialdemokratische Paradies zu entdecken. 

Der Marxismus hat bisher behauptet, daß die Kriege mit dem Kapitalismus durch ein unzerreißbares 

Band verknüpft sind. Unser „Denker“ vernichtet aber mutig diese „veraltete“ Auffassung. Zuerst 

kriecht er, indem er mit einem Auge den „Angelsachsen“ mit ihrem vorzüglichen „politischen und 

geistigen Habitus“ zuwinkt, auf dem Bauche zu den „notwendigen Schlußfolgerungen“ hin. 

„Das Interesse der angelsächsischen Reiche, besonders des englischen, geht viel mehr, als nach neuer 

territorialer Expansion, nach Behauptung und Organisierung des Errungenen ... Mit diesen Interessen 

... steht das Interesse der demokratischen ... Massen in Einklang.*) 

Und weiter schon ganz offen: 

„Bedeutet wirklich Kapitalismus Krieg, sodaß nur mit seiner völligen Ueberwindung der Frieden 

gesichert wäre, oder lassen sich nicht durch eine konsequente (!) Politik, die die einzelstaatliche Sou-

veränität zugunsten einer überstaatlichen Produktion einschränkt, neue Formen politischer Weltord-

nung schaffen? Ist nicht auch hier (? !! N. B.) evolutionärer Entwicklung viel weiterer Spielraum 

gegeben, als bisher angenommen ward.“ 

Und Herr Hilferding gibt zu verstehen, daß er voll und ganz für die Evolution und gegen die Revolu-

tion, für den „Völkerbund“ und gegen einzelne Souveränitäten, für die „angelsächsische“ „Suprema-

tie“, „Habitus“, den Dollar und sonstige Wohltaten und gegen jene Ereignisse ist, die sich in „Osteu-

ropa“ abgespielt haben, und über die er nun mit Verachtung ein zwei Worte fallen läßt, ist er doch 

ein „gewissenhafter“ angesehener „Forscher“! 

Herr R. Hilferding ruft daher verspätet von neuem den „Ultra-Imperialismus“ von Karl Kautsky ins 

Leben, der diese Utopie noch zu Anfang des Krieges verkündet hat. Eine bemerkenswerte „Ironie der 

Geschichte“! Vor dem Kriege war auch Kautsky furchtbar vom englischem politischen „Habitus“ 

entzückt. Er hielt den englischen Imperialismus für völlig rein und unschuldig, geradezu für eine 

Stütze von „Frieden und Wohlwollen auf Erden“. Und jetzt, nachdem die englisch-russisch-französi-

sche Vorbereitung zum Kriege mit Dokumenten bewiesen ist, nachdem die Welt (offenbar ebenfalls 

in „evolutionärer Entwicklung“!) fast geborsten ist und sich im Blute erstickte, kehrt der Gedanke der 

sozialdemokratischen Theoretiker, sich unterwegs durch den Verlust der letzten Ueberbleibsel des 

marxistischen Gewissens bereichernd, zum Ausgangspunkt zurück. 

[563] Herr R. Hilferding rollt daher (und brummt eine Antwort in bejahendem Sinne) die Frage des 

„Ultra-Imperialismus“ auf. 

Allgemein gesprochen könnte dieser „imperialistische Bund“, diese „überstaatliche Organisation“, 

der „einheitliche Welttrust“ usw., auf zwei Wegen verwirklicht werden: 

entweder durch ein Uebereinkommen, 

oder durch Kampf und Sieg der stärkeren Gruppe. 

Auf den ersten Weg zu hoffen, ist – ab su r d, denn ein Uebereinkommen ist nur dann möglich und 

real, wenn eine Gleichheit der Kräfte vorliegt, wenn ein Sieg unwahrscheinlich ist, wenn der Kampf 

keinen Ausweg zeigt. Wer wird aber behaupten, daß gegenwärtig eine Kräftegleichheit vorliegt? Der 

zweite Weg ist der Weg des Sieges. Hilferding „nimmt als Grundlage“ den „Sieg der Angelsachsen“, 

die angelsächsische „Suprematie“ ist für ihn der f ak t i s che  „Völkerbund“. 

Aber auch das ist eine Illusion. Vor allem, weil es innerhalb dieser „Suprematie“ keinerlei Einheit 

gibt, und dann, weil es eine Million ande r e r  Widersprüche gibt, die dieses „Paradies“ völlig illuso-

risch machen. 

Freilich ist der Sieg Amerikas Tatsache. Hiervon ist aber der durch Amerika „organisierte“ Weltka-

pitalismus himmelweit entfernt. Amerika möchte wohl vielleicht, um den Ausdruck des Genossen 

 
*) Seite 15. 
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Trotzky zu gebrauchen, für Europa „ein Brotrationsregime schaffen“. Ein „Plan“ ist aber nicht die 

reale Wirklichkeit. Wenn  es keine anderen Widersprüche, wenn  es keine Konflikte innerhalb Eu-

ropas geben würde, wenn es keine kolonialen Gärungen geben würde, die das Bild der Welt auf ein-

mal ändern können, wenn  es nicht den Osten (die Gärungen in China) geben würde, wenn  es nicht 

den Widerstand der Arbeiterklasse geben würde, wenn  es keinen japanisch-amerikanischen Gegen-

satz geben würde usw. usw.. mit anderen Worten, wenn das, was ist, nicht wäre, und das wäre, was 

nicht ist (d. h. wenn es bloß eine, und zwar eine über alle Maßen erweiterte panamerikanische Ten-

denz geben würde, dann  hätten wir einen „amerikanischen“ Völkerbund, einen Welttrust und euro-

päische „Hungerrationen“, durch den amerikanischen Onkel diktiert. 

Unsere Taktik kann eine so gewaltige Erscheinung, wie das außerordentliche Uebergewicht Ameri-

kas, nicht außer Acht lassen. Andererseits muß sie sich aber in erster Reihe auf eine Analyse der 

Wi de r sp rüche  stützen. Diese Analyse ist die grundlegende Aufgabe unserer Theorie. Erst dann 

werden wir imstande sein, unsere Taktik richtig festzulegen, wenn das Bild der Wirklichkeit in seiner 

gesamten konkreten Kompliziertheit, deren Bestandteil und wichtigstes Element das Vorhandensein 

gegensätzlicher Tendenzen ist, vor uns stehen wird. 

* 

Marx’ Briefe an Kugelmann.  
(Ueber das Verhältnis von Lenin zu Marx.)  

Von H e i n z  N e u m a n n . 

Wir lesen im Zeitalter der Weltrevolution Marx mit anderen Augen als die Generation der II. Inter-

nationale. Die Erfahrung des letzten Jahrzehntes lehrt uns, daß die „Erben“ des Marxismus mit Aus-

nahme der kleinen linksradikalen Gruppe (innerhalb derer wiederum große Unterschiede der Metho-

den bestanden) die Lehren und das Werk von Marx selbst dann verfälschten, wenn sie subjektiv ehr-

lichen Willens waren. Man kann heute ohne Uebertreibung sagen, daß erst die Jahre seit 1914 dem 

Weltproletariat den wirklichen Blick in die Tiefe, in den tatsächlichen revolutionären Inhalt des Mar-

xismus, den Blick in seine Methode geöffnet haben. Mit einer Ausnahme: die erste Welle der prole-

tarischen Welt-[564]revolution schuf zu Beginn dieses Jahrhunderts in Rußland die Partei der Bol-

schewiki, die unter Führung Lenins die einzigen Träger und Ehrenretter des revolutionären Marxis-

mus wurden. In ihren Händen waren schon zwei Jahrzehnte vor dem Weltkrieg die Werke von Marx 

und Engels nicht bloß Gegenstände der Scholastik, sondern Waffen der Revolution. 

I. 

Von diesem Standpunkt aus ist Len i n s  E i n l e i t ung  z u  Mar xens  Br i e f en  an  Kuge l mann  

im Jahre 1907 geschrieben.*) Mehring veröffentlichte in der „Neuen Zeit“ von 1901/02 diese Briefe, 

ohne daß sie in der deutschen Sozialdemokratie irgendeine tiefere Wirkung auslösten. Lenin veröf-

fentlichte die gleichen Briefe im Jahre 1907 auf russisch und zog aus ihnen sofort eine Reihe prakti-

scher Konsequenzen für die russische Partei. Die drei Hauptgedanken, die er an Hand der Marxschen 

Briefe den russischen Arbeitern einhämmert, sind zugleich ausschlaggebende Streitfragen zwischen 

den Bolschewiki und Menschewiki. 

Die wichtigste praktische Lehre der Marxschen Briefe erblickt Lenin in der Ausnutzung der bürger-

lich-demokratischen Revolution für die Revolution des Proletariats. 

Lenin entnimmt dem Marxschen Brief bereits im Jahre 1907 den Kern und das Wesen  de r  bo l -

s chewi s t i s chen  Met hod e: die untrennbare Einheit von Theorie und Praxis. Er schreibt: 

„Das ist die Verbindung von revolutionärer Theorie mit revolutionärer Politik, diejenige Verbindung, ohne 

welche der Marxismus zum Brentanismus, zum Struvismus, zum Sombartismus wird. Die Marxsche Doktrin 

hat die Theorie und Praxis des Klassenkampfes zu einem u n z e r t r e n n l i c h e n  G a n z e n  verbunden. Und der 

ist k e i n  M a r x i s t, der die nüchtern die objektive Lage konstatierende Theorie zur Rechtfertigung des 

 
*) In deutscher Uebersetzung zuerst erschienen in den Elementarbüchern des Kommunismus, Band 4: Karl Marx, Briefe 

an Kugelmann. Mit einer Einleitung von N. Lenin. (Verlag Viva, Berlin 1924.) 
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Bestehenden verzerrt, sich bis zum Bestreben versteigt, sich möglichst schnell jedem zeitweiligen Fallen der 

Revolutionswelle anzupassen(!), möglichst schnell seine ‚revolutionären Illusionen‘ wegzuwerfen und sich an 

die ‚reale‘ Brockensammelei zu machen.“ 

Wer denkt bei diesen Sätzen, die für die russischen Liquidatoren von 1907 geschrieben sind, nicht an 

unsere deutschen Liquidatoren von heute und gestern? 

Nach der Einschätzung der bürgerlich-demokratischen Revolution und der Analyse der Rolle der 

Theorie zieht Lenin die dritte Lehre aus den Kugelmann-Briefen: die Stellung des Marxismus zum 

bewaffneten Aufstand. Gegenüber dem stupiden Klassenpazifismus der Liquidatoren, die erklärten: 

„der Aufstand sei nicht eine „technische“, d. h. militärische, sondern „aus sch l i eß l i ch  eine politi-

sche“ Frage“ – (eine menschewistische Theorie, die wir auch heute an allen Ecken hören!) – gegen-

über diesem Gewäsch der Gegner jeder bewußten militärischen Vorbereitung zum Bürgerkrieg weist 

Lenin auf Marxens Stellung zur Pariser Kommune hin: 

„Marx war nicht von der Weisheit jener Federfuchser durchdrungen, die sich scheuen, die Technik höherer 

Formen des revolutionären Kampfes zu diskutieren. G e r a d e  d i e  t e c h n i s c h e n  F r a g e n  d e s  A u f s t a n -

d e s  b e s p r i c h t  e r. Angriff oder Verteidigung? fragt er, als handle es sich um kriegerische Operationen un-

mittelbar vor den Toren Londons. Und er entscheidet: unbedingt angreifen. Man hätte sofort nach Versailles 

marschieren sollen.“ 

Natürlich kommt es Lenin nicht auf das konkrete taktische Schema von Marx an; er war niemals 

Anhänger einer doktrinären militärischen „Offen-[565]sivtheorie“. Ausschlaggebend ist, daß Marx 

die Stellung und Beantwortung der militärischen Fragen der proletarischen Revolution zum unent-

behrlichen Bestandteil des Klassenkampfes macht. Diese Lehre, die von den Sozialdemokraten „ver-

raten, ja sogar von den westeuropäischen Linksradikalen unter Führung Rosa Luxemburgs*) verges-

sen worden war, hat Lenin an Hand der Kugelmann-Briefe neu erweckt. Er liefert damit ein klassische 

Beispiel „der leninistischen Anwendung des Marxismus. Die Lehren von Marx sind für Lenin niemals 

reiner Gegenstand des Studiums, sondern immer ein Leitfaden für die revolutionäre Praxis. 

II. 

Betrachten wir jetzt die Marxschen Briefe selbst. Auf den ersten Blick zeigt sich die ungeheure Reich-

haltigkeit ihres Inhalts. Alle drei Grundpfeiler des Marxschen Systems werden in ihnen beleuchtet. 

Marx geht (im Brief vom 6. März 1868) auf die philosophische Seite seiner Methode ein. In einer knap-

pen Polemik gegen den bekannten Vulgärphilosophen Dühring gibt er eine seiner berühmten Formu-

lierungen der materialistischen Dialektik: „daß meine Entwicklungsmethode nicht die Hegelsche ist, da 

ich Materialist, Hegel Idealist. Hegels Dialektik ist die Grundform aller Dialektik, aber nu r  nac h  

Abs t r e i f ung  i h r e r  m ys t i s chen  Fo r m, und dies gerade unterscheidet meine Methode.“**) 

Zur Oekonomik des Marxismus liefert der Brief über die Durchsetzung des Wertgesetzes einen wich-

tigen Beitrag. Mit beißender Schärfe widerlegt Marx den Einwand der Vulgärökonomen, die Wert-

theorie des „Kapitals“ sei falsch, weil „die Sachen in der Erscheinung anders aussehen“. Nicht die 

Tatsache ist entscheidend, daß die wirklichen Austauschverhältnisse mit den Wertgrößen nicht un-

mittelbar identisch sein können, sondern die Gesetze, die der blind wirkenden Realität der kapitalis-

tischen Produktion zu Grunde liegen. Diese Stellungnahme von Marx enthält zweifellos methodisch 

auch Material zur Frage der „wissenschaftlichen Abstraktion“ und des gedachten „reinen Kapitalis-

mus“ überhaupt, die in der jetzt beginnenden neuen Akkumulationsdebatte eine große Rolle spielen 

wird. Interessant ist der auch von Lenin besonders betonte enge Zusammenhang, den Marx sofort 

zwischen den scheinbar entlegenen ökonomischen Problemen und dem alltäglichen Klassenkampf 

setzt. Die vulgärökonomische „Kritik“ des Wertgesetzes ist nichts als „absolutes Interesse der herr-

schenden Klassen, die gedankenlose Konfusion zu verewigen.“ 

 
*) Vgl. Rosa Luxemburgs Ausführungen über die „Verfeinerung und Komplizierung“ des Klassenkampfes durch den 

Massenstreik in „Massenstreik „Partei und Gewerkschaften“; ferner ihre r e i n  n e g a t i v e  Bekämpfung der Partisanen- 

und Terrortaktik des linken Flügels der PPS in zahlreichen Artikeln der polnischen Zeitschrift „Prszeglid“. 
**) Hier wie an allen nachfolgenden Stellen sind die Sperrungen von uns. 
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Den breitesten Raum und die größte Bedeutung nehmen diejenigen Briefe ein, die sich mit der revo-

lutionären Politik des Proletariats beschäftigen. 

Marx als revolutionärer Klassenpolitiker ist den breiteren Kreisen der heutigen Marxisten auch in 

unseren Reihen bei weitem nicht genügend bekannt. Nur so erklärt es sich, daß in unserer Partei 

anerkannte Theoretiker, Schüler des alten Spartakusbundes, die in der marxistischen Philosophie und 

Oekonomik nicht schlecht Bescheid wissen, in der Praxis unbekümmert Fehler auf Fehler bis zur 

sächsischen Komödie begehen konnten. Sie kennen zwar den ökonomischen Teil des historischen 

Materialismus, aber sie sind unfähig, die Methode der materialistischen Dialektik wirklich zu hand-

haben. Sie sind in dieser Beziehung keine Marxisten. Denn ein wesentlicher Bestandteil des Marxis-

mus, ohne den er aufhören würde zu existieren, ist gerade die revolutionäre Praxis, der Marx die 

größte Bedeutung beimaß. 

[566] Die Sozialdemokratie hat mit vollem Bewußtsein die wirkliche marxistische Erziehung der 

Parteimitglieder verhindert. Cunow und Kautsky setzten den Arbeitern ein blasses Schema der Marx-

schen Oekonomie und Philosophie vor, aber sie schwiegen die Methode der marxistischen Klassen-

politik im Interesse der reformistischen Praxis tot. Infolgedessen kennt die heranwachsende Genera-

tion der Marxisten zwar das „Kapital“ und die wichtigsten ökonomischen Schriften von Marx, zwar 

die Schrift „Ueber Feuerbach“ und den Anti-Dühring, bestenfalls noch die kleineren historischen 

Schriften, die wichtigsten Dokumente der marxistischen Politik aber sind nur einem kleinen Kreis 

von „Sachverständigen“ bekannt. Diese Dokumente sind die Briefe von Marx und Engels. In ihnen 

ist ein unschätzbares Material für alle Kommunistischen Parteien enthalten. Aus ihnen erst können 

die Arbeitermassen erkennen, daß Marx und Engels niemals die einsamen Stubengelehrten waren, 

die das Zeitalter des sozialdemokratischen „Marxismus“ aus ihnen machte. Fast jedes Blatt in dem 

vielbändigen Briefwechsel der Begründer des Marxismus zeigt sie nicht nur als großzügige Weltpo-

litiker, sondern auch als aktive revolutionäre Tagespolitiker, die allen taktischen, organisatorischen 

und personalpolitischen Fragen, der gesamten Alltagsarbeit der revolutionären Organisation, die 

größte Aufmerksamkeit widmeten. 

Wenn wir die deutsche marxistische Literatur durchblättern, finden wir nur selten einen Hinweis auf 

die praktische Politik von Marx und Engels, so wie sie in ihren Briefen niedergelegt ist. Vergleichen 

wir damit die bisher erschienenen 20 Bände der gesammelten Werke Lenins, so leben und wirken 

fast in jeder einzigen seiner Schriften diese politischen Briefe. Lenin verschmähte es niemals, die 

Stellungnahme von Marx zu bestimmten konkreten Fragen zu „zitieren“ und aus ihnen Lehren für 

bestimmte politische Aufgaben zu ziehen, auch wenn diese in ihrer konkreten Fo r m anders gestellt 

waren als ein halbes Jahrhundert zuvor. 

Die Briefe an Kugelmann gehören zu den konzentriertesten, einheitlichsten und umfassendsten Teilen 

des Marxschen Briefwechsels. Lenin konnte sie hundertmal für die Praxis der russischen Arbeiterbe-

wegung nutzbar machen, Wir glauben, daß diese Briefe auch für die wichtigsten Tagesfragen der 

Komintern und der Kommunistischen Partei Deutschlands in ihrem heutigen Zustand sehr wertvolle 

Hinweise enthalten. Die Bolschewisierung der Partei, die uns die Beschlüsse des V. Weltkongresses 

der Komintern zur Pflicht machen, erfordert unter anderem auch die Wiederentdeckung und das sys-

tematische Studium des Marxschen Briefwechsels. Betrachten wir unter diesem Gesichtspunkt die 

Kugelmann-Briefe. 

III. 

Die Briefe umfassen den breiten Zeitraum von 1862 bis 1874. Diese Periode war historisch-politisch 

und im besonderen für die Arbeiterbewegung von größter Bedeutung. Es genügt, einige Daten zu 

erwähnen. 1864 wird die Erste Internationale gegründet. 1866 bricht der österreichische und der ita-

lienische Krieg aus. 1867 erscheint das „Kapital“. 1870 der deutsch-französische Krieg. 1871 die 

Pariser Kommune. 1872 der Haager Kongreß, auf dem die Sprengung der Ersten Internationale durch 

die Bakunisten vollzogen wurde. Die geschichtliche Situation hatte vieles gemeinsam mit der Lage 

der russischen Arbeiterbewegung nach 1906 und ganz besonders auch mit der Weltlage im gegen-

wärtigen Augenblick. Die erste Welle der internationalen Revolution von 1848 war gebrochen, die 
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Reaktion hatte triumphiert. Mit dem Jahre 1866 setzte jedoch eine Umstellung aller politischen Ver-

hältnisse ein. Die Totenstille der Reaktionszeit begann zu weichen, in den meisten Ländern tauchten 

die ersten Anzeichen einer zweiten revolutionären Welle auf. Während Bismarck die bourgeoise „Re-

volution von oben“ vorbereitete, regten sich zum ersten Male wieder in England, Frankreich und auch 

in Deutschland die revolutionären Parteien des Proletariats. Seit der Gründung der Ersten Internatio-

nale, in dem [567] Jahrzehnt vor der Pariser Kommune, schied sich die proletarische Revolution mehr 

und mehr von der bankrotten und verräterischen „revolutionären Demokratie“ des Jahres 1848. Die 

fortschrittliche Entwicklung der kapitalistischen Industrie ballte zum erstenmal nicht nur in England, 

sondern auch auf dem Kontinent größere Arbeitermassen zusammen. Die entwickeltere Situation for-

derte eine Aenderung der bisherigen Taktik des Proletariats. Die wachsenden Krisenerscheinungen 

an allen Ecken der kapitalistischen Welt kündigten immer deutlicher an, daß ein Trennungsstrich mit 

der Vergangenheit gezogen und neue Kampfmethoden ausgearbeitet werden mußten. 

Auf diesem historischen Hintergrund arbeitet Marx seine politischen Direktiven aus, wie sie knapp 

und eindringlich in den Kugelmann-Briefen niedergelegt sind. 

Marx legt das Schwergewicht der proletarischen Revolution in die bewußte Führung des Klassenkamp-

fes durch die revolutionäre Partei des Proletariats. Er ist der schärfste Gegner aller mechanischen 

„Zusammenbruchstheorien“ und des aus ihnen folgenden Kinderglaubens an die „Spontaneität der 

Massen“. Das Vorhandensein der objektiven materiellen Bedingungen, auf deren Grundlage unsere 

Politik sich aufbaut, und das nur die Vor aus se t zung  unserer Strategie ist, reicht nicht aus, um die 

Revolution zum Siege zu führen. Entscheidend ist nicht nur die Analyse der objektiven Lage, sondern 

gerade das bewußte Eingreifen des subjektiven Faktors: der führenden Partei. Die Aufgabe dieser Partei 

erschöpft sich nicht mit der richtigen Einsicht in den allgemeinen Gang der Entwicklung, sondern sie 

besteht vielmehr in deren Beschleunigung. Die Aufgabe der Partei ist die taktische Ausnutzung jeder 

gegebenen Konstellation, die bewußte Ergreifung aller von der Geschichte „zufällig“ geschaffenen 

Möglichkeiten zur Stärkung der Revolution, die durchdachte Ausnutzung aller „zufällig“ schwachen 

Punkte der feindlichen Klasse. Mit einem Wort: die Besch l eun i gung  der Revolution durch die 

bewußte Leitung und Anwendung aller taktischen „Manöver“ unter dem Gesichtspunkt der einheitli-

chen revolutionären Klassenstrategie. „Die Weltgeschichte wäre allerdings sehr bequem zu machen“ 

(schreibt Marx in seinem Brief vom 17. April 1871), wenn der Kampf nur unter der Bedingung un-

fehlbar günstiger Chancen aufgenommen werden würde. Sie wäre andererseits sehr mystischer Natur, 

wenn „Zufälligkeiten“ keine Rolle spielten. Diese Zufälligkeiten fallen natürlich selbst in den allge-

meinen Gang der Entwicklung und werden durch andere Zufälligkeiten wieder kompensiert. Aber 

Beschleunigung und Verzögerung sind von solchen „Zufälligkeiten“ abhängig, unter denen auch der 

„Zufall“ des Charakters der Leute, die zuerst an der Spitze der Bewegung stehen, figuriert.“ 

In diesen Sätzen liegt schon der Keim der leninistischen Lehre von der Rolle der Partei. Die Methoden 

des Bolschewismus, von der Ausnutzung aller „Zufälligkeiten“ (wie im Oktober 1917) bis zu den 

Leninschen Anforderungen an jedes einzelne Parteimitglied, an jeden Einzelnen unter den „Leuten, 

die zuerst an der Spitze der Bewegung stehen“, sind nur die Fortentwicklung der politischen Lehren 

von Karl Marx. 

In dem gleichen Brief über die Pariser Kommune liefert Marx ein Beispiel der Anwendung seiner 

Auffassung von der Rolle der Partei. Kugelmann hatte offenbar die Aufnahme des Kampfes der Kom-

mune als „aussichtslos“ und „romantisch“ verurteilt, so wie die russischen Menschewisten die Revo-

lution von 1905 verwarfen und so wie unsere Opportunisten – um Großes mit Kleinem zu vergleichen 

– den kampflosen Oktoberrückzug von 1923 verteidigten. Marx betrachtet die Frage des Kampfes 

nicht vom opportunistischen Standpunkt des Augenblicks, sondern im Rahmen der gesamten revolu-

tionären Strategie. Wichtiger als die Niederlage des Augenblicks ist ihm der neu gewonnene Aus-

gangspunkt für die kommenden Kämpfe, Er zieht alle ungünstigen Faktoren in Rechnung, um dann 

den Liquidatoren zu antworten: 

[568] „Das wußten aber auch die bürgerlichen Kanaillen von Versailles. Eben darum stellten sie die Pariser in 

die Alternative, den Kampf aufzunehmen oder ohne Kampf zu unterliegen. Die Demoralisation der 
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Arbeiterklasse in dem letzteren Falle wäre ein viel größeres Unglück gewesen, als der Untergang einer belie-

bigen Anzahl von ‚Führern‘. D e r  K a m p f  d e r  A r b e i t e r k l a s s e  m i t  d e r  K a p i t a l i s t e n k l a s s e  u n d  

i h r e m  S t a a t e  i s t  d u r c h  d e n  P a r i s e r  K a m p f  i n  e i n e  n e u e  P h a s e  g e t r e t e n. Wie die Sache auch 

unmittelbar verlaufe, e i n  n e u e r  A u s g a n g s p u n k t  von welthistorischer Wichtigkeit ist gewonnen.“ 

Marx beschäftigte sich nicht nur mit den allgemeinen Fragen der proletarischen Klassenpolitik, son-

dern auch mit den o r gan i s a t o r i schen  Maßnahmen zu ihrer Durchführung, speziell mit den mili-

tärischen Fragen des Aufstandes. Er wendet damit nur folgerichtig seine Methode des Klassenkamp-

fes an. Wir erwähnten bereits, daß Lenin diese richtige positive Einschätzung der revolutionären 

„Technik“ für besonders wichtig hielt. Marx kritisiert in allen Einzelheiten die militärischen Aussich-

ten und Fehler der Kommune. Er wirft ihren Führern vor, daß sie defensiv kämpften, anstatt nach 

Versailles zu marschieren und den bereits zurückweichenden Feind im Angriff zu schlagen. Er tadelt 

das militärische Zentralkomitee der Nationalgarden, daß es seine Macht zu früh in die Hände der 

Zivilverwaltung legte. (Schluß folgt.) 

* 

Die Spaltung der KP. Schwedens. 

Zum „Fall Höglund“. 

Das schwedische Drama ist beendet. Der Held (der „Nationalheld“ der antibolschewistischen Presse 

und Politikanten) geschlagen, von einer ganzen Reihe von Freunden und Verehrern verlassen, zieht 

sich, gefolgt von der kleinen Schar seiner persönlichen Anhänger, in den Elfenbeinturm der „Splendid 

isolation“ zurück. Wie lange wird er dort weilen, wann wird er folgen dem Weg der Levis, Frossards 

oder Balabanows ... Keine wesentliche Frage. Die Geschichte der revolutionären Arbeiterbewegung 

kennt wenige Fälle, wo von der revolutionären Avantgarde zurückgebliebene Personen oder Gruppen 

den Abstand zwischen ihnen und den weiter vormarschierenden Truppen einholen konnten. Die allzu 

bekannten Beispiele beweisen dies zur Genüge. 

Der Fall L. Hög l unds  und seiner schwedischen Gruppe unterscheidet sich von den Beispielen der 

Levis und Frossards nur soweit, daß es sich hier um einen Revolutionär der „alten Garde“ handelt; 

einstiger Waffenträger Lenins in Zimmerwald, Begründer der revolutionären Jugendbewegung und 

der Kommunistischen Partei Schwedens: man hätte ihm ein schöneres Ende gewünscht. Aber die 

Geschichte läßt sich nicht von sentimentalen menschlichen Wünschen leiten. Sie hat ihre eisernen 

Gesetze und L. Höglund ist unter diesen Gesetzen gefallen. 

Der Weg, den er nun betreten hat, war schon lange vorauszusehen. Seit 1921, als die Kommunistische 

Internationale durch die 21 Punkte ihre organisatorisch-prinzipiellen Statuten festgesetzt hatte, war 

Höglund in ständiger Opposition, d. h. blieb bewußt zurück bei der „Nachhut“ der Zögernden, 

Schwankenden. Trotz seiner Berufung in das Exekutiv-Komitee der KI: im Generalstab, an der Front 

der Internationale ließ er sich nicht mehr sehen; bloß wenn es galt partikularistisch-antibolschewisti-

sche Tendenzen einer skandinavischen Sektion (Norwegische Arbeiterpartei) zu verteidigen, war er 

auf dem Posten. Seine Fahnenflucht ist also nicht frischen Datums. 

[569] Der Fall Höglund ist eine typische Erscheinung der stillen Perioden des proletarischen Klas-

senkampfes. Es gibt ja Kämpfer, sogar unter den besten, die, um kampffähig zu bleiben, der Stimu-

lation des Pulverduftes bedürfen. Höglund war revolutionär, solange die Welle der Revolution im 

Aufstieg war. Der Rausch der spontanen Waffenaktionen gab ihm Energien, Impulse zu wackeren 

Taten, Schneid und Kraft, die Massen mitreißen zu können. War einmal, vorläufig, die Welle vorbei, 

ist er in passive, unfruchtbare Meditationen versunken. Er ist im Grunde genommen eine Philoso-

phennatur; ex weist aber mehr Verwandtschaft mit jener indisch-buddhistischen Philosophie auf als 

mit der marxistischen. Seine ideologische Absonderung vom Kommunismus war schon gegeben, als 

er noch in vielen schneidigen Artikeln für und nicht gegen den Kommunismus argumentierte. Seine 

Argumentation trug nämlich des öfteren den Charakter eines Anwalts, der von der Wahrheit der von 

ihm verteidigten Sache nicht ganz und gar überzeugt ist. Seine Widersprüche in den Fragen der zent-

ralistischen Prinzipien der Organisation der Komintern, wo er bald f ü r  (wenn von der Zentralisation 
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der Kommunistischen Partei Schwedens die Rede war), bald gegen (wenn es sich um die Einheit der 

Komintern handelte) gekämpft hat, haben bewiesen, daß er sich vom sozialdemokratischen Begriff 

der Internationale nicht befreien konnte, daß er seine Angehörigkeit zur Komintern nur als eine be-

dingte, von Umständen aufgezwungene, nicht als eine innere Selbstverständlichkeit betrachtete. 

Die skandinavischen Länder sind nicht nur wirtschaftlich, sondern auch politisch-ideologisch stark 

nach England orientiert. Bei Höglund wie bei seinem norwegischen Gegenstück Martin Tranmael 

blieb die Konzeption der Labour Party trotz aller Schwüre für Moskau eine Tendenz, die von Martin 

Tranmael offen und ausrichtig ausgesprochen wurde, bei Höglund aber nur auf Umwegen zum Aus-

druck kam. Als er die antireligiöse Propaganda und die Forderung der Reinigung der Partei von The-

osophen und Spiritisten bekämpfte, bestand wiederum kein Zweifel mehr, daß er sich weit vom 

Leninschen Begriff der Kommunistischen Partei entfernt hatte, daß das Ideal, wonach er strebte, ein 

Gebilde von allerhand „sympathisierenden“, bürgerlichen und halbbürgerlichen Elementen war, das 

allerdings mit Kommunismus so gut wie garnichts zu tun hat, nur zum Wah l appa r a t  eventuell 

verwendet werden könnte; schließlich, daß seine Führung die schwedische kommunistische Bewe-

gung auf gefährliche ideologische Irrwege leiten würde.– „Besser ein Ende mit Schrecken, als ein 

Schrecken ohne Ende“. Der langjährige „schwedische Konflikt“ wurde nun nach ziemlich langen 

Rettungsversuchen mit der schmerzhaften, aber unvermeidlichen Operation, mit der endgültigen 

Trennung Höglunds und seiner Gruppe von der Komintern zum Abschluß gebracht. 

Die organisatorischen Arbeiten der neuen KPS sind noch im Gange. Man kann augenblicklich nicht 

genau feststellen, wie viele Mitglieder der alten Partei Höglund in seine Fahnenflucht gefolgt sind. 

Die Partei Höglunds hat in diesen Tagen eine Landeskonferenz abgehalten. wobei etwa 30 Delegierte 

von meistens unbedeutenden Lokalorganisationen erschienen waren. Dagegen erfahren wir aus dem 

Bericht des Genossen Oscar Samuelson, Sekretär der KPS, daß die wichtigen Industriegebiete wie 

Nordschweden, Norrbotten (wo die größten Erzlager und Grubenwerke liegen und wo die Bewegung 

immer die stärkste und am meisten revolutionär war), Jämtland, wo große Waldarbeiterorganisatio-

nen bestehen, Gästrikland, mit den zahlreichen Eisenwerken, Stockholm, Göteborg und Malmö, die 

größten Städte und Zentren der Fertigindustrie und des Handels, sich beinahe restlos der Sektion der 

Komintern angeschlossen haben. In den übrigen Distrikten blieb so gut wie überall die Mehrheit der 

Mitglieder der Komintern treu. Die Parteipresse (zwei Tageszeitungen und drei wöchentlich dreimal 

erscheinende Lokalorgane) verblieb auch in den Händen der KP. Die Höglundgruppe war gezwun-

gen, sich einige neue Blätter zu schaffen. 

[570] Die Wahlbewegung leidet natürlicherweise viel unter der – knapp einen Monat vor der Abstim-

mung – erfolgten Spaltung der Partei. Die KPS hat bei den letzten Reichstagswahlen 86.000 Stimmen 

und sieben Mandate erhalten. Trotz der Listenverbindung der „Arbeiterparteien“ und trotz der sonst 

guten Stimmung für die Parolen der KP: gegen die militärischen Rüstungen der schwedischen Reak-

tion, für die proletarische Wehrmacht, gegen Entstaatlichung der Eisenbahnen, für Sozialisierung der 

Schwerindustrie usw. ist es fraglich, ob es der KPS gelingt, dieselbe oder eine noch größere Anzahl 

von Stimmen und Mandaten aufzubringen wie 1921. Mag sein, daß diesmal zwischen den zwei Strei-

tenden der Dritte, die Sozialdemokratie, sich der Erwerbung von ein paar tausend Stimmen der un-

klaren, schwankenden Mitläufer freuen wird. Diese Wahlniederlage wird die verjüngte, befestigte 

Kommunistische Partei nicht erschüttern. Sie wird mit doppelter Energie ihre Ziele weiter verfolgen 

und dafür bietet die neue Leitung von erprobten guten Kämpfern wie Kilbom, Samuelson, Thunell 

Gewähr. P. G 

* 

Literatur. 

Vereinigte Staaten Europas oder Europa A.-G.? 

(Thüringer Verlagsgesellschaft, Jena 1924.) 

Edo Fimmen, der ehemalige Sekretär der Amsterdamer Gewerkschaftsinternationale, hat unter dem 

Titel der obigen Ueberschrift eine sehr interessante Broschüre geschrieben. Bekanntlich wurde 
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Fimmen wegen feiner „Neigung nach Moskau“ seines Amtes als Sekretär des IGB enthoben. Wenn 

wir auch Fimmen mit seiner „Neigung nach Moskau“ nicht überschätzen dürfen, so müssen wir doch 

seiner Schrift große Beachtung schenken, gibt sie uns doch wichtiges Material gegen alle Reformisten 

und damit auch gegen die eigenen Illusionen Fimmens in die Hand. 

Fimmen weist in seiner Schrift nach, daß nach dem Kriege die Zusammenballung des Kapitals in 

immer weniger Händen rasch vor sich geht. Zwar habe schon vor dem Kriege, wie ja auch Lenin 

glänzend in seiner Schrift „Der Imperialismus, die jüngste Etappe des Kapitalismus“ dies darlegt, 

dieser Prozeß seinen Anfang genommen, doch heute geht er mit Riesenschritten vor sich. Der Krieg 

mit seinen Folgen hat die großen Kapitalisten immer mächtiger und die mittleren und kleinen bankrott 

gemacht. Durch den Krieg haben die großem Kapitalisten ungeheure Gewinne eingesteckt und die 

größten wahrscheinlich unsere „notleidenden“ deutschen. Der „arme“ Stinnes hat es nach dem Kriege 

zum viertreichsten Manne der Welt gebracht, trotz – oder gerade wegen – der Niederlage Deutsch-

lands im Kriege. Die Zusammenschließung der einzelnen großen Kapitalisten einer oder verschiede-

ner Branchen national und international zu Trusts und Konzernen, die weiter fortschreitende Mecha-

nisierung der Arbeit macht die Kapitalisten immer mächtiger. Für einen großen Teil der Arbeiter ist 

ihr Ausbeuter schon nicht mehr ein „Volksgenosse“, sondern Kapitalisten aller Länder sind daran 

beteiligt, ihm das Fell über die Ohren zu ziehen. Und nicht mehr national, sondern international füh-

ren die Kapitalisten ihren Kampf gegen die Arbeiterklasse. Das zwingt auch die Arbeiter, ihren 

Kampf international zu führen. Vor allem aber muß die Zersplitterung der Arbeiter in viele, politisch 

verschieden orientierte Gewerkschaften liquidiert werden. Die russischen Gewerkschaften müssen 

unbedingt in die Amsterdamer Internationale aufgenommen werden, da ohne sie kein ernster Kampf 

zu führen ist. Wenn die Gewerkschaften nicht international den Klassenkampf durchführen, nicht 

den Kapitalismus stürzen, dann werden wir nicht einen europäischen Bund freier Republiken be-

kommen, sondern eine Europa-A.-G. 

Das ist kurz Fimmens Gedankengang. Soviel Gutes nun Fimmen auch über diese Dinge sagt und 

soviel Schläge er dabei auch seinen eigenen Genossen und damit sich selbst versetzt, so kleidet er 

doch dies in eine ganze Reihe Illusionen. Fimmen vermag einfach nicht das Ergebnis seiner wirt-

schaftlichen Untersuchungen wirklich im politischen Kampf auszuwerten. Er bleibt auf halbem Wege 

stehen. Untersuchen wir seine Illusionen. 

Zuerst sei kurz darauf hingewiesen, daß er sich entrüstet, daß durch die Friedensverträge die militä-

rischen Sieger zu Gläubigern und die militärischen Verlierer zu Schuldnern gemacht werden. Für uns 

ist doch klar, daß der Krieg mit der Klassengesellschaft verbunden ist. Und bis jetzt mußte nach jedem 

Kriege der Verlierer irgendwie zahlen. Diesmal ist es nicht anders. Die Form, wie und was der Ver-

lierer zahlen muß, ist entsprechend den Machtumständen verschieden, aber zahlen muß er. Wir ent-

rüsten uns also nicht über diese Feststellung Fimmens, sie ist mit dem Kapitalismus verbunden. 

[571] Fimmen spricht auch von der Fortentwicklung der Technik, die gelernte Arbeiter immer mehr 

überflüssig mache, aber auch den einzelnen Unternehmer zwinge seine Selbständigkeit aufzugeben, 

sich mit seinesgleichen zusammenzuschließen. Die Vervollkommnung der Technik ist aber, wie Fim-

men feststellt, während und nach dem Kriege nur in Amerika wesentlich vorwärts geschritten, in 

Europa, besonders auf dem Kontinent, nur ganz gering. Daran anknüpfend behauptet er, daß die eu-

ropäischen Kapitalisten ihre rückständige Technik durch „Arbeiterbetrug“ wettgemacht hätten. D. h. 

also, daß die amerikanischen Kapitalisten nicht „betrügen“ und daß auch vor dem Kriege in Europa, 

als die europäische Technik der amerikanischen gleichkam, die Arbeiter nicht „betrogen“ wurden. 

Ferner hat Fimmen die Illusion, daß die Kapitalisten die Arbeitszeit verringern werden, wenn sie ganz 

allgemein die modernste Technik einführen. Wir wissen demgegenüber, daß die Kapitalisten sowohl 

bei hohem als bei niedrigem Stand der Technik alles daran setzen, die Arbeitszeit aufs Höchstmaß 

auszudehnen. Allerdings bringt eine höhere Technik in der kapitalistischen Klassengesellschaft 

schneller aufeinanderfolgende und tiefere Krisen mit sich und damit auch eine Verschärfung des 

Klassenkampfes. Aber erst der Sieg des Proletariats bringt mit der weiteren Verbesserung der Technik 

die Verkürzung der Arbeitszeit. Ueber den „Arbeiterbetrug“ der europäischen, speziell der deutschen 

Kapitalisten brauchen wir nicht zu moralisieren. Es liegt an den Arbeitern, dem Trieb der Kapitalisten, 
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sich als Klasse auf Kosten der Arbeiter aufrechtzuerhalten, durch Aufrichtung der proletarischen Dik-

tatur ein Ende zu machen. 

Aeußerst wichtig ist Fimmens Stellung zum Staat. Für ihn ist der Staat eine überparteiliche, neutrale 

Sache. Darum wird er natürlich auch in dieser Frage Moralist. Der herrschenden Industrie- und Bank-

clique stellt er den Staat gegenüber. Für uns ist selbstverständlich, daß entsprechend ihrer objektiven 

und subjektiven wirtschaftlichen Macht jede Klasse auch Einfluß nimmt auf das Staatsleben. In der 

kapitalistischen Gesellschaft sind die Kapitalisten die stärkste wirtschaftliche Macht, sie sind im Be-

sitzer der Produktionsmittel, darum ist das Staat ihr Staat. Je schneller die Konzentration und Zentra-

lisation des Kapitals vor sich geht, je mächtiger also einige kleine Gruppen von Kapitalisten werden, 

um so mächtiger wird ihr Einfluß auf und durch den Staat. Die Rücksicht auf kleinbürgerliche und 

proletarische Interessen wird z. B. in der Gesetzgebung immer geringer. Die Gesetzgebung und -

durchführung wird von Leuten dieser kleinen Schicht und ihr treu ergebenen Lakaien besorgt. Sie 

richten sich den Staat nach ihren Bedürfnissen ein. Mit den Veränderungen, die in der gesellschaftli-

chen Entwicklung vor sich geben, muß sich auch die Staatsform ändern. Darum ist es falsch, wenn 

Fimmen behauptet, daß sich die kapitalistischen Interessen nicht mehr mit den Staatsinteressen de-

cken, sondern in Gegensatz dazu geraten. Nein, je mehr die Interessen der Trusts und Konzerne die 

herrschenden werden, um so mehr muß sich ihnen der Staat anpassen. Fimmen behauptet auch, daß 

das Großkapital auf das Machtinstrument des Staates auf dem Weltmarkt immer mehr verzichte, da 

der Staat aufhöre, ein Faktor der Weltpolitik zu sein. Die kapitalistische Gesellschaft habe heute ihre 

Gegensätze in Harmonie aufgelöst und die Bourgeoisie eines Landes finde die besten Wahrer ihrer 

Interessen in der Bourgeoisie anderer Länder. Nur den „gelegentlichen“ Polizeidienst gegen die Ar-

beiter überlasse die Bourgeoisie dem Staat, dann brauche sie ja nicht zu fürchten, daß er die Polizei 

gegen sie anwende, Mit einer solchen Fragestellung steht Fimmen tatsächlich im Lager der pazifisti-

schen Bourgeoisie, die ebenfalls den Staat als ein über den Klassen stehendes Ding ansieht. Selbst-

verständlich geht die internationale Konzernbewegung immer schneller vor sich, selbstverständlich 

sucht man einzelne nationale Gegensätze zu dämpfen, das aber führt nur dazu, daß die Gegensätze 

zwischen den einzelnen Konzernen und selbst zwischen den einzelnen Mitgliedern der Konzerne, 

nationaler wie internationaler, immer schärfer werden müssen. Und eben um ihre Interessen zu ver-

teidigen, baut sich ja jede nationale Bourgeoisie ihre Machtmittel aus. Sie verbindet sich dabei mit 

der Bourgeoisie anderer Länder, aber eben zu dem Zwecke, um ihre Interessen gegenüber den ande-

ren besser wahren zu können. Alle diese Verbindungen verhindern nicht, daß sich die Gegensätze 

doch entwickeln und verschärfen und letzten Endes mit den Machtmitteln des Staates, d. h. denen der 

kapitalistischen Klasse, ausgetragen werden. Sehen wir uns doch z. B. die Entente an. Die Konzern-

bestrebungen zwischen den Kapitalisten er Entente verhindern doch die französische Gruppe der 

Montanindustriellen durch die Verbindung der deutschen Kohle mit dem französischen Eisen die 

führende Rolle im internationalen Konzern gewinnen will. Das aber gefährdet die Interessen der be-

treffenden Kapitalisten Englands und Amerikas. Und deshalb rüsten ja alle diese Staaten, um im ge-

gebenen Moment, trotz internationaler Konzerne, ihre Interessengegensätze gewaltsam zum Austrag 

zu bringen. Die Konzernbewegung ist also wohl ein Mittel, um die Arbeiterklasse international besser 

bekämpfen zu können, zeitweise die kapitalistischen Gegensätze zu dämpfen, aber um so schärfer 

entwickeln sich zwischen den einzelnen Konzernen und in ihnen selbst die Gegensätze. Der kom-

mende Zusammenstoß muß darum um so furchtbarer werden. Fimmens Illusion über die „neutrale“ 

Rolle des Staates beruht wohl vor allem mit darauf, daß er unbewußt das heutige Territorialgebiet der 

Staaten als endgültiges annimmt. Zwar sagt er direkt, ja, er spricht sogar von der Gefahr der Europa-

A.-G., die sozusagen keine staatlichen Grenzen innerhalb Europas kennt. Die Gefahr, die Fimmen 

hier sieht, ist gerade ein Beweis dafür, daß sich auf Grund wirtschaftlicher Veränderungen [572] auch 

das Staatsgebilde verändern wird. Damit ist aber nicht im geringsten der Staat selbst abgeschafft, 

sondern im Gegenteil würde dieser Staat Europa-A.-G. ein sehr starkes Machtgebilde der europäi-

schen Kapitalisten gegenüber allen anderen Staaten sein. Jedoch selbst innerhalb dieser Europa-A.-

G. würden im Laufe der Zeit Verschiebungen der Interessengegensätze der einzelnen Kapitalisten-

kreise vor sich gehen und nicht nur Kämpfe mit Mächten außerhalb der Europa-A.-G., sondern auch 

unter den Heeren dieser selbst wären an der Tagesordnung. Selbst wenn die ganze Weltwirtschaft 
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von einem einzigen Konzern geleitet würde, wäre der innere Krach in diesem Konzern und die Aus-

tragung dieses Krachs mit ungeheuren gewaltsamen Mitteln unvermeidlich. Also nicht in einen Ge-

gensatz zu den Kapitalisten kommt der Staat, sondern diese passen den Staat ihren Bedürfnissen an. 

Dabei spielt nicht das Territorialgebiet die ausschlaggebende Rolle, sondern der Umstand, daß der 

Staat sich in der Unterdrückung der Arbeiterklasse und der Wahrnehmung der kapitalistischen Inte-

ressen den neuen Bedingungen anpaßt. Ueber die Rolle der Polizei, die der Staat „gelegentlich“ gegen 

die Arbeiter spielen soll und die die Kapitalisten nicht zu fürchten brauchten, ist weiter kein Wort zu 

verlieren. Dafür ist er ein kapitalistischer Staat, damit er ihre Interessen wahrnimmt und sie haben also 

nicht die geringste Ursache zur Furcht vor ihm. Aber als kapitalistischer Staat ist es nicht nur seine 

„gelegentliche“ Rolle, sondern seine dauernde, Polizeidienst gegenüber der Arbeiterklasse zu leisten. 

Falsch ist auch Fimmens Stellung zum Machttraum der Imperialisten. Er behauptet, daß die Imperi-

alisten des einen Landes den Traum, über die Bourgeoisie anderer Länder zur Weltherrschaft zu kom-

men, ausgeträumt hätten. Ihr Imperialismus richte sich gegen die Arbeiterklasse des eigenen Landes, 

mit der man früher im Kampfe gegen die Kapitalisten anderer Länder Burgfrieden geschlossen habe. 

Es stimmt, wenn Fimmen sagt, daß die Sowjetfahne auf dem Kreml in Moskau den Kapitalisten 

Furcht vor der Revolution einflößt, es stimmt, daß sie nicht wegen jeder beliebigen Sache gewaltsa-

men Krieg gegeneinander führen. Aber daraus zu folgern, daß der Machttraum ausgeträumt ist, ist 

absurd. Noch jede nationale Bourgeoisie und jedes einzelne Mitglied eines nationalen oder internati-

onalen Konzerns hat eigene Interessen. Diese eigenen Interessen kommen trotz der vielen gemein-

samen Interessen zum Durchbruch. Den Kapitalisten eines Staates oder Konzerns genügt die Aus-

beutung der Arbeiter ihres eigenen Landes auf die Dauer nicht. Ihre nationale Arbeiterklasse ist für 

den Appetit dieser Haifische doch zu wenig. Und wenn eben die Welt schon aufgeteilt ist, dann muß 

eben bei „passender Gelegenheit“ eine Neuverteilung vorgenommen werden. Einen Stillstand in der 

Entwicklung des Kräfteverhältnisses zwischen den einzelnen Kapitalisten gibt es nicht und eben das 

treibt zum Krieg, trotz der Furcht vor der Revolution. Die nationale Bourgeoisie ist noch nie einen 

„Burgfrieden“ mit der Arbeiterklasse ihres Landes eingegangen. Umgekehrt, nur die Arbeiterklasse 

ließ sich bis jetzt dazu betölpeln, den Klassenkampf zu bestimmten Zeiten (1914 bis 1918) aufzugeben. 

Das hinderte aber die „nationalen“ Imperialisten nicht im geringsten, nicht nur in ihrem Kampfe gegen 

ausländische Kapitalisten das Blut der eigenen Arbeiterklasse in Gold umzumünzen, sondern dabei 

auch gerade diesen „Burgfrieden“ als glänzendstes Geschäft auf Kosten der Arbeiter zu betreiben. 

Zum Schluß wollen wir noch Fimmens Stellung zu den kommenden Kämpfen berühren. Nach dem 

Ergebnis seiner wirtschaftlichen Untersuchungen hält er es für unbedingt notwendig, daß die Arbei-

terklasse ihre Kämpfe international führen muß. Dazu sei die Schaffung einer einheitlichen inter-

nationalen Gewerkschaftsbewegung erforderlich. Der Zusammenschluß der nach Amsterdam und 

nach Moskau orientierten Gewerkschaften in allernächster Zeit ist für ihn von allergrößter Wichtig-

keit. Nicht die Beschränkung auf eine Gewerkschaftsarbeit wie vor dem Kriege sei die Aufgabe der 

heutigen Gewerkschaftsarbeit, sondern „die Zertrümmerung des Kapitalismus, die Weltrevolu-

tion und hierdurch die Aufrichtung des Sozialismus“. Dazu gehöre aber eine straffere Zentralisie-

rung der Gewerkschaftsbewegung internationalen Maßstabe. An der heutigen Zersplitterung der Ge-

werkschaftsbewegung zeigt er glänzend (z. B. bei den Bergarbeitern), wie in einem Lande nach dem 

anderen die Kämpfe niedergeschlagen werden. Soviel aber Fimmen die Notwendigkeit der Zentrali-

sierung betont, so muß doch gesagt werden, daß er zu wenig zeigt, wie gerade die Führer des IGB 

(besonders die deutschen) dazu beigetragen haben, diese Zentralisierung zu verhindern. Er zeigt nicht, 

wie gerade diese Führer des IGB den Unternehmern bewußt geholfen haben, die Arbeiter niederzu-

kämpfen. Infolgedessen führt Fimmen seinen Kampf für die Zentralisation, den er gegen seine eige-

nen Genossen führen muß, viel zu lau. 

Wichtig ist, daß Fimmen das Sachverständigen-Gutachten nicht als eine Lösung der Reparationsfrage 

zugunsten des Proletariats betrachtet. Er lacht über die Schelme der SPD und Gewerkschaftsbürokra-

tie, die auf die Güte der amerikanischen Kapitalisten Hoffnungen setzen, daß sie Europas Schulden 

erleichtern. 
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Das sind die wichtigsten Punkte der Schrift Fimmens. Trotz der verschiedenen Fehler und Illusionen, 

die wir klar herausschälen müssen, gibt sie uns doch wichtiges Material gegen die SPD und Gewerk-

schaftsbürokratie und gegen Fimmensche Illusionen selbst. Gerade in den Kämpfen um die Einheit-

lichkeit der Gewerkschaftsbewegung müssen wir die bisherige Rolle der Amsterdamer Führer scharf 

und klar betonen, müssen Fimmens Schrift ausnutzen, aber ebenso vor seinen Illusionen warnen. Nur 

die klare Einstellung zu diesen Fragen sichert uns die siegreiche Durchführung der Revolution. F. G. 

[573] 
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Die Internationale  

Jahrgang 7 ⁕ Ausgegeben: Berlin, 1. Oktober 1924 ⁕ Heft 19/20 

Der Marxismus der Ersten Internationale. 

 Am 28. September 1864 wurde auf einer internationalen Arbeiterversammlung in London die Grün-

dung der Workingmens International Association beschlossen. Am 25. Juli 1867 schrieb Karl Marx 

das Vorwort zur ersten Auflage des ersten Bandes des „Kapital“. Geschichtlich gleichzeitig finden in 

diesen sechziger Jahren beide Seiten des Marxismus ihre volle Verwirklichung: Die neue selbständige 

Wissenschaft der proletarischen Klasse erlangt ihre entwickelte theoretische Gestalt in der Literatur 

zu derselben Zeit, da die neue selbstständige Bewegung des Proletariats ihre praktische Gestalt in der 

Geschichte ausbildet. Die „stumme Figur“ auf der Plattform der St. Martins Hall, die der Gründungs-

versammlung der Internationalen Arbeiter Association den deutschen Arbeiter Eccarius „lieferte“, 

lieferte diesen „wirklichen Mächten“ der beginnenden proletarischen Weltbewegung zugleich in un-

geheurer Geistesarbeit ihre vollendete theoretische Ausdrucksform. 

Das epochemachende Ereignis, welches diesen neuen Abschnitt in der Praxis und Theorie der prole-

tarischen Klassenbewegung einleitete, war der amerikanische Bürgerkrieg von 1861 bis 65. Schon 

die große Wirtschaftskrise des Jahres 1857 hatte der beispiellosen ökonomischen Prosperität, die nach 

dem Fehlschlagen der Revolutionen von 1848 alle europäischen Länder ergriffen und die reaktionä-

ren Mächte in einen förmlichen Rausch konterrevolutionärer Orgien versetzt hatte, ein Ziel gesetzt, 

und (nach Marx Ausdruck) gezeigt, daß die scheinbaren Siege der Reaktion in dieser Periode nur ein 

Mittel gewesen waren, um „für die idealen Tendenzen von 1848 die materiellen Bedingungen von 

1857 hervorzubringen.“ Und der große Streik der Londoner Bauarbeiter vom 21. Juli 1859 bis zum 

6. Februar 1860 hatte, zusammen mit dem bald darauf folgenden großen Frühjahrsstreik von 1861, 

auch die am wenigsten klassenbewußten Gewerkschaften in den Kampf der „politischen Oekonomie 

der Arbeiterklasse“ gegen die „politische Oekonomie der Bourgeoisie“ mit hineingerissen und zu-

gleich den englischen Arbeitern, da die Unternehmer in diesen Kämpfen mit dem Import billiger 

kontinentaler Arbeitskräfte drohten und tatsächlich eine zunehmende Konkurrenz deutscher Arbeiter 

in mehreren englischen Gewerben bereits zu spüren war, eine p r ak t i s che  Lehre über die Notwen-

digkeit einer internationalen gewerkschaftlichen Einheitsbewegung erteilt. Auch die innere und äu-

ßere Politik des bonapartistischen Sozialimperialismus in Frankreich, der Befreiungskampf [574] Ita-

liens und die Aufhebung der Leibeigenschaft in Rußland“ im Jahre 1861 übten einen starken Einfluß 

auf die europäische Arbeiterklasse aus. Aber erst das große weltgeschichtliche Ereignis des vierjäh-

rigen Bürgerkrieges zwischen den amerikanischen Nordstaaten und den Sklaven haltenden Südstaa-

ten, der die ungeheure po l i t i s che  Bedeutung eines „erhabenen Kampfes für die Befreiung einer 

geknechteten Rasse“ mit einer tiefgreifenden ökonom i schen  Einwirkung auf die Arbeits- und Le-

bensverhältnisse der englischen und französischen Arbeiterklasse verband, vermochte jenen unge-

heuren Aufschwung des proletarischen Klassenbewußtseins zu erzeugen, aus dem dann die erste in-

ternationale Klassenorganisation des europäischen Proletariats hervorgegangen ist. Nur sehr ober-

flächlich betrachtet ist der im Jahre 1863 ausgebrochene polnische Aufstand der Anlaß für die Grün-

dung der IAA von 1864 gewesen. Viel gründlicher wirkte auf . das europäische Proletariat die prak-

tische ökonomische Tatsache, daß infolge des amerikanischen Bürgerkrieges die englische Baum-

woll-Einfuhr von 1140,6 Millionen Pfund im Jahre 1860 auf 309,3 Millionen Pfund im Jahre 1862 

herabsank und infolgedessen im Oktober 1862 in den englischen Textilbezirken 60,3 Prozent der 

Spindeln, 58 Prozent der Webstühle stillgelegt, die englischen, und ebenso auch die französischen 

Textilarbeiter massenhaft der Arbeitslosigkeit, den Hungerkrankheiten und dem Elend ausgeliefert 

wurden. Die englische Arbeiterklasse, die in diesen Jahren unter dem schweren Druck dieser ökono-

mischen Auswirkungen des amerikanischen Sklavenbefreiungskrieges gleichwohl gegen die Tenden-

zen der englischen Regierung, zugunsten der sklavenhaltenden Staaten in den amerikanischen Krieg 

einzugreifen, einen energischen und heroischen Widerstand leistete, erlernte an diesen praktischen 

Widersprüchen ihrer eigenen Lage und ihrer eigenen Aktion jene Grundzüge der „politischen Oeko-

nomie der Arbeiterklasse“, die dann in der Gründung der IAA und im „Kapital“ von Marx ihren orga-

nisatorischen und theoretischen Ausdruck gefunden haben. Karl Marx hat auf diese entscheidende 
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Bedeutung des amerikanischen Bürgerkrieges für die Entfesselung einer wirklich internationalen, 

ganz Europa mitreißenden revolutionären proletarischen Klassenbewegung im Vorwort zum ersten 

Bande des „Kapital“ nachdrücklich hingewiesen: „Man muß sich nicht darüber täuschen“ – warnt er 

diejenigen Leser seines Werkes auf dem europäischen Kontinent, die etwa geneigt sein möchten, im 

„Kapital“ nichts als die Geschichte und Theorie der kapitalistischen Produktionsverhältnisse in einem 

einzelnen Lande zu erblicken. „Wie  de r  am er i kan i s che  Unabhäng i gke i t sk r i eg  des  18. 

J ah r hunde r t s  d i e  S t u r m gl ocke  f ü r  d i e  eu r opä i sche  Mi t t e l k l a s se  läu t e t e, s o  de r  

am er i kan i s che  Bürge r k r i eg  de s  19. J ah r hunde r t s  f ü r  d i e  eu r opä i sche  Ar be i t e r -

k l a s s e. I n  Eng l and  i s t  de r  Um wäl zungsp r ozeß  m i t  Händen  g r e i f ba r. Auf  e i nem  

gewi s sen  Höhepunk t  m uß  e r  au f  den  Kon t i nen t  zu r ücksch lage n.“ 

Der amerikanische Bürgerkrieg von 1861-65 die „Sturmglocke“ für die europäische Arbeiterklasse! 

Im Ausdruck selbst spürt man die neubelebte r evo l u t i onä r e  Begeisterung dieser sechziger Jahre, 

da endlich nach 15jähriger Entmutigung und Teilnahmslosigkeit der Massen in England, Frankreich, 

Deutschland und Italien gleichzeitig [575] ein Wiederaufleben der Arbeiterklasse spürbar wurde. Und 

ebenso gipfelt auch schon die von Marx im Oktober 1864 als Programm für die neue internationale 

Klassenorganisation des Proletariats verfaßte und vom Generalkomitee der IAA mit großem Enthu-

siasmus einstimmig angenommene I naugu r a l ad r e s se  in dem Satze, der die E r obe r ung  de r  

po l i t i s chen  Mach t  als die große von der Arbeiterklasse gegenwärtig zu vollbringende Aufgabe 

und als das Ziel der neugeschaffenen internationalen Klassenorganisation des europäischen Proleta-

riats bezeichnet. Und dieser Saß wird noch konkret ergänzt durch die Forderung, daß die Arbeiter-

klasse der verschiedenen Länder ihr brüderliches Zusammenwirken auch dadurch bewähren müsse, 

daß sie eine auswär t ige  Po l i t i k  verhindert, die, wie die Politik Palmerstons gegenüber dem ame-

rikanischen Bürgerkrieg und dem polnischen Aufstand, die Politik des bonapartistischen Frankreichs 

und des zaristischen Rußlands, „nationale Vorurteile ausspielt und in Raubkriegen des Volkes Gut 

und Blut vergeudet.“ Zu diesem Zweck soll die Arbeiterklasse „sich der Geheimnisse der internatio-

nalen Politik bemächtigen, die diplomatischen Akten ihrer Regierungen überwachen, ihnen, wenn 

nötig, mit allen ihr zu Gebote stehenden Mitteln. entgegenwirken.“ 

Den „Marxisten“ der Zweiten Internationale, den Herren Kautsky, Hilferding u. Cie., blieb es vorbe-

halten, diese deutlichen Kundgebungen der revolutionären Praxis und Theorie des Mar x i sm us  de r  

E r s t en  I n t e r na t i ona l e  umzufälschen in eine „Bekehrung“ des durch die dazwischenliegenden 

fünfzehn Jahre zum Manne gereiften Achtundvierziger-Revolutionärs Karl Marx zu einer auf Refor-

men „im Rahmen des kapitalistischen Staats“ gerichteten politischen „Relativitätstheorie“, und auf 

dieser Grundlage einen Gegensatz zu konstruieren zwischen dem „auch für die nichtrevolutionären 

Zeiten anwendbaren“ „vervollkommneten und erweiterten“ Marxismus der sechziger Jahre und je-

nem „primitiven Marxismus der Erstlingswerke, die Marx und Engels vor ihrem 30. Lebensjahr bis 

zu der Revolution von 1848 und ihren Nachwirkungen 1849/50 verfaßt hatten“ (Kautsky.). Herr Hil-

ferding fügt dazu noch die Entdeckung, daß der gegenwärtige englische Ministerpräsident Macdonald 

durch seine „ehrliche“, auf die „Zusammenfassung der wichtigsten Nationen“ gerichtete „Friedens-

politik“ die von der Inauguraladresse für die auswärtige Politik der internationalen Arbeiterklasse 

aufgestellten Forderungen bereits „wahrgemacht“ hätte. 

Die Dritte Internationale hat gegenüber dieser schmählichen Preisgabe der wirklichen Praxis und 

Theorie von Karl Marx und der Ersten Internationale durch die sozialdemokratischen Agenten der 

kapitalistischen Kriegs- und Nachkriegspolitik die ihr von Lenin gewiesene Aufgabe, da s  Ve r -

m äch t n i s  Mar xens  z u  e r f ü l l en  und  i n s  Leben  z u  übe r t r age n. Sie übernahm diese ge-

schichtliche Aufgabe in einer Situation, da infolge der Revolution in Sowjetrußland alle die politi-

schen und ökonomischen Wirkungen, die schon ein solches Ereignis, wie der amerikanische Bürger-

krieg von 1861/65, auf die europäische Arbeiterklasse ausgeübt hat, für die ausgebeuteten Klassen 

und unterdrückten Völker von Europa, Amerika, Asien und der ganzen Welt mit unerhört gesteigerter 

Intensität auf einer erweiterten Stufenleiter reproduziert werden. Die Sturmglocke der Weltrevolution 

läutet in Sowjetrußland. 

[576] 
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Die Volkswirtschaft der L’Union der S. S. R.,  

ihre Errungenschaften und ihr Stand im Jahre 1924.  
Von M. E. P o d t j a g i n. 

V o r b e m. d. S c h r i f t l. Wir veröffentlichen hier den letzten, zusammenfassenden Schlußabschnitt einer wissen-

schaftlichen Darstellung der russischen Volkswirtschaft von Professor M. E. Podtjagin, die vor einigen Monaten 

im Staatsverlag in Moskau erschienen ist. Das innerlich und äußerlich sehr gut ausgestattete Werk, welches bisher 

leider noch nicht ins Deutsche übersetzt worden ist, behandelt in 12 Abschnitten die wichtigsten Momente aus der 

jüngsten Entwicklung (1922-1924) und dem gegenwärtigen Stande (1. April 1924) des russischen Wirtschaftsle-

bens. Zu dem laufenden Text treten hinzu eine große Anzahl von sehr sorgfältig ausgeführten Tabellen und gra-

phischen Darstellungen. Die Ueberschriften der 12 Abschnitte lauten: 

1. Das allgemeine Niveau und die Struktur der Volkswirtschaft im Jahre 1922/23. 

2. Die Veränderungen in der Struktur der Volkswirtschaft im Jahre 1923/24. 

3. Die Konjunkturschwankungen im Jahre 1923/24. 

4. Die Industrie. 

5. Der Frachtverkehr. 

6. Der Warenumsatz. 

7. Der Außenhandel. 

8. Die Preisbewegung. 

9. Der Geldumlauf. 

10. Der Kredit. 

11. Der Haushalt. 

12. Allgemeine Schlußfolgerungen. 

Dieser letzte Abschnitt wird hier voll abgedruckt. 

Die Dynamik der russischen Volkswirtschaft im letzten Jahrzehnt wird charakterisiert durch zwei 

miteinander abwechselnde Prozesse: durch den ungeheuer tiefgehenden Zerstörungsprozeß der Pro-

duktivkräfte des Landes in der Periode bis 1919/20, und den intensiven Wiederaufbauprozeß dersel-

ben Kräfte in den darauf folgenden Jahren. Das in der ersten Periode gestörte Gleichgewicht der 

einzelnen Teile der Volkswirtschaft, ein Resultat der großen Erschütterung, die auf den komplizierten 

Organismus der Industrie und des Transports zerstörender wirkt als auf die primitive Landwirtschaft, 

wird in den darauffolgenden Jahren allmählich wieder hergestellt: de r  Gesundungsp r ozeß  

s ch r e i t e t  a m  i n t ens i v s t en  i n  den j en i gen  Te i l en  de r  Vo l kswi r t s c ha f t  f o r t, d i e  de r  

Ze r s t ö r ung  a m  m e i s t en  ausgese t z t  wa r e n. Die Landwirtschaft, die weniger gelitten hat und 

daher auch in geringerem Grade im Aufsteigen begriffen ist, weist ihre größten Fortschritte auf dem 

Gebiet der Viehzucht und in denjenigen Zweigen des Ackerbaus auf, die in den vorangegangenen 

Jahren am meisten zurückgegangen waren (Marktgetreide und technische Kulturen). Dieselbe Er-

scheinung läßt sich auch in den einzelnen Zweigen der Industrie feststellen. 

Zu Beginn des laufenden Wirtschaftsjahres (1.10.1923 bis 1.10.1924. D. Schriftl.) war der allgemeine 

Stand der Volkswirtschaft folgender: 

Die Saatfläche des Jahres 1922/23 (74 Millionen Desjatinen) betrug 74 Prozent der Saatfläche vom 

Jahre 1913. Die Bruttoproduktion der Landwirtschaft (5200 Millionen Rubel) betrug 67 Prozent der 

Vorkriegsproduktion. Die Bruttoproduktion der (Zensus-Industrie von 1922/23 (2000 Millionen Ru-

bel) belief sich auf 36 Prozent der Vorkriegsproduktion. 

[577] Das Volkseinkommen (Nettoproduktion) aus der Industrie (704 Millionen Rubel) machte 26 

Prozent des Einkommens vom Jahre 1913 aus, das der Landwirtschaft (4700 Millionen Rubel) 67 

Prozent des Einkommens von 1913. Das gesamte Volkseinkommen aus der Industrie und der Land-

wirtschaft (5404 Millionen Rubel) beträgt 56 Prozent des Vorkriegseinkommens; davon entfallen auf 

die Industrie nicht mehr als 13 Prozent. Die Leistungen des Transportwesens im Jahre 1922/23 lassen 

sich durch folgende Koeffizienten kennzeichnen: 32 Prozent (Menge der verfrachteten Güter), 31 

Prozent (zurückgelegte Strecken) und 28 Prozent (Einkommen der Vorkriegszeit. 

Im Jahre 1923/24 macht die Volkswirtschaft der Union der SSR neue große Fortschritte. Die Saatflä-

che wird um 9 Prozent vergrößert (im Jahre 1922/23 ist sie um 19 Prozent vergrößert worden) und 

wird 80 Prozent der Saatfläche der Vorkriegszeit ausmachen. Die Industrie erhöht ihre Produktion 
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quantitativ um nicht weniger als 20 Prozent (im vorigen Jahr um 42 Prozent) und wird ungefähr 45 

Prozent der Produktion der Vorkriegszeit erreichen. (In den einzelnen Zweigen hat die Produktion in 

der ersten Hälfte des Jahres 1923/24 folgendes Niveau erreicht: Steinkohle 60 Prozent der Vorkriegs-

zeit, Naphtha 65 Prozent, Metallurgie 18 Prozent, Baumwolle 31 Prozent, Wolle 64 Prozent und Lei-

nen 90 Prozent.) Die Vermehrung der Produktion ist begleitet von einem langsamen Anwachsen der 

Zahl der Arbeiter, einer stetigen Steigerung der Produktivität der Arbeit (68 Prozent der monatlichen 

Leistung der Vorkriegszeit), intensiven Lohnsteigerungen (57 Prozent der Friedenslöhne) und einem 

dadurch hervorgerufenen Zustrom von Arbeitskräften vom Lande in die Stadt – was wiederum ein 

gewisses Anwachsen der Zahl der auf den Arbeitsbörsen registrierten Arbeitslosen zur Folge hat. 

Im Transport des Jahres 1923/24 erhöht sich die Menge der verfrachteten Güter um ungefähr 15 Pro-

zent und wird 42 Prozent der Menge vom Jahre 1913 erreichen. 

Der Börsenverkehr für das erste Halbjahr 1923/24 weist eine Verdoppelung des Warenumsatzes des 

Landes im Vergleich zum ersten Halbjahr 1922/23 auf. In noch erhöhterem Maße wächst der Export 

(Getreide um das Vierfache, der allgemeine Export um das Dreifache), der 20 Prozent des Exports 

vom Jahre 1913 erreicht. Der Import aber sinkt, so daß sich eine bedeutende Aktivbilanz ergibt. 

Dem Wachsen der Industrie und des Warenverkehrs entsprechend, wachsen die Kreditoperationen. 

Die Kredite der Staatsbank an die Industrie haben sich für dieses Jahr um das Fünffache vergrößert, 

der Wechselkredit um das Zehnfache. 

Die Produktionserfolge der Industrie, das Steigen des Warenumsatzes und hauptsächlich der Waren-

produktion in der Landwirtschaft, das Steigen des Exports, – dies alles schafft die Bedingungen, unter 

denen die „Schere“ sich mehr und mehr schließt. 

Der allgemeine Fortschritt der Volkswirtschaft bringt die Gesundung der Staatswirtschaft mit sich: 

der Haushalt steigt um ein Drittel (und erreicht damit die Hälfte des Vorkriegshaushalts) bei gleich-

zeitigem starken Sinken der Geldemission; damit aber wird auch die erste Voraussetzung für die 

Geldreform geschaffen. 

Das beständige Anwachsen der realen Geldmengen (um das Dreifache in anderthalb Jahren und um 

25 Prozent in den zwei Monaten Februar-März 1924), das klar und deutlich die ganze fortschrittliche 

Entwicklung des volkswirtschaftlichen und staatlichen Lebens widerspiegelt, eröffnet weite Hori-

zonte für die Durchführung einer erfolgreichen Geldreform und für die Deckung des Staatsdefizits. – 

Im Jahre 1913 betrug die Geldmenge 1800 Millionen Rubel, im Jahre 1924 400 Millionen Rubel, – 

zwei Ziffern, die sowohl die Länge des bis zur Erreichung des Vorkriegszustandes in der Volkswirt-

schaft noch zurückzulegenden Weges, als auch [578] die Größe der Mittel anschaulich ausdrücken, 

die die Staatswirtschaft“ als Gratisprämie für die erreichten Erfolge in den kommenden Jahren erhal-

ten wird.*) 

Im Rahmen der oben geschilderten allgemeinen progressiven Tendenz treten bei genauerer Untersu-

chung Quartals- und Monatsschwankungen der „Konjunktur“ im engeren Sinne des Wortes hervor, 

Schwankungen, die häufig den Gesamteindruck des Bildes verwischen, indem sie seine allgemeine 

progressive Idee trüben, deren genaue Betrachtung jedoch unsere Einsicht in die Ursachen der Ab-

hängigkeit seiner einzelnen Teile voneinander beträchtlich vertieft. Die Konjunktur wird bei uns vor 

allem von der Königin Ernte und dem Genossen Volkskommissar für Finanzen bestimmt. Der Auf-

schwung des Handels im Sommer (1923. – D. Schriftl.) war hervorgerufen durch die Erwartung einer 

glänzenden Konjunktur infolge des bevorstehenden Hereinbringens einer zweiten reichlichen Ernte 

und der Freigebigkeit der Staatsbank, die den staatlichen, industriellen und Handelsvereinigungen 

mit offener Hand reichliche Kredite gewährte. Das Fehlschlagen dieser Hoffnungen, wozu auch die 

Verpflichtung der Bauern beitrug, vor allem anderen ihre Steuern zu zahlen, sowie die unerwartete 

scharfe Restriktion der Kredite, brachte im Herbst eine Depression, die sich in der Arbeit der Industrie 

(und teilweise auch im Transportwesen) erst erheblich später – im November/Dezember – auswirkte, 

 
*) Allerdings nicht ganz genau, denn das Geld und der Kredit spielen in einer geordneten Volkswirtschaft eine etwas 

andere Rolle. 
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als der Warenverkehr dank der Nachfrage der Bauern, die ihre Steuern inzwischen bezahlt hatten, 

schon wieder in einem neuen kräftigen Aufstieg begriffen war. Im Januar und besonders im Februar 

wird dieser Aufstieg allgemein auf der ganzen Linie der Industrie, des Transports und des Handels, 

und tritt besonders klar auf dem Textilmarkt und in der Textilindustrie, überhaupt im ganzen Umkreis 

der bäuerlichen Nachfrage hervor. 

Der Beginn der Durchführung der Geldreform war gekennzeichnet durch die Sparsamkeit im Staats-

haushalt, die Kürzung der Löhne, die Einschränkung der Kredite, das rapide Sinken der Kaufkraft der 

Sowjetgeldzeichen und die Verminderung ihrer Menge in der Zirkulation, durch die Emission einer 

stabilen, noch langsam zirkulierenden und in geringer Menge thesaurierten Valuta, durch den Klein-

geldmangel und durch die administrative Herabsetzung der Preise. Dies alles verursachte die scharfe 

Märzkrise. Vom Standpunkt der Tages-„Konjunktur“ zeigen diese Erscheinungen und Maßnahmen 

viele negative Züge, und erst im Rahmen der allgemeinen Bewegung der Volkswirtschaft finden sie 

ihre Erklärung und Rechtfertigung. 

Die Aussichten für die kommenden Monate April und Mai stehen im Zusammenhang mit der ge-

wöhnlichen Frühlings-Depression, mit den schlechten Verkehrsbedingungen und dem Beginn der 

Frühjahrsbestellung. Doch werden die traurigen Märzerscheinungen: die: Preisschwankungen, der 

Kleingeldmangel und die Geldknappheit überhaupt, nach und nach überwunden. 

Die Perspektiven der weiteren Entwicklung (die in ihren Hauptzügen durch die von uns weiter oben 

betrachteten mächtigen dynamischen Prozesse bestimmt werden) sind ihrer Stärke und Form nach 

vor allem mit der bevorstehenden Ernte eng verbunden. 

Die Zahlungsfähigkeit des Dorfes, seine Nachfrage, das Staatseinkommen, den Export, den Fracht-

verkehr, den Warenumsatz, die industrielle Produktion, die Oeffnung der „Schere“, die augenblick-

lich unternormal ist, das Lohnniveau, den Kredit, die Geldmenge, das ganze Budget der Volks- und 

'Staatswirtschaft, – dies alles wird die Ernte bestimmen. [579] 

* 

Perspektiven der wirtschaftlichen Entwicklung in der Sowjetunion.  
Von A d a l b e r t  F o g a r a s i. 

Der Zweck der folgenden Bemerkungen ist nicht, zahlenmäßiges Material über die wirtschaftliche 

Entwicklung der Sowjetunion in dem verflossenen Jahre zu bieten, sondern die Frage nach der Be-

deutung dieser Zahlen, nach dem Sinn der durch sie ausgedrückten wirtschaftlichen Gesamtzusam-

menhänge zu stellen und zu ihrer Beantwortung beizutragen. 

Im Jahre 1918 ordnete Lenin die in Rußland vorhandenen Elemente und Typen der sozialökonomi-

schen Verhältnisse in folgender Reihenfolge: 

1. Die patriarchalische Bauernwirtschaft, die in hohem Maße Naturalwirtschaft ist; 

2. die Waren-Kleinwirtschaft (Bauern, die ihre Getreideerzeugnisse verkaufen); 

3. der privatwirtschaftliche Kapitalismus; 

4. der Staatskapitalismus; 

5. der Sozialismus. 

„Kein Kommunist hat bestritten,“ fügte Lenin hinzu, „daß der Ausdruck ‚Sozialistische Räterepublik‘ 

die Entschlossenheit der Rätemacht bedeutet, den Uebergang zum Sozialismus zu verwirklichen, und 

nicht etwa die Anerkennung der gegebenen Wirtschaftsverhältnisse als sozialistisch.“ 

In welcher Richtung haben sich seitdem die Kräfteverhältnisse verschoben? Wie verhält sich die Dy-

namik der Wechselbeziehungen der verschiedenen Elemente in der obigen Reihenfolge? 

Die entscheidenden Ergebnisse des vergangenen Geschäftsjahrs (1. Oktober 1923 bis 1. Oktober 

1924) sind die Erstarkung der sozialisierten Industrie und die gesteigerte Kaufkraft der bäuerlichen 

Massen, die die überwiegende Mehrheit der Gesamtbevölkerung ausmachen. Das Bild der 
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industriellen Konjunktur bat sich vollständig verändert: während bis zum vorigen Jahre die Staatsin-

dustrie mit Absatzschwierigkeiten zu kämpfen hatte, die infolge der geringen Kaufkraft der Bevölke-

rung auch durch Produktionseinschränkungen nicht behoben werden konnten, ist seit einigen Monaten 

trotz der gesteigerten Produktion ein ausgesprochener Ware nm ange l  an die S t e l l e  der Absatz-

krise getreten, Die Industrie kann nicht in dem Tempo ihre Produktion steigern, das der rasch steigen-

den Nachfrage entsprechen würde. Das Jahr 1923-24 ergibt eine 25 bis 28prozentige Erhöhung der 

gesamten industriellen Produktion gegenüber dem Vorjahre. Die Nachfrage, die zahlenmäßig kaum 

festgestellt werden kann, ist aber mindestens in doppeltem Maße gestiegen. Die Bed i ngung  dieser 

grundlegenden Veränderung der Lage auf dem russischen Markte war bekanntlich die Bekämpfung 

der „Schere“, des Mißverhältnisses zwischen den Preisen der industriellen und landwirtschaftlichen 

Waren, die ihrerseits wiederum nur durch die schon vorhergehende Befestigung des Staatskapitalis-

mus ermöglicht wurde. Wir wollen unsere Aufmerksamkeit aber hier nicht auf die Ursachen und Be-

dingungen, sondern auf die künftigen Folgen dieses Umschwungs auf dem Markte richten. 

Wir haben allen Grund anzunehmen, daß die feste Konjunktur in dem nächsten Jahre anhalten wird, 

oder richtiger gesprochen: daß die wirtschaftlichen Tendenzen, deren äußeres Merkmal die feste Kon-

junktur ist, sich mit gesteigerter Energie entfalten werden. Die Mißernte in einigen Gebieten Rußlands 

hat nur zur Stärkung dieser Tendenzen beigetragen. Der russische Bauer erhielt voriges Jahr 40 Ko-

peken (etwa 80 Pfennig) für ein Pud Getreide, in diesem Jahre wird er einen Rubel erhalten. „Acht 

Millionen Bauern,“ sagt Gen. Rykow, „werden infolge der Mißernte kein Getreide verkaufen können, 

aber 92 Millionen werden für ihr Getreide mehr als zweimal soviel erhalten, als im Vorjahre.“ Die 

gesteigerte Kaufkraft und [580] Kauflust der Bauern wird die Grundlage zur weiteren Vermehrung 

der industriellen Produktion, in erster Linie der Tex t i l ware n, dann der landwirtschaftlichen Ma-

schinen bilden. (Dies bedeutet selbstverständlich nicht, daß der geringere Ausfall der Ernte ein Faktor 

des Fortschritts der wirtschaftlichen Entwicklung wäre. Es bedeutet nur, daß die Entwicklung dadurch 

nicht au f geha l t en  wird.) 

Die gestiegene Kaufkraft der Bauern auf der einen, die Vermehrung und die dadurch ermöglichte 

Ve r b i l l i gung  der staatlichen großindustriellen Produktion auf der anderen Seite werden zur Folge 

haben, daß der Bauer auf die eigene Herstellung von Industriewaren verzichten wird. Der Warenhun-

ger nach Manufakturwaren ist wohl schon zum Teil auf diesen Umstand zurückzuführen. Dies be-

deutet aber nichts anderes, als den Sieg der Warenwirtschaft über die naturalwirtschaftlichen Ele-

mente, die Indus t r i a l i s i e r ung  de r  Sowj e tun i o n,*) die Grundbedingung für den Uebergang 

zum Sozialismus. 

Die fortschreitende Auflösung der naturalwirtschaftlichen Elemente innerhalb der bäuerlichen Produk-

tion bedeutet eine Ausdehnung des Marktes für die staatliche Produktion. An diesem Punkte können 

wir den grundlegenden Unterschied zwischen der Funktion des Marktes innerhalb des kapitalistischen 

Systems und des „staatskapitalistischen“ Systems der neuen ökonomischen Politik feststellen. (Den 

Begriff des Staatskapitalismus gebrauchen wir natürlich nicht im Sinne der bürgerlichen Oekonomie, 

sondern in der von Lenin in seiner Rede auf dem 11. Kongreß der RKP. festgesetzten Bedeutung.) 

In der privatkapitalistischen Wirtschaft bedeutet die Kategorie des Marktes gleichzeitig die Anarchie 

der Produktion, die Undurchsichtigkeit der wirklichen Zusammenhänge, den „durch die Bewegung 

von Nachfrage und Zufuhr hervorgebrachten Schein“.**) Die Ausdehnung des Marktes – die nicht 

den realen gesellschaftlichen Bedürfnissen entspricht – führt dazu, daß „seine Zusammenhänge und 

die sie regelnden Bedingungen immer mehr die Gestalt eines von den Produzenten unabhängigen 

Naturgesetzes annehmen, immer unkontrollierbarer werden“.***) 

 
*) Eine Folge der Industrialisierung ist die beginnende Umstellung der bäuerlichen Produktion auf Pflanzenbau für tech-

nische Zwecke. Vergrößerung der Anbaufläche für Zuckerrüben (41 Prozent), Baumwolle (188 Prozent), Tabak (76 Pro-

zent) im Verhältnis zum Vorjahre. 
**) Das Kapital, Band III. 1. Teil, Seite 171. 
***) Das Kapital, Band III. 1. Teil, Seite 226. 
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In ausgesprochenem Gegensatze zu dieser Stellung des Marktes innerhalb der privatkapitalistischen 

Wirtschaft (die die modernen Trusts nicht aufheben, wie dies Herr Hilferding in seiner Apologie des 

gegenwärtigen Kapitalismus verkündet, sondern nur in konzentrierter Form widerspiegeln) richtet 

sich das Bestreben der Wirtschaftspolitik der Sowjetunion auf eine Auf hebung  de r  Unübe r -

s i ch t l i chke i t  de s  Mar k t e s, auf eine wachsende Kontrolle desselben, die mit der Ausdehnung 

des Marktes nicht abnimmt, sondern im Gegenteil immer mehr zunimmt, da diese Ausdehnung des 

Marktes gleichzeitig die Erstarkung des Staates als r egu la t iven  Fak t o r s  de s  Mark t e s  bedeutet. 

Das  Ve r ha l t en  de s  S t aa t e s  a l s  e i ne s  ak t i ve n Fak t o r s  i n  de r  Regu l i e r ung  de s  

Mar k t e s  i s t  abe r  d i e Ges t a l t, i n  de r  de r  Soz i a l i sm us  a l s  P r i nz i p  de r s t a a t skap i t a -

l i s t i s chen  Wi r t s cha f t  zu t age  t r i t t. 

Das Gesamtergebnis der vielen einzelnen Maßnahmen und Kampagnen, die der Sowjetstaat in den 

lebten Jahren auf wirtschaftspolitischem Gebiete durchgeführt hat, läuft, von diesem Gesichtspunkte 

aus betrachtet, auf die Herstellung eines e i nhe i t l i chen  Mar k t e s  auf dem Wirtschaftsgebiet der 

Sowjetunion hinaus. Die Vereinheitlichung des Marktes, wozu die stabile Währung die finanzielle, 

der Ausbau einer wissenschaftlichen Konjunkturstatistik die organisatorische Vorbedingung bildete, 

hat [581] im Laufe des letzten Jahres große Fortschritte gemacht. Die außerordentlich ungleiche Ernte 

droht wieder diese Einheit auseinanderzureißen, sodaß die aktive Regulierung des Marktes durch den 

Staat heute mehr als je die Zentralfrage der Wirtschaftspolitik ist. Es handelt sich um eine außeror-

dentlich schwierige Aufgabe, da der Staat auf dem Getreidemarkt nur als Käufer, wenn auch als der 

finanziell unvergleichlich kräftigste Käufer auftritt und die Preisgestaltung unmittelbar nur durch die 

Organisation des Ankaufs beeinflussen kann. Die Herabdrückung des durch die Spekulation heraus-

geschraubten Getreidepreises um 11 bis 17 Prozent im letzten Monat ist ein Beweis für den Erfolg 

der staatlichen Preisregulierung. Ein weiteres Mittel zur Angleichung der Preise ist in den Händen 

des Staates die landwirtschaftliche Steuer, durch deren prompte Einziehung die Kulaken genötigt 

werden, ihre Waren auf den Markt zu werfen. 

Die Möglichkeiten und die Mittel der staatlichen Regulierung des Marktes sind in Bezug auf die in-

dustriellen und landwirtschaftlichen Produkte Durchaus verschieden. Auf dem Gebiete der Industrie 

befinden sich 94 Prozent des Kapitals in den Händen des Staates, während auf dem (Getreidemarkt der 

Staat heu t e  vorwiegend als Käufer auftritt. Mit der Erstarkung der großindustriellen Produktion wird 

aber der Staat in zunehmendem Maße auch die Landwirtschaft beeinflussen. Die Ausdehnung des Marl-

tes für die industrielle Produktion ist die Grundlage für die Herstellung eines Marktes, auf dem Nach-

frage und Zufuhr statt wie blinde Kräfte zu wirken, immer mehr den gesellschaftlichen Bedürfnissen 

angepaßt werden. Ein so l che r  Markt ist aber ein Markt, der kein Markt mehr im herkömmlichen 

Sinne ist. Der Staatskapitalismus stellt sich auf den Boden des Marktes nur, um ihn aufzuheben, die 

quantitative Steigerung der staatskapitalistischen Kräfte schlägt in Qualität, in Sozialismus um. 

Aus dem bisher gesagten werden die Wechselbeziehungen zwischen den von Lenin festgestellten 

Elementen der russischen Wirtschaft ersichtlich. Mit der Zersetzung der Naturalwirtschaft und deren 

Umwandlung in Warenwirtschaft und mit der Ausschaltung des Privatkapitals aus der Industrie sowie 

mit der Einschränkung seiner Rolle im Handel, kommt der bäuerlichen Warenkleinwirtschaft und 

dem Staatskapitalismus als den beiden Hauptfaktoren der Produktion die entscheidende Bedeutung 

zu. Die Entwicklung des Staatskapitalismus vollzieht sich aber in der Richtung der Beherrschung 

nicht nur der Großindustrie, sondern der gesamten Produktivkräfte des Landes, in der Richtung der 

Industrialisierung der Landwirtschaft, der Vereinheitlichung und Rationalisierung des Marktes – in 

der Richtung des Sozialismus. 

In we l chem  Tem po  diese Entwicklung der Sowjetwirtschaft, die Steigerung der industriellen Pro-

duktion und die Rationalisierung der Landwirtschaft vor sich gehen wird, ist eine Frage, deren Be-

antwortung innerhalb der rein wirtschaftlichen Erwägungen selbstverständlich unmöglich ist. Die 

Entscheidung dieser Frage hängt davon ab, ob das Weltproletariat fähig ist, die drohende Intervention 

der imperialistischen Mächte zu verhindern; fällt die Aufgabe der Abwehr einer bewaffneten Inter-

vention wieder der Sowjetunion allein zu, so zweifeln wir nicht daran, daß sie auch diesmal siegreich 

aus dem Kampfe hervorgehen wird, aber wiederum nur auf Kosten eines unerhörten Aufwandes an 
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menschlichen und technischen Kräften, die der sozialistischen Aufbauarbeit entzogen werden müs-

sen. Die Frage des Tempos hängt ferner von den Auslandskrediten ab, die die Wiederaufrichtung der 

Industrie, die Meliorationsarbeiten auf dem Lande beschleunigen würden. Das entscheidende Ergeb-

nis der wirtschaftlichen Entwicklung in den letzten Jahren ist aber, daß wir unabhängig von dem 

Tempo der Entwicklung überhaupt ihre Tendenz klar erblicken können. Uh die Tendenz der Entwick-

lung zeigt, daß die Sowjetrepublik fähig ist, aus eigener Kraft die sozialisierte Industrie in einigen 

Jahren auf die Vorkriegshöhe zu bringen, ja diese zu überschreiten. (Die Erfolge im letzten Jahre und 

die Perspektiven für das nächste Jahr haben [582] alle früheren, selbst optimistischen Schätzungen 

weit übertroffen.) Die Tendenz der Entwicklung zeigt ferner, daß die Sowjetindustrie sich ebenfalls 

fähig erwiesen hat, die Grundsteine zur soz i a l i s t i s chen  Akkum ul a t i on  zu legen. Zum ersten 

Male hat die staatliche Industrie in diesem Jahre Reineinnahmen (voraussichtlich 50 Millionen Gol-

drubel, im nächsten Jahre nach der Vorkalkulation 85 Millionen Goldrubel) erzielt. Ueber das 

Tem po  der sozialistischen Akkumulation läßt sich heute ebenfalls noch wenig sagen.*) Genosse 

Strumilin berechnete noh Anfang 1923, daß die Industrie mindestens 25 Jahre brauche, um allein 

mittels der sozialistischen Akkumulation, d. h. aus eigener Kraft die Vorkriegshöhe zu erreichen. 

Heute würde er sicher mit ganz anderen Terminen rechnen. 

Es ist überhaupt festzustellen, daß die schöpferische Kraft der Sowjetrepublik sich stärker erwiesen 

hat, als die Oekonomen angenommen haben. Krisen des Wirtschaftslebens, die die praktischen Wirt-

schaftler oft nur als Folgen von organisatorischen „Fehlern“ ansahen, haben sich als Wachstumskri-

sen der Entfaltung der Produktivkräfte, als gesetzmäßige Notwendigkeiten der staatskapitalistischen 

Wirtschaft erwiesen. Andererseits werden jetzt Ereignisse, wie die Mißernte, denen man früher als 

einer elementaren Naturkatastrophe gegenüberstand, die die menschliche Kraft nicht zu überwinden 

vermag, als „Kinderkrankheiten“ der Sowjetwirtschaft angesehen, die mit der rationellen Agrikultur 

in steigendem Maße überwunden werden können. Die „Fehler“ erweisen sich als Notwendigkeiten 

und das Hinnehmen der Naturnotwendigkeiten als Fehler der Organisation. Darin liegt aber kein Wi-

derspruch. In beiden Fällen drückt sich nur die tiefere Erkenntnis der Notwendigkeit aus, die begrif-

fene Notwendigkeit, die die Grundlage der Freiheit bildet. 

* 

Die neue Oekonomische Politik Sowjetrußlands.  
Von I. L. 

V o r b e m. d. S c h r i f t l. Wir veröffentlichen im Anschluß an das in den vorhergehenden Artikeln beigebrachte 

empirische Material über den gegenwärtigen Stand und die Aussichten der russischen Wirtschaftsentwicklung die 

nachfolgenden Ausführungen eines theoretischen und praktischen Fachmannes über die Bedeutung und Entwick-

lung der „Neuen Oekonomischen Politik“. Die Nöp und ihre Entwicklung ist unter den vielen lehrreichen Kapiteln 

der siegreichen proletarischen Revolution in Sowjetrußland eines der lehrreichsten für das internationale Proleta-

riat, weil es die zwei Tage nach dem Sieg auftretenden Schwierigkeiten und die verschiedenen Versuche und 

Möglichkeiten ihrer Ueberwindung zeigt. Die Neuaufrollung der theoretischen Grundfragen der Nöp durch den 

Genossen J. L. wird, gleichviel wie weit man seiner Beurteilung im einzelnen zustimmt oder kritisch gegenüber-

steht, jedenfalls die Wirkung haben, die Leser der „Internationale“ zu einer gründlicheren Beschäftigung mit die-

sem [583] wichtigen, schwierigen. und außerhalb Rußlands noch ziemlich wenig behandelten Gebiet der proleta-

rischen Oekonomie und Politik auf das lebhafteste anzuregen. Wir weisen auch darauf hin, daß in der Debatte über 

den vom 5. Weltkongreß als Diskussionsgrundlage für die KI angenommenen Programmentwurf die hier behan-

delten Fragen der Nöp wahrscheinlich eine bedeutende Rolle spielen werden. 

Genau dreieinhalb Jahre sind seit der scharfen Wendung in der Wirtschaftspolitik Sowjetrußlands 

vergangen. Am 21. März 1921 wurde das Dekret ausgegeben, nach welchem statt der Beschlagnahme 

aller Ueberschüsse der ladwirtschaftlichen Produktion die Naturalsteuer eingeführt wurde. Damit war 

der freie, legale Markt wiederhergestellt, der Bauer bekam das Recht, seine Produkte auf dem 

 
*) In der tatsächlichen Praxis kann das Tempo des Akkumulationsvorganges in der sowjetrussischen Industrie deshalb 

nicht festgestellt werden, weil die Industriezweige, solange sie sich nicht selber erhalten, staatliche Zuschüsse erhalten. 

So z. B. lange Zeit hindurch die nun selbständige Naphthaindustrie, zur Zeit noch die Metallindustrie. Die Industrie wird 

also viel früher die Vorkriegshöhe erreichen, als es allein durch ökonomische Akkumulation möglich wäre. Ueber den 

Begriff der sozialistischen Akkumulation vergl. die Abhandlung des Genossen Preobraschenski in Nr. 8 des „Westnik“ 

der Kommunistischen Akademie in Moskau. 
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Umtauschwege zu verwerten. „Diese Freiheit des Austausches bedeutet Freiheit des Kapitalismus“, 

erklärte Lenin gleich bei der Einführung der Nöp (Referat auf dem III. Kongreß der KI). „Freiheit des 

Kapitalismus bedeutet Sieg des Kapitalismus“ ist das Echo der gesamten bürgerlichen Welt. Der Ka-

pitalismus ist in Sowjetrußland wiederhergestellt, die Herrschaft der Arbeiterklasse, der Kommunis-

tischen Partei Rußlands ist ein Anachronismus, das war das Thema der Artikel und Bücher über Sow-

jetrußland in den Jahren 1921/22 in der bürgerlichen Welt. Jetzt im Jahre 1924 jammern dieselben 

Leute ständig darüber, daß die Nöp eine Irreführung ist und daß es in Rußland keinen Kapitalismus, 

also kein Feld für die Tätigkeit der Kapitalisten gibt. 

Dreieinhalb Jahre ununterbrochene Durchführung eines Wirtschaftssystems in einer schnellaufenden 

revolutionären Periode gibt eine hinreichende Grundlage zur Auffindung der vorherrschenden Ten-

denzen, zur Feststellung, was ist und wie dieses Sein in seiner Fortentwicklung durch die Kommu-

nistische Partei in der Richtung des Sozialismus gehalten werden kann. 

Der Sinn der Nöp besteht darin, daß mit der Anerkennung des bestehenden kapitalistischen Marktes 

der Kampf mit dem Kapitalismus frei, das ist offen mit gleichwertigen wirtschaftlichen Mitteln fort-

gesetzt wird, daß der bestehende Kapitalismus mehr unter Kontrolle kommt, daß aber gleichzeitig der 

Kapitalismus wächst, das Kampfgebiet sich erweitert und der proletarische Staat erlernen muß, den 

Kapitalismus mit den eigenen Waffen, mit Anwendung der kapitalistischen Handelstechnik im Kon-

kurrenzkampf zu schlagen. 

Der kapitalistische Markt bestand für Sowjetrußland vor der Nöp zunächst in der Existenz des kapi-

talistischen Weltmarkts, dann in dem ausgedehnten Schleich- und Schmuggelhandel und im Speku-

lantentum im Innern. Dieser innere „Markt“ war frei von jeder wirtschaftlichen Kontrolle, war eben 

illegal, seine Existenz bestand in der Umgehung der Kontrolle. Und dieser Markt war nicht unbedeu-

tend. „Der Schieber, der Leichenfledderer des Handels, der das Monopol vereitelt – das ist unser 

wichtigster ‚innerer‘ Feind, ein Feind der wirtschaftlichen Maßnahmen der Rätemacht. Vor 125 Jah-

ren war es noch verzeihlich, wenn die französischen Kleinbürger, die hervorragendsten und aufrich-

tigsten Revolutionäre, bestrebt waren, das Spekulantentum durch die Hinrichtung einzelner ‚ausge-

wählter‘ Schieber und durch donnernde Deklarationen zu besiegen. Jetzt ruft ein solch französisches 

Verhalten irgendeines Sozialrevolutionärs des linken Flügels in dieser Frage bei jedem bewußten 

Revolutionär nur Ekel und Abscheu hervor. Wir wissen genau, daß die wirtschaftliche Grundlage des 

Spekulantentums in der in Rußland überaus verbreiteten Schicht der kleinen Eigentümer und im pri-

vatwirtschaftlichen Kapitalismus zu suchen ist, der in jedem Kleinbürger einen Agenten besitzt. ... 

Wer das nicht sieht, bekundet gerade durch seine Blindheit, daß er in kleinbürgerlichen Vorurteilen 

befangen ist.“ (Lenin: Die Vorbedingungen und die Bedeutung der neuen Politik Sowjetrußland.) 

Der freie Markt bedeutet freie Verwirklichung von Ware, Wert, Geld, Preis, bedeutet, daß auf dem 

Gebiete der (Güterverteilung im engeren Sinne des Wortes die kapitalistische Technik erhalten bleibt. 

Die Nöp be-[584]deutet in diesem Sinne, daß die KPR verständiger Weise durch den Druck der klein-

bürgerlich-bäuerlichen Massen zu dem Bewußtsein der Tatsache gekommen ist, daß der Uebe r -

gang  zum Sozialismus nicht durch planmäßige Verteilung der Güter (Naturalversorgung) beg i nn t, 

sondern durch den Prozeß der planmäßigen Zusammenfassung der Produktion und Organisierung des 

kapitalistischen Marktes unter Kontrolle des Arbeiterstaats, und mit Aufhebung des Marktes im i n -

t e r na t i ona l en  Maßstabe endet. 

„Diese Freiheit des Austausches bedeutet Freiheit des Kapitalismus.“ Freiheit des Kapitalismus in 

einem Sowjetstaate bedeutet aber nicht Sieg des Kapitalismus, sondern bedeutet wirtschaftlichen 

Konkurrenzkampf zwischen dem privaten Kapital und dem Staatskapitalismus, wobei letzterer durch 

den p r o l e t a r i s chen  Staat repräsentiert wird. 

Wir müssen ganz kurz die bisherigen Resultate dieses Konkurrenzkampfes betrachten. 

Die bürgerlichen Prophezeiungen und die Wirklichkeit. 

Ich habe keine Bedenken, als Repräsentanten für die Einstellung der Weltbourgeoisie gegenüber der 

Nöp im Jahre 1921 Otto Bauer heranzuziehen. (Der „neue Kurs“ in Sowjetrußland, Wien 1921.) Er 
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ist doch ein für klug erklärter Vertreter der Sozialdemokratie, die in der Nachkriegszeit den kapita-

listischen Wiederaufbau der Weltwirtschaft mit allen Mitteln, auch mit der wissenschaftlichen Be-

waffnung eines Auchmarxismus unterstützt. Otto Bauer ist der gottbegnadete Prophet. „Der ,neue 

Kurs‘, den die Sowjetregierung seit dem Frühjahr 1921 unter dem Druck der Bauernmassen einschla-

gen mußte, hat meine Prognosen bestätigt.“ (S. 4.) Die Prognose, die bestätigt wurde, bestand in der 

Erklärung (Bolschewismus oder Sozialdemokratie, Wien 1920), daß die Diktatur des Proletariats in 

Rußland eine notwendige Durchgangsphase zu einer bürgerlichen Demokratie darstellt. Das war die 

Prophezeiung, die im Jahre 1921 schon bestätigt war. 

Sehen wir also die Prognosen dieses sich selbst bewundernden Propheten aus dem Jahre 1921 an. 

„Sobald der Widerstand der Bauernmassen der Sowjetregierung die Rückkehr zum freien Handel 

aufzwang, wurde durch die innere Logik des Handels selbst die ganze  (von mir gesperrt. J. L.) 

kapitalistische Wirtschaftsorganisation wiederhergestellt.“ (S. 20.) 

„Der Sowjetregierung wird die notwendige Heranziehung des ausländischen Kapitals, die Vorausset-

zung der Wiedereingliederung Rußlands in den Weltmarkt nur dann gelingen, wenn sie selbst die 

terroristische Parteidiktatur allmählich abbaut, Rußland allmählich in die Rechtsformen eines demo-

kratischen Rechtsstaats überführt. Täte sie dies nicht, hielte sie an Diktatur und Terror fest, dann 

würde der Mangel der unentbehrlichen Rechtssicherheit auch in Zukunft das ausländische Kapital 

fernhalten, Rußland würde sich die notwendigen Zahlungsmittel zur Einfuhr ausländischer Arbeits-

mittel nicht beschaffen können, die ru s s i s che  Vo l kswi r t s cha f t  wür de  dann  ho f f nungs l o s  

we i t e r  ve r f a l l e n, b i s  i n  e i ne r  Wi r t s cha f t ska t a s t r ophe  ohneg l e i chen  da s  Sowj e t -

r eg im e  zusam menbr äch e.“ (Von mir gesperrt. J. L.) (S. 27.) 

„Und die unentrinnbaren Wirkungen des freien Handels sind die Restauration des Handels und des 

I ndus t r i ekap i t a l s, d i e  Wiede rhe r s t e l l ung  de s  Kap i t a l i sm u s.“ (Von mir gesperrt. I. L.) 

Wie die „ganze“ kapitalistische Wirtschaftsorganisation wieder hergestellt wurde, darüber schreibe 

ich im nächsten Kapitel. 

„Die Wiedereingliederung Rußlands in den Weltmarkt wird nur dann gelingen ...“ – Während der 

Nöp hat sich der Umsatz im Außenhandel ver-[585]vielfacht, mit den meisten Staaten wurde der 

Handelsverkehr vertraglich hergestellt. (Zahlen führe ich nur ausnahmsweise an, sie sind ja in ande-

ren Artikeln dieses Heftes angeführt.) Die Einfuhr wird durch die Ausfuhr nicht nur bezahlt, sondern 

es ist gelungen, die Handelsbilanz zu aktivieren und einen Fonds zur Stabilisierung der Währung zu 

schaffen. 

„Die russische Volkswirtschaft würde daher hoffnungslos weiter verfallen ...“ – Als Ausgangspunkt 

des „weiteren“ Verfallens wird der Zustand der Industrie bei der Einführung der Nöp angeführt. Also: 

Ausgangspunkt Wirtschaftsjahr 1920/21: 16,5 Prozent der Vorkriegsproduktion, hoffnungsloser Ver-

fall bis zum Jahre 1924: 46 Prozent. 

Die Wiederherstellung des ganzen Kapitalismus, die Restauration des Industriekapitals. 

Nach den Erwartungen und Darstellungen der Sozialdemokraten und anderer Vertreter der kapitalis-

tischen Interessen soll im Sowjetrußland der Nöp schon nichts von den Errungenschaften der Revo-

lution mehr übrig geblieben sein. 

Ich wähle folgenden Weg, um die Lage auch diesen Leuten klarzumachen. Im Programmentwurf der 

KI sind die grundlegenden wirtschaftlichen Maßnahmen aufgeführt, die das Proletariat nach Ergrei-

fung der Macht treffen soll. Wir werden bei den einzelnen Maßnahmen feststellen, wie weit sie in 

Sowjetrußland gegenwär t i g, nach dreieinhalb Jahren der Nöp durchgeführt sind, und wenn in die-

ser Lage die Wiederherstellung des ganzen  Kapitalismus und die Restauration des Industriekapitals 

gegeben ist, so schlagen wir vor, eine gleiche Wiederherstellung des Kapitalismus auch in den kapi-

talistischen Ländern vorzunehmen. 

1. Enteignung der industriellen Großbetriebe, des Transport- und Verkehrswesens (Telegraph, Tele-

phon), der Elektrizitätswerke usw. 
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„Die Produktion der privaten Firmen beträgt nur v i e r  P r ozen t  de r  Gesam t pr oduk t i on  unserer 

Industrie. In den Betrieben, die sich in den Händen von Privatkapitalisten befinden, sind durchschnitt-

lich nicht mehr als 17 Arbeiter beschäftigt. Dies bedeutet, daß der Anteil des Privatkapitals an der 

Industrie ganz außeracht gelassen werden kann und von privaten Unternehmern keine Gefahr droht. 

Was den Transport betrifft: See- und Flugschiffahrt und Eisenbahn, so befindet er sich zu Hundert 

Prozent in den Händen des Staates.“ (Referat Rykows auf dem V. Weltkongreß der KI) 

2. Proletarische Nationalisierung des Großgrundbesitzes. 

In Sowjetrußland gibt es weder feudalen, noch kapitalistischen Großgrundbesitz. Der nationalisierte 

[Boden wurde fast zur Gänze unter die Bauern verteilt. Etwa zwei Millionen Desjatinen (etwas mehr 

als ein Hektar) Großgrundbesitz sind in Händen des proletarischen Staats, um darauf Musterwirt-

schaften, Saatzucht usw. zu organisieren. (Rykow.) 

3. Proletarische Nationalisierung der Banken. 

In Sowjetrußland gibt es kein selbständiges Bankkapital. 

4. Nationalisierung und Munizipalisierung des Großhandels. 

„Daher haben 23 auf dem Gebiete der Marktverhältnisse unsere Staatsorgane bisher b l oß  zustande 

gebracht, sich de s  Gr oßhande l s  f a s t  zu r  Gänze  und des mittleren Handels zur Hälfte zu be-

mächtigen, aber der Kleinhandel war im Herbste des vergangenen Jahres im Umfange von 80 Prozent 

in die Hände privater Kaufleute und des Privatkapitals geraten.“ (Rykow.) 

5. Annullierung (Aufhebung) der Staatsschulden. 

Alle Staatsschulden des vorrevolutionären Rußlands sind annulliert. 

6. Monopol des Außenhandels. 

[586] „Nur den Handel mit dem Ausland hat sich der Staat noch vorbehalten, aber auch dies Han-

delsmonopol ist durch den ausgedehnten Schleichhandel tatsächlich durchbrochen,“ schreibt der Pro-

phet Otto Bauer im Jahre 1921, und jetzt 1924, besteht das Außenhandelsmonopol noch unberührt, 

und der Schmuggel hat keine Bedeutung. 

7. Monopolisierung der wichtigsten Druckereien und Zeitungen. 

Ist in Sowjetrußland durchgeführt. 

Damit sind die Prophezeiungen über die Herstellung der ganzen  Wirtschaftsorganisation des Kapi-

talismus erledigt und wir können feststellen, daß die Nöp die Möglichkeit der Weiterentwicklung in 

der Richtung des Sozialismus enthält, daß keine wesentlichen Errungenschaften der proletarischen 

Revolution in der Nöp preisgegeben wurden, daß im Sowjetrußland der Nöp alle Anfangsschritte 

einer erfolgreichen proletarischen Revolution in Wirksamkeit sind. 

Die Klassenbeziehungen und die Nöp. 

Unter „Nep“ versteht man in Sowjetrußland die Auswüchse der Neuen Oekonomischen Politik, das 

Schieber- und Protzentum der neuen Bourgeoisie, alles das, was oberflächlichen Beobachtern als 

„ganze“ Wiederherstellung des Kapitalismus erscheint. 

Die Nep beunruhigt die Arbeiterklasse; nur ihr bewußter Teil, die Kommunisten, verstehen, daß die 

Erscheinungen an der Oberfläche nicht unmittelbar zu kurieren sind, also Verbote, polizeiliche Maß-

nahmen nur vorübergehend einschränkende Wirkungen haben, die tieferen Gründe aber als die un-

vermeidlichen negativen Seiten des gegenwärtigen Stadiums der Nöp nur mit günstiger Fortentwick-

lung der Nöp in der Richtung des Sozialismus zu beseitigen sind. Die Arbeiterklasse, die gegen die 

Nep ist, ist aber für die Neue Oekonomische Politik, sie ist durch die Nöp reproduziert worden. Die 

wirtschaftliche Zerrüttung vor. Einführung der Nöp hat das industrielle Proletariat zerstreut, beinahe 

vernichtet. Der Bürgerkrieg, der Aufbau des Sowjetstaats hat hunderttausende der besten Arbeiter aus 

den Fabriken herausgezogen, viele endgültig, der Mangel an Produktionsstoffen und Produktionsmit-

teln hat weiter Hunderttausende aufs Land vertrieben und ein großer Teil der nominell in den Fabriken 

Arbeitenden war mehr Schleichhändler oder Spekulant als Arbeiter. 
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Das Wiederaufleben der industriellen Produktion bedeutet Wiederaufleben des industriellen Proleta-

riats, die entscheidende Konsolidierungsgrundlage für den Arbeiterstaat, für die kommunistische Par-

tei. Gegenwärtig arbeiten in den Fabriken gut (Zweidrittel der Arbeiter des Jahres 1913. Die Zahl der 

in der Staatsindustrie beschäftigten Arbeiter hat im Laufe der letzten 15 Monate um ein Fünftel zu-

genommen. 

Die sozialen Errungenschaften der Revolution sind durch die Nöp nicht berührt, ja weiter entwickelt, 

organisatorisch gesichert worden. Nirgends auf der Welt ist der Achtstundentag so vollständig durch-

geführt, regelmäßiger Urlaub gesichert, voller Lohn im Krankheitsfalle ausgezahlt wie in Sowjetruß-

land. Daß die Arbeiter die herrschende Klasse sind, das ist auch bei der neuen Arbeitsdisziplin und 

bei der legalen Existenz der neuen Nöpbourgeoisie in jeder Fabrik und in jeder Erscheinung des Le-

bens augenfällig. 

Die Wiedererstarkung des industriellen Proletariats hat den „Sieg der Bauernschaft“, als welcher die 

Nöp von der Bourgeoisie gefeiert wurde (Grundeinstellung z. B. Otto Bauers), in ein Gleichgewichts-

verhältnis zwischen städtischem Industrieproletariat und werktätigen Bauern verwandelt, Gleichge-

wichtsverhältnis in dem Sinne, daß die politische Hegemonie des Industrieproletariats in der Form 

der regelmäßigen wirtschaftlichen Zusammenarbeit und weitgehender Unterstützung der Bauern-

schaft immer mehr gefestigt wird. Die |Bauernrevolten, die Protestaktionen gegen die Illegalität des 

Marktes, gegen die Requisitionen haben vollständig aufgehört. Die Preise haben die Tendenz, ein 

„normales“, beruhigendes Austauschverhält-[587]nis zwischen Stadt- und Landprodukten auszudrü-

cken (Zusammenschluß der Schere), die stabile Währung gilt für die Bauernschaft als Ausdruck der 

Stabilität der Herrschaft der Arbeiterklasse. Die Bauernschaft ist also durch die Nöp wirtschaftlich 

stärker geworden, ihre politische Stoßkraft hat sich aber bedeutend vermindert, ihre Neutralität, teil-

weise Sympathie dem Arbeiterstaat gegenüber ist gesichert. Diese Festigung des Bündnisses zwi-

schen werktätigen Bauern und städtischem Proletariat ist das wichtigste Ergebnis der Neuen Oeko-

nomischen Politik. 

Auf dem Nährboden des privaten Kleinhandels hat sich die Kleinbourgeoisie wieder erholt als eine 

reale Kraftquelle des Kapitalismus. „Wir wissen, daß die nach Millionen zählenden Fangarme dieser 

kleinbürgerlichen Hydra bald hier bald dort einzelne Arbeiterschichten erfassen, daß die Spekulation 

anstelle des Staatsmonopols in alle Poren unseres sozialen wirtschaftlichen Lebens eindringt.“ 

(Lenin: Die Vorbedingungen und die Bedeutung der neuen Politik Sowjetrußlands.) In welchen For-

men gegen diese kleinbürgerliche Hydra der Kampf auf dem 13. Kongreß der RKP wieder aufge-

nommen wurde und in welcher Weise unserer Ansicht nach der Kampf erfolgreich geführt werden 

kann, werden wir weiter unten ausführlich behandeln. Hier wollen wir nur darauf hinweisen, daß bei 

diesen Hunderttausenden von Kleinhändlern und ihren Klassenbrüdern die Nöp einen unstillbaren 

Appetit erweckt hat, der durch alle (Zugeständnisse des Arbeiterstaates nur weiter verschärft würde. 

Anschließend an die städtische Kleinbourgeoisie ist die mit der Nöp veränderte Lage der kleinbür-

gerlichen Besitzer des geistigen Eigentums, der sogenannten Intellektuellen, Beamten, Spezialisten 

zu schildern. Diese Schichten leben in Sowjetrußland gegenwärtig in der Ideologie der Otto Bauer-

schen Evolution der Revolution. Sie sehen in der Nöp den Anfang eines Weges, den die Diktatur in 

der Richtung der bürgerlichen Demokratie beschritten hat. Sie erwarten und wünschen keine aktive 

Gegenrevolution, sie unterstützen aber an jeder Stelle und in jeder Beziehung sowohl ideologisch wie 

praktisch die Reste bzw. Keime des privaten Kapitalismus. Man könnte diese Art der Unterstützung 

des proletarischen Staates als eine zivilisierte raffinierte Art der Sabotage bezeichnen. Man muß aber 

den großen Schritt vorwärts zugunsten der proletarischen Diktatur nicht aus den Augen lassen, der in 

der formalen Loyalität dieser Schichten liegt. An jeder Stelle des Staatsapparats in den wirtschaftli-

chen Organisationen bemerkt man in Sowjetrußland eine peinlich übertriebene Korrektheit dieser 

Leute, die einerseits die Arbeit verlangsamt, andererseits jeder Aktivität und Verantwortlichkeit ab-

hold ist. Und doch hat die Nöp die Hegemonie des Proletariats auch dieser Klassenschicht gegenüber 

gestärkt, und es wird nicht unüberwindlich schwer sein, die Methode zu finden, um diese unentbehr-

lichen Mitarbeiter des wirtschaftlichen Wiederaufbaus. zur aktiven Arbeit zu bringen. 
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Die „Fehler“ der Nöp und ihre Korrektur. 

Wir haben die Neue ökonomische Politik gekennzeichnet als Legalisierung des während des Kriegs-

Kommunismus in die Illegalität gedrängten Kapitalismus, als Aufnahme des Konkurrenzkampfes so-

wohl auf dem Weltmarkt, wie auf dem neu eröffneten inneren Markt mit Anwendung der kapitalisti-

schen Handelstechnik. Der Markt, der auf der Grundlage einer nationalisierten Industrie als Teil eines 

entstehenden Staatskapitalismus unter der Kontrolle des Arbeiterstaates freigemacht wird, stellt eine 

Höherentwicklung des normalen kapitalistischen Marktes dar. Die Markttechnik, die ihre klassische 

Entwicklung im englischen Handel gefunden hat, ist ein Teil des kapitalistischen Produktionsappa-

rates im weitesten Sinne des Wortes, und eine höhere Markttechnik bedeutet eine manchmal entschei-

dende Oekonomisierung der Wirtschaft. Wenn Lenin bei der Einführung der Nöp die Kommunisten 

aufgefordert hat, von jedem Handlungsgehilfen hande l n  [588] zu lernen, so war er sich klar darüber, 

daß die richtige Anwendung der Markttechnik von seiten der Organe des proletarischen Staates eine 

Lebensfrage der Nöp werden würde, denn der Klassenkampf, dessen eine Form die Nöp darstellt, 

wird in dieser seiner Form auf dem Markt entschieden. Hier aber gibt es große Schwierigkeiten. Wenn 

im Herbst 1923 in Sowjetrußland eine schwere wirtschaftliche Krise ausgebrochen war, die auch die 

Basis zu der Verwirrung in der Kommunistischen Partei, die in der erbitterten Parteidiskussion zum 

Ausdruck gekommen ist, gegeben hat, so war sie vielleicht entscheidend verursacht durch die Unfä-

higkeit des proletarischen Staates, den Markt nach seinen eigenen innewohnenden Prinzipien als ka-

pitalistischen Markt zu organisieren und unter Kontrolle zu halten. Die RKP hat in der schweren 

Diskussion wieder die Stelle gefunden, wo in der gegenwärtigen Phase der Hebel angelegt werden 

muß, um die eingetretene Krise zu überwinden und eine neue Periode des Fortschritts und der Erstar-

kung des staatskapitalistischen Elements der Wirtschaft anzubahnen. „Das Zentralkomitee unserer 

Partei, die Parteikonferenzen und der lebte Parteitag fanden, daß in der gegenwärtigen Phase der 

Neuen ökonomischen Politik die Frage der Organisierung des Marktes und unseres Handels die 

Hauptfrage ist.“ (Rykow.) „Eine neue Handelspolitik und eine neue Genossenschaftspolitik – das sind 

die zwei Hauptaufgaben des heutigen Tages,“ verkündet Sinowjew in seinem Referat auf dem 13. 

Parteitag der RKP. Die Lösung der Frage wird also durch den Parteikongreß in der Unterstützung der 

Genossenschaften mit allen Mitteln des Arbeiterstaates und der Partei gegeben. „Jetzt ist die Frage 

der Einstellung der entsprechenden Leute in die Genossenschaften die zentrale Frage.“ (Sinowjew.) 

Der Genossenschaftshandel ist organisatorisch die beste Form, um den Markt unter die Kontrolle des 

Arbeiterstaates zu bringen. Was der Parteitag aber nicht angeben konnte, das war der I nha l t  dieser 

organisatorischen Form, die konkrete Antwort auf die konkrete Frage: wie die Genossenschaften und 

anderen kollektiven Handelsorgane Handel treiben sollen. Es gibt manchmal tüchtige, auch kaufmän-

nisch tüchtige Parteileute in den sowjetrussischen Genossenschaften, die dort mit vieler Arbeit eine 

falsche Technik des Handels anwenden und den Genossenschaftshandel nur diskreditieren. 

Der Markt ist der Ausdruck der Konjunktur. Er ist der einzig, mögliche Anzeiger des labilen Gleich-

gewichts der anarchischen Warenproduktion, oder, ganz einfach gesagt, nur auf dem Markt kann ich 

in jedem Moment entscheiden, ob Angebot oder Nachfrage ein momentanes Uebergewicht haben. 

Die Verantwortung für die Entscheidung muß jemand persönlich tragen, und die Verantwortung muß 

ganz trivial geldlich in die Erscheinung treten. Jede Arbeitsleistung hat qualitative und quantitative 

Maßstäbe. Der Erfolg auf dem Handelsgebiet kann nur einfach bemessen werden: das Geschäft ist 

gut oder das Geschäft ist schlecht. Die Parole Lenins: lernt kulturmäßig handeln! bedeutet, daß ein 

Geschäft nur gut ist, wenn es weiter gute Geschäfte nach sich zieht: wie der englische Händler han-

delt, wogegen der unkulturmäßige Handel, der Wucherhandel, einzelne, weitere Geschäftsverbindun-

gen zerstörende Wuchergeschäfte für gute Geschäfte hält. Der entscheidende Punkt ist aber: kultur-

mäßig oder unkulturmäßig, jeder Handel muß pe r sön l i c h, nicht bü r ok r a t i s ch  verantwortet wer-

den. In der sowjetstaatlichen Handelsorganisation, wie auch in den Genossenschaften wird gegen-

wärtig noch zu einseitig darauf geachtet, daß jeder aktenmäßig formell beweisen kann, daß er alles 

getan hat, was ihm oblag, also für irgendwelche Mißerfolge nicht verantwortlich ist. Jede Bedingung 

des Kaufs und Verkaufs muß in diesem Handel gut aktenmäßig belegt, geprüft, kontrolliert sein, und 

der Abscheu vor der wirklichen Verantwortung, vor der Verantwortung für die Sache, nicht für den 
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Akt, geht so weit, daß bisweilen leitende Mitarbeiter von Handelsorganisationen bewußt vermeiden, 

Geschäfte zu vermitteln, weil eventuell nicht aktenmäßig zu beweisen ist, daß sie dabei kein Privat-

interesse haben. Die Parole der neuen Handelspolitik und der neuen [589] Genossenschaftspolitik 

muß sein: persönliche Verantwortung für das Geschäft. 

Ein „kulturmäßiges“ Geschäft kann nur gemacht werden, wie wir oben schon gesagt haben, im Zu-

sammenhang von vorangehenden und nachfolgenden Geschäften. Der geschäftliche Erfolg, die Ver-

antwortung wird demnach gemessen an der Erfolgsbilanz einer Handelsorganisation, wobei zur Er-

folgsbilanz gerechnet werden muß nicht in der Hauptsache der handelsbilanzmäßige Gewinn, sondern 

vielmehr der Umfang der Handelsoperationen, die Häufigkeit der Wiederholung der Operationen mit 

denselben Partnern, also insbesondere der Ruf der betreffenden Handelsorganisation bzw. die Zufrie-

denheit der Kunden. Im Rahmen einer solchen Verantwortung wird es möglich sein, einen neuen 

Geist in den Handelsorganisationen des Arbeiterstaates einzuführen, und das ist „eine Lebensfrage 

der Partei, die Frage des konkreten Weges, des Wachsens des Sozialismus in unserer Gesellschaft 

und des Sieges der Arbeiter und Bauern.“ (Sinowjew.) 

Die Folgen der Einführung einer solchen Verantwortung, eines solchen Geistes der Verantwortung 

sind sehr mannigfach, und wir wollen hier nur auf einige hinweisen, besonders auf solche, die in ihrer 

Konkretheit, herausgehoben aus dem geschilderten prinzipiellen Zusammenhang, manche Bedenken 

besonders in Parteikreisen hervorzurufen geeignet sind. 

Bei einer solchen Verantwortung bekommt die innere Verwaltung bei den Handelsorganisationen 

notwendigerweise eine weitgehende Freiheit, die sich insbesondere auch darauf bezieht, daß in den 

staatlich kontrollierten Handelsorganisationen den Geschäftemachern, „Geschäftsleuten“ eine prin-

zipiell unbeschränkte Verdienstmöglichkeit gewährt werden muß. Man darf nicht davor zurückschre-

cken, daß einige tausend Handelsfachleute in den Sowjethandelsorganisationen Zehntausende, viel-

leicht auch Hunderttausende in Gold verdienen unter der Kontrolle und zum Nutzen des proletari-

schen Staates im Ausbau der genossenschaftlichen Handelsorganisation in dem erfolgreichen Kampf 

gegen den |Privathandel. „Angenommen, daß eine gewisse Anzahl Arbeiter binnen einiger Tage eine 

Summe von Werten liefern, die sich durch die Zahl Tausend. ausdrücken läßt. Angenommen ferner, 

daß 200 von dieser Summe bei uns durch die kleinen Schieber infolge verschiedener Diebereien und 

Umgehungen der Räte-Dekrete und -Bestimmungen verloren gehen. Jeder klassenbewußte Arbeiter 

wird sagen: könnte ich 300 von 1000 abgeben, um hierdurch eine bessere größere Ordnung und Or-

ganisation zu erreichen, so würde ich dies gern tun, denn es wird unter der Rätemacht späterhin, 

sobald die Ordnung und Organisation geregelt, die Vereitelung jeglichen Staatsmonopols durch die 

Kleinbesitzer endgültig unmöglich gemacht sein wird, ganz leicht sein, diesen ‚Tribut‘ später auf – 

sagen wir – 100 oder 50 herabzumindern.“ (Lenin: a. a. O.) 

Es handelt sich im Grund darum, die „Akkordarbeit“ auf die Geschäftsleute in den Handelsorganisa-

tionen anzuwenden, und wenn in der Anwendung des Prinzips der Akkordarbeit in der Folge auch 

deren Nachteile langsam zur Wirksamkeit kommen – Herabsetzung, der Akkordsätze auf 100 oder 

50 –, umso schlimmer für sie. Es ist ein besonderes Merkmal des kapitalistischen Handels, daß der 

moralische Erfolg unmittelbar in der Form eines materiellen Erfolges sich zeigt. Ein tüchtiger Inge-

nieur wird verhältnismäßig viel und von guter Qualität produzieren, ein tüchtiger Geschäftsmann 

wird seine Tüchtigkeit in der Erfolgsbilanz einer Reihe abgewickelter Geschäfte beweisen können, 

und der moralische Erfolg wird für ihn mit dem Saldo dieser Bilanz zusammenfallen. 

In Sowjetrußland sind gegenwärtig einige Hunderttausend Privathändler. Was die verdienen, ist nicht 

kontrollierbar, und weil man nicht weiß, was sie verdienen, wird durch die Arbeiter leichter geduldet, 

daß diese Leute oftmals ganz enorme Verdienste haben. Wenn das Prinzip der unbeschränkten Ver-

dienstmöglichkeit in den staatlichen Handelsorganisationen anerkannt und angewandt würde, so wer-

den die vielleicht enormen Verdienste von den Tausenden der hier ungewollt gegen den Kapitalismus 

ar-[590]beitenden Fachleute bekannt sein und kontrolliert werden können. Die tüchtigsten 10.000 

Kaufleute sollen lieber mehr bei uns, als im Privathandel gegen uns verdienen. 

Eine zweite Folgerung dieser Verantwortung bezieht sich auf die Form der Kontrolle der Handelsor-

ganisationen. 
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Eine eingeführte Form der Handelsorganisation in Sowjetrußland sind die mit ausländischem Kapital 

gegründeten gemischten Gesellschaften. Die Konzessionen, die diese gemischten Gesellschaften ha-

ben, lassen zu, daß diese Gesellschaften „kaufmännisch“ nach der kapitalistischen Marktechnik, also 

im Rahmen der allgemeinen Gesetze im Sinne der oben gezeichneten Form der handelsmäßigen Ver-

antwortung, also frei in der inneren Verwaltung, frei in der Gewährung von Provisionen und Tantie-

men und frei von der aktenmäßigen (Gebundenheit bei dem Abschluß von Geschäften Handel treiben, 

also auf dem kapitalistischen Markt konkurrieren können. Es gehört nicht hierher, daß diese gemisch-

ten Handelsgesellschaften ein zu enges, nicht gedeihliches Verhältnis zwischen einer proletarischen 

Regierung und Privatkapitalisten geschaffen haben. Aber das Wichtigste ist, daß diese Gesellschaften 

durch ihre Möglichkeit, kaufmännisch zu arbeiten, in der Konkurrenz gegen die staatlichen Organi-

sationen, zum Beispiel auch Handelsvertretungen, aufkommen. Die Kontrolle dieser Gesellschaften 

besteht prinzipiell darin, daß in die Verwaltungen in Vertretung des proletarischen Staates verläßliche 

und tüchtige Leute geschickt werden. Diese Form der Kontrolle ist eine allgemeine Kontrolle der 

Organisation. In dem Moment, wo nicht oder nicht mit entscheidendem Einfluß ausländische Kapi-

talisten in einer Handelsgesellschaft vertreten sind, schreckt man davor zurück, die gleiche Freiheit 

zu gewähren, die gleiche Form der Kontrolle anzuwenden. Die Konzessionen, die ausländischen Ka-

pitalisten gegeben werden, getraut der proletarische Staat nicht sich selbst zu geben und stellt sich 

damit selbst in der Konkurrenz in Nachteil. Der von der Nöp angestrebte Staatskapitalismus des pro-

letarischen Staates als nächster Schritt in der Richtung zum Sozialismus muß auf dem Handelsgebiete 

so verwirklicht werden, daß die entscheidenden Handelsorganisationen im Besitze des proletarischen 

Staates sind und als Organisationen durch die tüchtigsten und für den proletarischen Staat verläß-

lichsten Leute kontrolliert werden. Im Rahmen der vom 13. Parteikongreß angekündigten neuen Han-

delspolitik müssen sowohl für den inneren wie für den äußeren Handel, zur Organisation und Kon-

trolle des inneren Marktes und zur Aufrechterhaltung und Stärkung des Außenhandelsmonopols, 

staatliche Handelsorganisationen geschaffen werden, die mit den zur erfolgreichen Anwendung der 

Markttechnik in der Konkurrenz notwendigen Freiheiten ausgestattet und für bestimmte Handelszwe-

cke individualisiert sind. 

Die neue Handelspolitik in diesem Sinne ist ein neuer Geist in den Handelsorganisationen, eine neue 

Methode der Arbeit. Eine Methode der Arbeit, die gleichwertig ist mit der Methode des Privatkauf-

manns und darum geeignet, den Privatkaufmann im Innern zu schlagen und auch auf dem Weltmarkt 

mit einer Ueberlegenheit im Geschäftsabschluß gegen ihn aufzutreten. Nur durch diese Methode der 

Arbeit kann man erreichen, was der 13. Kongreß der RKP sich als Hauptaufgabe gestellt hat: „Die 

politische Macht ist ja in unseren Händen. Natürlich wird es uns leicht sein, die Privatkaufleute mit 

einem Federstrich von allem zu enteignen. Unsere Aufgabe besteht aber nicht darin, daß wir mit Hilfe 

des einen oder anderen Dekrets den Privatkaufmann vernichten, sondern unsere Aufgabe besteht da-

rin, daß wir ihn mit wirtschaftlichen Mitteln mit Hilfe der Genossenschaft auf organischem Wege, 

vom Staate unterstützt, verdrängen.“ (Sinowjews Referat.) 

Der Hauptfehler der Nöp bestand bisher darin, daß man die Konsequenzen des Hereintretens des 

proletarischen Staates in den Konkurrenzkampf auf dem „freien“ Markte nicht hinreichend gezogen 

hat. Das Schicksal der Nöp und damit das Schicksal der sowjetrussischen Wirtschaft wird [591] auf 

dem Markt entschieden, und wir meinen, daß die Beschlüsse des Kongresses in obigem Sinne richtig 

und erfolgreich durchgeführt werden können. 

Die RKP, die soviel Krisen der proletarischen Revolution erfolgreich gelöst hat, die ihre wunderbare 

Manövrierfähigkeit in der Einführung der Nöp vor 3½ Jahren am eklatantesten gezeigt hat, wird mit 

der Durchführung der neuen Handelspolitik einen freien Weg für die weitere Entwicklung der prole-

tarischen Wirtschaft und damit für das Zusammenwirken aller Werktätigen unter der immer mehr 

erstarkenden Hegemonie des den Sozialismus vertretenden Proletariats schaffen. 

* 
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Ueber die Stärkung der revolutionären Elemente in der europäischen Arbeiterbewegung und 

das Wachsen der internationalen Popularität der Sowjet-Union.  
Von S t a l i n. 

Vor bem erkung  de r  Sch r i f t l e i t un g. Wir entnehmen die nachfolgenden Ausführungen 

einem längeren Exposé des Gen. Stalin über die gegenwärtige i n t e r na t i ona l e  Lage  in der 

„Prawda“ vom 20. September 1924. Infolge des sehr beschränkten Raumes der „Internationale“ 

ist leider ein vollständiger Abdruck in diesem Hefte nicht möglich. 

Gen. Stalin erörtert in seinem Exposé zunächst die Bedeutung der gegenwärtig aufkommenden 

„Aera“ von „Demokratie“ und „Pazifismus“. Er charakterisiert diese „Aera“ als einen notge-

drungenen Uebergang der Bourgeoisie „von der Angriffspolitik zur Politik des Kompromisses, 

vom offenen Imperialismus zum versteckten Imperialismus, von Poincare und Curzon zu 

Macdonald und Herriot.“ Er wendet sich dagegen, daß hierin irgend ein Grund liege für die 

Folgerung, „daß die Macht der Bourgeoisie sich gestärkt hätte, daß man die pazifistische Aera 

als eine lange Periode anzusehen hätte, und daß die Revolution auf lange Zeit hinausgeschoben 

wäre.“ Im Gegenteil zeige dieser „Uebergang“ eine Schwächung der bourgeoisen Macht an und 

schaffe jene Situation, die der Revolution günstig ist, – nur daß freilich diese Resultate nur 

„gegen“ den Willen der Träger dieser „pazifistischen“ und „demokratischen“ Politik und nur 

„durch“ fortwährende eifrige Entlarvungsarbeit der kommunistischen Parteien in bezug auf die 

imperialistische und konterrevolutionäre Natur der demokratischen Regierungen Herriot-

Macdonald herbeigeführt werden könnten. 

In einem zweiten Teil erprobt Gen. Stalin diese Beurteilung der Lage an den Ergebnissen der 

Londoner Konferenz über die Reparationsfrage. Das wesentlichste Ergebnis dieser Konferenz, 

auf der „Bankiers, und vor allem amerikanische Bankiers, kommandierten“, beschreibt er in 

einem Bilde: „Von Frankreichs Hegemonie (auf dem europäischen Kontinent) blieb sozusagen 

nur der Rost vom Messer, an Stelle der Hegemonie Frankreichs haben wir vor uns die Hege-

monie Amerikas.“ Aber auch diese Tatsache rechtfertige keineswegs die von „manchem“ ge-

zogene Schlußfolgerung, daß nun etwa „die derzeitigen inneren Interessenwidersprüche Euro-

pas angesichts der Hegemonie Amerikas verblassen würden, Amerika, interessiert an der In-

vestierung von Kapital in Europa, die europäischen Staaten auf Ration setzen und sie in dieser 

Situation halten könnte zur Ehre der Bereicherung seiner Bankiers, daß der Friede in Europa 

zwar aufgezwungen, aber dennoch von längerer oder kürzerer Dauer sein dürfte.“ Er begründet 

ausführlich die vollständige Unrichtigkeit aller derartiger Schlußfolgerungen: 

[592] „Erstens entschied die Konferenz die Frage „Deutschland“ ohne den Besitzer, ohne das 

deutsche Volk. Man kann natürlich die Umwandlung Deutschlands in eine echte Kolonie pla-

nen. Aber der Versuch, ein solches Land wie Deutschland tatsächlich in eine Kolonie umzu-

wandeln, wo heute bereits die übrigen Kolonien nur mit den größten Schwierigkeiten unter 

Gehorsam zu halten sind, das heißt, unter Europa eine Mine zu legen. 

Zweitens hat die Konferenz Frankreich, welches ein wenig zu weit in den Vordergrund geraten 

war, wieder zurückgedrängt, und auf diese Weise ergab sich natürlich ein Uebergewicht Eng-

lands. Wenn man jedoch glauben wollte, daß Frankreich das Uebergewicht Englands ohne wei-

teres hinnehmen wird, so hieße das, nicht mit Tatsachen rechnen und die Logik der Dinge ver-

kennen, welche gewöhnlich stärker als jede andere Logik ist. 

Drittens erkannte die Konferenz die Hegemonie Amerikas an. Aber das amerikanische Kapital 

ist an der Finanzierung der französisch-deutschen Industrie und an ihrer bestmöglichen ratio-

nellen Ausübung, z. B. in der Art einer Kombination französischer Metallindustrie mit deut-

scher Kohlenindustrie stark interessiert. Niemand kann daran zweifeln, daß das amerikanische 

Kapital seine Uebermacht dahingehend, ausnützen wird, die für es günstigste Richtung durch-

zudrücken. Aber zu denken, daß England sich mit dieser Lage zufrieden gibt, das heißt England 

nicht kennen, und nicht wissen, wie teuer England die Interessen seiner Metallindustrie sind. 
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Schließlich ist Europa kein isoliertes Land, es hat Verbindungen mit seinen Kolonien, es lebt vom 

Saft dieser Kolonien. Wer dächte, die Konferenz hätte in bezug auf die Lage zwischen Europa und 

seinen Kolonien irgend etwas zum besseren ändern, oder die Entwicklung der Widersprüche unter 

ihnen aufhalten oder abschwächen können, der glaubt an Wunder. 

Welche Folgerungen ergeben sich daraus? 

Folgerung 1: Die Londoner Konferenz hat nicht einmal die alten Widersprüche und Gegensäte in 

Europa gelöst, sie hat vielmehr zu ihnen noch neue hinzugefügt, Gegensäte zwischen England und 

Amerika. Kein Zweifel, daß England in altgewohnter Weise den Antagonismus zwischen Frankreich 

und Deutschland zu vertiefen sucht, um sich seine politische Vorherrschaft auf dem Kontinent zu 

sichern. Kein Zweifel, daß Amerika seinerseits den Gegensatz zwischen Frankreich und England zu 

verbreitern sucht, um seine Hegemonie auf dem Weltmarkte aufrecht zu erhalten. Von dem tiefen 

Antagonismus zwischen Deutschland und der Entente haben wir schon gesprochen. Die Weltereig-

nisse werden bestimmt durch diese Antagonismen und nicht durch die pazifistischen Reden des Spitz-

buben Macdonald und des Großsprechers Herriot. Das Gesetz von der ungleichmäßigen Entwicklung 

der imperialistischen Länder und den unvermeidlichen imperialistischen Kriegen bleibt auch heute 

noch in Kraft, stärker als je. Die Londoner Konferenz hat nur diese Gegensätze verschleiert, um den 

Grund für neue Voraussetzungen für die noch nie dagewesene Zuspitzung der Lage zu schaffen.“ 

Auf dieser Grundlage geht nun Gen. Stalin über zu dem dritten Teil seiner Ausführungen, der sich 

mit der Stärkung der revolutionären Elemente in der europäischen Arbeiterbewegung und dem Wach-

sen der internationalen Popularität der Sowjet-Union beschäftigt. Dieser dritte Teil wird im folgenden 

unverkürzt wiedergegeben. 

* 

Eines der hervorstechendsten Zeichen der Widerstandslosigkeit des pazifistisch-demokratischen Re-

gimes ist dieses, daß dieses Regime selbst den Beweis liefert für die Berechtigung der tiefen revolu-

tionären Prozesse, welche innerhalb der Arbeiterklasse vor sich gehen. Hierzu muß man zählen den 

entscheidenden Erfolg des revolutionären Flügels in der deutschen kommunistischen Partei, in Frank-

reich und Rußland; das Wachsen der Aktivität des linken Flügels in der englischen Arbeiterbewe-

gung; und schließlich und [593] endlich das Anwachsen der Popularität Sowjet-Rußlands unter den 

werktätigen Massen von Ost und West. 

Unsere westlichen kommunistischen Parteien entwickeln sich unter eigentümlichen Bedingungen. 

Erstens sind sie in ihrem Bestande nicht einheitlich, denn sie ergänzen sich teils aus gewesenen So-

zialdemokraten, welche noch durch die alte Schule gegangen sind, teils aus jungen Parteimitgliedern, 

welche noch nicht genügend revolutionäre Härtung besitzen. Zweitens sind die Kadres der dortigen 

Parteien nicht rein bolschewistisch, denn auf den verantwortlichen Posten stehen Genossen, welche 

früher anderen Parteien angehörten, und welchen es vielfach noch nicht gelungen ist, sich vollständig 

von den sozialdemokratischen Anhängseln zu befreien. Drittens haben sie derart gewiegte Gegner 

vor sich, wie die Sozialdemokraten, welche noch immer eine sehr große politische Kraft in den Rei-

hen der Arbeiterklasse vorstellen. Endlich haben sie einen derartig mächtigen Feind gegen sich, wie 

die europäische Bourgeoisie mit ihrem erprobten Staatsapparat, mit ihrer allmächtigen Presse. Zu 

denken, daß solche kommunistischen Parteien imstande sind, „von heute auf morgen“ den Bau der 

europäischen Bourgeoisie niederzureißen, bedeutet einen grausamen Irrtum. Darum besteht die mo-

mentane Aufgabe darin, aus den westlichen Parteien tatsächlich bolschewistische Parteien zu schaf-

fen, aus ihnen Kadres von echten Revolutionären zu schmieden, welche imstande sind, die Praxis der 

ganzen Partei im Geiste revolutionärer Massenerziehung und im Geiste der Vorbereitung der Revo-

lution aufzubauen und zu führen. 

So stand die Sache mit unseren westlichen kommunistischen Parteien noch bis vor kurzer Zeit. Aber 

im letzten halben Jahr begann die Sache ihr Gesicht vollständig zu verändern. Das letzte Halbjahr 

war bemerkenswert infolge der Tatsache, daß es einen radikalen Bruch mit den sozialdemokratischen 

Ueberresten im Leben der Partei schuf, die entschlossene Liquidierung dieser Ueberreste in die Wege 
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leitete, mit der Bolschewisierung der Parteikadres begann und eine Isolierung der opportunistischen 

Elemente durchführte. Welche Gefahr für die Revolution aus den sozialdemokratischen Ueberbleib-

seln in den kommunistischen Parteien entstehen kann, hat mit augenscheinlicher Klarheit die traurige 

Erfahrung mit der sächsischen Arbeiterregierung gezeigt, als opportunistische Führer versuchten, die 

Idee der Einheitsfront als Mittel zur revolutionären Mobilisierung und Organisation der Massen in 

die Methode einer sozialdemokratisch-parlamentarischen Kombination umzuwandeln. Dies war der 

Wendepunkt, der den Massen die Augen öffnete und sic trieb, sich gegen die opportunistischen Füh-

rer aufzulehnen. Als zweite Frage, die die Autorität der rechten Führer erschütterte und neue, revo-

lutionäre Führer auf der Szene erscheinen ließ, ist die sogenannte „russische Frage“ zu betrachten; 

d. h. die Diskussion in der RKP. Es ist bekannt, daß die Brandler-Gruppe in Deutschland und die 

Gruppe Souvarine in Frankreich entschieden die opportunistische Opposition in der RKP gegen die 

Grundkadres der RKP und ihre revolutionäre Mehrheit unterstützten. Dies war das Signal für die 

revolutionären Massen des Westens, die mit Sowjetrußland und seinen Führern, der RKP solidarisch 

sind. Dies war das Signal für die Parteimassen und für den revolutionären Flügel der westlichen kom-

munistischen Parteien. Dieses Signal leitete den vollständigen Zusammenbruch der Gruppe Brandler-

Souvarine ein. Mit der Tatsache der vollständigen Isolierung der opportunistischen Strömung in der 

RKP erhielt das Schauspiel seinen Schlußakt. Der 5. Kongreß der Komintern verstärkte nur den |Er-

folg des revolutionären Flügels in den verschiedenen Sektionen der Komintern. 

Ungewöhnlich ist, daß die Fehler der opportunistischen Führer eine große Rolle in der Beschleuni-

gung der Bolschewisierung der westlichen kommunistischen Parteien spielten. Aber noch außerge-

wöhnlicher ist, daß all dies auch seine tieferen Gründe hat: das erfolgreiche Wiedererstehen des Ka-

pitals im letzten Jahre, die Verschlechterung der Lebensbedingungen der Arbeiterklasse, das An-

wachsen der Arbeitslosigkeit, die Zuspitzung der [594] Krisen und die Zunahme der revolutionären 

Stimmen unter den breiten Arbeitermassen. Die Arbeiter werden revolutioniert und verlangen revo-

lutionäre Führer. 

Ergebnis: Der abschließende Prozeß der Formierung tatsächlich bolschewistischer Parteien im Wes-

ten, die die Stütze der kommenden Revolution in Europa darstellen sollen, begann. Das ist das Er-

gebnis des letzten Halbjahres. 

* 

Unter noch schwereren und eigentümlicheren Verhältnissen entwickeln sich die gewerkschaftlichen 

Verbände im Westen. Sie halten erstens eng an ihrer „erprobten“ Innungspraxis fest, sie stehen dem 

Sozialismus feindlich gegenüber, weil sie, aus sozialistischen Parteien hervorgegangen, sich ohne de-

ren Hilfe entwickelt haben und gewohnt sind, sich mit ihrer Unabhängigkeit zu brüsten; für sie stehen 

Innungsinteressen höher als Klasseninteressen, und außer dem Grundsatz: „Pfennig zu Pfennig gibt 

Mark“ wollen sie nichts anerkennen. Sie sind zweitens dem Geist nach konservativ und jedweder 

revolutionären Bewegung abhold, weil sie an ihrer Spitze alte, gekaufte, vor der Bourgeoisie zusam-

menknickende Gewerkschaftsbürokraten haben, die jederzeit bereit sind, die Gewerkschaften in den 

Dienst des Imperialismus zu stellen. Endlich, diese Gewerkschaften, die Vereinigung um die Amster-

damer Reformisten, stellen eben die Millionenarmee des Reformismus dar, auf welche sich unser 

heutiger kapitalistischer Aufbau stützt. Natürlich, außer den Amsterdamer reaktionären Gewerkschaf-

ten existieren noch revolutionäre Gewerkschaften, die der Profintern angeschlossen sind. Aber erstens 

wünscht ein bedeutender Teil der revolutionären Verbände keine Spaltung in der Gewerkschaftsbe-

wegung, sie verbleiben bei der Amsterdamer Vereinigung und fügen sich der Disziplin; zweitens 

gehört den Amsterdamern noch die Mehrheit der Arbeiter der wichtigsten Länder Europas (England, 

Frankreich, Deutschland) an. Man darf nie vergessen, daß die Amsterdamer Gewerkschaftsinternati-

onale nicht weniger als 14 Millionen gewerkschaftlich organisierter Arbeiter in ihren Reihen verei-

nigt. An die Aufrichtung der Diktatur des Proletariats in Europa, gegen den Willen dieser Millionen 

Arbeiter zu denken, würde einen schweren Irrtum bedeuten; ein Abgehen von den Pfaden des Leni-

nismus führt zur Niederlage oder zum Zusammenbruch. Darum besteht unsere zukünftige Aufgabe im 

Herüberziehen dieser Millionenmassen auf die Seite der Revolution und des Kommunismus, in ihrer 
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Befreiung von der Führung der reaktionären Gewerkschaftsbürokratie, oder zum mindesten in der Er-

reichung einer wohlwollend neutralen Stellungnahme gegenüber dem Kommunismus. 

So stand die Sache in der letzten Zeit. – Aber im letzten Jahre fing das Bild an, sich zum Bessern zu 

wenden. Die reaktionären Gewerkschaften konnten in Europa nur infolge der Hegemonie Englands 

auf dem Weltmarkt und des kolossalen Anwachsens des deutschen Kapitals vor dem Weltkriege ge-

schlossen auftreten. Aber erstens existiert, wie bekannt, die englische Hegemonie nicht mehr, zwei-

tens ist es für niemanden ein Geheimnis, daß das kolossale Anwachsen des deutschen Kapitals schon 

lange durch das Eingreifen der Verbündeten ein Ende erlitten hat. Nicht zu vergessen ist ferner, daß 

der Krieg die ganze europäische Industrie aufs schwerste schädigte. Bekanntlich erreicht die heutige 

Gesamtsumme der Produktion Europas nur 70 Prozent der Vorkriegszeit. Die Einschränkung der Pro-

duktion ist der erfolgreiche Vorstoß des Kapitals gegen die Arbeiterklasse. Die faktische Aufgabe des 

Achtstundentags sowie eine Reihe erfolgloser Verteidigungsstreiks zeigen uns klar und deutlich den 

Verrat der Gewerkschaftsbürokraten an der Arbeiterklasse. Dieser Verrat ist schuld an der kolossalen 

Arbeitslosigkeit und dem Anwachsen der Unzufriedenheit mit den reaktionären Gewerkschaften sei-

tens der Arbeiter. Auf ihn geht auch die Idee der Einheitsfront im ökonomischen Kampf der Arbeiter-

klasse zurück, und der Plan der Vereinigung der beiden Gewerkschaftsinternationalen, um so eine 

starke Verteidigung gegen das Kapital zu organisieren. Die Reden der Reformisten [595] auf dem Wie-

ner Kongreß der Amsterdamer Internationale (Juli 1924) über die Besprechungen mit den russischen 

Verbänden und die Beschlüsse der englischen Gewerkschaften auf dem Trade-Unions-Kongreß An-

fang September 1924) zur Vereinigung der Gewerkschaftsverbände bedeuten nur eine Widerspiege-

lung des Druckes der Massen auf die reaktionäre Gewerkschaftsbürokratie. Am bemerkenswertesten 

ist, daß gerade der englische Verband, der ein Rest des Konservatismus und das getreueste Rader 

Amsterdams darstellt, von sich aus die Aufgabe der Vereinigung der reaktionären und revolutionären 

Verbände übernimmt. Das Auftreten der linken Elemente in der englischen Arbeiterbewegung ist ein 

deutliches Zeichen dafür, daß „dort drüben bei ihnen“ nicht alles Ruhe und Glückseligkeit ist. 

Manche denken, daß die Kampagne für die Vereinigung der Gewerkschaften darum jetzt notwendig 

sei, weil in der Amsterdamer Internationale derzeit linke Elemente hervortreten, die man ohne Zwei-

fel mit allen Kräften und Mitteln unterstützen müßte. Dieser Gedanke ist nicht richtig, oder besser, er 

ist nur teilweise richtig. Die Sache steht so, daß unsere westlichen Parteien Massenorganisationen zu 

werden beginnen, daß sie sich zu richtigen bolschewistischen Parteien umwandeln, daß sie wachsen 

und an Macht zunehmen, zugleich mit dem Anwachsen der Unzufriedenheit innerhalb der breiten 

Arbeitermassen; das heißt also, die Sache der Revolution des Proletariats marschiert, aber die Ueber-

wältigung der Bourgeoisie ist noch nicht möglich auch nicht die ihrer Verteidiger, der Amsterdamer. 

Eine Eroberung der Macht ist unmöglich ohne Eroberung dieser Zitadelle der Bourgeoisie. Durch 

einseitige Arbeit ist dies nicht zu erreichen. Um dieses Ziel zu erreichen, muß man im gegebenen 

Moment Innen- und Außenarbeit kombinieren auf der Linie der Schaffung einer einheitlichen Ge-

werkschaftsbewegung. Darum ist also die Frage der Einheit der Verbände und der Zug zur internati-

onalen industriellen Gewerkschaftsvereinigung eine Lebensfrage für die Arbeiterklasse. Den linken 

Flügel der Gewerkschaften zu unterstützen und vorwärts zu treiben, ist natürlich unsere Pflicht. Aber 

tatsächlich aktive Unterstützung können die Linken nur in dem Fall erhalten, wenn die Führer der 

revolutionären Verbände nicht unterdrückt, wenn die reaktionären Führer Amsterdams auf ihre Ver-

rätereien und ihre Spaltungstaktik verzichten werden und wenn die linken Führer selbst ihre reaktio-

nären Führer kritisieren und den Kampf gegen sie aufnehmen werden. Nur eine solche Politik kann 

die tatsächliche Vereinigung der internationalen Gewerkschaftsbewegung in die Wege leiten und fes-

tigen. Im entgegengesetzten Fall könnten wir ein ähnliches Bild erhalten wie im vergangenen Jahr in 

Deutschland, wo im Oktober die linke Gruppe Levi von der rechten Sozialdemokratie zur Irreführung 

des deutschen revolutionären Proletariats verwendet wurde. 

* 

Und endlich vom Wachsen der Popularität des Sowjetstaates unter der Bevölkerung der bürgerlichen 

Staaten. Es mag sein, daß gerade die aufrichtigsten Anhänger des „pazifistisch-demokratischen Re-

gimes“ dem Umstand den größten Wert beimessen, daß die Autorität des Sowjetbundes unter den 
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Massen der Werktätigen in Ost und West nicht abgeschwächt wird, sondern im Gegenteil von Jahr zu 

Jahr, von Monat zu Monat steigt. Es ist die Rede davon, daß Sowjetrußland von den verschiedenen 

bürgerlichen Staaten anerkannt werden soll. An und für sich bedeuten diese Anerkennungen noch 

nichts Außergewöhnliches, weil sie diktiert werden erstens von den Bedürfnissen der kapitalistischen 

Konkurrenz in den bürgerlichen Ländern, die bestrebt sind, ihren Platz am russischen Markt einzuneh-

men. Sie werden diktiert zweitens durch die „pazifistischen“ Programme, die das Verlangen nach Her-

stellung normaler Verbindungen mit Rußland enthalten, und darum irgendwelche Verträge mit Ruß-

land abzuschließen nötigen. Man spricht davon, daß die gegenwärtige „Demokratie“ und der heutige 

„Pazifismus“ ihre bürgerlichen Konkurrenten im parlamentarischen Wahlkampf geschlagen hätten. 

Dank der Plattform „Anerkennung Sowjetrußlands“ gelangten [596] die Macdonalds und Herriots zur 

Macht und können sich an ihr halten. Dies verdanken sie u. a. auch ihren heuchlerischen Reden von 

der Freundschaft mit Rußland, so daß man sagen kann, daß sich die Autorität dieser „Demokraten“ 

und „Pazifisten“, als zurückgeworfener Glanz der Autorität der Sowjetmacht unter den Volksmassen 

erweist. Charakteristisch ist auch, daß ein solch berühmter Demokrat wie Mussolini es für notwendig 

hält, vor den Arbeitern seine „Freundschaft“ für Sowjetrußland zu beteuern. Nicht weniger charakte-

ristisch ist es, daß – wie allen bekannt sein dürfte – die jetzige japanische Regierung nicht länger ohne 

„Freundschaft“ mit Sowjetrußland verbleiben will. Von dem kolossalen Einfluß und der Autorität, die 

die Sowjetmacht in der Türkei, in Persien, in China und in Indien besitzt, erübrigt es sich zu sprechen. 

Woraus erklärt sich diese ungewöhnliche Autorität und diese außerordentliche Popularität innerhalb 

der Volksmassen, die eine Regierung besitzt, die so diktatorisch und revolutionär ist wie die russische 

Sowjetmacht? 

Erstens durch den Haß der Arbeiterklasse gegen den Kapitalismus und durch ihre Tendenz, sich von 

ihm zu befreien. Die Arbeiter der bürgerlichen Staaten erkennen in der Sowjetmacht vor allem den 

Ueberwältiger des Kapitalismus. Der Präsident der Eisenbahner Englands, der bekannte Bromley, 

sprach vor kurzem auf dem Kongreß der Trade Unions folgendes: Die Kapitalisten wissen, daß die 

Augen der Arbeiterklasse der ganzen Welt nach Rußland gerichtet sind. Schreitet die russische Re-

volution erfolgreich vorwärts, dann werden sich die bewußten Arbeiter der anderen Länder fragen, 

warum können nicht auch wir den Kapitalismus vertilgen? Bromley ist natürlich kein Kommunist. 

Aber was er sagte, das ist das Denken und Fühlen des europäischen Arbeiters. Warum fragen sich die 

europäischen Kapitalisten nicht, wie die Russen schon das siebente Jahr ohne Kapitalisten arbeiten 

und eine neue Welt schaffen? Hier ist der Kernpunkt der Popularität Sowjetrußlands unter den breiten 

Arbeitermassen. Das Anwachsen der internationalen Popularität unseres Sowjetstaates zeigt das 

Wachsen des Hasses der Arbeiterklasse aller Länder gegen den Kapitalismus. 

Zweitens, aus dem Haß der Massen gegen den Krieg und ihren Bestrebungen, die Kriegsvorbereitun-

gen der Bourgeoisie zu zerschlagen. Die Volksmassen wissen, daß Sowjetrußland als erstes den Krieg 

gegen den imperialistischen Krieg begann, ihn beendete und dann die fremden Imperialisten besiegte. 

Die Volksmassen sehen, daß sich Sowjetrußland als das einzige Land erweist, das den Kampf gegen 

neue, drohende Kriege führt. Die Arbeitermassen sing für Sowjetrußland, weil dieses für sie der Ban-

nerträger des Friedens unter den Völkern und Nationen und die einzig wahre Stütze gegen den Krieg 

darstellt. Darum spricht auch das Anwachsen der internationalen Beliebtheit der Sowjetmacht vom 

Wachsen des Hasses der Volksmassen der ganzen Welt gegen den imperialistischen Krieg und seine 

Organisatoren. 

Drittens, durch den Haß der unterdrückten Massen der abhängigen Staaten und Kolonien gegen das 

imperialistische Joch. Sowjetrußland ist der einzige Staat, der seinen Nationen Freiheit und Unab-

hängigkeit im weitesten Maße gewährt und der jederzeit und immer für die Freiheit und Souveränität 

der Türkei und Persiens, Afghanistan und Chinas sowie aller übrigen Kolonial- und abhängigen Län-

der der ganzen Welt eintritt. Die unterdrückten Massen fühlen mit Sowjetrußland, weil sie in ihm den 

Verbündeten im Kampfe der Befreiung vom Imperialismus sehen. Darum zeigt das Wachsen der 

internationalen Popularität Rußlands auch gleichzeitig das Anwachsen des Hasses der unterdrückten 

Völker der ganzen Welt gegen den Imperialismus. 
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So stehen die Dinge. 

Niemand kann zweifeln, daß diese drei Haßgefühle nicht dazu dienen werden, das pazifistisch-demo-

kratische Regime des jetzigen Imperialismus zu kräftigen. 

[597] Vor kurzem veröffentlichte der amerikanische Minister des Aeußern, der Koltschakist und „Pa-

zifist“ Hughes eine Erklärung gegen Sowjetrußland. Es ist nicht zu verwundern, daß die Lorbeeren 

Poincarés Herrn Hughes nicht schlafen lassen. Aber niemand wird daran zweifeln, daß die „schwarz-

hundert-pazifistische“ Erklärung Hughes nur dazu dienen wird, die Popularität und die Autorität des 

Sowjetstaates unter den werktätigen Massen der ganzen Welt noch zu steigern. 

Dies sing die hauptsächlichsten Momente, die die derzeitige internationale Situation charakterisieren. 

* 

Der Trade Unionskongreß in Hull.  
Von M. B e e r. 

Vom vorletzten Trade Unionskongreß in Plymouth (1923) sagten die Engländer: It was not a Con-

gress, it was a laundry (es war kein Kongreß, sondern ein Waschhaus). Oedes, persönliches Gezänk 

füllte die Kongreßhalle während einer ganzen Woche, und müde und gereizt lehrten die tausend De-

legierten nach ihren Büros und Werkstätten zurück. Vom Huller-Kongreß hingegen, der in der ersten 

Septemberwoche 1924 stattfand, wird die Geschichte melden, daß er die internationale proletarische 

Solidarität gestärkt, daß er geistig einen Höhepunkt des sozialistischen Denkens der organisierten 

englischen Arbeiterklasse erklommen hat. 

Woher der Unterschied? 

Unmittelbar nach Schluß des Kongresses von Plymouth setzte die kommunistische Kritik ein: in öf-

fentlichen Versammlungen, in „Workers Weekly“ (dem Wochenblatt der KPE) und „Labour Mon-

thly“ (Monatsschrift des linken Flügels der Sozialisten und Diskussionsorgan der Kommunisten). 

Harry Pollitt als Praktiker und Palme Dutt als Theoretiker leiteten eine gründliche Auseinanderset-

zung über die Lage des englischen Gewerkschaftswesens ein, an der sich die vorgeschrittensten ge-

werkschaftlichen Führer beteiligten, und da an der Spitze des Generalrats des Trade Unionskongres-

ses zwei linksgerichtete Gewerkschaftsführer standen (A. A. Purcell und Fred Bramley), so fanden 

die von den Kommunisten eingeleiteten Diskussionen einen lebhaften Widerhall in der Minderheits-

bewegung, und dann in der großen Gewerkschaftswelt. Die Blätter der genannten Zeitschriften ent-

halten die Beweise der fruchtbaren Tätigkeit der KPE. Die erste Wirkung dieser Tätigkeit zeigte sich 

auf dem Hüller Kongreß. 

Die KPE ist noch gering an Zahl: 3000 Mitglieder bilden ihre numerische Stärke. Nichts destoweniger 

widmete die „Times“ ein Drittel ihres Kongreß-Leitartikels den Kommunisten! Und der fachmänni-

sche Berichterstatter der „Times“ widmete in seinem 250 Zeilen langen Bericht über die Bedeutung 

des Huller Kongresses den Kommunisten 80 Zeilen. Das größte und bedeutendste kapitalistische Blatt 

des Britischen Reiches kennt die qualitative Bedeutung der KP. Aber auch die revisionistischen Füh-

rer der Labour Party kennen das spezifische Gewicht der KPE und sie bemühen sich, es zurückzu-

drängen. Die Leitung der großen, viermillionenköpfigen Labour Party führt Krieg gegen die 3000 

englischen Kommunisten: Während des Huller Kongresses beschloß der Vorstand der Labour Party, 

Kommunisten nicht als Arbeiterparteikandidaten für Parlamentswahlen anzuerkennen. 

Der Huller Unionskongreß hat wie seine Vorgänger eine Menge Resolutionen angenommen, aber nur 

wenige davon haben eine unmittelbare Bedeutung. In der Regel tragen solche Kongreßresolutionen 

mehr den Charakter von Wünschen, Stimmungen und Kundgebungen, als von aktuellen Forderungen. 

Am wichtigsten sind die Resolutionen, die vom Generalrat selbst empfohlen und vorbereitet wurden. 

Von derartigen Reso-[598]lutionen lagen zwei vor: die eine betraf das englisch-russische Abkommen 

vom 8. August, die andere betraf das Aktionsprogramm der englischen Arbeiterbewegung. 

Die russische Revolution ist beim englischen Proletariat ungemein populär. Schon der Ausbruch der 

Revolution im März 1917 löste große Begeisterung in England aus, so daß auch Macdonald und 
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Snowden an der Leedser Konferenz vom 3. Juni 1917 teilnahmen und dem Beschlusse zustimmten, 

Arbeiter- und Soldatenräte zu wählen und sich auf die Revolution vorzubereiten. Ferner waren es im 

August 1920, als Churchill und Lloyd George den kriegerischen Unternehmungen Koltschaks und 

Denikins zu Hilfe eilen wollten, um Sowjetrußland zu vernichten, die englischen Gewerkschaften, 

die einmütig den Kampf gegen die Regierung aufnahmen, mit Generalstreit drohten und zu diesem 

Zwecke einen Aktionsrat wählten, der den Entschluß der Gewerkschaften dem Premierminister Lloyd 

George überbrachte. Bei Uebernahme der Regierung durch die Labour Party im Januar 1924 entstand 

sofort eine Bewegung unter den Arbeitern zugunsten der Anerkennung Sowjetrußlands. Die Labour-

Regierung gab dem Drängen nach, versuchte aber – nach Diplomatenart – gewisse Bedingungen an 

die Anerkennung zu knüpfen. Kaum wurde das Gerücht hiervon bekannt, als sich ein Sturm der Ent-

rüstung gegen das Diplomatenspiel der Regierung erhob. Macdonald gab sofort nach, und die Regie-

rung erklärte sich für die bedingungslose Anerkennung Sowjetrußlands. Die logische Folge der An-

erkennung war die Einladung an Sowjetrußland, in Vertragsunterhandlungen mit England einzutre-

ten, die nach viereinhalb Monaten – unter dem Drucke der Arbeiterklasse – zu einem Abkommen 

führten, über dessen Ratifikation das Unterhaus in der Herbstsession (Ende Oktober und November) 

entscheiden wird. In der Eröffnungsrede Purcells auf dem Huller Kongreß wurde gesagt, daß die 

Labour-Regierung die Ratifikation des englisch-russischen Abkommens zu einer Vertrauensfrage 

machen werde, so daß im Falle der Ablehnung das Unterhaus aufgelöst würde. Aus der ganzen Hal-

tung der organisierten Arbeiterklasse zu Sowjetrußland erklärt sich auch das Interesse an der russi-

schen Gewerkschaftswelt. Der Generalrat des Trade Unionskongresses, der jedes Jahr die „Bruder-

delegierten“ aus den anderen Ländern zum Kongreß einlädt, hat zum ersten Male auch eine Einladung 

an die Rote Internationale nach Moskau gesandt, die dann eine Delegation von vier Personen unter 

Leitung Tomskys nach Hull schickte. Am 4. September wurden die Bruderdelegierten aus den Ver-

einigten Staaten von Amerika, aus Kanada und vom Amsterdamer Büro (Oudegeest) begrüßt. Als 

dann den russischen Delegierten das Wort erteilt wurde und Tomsky sich zum Sprechen erhob, brach 

ein Beifallssturm aus, wie er auf Trade Unionskongressen selten gehört worden war. Auf Empfehlung 

des Generalrats beantragte John Bromley (Generalsekretär der Lokomotivführer und Heizer), der dem 

kommunistischen Gedanken am nächsten steht, folgende Resolution: 

„Im Namen von 45 Millionen organisierten Arbeitern beglückwünscht der Kongreß die Regierung zum Ab-

schluß der englisch-russischen Verträge. Der Kongreß ist der Ansicht, daß die Ratifikation und Inkraftsetzung 

der Verträge von höchster Wichtigkeit für den Frieden und für die wirtschaftliche Gesundung der Welt ist. Der 

Kongreß beauftragt den Generalrat, sich mit dem Vorstand der Arbeiterpartei ins Einvernehmen zu setzen, um 

dem russenfeindlichen Feldzug der Presse entgegenzuwirken. Der Kongreß fordert die Regierung und das 

Unterhaus auf, alles zu tun, was die Ratifikation erleichtern könnte.“ 

Die Resolution wurde einstimmig angenommen. 

Nicht minder wichtig ist die einstimmige Annahme eines sozialistischen Aktionsprogramms. Auf Trade 

Unionskongressen wurden schon öfter allgemein gehaltene sozialistische Resolutionen angenommen, 

aber sie hatten keine praktische Bedeutung, sie waren nichts weiter als Ausdrücke jeweiliger Stimmun-

gen oder Augenblickserfolge temperamentvoller, sozialistischer [599] Redner. Im großen Ganzen 

hielten sich die Trade Unions neutral. Ganz anders gestaltete sich die Lage auf dem Huller Kongreß. 

Hier unterbreitete der Generalrat ein Programm (Workers’ Charter), dessen Verbreitung und Ausfüh-

rung zu einer der Pflichten des jeweiligen Generalrats gemacht wurde und worüber er den Jahreskon-

gressen der Gewerkschaften Bericht zu erstatten hat. Die Workers’ Charter fordert: Nationalisierung 

des Grund und Bodens, der Bergwerke, der Mineralschätze und der Verkehrsmittel; Ausdehnung der 

staatlichen und munizipalen Unternehmungen auf Produktion von Bedarfsartikeln und auf die öffent-

lichen Dienste der Gesellschaft. Ferner die Festsetzung einer Arbeitswoche von 44 Stunden und eines 

gesetzlichen Mindestlohnes; Maßnahmen zur Verhütung der Arbeitslosigkeit und ausreichende Er-

werbslosenunterstützung; fachliche Ausbildungsanstalten für jugendliche Erwerbslose und Erleichte-

rungen für die berufliche Ausbildung von jugendlichen Arbeitslosen in Zeiten wirtschaftlicher De-

pression. Schaffung von Möglichkeiten für das Aufsteigen der Jugend von der Volksschule bis zur 
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Universität. Staatspensionen für alle Arbeiter vom 60. Lebensjahre an; Pensionen für verwitwete 

Mütter und die von ihnen abhängigen Kinder. 

Dieses Programm ist deutlicher als die im Jahre 1918 von der Arbeiterpartei angenommene Prinzi-

pienerklärung. Es war ein Trade Unionskongreß, der im Jahre 1899 das Fundament zur Arbeiterpartei 

legte. Und jetzt ist es wieder ein Trade Unionskongreß, der der Arbeiterpartei eine klare Marschroute 

weist. In England ist die Trade Union die primäre, die ursprüngliche Organisation der Arbeiter, wäh-

rend die politische Arbeiterpartei die sekundäre Organisation darstellt. Diese ist von jener abhängig. 

Will man die politische Aktion der Arbeiterklasse fördern, so muß man in den Gewerkschaften wir-

ken. Und die unbeschränkte Diskussionsfreiheit in der Gewerkschaftspresse gibt die beste und frucht-

barste Gelegenheit, die Gedankenwelt der organisierten Arbeiter auszuweiten, zu klären und zu revo-

lutionieren. 

* 

Die Bedeutung des Trade Union-Kongresses in Hull.  
Von J a c k  B. L e c k i e. 

Im vorigen Jahr waren sich alle Beurteiler in ihrer vernichtenden Kritik des Trade Union-Kongresses 

in Plymouth einig; heute, bei der Beurteilung der Ergebnisse des Trade Union-Kongresses in Hull, 

bestehen zwischen ihnen die schroffsten Meinungsverschiedenheiten. Plymouth sah nicht nur die 

Fortsetzung und den Höhepunkt heftiger Kämpfe der Gewerkschaften untereinander über die Fragen 

der Abgrenzung, sondern auch den Machtkampf innerhalb des Kongresses selbst. Der Hull-Kongreß 

unterscheidet sich von dem Kongreß zu Plymouth dadurch, daß in der Zwischenzeit die allgemeine 

politische und wirtschaftliche Lage durch wichtige Ereignisse beeinflußt worden ist: 1. trat die erste 

Labour-Regierung ihr Amt an, 2. wurde der Dawes-Bericht verhandelt und unterzeichnet, 3. wurden 

die anglo-russischen Verträge vorläufig unterzeichnet, 4. war die internationale Einheit der Gewerk-

schaften diskutiert worden (Wien, Juni), 5. war die erste nationale Konferenz der Minderheitsbewe-

gung erfolgreich durchgeführt worden. Ferner war die Frage der inneren Reorganisation zu entschei-

den, d. h. der Gegensatz zwischen dem Prinzip der Amalgamierung (Verschmelzung zu zentralen 

Berufsverbänden) und dem Prinzip der Industrieverbände. Ebenso stand auf der Tagesordnung das 

Verhältnis des Trade Union-Kongresses zur Labour-Regierung; die Workers Charter usw. 

[600] Zusammenfassend kann man sagen, daß die Kommunisten und die „linken“ Kritiker überein-

stimmend mit dem Kongreß zufrieden waren. Die sozialistischen Kritiker brummten pseudomarxis-

tische Phrasen und beklagten, daß der Kongreß politische Uebergriffe in das Gebiet der Labour-Party 

gemacht habe. Die kapitalistischen Zeitungen legten der Tätigkeit der Kommunisten übertriebene 

Bedeutung bei und versuchten, die Tage politisch gegen die Ratifizierung der anglo-russischen Ver-

träge auszuschlachten. 

Abgesehen von den bestehenden Konkurrenzinteressen der Trade Unions untereinander und den vom 

Generalrat selbst eingebrachten Resolutionen, spiegeln die Ereignisse des Kongresses eher ideologi-

sche Tendenzen als organisatorische Einflüsse wider. Es konnte auch kaum anders sein. Von den 

anwesenden Delegierten gehörten etwa 70 Prozent zu der ILP (Unabhängige Arbeiter-Partei), die der 

wichtigste politische Faktor innerhalb der Labour Party ist. Diese Partei hat jedoch kein Wi r t -

s cha f t sp ro g r amm, also fehlte ihren Mitgliedern auf dem Kongreß die klare Parteiführung. Das 

Auftreten der Minderheitsbewegung unter der Führung von Pollitt machte einen ausgezeichneten 

Eindruck. Wenn aber diese Fraktion auch große Entwicklungsmöglichkeiten haben mag, so ist sie 

doch gegenwärtig noch unreif und schwach. Von den Delegierten persönlich kann man sagen, daß 

einige wichtige Gewerkschaftsführer sich von Macdonald bei der Bildung seines Ministeriums ver-

nachlässigt fühlten und demzufolge den Kongreß als Mittel für ihre persönliche Revanche ansahen. 

Andere Führer hielten strikte an der Anschauung fest, daß der Kongreß sich streng auf wirtschaftliche 

Angelegenheiten zu beschränken hätte, während einige wenige darauf aus waren, nach Möglichkeit 

die kleinen Interessen ihrer besonderen Organisationen zu fördern. Und schließlich gab es eine ganz 

beträchtliche Zahl von Delegierten, die den Kongreß unverhohlen als anständige Gelegenheit für eine 

genußreiche Ferienreise betrachteten. 
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Herr A. A. Purcell hielt eine der bemerkenswertesten Reden, die ein Vorsitzender in den letzten Jahren 

je gehalten hat. Er gab der Hoffnung Ausdruck, daß sich die Labour-Regierung auf das Programm 

konzentrieren möge, für das die Labour Party geschaffen wäre, und daß ihre Mitglieder in ihrer Eigen-

schaft als Minister nicht zu schüchtern sein möchten. Die britischen Gewerkschaftler müßten darauf 

bestehen, daß die in Ausführung des Dawes-Berichtes gezahlten Reparationen nicht auf Kosten des 

Mindestlohnes der deutschen Arbeiter oder des Achtstundentages aufgebracht würden. Die Arbeiter-

schaft müsse das größte Gewicht auf die anglo-russischen Verträge legen, da Neuwahlen unter dieser 

Parole nicht ausgeschlossen wären. Herr Purcell lief Sturm gegen den Krieg und gegen die Ausbeu-

tung der indischen Arbeiter. Er setzte sich für einen vereinigten antikapitalistischen internationalen 

Gewerkschaftsbund ein, und schloß mit den Worten, daß das Ziel des Kongresses nicht nur, die Schaf-

fung starker Gewerkschaften sei, sondern „d i e  Scha f f ung  e i ne s  w i rk l i chen  In s t r umen t e s  

de r  Ar be i t e r so l i da r i t ä t, da s  im s t ande  wä r e, den  gegenwär t i gen  Bau  de r  kap i t a l i s -

t i s chen  Gese l l s cha f t  z u  ä nde r n  und  den  Ar be i t e r s t a a t  i n s  Leben  z u  r u f e n.“ 

Die wichtigsten Aufgaben des Kongresses, wie sie sich in mehr als 200 Druckseiten von Resolutionen 

usw. widerspiegeln, können kurz folgendermaßen zusammengefaßt werden: 

a) Or gan i s a t o r i s che s. 1. Neuaufbau der Gewerkschaften, Liquidierung des Kampfes innerhalb 

der Gewerkschaften auf der Grundlage der Berufs- und Industrieverbände. 2. Gewerkschaftsratver-

tretung auf dem Kongreß und im Generalrat. 3. Machterweiterung des Generalrats. 4. Berechtigung 

des Generalrats, mit Zustimmung des Trade Union-Kongresses in Streikaktionen einzugreifen und 

sie zu regulieren. 

b) Po l i t i s che s. 1. Verhältnis des Kongresses zur Labour-Regierung. 2. Die ‚Workers Charter‘ als 

politisches Programm der organisierten Gewerkschaftsbewegung. [601] 

c) I n t e r na t i ona l e s. 1. Stellungnahme zum Dawes-Bericht. 2. Bericht der Delegierten des Gene-

ralrats vom Internationalen Gewerkschaftsbund-Kongreß in Wien. 3. Frage des Anschlusses der rus-

sischen Gewerkschaften an den JB. 4. Stellungnahme des Kongresses zu den anglo-russischen Ver-

trägen. 

Einige Entscheidungen waren zufriedenstellend; einige unklar und zögernd; noch andere enttäu-

schend. 

Betr. Abteilung a) soll die Organisation der Trade Unions nach einem vom Generalrat entworfenen 

Schema durchgeführt werden, „welches Einheit der Aktion sichert, ohne einzelne bestehende Ge-

werkschaften gänzlich aufzufangen; sondern indem es dieselben auf wissenschaftlicher Grundlage zu 

einer einheitlichen Front zusammenschließt.“ Die Resolution über die Gewerkschaftsräte, die von der 

Minderheitsbewegung beschrieben werden als „Komitees, die ursprünglich alle Kräfte der Arbeiter-

bewegung unter einer zentralen örtlichen Führung zusammenfaßten“, wurde unter dem Vorwand, daß 

dadurch Doppelvertretungen geschaffen würden, abgelehnt. Mit 3.608.000 gegen 259.000 Stimmen 

wurde beschlossen, die Befugnisse des Generalrats zu erweitern durch das Recht, auch in Wirtschafts-

kämpfe einzugreifen. Das Prinzip des Sympathiestreits wurde anerkannt, während das der Bildung 

von Betriebsräten nicht diskutiert wurde. 

Betr. Abteilung b) war das Ergebnis der Diskussion über die Stellung des Kongresses zur Labour-

Regierung eine Niederlage Pollitts, der den Antrag stellte, daß aus dem Bericht des Generalrats der 

Satz gestrichen werden sollte: „Es ist nicht unsere Aufgabe, uns in diesem Bericht über die gesetzge-

berische Tätigkeit der Labour-Regierung auszusprechen“. In der Diskussion wurde hingewiesen 1. auf 

die Anwendung von „Ermächtigungsgesetzen“ durch die Regierung und ihre Drohung, in legale Wirt-

schaftskämpfe mit Waffengewalt einzugreifen; 2. auf den Dawes-Bericht, der von dem Kongreß, von 

der ILP, der Labour Party und sogar dem Ministerpräsidenten selbst übereinstimmend abgelehnt wor-

den wäre, und 3. auf die Beschießung von Arbeitern in Irak, Indien und Aegypten. Unter dem Vor-

wand, daß man es nicht für die Aufgabe des Generalrats halte, sich in seinem Bericht zu diesen Dingen 

zu äußern, wurde der Kongreß daran verhindert, seine richtige Stellungnahme in Resolutionsform aus-

zudrücken. Die Workers Charter ist eine Zusammenstellung von Resolutionen, die schon viele Jahre 

lang alljährlich und einstimmig von dem Kongreß angenommen worden sind. Wenn nicht erreicht 
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werden kann, daß diese Forderungen aktiv als politische Forderungen der Gewerkschaftsbewegung in 

Funktion treten, so könnte man ihre Kodifizierung in der Workers Charter geradezu als ein Mittel 

ansehen, durch das der Kongreß sich davon befreit, jährlich dieselben alten Resolutionen anzunehmen. 

Betreffend der internationalen Abteilung (c) ist es bezeichnend, daß die Delegierten nicht nur daran 

verhindert wurden, ihre Stellung zum Dawes-Bericht in Resolutionsform auszudrücken, sondern daß 

dies auch das erstemal in der Geschichte des Kongresses ist, wo in seinen Verhandlungen keine Re-

solutionen über die Außenpolitik der Regierung beschlossen worden sind. Der Grund hierfür lag viel-

leicht in der Erwägung, daß eine ablehnende Entschließung von den Kapitalisten politisch gegen die 

Labour-Regierung und die Labour-Bewegung im allgemeinen ausgenutzt worden wäre. 

Anschließend an den Gericht der Delegierten des Generalrats zum IBG-Kongreß in Wien Herr A. A. 

Purcell ist augenblicklich Vorsitzender dieser Organisation) wurde die Frage des Anschlusses der 

russischen Gewerkschaften an die Amsterdamer Internationale diskutiert. Später kam sie noch einmal 

vor den Kongreß und wurde schließlich in den Verhandlungen des fünften Tages nach der Rede des 

Genossen Tomsky in ein paar Worten von Herrn Purcell selbst zur Erledigung gebracht. 

Der IGB war im Juni in Wien zusammengetreten. Zur selben Zeit verhandelten die britische und 

russische Regierung über diplomatische und Handelsbeziehungen. Das Sekretariat des Büros des IGB 

legte eine [602] Korrespondenz zwischen ihm selbst und den russischen Gewerkschaften vor und 

gleichzeitig einen Bericht des Büros, der die Ansicht des Büros dahin festlegte, daß durch die Fort-

setzung der Verhandlungen mit den russischen Gewerkschaften kein vernünftiger Zweck erreicht 

werden könnte. Im Namen der russischen und britischen Arbeitermassen konnten die englischen Ge-

werkschaftsdelegierten nicht weniger tun, als die britischen und russischen Regierungen zu tun an-

fingen; sie beantragten also die Streichung dieses Satzes und drangen auf Fortsetzung der Verhand-

lungen bis zur Erzielung einer Uebereinstimmung. Obgleich die französischen, deutschen und italie-

nischen Delegierten heftig gegen diese Stellungnahme auftraten, empfahl doch der IGB-Kongreß 

schließlich dem Büro, die Verhandlungen fortzusetzen, soweit es ohne Verletzung der Würde des 

IGB möglich wäre, mit dem Ziel, den Anschluß Rußlands an die internationale Gewerkschaftsbewe-

gung unter obligatorischer Annahme der Satzungen und Bedingungen des IGB herbeizuführen. 

Auf dem Kongreß in Hull trat die traditionelle Feindschaft der Sozialdemokraten gegen Rußland in 

den Personen der Herren Thorne und Sexton M. P.’s (Mitglieder des Unterhauses) zutage. Der letztere 

sprach höhnisch grinsend von den „Kommunisten, die mit der Mütze in der Hand zum kapitalistischen 

England kommen müßten, um Geld für die Fortsetzung ihrer Arbeit zu erbetteln“. Herr T. C. Cramp 

(Eisenbahner) dankte dem Generalrat für seine Warnung vor der „Diktatur“. An einem bestimmten 

Punkt der Debatte teilte dann Purcell dem Kongreß mit, daß der „Generalrat faktisch seine Einwilli-

gung dazu gegeben hätte, die russische und Amsterdamer Internationale zu der Konferenz einzuladen, 

um über die bestehenden Schwierigkeiten zu verhandeln“. 

Am Abend des fünften Tages sprach Genosse Tomsky als Vertreter des Allrussischen Gewerkschafts-

rates, der 23 große Gewerkschaften mit einer Gesamtmitgliederzahl von über 6 Millionen umfaßt, zu 

dem Kongreß. Seine Ansprache trug internationalen Charakter und bildete eine wirksame Erwiderung 

an Herrn Oudegeest, der als Vertreter des IGB anwesend war. An diesem Punkte wurde dem Kongreß 

mitgeteilt, daß Telegramme von fast allen Gewerkschaftsorganisationen des Festlandes angekommen 

wären, die den Trade Union-Kongreß bestürmten, alle möglichen Schritte für die Vereinigung zu tun. 

Darauf schlug Herr Purcell dem Kongreß vor, den Generalrat anzuweisen, alles Mögliche durch den 

IGB zu unternehmen. Dieser Vorschlag wurde einmütig angenommen, ebenso die Resolution über 

die anglo-russischen Verträge. 

Zusammenfasseng kann über die Arbeit des Kongresses in Hull gesagt werden, daß mit ihm die eng-

lische Gewerkschaftsbewegung in ein neues Stadium getreten ist. Die Delegierten der Minderheit und 

die Kommunisten haben gute Arbeit geleistet, aber man darf ihre Wirksamkeit auf dem Kongreß auch 

nicht überschätzen. Wie gezeigt, hatte sich der Generalrat um die internationale (Zulassung der rus-

sischen Gewerkschaften schon bemüht, und die klassenbewußten Arbeiter in England haben ein weit-

gehendes instinktives Verständnis für die Bedeutung der anglo-russischen Verträge. Um von dem 
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Grad des kommunistischen Einflusses ein richtiges Bild zu geben, kann man sagen, daß kein reales 

Interesse irgend einer Gewerkschaft durch die Annahme der russischen Resolutionen aufs Spiel ge-

setzt wurde, daß aber in den Fragen der Reorganisation auf der Grundlinie des Industrieverbandes 

bestimmte Interessen auf dem Spiel standen. Und gerade auf diesem Gebiet hatten die Kommunisten 

am wenigsten Erfolge zu verzeichnen. 

Obwohl auf dem Kongreß Mitglieder derselben politischen Organisation in den russischen Fragen ei-

nander als Gegner gegenüberstanden, – einige segnend, andere fluchend – so wurden doch die konkre-

ten Resolutionen angenommen. Dagegen wurde der Dawes-Bericht fast einstimmig verurteilt, und doch 

kam in das Protokoll keine einzige Resolution, die der Regierung die leiseste Unruhe bereiten könnte. 

Und gerade hierin liegt die [603] Gefahr für den britischen Gewerkschaftskongreß. Wenn es auch vor-

teilhaft sein mag, zu friedlichen Regelungen innerhalb der eigenen Organisation zu kommen, ohne daß 

die Kapitalistenklasse propagandistische Vorteile daraus ziehen kann, so ist es doch bedenklich, wenn 

der Trade Union-Kongreß sich dauernd den politischen Bedürfnissen eines Partners unterordnet, der 

finanziell von ihm abhängt und doch als der dominierende Faktor angesehen zu werden verlangt. 

Der Inhalt des jetzt angebrochenen Abschnitts der Entwicklung wird von verschiedenen Faktoren ab-

hängen. Die Dauer der Labour-Regierung, der Druck der Kapitalisten auf diese und die Fortsetzung der 

arbeiterfeindlichen Tätigkeit einer Arbeiterregierung, die wirtschaftlichen Auswirkungen des Dawes 

Berichts, die zukünftige Entwicklung der Minderheitsbewegung, – von all diesem wird es abhängen, 

wie lange die britischen Massen noch in den Fesseln der demokratischen Illusionen befangen bleiben. 

Eines der wichtigsten Momente für die zukünftige Entwickelung ist dieses: Die Entwicklung der La-

bour Party zeigt Tendenzen, die darauf abzielen, diese Organisation unabhängig von dem Einfluß und 

der Kontrolle der Gewerkschaften zu machen, während gleichzeitig ihre Hauptfunktionäre in steigen-

dem Maße bestrebt sind, gegenüber den Trade Unions die schiedsrichterliche Entscheidung darüber 

zu fällen, was als gute Gewerkschaftspolitik anzusehen ist. D i e  Auf gabe  de r  Mi nde r he i t sbe -

wegung  und  de r  Kom m uni s t en  innerhalb des Trade-Unions-Kongresses und der Labour Party 

ist es, die Lostrennung der politischen Bedürfnisse und des politischen Apparates der Arbeiterklasse 

von der Kontrolle der industriellen Organisationen zu verhüten. Pos i t i v  bedeutet das die Stärkung 

des Klassenbewußtseins in den Arbeitermassen, die propagandistische Auswertung der Workers 

Charter, den Ausbau der Minderheitsbewegung und die Durchdringung der Labour-Party mit dem 

Ziel, sie letzten Endes zum politischen Klasseninstrument des britischen Proletariats zu machen. 

* 

Die Transferfrage und die Interessen der Ententemächte.  
Von E. V a r g a. 

Das prinzipiell Neue an dem Sachverständigengutachten bzw. dem Londoner Abkommen gegenüber 

del früheren Praxis der Reparationskommission besteht darin, daß die deutschen Zahlungen von der 

Ueberweisung der Beträge an die Alliierten getrennt werden. Der Dawes-Plan sorgt dafür, daß die 

Reparationsbeträge in deutscher Mark eingezahlt werden, läßt es aber offen, wann, in welchen Beträ-

gen und in welcher Weise die Ueberweisung dieser Gelder an die Alliierten erfolgen soll. Es heißt 

auf S. 32 des Gutachtens:*) 

„Erfahrung und nur Erfahrung allein kann zeigen, welche Uebertragungen in fremde Währungen in Wirklich-

keit stattfinden können. Unser System sorgt in der Zwischenzeit für eine angemessene Belastung des deutschen 

Steuerzahlers.“ 

Wir glauben aber, daß es doch möglich ist, auch rein theoretisch einiges über die Möglichkeiten der 

Ueberweisung festzustellen. Die Besteuerung des deutschen Volkes zum Zwecke der Reparations-

zahlungen: die Entziehung einer Jahressumme von 1 bis 2½ Milliarden Goldmark bedeutet in erster 

Linie, daß das Gesamteinkommen des deutschen Volkes als Ganzes [604] um die betreffende Summe 

vorläufig vermindert wird. In diesem Punkte scheidet sich scharf die Besteuerung für inländische 

Zwecke von einer Besteuerung zum Zwecke der Reparationszahlungen. Werden die eingehobenen 

 
*) Wir zitieren nach der 2. Auflage der Frankfurter Ausgabe des Sachverständigengutachtens. 
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Steuern – mögen dieselben noch so hoch sein – für inländische Zwecke verwendet, so bedeutet dies 

nur eine Umschichtung der Einkommensverteilung. Den einzelnen Menschen bzw. den einzelnen 

Klassen wird ein Teil ihres Einkommens entzogen und anderen Individuen bzw. Klassen zugeführt. 

Aus den Steuern der Arbeiter werden in den kapitalistischen Ländern Offiziere, Gefängniswärter und 

andere parasitäre Schichten erhalten; Staatslieferanten glänzende Profite zugeschanzt usw. Aber das 

Gesamteinkommen des Volles, ökonomisch ausgedrückt: da s i m  Lande  a l s  vo l k swi r t s cha f t -

l i ches  Ganzes  j äh r l i ch  e r zeug t e  und  ve r t e i l t e  Wer t p r oduk t  w i r d  du r ch  d i e  Be -

s t eue r ung  wede r  ve r m i nde r t  noch  ve rm ehr t. 

Anders steht es natürlich, wenn die erhobenen Steuern, wie es bei den Reparationszahlungen der Fall 

ist, dem Lande entzogen und ins Ausland transferiert werden. Die zu diesem Zwecke erhobenen Steu-

ern bilden tatsächlich einen Abzug vom jährlichen Wertprodukt, eine tatsächliche Verminderung des 

Jahreseinkommens aller Klassen des Landes. 

Hieraus folgt, wenn wir vorläufig von der Frage, in welcher Naturalform der Abtransport der Reparati-

onszahlungen ins Ausland erfolgen kann, absehen, daß für die Möglichkeit von Reparationszahlungen 

engere Grenzen gezogen sind, als für die Besteuerung im allgemeinen. Wird ein zu großer Teil des 

jährlichen Wertproduktes dem Lande entzogen und abgeführt, so kann dies zu einem Zusammenbruch 

der ganzen Wirtschaft führen. Die Art dieses Zusammenbruches hängt von den Klassenmachtverhält-

nissen des Staates ab. In Deutschland, wo die Kapitalisten herrschen, und die Reparationszahlungen 

durch Beschneidung des Arbeitereinkommens, durch Herabdrückung des Arbeitslohnes unter den Wert 

der Arbeitskraft durchführen wollen, wird dies zu einer physischen Verelendung der Arbeiterklasse, zu 

Auswanderung, infolgedessen zu einem möglichen Zusammenbruch der Wirtschaft im Wege des Fak-

tors Arbeitskraft führen. Unter anderen Klassenmachtverhältnissen, wo die Schwere der Besteuerung 

auf den Kapitalisten liegen würde – eine im Kapitalismus irreale Voraussetzung – würde es zu einem 

Stillstand der Akkumulation, zu einem sukzessiven Verbrauch des konstanten Kapitals führen und hier-

durch eine Krise der kapitalistischen Wirtschaft heraufbeschwören. Unter den gegebenen Klassen-

machtverhältnissen in Deutschland ist es sicher, daß die Reparationszahlungen einseitig auf die Schul-

tern der arbeitenden Bevölkerung gelegt werden. Es droht die große Gefahr, daß die ganze deutsche 

Arbeiterklasse infolge der Reparationszahlungen der physischen Verelendung zugeführt wird. 

So  l i egen  d i e  Ve r hä l t n i s s e, wenn  m an  vo r aus se t z t, daß  d i e  T r ans f e r i e r ung  de r  

e i ngezah l t en  Sum me  ge l i ngen  wi r d. Gelingt die Transferierung nicht, so bedeutet das, daß 

die von den deutschen Steuerzahlern eingehobenen Summen bei der neuen Reichsbank liegen bleiben 

und vorläufig als Kredite für deutsche Unternehmungen ausgeliehen werden. In diesem Falle würde 

die Wirkung der Reparationszahlungen für die deutsche Wirtschaft eine ähnliche sein, wie die der 

gewöhnlichen Steuern. Die Summen, die der deutschen Arbeiterschaft und den Bauern für Reparati-

onszahlungen abgenommen werden, würden zwar nicht unmittelbar den Kapitalisten gegeben, aber 

als billiges Leihkapital den deutschen Kapitalisten zur Verfügung gestellt werden. Bei der gegenwär-

tigen Kreditnot und dem großen Mangel an zirkulierendem Kapital der deutschen Kapitalistenklasse 

– der nicht in kurzer Zeit behoben sein wird – würde dies für die deutsche Kapitalistenklasse ein 

ausgezeichnet gutes Geschäft bedeuten. 

Das ist der Sinn der im Londoner Abkommen vorgesehenen Modifizierung des Sachverständigengut-

achtens. Im Sachverständigengutachten (Anlage VI. S. 138) heißt es: 

[605] „Das Komitee kann nach den Anweisungen der Reparationskommission und auf Ersuchen der Gläubi-

gerstaaten gegen Belastung ihrer Konten Mark ... an Privatpersonen überweisen, zu dem Zwecke, in Deutsch-

land Einkäufe zu machen. Derartige Wiederanlagen dürfen aber nicht vorübergehenden Charakter tragen.“ 

Die im Londoner Abkommen vorgesehene Modifizierung lautet (Bestimmung 4, letzter Absatz): 

„Die alliierten Regierungen stimmen zu, daß das Uebertragungskomitee erst dann Markbeträge für Einkäufe 

gemäß der genannten Ziffer VI überlassen soll, wenn und sobald die angesammelten Fonds den Betrag über-

steigen, den die Emissionsbank als kurzfristige Depositen annehmen will.“*) 

 
*) „... which the Bank of Issue will accept as shorttime deposits“. Die in den deutschen Zeitungen publizierte Uebersetzung 

dieses Satzes ist unklar. 
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Der Sinn der Aenderung ist, daß die deutschen Kapitalisten einen möglichst großen Teil der nicht 

transferierten Reparationssummen als billige Anleihen sich sichern wollen. 

Die Aussichten der Transferierung. 

Wenn wir die Aussichten der Transferierung beurteilen wollen, so müssen wir davon ausgehen, daß 

Deu t s ch land  s i ch  d i e  zu r  T rans f e r i e r ung  nö t i gen  Va l u t en  und  Dev i sen  nu r  du rch  

War ene xpor t  be scha f f en  kann. Der in Deutschland noch vorhandene Goldvorrat ist geringfügig. 

Goldproduktion findet im Lande selbst nicht statt. Die früher in der inneren Zirkulation vorhandenen 

ausländischen Noten sind in der Stabilisationsperiode zum größten Teil wieder in das Ausland abgeflos-

sen: sie dienten vor allem zum Ausgleich des 1½ Milliarden Goldmark betragenden passiven Saldos der 

Außenhandelsbilanz im ersten Halbjahr 1924. Ausländische Kapitalanlagen, deren Profite zu Reparati-

onszahlungen verwendet werden könnten, besitzt Deutschland sehr wenig. Und diese mögliche auslän-

dische Einnahmequelle wird durch die Notwendigkeit, Zinsen für das in Deutschland angelegte auslän-

dische Kapital nach dem Ausland abzuführen, aufgewogen. Es bleiben als mögliche Einnahmequellen 

noch Einnahmen der deutschen Schiffahrt im Auslande und Gewinn des Transithandels. Diese Summen 

betragen bei einer sehr hohen Schätzung nicht mehr als 200 Millionen Goldmark im Jahr. 

Reparationsleistungen können daher nur durch Mehrausfuhr von Waren gedeckt werden. Deutsch-

land muß, damit eine Transferierung der Reparationszahlungen möglich wird, eine aktive Handelsbi-

lanz haben. Es  kann  t a t s äch l i ch  n i ch t  m ehr  t r ans f e r i e r t  we r de n, a l s  de r  Ak t i v-Sa ldo  

de r  Hande l sb i l anz  be t r äg t. (Ueber den modifizierenden Einfluß der Kapitalsanlage in Deutsch-

land sprechen wir weiter unten.) D ie  T r ans f e r f r age  i s t  nu r  s che i nba r  e ine  F r age  de r  i n -

t e r na t i ona l en  F i nanz t echn i k. Es  i s t  ganz  k l a r: aus l änd i sche  Dev i s e n  und  Va l u t en  

können  au f  d i e  Daue r  i n  Deu t s ch land  nu r  be scha f f t  we r de n, wenn  d e r  Gegenwer t  

i n  deu t schen  War en  übe r  d i e  Gr enze  ve r kau f t  w i r d. 

Wir müssen uns nunmehr einen Begriff machen über die Höhe dieses Aktivsaldos der Handelsbilanz, 

die zum Gelingen des Transfers nötig wäre. Die vollen Jahreszahlungen betragen 2½ Milliarden 

Goldmark. Um diese Summe durch einen Warenexport voll realisieren zu können, muß Deutschland 

eine bedeutend höhere Mehrausfuhr an Waren, als die Summe der Reparationsleistungen beträgt, 

schaffen, da ein Teil der exportierten Waren aus ausländischen Rohstoffen hergestellt werden muß. 

Deutschland muß Textilrohstoffe, Rohhäute, Erze, Kupfer und andere Metalle usw. importieren, um 

Textil-Fertigwaren, Maschinen, Instrumente usw. expor-[606]tieren zu können. Wenn wir auch den 

Kohlen-, Kali- und Farbenexport der aus inländischen Rohstoffen vor sich gehen kann, in Betracht 

ziehen, muß man doch damit rechnen, daß Deutschland etwa 1 bis 1½ Milliarden Goldmark auslän-

dische Rohstoffe importieren und daher rund einen Mehrexport von vier Milliarden Goldmark reali-

sieren muß, wenn es 2½ Milliarden reinen Ueberschuß erhalten soll. 

Es muß ferner darauf hingewiesen werden, daß Deutschland vor dem Kriege, in dem Jahrzehnt 1904 

bis 1913, eine passive Handelsbilanz von über 1,4 Milliarden Goldmark aufweist. Dies bedeutet, daß 

Deutschland für diesen Betrag Lebensmittel und Rohstoffe ohne unmittelbare Gegenleistung durch 

Warenexport erhielt. Es war dies die Warenform, in welcher der Profit der im Ausland angelegten 

deutschen Kapitalien nach Deutschland geflossen ist. Diese Einnahmequelle ist durch den Weltkrieg 

verschwunden. Aber das Bedürfnis nach diesen Waren ist in Deutschland auch weiterhin vorhanden. 

Die Verkleinerung des Gebietes von Deutschland ändert daran nichts. Nur die Verschlechterung der 

Lebenshaltung der arbeitenden Massen in Deutschland würde einen Teil dieses Lebensmittelimportes 

überflüssig machen,*) wenn andererseits der Ertrag der deutschen Landwirtschaft gegenüber der Vor-

kriegszeit nicht ebenfalls gesunken wäre. Wir haben also folgende Posten, die durch Warenexport 

gedeckt werden müßten. 

 
*) Sollte die Lebenshaltung des deutschen Proletariats auf die Vorkriegshöhe gebracht werden, so müßte der Import und 

Export Deutschlands noch viel größer werden. Vor dem Kriege importierte Deutschland Waren – vor allem Rohstoffe 

und Lebensmittel – im Betrage von rund zehn Milliarden Goldmark. Dasselbe Quantum würde heute rund 15 Milliarden 

Goldmark kosten; Deutschland müßte also neun Milliarden Goldmark mehr als den gegenwärtigen Import von sechs 

Milliarden Gold importieren und natürlich entsprechend mehr exportieren! Siehe: Nourse: The American Agriculture and 

the European Market.) 
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Reparationszahlungen  2500 Millionen 

Passivsaldo der Handelsbilanz vor dem Kriege  1400 " 

  3900 Millionen 

 

Zuschüssige Rohstoffimporte, die als Fertigwaren 

der obigen Summe wieder exportiert werden 

 

 20000 " 

  5900 Millionen 

Hinzu kommt noch eine Summe für die Zinsen der in Deutschland angelegten und in der nächsten 

Zeit anzulegenden Kapitalien (Dawes-Anleihe 800 Millionen Goldmark und private Anleihen), deren 

Betrag auch auf einige hundert Millionen Goldmark jährlich geschätzt werden kann. Es ergibt sich 

daher eine Gesamtsumme von über sechs Milliarden Goldmark, die Deutschland mehr an Waren ex-

portieren müßte, um die vorgesehenen Reparationszahlungen tatsächlich zu leisten. Anders ausge-

drückt: D i e  Vor bed ingun g  f ü r  da s  Ge l ingen  de r  T r ans f e r i e r ung  i s t  e i n  ak t i ve r  

Sa l do  de r  deu t s chen  Hande l sb i l anz  in  e i ne r  Höhe  von  übe r  s echs  Mi l l i a rden  

Go l dm ar k  j äh r l i c h. 

Die Aufnahmefähigkeit des Weltmarktes für zuschüssige deutsche Waren. 

Der oben angegebene Ausfuhrüberschuß von sechs Milliarden kann, der Natur der deutschen Volks-

wirtschaft entsprechend, zu überwiegendem Teile nur aus Fertigfabrikaten bestehen. Einen Ausfuhr-

überschuß an Rohstoffen oder Lebensmitteln könnte Deutschland nur erreichen, wenn es aus einem 

Industrieland in ein Agrarland rückverwandelt werden würde: wenn seine Bevölkerung sich um 20 

Millionen Seelen vermindern würde, wie es Clemenceau gewünscht hatte. Wenn wir aber vorausset-

zen, daß die Bevölkerung Deutschlands sich nicht vermindert, sondern im Gegenteil, wie es jetzt der 

Fall ist, sich stark vermehrt, so kann der Ausfuhrüberschuß nur durch [607] den Export von Indust-

riewaren erfolgen. Die entscheidende Frage ist daher: Kann  de r  We l tm ar k t  e i n  P l u s  vo n  

s echs  Mi l l i a r den  Go l dm ar k  an  I ndus t r i ewa r en  au f nehm e n?*) 

Bei der chronischen Krise, die die Industrie Westeuropas durchmacht; angesichts der Tatsache, daß 

die Produktionskapazität der Industrieanlagen der Welt in der Nachkriegszeit ständig nur zu einem 

Teile ausgenutzt ist; angesichts der Tatsache, daß alle Länder sich durch Zölle gegen die deutsche 

Einfuhr zu schützen suchen, scheint diese Frage bereits entschieden zu sein. Es wird aber doch nütz-

lich sein, die Frage auch zahlenmäßig zu untersuchen. 

Die Ausfuhr von Fabriken betrug im Jahre 1913:**) 

Großbritannien 8,4 Milliarden Goldmark 

Deutschland 6,4 " " 

Vereinigte Staaten 5,0 " " 

Frankreich 3,3 " " 

   23,1 Milliarden Goldmark 

Das sind die vier größten Industrie-Exportländer. Wenn wir noch die kleineren Staaten: Belgien, 

Schweiz, Oesterreich, Italien usw. hinzunehmen und ihre Fabrikateausfuhr auf rund die Hälfte jener 

der vier großen Staaten veranschlagen, so kommen wir zu einer Summe von 35 Milliarden Goldmark 

für das Jahr 1913. Mittlerweile hat der gesamte Außenhandel der Welt infolge der während des 

 
*) Im „Wirtschaftsdienst“ vom 29. August führt Herr Dozent Helander aus: Ein Markt für die Mehrausfuhr deutscher 

Waren muß theoretisch vorhanden sein. Er schreibt: „Die Steuern in den Empfangsländern können um 2½ Milliarden 

herabgesetzt werden. Es vermehrt sich hier die Kaufkraft und hier entstehen also automatisch die Käufer.“ Diese Auffas-

sung geht von der unrichtigen Vorstellung aus, daß die Verminderung der Besteuerung die „Kaufkraft“ des betreffenden 

Landes um den Betrag der Steuerverminderung erhöht. Dies wäre nur dann richtig, wenn jene Schichten der Bevölkerung, 

die bisher von den durch die Steuern dem Einkommen der anderen Schichten entzogenen Beträgen lebten, nunmehr ihr 

Einkommen aus den deutschen Reparationen erhalten würden. Dies erscheint finanztechnisch möglich. Aber es ist eine 

große Frage, ob – selbst vorausgesetzt, daß das betreffende Land die Reparationszahlungen tatsächlich erhalten würde – 

diese Schichten geneigt wären, ihr Einkommen i n  d e u t s c h e n  W a r e n  zu konsumieren und ob überhaupt in der Welt 

die nötigen Käufer für diese zuschüssigen deutschen Waren aufzutreiben sind. 
**) Die Zahlen sind angeführt von Prof. Hermann Levy in seinem unlängst erschienenen Buch: „Die Grundlage der Welt-

wirtschaft“; S. 92, nach einer Spezialuntersuchung der Dresdner Bank aus dem Jahre 1917. 
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Krieges und in der Nachkriegszeit wirkenden Tendenz zur Industrialisierung der Rohstoffländer ab-

genommen. Andererseits ist infolge der allgemeinen Preissteigerung heute ein geringeres Volumen 

an exportierten Industriewaren nötig, um die gleiche Summe in Goldmark zu erreichen. Wenn wir 

diese zwei Faktoren als sich gegenseitig neutralisierend annehmen, so kommen wir zu dem Schlusse, 

daß s i ch  d i e  Auf nahm ef äh i gke i t  de s  We l tm ar k t e s  f ü r  I ndus t r i ewa r en  um  e i n  vo l -

l e s  Sechs t e l  e r höhen  und die ganze Erhöhung durch die Ausfuhr deu t s che r  Ware gedeckt 

werden müßte,*) damit die zum Gelingen des Transfers nötige Mehrausfuhr von sechs Milliarden 

Goldmark auf dem Weltmarkt Käufer finden könnte. 

Wenn wir die auch gegenwärtig wirkende Tendenz zur Industrialisierung der Rohstoffgebiete, ferner 

die anhaltende Krise der ganzen kapita-[608]listischen Weltwirtschaft in Betracht ziehen, so erscheint 

es als ausgeschlossen, daß der Weltmarkt ein Plus von sechs Milliarden Goldmark an deutschen Fab-

rikaten aufnehmen könnte. H i e r aus  f o l g t  abe r  zwangs l äu f i g, daß  d i e  Trans f e r i e run g  

de r  vo l l en  Repa r a t i onszah l ungen  ausgesch l o s sen  e r s che in t. 

Die gegenteiligen Interessen der Ententemächte. 

Nun geht aber aus dem Sachverständigengutachten selbst hervor, daß die Entente-Bourgeoisie als Gan-

zes es gar nicht darauf abgesehen hat, eine volle Transferierung der in deutscher Goldmark erfolgenden 

Reparationszahlungen durchzuführen. Ihr gemeinsames Interesse als internationale Kapitalistenklasse 

ging dahin, den Ausbruch einer proletarischen Revolution in Deutschland womöglich zu verhindern. 

Diesem Zwecke dient vor allem das Prinzip, daß die Reparationszahlungen nur bei Erhaltung der Sta-

bilität der deutschen Valuta, d. h. ohne eine neuerliche, tiefgehende Erschütterung des ganzen deutschen 

Wirtschaftslebens erfolgen sollen. Ueber diesen gemeinsamen Punkt hinaus sind aber die Interessen der 

drei Hauptbeteiligten: Frankreich, England und der Vereinigten Staaten sehr verschieden. 

Die Verteilung der Reparationsleistungen erfolgt bekanntlich im Sinne des Abkommens von Spaa in 

der Weise, daß Frankreich 52 Prozent, England 22 Prozent erhält: der Rest wird unter den kleineren 

Entente-Staaten verteilt. Die Vereinigten Staaten haben überhaupt keinen Anspruch. 

Fü r  F r ankr e i ch  ha t  da s  Ge l i ngen  de r  Tr ans f e r i e rung  e i ne  z i eml i ch  g r oße  f i nan -

z i e l l e  Bedeu t un g. Der französische Anteil an der vollen jährlichen Reparationssumme beträgt 1,3 

Milliarden Goldmark, das ist bei dem gegenwärtigen Kurse über 5 Milliarden Papierfrank. Dies ist 

ungefähr der sechste Teil der französischen Staatsausgaben; also eine sehr ins Gewicht fallende Summe. 

De r  An t e i l  Eng l ands  würde 550 Millionen Goldmark betragen. Diese Summe beträgt aber nur 

rund 3 Prozent der englischen Staatsausgaben. Außerdem ist in Betracht zu ziehen, daß das englische 

Budget ohne die Reparationszahlungen auch im Gleichgewicht ist, während der französische Staats-

haushalt mit den größten Schwierigkeiten kämpft. Daher ist das Gelingen des Transfers für Frank-

reich von großer Wichtigkeit, für England aber ziemlich gleichgültig.**) 

Für Am er ik a, das keinen Anteil an den Reparationszahlungen hat, ist nur die Sicherheit der in 

Deutschland angelegten amerikanischen Kapitalien und deren Profite wichtig: die Transferfrage ist 

vollkommen gleichgültig. Diese widersprechenden Interessen müssen sich selbstverständlich im 

Transfer-Komitee geltend machen, und da der Agent für Reparationszahlungen ein Amerikaner ist, so 

werden sich die Interessengegensätze im Sinne einer Nichtforcierung des Transfers geltend machen. 

Der Interessengegensatz beschränkt sich aber nicht auf dieses rein finanzielle Gebiet. Die französi-

sche Bourgeoisie hat ein großes Interesse, gewisse Waren: Kohle, Kols, Farbstoffe usw. von Deutsch-

land zu erhalten. Sie strebt danach, die deutsche Schwerindustrie zusammen mit der belgischen zu 

 
*) Tatsächlich ist der Prozentsatz noch größer, da in der oben zahlenmäßig angegebenen Fabrikateausfuhr der Vereinigten 

Staaten, Englands und Frankreichs auch die Einfuhr von Industriewaren n a c h  D e u t s c h l a n d  mit e n t h a l t e n  i s t. 
**) Die Wiedereinführung der 26prozentigen Abgabe für deutsche Einfuhrwaren in England spricht nicht dagegen. Die 

Einfuhr von deutschen Waren nach England betrug nach der englischen Statistik im Jahre 1923 rund 35 Millionen E, die 

26prozentige Abgabe daher rund 9 Millionen £, also etwa ein Prozent der englischen Staatseinnahmen. Es ist dies keine 

finanzielle Maßregel, sondern eine Maßregel zur Erschwerung der deutschen Konkurrenz in England. Obwohl der Abzug 

vom Reparationskonto zurückerstattet wird, ist Zinsenverlust und Spesen damit verbunden. 
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einem kontinentalen Kartell zusammenzuschweißen und auf diese Weise die englische Bourgeoisie 

erfolgreich zu bekämpfen. Die englische Bourgeoisie hat gar kein Interesse daran, daß der französi-

sche Kohlenmarkt durch [609] deutsche Zufuhren versorgt wird. Ueberhaupt hat England, das auf 

dem Weltmarkt der Haupttonkurrent Deutschlands ist, und dessen Wirtschaft infolge der verminder-

ten Exportmöglichkeit von Industriewaren, am schwersten zu leiden hat, kein Interesse daran, daß 

durch die Forcierung des Transfers Deutschland zu einem forcierten Export von Industriewaren ge-

zwungen wird. Große Teile der englischen Bourgeoisie sind mit dem Dawes-Plan überhaupt unzu-

frieden, weil sie eine starke Konkurrenz der deutschen Industrie auf dem Weltmarkt befürchten. Wir 

sehen hieraus, daß es in der Transferfrage noch zu großen Kämpfen innerhalb der Ententemächte 

kommen wird und daß der ganze Dawes-Plan keinesfalls etwas so endgültiges darstellt, wie man es 

dem deutschen Proletariat glauben machen will. 

Schein-Transferierung durch Kapitalanlage in Deutschland. 

Es  g i b t  e ine  Mög l i chke i t, d i e  T r ans f e r i e r ung  de r  i n  deu t s che r  Go ldm ar k  e i nge -

zah l t en  Repa r a t i ons l e i s t ungen  z u  bewer ks t e l l i ge n: du r ch  d i e  An l age  von  aus l än -

d i s chem  Kap i t a l  i n  Deu t s ch l an d! Im Sachverständigengutachten und im Londoner Abkom-

men ist bereits vorgesehen, daß die nicht transferierbaren deutschen Reparationszahlungen bis zu 

einer Höchstsumme von 5 Milliarden Goldmark in Deutschland selbst in Form von Anleihen an deut-

sche Kapitalisten, durch Aufkauf von Obligationen usw. angelegt werden können. Es gibt aber auch 

eine Methode, d i e  au f ge l au fenen  Sum m en  sche i nba r  zu t r ans f e r i e r e n. Ausländische Ka-

pitalisten kaufen in Deutschland Industrieaktien, Häuser, Grundbesitz usw. an. Zu diesem Zwecke 

tauschen sie ausländische Zahlungsmittel gegen deutsche Mark bei dem Reparationsagenten ein. Der 

in Mark umgewandelte Betrag bleibt in Deutschland: der Gegenwert an ausländischer Valuta wird 

als Reparationszahlung an das Ausland zurücktransferiert. Ich nenne dies eine Scheintransferierung, 

da es sich nicht um eine wirkliche Ausfuhr von Werten aus Deutschland handelt. Der Gegenwert der 

transferierten Summe bleibt in Deutschland, und nur die Eigentumstitel in Deutschland erfahren einen 

Umtausch. Auf diese Weise kann formell die Transferierung ohne Schaden für die Stabilität der deut-

schen Valuta durchgeführt werden. Das Ergebnis ist eine großzügige Ueberfremdung des deutschen 

Kapitals. Das Resultat der Ausbeutung der deutschen Arbeiterklasse fällt nicht der deutschen Kapi-

talistenklasse, sondern im Maße der Ueberfremdung dem ausländischen Kapital zu. 

Diese Entwicklung entspricht auch den Interessen der deu t schen  Kap i t a l i s t e n. Ih r  I n t e r e s se  

be s t eh t  da r i n, daß  de r  T r ans f e r  n i ch t  ge l i ngen  so l l. Und sie haben die Möglichkeit, den 

Transfer systematisch zu erschweren. Das Gutachten sieht zwar Strafmaßnahmen gegen Finanzma-

növer, die den Transfer behindern, vor: Wenn derartige Manöver festgestellt werden, so soll die 5 

Milliardengrenze, bei welcher die weiteren Reparationszahlungen Deutschlands sistiert werden sol-

len, abgeschafft werden. Wir glauben aber, daß die deutsche Kapitalistenklasse die Möglichkeit hat, 

durch geheime Kapitalanlagen im Auslande, die deutsche Valuta immer auf der Grenze der Stabilität 

bzw. Nichtstabilität zu halten und auf diese Weise eine wirkliche Transferierung, keine Scheintrans-

ferierung, in hohem Maße zu verhindern. Ein je größerer Teil des Erlöses aus der deutschen Ausfuhr 

im Ausland selbst durch deutsche Kapitalisten angelegt wird, desto schwerer ist eine Transferierung 

der Reparationszahlungen möglich. Und wir glauben nicht, daß eine Kapitalanlage im Ausland wirk-

lich verhindert werden oder überhaupt erkannt werden kann. 

Wir glauben daher, daß die Transferierung der vollen Reparationszahlungen nicht gelingen wird, weil 

1. der Weltmarkt die zur Möglichkeit des Transfers nötige Quantität von deutschen Waren nicht auf-

nehmen kann, [610] 

2. England und Amerika überhaupt kein Interesse an dem Gelingen des Transfers haben, 

3. die deutsche Kapitalistenklasse die Möglichkeit hat, durch Kapitalanlage im Ausland den Transfer 

zu verhindern. 

Die wirkliche Entwicklung wird daher zu einer massenhaften Anlage der eingeflossenen Reparati-

onszahlungen in Deutschland führen, zum Teil in Form von unmittelbaren Anleihen an die deutschen 

Kapitalisten, zum Teil in Form einer rapiden Ueberfremdung des deutschen Kapitals. In absehbarer 
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Zeit dürfte die 5 Milliardengrenze erreicht und die weitere Zahlung von Reparationen sistiert oder 

vermindert werden. Hierbei wird es zu scharfen Interessengegensätzen zwischen Frankreich und den 

angelsächsischen Mächten kommen und der ohnehin scharfe Gegensatz zwischen Frankreich und 

England weiter verschärft werden. 

* 

Marx’s Briefe an Kugelmann.  
(Ueber das Verhältnis von Lenin zu Marx.)  

Von H e i n z  N e u m a n n.  

(Schluß.) 

Geradezu überraschend ist die Parallele zwischen der Haltung von Marx im Kriege von 1870 und der 

Stellung Lenins im Weltkriege von 1914. Der schärfste Kampf gegen den imperialistischen Krieg 

war für Marx, als den Führer der Ersten Internationale, von vornherein gegeben. Er begnügte sich aber 

keineswegs mit dieser negativen Stellungnahme, sondern er untersuchte sofort alle politischen und 

militärischen Möglichkeiten, um, ganz wie Lenin im Weltkrieg, die Verwandlung des Krieges in den 

Bürgerkrieg ins Auge zu fassen. Unter Vermeidung aller pazifistischen Dogmen „gegen jeden Krieg“, 

wie wir sie sogar noch in der Junius-Broschüre finden, legt Marx das Gewicht auf die revolutionäre 

Ausnutzung des Ausbeuterkrieges: „Wie aber der Krieg immer ende, er hat das französische Proleta-

riat in den Waffen geübt, und das ist die beste Garantie für die Zukunft.“ Es ist bemerkenswert, daß 

hier ausdrücklich vom französischen P r o l e t a r i a t  die Rede ist und nicht etwa von der demokratisch-

revolutionären Rolle der französischen Bourgeoisie gegenüber der deutschen Junkerherrschaft. 

Bezog Marx von vornherein eine einwandfreie internationalistische Stellung gegen den kapitalisti-

schen Raubkrieg, so hielt er sich umgekehrt von jedem Nihilismus gegenüber den revolutionären 

nationalen Bewegungen frei. An unzähligen Stellen seiner Schriften fordert er die Unterstützung der 

polnischen, irischen und anderer Freiheitskämpfer. Lenin hat sich in seiner Polemik gegen Rosa Lu-

xemburg*), immer wieder auf Marxens Stellung zur nationalen Frage berufen. Rosa Luxemburg hatte 

Lenin eines „Rückfalls in den utopischen Sozialismus“, einer „unmarxistischen“ Behandlung der na-

tionalen Frage beschuldigt.**) Einige „ultralinke“ Parteigenossen bedienen sich noch heute unter Be-

rufung auf Rosa Luxemburg dieser Behauptung, um die Haltung der Komintern in der nationalen 

Frage zu kritisieren. Ein Teil von ihnen behauptet ohne weiteres, Lenins Position habe nichts mit dem 

Marxismus gemeinsam, ein anderer Teil schränkt diesen [611] Standpunkt insoweit ein, daß Marx 

zwar die revolutionär-demokratischen Bewegungen der Bourgeoisie gegen den sterbenden Feudalis-

mus unterstützt habe, daß Lenin aber diese Strategie in mechanischer Weise und völlig zu Unrecht 

auf die Epoche des entwickelten Kapitalismus, des Imperialismus, übertrage. 

Marxens Brief an Kugelmann vom 29. November 1869 liefert nun einen schlagenden Beweis zur 

Ueberwindung dieser Theorie, da er nicht vom Kampf der Polen oder einer anderen osteuropäischen 

Nationalität gegen den mittelalterlichen Zarismus, sondern ausschließlich von der Erhebung des rück-

ständigen Irland gegen England, damals die Metropole des Weltkapitals, spricht. Marx liefert gera-

dezu eine klassische Begründung für Lenins Stellung in der nationalen Frage mit folgenden Sätzen: 

„Ich bin mehr und mehr zur Ueberzeugung gelangt – und es gilt nur, der eng l i s chen  Ar be i t e r -

k l a s se  diese Ueberzeugung einzubläuen – daß sie niemals hier in England etwas Entscheidendes 

tun kann, bevor sie ihre Politik mit bezug auf Irland nicht aufs Bestimmteste von der Politik der 

herrschenden Klassen trennt, bis sie n i ch t  nu r  gem ei nscha f t l i che  Sache  mit den Irländern 

macht, sondern soga r  d i e  I n i t i a t i ve  e r g re i f t, in der Auflösung der 1801 gestifteten Union und 

ihrem Ersatz durch ein freies föderales Verhältnis, und zwar muß dieses betrieben werden, nicht als 

Sache der Sympathie mit Irland, sondern als eine i m  I n t e re s se  de s  eng l i s chen  P r o l e t a r i a t s  

 
*) S. Lenin, „Ueber das Selbstbestimmungsrecht der Völler“; erschienen zuerst in der Zeitschrift „Proswieschennje“, Ap-

ril-Juni 1914; besonders das Kapitel 8: „Der Utopist Karl Marx und die praktische Rosa Luxemburg“. (Ges. Werke Bd. 

XIX, S. 97 ff.) 
**) Rosa Luxemburg, Die nationale Frage und die Autonomie in der polnischen Zeitschrift „Przeglad Sozialdemokraty-

czny“, 1908/9. 
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gegründete Forderung. Wenn nicht, so bleibt das englische Volk am Gängelbang der herrschenden 

Klassen, weil es mit ihnen gemeinschaftlich Irland gegenüber Front machen muß. Jede seiner Bewe-

gungen in England selbst bleibt gelähmt durch den Zwist mit den Irländern, die in England selbst 

einen sehr bedeutenden Teil der Arbeiterklasse bilden. Und nicht nur die innere soziale Entwicklung 

Englands bleibt gelähmt durch das jetzige Verhältnis zu Irland, auch seine auswärtige Politik, seine 

Politik namentlich mit bezug auf Rußland und die Vereinigten Staaten Amerikas ... Da aber die eng-

lische Arbeiterklasse unbedingt das entscheidende Gewicht in die Waagschale der sozialen Emanzi-

pation überhaupt wirft, so  g i l t  e s  h i e r  den  Hebe l  anzu l ege n.“ 

Ein halbes Jahr später schreibt Marx bei der Besprechung der Resolution des Generalrats der Inter-

nationalen Arbeiter Assoziation noch schärfer: 

„Wenn England das Bollwerk des europäischen Landlordismus und Kapitalismus ist, so ist der e i n z i g e  

Punkt, wo man den großen Schlag gegen das offizielle England führen kann, in Irland.“ 

Setzt man statt Irland die Kolonien, so trifft die Analyse von Marx fast in allen Punkten auch auf die 

heutige Weltlage zu. Die Methode, mit der er an die Behandlung der nationalen Frage herantritt, ist 

die gleiche wie bei Lenin. Unter Verzicht auf doktrinäre und kleinbürgerlich sentimentale Gesichts-

punkte begründet Marx seine nationale Politik mit den Interessen der revolutionären Strategie, der 

„Initiative“ des Proletariats in den kapitalistischen Ländern. Die nationalen Bewegungen sind für ihn, 

genau wie für Lenin, kein Selbstzweck, sondern nur ein „Hebel“ der proletarischen Revolution. Sogar 

dieser „mechanische“ Ausdruck, der alle Opportunisten uns Spontaneitätsprediger so oft bei Lenin 

entsetzte, findet sich schon bei Marx. 

Um strategische Manöver durchführen zu können, ist vor allem die sorgfältige Formierung und Aus-

bildung der manövrierenden Truppen notwendig. In Lenins Lebensarbeit steht die Erziehung und 

Vorbereitung der bolschewistischen Vorhut im Mittelpunkt seines Wirkens. Zu Lebzeiten von Marx 

konnte die Partei selbstverständlich bei weitem nicht eine solche Rolle spielen. Aber die Anfänge der 

spezifisch bolschewistischen Parteiführung existieren schon bei Marx, besonders in seiner Arbeit als 

Führer der Internationalen Arbeiter-Assoziation. In der Beilage zu seinem Brief [612] vom 28. März 

1870 beschäftigt er sich ausführlich mit den Bakunisten. Im Kampf gegen ihre „ultraradikalen“ Phra-

sen stürzt er sich auf alle Tatsachen, die den opportunistischen, kleinbürgerlichen Charakter der anar-

chistischen Opposition entlarven. Er weist Bakunins inneren Zusammenhang mit dem reaktionären 

Panslavismus nach, geißelt die spießbürgerlichen Forderungen seines extremistischen Programms, 

wie die „Gleichheit der Klassen“ und die „Abschaffung des Erbrechts als Anfang der sozialen Revo-

lution“ usw., und ähnlich wie Lenin in den „Kinderkrankheiten des Kommunismus“ weist er nach, 

daß die „radikalen Prinzipien“ dieser „Sektenstifter“, daß ihre „gedankenlosen Schwätzereien“, ein 

Rosenkranz von hohlen Einfällen, die schauerlich zu sein prätendieren, im Grunde nur den Einfluß 

klassenfremder Elemente in den Reihen der revolutionären Partei widerspiegeln. 

Am stärksten betont Lenin selbst die direkte Herkunft seines Werkes von Marx in der Staatstheorie. 

Durch „Staat und Revolution“ wurde der Brief an Kugelmann über die Staatsmaschine zum Allge-

meingut der revolutionären Arbeiterbewegung. Am 12. April 1871, noch im Pulverdampf der Pariser 

Kommune, schreibt Marx: 

„Wenn Du das letzte Kapitel meines ‚Achtzehnten Brumaire‘ nachsiehst, wirst Du finden, daß ich als nächsten 

Versuch der französischen Revolution ausspreche, nicht mehr wie bisher die bürokratisch-militärische Ma-

schinerie aus einer Hand in die andere zu übertragen, sondern sie zu z e r b r e c h e n, und dies ist die Vorbedin-

gung jeder wirklichen Volksrevolution auf dem Kontinent. Dies ist auch der Versuch unserer heroischen Pa-

riser Parteigenossen.“ 

So wie die russische Revolution von 1905 die unmittelbare Erbin der Pariser Kommune war, schließt 

sich die Leninsche Staatstheorie direkt, ohne Zwischenglied, an diese entscheidende Stelle des Mar-

xismus an. 

IV. 

Wir griffen nur einige Beispiele heraus, um gerade an den wichtigsten Fragen der Revolution die 

einheitliche Methode ihrer Beantwortung durch Marx und durch Lenin zu erläutern. Die Kugelmann-
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Briefe dienten uns nicht deshalb zum Gegenstand der Untersuchung, weil sie aus äußerlichen oder 

zufälligen Gründen besonders augenfällige „Parallelen“ aufweisen. Der Grund ist ein anderer. Inner-

halb der beiden historischen Epochen, die Marx und Lenin trennen, gibt es eine Periode des Marx-

schen Schaffens, die nicht nur ihren allgemeinen historischen Grundlagen nach, sondern auch in ihrer 

konkreten materiellen und politischen Gestalt am nächsten an die geschichtliche Peripherie des Le-

ninismus heranreicht. Es ist das Jahrzehnt von 1864 bis 1874, in dem die Kugelmann-Briefe geschrie-

ben wurden. Dieser Zeitabschnitt enthält die meisten Bindeglieder, die wichtigsten Knotenpunkte 

zwischen Marxismus und Leninismus. Der europäische Kapitalismus entwickelt sich nach dem 

deutsch-französischen Krieg auch auf dem Festland mit reißender Geschwindigkeit. Die ersten Vor-

zeichen der heranreifenden Aera des Imperialismus werden sichtbar. Der Militarismus, die Schutz-

zölle, die Anfänge der finanzkapitalistischen Entwicklung entstehen und wachsen in den wichtigsten 

Ländern. Die Arbeiterbewegung beginnt, sich in den ersten festeren marxistischen Parteien zu kon-

solidieren und schließt sich in der Ersten Internationale zusammen. Die großen Umrisse der proleta-

rischen Revolution als einer sozialistischen Massenbewegung erscheinen am Horizont. Es ist klar, 

daß diese Periode bereits Fragen aufwirft, die mit der kommenden Epoche des entwickelten Imperi-

alismus in enger Berührung stehen. Marx und Engels wenden ihre materialistische Methode auf diese 

fortgeschrittene Geschichtsphase an. Damit revidieren sie einen Teil der Resultate, die ihnen die Ana-

lyse der kapitalistischen Frühzeit lieferte. Kennzeichnend für diesen Fortschritt ist ihre Behandlung 

der nationalen Frage, deren Schwerpunkt nicht mehr in der Unterstützung bürgerlich demokratischer 

Rebellionen gegen den Feuda-[613]lismus, sondern in der direkten Ausnutzung der nationalen Erhe-

bungen gegen die kapitalistische Bourgeoisie im Interesse des Proletariats liegt. Ein anderes wichti-

ges Beispiel dieser Umstellung ist die veränderte Einschätzung der Rolle Rußlands durch Marx und 

Engels. In ihrem Briefwechsel entdecken sie Schritt für Schritt das Heranreifen der revolutionären 

Möglichkeiten im Lande des Zarismus; aus der beginnenden Industrialisierung Rußlands und der 

Aufhebung der Leibeigenschaft nach dem Krimkrieg ziehen sie die Konsequenzen für ihre osteuro-

päische Politik, z. B. die Behandlung der polnischen Frage, und für die allgemeinen Perspektiven der 

europäischen Revolution. Hier ist der Punkt, wo Engels seine durch Lenin berühmt gewordene Lehre 

des Bündnisses zwischen Proletariat und Bauerntum ausarbeitet. 

Man kann die Phase vor und nach dem deutschfranzösischen Krieg und der Pariser Kommune, histo-

risch gesehen, als die Uebergangsperiode vom Marxismus zum Leninismus bezeichnen. Um diese bei-

den Gebiete der materialistischen Dialektik zu verstehen, genügt es indessen nicht, ihre gemeinsamen 

Seiten zu erkennen und den Zeitraum der Entstehung des einen aus dem andern gründlich zu erforschen. 

Zur klaren Erfassung des Leninismus gehört auch die Feststellung seiner besonderen Merkmale, dessen, 

was ihn von Marx und Engels unterscheidet, dessen, was ihn über die Begründer des wissenschaftlichen 

Sozialismus hinausführt. Das Neue und Schöpferische am Leninismus ist die Fortentwicklung, die Aus-

gestaltung, die Konkretisierung, die die Methode selbst unter dem Einfluß des veränderten konkret-

historischen Materials erlebt. Kraft den Gesetzen der materialistischen Dialektik erzeugt der veränderte 

und erweiterte historische Stoff, auf den die Methode einwirkt, auch in ihr selbst einen entsprechenden 

Fortschritt. Dieser Fortschritt ist nicht eine Störung und Unterbrechung, sondern die Verwirklichung 

der Einheit und Gemeinsamkeit der dialektischen Methode bei Marx und Lenin. 

Es ist klar, daß die dialektische Methode, in ihrer Entfaltung zum Konkreten, angewandt auf eine 

veränderte Materie, bei Lenin völlig andere Resultate ergibt als bei Marx. 

Marx konnte z. B. nur die ersten Bausteine für die Bestimmung der führenden Rolle der revolutionä-

ren Partei in der proletarischen Revolution liefern. Sein Brief an Kugelmann über die Bedeutung des 

subjektiven Faktors in der Pariser Kommune stellt nur die ersten Schritte in dieser Richtung dar. Bei 

Lenin wird die Partei der proletarischen Vorhut zum Angelpunkt des ganzen Systems seiner Theorie 

und Taktik der proletarischen Revolution. 

Marx konnte an Hand der französischen Revolutionen des 19. Jahrhunderts nur die allgemeinen Prin-

zipien des bewaffneten Aufstandes feststellen. Lenin konkretisierte sie zur umfassenden Lehre und 

erprobten Praxis, zur systematischen Organisation des Bürgerkriegs im Kampf um die Aufrichtung 

der proletarischen Staatsmacht. 
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Marx sah im deutschfranzösischen Krieg nur die Möglichkeiten für die Stärkung der Machtpositionen 

des Proletariats und die Schwächung der Bourgeoisie. Lenin verwandelte den imperialistischen Krieg 

von 1914 tatsächlich in den Bürgerkrieg und in die Machtergreifung des Proletariats zunächst in ei-

nem Lande. 

Die Stellung der Kommunisten zu den nationalen Freiheitsbewegungen nimmt in der Epoche des 

sterbenden Kapitalismus eine andere Form und eine höhere Bedeutung an, als in den Jahrzehnten des 

blühenden Kapitalismus, in denen sich Marx mit der polnischen und irischen Frage beschäftigte. 

Die Staatstheorie, wie sie Marx in seinem Kugelmann-Brief vom 12. April 1871 formuliert, enthält 

zunächst nur die Theorie des kap i t a l i s t i s chen  Staates und des Zerstörungskampfes, den die Pa-

riser Träger der ersten Welle der proletarischen Revolution gegen seine Maschinerie führen müssen. 

Die Pariser Kommune bot noch nicht genügend Stoff zur Ausarbeitung einer Theorie des p r o l e t a -

r i s chen  Staates, die über die [614] prinzipiellen Grundlinien der Diktatur des Proletariats hinaus-

gehen konnte. Im jahrzehntelangen Prozeß des Kampfes um die Eroberung der proletarischen Staats-

macht im Zeitalter des Imperialismus und der proletarischen Revolution arbeitete Lenin seine Staats-

theorie aus. Die Kugelmann-Briefe sind unter den Schriften von Marx das beste Beispiel für die Auf-

deckung der methodischen Einheit und zugleich der historischen Besonderheiten von Marx und 

Lenin; „Staat und Revolution“ bildet auf der Seite Lenins das Gegenstück dazu. Schritt für Schritt 

orientiert sich Lenin in seiner Staatstheorie an der Methode und an den Resultaten von Marx und 

Engels, um an der Hand der geschichtlichen Realität seine eigene Lehre vom Staat aus ihnen zu ent-

wickeln. Zur Lehre von der proletarischen Diktatur, zur Notwendigkeit, die bürokratisch-militärische 

Maschine des Bourgeoisstaats zu sprengen, fügt Lenin die Grundzüge der Sowjetmacht, deren An-

sätze zwar bereits in der Pariser Kommune wurzeln, deren Verwirklichung aber erst durch den Kampf 

und Sieg der ersten Welle der proletarischen Weltrevolution in Gestalt des russischen Oktobers voll-

zogen werden konnte. 

V. 

Vorbedingung für Verständnis und Anwendung des Leninismus ist nicht nur der Besitz der dialekti-

schen Methode, sondern auch die Aufdeckung der wichtigsten Wurzeln des Leninismus in den Wer-

ken von Marx und Engels. Es ist eine notwendige Aufgabe, von diesem Gesichtspunkt aus die Schrif-

ten, die Briefe, die politische Tätigkeit von Marx und Engels erneut gründlich zu durchforschen. Von 

der Zweiten Internationale zu Lenin gibt es keinen direkten Uebergang: der Weg zu Lenin führt über 

Marx. Ohne den Schlüssel der dialektischen Methode und  der Resultate, die Marx mit ihr gewann, 

bleibt die Eingangspforte des Leninismus verschlossen. 

Das Verständnis und die Analyse des Verhältnisses von Lenin zu Marx ist die Voraussetzung für die 

Entwickelung der leninistischen Theorie und die Fortsetzung der leninistischen Taktil. Es liefert die 

Grundlage zur fortschreitenden Anwendung der Leninschen Methode über den Tod ihres Schöpfers 

hinaus. Es ist ein wesensnotwendiger Bestandteil der Bolschewisierung der Kommunistischen Parteien. 

* 

Trotzki über Lenin.  
Schöne Literatur oder Material für einen Biographen?  

Von A. M. 

Französische Schriftsteller am Ende des vorigen Jahrhunderts haben eine Theorie des Romans auf-

gestellt, wonach er sei: das Leben, gesehen durch ein Temperament. 

Das (an anderer Stelle in diesem Heft ausführlich besprochene) neue Büchlein des Genossen Trotzki, 

welches nach der Absicht des Verfassers einem kommenden Biographen Lenins Material liefern soll, 

ist allzusehr nach dieser Formel geraten. Man muß daher, will man zu ihm Stellung nehmen, genau 

unterscheiden zwischen demjenigen an diesem Büchlein, was es zur schönen (auch interessanten) 

Literatur macht, und dem, was es zu Material für einen kommenden Biographen machen soll. Beides 

ist nämlich vollkommen ungleichwertig an diesem Büchlein. Gewiß, es macht ausdrücklich keine 

großen Ansprüche. Aber immerhin wird ein kommender Biograph Lenins weniger Interesse haben 
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für die lebhaft geschilderte Szene der Ankunft des Genossen Trotzki in London, wo am frühen Mor-

gen Nadeschda Konstantinowna Tee kocht oder für den Spaziergang des Genossen Trotzki mit Lenin, 

bei dem beide wenig Interesse für die Westminster-Abtei zeigen; vielmehr wird ein Biograph Lenins 

für die ideologischen Fragen sich interessieren, die damals brennend wurden. Und hier versagt nicht 

nur das Büchlein, sondern, viel schlimmer, hier sieht es [615] das Leben so sehr durch ein Tempera-

ment — ein Temperament, das wir alle sehr hoch schätzen –, daß der Tatsachenbestand des ideolo-

gischen Kampfes, der zur Spaltung auf dem Parteitag 1903 führte, glatt verwischt wird. In der Tat: 

wer die Schilderung des Genossen Trotzki liest, wird sich erfreuen an der Ausmalung der Eigenheiten 

der damaligen Iskra-Redaktion, der Wera Sassulitsch, Martows, Plechanows (alles gesehen durch ein 

Temperament). Aber er wird unbedingt den Eindruck erhalten, daß Genosse Trotzki in allen Streit-

fragen (über deren Gehalt nicht einmal Andeutungen in dem Büchlein sich finden) mit Lenin voll-

kommen einverstanden war. Um so unverständlicher wird es, nicht nur für den kommenden Biogra-

phen, sondern einfach für den Leser des Protokolls des Parteitags sowie der Bände IV bis VII der 

Werke Lenins, wieso Genosse Trotzki trotz dieser scheinbaren prinzipiellen Uebereinstimmung mit 

Lenin in Wirklichkeit in diesen Jahren mit den Menschewisten gegangen ist und sowohl von Lenin 

heftig bekämpft wurde wie auch gegen Lenin heftig kämpfte. 

Aber Genosse Trotzki behandelt in seinem Büchlein bedauerlicherweise den Spaltungsparteitag 

nicht, obwohl sicher die Schilderung dieses Parteitags, nach so vielen Jahren, durch eine solche Feder 

wie die seine und gesehen durch ein solches Temperament, hätte überaus reizvoll ausfallen können. 

Genosse Trotzki macht einen Sprung von 15 Jahren in seinen Erinnerungen. Und in der Schilderung 

einzelner Ereignisse von 1917 ab wählt er auch nur das aus, was er will. Aber hier findet sich ein 

Fehler, der ganz und gar unstatthaft ist, weil er dem unorientierten Leser die Orientierung einfach 

versperrt, nämlich bei der Behandlung der Frage des Brester Friedensschlusses. 

Genosse Trotzki stellt die i deo l og i s che  Seite der Angelegenheit so dar, als sei zwischen seiner 

Auffassung und der Lenins eigentlich gar kein Unterschied gewesen. Damit leistet er weder dem 

kommenden Biographen noch dem heutigen Leser, der aus der Parteigeschichte l e r nen  will, einen 

Dienst. Lenin hat in den Reden, die er zu dieser so wichtigen Frage hielt, den Genossen Trotzki 

ebenso heftig angegriffen, wie die damaligen linken Kommunisten. Jene schrien nach revolutionärem 

Krieg und Lenin zeigte, daß ihr Geschrei das Geschrei romantisch gestimmter Intellektueller war. 

Genosse Trotzki aber hatte mit seiner Formel: Weder Krieg noch Frieden (die Bauern sagten: nicht 

uns und nicht euch, und machten sich lustig darüber) eine „Lösung“ gefunden, von der Lenin nach-

wies, daß sie in derselben unrealistischen, vor einer ganzen, s ch r o f f en  Antwort ängstlich zurück-

weichenden, intellektuellenmäßigen Einstellung wie das Geschrei der „linken“ Kommunisten wur-

zelte. Die betreffenden Reden braucht nicht einmal ein Biograph zu suchen, denn sie sind gedruckt 

in den Werken Lenins und im Protokoll des Parteitages 1918. Wenn aber Genosse Trotzki nachträg-

lich Lenins Auffassung mit seiner („eigentlich“) identisch machen will, so ist das der Versuch, 

schwarz und weiß auf einen gemeinsamen Neuner zu bringen. Dabei kommt nur ein schädliches Grau 

der Vertuschung heraus. Hier ist das Leben schon so sehr durch ein Temperament gesehen, daß es 

unwirklich wird. 

Bedauerlicherweise fehlt in dem Büchlein auch jede Andeutung über die große Gewerkschaftsdis-

kussion in der russischen Partei. Hier hätte Genosse Trotzki sicher sehr Interessantes bieten können, 

denn es ging damals hart auf hart zwischen Lenin und ihm. 

Es ist selbstverständlich, daß, abzüglich der taktischen, ideologischen und eigentlich prinzipiellen Fra-

gen, das Büchlein manches Interessante bietet. Aber gerade d i e se r  Teil ist – schöne Literatur. Lenin 

auf der Tribüne; gut, das ist der Versuch eines Wortfilms. Aber Material für eine Biographie? ... [616] 

* 
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Dokumente. 

Ueber das Karl Marx- und Friedrich Engels-Institut. 

Beschluß des Zentralen Exekutivkomitees und des Sowjets  

der Volkskommissare der Union der SSR. vom 9. Februar 1924. 

Zum Zwecke der Konzentrierung allen Materials, was zu der Wirksamkeit der Gründer des wissen-

schaftlichen Sozialismus und der großen Theoretiker der proletarischen Diktatur, Karl Marx und 

Friedrich Engels in Beziehung steht, zum Zwecke des allseitigen Studiums ihrer Werke und der Ver-

breitung ihrer Lehren unter den breiten Massen der Werktätigen, faßt das Zentrale Exekutivkomitee 

und der Sowjet der Volkskommissare der Union der SSR. folgenden Besch l u ß: 

1. Das in Moskau befindliche K. Marx- und Fr. Engels-Institut als den auf dem Gebiet der Union der 

S. einzigen staatlichen Aufbewahrungsort aller Originaldokumente anzuerkennen, die in unmittelba-

rer Beziehung zur Wirksamkeit von Marx und Engels und der Herausgabe ihrer Werke stehen, und 

verleiht dem Institut das Recht, allen staatlichen Anstalten der USSR und der angeschlossenen Re-

publiken die genannten Originaldokumente zu entnehmen. 

2. Die Sowjets der Volkskommissare der Vereinigten Republiken anzuweisen, alle staatlichen Bü-

chermagazine zu verpflichten, dem Marx-Engels-Institut in einem Exemplar alle zu ihnen gelangen-

den Ausgaben der Werke von Marx und Engels zu überweisen, sowie alle Druckwerke über Fragen 

des Marxismus und der Marxkunde, und Erscheinungen über sozial-ökonomische, historisch-revolu-

tionäre und andere Fragen, die in den Kreis der wissenschaftlichen Tätigkeit des Institutes gehören. 

3. Dem Marx-Engels-Institut die wissenschaftliche Herausgabe einer vollständigen Sammlung der 

Werke von Marx und Engels aufzutragen. 

4. Dem Institut die Errichtung einer daran angeschlossenen, den breiten Massen der Arbeiter und 

Bauern geöffneten Museumsabteilung für Marxkunde und die Geschichte der internationalen Arbei-

ter- und kommunistischen Bewegung aufzutragen. 

5. Alle Bücherpakete und Frachtsendungen, die an die Adresse des Marx-Engels-Instituts gerichtet 

sind, von jeder Zollrevision zu befreien. 

6. Das Institut von allen Zollzahlungen und Gebühren für die aus dem Ausland erhaltenen Bücher 

und Materialien zu befreien, die für die wissenschaftlichen Arbeiten des Institutes notwendig sind. 

* 

Aus der Resolution des V. Weltkongresses der KI über  

Veröffentlichungen des Marx-Engels-Instituts. 

Der Kongreß ersucht alle der Komintern angehörenden Parteien sowie deren einzelne Mitglieder, in 

Zusammenwirkung mit dem Marx-Engels-Institut dem ZEK der Sowjetunion bei der Sammlung von 

auf das Leben und Wirken von Marx und Engels bezüglichen Materialien nach Möglichkeit behilflich 

zu sein. Nur bei aktiver Mitarbeit aller kommunistischen Bruderparteien wird es möglich sein, so 

bedeutende Aufgaben, wie die Veröffentlichung einer vollständigen Ausgabe der Werke und des 

Briefwechsels von Marx und Engels und die Vorbereitung aller Materialien, die zu deren wissen-

schaftlicher im Zusammenhang mit der Geschichte des Sozialismus und der Arbeiterbewegung im 

19. Jahrhundert zu schreibenden Biographie erforderlich sind, auszuführen. [617] 

* 

Literatur. 

„Die Genossenschaft im Klassenkampf.“ 

Informationsbulletin der Kooperativsektion der KI. Deutsche Ausgabe. Allgemeiner Genossen-

schaftsverlag, G. m. b. H. Berlin W. 57. Heft 1-6 März bis August 1924). 

Länger, als in anderen Organisationen des Proletariats, hat innerhalb des Genossenschaftswesens die 

Ideologie der „politischen Neutralität“ und der „Klassenversöhnung“ ihre klassenverräterische Rolle 
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spielen können. Die Klassengegensätze, die im Produktionsprozeh unmittelbar ins Auge springen und 

früh zur Bildung von Kampforganisationen zwangen, sind hier an der Oberfläche verhüllt durch die 

„Interessengemeinschaft“ der Konsumenten. Die Entscheidungsphase des Klassenkampfes hat auch 

hier die konterrevolutionäre Bedeutung der „Neutralität“ enthüllt — wie die andererseits die Notwen-

digkeit, die Genossenschaften durch den revolutionären Teil des Proletariats zu erobern, zur akuten 

Frage gemacht hat. Die vorliegende Zeitschrift entwickelt die taktischen Probleme des Kampfes um 

die Genossenschaft, bringt ein außerordentlich reiches Material über ihre bisherige Entwicklung und 

die gegenwärtige Lage der Internationalen Genossenschafts-Allianz, und zeigt am Beispiel Sowjet-

Rußlands die eminente Bedeutung, welche den Genossenschaften nach  der Machteroberung zufallen 

muß. Wir greisen aus dem Inhalt einiges heraus. 

Unter den Aufsätzen, welche den Entwicklungsgang der Genossenschaftsbewegung behandeln – zu-

gleich ihre „Entwicklung“ vom opportunistischen Sumpf bis zur offenen Konterrevolution – ist be-

sonders wertvoll der Bericht Lenins über die Behandlung der Genossenschaftsfrage auf dem Kopen-

hagener Sozialistenkongreß (1910). Es erforderte damals die größte Mühe, den Opportunisten vom 

Schlage eines Elm und Jaurès die Resolution abzuringen, welche die Genossenschaften als eine Waffe 

im Klassenkampf anerkannte; was denselben Elm keineswegs hinderte, auf dem anschließenden Ge-

nossenschaftskongreß die von ihm selbst angenommene Resolution zu desavouieren und unter dem 

Beifall des Kongresses die Klassenversöhnung durch die Genossenschaften zu proklamieren. Lenin 

überschätzte die Bedeutung der Genossenschaften als einer Waffe gegen die Bourgeoisie keineswegs, 

aber er forderte ihre Ausnutzung zur Unterstützung der Arbeiter bei Streiks, Aussperrungen, politi-

schen Verfolgungen usw. – was jedoch vom Kongreß abgelehnt wurde. Eine entscheidend wichtige 

Rolle wies er ihnen erst für die Zeit der proletarischen Diktatur zu und erklärte, „daß die durch die 

Genossenschaften schon jetzt vorbereitete Funktionsweise der zukünftigen Produktions- und Aus-

tauschmethoden tatsächlich erst – nach  de r  Exp r op r i a t ion  der Kapitalisten eintreten kann.“ 

Bis in die jüngste Zeit wiesen die Bürokraten der Internationalen Genossenschafts-Allianz die Aus-

nutzung der Genossenschaften im Interesse des Proletariats zurück unter Berufung auf die von den 

Begründern der Bewegung – den „redlichen Pionieren von Rochdale“ – proklamierte „Neutralität“ in 

politischen und religiösen Dingen. Bekanntlich zeigt sich der Spießbürger nie so sehr als ein Freund 

des „historisch Gewordenen“, als wenn es gilt, die Rolle reaktionären Hemmschuhs gegenüber not-

wendigen gesellschaftlichen Umwälzungen zu spielen – „es hat eine Geschichte gegeben, aber es gibt 

keine mehr.“ Dies vortreffliche „historische“ Argument wird auf seine reale Grundlage zurückgeführt 

in einem Aufsatz von Br and l e r, welcher diese Neutralität als „erste proletarische Abgrenzung von 

der Bourgeoisie“ kennzeichnet, als ersten Versuch, die Organisationen des Proletariats nach dem Zu-

sammenbruch des Chartismus vom Schlepptau der bürgerlichen Parteien loszulösen – und endlich als 

Schutzmaßnahme gegenüber den Verfolgungen der Bourgeoisie. In diesem Zusammenhange werden 

weiter die verschiedenen Entwicklungsstufen und -tendenzen der Genossenschaftsbewegung analy-

siert. Inzwischen hat aber die durch ihre eigene erbärmliche Politik bedingte Schwäche der IGA dazu 

geführt, das „Neutralitätsprinzip“ selber fallen zu lassen und bei der Amsterdamer „Internationale“ 

Anschluß zu suchen. Der jüngste Kongreß der Profintern erklärte dies insofern für einen Fortschritt, 

als damit vom IGB selbst der politische Kampf um die Organisationen eingeleitet worden ist. Ein 

Antrag des Vertreters der Genossenschaften Sowjet-Rußlands (1923), auch Vertreter der RGI zu den 

gemeinsamen Organen des IGB und der Amsterdamer hinzuzuziehen, wurde abgelehnt, weil die RGI 

sich mit politischen Dingen abgebe! Das erste Resultat der jungen Ehe zwischen den Kleinbürgern 

von Amsterdam und von der IGA ist nun eine geplante Vereinbarung „über ein Musterabtimmen 

zwischen Genossenschaften und Gewerkschaften, um Sympathie- oder direkte Streiks unter den ge-

nossenschaftlichen Angestellten zu verhindern“ (!!). Inzwischen ist auch der Kampf gegen die russi-

schen Genossenschaften in ein neues Stadium getreten – eine wüste Ausschlußpropaganda hat einge-

setzt, die besonders vom Deutschen Zentralverband mit Eifer und guten Gründen betrieben wird – 

vor allem mit dem Hinweis auf das „flegelhafte Benehmen“ der „Moskauer“, die auch „aus einfachen 

gesellschaftlichen Gründen nicht in die IGA hineingehörten! (Der 11. Kongreß der IGA in Gent hat 

bekanntlich inzwischen den Antrag des russischen „Zentrosojus“, einen Block zwischen Allianz, 
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Amsterdamer und Moskauer Gewerkschaftsinternationale, herzustellen, mit 424 gegen 179 Stimmen 

abgelehnt und in dieser Frage einen „Vertagungsantrag“ der Exekutive der IGA angenommen. 

Ebenso wurde der russische Antrag, den 10 Millionen Ge-[618]nossenschaftsmitgliedern Rußlands 

und der Ukraine je einen Sitz in der Exekutive einzuräumen, abgelehnt, und den russischen Genossen 

nur 1 – von 8 – Sitzen eingeräumt.) – Umfangreiches Material bringen die Hefte über die wachsende 

Krise innerhalb der IGA, deren Erscheinungen gleicher Art sind wie in der 2. Internationale und bei 

den Amsterdamern – so der Chauvinismus der Verbände (der Deutsche Zentralverband weigerte sich, 

die Genter Genossenschaftsausstellung als in „Feindesland“ zu beschicken; die Resolution des Base-

ler Kongresses (1921) forderte die Unterstützung eines Defensivkrieges durch die angeschlossenen 

Verbände), ferner die direkte Auslieferung der italienischen Genossenschaften an die Faschisten, die 

offene Unterstützung der Auflösung der kommunistischen Genossenschaft „Oswobojdenie“ durch 

die Zankow-Regierung seitens der sozialdemokratischen Genossenschaft „Napred“, die sogar eine 

Protestaktion der IGA zu verhindern suchte; die Entartung der Genossenschaften zu Aktiengesell-

schaften; ihre Unfähigkeit, sich gegenüber dem Kapital zu behaupten usw. Diesem Bilde der Ver-

wesung steht gegenüber die rasch aufsteigende Entwicklung der proletarischen Genossenschaften 

Sowjetrußlands. Besonders hinzuweisen ist hier auf Heft 5 der Zeitschrift, welches die Behandlung 

der Genossenschaftsfrage auf dem letzten Parteitag der RKP enthält, sowie auf Lenins Aufsatz „Kon-

trolle, Aufsicht, Berechnung“, worin die Grundlagen einer revolutionären Genossenschaftspolitik 

dargelegt sind (H. 3/4). Das Referat S i nowj ews  über die Bedeutung der Genossenschaften im Zu-

sammenhang mit der neuen ökonomischen Politik knüpft an die Schrift Lenins über das Genossen-

schaftswesen an. Lenin sah, daß man innerhalb der proletarischen Diktatur das Kapital auf seinem 

eigenen Felde schlagen müsse – durch den Handel. „Ihr erinnert euch – sagt Sinowjew – das Gen. 

Lenin die Parole herausgab: ‚Lernt handeln!‘ Später erweiterte er die Parole: ‚Lernt kulturmäßig han-

deln!‘ Sodann hat er diese Parole noch konkreter ausgedrückt: ‚Lernt kulturmäßig handeln durch die 

Genossenschaft‘. Lenin spricht hier geradezu von einer genossenschaftlichen Gesellschaftsordnung. 

Wenn sich einmal schon die Staatsmacht in den Händen der Arbeiterklasse befindet, wenn diese 

Staatsmacht über alle Produktionsmittel verfügt, so bleibt uns nunmehr keine andere Aufgabe übrig, 

als die Verbündung der Bevölkerung in Genossenschaften. Jetzt müssen wir erkennen und unsere 

Erkenntnis praktisch durchsetzen, daß gegenwärtig jene Ordnung, die wir über alle Massen unterstüt-

zen müssen, die Gesellschaftsordnung der Genossenschaften ist“. Der Parteitag der RKP hat diese 

Richtlinien praktisch zu verwirklichen gehabt. Sie bilden die Grundlage eines Dekrets über den Aus-

bau des Genossenschaftswesens. Wie im Kampf und im Aufbau der Produktion auf den Betrieb, so 

ist hier das Schwergewicht gelegt auf die „primären Genossenschaften“, die Organisationen der un-

mittelbaren Konsumenten selbst – während den höheren Instanzen hauptsächlich die Aufgaben der 

Vermittlung und Erziehung bleiben sollen. Die Heranziehung der Bauern wird gefördert durch Auf-

hebung der zwangsweisen Zugehörigkeit und Propaganda für den freiwilligen Beitritt, der aber be-

schränkt bleibt auf die im Besitz des Wahlrechts befindlichen Bürger der USSR. Der Selbsttätigkeit 

des „primären Genossenschaften“ im Handel usw. wird ein weiter Raum gelassen, und sie werden 

durch besondere Privilegien gegenüber dem privaten Handel geschützt. Die Genossenschaften sollen 

so zum Bindeglied werden zwischen der Staatsindustrie und dem Konsum. Der Absatz wird be-

schränkt auf die Massenartikel unter Ausschluß aller Luxuswaren – er wird konzentriert auf die Ver-

sorgung der Mitglieder der Genossenschaften. Der bürokratische Apparat wird abgebaut zu Gunsten 

der „freiwilligen Kooperation“ der Mitglieder. Besonderes Gewicht wird gelegt auf die Heranziehung 

Bäuerinnen und Arbeiterinnen. Ueber die Vereinigung der Konsum- mit den Produktivgenossen-

schaften erklärt die Resolution: „Zuerst muß der Bauer als Verbraucher und als Erzeuger vollkommen 

organisiert werden, und da nn  erst kann man die Frage der Vereinigung aufrollen, wobei man die 

bisher vorliegenden Erfahrungen der Integrierung sorgfältig studieren muß.“ 

Das Wesentliche der neuen Genossenschaftspolitik, die Sinowjew als „die Frage des Wachstums des 

Sozialismus in unserer Gesellschaft“ bezeichnet, liegt darin, daß sie den Weg zu beschreiten beginnt, 

der die nächste Etappe der kommunistischen Gesellschaft zu erreichen hat, das „Absterben des Staa-

tes“. „Registrierung und Kontrolle – schreibt Lenin in „Staat und Revolution“ – sind das Wichtigste, 

das notwendig ist, um die erste Phase der kommunistischen Gesellschaft in Gang zu bringen, das 
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richtige Funktionieren derselben vorzubereiten ... Wenn die Mehrheit des Volkes selbständig und 

überall diese Registrierungen ... in die Hand nehmen wird, so wird sie zu einer wirklich universellen, 

allgemeinen Kontrolle des gesamten Volkes werden, dann wird man ihr nicht mehr entgehen können, 

denn ein Ausweichen wird dann nicht mehr möglich sein ... Die gesellschaftlichen Funktionen ver-

wandeln sich dann aus politischen in gewöhnliche verwaltungstechnische Funktionen.“ ... „Aber dies 

ist nur eine kleine, zur radikalen Beseitigung des Schmutzes und der Gemeinheit der kapitalistischen 

Ausbeutung und für den weiteren Fortschritt notwendige Stufe“. W. Biehahn. 

* 

L. Trotzki: Über Lenin. 

(Neuer Deutscher Verlag. Berlin 1921.) 

Dieses Werk, oder richtiger dieser Bruchteil eines zukün f t i gen  Werkes ist zusammengesetzt aus 

Beiträgen, Reden, und Artikeln verschiedener Zeit. Der Abschnitt: „Lenin und die alte ‚Iskra‘ 

(‚Funke‘)“ trägt das Datum vom 5. März 1924; der zweite „Um den Oktober“, das vom 6. April 1924; 

dazu ein [619] Anhang mit den vier Kapiteln: 1. „Das Nationale in Lenin“ (veröffentlicht in der 

„Prawda“ am 23. April 1920); 2. „Der Verwundete“ (Rede am 2. September 1918): 3. „Der Kranke“ 

(Bericht am 5. April 1923): und 4. „Der Tote“ (das letzte Lebewohl auf dem Bahnhof von Tiflis am 

22. Januar 1924). Der Abschnitt „Um den Oktober“ enthält folgende acht Kapitel: 1. Vor dem Okto-

ber; 2. Der Umsturz; 3. Brest-Litowsk: 4. Die Auseinanderjagung der Konstituierenden Versamm-

lung: 5. Regierungsarbeit; 6. Die Tschechoslowaken und die Linken Sozialrevolutionäre; 7. Lenin 

auf der Tribüne; und 8. Der Philister über den Revolutionär. 

„Dieses Buch ist nicht abgeschlossen“, sagt Trotzki gleich im Vorwort. – „Vor allem darf man in ihm 

keineswegs eine Biographie oder Charakteristik Lenins suchen oder eine abgeschlossene Darlegung 

seiner Vorstellungen und Aktionsmethoden. Diese Arbeit liefert nur einiges Skizzenmaterial. Bruch-

stücke, Entwürfe für kommende Arbeiten irgend jemands, vielleicht auch für eine Arbeit des Autors 

dieser Zeilen.“ Gleich danach fügt der Verfasser hinzu, daß er sich das Recht vorbehalte, an diesem 

Buche noch weiter zu arbeiten. 

Trotzki will keine populäre Biographie schreiben, er will nur „einzelne Episoden, die einzelnen Züge 

des Lebens und der Persönlichkeit Lenins“ schildern. Und dies nicht umsonst, denn der Verfasser 

weiß, daß er keine Feder für „populäre Biographie“ besitzt, sondern einen Ma l e r p in s e l, mit dem 

er nur einzelne Züge malen kann und es dann Sache des Biographen ist, diese „Episoden“, diese Züge 

zu zergliedern: sie zu ve r s t ehen  und – eine Biographie von Lenin zu schreiben. Und noch eins: 

Kann  überhaupt einer, der mit Lenin und um Lenin mehr als zwei Jahrzehnte lebte und arbeitete, die 

Biographie von Iljitsch schreiben? Nein! Um Biographien und Kritiken zu schreiben, muß man bio-

graphisches und kritisches Blut in Bezug auf die betreffende Person haben, der Biograph und Kritiker 

muß Sa ch l i chke i t, aber keine L iebe  haben, – und kann man das von Trotzki oder jemandem 

anders von der alten Garde verlangen? Trotzki hat (ohne es vielleicht selbst zu wollen) eine Wid -

m ung  an Lenin geschrieben, in der er mit der ihm eigenen Meisterschaft nur „einzelne Züge“ schil-

dert. Daß aber dieser Bruchteil des späteren Werkes schon jetzt einen Schatz für die Biographie und 

Geschichte Lenins bildet, dafür bürgt der Name des Autors. 

Die Skizzen Trotzkis beginnen mit der „Iskraepoche“, d. h. mit den ersten Jahren unseres Jahrhun-

derts. Trotzki hat Lenin zum ersten Male im Jahre 1902 in London persönlich kennengelernt. Gerade 

das Verständnis des Wirkens Lenins be r e i t s  i n  d i e se r  Epoche  liefert den Schlüssel zum Ver-

ständnis des späteren Führers des Weltproletariats. Lenin kam nach dem Auslande, zu den „Greisen“ 

(Plechanow, Axelrod, Sassulitsch) nicht als Schü l e r, sondern als Ebenbür t i ge r. Gewiß wollte er 

von seinem früheren Lehrer Plechanow noch weiter lernen, mußte aber gleich gegen ihn Front ma-

chen, da dieser im Begriff war, eine unklare revolutionäre Linie einzuschlagen. Nicht Plechanow hat 

versucht Lenin, sondern Lenin hat versucht, Plechanow für sich auszunutzen, und er hat ihn denn 

auch auf dem zweiten Kongreß (1903) in der Tat erobert. Und um jene Zeit war Plechanow de r  

Theoretiker des revolutionären Marxismus, ein Mann von europäischem Ruf. Plechanow damals zu 
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erobern (wenn auch nur vorübergehend, was bei diesem Schwankenden auch nicht anders sein 

konnte) hieß: Herr der revolutionären Bewegung in Rußland zu werden. Gewiß, Lenin verhandelte 

mit den „Greisen“, das war aber nur eine t heor e t i s che  Notwendigkeit, denn p rak t i s c h  war es 

nicht vonnöten. Und hierin liegt tief e i n  Leninscher Zug, ein Stück von dem  Leninschen Zug ver-

borgen. Len i n  ha t  im m er  f ü r  s i ch  e t was  i n  Rese r ve, und dieses e t was  ist von solchem 

Gewicht und solcher Bedeutung, daß er seinem Gegner, falls er sich sträubt, am Schluß sagen kann: 

machst Du nicht mit, dann brauche ich Dich nicht, ich hatte etwas in Reserve. Was war dies „etwas“, 

als Lenin nach dem Auslande zu den „Greisen“ kam? Die Organisation der „Gruppen für Befreiung 

der Arbeit“. Denn die organisatorischen Fäden dieser Gruppen von Petersburg, auf die es hauptsäch-

lich ankam, hatte Lenin in seinen bzw. in Krupskajas Händen. Aber Lenin ist kein Unterhändler, der 

im voraus seinem Contrahenten während der Verhandlungen über sein Aktivum Auskunft gibt. Nein! 

er ist schlau, ungemein schlau und führt die Verhandlungen so, daß sein Gegner immer der Dumme 

bleibt. Denn den Gegner mit einer langen Nase abziehen zu lassen, das liebte er gar sehr. Er hat nicht 

den „Greisen“ gesagt: ihr seid zwar Plechanow, Sassulitsch und Axelrod, in meinen Händen aber 

befinden sich die Petersburger Arbeitergruppen, und so wollen wir auf gleichem Fuß verhandeln; – 

nein! die „Greise“ wußten von nichts, der Meister konnte seinen Jünger als Rebellen, als Widerspens-

tigen ansehen und muhte am Ende Schüler seines Schülers werden. Einige Jahre später kommt dieser 

tief verborgene Zug wieder zum Vorschein. Das war auf dem Kongreß, auf dem der „Bund“ eine 

bedeutende Rolle spielen sollte. Lenin war ein Feind des „Bundes“ seiner nationalen und kleinbür-

gerlichen Einstellung wegen. Wie sollte man aber den „Bund“ aus den Arbeiten des Kongresses aus-

schalten, ohne daß er dies merkte? Da schreibt Lenin an Radschenk o: „Ber e i t e t  a l l e s  zum  

Kon gr e ß  vo r, ihnen aber (den Delegierten vom „Bund“) sagt, das Ihr schon etwas im Sinne hättet, 

und so weit Euch bekannt sei, auch schon einige Schritte unternommen worden wären.“*) „Etwas“ ... 

und „einige Schritte sind bereits unternommen“ – das ist einer der charakteristischen Züge von Lenin, 

die einem Trotzki natürlich nicht verborgen bleiben konnten. 

Und doch ist dies das Sekund ä r e  in Lenin, denn um etwas in Reserve zu haben, muß man zuerst 

von der No t-[620]wend i gke i t  einer Reserve überzeugt sein, man muß wissen, wozu man es später 

verwenden wird. Und von hier aus kommen wir zum Pr im är en  in Lenin, zum Z i e l, oder richtiger: 

zum Vor aus sehen  des  Z i e l e s: da s  Z i e l, mag es auch in der fernen Zukunft liegen, vor Augen 

zu haben – d a s  i s t  Len i n. 

Es kann nicht unsere Aufgabe sein, hier alle die Epochen im Leben Lenins zu verfolgen, wo dies zum 

Ausdruck kommt. Oder vielmehr: es wäre falsch, wollte man irgendwelches Alter in seinem Leben 

hervorheben, um diese Zielklarheit zu erläutern. Nein, Lenins ganzes Leben und Wirken ist Realis-

mus, ist Klarheit, ist Ziel, das war ihm bereits als Jugendlichen, als Gymnasiasten eigen. Seine jüngere 

Schwester Mar i a  I l j i n i t s chna  U l j anowa  erzählt vom siebzehnjährigen Lenin folgendes: 

„Noch als Jugendlicher, in den letzten Klassen des Gymnasiums (Lenin hat mit 17 Jahren das Gym-

nasium absolviert), pflegte er die Abende bei den Büchern zuzubringen, um sich zur revolutionären 

Arbeit vorzubereiten, die er als sein Lebensziel betrachtete. ... Im Frühling 1887 erhielten wir die 

Nachricht von der Hinrichtung unseres älteren Bruders. Was ich aber nicht vergessen kann, das ist 

Wladimir Iljitschs Gesichtsausdruck in dem Moment, als er sagte: ‚Nein, wir werden nicht diesen 

Weg gehen (sein Bruder Alexander war Narodnik und daher Anhänger des individuellen Terrors). 

Nicht diesen Weg muß man gehen.“**) Der 17jährige Lenin, der Primaner, wußte schon, welchen 

Weg er zu gehen hat, er wußte schon sein Ziel, um später, im reifen Alter, das russische Proletariat 

zum Siege zu führen. 

Trotzki berichtet uns, wie Lenin in der Iskraepoche, als die Auseinandersetzungen mit den „Greisen“ 

unvermeidlich schienen, auf eine neue Zusammensetzung der Iskraredaktion hinarbeitete. Diese bestand 

aus sechs Mitgliedern: Plechanow, Axelrod, Sassulitsch (die „Greise“) und Lenin, Martow, Potresow 

(die „Jungen“). Damals waren es 3 gegen 3; denn in den Polemiken Plechanow – Lenin war Martow der 

 
*) s. J. Wolkowitscher im „Istpart“ 1924 Nr. 3 (26) S. 64. 
**) s. Jaroslawski „Leben und Wirken Lenins“, Stadtverlag Moskau (S. 13). 
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Sekundant Lenins, während Sassulitsch der von Plechanow war. Lenin muhte also eine Mehrheit haben. 

Die war zu erreichen durch die Hinzuziehung eines 7. Mitgliedes, eines Anhängers von Lenin. Das sollte 

nun Trotzki sein. Plechanow ahnte wohl, was dahinter steckte und stimmte dagegen. 

Und wie er in den Jahren 1902/03, in der Iskraepoche und während des zweiten Londoner Kongresses 

das Ziel klar vor Augen hatte, so auch 15 Jahre später, als das russische Proletariat die Macht über-

nehmen mußte. Auf dem Räte-Kongreß, vor dem Juliaufstand (1917), als die Februarrepublik die 

Unberechtigung ihrer Existenz zeigte, man jedoch glaubte, daß keine Macht vorhanden sei, um die 

Geschicke des Landes in die Hände zu nehmen, da erklärte Lenin in seiner kalten, eisernen, fast bru-

talen Sprache: „Es ist nicht wahr, daß keine Partei bereit wäre, jetzt die Macht zu ergreifen: es gibt 

eine solche Partei: es ist unsere Partei. Ihr fürchtet euch vor der Macht? Wir sind bereit, sie zu ergrei-

fen. (S. 62/63.) Die Menschewiki und Sozialrevolutionäre lachten. „Ihr könnt lachen, soviel ihr 

wollt“, antwortete Lenin. Und warum sollten eigentlich diese Reformisten nicht lachen, warum sollte 

denn Plechanow, der während des Krieges zu einem guten Sozialchauvinisten entartet war, dies nicht 

einen Fieberwahn nennen, wenn sogar in den eigenen Reihen der Bolschewiki die Politik Lenins in 

der ersten Zeit Unzufriedenheit hervorrief? Und er fuhr fort in seiner Bauernsprache: „Man müsse für 

den Anfang 50 oder 100 der bedeutendsten Millionäre verhaften und dem Volke erklären, daß wir 

alle Kapitalisten für Räuber hielten, und daß Terestschenko um nichts besser sei als Miljukow, nur 

dümmer.“ Und das Gelächter wird etwas un r uh i ge r. 

Mit Recht sagt Trotzki, daß es falsch wäre, zu glauben, daß Lenin nur das Zen t r a l e  vor Augen 

hatte. Gewiß, er suchte immer den  Ring in der Kette aus, der der wichtigste war, jedoch vernachläs-

sigte er auch nicht die anderen Ringe. „Im Gegenteil. Er hatte die Aufgabe, die er für unaufschiebbar 

hielt, in ihrer ganzen Konkretheit vor Augen, nahm sie von allen Seiten in Angriff, durchdachte die 

Details ... Aber alles das war dem  ‚Kettenglied‘ untergeordnet, das er für den betreffenden Augen-

blick als entscheidend ansah.“ (S. 118/9.) 

Das große Ziel der Revolution, der sozialen Revolution immer vor Augen, stand vor Lenin im Aus-

lande die Aufgabe: „Das  He r annahen  de r  Revo l u t ion  z u  be sch l eun i gen  und  i h ren  

S i e g  z u  s i che r n.“ Als er aber beim Ausbruch der Revolution nach Rußland eilte, da war das Ziel: 

keine bürgerliche, sondern s o z i a l e  Revolution. 

Fragt man: was war die Triebkraft Lenins, woher, letzten Endes, die Sicherheit über den Sieg der 

Revolution, so kommen wir auf noch einen wichtigsten ein Zug Lenins, d. i. s e i n  G l a ube, s e i n  

une r s c h ü t t e r l i che r  G l aube  a n  d i e  M a sse. Daß „das Land der Arbeiter und ärmsten Bauern 

tausendmal linker ist, als die Tschernows und die Zeretelis und um hundertmal linker als wir“, erklärte 

Lenin Maklakow im Mai 1917. (S. 63.) „Hier“, sagt Trotzki, „liegt die Hauptquelle der Leninschen 

Taktik, – und des Leninschen Gl auben s, kann man ruhig hinzufügen. 

Des  G l auben s! Glaube ist aber Idea l i sm u s. War denn Lenin, dieser durch und durch Realist, 

dieser merkwürdige Praktiker ein Idealist? Es hängt davon ab, was man unter Idealismus versteht. 

Wenn Schwärmerei, Phantasien, dann allerdings nicht, wenn aber den unerschütterlichen Glauben, 

daß die Idee verwirklicht werden muß, weil sie verwirklicht werden kann, dann gibt es keinen zwei-

ten, dessen Idealismus mit dem Lenins sich vergleichen könnte. Aus diesem felsenfesten Glauben 

entspringt auch d i e  Bee i n f l u s sung  de r  Masse . Der [621] Friede von Brest-Litowsk ist deshalb 

notwendig, weil man „für die Verwirklichung des Sozialismus in Rußland eine Zwischenfrist von 

m i ndes t ens  e i n i gen  Mona t e n“ nötig habe. (S. 119.) Ist aber diese Art von Beeinflussung „nur 

eine pädagogische Methode“ gewesen? fragt Trotzki. „Nein, nicht nur. Zu der pädagogischen Energie 

muß man noch etwas hinzufügen: den mächtigen Idealismus Lenins, seine angespannte Willenskraft, 

die bei dem jähen Umschwung zweier Epochen die Etappen verkürzte und die Termine zusammen-

rückte. E r  g l aub t e  a n  da s, was  e r  s ag t e.“ (S. 120.) 

Was Lenin fürchtete, war die Passivität des ZK. Die Handlungen des ZK schienen ihm allzu passiv 

und abwartend. Lenin hielt es in der Kerenskiepoche, als er von der Kerenskiregierung verfolgt 

wurde, deshalb für nicht möglich, öffentlich aufzutreten, weil sein Arrest die abwartende und passive 

Politik des ZK unvermeidlich noch mehr gesteigert hätte; die Situation auszunutzen und sie nicht zu 
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verpassen, war um diese Zeit Lenins Sorge. „Er glaubte unverbrüchlich daran, daß die Masse die 

Revolution vollbringen wolle und könne, aber er besaß nicht die gleiche Ueberzeugtheit bezüglich 

des Parteistabes. Und er begriff in dieser Zeit immer klarer, daß keine Minute zu verlieren war. Eine 

revolutionäre Situation läßt sich nicht willkürlich bis zu dem Augenblicke konservieren, wo die Partei 

bereitsteht, sie auszunutzen.“ (S. 73.) Gen. Trotzki vergleicht mit Recht diese Situation mit dem deut-

schen Oktober. „Bei uns“, fährt Genosse Trotzki fort, „konnte man sogar noch vor kurzem die Ansicht 

hören: Wenn wir damals im Oktober nicht die Macht ergriffen hätten, dann wäre es zwei, drei Monate 

später geschehen. Eine grobe Verirrung! Wenn wir die Macht nicht im Oktober ergriffen hätten, dann 

hätten wir sie überhaupt nicht ergriffen ... Die Bourgeoisie hätte eine Atempause erhalten und sie 

ausgenutzt ... Das Kräfteverhältnis hätte sich radikal verändern können, und der proletarische Um-

sturz wäre in unbestimmte Ferne verschoben gewesen.“ (S. 73.) Daß dieser Satz richtig ist, spürt das 

deutsche Proletariat am eigenen Leibe. 

In solchen Fällen, wo die Stellung des ZK. schwankend, passiv, abwartend war, und Lenin doch mit 

seinem Standpunkt durchdringen konnte, war für ihn eine b l oße  Reso l u t i on  noch nichts. Sie 

bleibt Papier, wenn dahinter nicht lebendiges Leben ist. Um dieses lebendige Leben, um dieses Blut 

der Masse dem ZK zu spüren zu geben, mußte man d i e  Ma s s e n  m ob i l i s i e r e n, ihnen i h re  e i -

genen  Forderungen klar legen, damit sie d i e  Masse n, dann den Druck auf den Parteistab ausübten: 

Lenin – Zentralkomitee – Masse – Zentralkomitee – das war die Taktik Lenins in wichtigen Fällen, 

wo er nicht die Mehrheit des ZK hinter sich hatte. 

Von hier aus stellt sich auch die Frage nach Lenins D i sz i p l i n. Man soll nicht meinen, daß Lenin 

über den Kopf des ZK hinweg wollte. Er suchte es nur von der Richtigkeit seiner Auffassung zu 

überzeugen, war aber ein Beschluß auch gegen seinen Willen gefaßt, so galt es für ihn dann, alle 

Mahnahmen zu ergreifen, damit auch dieser Beschluß zum Besten der Partei diente. Gleich nach dem 

Oktoberumsturz stellte Lenin die Frage der Gründungs ve r s amm l un g. Mit seiner Auffassung, 

man müsse die Wahlen verschieben, blieb er allein, „da konzentrierte Lenin seine ganze Aufmerk-

samkeit auf die mit dem Zustandekommen der konstituierenden Versammlung verbundenen organi-

satorischen Maßnahmen“. (S. 99.) 

Das Verschieben der Wahlen zur Konstituierenden Versammlung hängt aber mit einem weiteren 

Leninschen Zug eng zusammen, nämlich mit der Tak t i k  de s  M a n övr i e ren s. Noch kurz vorher, 

vor der Eroberung der Macht, hatten die Bolschewiki Kerenski der Verschleppung der Wahlen be-

schuldigt. Jetzt: „Ach, das sind Dummheiten, – entgegnete Lenin. Bringt wichtige Tatsachen, keine 

Worte. In Beziehung zur Provisorischen Regierung hätte die Konstituierende Versammlung einen 

Schritt vorwärts bedeutet, oder wenigstens bedeuten können, in Beziehung zur Sowjetmacht, und 

besonders bei den jetzigen Wählerlisten, wird sie unvermeidlich einen Schritt rückwärts bedeuten.“ 

(S. 98.) Auch hier blieb Lenin im Recht: Die Auseinanderjagung der Konstituierenden Versammlung 

wurde „der letzte prinzipielle Zusammenstoß des Leninismus mit der Tschernowiade. Aber eben nur 

‚prinzipiell‘, denn praktisch fand keinerlei Zusammenstoß statt, sondern nur eine kleine und klägliche 

Demonstration der Arrièregarde der von der Szene abtretenden, mit Kerzen und Butterbroten bewaff-

neten „Demokratie“. Die aufgeblasenen Fiktionen zerplatzten, die billigen Dekorationen stürzten zu-

sammen, die hochtrabende moralische Kraft erwies sich als alberne Ohnmacht. Finis!“ (S. 106/7.) 

Wir haben auf diejenigen „Episoden“ und „Züge“ im Leben und im Wirken Lenins hingewiesen, die 

von Trotzki in seinen Skizzen geschildert werden. Gen. Trotzki hat aber eine Lücke von nicht weniger 

als 15 Jahren im Leben Lenins gelassen. Der Sprung von der Iskraepoche (1902/03) bis zum Oktober 

ist doch ein etwas zu größer. Das war die Zeit nicht nur des Werdens, sondern der Kr ys t a l l i s i e -

r ung  der Partei der Bolschewiki. Gen. Trotzki, der in seinem „Natschalo“ einen eigenen Weg ging, 

weder mit den Menschewiki noch mit den Bolschewiki, hätte uns aber auch von dieser Zeit von Lenin 

manches erzählen können. Und auch sonst fehlt so manches in diesem Büchlein, wonach der mit der 

Geschichte der bolschewistischen Partei vertraute Leser ganz unwillkürlich fragt. Und manches ist 

einseitig und irreführend dargestellt. Allerdings ist es verständlich – und auch für die Gesundung der 

Partei und der Komintern nützlich, daß Gen. Trotzki „eine Reihe von Umständen bewußt weggelas-

sen hat, da sie noch zu eng mit den Tagesereignissen verbunden sind.“ (S. 6.) Aber es bleibt doch die 
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Frage offen, ob alle diese Weglassungen berechtigt sind. Hierzu näher Stellung zu nehmen, ist aber 

nicht mehr die Aufgabe dieser kurzen Besprechung, die nur über den pos i t i ven  Inhalt des Büch-

leins berichten sollte. A. Emel. [622] 

* 

Lassalle als Theoretiker der VSPD. 

Ferdinand Lassalle, Auswahl von Karl Renner. Sozialistische Klassiker. Dietz, Berlin 1923. – Konrad 

Hänisch: Lassalle. Franz Schneider, Berlin – Leipzig – Bern, 1923. – Dr. S. Baron: Die politische 

Theorie F. Lassalles, C. L. Hirschfeld, Leipzig 1923. – W. Kelsen: Sozialismus und Staat. II. Auflage. 

C. L. Hirschfeld, Leipzig 1923. 

Wie in allen Fragen beherzigt auch hier die Sozialdemokratie die Mahnungen der bürgerlichen Wis-

senschaft; sie wendet sich von Marx immer stärker Lassalle zu. Dies ist selbstredend keine neue Tat-

sache. Ein unüberwundener Lassalleanismus stak von Anfang an in der deutschen Sozialdemokratie. 

Marx’ große – leider einzige – offene Auseinandersetzung mit Lassalle, die „Kritik des Gothaer Pro-

gramms“, ist lange Zeit unveröffentlicht und auch nach ihrer Veröffentlichung unverstanden und wir-

kungslos geblieben. Und da man gar nicht zur klaren Problemstellung kam, glaubte man allgemein, 

daß mit der Einsicht in das Veraltetsein einzelner Lassallescher Theorien (Assoziationen mit Staats-

hilfe, ehernes Lohngesetz usw.), sowie des Lassalleschen Idealismus, alles dem Marxismus wider-

sprechende in seiner Theorie endgültig überwunden wäre. Man glaubte, die Zeit der „historischen 

Gerechtigkeit“ für Lassalle sei gekommen; man könnte im Bewußtsein des Proletariats Lassalle ruhig 

neben Marx und Engels stehen lassen, seine einzelnen „Verirrungen“ könnten keinen wesentlichen 

Schaden mehr verursachen, ebensowenig wie die einzelnen „Fehler“, die Marx und Engels begangen 

haben. (Man lese nur die Bemerkungen von Mehring über die Kritik des Gothaer Programms nach: 

Parteigeschichte, IV. 37 f. und Marx, 514 f.) 

Damit waren aber die grundlegenden und entscheidenden Differenzen zwischen der Marxschen und 

Lassalleschen Me t hode  verwischt. Die alte Sozialdemokratie halte sich als Schülerin von Marx 

und  Lassalle bekannt. Die historische Gerechtigkeit Lassalle gegenüber (am richtigsten von Mehring 

vertreten) zerstörte eine Reihe von falschen Vorstellungen über Lassalle, z. B. daß er als Schüler von 

Marx zu betrachten wäre. Sie machte aber aus ihm keine r e in  historische, für die aktuelle Arbeiter-

bewegung nicht mehr aktuelle Gestalt (wie aus Blanqui, Bakunin oder Proudhon), sondern ließ seine 

Lehren neben  dem Marxismus, als mit ihm n ich t  p r i n z ip i e l l  unve r e i nba r  bestehen. Damit 

war ein unterirdisches Eindringen Lassallescher Prinzipien in die Marxsche Methode möglich gewor-

den. Verstärkt wurde diese Möglichkeit einerseits dadurch, daß die sozialdemokratische Theorie in 

der Marxschen Dialektik im günstigsten Fall eine bloß dekorativ-stilistische Zutat seiner Methode 

erblickte und darum außerstande war, zwischen der materialistischen Dialektik von Marx und der 

idealistischen Dialektik Lassalles einen deutlichen Trennungsstrich zu ziehen. (Sie betrachtete eben 

beide als „wissenschaftlich veraltet“.) Andererseits dadurch, daß selbst für die besten Theoretiker der 

deutschen Sozialdemokratie (Mehring, Rosa Luxemburg) die Staatstheorie von Marx keine wichtige 

Rolle gespielt hat. Man kam also nicht in die Lage, die beiden Methoden an entscheidenden Punkten 

ununterbrochen einander zu konfrontieren. 

In der Kriegszeit trat dieser Lassalleanismus bereits offen zutage. Am klarsten bei Renner, der – ganz 

lassalleisch – den Staat als das eigentliche Betätigungsfeld des Proletariats, als seinen Schutz gegen 

die Wirkungen der „Oekonomie“ darstellt. („Die Oekonomie dient immer ausschließlicher der Kapi-

talistenklasse, der Staat immer vorwiegender dem Proletariat.“ Es ist sehr lehrreich, diesen Satz mit 

den Ausführungen Lassalles aus dem „Bastiat-Schulze“ über die Aussichtslosigkeit des gesellschaft-

lichen Kampfes und die Sphäre des Staates als einzigen Ausweg für das Proletariat zu vergleichen. 

(Wk. Ausg. Cassirer V. S. 275/6.) Und der ganze Aufbau des Kautskyschen Programmbuches, die 

genaue methodische Scheidung von Wirtschaft und Politik, vollzieht den offenen Bruch mit dem 

Marxismus unter der Flagge Lassalles.*) Wenn also der Wiener – sozialdemokratisch organisierte – 

 
*) Genosse Korsch weist in seiner Einleitung zu: Marx „Das Programm der deutschen Arbeiterpartei (Viva. Berlin 1922) 

sehr richtig aus den Lassalleschen Grundcharakter des Görlitzer Programms hin. 
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Prof. Hans Kelsen die zweite Auflage seines Buches „Sozialismus und Staat“ mit den Worten: „zu-

rück zu Lassalle!“ schließt, so spricht er nur naiv und offenherzig aus, was der wissenschaftlichen 

Praxis der führenden Theoretiker der Zweiten und Zweieinhalbten Internationale schon lange unein-

gestanden zugrunde liegt. 

Die Staatslehre ist freilich nur der Anlaß, nur das letzthin wirkende Motiv, das den latenten Lassal-

leanismus der deutschen Sozialdemokratie offen an die Oberfläche trieb. Freilich: kein zufälliger An-

laß. Denn indem die Revolution das Staatsproblem auf die Tagesordnung des proletarischen Handelns 

gestellt hat, indem – dieser objektiven Lage entsprechend – Lenin die Marxsche Staatslehre in ihrer 

theoretischen Reinheit wiederhergestellt hat, mußte diese Frage rein theoretisch zu dem Differenzia-

tionspunkt zwischen Revolution und Konterrevolution in der Arbeiterbewegung werden. Jedoch die 

falsche – bürgerlich – Staatsauffassung Lassalles ist nur eine Folge seiner Gesamteinstellung, die, so 

himmelhoch sie sich auch über den Sumpf der heutigen Sozialdemokratie erhebt, doch nicht g r und -

sä t z l i ch  den Boden der [623] bürgerlichen Gesellschaft verläßt, so energisch sie auch über diese 

hinauszugehen bestrebt ist. 

Es ist oft als bezeichnender Unterschied zwischen Marx und Lassalle hervorgehoben worden, daß 

während jener die Notwendigkeit der sozialen Revolution ökonomisch begründet, dieser die Berech-

tigung der revolutionären Handlungen (Enteignung) rechtsphilosophisch nachzuweisen versucht hat. 

Der Unterschied des Themas ist durch die Methode, der Unterschied der Methode aber durch den 

Un t e r s ch ied  de r  Gr undvor s t e l l ung  übe r  d i e  Revo l u t i on  s e l b s t  bedingt. Lassalle 

schwebte im Grunde genommen stets eine bü r ge r l i che  Revo l u t i on  vor. Das theoretische 

Grundproblem dieser Revolution ist allerdings: die revolutionären Eingriffe in die (feudalen) Eigen-

tumsverhältnisse mit dem Prinzip der Rechtskontinuität zu vereinigen. In diesem Sinne ist – wie dies 

schon Bernstein und Oncken bemerkt habet – „das System der erworbenen Rechte“ die gedankliche 

Fortbildung und Systematisierung von Fichtes „Beitrag zur Berichtigung der Urteile des Publikums 

über die französische Revolution“, der radikalsten deutschen Theorie über die große französische 

Revolution. Die Tragik Lassalles bestand darin, daß er die gedankliche Vollendung dieser Theorie in 

einer Zeit erstrebte, als die konkreten Ziele einer bürgerlichen Revolution nur mehr in einer proleta-

rischen Revolution zu verwirklichen waren: in einer Revolution, die – wie dies bereits die Kommune 

von 1871 gezeigt hat – sich das Problem der Rechtskontinuität mit der Vergangenheit konsequenter 

Weise nicht stellen konnte (d. h. bloß stellenweise aus Schwäche und Unentschlossenheit gestellt 

hat). Das große rechtsphilosophische Werk Lassalles, das theoretische Hauptwerk seines Lebens, 

schwebte also vollständig in der Luft: für das Bürgertum ist es bereits unverständlich geworden (die 

absprechenden Urteile von Jhering usw. zeigen nur, wie vollständig es damals schon mit seiner revo-

lutionären Vergangenheit gebrochen hat, wie nur vereinzelte Vertreter der „veralteten“ revolutionär-

demokratischen Anschauung, z. B. Ziegler, noch eine Beziehung zu diesem Problem hatten); für das 

Proletariat war aber Lassalles ganze Fragestellung – ein Scheinproblem. (Die Enttäuschung Lassalles 

über die Aufnahme seines Werkes bei Marx und Engels zeigt deutlich, wie wenig er über die wirkli-

chen Probleme der sozialen Revolution im klaren war.) 

Nun hat aber der verlorene Krieg die bürgerliche Revolution in Deutschland ebenso auf die Tages-

ordnung gestellt, wie 1½ Jahre früher in Rußland. Und es ist verständlich, daß damit das lebendige 

Interesse für den größten und konsequentesten Ideologen der bürgerlichen Revolution in Deutschland 

wieder erwachte. Hier jedoch tritt die Tragik Lassalles noch krasser zutage. Denn jene Revolution, 

die nunmehr für Deutschland aktuell geworden ist, für die er seiner Zeit theoretisch wie praktisch 

ehrlich und rücksichtslos gekämpft hat, hätte sich auf dieser Stufe der sozialen Entwicklung aus -

s ch l i eß l i ch  im Rahmen einer proletarischen Revolution verwirklichen können. Die Verwirkli-

chung es Lassalleschen Zieles hätte seine Theorie überholen, sie in ein rein historisches Dokument 

verwandeln müssen. Seine „Anhänger“ hingegen, jene, auf die seine Theorie nunmehr wirksam ge-

worden ist, mußten zwangsläufig mit der proletarischen Revolution auch die bürgerliche Revolution 

sabotieren und rückgängig machen. Die Theorie Lassalles mußte, als aktuelle Theorie aufgefaßt, re-

aktionäre Stellungnahmen zur Konsequenz haben. Die Aufrechterhaltung der Rechtskontinuität in 

der Revolution war in den Jahren 1789-93 noch ein integrierender Bestandteil der Revolution selbst; 
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ihr Erstreben in den 1918 folgenden Jahren mußte in den Dienst der konterrevolutionär gewordenen 

Bourgeoisie führen. In diesem Unterschied der Zeiten liegt die Tragik Lassalles als t heo r e t i s chen  

Füh r e r s. Hier liegt aber zugleich der Abgrund, der ihn als historisch gewordene r evo l u t i onä r e  

Ges t a l t  von seinen gegenwärtigen Anhängern trennt. Seine Theorie, seiner Zeit eine revolutionäre 

Utopie, ist heute zur r e ak t i onä r en  Ut o p i e  geworden. 

Diese Schranke seines Wesens tritt in seiner Methode überall zutage. Und es ist bezeichnend für seine 

heutigen Anhänger, daß sie überall an diese seine Schranke anknüpfen, diese Gedanken aus dem 

Zusammenhang seines Systems, wo sie immer wenigstens eine revolutionäre I n t en t i on  gehabt ha-

ben, herausreißen und sie zur vollen Bürgerlichkeit erstarren lassen. Die Staatauffassung Lassalles 

haben wir bereits berührt. Sie ist nur möglich auf dem Boden der bürgerlichen Gesellschaft, wo – wie 

dies Marx bereits 1843 in der „Judenfrage“ nachgewiesen hat – die Trennung von Oekonomie und 

Politik (von Bourgeois und Citoyen) in der unmittelbaren Wirklichkeit, als Form des bürgerlichen 

Daseins gegeben ist; über welche Unmittelbarkeit die bürgerliche Klasse, aus wohlverstandenem 

Klasseninteresse gar nicht hinauszugehen trachtet. Wenn Lassalle seiner Zeit im Konflikt der preußi-

schen Bourgeoisie mit dem halbfeudalen Militärstaat den Konflikt der Bourgeoisie überhaupt mit 

dem Staatsgedanken überhaupt erblickt hat, so hat er einerseits diesen Konflikt unhistorisch verall-

gemeinert, andererseits in der laisser faire-Ideologie der damaligen Bourgeoisie ebenso unhistorisch 

ein einiges Prinzip „des“ Bürgertums – und „der Oekonomie“ erblickt. Immerhin: er sah hier einen 

Konflikt und versuchte ihn, wenn auch mit falschen Mitteln, revolutionär auszuwerten. Wenn aber 

diese Theorie, die Trennung der „naturgesetzlichen“, automatisch wirkenden Oekonomie von dem 

einigen Freiheitsprinzip, vom Staate, auf heute angewendet wird, so kann daraus nichts anderes als 

eine Kapitulation vor der Bourgeoisie a u f  be i den  Geb i e t en  folgen. 

Diese Trennung selbst ist aber nur die Folge der idealistischen Dialektik Lassalles: der Trennung von 

Theo r i e  und  P r a x i s. Für den Hegelianer Lassalle war „die“ Theorie, „die“ Wissenschaft ebenso 

etwas über dem Geschichtsprozeß schwebendes wie der Staat. Er versuchte [624] allerdings die Wis-

senschaft mit dem Proletariat zu ve rbünde n. Es handelte sich aber bei ihm stets um das Bündnis 

zweier ge t r enn t e r  P r inz i p i e n. Die Wissenschaft ist bei Lassalle niemals aus der Klassenlage des 

Proletariats, aus dem Klassenkampfe selbst entstiegen, ist niemals der theoretische Ausdruck der ob-

jektiven ökonomischen Lage gewesen. Sie konnte sich deshalb niemals offen als Klassenwissenschaft 

des Proletariats bekennen, die der Klassenwissenschaft der Bourgeoisie da r um  überlegen ist, weil 

das Proletariat nunmehr – objektiv, kraft seiner Stelle im Produktionsprozeß – der Bourgeoisie ge-

genüber das Prinzip des gesellschaftlichen Fortschritts vertritt. Sondern die „objektive“, „unvorein-

genommene“ Wissenschaft sollte die Berechtigung und die Notwendigkeit der proletarischen Forde-

rungen der „unwissenschaftlichen“ Enge und Voreingenommenheit der bürgerlichen Wissenschaft 

gegenüber beweisen. (Es ist sehr bezeichnend, daß Renner sich bedingungslos zu diesem „Hohelied 

der Wissenschaft“ Lassalles bekennt. (Lassalle Auswahl 6, 192). 

Die großen theoretischen Entgleisungen Lassalles (das Einführen des Hegelschen Begriffs der „Ver-

söhnung“ mit der Wirklichkeit in die Beziehung des Proletariats zur Bourgeoisie in: „Die Wissen-

schaft und die Arbeiter“; die Auffassung von der „naturnotwendigen“ Revolution, die man nicht her-

beizuführen und wenn sie kommt, zu „humanisieren, zivilisieren“ wünscht, in: „Die indirekte Steuer 

und die Tage der arbeitenden Klasse“ usw.) sind nicht bloß aus der juristischen Notwendigkeit von 

Gerichtsreden entstanden, wie man es früher durgestellt hat, sondern sie sind no t wend i ge  und  

l og i s che  Konseq uenzen  dieser Grundeinstellung, dieser Methode einer i dea l i s t i s chen  Di -

a l ek t i k*). Und es ist wiederum sehr bezeichnend, daß Renner sie für so selbstverständlich und 

 
*) D i e s e r  L a s s a l l e a n i s m u s  e r f a ß t  a u c h  d i e  s o g e n a n n t e  L i n k e  d e r  h e u t i g e n  S o z i a l d e m o k r a t i e. 

Denn mit der idealistischen Dialektik Lassalles, mit dem daraus notwendig entstehenden Begriff der „Versöhnung“ steht 

sein Begriff der Revolution (im Gegensatz zur Reform) als das Auftreten eines ganz neuen Prinzips, wobei es gleichgültig 

bleibt, ob es friedlich oder mit Gewalt durchgeführt wird, im engsten Zusammenhang (Werke II. S. 276). Damit aber 

eignet sich diese Theorie dazu, um die linken Phrasen eines Teiles der Sozialdemokratie, das „theoretische Akzeptieren“ 

der Diktatur bei Ablehnung der bolschewistischen Taktik zu stützen. Wenn also Max Adler – mit ausdrücklicher Berufung 

auf Lassalle feststellt: „für die soziologische Bedeutung der Revolution ist gerade diese Frage, ob sich die Herrschaft des 
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sachlich-richtig hält, daß er sich nicht veranlaßt sieht, irgendeine Erläuterung an sie zu knüpfen. Und 

tatsächlich: diese Tiefpunkte der Lassalleschen Theorie, diese – für Lassalle – traurigen Folgen seiner 

i d ea l i s t i s chen  T r ennung  von  Theo r i e  und  P r a x i s  können heute leuchtende Ideale für die 

„Realpolitik“ der Sozialdemokratie werden. 

Denn die Trennung von Theorie und Praxis zeigt sich praktisch stets in einer „Realpolitik“, deren 

Schulbeispiel im Leben Lassalles die tragikomische Beziehung zu Bismarck gewesen ist. Daß Renner 

hier die Spuren vermischt, ist nur selbstverständlich. Ueberraschender berührt es, daß sich Karl Kaut-

sky nach 20 Jahren doch veranlaßt sah, jenen Brief von Marx an Kugelmann zu veröffentlichen, in 

dem sich Marx ganz unverhüllt und mit brutaler Offenheit über diese Lassallesche Realpolitik geäu-

ßert hat. (Der Kampf, März 1923.) Allerdings verwischt Kautsky in seinen vorangehenden und nach-

folgenden Betrachtungen ebenfalls die Spuren; allerdings kann er die Gewißheit haben, daß die „The-

oretiker“ der heutigen Sozialdemokratie viel zu „tief“ und „fein“ geworden sind, um auf die objektive, 

klassenmäßige Grundlage des Gegensatzes zwischen Marx und Lassalle zurückzugehen, wie z. B. 

Hänisch für die Ablehnung von Marx gegen die Selbständigkeit Lassalles ihm gegenüber die Gründe 

„im Gebiet des Unterbewußten“ sucht. (Hänisch: Lassalle, 106.) 

Die große Wertschätzung, die Marx und Engels der r evo lu t i onä r en  Po t enz  Lassalles zollten, 

widerspricht keineswegs dieser schroffen Verurteilung seiner „Realpolitik“ und kann sie noch viel 

weniger als Prinzip eines gegenwärtigen, richtigen Handelns für das Proletariat rechtfertigen. Im Ge-

genteil: Je mehr die Sozialdemokratie bestrebt ist, in Lassalle den Theoretiker ihres gegenwärtigen 

Verrates an der Arbeiterklasse zu finden, desto schroffer müssen diese Momente, die Lassalle von 

Marx trennen, herausgearbeitet werden. Hier konnten wir sie nur flüchtig andeuten. Aufgabe einer 

ausführlichen Arbeit wäre sie einzeln auseinanderzusetzen. (Wozu Ansätze im postum veröffentlich-

ten Aufsatz des Genossen J. Knief, Grünbergs Archiv. X. 1 vorhanden sind), um zugleich zu zeigen, 

wie sie mit den damaligen Zuständen Deutschlands organisch verknüpft sind. Erst eine solche Ana-

lyse wurde zeigen, daß Lassalle, obwohl er junger als Marx war, doch im Wesen e i n  vo r m ar x i s -

t i s che r  Soz i a l i s t  gewesen ist. Als solcher ist er h i s t o r i s c h  von höchstem Interesse. Jeder Ver-

such aber, in ihm einen Führer der Gegenwart zu erblicken, muß ebenso schroff zurückgewiesen 

werden, wie etwa Versuche, Owen oder Proudhon als Theoretiker der gegenwärtigen Arbeiterbewe-

gung gegen Marx auszuspielen oder sie ihm nebenzuordnen, um auf diese Weise r eak t i onä r e  

Theo r i en  i n  d i e  a k tue l l e  r evo l u t i onä r e  P r ax i s  h ine i n z us chm u gge l n. Georg Lukács. 

[625] 

  

 
Proletariats ‚friedlich‘ oder ‚gewaltsam‘ aufrichten läßt, eine völlig nebensächliche“ (Die Staatsauffassung des Marxis-

mus, Wien 1922. S. 158/59), so tut er theoretisch genau dasselbe, was Kautsky in seiner Debatte mit Pannekoek tat: er 

entfernt gerade die Revolution aus seinen Betrachtungen: der Begriff der Revolution wird so sehr „verfeinert“ und „ver-

geistigt“, daß von der Sache selbst nichts mehr übrig bleibt. 
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Die Internationale  

Jahrgang 7 ⁕ Ausgegeben: Berlin, 1. November 1924 ⁕ Heft 21/22 

Zum 7. und zum 9. November. 

A. M. In einem ausführlichen Artikel über die drei Internationalen, den Genosse Radek vor einigen 

Tagen zum 60. Jahrestage der Ersten Internationale erscheinen ließ, spricht er einen sehr interessanten 

und sehr richtigen Gedanken aus, dessen geschichtlicher Wert um so größer ist, als Genosse Radek 

selbst zu jener Gruppe in der Zweiten Internationale gehörte, über die er spricht. Er sagt, daß außer 

den Bolschewiki, d. h. außer der Leninschen Gruppe und der Leninschen Schule keine Gruppe in der 

Zweiten Internationale, auch nicht d i e  deu t schen  L i nks r ad i ka l e n, sich die Uebernahme der 

Macht durch das Proletariat, d. h. d i e  Revo l u t ion , konkret vorgestellt haben. 

Genosse Radek ist nicht nur einer der deutschen Linksradikalen gewesen. Er war von ihren Führern 

der bolschewistischste; während des Krieges war die Bremer Gruppe um Radek und Knief theoretisch 

viel klarer und geradliniger als der Spartakusbund mit seinen theoretischen Schwankungen und fest-

stehenden f a l s chen  Grundanschauungen sowohl über die Epoche dieses Krieges (es gibt keine na-

tionalen Kriege mehr, der alte radikalmenschewistische Fehler in der nationalen Frage), wie über das 

Wesen der Partei (ke i n  Spaltungswille, Festhalten an der Mythologie der spontanen“ Massenbewe-

gungen), wie über das Wesen der Internationale (gegen  die Gründung der Dritten Internationale, 

und das noch im Frühjahr 1919). Gerade diese Feststellung Radeks zeigt den großen Abstand, den 

selbst die fortgeschrittensten Gruppen in der Zweiten Internationale von den Bolschewiki hatten. Ge-

wiß waren Genossen wie Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht Revolutionäre vom Scheitel bis zur 

Sohle. Gewiß hat Rosa Luxemburg auch theoretisch dem Marxismus Neues zu geben gesucht. Gewiß 

war die Praxis Karl Liebknechts im Kriege eine nicht nur revolutionäre, sondern im besten Sinne 

bolschewistische, mustergültige Praxis. Aber wie stark die Umgebung des sich anscheinend ruhig 

und stetig entwickelnden Kapitalismus und der auf diese ruhige und stetige Entwicklung eingestellten 

sozialdemokratischen Parteien auch unsere besten Führer noch im Banne r e f o rm is t i s che r  An-

schauungen hielt, das zeigt Radeks Feststellung. Natürlich war die Machtergreifung das Z i e l. Aber 

es schien ein so fernes Ziel, daß man sich mit Kautskys Weg zur Macht begnügte, der gerade die eine 

Kleinigkeit nicht behandelte: die Machtergreifung selbst. 

[626] Gerade die Frage der Machtergreifung war dagegen der Gegenstand sorgfältiger theoretischer 

und praktischer Behandlung für die Bolschewiki, seitdem 1905 diese Frage für Rußland eine unmit-

telbare, reale, brennende Frage geworden war. 

Das Leben selbst stieß gebieterisch auf diese Frage, um einen von Lenin oft gebrauchten Ausdruck 

zu benutzen. Der japanische Krieg stellte die Frage des Krieges und der Revolution konkret auf die 

Tagesordnung. 

In Rußland konnte keine Rede sein von einer ruhigen stetigen Entwicklung des Kapitalismus. In Ruß-

land stand noch die Frage der bü r ge r l i chen  Revolution auf der Tagesordnung, die eine Entwick-

lung des Kapitalismus erst in dem Maße möglich machen würde, das dem 20. Jahrhundert entsprach. 

Aber die Bolschewiki stellten auch die Frage der bü r ge r l i chen  Revolution nicht „demokratisch“, 

nicht „gemütlich konstitutionell“, nicht menschewistisch-liberal. Sie stellten die Frage von vornhe-

rein als eine Mach t f r ag e, als eine Frage der Ergreifung der Macht, als Frage der Di k t a t u r, jener 

Diktatur, die Lenin für die damalige Epoche (Sturz des Zarismus, Uebergang zur Demokratie) als 

revolutionär-demokratische Diktatur charakterisierte. Es handelte sich noch nicht um die Diktatur des 

Proletariats. Es handelte sich noch  um die Diktatur derjenigen Bevölkerungsschichten, welche an 

der Demokratie interessiert waren, des Proletariats, das sich in der Epoche dieser Demokratie orga-

nisieren und entwickeln sollte, und der städtischen und ländlichen Kleinbürgerschichten, die im 

Bunde mit dem Proletariat ein unmittelbares Interesse am wirklichen S tu r z  des Zarismus und des 

Feudalismus hatten, nicht aber, wie die „liberale“ Bourgeoisie, nur an dessen „Milderung“, also nicht 

nur an einer „konstitutionellen Monarchie“. 
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Zweierlei ist an dieser Leninschen Problemstellung besonders zu beachten. Das erste ist, daß Lenin 

und die Bolschewiki auch bei d i e se r  Einschätzung der russischen Situation (bü r ge r l i che  Revo-

lution) die Machtfrage ganz konkret stellten. Es handelte sich nicht um irgendeinen verschwommenen 

Sturz der Zarenregierung, worauf schon „irgendetwas“ erfolgen würde. Vielmehr wurde klar gesagt, 

daß eine p rov i so r i s che  r evo l u t i onä r e  Reg i e r ung  an die Stelle der gestürzten zu setzen sei, 

die jene revolutionär-demokratische Diktatur bis zur völligen Sicherung des Sieges der Demokratie 

auszuüben habe und aus Elementen gebildet sein müsse, die an diesem Siege interessiert seien (mi t  

Einschluß der Sozialdemokraten, wie damals ja die Bolschewiki noch hießen). Und dieses theoretisch 

aufgestellte Ziel wurde konkretisiert durch genaues Studium des bewaf fne t en  Aufs t ande s, ins-

besondere im Anschluß an die Moskauer bewaffneten Kämpfe, und durch die scharfe Herausarbei-

tung der Rolle der p r o l e t a r i s chen  Pa r t e i, die nicht als Schwanz der Bourgeoisie und ihrer Par-

teien, sondern als Kop f, als Vorhut des Proletariats marschieren muß, welchem wiederum die Rolle 

der Führung und des Vorantreibens der kleinbürgerlich revolutionären Elemente zugeteilt wurde. 

Wir haben hier schon alle Elemente des Bolschewismus, des Leninismus, beisammen. Die Frage der 

Machtübernahme ist unlösbar, ja kann nicht einmal vernünftig gestellt werden, ohne Konkretisierung: 

we l che r  Macht? und ohne Bestimmung der Rolle der [627] proletarischen Pa r t e i: des Hebels der 

Revolution und der Machtübernahme, des Organisators und der Avantgarde des Proletariat; und des 

Organisators des revolutionären Massenaufstandes zur Machtergreifung. Dazu kommt, daß von An-

fang an die Frage des Bündn i s s e s  mit denjenigen Kl a s sen  gestellt und beantwortet wird, welche 

im gegebenen historischen Moment als Verbündete in Betracht kommen. Und schließlich kommt 

hinzu, daß schon damals, wie seit 1917 fortwährend, die Einwirkungen der russischen Revolution auf 

die na t i ona l en  Bewegungen sowohl der unterdrückten Minderheiten Rußlands wie der asiatischen 

Nationen, kurz, daß die i n t e r na t iona l e  Rolle der russischen Revolution einkalkuliert wird. Das 

war die theoretische Leistung des Bolschewismus und Lenins bereits vor 20 Jahren. 

Das zweite, was auffällt, ist: daß n i rgends  die Menschewiki, und seien es auch die allerlinkesten, 

von dieser echt marxistischen Anwendung Marxscher Lehren auf eine konkrete Situation auch nur 

das geringste verstanden haben. Selbst wo es damals, vor 20, vor 18 Jahren s ch i e n, daß sie etwas 

verstanden hätten (Kautsky beispielsweise schrieb sogar über die Lehren des bewaffneten Aufstan-

des), müssen wir hintennach sagen: es war ein wesenloser Schein. 

Die Mehrheit der russischen Menschewiki ging in j edem  Punkte mit Lenin auseinander. Für sie war 

die Sache „klar“: da es sich um eine bürgerliche Revolution handelte, so mußte man halt die Bour-

geoisie vorangehen lassen. Sie sollten „vorangehen“, Gott und der Zar sollten eine Verfassung geben, 

und zu d i e sem  Zweck werde man sich eng mit den bürgerlichen Parteien, in erster Linie mit den 

Kadetten, verbünden, und dann sollten die bürgerlichen Parteien eine ordentliche, verfassungsmäßige 

Regierung bilden – bis zu diesem Punkte würden die Sozialdemokraten eifrig helfen und das Prole-

tariat zur Beihilfe durch trostreiche Reden und Artikel animieren, und dann werde die Bourgeoisie 

regieren, in einem richtigen, schönen Parlament („beinahe wie in England selbst“) und die Sozialde-

mokratie ihr daselbst Opposition machen. Das Proletariat aber solle seine Beihilfe auf – Petitionen 

und Reden in bürgerlichen Versammlungen beschränken, denn alles, alles werde ja sehr gut werden: 

der Zar werde schon nachgeben und die Führer der Bourgeoisie seien ja alle für Verfassung und 

hätten versprochen, sich sehr anständig dem Proletariat gegenüber zu benehmen. 

Diese trivialen Schwätzer „bemerkten“ weder die Agraraufstände der Bauern (die paßten nämlich 

absolut nicht in das „wissenschaftliche“ Schema ihrer „bürgerlichen Revolution“) noch das immer 

schnellere Rechtswerden der Bourgeoisie. Sie „bemerkten“ nur, daß die Bolschewiki „Blanquisten“ 

seien (eine alte Entdeckung also), daß die Moskauer Arbeiter „nicht zu den Waffen hätten greifen 

sollen“ (Plechanow), kurz, sie beteten die Sprüchlein der Bourgeoisie, der sie nachtrottelten. 

Über eine andere Gruppe sehr linker Halbmenschewiki machte, dem Wesen nach, dense l ben  Feh-

ler. Parvus, der einer der besten Köpfe der Zweiten Internationale war, und Trotzki erfanden eine 

neue Theorie aus einer alten Marxschen Formel, die Theorie der „permanenten Revolution“. Dieser 

Theorie lag eine „Orthodoxie“ zugrunde, die nur an der Kleinigkeit litt, daß sie an den konkreten 
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Verhältnissen stolz vorüberging, ohne sie zu sehen. S i e  s ahen  d i e  [628] ganze  Kl a s s e  de r  

Baue r n  n i ch t. Für sie existierte das Problem des Bündn i s s e s  des Proletariats mit anderen Klas-

sen nicht. Sie sahen nu r  das Proletariat. Ihr theoretisches Ziel war die D ik t a t u r  de s  P r o l e t a r i -

a t s. Aber da sie nu r  das Proletariat sahen, bestand für sie auch das Problem der proletarischen Partei 

nicht. Ohne revolutionäre Theorie keine revolutionäre Praxis. Ihre Praxis war revolutionär, solange 

in den Städten die Arbeiter in Bewegung waren (Petersburger Arbeiterrat). Ihre Theorie war aber nur 

wor t r evo lu t i onä r  und verflachte, sowie die revolutionäre Welle abebbte, zur allertrivialsten men-

schewistischen Theorie, der Theorie, wonach (worüber Lenin so scharf gespottet) die Revolution „ein 

Prozeß“ sei. Ihre Praxis wurde darauf auch sofort l i qu i da t o r i s che  Praxis, wenn auch Trotzki ver-

suchte, eine „besondere“ Linie zu halten. Diese Mythologie des „spontanen“ Prozesses war auch Rosa 

Luxemburgs Grundfehler bei der theoretischen Auswertung der russischen Revolution. So wertvoll 

die Massenstreikdiskussion für die verfaulende deutsche Sozialdemokratie an und für sich auch war, 

diesen mythologischen „Prozessen“ standen alle noch so linken Menschewiki im Grunde völlig 

hilflos und lediglich mit Phrasen ausgerüstet gegenüber. Und die Anschauungen Rosa Luxemburgs 

über Massenstreik und Partei hatten auch noch den Nachteil, daß sie die revolutionärsten Elemente 

von einer richtigen Einschätzung der Rolle der Partei abb rach t e n. Die Massenstreikdiskussion 

hatte den Nutzen, die revolutionären Elemente der deutschen Partei zu sammeln und aufzurütteln, 

aber den Schaden, sie in falscher Richtung festzulegen. Rosa Luxemburgs Streit mit Lenin ist heute 

ge sch i ch t l i ch  entschieden: sie hat in a l l en  Punkten unrecht behalten. 

Die Ereignisse des Jahres 1917 brachten die Früchte jener theoretischen und praktischen Arbeit, wel-

che die Bolschewiki schon 1903 begonnen hatten. 

Hätte nicht eine Partei existiert, die über die Ro l l e  der proletarischen Partei in der Revolution voll-

kommen klar war, so wäre der „Prozeß“ der russischen, diesesmal nicht mehr bürgerlichen, sondern 

schon proletarischen Revolution ebenso traurig abgelaufen, wie der „Prozeß“ der deutschen Revolu-

tion, der diese Partei fehlte. Die proletarische revolutionäre Partei als Hebe l, als Organ i s a t o r  der 

Revolution, als Avan t ga r de  des Proletariats, als bewußte Minderheit, die die Mehrheit des Prole-

tariats führt, als Partei des Proletariats, die die revolutionären sonstigen Klassen ausnützt, indem sie 

sich mit ihnen ve r bünde t, die die unterdrückten Nationen sich zu Bundesgenossen macht, indem 

sie die Frage der Selbstbestimmung wi r k l i ch  zu einer lebendigen Frage macht – das waren die 

Lehren des russischen November 1917. 

Das Fehlen einer Partei in Deutschland, der diese Lehren in Fleisch und Blut übergegangen waren, 

das brachte den deutschen November 1918 wie den deutschen Oktober 1923. 

Der deutsche November 1918 zeigt, daß äußerliche Analogien absolut nichts nützen: trotzdem 

Deutschland über Nacht mit Arbeiter- und Soldatenräten übersät war und sogar von einer Regierung 

der „Volksbeauftragten“ (angeblich) „regiert“ (in Wirklichkeit an der Nase herumgeführt) wurde, 

behielt die Bourgeoisie ihre Macht. Denn es fehlte dem Proletariat die Pa r t e i  seiner Macht. 

[629] Noch auf eine Kleinigkeit sei hier hingewiesen, die zum Nachdenken zwingt. Weder Rosa Lu-

xemburg noch Karl Liebknecht wurden in einen Arbeiterrat gewählt, ja sie wurden auf dem ersten 

Reichskongreß der A.- und S.-Räte nicht einmal zugelassen. War das ein Zufall? Keineswegs. Diese 

Tatsache zeigt nur, daß die Arbeiter keines Betriebes auf den Gedanken gekommen waren, die Führer 

der Revolution als ihre Vertreter in den Arbeiterrat zu wählen. 

Das besagt aber, daß der Spartakusbund weder in den Betrieben verwurzelt war (es wird in letzter 

Zeit die fromme Legende verbreitet daß der Spartakusbund so bolschewistisch war, daß er sogar auf 

Betriebszellen organisiert gewesen sei) noch verstand, in den Betrieben um einen Lieblingsausdruck 

der Schule des „Prozesses“ zu gebrauchen, „den Prozeß zu organisieren“. Aber dieser Mangel war 

ein o r gan i s che r  Mangel: in Deutschland war eben auch bei den allerbesten Führern noch die The-

orie der Spontaneität lebendig. Die merkwürdige Vernachlässigung der Arbeiter- und Betriebsräte 

durch den Spartakusbund zeigt, wie unreif damals die Bewegung noch war. 
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Das deutsche Proletariat hat teures Lehrgeld zahlen müssen. Die 6 Jahre seit der Revolution 1918 

haben ihm mehr beigebracht, als Jahrzehnte vorher. Die Kommunistische Partei hat sich unter den 

Schlägen der Reaktion entwickelt und die theoretischen Wachstums- und Kinderkrankheiten über-

wunden. Sie hat jetzt eine revolutionäre Theorie. Sie wird sie auch in der Praxis anzuwenden wissen. 

* 

Vor einem Jahr.  
(Oktober-November 1923.)  

Von A. R. 

Die Ereignisse, die sich vor einem Jahr in Deutschland abspielten, bedeuteten eine weitere große 

Niederlage der deutschen Arbeiterschaft. Der Oktober 1923 gehört in die Reihe der Januar-Kämpfe 

1919, des Kapp-Putsches und der Märzaktion. Aber es besteht ein entscheidender Unterschied zwi-

schen jenen früheren Niederlagen des deutschen Proletariats und dem Oktober-Zusammenbruch. In 

der Zeit von 1919 bis Frühjahr 1921 war die deutsche Wirtschaft noch im großen und ganzen stabil, 

oder sie erschien wenigstens so den Massen der Arbeiterklasse. Im Herbst 1923 dagegen standen wir 

vor dem ungeheuren Zusammenbruch des deutschen Wirtschaftskörpers. Dementsprechend war 

1919-1921 die kämpfende Vorhut der Arbeiterklasse von der Mehrheit des Proletariats isoliert – denn 

auch beim Kapp-Putsch setzte sich die Mehrheit der Arbeiterschaft zwar für die Republik gegen die 

„Reaktion“, aber noch nicht für die proletarische Diktatur ein. Im Herbst 1923 dagegen bestand die 

innigste Verbindung ideologischer Art zwischen der KPD und der großen Masse der Arbeiter. Die 

Arbeiterschaft haßte den bestehenden Staat und war bereit, mit den Kommunisten zusammen ein 

neues Staatsgebilde zu schaffen: also eine revolutionäre Situation ohnegleichen. Trotzdem hat vor 

einem Jahr die KPD und die deutsche Arbeiterklasse alles verspielt: ein Zusammenbruch, der um so 

kläglicher war, als die Partei tatsächlich gar nicht gekämpft hat. 

Die Internationale und die deutsche Partei haben in langen Diskussionen zur Oktober-Niederlage 

Stellung genommen und daraus die notwendigen Folgerungen gezogen. Trotzdem zwingt die Wie-

derkehr der Jahrestage von Chemnitz und Hamburg die deutsche Partei, nochmals ihre Aufmerksam-

keit jenen tragischen Ereignissen zuzuwenden und ernsthaft [630] zu überprüfen, ob die innere Um-

stellung der Partei im Taufe des letzten Jahres tatsächlich restlos vollzogen ist. Wir haben vor der 

Arbeiterklasse die Verpflichtung, alles aufzubieten, damit in Deutschland ein zweiter „Oktober“ nie-

mals eintreten kann. 

Um die Hauptsache von vornherein zu betonen: d i e  Ok t obe r n i ede r l age  de r  KPD begann  

be r e i t s  im  Janua r  au f  dem  Pa r t e i t a g. In dieser Zeitschrift hat Brandler am 15. Februar 1923 

(Jahrgang VI Heft 4) eine Würdigung des Leipziger Parteitags gegeben. Wer diesen Artikel Brandlers 

ließt, muß sich sagen, daß eine Partei, die in d i e sem  Moment d i e se  Geisteseinstellung hatte, un-

möglich die Revolution siegreich durchführen konnte. Die damalige Parteileitung sah die Bedeutung 

des Ruhrkrieges überhaupt nicht; sie erkannte nicht, daß im Verlauf des Ruhrkriegs die entscheidende 

Krise der deutschen Bourgeoisie anbrechen mußte, daß also die Partei die e i ne  Aufgabe hatte, rück-

sichtslos sich und das Proletariat zur Machtübernahme vorzutreiben. Die Hauptsorge der Linken auf 

dem Leipziger Parteitag bestand darin, daß die Partei durch ihre Politik der parlamentarischen Arbei-

terregierung die Revolution vergessen würde. Wir haben nur zu recht behalten. 

In dem zitierten Artikel schreibt Brandler u. a. tadelnd: „Die Hamburger Genossen wünschten den 

Eintritt von Kommunisten in die Arbeiterregierung davon abhängig gemacht, daß die Arbeiter bereits 

bewaffnet seien.“ Die Hamburger Delegierten hatten vollkommen recht; wie überhaupt die Hambur-

ger Delegation in Leipzig genau so unerschütterlich fest stand auf der Linie des prinzipiellen Kom-

munismus, wie nachher im Oktober die Hamburger Arbeiter auf den Barrikaden standen. Die Partei 

glaubte 1923, sie könne auch ohne die Bewaffnung des Proletariats irgendwie in die Macht hinein-

schlüpfen, und so stürzte sich die KPD in die „banale parlamentarische Komödie“ in Sachsen. 

Am 1. April 1923 schrieb Gen. Böttcher ebenfalls in der „Internationale“: „Die Regierungskrise in 

Sachsen setzte noch während der Verhandlungen des Leipziger Parteitages der KPD ein. Die Kam-

pagne wurde also frisch aus den Parteitagsgefechten heraus begonnen. Es handelte sich bei ihr um 
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nichts Geringeres als um die Anwendung und Erprobung der von der Parteitagsmehrheit gefaßten 

Beschlüsse über die Einheitsfronttaktik und Arbeiterregierung.“ Weiter stellte Böttcher fest: „In 

Sachsen hat die Partei einen entscheidenden Erfolg errungen auf dem Wege der Liquidierung der 

Sozialdemokratie zugunsten des Kommunismus und der proletarischen Revolution (!).“ 

Die Probe aufs Exempel zeigte sich am 21. Oktober, an jenem Sonntag der Chemnitzer Konferenz, 

als die linkesten der linken SPD-Männer, unter Führung von Graupe, die sächsischen Arbeiter dem 

General Müller auslieferten. Die Partei, die sich eingeredet hatte, daß sie nur anknüpfend an die legale 

Demokratie und im Bunde mit den linken Sozialdemokraten kämpfen könne, brach zusammen. We-

nige Tage nach dem Chemnitzer Kongreß lagen 30 sächsische Arbeiter tot auf dem Straßenpflaster 

in Freiberg, als Opfer der Maschinengewehre Müllers, aber zugleich auch als Opfer der Illusion von 

der sächsischen Arbeiterregierung! 

Inzwischen hatten am 23. Oktober die Hamburger Arbeiter den denkwürdigen Aufstand versucht; die 

Hamburger Barrikadenkämpfer haben damals die Ehre des deutschen Proletariats gerettet und gezeigt, 

daß es noch einen anderen Weg gibt als die Kapitulation vor der Bourgeoisie und dem weißen Terror. 

Aber Hamburg blieb isoliert. Die Gerechtigkeit erfordert jedoch zu gestehen, daß damals z. B. auch 

entscheidende Teile der sächsischen und thüringischen Arbeiterschaft genau so kampfbereit waren 

wie die Hamburger. Aber sie warteten auf das Kampfsignal, das nicht kam. Die KPD jedoch wird 

heute vom Staatsgerichtshof für den Hochverrat bestraft, den sie vor einem Jahr – nicht begangen hat. 

Die KPD hat im Jahre 1923 darum in der revolutionären Situation versagt, weil sie es in den beiden 

Jahren zuvor, als noch keine revolutionären Möglichkeiten reif waren, verlernt hatte, eine grundsätz-

liche [631] revolutionäre Partei zu sein. Weil die Partei im Winter 1921-22 von der Sachwerterfas-

sung zu 51 Prozent schwatzte, und weil sie die Massen an die Einheitsfront mit den SPD-Führern 

gewöhnte – darum war 1923 die KPD der revolutionären Situation nicht gewachsen. Da haben die 

Bolschewiki in den Jahren 1906-1917 anders gearbeitet: gerade in dieser Uebergangsperiode zwi-

schen zwei Revolutionen hat Lenin die Partei so zusammengehämmert, daß sie gegen jeden Oppor-

tunismus immunwurde. 

Auch gegenwärtig stehen wir in Deutschland in einer gewissen Uebergangsperiode, in der direkte 

politische Machtkämpfe noch nicht auf der Tagesordnung sind. Gerade in dieser Periode heißt es: 

keinerlei Anpassung an die Sozialdemokratie, keine neuen Illusionen über den demokratischen Weg 

zur Macht, keine Wiedergeburt der Komödie von den 51 Prozent: Denn solche Komödien pflegen 

ein furchtbares Nachspiel zu haben. Aber die Partei hat aus dem Oktober 1923 doch so viel gelernt, 

daß solche Entgleisungen heute nicht mehr ernsthaft möglich sind. Bei all dem Unglück, das der 

Oktober-Zusammenbruch über das deutsche Proletariat gebracht hat, ist diese innere Klärung der 

revolutionären Arbeiterpartei ein Aktivposten, dessen Bedeutung erst die Zukunft zeigen wird. 

* 

Der Zentralausschuß der KPD und die Reichstags-Neuwahlen.  
Von C. R. 

Die Reichstagsauflösung charakterisiert die Schwierigkeiten der deutschen Bourgeoisie bei der Durch-

führung des Dawesplanes. Die steigende Welle der Teuerung, das Anhalten der Arbeitslosigkeit, die 

Schwierigkeiten der Kreditbeschaffung beginnen in Verbindung mit den Folgen der Mißernte den brei-

ten Arbeiter- und Bauernmassen die Augen zu öffnen, daß alle die Versprechungen, die von der Reichs-

regierung und den Erfüllungsparteien bei Annahme des Dawesplanes gemacht worden sind, angesichts 

der harten Tatsachen nicht Wirklichkeit werden können, daß es also für die besitzlosen werktätigen 

Massen keine Möglichkeit gibt, kampflos auf parlamentarisch-gesetzgeberischem Wege eine Besser-

stellung ihrer Lebenshaltung zu erlangen. Im Gegenteil, es wird ihnen jetzt allmählich klar, daß die 

Kommunisten recht hatten, die ihnen sagten, die Durchführung des Dawesplanes macht Deutschland 

zum Arbeiter-Zuchthaus, verurteilt die breiten Massen zum elendesten Hungerdasein. Die Bourgeoisie 

sieht mit Besorgnis und Furcht die klare eindeutige Haltung der Kommunistischen Partei in der Frage 

der Dawespolitik, sie fürchtet die einheitlich durchgeführte Gewerkschafts- und Betriebszellenarbeit; 
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sie spürt einen harten revolutionären Willen, der sich nicht durch parlamentarische Manöver, nicht 

durch Verfolgungen und Maßregelungen, nicht durch wüste Hetze von der auf dem Frankfurter Partei-

tag beschlossenen Linie der Organisierung der Revolution abbringen läßt. Die Bourgeoisie verdoppelt 

und verzehnfacht ihre Anstrengungen. Die Bourgeoisie muß unter allen Umständen eine Schwächung 

des kommunistischen Einflusses erzielen. Alle bisherigen Versuche sind fehlgeschlagen. Die Bourgeoi-

sie sieht eine wachsende Welle der Lohnbewegungen; sie glaubt, daß jetzt noch die Möglichkeit besteht, 

den kommunistischen Einfluß zurückzuschlagen, die Massen abzuschrecken und eine feste unerschüt-

terliche Einheitsfront gegen die Arbeiterklasse zur Durchführung des Dawesplanes und zur Sicherstel-

lung der Ruhe und Ordnung für den Kapitalismus erreichen zu können. 

Die Sozialdemokratie, die über die Auflösung des Reichstages jubelt als über einen Erfolg i h re r  

Politik, begrüßt besonders die mit der Auflösung einsetzende Verschärfung der Verfolgung der Kom-

munistischen [632] Partei. In der Zeit zwischen der Auflösung und dem Zusammentritt des neuen 

Reichstags soll die Verhaftung aller Führer der Kommunistischen Partei gemäß den Anweisungen 

des Reichskommissars für öffentliche Ordnung unbedingt durchgeführt werden. Auf diese Weise 

hofft die Sozialdemokratie, der Kommunistischen Partei eine große Wahlniederlage beibringen und 

mit der Durchführung des Dawesplanes zugleich den Bestand dieser kapitalistisch-terroristischen De-

mokratie sicherstellen zu können. 

Die Wahlen am 7. Dezember sollen sich, wie das aus der Erklärung der Reichsregierung klar hervor-

geht, eindeutig richten gegen eine Rebellion der breiten Massen und gegen die Führerin des Proleta-

riats in seinen Kämpfen, gegen die KPD. Dieses Bestreben der deutschen Bourgeoisie geht parallel 

mit der vom internationalen Imperialismus betriebenen Intervention gegen den „Störenfried“, gegen 

Sowjetrußland und die Kommunistische Internationale. Die Tagung des Völkerbundes in Genf ver-

stärkte die Verschwörung der kapitalistischen Mächte Europas gegen Sowjetrußland. Die Wahlen 

zum englischen Parlament sind von der englischen Bourgeoisie und von Macdonald heraufbeschwo-

ren mit dem einen Ziel: das weitere Anwachsen des kommunistischen Einflusses in der Arbeiterbe-

wegung unmöglich zu machen. Von Genf, von London und von Berlin tönt der eine gemeinsame Ruf: 

Rettet die „Ruhe und Sicherheit“ der kapitalistischen Welt vor dem drohenden Umsturz unter Füh-

rung der Kommunisten, vor der dritten Internationale, vor Sowjetrußland! 

Der Zentralausschuß der KPD hat in dieser Situation die Politik der Partei, wie sie auf dem Frankfur-

ter Parteitag und auf dem V. Weltkongreß festgelegt worden ist, und wie sie von der Zentrale durch-

geführt wurde, erneut einstimmig bestätigt. Die Tagung des Zentralausschusses ist ein Beweis dafür, 

daß die Partei aus der Niederlage des Oktober 1923, aus den Erfahrungen der alten Politik gründlich 

gelernt hat; die Kluft, die bis zum Frankfurter Parteitag zwischen den verschiedenen Bezirken der 

Partei bestanden hat, existiert nicht mehr. Die Partei ist eine geschlossene Einheit, sie hat sich bewußt 

auf den Boden der ehemals allein von der Opposition (Berlin, Wasserkante und Ruhrgebiet) vertre-

tenen politischen Auffassungen gestellt. Sie arbeitet an der Durchbildung ihres Funktionärstabes und 

der Mitgliedermassen zu einer wirklich bolschewistischen Partei in dem Bewußtsein, daß die KPD 

die einzige Arbeiterpartei ist, und daß nur unter Führung der KPD die Arbeitermassen einen erfolg-

reichen Befreiungskampf aufnehmen können. Die Kommunistische Partei übernimmt die Verantwor-

tung für die Aufrüttelung und Mobilisierung aller von den Versklavungsplänen der internationalen 

Bourgeoisie bedrohten Werktätigen in Stadt und Land. 

So wie die Partei den Wahlkampf für den Reichstag vom 4. Mai unter der Parole: 

gegen den Dawes-Plan – für das Arbeitergutachten, 

gegen die Auslieferung der deutschen Wirtschaft an das internationale Kapital – für die Sozialisie-

rung, 

gegen die Entente-Kontrolle – für das Bündnis mit Sowjetrußland 

geführt hat, so begrüßt sie die durch die Auflösung des Reichstags gegebene Gelegenheit, ihre Kam-

pagne gegen  d i e  Dur ch f üh r ung  und  die Auswi r kungen  de s  Dawesp l ans  in Verbindung 

mit dem Wahlkampf und mit den sich bereits anzeigenden Wirtschaftskämpfen zu steigern. Alle die 

Faktoren, die von seiten der Bourgeoisie zur Ausschaltung der KPD (7000 Funktionäre in den 
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Gefängnissen, Verfolgung aller ehemaligen Abgeordneten, Verhaftung von Redakteuren und Sekre-

tären, Zeitungsverbote usw.) in Rechnung gesetzt worden sind, werden sich letzten Endes gegen die 

Bourgeoisie und gegen die Sozialdemokratie wenden; denn jeder Kommunist, jeder Funktionär wird 

um so eifriger im Betrieb und in der Gewerkschaft seine Arbeitskollegen aufrütteln. Zudem werden 

die breiten Massen die beiden Tat-[633]sachen: ihre wachsende Verelendung und die Verfolgung der 

Kommunistischen Partei richtig einzuschätzen wissen; sie werden gerade durch den unerbittlichen 

Kampf der Bourgeoisie gegen die Kommunisten auf den einzigen Ausweg aus ihrer sonst hoffnungs-

losen Lage hingewiesen. Nur unter der Führung der Kommunisten wird Deutschland kein Arbeiter-

Zuchthaus werden. Nur unter der Führung der Kommunisten und im Bunde mit Sowjetrußland kön-

nen die Arbeiter und Bauern den Kampf um die Sicherstellung ihrer Existenz und Verbesserung ihrer 

Lebenslage erfolgreich durchführen. Dem wütenden Kampf der Bourgeoisie und ihrer faschistischen 

und sozialdemokratischen Helfershelfer gegen die Arbeiter und gegen die Kommunistische Partei 

setzt die KPD entgegen die Mobilisierung der Massen für den Kampf um Lohn und Brot, für den 

Kampf um die Uebernahme der Wirtschaft und die Uebernahme der politischen Macht durch das 

Proletariat und die mit ihm verbündeten armen Bauern. Der Klassenfront der Bourgeoisie, von den 

Deutschnationalen bis zu den Völkischen und Sozialdemokraten, wird das Proletariat entgegenstellen 

d i e  K l a s sen f r on t  de r  s cha f f enden  Ar be i t e r  und  Baue r n  un t e r  de r  Füh r ung  de r  

e i nz i gen  Ar be i t e r pa r t e i, un t e r  de r  Füh rung  de r  KPD. 

* 

Klerikalismus und Kommunismus.  
Eine Untersuchung an Hand der oberschlesischen Reichstagswahlen.  

Von P e t e r  M a s l o w s k i. 

Vorbem. d. Schriftl: D i e  K a m p f m e t h o d e n  d e r  Z e n t r u m s p a r t e i e n  u n d  d i e  

k o m m u n i s t i s c h e n  M e t h o d e n  d e r  B e k ä m p f u n g  d e r  Z e n t r u m s p a r t e i  sind in 

der KPD bisher nur in sehr ungenügendem Maße studiert worden. Genosse Maslowski, der 

soeben eine ausführliche Untersuchung über diesen Gegenstand beendigt hat, die demnächst 

als Broschüre im Verlag Viva erscheint, erörtert in dem nachstehenden Aufsatz unter diesem 

Hauptgesichtspunkt speziell die Lehren der letzten, durch die Ungültigkeitserklärung der 

Wahl vom 4. Mai 1924 notwendig gewordenen oberschlesischen Reichstagswahlen. 

Wollte man das Ergebnis des letzten oberschlesischen Wahlkampfes nur betrachten unter dem Ge-

sichtswinkel des Ringens für oder wider die Sachverständigenpläne, für oder wider den Londoner 

Palt, so würde man den Ursachen dieser kommunistischen Schlappe keineswegs näher kommen. Der 

oberschlesische Wahlkampf ist vielmehr vorwiegend zu werten als eine s eh r  w ich t i ge  P robe  

au f s  Exem pe l, inwieweit der kommunistische Organisations- und Agitationsapparat einer Ge -

sam tm ob i l i s a t i on  de r  k l e r i ka l en  Kr ä f t e  durch die Zentrumspartei gegen den Kommunis-

mus gewachsen ist. 

Die Wahlen vom 4. Mai 1924 brachten bekanntlich gerade für Oberschlesien ein beispielloses Auf-

wärtsschnellen der kommunistischen Stimmen, deren Zahl seit den letzten Wahlen im Jahre 1922 von 

37.000 auf 130.000 stieg, während die SPD-Stimmen von 90.000 auf 27.000 herabsanken, und das 

Zentrum seinen Besitzstand bei 204.000 Stimmen im Herbst 1922 und 198.000 Stimmen im Mai 1924 

ungefähr zu wahren verstand. Der kommunistische Sieg kam den Zentrumsleuten ganz unerwartet. 

Im allgemeinen hatte man die k l e r i k a l e  Haup t s t oßk ra f t  n i ch t  au f  d i e  Komm uni s t i s che  

Pa r t e i  ge r i ch t e t  gehabt. Die Kirche hatte sich vor dem 4. Mai, soweit das überhaupt möglich ist, 

ziemlich neutral verhalten. Der Fürstbischof von Breslau, Kardinal Bertram, hatte sogar in einem 

Hirtenbrief de r  Ge i s t l i chke i t  e ine  ausgesp r o chen  po l i t i s che  Tä t i gke i t  ve r bo t e n. Der 

Wahlausgang vom 4. Mai erzeugte eine radikale Wandlung in der Stellungnahme des Klerikalismus 

zum Kommunismus. Nicht nur, daß jetzt alle Zentrumsblätter, allen voran die „Ger-[634]mania ver-

kündeten, daß sich der Hauptstoß bei den Nachwahlen gegen die Kommunisten richten müsse, son-

dern vor allem griff nunmehr der höhe r e  K l e rus  m i t  s e ine r  ganzen  k i r ch l i chen  Au t o r i t ä t  

in den Wahlkampf ein. Den Kardinal Bertram veranlaßte die Tatsache, daß in dem zu 90 Prozent 

katholischen Oberschlesien 130.000 kommunistische Stimmen gezählt wurden, zu einem neuerlichen 

Hirtenbrief, der nunmehr Himmel und Hölle gegen den Kommunismus in Bewegung setzte. Dem 
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Klerus wurde der Auftrag erteilt, von der Kanzel herab zu verkünden, daß derjenige Katholik, der 

entgegen den Mahnungen der Kirche noch einmal einem Kommunisten die Stimme geben würde, 

zum  Sak ram en t sempf ang  n i ch t  m ehr  zuzu l a s sen  s e i. „Handelt es sich, so heißt es in die-

sem antikommunistischen Hirtenbrief, um ande r e  po l i t i s che  Pa r t e i e n, deren Grundsätze nicht 

solcher Kirchenfeindlichkeit huldigen, so soll das Gotteshaus zur Stellungnahme für oder gegen 

n i ch t  benu t z t  werden“. 

Damit begann unter weitgehendster Schonung der bürgerlichen Parteien und der Sozialdemokratie 

eine großzügige Mobilisation der Klerikalen Kräfte vom  gehe i men  Be i ch t s t uh l  b i s  h i nau f  

zu r  ö f f en t l i chen  po l i t i s chen  Massenve r samm l ung  gegen den Kommunismus und für die 

Zentrumspartei. Als der Verfasser dieser Zeilen oberschlesischen Genossen gegenüber diese Mobili-

sation als sehr gefährlich darstellte und einen Rückgang der kommunistischen Stimmen um etwa 

30.000 vorhersagte, hielt man diese Ansicht für Gespensterseherei. Die Genossen machten sich – und 

das ist wohl ein allgemeines Charakteristikum für breitere Parteikreise – keinen rechten Begriff von 

der gewaltigen, man kann sagen, i n  zwe i  J ah r t ausenden  e r p r ob ten  Or gan i s a t i on s- und  

Ag i t a t i onsk r a f t de s  K l e r i ka l i sm us  und von seinem weitausholenden Beeinflussungsradius 

gegenüber den Massen. 

Die Probe aufs Exempel ist jetzt da: Das Zentrum vermochte seine Stimmenzahl so gut wie zu halten. 

Statt 198.000 erhielt es diesmal 191.000 Stimmen, dagegen sank die kommunistische Stimmenzahl 

von 135.000 auf nicht ganz 80.000. Die Wahlbeteiligung ist zwar von 74,4 Proz. bei der Hauptwahl 

auf 59,6 Proz. bei der Nachwahl allgemein gesunken, aber die Zentrumspartei hat nur 3,5 Proz. ihres 

Bestandes vom 4. Mai eingebüßt, während dieser Prozentsatz von allen übrigen Parteien be i  den  

Kom m uni s t en  am  s t ä r k s t en  ist, nämlich 41,9 Proz. Dabei konnte übereinstimmend festgestellt 

werden, daß die kommunistische Wahlpropaganda in Oberschlesien eine sehr gute und rege gewesen 

ist, und die Versammlungen der Kommunisten im allgemeinen besser besucht waren als die aller 

anderen Parteien. 

Man kommt – sprechen wir offen aus, was ist – nicht darum herum, daß der K l e r i ka l i sm u s, wo er 

sich zum e r s t enma l  ganz  o f f en  im Gefecht dem Kommunismus entgegengestellt hat, einen an -

sehn l i chen  E r f o l g  errungen hat. Es gilt nunmehr, zumal gerade in den kom m uni s t i s chen  

Hochbur gen  und zugleich Haup t i ndus t r i egeb i e t en  Deutschlands in Oberschlesien und 

Rheinland-Westfalen da s  Zen t r um  d i e  s t ä rk s t e  Pa r t e i  i s t, die richtigen Lehren aus dem ober-

schlesischen Wahlergebnis für die Gewinnung der christlichen Arbeiter zu ziehen, die noch immer 

zu Hunderttausenden Zentrum wählen, trotz des Achtstundentagssaboteurs Brauns und trotz des Er-

mächtigungsreichskanzlers Marx. 

Wahl hat die KPD es gut verstanden, die SPD zu bekämpfen und vielerorts, besonders aber in Ober-

schlesien und Rheinland-Westfalen, diese sozialverräterische Partei zu schlagen, aber an dem festge-

fügten Zentrumsturm mit seinen hunderttausenden Arbeiterhintersassen haben die Kommunisten bis 

heute im allgemeinen n i ch t  we s en t l i ch  z u  r ü t t e l n  vermocht. Das liegt nicht nur daran, daß es 

den Kommunisten an der systematischen Entwicklung der Methoden der Zentrumsbekämpfung fehlt, 

sondern zunächst einmal daran, daß das Zentrum diejenige Partei ist, die ihrem ganzen Wesen nach in 

ihren tausendfachen klerikalen Aeußerungen [635] a m  wen i gs t en  ang r e i f ba r  ist, natürlich nicht 

wegen ihrer guten Politik, sondern wegen verschiedener nachfolgend kurz zu schildernder Umstände. 

Zunächst hat sich die Zah l  de r  Fe inde  der Zentrumspartei seit der Novemberrevolution ve r min -

de r t. Die dem Zentrum früher so gefährliche Soz i a l dem o kr a t i e  ist längst der i nn i g s t e  Koa -

l i t i onsb r ude r  de r  K l e r i ka l en  geworden, Die Kombination Löbe-Wirth bedeutet heute bereits 

ein so gut wie völlig einheitliches Programm im Interesse der kapitalistischen Republik. Die früheren 

Nationalliberalen und heutigen Deu t s chen  Vo l kspa r t e i l e r  waren allenfalls zur Kulturkampf-

zeit, als noch das Zentrum sehr radikal gegen das „heidnische System“ des liberalen Kapitalismus 

wetterte, Gegner der Zentrumspartei, heute aber sind die sprichwörtlichen Feinde von gestern, nach-

dem sich das Zentrum voll und ganz in das früher so bekämpfte liberal kapitalistische System einge-

fügt hat, die d i c k s t en  F r eund e. Der protestantische Liberale Stinnes uns der katholische Zent-

rumsmann Thyssen sind längst ein Begriff geworden. 
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Feinde besitzt das Zentrum heute nur noch in den Deu t s c h-Vö l k i s chen  auf der einen und den 

Kom m uni s t en  auf der anderen Seite. Es wäre lächerlich, davon zu sprechen, daß der verschrobene 

Wotanskult der Jünger um Ludendorff den Klerikalen jemals etwas anhaben könnte. Die Ludendörffler 

schalten als ernst zu nehmende Gegner für das Zentrum um so eher aus, als gerade ihre faschistischen 

und monarchistischen Allüren ein geschickt benutztes Mittel für die Klerikalen sind, vor den christ-

lichen Arbeitern einem zu nichts verpflichtenden Wortradikalismus zu huldigen und sie um so siche-

rer bei der Stange zu halten. Der einzige dem Zen t r um  wi r k l i ch  ge f äh r l i che  Fe in d, das weiß 

man im Lager des Klerikalismus ganz genau, ist de r  Komm uni smu s. Er ist es, weil er unentwegt 

auf die Achillesferse der Zentrumspartei zielt: Auf die Aufrüttelung des K l a s senbewuß t se in s  

de r  ch r i s t l i chen  Arbe i t e r, dieses allein wirksamen Sprengpulvers für die alle Berufsschichten 

umfassende Zentrumspartei. Aber gerade diese gegenüber dem Zentrum günstige Kampfsituation hat 

die KPD bis heute nicht in genügendem Maße auszunutzen verstanden. Es gibt noch heute in den 

Reihen der KPD viele Genossen, die diesen g r undsä t z l i chen  Kampf zwischen proletarischen und 

bürgerlichen Interessen nach sozialdemokratischer Freidenkermanier auf die r e l i g i ö s-dogm at i -

s che  Bas i s  verschieben, auf ein Gebiet, auf dem der Klerikalismus mit seiner festgefügten Organi-

sation und seiner einheitlichen, weltumspannenden Ideologie gerade am schwersten anzugreifen ist. 

Das ist die eine Seite, die betrachtet werden muß, will man die vom Standpunkt des historischen 

Materialismus sonst geradezu unverständliche Tatsache der S t ab i l i t ä t  de r  Zen t r um spar t e i  

trotz ihrer bekannten Zusammensetzung und trotz aller revolutionärer Stürme verstehen. Die andere 

Seite liegt mehr auf dem Gebiet des kirchlichen und wird daher meist wenig oder gar nicht in Rech-

nung gestellt. Dabei kann man das Zentrum nicht verstehen, wenn man nicht den gewä l t i gen  k l e -

r i ka l en  Or gan i s a t ionsappa ra t  in Rechnung stellt, der, in unzähligen Abstufungen vom rein 

Kirchlichen ausgehend und allmählich zum Politischen überleitend, wohl de r  g r öß te  de r  We l t  

sein wird. Es würde in unserem Zusammenhang zu weit führen, auch nur einen gedrängten Ueberblick 

über die ungeheuer zahlreichen klerikalen Organisationen zu geben, die kirchlichen Standesvereine, 

die Charitasverbände, die Kongregationen, die Volksvereine, die meistens nach bestimmten Heiligen 

benannten Presse-, Bildungs- und Kunstvereine usw., die in ihrer Gesamtheit eine i n  d i e  Mi l l i o -

nen  gehende  P r opaganda l i t e r a t u r  in die Massen werfen. Es muß hier genügen, zu vermerken, 

daß z. B. der Volksverein für das katholische Deutschland über 600.000  r ege  Mi tg l i ede r  zähle 

und daß dem Zentrum in Deutschland annähernd 600  Tagesze i t ungen  in Oberschlesien herrscht 

die klerikale Presse fast unbeschränkt – zur Ver-[636]fügung stehen. Der Klerikalismus hat buchstäb-

lich ein engmaschiges Netz von allen Bedürfnissen seiner Gläubigen entsprechenden Organisationen 

um die Massen geworfen und führt diese so auf manchmal sehr verschlungenen, aber immer zielsiche-

ren Wegen der Zentrumspartei zu. Haben die Kommunisten ihre Hauptreserven in den Be t r i ebe n, 

die Sozialdemokraten heute noch in den r e f o rm i s t i s chen  Gewer kscha f t e n, so übertrifft das 

Zentrum diese Etappensysteme für die politische Front zweifellos durch die Exa k t he i t, m i t  de r  

e s  s e i ne  E t appeno rgan i s a t i onen  i n  den  Wah l kam pf  f üh r en  kan n. 

Dazu kommt die abso lu t e  Konkur r enz l o s i gke i t, die das Zentrum seinen Feinden gegenüber 

aufzuweisen hat, in der rein kirchlichen Beeinflussung. Wenn man bedenkt, daß z. B. in Oberschle-

sien unserer Schätzung nach in sämtlichen Kirchen des oberschlesischen Wahlkreises am Sonntag – 

der Sonntagskirchenbesuch ist bei den Katholiken Pflicht! – wohl an 200.000 wahlberechtigte Ka-

tholiken anwesend sind, also auch ohne jede Widerrede von der Kanzel herab autoritativ das Verbot 

der kommunistischen Stimmenabgabe hinnahmen, so ist es klar, daß das Zentrum allein schon in der 

Kanze l  e ine  Ag i t a t i ons t r i büne  besitzt, deren Bedeutung vorerst durch keine noch so rege po-

litische Versammlungstätigkeit anderer Parteien auch nur annähernd erreicht wird. Setzen wir ferner 

noch in Rechnung, daß das Zentrum in dem unproduktiven großen Hee r  de r  ka t ho l i s che n  

Ge i s t l i chke i t  eine ebenso billige, wie intelligente, wie autoritativ wirkende Agitationsmaschine 

besitzt, die mit allen Kniffen, mit Himmel, Hölle und Teufel, zu arbeiten versteht, dann haben wir 

zwar noch nicht den großen Radius des klerikalen Einflusses auf die Massen erschöpft, aber wenigs-

tens seine Haup t ge s i ch t spun k t e  hervorgekehrt. 

All das ist natürlich mit einer Skrupellosigkeit sondergleichen in dem oberschlesischen Wahlkampf 

eingesetzt worden. Kein Wunder, daß der Sym pa t h i egür t e l  ch r i s t l i che r  Ar be i t e r  um die 
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kommunistische Partei, der am 4. Mai in dem kommunistischen Wahlsieg zum Ausdruck kam, sich 

zu großen Teilen wi ede r  au f l ö s t e. Freilich nicht in dem Sinne, daß etwa diejenigen, die als Sym-

pathisierende am 4. Mai kommunistisch gewählt haben, am 21. September schnell wieder Zentrum 

wählten, aber sicher in dem Sinne, daß die klerikale Abhängigkeit trotz aller Zuneigung zur KPD 

siegte in Form der vö l l i gen  S t imm en t ha l tun g. Der oberschlesische christliche Prolet sagt sich 

eben: Ist es mir verboten, Kommunisten zu wählen, so wähle ich erst recht keine andere Partei. 

Das ist unserer Ueberzeugung nach der S i nn  de s  Wah l ausganges  i n  Obe r sch l e s i e n, der der 

KPD den größten Prozentsatz an Wahlenthaltung, also an Stimmenverlusten, gebracht hat. 

Die sich von selbst ergebende Haup t au f gabe  besteht nunmehr darin die christlichen, mit den 

Kommunisten sympathisierenden Arbeiter f e s t e r a n  d i e  KPD z u  f e s se l n  und die noch unter 

klerikalem Einfluß stehenden Proletarier vom  Zen t r um  l o s zu lö s e n. Das geschieht allein 

dadurch, daß sich die Kommunistische Partei konzentriert auf das po l i t i s che  E i ngehen  au f  d i e  

t äg l i chen  Le i de n  und  So r gen  de r  ch r i s t l i chen  Arbe i t e r. Erst wenn der christliche Pro-

letarier auf Grund seiner elenden wirtschaftlichen Lage erkannt hat, daß er nichts zu suchen hat in 

einer Partei, in der auch die katholischen Industriemagnaten, seine Peiniger, sitzen, dann erst ist er 

reif für den Kl a s senkam p f. Dieser aber ist das sicherste Mittel, ihn auch politisch gegen das Zent-

rum einzustellen. 

So einleuchtend es ist, daß wir den christlichen Arbeiter zunächst an seiner Klassenlage, nicht an 

seinen religiösen Bedürfnissen zu packen haben, so schwer ist es auch, diese materialistische Methode 

gerade bei noch kirchengläubigen Arbeitern anzuwenden. Die Kommunisten haben sozusagen ke ine  

den kirchlichen Kampfmethoden ebenbü r t i ge  Waf f e n. Wohl vermag die KPD verhältnismäßig 

leicht an die SPD-Arbeiter heranzukommen, weil die Kampfmittel und das Kampfterrain der KPD 

und der SPD im Ringen um die Arbeiter ungefähr auf einer Linie liegen. Aber was soll [637] man 

anfangen mit den Hunderttausenden von katholischen Arbeitern, denen der Besuch der kommunis-

tischen Versammlungen kirchlich verboten ist, die so gut wie nie eine kommunistische Zeitung 

in die Hand bekommen, geschweige denn, daß sie Abonnenten der kommunistischen Presse sind, 

und die – das ist das wichtigste – in ihren klerikalen Vereinen und vor allen Dingen in ihren christ-

lichen Gewerkschaften von allem, was nach Klassenkampf riecht, und von jedem, der eine revolu-

tionäre Opposition zu enthalten in der Tage wäre, sehr streng abgekapselt werden? Es leuchtet bei-

spielsweise ein, daß selbst der verstockteste SPD-Arbeiter wenigstens in den freien Gewerkschaften 

die kommunistische Opposition hört und mit den Zielen des Kommunismus bekannt gemacht wird. 

Wo ist diese Möglichkeit in den von hunderttausenden von katholischen Arbeitern angefüllten 

ch r i s t l i chen  Gewer ksch a f t e n? Sie ist auch nicht im geringsten Maßstab vorhanden, weil eine 

kommunistische Zellentaktik hier noch ganz fehlt. 

Logischerweise folgt aus all dem, daß gerade für die Erfassung christlicher Arbeiter in erster Linie 

der Betrieb in Frage kommt, der Ort, von dem sie selbst durch die geschickteste Abkapselungspraxis 

der Klerikalen nicht ferngehalten werden können, weil ja sonst der heilige Profit selbst der zentrum-

schriftlichen Großkapitalisten in Gefahr geraten würde. Von der kommunistischen Betriebszelle 

her beginnt in viel höherem Maße als etwa die Bekämpfung der SPD der systematisch zu organi-

sierende Kampf gegen das Zentrum. Ohne uns im Rahmen dieses Artikels mit einem genau fest-

zulegenden Plan für kommunistische Betriebszellen in bezug auf die Bearbeitung der christlichen 

Arbeiter zu beschäftigen, sei nochmals der Grundsatz festgestellt, daß an die rein m a t e r i e l l en  

Wünsche und Forderungen im Betrieb angeknüpft werden muß, mit der schärfsten Hervorhebung des 

rein materiellen Wesens der Zentrumschriften Thyssen und Klöckner, daß dagegen da s  Re l i -

g i onsgesp r äch  a l s  Anknüpf ungspunk t  streng vermieden werden muß. Denn die Erkenntnis, 

daß die Religion als Ideologie „Opium  f ü r s  Vo l k“ und in ihrer organisierten Form als Kirche eins 

der gefährlichsten Kl a s senkam pfo r gane  de r  Bour geo i s i e  ist, steht selten oder n i e  am  An-

f ang  der Entwicklung zum proletarischen Klassenkämpfer, sondern ergibt sich logischerweise fast 

immer erst aus der bestimmten wi r t s cha f t spo l i t i s che n, an t i kap i t a l i s t i s che n E r kenn tn i s  

des zum Klassenbewußtsein erwachenden Proletariers. Kein kommunistischer Arbeiter darf sich 

durch die oft unerträgliche, der langen klerikalen Abkapselung zu verdankende Rückständigkeit 
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seiner katholischen Arbeitskollegen verleiten lassen, vor Ungeduld über dieses unglückselige Produkt 

seiner Erziehung mit Schimpfworten von Dummkopf und ähnlichem herzufallen. Das erzeugt Ver-

stocktheit, Verstocktheit aber den sehr gefährlichen kirchlichen Fanatismus. Eine ganz besonders 

zähe und vorsichtige Propaganda ist also unter christlichen Arbeitern notwendig. 

Mag diese Betriebszellenarbeit zur Gewinnung christlicher Proletarier für den Kommunismus prak-

tisch schon angewandt worden sein – (der kommunistische Wahlsieg vom 4. Mai war in Oberschle-

sien in seinem Kern begründet in der Erfassung der katholischen Arbeitermassen durch die kommu-

nistische Führung der Betriebsrätebewegung und des damals gerade tobenden Streiks dem Boden der 

Betriebe aus) – ganz neu erscheint unser dringender Vorschlag, auch in den christlichen Gewerk-

schaften die Zellenarbeit aufzunehmen. Wo ein Wille, da ist auch ein Weg. Wir meinen, daß diese 

Zellentaktik eventuell auch durch Abkommandierung kommunistischer Arbeiter in die christlichen 

Gewerkschaften erreicht werden könnte. 

Was die ag i t a t o r i s che  ö f f en t l i che  Vo l ksve r sam ml ungs t ä t igke i t  gegen  d i e  Zen t -

r um spar t e i  betrifft, so ist ja allgemein bekannt, daß bisher weder direkte, bereits durch ein dem-

entsprechendes Thema gekennzeichnete Antizentrumsversammlungen der KPD stattzufinden pfleg-

ten, noch auch in allgemein politischen Versammlungen genügend Antizentrumsmaterial von unseren 

Referenten vorgebracht wurde. Nachdem man jahrelang nach der Revolution, auch in den Gegenden 

der [638] Massenzusammenballung der Zentrumsarbeiter, die Hauptspitze fast nur gegen die SPD 

gerichtet hat und jetzt erst mit einer Antizentrumsarbeit in größerem Ausmaß beginnt, ist es klar, daß 

hier mit einer der Gründe gegeben ist, warum die fast rein proletarische katholische Bevölkerung 

Rheinland-Westfalens und Oberschlesiens das reaktionäre Zentrum bisher bei allen Wahlen zur bei 

weitem stärksten Partei dieser industriellen Gegenden machte. Es ist überflüssig, an Hand dieser Tat-

sache noch besonders die r ege re  ö f f en t l i che  An t i zen t r um sag i t a t i o n, die natürlich gut fun-

diert werden muß in der Presse, in der Heranschaffung von Antizentrumsmaterial für die Referenten 

usw., zu fordern. Ueber die Me t hode  dieser öffentlichen Agitation sei nur soviel gesagt, daß für sie 

womöglich noch mehr d i e  Konzen t r a t i on  au f  w i r t s cha f t spo l i t i s che s, da s  Zen t rum  

en t l a r vendes  Ta t s achenm at e r i a l  notwendig ist, als für die mehr individuelle Betriebsagita-

tion und Gewerkschaftsagitation unter christlichen Arbeitern. Der Verfasser dieser Zeilen hat die 

praktische Erfahrung gemacht, daß zur öffentlichen Diskussion herausgeforderte und zumeist nur auf 

besonderes Drängen christlicher Arbeiter zur Auseinandersetzung sich stellende Ge i s t l i che  abso-

lut hilflos und entwaffnet dastehen, wenn gegen das Zentrum statt des erwarteten antireligiösen Stof-

fes völlig realpolitische Tatsachen gebracht werden. Die Haup t wa f f e  de r  K l e r ika l en  besteht ja 

gerade darin, den  wi r t s cha f t l i chen  und  po l i t i s chen  Ke r n  de r  P r ob l eme  z u  ve r s ch l e i -

e r n  du r ch  undu r chs i ch t i ge  r e l i g i ö se  Nebe l s chwade n. Es hieße die Stellung dieser Kle-

rikalen in einer öffentlichen Volksversammlung nur s t ä r ke n, wollte man statt mit dem materiellen 

Kern mit dem sogenannten Freireligiösen beginnen, also mit dem Gebiet, auf dem nicht nur der Geist-

liche beschlagen ist, sondern auf dem auch vielfach noch selbst bei aufgeklärteren Proletariern die 

Macht früherer kirchlicher Erziehung, wenn auch nur im Unterbewußtsein, nachwirkt. 

Das Entscheidende ist, die Dämme, die der Klerikalismus äußerst geschickt und sehr raffiniert zwi-

schen dem Klassenkämpfer und dem noch Kirchengläubigen errichtet hat, niederzureißen. Gelingt 

das, dann dürften in vielen Fällen gerade die mit frischer, unverbrauchter Kraft einsetzenden christ-

lichen Arbeiter innerhalb der einheitlichen Klassenkampffront nicht die schlechtesten revolutionären 

Kämpfer sein. 

* 

Macdonalds Sturz und die pazifistische Aera.  
Von A. M. 

12. Oktober 1924. 

Daß Macdonalds Niederlage, der Wahlkampf in England, die Bedeutung dieser Episode für die Welt-

politik, nicht lediglich parlamentarische Vorgänge irgend eines Landes sind, sondern ein Symptom 
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für eine neuerliche Wendung in der Politik der imperialistischen Großmächte bedeuten, wird jedem 

ernsthaften Politiker klar sein. Wie auch die englischen Wahlen ausfallen mögen, das Burgfriedens-

Idyll, auf welchem Macdonalds erste Regierung beruhte, ist vorbei und eine etwaige zweite Regie-

rung der Labour Party wird unter gänzlich anderen Klassenverhältnissen und Beziehungen regieren. 

Gleichzeitig aber kündigt der Sturz der Labour-Regierung in England über England hinaus das Ende 

der durch die von der Bourgeoisie geschaffene erste Labour-Regierung charakterisierten Aera des 

Pazifismus an. 

I. Auch die formalen Ursachen der englischen Parlamentsauflösung  

zeigen den Klassencharakter dieser „Parlamentsaktion“. 

Drei Vorwände besaß die entschiedene Partei der englischen Bourgeoisie, die Konservative Partei, 

um Macdonald parlamentarisch zu stürzen oder um wenigstens die Auflösung des Parlaments zu er-

zwingen, vo r ausgese t z t, [639] daß die Liberalen (wenigstens der größere Teil von ihnen) sich 

dieser Aktion anschlössen. 

Diese drei Vorwände waren: die Nicht-Ratifikation des englisch-russischen Vertrages vom 8. August 

1924, die Nicht-Anerkennung des Rechtes der Regierung, von sich aus in die irische Grenzfestset-

zungskommission (Grenzen zwischen dem nordirischen, englisch-konservativen, meist protestanti-

schen Ulster und dem südirischen, autonomen, katholischen Freistaat Irland) einen Vertreter zu schi-

cken, auch wenn Ulster Widerstand zeigt; die Mißbilligung des Vorgehens des Generalstaatsanwalts 

(Attorney General, ein „politischer“ Beamter, der jedesmal mit der Regierung wechselt), welcher den 

öffentlichen Staatsanwalt (Public Profecutor, ein „unpolitischer“ Beamter) veranlaßt hat, das Verfah-

ren gegen Campbell einzustellen, den stellvertretenden Herausgeber des kommunistischen „Workers 

Weekly“, der wegen Aufforderung zur Meuterei (durch einen zweimal gebrachten Aufruf an Heer 

und Marine, nicht auf Streikende zu schießen und im Kriegsfalle die Waffen gegen die eigenen Ka-

pitalisten zu verwenden) belangt werden sollte. 

Das sind die drei formalen Vorwände gewesen, von denen die englische Bourgeoisie sich irgendeinen 

zu ihrer Aktion aussuchen konnte. 

Sie hat sich, ebenso wie Macdonald, den i nnenpo l i t i s chen  Vorwand des Eingriffs in die „unab-

hängige“ Justiz herausgesucht. 

Wie später gezeigt werden soll, ist auch da s  kein bloßer Zufall. Aber bevor die wichtigeren größeren 

Zusammenhänge betrachtet werden, soll gezeigt werden, daß jeder dieser drei Vorwände einen tiefe-

ren Kl a s sens i nn  besitzt, so daß selbst die f o rm a l en  Anlässe zum Sturz der Labour-Regierung 

nur k l a s senm ä ß i g  begriffen werden können. 

E r s t e  F r ag e: Rus s i sc h-eng l i s che r  Ve r t r a g. 

Wogegen haben die Sprecher der Bourgeoisie in England sich öffentlich vor allem gewandt? Gegen 

die Ga r an t i e  e i ne r  An l e i he  durch die englische Regierung 

Aber auch das ist nur e in  Vor wan d, eine Finte gewesen. 

Dasjenige, was den Widerstand der englischen Bourgeoisie gegen den Vertrag in Wi r k l i chke i t  

treibt, ist die p r i nz i p i e l l e, klassenmäßige Verneinung des Rechtes der Revolution auf Expropria-

tion der Privatbesitzer. Dieselbe englische Bourgeoisie, die sich nicht gescheut hat, den baltischen 

Randstaaten, Lettland, Estland, auch Litauen, ebenso Rumänien und der Tschechoslowakei, Anleihen 

zu geben, obwohl in diesen Ländern der Großgrundbesitz expropriiert worden ist, unterscheidet eben 

sehr wohl zwischen einer bü r ge r l i chen  Expropriation (wie in Rumänien, Lettland und Estland, 

formal zum Teil auch in der Tschechoslowakei), bei der der Grundsatz des Privateigentums an den 

Produktionsmitteln ebenso unangetastet bleibt, wie die soziale Struktur des bürgerlichen Staates 

(diese Staaten sind zum Teil erst durch diese „Revolutionen“ zu bürgerlichen geworden, und haben 

die frühere feudal-aristokratische Struktur zerstört, manchmal auch das nur oberflächlich) und einer 

p r o l e t a r i s chen  Expropriation, bei welcher p r inz i p i e l l  das Privateigentum an den Produktions-

mitteln aufgehoben wird und damit die ganze gesellschaftliche Struktur, überdacht von einem völlig 

neuen Staatstypus, vollkommen (und das auf revolutionärem Wege) verändert wird. 
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Die Anleihefrage ist für die englische Bourgeoisie nicht die Kardinalfrage des englisch-russischen 

Vertrags. Sie ist es für die Sowjetunion, für welche der Vertrag mit seinem Kompromiß (eventuelle 

teilweise Entschädigung der englischen „Gläubiger“ des alten Rußland) eine Geschä f t s f r age  ist; 

und der ganze Vertrag ist für die U. d. S. S. R. eine Geschäftsangelegenheit, nachdem das Politische 

sozusagen „nebenbei“ miterledigt worden ist. (Das Po l i t i s che , die Anerkennung der U. d. S. S. R. 

und die Tatsache des Abschlusses des Vertrages ist, wie oft gezeigt, von seh r  g r oße r  Bedeu t ung  

gewesen.) Für die englische Bourgeoisie steht dagegen die Frage anders. Erstens ist ihr, die natürli-

cherweise noch [640] nie Geschäfte mit einem dem Klasseninhalt nach so feindlichen Kollektivum 

gemacht hat, wie es doch die Regierung der U. d. S. S.R. und ihre Organe (Außenhandelsmonopol) 

für sie sein müssen, die Art des Geschäfts noch unklar; sie fühlt sich auch rein geschäftlich unsicher, 

unbehaglich. Aber zweitens sagt ihr ihr Klasseninstinkt, daß das Geschäft p r i nz i p i e l l  unsicher ist: 

denn wenn nicht einmal das überall heilige Privateigentum in Rußland heilig ist, wie sollen es dann 

Papierwische sein, die Rechte auf Geld verleihen, das man „von irgendwem“ zurückfordern soll? Sie 

übersehen, daß die Reg i e r ung  der U. d. S. S. R. bürgt. Freilich, viele von ihnen können trotz der 

de jure Anerkennung immer noch nicht begreifen, daß die so gänzlich anders konstruierte Regierung 

eine richtige Regierung ist. Andere haben sich zwar schon darein gefunden, daß diese so unparlamen-

tarische Regierung wirklich eine Regierung ist, aber – es ist doch eine r evo l u t i onä r e  Regierung. 

Soll man einer solchen trauen können? Sie übersehen dabei, daß diese revolutionäre Regierung, so-

lange sie die e i nz i ge  ist, rein geschäftsmäßig daran interessiert ist, „kreditfähig“ zu sein und zu 

bleiben (was ihr die geistreichen Menschewiki so übelnehmen, die in d i e s em  Falle, wo es nichts 

kostet, sehr „revolutionär“ sind). Sie übersehen aber außerdem, daß für den Fall einer eng l i s chen  

Revolution ihre Kapitalien in England ebenso unsicher angelegt sind, wie in der U. d. S. S. R. Drittens 

schließlich sträubt sich, oft ganz bewußt ihr Klasseninstinkt dagegen, einer proletarischen Republik 

Mittel zur Verfügung zu stellen, mit denen sie die revolutionären Positionen ausbaut (denn jede gut 

funktionierende Fabrik in der U. d. S. S. R., jedes Hundert von Traktoren und Motorpflügen, die von 

Bauern in Bewegung gesetzt werden, jede Elektrostation ist eine Stärkung der Revolution, und nicht 

nur in Rußland). Da England auch heute Kapital exportiert, ist die Frage der Anleihe wirklich nur ein 

(zum Teil ideologischer) Vorwand. Es handelt sich um Tieferes. 

So sehen wir, daß die „f o r m a l e“ Frage der Nicht-Ratifizierung des Vertrages einen sehr tiefen Klas-

sensinn verbirgt. 

Zwe i t e  F rag e: F r i s che  Gr enz fe s t s e t zun g. 

Aus dieser Frage haben zunächst bekanntlich selbst die Konservativen keinen Streitfall gemacht. Und 

doch handelt es sich dem Wesen nach um eine wichtige Klassenfrage, nämlich die Frage der Ko l o -

n i a lm e t hoden  der englischen Bourgeoisie. 

Irland ist vom englischen Imperialismus durchaus als Kolonie behandelt worden. Ein Land des Groß-

grundbesitzes (Landlordismus) mit schamlosester Ausbeutung der Pächter und (nicht zahlreichen) 

Bauern ein Land, dessen Bevölkerung im Verhältnis zu ihrer Zahl eine ungeheuer große Quote an 

Auswanderern vor dem Elend (vor allem nach den Vereinigten Staaten) gab, ein Land, dessen Bevöl-

kerung größtenteils auch konsessionsmäßig im Gegensatz stand zu den Eroberern, ein Land in wel-

chem sich die drei Hauptfragen eines jeden eroberten Koloniallandes seit vielen Jahren nicht lösen 

ließen: die na t i ona l e  Frage (die Iren sind Kelten mit eigener Sprache und, wie schon gesagt, ka-

tholisch, die Agr a r f r age  und die s oz i a l e  Frage (natürlich gibt es auch eine irische Bourgeoisie) 

– das ist Irland, das Land, in welchem 1916 schon der Bürgerkrieg begann, der 1920-22 mit metho-

discher Grausamkeit geführt wurde, auf beiden Seiten, der englischen und der irischen. Dazu kommt 

die vom imperialistischen England absichtlich geschaffene Schwierigkeit, aus der Existenz eines i n -

dus t r i e l l en  Teils, eben Ulsters (mit riesigen Schiffswerften), der eine durchaus englisch orientierte 

irische Bourgeoisie besitzt, dessen Bevölkerung zum Teil englisch und protestantisch ist und zum 

Teil mindestens nicht antienglisch. 

Als 1921 der Freistaat (Südirland) geschaffen wurde (nachdem Griffith und Collins sich von der na-

tional-republikanischen Bewegung de Valeras abgespalten), der ein eigenes Parlament besitzt 
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(während die Ulsterleute ins englische Parlament gehen), war es klar, daß die irische Frage n i ch t  

ge l ö s t  wurde. Der englische Lösungsversuch war derselbe, den man in den Do-[641]minions und 

Kolonien benutzt, und die Regierung des Freistaates ebenso von England bestochen, wie in den Do-

minions, während de Valera eingesperrt wurde. Das Vorhandensein Ulsters erschwert die Sache in 

Irland besonders. Wie sehr, das sieht man daraus, daß bis heute die Grenzen zwischen Ulster und 

Freistaat nicht feststehen. Außerdem ist im Freistaat, trotz der scheinbaren Ruhe, der Kampf zwischen 

den Republikanern und den bestochenen Kompromißlern nur aufgeschoben. 

Die Frage dieser Grenzfestsetzung, obwohl sie im Augenblick zu keinen Konflikt zwischen Macdo-

nald und den Konservativen geführt hat, ist trotzdem eine K l a s sen f rag e, die zu einem Konflikt 

hätte führen können. 

Kein Mensch wird Macdonald nachsagen können, daß seine Kolonialpolitik sich auch nur im gerings-

ten von der seiner konservativen Vorgänger Baldwin und Curzon unterschieden hätte. Aber bei Irland 

muß man de l i ka t e r  sein: es liegt allzu sehr unter der Nase Englands und Europas. Solange die – 

nicht allzu lange bleibende – Beruhigung Irlands anhält, kann man mit Lavieren auskommen. Wenn 

aber von neuem die Parteien hart auf hart gehen werden und der englische Imperialismus vor der 

Frage stehen wird: neue Scheinkonzessionen (oder auch wirkliche Konzessionen) oder brutale Un-

terdrückung? – so werden die Konservativen eine andere Antwort geben, als sie ein Macdonald (beim 

besten Willen und bei aller Beflissenheit), gerade in der heutigen Epoche geben könnte (der engli-

schen Arbeiter wegen). Macdonald unterstützt die Freistaatregierung Cosgrave gegen die Republika-

ner, bei einem neuen revolutionären Konflikt aber würden die Konservativen mit allen Mitteln Ulster 

stützen und gegen die irischen Republikaner mitsamt dem Freistaat mit Bomben und Tanks vorgehen. 

Macdonald dagegen würde, eben als liberaler Sozialimperialist – mit Bomben, Tanks und  e i nem  

Kom pr omi ßvor sch lag  vorgehen. Die Bomben und Tanks wären für die revolutionären Repub-

likaner, das Kompromiß für die Cosgrave und Co. bestimmt. 

Dr i t t e  F r ag e: De r  Fa l l  Cam pbe l l. 

Hier sind zwe i  für die herrschende Klasse entscheidende Fragen berührt. Erstens griff der Aufruf 

der Kommunistischen Partei direkt das wichtigste Machtinstrument der Bourgeoisie an, Heer und 

Flotte. Wenn die Soldaten und Matrosen aufgefordert werden, nicht auf Streikende zu schießen, und 

wenn sie dieser Aufforderung Folge leisten, so hat die Bourgeoisie ihre wichtigste Waffe verloren. 

Sie kann, populär gesprochen, einpacken. 

Deshalb muß der zweite, fast ebenso wichtige Machtapparat der Bourgeoisie, die Justiz, in solchem 

Falle unbarmherzig zugreifen. 

Und hier geschah der zweite Eingriff: das Verfahren wurde niedergeschlagen. Es ist natürlich kin-

disch, im Ernst daran zu glauben, daß es der englischen Bourgeoisie um das „Prinzip“ der „Unabhän-

gigkeit“ der Justiz ging. Es ging ihr im Gegenteil um das Prinzip der Abhäng i gke i t  der Justiz von 

den Interessen der herrschenden Klasse. Denn stellen wir uns den umgekehrten Fall vor, daß nämlich 

irgend ein englischer Herzog öffentlich in einer konservativen (oder faschistischen, vielleicht gibt es 

schon eine solche in England) Zeitschrift aufgefordert hätte, im Falle eines Eisenbahner- oder Was-

serwerksarbeiter-Streiks die Streiker zu erschießen, und ein Staatsanwalt wäre auf den Gedanken 

gekommen (was mehr als unwahrscheinlich ist), gegen ihn Anklage wegen Aufreizung zum Mord 

und Bürgerkrieg zu erheben; ist es da nicht fast absolut sicher, daß eine Reihe edler Lords, Herzöge, 

vielleicht der König, „höchstselbst“, sicher einige Minister dem Staatsanwalt sehr energisch erklären 

würden, er sei ein Esel und habe das Verfahren einzustellen? 

Der Generalstaatsanwalt der Labour-Regierung, Sir Patrick Hastings, hat sein Vorgehen absolut bü r -

ge r l i ch  erklären wollen. Erstens sei Campbell Kriegsinvalide (ihm fehlen die Beine) und habe „aus-

gezeichnete Kriegsleistungen“ (war records) aufzuweisen; zweitens sei er nur stellvertretender Her-

ausgeber des „Workers Weekly“ gewesen; und drittens würde den [642] Kommunisten eine Strafver-

folgung sehr gut passen, da sie dann mit einem Märtyrer prahlen könnten. 

Die Kommunistische Partei hat in aller Oeffentlichkeit gegen diese alberne (und echt lakaienhafte) 

Begründung protestiert. Gen. Campbell sei durchaus verantwortlich für das, was im Aufruf stand, 
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weil er den Aufruf kannte und, entgegen der „entschuldigenden“ Behauptung des Generalstaatsan-

walts, Mitglied des Politischen Büros der Exekutive der englischen Komm. Partei sei. Nebenbei er-

innerten die Kommunisten boshaft daran, daß zwar Campbell zufällig ein Kriegsteilnehmer sei, dafür 

aber Macdonald im Kriege Pazifist und Kriegsgegner war und Leach sogar Kriegsdienstverweigerer 

(heute ist er Luftminister und bombardiert Mesopotamien). In Wirklichkeit hat Hastings das Verfah-

ren unter dem Druck der Arbeiter und seiner eigenen Parlamentsfraktionskollegen einstellen müssen: 

die Abgeordneten des linken (oder richtiger: nicht lakaienmäßigen, wenn auch stark illusionsbefan-

genen) Flügels der Labour Party, wie Marton, Lansbury und andere, haben gegen das Vorgehen des 

Generalstaatsanwalts (der Campbell zunächst einmal, wie es sich gehört, verhaften ließ) protestiert 

und erklärt, wenn solche Se l b s t ve r s t änd l i chke i t e n, wie die in dem Aufruf der KP gesagten, zu 

Verhaftungen führen, so müsse die halbe Parlamentsfraktion der Labour Party verhaftet werden. 

Die Bourgeoisie geht an die Campbell-Frage klassenmäßig heran. Die Labour-Minister versuchten, 

ihr Vorgehen mit windigen Phrasen als n i ch t-klassenmäßige Handlung darzustellen, und sub j ek -

t i v  hat diese Gesellschaft von durchtriebenen Gewerkschaftsbonzen, Sozialimperialisten vom 

Schlage Hendersons, Fimmens, Thomas’ oder Tom Shaws, von Sonntagpredigern und Imperialpazi-

fisten vom Schlage Macdonalds, Snowdens und Leachs sicher nichts klassenmäßiges im Auge ge-

habt, sondern im Gegenteil, den Fall so erledigen wollen, daß er möglichst ke i ne  Reibungen zwi-

schen den Klassen geben sollte. 

Die Arbeiterschaft wiederum ist rein klassenmäßig an diesen Fall herangegangen. 

Und dieser formal unbedeutende, unwesentliche Fall hat zur entscheiden den Niederlage Macdonalds 

geführt, welche das Ende einer ganz bestimmten Epoche in England bedeutet und das Ende einer 

ganzen Aera im Weltmaßstabe anzeigt. 

II. Die geschichtliche Bedeutung der ersten Macdonald-Regierung. 

Als die Labour-Regierung im Anfang des Jahres 194 gebildet wurde, begann die liberale Presse der 

ganzen Welt zu philosophieren. Alle sozialdemokratischen Redakteure tauchten ihre Federn in die 

Tintenfässer und „bewiesen“, daß ihre „Theorie“, eben die theorie- und prinzipienlose „Theorie“ des 

bürgerlichen Liberalismus, einen Sieg erfochten hätte, mindestens ebenbürtig dem Siege Wellingtons 

über Napoleon. (Der Sieg der „Freiheitskämpfer“ über den Unterdrücker bei Waterloo brachte ge-

schichtlich die Stabilisierung der schwärzesten Reaktion in Europa.) Alle bürgerlichen Schmocks und 

ihr lautester Teil, die sozialdemokratischen Lobpreiser des „ewigen“ Kapitalismus triumphierten: 

denn in England, dem zivilisierten, demokratischen, „europäischen“ (47.000.000 Einwohner in Eu-

ropa, 398.000.000 Einwohner außerhalb Europas!) England sei eine „Revolution“ friedlich, gesittet, 

manierlich, ohne Umsturz (Revolution heißt: Umwälzung), ohne Geräusch gemacht worden. Wie 

einfach ist das alles: Im Parlament wird ein Gentleman, wie Baldwin, geschlagen, darauf zieht eine 

Reihe anderer Gentlemen ein Harlekinskostüm an mit Kniehosen, weißen Strümpfen, Dreimaster und 

Degen, geht feierlich zu Seiner Majestät, küßt ihm feierlich die Pfoten – und die größte Revolution 

aller Zeiten ist gemacht; die Arbeiterklasse ist im größten Weltreich an der Macht („an der Macht“, 

sagten die Herrschaften wirklich), und Macdonald, der der Welt gezeigt, wie man „so was“ macht 

(Sonntags predigt man; Wochentags treibt man „Kultur“; in der Wahlperiode hält man Reden mit 

großen Versprechungen; ist als Gatte [643] „sittlich-religiös“; kennt weder Klassenkampf noch Klas-

senhaß, hält aber treue Freundschaft mit konservativen Möchtegern-Grafen, die einem mit Zwieback-

aktien und Automobilen aushelfen, und darauf – verteufelter Zufall – Grafen werden; wünscht weiß-

gardistische Putschisten wie Sawinkow vor deren Expeditionen persönlich zu sprechen – unter Gent-

lemen ist das üblich; hält treue Beziehungen zu „Parteigenossen“ aus Georgien aufrecht, wo Petro-

leum zu erben ist usw.), Macdonald ist der Prophet der Menschheit. Was ist Lenins wilde, „turkesta-

nische“, „asiatische“ Theorie und Praxis! Hier, Herrschaften, in England, herrscht der wahre Sozia-

lismus! (Die „Orientierung“ ist nach den ersten Freudenausbrüchen ein wenig verändert worden, auf 

den neuen Ehrenvorsitzenden der II. Internationale, den Faschistenorganisator „General“ Dawes.) 

Das war die Begleitmusik zu Macdonalds Regierungsantritt, und ganz schwache Resonanz fand sie 

sogar in einigen für solche Resonanz empfänglichen Kommunistenköpfen, die Neigung zu einer 
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„Verbesserung“ der Marx’schen und Leninschen Methoden zeigten, von wegen der „besonderen Ver-

hältnisse“ in Westeuropa. 

Der Spuk ist überall vorbei. Keiner der kapitalistischen Soldschreiber aus der II. Internationale wird 

mehr, ohne Hohngelächter zu erregen, behaupten können, Macdonald habe in England den Sozialis-

mus eingeführt oder auch nur den Versuch gemacht, „sozialistische Politik“ zu treiben. (Was ist das 

übrigens? Muster Noske, Muster Sakasow, Muster D’Aragona, Muster Albert Thomas, Muster 

Vandervelde, Muster Otto Bauer oder Muster Lensch? Hilferding, der in England „sozialistische Po-

litik“ sieht, sollte es sagen.) Haben doch Macdonald, Snowden, Thomas, Leach hundertmal betont, 

daß davon keine Rede ist, und haben doch Konservative und Liberale ihnen das höhnisch bestätigt. 

Aber nachdem diese Episode beendet ist, muß man nochmals feststellen, was sie zu bedeuten hatte. 

Zunächst bedeutete das Aufkommen der Macdonald-Regierung n i ch t  e i nen  S i eg  de r  Ar be i -

t e r k l a s s e. 

Die Parlamentswahlen vom November 1923 spiegelten auch in England die Störung des sozialen 

Gleichgewichts wieder, die Verschiebung der Klassenverhältnisse und Klassenkräfte. Die englische 

Bourgeoisie, die an ihrer Herrschaft zähe festhält, ist zweifellos geschwächt, wie das ganze System 

des englischen Kapitalismus und des englischen Imperiums mitsamt dem System des Weltkapitalis-

mus gestört, aus dem Gleichgewicht gebracht ist. 

Die englische Arbeiterklasse ist zweifellos als Klasse stärker und bewußter geworden. Denn die 

Schwächung des englischen Kapitalismus war die Schwächung der britischen Monopolstellung; 

durch Konkurrenz (Vereinigte Staaten), durch Industrialisierung von Kolonien und Dominions, durch 

zentrifugale Tendenzen der Dominions und Kolonien, durch die Zerstörung der europäischen Märkte 

wurde der früher monopolistische selbstherrliche Wucher- und Räuberstaat England, diese kleine In-

selmetropole des riesigen Weltreiches, zu einem um seine Monopolstellung schwer (und ziemlich 

aussichtslos) ringenden Nebenbuhler des jüngeren und frischeren Räubers Nordamerika degradiert. 

D i e  Ex t r ap r o f i t e  aus  de r  ko l on i a l en  E r p r e s sung  und  dem  Wel tm ar k t m onopo l  

wur den  e rheb l i ch  be schn i t t e n; damit ging die Möglichkeit der bequemen Korrumpierung der 

Arbeiter in der Metropole zum großen Teil verloren. Die Arbeitslosigkeit und Wohnungsnot in Eng-

land blieben permanent. Nichts steigert aber so sehr die Nachdenklichkeit der Arbeiterklasse wie 

Arbeitslosigkeit. Die englische Arbeiterklasse, die seit der Chartistenbewegung, also seit 75 Jahren, 

keinerlei revolutionäre Bewegung mehr erlebt hat, begann, sich auf sich selbst zu besinnen. Sie griff 

sogar aktiv und höchst unparlamentarisch in die Politik ein, als die Herren Lloyd George und 

Churchill nach Kriegsende noch neue, „völkerbefreiende“ (Interventions-)Kriege gegen Sowjetruß-

land führen wollten („Hände weg von Rußland!“). Sie trennte sich, immer noch stark, ja fast voll-

kommen von parlamentarisch-[644]demokratischen Illusionen umfangen, immer stärker von den li-

beralen und konservativen Parteien und gab bei Wahlen ihre Stimmen für die Labour Party, die in 

ihrer Politik sich nur durch Redensarten von den bürgerlichen Parteien unterschied. 

Die englische Bourgeoisie hatte theoretisch nur d r e i  Mögl i chke i t e n, innenpolitisch aus der im-

mer deutlicher und drohender werdenden Krise herauszukommen zu versuchen. Die erste absolut 

unmögliche „Möglichkeit“ wäre: tatsächlich zugunsten der Arbeiterklasse „abzudanken“, aller poli-

tischen und ökonomischen Macht zu entsagen. Diese „Möglichkeit“ ist nur in einem völlig untheore-

tischen Sinn „theoretisch“ vorhanden: wenn man Theorie in der blauen Luft macht. Denn noch nie 

und nirgends hat eine herrschende Klasse freiwillig „abgedankt“, noch nie und nirgends hat eine 

herrschende Klasse das Bewußtsein davon besessen, daß ihre Uhr abgelaufen ist, noch nie und nir-

gends ist eine neue, jüngere Klasse zur Macht gekommen, ohne sich diese Macht zu nehm e n. Nur 

in den Heugehirnen sozialdemokratischer Redakteure konnte der alberne und die Leser beleidigende 

(und natürlich nur zu Verdummungszwecken ausgesprochene) „Gedanke“ aufkommen, daß die eng-

lische Bourgeoisie sozusagen aus historischem Edelmut und tiefer Einsicht sowie vermöge der eben 

nur zivilisierten Englishmen eigentümlichen Anständigkeit („fairness“) freiwillig der Arbeiterklasse 

Platz gemacht habe mit der Geste: „Bedienen Sie sich! hier ist das britische Imperium, hier der Staats-

apparat, hier die Wirtschaft; tun Sie, was Sie für richtig halten, wir aber werden uns fügen, weil wir 
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keine Asiaten sind, die um solche Kleinigkeiten Bürgerkriege führen, sondern Engländer, die für ihr 

Reich leben und sterben. Und nur ein Narr konnte glauben, daß eine Arbeiterklasse zur herrschenden 

Klasse werden kann, wenn und weil einige reformistische „Führer“ (lies: Marionetten der Kapitalis-

ten und in ihren Regierungsämtern der Ressortbeamten) sich Hofuniformen anzogen und vorzügliche 

Titel, wie Sir, Minister oder Lord der Admiralität bekamen, und weil „Königs“ sie gut behandelten, 

wofür dann Damen, wie Mrs. Snowden, Bücher über den König schrieben, der wirklich sehr nett sei. 

(Das ist dieselbe „kluge“ Mrs. Snowden, der Sowjetrußland 1921 so ganz und gar mißfallen hat.) 

Die zweite Möglichkeit der englischen Bourgeoisie wäre die in Italien, Bulgarien, Spanien, Deutsch-

land angewendete faschistische Methode gewesen. Diese durchaus praktische Methode, die von jeder 

Bourgeoisie angewendet wird, sowie ihre Klassenherrschaft ernsthaft bedroht wird, ist in England 

noch n i ch t  angewendet worden. Sie ist noch  eine „theoretische“ Möglichkeit. Sie wird von der 

(„zivilisierten“ usw.) englische Bourgeoisie s e l bs t ve r s t änd l i ch  ebenso angewendet werden, wie 

sie von der unzivilisierten bulgarischen Bourgeoisie oder halbkolonialen chinesischen Handelsbour-

geoisie angewendet wird, sowie die Gefahr für die Bourgeoisie brennender wird. Die Bourgeoisie 

schafft sich dann ihren Faschismus, sei es einen illegalen, sei es einen legalen, sei es sogar einen, 

„demokratisch-sozialistisch-liberalen“ nach Art des deutschen Reichsbanners, dem selbst Gestalten 

wie Quidde oder Gerlach nur mit tiefer Rührung zusehen können. 

Die dritte Möglichkeit, die, welche die englische Bourgeoisie angewendet hat, ist die Me t hode  de r  

Sche i nkonzes s i onen  und  de r  Ausnu t zung  de r  Re f o r mi s t en  („Arbeiterführer“, lies: wil-

ligen Lakaien und gläubigen Anbeter der Bourgeoisie, ihres Systems, ihrer Methoden und sogar ihrer 

Uniform, sei es Frack, Barttracht, Shimmyschuh oder Sprechweise usw.). Das ist die Methode der 

Verwandlung der Sozialdemokratie in die dritte Partei der Bourgeoisie durch „Streicheln“ und „Her-

anziehen“ zur „Verantwortung“. 

Diese Möglichkeit hat die englische Bourgeoisie mit vollem Bewußtsein, mit großem Geschick er-

griffen – aber mi t  e i ne r  Be r echnun g, d i e  s i ch  im  Endr e su l t a t  a l s  f a l sch  e r we i sen  

wi r d. 

Will man die Episode der ersten englischen „Arbeiterregierung“ ganz verstehen, so darf man ihr Ent-

stehen und Wirten nicht nur im englischen [645] Maßstab betrachten. Diese „Arbeiterregierung“ ist 

charakteristisch für eine ganze Aera, für eine Episode im Weltmaßstab. 

Die inneren Schwierigkeiten der englischen Bourgeoisie wurden und werden kompliziert durch die 

äuße r e n; all diese Schwierigkeiten sind i nne re  Schwierigkeiten des ganzen Systems des Weltka-

pitalismus, a l so  i n Wi r k l i chke i t  innere, unau f l ö sba r e  Wi de r sp r üch e. Die englischen 

Schwierigkeiten finden sich, dem Wesen nach, in j edem  nationalen kapitalistischen System wieder. 

Desha l b  ist diese Episode wirklich charakteristisch für eine allgemeine Aera. 

Welches waren die Schwierigkeiten der englischen Bourgeoisie? 

Die allgemeinen Schwierigkeiten der Weltbourgeoisie: Zerreißung des Weltmarktes und Kampf, 

neuer, erbitterter Kampf um die einzelnen Weltmarktgebiete (am brennendsten in Südamerika, Ost-

asien und – Europa); Kampf um die Rohstoffe (am brennendsten um Petroleum und Kautschuk); 

Kampf um die Vorherrschaft in Europa (anfangs insbesondere Kampf England-Frankreich, jetzt 

Kampf der Vereinigten Staaten gegen England und  gegen Frankreich und, verbündet mit be ide n, 

Kampf gegen den Einfluß Rußlands); Budgetschwierigkeiten, Kriegsschuldenfrage (interalliiertes 

Schuldenproblem, insbesondere zwischen Frankreich, USA, England; Reparationsfrage mit ihrem 

Rattentönig von no t wend i gen  Verwicklungen und Reibungen der Sieger untereinander); soziale 

Schwierigkeiten (Arbeitslosigkeit in England, Deutschland, Tschechoslowakei, Farmerproblem in 

Amerika, Lohnfragen überall, Beamtenfragen und Steuerfragen in Frankreich, Agrarfragen auf dem 

Balkan, in Polen); nationale Fragen (in Irland, Indien, Aegypten; für die Vereinigten Staaten in Mit-

telamerika, auch auf den Philippinen; für Frankreich in Indochina, auch in Afrika; für sämtliche neuen 

Staaten, für den Balkan; dazu die neua r t i ge  na t i ona l e  F rag e: die der Industriekolonie Deutsch-

land; die „Mandats“nationen, wie Mesopotamien usw.); Agrarfragen (für England soga r  in England 
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selbst, dazu auf Irland; die Farmerfrage und die Agrarkrise in USA; die Steuerfrage in Frankreich; 

die Agrarkrise in Deutschland; dazu die Krisen auf dem Balkan; die Agrarfrage in Italien); und dazu 

die drohende Frage der europäischen Revolution, der Kolonialrevolution, der revolutionären Bewe-

gungen, zentriert um Sowjetrußland. 

Diesem – keineswegs vollständigen – Komplex von Fragen stand die englische Bourgeoisie hilflos 

gegenübet. Sie hatte und sie hat kein Mittel, die Arbeitslosigkeit und die Wohnungsnot in England 

auch nur zu lindern. Sie hatte unter Bonar Law und Baldwin eine Politik Frankreich gegenüber ge-

trieben, welche zwar aus Verlegenheit mit dem Namen „vollkommene Isolierung“ des poincaristi-

schen Frankreich belegt wurde, deren Resultat aber trotz allem die Annexion des Ruhrgebiets durch 

Frankreich war, der erste und wichtigste Schritt zur Schaffung des europäischen kontinentalen Mon-

tantrusts unter französischer Führung, der erste und wichtigste Schritt zur Erdrosselung der engli-

schen Montan, Eisen- und Maschinenindustrie. 

Sie hatte die zentrifugalen Tendenzen der Dominions nicht aufhalten können, trotz Reichskonferenzen 

und trotz aller schüchternen Versuche, Schutzzölle auf dem Umweg über Vorzugszölle für dominiale 

Krabben, Lachse, Ringäpfel, Pflaumen und ähnliche Produkte einzuführen. Sie hatte die notwendigen 

See- und Luftrüstungen nicht durchführen können, gestört durch das „oppositionelle“ Geschrei und 

pazifistische Getue der Labour Party und eines Teils der Liberalen sowie durch die welthistorische 

Niederlage beim Abschluß des Washingtoner Flottenabkommens mit dem Schlüssel 5 : 5 : 3 für USA-

England-Japan. 

Die englische Bourgeoisie, parlamentarisch ohne feste, einheitliche Mehrheit, beschloß in dieser Si-

tuation „die Großmäuler aufs Rathaus“ zu schicken. Das war ein großzügiges s t r a t eg i s ches  Ma-

növer. Ein Manöver, welches 1918/19 die deutsche Bourgeoisie mit Erfolg angewendet hat. 

[646] Der Sinn des Manövers war dieser: an die Spitze des Regierungsapparats, der in seiner Gesamt-

heit na t ü r l i ch  (Heer, Polizei, Justiz, Kirche, die in England eine riesige Rolle spielt, Schule, Presse) 

unange t a s t e t  bleibt, eine reine Arbeiterregierung zu setzen, welche den  Soz i a l i sm us  d i sk r e -

d i t i e r en  soll, die englischen Ar be i t e r  durch ihre praktische imperialistische Politik im pe r i a -

l i s t i s ch  mache n soll, an den von der englischen Bourgeoisie ungelösten Problemen sich versuchen 

soll (was beispielsweise der Verbindungen der II. Internationale wegen von Vorteil sein kann, wie 

der ideologische Schwindel des Pazifismus sowie die hündischen Anpreisungen des Dawesplanes 

zeigen), welche einen gefälligen „r o t en  Sch i r m“ (Fimmens Ausdruck) vo r  de r  Räube r po l i t i k  

in den Kolonien und den hinter diesem Schirm fieberhaft getriebenen Kriegsrüstungen abgeben, und 

welche S t r e i k s  und revolutionäre Bewegungen im Mutterlande mit Waffengewalt und süßer Ueber-

redung n i ede r sch lagen  soll. 

Die englische Bourgeoisie rechnete damit, daß der größte Teil der Arbeiter-„Führer“ korrumpiert 

werden würde, worin sie sich bestimmt nicht getäuscht hat (siehe die früheren Beispiele: Millerand, 

Viviani; alle deutschen Sozialdemokratenführer, Vandervelde, Mussolini usw.); die englische Bour-

geoisie rechnete damit, daß sie zur Bourgeoisie offen übergehen würden und dabei einen großen Teil 

der Arbeiter, vielleicht sogar alle, mitbringen würden; wenn sich dann die Herrschaft der Bourgeoisie 

stabilisiert hätte, könnte man die Lakaien mit dem wohlverdienten Tritt belohnen (siehe Deutsch-

land), falls sie nicht (siehe Millerand, Lensch, Mussolini) den ganzen  Weg zur Bourgeoisie zurück-

legen würden. 

Abe r  h i e r  ha t  s i ch  d i e  eng l i sche  Bour geo i s i e  genau  s o  ge t äusch t, w i e  d i e  deu t -

s c h e, italienische und jede andere. Die Rechnung ist so schlau, daß sie, mit Verlaub zu sagen, saudumm 

wird. Denn sie macht die idiotische Voraussetzung, welche alle bürgerlichen Theoretiker mehr oder 

weniger machen, daß nämlich die Klassen eine für die Agitation von „Hetzern“ gemachte Erfindung 

seien, daß der Kapitalismus eigentlich ein schönes harmonisches System sei und daß, da Gott selbst es 

so gewollt habe, daß der eine herrsche, der andere sich ausbeuten lasse, jener Teil dieses „harmoni-

schen“ Systems, der aus dem sogenannten Proletariat besteht, sich schon beruhigen werde, wenn man 

ihm genügend blauen Dunst vormache oder blaue Bohnen einverleibe. Die schlaue Politik und das 

große Manöver ist hier dem W e s e n  nach falsch, eben jener idiotischen Voraussetzungen wegen. 
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Der Bourgeois ist immer „idealistisch“, wenn es nichts kostet, und die Bourgeoisie liebt, nach den 

Tagesmühen des Profitmachens durch, „idealistisches“ Geschwätz, Theater, Kino, sich erbauen zu 

lassen. Das Proletariat aber ist eine schlechthin materialistische Klasse. Die Klassen sind überdies 

verdammt real, so viel blödes Gerede auch über „Volksgemeinschaften“, Gesamtinteressen des Volks 

gemacht wird. Und die Klassengegensätze im kapitalistischen System, zumal in seiner imperialisti-

schen Phase und zumal, wenn diese letzte Phase der kapitalistischen Entwicklung ins Krisenstadium 

getreten ist, sind nicht nur nicht überbrückbar, sondern wachsen immer schneller. 

Dazu kommt aber noch, daß zwar die englische Bourgeoisie (wie jede andere, die ihre Pappenheimer 

kennt), sich durchaus nicht täuscht in der Bewertung und Beurteilung der wackeren Reformisten, die 

sich wahrhaft alle Mühe geben, die Arbeiterklasse von „schädlichen Gedanken“ an Klassenkampf. 

Revolution und ähnliche „Dummheiten“ abzubringen, daß aber die so materialistische Klasse der 

Arbeiter nicht nur trotz, sondern auch wege n der redlichen Knechtsarbeit der Reformisten sowohl 

auf jene „schädlichen Gedanken“ wie auch auf deren praktische Durchführung gestoßen wird. 

Und nun schon gar die kompakte Arbeiterklasse in England, wo 90 Prozent der Bevölkerung in Städ-

ten wohnen! In England, wo die Arbeiterschaft ihre erdrückende Mehrheit tagtäglich phys i sc h 

[647] spürt, wo in den Großstädten die krassesten Gegensätze zwischen der schäbigen Armut der 

Arbeiterpferche, die Wohnungen genannt werden, und dem ausschweifenden Luxus einer satten 

Großbourgeoisie bei Vorhandensein einer „Arbeiterregierung“ notwendigerweise auf „schädliche 

Gedanken“ bringen müssen, zumal 1¼ Millionen Arbeitslose seit Jahren ein klägliches Dasein fristen. 

Die englische Bourgeoisie hat sich garstig verrechnet. Sie spekulierte nur auf die Korrumpierung der 

Arbeiterklasse. Aber die Resultate in dieser Richtung, die selbst ve r s t änd l i ch  vorhanden sind, 

stehen in gar keinem Verhältnis zur Rad i ka l i s i e r ung  des englischen Proletariats und zum Fort-

schritt in seiner Differenzierung und Politisierung in der Richtung, die von reformistischen und par-

lamentarischen Illusionen und von den korrupten Spitzen der Arbeiteraristokratie wegführt und, daran 

kann kein Marxist zweifeln, ebenso  we i t  f o r t f üh r en  wi r d, w i e  im „a s i a t i s che n“ und „un -

z i v i l i s i e r t e n“ Ruß lan d. 

Wenn ein englischer Bourgeois die Anekdote erzählt, ein „Arbeiterminister“ sei jetzt gegen weitere 

Besteuerung großer Einkommen; denn jetzt, wo er ein Einkommen habe, das ihm früher als uner-

reichbar erschien, sähe er, wie groß die Ausgaben für Einkommen- und Zusatzsteuern, Miete und 

Haussteuer seien, für Wohltätigkeitsbeiträge, Reisen „und andere Ausgaben, die man als überarbei-

teter Mann sich einfach leisten muß“, sähe er auch, daß nichts fürs Sparen und für Sonderausgaben 

übrig bleibt – wenn der englische Bourgeois das erzählt, so ist das doch wahrhaftig nichts im Ver-

gleich zu der immer stärker erschallenden Fo r de rung  nac h de r  Na t i ona l i s i e r ung  de r  Ber g -

wer ke  und  E i s enbahne n. Der Appetit kommt beim Essen. Der Herr Minister muß sich „Ausga-

ben leisten“, denn er ist „ein überarbeiteter Mann“. Gut, er ist korrumpiert, wahrscheinlich nicht ein-

mal sich bewußt dieser Korruption. Aber die ganze Kl a s se  verlangt nach E i nnahm e n, und sie 

sieht den Herrn Minister keineswegs lange mit Wohlgefallen erhöhte „Ausgaben“ machen, wenn er 

der K l a s se  nicht ermöglicht, erhöhte E i nnahm e n zu machen, die materiellen Grundlagen der 

Existenz zu verbessern. 

Mag ein anderer Minister, wie derselbe Engländer erzählt, tatsächlich seinem Unterstaatssekretär ge-

sagt haben, „er wünsche sich seine paar Groschen leicht zu verdienen und daher mit allem Kleinkram 

möglichst verschont zu werden“. Es ist vollkommen gleichgültig, ob einer der Herren sich um den 

„Kleinkram“ kümmern will oder nicht; denn die Maschinerie der Regierung lenken ja doch andere 

Leute, Leute de r  Klasse, welche diese Maschine gebaut hat, welcher diese Maschine gehört und dient 

und i m me r gehören und dienen wird, bis sie zerstört ist. Aber die K l a s se  wird zu „ihren“ Ministern 

immer lauter sprechen, obwohl sie schon jetzt laut genug spricht; sie wird verlangen, daß sie en t -

wede r  die Staatsmaschine zugunsten der Arbeiterklasse umstellen; und hier werden „ihre“ Minister 

ihren Bankrott ansagen müssen um so eher, je g r öße r  die Zahl der Parlamentsabgeordneten der 

Labour Party ist, und  a m  ehes t e n, wenn  d i e  Labour  P a r t y, was  w i r  nu r  wünschen  kön -

ne n, e i ne  Mehr he i t  i m  Pa r l am en t  e r hä l t. Ode r  aber die Arbeiterklasse wird den Ministern, 
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die sich heu t e  noch hinter der fehlenden Parlamentsmehrheit verschanzen, kurz und grob und hand-

greiflich erklären, daß sie Schwindler sind und den anderen, absolut unreformistischen Weg gehen. 

Und das wird so sicher geschehen, wie zwei mal zwei vier ist. 

Da s  beginnt die englische Bourgeoisie auch zu begreifen, und ihre klügsten Führer haben das zwei-

fellos vo l lkom m en  begriffen. 

Es ist falsch, zu behaupten, daß die englische Bourgeoisie den Kampf gegen die Labour-Regierung 

aufgenommen habe, weil diese bereits alles erfüllt habe, was ihr als Aufgabe von der Bourgeoisie 

zugewiesen war. S i e  ha t  noch  l ange  n i ch t  a l l e s  e r f ü l l t. Ihre Hauptleistung war der Abschluß 

des Londoner Dawes-Pakts. Aber hier hat sie so große [648] Konzessionen an den französischen 

Imperialismus machen müssen, und der Dawesplan ist so ungünstig für große Teile der englischen 

aus sch l aggebenden  Unternehmer, daß die englische Bourgeoisie auch  abwägen muß, ob sich 

das ganze noch lohnt, zumal i n  Wi r k l i chke i t, d. h. nicht auf kurze Sicht gerechnet, die Konzessi-

onen nicht an Frankreich, sondern an den nordamerikanischen Konkurrenten gemacht worden sind, 

der nur das imperialistische Frankreich (des „Pazifisten“ Herriot und der Sozialdemokraten Blum, 

Boncour, Renaudel, Faure) gegen England ausnutzt. Die Regierung Macdonald hat auch auf der be-

rühmten Völkerbundskonferenz nicht wesentlich mehr geleistet, als eine konservative Regierung ge-

leistet hätte. Zwar ist es lobenswert, daß sie durch den Mund der II. Internationale neue gegenrevo-

lutionäre Kriege predigen ließ, aber sie hat doch keine Frage gelöst. Wede r  Kr i eg  noch  F r i ede n, 

das ist in einem für die Bourgeoisie so schwierigen Augenblick e i n  Ve r sage r, aber keine Leistung. 

Sie hat auch ihre Haup t au f gabe  noch  n i ch t  e r f ü l l t: die Rüstungen Englands und die brutale 

Niederschlagung aller Kolonialaufstände, welches Geschäft sie viel energischer betreibt, als es Cur-

zon bei Vorhandensein der Opposition tun konnte. Bei d i e sen  Leistungen ist die Labour-Regierung 

von der gesamten Bourgeoisie begeistert belobt und unterstützt worden, und nur einige „Quertreiber“ 

(schottische Abgeordnete und Lansbury) im Parlament – sowie die wachsende Minde r he i t sbe -

wegung  i n  den  Gewer kscha f t en  opponierten. 

Aber diese Minderheitsbewegung ist das Barometer für den Differenzierungs- und Radikalisierungs-

prozeß der englischen Arbeiterschaft, und das begreift die englische Bourgeoisie ebenso ausgezeich-

net, wie die Macdonald, Snowden, Henderson, Thomas, Shaw, Cramp und wie die Spitzen der La-

bour-Party, Independent Labour-Party und Trades Unions heißen mögen. Nur die stupiden kontinen-

talen „Führer“ der zweiten und der Amsterdamer Internationale begreifen das nicht oder tun so, als 

ob sie es nicht begriffen. 

Die englische Bourgeoisie aber ha t  verstanden, was der Huller Gewerkschaftskongreß bedeutet, was 

das Eintreten für den russischen Vertrag, was die immer stärker werdende Forderung der Vereinigung 

mit den russischen Gewerkschaften in einer wirklich internationalen Internationale. Die englische 

Bourgeoisie hat all das vorzüglich verstanden. Nicht umsonst schlugen „Times“ und „Morning Post“, 

die führenden konservativen Blätter, tagtäglich Alarm über die „bolschewistische Gefahr“. Natürlich 

war das Agitation; aber Agitation getrieben von den durch Jahrzehnte geschulten Organen einer durch 

Jahrhunderte geschulten herrschenden Klique der ältesten Bourgeoisie. O, sie hat einen bewunderns-

wert seinen Klasseninstinkt, diese Bourgeoisie der Warren Hastings, der Wellington, der Beacons-

field, der Chamberlain, der Rhodes, der Curzon, der Kitchener, der Milner, der Cromer, der Churchill, 

der Lloyd George, der Baldwin. Und will man ein zweites Barometer haben, so sehe man sich das 

Ve r ha l t en  de r L i be ra l en  an. Wenn man das Ueberlaufen des vielgewandten Herrn Churchill zu 

den Konservativen (seines traditionell überläuferischen Charakters wegen) nicht für symptomatisch 

ansehen will, so ist der Umfall Asquiths in der Frage des russischen Vertrags ganz gewiß ein Symp-

tom: d i e  ganze  eng l i s che  Bour geo i s i e  spü r t  d i e  Ve r sch iebung  i nne r ha l b  de r  eng -

l i s chen  Ar be i t e r k l a s se  und  sch l i eß t  d i e  Pe r i ode  de r  „Harm on i e“ a b. Dieser Akt ist 

aus, es beginnt der Tragödie zweiter Teil. Kampf der Klassen bis aufs Messer. 

Und will man schließlich noch eine dritte Bestätigung haben, so sehe man die Entscheidung der La-

bour-Konferenz über die Mitgliedschaft der Kommunisten an. Die Reformistenführer haben deren 

Ausschluß nicht der Schwäche der kommunistischen Bewegung wegen durchgesetzt, sondern aus 
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Furcht vor der schnellen Radikalisierung und in der (albernen) Hoffnung, damit der Bourgeoisie einen 

gutbezahlten Dienst zu erweisen. Sie werden [649] sich gewaltig täuschen: die kommenden Ausei-

nandersetzungen werden sie von den Massen trennen, die sie, die Lakaien der Bourgeoisie, von dem 

„schädlichen“ Einfluß der Kommunisten trennen wollen. 

* 

Der Beginn jenes neuen Altes in der englischen Tragödie bedeutet gleichzeitig das Ende der ganzen 

pazifistischen Aera. 

Denn wenn auch wahrscheinlich bei den Wahlen die Labour-Party Erfolge haben wird und nach den 

Wahlen eine neue Regierung Macdonald stellen wird, wird die Rolle dieser eine ganz andere sein, als 

die der ersten. 

Das Kriegsbeil ist in England ausgegraben zwischen den Klassen. Es wird nicht durch eine Wahl 

wieder begraben werden. 

Die Macdonald und Konsorten werden sicher versuchen, nach den Wahlen „weiterzuwursteln“, als 

ob nichts geschehen sei. Aber die Bourgeoisie wird vollkommen anders zu dieser Regierung stehen, 

als vor den Wahlen. Auch das Proletariat wird anders zur Regierung stehen. Macdonald ging konse-

quent nach rechts, die Massen nach links. Nach den Wahlen wird Macdonald im Loch zwischen den 

Klassen sitzen. 

Die Bourgeoisie aber wird dann ganz anders „kritisieren“ als bisher. Sie wird die Außenpolitik kriti-

sieren, die sie bisher (mit Recht) belobt hat; denn nach der „Befriedung“ Europas sind für England 

außenpolitisch keine Lorbeeren mehr zu holen, e s  s e i en  denn  k r i ege r i s ch e, für welche die Rüs-

tung noch ungenügend ist. Sie wird die Innenpolitik kritisieren, und das nicht nur mit Worten, sondern 

ganz sicher durch Scha f f ung  f a sch i s t i s che r  Or gan i s a t i one n. Denn die Streikwelle wird 

nicht abnehmen, sondern, im Zusammenhang mit der Forderung der Nationalisierung, wachsen. 

Die Labour Party geht in den Wahlkampf mit der zweideutigen Parole der Nationalisierung der Berg-

werke und Eisenbahnen. Die kleinen Reformisten verstehen darunter: Auskaufen, wobei die Besitzer 

der Gruben und Bahnen glänzende Geschäfte machen sollen und würden. Die Arbeiter aber werden 

durch keinerlei „Vernunftgründe“ zu überzeugen sein, daß man den Räubern auch noch zahlen muß, 

wenn man ihnen den Raub abnimmt. 

Die Labour Party geht in den Wahlkampf mit dem erneuten Versprechen, die Arbeitslosigkeit zu 

mildern, und verdoppelt dieses Versprechen mit ihrem Kampf für den russischen Vertrag, aus dessen 

Wirkungen sie Wunder für die Arbeitslosen verspricht. Die Bourgeoisie wird aber zur Anleihe an die 

Sowjetunion gezwungen  werden müssen, und die Arbeiter werden zu diesem Zwang bereit sein. 

Sie werden ihre Klasseninteressen keinesfalls beschneiden um der Forderung von Anleihespekulan-

ten willen, zumal die Arbeiter und Bauern Rußlands den „gerechten Forderungen“ dieser Zwangs-

gläubiger i h r e  Forderungen entgegensetzen werden, die aus den Schädigungen durch die tugendhaf-

ten englisch-weißgardistischen Interventionen stammen. Die Sympathie für Sowjetrußland ist groß 

in den englischen Massen. Sie wird durch den Wahlkampf nur wachsen und zu einer Sympathie für 

den Bolschewismus werden. Denn Herr Macdonald führt – welch ein Witz der Geschichte – seinen 

Wahlkampf ob j e k t i v  für die Bolschewiki und den Bolschewismus. 

Aber wenn der Wahlkampf beendet sein wird, wird diese Kleinbürgerregierung bestimmten Kurs 

nehmen müssen: en t wede r  den konservativen, und dieser bedeutet jetzt Kr i eg  als Ablenkung von 

den weltimperialistischen und von den innenenglischen sozialen Konflikten, Krieg gegen Sowjetruß-

land und Krieg gegen das eigene Proletariat, in beiden Fällen K l a s senk r i e g; ode r  den Arbeiter-

kurs, und dieser bedeutet Krieg gegen die eigene Bourgeoisie, die expropriiert werden muß. Die Lage 

einer neuen Arbeiterregierung wird also abso l u t  ande r s  sein als bisher. 

[650] Macdonald mit den Seinen wird versuchen, ke i nen  der beiden Wege zu nehmen. Er wird sich 

dabei genau so den Hals brechen wie die Reformisten in Rußland und in Deutschland. 
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Natürlich weiß niemand von uns welches das Tempo der englischen Entwicklung sein wird. Das 

hängt von vielen Umständen ab: von der Haltung der englischen Bourgeoisie, von der Schaffung 

einer aktiven, führenden kommunistischen Massenpartei, von der Verschärfung der englischen Krise, 

von der Zuspitzung der imperialistischen Gegensätze (England-Frankreich, England-USA), von der 

Entwicklung in Deutschland und auf dem Balkan. Über die Tendenz  der Entwicklung und die 

Hauptstationen ihres Ablaufs kann man schon heute deutlich sehen und nennen. 

Dieses Schwanken einer zweiten „Arbeiterregierung“ wird das Ende der Aera des Pazifismus im 

Weltmaßstab beschleunigen. Diese Aera beruhte zum großen Teil auf der Existenz einer „gesicher-

ten“ Regierung der zweiten Internationale in England. Sowie in England die Krisenzustände dauernd 

und heftig werden, ist die Ideologie des Pazifismus tödlich verwundet. Die Kriegsmöglichkeiten wer-

den noch  größer als jetzt; die Wirkung auf Frankreich wird nicht ausbleiben, wo die schärferen 

Imperialisten die innere Schwächung Englands benutzen und verstehen werden; Deutschland wird zu 

einem Tummelplatz der Intriguen imperialistischer Agenten aller Staaten werden, wie jede Halbko-

lonie, die die Räuber „friedlich durchdringen“; die Vereinigten Staaten werden erst recht stark vor-

stoßen, in Ostasien wie in Zentral-Süd-Amerika und Europa; es werden sich neue Koalitionen und 

Mächtegruppierungen anbahnen, kurz, wir stehen vor der Aera des Hexenkessels, deren Ende nur 

e i n  neue r  We l t k r i eg  sein kann, falls sie nicht an entscheidenden Stellen durch die siegreiche 

Erhebung des Proletariats abgekürzt und beendet wird. 

* 

Mögen die Pazifisten und Reformisten sich mit der wachsenden „Weltvernunft“ trösten, die aus dem-

selben Topfe wie das „Weltgewissen“ des Herrn Dawes brodelt. Wir Kommunisten sehen, daß die 

kurze Episode der pazifistischen Weltmaskerade abläuft und richten uns danach ein. 

* 

Die Rede des Genossen Smeral und die Aufgaben des Parteitages der KPTsch.  
(Die Bedeutung der tschechoslowakischen Parteidiskussion.)  

Von D. M a n u i l s k i. 

Moskau, 15. Oktober 1924. 

In den tschechischen kommunistischen Blättern, die in Moskau eingetroffen sind, ist die große Rede 

Smerals veröffentlicht, sein Beitrag zur Diskussion in der tschechoslowakischen kommunistischen 

Partei nach dem V. Weltkongreß. Genosse Smeral war bis zuletzt der einzige von der Führung der 

tschechoslowakischen Partei, der sich in tiefes und dauerndes Schweigen gegenüber den die tsche-

chischen Genossen quälenden Zweifeln und Fragen hüllte. Schon dieser Umstand allein zwingt alle 

jene, die lebhaft am Schicksale der tschechischen Partei und der tschechischen Arbeiterbewegung 

interessiert sind, die die Qualen der Partei mit leiden, das Auftreten des Genossen Smeral aufmerksam 

zu verfolgen. Die tschechoslowakische kommunistische Partei ist eine der stärksten Sektionen der 

KI. Obgleich die Bevölkerung der Tschechoslowakei bloß 13½ Millionen zählt, hat die KPTsch bei-

nahe ebensoviel Mitglieder wie die deutsche Sektion, die über die Tradition einer Massenorganisation 

verfügt. Die KPTsch ist, was die Mitgliederzahl betrifft, beinahe doppelt so stark wie die KP Frank-

reichs. Ihrer sozialen Zusammensetzung nach ist sie eine rein [651] proletarische Partei. Die nicht 

proletarischen Elemente bilden eine verschwindende Minderheit. Man kann ohne jede Uebertreibung 

sagen, daß die tschechoslowakische Sektion zweifellos zur Kerntruppe der KI werden wird, wenn es 

unseren tschechischen Genossen in der nächsten Zeit gelingt, gewisse sozialdemokratische Ueber-

bleibsel in der Partei, die Erbschaft der alten österreichischen Schule, auszumerzen, wenn es ihnen 

gelingt, ihre Kampffähigkeit zu erhöhen. Alles Lebendige und Revolutionäre in der internationalen 

Arbeiterbewegung verfolgt deshalb mit der allergrößten Aufmerksamkeit die tschechische Parteidis-

kussion und ist fest überzeugt, daß diese Diskussion die Partei stählen, daß sie die revolutionäre 

Kampffähigkeit der Partei steigern wird. Die tschechische Parteidiskussion ist kein persönlicher 

Kampf in irgend einer Provinz, kein Kampf einiger Führer um den persönlichen Einfluß. Die tsche-

chische Parteidiskussion geht um die grundlegende Frage des revolutionären Kampfes in der Tsche-

choslowakei, wenn auch möglicherweise bei der Fragestellung Fehler unterlaufen sind. Sie geht um 
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die Frage: Wer wird in der nicht fernen Zukunft siegen? Die faschistische Diktatur der tschechischen 

Bourgeoisie über das Proletariat, die Bauernschaft und die unterdrückten Nationalitäten (Slowaken, 

Deutsche, Ukrainer und Ungarn) oder die Arbeiter- und Bauernregierung, d. h. die Regierung der 

Arbeiter im Bunde mit den linken revolutionären Elementen der Bauernschaft und mit den von der 

tschechischen Bourgeoisie unterdrückten werktätigen Massen anderer Nationalitäten. So steht die 

Frage in der Tschechoslowakei. Sie ist kein Problem von bloß abstrakt theoretischer Bedeutung, sie 

ist von entscheidender praktischer Bedeutung für die tschechische Arbeiterklasse. Der junge tsche-

choslowakische Staat wird durch nationale Konflikte entzwei gerissen, die nationale Unzufriedenheit 

der Slowaken und der Ukrainer mit dem Präger Regime wächst stündlich. Die tschechische Regierung 

steht vor der tiefsten politischen Krise; sie hat Furcht vor der Neuwahl, da sie im voraus weiß, daß 

sie in der Wahl geschlagen wird. Sie sucht fieberhaft einen Stützpunkt, sie sucht nach einer neuen 

Kombination der parlamentarischen „Koalition“. 

Gegen sie stehen nicht bloß die nationalen Minoritäten, die die größere Hälfte der Bevölkerung aus-

machen, sondern auch die sehr starke kommunistische Partei, die bei der politischen Berechnung in 

der Tschechoslowakei in Rechnung gezogen werden muß. Die Wahlen in Karpathorußland zeigten, 

welche Bedeutung die KP bei der weiteren Verschärfung der nationalen Gegensätze und des Klas-

senkampfes gewinnen kann. Die tschechische Bourgeoisie zaubert deshalb gegenwärtig vollkommen 

bewußt das Gespenst des Zerfalls des tschechoslowakischen Staates hervor. Sie versucht, die gesam-

ten reaktionären Kräfte gegen die „kommunistische Gefahr“ zu richten, indem sie den Sinn der Be-

schlüsse des V. Weltkongresses in der nationalen Frage entstellt. 

Es handelt sich für die tschechoslowakische Partei nicht nur darum, ob sie die Beschlüsse des V. 

Weltkongresses akzeptiert oder nicht, und ob die Genossen Kreibich und Hula mit der theoretischen 

Formulierung der Arbeiter- und Bauernregierung seitens des V. Weltkongresses einverstanden sind. 

Zweifellos kann es keine richtige taktische Linie ohne klare theoretische Formulierung geben. Es 

wäre aber der größte Fehler, sich in der Diskussion mit der eidlichen Versicherung der rechten Ele-

mente der KPTsch zu begnügen, die schwören, daß „die Arbeiter- und Bauernregierung bloß ein 

Pseudonym der Diktatur des Proletariats ist und daß jede andere Interpretierung eine kleinbürgerliche 

Abweichung ist.“ Die theoretischen Formeln müssen in der Tschechoslowakei praktisch angewendet 

werden. 

Neben der theoretischen Bolschewisierung der Partei muß ihre praktische Kampfbolschewisierung 

hergehen. Die tschechoslowakische Diskussion stellt diese Fragen auf. Die Genossen der kommunis-

tischen Internationale erwarten eine Antwort auf diese Frage vom Generalstab der KPTsch und in 

erster Linie von dem Führer, der seit mehreren Jahren die Politik der Partei bestimmte, vom Genossen 

Smeral. Genosse Smeral ist eines [652] der bedeutendsten Talente unserer kommunistischen Bewe-

gung. Im Augenblicke, als die klare scharfe Linie, das feste Wort des Führers, von dem die Partei-

massen den Rat und die Weisung erwarten, im Laufe der Diskussion erforderlich wurden, trat dieser 

Führer mit einer Rede auf, über die das beste, was man über sie sagen kann, dieses ist: es wäre besser 

gewesen, wenn Gen. Smeral diese Rede überhaupt nicht gehalten hätte. Diese Rede wird in der Inter-

nationale zweifellos einen peinlichen Eindruck hervorrufen, da Genosse Smeral auf keine einzige der 

grundlegenden Fragen des tschechischen politischen Lebens und der tschechischen revolutionären 

Arbeiterbewegung eine klare direkte Antwort gab. Die ganze Diskussion hat er von jedem politischen 

Inhalt „gereinigt“ und in eine sozusagen talmudistische Interpretation verschiedener revolutionärer 

Texte verwandelt. Wir wollen freundschaftlich offen sagen, daß es keine Rede eines politischen Füh-

rers war. Es war eine Rede eines begabten, klugen Diplomaten, der seine Dialektik auf formallogi-

schen Schlüssen mit Zusatz von Betrachtungen sentimental lyrischen Charakters aufbaut. Wir hoffen 

daß Genosse Smeral es uns nicht übelnehmen wird, wenn wir eine freundschaftliche Kritik seiner 

Rede geben. 

Die Rolle der Partei und die Bolschewisierung. 

Die Frage der Bolschewisierung der Partei steht im Mittelpunkt der tschechoslowakischen Diskus-

sion. Das Problem der Bolschewisierung der Partei ist eine ungeheure Aufgabe. Sie wird nicht durch 
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die bloße Episode der Annahme von richtigen Resolutionen gelöst, wenn die Partei damit die Aufgabe 

als erledigt betrachtet. Man darf die Bolschewisierung nicht auf die mechanische Registrierung der 

Beschlüsse des V. Weltkongresses durch die Partei aus Gründen der Notwendigkeit der internationa-

len Disziplin reduzieren. Eine wirkliche bolschewistische Partei in der bolschewistischen Internatio-

nale ist nicht ein blindes, willenloses Atom, das zusammengehalten wird durch die mechanische An-

ziehungskraft der internationalen Vereinigung der Kommunisten aller Länder. Sie ist ein lebendiger, 

handelnder Organismus, der über eigenen Willen verfügt, der auch Elemente eigener Initiative in den 

Prozeß der Bolschewisierung hineinbringt. Eine Partei, die nur infolge eines „äußeren Zwanges“ lebt 

und handelt, ist nicht eine wirkliche bolschewistische Partei. Nur eine solche Partei kann bolschewis-

tisch werden, die „aus Ueberzeugung“ zum Prozeß ihrer Bolschewisierung beiträgt. Wir haben die 

Erfahrung des 5jährigen Kampfes der KI. Im Laufe dieser 5 Jahre begegneten wir in unserem Kampfe 

um die Bolschewisierung der KPen Europas dem Widerstande jener Elemente, die die alten sozial-

demokratischen Vorurteile in diesen Parteien konservierten. Mit Ausnahme einzelner Fälle aber trug 

dieser Widerstand keinen aktiven Charakter, es war passiver Widerstand. Genossen, die an den alten 

Organisationsformen, an den alten Kampfmethoden, an den alten Auffassungen festhielten, erklärten 

sich in der erdrückenden Mehrheit der Fälle nicht zu Gegnern der KI. Sie nahmen alle ihre Beschlüsse 

an. Sie nahmen sie an, aber nur unter dem Drucke der kommunistischen öffentlichen Meinung, aus 

disziplinären Gründen. Ihre gewöhnliche Widerstandsmethode bestand darin, daß sie, obgleich sie 

ihre Treue der Kommunistischen Internationale gegenüber versicherten, in Wirklichkeit in ihren Par-

teien energisch gegen jene Elemente kämpften, die wirklich bemüht waren, die Partei zu bolschewi-

sieren. Deshalb war die ganze Stellung des rechten Flügels der KPen Europas der KI gegenüber in-

nerlich widerspruchsvoll. Sie waren nicht aufrichtig und offen der internationalen Instanz gegenüber, 

die über den einzelnen Parteien steht. Sie diplomatisierten ununterbrochen, in der Absicht, die Lösung 

der Frage hinauszuschieben und Zeit zu gewinnen. So war es in Frankreich, so war es in Polen und 

in einer ganzen Reihe anderer Länder, wo der Kampf um die Bolschewisierung der Partei früher als 

in der Tschechoslowakei begonnen wurde. Auch in der Tschechoslowakei macht dieser Kampf die-

selben Etappen durch und begegnet denselben [653] Hindernissen mit beinahe mathematischer Ge-

nauigkeit. Wie seinerzeit die zentristischen Elemente in Frankreich, spricht sich Genosse Smeral in 

seiner großen politischen Rede für die absolute Treue allen Beschlüssen der KI gegenüber aus. Sofort 

nach dieser feierlichen Erklärung aber wirft sich Genosse Smeral mit aller Kraft auf die Kritik jener 

tschechischen Genossen, die nach dem V. Weltkongreß den Kampf innerhalb der Partei um die rich-

tige politische Linie eröffnet haben. Sie sind nach der Meinung Smerals die Hauptschuldigen an der 

gegenstandslosen Debatte, die unter dem Namen der „tschechoslowakischen Parteidiskussion“ vor 

sich geht. Sie sollen die KI falsch informiert und ihren Vorsitzenden, Genossen Sinowjew. irregeführt 

haben, der darauf die KPTsch auf dem V. Weltkongreß grundlos angeklagt hat. 

Wie ähnelt dies alles unseren alten Debatten mit den zentristischen Elementen anderer Länder! Wären 

die Arbeiter der in der Geschichte der tschechischen KP berühmten Stadt Kladno, vor denen Gen. 

Smeral gesprochen hat, imstande, alle Phasen unseres Kampfes gegen den Zentrismus während 5 

Jahren des Kampfes der KI zu verfolgen, so hätten sie dem Genossen Smeral die Originale ähnlicher 

Reden, die in anderen Ländern gehalten wurden, vorgelegt, deren bloße Kopie diese verspätete Rede 

Smerals war. 

Man muß wirklich schlecht von der KI denken, um die Möglichkeit zuzulassen, daß ihr verantwort-

licher Leiter auf dem internationalen Kongreß, der von ungeheurer Bedeutung für die Arbeiter aller 

Länder ist, auf Grund falschen Materials auftritt. Würden wir im EKKI wirklich über kein anderes 

Material als über die Rede des Genossen Smeral verfügen, so hätte dies zweifellos authentische Ma-

terial genügt, um zu erkennen, daß die Linie der Leitung der KPTsch nicht vollkommen richtig ist. 

Man muß offen sagen, daß die erste Differenz zwischen dem Genossen Smeral und seiner Richtung 

und uns die verschiedene Auffassung der Ro l l e  de r  Pa r t e i  ist. Genosse Smeral hat eine rein auto-

matische Vorstellung von der Rolle der Partei. Nach seiner Auffassung ist die Partei ein Objekt, auf 

das von den höherstehenden Instanzen gewirkt wird. Ihre Bolschewisierung ist nicht der aktive Pro-

zeß der Revolutionierung von unten, in dem die Parteimassen selbst aktiv sind. Nach der Auffassung 
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Smerals sind es eher Aenderungen mehr oder weniger formeller Natur, die der Partei von oben auf-

gedrängt werden. Die Partei wird sozusagen ins Schlepptau genommen, und es scheint ihr, daß sie 

freiwillig an dieser Bewegung teilnimmt. Sie ähnelt sozusagen der klassischen Schildkröte der grie-

chischen Philosophie, die auf einen Aeroplan gesetzt wurde! 

Diese unrichtige Auffassung der Rolle der Partei hat sich in aller Klarheit während der deutschen 

Revolution im Oktober vorigen Jahres gezeigt. Im Augenblick, da das gesamte Proletariat Europas 

auf Deutschland blickte, da das Schicksal der kommunistischen Bewegung in Deutschland entschie-

den wurde, als es notwendig war, daß alle Sektionen der KI an der Diskussion über die deutschen 

Ereignisse aktiv teilnahmen, an der Diskussion, die verhängnisvoll für die KI sein konnte, in diesem 

Augenblick hat es die Leitung der KPTsch vorgezogen, zu den großen Fragen zu schweigen, sich die 

Hände gleich Pilatus zu waschen. Anstatt allgemeiner Hinweise über die unrichtige Information über 

die KPTsch sollen Genosse Smeral und der ihn unterstützende Genosse Zapototzki uns offen sagen: 

Ist es wahr, daß die Leitung der KPTsch während der berühmten Diskussion über die deutsche Krise 

überhaupt nicht vorhanden zu sein schien? War der Zustand normal, daß eine der stärksten Sektionen 

der KI in einer der wichtigsten und akutesten taktischen Fragen neutral zu bleiben vorgezogen hat, 

daß sie vorgezogen hat, abzuwarten, wie das Kräfteverhältnis sich herausbilden wird, und nicht gleich 

ihre eigene Stellung in den strittigen Fragen einzunehmen? Genosse Smeral verteidigte diese politi-

sche Cunctatortaktik, indem er sich in seiner Rede darauf berief, daß es ihm moralisch schwer fiel, 

gegen einige bedeutende Autoritäten in der inter-[654]nationalen Arbeiterbewegung aufzutreten. 

Dies ist menschlich verständlich ist es aber ein Argument eines Führers einer großen KP? Wenn es 

uns an Mut fehlt, auf politische Fehler jener hinzuweisen, die an der Spitze der Arbeiterbewegung 

stehen, werden wir da im Augenblicke, wenn die Geschichte uns vor entscheidende Momente unseres 

Kampfes stellt, mutig genug sein, um endgültige und feste Entschlüsse zu fassen, von denen der Aus-

gang unserer Kämpfe abhängen wird? Bolschewismus ist vor allem die Kühnheit des Gedankens, die 

Fähigkeit, feste Entschlüsse zu fassen und die gefaßten Entschlüsse noch fester durchzuführen. Die 

russischen Bolschewiki fürchteten nicht, im Augenblicke des europäischen Krieges mit aller Schärfe 

gegen alle anerkannten Autoritäten der Zweiten Internationale aufzutreten, obgleich sentimentale 

Leute ihnen überall die „Barbarei“ und die Zerstörung der Autoritäten vorgeworfen haben. Wir haben 

uns niemals dessen geschämt, daß wir alle der alten Sozialdemokratie entstammen. Hunderttausende 

Arbeiter, die gegenwärtig an der kommunistischen Bewegung teilnehmen, sind durch die Schule der 

Sozialdemokratie hindurchgegangen. Wir sind nicht geneigt, unsere politische Vergangenheit zu 

schmähen. In dieser Vergangenheit kann man viele erhebende Momente finden. Wir sollten uns aber 

schämen, die sozialdemokratischen Vorurteile aus der Vergangenheit zu verewigen, nicht schnell und 

entschlossen genug mit ihnen zu brechen und in den Augenblicken, da Willensanstrengung und Ent-

schlossenheit erforderlich ist, zu schwanken. 

Die nationale Frage. 

Wir wollen zu einer der akutesten Fragen des tschechischen politischen Lebens, zur nationalen Frage 

übergehen. Wir sind überzeugt, daß das EK der KI sich der Schwierigkeiten vollkommen bewußt ist, 

denen die KPTsch bei der Lösung dieses Problems begegnet. Wir verstehen vollkommen, daß die 

Beschlüsse des V. Weltkongresses in der nationalen Frage dem konkreten Milieu entsprechen müs-

sen, in dem unsere tschechischen Genossen kämpfen. Nur ein Trottel, beziehungsweise einer, der 

wirklich auf die Provokation der tschechischen Bourgeoisie und ihrer Presse hereingefallen ist, kann 

die Beschlüsse des V. Weltkongresses in dem Sinne interpretieren, daß sie die Sprengung des jungen 

tschechoslowakischen Staates auf der nationalen Linie bezwecken. Niemand in der KI macht dem 

Genossen Smeral und dem ZK der KPTsch einen Vorwurf daraus, daß sie die Losung des Selbstbe-

stimmungsrechtes der Nationen, inklusive des Rechts auf die Abtrennung, in dem Sinne interpretie-

ren, daß diese Losung nicht das Synonym der Abtrennung ist. Am Höhepunkte der Diskussion über 

die nationale Frage in der russischen Partei am Vorabend des Krieges erklärte Lenin mit ungeheurer 

pädagogischer, propagandistischer Geduld allen Begriffsstützigen, daß „das Recht der Eheleute auf 

die Scheidung“ keineswegs die unbedingte Scheidung der Eheleute um jeden Preis bedeutet. Der 

Kampf um das Selbstbestimmungsrecht der Nationen inklusive des Rechtes auf die Abtrennung 
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bedeutet in Wirklichkeit einen vorbehaltlosen Kampf gegen die nationale Unterdrückung, bedeutet 

Schaffung solcher Bedingungen der nationalen Existenz für die nationalen Minoritäten, daß damit 

die Scheidung vollkommen grundlos gemacht werden würde. Wenn die Bourgeoisie durch ihre Poli-

tik der nationalen Unterdrückung wirklich den Boden für die separatistischen Tendenzen der natio-

nalen Minoritäten schafft, so ist die KP durch ihren entschlossenen und vorbehaltlosen Kampf gegen 

alle Formen der nationalen Unterdrückung die einzige Kraft, die fähig ist, verschiedene Nationalitäten 

auf den Boden der gemeinsamen staatlichen Existenz zu vereinigen. Das beste und anschaulichste 

Beispiel ist die Sowjet-Union, die es verstanden hat, Dutzende verschiedener Nationen und Völker-

schaften in ihrem Rahmen nach der Periode der nationalen Revolutionen im Jahre 1917 zu vereinigen. 

So und nur so fassen wir die Beschlüsse des V. Weltkongresses auf. Infolgedessen haben jene tsche-

chischen Genossen, und insbesondere Genosse [655] Zapototzki Unrecht, die meinen, daß die Frage 

der Konkretisierung der Beschlüsse des V. Weltkongresses für die Tschechoslowakei eine spezielle 

Sanktion des VI. Kongresses erfordert. Wir glauben nicht, daß irgendwelche Differenzen zwischen 

der KI und der KPTsch in der Frage der Interpretierung der Beschlüsse des V. Kongresses in der 

nationalen Frage bestehen. Das EK der KI wird zusammen mit der KPTsch gegen alle Versuche der 

tschechischen Bourgeoisie kämpfen, den tschechischen Genossen den Versuch der Sprengung des 

jungen tschechoslowakischen Staates auf der nationalen Linie aufzudrängen. Wir Kommunisten ha-

ben niemals unser Bestreben, den bürgerlichen Staat überhaupt in seiner sozialen Grundlage zu zer-

stören, verheimlicht. Wir verteidigen diese Stellung in unserem Programm. Keine Kraft wird uns 

zwingen, auf diesen Programmpunkt zu verzichten. Wir sind aber keineswegs geneigt, alle jene 

Punkte in unser Programm aufzunehmen, die die Bourgeoisie und ihre Presse uns zuschieben, um 

den Haß gegen die Kommunisten zu schüren. Wollen die regierenden Klassen der Tschechoslowakei 

die KPTsch außerhalb des Gesetzes stellen, so mögen sie versuchen dies zu tun, ohne die Verant-

wortlichkeit für die Folgen ihrer nationalen Politik auf die Kommunisten zu überwälzen. Unsere Ge-

nossen in der Tschechoslowakei werden auf dem Boden der Beschlüsse des V. Weltkongresses im-

stande sein, den Massen zu zeigen, daß nur die Verwirklichung ihres nationalen Programms, die Be-

seitigung aller nationalen Unterdrückung, die Garantien für die brüderliche Mitarbeit aller Nationen, 

die die gegenwärtige Tschechoslowakei bewohnen, schaffen wird. 

Die Beschlüsse des V. Weltkongresses in der nationalen Frage sind von besonderer Bedeutung vom 

Standpunkte der Erziehung der werktätigen Massen im Sinne des Auslebens, der Ueberwindung der 

nationalen Beschränktheit und der noch nicht überwundenen nationalen Vorurteile. Vor der KPTsch 

liegt hier ein großes Arbeitsfeld. Das Schwergewicht des Beschlüsse des V. Weltkongresses soll nach 

unserer Meinung gerade auf dieses Gebiet verlegt werden. Die tschechischen werktätigen Massen 

waren zu lange das Objekt der Unterdrückung im alten Oesterreich-Ungarn, als daß sie sehr schnell 

die Folgen der Politik der Vergangenheit ausleben, überwinden könnten. Hier ist die größte Geduld 

und Zähigkeit erforderlich, da nationale Vorurteile nicht durch die Annahme dieser oder jener Reso-

lution überwunden werden. Es ist ein bedeutender, lange dauernder, komplizierter und qualvoller 

Prozeß. Wir dürfen uns keine Illusionen über seine Schwierigkeiten machen. Gerade vom Stand-

punkte dieser antinationalistischen Pädagogik aus glauben wir, daß dem Genossen Smeral die Stelle 

seiner Rede nicht besonders gelungen ist, in der er die Unzweckmäßigkeit des Prinzips der „Selbst-

bestimmung bis inklusive Abtrennung“ für die Ungarn in der Tschechoslowakei den Arbeitern des 

tschechischen Kladno dadurch bewies, daß in Ungarn das Horthyregime besteht, das noch schlimmer 

als das Benesch-Massaryk-Regime ist. Vor allem wollen wir gar nicht Staaten von der Tschechoslo-

wakei abtrennen. Wir erkennen bloß das Abtrennungsrecht an, mit anderen Worten erkennen wir das 

entwickeltste, das breiteste Prinzip der nationalen Selbstbestimmung an. Im Geiste dieser Anerken-

nung erziehen wir in erster Linie die werktätigen Massen. Wir müssen diese Massen dazu erziehen, 

in jedem Volle, das neben ihnen in demselben Staate lebt, ein gleiches Subjekt zu sehen, ihm diesel-

ben Rechte zuzubilligen, wie sich selbst. Gegen jede nationale Unterdrückung, für die vollständige 

Gleichheit der Nationen – darin liegt der agitatorische Sinn der Formel „Selbstbestimmung bis inklu-

sive Abtrennung“. Die Aufgabe der tschechischen Kommunisten, insbesondere der Kladnoer Arbei-

ter, besteht darum vor allem im Kampfe gegen die eigene Bourgeoisie. Karl Liebknecht wies während 

des Krieges nicht auf den russischen Zarismus, sondern kämpfte vor allem gegen die eigene deutsche 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 5 – 591 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 18.09.2023 

Reaktion. Er war am wenigsten geneigt, „auf fremde Kosten radikal zu sein“. (Worte Smerals. – Die 

Schriftl.) Wir sind der Ansicht, daß Karl Liebknecht vom Standpunkt der richtig verstandenen inter-

nationalen Politik Recht hatte. [656] Nur die im Sinne solcher Prinzipien erzogenen Massen zerstören 

die aus der Vergangenheit ererbten nationalistischen Dogmen. 

Die Aufgaben des Parteitages. 

Wir möchten uns in diesem Artikel nicht bloß auf kritische Bemerkungen zu der Rede des Genossen 

Smeral beschränken. Wir möchten mit der Erlaubnis der tschechischen Genossen auch einige Gedan-

ken über jene Aufgaben aussprechen, die vor der KPTsch im Zusammenhange mit der Diskussion 

stehen, und über die Genosse Smeral beinahe kein Wort verloren hat. Wenn diese Diskussion keine 

bloße Episode, kein bloßes Echo der Kritik der KPTsch auf dem V. Weltkongreß, wie es wenigstens 

Genosse Smeral meint, ist, wenn sie im Gegenteil der Ausdruck des gesunden Prozesses des inneren 

Wachstums der Partei, ihrer politischen Reise ist, so wird der Parteitag zweifellos nicht bloß das Fazit 

der Diskussion, sondern auch alle politischen Lehren aus ihr ziehen. Der unlängst stattgefundene 

Betriebsrätekongreß zeigt, welch große Aufgaben sich der KPTsch eröffnen. 

Der Mut des Proletariats steigt, die Partei ist mit den Massen fest organisch verbunden. Unter solchen 

Bedingungen können die Betriebsräte zu den Stützpunkten des Proletariats in seinem Kampfe um die 

Arbeiter- und Bauernregierung in der Tschechoslowakei werden. Die Arbeiterregierung in der Tsche-

choslowakei wird nur, unter der Bedingung keine „banale parlamentarische Komödie“ werden, daß 

das Schwergewicht des Kampfes um sie auf die breite Massenbewegung verlegt wird. Nur dann wird 

unsere ganze Debatte über die Arbeiterregierung keine gegenstandslose theoretische Diskussion wer-

den, wenn wir imstande sein werden, durch Handlungen den Wert der außerparlamentarischen Me-

thoden des Kampfes um die Arbeiter- und Bauernregierung zu zeigen. Dazu ist es aber notwendig, 

der Tä t i gke i t  de r  t s chechos l owa k i schen  Be t r i ebs r ä t e  den  Kam pf schwung  z u  ve r -

l e i he n. 

Ebenso bedeutend ist die Rolle, die sie auf anderen Gebieten spielen können. Vor allem sind die 

Betriebsräte von besonders großer Bedeutung für die Aufgabe der Verteidigung des Proletariats ge-

gen die Folgen des Dawesplanes im internationalen Maßstabe. In nächster Zukunft werden die Folgen 

des Gutachtens auch in der Tschechoslowakei fühlbar werden. Das Proletariat der Tschechoslowakei 

wird gezwungen sein, mit aller Kraft alle jene Errungenschaften, die es seinerzeit der Bourgeoisie 

entrissen hat, wieder zu erobern, das Proletariat wird gezwungen sein, sein ohnedies niedriges Le-

bensniveau zu verteidigen. Das tschechoslowakische Proletariat wird in diesen nahenden Massen-

kämpfen kaum abseits von der großen Linie der europäischen Bewegung stehen können. 

Mit Hilfe der Betriebsräte muß die Partei in der nächsten Zeit einen energischen Feldzug um die 

Einheit der Gewerkschaften führen. Gerade in der Tschechoslowakei, wo die Gewerkschaftsbewe-

gung gespalten ist, wird dieser Feldzug voraussichtlich dem wütenden Widerstand der Anhänger von 

Amsterdam begegnen. Um hier das von uns aufgestellte Ziel der Einheit der Gewerkschaftsbewegung 

zu erreichen, ist die aktive Teilnahme der Massen selbst an diesem Feldzuge und ihr Druck durch 

Betriebsräte auf die Gewerkschaftsbürokratie erforderlich. Wir haben auf diesem Gebiete sehr wenig, 

und besonders wenig in der Tschechoslowakei getan. 

Des weiteren sollen die Betriebsräte zu Stützpunkten des Massenkampfes gegen die faschistische 

Gefahr werden. Hier, wo das Schicksal der Partei selbst und das Schicksal der werktätigen Massen 

der Tschechoslowakei sich entscheidet, kann die Partei nicht diese reale Gefahr ignorieren und sich 

auf bloße Resolutionen beschränken. Die kapitalistischen Kreise der Tschechoslowakei haben durch 

ihren Feldzug gegen die KP anläßlich der nationalen Frage ihre wahren Absichten gezeigt. Die tsche-

chische Bourgeoisie schießt schon auf kommunistische Führer, sie bereitet sich mit Hilfe des Terrors 

und der Massenverfolgungen vor, die [657] Illegalitätserklärung der Partei durchzudrücken, da eine 

legale KP eine zu große Gefahr für die tschechische Bourgeoisie ist. Man darf nicht vergessen, daß 

gerade in der Tschechoslowakei die Bourgeoisie über starke, gut organisierte faschistische Organisa-

tionen, die Sokolen, verfügt. 
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Der Augenblick ist nah, wo, wie Engels schon in den neunziger Jahren in Deutschland schrieb, die 

tschechischen Bourgeois versuchen werden „zuerst zu schießen“ ... Nur wenn die Partei sich konkret 

vorbereiten wird, die faschistische Reaktion abzuwehren, wird sie imstande sein, den Widerstand zu 

leisten. Die Stellung der KPTsch zum Faschismus beschränkte sich bisher leider auf die ideologische 

Vorbereitung des Widerstandes gegen diesen. Genosse Smeral hat in seiner Rede mit keinem Worte 

diese Aufgabe erwähnt. Diese Frage hätte aber der Hauptpunkt seiner politischen Rede in Kladno 

sein müssen. Hoffentlich wird der Parteitag das Beispiel des Genossen Smeral in diesem Punkte nicht 

befolgen. 

Die Konkretisierung der Losung der Arbeiter- und Bauernregierung in der Tschechoslowakei jetzt 

voraus, daß die Partei die Frage der organisatorischen Formen dieses Arbeiter- und Bauernbündnisses 

klar und genau stellt. Uns aus der Ferne ist es außerordentlich schwer, über diese konkreten Formen 

zu urteilen. Das entscheidende Wort in dieser Angelegenheit müssen die tschechischen Genossen 

sagen. Wir können uns nur auf unsere russische Erfahrung des Aufbaues der organisatorischen Zen-

tren der Einwirkung auf die Bauernmassen berufen. Neben der Führung der streng parteimäßigen 

Arbeit unter den proletarischen Schichten des flachen Landes hat unsere Partei in der Vergangenheit 

niemals auf die Schaffung von parteilosen revolutionären Bauernverbänden, die wir den bei bürger-

lichen Parteien, die bestrebt waren, die Bauernschaft ihrem Einflusse zu unterwerfen, entgegenstell-

ten, und auf die Teilnahme an solchen verzichtet. Der Prozeß der Herausbildung der linken Elemente 

der revolutionären Bauernschaft, den wir in den „Bauernparteien“ in der Tschechoslowakei beobach-

ten, zeigt vollkommen konkret die Aufgabe der KP in bezug auf die Bauernschaft. Es scheint uns, 

daß die Vereinigung dieser radikalen Bauernelemente unter aktiver Teilnahme der KPTsch durchge-

führt werden muß. 

Zum Schlusse will ich noch die Frage der Jugend berühren. Genosse Smeral hat in seiner Rede einige 

ironische Bemerkungen anläßlich der Schwäche des Jugendverbandes in der Tschechoslowakei, des-

sen quantitative Stärke seinem Anspruch, die erwachsenen Parteimitglieder zu bolschewisieren, ent-

gegengesetzt proportional sei, gemacht. Auf Grund der gesamten internationalen Erfahrung sind wir 

der Ansicht, daß vor allem die Partei für die Schwäche des Jugendverbandes verantwortlich ist. Der 

Jugendverband wird zu einer großen Kraft nur dort, wo er allseitig von der Partei unterstützt wird, 

wo die Partei wirklich die Jugendbewegung leitet. Die Erfahrung der internationalen Arbeiterbewe-

gung beweist auch, daß die kommunistische Jugend überall im Prozesse der Bolschewisierung der 

Partei den linken Flügel unterstützt. Es ist falsch, die Jugend deshalb zu verspotten, wir müssen sie 

vielmehr in ihrem richtigen Bestreben moralisch unterstützen. 

Dies sind in großen Zügen die Aufgaben, die nach unserer Ansicht im Zentrum der Aufmerksamkeit 

des Parteitages stehen müssen. Wir sind überzeugt, daß die Partei diese Aufgaben erfüllen wird. Wir 

glauben, daß Genosse Smeral, trotzdem er so vieles in seiner Rede nicht bis zu Ende erörtert bzw. 

verschwiegen hat, bei der Durchführung dieser Aufgaben nach dem Parteitag nicht an letzter Stelle 

stehen wird. [658] 

* 

Dokumente. 

Entwurf eines Dekrets über die Sozialisierung der Volkswirtschaft (vorgelegt dem Büro des 

Obersten Volkswirtschaftsrats Mitte Dezember 1917 vom Genossen Lenin). 

Die kritische Ernährungslage, die Gefahr des Hungers, heraufbeschworen durch die Spekulation, 

durch die Sabotage der Kapitalisten und Beamten und durch die allgemeine Zerstörung, erfordern 

außerordentliche revolutionäre Mittel zur Bekämpfung dieser Uebel. 

Damit alle, Bürger, und in erster Reihe alle werktätigen Klassen unter Führung ihrer Arbeiter-, Sol-

daten- und Bauernräte unverzüglich, allseitig rücksichtslos und auf revolutionärstem Wege diesen 

Kampf aufnehmen und zur Sanierung der Wirtschaft unseres Landes schreiten können, werden fol-

gende Regeln beschlossen: 
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Entwurf eines Dekrets über die Durchführung der Nationalisierung der Banken und über die 

damit zusammenhängenden notwendigen Maßnahmen. 

1. Alle Aktienunternehmungen werden zu Staatseigentum erklärt. 

2. Alle Vorstandsmitglieder und Direktoren von Aktiengesellschaften, und alle zu den vermögenden 

Klassen gehörenden Aktionäre (d. h. die über mehr als 5000 Rubel Vermögen oder mehr als 500 

Rubel Monatseinkommen verfügen) werden verpflichtet, die Angelegenheiten ihrer Unternehmungen 

in vollster Ordnung gemäß den Bestimmungen des Gesetzes über die Arbeiterkontrolle weiterzufüh-

ren, alle Aktien der Staatsbank vorzulegen und den örtlichen Arbeiter, Soldaten und Bauernräten 

wöchentliche Rechenschaftsberichte über ihre Tätigkeit zu geben. 

3. Die Staatsanleihen, sowohl äußere wie innere, werden annulliert. 

4. Die Interessen der kleinen Eigentümer von staatlichen Schuldverschreibungen und aller Arten von 

Aktien (d. h. der den werktätigen Klassen angehörenden Eigentümer solcher Wertpapiere) werden 

restlos gewahrt. 

5. Die allgemeine Arbeitspflicht wird eingeführt. Alle Staatsbürger beiderlei Geschlechts von 16 bis 

55 Jahren sind verpflichtet, die Arbeiten zu verrichten, die ihnen von den örtlichen Arbeiter-, Solda-

ten- und Bauernräten oder von anderen Organisationen der Sowjetmacht angewiesen werden. 

6. Als erster Schritt zur Durchführung der allgemeinen Arbeitspflicht wird beschlossen, daß die An-

gehörigen der vermögenden Klasse (siehe § 2) zur Führung von Arbeitsbüchern verpflichtet werden, 

die den entsprechenden Arbeiterorganisationen, örtlichen Räten oder deren Organen zur täglichen 

Eintragung über die Erfüllung der zugewiesenen Arbeit vorgelegt werden müssen. 

7. Zwecks richtiger Registrierung und Verteilung der Lebensmittel und anderer lebenswichtiger Pro-

dukte werden sämtliche Staatsbürger verpflichtet, einer Konsumorganisation beizutreten. Die Erfül-

lung dieses Gesetzes wird von den Lebensmittelverwaltungen, Belieferungsausschüssen und ähnli-

chen Organisationen, wie auch von den Eisenbahner- und Transportverwaltungen unter Leitung der 

Arbeiter- und Soldatenräte kontrolliert. Die Angehörigen der vermögenden Klassen werden beson-

ders dazu verpflichtet, bei der Organisierung und Geschäftsführung dieser Konsumorganisationen die 

Arbeiten durchzuführen, die ihnen von den Räten angewiesen werden. 

8. Die Verbände der Eisenbahnarbeiter und Eisenbahnangestellten werden verpflichtet, die drin-

gendsten außerordentlichen Maßnahmen zur Sanierung des Transportwesens, besonders für die Zu-

führung von Lebensmitteln, Brennstoffen und anderen lebenswichtigen Produkten aus-[659]zuarbei-

ten und sofort durchzuführen, wobei sie in erster Linie die Bestellungen und Anweisungen der Ar-

beiter-, Soldaten- und Bauernräte, in zweiter Linie diejenigen der von diesen Räten bevollmächtigten 

Institutionen und des Obersten Volkswirtschaftsrates zu berücksichtigen haben. Ebenso wird den Ei-

senbahnerverbänden in Mitarbeit mit den örtlichen Räten die Verpflichtung auferlegt, mit den ener-

gischsten, auch vor revolutionären Maßnahmen nicht, zurückschreckenden Mitteln den Kampf gegen 

die Hamsterer aufzunehmen und alle Spekulanten und Schieber erbarmungslos zu verfolgen. 

9. Die Arbeiterorganisationen, Angestelltenverbände und örtlichen Räte sind verpflichtet, sofort die 

Ueberführung stillgelegter und demobilisierter Unternehmungen, wie auch arbeitsloser Arbeiter, zu 

nützlichen Arbeiten und zur Herstellung lebenswichtiger Produkte, und auch die Ermittelung von 

Roh- und Brennstoffbeständen in Angriff zu nehmen. Ohne diese Tätigkeit aufzuschieben, und sofort 

mit dem Austausch von landwirtschaftlichen Produkten gegen Industrieprodukte anfangend, ohne 

besondere Befehle von oben abzuwarten, werden die lokalen Verbände und Räte verpflichtet, ihre 

Arbeit streng nach den Weisungen und Vorschriften des Obersten Volkswirtschaftsrates zu richten. 

10. Die Angehörigen der vermögenden Klassen sind verpflichtet, ihre sämtlichen Geldvorräte in der 

Staatsbank oder deren Filialen oder in Sparlassen zu halten, und können von diesen Summen nicht 

mehr als 100 bis 125 Rubel die Woche (nach Feststellung der örtlichen Räte) für ihre täglichen Aus-

gaben beziehen; die für eine eventuelle produktive oder kommerzielle Tätigkeit erforderlichen Sum-

men können solchen Personen nur auf schriftliche Anweisung der Arbeiterkontrollorgane ausgehän-

digt werden. 
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Um die tatsächliche Durchführung dieser Bestimmung zu überwachen, werden Regeln zum Um-

tausch der gegenwärtig gültigen Geldzeichen gegen neue Wertzeichen ausgearbeitet. Eines Betruges 

an Staat und Volk überführte Personen verwirken eine Konfiskation ihres gesamten Eigentums. 

11. Dieselbe Strafe, wie auch Gefängnishaft oder Abschub zur Front oder zur Zwangsarbeit, trifft alle 

streitenden Beamten, Spekulanten, wie auch alle dem vorliegenden Gesetz Zuwiderhandelnden. Die 

örtlichen Räte und die ihnen angegliederten Organe werden verpflichtet, sofort revolutionäre Maß-

nahmen zum Kampfe gegen diese echten Feinde des Volkes auszuarbeiten. 

12. Die Gewerkschaften und andere Arbeiterorganisationen organisieren in der Zusammenarbeit mit 

den örtlichen Räten und mit Beteiligung von durch Partei- oder andere Organisationen gut empfoh-

lenen und verläßlichen Personen fliegende Ueberwachungsgruppen zur Kontrolle der Durchführung 

dieses Gesetzes, zur Prüfung der Quantität und Qualität der geleisteten Arbeit und zur revolutionsge-

richtlichen Verfolgung derjenigen, die sich der Verletzung oder der Umgehung vorliegenden Geset-

zes schuldig gemacht haben. 

* 

Über das Lenin-Institut. 

Resolution des XIII. Barteitages der KPR vom 31.5.1924. 

I. Der 13. Parteitag der KPR beschließt, das Lenin-Institut als eröffnet zu betrachten. 

2. Der Parteitag fordert sowohl alle Organisationen unserer Partei als auch die einzelnen Parteimit-

glieder dazu auf, dem Institut bei der Sammlung des sich auf das Leben und die Tätigkeit W. I. Lenins 

beziehenden Materials aktiv und weitgehendst behilflich zu sein. De r  Pa r t e i t ag  wende t  s i ch  

a n  d i e  kom m uni s t i s chen  Br ude r-[660]pa r t e i en  a l l e r  Lände r  m i t  de r s e l ben  B i t t e, 

be i  de r  Konzen t r a t i on  a l l e s  de s se n, was  s i ch  au f  da s  Leben  und  d i e  Tä t i gke i t  W. 

I. Len i n s  bez i eh t, im  Len i n-In s t i t u t  beh i l f l i ch  zu  s e i n. 

Der Parteitag erachtet es als notwendig, daß alle Manuskripte, Briefe, Notizen W. J. Lenins, die Ori-

ginale seiner Photographien und anderes Material, wo es sich auch befinden mag, im Lenin-Institut 

konzentriert werden. Desgleichen müssen dem Institut sämtliche literarische sich auf Lenin bezie-

hende Werke zur Verfügung gestellt werden. Der Parteitag beauftragt die örtlichen Stellen für Partei-

geschichte mit der regelmäßigen Zusendung von örtlichem literarischen Material. 

3. Der Parteitag erachtet es als notwendig, daß die Zentralstelle für Parteigeschichte und ebenfalls das 

Zentralarchiv das bei diesen Behörden befindliche Material, welches von Lenin stammt, oder auf das 

Leben und die Tätigkeit Lenins Bezug hat, in der kürzesten Frist an das Lenin-Institut abliefern. 

4. Der Parteitag billigt die vorbereitende, von dem Institut bereits geleistete Arbeit auf dem Gebiete 

des Einsammelns des Materials und seiner Verbreitung unter den breiten Massen der Werktätigen. 

Für die erste und wichtigste Arbeit hält der 13. Parteitag die Herausgabe einer durchaus wissenschaft-

lichen und auf das sorgfältigste bearbeiteten Gesamtausgabe der Leninschen Werke und ferner die 

Vorbereitung einer Lenin-Bibliothek für die breiten Massen der Arbeiter in sämtlichen Sprachen der 

die Sowjet-Union bewohnenden Nationalitäten. Die Bearbeitung und die Herausgabe des überaus 

reichen literarischen Nachlasses von W. I. Lenin muß die Aufmerksamkeit nicht allein der alten Bol-

schewisten, sondern auch unserer Jugend auf sich richten. Das Lenin-Institut muß somit zu einer 

Grundlage für das Studium und die Verbreitung des Leninismus in den weiten Massen der Parteimit-

glieder und der Parteilosen werden. 

5. Der Parteitag beauftragt das ZK der KPR mit der Einrichtung einer Museumsabteilung im Lenin-

Institut, die den breiten Arbeiter- und Bauernmassen zugänglich ist. 

6. Der Parteitag auferlegt dem ZK der KPR und den örtlichen Organisationen der Partei die Pflicht, 

darauf zu achten, daß die Herausgabe aller literarischen Werke von W. I. Lenin und alles dessen, was 

über Lenin veröffentlicht wird, in der sorgfältigsten Weise geschieht. 

* 
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Zur tschechoslowakischen Parteidiskussion. 

Aus der Resolution des Zentralausschusses der KPD  

vom 18./19. Oktober 1924 zur Lage in der Internationale. 

„Der Zentralausschuß verfolgt mit besonderer Aufmerksamkeit die Vorgänge innerhalb unserer 

tschechoslowakischen Bruderpartei. Gerade gegenüber den Versuchen der Bourgeoisie, in der Tsche-

choslowakei eine faschistische Gewaltregierung aufzurichten, erklärt der Zentralausschuß seine brü-

derliche Solidarität mit dem kampferprobten tschechoslowakischen Proletariat. Damit jedoch die KP 

der Tschechoslowakei ihre Aufgaben wirklich erfüllen kann, ist es notwendig, daß sie restlos und 

ohne Vorbehalt die Beschlüsse des V. Weltkongresses durchführt. Der Zentralausschuß bedauert, daß 

einflußreiche Führer der KPTsch noch immer keine klare Stellung zu diesen Beschlüssen eingenom-

men haben. Die aktuelle Tagesaufgabe in der Tschechoslowakei besteht in der konkreten Anwendung 

der Weltkongreßbeschlüsse auf die außerordentlich gespannte Lage in der Tschechoslowakei, in der 

Sammlung der Massen zum wirklichen Kampf auf wirtschaftlichem und politischem Gebiet gegen 

die tschechoslowakische Bourgeoisie, diese Agentin des französischen Großkapitals. Der Zentralaus-

schuß erwartet bestimmt, daß der kommende Parteitag der Tschechoslowakei klare, eindeutige Be-

schlüsse im Sinne des V. Weltkongresses fassen und eine Führung wählen wird die eine Garantie 

gegen jede opportunistische Theorie und Praxis bietet.“ [661] 

Literatur. 

Der Triumph Bernsteins. 

Bemerkungen über die Festschriften zum 70. Geburtstag Karl Kautskys. 

Die Gesellschaft. Sonderheft mit Beiträgen von Max Adler, Boudin, Tschernoff, Bernstein, Stampfer 

usw. 

Der Kampf XVII 10-11, Sonderheft mit Beiträgen von Ellenbogen, Helene Bauer, Friedrich Adler, 

Abramowitsch, Bracke, Hillquit usw. 

Der lebendige Marxismus. Festgabe zum 70. Geburtstag von Karl Kautsky. Thüringer Verlagsanstalt 

und Druckerei, Jena. 

Die Volkswirtschaftslehre der Gegenwart in Selbstdarstellungen. Bd. I. Bernstein, Diehl, Herkner, 

Kautsky, Liefmann, Pesch, Julius Wolf. Leipzig, Felix Meiners Verlag. 

„Vor allem aber, wie ich Dir schon schrieb, tut man so etwas, sagt es aber nicht.“ 

Ignaz Auer: Brief an Bernstein. 

Derjenige, der es tat, aber es nicht sagte, der die Revision des Marxismus, die Umgestaltung der 

revolutionären Dialektik in einen friedlichen Evolutionismus nicht ankündigte, sondern vollzog, ist 

Karl Kautsky gewesen. Und wenn sich bei seinem 70. Geburtstag der Reformismus der ganzen Welt 

zur Feier versammelt, so ist das sehr sinnvoll und konsequent. Der „Vorwärts“ hat auch in seinem 

Bericht über die Londoner Feier den wirklichen Höhepunkt richtig hervorgehoben. „Als dann der- 

alte Edua rd  Be r ns t e i n, der an der Tafel zur Rechten Kautskys saß, sich erhob, der Mann, der wie 

Kautsky die ungeheure geistige Erbschaft Marx’ und Engels’ ein Leben lang treu verwaltet hat, da 

bekam diese Feier ihren besonderen tieferen Sinn ... Es waren Worte der Freundschaft, die Bernstein 

sprach. Für Kautsky und ihn bekam das Wort, das Adler in einem anderen Zusammenhang zitiert 

hatte, besondere Bedeutung, das Wort von dem t r ennende n, das gering sei neben dem Ungeheu -

r e n, das sie ve r b i nde t. Als Bernstein geendet hatte und die beiden Greise, deren Namen einer jun-

gen, der dritten Generation längst ehrwürdig geworden sind, sich umarmten und für wenige Sekunden 

umschlungen hielten – wer hätte sich da dem Gefühl der Rührung entziehen können, wer sich ihm 

entziehen wollen?“ 

Diese Harmonie mit Bernstein bestreitet auch Kautsky nicht. Er schreibt über seine Stellungnahme 

zum Weltkrieg: „Sehr eng berührte ich mich damals mit Be rns t e i n. Im Kriege haben wir uns wie-

dergefunden. Jeder von uns bewahrte seine theoretische Eigenart, aber in unserem praktischen Tun 

waren wir nun fast immer einig. Und so ist es geblieben bis heute.“ (Selbstdarstellung 26.) In diesem 
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Zeichen spielt sich das Kautskyjubiläum ab. Während die Kämpfe um die Marxistische „Orthodoxie“, 

die die erste Periode von Kautsky erfüllen und in der Bernstein-Debatte gipfeln, immer mehr zur 

bedeutungslosen Episode verblassen, erwachsen in seinem Lebenswerk jene Kämpfe zur Hauptfrage, 

die er – nach der ersten russischen Revolution – zuerst mit Rosa Luxemburg, Pannekoek und anderen, 

später mit Lenin und Trotzky ausfocht. 

Darum ist es kein Zufall, daß bei der Würdigung Kautskys seine letzte größere Schrift, in der alle 

seine reformistischen Tendenzen als eine neue „Revolutionstheorie“ klar zum Vorschein kommen, 

das Buch: „Die proletarische Revolution und ihr Programm“ die größte Rolle spielt. Karl Kautsky 

wird von sämtlichen Re f o r mi s t en  als de r  g r oße  Theo r e t i ke r  der Revolution gefeiert. Mit 

Recht. Denn ihre Sabo tag e der Revolution, ihre Angs t  vor der Revolution, ihr krampfhaftes Be-

mühen, die Revolution zu ve r h i nde r n, hat im Lebenswerk Karl Kautskys den klarsten theoretischen 

Ausdruck erhalten. 

Hierin liegt der Triumph Bernsteins. Die einzelnen „Meinungsverschiedenheiten“ sind heute sowieso 

vergessen. Worauf es schon damals wirklich ankam, war die Frage, ob die Sozialdemokratie im Zeit-

alter der sich vorbereitenden entscheidenden Machtkämpfe zwischen Bourgeoisie und Proletariat zur 

Führerin der revolutionären Klasse werden oder ob sie der Bourgeoisie zur Hilfe eilen werde, diese 

schwerste Krise ihrer Existenz zu überstehen. Bernstein hat diesen Wunsch in einer voreiligen, allzu 

offenen, untaktischen Form ausgesprochen. Eine w i r k l i che  Diskussion über seine Thesen, ein 

wirkliches Zuendedenken ihrer Konsequenzen hätte die Sozialdemokratie unfehlbar gespalten und 

der Bourgeoisie eine zwar numerisch geschwächte, aber klare und entschlossene revolutionäre Partei 

des Proletariats gegenübergestellt. Es war Karl Kautskys historische Mission, hier das Klarwerden 

dieser Probleme zu vereiteln, eine solche Spaltung zu verhindern, die Einheit der SPD (und mit ihr 

der II. Internationale) um jeden Preis zu retten. Und er hat diese Mission treu erfüllt. Statt der offenen 

Liquidation der revolutionären Theorie des Marxismus, die Bernstein verkündete, vertrat Kautsky 

eine „Weiterführung“, eine „Konkretisierung“ der Marxschen Revolutionstheorie, in der unter 

scheinbarer Zurückweisung des Bernsteinschen Reformismus grade da s  En t s che i dende  der 

Bernsteinschen Geschichtsauffassung, das f r i ed l i ch  evo l u t i onä r e  H i ne i nwachsen  i n  den  

Soz i a l i s mu s  theoretisch fixiert und begründet wurde. L. Boudin faßt diesen Beruf Kautskys ganz 

klar zusammen: „Erst als sich der Rauch der Schlacht (es ist von der Bernsteindebatte die Rede. G. L.) 

etwas verzogen hatte und diese Schlacht praktisch gewonnen war, vermochte der große Fortführer des 

Marxschen Werles – Karl Kautsky – jene Reihe von Meisterwerken zu schreiben, die zum erstenmal 

die Marxistische Theorie als eine evolutionäre Vorstellung der kommenden sozialen Revolution er-

läuterte.“ (Die Gesellschaft 44.) Ebenso in der Formulierung Z. Ronais: „In Kautskys Kampf mit dem 

Reformismus, wo der Theoretiker ein besserer Realpolitiker war als die zukunftsblinden nur [662] 

praktischen Augenblickspolitiker, hat die Geschichte zugunsten Kautskys entschieden.“ (Kampf 423.) 

In dem Programmbuch, das also mit Recht von seinen Verehrern als Gipfelpunkt seines Schaffens 

verherrlicht wurde, drückt Kautsky diese schillernde und zweideutige Theorie mit der möglichst gro-

ßen Klugheit aus. Er tut so, als ob er die Revolution nicht liquidieren wollte. Im Gegenteil: er versucht 

ihr Wesen, das Wesen der proletarischen Revolution ganz klar zu fassen, die proletarische Revolution 

vor jeder Verwechselung mit der bürgerlichen Revolution zu schützen. Aber gerade diese „reine“ pro-

letarische Revolution erhält in seinen Ausführungen eine Gestalt, deren sachliches Wesen sie mit dem 

Bernsteinschen friedlichen Hineinwachsen in den Sozialismus sachlich gleichwertig macht. 

Denn diese Revolution läuft in der Demokratie ab. Und die Bedeutung der Demokratie liegt gerade 

darin, „daß sie die Größe dieser Macht (des Proletariats. G. L.) deutlich zutage bringt, ohne daß dazu 

ein Messen bewaffneter Kräfte erforderlich ist.“ (Die proletarische Revolution und ihr Programm 82.) 

Diese Revolution zeichnet sich vor der bürgerlichen gerade darin aus, daß ein Gegenschlag, eine 

Gegenrevolution auf sie nicht zu erfolgen pflegt (ebenda 96), vorausgesetzt freilich, daß das von Rosa 

Luxemburg fälschlich aus der bürgerlichen Revolution herübergenommene Prinzip des Weitertrei-

bens der Revolution (ebenda 85-94) nicht angewendet wird. Es ist klar, daß unter diesen Umständen 

von der Demokratie als einer „Diktatur der Bourgeoisie“ zu sprechen, „eines der lächerlichsten 

Schlagworte ist, die unsere Zeit hervorgebracht hat (ebenda 112) usw. 
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Wir wollen hier keine Kritik dieser Revolutionstheorie Kautskys, die in der berüchtigten These von 

der Koalitionsregierung als Uebergangsform zwischen Kapitalismus und Sozialismus gipfelt, schrei-

ben. Es kam nur darauf an, die Methode aufzuzeigen, mit der Kautsky die grundlegenden Tendenzen 

Bernsteins, den Kampf gegen die Dialektik in der Theorie und gegen den „Blanquismus“ in der Praxis 

der Arbeiterbewegung „aufhob“, indem er sie einerseits zu widerlegen schien, andererseits ihren 

sachlichen Gehalt zum unverlierbaren Bestandteil von Theorie und Praxis der SPD machte. Die Na-

ivität Bernsteins bestand darin, sich einzubilden, man könne eine kontinentale Arbeiterpartei so offen 

zum Verbündeten der Bourgeoisiemachen, man könne einer kontinentalen Arbeiterschaft einreden, 

das Zeitalter der friedlichen Demokratie sei da. Kautsky überwindet Bernstein, indem er die revolu-

tionären Momente der Weltlage anzuerkennen scheint, dieser Anerkennung jedoch eine theoretische 

Deutung gibt, die – unversehens – zu den legten p r a k t i s chen  Konsequenzen Bernsteins führt. So 

sieht Kautsky ganz klar, daß die demokratischen Mittel nur i nne r ha l b  der Demokratie von Nutzen 

sind, daß der Kampf um die Demokratie mit anderen Mitteln zu führen ist (a. a. O. 82). Indem er aber 

einerseits diese „anderen“ Mittel nicht konkretisiert und andererseits das Proletariat ganz auf die 

friedliche „proletarische“ Revolution einstellt, kommt er p rak t i s c h zu denselben Konsequenzen, 

als wenn er die demokratischen Mittel überall und ausschließlich anwenden wollte, nur daß es ihm 

inzwischen gelingt, revolutionär empfindende, aber unklar denkende Arbeiter vom eigentlichen Prob-

lem, dem Machtkampf zwischen Bourgeoisie und Proletariat, abzulenken. In dieser Ablenkungsstra-

tegie, in dieser Ve r h i nde r ung  e ine r  r i ch t igen  Spa l tung  zwischen Revolutionären und Re-

formisten in der Arbeiterpartei, in dem Herbeiführen – wenn eine Spaltung schon unvermeidlich ge-

worden ist – einer f a l schen  Spa l t ung  liegt die historische Mission Karl Kautskys als theoreti-

schen Führers des Zentrums der II. Internationale. Der Serbe Topalovitsch führt in einem sehr cha-

rakteristischen Aufsatz die Notwendigkeit einer derartigen Ablenkungstheorie für den Reformismus 

aus. Er gibt Kautsky zu, daß im Westen „nur eine gemilderte Klassenherrschaft, aber keine Diktatur 

möglich“ sei. (Kampf 419.) Aber „im Osten Europas ist im Gegenzug zum Westen die Macht des 

Kapitalismus gewachsen, hingegen die Macht und Klassenlage des Proletariats unverändert geblie-

ben. Darum begreift das Proletariat des Ostens den frischen konstruktiven Aufstieg des verjüngten 

westeuropäischen Proletariats zur Macht nicht. Diese Blindheit für die Notwendigkeit der Entwick-

lung und ihrer Stufenleiter läßt es aber im Anarchismus eine Rettung des revolutionären Sozialismus 

suchen“ (ebenda). Und er stößt einen Sehnsuchtsschrei nach „Wien“, nach der selig entschlafenen 

2½ Internationale aus. „Die Genossen des Westens, denen diese Erwägungen vielleicht als kleinlich 

erscheinen, mögen bedenken, daß wir nicht nur mit unserer unfertigen Bourgeoisie den Kampf zu 

führen haben, sondern vielmehr mit einer unfertigen Arbeiterklasse, die der auf die niedrigsten Ins-

tinkte spekulierenden Demagogie zugänglicher ist, als im Westen“ (ebenda 121). 

Dieser Gegensatz zwischen „Westen“ und „Osten“ ist durchaus kein bloß geog r aph i s che r  (ob-

wohl Kautsky selbst ihn ebenfalls auf diese Weise dargestellt hat; vgl. in seiner Schrift über Lieb-

knecht-Luxemburg-Jogisches die Ausführungen über den „englischen“ und „russischen“ Typus der 

Arbeiterbewegung). Auch im Westen kommt es vor, daß das Proletariat nicht genügend „geschult“ 

ist, um das Ideal der Kautskyschen reinen proletarischen Revolution richtig zu verwirklichen, deren 

Kämpfe zur Gewinnung der politischen Macht (nach Kautsky!) ausgefochten werden „von großen 

Organisationen, die seit Jahrzehnten bestehen, mit reichen Erfahrungen, ausgiebiger Schulung, wohl-

überlegten Programmen und ebenso bekannten wie erprobten Führern“. (Programmbuch 77.) In sol-

chen Fällen, wenn hier ein Widerstreit entsteht, wendet Kautsky diesen selben Gegensatz t a k t i s ch  

oder ge sch i ch t l i ch  an. Taktisch z. B. in der Massenstreikdebatte mit Rosa Luxemburg, wo er – 

im Gegensatz zu den unklug offenherzigen Gewerkschaftsführern – sich nicht direkt der Massen-

streikbewegung entgegenstellte, den Massenstreik nicht überhaupt verwarf, sondern bloß eine „Er-

mattungsstrategie“ der von Rosa Luxemburg (nach Kautsky) propagierten „Niederwerfungsstrategie“ 

gegenüberstellte. (Neue Zeit XXVIII 2.) Geschichtlich am verhängnisvollsten in den entscheidenden 

Zeiten des Weltkrieges, in der Theorie, nach der der Imperialismus ke ine  notwendige Etappe der 

kapitalistischen Entwicklung sei, sondern eine mehr oder minder zufällige Episode der Gesamtent-

wicklung, sodaß sowohl die Bejahung des Imperialismus (Cunow-Lensch) wie seine revolutionäre 

Bekämpfung (Luxemburg-Lenin) Verirrungen seien: man müsse um den Frieden, um die Herstellung 
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der no rm a len  Vorbedingungen der proletarischen Revolution kämpfen. Auch heute, 10 Jahre nach 

Ausbruch des Krieges, verkündet – unbelehrt durch die Geschichte – [663] Helene Bauer dieselbe 

Kautskysche Weisheit. „Nicht der imperialistische Krieg als Rettung vor dem Zusammenbruch, son-

dern viel eher die monopolistische Beherrschung der Welt durch einen internationalen ‚Ultraimperi-

alismus‘ nach Kautsky, ein ‚Generalkartell‘ nach Hilferding, liegt in den immanenten ökonomischen 

Tendenzen des Kapitals. Aber freilich, durch die Macht der vorkapitalistischen Faktoren kann es auch 

in die Richtung des Krieges gedrängt werden ...“ (Kampf 389.) Und diese Perspektive hat zur zwangs-

läufigen praktischen Konsequenz, daß jene Teile des Proletariats, die zu revolutionär empfinden, um 

den Cunow u. Co. Gefolgschaft zu leisten, aber nicht imstande sind, die Lage richtig zu durchschauen 

und die wirklichen Folgerungen zu ziehen, zu einem „Schwanz“ der westlichen Demokratie werden. 

Auch die einseitige Betonung der deutsch-österreichischen Schuld am Kriege dient diesem doppelten 

Ziele: Ablenkung von der wirklichen revolutionären Zentralfrage (Imperialismus und Bürgerkrieg, 

blinde Gefolgschaft gegenüber der „westlichen Demokratie“ (vgl. Friedrich Adlers Aufsatz im 

Kampf). Es ist wahrlich kein Zufall, daß Bernstein und Kautsky sich im Weltkrieg gefunden haben, 

daß sie „nun fast immer einig“ geblieben sind. 

Hierin liegt – glaube ich – die historische Bedeutung Kautskys. Während die Größe Lenins darin 

besteht, die Einheit der revolutionären Bewegung des Proletariats stets vom r evo l u t i onä ren  

S t andpun k t  bewußt zu gestalten, jene Elemente, die der Revolution entgegenwirken, zu entfernen, 

und mit allen Kräften, die objektiv revolutionär wirken, ein Bündnis zu suchen, hat Kautsky stets, mit 

der größten Konsequenz, die en t sche i denden  F r agen  de r  Revo l u t i on  theo r e t i s ch  z u  

ve r wi schen  versucht und war stets darauf aus, die organisatorische Einheit mit den Reformisten 

für keine Minute zu verlieren und stets bereit, um dieser Einheit willen jeden Preis zu bezahlen. Da-

rum m uß te  Kautsky schon zur Zeit der ersten russischen Parteispaltung auf der Seite Martows gegen 

Lenin stehen. Die Jubiläumsnummer des „Kampfs“ veröffentlicht einen sehr charakteristischen Brief 

von ihm über diese Frage. Er schreibt da: „Soll man jedes Parteimitglied zwingen, der geheimen 

Organisation beizutreten? Oder, anders gefaßt, soll man die Partei auf den Rahmen der geheimen 

Organisation beschränken? Dieselbe Frage lag der deutschen Sozialdemokratie unter dem Ausnah-

megesetz vor, und sie wurde von ihr ve r ne i n t. Es liegt nicht im Interesse unserer Sache, bloß jene 

Elemente der Partei zuzurechnen, die es vermögen, sich geheim zu organisieren. Es liegt aber auch 

nicht im Interesse unserer Sache, alle jene, die ihr anhängen, in die geheimen Organisationen hinein-

zubringen. Eine geheime Organisation soll über eine gewisse Minimalgrenze nicht hinauswachsen, 

wenn sie aktionsfähig bleiben und nicht entdeckt werden soll. Wir haben keine Ursache, sie darüber 

hinaus auszudehnen (an einem gegebenen Ort); diese Grenze wird durch praktische Erwägungen be-

stimmt. Dagegen wollen wir der Ausdehnung der Partei gar keine Grenzen ziehen.“ (471.) Darin 

kommt die Auffassung Kautskys klar zutage. Was er im voraus erklärt: daß er „nie praktisch Organi-

sator“ gewesen und darum in dieser Frage „nicht sehr kompetent“ sei (ebd.), verstärkt nur diese An-

schauung: Kautsky sieht die Organisationsfrage rein vom t echn i s c h-m echan i s chen  Standpunkt 

aus. So wie er die bürgerliche Revolution rein elementar, die proletarische Revolution als „organi-

siert“ (im Sinne einer starren Bonzenorganisation) auffaßt, wie er nie die d i a l e k t i s che  Wech-

s e l bez i ehung  zwischen Elementarität und Organisation (also letzten Endes: zwischen Klasse und 

Partei) ernsthaft untersucht, so betrachtet er den ganzen Geschichtsprozeß. Er, der „orthodoxe“ Schüler 

von Marx, wirft gerade das Entscheidende der Marxschen Methode bewußt fort: den inneren dialekti-

schen Zusammenhang aller „Sphären“ oder „Gebiete“, die in der bürgerlichen verdinglichten An-

schauungsweise als getrennt, als von einander selbständig auftreten müssen. (Am typischsten hierfür 

ist die starre Trennung von Oekonomie und Politik im Programmbuch.) Aber gerade diese Abkehr von 

der Dialektik (auch hier ein Triumph Bernsteins!) befähigt ihn dazu, seine historische Mission zu er-

füllen: an a l l en  Wor ten  der Marxschen Methode festzuhalten und aus ihnen Konsequenzen zu 

ziehen, die s ach l i ch  auf die Ausschaltung des Klassenkampfes, auf die Zusammenarbeit von Bour-

geoisie und Proletariat hinauslaufen. So hat im Kampfe zwischen Bernstein und Kautsky Bernstein 

den s a ch l i chen  Sieg davongetragen. Aber der Triumph Bernsteins ist nur in der For m  eines Sieges 

von Kautsky möglich gewesen. Denn bloß s e i ne  Theo r i e  war imstande, den wesentlichen Gehalt 

des Bernsteinschen Reformismus zur Theorie eines großen Teiles der Arbeiterklasse zu machen. 
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Das Wertvolle an den Jubiläumsschriften ist, daß in ihnen dieser Zusammenhang – freilich ungewollt 

– mit großer Klarheit zum Ausdruck kommt. Aus ihnen kann jeder denkende Arbeiter begreifen, wie 

richtig der Standpunkt Lenins war: im Zentrum und in seinem Theoretiker Kautsky den gefährlichsten 

Feind des revolutionären Proletariats zu erblicken und zu bekämpfen. Denn was diese Schriften sonst 

enthalten, sind – mit ganz wenigen Ausnahmen – entweder mehr oder minder fleißige Untersuchun-

gen über Einzelfragen oder Feuilletons über Ghandi, Freud, Spann und andere „aktuelle“ Themata. 

Geo r g  Luká c s. 

* 

Die SPD eine bürgerliche Partei. 

(Herausgegeben von der KPD., Berlin 1924, Viva-Verlag, 63 Seiten.) 

Es ist für die Kommunistische Partei von größter Wichtigkeit, e i ne  k l a re  po l i t i s che  E r kenn t -

n i s  und  Te r mi no l og i e  als Ergebnis der parteitaktischen Diskussion im nationalen und internati-

onalen Rahmen nach dem deutschen Oktober 1923 in die Köpfe ihrer Funktionäre und Mitglieder zu 

bringen. Die falsche Einschätzung der Rolle der SPD durch die frühere Führung der KPD, die Brand-

lerschen Künste, die SPD „vom linken Flügel der Bourgeoisie zum rechten Flügel der Arbeiterbewe-

gung herüberzuziehen“, welche mit ihrem Scheitern den [664] Zusammenbruch der Partei brachten 

in einer Situation, die objektiv und subjektiv zum entscheidenden Machtkampf reif war, – die ideo-

logischen Nachwirkungen der jahrelangen falschen Taktik sind in den Funktionär- und Mitglieder-

kreisen der KPD noch sehr oft fühlbar. Natürlich haben die Funktionäre und Mitglieder aus den bit-

teren Lehren des Oktobers gelernt. Natürlich haben sie klar entschieden gegen diejenigen, die aus der 

KPD eine radikal-sozialdemokratische Partei und keine bolschewistische Partei machen wollten. 

Aber unbewuß t, in der täglichen Gewohnheit der politischen Stellung zur SPD, leben die glorrei-

chen Traditionen Brandlers, Thalheimers und ihrer Freunde noch in vielen Köpfen. 

Darum ist das Erscheinen der Broschüre „Die SPD eine bürgerliche Partei“, herausgegeben von der 

Kommunistischen Partei Deutschlands, eine notwendige, eine äußerst nützliche Sache. Was war die 

Aufgabe? Was fehlte? Eine geschickte Aneinanderreihung der bisherigen Ergebnisse der sozialde-

mokratischen Politik, eine leicht faßliche und doch grundsätzliche Arbeit über die Rolle der SPD im 

Verlauf der deutschen Revolution. 

Die erschienene Proschüre erfüllt diese Aufgabe und vereint alle Vorzüge eines klugen und flüssigen 

Stiles mit dem Bestreben, immer wieder alle auftauchenden Fragen im grundsätzlich leninistisch-

marxistischen Sinne zu entwickeln. Die Broschüre ist von äußerster Wichtigkeit für die Durchschu-

lung der KPD, die in den letzten Monaten begonnen hat und die bitteren Lehren des Oktobers zum 

Ausgang nahm, um wirklich eine Bolschewisierung durchzuführen und Schritt für Schritt sich eine 

leninistische Politik zu erarbeiten. 

Die Broschüre beginnt mit der Begründung der These: „Die SPD ist keine Arbeiterpartei.“ Die SPD 

hat seit 1914 konsequent und ohne Schwanken nur den e i nen  Grundsatz durchgeführt: keine K l a s -

s e n partei des Proletariats zu sein. Nicht nur im Jahre 1923 und heute tritt die Rolle der SPD als Partei 

der bürgerlichen Republik, als schwarz-rot-goldene kapitalistische Partei klar in Erscheinung. Die 

Broschüre versteht es, durch ihr Material zu zeigen, daß die Verbindung der SPD mit dem äußersten 

deutschnationalen Flügel der Bourgeoisie, ihre Rolle in den Spartakuskämpfen, ihre engste Verbin-

dung mit den weißen Freikorps, den deutsch-völkischen Mörderorganisationen und ihre Politik in-

nerhalb und außerhalb der Koalition bis heute nur die eine Politik war, sich auf die Seite des zusam-

menbrechenden kapitalistischen Systems zu stellen und seinen Boden als die gegebene Grundlage 

aller Politik zu nehmen. Die SPD hat – das beweist diese Broschüre – sich nicht erst im Verlaufe der 

letzten Jahre zur bürgerlichen Partei entwickelt, sondern sie ist in diesen Jahren schon immer ein 

Stück der brutalsten Konterrevolution gewesen, auch wenn sie ab und zu (unter dem Druck der Mas-

sen) sich eine „oppositionelle“ oder gar „proletarische“ Maske vorlegte. Ge r ade  dann  war sie mit 

aller Bewußtheit eine Partei des „demokratischen“ Kapitals, die verstand, einen linken Flügel zur 

Täuschung der Arbeitermassen vorzuschieben und du r ch  d i e sen  s i ch  d i e  Ba s i s  f ü r  d i e  
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Henke r a rbe i t  gegen  da s  r evo l u t i onä re  P r o l e t a r i a t  zu verschaffen (Oktober 1923: Zeig-

ner, Sollmann, Ebert). 

Die „Leipziger Volkszeitung“ hat in ihrer Auswertung des sozialdemokratischen Parteitages auf die 

Ve r ände rung  de r  s oz i a l en  Bas i s  i nne r ha l b  de r  SPD (Abwanderung des industriellen Pro-

letariats und stärkerer Einschlag des Kleinbürgertums), mit der sich auch „eine geistige Umstellung 

vollziehen müsse“, hingewiesen. Die „Leipziger Volkszeitung“ betont dann selbst, daß der Kleinbür-

ger eine andere Stellung zum Staate hat, als der Proletarier. Dies benützt das zweite Kapitel der Bro-

schüre als Ausgang, um den klaren Unterschied der Einstellung der Kommunisten und der SPD zum 

Staat darzulegen. Damit stößt die Broschüre zur grundsätzlichen Klärung überhaupt vor. Der marxis-

tisch-leninistischen Definition des Staates als Organisation der besitzenden Klasse zum Schutze ge-

gen die nichtbesitzende, als Herrschaftsmaschine der kapitalistischen Diktatur, setzt Herr Wels auf 

dem SPD-Parteitag seine Behauptung entgegen, daß die bürgerliche Demokratie „keine bloße Kulisse 

der Kapitalsherrschaft“ sei. Der Kleinbürger steht anders zum Staat, sieht in ihm etwas Uebergeord-

netes, über den Klassen Stehendes und Ewiges. Die kleinbürgerliche – daher bürgerliche und p r a k -

t i s ch  kapitalistische – SPD muß auf dem Boden ihrer kapitalistischen „Demokratie“ alle kapitalis-

tischen Schändlichkeiten mitmachen. Sie muß sie decken, da sie auf Gedeih und Verderb mit der 

kapitalistischen Klassenherrschaft verbunden ist. Die Broschüre arbeitet die Unmöglichkeit, den 

Staatsapparat der bürgerlichen Demokratie in die Hand des Proletariats zu übernehmen, heraus und 

begründet die Notwendigkeit der Zerschlagung des kapitalistischen Staatsapparates. Sie zeigt damit 

den ersten Grundsatz einer leninistischen Partei, daß nur durch die Zerschlagung des kapitalistischen 

Staatsapparates und die Schaffung der Klassenherrschaft des Proletariats über die Bourgeoisie zum 

Zwecke ihrer erbarmungslosen Unterdrückung das revolutionäre Proletariat und Kopf, die Kommu-

nistische Partei, den richtigen Weg der proletarischen Befreiung gehen können.*) 

Der sozialdemokratische Parteitag zeigte ganz die jämmerliche Haltung der Leute der sogenannten 

linken Opposition, die einst ihre revolutionäre USP, die Hilfstruppe Wirth-Regierung auflösten und 

nach dem Rezept Paul Levis zur Schaffung der großen sozialrevolutionären Partei in die SPD gingen. 

Der Sauerteig, der sie innerhalb der vereinigten Partei werden wollten, verlor bald seine Schärfe und 

blieb wirkungslos im großen Brei der sozialverräterischen, sozialimperialistischen und bürgerlichen 

SPD. Jede grundsätzliche Aufrollung der Stellung zu den entscheidenden Fragen des Staates, [665] 

der Demokratie usw. wurde auf dem sozialdemokratischen Parteitag verhindert. Es wurde bewußt 

betont, daß keine einheitliche Linie theoretisch festzustellen notwendig sei. Also blieb der alte Salat. 

Die wundervollste Blüte jenes sozialrevolutionären Entwicklungsprozesses ist Herrn Crispiens For-

mulierung, daß der Dawes-Plan der kapitalistischen Räuber eine Kapitulation – wider Willen – vor 

dem Marxismus sei. 

Die Besprechung des sozialdemokratischen Parteitages durch die SPD-Presse weist die krassesten 

Einzelheiten zur Charakterisierung der antimarxistischen und kleinbürgerlichen Politik der SPD auf. 

Herr Sollmann, der als Innenminister vor einem Jahr die Reichswehr nach Sachsen und Thüringen 

schichte, erklärt mit Emphase: 

„Hüten wir uns, die Kirche irgend einer ökonomischen Dogmatik zu werden mit Päpsten und Kardi-

nälen ... Hüten wir uns auch, den nach Ursprung, Geschichte und Politik unserer Partei ganz unrich-

tigen Eindruck zu erwecken, als seien wir vorwiegend oder lediglich eine Bewegung zur Wahrneh-

mung materieller Interessen, vielleicht sogar nur der Arbeiter. Wir sind die deutsche und internatio-

nale Kulturpartei.“ 

 
*) Herr Wels nannte frei nach Otto Bauer das Kommunistische Manifest von 1847 etwas für den heutigen Klassenkampf 

ebenso Maßgebendes, wie etwa ein Physikbuch aus jener Zeit für die heutige Physik. – Die frühere rechte Führung der 

KPD, die die Ergebnisse des 4. Weltkongresses der Komintern in Leipzig zu einer „Arbeiterpolitik im Rahmen und mit 

den Mitteln der Demokratie“ verfälschte, erfand die Taktik des sogenannten „revolutionären Ueberganges“ in Sachsen 

und Thüringen. Sie fand damit eine Art Zwischentaktik zwischen der offen demokratisch-kapitalistischen Taktik der SPD 

und der revolutionären leninistisch-marxistischen Taktik. Konsequent mußte dies zum Oktober führen, zum Sieg der 

sozialdemokratischen Taktik der verbündeten „Bruderpartei“ auch in der KPD. 
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Die „Kulturpolitik“ der kapitalistischen Diktatur mit all ihrer Reklameglorie kapitalistischer Volks-

hochschulen, die Erklärung, daß „mit Menschen, die dauernd und durch Generationen nur in 

Großbetrieben und in Mietkasernen (!) ihr Leben verbringen. überhaupt keinerlei aufbauende 

(!) Politik zu betreiben ist“, und Überalster leerer Kulturquatsch – der Marxismus liegt da ganz 

natürlich verächtlich beim alten Eisen. Und wenn Herr Sollmann noch erklärt, daß die Soz ia lde -

m o k r a t i e  „in Zukunft erst recht nicht von  dum pf en  Empör ungsge f üh l en  de r  M a s s e n  ihre 

Politik bestimmen lassen wird“, so ist dies die würdige Ergänzung für die theoretische Erklärung der 

Politik, die sie praktisch seit Jahren machte: „Der Kapitalismus ist ewig und wir werden diejeni-

gen, die ihn, getrieben von dumpfen Empörungsgefühlen, angreifen, mit den Waffen und Mit-

teln des bürgerlichen Staates niederschlagen.“ 

Die Broschüre enthält außerordentlich viel Material. Es ist nicht möglich, im Rahmen dieser Bespre-

chung auch nur alle wichtigsten Dinge knapp zu zitieren. In besonderen Kapiteln werden noch die 

gegenwärtigen Aussichten der SPD und der Verlauf letzten sozialdemokratischen Parteitages behan-

delt. Die Crispiensche These von dem Sieg des Marxismus im Sachverständigengutachten wird in 

einer guten Betrachtung über die internationale Praxis der Zweiten Internationale (die Dienste der 

sozialdemokratischen Parteien als Parteien ihres nationalen Imperialismus!) scharf beleuchtet. Aus 

den Parteitagsreden der Sollmann, Wels, Crispien, Künstler und Hilferding (jenes Mannes, der vom 

Theoretiker des Finanzkapitals zum reformistischen Minister des deutschen Kapitals wurde) werden 

die schönsten Blütenlesen ihrer theoretischen Begründung der bürgerlich-kapitalistischen SPD-Poli-

tik ins Licht gehoben. 

Die Klarstellung der Rolle der sozialdemokratischen Partei wird durch die weiteste Verbreitung die-

ser Broschüre wirksam unterstützt werden. Da heute auch noch in den Köpfen mancher Genossen die 

scheinbar unsterblichen Sehnsüchte nach „positiven Steuerprogrammen“, nach sozialdemokratischer 

Politik um die „Verteilung der Lasten“ mit etwas revolutionärer Phraseologie fortbestehen und die 

Erkenntnis über die Ro l l e  de r  kom m uni s t i s chen  Pa r t e i  noch lange nicht scharf genug in das 

Bewußtsein des letzten Funktionärs gedrungen ist, wird die innere Herausarbeitung des Charakters 

der KPD – daß sie d i e  e i nz i ge, d i e  Ar be i t e r pa r t e i  ist – auch in den Reihen ihrer eigenen 

Mitglieder durch diese Broschüre im höchsten Grade gefördert werden. Neben der Popularisierung 

der taktischen Thesen des Weltkongresses und des wertvollen Buches von Stalin über den Leninismus 

ist die weiteste Verbreitung dieser Broschüre wohl das Wichtigste, was von uns getan werden kann, 

um in ku r ze r  Fo r m  und  m i t  gu te r  Beg r ündung  die Klärung innerhalb der Partei zu beschleu-

nigen. 

Das soll aber nicht heißen, daß die Broschüre „Die SPD – eine bürgerliche Partei“ für die Kreise der 

sozialdemokratischen und parteilosen Arbeiter nicht auch von starkem agitatorischem Wert wäre. Im 

Gegenteil: Gerade diese Schrift eignet sich wegen ihres flüssigen und pointierten Stils besonders gut 

zum Massenvertrieb auch unter der sozialdemokratischen und parteilosen Arbeiterschaft. 

A l exande r  Abusc h. 

* 

Max Beer: „Das England der Gegenwart“. 

(Verlag für Sozialwissenschaft, Berlin 1924.) 

M. Beer ist bekannt als Verfasser eines gründlichen und soliden Werkes über die „Geschichte des 

Sozialismus in England“. Er kennt England und die englische Bewegung. Er ist, so viel mir bekannt, 

in Deutschland nicht in irgendeiner politischen Partei aktiv tätig. was neben dem großen Nachteil 

(daß ein wertvoller Mitarbeiter außerhalb der Reihen des kämpfenden Proletariats steht) einen kleinen 

Vorteil gibt: den nämlich, daß jene Narren, welche an „Objektivität“ erst dann glauben, wenn der 

Betreffende „unabhängig“, „nicht durch enge (!) Parteidoktrinen (!) gebunden“ ist – nun, M. Beer 

entspricht also auch den Ansprüchen dieser Narren. 

M. Beer geht an seine Aufgabe, das England der Gegenwart zu beschreiben, als Mar x i s t  heran, 

nicht als Lobpreiser des Kapitalismus und nicht als Verherrlicher einer „sozialistischen“ Politik einer 
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„sozialistischen“ Regierung, wie das die Hilferdinge tun, die sehr wohl wissen, daß die Politik der 

englischen Labour-Regierung nicht sozialistisch, daß diese Regierung selbst mit Sozialismus nichts 

gemeinsam hat, nicht einmal den Namen. 

M. Beer geht an seine Aufgabe vo r s i ch t i g  heran. Allzu vorsichtig. Er sagt in seiner kurzen Einlei-

tung, daß er nur zum Nachdenken anregen wolle. Ein Kenner muß mehr bieten. Und tatsächlich bietet 

M. Beers knappes Büchlein auf seinen nur 86 Oktavseiten weit mehr als nur Stoff zum Nachdenken. 

Denn ein e h r l i che r  Kenner, der Marxist ist, kann sich nicht begnügen mit Stößen zum Nachdenken 

und kommt, offenbar ganz von selbst, von der Methode ab, die sich der Verfasser, wie es scheint, 

anfangs vorgeschrieben hatte: nur F r agen  an den [666] nachdenklichen Leser zu stellen, auf die 

freilich die Antwort ziemlich klar und eindeutig durch die Fragestellung selbst vorbereitet wird. M. 

Beer ist zu vorsichtig gewesen, und zugleich doch unvorsichtig: denn er gibt die Antworten a l l e  auf 

die Fragen, die er stellt. Vielleicht werden nicht einmal die obengenannten Narren ihm glauben, daß 

er als „objektiver“ Mann an der Beantwortung seiner Fragen „uninteressiert“ sei. 

Sein kleines Buch ist ein sehr nützliches und lesenswertes Buch. Es ist erst im August dieses Jahres 

geschrieben, also das jüngste Buch, das in Deutschland über den Gegenstand geschrieben worden ist 

und eigentlich auch das erste, das speziell über den Gegenstand England geschrieben worden ist. 

Wi r  Komm uni s t en  können  da s  Buch  du r chaus  beg r üße n, trotzdem es die Fragen so vor-

sichtig anschneidet und trotzdem in einigen allgemeinen Betrachtungen Schiefes und Unrichtiges 

enthalten ist. 

Denn  i n  a l l em  Wesen t l i chen  deck t  s i ch  Bee r s  Ana l yse  und  decken  s i ch  Bee r s  

Sch l uß f o lge r ungen  m i t  denen  de r  Komm uni s t i s chen  I n t e rna t i ona l e. 

Schon im ersten Kapitel wird die Frage für England gestellt: „Niedergang dieser alten Gesellschafts-

ordnung und Beginn einer neuen, höheren ?“ (S. 8). Die Frage wird (S. 9) präzisiert: „Steht England 

im ersten Stadium des neuen, sozialistischen Zeitabschnitts?“ 

Die Reformisten werden triumphieren: „Na also, Macdonald ist die Lerche des sozialistischen Früh-

lings!“ 

Das Buch Beers ist ein ununterbrochener kalter Wasserstrahl für solche Jubler und Jodler. Es sei hier 

nur aus dem letzten Kapitel („Die Leistungen der Arbeiterregierung“) hergesetzt, was Beer als „Leis-

tungen“ nennt. Er sagt, daß für diese Arbeiterregierung von Anfang an die Frage so stand: 

„Soll die Arbeiterregierung nur solche Maßnahmen in Angriff nehmen, die der Unterstützung je einer der 

beiden Oppositionsparteien sicher sind, oder soll die Regierung P r o p a g a n d a p o l i t i k  treiben, das heißt: 

s o z i a l i s t i s c h e  Gesetzesvorlagen einbringen, zum Beispiel über S o z i a l i s i e r u n g  d e r  B e r g w e r k e  

u n d  E i s e n b a h n e n  ... also Vorlagen, die b e i  d e n  A r b e i t e r n  vollkommenen A n k l a n g  fänden, aber 

von den Konservativen und Liberalen verworfen würden, was zur Auflösung des Parlaments und zu Neuwah-

len führen müßte?“ (S. 90.) (Die Hervorhebungen sind nicht von Beer.) 

Das klingt sehr „reformistisch“. Aber zunächst stellt Beer fest, daß die „Arbeiterregierung“ den e r s -

t en  Weg wählte. „Regierungsübernahme, meinte sie, heiße regieren und nicht Agitation treiben“ (S. 

91). Dieser Satz ist voll von beißender Ironie. Denn einige Zeilen vorher stellt Beer fest, daß auf dem 

von der „Arbeiterregierung“ eingeschlagenen Wege n i ch t  e i nm a l  Re f o r m vorsch l äge  durch-

geführt werden können (er sagt nicht: konn t e n), daß der zweite hingegen „bei Neuwahlen eine feste 

Mehrheit“ ergeben hätte. Das besagt, aus der allzu vorsichtigen Sprache Beers übersetzt, daß die 

Reformisten nicht einmal den Reformismus praktizieren, sondern auch ihn verraten und nicht einmal 

verstehen, wie sie auch nur Parlamentsmehrheiten bekommen. Denn Regieren, Herrschaften, ist nicht 

Agitation treiben, sondern „Ruhe und Ordnung“ des Kapitalismus schützen. 

Daß Beer das nicht ausspricht, ist ein Fehler. Daß er es meint, zeigen viele Stellen des Buches. Denn 

die „Leistungen“ der Arbeiterregierung behandelt er sehr schlecht. Wenn er beispielsweise (S. 92) 

davon spricht, welchen Preis diese Ideale des Herrn Hilferding für ihre „Reformen“, nämlich Herab-

setzung der Zölle auf Zucker, Tee und Kaffee, bezahlt haben, wird er bitter: 
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„Für diese sozialpolitischen und Zollreformen wurde ein u n g e h e u r e r  Preis bezahlt. Die Minister gaben sich 

dazu her, in Hofkleidung beim König zu erscheinen; s i e  s e t z t e n  d i e  i m p e r i a l i s t i s c h e  P o l i t i k  unge-

schwächt f o r t; s i e  l i e ß e n  d i e  wehrlose B e v ö l k e r u n g  v o n  M e s o p o t a m i e n  u n d  N o r d i n d i e n  

m i t  F l u g z e u g b o m b e n  b e w e r f e n; sie verfolgten, g l e i c h  i h r e n  k o n s e r v a t i v e n  V o r g ä n g e r n, die 

um ihr Selbstbestimmungsrecht kämpfenden Inder, Aegypter, Sudanesen usw. Einige der englischen Arbeiter-

minister, wie I. H. T h o m a s  und C l y n e s, führten eine S p r a c h e, die in nichts von der der k a p i t a l i s t i -

s c h e n  P a r l a m e n t a r i e r  zu unterscheiden war.“ (Das Hervorgehobene nicht von Beer.) 

Eine eigenartige Musterkarte von „Leistungen“. Aber vielleicht ist das nur eine Frage der „Taktik“? 

Nun, Beer stellt fortwährend fest, daß die Labourregierung nur ein Anhängse l  de r  L i be r a l en  

war. Aber er stellt zugleich fest, daß die englischen Massen einen gewaltigen Ruck nach links ge-

macht haben, und daß der Ruck durch die Labour-Party ebenfalls geht. Früher waren die Herren Füh-

rer ganz einfach Liberale, der junge Nachwuchs sozialdemokratisch. Jetzt regieren die Herren Minis-

ter liberal, geben sich in ihren Parteiversammlungen sozialdemokratisch, aber der Nachwuchs ist 

kom m uni s t i s ch  und die Massen gehen nach links. 

„Im großen ganzen darf gesagt werden: der Richtungsstreit in der englischen Arbeiterklasse ist nicht mehr 

zwischen Liberalismus und Sozialdemokratie, sondern zwischen S o z i a l d e m o k r a t i e  u n d  K o m m u n i s -

m u s. In den Jahren zwischen 1890 und 1910 waren die Alten liberal und die Jungen sozialdemokratisch; jetzt 

sind die Alten sozialdemokratisch und die J u n g e n  bewegen sich in der Richtung auf K o m m u n i s m u s“ (S. 

92. Hervorhebungen nicht von Beer). 

Wir können mit dieser Feststellung zufrieden sein. Aber vielleicht sind „die Alten“, die „sozialdemo-

kratisch“ sind, tüchtige „Sozialisten“? Ach nein, es sind ja gerade diejenigen, welche so herrlich – 

liberal regieren. Sie kommen samt und sonders nicht gut weg bei Beer. Wenn er z. B. Herrn Macdo-

nald, den Mann, dem Hilferdings nächtliche Sehnsuchtsträume und tägliche Rede- und Schreibsek-

retionen gehören, charakterisiert, und etwa die folgenden „wohlwollenden“ Sätze schreibt (S. 86): 

„Aber sein Sozialismus hatte nichts mit marxistischen Gedanken zu tun. Seine sozialistischen Hilfsmittel 

schöpfte er aus der Biologie, insbesondere aus Herbert Spencers Werken und aus Professor Ritchies Buch 

‚Darwinism and Politics‘. Macdonald hat viele Bücher verfaßt, a b e r  k e i n e s  w i r d  i h n  ü b e r l e b e n, denn 

sie zeichnen sich weder durch Originalität noch Gedankentiefe oder Gelehrsamkeit aus. Er schreibt fließend 

und in g r o ß e m  j o u r n a l i s t i s c h e n  S t i l; er ist ein viel wirksamerer Redner und Parlamentarier als Den-

ker.“ (Das Hervorgehobene nicht von Beer), 

so spricht aus dieser „objektiven“ Charakte-[667]ristik soviel Hohn, als ob der Verfasser, sagen wir 

über Eberts bedeutendes Buch „betreffs“ der Bremer Bäcker, oder über Leistungen des Herrn Soll-

mann referierte. Oder wenn er (S. 87) sagt: 

„Die ideologisch-religiöse Einstellung Macdonalds verhinderte ihn jedoch, sich dem Marxismus, wie über-

haupt der ökonomischen Geschichtsauffassung zu nähern. Diese geistige Einstellung erleichterte es ihm, im 

Januar 1924 d e m  R u f e  d e s  K ö n i g s  zu folgen und eine Regierung zu bilden, die verschiedene sozialrefor-

merische Elemente in sich enthält und die a l l e n  P a r t e i e n  u n d  R i c h t u n g e n  g e r e c h t  werden will“ 

(Hervorhebungen nicht von Beer) – 

ist das nicht, als ob er von Ebe r t  spricht, der auch; dem „Rufe seines Königs“ folgte, sittlich-religiös 

ist, daß man Staat damit machen kann, „allen Richtungen gerecht“ wird, mit Ausnahme der einen, 

der proletarischen, revolutionären, was ihm Herr Macdonald getreulich nachgemacht? 

Aehnliche Charakteristiken der anderen Hilferdingschen Ideale finden sich an den verschiedensten 

Stellen des Buches von Beer. Und wo den Verfasser seine (allzugroße) Vorsicht verläßt, dort sagt er 

klipp und klar, daß diese „Führer“ ganz gewöhnliche Verräter der Arbeiterklasse sind. Wenn er bei-

spielsweise jenen „schwarzen Freitag“, den 15. April 1921, schildert, an dem die englischen Arbeiter 

so niederträchtig verraten wurden, spürt man noch heute, und auch aus der ruhigen Schilderung Beers, 

worum es ging: 

„Die Arbeitermassen drängten zum allgemeinen Kampf: die Bergleute, die Eisenbahner und die Transportar-

beiter waren zu einem umfassenden Kampf entschlossen. Am 15. April (Freitag) sollte der B e f r e i u n g s -

k a m p f  einsetzen. 
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Befreiungskampf? Ja! D e n n  n u r  u m  e i n e n  s o l c h e n  k o n n t e  e s  s i c h  h a n d e l n, wo Kohlenlieferungen 

an Eisenbahnen und Straßenbahnen und der Hafenverkehr aufhören. A b e r  s i n d  g e w ö h n l i c h e  G e w e r k -

s c h a f t s f ü h r e r  z u r  L e i t u n g  d e s  B e f r e i u n g s k a m p f e s  d i e  g e e i g n e t e n  P e r s ö n l i c h k e i t e n? 

B e t r a c h t e n  s i e  e s  ü b e r h a u p t  a l s  i h r e  Funktion, d i e  A r b e i t e r k l a s s e  i n  d e n  B e f r e i u n g s -

k a m p f  z u  fü h r e n?“ (S. 77, Hervorhebungen nicht von Beer). 

Beer stellt die Frage, die wir Kommunisten klar beantworten: nein, „gewöhnliche Gewerkschaftsfüh-

rer“ führen n i e  d i e  Ar be i t e r  in Befreiungskämpfe. Dazu  ist eine r evo l u t i onä r e  Komm u-

n i s t i s ch e Pa r t e i  notwendig. Dasselbe sagt (allzu vorsichtig) Beer, wenn er feststellt, daß bei Kon-

flikten, in denen (Generalstreik) „ihre gewerkschaftliche Quantität in die sozialrevolutionäre Qualität 

umschlägt“ (wobei das Wort „sozialrevolutionär“ natürlich nicht in dem r u s s i s chen  Sinne, d. h. 

nicht abgeleitet von jener Partei, deren Revolution nicht sozialistisch und deren Sozialismus nicht 

revolutionär war, gebraucht ist, sondern in dem Sinne: revolutionär, weil es sich um die soziale Um-

wälzung zum Sozialismus handelt.) „Desha l b  s i nd  h i e rbe i  soz i a l r evo l u t i onä r e  Führe r  

nö t i g, d i e  a l so  da r au f  ausgehe n, den  C ha r ak te r  de r  Gese l l s cha f t  z u  ände r n “. Und: 

„diese Führer fehlten der englischen Gewerkschaftsbewegung am 15. April 1921. Frank Hodges, J. 

H. Thomas und deren Kollegen ... standen ratlos da und brachen im  l e t z t en  Augenb l i ck  zu -

sam me n“. (S. 77-78) 

Wir kennen dieses „Zusammenbrechen im letzten Augenblick“ der „Streikstrategen“, all der Diß- 

und Husemänner. Und auch Beer kennt es. Denn er fügt, trocken und doch voll Hohn hinzu (S. 78): 

„Als in der Nacht zum 15. April die R e g i e r u n g  i n  h e l l e r  V e r z w e i f l u n g  war und die F l a m m e n  d e s  

B ü r g e r k r i e g e s  schon auflodern zu sehen glaubte, bliesen Hodges und Thomas zum Rückzug. ... (Thomas 

ist seit Januar 1924 Kolonialminister; Hodges Unterstaatssekretär)“ 

Jeder Kommentar würde diese Sätze (mit der kostbaren Klammer) abschwächen. 

* 

Das Buch von Beer stellt in seinen ersten Kapiteln ausdrücklich und mit gutem Material fest, daß der 

englische Kapitalismus aus dem Kriege e r s chü t t e r t  hervorgegangen ist, und daß die Erschütterung 

sich in den letzten Jahren ve r g r öße r t  hat. 

Das dritte Kapitel ist direkt überschrieben: „Wirtschaftskrise oder Zeitenwende ?“ Die Antwort lautet 

ganz entschieden: Ze i t enwend e. Die zen t r i f uga l en  Tendenzen  der Dominions werden am 

Beispiel“ Kanadas  ausführlich dargestellt; die fernöstlichen Fragen werden gestreift. Der immer 

schärfer werdende Kampf mit den USA wird behandelt und der „Pazifismus“ Englands hieraus her-

geleitet, ebenso die Herstellung diplomatischer Beziehungen zu Sowjetrußland und die Nachgiebig-

keit Frankreich gegenüber (wobei wiederum richtig gesagt wird, daß die USA sich des englisch-fran-

zösischen Gegensatzes ebenfalls bedienen). 

Dann wird die innenpolitische Lage und die Rolle der „Arbeiterregierung“ behandelt, wobei sich der 

köstliche Satz (S. 45) findet: 

„Die englischen Arbeiterblätter beklagen, daß bei den meisten Arbeitern die Ausdrücke ‚Gewerkschaftsführer‘ 

und ‚Verräter‘ gleichbedeutend seien“. (Hervorhebung nicht von Beer.) 

Sehr nützlich ist die Darstellung des L i be r a l i sm u s, mit dem sich die Labour-Party koaliert. Durch-

aus richtig bemerkt Beer (S. 46): 

„Der Niedergang der liberalen Partei ist ein revolutionäres E r e i g n i s  von weittragender Bedeutung“. (Her-

vorhebung nicht von Beer.) 

Er begründet ausführlich die Rolle des „Liberalismus“, aber auch Pazifismus: 

„Je klassischer der Liberalismus als I d e o l o g i e  d e s  K a p i t a l i s m u s  in einem Lande hervortrat, desto 

schwieriger wurde es für sozialrevolutionäre Denker und Führer, an die Massen heranzukommen“ (S. 47.) 

Und durchaus richtig stellt er den Sinn des „liberalen“ Gequa t s ches  (ein anderes Wort finde ich 

nicht) dar: 
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„Es  wa r  de r  L i be r a l i sm u s, de r  d i e  soz i a l r evo l u t ionä r en  I mpu l se  de s  P r o l e t a r i a t s  

vom  Kap i t a l i sm us  ab l enk te  und  s i e  gegen  d i e  ‚Reak t i o n‘ r i ch t e t e. Es  wa r  de r  L i -

be r a l i sm u s, de r  d i e  Gese l l s cha f t  i n  Reak t i onä r e  und  F r e i he i t l i ch e, i n  Roya l i s t en  

und  Repu b l i kane r, i n  Au t o r i t ä r e  und  Dem okr a t e n, i n  Auf gek l ä r t e  und  Dunk e l -

m änne r  t e i l t e, sodaß die elementaren wirtschaftlich-revolutionären Gegensä t ze  n i ch t  zum 

Aus t r ag  kommen konnten. Sche i nba r  ha t  de r  L i be ra l i sm us  d i e  soz i a l en  Käm pf e  i n  

da s  Re i ch  de r  [668] I dee  ve rwi e se n: man  käm pf t e s che i nba r  um  po l i t i s che  und 

e t h i sche  Idee n“ (S. 47, Hervorgehobenes nicht von Beer.) 

Das ist der Sinn des „Pazifismus“. Und diese Charakteristik ist eine ve r n i ch t ende  Kritik der zwei-

ten Internationale. Sche i nbar  „Kampf“ um „Ideen“ (wer denkt nicht an die deutsche sozialdemo-

kratische Presse? An Sollmanns und der anderen Geschwätz auf dem letzten Parteitag der SPD?), in 

Wirklichkeit nur die andere Seite des Kapitalismus, ein Mittel, das der Bourgeoisie mindestens so 

viel wert ist, wie der Faschismus. 

Das Buch von Beer ist ein nützliches Buch. Unsere Parteifunktionäre sollten es lesen. Es ist gleich-

mäßig trocken geschrieben, gut disponiert und bietet auf knappem Raum viel. A. M. 

* 

J. Stalin: Lenin und der Leninismus. 

(Verlag für Literatur und Politik. Wien 1924.) 

„Wir müssen auch nach Mitteln suchen, den Ausländern die Anfänge dieser Resolution zu 

erklären.“ (Lenin auf dem 4. Kongreß der KI mit bezug auf die Resolution des 3. Kongresses 

über den organisatorischen Aufbau der Kommunistischen Parteien und über die Methode und 

den Inhalt ihrer Arbeit.) 

M a n  m uß  den  Len i n i sm us  zu r  Dur ch f ühr ung  b r i nge n. Darin besteht die große Aufgabe, 

die der erste Weltparteitag der werdenden kommunistischen Weltpartei, der 5. Kongreß der Kommu-

nistischen Internationale, den kommunistischen Parteien in Europa, Amerika und auf der ganzen Welt 

für ihre p r ak t i s ch e, politische und organisatorische, und ebenso auch für ihre theoretische Arbeit 

vorgeschrieben hat. Genosse Béla Kun weist in seinem Vorwort zur deutschen Ausgabe von Stalins 

Leninismus-Buch mit Recht darauf bin, daß diese Aufgabe für die westeuropäischen Parteien auf dem 

5. Kongreß zum  e r s t en  M a l  i n  i h r em  ganzen  Um f ange  gestellt worden ist. Bis zum 5. Kon-

greß genügte es für eine Partei, sich zu den vom 1. Kongreß ausgerufenen komm uni s t i s chen  

Prinzipien zu bekennen und durch die Erfüllung der vom 2. Kongreß in den Grundzügen festgelegten, 

vom 3. und 4. Kongreß weiter ausgearbeiteten o r gan i s a t o r i s chen  Bed i ngungen  die nicht nur 

mit Worten, sondern in der Wirklichkeit vollzogene Trennung von den Reformisten und Zentristen 

zu beweisen, um die Zugehörigkeit zur 3. Internationale zu erlangen. Aber es war nur ein Programm 

und ein Versprechen, wenn die auf solche Weise der KI angehörenden Parteien sich als „Teil“ (Sek-

tion) der „Kommunistischen Internationale“ bezeichneten. In ihrer inneren Struktur und Qualität wa-

ren sie durchaus noch keine wirklichen Bestandteile einer kommunistischen Weltpartei. Sie gehörten 

äußerlich zu einer bolschewistischen, leninistischen Internationale, aber sie waren selbst durchaus 

noch nicht, weder in ihrer Praxis noch in ihrer Theorie, vollkommen leninistisch. (Man erinnere sich, 

was das letztere betrifft, daran, daß noch bis zum Jahre 1923 die Lehren von Rosa Luxemburg „die 

Theorie“ der deutschen KP gebildet haben, und daß ganze kommunistische Parteien, z. B. die engli-

sche, im Grunde überhaupt noch keine „Theorie“ besitzen!) Das Neue, was der 5. Kongreß gebracht 

hat, besteht darin, daß der von oben, bei der KI selbst, begonnene Prozeß der „Bolschewisierung“ 

sich jetzt praktisch, und theoretisch, nach unten ausbreitet, und zum ersten Mal die innere Struktur 

der Parteikörper bis herab zu ihren einzelnen „Zellen“ ergreift. Bolschewistisch war zuerst nur die 

russische Bolschewistische Partei. Von dieser Keimzelle aus begann der Prozeß der „Bolschewisie-

rung“, durch den zuerst die KI als solche erfaßt wurde. Die vom 5. Weltkongreß gegebene Direktive 

besagt, daß nunmehr alle Sektionen der KI „bolschewisiert“ werden sollen. 

Die konkrete Erfüllung dieser Direktive fällt keiner europäischen Kommunistischen Partei leicht. Die 

Aufgabe, den Leninismus nicht nur formal anzunehmen und äußerlich nachzuplappern und 
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nachzuäffen, sondern ihn in einem spez i e l l en  Sinne zu l e r ne n, die Or gan i s a t i o n, den Ba u, 

die Me t hod e, den I nha l t  der leninistischen Arbeit wirklich zu ve r s t ehe n und den Leninismus 

konkret du rchzu f üh re n, stellt an alle europäischen Parteien die höchsten Anforderungen nicht nur 

in praktisch-organisatorischer, sondern ebenso auch in t heore t i s che r  Hinsicht. Was hier innerhalb 

der Partei (in ihrem Funktionärkörper und ihrer Mitgliedschaft) und von der Partei (gegenüber der 

gesamten proletarischen Klasse und gegenüber den gegenwärtigen und künftigen Verbündeten des 

Proletariats) an theo r e t i s che r  l en i n i s t i s che r  Arbeit zu leisten ist, kann durchaus nicht als das 

Nebenprodukt organisatorischer Anstrengungen und politischer Aktionen erlangt werden. Dies zu 

meinen, wäre ein verhängnisvoller Rückfall in die sonst für überwunden gehaltene (Luxemburgische) 

Spontaneitätstheorie. Hier hilft kein Mäulchen-Spitzen, keine bindenden Terminsetzungen für die 

Umstellung auf Betriebszellen und für den Wiedereintritt in die Freien Gewerkschaften. All das ge-

hört s e l bs tve r s t änd l i ch  zur „Bolschewisierung der Partei“, wie das Maulspitzen zum Pfeifen 

gehört. Der Witz der Sache aber liegt darin, daß auch hier, in der Theorie, nicht nur das Maul gespitzt, 

sondern wirklich gepfiffen werden muß. „Ich muß erklären, daß das Bestreben der Praktiker, der 

Theorie auszuweichen, dem Leninismus widerspricht und große Gefahren für die proletarische Sache 

in sich birgt“ (Stalin, S. 27). Die „Durchführung des Leninismus auch in der Theorie“ muß vielmehr 

im Sinne Lenins durchaus als eine be sonde re  Te i l au fgabe  innerhalb der Gesamtaufgabe der 

„Bolschewisierung der Partei“ gestellt und konkret durchgeführt werden. 

Wie alle anderen Teilaufgaben der „Bolschewisierung“, so kann auch diese theoretische Aufgabe nicht 

„über Nacht“ gelöst werden. Was Genosse Lenin in einer seiner letzten Reden auf dem 4. Kongreß mit 

besonderem Bezug auf die organisatorische Seite der Bolschewisierung gesagt hat, gilt gleichmäßig für 

alle Seiten des Prozesses der Bolschewisierung der Partei, und in dieser allgemeineren Weise müssen 

wir es heute verstehen. Wie [669] die bolschewistische Parteiorganisation, so ist der gesamte Bolsche-

wismus und Leninismus, seine Praxis und nicht weniger auch seine Theorie, für ein schnelles und mü-

heloses Verständnis durch die „Ausländer“ „zu russisch“. Er „spiegelt die russische Erfahrung wider“. 

Deshalb wird er „von den Ausländern nicht verstanden“. Die „Ausländer“ (das heißt die kommunisti-

schen Parteien von Europa und Amerika) dürfen sich aber dennoch heute nicht mehr damit begnügen, 

ihn „als Heiligenbild an die Wand zu hängen und anzubeten“. Damit ist nichts erreicht. Sie müssen „ein 

Stück der russischen Erfahrung in sich aufnehmen“. Und dazu müssen die „Russen“ den „Ausländern“ 

helfen und müssen ihnen begreiflich machen, daß auch für sie (wie in einem anderen Sinne für die 

Russen selbst) das Wichtigste für die jetzt beginnende Periode das „leninistische Lernen“ ist. 

Zu guter Stunde für dieses w i r k l i ch e, gegenwärtig bei uns in der Masse der Parteimitglieder auch 

schon wi r k l i ch  em pfundene  leninistische Le r nbedü r fn i s  erscheint die deutsche Ausgabe des 

„dem Leninschen Aufgebot“ gewidmeten Leninismus-Buches des Genossen Stalin. Dieses Buch, aus 

dem „die neue Parteiarbeiter-Generation an der Swerdlow-Universität in Moskau die Grundlagen des 

Leninismus gelernt hat“ (Béla Kun, Vorwort zur deutschen Ausgabe), ist auch für uns „Ausländer“ 

ein geeignetes Lernmittel, mit dem wir a n fangen  können, den Leninismus zu l e r nen. 

E i n  Le r nm i t t e l  f ü r  Anf änge r  i m  Len i n i sm u s, das ist wirklich die richtigste Umschreibung 

dafür, was man in diesem Buche suchen und was man darin nicht suchen soll. Selbstverständlich ist 

es keine erste Einführung für Anfänger, kein ABC für Elementarschüler der proletarischen Klassen-

philosophie und Klassenwissenschaft überhaupt. „Lenin ist Marxist und die Grundlage seiner Welt-

anschauung ist selbstverständlich der Marxismus“ (Stalin, Seite 3). Den Leninismus darlegen bedeu-

tet, das Besondere und Neue in den Arbeiten Lenins aufzeigen, das er dem reichen Schatz des Mar-

xismus hinzufügte und das mit seinem Namen verknüpft ist“ (ebd.). Also nur da s  Besonde r e  und  

Neue  der Leninistischen Theorie, wodurch; sich diese Theorie als eine unter neuen Bedingungen 

des Kapitalismus und des proletarischen Klassenkampfes über den Marxschen Standpunkt fortentwi-

ckelte, neue Form des Marxismus darstellt, wird vom Genossen Stalin speziell behandelt Er macht es 

dadurch den „Ausländern“ wirklich möglich, „ein Stück der russischen Erfahrung in sich aufzuneh-

men“, in jenem besonderen Sinn des Wortes „r us s i s che  Erfahrung“, den dieses Wort im Beginn 

des 20. Jahrhunderts und vor allem seit dem Jahre 1917 für die revolutionäre Proletarierklasse ange-

nommen hat. Die „Theorie“ ist für den Marxisten-Leninisten nichts anderes, als die Erfahrung der 
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Arbeiterbewegung auf ihren allgemeinen Ausdruck gebracht. Die Theorie des „Marxismus“ über-

haupt ist „die Erfahrung der Arbeiterbewegung aller Länder als ganzes genommen“ (Stalin, Seite 27). 

Und das „Besondere und Neue“ im Leninismus ist eben die „russische Erfahrung“, das heißt, genauer 

ausgedrückt, die Erfahrung der revolutionären Arbeiterklasse im 20. Jahrhundert, gesehen aus der 

Perspektive desjenigen Proletariats, welchem die Geschichte als unmi t t e l ba r e  Auf gabe  „die 

Zerstörung des mächtigsten Stützpfeilers nicht nur der europäischen, sondern auch der asiatischen 

Reaktion“ gestellt hatte, und welches durch die „Ver wi r k l i chung  d i e se r  Auf gabe  zum „Vor-

trupp des internationalen revolutionären Proletariats“ gemacht worden ist. Diese „russische Erfah-

rung“ als Theorie ist das Spezifische an der Leninschen Lehre, was uns Anfängern im Leninismus 

(welcher westeuropäische Marxist wäre nicht ein solcher Anfänger?) das Lenin-Buch des Genossen 

Stalin übermittelt. E i n  Leh r buch  f ü r  Mar x i s t e n, zu r  E r l e r nung  de s  Len i n i sm u s! 

Andererseits wäre es aber auch verkehrt und sehr äußerlich und absolut undialektisch gedacht, wenn 

man hieraus nun folgern wollte, daß das Stalinsche Buch über den „Leninismus“ den „Marxismus“ 

schon „als bekannt voraussetzt“, so daß es nur von solchen Lesern mit Nutzen gelesen werden könnte, 

welche den „Marxismus“ schon bis zu Ende studiert haben. Schon der Umstand, daß alle diese- „Vor-

lesungen“, in die Genosse Stalin sein aus einem Gusse geschriebenes Buch gegliedert hat (die äußere 

Entstehungsgeschichte ist umgekehrt: Einzelvorträge wurden zu einem Buch aneinandergereiht!), vor 

der jungen Arbeitergeneration in Moskau gehalten worden sind, bedingt, daß sie bei aller Verlegung 

des Schwerpunktes auf das Neue, das Idiomatisch-Leninistische im Marxismus doch ein für sich ver-

ständliches Ganzes des Marxismus-Leninismus geben, eine Darstellung des Mar x i sm us  a l s  Le -

n i n i smu s, a l s  de r  „Theor i e  de r  Revo l u t i o n“ i n  de r  Epoche  de s  Im pe r i a l i sm us  und  

de r  unmi t t e l ba r en  Ak t ua l i t ä t  de r  p r o l e t a r i s chen  Revo l u t i o n. Auch unsere „ausländi-

sche“ neue Generation der Arbeiter und der „Berufsrevolutionäre“ wird in Zukunft nicht, wie wir 

Aelteren das notgedrungen tun mußten„ wie es aber künftig nur noch die Spezialisten der Geschichte 

des Marxismus-Leninismus tun werden, zuerst den „Marxismus im allgemeinen“ (besser ausge-

drückt: die vorleninistischen Entwicklungsstadien des Marxismus vom Kommunismus der 40er Jahre 

bis zum Marxismus des „Kapital“ und bis zum Zerfall des Marxismus in der Zweiten Internationale 

und zu der Antithese dieses Zerfalls – „in der Verworfenheit die Empörung über die Verworfenheit“ 

– der Theorie von Rosa Luxemburg!) studieren, und danach das Neue, Idiomatische des Leninismus 

als einen nachträglichen Zusatz. Sondern sie werden von vornherein die vo l l ende t e  Form, den 

Leninismus, und in ihm zugleich den Marxismus studieren. „Der Marxismus kann in der Epoche der 

imperialistischen Entwicklung und der proletarischen Revolution nur in der Form des Leninismus 

zweckmäßig propagiert werden“ (Propaganda-Thesen des 5. Weltkongresses). So ist also das Buch 

des Genossen Stalin, obwohl und sogar gerade weil es den Marxismus nur als Leninismus behandelt, 

ein geeignetes Propagandabuch und Lernmittel nicht nur für voll ausgebildete „Marxisten“, sondern 

auch für solche Proletarier, die mit ihrem Studium des Leninismus zugleich, und durch dieses Stu-

dium selbst, auch den Marxismus erst studieren müssen. Natürlich kann aber das Werk des Genossen 

Stalin diese Bestimmung nicht voll erfüllen, solange es nur als gedrucktes Buch im Buchhandel ver-

breitet wird. Da wird es viel bewundert, auch viel gelesen, aber – trotz der kristallenen Klarheit und 

bildhaften Kraft seiner Sprache – vermöge seines a l l zugr oßen  spez i f i s chen  Gewi ch t s  nur 

sehr wenig [670] verstanden werden. Seine für die „Bolschewisierung der Partei“ praktisch wichtigste 

Bestimmung als ein Lernmittel für das Studium des Marxismus-Leninismus wird es erst dann erfül-

len, wenn es den größeren Kreisen der Parteifunktionäre und Mitglieder in besonderen Propaganda-

kursen von besonders geschulten Kurslehrern e r k l ä r t  wird, die die Fähigkeit besitzen, im Leninis-

mus den Marxismus und den Marxismus als Leninismus zu lehren und zugleich die Grundgedanken 

der marxistisch-leninistischen Theo r i e  als Niederschlag, Ausdrucksform und Instrument der bol-

schewistischen P r ax i s  zu begreifen und zu behandeln. In dieser Weise propagiert, wird das Buch 

des Genossen Stalin ein mächtiger Hebel werden zur Bolschewisierung der Partei, zur Durchführung 

des Leninismus in der KPD und in den übrigen westeuropäischen Sektionen der KI. 

Neben seiner Bedeutung als Schu le  de s  Len i n i sm us  hat das Stalinsche Werk noch die weitere 

Bedeutung, daß es das erste in deutscher Sprache vorliegende Buch ist, welches den wirklichen 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 5 – 608 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 18.09.2023 

Leninismus in seiner Ganzheit darstellt. Genosse Stalin sagt von seinem Buche, daß es „im besten 

Falle eine gedrängte Skizze der Grundlagen des Leninismus“ sei. Fast jedes einzelne der neun inhalt-

schweren Kapitel („Die historischen Wurzeln des Leninismus; die Methode; die Theorie; die Diktatur 

des Proletariats; die Bauernfrage; die nationale Frage; Strategie und Taktik: die Partei; der Arbeits-

stil“) beginnt mit dem Hinweis, daß aus dem ganzen Thema „nur“ einige Fragen „herausgegriffen“ 

werden sollen. Wir glauben aber, daß in jedem einzelnen dieser einem besonderen Thema gewidme-

ten Kapitel Genosse Stalin nichts weniger als das Wesen und den Kern des ganzen Themas heraus-

gegriffen, und durch diese Reihe überaus glücklicher „Griffe“ am Ende den ganzen Lenin und den 

ganzen Leninismus ergriffen hat. Darüber hinaus tut er noch mehr. Er stellt die Lehre Lenins nicht 

nur dar, sondern er befreit sie von den ihr zugefügten, er befestigt sie gegen die ihr drohenden Ent-

stellungen. Viele Kapitel beginnen mit einer sehr merkwürdigen „Einzelfrage“: mit der Frage der 

„Fragestellung“ (zum Beispiel das Kapitel über d i e  Baue r n f r ag e: „Manche glauben, daß das 

Grundlegende im Leninismus die Bauernfrage sei. Das ist vollkommen falsch. Die Grundlage des 

Leninismus, sein Schwerpunkt ist nicht die Bauernfrage, sondern die Frage der Diktatur des Proleta-

riats ...“), aber auch wo es nicht ausdrücklich geschieht, finden sich solche „Richtigstellungen“ auf 

Schritt und Tritt. Wichtig ist nicht nur, was Genosse Stalin sagt, sondern auch wie er es sagt, und 

sogar auch das, was er nicht sagt. In meinem (auf dem 5. Weltkongreß zu unrecht und ohne Begrün-

dung als eine Kritik am Leninismus aufgefaßten) Artikel „Lenin und die Komintern“ in Heft 10/11 

dieses Jahrgangs der „Internationale“ hatte ich in der Polemik gegen solche Verunstalter des Marxis-

mus-Leninismus, wie den Genossen August Thalheimer, auf die „Gefahren“ hingewiesen, die gerade 

auf diesem „scheinbar rein theoretischen und dem praktischen Kampf der Fraktionen weit entrückten 

Gebiet“ dadurch entstehen können, daß der Versuch gemacht wird, „unter der für uns alle teuren, 

revolutionären Flagge des Leninismus mancherlei revisionistische, reformistische, opportunistische 

und liquidatorische Kontrebande in die Praxis und in die Theorie des revolutionären Kommunismus 

einzuschmuggeln“. Die Durchführung des „Leninismus“ Stalinscher Prägung in den „bolschewisier-

ten“ kommunistischen Parteien wird alle solche Versuche zuschanden machen. Ka r l  Kor sc h. 

* 

Jahrbuch für Wirtschaft, Politik und Arbeiterbewegung 1923-24. 

(Verlag der Komm. Intern. Carl Hoym.) 

Das neue Jahrbuch liegt vor, ein handlicher Großoktavband von 926 Seiten. 

Die Arbeiterbewegung hat kein besseres Nachschlagewerk. Das „Jahrbuch“ ist unser „Kleiner Brock-

haus“. Es leistet bereits eine ganze Menge, obwohl es, wie eine redaktionelle Vorbemerkung mit 

Recht sagt, vom Ideal noch sehr weit entfernt ist. 

Im ersten (allgemeinen) Teil werden zunächst Uebersichten gegeben über die Kommunistische Be-

wegung (Artikel von Sinowjew, eine Uebersicht von Rakosi, eine Uebersicht über die Jugendbewe-

gung von Unger, zwei Uebersichten über die Frauenbewegung, eine Uebersicht über die erste inter-

nationale Bauernkonferenz, zwei Artikel über die reformistischen Internationalen (2 und 2½, Gott 

hab sie selig). 

In diesem Abschnitt f eh l en  wichtige Dinge. Erstens ist die Uebersicht über das Leben der Komin-

tern nicht weit genug geführt. Man konnte das durchaus noch leisten und die wichtige Ueberwindung 

der einzelnen Parteikrisen anders als nur anhangsweise in weniger als mäßigen, völlig nichtssagenden 

Verlegenheitsartikelchen behandeln, bei welcher Behandlung die deutschen und französischen Par-

lamentswahlen als Anlaß dienten, einige Bemerkungen auch über diesen Gegenstand noch einzu-

flechten. Nebenbei: auch in der größten Eile, wo der Teufel Fliegen zu fressen hat, soll man Korrektur 

lesen. Auf Seite 905 wird eine wahre chauvinistische Mordaktion gegen französische Namen voll-

führt. Arago wird zu Azays, Le Trocquer zu Le Trogner, Reibel zu Keibel verstümmelt, was für ein 

Nachschlagewerk eine unnötige Schlamperei ist. In diesen Teil des allgemeinen Teils hätte auch eine 

Charakterisierung der „pazifistischen“ Aera, eine allgemeine Bewertung des Einflusses und der Rolle 

der englischen „Arbeiterregierung“ gehört. Immerhin spielt diese „Arbeiterregierung“ im Jahre 1924 
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keine geringere Rolle als die Konferenzen des Jahres 1923, die ausführlich behandelt werden. Mangel 

an Mitarbeitern ? Man muß die Pa r t e i en  veranlassen, Mitarbeiter zu stellen. 

Es folgen Uebersichten über die Gewerkschaftsbewegung und über die Lage der Arbeiterklasse. 

Der wirtschaftliche und weltpolitische Teil bietet viel nützliches statistisches Material und Tatsachen-

material. Die Artikel leiden daran, daß sie viel zu alt, daher veraltet, unaktuell sind. Es fehlt eine 

allgemeine Ein-[671]schätzung der durch das Aufkommen der „Arbeiterregierung“ in Eng l and  ge-

kennzeichneten Aera mit ihren Konf l i k t e n. Das ist ein Feh l e r. Bei dem rasend schnellen Ent-

wicklungstempo, das die Ereignisse angenommen haben und annehmen werden, bis das nächste Jahr-

buch erschienen ist, wird der Leser sich eine allgemeine Orientierung, die natürlich nur in den Grund-

zügen gegeben werden kann, im Jahrbuch nicht holen können. Wiederum muß man verlangen, daß 

die einzelnen Parteien mehr herangezogen und zu bestimmten Arbeiten rechtzeitig ve r p f l i ch t e t  

werden, damit im nächsten Jahrbuch eine solche Lücke nicht mehr entstehe. 

Der zweite, sehr ausführliche Teil behandelt die Sowjetrepubliken. Dieser Teil ist gut zusammenge-

stellt. Ueber die Parteidiskussion unterrichtet ein Artikel Sinowjews wohl ein Auszug aus einem Vor-

trag, den Gen. Sinowjew im Januar 1924 vor einem kleinen Kreise ausländischer Delegierter und der 

Exekutive der Komintern in Moskau gehalten hat). Ein Artikel Tomskis unterrichtet über die Ge-

werkschaftsbewegung; ein Artikel Strumilins über die materielle Lage des Proletariats. Eine wirt-

schaftliche Uebersicht sowie eine Uebersicht über die durchgeführte Finanzreform, eine sehr bedeu-

tende Leistung, wäre erwünscht und durchaus erreichbar gewesen. Ein Mangel ist das schlechte Kar-

tenmaterial. Diese Bemerkung gilt ganz allgemein, nicht nur für die russische Abteilung. Die politi-

schen Karten des Bibliographischen Instituts sind veraltet; sie geben nicht einmal die Haupteisen-

bahnlinien richtig an. Es wäre gut, für das nächste Jahrbuch aus f üh r l i che s  Kartenmaterial zusam-

menzustellen (und sich nicht im wesentlichen auf Karten der 5 Erdteile zu beschränken). Das Kar-

tenmaterial muß wi r t scha f t sgeog r aph i s che  Orientierung ermöglichen und nicht nur politische 

Grenzen enthalten. Für komplizierte Gebiete sind auch ethnographische Karten erwünscht (Balkan, 

Polen, Tschechoslowakei, kurz, überall, wo nationale Fragen [eine Rolle] spielen). 

Der dritte Teil gibt eine Uebersicht über die bürgerlichen Staaten. Bei den wichtigsten wären einlei-

tende Artikel erwünscht. Das gilt nicht nur für die Großmächte, sondern ebenso für die Staaten, in 

denen Knotenpunkte imperialistischer Politik zusammenlaufen (z. B. die südamerikanischen Republi-

ken). Soweit ein flüchtiger Blick zu urteilen erlaubt, ist der Teil genügend sorgfältig zusammengestellt. 

Im ganzen – eben unser „kleiner Brockhaus“ und schon recht gut. Wir wollen aber besseres. Deshalb 

die kritischen Bemerkungen. Der Nuten überwiegt selbstverständlich bei weitem die Mängel: hier 

brauchen wir kaum zu revolutionieren, sondern kommen – glücklicher Fall! – mit bloßen Reformen 

aus. a. m. 

* 

Die Erinnerungen eines Zaristischen Kriegsministers. 

Vor kurzem hat eine der wichtigsten Persönlichkeiten Rußlands unter Nikolaus II., der Kriegsminister 

Suchom l ino w, seine Lebengerinnerungen veröffentlicht. (A. W. Suchomlinow: Erinnerungen. 

Deutsche Ausgabe, Verlag von Reimar Hobbing, Berlin). 

Er war der Kriegsminister Rußlands, der die militärischen Vorbereitungen für den Weltkrieg leitete 

und alle Geheimnisse der zaristischen Diplomatie und Regierungskunst kannte. Er war Kriegsminis-

ter noch in der ersten Zeit des Weltkrieges, wurde dann, als die Dinge für die Armee des Zaren sich 

ungünstig gestalteten, auf Veranlassung des Großfürsten Nikolai Nikolaijewitsch abgesetzt und ver-

haftet. Er wurde dann wieder freigelassen, aber unter der Regierung Kerenskis erneut in Haft gesetzt. 

Erst nach der Machtübernahme durch die Bolschewiki wurde er entlassen, und er kam nach mancher-

lei Abenteuer nach Deutschland, wo er gegenwärtig, wie so viele andere russische Emigranten des 

alten Systems, lebt. 

Das Buch Suchomlinows hat eine außerordentliche Bedeutung in doppelter Hinsicht. 1. Als Material 

für die sogenannte Kriegsschuldfrage und 2. als geschichtliches Dokument zur Charakteristik des 
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Zarismus. Suchomlinow ist noch heute Monarchist, spricht mit naiver Anhänglichkeit von Nikolaus 

II. Von sozialen Fragen hat er keine rechte Ahnung. Und er erzählt noch heute völlig kaltblütig all 

die Grausamkeiten, standrechtlichen Erschießungen usw., mit denen er als Generalgouverneur von 

Kiew (1905-1908) die Revolutionsbewegung unterdrückte. Noch heute hat er gar kein Gefühl dafür, 

daß die damaligen Meuterer, die er erschießen ließ, Recht hatten, und daß er Unrecht hatte. Um so 

glaubwürdiger ist Suchomlinow als Zeuge für die Segnungen des zaristischen Systems. So absolut 

authentisches und so vernichtendes Material über den Hof, die Großfürsten. die Verwaltung und Ar-

meen des alten Rußland, findet man kaum an anderer Stelle wieder. Oeffentlich wird die russische 

Ausgabe der Memoiren Suchomlinows in Sowjetrußland eine starke Verbreitung finden. Es genügt 

dieses Buch, ohne jeden Zusatz und ohne jeden Kommentar, um das alte System erbarmungslos zu 

richten. All diese Fälle von Korruption, Willkür, Grausamkeit und Unfähigkeit, wie Suchomlinow 

sie nüchtern und kalt aufzählt, sind ein Material ohnegleichen. Eine hübsche Einzelheit ist z. B. die 

Geschichte vom Großfürsten Sergej Michailowitsch, dem Chef der russischen Artillerie, der sich von 

der Firma Schneider-Creuzot kaufen ließ und dafür sorgte, daß diese französische Rüstungsfirma die 

nötigen Profite erhielt. Suchomlinow schreibt noch etwas schamhaft: „Der Großfürst zeigte für die 

Fabrik von Schneider-Creuzot eine Sympathie, die vom Standpunkt des Reichsinteresses gesehen, 

ganz unverständlich war. Jede Beachtung von Angeboten anderer Firmen meinerseits, bewirkte bei 

ihm eine gewisse Eifersucht und rief sogar Anspielungen auf möglicherweise vorhandene materielle 

Interessen hervor.“ Eine erbauliche Situation. Der Oberbefehlshaber der Artillerie, von der einen 

Firma gekauft, macht dem Kriegsminister den Vorwurf, daß er von einer anderen Firma ge[672]kauft 

wäre, und beide bleiben ganz gemütlich weiter im Amt. Die Einfügung des zaristischen Rußlands in 

den Wettkampf der imperialistischen Mächte vollzog sich im wesentlichen so, daß die französischen 

Finanzkapitalisten die maßgebenden russischen Feudalherren direkt kauften. 

Trotz aller Sympathie und monarchischer Treue, mit der Suchomlinow den Zaren Nikolaus II. schil-

dert, wird der pathologische Charakter dieses Mustermonarchen in der Darstellung ganz deutlich. So 

wird auf Seite 296 eine Unterredung wiedergegeben, die Suchomlinow 1911 mit dem Zaren hatte. Es 

war ein sehr wichtiger Konflikt zwischen Suchomlinow und Nikolai Nikolaijewitsch zu entscheiden. 

Der Zar hörte den Vortrag des Kriegsministers und sagte überhaupt kein Wort. Am Schluß seiner 

Ausführungen verlangte S. seine Entlassung. In der Darstellung heißt es nun weiter“? „Nach den 

letzten Worten wachte der Zar gewissermaßen auf, seine Züge belebten sich usw.“ Daß ein Mann den 

absoluten Herrscher über 120 Millionen Menschen spielen durfte, der bei den wichtigsten Staatsan-

gelegenheiten Traumzustände hat, ist immerhin nicht uninteressant. 

Zur Vorgeschichte des Weltkrieges veröffentlicht S. einige Urkunden von einzigartiger Bedeutung. 

nämlich die Protokolle über die Konferenzen des russischen und französischen Generalstabes in den 

Jahren 1911-1913. Aus diesen Dokumenten geht der absolute Kriegswille des Entente-Kapitalismus 

schon lange vor der Ermordung Franz Ferdinands hervor, und zwar ist die eigentlich treibende Kraft 

dabei das französische Bankkapital. Selbstverständlich wird dadurch die Tatsache nicht aus der Welt 

geschafft, daß parallel zu der Tätigkeit der Entente-Kapitalisten auch die deutschen Kapitalisten durch 

ihre Ausdehnungsbestrebungen zum Weltkrieg beigetragen haben. Nur einige Sätze seien hier ange-

führt aus dem Protokoll der Sitzung vom 18. August 1911, die stattfand in Kraßnoje Sselo (Seite 255). 

Der Chef des französischen Generalstabes, General Dubail, erklärte u. a.: „Aus dem, was über die 

deutsche Mobilisierung und Konzentration bekannt ist, kann gefolgert werden, daß die ersten größe-

ren Zusammenstöße wahrscheinlich in Lothringen, Luxemburg und Belgien, am 15. bis 18. Tage 

stattfinden werden“. Schon damals wußte man also im französischen und russischen Generalstab, daß 

Belgien Kriegsschauplatz sein werde. Damit ist die ganze Heuchelei über den Bruch der belgischen 

Neutralität erledigt. Dubail fuhr fort, „daß die französische Armee sich ebenso schnell konzentriere 

wie die deutsche, und daß sie schon am 12. Tag bereit sein werde, den Vormarsch gegen Deutschland 

anzutreten, un t e r s t ü t z t  von  de r  eng l i s chen  Ar m ee  auf ihrem linken Flügel“. Im selben Jahre 

1911 stand es also schon fest, daß die Engländer sich am Krieg gegen Deutschland beteiligen würden, 

und man wußte bereits die Stelle, wo der Aufmarsch der englischen Expeditionsarmee erfolgen sollte. 

Auf den Konferenzen der Jahre 1912 und 1913 war Frankreich durch General Joffre vertreten. Joffre 
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gab 1913 in der Konferenz die Losung aus, das „Ziel sei die Vernichtung der deutschen Kräfte!“ 

Aeußerst interessant sind gewisse Abmachungen vom Jahre 1913 über den Nachrichtendienst zwi-

schen der russischen und der französischen Armee. Es heißt darin u. a. (S. 267): „Telegraphische 

Mitteilungen zwischen den russischen und französischen Generalstäben können mit Hilfe des engli-

schen Kabels und mit Hilfe Englands besorgt werden. Die Verständigungen mit England sind soeben 

zustande gekommen. Die Anordnungen sind getroffen und die Verbindungen können funktionieren.“ 

Das war bereits im August 1913. Nach der Entente-Legende hat aber England nur darum zu den 

Waffen gegriffen, weil Deutschland im August 1914 die Neutralität Belgiens verletzte! 

Es fehlt hier der Raum, um auf all die Einzelheiten einzugehen, die das Buch Suchomlinows zur 

Vorgeschichte des Weltkrieges bringt. Der Beweis wird ganz klar erbracht, daß die maßgebenden 

Persönlichkeiten in Frankreich so gut wie in Rußland 1914 Krieg führen wollten. Und daß sie nur 

einen Anlaß suchten, um mit dem Gemetzel zu beginnen. Schon im Januar 1914 bestand bei den 

maßgebenden russischen Diplomaten, bei dem Außenminister Sasonow und dem russischen Bot-

schafter Iswolski die Absicht, den Krieg auf eine andere Weise herbeizuführen. Man wollte die da-

malige Anwesenheit der deutschen Militärmission in Konstantinopel zum Anlaß nehmen, um Kon-

stantinopel durch die russische Schwarze-Meer-Flotte angreifen zu lassen. Daraus mußte sich ein 

Weltkrieg zwangsläufig ergeben. Die beiden französischen Staatsmänner, die in diese Dinge einge-

weiht waren und sie völlig billigten, waren niemand anders, als Poincaré und Doumergue, der jetzige 

radikale Präsident der französischen Republik im Zeichen des Pazifismus (s. S. 250)! Nur durch rei-

nen Zufall ist dieses Projekt nicht zur Ausführung gekommen. Auf der anderen Seite ist es natürlich 

klar, daß die Entsendung der deutschen Militärmission nach Konstantinopel eng zusammenhing mit 

der Bagdadbahn-Politik des deutschen Finanzkapitals, das also ganz ebenso seinen Anteil an der Her-

beiführung des Weltkrieges hatte. 

Suchomlinow, ein russischer Militarist und Monarchist durch und durch, kein Politiker, aber ein sehr 

achtbarer militärischer Fachmann, und persönlich ein ehrlicher Mensch, schließt sein umfangreiches 

Memoirenwerk mit einigen sehr interessanten Sätzen über die gegenwärtige Situation Sowjetruß-

lands. Er schreibt: „Die andere Gewähr, die ich für die Zukunft Rußlands sehe, liegt in der Tatsache, 

daß Rußland eine starke selbstbewußte, und von einem großen politischen Ideal geleitete Regierung 

hat. Dies politische Ideal kann nicht das Meine sein, die Männer um Lenin sind nicht meine Freunde, 

sie verkörpern mir nicht das Ideal meiner nationalen Helden, aber ich kann sie nicht mehr Räuber und 

Plünderer nennen, nachdem sich herausgestellt hat, daß sie nur Weggeworfenes, die Krone und die 

Macht aufgriffen. Ihre Weltanschauung kann ich mir nicht zu eigen machen; dennoch entwickelt sich 

in mir zögernd die Hoffnung, daß sie das russische Volk vielleiht gegen ihren Willen, zum rechten 

Ziel und auf den Weg zu neuer Größe führen. Daß mein Glaube nicht ganz utopisch ist, geht für mich 

aus der Tatsache hervor, daß so tüchtige alte Kameraden und Mitarbeiter, wie die Generale Brussilow, 

Baltijskij und Dobrorolski, ihre Kräfte der neuen Regierung in Moskau zur Verfügung stellten. Sie 

taten es sicher ausschließlich deshalb, weil sie wissen, daß Rußland sich auch unter der neuen Füh-

rung auf dem richtigen Wege zur Wiedergeburt befindet.“ 

Dieser russische Monarchist und Militarist ist mindestens ehrlicher und objektiver als der „Vorwärts“. 

Arthur Rosenberg. 

[673] 
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Die Internationale  

Jahrgang 7 ⁕ Ausgegeben: Berlin, 1. Dezember 1921 ⁕ Heft 23/24 

Zu diesen Wahlen.  
Von R u t h  F i s c h e r. 

I. 

Der Ausfall der englischen Wahlen hat den Zerfall der demokratisch-pazifistischen Aera beschleu-

nigt. Nach den furchtbaren Erschütterungen Mitteleuropas durch die Ruhrkrise 1923 versuchte die 

Bourgeoisie „demokratische“ Methoden. Das Kernstück dieser „demokratischen“ Methoden war die 

sogenannte Labou r-Reg i e r ung  in England. Die Wiederkehr der Konservativen zur Regierung, 

gleichzeitig mit der Bekräftigung der amerikanischen imperialistischen Politik durch die Wiederwahl 

Coolidges, bedeutet keine wesentliche Aenderung weder in den Kräfteverhältnissen, noch in der Art 

und Weise, wie die Konflikte zwischen den Mächten heranwachsen und ausgetragen werden. Sie 

bedeuten nur eine gewisse Abschwächung der pazifistischen Bauernfängerei, aus der die 2. Interna-

tionale in den letzten Monaten neue Kraft und neue Hoffnung gesogen hat. Die Kolonisierung 

Deutschlands, das Problem Rußland und die Frage des Fernen Ostens sind die drei Grundfragen, um 

die sich der Kampf der Mächte und die Gruppierungen der Mächte abspielen. Die Versicherung der 

Freundschaft durch den Mund Baldwins für den „linken“ Herriot war ebenso klar und notwendig im 

Sinne der englischen Außenpolitik, wie die energische Propaganda, die der „Temps“ und zum Teil 

auch englische konservative Blätter vor dem deutschen Wahlen zugunsten der „Mittel“-Regierung 

betreiben. Man ist in der Wallstreet, in der City und im Comité des Forges noch immer nicht ganz 

beruhigt über den revolutionären Unruheherd in Europa, Deutschland, und möchte diese Frage „end-

gültig“ liquidieren, um sich anderen, dringenderen Problemen zuzuwenden. 

Eine ruhige vernünftige Verwaltung, eine gesteigerte Ausbeutung der deutschen Arbeiterklasse durch 

eine möglichst demokratisch-pazifistisch maskierte Regierung, das sind notwendige Voraussetzun-

gen, um die „deutsche Frage“ vom Standpunkt der französischen, der englischen und der amerikani-

schen Außenpolitik für Jahre zu lösen. Ein schwaches und botmäßiges Deutschland, ein Deutschland, 

das Erträgnisse abwirft und im Notfalle Aufmarschgebiet ist, ein solches Deutschland ist die unerläß-

liche Voraussetzung für andere, weiter ausgreifende Pläne. Die Anerkennung Rußlands durch Frank-

reich – und auch die konservative englische Regierung denkt trotz ihrer scharfen Noten an Sowjet-

rußland gar nicht daran, die Anerkennungspolitik der [674] Macdonald-Regierung schon jetzt im 

Ernst zu liquidieren –, die sich vorbereitende Anerkennung von Amerika sind e i ne  Linie, aber de r  

zwe i t e  We g, einen günstigen Moment zur Sanierung Rußlands zu erlauern, bleibt deshalb dem 

Weltimperialismus immer noch offen. Die „Lösung des deutschen Problems“ stößt dabei gleichzeitig 

auf die inneren Schwierigkeiten der Partner, denen gewisse Beschlüsse und Proteste der englischen 

Industriellen gegen den Dawes-Plan am deutlichsten Ausdruck verleihen. Hinter der äußeren Ruhe 

und Stabilität, die sich durch die gewaltige konservative Mehrheit in England und durch den Wahlsieg 

Coolidges in den beiden größten kapitalistischen Staaten ausdrückt, hinter dieser scheinbaren Stabi-

lität und Konsolidierung lauern in England und in Amerika die ungelösten Wirtschaftsfragen, lauern 

die heranwachsenden Gegensätze zwischen England und der französischen Kontinentalmacht, lauern 

die ganzen komplizierten und konfliktschwangeren Entwicklungen im Osten, in Afrika und im Fer-

nen Osten. Die stabilen Regierungen Englands und Amerikas werden zu einem Zeitpunkt geboren, 

der der Vorabend neuer großer Wendungen und Ereignisse in der europäischen und in der internati-

onalen Politik ist. 

II. 

Welche Rolle spielt Deutschland in diesen heranreifenden Gegensätzen des europäischen, des engli-

schen, des amerikanischen Imperialismus? Seine selbständige imperialistische Rolle ist zunächst 

vollkommen beendet. Der klägliche Versuch des nationalen Widerstandes, der im Ruhrkrieg begon-

nen wurde, hat mit der bedingungslosen Kapitulation der deutschen Bourgeoisie geendet. Eine aktive 

politische Rolle spielt Deutschland heute innerhalb der europäischen Politik überhaupt nicht. Auch 

die Völkerbundsfrage wurde nicht zu einer aktiven Politik, zu einem prorussischen Zusammengehen 
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als Schachzug gegen die französische Uebermacht ausgenutzt. Die Kräfte der deutschen Bourgeoisie 

konzentrieren sich heute vollkommen nach innen und werden aufgefressen von der Frage, wie sie 

sich bei der faktischen Kolonisierung einen möglichst großen Anteil an der Profitrate sichern wird. 

Der Dawes-Plan stellt tatsächlich einen ganz neuartigen Versuch des Weltkapitalismus dar, indem er 

ein Industrieland kolonisiert, und noch dazu nicht durch eine Macht, sondern von verschiedenen Part-

nern gemeinsam diesen Versuch unternehmen läßt. Unleugbar ist der Dawes-Plan ein bestimmter 

Abschluß, wenn auch ein vorläufiger Abschluß, der Reparationsfrage. Er ist der Markstein für eine 

ganz bestimmte Periode, die 1918 begonnen hat, und die mit Annahme der Londoner Gesetze durch 

den deutschen Reichstag ihre Erledigung fand. Die Kolonisierung Deutschlands ist aber nicht nur aus 

den Gründen der inneren Schwierigkeiten der kolonisierenden Partner ein gefährliches Experiment, 

sondern vor allem durch die innere Struktur Deutschlands selbst. Zwanzig Millionen Industrieprole-

tarier und Angestellte sind für das kolonisierende Weltkapital ein schwieriges Kapitel. Um auch nur 

den Versuch der Realisierung des Dawes-Planes zu machen, ist eine Herabsetzung des Lebensstan-

dards der arbeitenden Massen in Deutschland die absolut unerläßliche Voraussetzung, ja, man kann 

sagen, die Herabsetzung des Lebensstandards der arbeitenden Massen ist das A und O des Dawes-

Planes, der ohne dieses Ziel sinnlos wird, der in seinem ganzen Inhalt nichts anderes als ein raffinier-

tes System zur Herabsetzung des Lebensstandards der [675] arbeitenden Massen bedeutet. Die Aus-

wirkungen für das übrige Europa sind klar, und das ist gerade das Wesentliche und Neue, daß dieser 

Versuch der Schaffung einer Industriekolonie im Herzen Europas eine allgemeine Kapitalsoffensive 

gegen die Arbeiterklasse in den Herrenstaaten zur Folge haben muß, daß  d i e se r  „St ab i l i s i e -

r ungsve r suc h“ i n  s i ch  d i e  No t wend i gke i t  ve r s chä r f t e r  K l a s senzusp i t zungen  

t r äg t, nicht nur in Deutschland, sondern, oben durch die Struktur Deutschlands, in europäischem 

Maßstab. Die Reichstagsauflösung wenige Wochen nach der Annahme der Dawes-Gesetze ist kei-

neswegs ein bloßer parlamentarischer Zufall, der durch die Ungeschicklichkeiten der kleinen und 

großen Schieber um die Regierung herum erklärt werden kann. Die Reichstagsauflösung ist im Ge-

genteil ein Beweis für die soziale Spannung, die der Dawes-Plan schafft und für die großen Schwie-

rigkeiten, die sich der deutschen Bourgeoisie bei ihren ersten Schritten in der Verwirklichung des 

Dawes-Plans entgegenstellten. Die deutsche Bourgeoisie, die über die revolutionären Zuspitzungen 

in sechs Jahren deutscher Republik hinwegkam durch die Hilfe der Sozialdemokratie, hat im Jahre 

1924 versucht, die Sozialdemokratie vom Regierungsgeschäft möglichst auszuschalten. Daß die SPD 

die deutsche Bourgeoisie trotzdem bedingungslos unterstützt hat, ist ein besonderes Kapitel.) Schon 

in der ersten Periode der Verwirklichung des Dawes-Planes scheint die innere Klassenzuspitzung der 

deutschen Bourgeoisie so groß, daß eine neuerliche starke Heranziehung der SPD an die Regierung 

zur Niederhaltung der arbeitenden Massen unvermeidlich ist. Um diese Frage geht im wesentlichen 

der Wahlkampf. 

III. 

Die SPD profitiert zunächst aus der durch den Dawes-Plan geschaffenen Lage. Sie profitiert von dem 

scheinbaren Abschluß der Reparationsfrage. Nachdem die deutsche Arbeiterklasse in unerhörte 

Kämpfe gegen die Bourgeoisie gegangen ist, nachdem die deutsche Arbeiterklasse in vielen Schlach-

ten zurückgeschlagen ist, zurückgeschlagen durch die aktive Hilfe der Sozialdemokratie für die Bour-

geoisie, versucht die SPD, ihre Henkersarbeit nachträglich zu vergolden und sich für den gegenwär-

tigen Moment anzupreisen als diejenige, die allein imstande ist, den Dawes-Plan zu „verbessern“, d. 

h. als diejenige, die für eine gerechte Lastenverteilung sorgen wird. Die Massen, die heute der SPD 

und vor allem dem Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold sich zuwenden, erwarten aber viel weniger eine 

positive Verbesserung ihrer Lebenslage, sie wenden sich diesen „republikanischen“ Organisationen 

zu vielmehr aus Furcht vor der neuerlichen Verschlechterung ihrer Lebenslage, vor neuerlicher Infla-

tion, vor kriegerischen Verwicklungen. Dazu kommt, daß sich erst jetzt die Maiwahlen i n  F r an k -

r e i ch  in Deutschland auswirken, daß eine gewisse Hoffnung auf einen allmählichen besseren Le-

benskurs, wenn auch unter Verzicht auf alle sozialistischen Blütenträume, bei einem Teil unleugbar 

vorhanden ist. Diese an sich nicht sehr kräftige Welle des demokratischen Pazifismus wird in 

Deutschland noch kürzer sein als in England oder in Frankreich. Unmittelbar nach den Wahlen treten 
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die Notwendigkeiten der Durchführung der Dawes-Gesetze an die Regierung heran. Wird die SPD. 

teilnehmen, und das ist heute nicht unwahrscheinlich (Herr Stresemann beginnt sich schon darnach 

sehr deutlich [676] zu orientieren), dann werden wir in relativ sehr kurzer Zeit nach den Wahlen eine 

noch schnellere und gründlichere Abkehr derjenigen erfahren, die in der jetzigen Situation gewisse 

Illusionen über die gerechte Durchführung der Dawes-Gesetze und gerechte Verteilung der Dawes-

Lasten hatten. Die SPD, die seit den Maiwahlen durch eine bedeutend radikalere Tonart versuchte, 

die Massenflucht aus ihrem Lager zu stoppen, wird, wie in den Jahren vorher, in der schärfsten Form 

in allen Klassenkämpfen auf der Seite der Bourgeoisie stehen und wie scharf diese Klassenkämpfe in 

der Kolonie Deutschland sein werden, das zeigt sich schon heute darin, daß die Republikaner, Demo-

kraten und Pazifisten sich nicht einmal den Luxus einer etwas loyaleren und milderen Praxis in der 

Justiz gegen die Arbeiterklasse leisten können. Die wahnwitzigen, im einzelnen direkt grotesken und 

phantastischen Verfolgungen der Kommunistischen Partei, der über allen polnischen und bulgari-

schen Maßstab hinaus gesteigerte Umfang dieser Verfolgungen heute in einer Zeit verhältnismäßiger 

sozialer Ruhe, sind ein Symptom für die innere Unsicherheit der deutschen Bourgeoisie und ihrer 

Verbündeten, der Deutschen Sozialdemokratie, sind ein Symptom für die Furcht vor den kommenden 

Auseinandersetzungen. 

IV. 

Die Tage der KPD ist heute schwierig. Nicht nur die rein äußerlichen organisatorischen Schwierig-

keiten sind hier gemeint, die durch den Unterdrückungsfeldzug der deutschen Bourgeoisie gegen die 

Partei hervorgerufen sind. Die Hauptschwierigkeit besteht darin, daß die Partei eine Politik treiben 

muß, die infolge der veränderten Situation für den Augenblick einfach „gegen den Strom“ geht. Die 

Grundlinie der Politik der Partei, der prinzipielle Kampf gegen den Dawes-Plan und gegen den Pazi-

fismus, wird sich noch verschärft auswirken und noch mehr Früchte tragen in dem Moment, in dem 

die Realisierung des Dawes-Planes den Arbeitermassen die konkreten Auswirkungen der Kolonisie-

rung vor Augen führen wird. Die Frage, die die KPD lösen muß, ist klar gestellt. Zwischen zwei 

Wellen der Revolution muß die KPD in Deutschland in noch höherem Grade als irgendwo anders zur 

Führerin der Klassenkämpfe um Lohn und Brot, gegen den ökonomischen und politischen Druck des 

Ausbeuterstaates werden. In der Durchführung dieser Politik hat unsere Partei noch vieles zu lernen 

und zu verbessern. Zu den ersten Voraussetzungen für die Durchführung einer solchen Politik gehört 

nicht nur die Anerkennung der Notwendigkeit der Gewerkschaftsarbeit, sondern ihre praktische Wie-

deraufnahme. Ohne Zweifel ist der Mangel an Arbeit innerhalb der Gewerkschaften der größte und 

folgenschwerste Mangel der Arbeit im jetzigen Moment. Gelingt es uns nicht, diesen Fehler bald 

schnell und gründlich zu reparieren, so werden wir die Aufgaben einer revolutionären Partei zwischen 

zwei Wellen der Revolution nicht lösen. Ideologisch und theoretisch hat die Partei klar und fest gegen 

alle Abweichungen in der Gewerkschaftsfrage gekämpft, und rasch und verhältnismäßig schmerzlos 

diese so außerordentlich schwierige, komplizierte Frage erledigt. Aber unsere praktischen Erfolge in 

der Betriebszellenarbeit sind relativ viel größer als in der Gewerkschaftsarbeit. Diese Wahlen, die 

allgemein eine gewisse Belebung der politischen Aktivität gebracht haben, werden uns aber eine viel 

günstigere Situation schaffen, als sie vor den Wahlen war. Der neue Reichstag [677] und die neue 

Regierung werden verschiedene Wahlversprechungen einzulösen haben, und vor allem auch die SPD. 

Diese Versprechungen werden sie nicht einlösen können. Hier ist der Punkt, wo wir mit aller Kraft 

einzusetzen haben. Unsere Losung für die nächste Periode in Deutschland muß sein und muß bleiben: 

Or gan i s i e r ung  de r  Revo l u t i on  du r ch  d i e  Or gan i s i e r ung  de r  t äg l i chen  Käm pfe  

de r  ausgebeu t e t en  und  un t e rd r ück t en  M a s s e n  im  Zuch t haus s t aa t  Deu t s ch lan d. 

* 

Reichsbanner und Faschismus.  
Von A r t h u r  R o s e n b e r g. 

Im jetzigen Wahlkampf spielt das Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold eine erhebliche Rolle. Es läßt 

sich nicht leugnen, daß diese schwarzrotgoldene Organisation im Laufe des letzten halben Jahres ein 

sehr wichtiger Faktor in der deutschen Politik geworden ist. Ebenso muß man zugeben, daß unsere 
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Genossen dem Reichsbanner im großen und ganzen hilflos gegenüberstehen, d. h. sie verstehen es 

zwar, sich gegen aktive Provotationen der Reichsbannerleute kräftig zu wehren, aber in der ideologi-

schen, politischen Bekämpfung des Reichsbanners leistet unsere Partei noch so gut wie nichts. Eine 

systematische Aufklärungsarbeit über das Reichsbanner, sein Wesen und seine Ziele, ist daher erfor-

derlich. 

Die Situation ist nämlich wie beim Aufkommen des deutschen Faschismus. Allmählich hat es die 

Partei gelernt, wenigstens den Faschismus Hitlerscher Färbung nichtig zu bekämpfen. Der starke 

Rückgang der völkischen Bewegung in Deutschland ist neben anderen Ursachen auch auf die ange-

messene Bekämpfung durch die KPD zurückzuführen. Unzulänglich bleibt immer noch die Stellung-

nahme der Partei zu der zweiten Sorte des deutschen Faschismus, zum deutschnationalen Faschismus. 

Die Ideologie und die Ziele des Reichsbanners sind in ganz konzentrierter und klarer Form niederge-

legt in der Broschüre Das Reichsbanner und Potsdam, die kürzlich anläßlich der Potsdamer Kundge-

bung der Schwarz-Rot-Goldenen erschien. Für das bescheidene Heldentum des Reichsbanners ist 

charakteristisch, daß dieser Potsdamer Spaziergang, eine erlaubte, von der Polizei gedeckte Demonst-

ration einiger Tausend Leute, als die größte Heldentat des Reichsbanners ausgegeben wird, ein Er-

eignis, das man durch eigene literarische Publikationen feiert! Aber es geht uns hier nicht so sehr das 

Heldentum der Bannerleute an, sondern die Frage, was sie sind und was sie wollen. 

Die Broschüre Das Reichsbanner und Potsdam ist eine Sammlung von Aufsätzen. Von ihren Verfas-

sern seien genannt: General von Deimling, Generalmajor von Schönaich, der demokratische Reichs-

tagsabgeordnete und Professor Bergstraesser, der demokratische Professor Hobohm von der Berliner 

Universität. Dazu kommen einige in der Oeffentlichkeit nicht bekannte Mitarbeiter und einige ano-

nyme Aufsätze. Charakteristisch ist bereits, daß diese Programmbroschüre des Reichsbanners unter 

ihren Verfassern keinen einzigen bekannten Sozialdemokraten zählt. Die Sozialdemokratie taucht auf 

in einem Auszug aus einer Reichstagsrede Bebels, wo Bebel nicht über Arbeiterfragen, sondern aus-

schließlich über die Bedingungen der Landesverteidigung redet. Außerdem findet man im Annon-

centeil ein Inserat des „Vorwärts“. Sonst ist in der ganzen Schrift von der SPD nichts zu merken. 

Aber was noch interessanter ist: Die Broschüre des Reichsbanners schweigt die Existenz der deut-

schen Arbeiterklasse tot. Die Arbeiterschaft kommt nur ein einziges Mal vor in dem Aufsatz Ho-

bohms, in dem die deutschen Arbeiter gelobt werden, weil sie im Weltkrieg ihre Pflicht für das Va-

terland getan haben. Das ist alles. 

[678] Aeußerst charakteristisch in der Broschüre ist eine Zusammenstellung von Zitaten unter der 

Ueberschrift: „Vorkämpfer deutscher Einheit und Freiheit unter Schwarz-Rot-Gold“. Es werden da 

erwähnt der Turnvater Jahn, Ernst Moritz Arndt, dann ein Fahnenspruch des Lützowschen Freikorps 

1813, der folgendermaßen lautet: „Schwarz wie die Nacht der Knechtschaft, die wir abschütteln wol-

len, rot wie das Blut, das der Kampf kosten wird, golden wie die Freiheitssonne, die dem Vaterlande 

aufgehen soll“. Es folgen Zitate von Hoffmann von Fallersleben, von Uhland, einige philosophische 

Sprüche von Friedrich dem „Großen“! Unter anderem folgender Spruch dieses Hohenzollern: „Ge-

setze sind da, um die Schwachen gegen den Druck der Mächtigen zu schützen.“ 

Friedrich II. ist dem Reichsbanner überhaupt nicht unsympathisch. In der Broschüre findet sich ein 

Aufsatz „Weimar und Potsdam“. Es wird da erwähnt, „Friedrich II., den auch wir den Großen, und 

in Rücksicht auf die Zeit, in der er lebte, den Einzigen nennen!“ Der Artikel bedauert nur im Stil 

patriotischer Oberlehrer, daß Friedrich II. in seinem Wesen mehr französisch als deutsch war und 

vom deutschen Geistesleben seiner Zeit nicht viel verstanden hat. Der brave schwarztotgoldene Lite-

rat, der diesen Artikel schrieb, ist der Meinung, daß der Besuch des Professors Basch in Potsdam 

durchaus im Geiste Friedrichs II. gewesen wäre. Der Aufsatz schließt mit dem Satz: „Lebte der Phi-

losoph von Sanssouci heute noch, dann würde der Professor der Pariser Sorbonne, der unlängst in 

Potsdam sprach, mit an der Tafel sitzen bei Fridericus Rex.“ 

In dem Aufsatz des Professors Hobohm über Potsdam heißt es am Schluß: „Altes, heiliges Potsdam, 

mögen die Tempelwächter Deiner Heiligtümer uns den Zutritt zu diesen noch so sehr mißgönnen, wir 
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werden es uns dennoch nicht nehmen lassen, in der Hingabe an den Staat, an die Sache des Volles es 

den Besten der Väter gleich zu tun, so gut wir es verstehen.“ 

Einige andere Kostproben aus der Potsdam-Proschüre des Reichsbanners. Professor Hobohm: „Das 

alte, heilige Potsdam. Was ist denn daran in Wahrheit heilig zu nennen? Wir meinen doch die Fähig-

keit der Hingabe an den Staat. Die ist von den Besten der Hohenzollern in Potsdam den Preußen 

anerzogen worden.“ 

Dr. Mischler, Vorsitzender des Reichsbanners, Ortsgruppe Potsdam: „Unser Nationalismus spürt den 

Herzschlag des ganzen deutschen Volkes, nicht nur Preußens. Er will beitragen zur Verwirklichung 

des Sehnsuchtstraumes der ganzen Nation, zum Groß-Deutschland der Zukunft. Wir hissen stolz das 

hundertjährige schwarzrotgoldene Banner deutscher Einheit und singen Arndts Lied: ‚Das ganze 

Deutschland soll es sein‘. (Von dem Schwarz-Rot-Gold abgesehen, könnte Hitler das nicht besser 

gesagt haben.) 

Ein gewisser Hildebrandt in einem Aufsatz „Jugend und Republik“: „Gebt Raum der Jugend, dann 

werden Junge und Alte das republikanische Deutschland bauen, ein Reich voll Adel, gegenseitiger 

Hilfe und mit brüderlichem Zusammenstehen und werdens erhalten, allen dunklen Mächten zum 

Trotz, getreu ihrem Schwur. Deutsche Republik, wir schwören: Letzter Tropfen Blut soll Dir gehö-

ren!“ 

Ein gewisser Wisanowski in einem Artikel über das Lied „Deutschland, Deutschland über alles“: 

„Nicht Goethe, nicht Schiller hätten dieses Lied schreiben können, es paßte weder in das kleine fürst-

liche Weimar von 1800, noch wäre bei der Zerrissenheit des politischen Bewußtseins jener Entwick-

lungsstufe seine Entstehung damals möglich gewesen. Erst nach den Freiheitskriegen gewann das 

Nationalgefühl an Boden, nicht zuletzt dadurch, daß Wissenschaft und Kunft sich immer mehr vater-

ländischen Vorwürfen zuwendeten.“ 

Weiter heißt es im selben Artikel: „Kein Dichter wird in deutschen Landen so viel gesungen, wie 

Hoffmann von Fallersleben. Sein Sang wird zum Schatze des deutschen Volles gehören, solange 

stolze Freude am liedeswerten Vaterlande deutsche Herzen bewegt. Und freudig wollen [679] wir 

Republikaner alle Zeit in das schwarzrotgoldene Nationallied einstimmen: Deutschland, Deutschland 

über alles, über alles in der Welt.“ 

Eine reizende Blütenlese, ein phrasenhafter Nationalismus, wie man ihn von den Stammtischober-

lehrern kennt, mit greulichem Deutsch und entsprechender Gedankenvertrocknung. Aber was ist da-

ran sozialdemokratisch? Während des Krieges hat die SPD-Presse auf dem Gebiete nationalen 

Schwunges allerhand geleistet. Aber selbst die Heilmann- und Noske-Artikel der damaligen Zeit wer-

den in den Schatten gestellt durch den Reichsbanner-Patriotismus. 

Wie grenzt sich nun das Reichsbanner gegen rechts ab? Professor Bergstraesser stellt in seinem Bei-

trag fest, daß „Deutschland als besiegtes Land völlig entwaffnet ist und daher noch auf längere Zeit 

hinaus keine anderen Mittel der auswärtigen Politik haben kann als die friedliche Methode.“ Darum 

sei das ganze Gebaren der Stahlhelmleute den Tatsachen gegenüber lächerlich, es sei Theaterdonner. 

„Ein wirkliches Schwert haben auch sie nicht, so drohen sie mit dem Pappschwert. An sich könnte 

man sie dieser Lächerlichkeit überlassen, wenn die Wirkungen nach außen nicht schlimm wären. 

Aber auch innerpolitisch schwingt der Stahlhelm nur ein Pappschwert, und die Kreise, die hinter den 

rechtsradikalen Organisationen stehen, die Schwerindustriellen und Großagrarier, die ihnen das Geld 

gaben, sind schon jetzt die betrübten Lohgerber“ (!). 

Sehr klar entwickelt den Nationalismus der Reichsbannerleute der schon zitierte Dr. Mischler. Er 

schreibt: „Unser Nationalismus ist von ganz anderer Art als der unserer Gegner. Wir bekämpfen den 

unter Trümmern glimmenden imperialistischen Nationalismus der Vorkriegszeit und der Heim-Ar-

mee der Alldeutschen, und wir lehnen auch jenen älteren konservativen Nationalismus ab, der das 

geistige Erbe der Kleindeutschen, der Borussen an die Vaterländischen von heute darstellt. Unser 

Nationalismus ist noch älter. Er geht auf die großdeutsche Idee der Achtundvierziger-Ideale, ‚Ein 

Volk, ein Staat‘ zurück.“ 
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Alle diese Aeußerungen zusammen ergeben eine klare politische Weltanschauung. Wie steht das 

Reichsbanner zur deutschen Geschichte? Das Reichsbanner verbeugt sich huldigend vor Friedrich II. 

Es macht begeistert die nationale Bewegung der Freiheitskriege mit. Es billigt die nationalen Eini-

gungsbestrebungen der Bourgeoisie bis 1848 und darüber hinaus bis zum Auftreten Bismarcks. Dann 

kommt ein: große Lücke, indem man von Bismarck und Wilhelm II. nichts wissen will. Die Ideale 

des Reichsbanners finden sich dann wieder im Weltkrieg bei denen, die im Sinne des Verteidigungs-

krieges in den Schützengraben gingen: Heros Ludwig Frank, – und dann kommt die Weimarer Ver-

fassung, die das Werl von 1848 vollendet. Es ist die Linie Jahn, Ernst Moritz Arndt, Uhland, Hoff-

mann von Fallersleben, Frank, Fritz Ebert. Ob auch Stresemann dazu gehört? 

Das Reichsbanner übernimmt also die gesamte Geschichte der deutschen Bourgeoisie, schneidet aber 

das Stück heraus, das sich auf den Imperialismus bezieht. Das Reichsbanner lehnt den Imperialismus 

ab und grenzt sich so gegen rechts ab. Aber aus welchen Gründen vollzieht das Reichsbanner diese 

Wendung gegen rechts? Ist das Reichsbanner pazifistisch? Keine Spur. Eine Bewegung, die den Geist 

des Lützowschen Freikorps als vorbildlich hinstellt, die den letzten Blutstropfen für ihren Staat hin-

geben will, ist wahrlich nicht pazifistisch im Prinzip, sondern der Pazifismus des Reichsbanners ist 

ein Vernunft-Pazifismus. Deutschland ist besiegt, Deutschland hat keine Waffen, also kann Deutsch-

land, wie Professor Bergstraesser es sehr klar auseinandersetzt, sich nur mit friedlichen Mitteln hel-

fen. Das Reichsbanner lehnt jeden Versuch ab, unter den gegenwärtigen Umständen und bei den ge-

genwärtigen realen Machtverhältnissen den deutschen Imperialismus zu erneuern, d. h. jeden Kampf 

gegen die Entente. Aber die Reichsbannerleute würden ohne weiteres mit ihren Kampforganisationen 

eingreifen sowohl gegen den inneren, wie gegen den äußeren Feind, der im Rahmen der jetzigen 

Politik die deutsche Ebertrepublik gefährden würde. Also ein Krieg gegen Sowjetrußland, bei [680] 

dem man den letzten Blutstropfen für die Ebertrepublik hingeben könnte und in den man auszieht für 

Freiheit und Demokratie, so wie die Lützower 1813, würde durchaus in den Rahmen des Reichsban-

ners hineinpassen. 

Wir können zusammenfassend feststellen: Das Reichsbanner ist eine rein bürgerliche Bewegung; 

denn die Frage der Klassengegensätze – vom Klassenkampf ganz zu schweigen – wird vom Reichs-

banner niemals gestellt. Das Problem arm oder reich, Bourgeoisie oder Proletariat, existiert für es 

überhaupt nicht. Das deutsche bürgerliche Vaterland mit seiner Herrschaft der Bourgeoisie und des 

Kapitals wird einfach als Tatsache hingenommen. Also die ausgesprochen und vorbehaltlos bürger-

liche Ideologie. 

Wie unterscheidet sich nun die Reichsbanner-Ideologie von der Ideologie des deutschen Bürgertums 

unter Wilhelm II.? Nur durch die eine Tatsache, daß Deutschland unter Wilhelm II. eine imperialis-

tische Weltmacht war, während die gegenwärtige deutsche Bourgeoisie den Versailler Friedensver-

trag unterzeichnet und den Sachverständigenplan angenommen hat. Das  he i ß t: de r  Re i chsban -

ne r ge i s t  i s t  d i e  I deo l og i e  de r  deu t s chen  Bour geo i s i e  im  Ze i t a l t e r  de r  E r f ü l -

l ungspo l i t i k. 

Nach der Revolution wollten erhebliche Teile der deutschen Bourgeoisie sich in die neuen Verhält-

nisse nicht hineinfinden. Sie träumten immer noch von der Wiederherstellung der alten deutschen 

Herrlichkeit der Vorkriegszeit. Und der Gegensatz: Schwarz-weiß-rot oder Schwarz-rot-gold, Repub-

lik oder Monarchie war identisch mit dem Gegensatz: Erfüllungspolitik oder Revanchepolitik, Kapi-

tulation vor der Entente oder Widerstand. Um diese Dinge wurde gestritten, aber nicht etwa um die 

Farbe der Fahne und um die Persönlichkeit Eberts oder Wilhelms II. 

Bis zum Ruhrkrieg haben die entscheidenden Teile der deutschen Großbourgeoisie immer noch an 

die Möglichkeit geglaubt, die Versailler Entscheidung in der einen oder anderen Form korrigieren zu 

können. Nicht daß man daran dachte, sofort mit bewaffneter Hand die Franzosen aus dem Lande zu 

jagen, aber man glaubte, durch eine gewisse Machtenthaltung, durch eine gewisse rückgratfeste Po-

litik, durch günstige Beziehungen zu gewissen auswärtigen Staaten (England usw.) die Franzosen 

dahin bringen, daß sie die deutsche Bourgeoisie wieder als gleichberechtigten Partner anerkennen. 

Das war eigentlich der politische Grundgedanke von Stinnes und der Sinn des Ruhrkrieges, soweit er 
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vom deutschen Großkapital geführt wurde. Um diese Politik durchführen zu können, brauchte die 

deutsche Bourgeoisie einen Rückhalt bei den Millionen der deutschen Wählerschaft, den Bauern, 

Kleinbürgern, Intellektuellen, Arbeitern. Diesen Rückhalt schuf ihr die völkisch-faschistische Bewe-

gung. Indem man Millionen von Deutschen der Mittelschichten und der ärmeren Bevölkerung einre-

dete, daß die Elendsverhältnisse der Jahre 1922/23 das Werk der regierenden Sozialdemokraten und 

der Republik seien, schuf man große Massenorganisationen, die bereit waren zum Kampf gegen 

Schwarz-rot-gold und für Schwarzweiß-rot. Statt des Hungers, der Erniedrigung und des Elends der 

Gegenwart malte man den Massen das Zukunftsbild des starken, gerechten, wohlhabenden Staates, 

in dem das Schieber- und Wuchertum, dieses Produkt der Revolution, wieder beseitigt werden würde. 

Das war der Sinn des schwarzweißroten Faschismus. 

Der Zusammenbruch der deutschen Bourgeoisie im Ruhrkrieg hat auch die schwarzweißrote Ideologie 

endgültig begraben. Die deutsche Bourgeoisie von 1924 weiß, daß sie nicht mehr imstande ist, als 

gleichberechtigte Kraft in der Weltpolitik und Weltwirtschaft aufzutreten. Die deutsche Bourgeoisie 

kann sich eine gewisse bescheidene Existenz nur sichern als Agentur des ausländischen Kapitals. So 

kam es, daß der Reichsverband der deutschen Industrie sich fast einmütig für die Annahme des Sach-

verständigenplanes erklärte, daß Deutsche Volkspartei, Bayerische Volkspartei, Wirtschaftspartei 

und Deutschnationale im Reichstag die Dawesgesetze annahmen. Die Annahme der Erfüllungspolitik 

bedeutet aber auch die [681] Bejahung des bestehenden republikanischen Staates; denn das ist das 

Wesen der deutschen bürgerlichen Republik im Gegensatz zur Monarchie, daß sie auf der Grundlage 

des Versailler Vertrages und der Reparationsverpflichtung arbeitet. Es war also an sich logisch, daß 

die Deutschnationalen nach ihrer Zustimmung zum Sachverständigenplan in die Regierung gehen woll-

ten. Die Zerrüttung der deutsch-völkischen Freiheitsbewegung kommt neben anderen Ursachen da-

her, daß diese Partei die Schwenkung der deutschen Bourgeoisie und ihres Anhangs nicht mitmachen 

konnte und so den Boden unter den Füßen verlor. Auch die Krisenerscheinungen innerhalb der 

Deutschnationalen sind die Folgen dieser Umkehrung der bisherigen Politik der deutschen Bourgeoisie. 

Mit der Annahme der Sachverständigengesetze durch die gesamte deutsche Bourgeoisie ist die 

schwarzweißrote Politik und der schwarzweißrote Faschismus tatsächlich gegenstandslos geworden. 

Professor Bergstraesser hat schon recht: der Stahlhelm hat heute nur ein Pappschwert. Da jedoch die 

deutsche Bourgeoisie nicht existieren kann ohne ein breites Gefolge aus den unteren Schichten der 

Bevölkerung, wurde im Zusammenhang mit dem Siege der Erfüllungspolitik auch eine neue Form 

des deutschen Faschismus notwendig. Der Ludendorff-Faschismus mußte ersetzt werden durch den 

Marx-Stresemann-Faschismus. Die schwarzweißroten Stoßtrupps mußten ersetzt werden durch 

schwarzrotgoldene Stoßtrupps. 

Gegen wen soll der schwarzrotgoldene Faschismus eingesetzt werden? 1. Gegen den Hauptfeind der 

deutschen Bourgeoisie, gegen die Klassenbewußten Arbeiter und ihre Führerin, die KPD, 2. aber auch 

gegen jene Reste schwarzweißroter Faschistentruppen, welche die Schwenkung der deutschen Bour-

geoisie zur Erfüllungspolitik nicht mitmachen, dem Kapitalismus Deutschlands und den Großagrari-

ern Landesverrat vorwerfen und zu allerhand störenden Abenteuern geneigt sind. 

Wenn das Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold gegen rechte geheime Verbände wettert, so findet es sich 

in sehr guter Gesellschaft; denn am 9. November des vorigen Jahres hat Herr von Kahr in München 

auf Hitler und Ludendorff scharf schießen lassen. Herr von Kahr – das ist die Bayerische Volkspartei, 

eine typische Erfüllungspartei, die von Anfang an für die Annahme der Dawesgesetze eintrat. Also 

gegen gewisse völkische Störenfriede tritt selbst die bayerische Reaktion mit aller Schärfe auf. Also ist 

es auch dem Reichsbanner nicht versagt, gegen solche Rechtsputschisten drohend aufzumarschieren. 

Das Wunderliche am Reichsbanner ist aber, daß es nicht von der Deutschen Volkspartei gegründet 

wurde, sondern von der SPD. Wenn ein Ausländer, der die Einzelheiten deutscher Politik nicht so 

genau verfolgt, die Broschüre „Das Reichsbanner und Potsdam“ in die Hand bekäme, würde er ohne 

weiteres sagen: das ist eine offiziöse Schrift der gegenwärtigen deutschen Regierung, das ist Marx-

Koch-Stresemann, das ist die Ideologie der bürgerlichen Mittelparteien. Die SPD gehört nur soweit 

dazu, wie sie eben die Politik der bürgerlichen Mitte von Anfang an unterstützt hat. Aber in den Ideen 
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und Zielen des Reichsbanners, in seiner Ausdrucksweise und seiner politischen Abgrenzung ist ty-

pisch Sozialdemokratisches überhaupt nicht zu finden. 

Denn was ist SPD-Ideologie im Gegensatz zur bürgerlichen? Wir wissen sehr gut, daß die SPD seit 

1914 in Deutschland weiter nichts getan hat, als die Politik der Bourgeoisie zu treiben. Aber die 

Millionen von Arbeitern, die bisher sich in Deutschland bei allen Wahlen zur SPD bekannten, müssen 

doch bei der Abgabe des SPD-Stimmzettels irgend etwas empfinden, was sie dazu bringt, sozialde-

mokratisch zu wählen und nicht etwa demokratisch, Zentrum oder Deutsche Volkspartei. Die SPD 

macht bürgerlich kapitalistische Politik. Sie kann aber nur leben, wenn sie als Partei irgendwie ein 

eigenes Gesicht hat gegenüber den offen bürgerlichen Parteien. Man kann die SPD, wie sie in 

Deutschland seit der Revolution Politik machte, umschreiben als eine pazifistisch-demokratische Par-

tei für Arbeiter. Die SPD vereinigte Arbeitermassen, denen sie darlegte, daß die [682] sozialdemo-

kratische Methode besser den Interessen des Proletariats dient als die kommunistische Methode. Die 

SPD empfahl den Arbeitern, nicht die Bourgeoisie im Klassenkampf anzugreifen, sondern sich lieber 

mindestens mit gewissen Teilen der Bourgeoisie zu verständigen und zu versöhnen. Aber immer trat 

die SPD so auf, als ob sie eine Klassenpartei des Proletariats wäre, ja sogar, als ob sie die einzig 

richtige und vernünftige Klassenpartei des Proletariats wäre. Sie warf doch den Kommunisten vor, 

daß die KPD durch ihre dumme Taktik die Interessen der Bourgeoisie fördere. Auf jeden Fall gab 

sich die SPD als Arbeiterpartei aus, als eine Arbeiterpartei, die auf dem Boden der Demokratie, mit 

den Mitteln der Demokratie und mit dem Bekenntnis zum Frieden um jeden Preis, proletarische In-

teressen fördern will. 

So angesehen, ist das Reichsbanner absolut keine sozialdemokratische Bewegung. Denn das Reichs-

banner wendet sich nicht an die Arbeiter; es schweigt sogar die Existenz der Arbeiter als Klasse tot. 

Das Reichsbanner übernimmt die ganze ältere Geschichte der deutschen Bourgeoisie bis zum Jahre 

1866. Das Reichsbanner ist nicht grundsätzlich pazifistisch, sondern es ist für den „Frieden“ genau 

so, wie Stresemann und die Ruhrindustrie heute für den Frieden sind. Wie kommt also die SPD zum 

Reichsbanner? 

Die SPD kam, sobald sie in die Kampfstellung gegen das klassenbewußte Proletariat trat, in einen 

schweren Zwiespalt. Eine „sozialistische Arbeiterpartei“, die mit der Waffe in der Hand gegen sozi-

alistische Arbeiter kämpft, wird dadurch etwas ganz anderes. Marxistisch ist die Erscheinung Noske-

Hörsing sehr leicht zu erklären. Das sind Führer der Arbeiteraristokratie, die sich an die Bourgeoisie 

verkaufen. Aber wie mußte die Politik Noske-Hörsing-Severing auf die Arbeiterschichten wirken, 

die mit der SPD-Führung zusammengingen? Erstens trieb die Noskepolitik den bewußten SPD-Funk-

tionären den Pazifismus gründlich aus. Der Geist Noske-Hörsing ist kein Friedensgeist, sondern der 

Geist eines fröhlichen Draufgängertums. Nicht umsonst konnten die Kuttner-Truppe und SPD-Frei-

korps, wie das Regiment Liebe und das Regiment Reichstag 1919 Schulter an Schulter mit Ehrhardt 

und Reinhardt gegen die revolutionären Arbeiter streiten. 1919 hat der sozialdemokratische Unter-

richtsminister Hänisch einen Aufruf an die preußischen Studenten gerichtet, zusammen mit den Ar-

beitern in die Freikorps zu gehen zum Schutze des bestehenden Staates. Das ist kein Pazifismus, das 

ist Lützows wilde Jagd, und das ist Reichsbannergeist von 1924. Wenn aber diese SPD-Funktionäre 

und SPD-Stoßtrupps sich daran gewöhnten, fröhlich darauflos zu schlagen gegen alle Arbeiter, die 

versuchten, den bestehenden kapitalistischen Staat umzustürzen, dann mußten die Leute, die mit der 

Handgranate in der Faust die Kassenschränke der Besitzenden verteidigten oder solche Handgranaten 

segneten, auch in ein neues Verhältnis zu Staat und Vaterland kommen. Die ideologische Form, mit 

der die Bourgeoisie ihre Kassenschränke schützt, ist aber der bürgerliche Vaterlandsgedanke. So se-

hen wir schon seit 1919, wie der rechte Flügel der SPD, der Noskeflügel, immer mehr ideologisch 

und politisch in die Linie der schwarzweißroten Faschisten rückt. Severing deckt als Zivilkommissar 

in Westfalen alle Taten des schwarzweißroten Generals Watter. Hörsing organisiert in Oberschlesien 

den nationalen Krieg gegen die Polen. Winnig mobilisiert die Baltikumer in Ostpreußen und tritt beim 

Kapp-Putsch offen auf die Seite der schwarzweißroten Rebellen. Lensch und Zickler gehen zu Stin-

nes. Nur ein Zufall verhinderte es, daß Noske denselben Weg ging. In Hamburg stellt die SPD der 

klassenbewußten Arbeiterschaft ihre Stoßtrupps in Gestalt der „Vereinigung Republik“ entgegen. 
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Nachdem Hörsing den Schauplatz seiner oberschlesischen Heldentaten verlassen hatte, konnte er in 

Magdeburg als Oberpräsident im gleichen Geiste wirken. Er begann auch dort, nationalistische und 

staatserhaltende SPD-Stoßtrupps zu bilden. Im Jahre 1923 waren in Berlin bereits so viele rechte 

SPD-Führer zu den Faschisten übergetreten, daß sie eine eigene Organisation, die Vereinigung der 

nationalgesinnten Ar-[683]beiterführer, gründen und ein eigenes Organ, den „Deutschen Vorwärts“, 

schaffen konnten. 

Diese Entwicklung wurde jäh unterbrochen durch den Zusammenbruch der deutschen schwarzweiß-

roten Bourgeoisie im Ruhrkrieg. Die rechten SPD-Führer können jetzt ihr vaterländisches Draufgän-

gertum nicht mehr unter die Flagge Schwarz-Weiß-Rot stellen, sondern nur noch unter das Banner 

Schwarz-Rot-Gold. 

Die Gründung des Reichsbanners kann nur in der ersten Uebergangszeit so wirken, als sollte es die 

SPD als Partei stärken. Das Nebeneinander der absterbenden schwarzweißroten und der aufblühenden 

schwarzrotgoldenen Faschisten kann gegenwärtig noch eine gewisse Verwirrung erzeugen. Dahin 

gehört es z. B., wenn die Deutsche Volkspartei aus Rücksicht auf gewisse Mittelschichten noch 

schwarzweißrot und noch nicht schwarzrotgolden im Wahlkampf auftritt. Aber diese Mißverständ-

nisse werden sich bald klären. Schwarz-Rot-Gold wird die zeitgemäße Faschistentruppe der deut-

schen Erfüllungsbourgeoisie und zugleich, weil es ganz feierlich die Klassenfrage ausschaltet, zum 

Sprengpulver für die SPD. Aus dem Reichsbanner kann nur eine bürgerlich-republikanische Volks-

partei hervorgehen. Eine Arbeiterpartei auch in der verdünnten Form, in der die SPD bisher einem 

großen Teil ihrer Anhänger als Arbeiterpartei galt, ist mit dem Reichsbanner unvereinbar. 

Je mehr der Reichsbannergeist sich auswirkt, je mehr das Reichsbanner die SPD erobert, um so mehr 

werden alle Arbeiter, die noch einen Rest von Klassengefühl sich bewahrt haben, vom Reichsbanner 

und von der SPD abgestoßen werden. Die Gründung des Reichsbanners mußte kommen, denn das 

Reichsbanner ist der offen zugegebene ideologische Bankrott der SPD als Arbeiterpartei und damit 

die natürliche Ergänzung zum Berliner Parteitag der SPD 1924. Unsere Genossen haben die Aufgabe, 

in diesem Wahlkampfe den Klärungsprozeß zu beschleunigen, an die verirrten Arbeiter, die dem 

Reichsbanner und der SPD noch angehören, heranzugehen und vor ihnen die Klassenfrage zu stellen. 

Man muß die deutschen Arbeiter, Angestellten und Beamten fragen, ob sie mit der Reichsbannerpar-

tei der deutschen Erfüllungsbourgeoisie, oder mit der einzigen Partei des deutschen klassenbewußten 

Proletariats, mit der KPD, zusammengehen wollen. 

* 

Über die nächsten Kriege.  
Von A. M a s l o w. 

Vor bem erkun g. 

Ueber die Techn i k  der nächsten Kriege ist bereits ziemlich viel geschrieben worden. Dagegen ist 

die Oe konom i k  der nächsten Kriege bisher kaum behandelt worden. Indessen ist es für die Theorie 

und Praxis der revolutionären Arbeiterbewegung durchaus unerläßlich, schon jetzt diese Aufgabe in 

Angriff zu nehmen. Niemand von uns weiß, wie viel Zeit übrigbleibt, bis diese Arbeit am unmittel-

baren „Objekt“, d. h. am wirklich geführten Krieg, geleistet werden kann. Wenn man aber sich besinnt 

einerseits auf die theoretische Unvorbereitetheit der Arbeiterbewegung im Jahre 1914, für die „der 

Krieg“ eben „der Krieg“ war, und die nicht sah, daß er nur eine Fortsetzung der imperialistischen 

Politik und des Konkurrenzkampfes der großen Monopolverbände war; wenn man andererseits das 

unausstehliche, teils lediglich alberne, teils bewußt zur Irreführung produzierte pazifistische Gewäsch 

bedenkt, mit dem tagtäglich die Arbeitermassen vergiftet werden; wenn man schließlich die resig-

nierten Betrachtungen einer ganz besonderen Gattung von „Arbeiterführern“ sieht, nämlich eines 

Teiles sogenannter „linker“ Sozialdemokraten (à la Levi in Deutschland), welche durch ihre Traban-

ten aussprechen lassen, daß zwar Kriege im Kapitalismus [684] unvermeidlich sind, daß aber viel-

leicht kein Widerstand gegen kommende imperialistische Kriege organisiert zu werden braucht, weil 

ja – der Gaskrieg mit seiner Verheerung „wahrscheinlich“ kein Massenaufgebot an Menschen 
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erfordern werde, wenn man all das sieht, wird es begreiflich, daß eine Untersuchung innerhalb der 

Komintern notwendig ist, um Klarheit in allen Fragen zu schaffen. 

Die folgenden Bemerkungen wollen lediglich einige Fragen aufwerfen und eine Diskussion und Wei-

terberarbeitung anregen. 

I. Uebe r  d i e  Typen  de r  Kr i ege  unse r e r  Epoch e. 

Daß Kriege zum Wesen  des Kapitalismus gehören, wird von keinem ernsthaften Marxisten bestritten. 

Daß die imperialistische Phase des Kapitalismus die Epoche der imperialistischen Kriege und der 

Revolutionen ist, bestreitet ebenfalls kein ernsthafter Marxist. 

Immerhin unterlief selbst Rosa Luxemburg und ihrer Schule ein so schwerwiegender Irrtum, daß sie 

die Möglichkeit na t i ona l e r  Kriege im Zeitalter des Imperialismus leugneten. 

Von diesem Standpunkt aus mußte natürlich die ganze Schule nicht nur zu falscher Ta k t i k  kommen, 

sondern auch zu einer völlig unzureichenden Strategie. Und in der Tat: liest man heute jene Stellen 

der Spartakusbriefe, welche sich auf die russische Revolution, insbesondere auf den Brester Frieden 

beziehen, so sieht man deutlich, wenn man abstrahiert von dem, was aus agitatorischen Rücksichten 

geschrieben wurde, daß s t r a t eg i s ch  die Genossen dieser Schule vollkommen hilflos und desorien-

tiert waren. Sie halfen sich dann mit stolzen, abweisenden Phrasen über das „sogenannte“ Selbstbe-

stimmungsrecht. Das war ihnen ein ewiger Stein des Anstoßes, zumal die Ukraine sich – scheinbar! 

– zu den Deutschen hin „selbstbestimmte“. So blieb nichts übrig, als eine Ermahnung an die deut-

schen Arbeiter, endlich doch auch die Revolution zu machen. Das war durchaus richtig und notwen-

dig. Aber diese Ermahnungen wurden in einem in jeder Beziehung pe s s i m i s t i s chen  Ton gegeben: 

wenn man heute diese Stellen liest, sieht man, wie wenig Hoffnung die Verfasser hatten, daß die 

deutsche Revolution noch zurechtkommen würde. 

Und hierin äußert sich tatsächlich nicht nur ein t ak t i s che r  Mangel, nämlich das alte Unverständnis 

der linken Halbmenschewisten, insbesondere der polnischen, die Losung des Selbstbestimmungs-

rechtes zu begreifen. (Diese Losung erschien ihnen „kleinbürgerlich“, „föderalistisch“, „opportunis-

tisch“, je nachdem, und sie lehnten sie, wie sie glaubten, „von links“ ab, aus „Radikalismus“ und 

„Orthodoxie“.) Nein, es war viel mehr als nur eine taktische Differenz: es war das Unvermögen, 

s t r a t eg i s ch  zu begreifen, was die Aufgabe des Proletariats im Weltkrieg und an seinem Zusam-

menbruch ist, was Weltrevolution heißt. In der Wurzel liegt hier dieselbe „Verachtung“ für die „Mul-

las von Chiwa“ verborgen, die Herr Hilferding, der westlich orientierte, so männlich zur Schau stellte. 

Die außerrussischen Revolutionäre waren durch die normale Entwicklung ihrer Länder so zu P r o -

v i nz l e r n  geworden, daß für sie Europa ungefähr gleichbedeutend war mit der „Welt“. Deshalb sa-

hen sie nicht das „Hinterland“ der Revolution, nämlich Asien, und deshalb kamen die groben takti-

schen Fehler, insbesondere in der Nationalitäten- und Selbstbestimmungsfrage. 

Und nur so kann man sich die so vollkommen menschewistische Verwirrung Rosa Luxemburgs in 

ihrer von Levi publizierten Broschüre über die russische Revolution erklären. Es war das keine Ge-

fängnis„verirrung“, sondern der Ausdruck einer falschen Theorie, Strategie und Taktik, und nicht 

deshalb änderte Rosa Luxemburg ihre Ansichten, weil sie sich von der Verirrung befreite und zu 

richtiger Ansicht und Einsicht zu r ück kehrte, [685] sondern deshalb, weil sie, die große Revolutio-

närin, angesichts der Tatsachen uml e r nen  mußte und theoretisch umzulernen begann*). 

Aber nachdem dieser Fehler, der aus dem Mangel an Aufstellung der Typen  der Kriege der Epoche 

entsprang, in der Komintern beseitigt ist, hat sich die Entwicklung so weit fortbewegt, daß wir mit 

den zwe i  Typen, imperialistische und nationale Kriege, nicht mehr auskommen. 

 
*) Dieser s t r a t e g i s c h e  Fehler folgt aus dem t h e o r e t i s c h e n  Fehler einer in der Wurzel falschen Betrachtung und 

Analyse des Imperialismus. Die falsche Theorie des Imperialismus, also der H a u p t e r s c h e i n u n g  der Epoche, zog 

falsche Taktik und falsche Strategie nach sich und brachte z w a n g s l ä u f i g  auch die großen Fehler in „o r g a n i s a t o -

r i s c h e r“ Beziehung, weil eben die „Organisationsfragen“ p o l i t i s c h e  Fragen erster Ordnung waren. 
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Die bloße Existenz eines prinzipiell neuartigen Staatsgebildes, der proletarischen Räterepublik, macht 

theoretisch einige neue Typen von Kriegen möglich. 

Dazu kommt, daß eine Erscheinung, wie der Ruhr„krieg“ 1923 nicht nur oberflächlicherweise den 

Namen Krieg erhalten hat: es handelte sich in der Tat um einen neuen Typus eines neuartigen Krieges. 

Versuchen wir daher, die Typen aufzustellen, die sich aus den bereits bekannten Elementen ergeben. 

Wir haben da 

E r s t en s: den imperialistischen Krieg im eigentlichen (alten) Sinne, d. h. den Krieg einer imperialis-

tischen Großmacht oder Mächtegruppe (Koalition) gegen eine andere mit dem Ziele: die Konkurrenz 

der feindlichen Gruppe zu vernichten, ihre Monopole (Rohstoffe, Markt, auch „Kultur“-Monopol) zu 

übernehmen, neue Anlagegebiete für das eigene Kapital zu erobern, die Gebiete der Erde neu zu 

verteilen. 

Aber schon hier haben wir ein neue s  Moment. Handelte es sich noch im letzten Kriege im wesent-

lichen um die Neuaufteilung kolonialer oder halbkolonialer Gebiete (Türkei, Afrika, Balkan, Meso-

potamien, so wird es sich, wenn man die konkreten Möglichkeiten des nächsten Krieges betrachtet, 

um die Aufteilung 

a) von I ndus t r i e kolonien (Deutschland, Oesterreich, auch Tschechoslowakei, Polen) handeln. Frei-

lich sind diese Gebiete auch nach dem letzten Kriege zerteilt worden. Aber damals wurden sie als 

i m per i a l i s t i s ch e, besiegte Gegner zerteilt. Erst die Verwandlung in Industriekolonien der Nach-

kriegsgroßmächte macht sie zu gänzlich neuartigen Objekten imperialistischer Politik. 

b) Eine andere Art von Teilung, nämlich die Aufteilung der vorhandenen p r o l e t a r i s chen  Rätere-

publiken wird bei jedem imperialistischen Krieg der Gegenstand des Appetits der großen Räuber sein. 

Dabei brauchen diese Räuber nicht einmal Krieg gegen die Räterepubliken zu führen. Stellt man sich 

etwa eine Vernichtung des französischen Imperialismus durch den englischen vor und denkt man sich 

den allerdings höchst unwahrscheinlichen Fall, daß Sowjetrußland es gelungen wäre, in einem sol-

chen Kriege die Neutralität zu bewahren, so kann man sich sehr wohl den „freundschaftlichen“ Vor-

schlag des siegreichen England vorstellen, Polen zu teilen, dafür aber dem englischen Kapital, nur 

Einfluß in Aserbeidschan und Georgien zu geben. Oder stellt man sich einen Kampf des amerikani-

schen Imperialismus gegen den japanischen vor, der Japan vernichtet, so kann man sich einen ähnli-

chen Vorschlag vorstellen, wobei etwa Korea zur Teilung vorgeschlagen wird gegen („nur“) Konzes-

sionen in Sibirien und Transkaukasien. 

Diese Beispiele sind auf den ersten Blick unwahrscheinlich. Aber schließlich hat man so viel Un-

wahrscheinliches erlebt, daß es nichts schadet, es auch nicht zu übersehen. Den größten Grad der 

Unwahrscheinlichkeit hat hier lediglich die Vorstellung vom Neutralbleiben eines Gebildes, wie es 

eine proletarische Großmacht darstellt. Aber da der Typus des reinen imperialistischen Krieges 

ebenso unwahrscheinlich ist (schon der letzte hatte doch na t i ona l e  Beimischungen, z. B. in Ara-

bien, ganz leise auch in den österreichischen Ländern unterdrückter Nationalität, in Polen), so kann 

man ruhig sagen, daß die Vorstellung von jenen Vorschlägen zur Teilung gegen [686] „Kompensati-

onen“ gar nicht so unwahrscheinlich ist. Es ist klar, daß der Sinn solcher Vorschläge in Wirklichkeit 

ein Angr i f f  gegen die Räterepublik wäre. 

Zwe i t en s: imperialistischer Interventionskrieg gegen halbkoloniale, erst zu Nationalstaaten bil-

dende, Länder. 

Das klassische Beispiel gibt uns China. Diesmal ist es noch  nicht zu einem derartigen Interventions-

krieg gekommen. Auf wie lange? 

Das charakteristische Merkmal eines solchen Krieges ist in der heutigen Epoche offenbar, daß er 

a) eine nationale Gegenbewegung auszulösen geeignet ist; 

b) eine revolutionäre proletarische Gegenbewegung in den Metropolen auszulösen geeignet ist; 

c) mit größter Wahrscheinlichkeit einen imperialistischen Krieg um die Verteilung der Beute unter 

den einzelnen Großmächten auslösen m u ß. 
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Zu diesem Typus von Krieg gehört eine ganze reichhaltige Stufenleiter. Mexiko, auch die südameri-

kanischen Republiken sind Gebiete, die mit einem solchen Krieg beglückt werden können, wobei 

dort keine große Mächtekoalition, sondern die USA angreifen würden und mit großer Leichtigkeit 

und Wahrscheinlichkeit auf England stoßen würden. 

Dr i t t en s: nationale Kriege gegen die bedrückende Eroberernation oder Koalition. 

Diese Aufstandskriege können wir jederzeit und überall eine ganze Menge erleben. 

Hier ist eine ganze Anzahl von Untertypen denkbar und schon jetzt sichtbar: 

a) d i e  zwe i  i r i s chen  Type n. Erster Typus: Freistaat gegen Ulster, gegen England, für Loslösung 

und für Republik. Dieser Typus ist durchaus „lebensfähig“: er kann jeden Tag zur Wirklichkeit wer-

den. Zweiter Typus: („nationaler“ Konterausstand), Ulster gegen Freistaat, für einheitliches, mit Eng-

land verbundenes Irland. Dieser Typus kann von den englischen Imperialisten erzeugt werden. Wahr-

scheinlich würde er dann nicht „rein“ bleiben, sondern von England unterstützt werden. 

b) d i e  Ba lkan t ype n: hier haben wir eine ganze Mannigfaltigkeit. Kroatien: los von Serbien; Ma-

zedonien: Vereinigung der Mazedonier und zwar, je nachdem, unter der Herrschaft dieses oder jenes 

existierenden Staates; Balkanföderation autonomer Nationalstaaten. Jeder dieser Typen erfordert die 

Zertrümmerung der bestehenden, künstlichen Staatengebilde; 

c) die Typen: Ansch l uß  a n  d i e  Sowj e t f öde r a t i o n! Also: Bessarabien, polnisch Weißrußland, 

Ostgalizien, Karpathorußland; 

d) der chinesische Typus: los von allen Imperialisten, los von den Schandverträgen, freies China; 

e) die indischen Typen: Status of Dominion als Ziel, und der bewußt revolutionäre Typus: Loslösung, 

Befreiung von englischer Herrschaft; 

f) türkischer Typus: Kampf um die Wiedereroberung geraubter Gebiete (Mossul). 

Einige von diesen Typen sind als selbständige Erscheinungen denkbar. Andere sind, außer in Verbin-

dung mit allgemeinen kriegerischen Verwicklungen, weniger wahrscheinlich. Zu diesen letzten ge-

hören aber noch in Europa: 

g) Typus: Oesterreich sucht Anschluß an Deutschland; 

h) von Deutschland abgetrennte Gebiete (Rheinland, in Polen), dazu deutschsprachige Gebiete in 

Böhmen, Italien suchen Loslösung von den Annexionsländern oder neuen Staaten, in denen sie un-

terdrückte Minderheiten sind. 

Kurz, wir haben eine ganze Bücherkarte von nationalen Aufstandsmöglichkeiten. Dabei ist ein prin-

zipiell neuer, sehr wichtiger Typus der [687] unter c) genannte. Denn die Wünsche unterdrückter 

Nationalitäten, sich der Sowjetföderation anzuschließen, haben unmittelbar revolutionäre Bedeutung, 

weil sie ein mittelbar revolutionäres Endz i e l  haben (was beispielsweise den Bewegungen „Los von 

...“ fehlt). 

V i e r t en s: imperialistischer Krieg gegen die proletarische Räterepublik (der georgische Putsch war 

ein Versuchsballon). Dieser Typus ist uns wohlbekannt. Man braucht nicht mehr viel darüber zu sa-

gen. Es ist klar, daß er nicht „rein“ bleiben würde: das Proletariat der angreifenden Mächte würde 

sehr heftig reagieren mit dem klassischsten Typus aller Kriege unserer Epoche: dem Kriege des Pro-

letariats gegen die eigene Bourgeoisie. 

Fün f t en s: Räterepublik gegen die Bourgeoisie eines Landes, dessen Proletariat im Kampfe um seine 

Befreiung steht. Hierher gehört aus der Vergangenheit das Beispiel Georgiens, das allen Mensche-

wisten heute noch zur Nachahmung der Tätigkeit heulender Derwische verhilft. Hierher würde das 

Beispiel Ungarns gehören, wenn – die Sowjetmacht 1919 gekonnt hätte. Hierher gehört der miß-

glückte Versuch in Polen 1920. Es ist das p r i nz i p i e l l  ein möglicher Typus und bei wachsender 

Revolution in Europa wie Asien ein wahrscheinlicher Typus. 
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Sechs t en s: Unter Umständen sind sogar Abmachungen militärischer Natur zwischen einer Rätere-

publik und einem bürgerlichen Staate denkbar, vorausgesetzt, daß es sich um Schutz oder Erweite-

rung der Revolution handelt, und vorausgesetzt, daß das Proletariat des Staates, mit dem solche Ab-

machungen getroffen werden, dadurch in seinem Kampfe gegen die eigene Bourgeoisie nicht behin-

dert wird, vorausgesetzt schließlich, daß auch in den gegnerischen Staaten ein solcher Schritt die 

proletarische Bewegung zu fördern geeignet ist, während der Imperialismus erschüttert wird. 

S i eben t en s: Den Typus der Ruhrkriege, das ist: des Krieges ohne Kanonenschüsse und Gas, aber 

sonst mit allen Erscheinungen, als da sind: Kontributionen, Annexionen, Kriegsgerichte, Requisitio-

nen, Zwangsdienste für die Bevölkerung, neue Zollgrenzen, neue Amtssprache, neue Verordnungen 

usw. Dieser Typus des Sanktionenkrieges ist jederzeit wiederholbar. Von der Seite des von den be-

waffneten Räubern überfallenen Staates oder seiner Bevölkerung löst er passiven oder aktiven Wi-

derstand, Zersetzung der Besatzungstruppen usw. aus. Möglich ist ein solcher Krieg nicht nur in den 

deutschen Industriegebieten, sondern ebenso in Irland, in Mexiko, unter Umständen sogar in Kanada. 

Das scheinen die zunächst möglichen Typen der Kriege unserer Epoche zu sein. 

II. Zu r  Oekonom i k  de s  i m pe r i a l i s t i s chen  Kr i eges  unse r e r  Ze i t. 

Kriege werden von Staaten geführt. Der Staat ist die Herrschaftsmaschine der herrschenden Klasse 

zur Unterdrückung der anderen Klassen und zur Sicherung derjenigen Produktionsverhältnisse, über 

denen sich die Gesellschaft des betreffenden Staates und der Staat selbst aufbaut. Der imperialistische 

Staat ist der Staat, der über einer kapitalistischen Gesellschaftsordnung in ihrer monopolistischen 

Phase als politischer Ueberbau sitzt. Die Produktionsweise dieser Phase ist die den Formen des Fi-

nanzkapitals eigentümliche: Monopole, Verschmelzung von Bank- und Industriekapital, Kapitalaus-

fuhr, Kolonialbesitz, Extraprofite aus den Kolonien, Verteilung der Erde unter eine kleine Gruppe 

von Räuberstaaten, parasitäres Stadium – das sind die Merkmale des Imperialismus. 

Die erweiterte Reproduktion, die sich im Zyklus: Prosperität-Krise – Prosperität auf erweiterter 

Grundlage der Produktion – Krise – usw. abspielt, ist das Bewegungsgesetz des Kapitalismus und 

auch natürlich, des Kapitalismus in seiner imperialistischen Phase. 

Der imperialistische Krieg nun ist lediglich eine besonders tiefe Krise. Daß der Krieg zum Kapitalis-

mus gehört, wissen wir. Er wird ge füh r t, [688] und die ihn führen, führen ihn mit der Absicht, die 

Basis der Produktionsverhältnisse i h r e s  Staatsgebildes (oder, wie Bucharin es nennt: staatskapita-

listischen Trusts), zu erweitern. 

Ein imperialistischer Staat führt seinen Krieg, um neue Rohstoffgebiete zu erobern, neue Märkte an 

sich zu reißen, Gebiete für Kapitalexport zu erschließen, den Konkurrenten niederzumachen. Das ist 

alles bekannt. 

Aber seit dem letzten imperialistischen Kriege haben wir eine wesentlich neue  Erscheinung: die 

Krise des Gesamtkapitalismus ist zu einer pe rm anen ten  Krise geworden; sie dauert, wenn man 

den Beginn der Krise nur vom August 1914 rechnet, schon 10½ Jahre. Innerhalb dieser Krise hat es ein 

Auf und Ab gegeben, Konjunkturschwankungen, Prosperitätsperioden einzelner, manchmal großer 

Bestandteile des Gesamtsystems des Kapitalismus. Aber das Gesamtsystem ist nicht aus der Krise her-

ausgekommen, und seine wichtigsten Teile eigentlich auch nicht: weder in England, noch in Amerika, 

noch in Zentraleuropa funktioniert das System „normal“. Einzelne Teile des Gesamtsystems haben ihre 

Produktionsbasis erweitert (Amerika, Japan). Das ganze  System hingegen ist nur zu einer erweiterten 

Reproduktion seiner Wide r sp r üch e, nicht aber seiner Produktionsverhältnisse, gekommen. 

Nun sucht der einzelne Kapitalist sowohl wie der einzelne Trust wie der einzelne staatskapitalistische 

Trustleiter (d. h. beispielsweise für die USA das kleine Konsortium von Morganschen und Rocke-

fellerschen Angestellten, die f a k t i s ch  die USA leiten) nur eins: sein Kapital so anzulegen, daß es 

möglichst viel Mehrwert heckt. 

Wir wissen, daß bei normaler Entwicklung dieses löbliche Streben periodisch auf Schranken stößt, 

die zu Krisen und Kriegen führen, durch welche schwächere Glieder des Systems vernichtet werden 

und so die Kosten zahlen für die Erweiterung, an der die siegenden Glieder teilnehmen. 
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Aber in der gegenwärtigen Dauerkrisenperiode stößt der Kapitalismus auf besondere Schwierigkei-

ten, wenn er sein Kapital, „nutzbringend“ anlegen will. Wir sehen das ganz besonders an den Verei-

nigten Staaten. Die ungeheuere Aufspeicherung von Gold und Geld in materieller Gestalt in den USA 

ve r u r s ach t  ja zu einem gewissen Teil erst die Krise in den USA: das Gold wie das Geld kann kaum 

Kap i t a l  werden, Geldkapital insbesondere. Als Geld ist es nichts für den Kapitalisten. Es wird für 

ihn erst etwas, wenn es zu Kap i t a l  wird. Um es aber an l egen  zu können, damit es Kapital wird, 

d. h. als Grundkapital Zinsen heckt, eine Profitrate gibt, muß man die Anlegemöglichkeit haben. Die 

sucht sich jetzt der amerikanische Kapitalist. Er hat hierzu drei Wege. 

Der eine ist der alte, gewöhnliche Weg der Kapitalsanlage: Anleihen, private, industrielle, staatliche, 

Anlage in fremder Industrie, in ausländischen Banken, durch Beteiligung. 

Auf diesem Wege haben die Staaten einen riesigen Vorstoß nach Südamerika, Kanada, nach Europa 

(Deutschland, Frankreich, Tschechoslowakei, Skandinavien, Belgien, Italien, aber auch England) ge-

macht. Sie stoßen hier mit England zusammen. Aber alle diese Anlagen sind völlig ungenügend  

bei den ungeheuren Mengen flüssiger Mittel in den USA. 

Der zweite Weg ist auch alt. Das ist die Anlage in den Kolonien, die man erobert, industrialisiert, 

durch Eisenbahnen erschließt, deren Rohstoffe man ausbeutet usw. 

Dieser Weg führt zunächst unweigerlich und s chne l l  zu einem imperialistischen Krieg, mit England 

(um Südamerika, um Europa, um das Petroleum, den Kautschuk), mit Japan (um Ostasien). Die USA 

beginnen, diesen Weg ene r g i s ch  zu beschreiten. Freilich wissen sie noch nicht, worauf sie sich 

dabei konzentrieren sollen: ob auf den amerikanischen Kontinent, ob auf Ostasien oder ob auf E u -

r op a, das als neuartige Kolonie (Dawes-Plan) erschlossen werden soll. Aber auch dieser Weg ist voll-

kommen unzureichend: was ist schon, beispielsweise, die berühmte 800 Millionen Markanleihe an 

Deutschland, von der die USA lumpige 110 Mil-[689]lionen Dollar aufbringen? Das ist nichts im Ver-

hältnis zu dem freigewordenen Mi l l i a r den kapital, das die USA exportieren oder anlegen wollen. 

Es gibt noch prinzipiell einen dritten Weg für die amerikanischen Kapitalisten: Krieg um des Krieges 

willen zu führen; der Krieg selbst als Mittel zur Kapitalsanlage im Riefenmaßstab. 

In der Tat ist das ein probates Mittel. Wenn die USA einen imperialistischen Krieg beginnen – und 

die forcierten Rüstungen drängen doch automatisch dazu –, dann sind die Kapitalistencliquen, die 

heute nicht wissen, wie sie die flüssigen Mittel anlegen sollen, ihre Sorgen sofort los. Der Staat wird 

finanziert, sie legen ihr Geld in Kriegsanleihen an, die für s i e  glänzend verzinst werden; sie lassen 

bei sich selbst Kriegslieferungen bestellen, die eine tolle Profitrate abwerfen; sie erweitern die Pro-

duktionsbasis in Amerika selbst, indem sie den technischen Apparat verbessern, den Ackerbau in-

dustrialisieren, unzählige neue Werke errichten – und bei alledem ein ungeheures Geschäft machen. 

Denn ihre patriotischen Leistungen muß der Staat fördern, sintemal er nur durch diese Leistungen in 

den Stand gesetzt wird, Krieg zu führen. Sie bauen für sich auf Staatskosten neue Fabriken und liefern 

dafür dem Staat bei ungeheuren Profiten Granaten, Flugzeuge, Gase, Unterseeboote, Gulasch, Zwie-

bäcke, Monturen, Automobile, Tripperspritzen, Gebetbücher, Eisenbahnen, Medikamente, Propagan-

dabroschüren, Polizeiknüttel, Bordelleinrichtungen, Zeitungen, Tornister, kurz, alles, was zum Krieg-

führen notwendig ist. 

Der „kleine Mann“, der jetzt sein Geld in allerlei Anleihen für Japan oder Deutschland anzulegen 

sucht, wird so gezwungen, sein Geld in Kriegsanleihe anzulegen und wird dadurch am Kriege inte-

ressiert und gleichzeitig expropriiert, während die amerikanischen Kapitalisten mit seinem Geld be-

zahlt werden. Kurz, diese dritte Möglichkeit ist vom Standpunkt der k l ugen  Kapitalisten eigentlich 

durchaus die beste. 

Wir haben mit Absicht die USA gewählt, weil dort die Sache am klarsten liegt. 

Aber daß kluge Kapitalisten auch anderswo den ungeheuren Vorteil dieser dritten Möglichkeit be-

greifen, das hat während des Ruhrkrieges Stinnes mit seiner Kumpanei bewiesen. Dieser Idealtyp 

eines Aasgeiers am verwesenden Leichnam des gegenwärtigen Kapitalismus hat die beiden ersten 
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Methoden auch sehr gut gekannt und genützt. Aber auf die dritte, die er aus dem imperialistischen 

Kriege her beherrschte, steuerte er seit 1920 oder sogar 1919 systematisch los und hat sie bis zur 

letzten Möglichkeit ausgenutzt: der Staat, dem er Geld lieh, zahlte ihm nicht nur Zinsen, sondern 

bau t e  ihm buchstäblich neue Werke, erließ ihm die Steuern, machte seine Leute zu Ministern. Wäh-

rend des Krieges kombinierte er übrigens glänzend alle drei Methoden. 

Und diese dritte Methode wird schließlich auch für England durchaus plausibel werden. Was sollen 

die englischen Kapitalisten denn angesichts der trostlosen Krise in England selbst, die nicht zu heilen 

ist? An den Dawes-Plan glaubt außer den wunderlichen Hanswürsten aus der 2. Internationale kein 

vernünftiger Mensch, geschweige denn ein Marxist. Wenn sogar Herr Keynes, der Apostel der Ver-

nunft und Befriedung, und einstens der Kronzeuge der Edelmänner der 2. Internationale und aller 

Demokraten der Welt, beweist, daß jede Hoffnung auf diesen Plan barer Unsinn ist, dann versteht 

jeder, was er, selbst kapitalistisch gesehen, wert ist. 

Und ein Krieg, von dem die englischen Imperialisten doch wissen, daß er unvermeidlich ist, wäre 

eine Rettung: die Arbeitslosen kommen ins Heer oder in die Munitionsfabrik, das flüssige Kapital – 

und in England gibt es, trotz aller Schulden an Amerika, auch davon mehr als genug – wird „nützlich“ 

angelegt, und Gott hilft vielleicht. 

Diese neue  ökonomische Bedingung des Krieges wird vielleicht keine geringe Rolle spielen. 

[690] Über das ist nur e i ne  Seite der Oekonomik der imperialistischen Kriege unsrer Epoche, wenn 

auch vielleicht eine, die von großer Bedeutung werden wird. 

Zwei andere Fragen tauchen sofort auf. Die eine, das ist die: wie wird die We l t w i r t s cha f t  ausse-

hen bei einem neuen imperialistischen Kriege und wie die Wirtschaft der einzelnen Staaten? Die 

zweite: wie wird die soz i a l ökonomische Seite des Vorganges aussehen. Die erste Frage ist wohl 

nicht schwer zu beantworten. Schon der erste imperialistische Weltkrieg brachte einen Ze r fa l l  der 

Weltwirtschaft, die bis heute nicht wieder „geleimt“ werden konnte. 

Aber ein neuer imperialistischer Krieg wird noch ganz andere Folgen haben. 

Erstens: er wird ohne Zweifel wiederum ein Weltkrieg werden, d. h. mehr oder weniger alle Groß-

mächte erfassen. 

Zweitens: die technischen Fortschritte, die seit dem Ende des ersten Weltkrieges gemacht worden 

sind, und über die so viel gesprochen und geschrieben worden ist, werden die Oekonomik wesentlich 

verändern. 

So werden beispielsweise B l ockadem aßnahm en  ganz anders durchgeführt werden können als 

1914-1918. Stellen wir uns konkret einen englisch-französischen Krieg vor. England kann durch 

Luftflotte und Unterseeboote vollständig blockiert werden. Stellen wir uns einen englisch-amerika-

nischen Krieg vor. Beide Mächte werden mit Luftflotte, Unterseeflotte, Flugzeugmutterschiffen sich 

gegenseitig zu blockieren versuchen. 

Aber die Blockade allein ist gar nicht das entscheidende. Das neue ist, daß der Aktionsradius der 

Flugzeuge so groß geworden ist, daß die Blockade i m  Lande  durchgeführt werden kann. So wird 

beispielsweise eine französische Luftflotte die englischen Felder abbrennen, und ebenso umgekehrt. 

So werden die Luftflotten gegenseitig alle Lagerschuppen, Magazine usw. zu zerstören suchen. Bei 

einem englisch-amerikanischen Kriege würden amerikanische Flieger die kanadischen Felder anzün-

den (vorausgesetzt, daß Kanada bei England bleibt, was mehr als zweifelhaft ist), ebenso in Austra-

lien und Indien verfahren; die Engländer würden umgekehrt die nordamerikanischen Weizengegen-

den mit Brandbomben beglücken, kurz, dieser Teil der Oekonomik käme auf möglichst vollkommene 

Zerstörung hinaus. 

Das ist aber nicht alles. Denn natürlich wird man versuchen, aus der Luft auch alle Fabriken, Werk-

stätten, Depots, Städte, Eisenbahnen, Docks usw. zu zerstören. 

Hieraus folgt, daß die Hoffnung jener albern ist, die da glauben, der nächste Krieg werde als Maschi-

nenkrieg von nur keinen Qualitätsheeren geführt werden. 
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Ganz im Gegenteil. Da der nächste Krieg ein Krieg der radikalsten Zerstörungen sein wird, wird es 

überhaupt kaum jemand geben, der sich ihm wird entziehen können. Abgesehen von den vermutlich 

sehr großen direkten Kriegsverlusten an Menschen, die man zu ersetzen versuchen wird, werden die 

Materialverluste und damit die Materialanforderungen so ungeheuer steigen, daß nur die Schaffung 

von riesigen Nationalarbeitshäusern (oder wenn man will: Nationalzuchthäusern) den Ersatz möglich 

machen wird. Der Staat wird alles und jedes zu organisieren suchen. Nicht nur Lebensmittelrationie-

rung wird notwendig werden, sondern es werden völlig neue Produktionsmethoden und sogar Me-

thoden zur Verteilung der Einwohner notwendig werden: denn die Möglichkeit, ganze Städte durch 

ein Flugzeuggeschwader zu vergasen und zu vergiften, muß zur Schaffung neuer Methoden der Ar-

beit und des Wohnens führen. 

Man kann als ganz sicher voraussagen, daß die m echan i schen  Folgen des Krieges die tollste Anar-

chie und die ungeheuersten Zerstörungen bringen werden, während der kapitalistische Staat versu-

chen wird, a l l e s  zu organisieren. 

Und bei diesem Geschäft wird er sich aller Wahrscheinlichkeit nach endgültig den Hals brechen. 

[691] Denn die soziale Krise wird so f o r t  ganz anders einsetzen als während des ersten Weltkrieges. 

Nicht nur deshalb, weil überall kommunistische Parteien existieren, sondern auch deshalb, weil die 

unmittelbaren Wi r kungen  des Krieges s o f o r t  spürbar werden müssen: Zwangsmaßnahmen gegen 

die Arbeiterschaft, sinnlose Zerstörungen, Vertiefung des Klassengegensatzes zwischen Bourgeoisie 

und Proletariat (so wird z. B. die Bourgeoisie weder in die Fabriken, insbesondere Gasfabriken gejagt 

werden, noch die Schwere der feindlichen Luftangriffe tragen: sie wird „aufs Land“ gehen). 

Ein kommender imperialistischer Krieg wird in seiner ungeheuerlichen Zerstörung das Proletariat 

ungemein schnell revolutionieren. Seine Oekonomik, die der Versuch der Bourgeoisie sein wird, ein 

unorganisierbares, tödliches Chaos und die brutalste materielle Zerstörung zu organisieren, wird das 

Proletariat schnell zur Revolution zwi nge n. 

Jene „klugen“ Bourgeois, welche den dritten Weg beschreiten werden, werden von ihrem angelegten 

Kapital sehr wenig wiedersehen. 

Manche von ihnen fürchten noch den Krieg. Die meisten hoffen und vertrauen wahrscheinlich auf 

die Hilfeleistung der Reformisten. 

Sie werden sich diesmal täuschen. Nicht in den Reformisten, sondern im Proletariat, dem mit Gas 

und Tank und Flugzeug einfach der Weg vo r gesch r i eben  wird, den es gehen muß, will es nicht 

für die Profite jener Herrschaften vom dritten Weg krepieren. 

* 

Diese wenigen Bemerkungen wollen nur auf eine Seite des Problems lenken. Es wäre vielleicht von 

Nutzen, auch die Oekonomik der komplizierteren Kriegstypen zu untersuchen. Die eines rein impe-

rialistischen Krieges scheint, infolge der heillos einfachen und brutalen technischen Gestalt eines 

solchen Krieges so „einfach“ zu sein, daß man sie kaum noch als Oekonomik ansprechen kann, sowie 

der Krieg einmal angefangen hat. Ueber die Mob i l i s i e r ung  für den Krieg, die natürlich auch eine 

wesentliche Frage der Oekonomik des Krieges ist (materielle Vorbereitung, Mobilisierung der öf-

fentlichen Meinung, Pazifismus, Rolle der Reformisten, Organisation der Kriegsproduktion, Rüstun-

gen, Kapitalsanlage usw.), sollte man in anderem Zusammenhang ausführlich schreiben. 

* 

Der II. Parteitag der KPTsch.  
Von S o m m e r. 

I. Das Vorspiel. 

Die Diskussion, die nach dem 5. Weltkongreß in der KPTsch eingeleitet wurde, spielte sich zum größ-

ten Teil auf einem sehr merkwürdigen Gebiet ab. Es wurde nämlich zum geringsten Teil über die 

sachlichen Fragen des 5. Kongresses diskutiert – denn nach einem schwachen Versuch der Auflehnung 
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gegen diese Beschlüsse, der noch in der Sitzung des Vollzugsausschusses der KPTsch am 1. August 

in der Resolution des Gen. Hula seinen Ausdruck fand, erklärten sich alle führenden Genossen formell 

mit diesen Beschlüssen einverstanden, – hingegen wurde sehr ausgiebig über die Fragen diskutiert, 

ob es genüge, Beschlüsse aus Disziplin durchzuführen oder ob man sie mit Freude und aus Ueberzeu-

gung durchführen müsse, und ob man von Genossen, die in die Führung gewählt werden, irgendwel-

che Garantien für die Durchführung von Beschlüssen verlangen dürfe. Nachdem die Entscheidungen 

einiger großer Bezirke gezeigt hatten, daß der Kampf gegen den 5. Weltkongreß zur Rettung der dort 

verurteilten Opportunisten bei den Arbeitermassen der Tschechoslowakei nicht den mindesten An-

klang fand, bezogen die Gen. Smeral und seine Freunde die günstigere Plattform der bekannten 

Kladnoer Rede: Formelle Anerkennung aller Beschlüsse der Internationale, Ableugnung aller politi-

schen Diffe-[692]renzen in der Partei, persönliche Herabsetzung der oppositionellen Genossen, die 

den Kampf für die Weltkongreß-Beschlüsse durchgeführt hatten, um aus alledem der Arbeiterschaft 

die Folgerung zu suggerieren, daß die linke Opposition sachlich unbegründet, ihr Anspruch auf Füh-

rung der Partei unberechtigt und daher die Beibehaltung der bisherigen Parteileitung notwendig sei. 

Daß dieser Plan, an dem Genosse Smeral noch auf dem Parteitag konsequent festhielt, nicht gelang, 

das Verdienst daran trägt zum großen Teil der Genosse Kr e i b i ch  und zum größeren die Delegation 

der Komintern, vor allem Genosse Manu i l s k i. 

Während die wiederholte Aufforderung zu einer eindeutigen und aufrichtigen politischen Stellung-

nahme bei den Gen. Smer a l  und Zapo t o t zk y  ohne Erfolg blieb, hat Genosse Kr e i b i ch  endlich 

in der letzten Woche vor dem Parteitag in einem umfangreichen Artikel „Zwischen Weltkongreß und 

Parteitag“ sein ganzes Herz ausgeschüttet. Die deutschen Genossen, die auf der Tagung des ZA am 

19. Oktober die Kostproben aus Tha l he im ers  Fraktions-Informationsmaterial gehört haben, sind 

über den Artikel Kreibichs genügend informiert. Denn die Uebereinstimmung zwischen diesen beiden 

Artikeln erstreckt sich nicht nur auf die allgemeinen Gedankengänge, sondern selbst auf einzelne For-

mulierungen*). Nach Kreibichs Meinung sind alle Beschlüsse des 5. Kongresses falsch, weil nicht aus 

sachlichen Gründen, sondern aus dem pe r sön l i chen  Kam p f  gegen  Tr o t zk i  hervorgegangen: 

„Die russische Frage, und zwar nicht ihre sächlichen Zusammenhänge – die wurden sozusagen erst konstruiert 

– sondern die persönlichen Zusammenhänge, in welche dieselbe mit den anderen Fragen durch die führenden 

Genossen des EKKI und des ZK der RKP gebracht wurde, haben die Entscheidungen des EKKI und des V. 

Weltkongresses in allen Fragen stark, allzustark beeinflußt.“ 

Genau so wie Thalheimer, nimmt Kreibich von diesem Urteil nur die Gewerkschaftsbeschlüsse aus, 

allerdings mit der besonderen Note, daß er wiederum die KPTsch von der Durchführung dieser Be-

schlüsse ausnimmt. Ferner hat Genosse Kreibich mit Thalheimers Hilfe entdeckt, daß es der KI gar 

nicht um die Durchführung der Beschlüsse, sondern um die Beseitigung der alten, aus der Sozialde-

mokratie stammenden Führer geht, „da sie mit den Massen verwurzelt und zumeist auch stärkere, 

geschulte und eigenwillige – d. h. einen eigenen Willen und eigene feste Anschauung besitzende – 

Individualitäten sind, die nicht immer rasch genug zu überzeugen, aber auch nur schwer ohne tiefere 

eigene Ueberzeugung für etwas zu haben sind.“ Deshalb sollen sie nach Kreibichs Meinung ersetzt 

werden durch „junge, schmiegsame Elemente, die keinen großen Einfluß auf die Massen, noch keinen 

so starken Eigenwillen haben und daher leichter gelenkt werden und besser als Zwischenglieder die-

nen können“, durch „unbesch r i ebene  B l ä t t e r, auf welche man sofort den reinen kommunisti-

schen Text schreiben kann“. 

Die o f f en  l i qu i da t o r i s che  Tendenz tritt deutlich hervor, wenn Kreibich aus den Kongreßreden 

heraushören will, 

„daß nach d e r  (Sperrung von S.) Niederlage der deutschen Revolution der Schwerpunkt der revolutionären 

Entwicklung nach England und Frankreich verlegt worden sei und Deutschland an dritter oder vierter Stelle 

stehe.“ 

 
*) Kreibich hat diese Verbindung übrigens eingestanden mit der Erklärung, daß ihm kein Beschluß bekannt sei, der die 

Korrespondenz mit einem Mitglied der Programmkommission der KI und dem Referenten zur Programmfrage auf dem 

5. Weltkongreß verbiete. 
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Natürlich zieht Kreibich auch in Uebereinstimmung mit seinen deutschen Fraktionsfreunden aus die-

ser Gewißheit einer sehr langen Perspektive die opportunistische Folgerung: Anknüpfung an den 

Kampf um die Verteilung der Lasten des Dawes-Planes, als ob es „den  Kampf“, von dem die Sozi-

aldemokraten faseln, überhaupt gäbe, als ob ein Kampf um die Abwälzung der Reparationslasten von 

den Schultern des Proletariats [693] anders geführt werden könnte, als die KPD ihn führt, nämlich als 

revolutionären Kampf gegen die Durchführung des Dawes-Planes! 

Von der Parteileitung der KPTsch, die behauptete, ganz auf dem Boden des 5. Kongresses zu stehen, 

mußte man erwarten, daß sie den schärfsten Kampf gegen solche Anschauungen, die nicht nur gegen 

die Beschlüsse des Kongresses, sondern gegen die Grundsätze der Komintern verstoßen, aufnehmen 

würde. Genosse Smeral und seine Freunde hätten das um so mehr tun müssen, da man bis dahin von 

politischen Differenzen zwischen ihnen und Kreibich nichts gehört hatte und daher die Meinung ent-

stehen mußte, daß Kreibichs antibolschewistischer Artikel die wahre, nur bis jetzt verschwiegene 

Meinung des ganzen rechten Flügels der KPTsch darstellte. 

Die Mehrheit des Vollzugsausschusses der KPD lehnte jedoch den Antrag des Genossen Neur a t h, 

daß der Artikel den Grundsätzen der KI widerspreche und deshalb nicht in den Parteiblättern veröf-

fentlicht werden könne, ab und begnügte sich mit der Erklärung, daß sie sachlich mit dem Artikel 

nicht einverstanden sei und seine Veröffentlichung nicht für zweckmäßig hielte. Mit Recht hob Ge-

nosse T r e in t  in seiner Ansprache an den Parteitag hervor, daß eine solche Stellungnahme Zustim-

mung im Prinzip und Ablehnung in Einzelheiten bedeutet. 

Auf dem Parteitag wurde auch von keinem Delegierten ein Unterschied zwischen Kreibich und den 

Smeralisten gemacht. Eben darum hatten diese die größte Furcht davor, daß der Artikel den Delegier-

ten bekannt werden könnte. Der Wunsch der Delegation der Komintern, ihn an den Parteilag zu ver-

teilen, wurde von der Mehrheit des Vollzugsausschusses rundweg abgelehnt und mußte erst durch 

Parteitagsbeschluß, der gegen wenige Stimmen angenommen wurde, durchgesetzt werden. In der 

Hitze der Diskussion verstieg sich Genosse Zapo t o t zky  bis zu der Behauptung, daß die Verteilung 

dieses Artikels die Gefahr der Spaltung bedeute und daß die Vertretung des EK der KI dafür die Ver-

antwortung tragen werde. Daß die Abfassung solcher Artikel die Gefahr der Abspaltung der KPTsch 

von der Komintern bedeuten könnte, wenn die kommunistischen Arbeiter nicht fester ständen als ihre 

schwankenden Führer, das schien den Gen. Zapototzky weniger zu kümmern. 

Nach diesem Vorspiel mußte man die Situation, in der der Parteitag zusammentrat, als sehr ernst 

ansehen, und Gen. Manuilski sprach es auch offen aus, daß seine Hoffnung, eine ernste Krise zu 

vermeiden, nach dem Vorfall mit dem Kreibich-Artikel geschwunden sei. 

II. Der Kampf auf dem Kongreß. 

In seiner Eröffnungsansprache betonte Gen. Manuilski neben der konkreten Kritik an der bisherigen 

Tätigkeit der KPTsch besonders die Frage des Kreibich Artikels. Gen. Smeral ging in seiner Kon-

greßrede über diese Frage mit einer Handbewegung hinweg. Hier Farbe zu bekennen, das hätte ihm 

ja seinen ganzen strategischen Plan über den Haufen geworfen. So begann er denn mit der Versiche-

rung, daß in der Partei keinerlei grundsätzliche Unterschiede existieren! Die bisherigen Führer der 

Partei dächten nicht daran, einen Kampf um die Macht in der Partei zu führen und hofften nur, daß 

auch die Opposition diese Frage ebenso frei von fraktionellen Gesichtspunkten behandeln würde. 

Wie die Rechte der KPTsch diese Nachgiebigkeit in der Praxis auffaßte, bewies zuerst Gen. Zapo -

t o t zk y, der feierlich erklärte, der Parteitag sei in der Wahl der Parteileitung souverän. Während 

man sich im Vollzugsausschuß bei der Vorbereitung des Parteitages auf paritätische Vertretung in 

allen Kommissionen geeinigt hatte, bestand das erste Ueberraschungsmanöver der Rechten darin, daß 

sie im Plenum den Antrag durchbrachten, die Wahlkommission aus Vertretern der einzelnen Bezirke 

zu bilden, wodurch sie in dieser Kommission eine Zufallsmehrheit von einer Stimme erreichten. 

Diese genügte ihnen, um in der Kommission zwei Tage [694] lang einen hartnäckigen Kampf gegen 

die Vorschläge der Linken zu führen. Nur die Wahrscheinlichkeit der Niederlage bei einer Kampfab-

stimmung im Plenum bewog die Vertreter der Rechten der Wahlkommission schließlich dazu, auf 
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den Vorschlag des Vertreters des ER. einzugehen und einer Kompromißliste für die Zentrale mit 18 

Rechten und 14 Linken zuzustimmen. 

Dadurch wurde eine Kampfabstimmung im Plenum verhindert, und man kann daher das Stimmen-

verhältnis gar nicht mit Sicherheit feststellen. Bei einem Geschäftsordnungsantrag der Linken am 

Anfang der Tagung war es z. B. zu ihren Gunsten 64 : 48, bei einem andern Antrag der Linken, gegen 

den allerdings ein Linker sprach (!), war das Verhältnis 59 : 59. Schließlich kam es noch nach dem 

Abschluß des Kompromisses zu einer Kampfabstimmung über den Wahlmodus, bei der der Antrag 

der Linken auf Abstimmung en bloc mit 77 : 51 durchging. Gegen die Kompromißliste stimmten 

zwei Delegierte, während sich einer enthielt, was vielleicht (bei 149 Delegierten) einen Maßstab für 

die Stärke der offenen Antibolschewisten in der Partei gibt. 

Die Diskussion, die eineinhalb Tage dauerte, brachte wenig sachlich neue Momente. Es sprach fast 

kein Arbeiter für den Smeralismus, ein Diskussionsredner warnte vor einem zweiten Livorno, aber 

nicht etwa seinen Freund Smeral, sondern die Internationale. Die Notwendigkeit, die Tätigkeit der 

Partei zu aktivisieren und mehr Gewicht auf revolutionäre Aktionen als auf die Registratur von Mit-

gliedern zu legen, wurde besonders von den slowakischen und russinischen Genossen betont, die 

unter dem härtesten Druck der tschechischen Bourgeoisie stehen. 

III. Die einzelnen Fragen. 

Die einzelnen Fragen der Parteitätigkeit kamen infolge der allzu ausgiebigen allgemeinen Debatte zu 

kurz. Ueber die Gewerkschafts- und die nationale Frage wurde weder referiert noch diskutiert, sondern 

man einigte sich in den Kommissionen auf allgemeine, mit den Beschlüssen des Weltkongresses über-

einstimmende Resolutionen und überließ die Ausarbeitung konkreter Richtlinien der neuen Zentrale. 

Die Smeralisten sind der Meinung, daß in der Tschechoslowakei infolge des Bestehens eines starken 

roten Verbandes mit vierhunderttausend Mitgliedern die leninistische Taktik nicht anwendbar ist und 

man einen „Dispens“ von Moskau erwirken muß. Das faktische Ergebnis der bisher geübten Spal-

tungstaktik bzw. des bereitwilligen Nachgebens gegenüber den Spaltungsmanövern der Reformisten 

ist, daß ein Drittel der Parteimitgliedschaft unorganisiert ist und die Partei, obwohl sie 1 Prozent der 

Gesamtbevölkerung organisiert hat, in wirtschaftlichen Kämpfen meist keineswegs die führende 

Rolle spielt. Es gilt vielen Kommunisten als selbstverständlich, daß die KP sich wie die reformisti-

schen Parteien damit begnügen kann, einen möglichst breiten Kreis von Sympathisierenden zu orga-

nisieren, die Anhänger der Reformisten aber einfach den Reformisten überläßt. So wird die ganze 

Frage der Gewerkschaften, nicht als eine Frage der Beeinflussung der breitesten Massen im Kampfe 

und zum Kampfe aufgefaßt, sondern vom Standpunkt des Organisations-Fetischismus, der möglichst 

großen Vermehrung der zahlenden Mitglieder der Roten Gewerkschaften. Die neue Zentrale wird vor 

allem erst in den Mitgliedermassen der Partei den Sinn der leninistischen Taktik klarmachen müssen, 

ehe sie die Praxis in dieser Frage grundsätzlich ändern kann. Solange das nicht geschieht, bleibt die 

Partei eine Massenpartei im Sinne des Sammelbeckens, aber sie wird nicht im leninistischen Sinne 

eine Massenpartei, eine Führerin der Massen. 

In der nationalen Frage nahm der Parteitag einstimmig eine Resolution an, die eine scharfe Kritik an 

der bisherigen Theorie und Praxis übt und die Zustimmung zu den Beschlüssen der Internationale 

ausspricht. Gen. Kr e i b i ch  gab dazu die Erklärung ab, daß er mit dieser Resolution vollkommen 

übereinstimme und daß nach der Erklärung des [695] EK der KI (Inprekorr. Nr. 44) und dem Artikel 

Manuilskis die Bedenken geschwunden seien, die ihn zu seiner ablehnenden Haltung in der nationa-

len Kommission des 5. Kongresses bewogen hätten. Es bleibt die Frage, ob das EK sich zu den An-

schauungen Kreibichs belehrt hat oder ob Gen. Kreibich ein Vierteljahr brauchte, um den Sinn der 

Kongreßbeschlüsse zu verstehen, von denen er in seinem Artikel freundlich bemerkt: 

„Die gründliche Kenntnis der Materie spielte bei der Behandlung der nationalen Frage auf dem V. Weltkon-

greß überhaupt keine besondere Rolle.“ 

Seine weiteren sachlichen Bemerkungen zeigten, daß die Internationale für die nachträgliche Zustim-

mung Kreibichs zu ihren Beschlüssen kaum mit einer nachträglichen Zustimmung zu seinen 
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Meinungen wird danken können. K. stellte fest, daß er die Autonomie-Forderung nicht im staatser-

haltenden Sinne der Austromarxisten, sondern als Kampfparole gegen das zentralistische Herr-

schaftssystem der tschechischen Bourgeoisie gemeint hätte. Nun kommt es aber nicht so sehr darauf 

an, wie eine Parole gemeint ist, sondern wie sie objektiv wirkt. In der Resolution, der Kreibich ja 

zustimmt, ist ausgesprochen, daß die Unterstützung der Autonomie-Forderung keineswegs opportu-

nistisch, sondern sogar ganz richtig ist, aber opportunistisch ist die Beschränkung auf solche Reform-

Forderungen, die der Bourgeoisie einen Ausweg eröffnen, wie sie sich in einer schwierigen Situation 

durch ein Kompromiß retten kann. Nur durch den Kampf für das uneingeschränkte Selbstbestim-

mungsrecht kann die Halbheit und Unzulänglichkeit dieser Forderungen entlarvt, dadurch der Einfluß 

der reaktionären autonomistischen Führer gebrochen und die KPTsch zur einzigen Führerin der un-

terdrückten Massen der Slowakei und Karpatho-Rußlands gemacht werden. 

Kreibich erklärt weiter, daß er gegen das Prinzip des Selbstbestimmungsrechtes nichts eingewendet, 

daß er sich nur gegen die Unterstützung des Irredentismus unter allen Umständen ausgesprochen 

habe. Er sei gegen jeden aktiven Versuch der Lostrennung, der eine Unterdrückung des tschechischen 

Volles durch den deutschen Imperialismus oder eine noch schlimmere Unterdrückung durch den En-

tente-Imperialismus zur Folge haben könnte. 

Das sind offenbar Argumente für die Integrität der Tschechoslowakei, für die Unmöglichkeit der 

praktischen Anwendung der Selbstbestimmungsparole bis zur Lostrennung, Argumente, von denen 

die Parteitags-Resolution sagt, daß sie ob j e k t i v  e i ne  Un t e r s t ü t zung  de s  t s chech i sche n  

I m pe r i a l i sm us  bedeuten. Daß der Irredentismus nicht unter allen Umständen zu unterstützen ist, 

ist eine Trivialität, weil keine konkrete Parole unter allen Umständen anwendbar ist. Aber wenn man 

das eigens betont und ausdrücklich andeutet, daß eine Lostrennungsbewegung die Selbständigkeit 

des tschechischen Volles gefährden könnte, so heißt das doch praktisch nichts anderes, als daß das 

Selbstbestimmungsrecht in der Tschechoslowakei nicht bis zur Loslösung angewendet werden darf, 

Gerade weil die Existenz der Tschechoslowakei als eines imperialistischen Nationalitätenstaates den 

Raub des Selbstbestimmungsrechts voraussetzt, kann das Selbstbestimmungsrecht nur durch den re-

volutionären Sturz der tschechischen Bourgeoisie durchgesetzt werden. Durch die Propagierung und 

Durchführung des uneingeschränkten Selbstbestimmungsrechtes – letzteres, sobald das Proletariat 

die Macht erobert hat –, sichert sich die KP die Führung in der Revolution und verhindert die Miß-

brauchung der revolutionären Bewegung durch reaktionäre, nationalistische Parteien. Wenn man mit 

der Begründung, daß die Schaffung der tschechoslowakischen Republik einen historischen Fortschritt 

gegenüber dem Fortbestand der österreichischen Monarchie bedeutet – was unbestritten ist –, die 

Unterstützung des nationalen Kampfes der unterdrückten Nationalitäten nicht bis zur letzten Konse-

quenz, zur Zertrümmerung des Nationalitätenstaates (und seiner Ersetzung durch einen föderativen 

Bundesstaat, dem nur die Nationen angehören, die sich ihm freiwillig anschließen), führen will, so 

ist das nichts anderes als Soz i a l pa t r i o t i sm u s. [696] 

IV. Ausblick. 

Wenn die weitere Entwicklung der KPTsch in erster Linie von den bisher maßgebenden Führern 

abhinge, deren Einfluß durch den Parteitag keineswegs gebrochen ist, dann müßte man die Zukunft 

der Partei sehr pessimistisch beurteilen. Es soll auch nicht verschwiegen werden, daß die Opposition, 

die auf dem Parteitag über eine schwache Mehrheit verfügte, sowohl ideologisch als auch organisa-

torisch schwach ist, und ihren Anhang bisher mehr aus dem slowakischen, deutschen und russinischen 

als aus dem tschechischen Gebiet rekrutierte. Die Situation der neuen Zentrale ist nicht leicht. Sie 

muß den Arbeitern rasch und deutlich die Möglichkeit einer revolutionären, bolschewistischen prak-

tischen Politik zeigen. Sonst werden die auf dem Parteitag Geschlagenen sich in absehbarer Zeit ihre 

Revanche holen. In Anbetracht der geringen revolutionären Erfahrung der KPTsch ist die tatkräftigste 

Unterstützung der Internationale und der Brudersektionen notwendig, um einen solchen Rückschlag 

zu vermeiden. 

Die objektiven Verhältnisse begünstigen die Bolschewisierung der Partei. Die wirtschaftliche Krise 

spitzt sich zu. Große politische Kämpfe stehen bevor. Die Koalition aller tschechischen bürgerlichen 
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Parteien mit Einschluß der Sozialdemokraten wird wahrscheinlich bei den im nächsten Jahr stattfin-

denden Wahlen nicht mehr die Mehrheit der Stimmen aufbringen. Durch eine revolutionäre, nationale 

Politik kann die KPTsch der tschechischen Bourgeoisie den Ausweg der Koalition mit der Bourgeoi-

sie der anderen Nationen sehr erschweren oder ganz versperren. Dann ist sie gezwungen, um die 

Aufrichtung einer faschistischen Minderheits-Diktatur zu kämpfen. Das ist in einem Lande mit einem 

außerordentlich zahlreichen Industrieproletariat, einer starken Kleinbauernbewegung und den hef-

tigsten nationalen Konflikten eine schwere Aufgabe, die nur dann gelingen würde, wenn die KPTsch 

ebenso versagt, wie die KPD im Oktober 1923. 

In einem solchen Falle wäre so wenig wie in Deutschland eine Spaltung der Partei zu erwarten, son-

dern eine gründlichere Reinigung vom Opportunismus. Denn genau wie in Deutschland stehen in der 

Tschechoslowakei die Massen der kommunistischen Arbeiterschaft entschlossen zur proletarischen 

Revolution und zur Kommunistischen Internationale. Es fehlt nur an der nötigen Klarheit in den tak-

tischen Fragen. 

Sicher ist, daß die Massen der KPTsch nicht den Weg der Liquidatoren, sondern den Weg der Kom-

munistischen Internationale gehen werden. 

* 

Dokumente. 

Die Erkenntnis von der Rolle der KPD, das ist, worum die  

Berliner Organisation gekämpft hat.  
Von A. Maslow. 

V o r b e m e r k u n g: Dieser Artikel, der zum Berliner Bezirks-Parteitag geschrieben worden 

war, ist zugleich ein Beitrag zur neuen Trotzki-Debatte. Trotzki behandelt in dem Vorwort 

zu seinem Buche „1917“ auch die deutschen Oktoberereignisse 1923, wobei er die Entwick-

lung der deutschen Partei nicht in Rechnung stellt und so eine von der Meinung der deutschen 

Partei völlig abweichende Auffassung über die deutsche Oktoberniederlage vertritt. 

Was im Folgenden gesagt werden soll. 

Unsere Berliner Organisation hat Jahre hindurch gegen die offizielle Parteiauffassung gekämpft. 

Jahre hindurch war unsere Organisation die führende Organisation einer sehr scharfen Opposition in 

der Partei. Seit dem letzten Parteitag sind die alten Streitigkeiten in der ganzen Partei geschlichtet. 

Die frühere Opposition hat auf der ganzen Linie gesiegt, ihre Auffassungen sind die Auffassungen 

der Partei geworden. 

Neue Aufgaben treten an die Partei und an ihre Organisationen, auch an die Berliner Organisation, 

heran. 

Über es ist nicht nur gut, es ist no twend i g, sich nach Abschluß jener Entwicklungsperiode der 

Partei klar zu werden, worum der Kampf eigentlich ging. Es ist das deshalb notwendig, weil im Ver-

lauf der Fraktionskämpfe in der Partei hoch nicht alles gesagt wurde, was gesagt werden muß. Es ist 

das auch deshalb notwendig, weil nicht jeder der Genossen wirklich klar die Fragen sieht, um die es 

ging. Es ist das schließlich auch deshalb notwendig, weil [697] ohne Kenntnis der Geschichte seiner 

Partei und seiner Organisation der Zugang zu den theoretischen, grundsätzlichen wie taktischen Fra-

gen der Gegenwart wie auch der Zukunft jedem erschwert wird. 

Die folgenden Zeilen stellen nicht den Versuch dar, eine Geschichte der Berliner Organisation zu 

sein. An und für sich wäre eine solche Arbeit nicht nur möglich, sondern auch dringend notwendig. 

Denn gerade beim Studium der Vergangenheit, die sie miterlebt haben, werden viele Genossen eine 

Vertiefung ihres Wissens, viele Anregungen und eine ideologische Schulung erhalten, die jedem Mit-

glied der Partei nottut. Und überdies werden diejenigen Parteimitglieder, welche erst in den allerleg-

ten Jahren (1922, 1923, 1924) zur Partei gekommen sind, beim Studium der Geschichte aus den sechs 

Parteijahren seit 1918 vielfach erst die Probleme kennen lernen, die die Partei geschädigt haben und 

in dieser oder jener Form auch noch weiterhin beschäftigen werden. Die Geschichte der Berliner 

Organisation wäre auch deshalb nötig, weil die Organisation der Hauptstadt in den ideologischen 

Kämpfen natürlicherweise von bestimmendem Einfluß auf die ganze Partei war. 
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Aber die nachfolgenden Zeilen sollen keine solche Geschichte der Organisation sein, sondern nur 

einige Anregungen geben und nur auf die wichtigsten Fragen hinweisen, um die es sich im Verlauf 

der inneren Parteikämpfe gehandelt hat. Eine Geschichte könnte sehr wohl nach den Quellen, den 

Resolutionen, Beschlüssen, Berichten, Zeitungsnotizen, Erinnerungen, Protokollen usw. geschrieben 

werden. All das sieht mir augenblicklich nicht zur Verfügung. Ich sehe mit deshalb ein bescheidenes 

Ziel: die Berliner Genossen durch einige knappe Andeutungen auf die Fragen zu stoßen, über welche 

man nachträglich noch nachdenken muß und über deren theoretische und praktische Lösung man sich 

klar sein soll. 

Schon auf dem Heidelberger Parteitag zeigte sich die unbolschewistische Einstellung. 

Der Heidelberger Parteitag (Oktober 1919) führte bekanntlich zur Spaltung der damaligen Kommu-

nistischen Partei, des Spartakusbundes. 

Die Berliner Organisation hat wahrscheinlich nicht viele Mitglieder, die sich auf jene Zeit besinnen 

können. Denn nach der Spaltung blieben von der bis dahin immerhin vielleicht 10.000 Mitglieder 

zählerden Organisation nur einige Dutzende übrig, die bis zur Vereinigung mit der linken USP (De-

zember 1920) auf vielleicht 410-510 angewachsen waren, von denen aber in den späteren Levi- und 

Frieslandkrisen viele wieder verschwanden. 

Weshalb spaltete sich der Spartakusbund in Heidelberg? Hier muß man das Wesen vom Schein un-

terscheiden. Aeußerlich spaltete sich die Partei deshalb, weil ein großer Teil, die Mehrheit der Mit-

glieder eine Reihe von Leitsätzen, insbesondere über die Stellung der Kommunisten zum Parlamen-

tarismus und über die Gewerkschaftstaktik, ablehnte. 

Die Spaltung geschah also äußerlich über taktische Fragen, wenn auch taktische Fragen von entschei-

dender Bedeutung. Noch mehr. Diese berühmten Heidelberger Leitsätze – ich habe sie seit Heidel-

berg und der darauffolgenden Diskussion nicht wieder gesehen – waren sicher im wesentlichen r i ch -

t i g. Es ist vielleicht möglich, daß bei nachträglichem Studium man diese oder jene Formulierung 

besser treffen kann, aber im we s en t l i chen  waren sie richtig: sie erklärten, daß die Kommunisten 

in den Gewerkschaften arbeiten müssen (das hat dann im Sommer 1920 der II. Weltkongreß der 

Komintern nachdrücklich und ausführlich nach gründlicher Diskussion mit den deutschen KAP-dis-

ten, den englischen Shop stewart-Leuten, den amerikanischen Kommunisten und IWW-Leuten und 

noch anderen Gruppen wiederholt und besser gesagt), und sie erklärten, daß eine „prinzipielle“ Nicht-

beteiligung am bürgerlichen Parlament eine syndikalistische Verirrung sei (auch das hat der II. Welt-

kongreß der KI ausführlich und besser wiederholt). 

Aber trotz der Richtigkeit dieser Leitsätze, deren Sinn und Inhalt in der Tat in der Partei durchgesetzt 

werden m uß t e, war die Heidelberger Spaltung ein Ve r b r echen  und die Leitsätze dienten nur zum 

Vorwand, während der eigentliche Zweck der Spaltung war: unbequeme revolutionäre Arbeiterele-

mente loszuwerden, um eine opportunistische Politik treiben zu können. Es wurde in Heidelberg das 

gemacht, was später, seit 1922, die Parteiführung mit Brandler an der Spitze so oft und gern getan 

hä t t e. Dabei will ich garnicht behaupten, daß die Heidelberger Spaltung bewuß t  zu diesem Zweck 

provoziert wurde. Diese Spaltung wurde durchgeführt vom Gen. Radek und von Levi. Gen. Radek, 

der der theoretische Inspirator Levis war, bemerke erst im allerletzten Augenblick, was er angerichtet 

hatte. Es war das ungefähr dieselbe Haltung wie vor dem Leipziger Parteitag (Januar 1923), wo es 

auch beinahe zur Spaltung gekommen wäre. An den Heidelberger Parieitag schrieb Gen. Radek einen 

Brief, der nichts mehr nützte. In Leipzig griff er persönlich ein und ist sicher der Ueberzeugung, e r  

habe damals die Spaltung verhindert. Er ist im Irrtum. Die Spaltung wäre in Leipzig auch ohne ihn 

nicht gekommen, weil die Brandlersche Zentrale selbst ve r s t änd l i ch  umgefallen wäre angesichts 

der Möglichkeit eines neuen Heidelberg, bei dem wieder die ganze Berliner und Hamburger Organi-

sation für das unglückselige Stück Partei, das die Zentrale behalten hätte, verloren gegangen wäre. 

Ich kehre zu Heidelberg zurück. Was gibt das Recht, zu behaupten, daß die damalige Spaltung nur 

angeb l i ch  um der taktischen Leitsätze willen geschah? Dieses Recht gibt die Ar t  der Spaltung. 
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„Prinzipiell“ gegen Spaltungen sein, das kann kein revolutionärer Marxist. Es gibt Spaltungen, die 

absolut notwendig sind. Das sind die Spaltungen von den Opportunisten. Es kann Spaltungen geben, 

die schmerzlich, aber ebenfalls notwendig sind. Solche Abspaltungen kennt die russische Parteige-

schichte, welche nach der ersten Revolution (1906) die Absplitterung vermeintlich linkerer Elemente 

(Otsowisten und Ultimatisten) vom bolschewistischen Gros gebracht hat. Aber die Voraussetzung für 

Abspaltungen ultralinker Arbeitermassen  muß jederzeit sein, daß ein bolschewistischer, klarer, or-

ganisierter Parteiblock als Kern vorhanden ist, der sich bewußt bleibt, daß die abgesplitterten Ar -

be i t e r  wieder zur Partei zurückkehren werden. Das setzt voraus, daß die betreffende Partei sich klar 

ist über die Ro l l e  der proletarischen revolutionären Partei und daß eine solche Partei schon da ist. 

Dagegen ist die Spaltung einer opportunistisch verseuchten Partei absolut notwendig, sowie der Ver-

rat der Führung dieser Partei Arbeitergruppen in der Partei bewußt geworden ist. 

Wie stand es mit diesen beiden Voraussetzungen beim damaligen Spartakusbund? 

Bevor auf diese Fragen Antwort gegeben wird, seien einige Vorbemerkungen gestattet. 

Unsere Partei, so wie sie ist, ist bekanntlich entstanden durch die Vereinigung des Spar-[698]takus-

bundes, eines kleinen Vortrupps, mit der linken USP, die zahlenmäßig im Verhältnis zu jenen sehr 

stark war. An und für sich sind in der Partei nur sehr wenig Reste des Bewußtseins dieser Vereini-

gungen geblieben, und das ist gut so: die Partei wird und muß zu einem einheitlichen Block aus einem 

Guß werden. 

Aber bei der Betrachtung der Vergangenheit treten doch oft 

zwei charakteristische Fehler 

auf. 

Der eine besteht darin, daß die Genossen, die aus der früheren USP stammen, nur e in s  am Sparta-

kusbund sehen: daß er sehr klein war, daß er viele j unge  Elemente enthielt, daß viele von diesen mit 

den „Usepetern“, auch den linken, recht hochmütig zu polemisieren pflegten. Die mit diesen Erinne-

rungen behafteten Genossen sehen nicht, welche h i s t o r i s che  Rolle der Spartakusbund spielte. Sie 

sehen in ihrer Erinnerung nur die „Spartakusjüngelchen“, die in den Versammlungen mit ihnen hart 

und hochmütig umsprangen, obwohl sie doch keine Organisation hatten, während die von jenen ver-

achteten „Usepeter“ mit den großen Organisationen revolutionärer Arbeiter, auch  in  de r  USP viel 

„nützlicher“ und „notwendiger“ waren, als jene „Jüngelchen“ in der blauen Luft. 

Eine solche Ansicht ist borniert. Sie ist eine typische USP-Ans i ch t, auch wenn sie von guten Kom-

munisten geäußert wird. Sie ist oberflächlich. Wer sie äußert, hat bis heute nicht begriffen, daß ohne 

den kleinen Spartakusbund, selbst so wie er war, mit all seinen großen Fehlern und Mängeln, daß 

ohne die Kritik und Peitsche des kleinen Spartakusbundes und sogar seiner „Jüngelchen“ die große 

USP sich nicht gespalten hatte, daß es ohne den Spartakusbund keine kommunistische Partei in 

Deutschland gäbe. 

Jeder Genosse, der dem Spartakusbund angehört hat, hat alles Recht, darauf stolz zu sein. Der Spar-

takusbund war die Keimzelle der KPD. 

Aber es wird von früheren Spartakisten ebenfalls häufig ein Fehler gemacht. Der Spartakusbund war 

weit davon entfernt, eine bolschewistische Partei zu sein. Der Spartakusbund schleppte sehr schwer 

an sozialdemokratischen Traditionen. Der Spartakusbund besaß ideologisch sehr viele prinzipielle 

Fehler. Es ist unnötig, rückwärts blickend diese Fehler zu leugnen und die Geschichte mit den neu-

gewonnenen Erkenntnissen so darzustellen, als sei sozusagen die Bolschewisierung, die die Partei 

jetzt anstrebt, im Spartakusbund sogar schon während des Krieges vorhanden gewesen. Das sind 

fromme Legenden. Diesen Fehler begeht beispielsweise Gen. Paul Frölich in seinem sonst ausge-

zeichneten Buch „10 Jahre Krieg und Bürgerkrieg“. Aber dieser Fehler ist schädlich. Abgesehen da-

von, daß bei solches Darstellung unverständlich bleibt, wohin eigentlich plötzlich all die klaren the-

oretischen Erkenntnisse geraten sind, erschwert sie die ideologische Orientierung. Wir müssen das 

Werden und die Wachstumskrankheiten und Wachstumsschmerzen der Partei verstehen und dürfen 
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deshalb uns selbst nichts vormachen. Und eben deshalb ist der mit diesem Fehler verbundene Fehler 

bei manchen Genossen nur lächerlich, auch heute noch über die damaligen „Usepeter“ rückblickend 

die Nase zu rümpfen. Der Spartakusbund war der USP, der linken wie der rechten, weit voraus. Das 

ist sein geschichtliches Verdienst. Aber er war seiner Ideologie nach im we s en t l i ch s t en  Punkte 

mit der USP eng verwandt: der alte Spartakusbund verstand ebensowenig wie die USP die Rolle d e r  

r evo l u t i onä r en  p r o l e t a r i s che n Pa r t e i, denn diese Frage hat Len i n  gestellt und gelöst, und 

die Führer des allen Spartakusbundes, mit Rosa Luxemburg an der Spitze, waren in diesem, im we-

s en t l i ch s t en  Punkte, An t i l en i n i s t e n. In diesem Punkte gehörten sie der Zwe i t en  Internatio-

nale an, während Lenins Auffassung von der Partei von Anfang an eigentlich keinen Plag in der 

Zweiten Internationale mehr fand. 

Wahrscheinlich ist das auch der tiefste Grund für den Gleichmut, mit dem die damalige Führung des 

Spartakusbundes in Heidelberg die Partei spaltete. 

In der Tat, wenn die Revolution „ein Prozeß“ ist, in dem die Massen mehr oder weniger „spontan“ 

bewundernswerte Heldentaten vollbringen, dann ist es nicht besonders belangvoll, ob die Partei „un-

klare“ Massen abspaltet. 

Aber gleichzeitig taucht bei der damaligen Führung des Spartakusbundes noch ein anderes Gedan-

kenbündel auf. Die Niederlagen des Jahres 1919 schaffen eine deprimierte und pessimistische Stim-

mung, und sie sehen, mit der Zeit immer mehr, nur e i ne  Möglichkeit der Entwicklung, nämlich eine 

langsame, verschleppte, mit sich stabilisierendem, sich erholenden Kapitalismus. Dem sieht nicht 

entgegen das fortwährende Geschrei über welterschütternde, unmittelbar bevorstehende Katastro-

phen, das Levis Spezialität war (Londoner Ultimatum, Oberschlesien). Da s  sind nur Tricks. Die 

Grundeinstellung ist die eines hoffnungslosen Pessimismus, der in offenes Liquidatorentum ausartet. 

Und damit verbindet sich eine zweite Grundeinstellung. So leichtfertig und verbrecherisch die revo-

lutionären Elemente aus der Partei gestoßen wurden, so beharrlich sucht diese Führung Anlehnung, 

Ansch l uß  nach rechts, erst an die USP, dann an die SPD. Und so beharrlich wird ihr opportunisti-

sches Gerede mit der stereotypen Formel: „Massenpartei oder Sekte?“ 

Es ist absolut kein Widerspruch darin, daß sie die Partei mitgliederleer machten, als es sich um die 

Abstoßung r evo l u t i on ä r e r  Arbeiter handelte, wobei die Partei tatsächlich zu einer Sekte wurde, 

daß sie aber gleichzeitig nach rechts zu allen Kompromissen bereit waren um einer angeblichen Mas-

senpartei willen. 

Das absolute Verkennen der Ro l l e  der kommunistischen Partei, die m echan i s ch e  Auffassung des 

Begriffs Massenpartei („wo viele Menschen dein sind, da ist eine Massenpartei“), das Verzweifeln 

an der Möglichkeit der Revolution und dazu noch das Aufkommen des Gedankens, daß die westeu-

ropäischen Revolutionen im „we sen t l i che n“ anders verlaufen werden, als die russische Revolu-

tion verlief, das war die ideologische Revision, die meiner Ueberzeugung nach schon in Heidelberg 

begann (wenn man überhaupt hier, in Heidelberg, von Rev i s i on  sprechen darf, bevo r  eine kom-

munistische Ideologie, wie sie beispielsweise auf dem so wichtigen 2. Weltkongreß der KI gegeben 

wurde, da war), diese Revision, dieser Rev i s i on i s m u s, die aus ihm folgende P r ax i s der Partei, 

das war der Gegenstand der Parteikämpfe. Und ich glaube, daß das sächsische Fiasko i deo l og i sch  

schon in Heidelberg im Keime da war. 

Denn die linke USP brachte bei der Vereinigung ideologisch so gut wie nichts mit. Es war eine in 

theoretischer Hinsicht überaus dürftige Bewegung, die die USP in sich spaltete. [699] Das einzige 

„Or i g i ne l l e“, was die USP mitbrachte, war die Art von Geheimlehre der Däumigschen „illegalen 

Organisation“. Das war nackter Pu t s ch i sm u s, eine gefährliche, schädliche, verworfene, seltsam 

aus Blanquismus (im schlechtesten Sinne) und Spießerhaftigkeit gemischte „Lehre“ nebst einer Se-

paratorganisation in der Partei, die man schleunigst zerschlagen mußte, bevor sie Schaden anrichtete. 

(Sie hat genug Schaden angerichtet.) Hier war wiederum keine Spur des Verständnisses für die Rolle 

der Kommunistischen Partei als Hebel und Motor und Organisator der Revolution vorhanden, wenn 

auch die Existenz selbst dieser Karikatur von „illegaler Organisation“ darauf hinweist, daß die 
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Arbeiter das Bedürfnis zu einer ernsten revolutionären Organisation besaßen. Die linke USP kam zur 

Komintern mit der heiligsten und naivsten Begeisterung, mit glühendem Kampfeifer – daran kann 

nicht gerüttelt werden. Große Teile der linken USP fühlten auch instinktiv, daß die Partei nicht nur 

kämpfen, sondern auch die Kämpfe o r gan i s i e r en  müsse. In diesem Gefühl war die linke USP 

zweifellos dem Spartakusbund weit über. Aber die Versuche der linken USP, diese Gefühle in die 

Tat umzusetzen, waren schauderhaft. Die Däumigsche „illegale Organisation“ war eine gefährliche 

und bösartige Karikatur auf eine Militärorganisation, und die Vereinigte KPD tat recht daran, sie zu 

zerschlagen. Die Betriebsrätebewegung aber, welche dieselbe linke USP aufzog, versackte in büro-

kratischem Schematismus. Bezeichnend bleibt aber, daß die Führung des Spartakusbundes und der 

späteren Vereinigten KPD beide Aufgaben garnicht recht sah. Insbesondere den Betriebsräten gegen-

über zeigte sie eine unbegreifliche Hühnerblindheit. Hier hätte sehr wohl aus dem Vorhandenen etwas 

gemacht werden können. Statt dessen kämpfte der Spartakusbund wütend gegen Richard Müller und 

sein „Kästchensystem“, ohne zu sehen, daß es sich um eine lebendige Bewegung handelte, die man 

von den tötenden „Kästchen“ befreien mußte. Der Spartakusbund hat den Gewerkschaftsführern das 

Ersticken der Betriebsrätebewegung erleichtert. Das ist eine seiner größten Sünden, und auch diese 

stammt aus der we s en t l i chen  „Sünde“: dem Unverständnis für die Rolle der revolutionären Partei 

und ihren Aufgaben in der Revolution. 

Kehren wir nach dieser (meiner Meinung nach sehr nützlichen) Abschweifung 

zur Heidelberger Spaltung 

zurück. 

Ich hatte behauptet, sie sei leichtfertig zur Abstoßung der revolutionären Mitglieder gemacht worden, 

und der Beweis für diese Behauptung liege in der Art, wie die Spaltung durchgeführt wurde 

Ich will das durch ein aktuelles Beispiel illustrieren. Der V. Weltkongreß der KI hat einen unzwei-

deutigen, scharfen Beschluß in der Gewerkschaftsfrage gefaßt. 

Bei der Durchführung dieses Beschlusses sind drei Berliner Genossen, Kaiser, Weyer und Schuma-

cher, aus der Partei ausgeschlossen worden. Es ist durchaus möglich, daß noch eine Reihe, vielleicht 

sogar guter Genossen ihnen folgen werden. Diese Genossen werden sich alle für „radikaler“, „linker“, 

sogar „kommunistischer“ halten als die Partei und die KI. Hier haben wir den oben von mir schon 

genannten Fall, wo die Partei selbst den Verlust einiger Genossen in Rauf nehmen darf: sie sind in 

Wirklichkeit konfus, verstehen nicht die Ro l l e  der Partei, sind „in erster Linie“ „Gewerkschaftler“. 

Es ist sicher schmerzhaft für die Partei, durch solche Konfusion gute Arbeiter zu verlieren. Aber die 

gu t en  Genossen werden wiederkommen: denn die Partei ist schon f e s t, durchgehämmert (wenn 

auch noch lange nicht genug), kennt ihren Weg (wenn sie ihn auch noch nicht fest und schnell genug 

geht) und wird die guten Elemente wieder anziehen und auffangen und muß das bewu ß t  tun 

Über die Partei hat an sich a r be i t en  müssen, ehe sie so weit war. Denn von rechtswegen hätte sie 

diese Beschlüsse s chon  i m  J a h re  1921  mit derselben Strenge und Schärfe durchführen müssen. 

Sie konnte es noch nicht: ihre Führung war so, daß die Partei k r an k  war. 

In Heidelberg dagegen wurde die Spaltung vorgenommen, ohne daß die Partei auch nur oberflächlich 

die Fragen diskutiert, geschweige denn verdaut hätte. 

Die berühmten Leitsätze waren den meisten Delegierten vor dem Parteitag nicht zu Gesicht gekom-

men. Noch mehr. Dieselbe Parteileitung, die sie vorlegte, hatte vor gar nicht langer Zeit die Losung 

„Heraus aus den Gewerkschaften“ gegeben und pfuscherhafte Versuche zur Gründung „eigener“ Ver-

bände gemacht. Der erste Parteitag (Dezember 1918) hatte Wahlenthaltung bei den Wahlen zur Na-

tionalversammlung (Februar 1919) beschlossen. Die Parteileitung hatte keine Verbindung mit den 

Organisationen. Ihre „Leitung“ bestand mehr oder weniger im Schreiben von Artikeln. 

Auf dem Heidelberger Parteitag selbst wurde folgender unerhörte Trick gebraucht. Bevor überhaupt 

über die Themen der Leitsätze gesprochen und debattiert wurde, wurde „prinzipiell“ über die Leit-

sätze abgestimmt. Wer dagegen stimmte, wurde von der Teilnahme am Parteitag ausgeschlossen. Und 

mit dem kläglichen Rest (denn die Mehrheit wurde ja „ausgeschlossen“) wurde eine klägliche Debatte 
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über die strittigen Fragen geführt, wobei Referat und Korreferat gehalten wurden, nämlich für und 

gegen Beteiligung am Parlament und Bleiben in den Gewerkschaften: Das war ein unerhört tolles 

Stück, das nicht mehr toller gemacht werden konnte dadurch, daß beispielsweise der Referent, der 

f ü r  Parlamentsbeteiligung sprach, eigentlich noch ganz kurze Zeit zuvor gegen  gewesen war (das 

Referat war auch danach). 

Durch den Heidelberger Parteitag gingen die Organisationen Berlin, Hamburg, Niedersachsen, Ost-

sachsen, ein Teil Rheinland und noch einige verloren. 

Hätte die Parteileitung gewußt, was eine revolutionäre Partei ist und wie sie zu bilden ist, so hätte sie 

geduldig und energisch eine Diskussion über die strittigen Fragen in der Partei geführt, die revoluti-

onären Arbeiter gewonnen, die Querköpfe unschädlich gemacht. 

Aber sie wußte nichts von der Rolle der Kommunistischen Partei und strebte nach r ech t s. 

Im Kapp-Putsch im wesentlichen dieselben Fehler. 

Es wäre an und für sich sehr nützlich, über die Haltung der Kommunistischen Partei im Kapp-Putsch 

zu reden. Denn hier zeigten sich ganz kraß jene Gr und f eh le r  in der Praxis, die aus den Grundfeh-

lern in der Ideo l og i e  folgen mußten. Aber ich wollte ja hauptsächlich von der Berliner Organisation 

sprechen, und die spielte im Kapp-Putsch keine besondere Rolle. Nach dem Einmarsch der Ehrhardt-

Brigade „stellten“ zunächst die Führer der Berliner Spartakus„organisation“ „fest“, daß „die Arbei-

ter“ sich für die ganze Angelegenheit nicht [700] interessieren. Diese Feststellung war der Beweis für 

das Fehlen jeglicher Verbindung mit den Arbeitern. Aber die Folgerungen, die die damalige Zentrale 

aus dem Ereignis und dieser glorreichen „Feststellung“ zog, war noch viel katastrophaler: die großen 

„Marxisten“ „stellten“ nämlich ihrerseits „fest“, daß die Angelegenheit die Arbeiter tatsächlich nichts 

„anginge“. Denn, so orakelten sie tieffinnig, erstens ist schon die Noskediktatur eine weiße Diktatur, 

so daß Kapp sozusagen nichts „Weißeres“ bringt, und zweitens ist der Arbeiter schon so beschaffen, 

daß er sich nicht eher rührt, als bis Horthy da ist. Diese ungeheuerliche, nicht nur passive, sondern 

einfach kretinmäßige „Einstellung“ geruhiger Kaffeehaus„beobachter“ der Arbeiterbewegung, die 

sich selbst als Führer vorkamen, war ebenfalls nur möglich, weil die Parteileitung unfähig war, die 

Ro l l e  der KP zu begreifen. Sie warteten immer auf die „spontanen Prozesse“, zu denen sie dann 

ihren mehr oder weniger gut stilisierten Kohl geben konnten. Sie kamen garnicht auf den Gedanken, 

daß eine kommunistische Partei auf ein solches Ereignis r eag i e re n  muß, indem sie den Massen das 

Z i e l  gibt und die Wege zeigt, die zu diesem Ziel führen. Die Situation war so klar, daß ein Blinder 

sehen mußte: Generalstreik, alle Arbeiter gegen  Kapp, nieder mit Kapp und  mit den „legalen Kap-

pisten“ Noske und seiner Regierung, dafür die Waffen in die Hand der Arbeiter, alle Macht den Räten 

– das waren die Losungen, die in der Luft lagen. Damals gab es ja auch Arbeiterräte. Damals hatten 

die Arbeiter ja noch Waffen. Und die Arbeiter standen wirklich spontan auf, ohne Partei, die ihnen 

den Weg gewiesen hätte, oder vielmehr mit Parteien, die sie nur verwirrten. Die Führung des Sparta-

kusbundes aber, aus ihrem tiefen Kaffeehausschlaf erwacht, torkelte alsbald nach der anderen Seite. 

Sie sah jetzt die SPD und die USP, und diese kamen ihr so groß und stark vor, daß sie mit unbegreif-

lich geistloser, ja gerade zu verräterischen Tricks zu arbeiten begann: da wurde die linke USP ani-

miert, doch die rechte USP zu animieren, jene möge die SPD animieren, mit ihr zusammen eine „rein 

sozialistische Regierung“ zu bilden, der gegenüber der Spartakusbund sich zu „loyaler Opposition“ 

verpflichtete. Anstatt die Arbeiter, die überall kämpften, in die richtige Richtung zu führen und vor 

ihnen die Erbärmlichkeit der Reformisten und Halbreformisten aufzuzeigen – Unterhandlungen mit 

den Spitzen über vollkommen unwirkliche blutlose Schemen und Hirngespinste. Anstelle de r  einzi-

gen revolutionären proletarischen Partei, die bei richtiger Taktik auch mit ihren wenigen Mitgliedern 

d i e  Massenpartei der Revolution gewesen wäre und die Millionenmassen zum l e i ch t  erringbaren 

Sieg geführt hätte – eine Clique von Räsonneuren, die sich als e i ne  Partei neben den anderen großen 

Massen-Parteien ansieht und von vornherein überzeugt ist, ohne  sie, ohne Bündn i s  mit ihnen, 

könne „man“ nichts machen. Natürlich wurde diese „Taktik“ von schnell handfertigen „Theoretikern“ 

mit dem Verhalten der Bolschewiki beim Kornilowputsch in Parallele gesetzt, ein Vergleich, der in 

jeder Beziehung lächerlich ist. (Schluß folgt.) 
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Die Kautsky-Legende.  
Von W. B. 

Der 70. Geburtstag Kautskys hat eine alte Legende wieder aufleben lassen, die aus Mangel an Aktu-

alität eine Zeitlang in den Hintergrund getreten, aber nie ganz erloschen war. Es ist die Legende von 

den zwei historischen Kautskys – von denen der eine älteren Datums ist und Marxist war, der andere 

hingegen der jüngsten Geschichte angehört und ein Renegat ist. So appelliert in der letzten Nummer 

der „Arbeiter-Literatur“ Genosse A. Bauer von dem jüngeren an den älteren Kautsky (geschichtlich 

gesprochen), indem er die „Tiefe seines Abfalls“ ermißt an dem, „was Kautsky war, solange er Mar-

xist gewesen ist, und an seinen heutigen Freunden und Anhängern“*)). Dieser Unterschied zwischen 

dem Kautsky von einst und von jetzt existiert nur in der Phantasie ungründlicher Kritiker. Kautsky, 

weit entfernt, heute anzubeten, was er gestern verbrannte und umgekehrt, zeigt vielmehr in seinen 

theoretischen Schriften eine bewundernswerte Konsequenz – nämlich die unerschütterliche Konse-

quenz eines unmarxistischen Kleinbürgertums. Natürlich mit gewissen Modifikationen, wie dies eben 

so die Zeit ergibt. Man kann von ihm sagen, was der liebe Gott bei Anatole France einmal von sich 

versichert: „Obwohl ich meinem Wesen nach unveränderlich bin, neige ich doch um so mehr zur 

Milde, je länger ich da bin. Man erkennt dies, wenn man meine beiden Testamente vergleicht“, – man 

erkennt dies, wenn man Kautskys ältere und neuere literarische Produktion vergleicht. Rühmt doch 

auch der getreue menschewistische „Kampfgenosse“ aus Georgien, Herr Jordania, Kautskys „Milde 

und Barmherzigkeit“**)). 

Um diesen wirklich historischen Kautsky im Gegensatz zum legendären kennen zu lernen, muß man 

ihn dort studieren, wo er als der Preisfechter des orthodoxen revolutionären Marxismus auftritt. Wir 

beginnen [701] mit Kautskys erstem Kreuzzug, wie er wider den Ungläubigen Bernstein streitet. 

Die Polemik Kautsky-Bernstein weist eine Eigentümlichkeit auf. Bernstein tritt in seinem Buche***) 

als offener Renegat auf, der seine Rückkehr zum Liberalismus vollzieht. Aber dabei formuliert er im 

allgemeinen die Marxsche Theorie durchaus richtig (soweit er sie überhaupt versteht) – natürlich nur 

zu dem Zweck, um dann den Widerspruch dieser Theorie mit der kapitalistischen Wirklichkeit an den 

Tatsachen dieser Wirklichkeit nachzuweisen. Kautsky hingegen, der Ritter des orthodoxen Marxis-

mus, widerlegt Bernstein – nicht, indem er zeigt, daß dessen „Analyse“ der Tatsachen in der Tat 

falsch ist, sondern indem er beweist, daß man recht gut die Bernsteinsche Deutung der Tatsachen in 

die Marxsche Theorie hineininterpretieren könne. Der Kleinbürger Bernstein renegiert den Marxis-

mus, um ungestörten Gewissens Kleinbürger sein zu können, – der Kleinbürger Kautsky kastriert den 

Marxismus und erreicht so weit schmerzloser (für sich selbst) dasselbe Ziel. Wir folgen nun den 

verschiedenen Phasen dieses homerischen Kampfes. Man beachte dabei, wie Bernstein und wie Kaut-

sky die Marxsche Theorie auffaßt. 

Bernstein polemisiert gegen die Marxsche Lehre vom notwendigen gewaltsamen Uebergang aus dem 

Kapitalismus in den Kommunismus. Dabei formuliert er die Marxsche Theorie wie folgt: 

„Nach dieser Auffassung wird früher oder später eine Geschäftskrisis von gewaltiger Stärke und Ausdehnung 

durch das Elend, das sie erzeugt, die Gemüter so leidenschaftlich gegen das kapitalistische Wirtschaftssystem 

entflammen, die Volksmassen so eindringlich von der Unmöglichkeit überzeugen, unter der Herrschaft dieses 

Systems die gegebenen Produktivkräfte zum Wohle der Gesamtheit zu leiten, daß die gegen dieses System 

gerichtete Bewegung unwiderstehliche Kraft annimmt und unter ihrem Andrängen dieses selbst hoffnungslos 

zusammenbricht. M. a. W. – die unvermeidliche große Wirtschaftskrise wird sich zu einer allumfassenden 

gesellschaftlichen Krisis auswirken, deren Ergebnis die politische Herrschaft des Proletariats als der dann ein-

zig zielbewußten revolutionären Klasse und eine unter der Herrschaft dieser Klasse sich vollziehende völlige 

Umgestaltung der Gesellschaft im sozialistischen Sinne sein wird.“ („Neue Zeit“, XVI, 1, Seite 549.) 

Abgesehen von der reichlich spießbürgerlichen Fassung, geben diese Sätze die Marxsche Theorie 

leidlich richtig wieder. Richtiger als z. B. Rosa Luxemburg, nach deren Auffassung die kapitalistische 

 
*) „Arbeiter-Literatur“ Nr. 10, Seite 714. 
**) „Die Gesellschaft“, Sondernummer zu Kautskys 70. Geburtstag, Seite 134. 
***) „Die Voraussetzungen des Sozialismus und die Aufgaben der Sozialdemokratie.“ 1899. 
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Ordnung von sich aus, kraft eigener Widersprüche, den Moment zeitigen würde, wo sie aus den Fugen 

geht, wo sie einfach unmöglich wird“. (Sozialreform oder Revolution? Seite 3.) Gegenüber dieser 

mechanischen und ganz unmarxistischen Auffassung betont Bernstein ganz richtig, daß nur die Mas-

senaktion des Proletariats den Sturz des Kapitals herbeiführen könnte. Nichts spricht besser für die 

Klarheit der Marxschen Lehre, als daß sie selbst diesem Spießbürgergehirn eingegangen ist. Hierauf 

Kautsky: 

„Es dürfte Bernstein schwer fallen, für diese Ueberzeugung der Sozialdemokratie Belege zu bringen. In offi-

ziellen Aeußerungen der deutschen Sozialdemokratie wird Bernstein vergeblich nach einer Behauptung su-

chen, die irgendwie im Sinne der von ihm vorgetragenen Zusammenbruchstheorie lautet. In dem Passus des 

Erfurter Programms, der von den Krisen handelt, steht kein Wort von Zusammenbruch. Aber es dürften auch 

kaum Reden oder Zeitungsartikel deutscher Parteigenossen zu finden sein, in denen mit Bestimmtheit behaup-

tet würde, eine Geschäftskrisis würde die soziale Revolution einleiten oder das Proletariat könne nur während 

einer Geschäftskrisis die politische Macht erobern. (Kautsky: Bernstein u. d. Soz. Dem. Programm S. 43.) 

[702] Bernstein vertritt offen die Illusionen des Kleinbürgers, der, von der Machtenthaltung des Ka-

pitals geblendet, die Konzessionen der imperialistischen Bourgeoisie an ihr einheimisches Proletariat, 

auf Kosten des kolonialen und halbkolonialen Proletariats, als absoluten Aufstieg des Proletariats 

ansieht. An den Erscheinungsformen des Imperialismus mißt er die Marxsche Theorie und verwirft 

sie. Kautsky – weit entfernt, diese Illusionen zu kritisieren, teilt sie vielmehr, und beeilt sich, sie mit 

der bloß äußerlich angelernten Marxschen Theorie zusammenzubrauen. 

Sehen wir weiter. Vom „Kommunistischen Manifest“ an bis zum „Kapital“ weist Marx nach, wie die 

wachsende Produktivität seiner eigenen Arbeit für das Proletariat in Erscheinung treten muß in der 

fortschreitenden Entwertung seiner Arbeitskraft und der anschwellenden Masse der industriellen Re-

servearmee, wie die „Akkumulation von Reichtum auf dem einen Pol zugleich ist Akkumulation von 

Elend, Arbeitsqual, Sklaverei, Unwissenheit, Brutalisierung und moralischer Degradation auf dem 

Gegenpol“ (Kapital I. S. 611) – und er formuliert diese notwendige Tendenz der Verelendung des 

Proletariats als „das absolute, allgemeine Gesetz der kapitalistischen Akkumulation“ (a. a. O. S. 609) 

Bernstein formuliert auch hier den Marxschen Standpunkt ganz richtig und stellt den Widerspruch 

der Kautskyschen Auffassung fest: 

„Die Marx-Engelssche Theorie, sagt Kautsky, leitet die Notwendigkeit des kommenden Zusammenbruches 

des Kapitalismus ab aus der Zunahme der Proletarier und dem Wachstum ihrer Reife und Macht ... Das ist nun 

zunächst nicht die Marx-Engelssche Theorie, sondern eine Kautskysche Lesart und Erweiterung derselben. 

Inwieweit sie mit dem vom Zusammenbruch handelnden Kapitel bei Marx zu vereinen ist, wo n i c h t  von 

wachsender Reife und Macht, sondern von wachsender Entartung und Knechtschaft der Proletarier gesprochen 

wird, kann ich indes hier ... auf sich beruhen lassen ... Nur behaupte ich, daß mit dem Mantel auch der Herzog 

fällt.“ (Zitiert bei Kautsky, a. a. O. S. 44.) 

Bernstein also, der im Renegieren wenigstens konsequent sein will, ist der Ansicht: stimmen die not-

wendigen Konsequenzen des marxistischen Standpunktes nicht, so stimmt auch der Standpunkt selbst 

nicht – also ist auch er zu revidieren. Kautsky indessen macht sich unerschrocken daran, kleinbürger-

liche Ideologie und revolutionäre Theorie in einer höheren Synthese zu verschmelzen. Sein „exoteri-

sches“ Bewußtsein, die äußerlich angelernte marxistische Terminologie, die in seinem Kopfe sich als 

sein eigenes revolutionäres Bewußtsein widerspiegelt, läßt ihn den marxistischen Standpunkt krampf-

haft festhalten. Sein besseres Ich hingegen, das wirkliche „esoterische“ Bewußtsein seiner Kleinbür-

gerseele klebt ebenso an den oberflächlichen Erscheinungsformen des Kapitalismus wie Bernstein. 

So erwidert er auf Bernsteins Angriff zunächst gekränkt mit einem Zitatenschatz aus dem „Kapital“ 

und dem Kommunistischen Manifest, um zu beweisen, daß wachsende Verelendung des Proletariats 

und wachsende Macht und Reife durchaus kein Widerspruch sind. Er zitiert zunächst die Stelle aus 

dem „Kapital“ (I. S. 728), wo Marx ausdrücklich davon spricht, daß „mit der beständig abnehmenden 

Zahl der Kapitalmagnaten ... die Masse des Elends, des Druckes, der Knechtschaft, der Entartung, 

der Ausbeutung“ der Arbeiterklasse wächst, – „aber auch die Empörung der stets anschwellenden 

und durch den Mechanismus des kapitalistischen Produktionsprozesses selbst geschulten, vereinten 
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und organisierten Arbeiterklasse“. Und im Bewußtsein seines guten Rechts wird Kautsky nun inqui-

sitorisch: 

„Heißt eine stetige Zunahme der Zahl, der Ordnung, der Organisation Wachstum der Reise und Macht oder 

nicht? Wie kann also Bernstein behaupten, Marx rede in dem vom Zusammenbruch handelnden Kapitel nicht 

von wachsender Macht und Reise, sondern nur (!! W. B.) von wachsender Entartung und Knechtschaft des 

Proletariats.“ (Kautsky a. a. O. S. 45.) 

[703] Und nun schleppt er zum weiteren Beweis ein halbes Dutzend Sätze aus dem Komm. Man. 

heran – das er, nebenbei gesagt, damals im Gegensatz zu heute noch zu den „reiferen“, d. h. zitierfä-

higen Werken von Marx zu rechnen scheint – wobei er wohlweislich alle die Stellen unterschlägt, wo 

Marx in der Tat von der notwendigerweise mit der Entwicklung des Kapitals wachsenden Verelen-

dung des Proletariats spricht und nur diejenigen anführt, wo von den Erfolgen des Klassenkampfes 

die Rede ist. Dabei schwindelt er zunächst die „wachsende Reise und Macht“ in den Marxschen Text 

hinein, in welchem von „wachsender Schulung, Vereinigung und Organisation“ die Rede ist, auch 

passiert es ihm in der Hitze des Gefechts, daß er die „Empörung der stets anschwellenden Arbeiter-

klasse“ als einen Bestandteil ihrer „wachsenden Macht“ ansieht. Und wohl verschanzt hinter diesem 

Zitatenschwall ruft er triumphierend aus: 

„Da haben wir schon im Komm. Man. die Bedeutung auseinandergesetzt, welche die wachsende Reise und 

Macht des Proletariats für den Zusammenbruch der kapitalistischen Ordnung in sich schließt. Seit der ersten 

Formulierung der Marx-Engelsschen Zusammenbruchstheorie ist der Hinweis auf das Wachstum der Reife 

und Macht des Proletariats ihr wesentlicher Bestandteil gewesen ... Gerade das zeichnet sie aus (nämlich Marx 

und Engels), daß sie nicht bloß, wie andere Sozialisten, die wachsende Knechtung des Proletariats sahen, son-

dern auch seine wachsende Empörung, nicht bloß die Zunahme seines Elends und seiner Degradation, sondern 

auch die Zunahme. seiner Reise und Macht ...“ (S. 45.) 

Ehe wir das eigentümliche Phänomen, das Kautsky hier vorführt, in seinem ganzen Glanze betrach-

ten, informieren wir uns noch schnell, wie dieses Wachstum der Reife und Macht bei Kautsky vor 

sich geht. Dies erfahren wir wenige Seiten weiter. Nachdem Kautsky hier das Entstehen „sozialisti-

scher Tendenzen“ erklärt hat, fährt er fort: 

„Das erklärt aber bloß das Aufkommen der sozialistischen Bestrebungen, sagt aber noch nichts über ihre Aus-

sichten. Es ist die Konzentration des Kapitals, welche diese immer mehr verbessert. Je mehr sie fortschreitet, 

desto mehr vergrößert und schult sie das Proletariat ... desto mehr entkräftet, entmutigt, verringert sie aber 

auch Masse derjenigen, die an dem Privateigentum, an den Produktionsmitteln ein Interesse haben, die selb-

ständigen Unternehmer, desto mehr schwächt sie deren Interesse an der Aufrechterhaltung dieses Eigentums, 

desto mehr schafft sie aber auch die Vorbedingungen sozialistischer Produktion.“ (S. 53.) 

In der Tat – die Widersprüche des Kapitalismus grenzen ans Märchenhafte: Je mehr die Akkumula-

tion des Kapitals, die „Eroberung der Welt des gesellschaftlichen Reichtums“ fortschreitet –, um so 

mehr „entkräftet und entmutigt“ sie die Kapitalisten; je mehr sie „mit der Masse des exploitierten 

Menschenmaterials zugleich die direkte und indirekte Herrschaft der Kapitalisten ausdehnt“ (Kapital 

I S. 56) – um so mehr „schwächt sie deren Interesse an der Aufrechterhaltung dieses Eigentums“. 

Und auf der anderen Seite: je mehr „die Degradation, das Elend, die Knechtung“ des Proletariats 

anschwillt – um so mehr wächst seine Macht und Reife und offenbar damit auch seine Macht über 

die Kapitalisten, deren „Entkräftung und Entmutigung“ man sonst doch schwerlich begreifen könnte. 

In dieser widerspruchswollen Welt stellt sich also alles verkehrt dar: die akkumulierenden Kapitalis-

ten wissen schließlich vor Entkräftung nicht mehr ein und aus und verlieren alle Lust, noch weiter zu 

akkumulieren – das Proletariat dagegen gedeiht bei aller Verelendung und Knechtung so wunderbar, 

wie es der hoffnungsvollste Reformer nicht besser träumen kann. Die Zusammenbruchstheorie, eben 

noch in Grund und Boden verdonnert, wo Bernstein sie mit dem „Andrängen der leidenschaftlich 

entflammten Volksmassen“ infolge der katastrophalen Krisen des Kapitals begründete (natürlich um 

sie abzulehnen) –, diese selbe Theorie feiert gleich darauf eine fröhliche Auferstehung als „Marx-

Engelssche Zusammen-[704]bruchstheorie“, deren wesentlichen Bestandteil das Wachstum der 

Macht und Reife des Proletariats bildet, welche aber zugleich einhergeht mit der „Degradation, Ver-

elendung“ usw. eben desselben so prächtig gedeihenden Proletariats. 
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Die „Expropriation der Expropriateure“ ist also ein etwas komplizierter Prozeß. Sehen wir, wie Kaut-

sky dies verwickelte Problem weiter löst. Bernstein stellt fest, daß Marx und Engels „bis ziemlich 

spät“ die Revolution „als den fast überall unumgänglichen Weg betrachteten“; und er bemerkt dazu: 

„Revolution wird hier ... ausschließlich in der politischen Bedeutung des Wortes gebraucht, als gleichbedeu-

tend mit Aufstand bezw. außergesetzlicher Gewalt“. (Bernstein, Voraussetzungen, S. 87.) 

Bernstein formuliert auch hier wieder richtig den Marxschen Standpunkt, natürlich nur um seine Ab-

surdität darzutun, und seinerseits das Erbe des Liberalismus als beschieden Teil der Sozialdemokratie 

zu proklamieren (a. a. O. S. 29 ff.). Aber damit hat er sich Kautsky gegenüber in die Nesseln gesetzt. 

Alle revolutionären Instinkte Kautskys erwachen bei dieser ungeheuerlichen Zumutung und so don-

nert er denn dem Apostaten entgegen: 

„Die politische Partei des Proletariats ... kann nicht eine Partei sein, die sich auf d e m o k r a t i s c h-s o z i a l i s -

t i s c h e  R e f o r m e n  beschränkt, sie muß eine Partei der s o z i a l e n  R e v o l u t i o n  werden.“ (Kautsky, a. a. 

O. S. 181 – Sperrungen von Kautsky.) 

Aber gleich wird er bestürzt – vielleicht hat er doch zuviel gesagt? Und er beeilt sich, zu beschwich-

tigen: 

„Es handelt sich natürlich n i c h t  um den Begriff der Revolution im Polizeisinne, im Sinne des bewaffneten 

Aufstandes. Eine Partei müßte wahnsinnig sein, die sich prinzipiell für den Weg des Aufstandes entschlösse, 

solange ihr andere, weniger opfervolle und sicherere Wege für ihr Wirken zur Verfügung stehen. In diesem 

Sinne ist die Sozialdemokratie nie prinzipiell revolutionär gewesen, sondern nur in dem Sinne, sie könne, wenn 

im Besitz der politischen Macht, diese gar nicht anders anwenden, als zur Ueberwindung jener Produktions-

weise, auf der die heutige Gesellschaftsordnung beruht“ (a. a. O. S. 181) ... 

„Seit Lassalle bemüht sich die deutsche Sozialdemokratie, den Unterschied zwischen der Revolution mit Heu-

gabel und Dreschflegel und der sozialen Revolution klarzumachen und zu erweisen, daß sie prinzipiell bloß 

die letztere anstrebt. Wir durften uns schmeicheln, diese Auffassung sogar den Staatsanwälten näher gebracht 

zu haben–, und heute tritt einer unserer ältesten und hervorragendsten Wortführer auf und setzt die ökonomi-

sche Revolution dem Aufstand gleich, hält es für notwendig, die deutsche Sozialdemokratie vor unüberlegten 

Aufständen zu warnen! (a. a. O. S. 182.) 

In der Tat, nichts überflüssiger als das – Kautsky kannte offenbar seine Pappenheimer besser als 

Bernstein und wußte, daß es Eulen nach Athen tragen hieße, die Sozialdemokratie „vor unüberlegten 

Aufständen zu warnen“, wo doch sogar Polizei und Staatsanwalt über diesen Punkt schon völlig be-

ruhigt waren. Die von Marx als notwendig erkannte Zerschlagung der bürgerlicher Staatsmaschine 

verwandelt sich dabei unter der Hand in eine „ökonomische Revolution“ –, der bewaffnete Aufstand 

wird, um seine Lächerlichkeit zu erweisen, schleunigst auf das Niveau einer mittelalterlichen Bau-

ernrevolte heruntergebracht: und schon ist der orthodoxe Marxismus vor den Nachstellungen des 

Apostaten B. gerettet. Aber K. läßt mit sich reden – er will nicht hartnäckig sein: 

„Ich gebe gern zu, daß das Wort Revolution irreführen kann, ich halte es auch für vorteilhaft, es ohne triftige 

Veranlassung nicht zu gebrauchen (!), aber ich glaube nicht, daß es der richtige Weg ist, der Irreführung vor-

zubeugen, wenn man das Wort selbst in dem irrigen Sinne gebraucht. Oder sollen wir es gar nicht gebrauchen? 

(!!) Zur [705] Kennzeichnung bestimmter Vorgänge ist es unentbehrlich. Wo es gilt, den Gegensatz zwischen 

einer Richtung zu bezeichnen, die prinzipiell über Reformen im Rahmen der bestehenden Gesellschaft nicht 

hinaus will, und einer Richtung, die eine höhere, auf neuen Grundlagen beruhende Gesellschaftsordnung an-

strebt, wird das Ziel der letzteren nicht durch das Wort ‚soziale Umgestaltung‘, sondern nur durch das Wort 

‚soziale Revolution‘ deutlich bezeichnet werden können, wobei niemand, der unsere Parteiliteratur auch nur 

oberflächlich kennt, darüber im Zweifel sein kann, daß soziale Revolution und politischer Aufstand zwei ganz 

verschiedene Begriffe sind“ (a. a. O. S. 182). 

Na also – die ganze Sache ist eine rein philologische Angelegenheit. Wozu der Lärm? K. hat über-

haupt nicht die Absicht, sich mit diesen einer recht fernen Zukunft angehörenden Fragen weiter ein-

zulassen und sich da von vornherein „prinzipiell“ festzulegen. Und mit einem erleichterten Seufzer 

überläßt er diese und andere schwierige Fragen dem Walten höherer Mächte: 

„Die Entscheidung über das Problem der proletarischen Diktatur können wir wohl ganz ruhig der Zukunft 

überlassen. Auch da brauchen wir uns nicht die Hände zu binden“ (a. a. O. S. 172). 
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Der Seelenzwist zwischen Kautsky-Don-Quichote, der sich für die phantasmagorische Dulzinea des 

revolutionären Marxismus in den Kampf stürzt – und Kautsky-Sancho-Pansa, der die friedlichen, 

„weniger opferwollen und sichereren“ Wege vorzieht und vor allem auch bei Staatsanwälten keine 

Mißverständnisse über seine durchaus achtbare Gesinnung aufkommen lassen möchte („Bei Kautsky 

gibt es nichts Illegales“, Len i n, Briefe an Gorki, S. 53), endet schon bei dem ersten Abenteuer des 

wackeren Ritters mit dem vollen Triumph des trefflichen eselreitenden Sancho. 

Doch verfolgen wir K.’s Werdegang noch einige Schritte weiter. In Einzelheiten zu schildern, wie K. 

zum anderen Male auszieht, um den „W e g  zu r  M a c h t“ zu finden, wie er im Kampf um den M a s -

sens t r e i k  die marxistische Waffe schwingt, wie er für die „soz i a l e  Revo l u t i o n“, streitet, um 

jedesmal nach einigen grimmigen Gebärden doch immer zu verstehen zu geben, daß er Schmock der 

Schreiner und nicht ein Löwe noch eines Löwen Weib sei, dazu fehlt hier leider der Raum. Wir wer-

den uns mit einigen kleinen Kernstellen begnügen müssen. 

Konnte man bisher einigermaßen überrascht sein, wie der orthodoxe Marxist in der antagonistischen 

Welt des Kapitals doch immer ihren im Grunde friedlichen, sozusagen gutherzigen Charakter ans 

Licht zu stellen wußte, so lernen wir dies verstehen, wenn S. uns den historischen Ursprung des Ka-

pitals und die dabei wirkenden Kräfte enthüllt: 

„Die kapitalistische Produktionsweise entstand in einer Zeit, in der massenhaft Proletarier hilflos auf der Straße 

lagen, als parasitische, für die Gesellschaft überflüssige Existenzen. Der Kapitalist, der sie in seine Dienste 

nahm, ward ihr Retter, ihr ‚Brotgeber‘ oder ‚Arbeitgeber‘ wie man heute sagt, was auch nicht viel schöner 

klingt. Ihr Wille zu leben trieb sie, sich zu verkaufen. Eine andere Möglichkeit, außer dieser, zu existieren, 

sahen sie nicht, und ebenso wenig eine Möglichkeit, dem Kapitalisten Widerstand zu leisten. Aber allmählich 

wandelte sich das Verhältnis. Die Proletarier werden aus lästigen Bettlern, die man aus Mitleid beschäftigt, zu 

der Arbeiterklasse, von der die Gesellschaft lebt ...“ (Weg zur Macht, S. 37 f.) 

Gottes Wege sind oft wunderbar. Durch irgendeinen Schicksalsschluß finden sich die Proletarier, die 

offenbar schon vorher auf unerforschliche Weise in diese ökonomische Charaktermaske hineingera-

ten waren, und denen zur Vollständigkeit bloß noch der dazugehörige Kapitalist fehlte, eines Tages 

„massenhaft hilflos auf der Straße liegend!“ Was tun? Der Kapitalist wird ihr „Retter“ –, er, nimmt 

sie in seine Dienste (vermutlich, um seine Karnickel zu füttern), „beschäftigt aus Mitleid“ diese „läs-

tigen Bettler“, und wie alles Gute belohnt wird, so entspringt von selbst aus dieser edlen Philanthropie 

unversehens die kapitalistische Gesellschaft. [706] Wieviel gemütvoller ist doch diese Deutung, als 

jene brutale Darstellung von Marx, nach welcher der Prozeß, der das Kapitalverhältnis schafft, nichts 

anderes sein kann, als der Scheidungsprozeß des Arbeiters vom Eigentum an seinen Arbeitsbedin-

gungen, ein Prozeß, der „in die Annalen der Menschheit eingeschrieben ist mit Zügen von Blut und 

Feuer“ (Kap. I S. 681). 

Nun wird es uns auch nicht mehr Wunder nehmen, daß eine Gesellschaft, die auf so wahrhaft milde 

Weise zur Welt gekommen ist, auch ihren weiteren Weg in derselben Menschlichkeit macht und auf 

dieselbe moralische Weise von hinnen scheidet. 

„... Aber damit ist nicht notwendig gesagt, daß G e w a l t t ä t i g k e i t  (von mir gesp. W. B.) die Geburtshelferin 

einer neuen Gesellschaft sein muß. Eine aufsteigende Klasse muß über die nötigen Gewaltmittel verfügen, soll 

sie die alte herrschende Klasse depossedieren können, aber es ist nicht unbedingt geboten, daß diese Gewalt-

mittel zur Anwendung kommen. Das Bewußtsein der Existenz solcher Machtmittel kann unter Umständen 

genügen, eine niedergehende Klasse zum friedlichen Paktieren mit dem übermächtig gewordenen Gegner zu 

veranlassen.“ (Massenstreik, S. 102.) 

Wie schon der Renegat Luther an Hutten schrieb: 

„Ich möchte nicht, daß man das Evangelium mit Gewalt und Blutvergießen verfechte. Durch das Wort ist die 

Welt überwunden worden, durch das Wort ist die Kirche erhalten, durch das Wort wird sie auch wieder in den 

Stand kommen, und der Antichrist, wie er seines ohne Gewalt bekommen, wird ohne Gewalt fallen. (Engels, 

Bauernkrieg S. 48.) 

So sollte denn auch das Proletariat der Bourgeoisie gegenüber immer möglichst ohne Gewalt auszu-

kommen suchen –, glücklicherweise wird ihm dies durch die Entwicklung der Demokratie immer 

mehr erleichtert, während die überflüssigen Gewaltalte doch gewöhnlich ins Unglück führen: 
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„Seit dem Erwachen der modernen sozialdemokratischen Arbeiterbewegung in den sechziger Jahren hat das 

europäische Proletariat nur eine große Niederlage erlebt, in der Pariser Kommune 1871. Damals litt Frankreich 

noch an den Folgen des Kaiserreichs, das dem Volke wahrhaft demokratische Institutionen vorenthalten hatte, 

das französische Proletariat war erst zum geringen Teil zum Selbstbewußtsein gelangt, und der Aufstand war 

ihm aufgezwungen worden.“ (Weg zur Macht, S. 46; erschienen acht Jahre nach der Veröffentlichung von 

Marx’ Briefen an Kugelmann in der von Kautsky redigierten „Neuen Zeit“.) 

Derartige Mißgriffe verschwinden natürlich im Laufe der Zeit –, und dies um so mehr, „je größer die 

Bildung, die Einsicht der Arbeiterklasse ist und je demokratischer der Staat (S. 47). Zwar bildet die 

bewaffnete Macht der Bourgeoisie noch einen bedenklichen Schönheitsfehler in dieser sonst so har-

monischen Welt; aber da dagegen mit Gewalt doch nicht anzukommen ist, empfiehlt es sich für das 

Proletariat, sich auf derartige Abenteuer gar nicht erst einzulassen. In der „kolossalen Ueberlegen-

heit“ des Militärs sieht K. gerade einen Grund, „warum die kommenden revolutionären Kämpfe sel-

tener durch militärische Mittel ausgefochten werden dürften“ (S. 45). „... Dagegen stehen heute den 

revolutionären Schichten bessere Waffen des ökonomischen, politischen und moralischen Widerstan-

des zu Gebote als denen des 18. Jahrhunderts“ (S. 45). 

Offenbar vertraut Kautsky auch weiterhin auf die angeborene Herzensgüte der Bourgeoisie, die sich 

schon in der Geburtsstunde des Kapitals so wunderbar bewährt hat und die gewiß die Bourgeoisie 

verhindern wird, dem schwächeren Gegner gegenüber von ihren Machtmitteln Gebrauch zu machen. 

Aber dies einmal vorausgesetzt –, wie könnte das Proletariat dann von seinen moralischen Pressionen 

Gebrauch machen? Der polnische Genosse Kelles-Krauz beantwortete dies in der Massenstreikde-

batte [707] mit dem Hinweis auf die Notwendigkeit, die Truppen auf die Seite der Massen herüber-

zuziehen. Indessen erklärt Kautsky dies nur für 

„eine besondere Form der allgemeinen Voraussetzung, daß das Militär unzuverlässig erscheint. Haben wir 

aber Ursache, über diese besondere Form weitere Untersuchungen anzustellen? ... D a  w i r  n i c h t  d i e  A b -

s i c h t  h a b e n, P r o p a g a n d a  i n  d e r  A r m e e  z u  t r e i b e n  u n d  s i e  z u r  I n s u b o r d i n a t i o n  a u f z u r e i -

z e n  – und heute denkt in der ganzen deutschen Sozialdemokratie niemand daran –, bedarf für uns die Frage, 

welche Formen diese Insubordination annehmen könnte und dürfte, keiner Erörterung. Dagegen ist es aller-

dings, wenn auch nicht für unsere Aktion, so doch für unsere Propaganda und unser theoretisches Denken 

heute schon von Wichtigkeit, darüber keine Unklarheit zu lassen, daß wir von einer bewaffneten Insurrektion 

des Volkes nichts erwarten und uns auf keinen Fall dazu provozieren lassen.“ (Massenstreik, S. 83.) 

In der Tat, wie sehr verkannte Bernstein und verkannten manche verblendete Staatsanwälte den „nie 

prinzipiell revolutionären Charakter“ der Sozialdemokratie und ihres großen Theoretikers! Aber 

kommen wir zum Schluß. Wenn der bewaffnete Aufstand außer Diskussion steht, wenn auch die 

„Waffe des Stimmzettels“ nicht mehr genügt (a. a. O. S. 83) –, so bleibt „als letztes Mittel der Ent-

scheidung der Streik“. Und wenn sich nun auch dies als aussichtlos erweist? Dann weiß K. zwar 

keinen Rat mehr – aber doch noch eine Hoffnung: 

„Erwiese sich dieses Mittel von vornherein als ebenso verwerflich seiner offenbaren Erfolglosigkeit wegen, 

wie die bewaffnete Insurrektion, so bewiese das noch nicht, daß die Sache des Proletariats aussichtslos sei. Zu 

verzweifeln brauchten wir auch dann noch lange nicht. Das Proletariat vertritt heute so sehr die Zukunft, ja die 

gegenwärtigen Lebensinteressen der Nation, daß eine Regierung es nicht gewaltsam unterdrücken kann, ohne 

das gesamte Leben der Nation selbst einzuengen und zu lähmen – ein Zustand, der früher oder später zu einem 

ökonomischen oder politischen Zusammenbruch in einer jener Krisen führen muß, die keinem Staatswesen 

erspart bleiben. Wohl würde die Zukunft des Proletariats in diesem Falle unsicherer, mehr von äußeren Ereig-

nissen als von seiner eigenen Kraft abhängig, jedoch unmöglich würde sein Sieg nicht. Aber die Zuversicht 

des Proletariats, seine Energie wie sein Selbstbewußtsein und anderseits der Respekt vor ihm müßten erheblich 

wachsen, wenn es sich im Besitze einer Waffe weiß, mit der es imstande ist, aus eigener Kraft die Gewaltmittel 

seiner Feinde mattzusetzen (a. a. O. S. 83/84). 

Bleiben also dem Proletariat auch keine Waffen mehr gegen die Gewaltmittel der Bourgeoisie –, da 

seine moralischen, ökonomischen und politischen Pressionen schließlich allesamt versagen, und da 

es sich auf keinen Fall zur bewaffneten Insurrektion provozieren lassen wird –, so bleibt ihm doch 

das Bewuß t se i n, Waffen zu haben, mit denen es „aus eigener Kraft“ ... usw. Und dabei schadet es 

auch nichts, wenn es durch das Versagen dieser Waffen „mehr von äußeren Ereignissen als von seiner 
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eigenen Kraft abhängig“ wird; wenn also mit den Waffen auch die eigene Kraft zum Teufel geht. Wir 

bewegen uns ja auf dem Boden der Dialektik, wo es auf Widersprüche nicht ankommt im Gegenteil. 

Und sagt doch auch schon Hegel: „Es kommt nicht darauf an, was an sich in einem Gegenstande 

enthalten ist, sondern was für das Bewußtsein ist“ (Encyclopädie § 73). Und im übrigen ist die Inter-

nationale „kein Kriegsinstrument, sondern ein Instrument des Friedens“. 

Hiermit verabschieden wir uns von dem Wahrer und Mehrer der Marxschen Lehre – hoffentlich mit 

dem Resultat, den alten Herrn von dem böswilligen Vorwurf der Verleugnung dereinst verfochtener 

marxistischer Grundsätze gereinigt zu haben. [708] 

* 

Literatur. 

„Das Problem der Goldinflation in den Vereinigten Staaten“ 

Kritische Randglossen zu den theoretischen Bemerkungen des Genossen Varga im letzten Wirt-

schaftsbericht der „Internationalen Pressekorrespondenz“  

(Nr. 142 vom 3. November 1924, Seite 1883/84). 

Es gehört nicht zu den Aufgaben des Gen. Varga, in seinen periodischen Wirtschaftsberichten zu 

solchen Problemen, wie dem Problem der sogenannten „Goldinflation“, vom marxistischen Stand-

punkte aus theoretisch Stellung zu nehmen. Wenn aber in unserer „Internationalen Pressekorrespon-

denz“ zu einer solchen Frage theoretisch Stellung genommen wird, so wird man erwarten und ver-

langen müssen, daß diese theoretische Stellungnahme vom Boden des Marxismus aus erfolgt. Das 

Gegenteil geschieht in diesen „theoretischen“ Bemerkungen des Gen. Varga über das Problem der 

Goldinflation. Er kritisiert nicht das Scheinproblem der sogenannten Goldinflation vom Standpunkte 

der marxistischen Theorie, sondern er versucht umgekehrt durch die Entwicklung eines nach seiner 

Meinung wirklich bestehenden Problems der Goldinflation den Standpunkt der marxistischen Theo-

rie zu kritisieren. Schon ein flüchtiger Blick zeigt, was ausführliche Analyse dann bestätigt, daß die 

offenbare Hauptabsicht dieser „theoretischen“ Bemerkungen darin besteht, gewisse Grundlehren des 

Marxismus (Wertgesetz, Warencharakter des Geldes vom Standpunkte der bürgerlichen Vulgäröko-

nomie und einer im Lichte dieser Wissenschaft gesehenen „Wirklichkeit“ aus zu bekämpfen und zu 

widerlegen. Natürlich ist dieser Versuch dem Gen. Varga ganz ebenso, wie allen seinen mehr oder 

weniger berühmten Vorgängern, völlig mißlungen. Aber dieses Mißlingen muß kritisch nachgewie-

sen werden. Und überdies macht schon die bloße Tatsache, daß ein solcher Versuch in einer so ge-

stellten Zeitschrift wie der „Inprekorr.“ von einem so gestellten Schriftsteller wie dem Gen. Varga 

überhaupt unternommen wird, eine ausführliche kritische Analyse dieses Versuchs zu einer absoluten 

Notwendigkeit. 

Wir erklären im voraus, daß sich uns e r e  k r i t i s che  Ana l y s e  l ed i g l i ch  au f  d i e  Aus f üh r un -

gen  de s  Ge n. Va r ga  bez i eh t, d i e  e r  i n  s e i nem  Wi r t s cha f t sbe r i ch t  au sd r ü c k l i ch  a l s  

i n  e i nem  s p e z i e l l en  S i nne  „t heo r e t i s c h“ beze i chne t  und  dam i t  von  se i nen  sons t i -

gen  Aus f üh r ungen  un t e r s ch ieden  ha t (Seite 1883: „Theoretisch interessant ist hierbei fol-

gendes, usw.). Mit den Ausführungen des Wi r t s cha f t s s t a t i s t i ke r s  und des be sch r e i benden  

Wi r t s cha f t sh i s t o r i ke r s  Varga haben wir hier keinen Streit. Im Gegenteil, wir werden im Ver-

lauf unserer kritischen Analyse des ökonomischen „Theoretikers“ Varga mehrfach Gelegenheit ha-

ben, uns auf die Ausführungen des Wirtschaftsstatistikers und Wirtschaftshistorikers Varga zu beru-

fen, um so Varga durch Varga selbst zu widerlegen. Und wir werden durch diese Zerreißung des 

einen, scheinbar einheitlichen Varga in mehrere verschiedene und einander widersprechende Vargas 

dem Gen. Varga kein Unrecht tun. Seine eigenen Ausführungen zeigen deutlich: Zwei Seelen woh-

nen, ach, in seiner Brust. Die eine ist die friedliche Seele des nüchternen wirtschaftlichen Berichter-

statters, der mit Wagner sagt: Zwar weiß ich viel, doch möcht ich alles wissen. Daneben aber haust 

die wildere, faustische Seele des ökonomischen Theoretikers mit ihren Ausschweifungen in das Reich 

der „theoretisch interessanten“ Bemerkungen. Der wirtschaftliche Berichterstatter Varga berichtet 

ganz ruhig und sachlich über wirklich gegebene Zustände und Vorgänge, und es ist nicht seine 
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Schuld, wenn der ökonomische „Theoretiker“ Varga ihm mit seinen „interessanten“ Bemerkungen 

über irgendein „Problem“ dazwischen fährt. 

So tritt auch in dem kurzen Abschnitt des letzten Vargaschen Wirtschaftsberichts, von dem hier die 

Rede ist und dem der Gen. Varga die Ueberschrift gegeben hat „Das Problem der Goldinflation in 

den Vereinigten Staaten“, der Schriftsteller Varga sehr deutlich in seinen beiden verschiedenen Cha-

raktermasken auf. Der „Theoretiker“ unterbricht den von Theorie nicht beschwerten Berichterstatter, 

und der ganze Abschnitt verfällt dadurch auch äußerlich in drei verschiedene, miteinander nur lose 

zusammenhängende und einander teilweise sogar widersprechende Teile. Der erste Teil ist statistisch 

und handelt, trotz der irreführenden Ueberschrift, keineswegs von einer „Goldinflation“. Der Wirt-

schaftsstatistiker Varga stellt darin zahlenmäßig fest, daß der Goldvorrat in den Vereinigten Staaten 

seit geraumer Zeit eine große und noch zunehmende Tendenz zum Anwachsen zeigt. Auch der dritte 

Teil des Abschnittes (eingeleitet durch die Worte „Wirtschaftspolitisch steht nämlich die Frage fol-

gendermaßen“), handelt keineswegs von der Goldinflation. Der Wirtschaftshistoriker Varga gibt da-

rin einen sehr schönen und prägnanten Ueberblick über die verschiedenen, auf einander folgenden 

und miteinander verschlungenen Formen, in denen innerhalb der letzten zehn Jahre die Entwicklung 

der Vereinigten Staaten „aus einem Kolonialland zu einer imperialistischen Macht, die selbst Kapital 

im Auslande anlegt und fremde Länder ausbeutet“, ökonomisch in die Erscheinung getreten ist. Zwi-

schen diese beiden Teile aber schiebt sich ein mi t t l e r e r  Teil. In ihm ergreift, ziemlich abrupt, der 

ökonomische „Theoretiker“ Varga das Wort und beschenkt uns mit jenen „interessanten“ Betrach-

tungen, die den besonderen Gegenstand unserer kritischen Analyse bilden. 

* 

Der Theoretiker Varga beginnt seine Bemerkungen mit einem Aus f l ug  i n  [709] d i e  Zukun f t. 

Der Statistiker Varga hat uns berichtet, daß der in den ersten acht Monaten des Jahres 1924 anhaltende 

„Goldzufluß“ den Goldbestand der amerikanischen Banken derartig vermehrt hat, daß gegenwärtig 

bereits der vierte Teil des gesamten zirkulierenden Geldes aus Gold und 100prozentig gedeckten 

Goldzertifikaten besteht (S. 1883). Er hat hinzugefügt, daß im letzten Berichtsmonat (September 

1924) allerdings eine Stockung eingetreten ist. Die Mehreinfuhr von Gold ist in diesem Monat trotz 

des großen Aktivsaldos der Handelsbilanz in Höhe von rund 141 Millionen Dollars) gegenüber dem 

August von 15,8 auf 1,6 Millionen Dollars gesunken (S. 1906). Varga glaubt aber, daß diese seit 

Jahren zum erstenmal eintretende Erscheinung nur eine vorübergehende, durch die großen Auslands-

anleihen verursachte Erscheinung ist (Seite 1883). 

Der ökonomische Theoretiker Varga malt uns nun aus, daß dieser große und noch weiter anwachsende 

Vorrat schließlich so weit anwachsen könnte, daß die Zirkulation ganz und gar durch Goldgeld, bzw. 

durch 100prozentige Goldzertifikate abgewickelt werden „kann“, und fragt, was geschehen würde, 

wenn dann „noch weiteres Gold hinzukommt“. Weiter unten meint er, daß die hiermit gegebene Frage 

der „Goldinflation“ gegenwärtig wohl doch noch nicht akut wäre, daß es aber doch auch „Leute“ gibt, 

die „der Meinung sind“, daß es in den Vereinigten Staaten bereits lebt eine Goldinflation gäbe. Und 

„jedenfalls“ mache die Anhäufung des Goldes schon heute „den amerikanischen Wirtschaftspolitikern 

große Sorge“ und sei „ein spezieller Antrieb des imperialistischen Ausdehnungsbedürfnisses der Ver-

einigten Staaten“. An einer anderen Stelle (nach der Beschreibung der beiden, nach seiner Meinung 

allein möglichen Erscheinungsformen der bevorstehenden amerikanischen „Goldinflation“) meint er, 

daß in beiden Fällen schwere Störungen des Wirtschaftslebens die Folge sein würden.“ 

Schon an dieser Stelle, noch bevor wir die von Varga entwickelten Erscheinungsformen der Goldin-

flation, die das Marxsche Wertgesetz widerlegen sollen, in ihren genaueren Einzelheiten kennen, muß 

der marxistische Leser den „Theoretiker“ Varga unterbrechen: Aber wie denn, Genosse Varga? Sie 

haben doch selbst eine Seite vorher (letzte Fußnote zum vorhergehenden Abschnitt, S. 1883) ihren 

berechtigten Spott ausgegossen über die „bizarre Idee“ der „Anhänger der Klassenharmonietheorie“, 

die „durch Regulierung der Geldzirkulation, durch die Beeinflussung des Zirkulationsmediums den 

ganzen Gang der Produktion regeln wollen“. Noch viel gegenstandsloser aber als solche praktischen 

Ideen, die als Experiment angewendet, wenigstens in ihrem daraufhin eintretenden praktischen 
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Fiasko noch eine gewisse Art von „Verwirklichung“ finden (vergl. Marx, Kritik d. pol. Oekon. S. 

198), ist doch Ihre rein theoretische Idee, daß solche Störungen der Geldzirkulation, wie die sogen. 

„Goldinflation“, als ihre „Folge“ solche „schwere Störungen des Wirtschaftslebens“ herbeiführen 

müßten, daß in der hierdurch erregten „großen Sorge“ der „amerikanischen Wirtschaftspolitiker“ ein 

„spezieller Antrieb des imperialistischen Ausdehnungsbedürfnisses der Vereinigten Staaten“ erblickt 

werden müßte. 

Kleine Ursachen – große, allzu große Wirkungen! Es fällt uns nicht ein, zu behaupten, daß nicht ge-

wisse „Störungen des Wirtschaftslebens“ auch wirklich einmal als „Folgen“ einer in der Zirkulati-

onssphäre eingetretenen Störung herbeigeführt werden könnten. Wir halten es mit Marx, der (Kapital. 

Bd. 1. S. 85, Fußnote 77) erklärt, daß aus der Unrichtigkeit der „Volksillusion“, welche „Stockungen 

des Produktions- und Zirkulationsprozesses einem Mangel (oder Ueberfluß. K. K.) an Zirkulations-

mitteln zuschreibt“, keineswegs umgekehrt folgt, daß „wirklicher Mangel (oder wirklicher Ueberfluß. 

K. K.) an Zirkulationsmitteln. z. B. infolge offizieller Pfuschereien mit der ‚Regulierung der Umlaufs-

mittel‘ nicht seinerseits Stockungen hervorrufen kann.“ Aber bei alledem bleibt die „Volksillusion“ 

eine Volksillusion, und eine vulgärökonomische Vorstellung eine vulgärökonomische Vorstellung. 

Genosse Varga hat in seiner Eigenschaft als Wirtschaftshistoriker, im dritten Teil unseres Abschnitts, 

den wirklichen, andauernden „Antrieb“ der imperialistischen Entwicklung der Vereinigten Staaten 

klar und richtig bezeichnet: riesig angewachsene Produktion (mehr als die Hälfte der Weltproduktion 

der wichtigsten Waren). Notwendigkeit des Exportes ohne entsprechendes aktuelles Einfuhrbedürfnis 

(rd. 20 Milliarden Dollar Ueberschuß der Warenausfuhr über die Einfuhr in den letzten sehn Jahren). 

Wozu da noch dieser vulgär psychologisierende „spezielle Antrieb“ für das imperialistische „Aus-

dehnungsbedürfnis“ der Vereinigten Staaten in Gestalt der „großen Sorge“ der „amerikanischen Wirt-

schaftspolitiker“ wegen der „schweren Störungen des Wirtschaftslebens“ infolge der drohenden 

„Goldinflation“? Chapmans Associé Samuel Gurney kennt solche Sorgen nicht: „Alle Schwankungen 

im Geschäft sind vorteilhaft für den, der Bescheid weiß.“ (Marx: Kapital, Bd. 3. Teil 2. S. 78. 83.) 

Unsere weiteren Untersuchungen werden zeigen, daß es sich schon bei den bisher betrachteten, noch 

einigermaßen nebensächlichen Fehlern des „Theoretikers“ Varga keineswegs um eine zufällige Ent-

gleisung, sondern um die notwendigen Konsequenzen einer vulgärökonomischen Grundanschauung 

handelt. 

* 

Kommen wir zur Hauptsache. Genosse Varga, der Wirtschaftshistoriker, hat uns im dritten („wirt-

schaftspolitischen“) Teil seiner Ausführungen die verschiedenen ökonomischen „Phasen“ jenes gro-

ßen, gegenwärtig noch nicht abgeschlossenen Entwicklungsprozesses vorgeführt, durch den sich das 

früher Kapital importierende Kolonialland Amerika zu einer Kapital exportierenden kolonisierenden 

Macht entwickelt. Daß dieser Prozeß noch nicht abgeschlossen, eine allgemeine internationale Stabi-

lisierung des neuen Verhältnisses noch nicht eingetreten ist, beweisen deutlich die verschiedenen 

Phänomene, die der Wirtschaftshistoriker Varga sorgfältig registriert hat: die Existenz der interalli-

ierten Schulden, von denen bisher nur [710] die englischen verzinst und amortisiert werden, – der 

trotz der „vorübergehenden“ Unterbrechung im September auch weiterhin andauernde „Zustrom von 

Gold“ nach Amerika. Der Wirtschaftspolitiker Varga hat auch klar gezeigt, in welcher Richtung diese 

noch unfertigen ökonomischen Erscheinungsformen der imperialistischen Vormachtstellung Ameri-

kas schon heute tendenziell ihre Vollendung suchen: in der „Anlage der überschüssigen Beträge als 

Kapital im Auslande. d. h. Ankauf von Titeln, die einen Anteil an dem Mehrwert, der in fremden 

Ländern produziert wird, sichern.“ Er hat in einem besonderen Abschnitt (S. 1884/85) die Formen 

dieser auswärtigen Kapitalanlage dargestellt. 

Was hätte Gen. Varga, der ökonomische „Theoretiker“ (wenn wir schon die von ihm, nicht von uns 

geschaffene Zerreißung der e i nhe i t l i chen  politisch-ökonomischen Theorie in Wirtschaftsge-

schichte, Politik und „Theorie“ für einen Augenblick noch beibehalten wollen), zu dieser wirtschafts-

geschichtlichen und wirtschaftspolitischen Beschreibung der tatsächlichen Vorgänge an „theoreti-

schen“ Bemerkungen noch hinzufügen können, um diese unmittelbaren Erscheinungen der Wirklich-

keit als Marxist zu begreifen und sie marxistisch begreiflich zu machen? 
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Es ist ganz selbstverständlich, daß sich ein solcher ungeheurer und heute noch längst nicht vollendeter 

Entwicklungsprozeß, wie die Entwicklung Amerikas zur vorherrschenden imperialistischen Macht, 

in einer Wirtschaft, die keine bewußt und planmäßig regulierte Ar be i t swi r t s cha f t, sondern eine 

quasi-naturgesetzlich schlecht und recht und post festum sich selbst regulierende kapitalistische Wa-

r enwi r t s cha f t  ist, nur unter mannigfachen und ungeheuren Widersprüchen vollziehen kann. Es 

wäre eine großartige Aufgabe für einen Marxisten, diese r e a l en  Wi de r s p r üche  und zugleich die 

i m ag i nä ren  Fo r m e n, in denen sie sich im Bewußtsein ihrer Agenten und der ökonomischen „Wis-

senschaft“ widerspiegeln, kritisch zu entwickeln, und zu zeigen, wie durch alle diese Widersprüche 

hindurch und in diesen Widersprüchen selbst das Grundgesetz der marxistischen Oekonomie, das 

Wertgesetz, sich verwirklicht. Die „wissenschaftlichen“ Theorien und volkstümlichen Vorstellungen 

über die sog. „Goldinflation“, mitsamt den wirklich widerspruchsvollen Erscheinungen, die in diesen 

Theorien und Vorstellungen ihren noch widerspruchsvolleren Ausdruck finden, würden in diesem 

Zusammenhang etwa so behandelt werden müssen, wie Marx in ersten Bande des Kapitals Nassau 

W. Seniors „Letzte Stunde“ behandelt hat. 

Gen. Varga hat sich mit seinen „theoretisch interessanten“ Darlegungen leider ein ganz anderes Ziel 

gesteckt. Man muß sich durch einige Marxsche Ausdrücke (wie Mehrwert. Ausbeutung usw.), die 

der „Theoretiker“ Varga zuweilen als Robinen in seinen Teig hineinknetet, nicht irreführen lassen. 

Die wirkliche Absicht seiner „theoretischen“ Erörterungen über das Problem der Goldinflation be-

steht darin, daß er die Marxsche Lehre vom Warencharakter des Geldes, die einen nicht wegzuden-

kenden Bestandteil der Marxschen Wertlehre bildet, und damit also diese Wertlehre selbst widerlegen 

will. Zu einem Teil richtet sich sein Angriff auch direkt gegen „das Wertgesetz“ (als das Gesetz des 

Austausches gleicher Quanten von Arbeitszeit). Und wir werden sehen, daß auch die von Varga zu 

seiner „Widerlegung“ des Marxismus angewendete Methode immer noch unverändert dieselbe ist, 

wie sie einst Bernstein und andere „Widerleger“ des Marxismus angewendet haben. Sein ganzer the-

oretischer Witz besteht darin, einige alte, schon von Marx selbst als absurd erwiesene Sätze der klas-

sischen und vulgären bürgerlichen Oekonomie zu wiederholen und die von Marx aufgestellten „Ge-

setze“ mit einer ihnen angeblich widersprechenden „Wirklichkeit“ zu konfrontieren. 

* 

Genosse Varga will bei seiner Behandlung des Problems der „Goldinflation“ s che inba r  zwei ver-

schiedene „Geldtheorien“ miteinander vereinen. Einerseits die „metallische Theorie des Geldes“, wo-

runter er versteht „die Auffassung, daß der Wert des Geldes ebenso bestimmt ist wie der Wert jeder 

beliebigen Ware, daher gleich dem Werte des Goldes ist, welches die Geldeinheit real enthält. bzw. 

als Papiergeld repräsentiert, – andererseits das aus der Papiergeldzirkulation abgeleitete Gesetz, nach 

dem „das Gesamtquantum des zirkulierenden Geldes nicht mehr Wert repräsentiert, als jenes kleinere 

Quantum, das zur Abwickelung der Zirkulation genügen würde“. In Wirklichkeit aber erkennt er das, 

was er diskret „die metallische Theorie des Geldes“ nennt, womit er aber in Wirklichkeit nichts an-

deres meint, als d i e  Mar x s che  Leh r e  vom  W ar encha r ak t e r  de s  Ge l de s, überhaupt nicht 

an und steht ganz ebenso wie einst Ricardo (nur natürlich „vulgär“ und nicht „klassisch“) vollständig 

„unter der Herrschaft des Phänomens der durch ihre Quantität depreziierten Wertzeichen“ (Marx). 

Die Geltung der „metallischen Theorie des Geldes“ hängt nach seiner Meinung ab von der „Voraus-

setzung“, daß „jedes Quantum Gold innerhalb der kapitalistischen Wirtschaft als Geld, als allgemei-

nes Aequivalent, als Weltgeld fungieren kann“. Sie gilt nicht mehr, wenn in einem Lande eine Situ-

ation eintritt, in welcher „kein weiteres Quantum von Gold als Geldmaterial – weder als Zirkulati-

onsmittel, noch als Zahlungsmittel – Verwendung finden kann“. Diese ganze Vorstellung Vargas 

erhält aber einen wirklichen Sinn erst dann, wenn man die von Varga ausges p r ochene  „Voraus-

setzung“ für die Anerkennung der „metallischen“ Geldtheorie ergänzt zu der viel weiter gehenden 

Voraussetzung, die von dem Genossen Varga bei seiner ganzen Darstellung s t i l l s chwe i gend  ge-

macht wird, und die darin besteht, daß a l l e s  „a uf  dem Geb i e t“ e i ne s  Landes  ex i s t i e r ende  

Go l d  (vielleicht mit Ausnahme des industriell verarbeiteten und für Luxuszwecke gebrauchten Gol-

des – aber selbst diese Ausnahme macht Varga nicht ausdrücklich) auch t a t s äch l i ch  a l s  Z i r ku -

l a t i ons - (u. Zah l ung s-)mi t t e l  ve r wende t  w i r d. Das [711] heißt also, die „metallische Theorie 
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des Geldes“ gilt für den Gen. Varga von vornherein nur unter einer Voraussetzung, die in der Wirk-

lichkeit nur für das Papiergeld (das nur als Zirkulations- und Zahlungsmittel verwendbar ist) regel-

mäßig, dagegen für das metallene Geld (welches noch andere Funktionen zu erfüllen hat) höchstens 

in einem Grenzfalle zutrifft. Gen. Varga, der einen aus der Beobachtung der Papiergeldzirkulation 

abgeleiteten Begriff auf das Goldgeld übertragen will („Goldinflation“), erleichtert sich die Mühe der 

Begründung dieses Verfahrens dadurch, daß er von Anfang an stillschweigend eine in Wirklichkeit 

nicht zutreffende Voraussetzung macht, die die erst zu beweisende Gleichartigkeit der Papiergeld- 

und Goldzirkulation insgeheim schon vorwegnimmt. 

Sehr deutlich tritt dieser fehlerhafte Zirkel schon hervor in der Art und Weise, wie Genosse Varga 

sich die En t s t ehung  der von ihm untersuchten Goldinflation vorstellt. Er fragt, was geschehen 

würde, wenn die Zirkulation schon ganz und gar durch Goldgeld abgewickelt werden kann und nun 

„noch weiteres Gold hinzukommt.“ Offenbar ist es für ihn ganz selbstverständlich, daß dieses zu der 

Zirkulation „hinzukommende“ Gold nur aus dem Auslande hinzukommen kann und daß umgekehrt 

alles im Inland befindliche Gold bereits „in der Zirkulation“ sich befindet. Das heißt also, er setzt 

voraus, daß in seinem bis zum „Inflations“-Punkte goldgesättigten Lande einerseits die Zirkulation 

vollständig durch Goldgeld abgewickelt wird, andererseits alles existierende Gold auch in der Zirku-

lation sich umhertreibt. Er gibt sich also, obwohl er etwas von „allgemeinem Aequivalent“ und „Welt-

geld“ r ede t, in Wirklichkeit keine Rechenschaft über die anderen, vom Goldgeld neben der Zirku-

lationsfunktion jederzeit erfüllten Funktionen, die das Papiergeld nicht erfüllen kann. Und er begreift 

(in seiner Eigenschaft als ökonomischer „Theoretiker“) vor allem nicht die besonderen, ganz anders 

gearteten Funktionen, die das wirkliche (goldene) Geld i m  i n t e r na t i ona l en  „Verkeh r“ zu jeder 

Zeit, und besonders in einer so kritischen Lage wie heute zu erfüllen hat. Die von ihm stillschweigend 

vollzogene Gleichsetzung des in einem Lande e x i s t i e r enden  und des in einem Lande f ü r  d i e  

i nne r e  und  f ü r  d i e  We l tm ar k t z i r ku l a t ion  ak t ue l l  ve r wende t en  Geldes vergißt erstens 

die Tatsache, daß jedes Land entwickelter bürgerlicher Produktion stets in seine Bankreservoirs mas-

senhaft Schä t z e  als Rese r ve f ond s  sowohl für seine innere Zirkulation als auch für die Welt-

marktzirkulation konzentrieren muß. Sie übersieht zweitens (was der Wirtschaftspolitiker Varga in 

anderer Form ganz gut erkannt hat), daß das wirkliche (goldene) Geld als Weltgeld nicht nur als Maß 

der Werte, allgemeines Zahlungsmittel und allgemeines Kaufmittel fungiert, sondern daneben auch 

noch in seiner Eigenschaft als „abso l u t e  ge se l l s cha f t l i che  Mat e r i a t u r  de s  Re i ch t um s“ 

bestimmte wichtige und notwendige Funktionen zu erfüllen hat (Marx: „wo es sich weder um Kauf 

noch Zahlung handelt, sondern um Uebertragung des Reichtums von einem Lande zum andern, und 

wo diese Uebertragung in Warenform entweder durch die Konjunkturen des Warenmarktes oder den 

zu erfüllenden Zweck selbst ausgeschlossen wird; – z. B. bei Subsidien, Geldanleihen zur Kriegfüh-

rung oder zur Wiederaufnahme der Barzahlungen von Banken usw.“ Vergl. Kapital. Bd. 1, S. 107 

und Fußnote 110). Nur weil der Gen. Varga tatsächlich das im Lande existierende Gold dem im Lande 

zirkulierenden Golde ohne weiteres gleichsetzt und somit das gesamte Geld von vornherein einem in 

Wahrheit nur für die papierenen „Geldzeichen“ geltenden Gesetz unterstellt, kann der von ihm als 

Beginn der „Goldinflation“ angesehene Punkt (wo die innere Zirkulation ganz und gar durch Gold-

geld, bzw. durch Goldzertifikate mit einer 100prozentigen Golddeckung abgewickelt werden kann 

und nun noch weiteres Gold aus dem Auslande hinzukommt!) für ihn die Bedeutung eines so ent-

scheidenden Wendepunktes erlangen, wie er sie bei ihm tatsächlich erlangt. 

Noch unverkennbarer tritt der fehlerhafte Zirkel des Gen. Varga hervor in seinen weiteren Ausfüh-

rungen über die konk re t en  Fo rm e n, in denen nach seiner Meinung die „Goldinflation“ in den 

Vereinigten Staaten demnächst in die Erscheinung treten muß. Für die weitere Entwicklung der Geld-

verhältnisse nach dem Eintritt des kritischen Punktes gibt es nach ihm „zwei Möglichkeiten“. Entwe-

der wird auch das neu „hinzugekommene“ Gold noch „gewaltsam in die Zirkulation gepreßt“ (? K. 

K.). In diesem Falle tritt nach der alten, von Marx (Kritik der pol. Oek. S. 180 ff., und Kapital. Bd. 3. 

Teil 2, S. 85 ff.) widerlegten Behauptung des Ricardo, ach nein, nach der neuen, aus der detaillierten 

Erforschung der gegenwärtigen empirischen Erscheinungen des amerikanisch-europäischen „Wirt-

schaftslebens“ abgeleiteten Entdeckung des Gen. Varga das Gleiche ein, was bei einer entsprechenden 
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Vermehrung papierener Geldwertzeichen eintreten würde. Die real oder im Zertifikat zirkulierenden 

Goldmünzen werden zu einem „depreziierten Zeichen ihrer selbst“ (Marx). Genosse Varga sagt wört-

lich und zweifellos mit einem gewissen Vergnügen: „Es treten für das Gold die Gesetze der reinen 

Papiergeldzirkulation in Kraft.“ (Und er fährt, noch vergnügter, damit fort, auf dieser Grundlage ge-

gen das Marxsche „Wertgesetz“ vorzustoßen, mit welchem Vorstoß wir uns erst weiter unten be-

schäftigen werden.) 

Während aber diese erste Form der Goldinflation nach Vargas weiteren Ausführungen immerhin nur 

im nationalen Rahmen auftreten und durch eine von ihr ausgelöste „Ausgleichstendenz“ des „kapita-

listischen Mechanismus“ im Wege einer „Abstoßung des überflüssigen Goldes“ international zum 

Verschwinden gebracht werden würde, geht die Sache anders aus in dem zweiten, von Varga alter-

nativ mit dem ersten als möglich bezeichneten Falle. Dieser Fall besteht darin, daß die freie Prägung 

der Golddollars eingestellt würde und nun [712] „die Goldmünze gegenüber dem Barrengold ein 

Agio erhielte“. Dann würde nach der ökonomischen Theorie des Gen. Varga zwar „das überflüssige 

Barrengold“ ebenso „unmittelbar abfließen“ (? K. K.), wie in dem ersten Fall das gesamte überflüs-

sige Gold durch den „kapitalistischen Mechanismus“ selbst „abgestoßen“ (? K. K.), wurde, aber die 

„Goldinflation“ würde damit nicht beseitigt, sondern sie würde jetzt als Inflation des gesamten Goldes 

der Welt gegenüber der geprägten amerikanischen Dollarmünze auch international in Erscheinung 

treten. „Der Dollar würde den Zusammenhang mit dem Golde verlieren, sein Wert wäre nicht mehr 

an das Gold gebunden, sondern international überwertet, und seine Bewertung würde ähnlich wie 

jene des ungedeckten Papiergeldes, aber über dem nominellen ursprünglichen Goldwert schwanken“. 

(Warum in diesem Falle die Dollarmünzen überhaupt noch aus Gold hergestellt würden, bleibt das 

Geheimnis des Gen. Varga!) 

Man sieht, Gen. Varga hat seine „Goldinflation“ i n  be i den  Fä l l en  damit zustande gebracht, daß 

er da s  Go ld  (au f  dem  Pap i e r) i n  Pap ie r  ve r wande l t  hat. Im ersten Falle wird alles (ge-

münzte und ungemünzte) Gold in gleicher Weise inflationiertes und durch die Inflation entwertetes 

Papiergeld, jedoch nur in einem Lande und nur vorübergehend. Im zweiten Falle wird das unge-

münzte Barrengold in derselben Weise inflationiert, wie in dem ersten Falle alles Gold. Dagegen 

verwandelt sich in diesem Falle das gemünzte Gold in ein gegenüber dem Barrengoldpapiergeld über-

wertiges Dollarmünzenpapiergeld und behält diese Ueberwertigkeit auch international und auf die 

Dauer. All dies erklärt sich auch ganz einfach. Denn wenn das Gold die Eigenschaften des Papiergel-

des annimmt, untersteht es selbstverständlich auch den „Gesetzen der Papiergeldzirkulation“, und im 

besonderen bestimmt sich sein „Wert“ nicht mehr nach dem Wert der in ihm enthaltenen goldenen 

Substanz. Das papierene Go l d  wird unterwertig (es realisiert im Austausch gegen die Waren nicht 

mehr den in ihm enthaltenen Wert). Die papierene Go l dmün z e  wird vor dieser Entwertung ge-

schützt; sie wird daher überwertig (zunächst nur gegenüber dem inflationierten papierenen Gold, spä-

ter – nach der „Ausgleichung des internationalen Preisniveaus“ – in geringerem Grade gegenüber 

dem Gold und allen anderen Waren). 

Soweit die Fabel des im luftigen Reich der Phantasie schwärmenden „Geldtheoretikers“ Varga. Ge-

hen wir nun über zu den Einwänden, die gegen dieses Luftgebilde vom S t and punk t  m a r x i s t i -

s che r  Kr i t i k  zu erheben sind. 

* 

Zunächst ist darauf hinzuweisen, daß vom Standpunkt der Marxschen Theorie, die das wirkliche (gol-

dene) Geld als eine Ware ansieht, und als die wirkliche, in diesem Zusammenhang zu beantwortende 

Frage, die Frage nach dem Verhältnis zwischen dem Wert dieses wirklichen Geldes und dem Wert 

der sonstigen Waren stellt, zwischen den beiden von Varga unterschiedenen Erscheinungsformen 

seiner sogenannten Goldinflation gar kein Unterschied besteht. Das Gold wird im Verhältnis zu den 

sonstigen Waren in beiden Fällen in derselben Weise entwertet, und in beiden Fällen tritt diese Wir-

kung zunächst national in einem Lande ein, um dann durch die von Varga (unbewiesen) angenom-

mene Ausgleichstendenz international ausgeglichen zu werden. Auch im zweiten Vargaschen Falle 

bedeutet, da durch die Einstellung der freien Dollarprägung ex hypothesi nur eine Entwertung der 

Dollarmünzen verhindert, das Wertverhältnis zwischen den Goldmünzen und Waren also nicht 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 5 – 650 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 18.09.2023 

verändert werden soll, das scheinbare Agio der Goldmünzen gegenüber dem Barrengold in Wirklich-

keit eine Teuerung aller Waren, gemessen am wirklichen Maß der Werte, am Golde – und somit eine 

Entwertung dieses wirklichen Geldes, eine Entwertung des Goldes gegenüber allen anderen Waren. 

Und wiederum ebenso wie im ersten Falle, tritt auch im zweiten Vargaschen Falle die Entwertung 

des Goldes gegenüber den anderen Waren in dem Lande der „Goldinflation“ nur vorübergehend ein. 

In beiden Fällen führt die von dem ökonomischen „Theoretiker“ Varga unterstellte „Ausgleichsten-

denz“ [die „Abstoßung des überflüssigen (gemünzten und ungemünzten) Goldes“, bzw. das „unmit-

telbare Abfließen des überflüssigen (ungemünzten) Goldes“], wenn  s i e  i n  Wi r k l i chke i t  e i n -

t r i t t  (!), schließlich wieder zu einem einheitlichen internationalen Wertverhältnis zwischen dem 

Golde (dem wirklichen Weltgeld) und den sonstigen Waren. Eine wirkliche Entwertung des Goldes 

würde also unter den von Varga unterstellten (von uns noch nicht nachgeprüften) Voraussetzungen 

in beiden Fällen nur vorübergehend in einem Lande eintreten, um international alsbald automatisch 

ausgeglichen zu werden. 

Unser zweiter kritischer Einwand richtet sich gegen die eigentümliche „Ausgleichstendenz“, die nach 

der Annahme des ökonomischen „Theoretikers“ Varga in den beiden von ihm unterschiedenen Fällen 

der „Goldinflation“ durch den „kapitalistischen Mechanismus“ selbst hervorgebracht werden soll. An 

dieser Stelle zeigt sich am allerauffallendsten der von uns am Anfang unserer Analyse hervorgeho-

bene Gegensatz zwischen den beiden Seelen in der Vargaschen Brust, der Wirtschaftsberichterstat-

terseele und ökonomischen Theoretikerseele. Und hier zeigt es sich auch am augenfälligsten, daß jene 

„bizarre Idee“ über das Verhältnis zwischen den Störungen in der Zirkulationssphäre und in der ge-

samten Wirtschaftssphäre, die wir dem Theoretiker Varga weiter oben nachgewiesen haben, wirklich 

keine zufällige Entgleisung darstellt, sondern seine „theoretische“ Grundeinstellung richtig anzeigt. 

Die Frage ist nämlich die: Wie kommt der ökonomische Theoretiker Varga eigentlich zu der An-

nahme, daß in den von ihm beschriebenen Fällen der amerikanischen „Goldinflation“ jener geheim-

nisvolle Vorgang eintreten würde, den er in dem einen (dem zweiten) Falle nur ganz kurz als ein 

„unmittelbares Abfließen des überflüssigen Barrengoldes“ bezeichnet, den er aber vorher bei der Be-

schreibung des [713] andern (des ersten) Falles mit ganz unmißverständlicher Deutlichkeit und Aus-

führlichkeit näher beschrieben hat? Diese durch den „Mechanismus des Kapitalismus“ „hervorge-

brachte“ „Ausgleichstendenz“ besteht danach darin, daß im Falle der „Goldinflation“ infolge der 

durch die Goldentwertung in den Vereinigten Staaten eintretenden relativen Erhöhung des Preisni-

veaus aller Waren „es sich als vorteilhaft erweisen würde, Waren aus dem Ausland gegen Goldzah-

lung einzuführen, daher passive Handelsbilanz, Abstoßung des überflüssigen Goldes (bzw. unmittel-

bares Abfließen der überflüssigen Goldbarren) ins Ausland bis zur Ausgleichung des internationalen 

Preisniveaus“ (S. 1884). 

Der ökonomische „Theoretiker“ Varga zeigt sich hier so befangen von einem b l i nden  Ve r t r auen  

a u f  d i e  ha r m on i sche  Se l b s t r egu l i e r un g  de r  ka p i t a l i s t i s chen  P r oduk t i o n, wie es ihm 

der nüchterne Wirtschaftsstatistiker und Historiker Varga eigentlich nicht hätte gestatten dürfen. Der 

Wirtschaftshistoriker Varga hat uns erzählt, daß die Produktion der Vereinigten Staaten in den letzten 

zehn Jahren so „riesig“ angewachsen ist, daß gerade dadurch eine ungeheure Mehrausfuhr (20 Milli-

arden Dollar in den zehn Jahren) notwendig geworden ist und gerade hierdurch jener „Goldstrom“ in 

Fluß gebracht worden ist, der seit geraumer Zeit täglich nicht weniger als eine Million Dollar Gold 

an die amerikanischen Küsten spült. Wenn nun bis zum Augenblick der vollständigen goldenen Aus-

füllung aller Kanäle der amerikanischen Zirkulation fortwährend dieser „Goldstrom“ nach Amerika 

hinübergeströmt ist, warum soll denn dieser „Strom“ jetzt plötzlich seinen Lauf umkehren, an die 

Stelle der amerikanischen Mehrausfuhr eine Mehreinfuhr, eine „passive Handelsbilanz“ treten und 

infolgedessen das „überflüssige“ Gold wieder ebenso unmittelbar abfließen, wie es anscheinend vor-

her auch angeflossen ist? Und dies alles aus dem einzigen Grunde, weil eine „Goldinflation“, d. h. 

also eine Störung der „Geldzirkulation“, eine gewisse „Beeinflussung des Zirkulationsmediums“ 

stattgefunden hat? Diese eine Annahme Vargas zeigt deutlich, daß die ganze Marxsche Widerlegung 

der Ricardoschen Irrtümer an dem marxistischen „Theoretiker“ Varga spurlos vorübergegangen ist. 

Wie bei Ricardo (der als bürgerlicher Oekonom noch mit einem gewissen Recht viel mehr nach 
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wechselseitigen „Zuordnungen“ ohne kausale Bedeutung, als nach Realgrund und Realfolge, Ursache 

und Wirkung tragen durfte!), so hat sich auch bei unserm ökonomischen „Theoretiker“ das wirkliche 

Verhältnis von Ursache und Wirkung mystisch umgekehrt. Ganz ähnlich wie Gen. Varga heute die 

amerikanische Ausfuhr und Einfuhr von der „Goldinflation“ abhängig macht, ganz ähnlich kehrte vor 

mehr als hundert Jahren David Riccardo, daß bei einer Mißernte in England das Gold nicht darum 

exportiert würde, weil „Korn bedurft und Gold Geld, also auf dem Weltmarkte stets wirksames Kauf-

mittel und Zahlungsmittel, sondern weil das Gold in seinem Wert depreziiert sei gegen die anderen 

Waren“ und folglich das Geld (currency) des Landes, worin die Mißernte stattfindet, durch eine Art 

Inflation („Hinaustreten der gegebenen Quantität des zirkulierenden Geldes über ihr normales Ni-

veau“) entwertet sei; – vergl. Marx, Kritik, S. 187 und die beiden dort wörtlich angeführten Stellen 

aus einer geldtheoretischen Schrift des Ricardo. Diese Theorie des großen bürgerlichen Klassikers 

und seiner Nachfahren wurde aber inzwischen praktisch (durch das Fiasko der von den Ricardoschen 

Gedanken beherrschten Bankgesetzgebung) und theoretisch widerlegt in England selbst und schließ-

lich zermalmt durch die Kritik von Karl Marx, – um heute in den „theoretisch interessanten“ Bemer-

kungen des Gen. Varga fröhliche Urständ zu feiern. So stark ist der Gen. Varga als ökonomischer 

„Theoretiker“ in den überholten Dogmen der bürgerlichen Oekonomie befangen, daß er in seiner 

Eigenschaft als Theoretiker alles das völlig vergißt, was er in seiner anderen Charaktermaske selbst 

berichtet. Er hat uns selbst erzählt, daß das Versiegen des „Goldstroms“ im September eine „durch 

die großen Auslandsanleihen verursachte Erscheinung“ gewesen ist. Und er hat in seiner „wirtschafts-

politischen“ Betrachtung sehr richtig betont, daß diese septembralen und alle früheren und späteren 

amerikanischen Auslandsanleihen und Kapitalexporte, und ebenso auch die riefige Goldeinfuhr 

selbst, nur darum zustande gekommen sind, weil die amerikanische Produktion eine starke und immer 

wachsende Ueberproduktion von Waren hatte und die Vereinigten Staaten infolgedessen eine immer 

wachsende Mehrausfuhr hatten und haben mußten. Er hat uns als „Wirtschaftspolitiker“ auch die 

Richtung gezeigt, in der sich dieser Entwicklungsprozeß in einer fortbestehenden kapitalistischen 

Wirtschaftsordnung allein weiterentwickeln kann. Er hat im dritten Teil unseres Abschnitts und im 

folgenden Abschnitt („Die Vereinigten Staaten als Kapitalmarkt“) den gesteigerten Kapitalexport be-

handelt (wobei er allerdings am Ende, S. 1855 oben, noch einmal in seine „geldtheoretischen“ Skru-

pel zurückfällt!). Dieser selbe progressive Wirtschaftspolitiker aber klebt als ökonomischer „Theore-

tiker“ an den rückständigen und mystischen Vorstellungen der klassischen bürgerlichen Oekonomie 

und ihrer bürgerlichen Nachtreter und meint, daß in einem Lande, welches an seinem Zirkulations-

mittel die als „Goldinflation“ bezeichneten Vorgänge erlebt. i n f o l ge  d i e se r  Vor gä n ge  die Han-

delsbilanz wieder passiv werden würde (S. 1884). Die Konsequenz, die sich hieraus bei folgerichti-

gem Weiterdenken ergibt (und für die bürgerlichen Theoretiker des ewigen „Kreislaufs“ ja auch gar 

nichts Ungereimtes haben würde), besteht darin, daß derselbe „kapitalistische Mechanismus“, der 

den „Goldstrom“ nach Amerika hin und demnächst, nach Eintritt der „Goldinflation“, wieder von 

dort weggelenkt hat, das betroffene Land am Ende auch wieder aus einem Waren und Kapital expor-

tierenden imperialistischen Land in ein nicht nur Waren, sondern auch Kapital importierendes Kolo-

nialland rückverwandeln würde, – worauf dann der gleiche Pro-[714]zeß von neuem beginnen 

könnte, im Kreise herum, oder auf und ab, wie bei der Urform aller dieser abgeleiteten Vorstellungen, 

dem Steigen und Sinken der Warenpreise auf dem kapitalistischen Warenmarkt. 

* 

Solcher Art sind die „theoretischen“ Reflexionen über das „Problem der Goldinflation“, auf die der 

Gen. Varga seinen Angriff auf einige Hauptsätze des Marxismus zu stützen versucht hat. Soweit die-

ser Angriff speziell gegen die Marxsche Lehre vom Warencharakter des Geldes gerichtet war, haben 

wir seine grundsätzliche Verfehltheit bereits nachgewiesen. Bleibt noch die Erledigung des direkt 

gegen „das Wertgesetz“ gerichteten Teilangriffs, – und schließlich ein positiver Hinweis auf die wirk-

liche marxistische Auflösung der widerspruchsvollen Erscheinungen, die von Varga in falscher Form 

unter dem Begriff und Namen der sogenannten „Goldinflation“ behandelt werden. 

Seinen d i r ek t en  Angr i f f  a u f  „das  Wer t ges e t z“ verbindet Genosse Varga mit der Beschrei-

bung der ersten von den beiden, nach ihm möglichen Erscheinungsformen der Goldinflation. Wir 
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haben aber bereits gesehen, daß zwischen den beiden Vargaschen Erscheinungsformen der Var-

gaschen „Goldinflation“ ein grundsätzlicher Unterschied überhaupt nicht besteht. Würde also im ers-

ten Falle (wie Varga meint) die Wirklichkeit dem Wertgesetz widersprechen, so würde sie es auch 

im zweiten Falle. 

In Wahrheit aber könnte von den beiden, von Varga ausgemalten, widerspruchsvollen Erscheinungs-

formen der sogenannten Goldinflation, auch wenn sie in Wirklichkeit eintreten würden, weder die 

eine noch die andere irgend etwas gegen die Geltung des Marxschen „Wertgesetzes“ besagen. Gen. 

Varga verzeichnet, nachdem er in der oben schon erörterten Weise mit seiner aus den Gesetzen der 

Papiergeldzirkulation abstrahierten „Quantitätstheorie“ die Möglichkeit einer „Inflation“ des Goldes 

in den Vereinigten Staaten nachgewiesen hat, mit der größten Befriedigung folgende „paradoxen“ 

Konsequenzen: „Es würde also der paradoxe Zustand eintreten, daß vollwertige Golddollars in den 

Vereinigten Staaten unterbewertet würden. d. h. ihr Austauschverhältnis gegenüber andern Waren 

würde nicht entsprechend dem Wertgesetz vor sich gehen. Beim Austausch von Golddollars gegen 

Ware müßte ein größeres Quantum Arbeitszeit, d. h. Wert hingegeben werden, als in den eingetausch-

ten Waren enthalten ist.“ 

Diese ganze Darlegung des ökonomischen „Theoretikers“ Varga beruht auf einem sehr „vulgären“, 

aber freilich bis heute nicht nur unter bürgerlichen Oekonomen, sondern auch unter den „Marxisten“ 

noch sehr verbreiteten Mißverständnis der w i r k l i chen  Bedeu t ung  de s  Mar x s chen  W er t ge -

s e t z e s  und  de r  ge sam t en  Marxschen  Kr i t i k  de r  von  i hm  vor ge f undenen  bü r ge r l i -

chen  po l i t i s chen  Oekonom i e. Jedermann weiß, daß das Wertgesetz von Marx (i n sowe i t  

ganz ebenso wie das Wertgesetz von Adam  Sm i t h  und R i ca r d o!) den Tauschwert der Waren 

nach der für ihre Produktion erforderlichen, gesellschaftlich notwendigen Arbeitszeit bestimmt. 

Wenn sich herausstellt, daß die wirklichen Austauschverhältnisse diesem Wertgesetz irgendwo „wi-

dersprechen“, so ist dies für das Wertgesetz der klassischen bürgerlichen Oekonomie in hohem Grade 

fatal. Und Ricardo gibt sich bekanntlich die erdenklichste Mühe, alle diese „Widersprüche“ hinweg-

zudeuten oder sie doch als möglichst bedeutungslos und nichtig hinzustellen: schließlich begnügt er 

sich damit, daß sein Gesetz mit gewissen, genau bestimmten und begrenzten Ausnahmen und Modi-

fikationen gültig ist. Ganz ande r s  steht es mit der „Geltung“ des Marxschen Wertgesetzes. Dieses 

Gesetz will als ein gesellschaftliches Naturgesetz der kapitalistischen Wirtschaft durchaus nicht nur 

in dem Sinne „gelten“, daß seine Gültigkeit davon abhängig wäre, daß der Austausch der Waren 

wirklich „zu ihren Werten, oder annähernd zu ihren Werten“ erfolgt. Dies geschieht vielmehr nach 

Marx überhaupt nur auf einer relativ „niedrigen“ und historisch „frühen“ Entwicklungsstufe der ka-

pitalistischen Produktion (vergl. Marx, Kapital. Bd. 3. Teil 1. S. 155/56). Und auch abgesehen davon, 

daß das Marxsche Wertgesetz die Austauschverhältnisse der kapitalistischen Wirtschaft quantitativ 

auch noch dort bestimmt, wo, auf die Oberfläche gesehen, die Waren n i ch t  zu ihren Werten ausge-

tauscht werden, ist es auch noch in einem tieferen Sinne eine grundfalsche Auffassung des wirklichen 

Sinnes der „Geltung“ des Marxschen Wertgesetzes, wenn man sich vorstellt, das dieses Gesetz als 

ein „allgemeines Gesetz“ der Epoche der kapitalistischen Warenproduktion nur so lange und insofern 

Geltung hätte, als die zur ununterbrochenen Fortsetzung und Weiterentwicklung dieser kapitalisti-

schen Warenproduktion notwendigen Austauschakte in den durch das Wertgesetz unmittelbar oder 

mittelbar bestimmten quantitativen Relationen wirklich allgemein und überall zustande kommen. Das 

m ar x i s t i s che  Wertgesetz gilt vielmehr „paradoxer“ Weise auch dann, wenn die Austauschakte in 

der durch das Wertgesetz bestimmten Relation n i ch t  zustande kommen und gerade hierdurch eine 

Störung des normalen Fortgangs der kapitalistischen Produktion (eine Krise), eine Hemmung ihrer 

Weiterentwicklung, und schließlich ihre Erschütterung und ihr Verfall hervorgerufen wird. Ja, das 

„Wertgesetz“ erlangt gerade in diesem zweiten Falle, marxistisch-dialektisch-revolutionär begriffen 

erst seine volle und wirkliche, gesellschaftlich geschichtliche Wirklichkeit. 

Gen. Varga, der von dieser dialektisch revolutionären Hauptbedeutung der Marxschen „Kritik der 

politischen Oekonomie“ und aller ihrer Gesetze nichts weiß, und in der Weise der bürgerlichen Oe-

konomen nu r  nach den Gesetzen der fortbestehenden kapitalistischen Wirtschaft, nicht zug l e i ch  

nach denen ihrer revolutionären Umwälzung und ihres geschichtlichen Ueberganges in eine neue, 
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von anderen Gesetzen bestimmte Wirtschaftsform fragt, hat von seinem Standpunkte aus mit seinen 

Anarissen auf das Marxsche Wertgesetz, auf die [715] Marxsche Lehre vom Warencharakter des 

Geldes usw. ganz ebenso recht, wie einstmals Eduard Bernstein mit seiner „Revision“ des dialekti-

schen und revolutionären Marxismus Recht gehabt hat. Aber Gen. Varga hat ganz ebenso wie früher 

Bernstein Unrecht, wenn er meint, mit seinen Vorstellungen über die Gültigkeit und Ungültigkeit 

dieser von Marx anerkannten „Gesetze“ der klassischen, bürgerlichen Oekonomie den wirklichen 

Sinn der Geltung dieser Gesetze im System der Marxschen Kr i t i k  de r  po l i t i s chen  Oekono -

m i e  getroffen zu haben. Wenn Bernstein und Varga mit ihrer Vorstellung vom Sinne des Wertgeset-

zes Recht hätten, so müßte spätestens die „letzte Krise“ und der endliche Untergang der kapitalisti-

schen Wirtschaftsordnung, d. h. also die revolutionäre Umgestaltung dieser kapitalistischen Wirt-

schaftsordnung in der Periode der proletarischen Diktatur den endgültigen Beweis dafür erbringen, 

daß das „Wertgesetz“ in der wirklichen Wirklichkeit am Ende tatsächlich n i ch t  g i l t. In Wahrheit 

aber erfüllt sich natürlich gerade in dieser Periode in seinem tiefsten und allgemeinsten Sinne der 

Marxsche Ausspruch, daß, wie alle andern „gesellschaftlichen Naturgesetze“ der historischen Epoche 

der kapitalistischen Warenproduktion, so auch das Gesetz des Tauschwerts „nur in seinem Gegenteil 

sich verwirklicht“. 

* 

Aus unserer kritischen Analyse der „theoretischen“ Bemerkungen des Gen. Varga über „das Problem 

der Goldinflation in den Vereinigten Staaten“ ergibt sich zugleich die p os i t i v  k r i t i s che  Auf lö -

sung  dieses ökonomischen Sche in p r ob l em s. In allen Erscheinungen dieser sogenannten „Gold-

inflation“ (d. i. der unter bestimmten Bedingungen innerhalb sehr enger Grenzen denkbarerweise 

eintretenden zeitweiligen scheinbaren relativen Entwertung des Goldes gegenüber den anderen Wa-

ren in den Vereinigten Staaten) würde sich, wenn sie in Wirklichkeit eintreten würde, immer nur eine 

relative Verteuerung der Waren in Amerika verkehrt widerspiegeln. In der Wirklichkeit aber besteht 

für den Eintritt derartiger Erscheinungen nicht die geringste Wahrscheinlichkeit. Sie werden heute in 

Amerika ebensowenig eintreten, wie sie in der Zeit, als Ricardo sie sich in usum seiner falschen 

Theorie zurechtphantasierte, in England eingetreten sind (vergl. Kritik. Seite 187 ff., 199 ff.). Und 

alle „Widersprüche“ der gegenwärtig in Amerika in der Zirkulationssphäre zu beobachtenden Er-

scheinungen enträtseln ihr Geheimnis, sobald man davon ausgeht, daß es sich bei ihnen überhaupt 

nicht wesentlich um Vorgänge der Ge l d z i r ku l a t i on  handelt, sondern umgekehrt um Vorgänge 

der War en p r oduk t i o n. 

Der Gen. Varga hätte sich seine „interessanten“ Grübeleien über das Phänomen der amerikanischen 

„Goldinflation“ und die dadurch aufgeworfenen „ganz neuen Probleme“ (S. 1885 oben) sehr erheb-

lich erleichtern und großenteils ganz ersparen können. Karl Marx hat schon im ersten Abschnitt des 

ersten Bandes des „Kapitals“ einen vollständig ausreichenden Schlüssel für die Lösung aller Rätsel 

der gegenwärtigen amerikanischen „Goldinflation“ gegeben. Der letzte Satz dieses Abschnittes lau-

tet: „Mit gewisser Ausnahme zeigt auffallendes Ueberfüllen der Schatzreservoire (der Banken) über 

ihr Durchschnittsniveau Stockung der Warenzirkulation an oder unterbrochenen Fluß der Warenme-

tamorphose“ (ähnlich „Kritik“ S. 154 „Resultat“ unterbrochenen Stoffwechsels und darum Erstarrung 

der Ware in ihrer ersten Metamorphose“, – als „Goldchrysalide“). Das heißt also: Die Tatsache, daß 

sich in Amerika das Gold „überflüssig“ anhäuft, zeigt an, daß die amerikanischen Produzenten durch 

den Austausch ihrer exportierten Waren gegen ausländisches Gold von dem vollständigen, aus zwei 

Metamorphosen bestehenden, kapitalistischen Warenaustauschakt W-G-W, erst die eine Hälfte voll-

zogen haben, und daß der ganze Prozeß des internationalen gesellschaftlichen Stoffwechsels an dieser 

Stelle erstarrt und unterbrochen ist. Die amerikanischen Warenproduzenten, die ihre Waren nicht an 

einen selbst Waren produzierenden und verkaufenden kapitalistischen Produzenten des Auslands ver-

kauft, sondern sozusagen für ihre Ware nur von einem ausländischen Goldbesitzer das Gold als die 

„absolute gesellschaftliche Materiatur des Reichtums“ erhalten haben, haben den in ihrer exportierten 

Ware enthaltenen Wert für das ausgeführte Produkt noch nicht wirklich international realisiert. Das 

überflüssige „Gold“ in ihren Händen stellt nur die veränderte Form der von ihnen produzierten und 

exportierten Waren dar. Die Unverkäuflichkeit dieser Waren (die kapitalistische „Ueberproduktion“ 
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der Vereinigten Staaten) tritt in die Erscheinung in dem überflüssigen „toten Vorrat“ von Gold und 

den dadurch rückwirkend unter Umständen vielleicht (!) bedingten neuen (sekundären) Stockungen 

und Störungen des Zirkulations- und Produktionsprozesses. Darin besteht die ganze „theoretische“ 

Enträtselung des geheimnisvollen Problems der sogenannten amerikanischen „Goldinflation“. Die 

gegenwärtigen und künftigen Schwierigkeiten der amerikanischen Geschäftsleute und „Wirtschafts-

politiker“ entspringen nicht einer „Goldinflation“, sondern der Ueberproduktion der amerikanischen 

kapitalistischen Wirtschaft. Nur der ökonomische „Theoretiker“ Varga phantasiert davon, daß diese 

Schwierigkeiten durch die automalischen „Ausg l e i chs t endenze n“ des  „ka p i t a l i s t i s chen  

M e chan i sm u s“ selbst überwunden werden könnten. Der „Wirtschaftspolitiker“ Varga zeigt uns 

den wirklichen Weg, auf dem die am er i kan i schen  Ka p i t a l i s t en  und  I m per i a l i s t e n  sich 

von diesen ihren, aus der kapitalistischen Ueberproduktion der amerikanischen Wirtschaft entsprin-

genden, wirklichen „Sorgen“ handelnd zu befreien streben. Und das Marxsche Wertgesetz und die 

ganze Marxsche Kritik der bürgerlichen Oekonomie haben ihre Bedeutung darin, daß sie dem Pr o -

l e t a r i a t  den Weg zeigen, wie es diese wachsenden Schwierigkeiten der kapitalistischen Produktion 

ausnutzen kann, um diese kapitalistische Wirtschaft mit allen auf der Unbewußtheit und Planlosigkeit 

dieser Klassenwirtschaft beruhenden „gesellschaft-[716]lichen Naturgesetzen dieser Wirtschaft in re-

volutionärem Kampfe umzuwälzen und aufzuheben. 

Was sollen wir also abschließend über die „theoretisch interessanten“ Bemerkungen des Gen. Varga 

über das Problem der Goldinflation sagen? Marx  notierte über P r oudho n: „Nichts ist langweilig 

trockener, als der phantasierende locus communis.“ 

Be r l i n, 15. November 1924. Ka r l  Ko r s c h. 

* 

Max Adler: Neue Menschen. 

Gedanken über sozialistische Erziehung. 

Verlag C. Laub, Berlin 1924, 204 Seiten.) 

Die vorliegende Schrift r äumt  i n  i h r en  e r s t en  Kap i t e ln  g r ünd l i ch  m i t  de r  i n  de r  Soz i -

a l dem okra t i e  t i e f  e i nge f r e s senen  r ea k t i onä r en  Fo r de r ung  a u f, da ß  d i e  E r z i ehung  

„neu t r a l“, i m  Kl a s sen kam pf e  pa r t e i l o s  s e i n  m üsse. Wer die Praxis und „Theorie“ unserer 

lieben sozialdemokratischen Lehrer, Schulleiter, Schulräte, Minister und pädagogischen Reformer e 

tutti quanti kennt, der weiß, wie nötig diese Wäsche ist; die freilich eine Mohrenwasche bleiben muß, 

weil diese Partei nicht mehr aus ihrer Haut heraus kann. In dem Kampfe, den wir Kommunisten 

ständig gegen die kleinbürgerlich-anarchistische Forderung einer „neutralen“ Erziehung führen, kön-

nen wir uns jetzt auf Max Adler, eine der wissenschaftlichen Leuchten der II. Internationale, berufen. 

Max Adler weist die Verflochtenheit der Erziehung mit dem Klassenkampfe nach und legt dar, daß 

der proletarische Klassenkampf nicht ein beklagenswerter Uebelstand, sondern ein notwendiges Mit-

tel der gesellschaftlichen Entwicklung ist. „Er z i ehung  m uß  s i ch  m i t  p r o l e t a r i s chem  

Ge i s t e  e r f ü l l en  und  Kam pfm i t t e l  des  r e vo l u t i onä r en  Kl a s sen kam pf es  se l b s t  

we r de n.“ Und das Wesen sozialistischer Erziehung bestimmt er treffend so: „Gei s t i ge  Los lö -

sung  de r  K i nde r  aus  de r  a l t en  W e l t  des  Kap i t a l i s m u s, i n  d e r  s i e  gebo r en  wur de n, 

und  Vor be r e i t ung  fü r  e i ne  neue  W e l t, d i e  s i e  a u f bauen  so l l e n, f ü r  d i e  Wel t  de s  

Kom m uni s m u s“. 

So weit, so gut, und Adler zeigt, daß, was das Bekenntnis zum revolutionären Klassenkampf betrifft, 

er persönlich noch immer nicht „umgelernt“ hat. Wir wollen an dieser Stelle nicht darauf eingehen, 

zu zeigen, inwiefern die Theo r i e  Adlers ke i nesweg s  e i ne  k l a r e  und  e i ndeu t ige  r evo l u -

t i on ä r e  K l a s s e n kam pf t heo r i e  ist. Wichtiger ist es, zu zeigen, daß Max Adler sogar die vom 

Boden s e i ne r  Theorie aus notwendigen Konsequenzen keineswegs gezogen hat. Was wäre seine 

Pflicht, selbst vom Boden seiner eigenen, hier wie sonst in seinen Werken niedergelegten Theorie 

aus? Er müßte sich schönungslos mi t  de r  Theo r i e  und  P r ax i s  s e i ne r  Pa r t e i  ause i nande r -

s e t z e n. Statt dessen bleibt es bei sanften Vermahnungen an die „Proletarischen Kinderfreunde“, 

nicht auf das Niveau von Kinderhilfsvereinen herabzusinken; und dann wendet sich unser Philosoph 
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von dem unerfreulichen Bilde seiner zeitgenössischen Mitsozialisten der kritischen Erledigung Wy-

nekens und einer Apotheose Fichtes zu. Die Schrift, die ihrem Ausgangspunkte nach eine Reinigung 

der Sozialdemokratie von bürgerlicher Verirrung bezwecken sollte, lehrt ihre kritischen Waffen 

rechtzeitig gegen den Nichtsozialisten Wyneken, um schließlich in die geliebten Gefilde der klassi-

schen Philosophie unterzutauchen. 

So vermag sich Max Adler als Wächter der marxistischen Theorie aufzuspielen, ohne doch eine Fehde 

mit den Parteigewaltigen heraufzubeschwören. Und er ermöglicht es damit der Sozialdemokratie, 

diese Schrift mit einigen Lobp r e i sungen  ruhig hingehen und sich in ihrer reformistischen Praxis 

nicht stören zu lassen. Max Adler wird erklären, er sei kein Schulmann und Pädagoge und könne 

daher nicht die praktische Anwendung seiner Grundsätze geben. Nun gut, so hätten jetzt die Praktiker 

das Wort! Heraus mit der Sprache! Wie verträgt sich die völlig auf „Neutralität“, „Harmonie“, „Ent-

politisierung der Schule“ eingestellte Haltung der unter dem Einfluß der Sozialdemokratie stehenden 

weltlichen Schulen mit der unzweifelhaft marxistischen Feststellung Adlers, daß das Proletariat Klas-

senerziehung braucht? Warum stößt die Kommunistische Partei überall da, wo sie auf proletarischen 

Charakter der Erziehung drängt, auf den heftigsten Widerstand gerade der sozialdemokratischen 

„führenden“ Pädagogen? Warum bedroht man kommunistische Lehrer und Elternräte, die ganz im 

Sinne Maz Adlers eine revolutionäre Beeinflussung der proletarischen Jugend fordern, neuerdings 

geradezu mit Ausschluß aus den Eltern und Lehrerbereinigungen sozialistischer Richtung? 

En t wede r, d i e  He r ren  we i s en  nac h, daß  M a x  Ad l e r  e i n  s ch l ech te r  Soz i a l i s t  i s t, 

ode r  s i e  geben  e s  end l i ch  a u f, von  s oz i a l i s t i s che r  E r z i ehung  z u  r ede n! 

Zwischen Adlers Theorie und der sozialdemokratischen Praxis klafft nämlich –die leidige Koaliti-

onspolitik. All die braven sozialdemokratischen Schulmänner, die in Oesterreich und bei uns die 

schwere Bürde öffentlicher Aemter auf sich genommen haben, fühlen sich nicht als Beauftragte des 

Proletariats, sondern des „Staates“, des „gesamten Volkes“. Als solche machen sie nur noch bürger-

lich-demokratische Reformarbeit.*) Max Adlers Buch gibt kritische Waffen genug, diesen Schwindel 

zu entlarven, aber er selbst unterfängt sich dieser Arbeit nicht. Er stellt [717] wohl fest, das Otto 

Glöckels Schulreform in Oesterreich nichts mit Sozialismus zu tun hat und trifft damit auch gleich 

unsere Greil, Paulsen und wie sie sonst heißen. Aber er sagt nicht, was eigentlich geschehen soll. 

Wir aber wollen gerade wissen, wie der Kam pf  heu t e  i n  den  Sch u l en  geführt werden soll. 

Welches sind die proletarischen Pflichten eines sozialistischen Lehrers, Rektors, Schulrats, Minis-

ters? Gilt hier etwa – Arbeitsteilung? Die Herren in den Aemtern des bürgerlichen Staates haben 

diesem nach Kräften zu dienen und ihn zu verteidigen (siehe etwa Herrn Hänisch oder Heinrich 

Schulz!), während die Proleten draußen sich in ihren Kinderorganisationen um die sozialistische Er-

ziehung mühen? Da Max Adler mit keinem Worte von den öffentlichen Schulen, dagegen sehr viel 

von den „Kinderfreunden“ spricht, so unterstützt das die in der Sozialdemokratie viel vertretene An-

sicht: Das Proletariat führt den Kampf um  die Schule, nicht i n  der Schule und baut d aneben  seine 

Erziehungsorganisation aus. 

Die verheerenden Folgen solcher zeigen, verräterischen Haltung haben wir erlebt: Von der mit sozi-

aldemokratischer Hilfe erhaltenen und befestigten Position im öffentlichen „neutralen“ Schulwesen 

geht das Bürgertum zur Erledigung der proletarischen Klassenorganisationen über. 

So kommt denn alles auf die Frage hinaus, ob das Proletariat stark und selbstbewußt genug ist, den 

Machtkampf zu führen. Ad l e r  l ehn t  ausd r üc k l i ch  den  W e g  de r  Bo l s chewi s t e n  a b. Und 

er endet daher logisch – bei Fichte und seiner Idee der Erlösung durch Erziehung: Neue Menschen! 

Und doch liegt in Adlers Buch selbst, freilich in eine Anmerkung verwiesen, der Schlüssel zur revolu-

tionären Auflösung des Dilemmas. Auf Seite 67 heißt es in der Fußnote mit Bezug auf Sowjetrußland: 

 
*) Und mit dieser ist es nun auch vorbei, nicht nur in Deutschland, sondern gerade auch in dem „sanierten“ Oesterreich, 

wo die Sozialdemokraten trauernd vor den Scherben der in der Aera Glöckel begonnenen Schul-Reformen stehen, die 

Max Adler sehr richtig als rein bürgerlich-demokratisch charakterisiert. Es ist völlig unerfindlich, woher in dieser Lage 

das Proletariat die Mittel und Möglichkeiten auch nur zur Erhaltung der spärlichen Anfänge seiner eigenen Bildungsor-

ganisationen nehmen soll. 
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„Was in den Formen des Proletkult an Volksbildung geleistet wurde, was in den zahlreichen Kinder-

heimen und in den Arbeitsschulen an neuer Erziehung in Angriff genommen wurde, das ist erstaun-

lich, bedenkt man den Elendsrahmen, in dem dieses großartige Kulturwerk sich vollziehen mußte. In 

ihm hat die Opferfreudigkeit und der Idealismus des Proletariats inmitten all der Schrecknisse seines 

blutigen Klassenkampfes den hohen geschichtlichen Beruf dieser Klasse zur Begründung einer neuen 

Kultur in unwiderleglicher Weise erwiesen.“ 

Da sollte man doch annehmen, daß die Russen den Weg gefunden haben, den das Proletariat gehen 

muß. Weit gefehlt! Adler belehrt uns, ganz im Sinne der übrigen Austromarxisten, daß der Bo l -

s chewi smus  f ü r  Ruß l and  r i ch t i g, abe r  f ü r  d i e  üb r i ge  Wel t  f a l s ch  se i! Statt sich durch 

die Tatsache belehren zu lassen, daß die Bolschewisten den Schritt vom Sozialismus der Theorie zum 

Sozialismus der Tat gemacht haben, entschlüpft er durch diese Unterscheidung einer östlichen und 

westlichen proletarischen Politik der Notwendigkeit, sich zur kommunistischen Taktik bekennen zu 

müssen. 

So bricht Max Adler selbst seiner Schrift alle die praktischen Spitzen ab, die sie selbst vom Stand-

punkt seiner „marxistischen“ Theorie hätte haben müssen. Wir Kommunisten aber müssen es verste-

hen, aus diesem Buch, mit dem die Sozialdemokratie durch Vorschiebung eines ihrer „linkesten“ 

Vertreter ihre Blöße zu decken versucht, eine Waffe gegen sie zu machen. 

Zugleich aber sollte es der Partei ein Ansporn sein, den Fragen der Schule und Erziehung die gebüh-

rende Aufmerksamkeit zu schenken und das Proletariat nicht so gut wie führerlos den Menschewisten 

auf einem Gebiete zu überlassen, von dem die mannigfaltigsten Antriebe und Hemmungen für die 

politische Haltung des Proletariats ausgehen. Fritz Ausländer. 

* 

Lenin und die Fragen der Volksbildung. 

(Verlag für Literatur und Politik, Wien 1924.) 

An einer konsequenten, materialistisch-kommunistischen Behandlung der Fragen der Volksbildung 

fehlt noch viel innerhalb unserer kommunistischen Parteien. Immer noch haben wir in unseren eige-

nen Reihen mit den Hirngespinsten der „neutralen“, „klassenlosen“ Erziehung zu kämpfen, die sogar 

die besseren Köpfe der Zweiten Internationale teilweise schon überwunden haben (vergl. die Kritik 

des Max Adlerschen Buches „Neue Menschen" im gleichen Heft dieser Zeitschrift). Und wo diese 

Stufe des kulturellen Kleinbürgertums hinter uns liegt, da treffen wir die ebenso falschen, aber noch 

gefährlicheren Phantasien vom Ideal einer „rein“ proletarischen Erziehung. Dies ist die Stufe, auf der 

z. B. Max Adler stehen geblieben ist. Das Ideal einer rein proletarischen Erziehung in einer kapita-

listischen Gesellschaft aber gibt es nicht und kann es nicht geben, so wenig wie das Ideal einer „rein“ 

proletarischen Kultur. Keine „sozialistische Erziehung“ „neuer Menschen“ abseits von der bürgerli-

chen Klassenschule im gemütlichen Winkel der „keimenden“ proletarischen Kultur, sondern revolu-

tionärer Kampf i n  der Schule, gegen die Schule, um die Schule. Und diesen Kampf nicht um die 

Märchenschätze einer aus dem nichts geschaffenen, noch nie dagewesenen proletarischen Kultur, 

sondern zunächst um die Eroberung der jetzt schon aufgespeicherten Erkenntnisschätze der bisheri-

gen Geschichte, die im Interesse der proletarischen Klasse kritisch verarbeitet und radikal umgestaltet 

werden müssen. Diese Eroberung und Umgestaltung ihrerseits kann sich natürlich nicht auf das Ge-

biet des Schulkampfes, des „Kulturkampfes“, der Erkenntnis oder der Theorie überhaupt beschrän-

ken, sondern hat einen kommunistischen Sinn überhaupt nur im Zusammenhang mit der gesamten 

revolutionären Praxis des Proletariats, seinem Kampf um die Zerschmetterung der bürgerlichen Klas-

senherrschaft vo r  der Machtergreifung, um den Aufbau der sozialistischen Gesellschaft nach  der 

Eroberung der Macht. 

Diesen einzig konsequenten, einzig materialistischen, kommunistischen Standpunkt finden wir konk-

ret enthaltet in der kleinen Zusammenstellung von kürzeren oder längeren Aeußerungen Lenins zu den 

Fragen der Volksbildung, die die Genossin Nadjeshda Konstantinowna in [718] vorbildlicher Weise 

ausgewählt und angeordnet hat. Wir haben hier keine zusammenhängenden systematischen Gedan-

kengänge vor uns, sondern einzelne Ausschnitte aus dem Gebiet, das Lenin als das angenehmere und 
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nützlichere bezeichnet, wenn er sagt: „Es ist angenehmer und nützlicher, die Erfahrungen der Revo-

lution mitzumachen, als darüber zu schreiben.“ Alle hier vereinigten Aeußerungen stammen aus der 

Zeit nach  der Machtergreifung und beziehen sich auf die Erfüllung bestimmter praktischer Aufga-

ben. Nirgends finden wir hier ein Herumschlagen mit theoretischen „Problemen“. Die Idee der klas-

senlosen Erziehung wird in ein paar Nebensätzen als längst entlarvter Betrug der Massen gerade nur 

erwähnt. Die Schule und die gesamte Volksbildungsarbeit im Dienste des Kommunismus ist eine 

Selbstverständlichkeit. Um so häufiger wird in diesen (meist mündlichen) Aeußerungen angekämpft 

gegen die Schwierigkeiten, die die Theorie der Praxis bereitet, Schwierigkeiten, die nicht darin liegen, 

daß die Theorien falsch oder gar überflüssig wären, sondern darin, daß es auch in der Theorie nötig 

ist, „zu verstehen, in jedem Moment das bestimmte Kettenglied zu finden, das man mit allen Kräften 

ergreifen muß, um die ganze Kette zu halten und um einen sicheren Uebergang zum nächstfolgenden 

Glied vorzubereiten“ (Werke, XV. 223; russisch). Gerade in der Theorie der Schule und des Bil-

dungswesens, in der Theorie der ideologischen Gebiete überhaupt, halten die Genossen häufig eine 

letzte grundsätzliche Formulierung starr im Auge, ohne es zu verstehen, die Kette von Realitäten 

richtig aufzufassen, die die Grundlage und die Vorbedingung jener theoretischen Formulierungen 

bilden, und ohne infolgedessen fähig zu sein, im gegebenen Moment das richtige Kettenglied mit 

allen Kräften zu ergreifen. „In diesem Sinne muß unsere unbedingte Losung sein: Weniger ‚Leitung‘, 

mehr praktisches Handeln, das heißt: weniger allgemeine Erörterungen, mehr Tatsachen, und zwar 

nachgeprüfte Tatsachen ... Ein Kommunist, der über ‚Leitung‘ diskutiert und unfähig ist, sich der 

praktischen Arbeit der Fachleute anzupassen, unfähig ist, für sie in der Praxis Erfolge zu erzielen, 

unfähig ist, die praktische Erfahrung von Hunderten und Aberhunderten von Lehrern auszunützen, – 

ein solcher Kommunist ist zu nichts nütze.“ (S. 25) 

Wie hoch Genosse Lenin die Bedeu t ung  de r  p r a k t i s chen  Ar be i t  au f  dem  Geb i e t e  de s  

B i l dun gswesens  einschätzt, dürfte interessant und lehrreich für manche unserer Genossen sein, 

die sich für gute Kommunisten halten, wenn sie jede Beschäftigung mit Bildungsfragen, mit den 

Dingen der Gedankenwelt überhaupt als „theoretischen Quatsch“ verachten. „Es müssen alle Kräfte, 

alle Energie und alles Wissen daran gewandt werden, möglichst schnell das Gebäude unserer künfti-

gen werktätigen Schule zu errichten, die allein uns in der Zukunft vor allerhand Zusammenstößen 

und Weltkriegen wird schützen können ...“ (Seite 4.) „Unsere Ausgabe besteht darin, jeden Wider-

stand der Kapitalisten zu überwinden, nicht nur den militärischen und politischen, sondern auch den 

ideellen, der der tiefste und mächtigste ist.“ (S. 23, ähnlich S. 28 und öfter). Die Methode, wie dieser 

mächtigste Widerstand durch die ideelle Eroberung des Proletariats und der Bauernschaft zu über-

winden ist, erscheint dem Genossen Lenin hinlänglich geklärt. Nicht wirklich bis zu Ende geklärt, 

keineswegs, aber doch hinlänglich geklärt im Vergleich zu dem, was praktisch schon erreicht und in 

nächster Zukunft zu erreichen ist. Jetzt kommt es darauf an, die pädagogischen Grundsätze, die wir 

haben, die wir zum Teil schon von der bürgerlichen Revolution übernehmen konnten, ins Leben um-

zusetzen. Die Mittel hierzu sind die „unentgeltliche und pflichtmäßige allgemeine und polytechnische 

(in der Theorie und Praxis mit allen Hauptzweigen der Produktion vertraut machende) Bildung für 

alle Kinder beiderlei Geschlechts im Alter bis zu 17 Jahren“, und die vielfältigsten Maßnahmen und 

Hilfsmittel zur beruflichen und allgemeinen Fortbildung der erwachsenen Arbeiter und Bauern. 

Ueber diese Institutionen im einzelnen zu informieren, ist nicht der Zweck des vorliegenden Büch-

leins. Sein Sinn ist vielmehr die Veranschaulichung der spezifisch Leninschen Art, diese Dinge in 

Angriff zu nehmen. Wenn er z. B. von der Schule spricht, so legt er den größten Nachdruck nicht auf 

die neuesten pädagogischen Methoden und die Austilgung jedes Ueberrestes der vorrevolutionären 

Epoche aus dem Schulwesen: das sind, wie gesagt, einerseits Voraussetzungen, andrerseits Endziele. 

Sondern er stellt mit entschiedenem Griff als d i e  zwe i  w ich t i g s t en  Auf g aben  de r  r evo lu -

t i onä r en  Schu l po l i t i k  heraus: die Gewinnung fachmännischer Lehr e r  für die neue Schule und 

die enge Ve r b i ndung  de r  B i l dun g  m i t  de r  Wi r t s cha f t s po l i t i k. Treffend vergleicht Lenin 

die Heranziehung der Hunderttausende von Le h re r n  alten Schlages mit der Einreihung von Zehn-

tausenden von Angehörigen des Zarenheeres in die Rote Armee. Und nach seiner genauen Analyse 

der heutigen Lage des Lehrerstandes in materieller und ideeller Beziehung stellt er konkret die Auf-

gabe: „Der Volksschullehrer muß bei uns auf eine so hohe Stufe gestellt werden, wie er sie noch nie 
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inne gehabt hat, wie er sie nicht inne hat und sie in der bürgerlichen Gesellschaft nicht inne haben 

kann“ (S. 25). Der Weg dazu ist die Hebung seiner materiellen Lage einerseits, die ideelle Arbeit an 

ihm und mit ihm andrerseits.“ „Die kommunistische Gesellschaft nur mit den Händen der Kommu-

nisten aufbauen zu wollen, ist eine kindische, gänzlich kindische Idee“ (S. 24). Der kommunistische 

„Leiter“ muß es verstehen, die Fachleute auszunützen, heranzuziehen, auf dem Boden der praktischen 

Arbeit mit ihnen zu sachlichen Erfolgen zu gelangen. „Der kommunistische Leiter muß sein Anrecht 

auf die Leitung dadurch und allein dadurch beweisen, daß er viele, immer mehr und mehr Gehilfen 

aus der Zahl der praktischen Pädagogen für sich ausfindig macht, daß er es versteht, ihnen bei der 

Arbeit zu helfen, sie in den Vordergrund zu rücken, auf ihre Erfahrung hinzu-[719]weisen und sie zu 

berücksichtigen (S. 24 und 25). Dieselbe Hinwendung vom abstrakt Organisatorischen zum praktisch 

Menschlichen finden wir in den Fragen der E r wachsenenb i l dun g. Wichtiger als die Aussetzung 

großer Summen für den Staatsverlag im Etat ist die Sorge dafür, daß Leser da seien, daß die Zahl der 

des Lesens Kundigen möglichst groß sei, daß der politische Schwung des Verlages im künftigen 

Ruhland ein größerer werde. Nicht zu viel organisatorische Technik, keine aufgeblähten, halb fiktiven 

Experimente, keine „Spielereien halb herrschaftlichen Typs“, sondern tätige Sorge für die e l em en-

t a r en  B i l dun gsbedü r f n i s s e  i n  i h r e r  Rea l i t ä t. 

Die zweite Aufgabe, die Ve r b i n dung  m i t  den  wi r t s cha f t l i chen  n i ch t  wen i ge r  a l s  m i t  

den  po l i t i s chen  I n t e r e s sen  des Volkes, wird von Lenin immer und immer wieder betont. Die 

Aufgaben werden auch hier ganz konkret gestellt: für die Schulen, die Kurse, die Universitäten, für 

das Dorf, die Stadt, die Lesehütten, die Bibliotheken usw. Das Erscheinen eines brauchbaren Leh r -

buchs  übe r  d i e  E l e k t r i f i z i e r ung  Ruß l ands  begeistert den Genossen Lenin geradezu; in je-

der Bezirksbibliothek, in jeder Dorfgemeinde, auf jeder elektrischen Kraftstation Rußlands will er die-

ses Buch sehen, jeder Volksschullehrer in jeder Schule soll sich seinen Inhalt einprägen, in allen Be-

zirken soll es in Zirkeln und Kursen durchgearbeitet werden. „Was uns am allermeisten für die wirk-

liche (und nicht beamtenmäßig nutzlose!) Arbeit auf dem Gebiete des Volksbildungswesens fehlt, sind 

gerade solche Lehrmittel für Schulen (für alle, unbedingt überhaupt alle Schulen), wie das vorliegende. 

Wenn alle unsere Marxistenliteraten, statt ihre Kräfte für das allen bereits langweilig gewordene poli-

tische Zeitungs- und Zeitschriftengeschnatter zu vergeuden, sich daranmachen würden, ebensolche 

Lehrmittel oder Lehrbücher über alle sozialen Fragen ohne Ausnahme zusammenzustellen, so würden 

wir nicht die Schmach erleben, daß fast fünf Jahre nach der Eroberung der politischen Macht durch 

das Proletariat in seinen des Proletariats, staatlichen Schulen und Universitäten der Jugend von den 

alten bürgerlichen Gelehrten der alte bürgerliche Kram gelehrt wird (oder richtiger: sie durch ihn de-

moralisiert wird)“ (S. 18). Bei der Besprechung des B i b l i o t hekwesen s, dem Genosse Lenin 

gleichfalls die größte Bedeutung beimißt, dieselbe anspruchslos auftretende, in Wahrheit unnachsicht-

lich kritische, zum Kern der wirklichen Vorgänge durchdringende Betrachtungsweise. Hier steht im 

Vordergrund das Problem der richtigen Distribution: das richtige Buch an den richtigen Leser zu brin-

gen, Untersuchungen über die möglichst wenig kostspielige und doch wirksame Verbreitung von Zei-

tungen und Schriften. Bekämpfung der hemmenden Wirkungen eines unvermeidlich stark entwickel-

ten behördlichen Apparates, unverrückbare Blickrichtung auf das Z i e l  der gesamten Volksbildung: 

po l i t i s che r, w i r t s cha f t l i che r  und  i deo lo g i s che r  Auf bau  de s  Kom muni sm u s. 

Auch dem nichtrussischen Kommunisten wird das Buch weit mehr sein als nur ein interessantes Doku-

ment aus dem Prozeß des gewältigen russischen Befreiungskampfes. Die „Bolschewisierung der Partei“ 

muß auch die Einstellung der Partei zu den „Fragen der Volksbildung“ durchdringen. Hedda Korsch. 

* 

A. Deborin: Lenin, der kämpfende Materialist. 

Verlag für Literatur und Politik. Wien 1924.) 

Uns Kommunisten in Deutschland – diese bedauerliche und der Abhilfe sehr bedürftige Tatsache 

müssen wir von vornherein betonen – ist bisher von Lenins ph i l o so ph i s che r  Arbeit nichts oder 

nur sehr wenig bekanntgemacht worden. Es leuchtet ein, daß dies lebendige Stück Leninismus kein 

abtrennbares Glied der gesamten leninistischen Theorie und Praxis ist. Hier handelt es sich gerade 
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um die Grundvor a us s e t z ungen  der leninistischen Theorie, um die allgemeine Basis der von 

Marx und Engels entwickelten, von Lenin, „wiederhergestellten“ und damit notwendig weiter ausge-

stalteten m a t e r i a l i s t i s chen  Di a l e k t i k. 

Es handelt sich um die materialistische – materialistisch-philosophische – Grundlegung der marxis-

tisch-leninistischen Methode, wodurch sie sich radikal, „der Wurzel nach“, unterscheidet von einer 

jeden idealistischen Dialektik – also auch von der Hegels, der gleichwohl die „Grundform aller Dia-

lektik“ schuf, erst recht aber von jedem nicht-dialektischen, bloß relativistischen, „agnostizistischen“, 

„empiriokritizistischen“, „realistischen“ Idealismus. Ja, es ist gerade die allseitige Herausarbeitung 

dieses letzteren Unterschiedes, daher die Vernichtung ganz bestimmter „moderner“ Spielarten des 

alten Idealismus, um die es Lenin geht. Hier ist für ihn – notwendigerweise – die Hauptfront. Auf der 

andern Seite unterscheidet sich dieser dialektische Materialismus ebenso auch von den Formen des 

bloß „naturwüchsigen“, „instinktiven“ Materialismus, aber eben so, wie sich immer eine vollentwi-

ckelte, moderne, „letzte“ Form von der ihr vorhergehenden unterscheidet. Hier ist es der d i a l ek t i -

s che  Charakter der Methode, der die Unterscheidung und den geschichtlichen Formwandel des Ma-

terialismus ausmacht. Diese doppelte, übrigens letzten Endes formell gleichartige*) Unterscheidung 

des dialektischen Materialismus ist logisch zu [720] bewerkstelligen. Sie ist ebenso historisch be-

werkstelligt worden. 

Geschichtlich betrachtet, d. h. auf die Entwicklungsgeschichte der Wissenschaft, dieser zunächst 

durch die bürgerliche Klasse entfesselten allgemeinen Produktivkraft**) zurückgesehen, ist es nun 

überhaupt ein eigentümliches Verhältnis, das bei der Herausarbeitung des materialistisch-dialekti-

schen Standpunktes vorliegt. Der Materialismus wie die Dialektik, beide für sich besonders, sind in 

ihrer alten, vormarxistischen Form Produkte der bürgerlichen Entwicklung, und zwar produziert und 

enthaltet unter revolutionären Verhältnissen, deren allgemeinen Ausdruck sie darstellen: sie sind da-

her auch zu bürgerlich-revolutionären Zwecken verwandt worden.***) Beide Anschauungen als theo-

retische Methoden dienten der bürgerlichen Klasse in ihrem einstigen Kampfe gegen die erstarrte, 

unerträglich gewordene feudale Hülle der Gesellschaft, die gesprengt werden mußte. Beide Anschau-

ungen drückten mehr oder minder entsprechend, klarer oder unklarer, mit Illusionen verbrämter oder 

wissenschaftlich bestimmter die materielle Daseinsweise der bürgerlichen Gesellschaft in ihrer da-

maligen Form, lebten Endes also die erreichte Stufe der materiellen Produktivkräfte aus. Auch hier 

gilt der Satz: „Da der Denkprozeß selbst aus den Verhältnissen herauswächst, selbst ein Naturprozeß 

ist, so kann das wirklich begreifende Denken immer nur dasselbe sein, und nur graduell nach der 

Reise der Entwicklung, also auch des Organs, womit gedacht wird, sich unterscheiden. Alles andere 

ist Faselei.“†) 

Aber sehen wir zu. Denn jetzt beginnt bei unsern Herren Bourgeois die Faselei. Sowohl die Dialektik 

wie der Materialismus, wenigstens soweit es sich hier um ihre abstrakteren, philosophischen, erkennt-

nis-theoretischen Bestimmungen handelt, werden von der bürgerlichen Klasse schnell über Bord ge-

worfen, in Acht und Bann getan und verächtlich gemacht, sowie das moderne Proletariat offen seine 

ganz materiellen und dialektischen, d. h. hier: auf den Umsturz der bestehenden Gesellschaft gerich-

teten Ansprüche verkündet und zur Durchsetzung seiner revolutionären Zwecke die Wissenschaft 

selbst sich anzueignen lernt. Jetzt gibt es für die Bourgeoisie plötzlich keine „dialektische Verände-

rung“ mehr, jetzt gibt es für ihr „besseres Bewußtsein“ plötzlich keine derart materielle Dinge wie 

 
*) d. h. es handelt sich nach beiden Seiten hin um die Abstreifung der „mystischen“ Form, um die Beseitigung der „Mys-

tifikation“, die die Dialektik ebenso wie der Materialismus in Händen der bürgerlichen Klasse notwendig erleiden mußte. 

Daß inhaltlich die Unterscheidung nach beiden Seiten hin verschiedenartig ist, entspringt der Natur der Sache. 
**) So bezeichnet Marx einmal die Wissenschaft an einer Stelle in den „Mehrwerttheorien“; sie ist „allgemeine“ Produk-

tivkraft, weil sie unmittelbarer oder mittelbarer den allgemeinen, ideellen Ausdruck der materiellen Produktivkräfte, da-

her auch des geschichtlichen Fortganges und der gesellschaftlichen Bestimmtheit derselben darstellt; sie ist wie die Ge-

walt eine „ökonomische Potenz“. 
***) Warum geschichtlich beide g e s o n d e r t  produziert wurden, warum notwendigerweise in jener revolutionären Peri-

ode der Bourgeoisie im allgemeinen weder der Materialismus dialektisch, noch die Dialektik materialistisch ist, dies ist 

besonderen Ursachen geschuldet, mit denen wir uns hier nicht aufhalten können. 
†) Marx, Briefe an Kugelmann (Viva 1924). Seite 45. 
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Klassenkampf usw. mehr. Es ist für sie, die Bourgeoisie, wesentlich dasselbe, ob sie am Auslauf der 

bürgerlichen Revolution den schon nicht mehr rein bürgerlichen Revolutionären, diesen „jakobini-

schen Hunden“, oder den schon proletarischen Revolutionären, wie Marat und Baboeuf, den Garaus 

macht, oder ob sie etwa späterhin den Dialektiker Hegel oder die Materialisten Holbach, Helvétius, 

Diderot usw. als „tote Hunde“ behandelt: es entspricht bei ihr demselben soliden Interesse, ob sie 

Revolutionären oder ob sie dem Denken den revolutionären Kopf abhackt. Unsere Herren Bourgeois 

ziehen es jetzt vor, dem wissenschaftlichen Denken das materialistisch-dialektische Lebenslicht aus-

zublasen, die Erkenntnis in Gott zu verlegen und diesen alten feudalen, seither ein wenig in den Hin-

tergrund geschobenen Gott mit neuem Flitterwerk aufgeputzt, nach der neuesten Mode gescheitelt 

und gepudert vorzuführen, feineren Nerven aber etwa den sublimsten „Heiligen Geist“ in den ver-

schiedensten Sorten philosophischer Originalflakons aufzubinden. Geschäft ist Geschäft – es ist aber 

kein ganz leichtes Geschäft, weder die revolutionären Verhältnisse dem proletarischen Bewußtsein 

zu verschleiern noch die revolutionären Arbeiter niederzuhalten. Die Autorität der Maschinenge-

wehre usw. wird wirksam unterstützt durch die Autorität reaktionärer Ideologien. 

In den Händen des Proletariats aber ist die Theorie von vornherein einheitlich materialistisch-dialek-

tisch. Die wirkliche Verschmelzung des Materialismus mit der Dialektik geschieht erst im Lager des 

Proletariats. Diese „Verschmelzung“ kann anderseits nur geschehen unter Abstreifung der alten 

„mystischen“ Hülle, die vordem beiden Erkenntnisweisen anhaften mußte. Der dialektische Materia-

lismus wird von Marx und Engels begründet. Ein neuer wissenschaftlicher Ausgangspunkt ist ge-

wonnen, die lebte, modernste Stufe ist erreicht. Die materialistisch-dialektische Anschauung, die den 

Standpunkt und die geschichtliche Bewegung des Proletariats ausdrückt, erhebt von vornherein den 

Anspruch, die gesellschaftlich geschichtliche Welt ebenso wie die natürliche Welt wissenschaftlich 

zu begreifen, die Bewegungsgesetze der Wirklichkeit zu entschleiern, fortschreitend das Nichtwissen 

in Wissen zu verwandeln und mit der Erkenntnis dieser Gesetze zugleich die Möglichkeit ihrer Beherr-

schung aufzuzeigen. Hier beginnt der „s a l t o  v i t a l e“, wie Lenin den Sprung aus der Theorie in die 

Praxis, den „Sprung ins Leben“ nennt. Die Praxis ist überhaupt das Kriterium der Theorie, da umge-

kehrt die Theorie der Praxis entsprungen ist und alle Erkenntnisse der Erfahrung, und nur der Erfahrung 

entstammen. Die Frage nach der Wahrheit wird erkannt als bedingt durch die Entwicklung der mate-

riellen Aneignung der Natur durch den gesellschaftlichen Menschen. In dem dialektischen Entwick-

lungsgang der geschichtlich erzeugten Produktivkräfte wurzelt das dialektische Verhältnis von relativer 

und absoluter Wahrheit. Die Frage nach der Wahrheit. d. h. der Diesseitigkeit und Macht des Denkens 

hört damit auf, eine scholastische [721] Frage zu sein. Theoretische und praktische Aneignung der 

Welt sind nur zwei verschiedene Seiten eines und desselben gesellschaftlichen Lebensprozesses, auf 

der Basis, daß das Denken durch das Sein bestimmt und das Sein, vom Denken abhängig, ihm vo-

rausgesetzt ist.*) Hören wir Lenin: „Vom Standpunkt des modernen Materialismus, d. h. des Marxis-

mus aus sind nur die Grenzen der Annäherung unserer Erkenntnisse an die objektiv-absolute Wahrheit 

geschichtlich bedingt, die Existenz dieser Wahrheit ist unbedingt, unbedingt nähern wir uns ihr ... 

Sagt man, diese Unterscheidung zwischen relativer und absoluter Wahrheit sei unbestimmt, so ant-

worte ich darauf: diese Unterscheidung ist gerade unbestimmt genug, um die Verwandlung der Wis-

senschaft in das Dogma im schlechten Sinne dieses Wortes, d. h. in etwas Totes, Erstarrtes, Versteintes 

zu verhindern, sie ist aber gerade bestimmt genug, um auf das Entscheidendste und Unwiderruflichste 

eine Abgrenzung vom Fideismus und Agnostizismus, vom philosophischen Idealismus und der So-

phistik Nachfolger Kants und Humes zustande zu bringen.“ Es springt in die Augen, daß Lenin hier 

nach be i den  Seiten hin den modernen. d. h. den dialektischen Materialismus unterscheidet. 

Wir haben es, wie man sieht, mit den allgemeinsten Grund- und Anfangssätzen zu tun, die den abs-

traktesten Daseinsweisen der Materie, der Außenwelt, des Seins überhaupt entsprechen. Da aber jede 

unmittelbare Anschauung und Vorstellung von der konkreten Fülle der wirklichen, uns umgebenden 

 
*) Lenin betont ausdrücklich, daß die a b s o l u t e  G e g e n ü b e r s t e l l u n g  von Sein und Denken, Materie und Bewußt-

sein, Natur und Geist nur innerhalb ganz bestimmter Grenzen möglich und richtig ist. Die Behauptung, daß beides a b -

s o l u t  i d e n t i s c h  oder wenigstens immer unlöslich miteinander verknüpft sei, ist der Anfang des Idealismus und das 

Ende der objektiven Welt. 
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Erscheinungen ausgeht, so mußten jene materialistisch-dialektischen Grundsätze umgekehrt erst ver-

mittelst der Abstraktionskraft als allgemeinste Resultate gewonnen werden. Geschichtlich hat es dazu 

eines langen Wegs bedurft. Von dieser philosophischen Basis der materialistischen Dialektik, wie sie 

von Marx und Engels ausgebildet worden ist, muß bei der konkreten Erforschung der wirklichen, von 

Erscheinungen strotzenden Welt ausgegangen werden. Und umgekehrt ist zu dieser Basis zurückzu-

kehren oder hinabzusteigen, sowie die Sache selbst oder die Bekämpfung des Gegners – des philoso-

phischen Idealisten, des Agnostikers oder irgend eines anderen „diplomierten Lakaien“ des Fideismus 

und damit des akademischen oder kirchlichen Pfaffentums – dies notwendig macht. 

Von diesem Standpunkt ausgehend, haben Marx und Engels die materialistische Dialektik als „h i s -

t o r i schen  Materialismus“ in riesigem Umfange auf dem Gebiet der ge se l l s cha f t l i c h-ge -

s ch i ch t l i chen  Welt konkret durchgeführt, indem sie von vornherein jedoch erklärten, daß die Na-

tur erst recht den Prüfstein dieser dialektischen Methode darstelle. Wenn Marx und Engels gelegent-

lich zu jener abstrakten, erkenntnistheoretischen Basis zurückkehren, um sie nach allen Seiten hin 

kriegerisch darzutun, so ist es ihnen dabei um dasselbe zu tun wie Lenin, ihrem großen Nachfahren: 

die Notwendigkeit, auch auf dem ideellen, philosophischen Gebiet Standpunkt, Bewegung und Ziel 

des Proletariats zu verfechten, zwang sie alle drei dazu. Es leuchtet aber ohne weiteres ein, daß für 

die marxistisch-leninistische Auffassung dies Gebiet, die „Erkenntnistheorie“, kein Ding für sich ist, 

nicht losgerissen werden kann vom allgemeinen Zusammenhang der Wissenschaft, die in der bürger-

lichen Philosophenscholastik. „Wenn das Denken – so sagte der Dialektiker Hegel, und alle Marxis-

ten sind darin mit ihm einig – bei der A l l gem ei nhe i t  der Ideen stehen bleibt, wie notwendig in 

den ersten Philosophen (z. B. dem Sein in der eleatischen Schule, dem Werden Heraklits u. dergl.) 

der Fall ist, wird ihm mit Recht Fo r m a l i s m us  vorgeworfen; auch bei einer entwickelten Philoso-

phie kann es geschehen, daß nur die abstrakten Sätze oder Bestimmungen ... aufgefaßt und beim 

Besonderen nur dieselben wiederholt werden.“ – 

Die seitherigen einleitenden Darlegungen haben uns in den zur Debatte stehenden Gegenstand bereits 

hineingeleitet. Sollte jemand unter uns mit einer mehr oder minder unsicheren Geste der Abneigung 

gegen solche „dem Leben fernliegende Fragen“ der Meinung sein, es sei kein rechter Grund für solche 

Beschäftigung abzusehen, so werden wir erwidern, daß gerade das Leben – das Leben im weitesten 

Sinne – immer und überall für Lenin wie für Marx und Engels und alle wirklichen dialektischen 

Materialisten den t heo re t i s chen  Ausgangs- und Endpunkt darstellt. Fiele Erscheinung und Wesen 

der Dinge zusammen, so wäre Wissenschaft ohnehin unnötig. Es ist klar, daß man für eine wirklich 

revolutionäre Praxis das Begreifen des Wesens solcher Erscheinungen wie bürgerliche Republik. 

Staat, Parlament, usw. dringend braucht. Wir werden ferner erwidern, daß auch ge sch i ch t l i ch  

durch die Praxis, die politische Notwendigkeit Lenin bestimmt wurde, auf diesem ideellen Gebiet 

ebenso den Kampf zu eröffnen und durchzuführen, wie auf den übrigen Gebieten, auf denen der Un-

versöhnliche für das Lebendige gegen das Tote stritt. Und endlich werden wir unserem „rein prakti-

schen“ Mann sagen müssen: sieh zu, ob deine Abneigung gegen die Theorie dir nicht von einer andern 

Seite her sozusagen ins Ohr geflüstert wird; denn allerdings: der Wi de r s p r uch  zwi schen  The -

o r i e  und  P r a x i s  gehört – so sagt Lenin – zu den abscheulichsten Zügen der kapitalistischen Ge-

sellschaft. Sicherlich ein Satz, dessen Nichtigkeit jeder Arbeiter tausendmal erfahren hat. Die A uf -

hebun g  d i e se s  Wi de r s p r uchs  in unserer revolutionären Arbeit und damit auch die allmähliche 

Beseitigung des bloßen „Empirismus“, d. h. der noch halb blinden, noch nicht ganz bewußt und plan-

mäßig gewordenen Einsicht in die Erfahrungen und Bedingungen des [722] revolutionären Handelns, 

wird aber offensichtlich nicht durch Abneigung gegen die Theorie unse r e r  Praxis befördert. 

Der dialektische Materialismus ist aus einem Guß. Wir brauchen diesen einen Guß der Leninschen 

Theorie, wir brauchen sie ganz. Die harte, grausame, qualvolle Erfahrung – dies Grundgesetz aller 

Revolutionen – hat uns den Begriff dieser Notwendigkeit eingepaukt, so daß dieses Bedürfnis heute 

in den Reihen unserer deutschen Partei immer stärker sich geltend macht. 

Die vorliegende, sehr nützliche Schrift Debo r i n s, die uns Lenins kriegerischen Materialismus in 

seinen Grundzügen vermitteln soll, erhalten wir just zur selben Zeit, da L en i ns  Br i e f e  a n  Gor k i  

uns zugänglich gemacht werden. Das ist sehr gut. Denn wir alle bedürfen, sofern wir den vollen Sinn 
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eines großen Teiles dieser Briefe erfassen wollen, eines Schlüssels hierzu. Es ist nun gerade die phi-

losophische Frage, die für diese Lenin-Briefe aus den Jahren 1908 bis 1913 die Bewegungsachse 

bildet. Ohne Zweifel wird nun jeder, der Deborins kleine Schrift studiert, der Sache auf die Spur 

kommen, die theoretischen Zusammenhänge begreifen und die Front überschauen können, die der 

dialektische Materialist Lenin aufrollt. Deborin läßt uns diese Kampffront „auf dem ideellen Gebiet“ 

inspirieren. Deborins verdienstvolle Schrift ist uns darum doppelt nützlich, jetzt, da wir zugleich die 

Briefe an Gorki haben. 

Hier, in der einen Hand, haben wir das Büchlein des Gen. Deborin: die dialektisch-materialistischen 

Grundbestimmungen von Materie, Bewußtsein, Praxis, Raum und Zeit, absoluter und relativer Wahr-

heit usw. werden dargestellt, so wie Lenin sie in der unbarmherzigen Kritik einer reaktionären Philo-

sophie entwickelt hat, einer Philosophie, hinter der sachte oder grob das Gesicht des Pfaffentums 

hervorlugt. 

Und hier, in der andern Hand, haben wir Lenin selbst. Wir haben diese Briefe in ihrer unmittelbaren 

Aktualität, mit dem Erdgeruch der Wirklichkeit, d. h. des Kampffeldes. Hier sehen wir, wie die Not-

wendigkeit des „erbarmungslosen ideellen Kampfes“ sich ihm ergibt – i n ne r ha l b  de r  Pa r t e i. Un-

mittelbar handelt es sich für ihn um die Bekämpfung eines Revisionismus bestimmter Prägung, eines 

„nur“ philosophischen Revisionismus. Lenin zieht gegen die „Mach iad e“ zu Feld. Es handelt sich 

darum, daß eine Anzahl moderner Physiker (wie Mach, Pearson usw.) dabei ist, „gelegentlich der 

‚Wunder‘ des Radiums, der Elektronen usw. den lieben Gott – sowohl den allergröbsten als auch den 

allerfeinsten, als philosophischen Idealismus überall einzuschmuggeln“, und daß eine Anzahl von 

„Machisten, die Marxisten sein wollen“ (wie Lenin ingrimmig Bogdanow, Basarow u. a. betitelt) 

hinter jenen physikalischen Idealisten hertrotten, um am Marxismus die bekannte kleine, „moderne“ 

„Verbesserung“ anzubringen, die in Wirklichkeit den dialektischen Materialismus verfälscht. Es 

kommt dann irgend eine neue „eklektische Bettelsuppe“ heraus und – der Konsequenz nach, die Lenin 

unerbittlich aufdeckt – ist einem verfeinerten, „sublimierten“, „gepuderten“ Gottesglauben Tür und 

Tor geöffnet. „Alle kleinbürgerlichen Strömungen in der Sozialdemokratie kämpfen vor allen Dingen 

gegen den philosophischen Materialismus, neigen zu Kant, zum Neokantianertum, zur kritischen Phi-

losophie“, – so schreibt Lenin am 13. Februar 1908. In der Tat haben wir es bei der „Machiade“ im 

Wesentlichen mit derselben Erscheinung zu tun, wie bei dem Ruf „unserer“ Revisionisten: „Zurück 

zu Kant“. 

Lenin tritt in die Schranken. Wenn er die revisionistische Front anpackt, muß er die ganze bürgerliche 

Front aufrollen. Ja letzten Endes handelt es sich um „uralte philosophische Fragen“. Und Lenin fragt: 

Konnte dieser 2000jährige Streit – der Streit zwischen Materialismus und Idealismus jemals verstum-

men? Er könnte in der Tat so wenig verstummen, wie der materielle Kampf zwischen den produzie-

renden und den sie beherrschenden Klassen. 

Am 25. Februar 1908 schreibt Lenin wiederum über die Meinungsverschiedenheiten unter den Bol-

schewisten in den Fragen der Philosophie. indem er hinzufügt: „Ich halte mich nicht für kompetent 

genug in diesen Fragen, um mich zu beeilen, in der Presse hervorzutreten.“ Aber siehe da: Wladimir 

Iljitsch, der „nicht kompetente“, beendet ein paar kleine Monate später sein großes philosophisches 

Werk, seine ebenso klare wie unbarmherzige und vernichtende Streitschrift gegen die marxistischen 

Machisten und gegen ihre sozusagen 2000jährige, idealistische Ahnengalerie. – Im Herbst 1908 voll-

endet er sein Buch: „Mat e r i a l i sm us  und  Em pi r i ok r i t i z i sm u s. Kr i t i s che  Be t r ach t un -

gen  übe r  e i ne  r eak t i onä r e  Ph i l o soph i e.“ Damit hat Lenin das gesagt, wovon er sich vorge-

nommen hatte: „... ich werde das i n  m e i ne r  We i se  sagen. koste es, was es wolle.“ 

Soviel wir sehen, haben wir in Deborins Schrift eine Wiedergabe der Grundlinien eben dieses Werks 

von Wladimir Iljitsch, einen Abriß vom fertigen Bild. Aus den in den Briefen an Gorki enthaltenen, 

mit ungestümer, plastischer, ganz und gar lebendiger Leninscher Kraft und Klarheit geschriebenen 

Skizzierungen jener Streitpunkte können wir uns eine Art von leninschem Entwurf zum Bilde zusam-

menstellen. Wir sind froh, diese Briefe zu haben, froh über den Deborinschen Wegweiser – aber wir 

verlangen um so mehr nach dem „Originalbild“ selbst. Wir haben zwar den Sperling in der Hand, 
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aber noch nicht die Taube auf dem Dache. W i r  geben  m i t  a l l e r  Dr in g l i chke i t  dem  W un-

sche  Ausd r uc k, da s  da s  Buch  „Mat e r i a l i sm us  und  Em pi r i ok r i t i z i sm u s“ m ög l i chs t  

s chne l l  auch  i n  deu t s che r  Sp r ache  ve r ö f f en t l i ch t  w i r d. 

Es kann nicht unsere Aufgabe sein, ausführlicher zu zeigen, w i e  Lenin in der Sache selbst überall 

l og i s ch  die Konsequenzen der machistischen Auffassungen und damit ihr Hinabgleiten in den re-

aktionären Abgrund, und wie er [723] ge sc h i ch t l i ch  den Zusammenhang dieser reaktionären Phi-

losophie mit dem unverhüllteren alten Idealismus – angefangen vom seligen Bischof Berkeley – nach-

weist. Bei Debor i n  bekommen wir unbestreitbar einen schönen Begriff davon: 

Jene „empiriokritizistischen“, „machistischen“ Philosophien sind besondere Erzeugnisse einer be-

stimmten Entwicklungsperiode der Naturwissenschaft, näher gesagt: der Physik. Hören wir, zu wel-

chem Resultat Lenin kommt: „Mit einem Wort, der ‚physikalische‘ Idealismus von heute wie der 

‚physiologische‘ Idealismus von gestern haben nur die Bedeutung, uns zu zeigen, daß eine Naturfor-

scherschule auf einem Zweiggebiet der Naturwissenschaft aus dem Kurs zur reaktionären Philosophie 

geriet, weil sie nicht von allem Anfang an vom metaphysischen zum dialektischen Materialismus 

weiterzuschreiten verstand. Diesen Kurs hält die moderne Physik ein, aber sie steuert auf diese rich-

tige Methode und Philosophie der Naturwissenschaft nicht gerade, sondern in Zickzackkurven los, 

nicht bewußt, sondern instinktiv; ohne klar das ‚Endziel‘ vor Augen zu haben, tastet und schwankt 

sie hin und her, manchmal nicht mit dem Gesicht voran. D i e  m oder ne  Phy s ik  l i e g t  i n  Ge -

bu r t swehe n. S i e  w i rd  den  d i a l ek t i s chen  Ma t e r i a l i s m u s  gebä r e n. Doch die Entbindung 

tut weh. Außer einem lebendigen und lebensfähigen Wesen werden unvermeidlich noch gewisse tote 

Produkte, Abfälle zum Vorschein kommen, die in die Kanalisation hinab zu befördern sind. Unter 

diesen Abfällen befindet sich auch der ganze physikalische Idealismus, die gesamte empiriokritizis-

tische Philosophie mit Empiriosymbolismus und Empiriomonismus usw.“ 

Es springt in die Augen, daß diese Sätze nichts anderes als die Beschreibung einer Revolution dar-

stellen, einer Revolution auf einem Gebiet der Wissenschaft. In epochemachender Weise vollbringt 

diese physikalische Revolution wieder eine Bestätigung jenes von Marx und Engels aufgestellten 

Satzes, daß die Natur den Prüfstein der Dialektik abgebe. Diese physikalische Revolution – sie ist 

noch lange nicht beendet – vollzieht sich, solange die Naturwissenschaft samt ihrer Basis, der Pro-

duktion, noch in den Händen der Bourgeoisie liegt, zunächst in jener blinden Form, die den Mecha-

nismus der kapitalistischen Gesellschaft kennzeichnet: der Fortschritt setzt sich hinter dem Rücken 

der Menschen durch und paukt ihnen gewaltsam seine Dialektik ein. 

Und Lenin, der wie Marx und Engels eindringlich sein Augenmerk auf die Entwicklung der Natur-

wissenschaft richtet – Lenin, der uns für den ganz praktischen Zweck des Kampfes gegen die alte 

kapitalistische Gesellschaft, gegen jenen „Toten, der den Lebendigen ergreift“, empfiehlt, Neuausga-

ben der Werke jener alten Materialisten und ein „von materialistischen Gesichtspunkten geleitetes 

Studium der Hegelschen Dialektik“ zu veranstalten – Lenin erklärt und empfiehlt uns auch dies: 

„Im großen ganzen sind die Professoren der Nationalökonomie nichts anderes als gelehrte Kommis 

der kapitalistischen Klasse und die Professoren der Philosophie – die gelehrten Kommis der Theolo-

gen. Die Aufgabe der Marxisten ist nun hier wie dort, sich die Eroberungen dieser „Kommis“ zu 

eigen zu machen und zu verarbeiten. (Keinen Schritt können wir auf dem Gebiet der neuen ökono-

mischen Erscheinungen machen, wenn wir die Arbeiten dieser Kommis beiseite liegen lassen.) Die 

Aufgabe ist, die reaktionären Tendenzen abzubauen und mit dem Verständnis für die eigene Führung 

der Linie die gegnerischen Kräfte und Klassen zu bekämpfen.“ Ka r l  Schm ück l e. 

* 

W. I. Lenin: Briefe an Maxim Gorki 1908-1913. 

Verlag für Literatur und Politik. Wien 1024. 

Gorki, der jahrelang Lenins Mitstreiter war, ist bekanntlich von den Bolschewiki abgerückt, als das 

russische Proletariat mit der Zerstörung der alten bürgerlichen Welt Ernst machte. Als die Kathedra-

len angeschossen wurden und die Rotarmisten pietätlos ihre Zigaretten an den antiken Gobelins 
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abstreiften, da wurde Gorki, der einstmalige Lumpenproletarier, zum „Psalmisten der Kultur“ (nach 

dem geistreichen Ausdruck Trotzkis). Aber auch in den Jahren, als Gorki noch an Lenins Seite stand, 

nannte er sich selbst einen „zweifelhaften Marxisten“ und hatte wenig Sinn für die „Vernunft“ der 

Massen. So ist es besonders wichtig, die ideologische Scheidewand kennen zu lernen, die Gorki vom 

Kommunismus trennt. Der Briefwechsel zwischen diesen zwei bedeutenden Männer liefert einen in-

teressanten Beitrag dazu. 

Die Briefe sind an einen F r eund  geschrieben und enthalten Momentbilder von den Tagessorgen: 

von dem Kampf gegen die Reaktion und die Menschewiki, dem Fraktionskampf gegen die Liquida-

toren und Otsowisten bis zur Besorgnis um Gorkis Gesundheit, der Mitteilung von der Erkrankung 

der Frau Lenins usw. usw. Aber durch alle Briefe zieht sich wie ein roter Faden der eine Gedanke: 

die Sorge um die Pa r t e i, das Wohl und Wehe der Partei, die Reinheit und die Starke der Partei. 

„Der Kampf ist ab so l u t  unvermeidlich“, schreibt Lenin an einer Stelle. „Die Parteileute müssen 

ihre Bemühungen nicht auf ein Zusammenkitten, ein Aufschieben oder ein Ausweichen richten, son-

dern darauf, daß die praktisch notwendige Arbeit n i ch t  da r un t e r  l e i de t.“ Gorki versteht nicht die 

Er-[724]bitterung des fraktionellen Kampfes, versteht nicht, um was es dabei geht. Lenin schreibt 

ihm (am 1. August 1912): „Nein, Scherz beiseite, eine üble Manier haben Sie sich da angewöhnt, eine 

spießige, bürgerliche – die Manier, abzuwinken: ‚Ihr seid alle Zankhähne‘, und er versucht ihm klar-

zumachen, daß der Kampf innerhalb der Partei ‚tiefen und klaren ideellen Wurzeln entstammt‘.“ 

Den Hauptinhalt der Briefe bilden id eo l og i sche  Fragen. Hier setzen die Meinungsverschieden-

heiten ein, die Lenin auch von Gorki trennten. 

„In Gorki“, schreibt Genosse Kamenew in seiner schönen Einleitung, „sah er einen mächtigen 

Kampfgefährten, der zwar mit einer andern Waffe kämpft, aber gegen denselben Feind und um das-

selbe Ziel. Gorkis Waffe – das künstlerische Wort – schätzte Wladimir Iljitsch sehr hoch ein und maß 

ihm eine ungeheure Bedeutung bei.“ Aber dann kommen die Differenzen, besonders wo es sich um 

die Frage der Religion und der Mystik handelt. In den Jahren der schwärzesten Reaktion, als die 

russische Arbeiterbewegung zerklüftet und geschmäht darniederlag, hatten die Bolschewiki in ihren 

eigenen Reihen gegen die Fraktion der „Gottkonstrukteure“ und „Gottsucher“ (zu ihnen gehörte eine 

Zeitlang auch Genosse Lunatscharski) zu kämpfen. Lenin wettert freundschaftlich gegen Gorki los, 

als dieser anläßlich einer Pressekampagne über Dostojewski in einer kadettischen Zeitung schreibt: 

„Die ‚Gottsucherei‘ muß man für eine Zeitlang aufschieben ... Die Götter sucht man nicht – man 

schafft sie; das Leben wird nicht ausgedacht, man erzeugt es.“ „Daraus geht also hervor, daß Sie nur 

‚für eine Zeitlang‘ gegen die ‚Gottsucherei‘ sind!!“, ruft Lenin. „Daß Sie nur deshalb gegen die Gott-

sucherei sind, weil Sie sie durch eine Gotterschaffung ersetzen wollen. Nun, ist es denn nicht grau-

enhaft, was da bei Ihnen für eine Sache herauskommt?!“ 

Und Lenin beginnt, mit der ihm eigentümlichen Eindringlichkeit Gorki auseinanderzusetzen, was 

„Gott“ für die bürgerliche Gesellschaft für ein nützliches Ding ist. Mystik ist ein schlimmeres Gift 

als grober Kirchenglaube, der katholische Pfaffe, der Mädchen schändet, weniger gefährlich als der 

ideologische Spuk, der mit Philosophie und Psychologie arbeitet. „Die Gotterschaffung – ist sie nicht 

die übelste Art der Selbstbespeiung?? Jeder Mensch, der sich mit der Konstruktion eines Gottes be-

schäftigt oder auch nur eine solche Konstruktion zuläßt, bespeit sich auf die übelste Art“, schreibt 

Lenin. Gorki gibt eine Definition Gottes, als Komplex von Ideen, die „die sozialen Gefühle wecken 

und organisieren, mit dem Bestreben, die Persönlichkeit mit der Gesellschaft zu verbinden, den zoo-

logischen Individualismus zu zügeln.“ Lenin zeigt, daß diese Definition „durch und durch r eak t io -

nä r  und bür ge r l i c h“ ist. Es ist nicht wahr, daß der philosophische Idealismus „immer nur die In-

teressen der Persönlichkeit im Auge hat“. Und welche Folge hat er für das Kräfteverhältnis der Ge-

sellschaft, für die Masse? Der Mystiker und Idealist wird zum Bundesgenossen der Struve, Purisch-

kewitsch und Schwarzen Hundert. „Indem Sie Gottheitsidee ausschmücken, schmücken Sie die Ket-

ten, mit denen sie die unwissenden Arbeiter und Bauern fesseln.“ „Wenn in Rußland Freiheit 

herrschte, würde Sie ja die ganze Bourgeoisie für solche Sachen, für diese Soziologie und Theologie 

von rein bürgerlichem Typus und Charakter auf den Schild heben“, schreibt Lenin im letzten Brief. 
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Es ist klar, daß Gorki sich vom Bolschewismus entfernen mußte. Lenin vertritt in diesen flüchtig 

hingeworfenen Zetteln und Briefen konsequent dieselbe Weltanschauung, die er im Kampf gegen die 

Machisten in seinem Werke „Materialismus und Empiriokritizismus“ niedergelegt hat. Lenin haßte 

jedwede Halbheit und Kompromißlerei auf dem Gebiete der Ideen und erkannte früh, daß dieser 

ganze Gottesspuk wesensverwandt ist mit dem politischen Opp or t un i s m u s. 

Noch ein Wort über die Fo r m  dieser Briefe. Immer sachlich, puritanisch knapp und einfach, mensch-

lich, einheitlich und geschlossen – so sind Lenins Briefe, wie seine ganze titanische Persönlichkeit. 

Aus Len i ns  Munde spricht d i e  neue  Kl a s se, die ihre eigene Einstellung zu allen Fragen des 

Lebens und der Geschichte findet. Mit Recht sagt Genosse Kamenew: „Das macht Lenins Briefe zu 

wahren Dokum en t en  e i ne r  neue n, s i ch  i m  Kam pf e  ge s t a l t enden  p r o l e t a r i s chen  

Ku l t u r“. Frida Rubiner. 

[1] 
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Einleitung zu den Taktik-Thesen des 5. Weltkongresses. 

I. 

Einige Monate sind seit dem Abschluß des 5. Weltkongresses verstrichen. Im Gegensatz zu den Be-

schlüssen früherer Weltkongresse sind über das politische Ergebnis des 5. Weltkongresses in der 

deutschen Partei keine Differenzen gewesen. Einmütig – es ist uns keine einzige Gegenstimme be-

kannt – haben sich die Mitgliedschaften hinter die politischen Beschlüsse des Weltkongresses gestellt. 

Und dabei ist nicht nur im Zentralausschuß, sondern in allen Bezirken, in vielen Bezirken auch in den 

Unterbezirken, über den 5. Weltkongreß eingehend diskutiert worden. Aber die ganze Bedeutung des 

5. Weltkongresses verstehen zu lernen, aus den Beschlüssen heraus die Basis schaffen, auf der die 

Konsolidierung unserer Partei vorwärts schreiten kann, diese Aufgabe ist erst gestellt und noch nicht 

gelöst. Der 5. Weltkongreß bedeutet gerade für die deutsche Partei einen Abschnitt in ihrer 
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Entwicklung. Der 5. Weltkongreß schließt international eine Periode heftiger Parteikämpfe ab. Der 

5. Weltkongreß versöhnte vollständig und absolut die Minderheit des Frankfurter Parteitages mit der 

Linie der Mehrheit und, was das Wichtigste ist, der 5. Weltkongreß wertete international die Erfah-

rungen der deutschen Partei aus und zog daraus die praktischen Konsequenzen. In der Tschechoslo-

wakei, in Schweden sind heftige Debatten um die Herausarbeitung der Taktik der Internationale ent-

brannt. Die Abschaltung der rechten Höglund-Gruppe in Schweden ist eine Auswirkung des scharfen 

Kurses, den der 5. Weltkongreß gegen alle rechten Tendenzen eingeschlagen hat. Dieser scharfe Kurs 

wird aber nicht allein verständlich aus den Erfahrungen der deutschen Revolution, sondern der 5. 

Weltkongreß kann in seiner ganzen Bedeutung nur erfaßt werden, wenn man versteht, daß die russi-

sche Frage, das Auftauchen der russischen Exposition, im Herbst 1923-24 nicht nur rein äußerlich 

parallel mit der deutschen Krise lief, sondern daß ein tiefinnerer Zusammenhang zwischen dem Auf-

treten der russischen Opposition und den rechten Abweichungen innerhalb der Komintern, insbeson-

dere in Deutschland, besteht. Es ist kein Zufall, daß Brandler mit Radek, Souvarine, Trotzki verbün-

det ist. Es ist kein Zufall, daß sich Höglund jetzt in Schweden auf Klara Zetkin, Trotzki, Radek und 

Brandler beruft. 

Worin bestehen die Grundfragen, um die es auf dem 5. Weltkongreß bei der Herausbildung der Taktik 

der kommunistischen Parteien ging, und wie sie sind gelöst worden? 

II. 

Die westeuropäischen Parteien sind Kinder des Krieges. Aus der Empörung eines Teiles der sozial-

demokratischen Parteien gegen die [4] imperialistische Politik der Sozialpatrioten geboren, erwuch-

sen sie auf dem Boden dieser Opposition und legten so den ersten Grundstock. Der zweite größere 

Teil der Armee der westeuropäischen Parteien (Deutschland, Frankreich, Tschechoslowakei) stieß 

zur 1. Armee auf Grund der Reaktion gegen die Politik, die die Sozialdemokraten nach dem Kriege, 

insbesondere in ihrer Stellung gegen Sowjetrußland, einschlugen. Eine fest umrissene, theoretische 

Parteiplattform, um die von Anfang an die westeuropäischen Parteien sich gruppiert hätten, fehlte 

ihnen, ebenso mangelte es an einer Führergruppe, einem Kern, um den die Parteien sich kristallisie-

ren, um den herum die Parteien heranwachsen. Der Unterschied zwischen der russischen Kommunis-

tischen Partei und den westeuropäischen Kommunistischen Parteien besteht darin, daß die russische 

Kommunistische Partei unter einheitlicher Führung in vielen jahrzehntelangen Kämpfen erwuchs, 

ausgehend von einer Plattform, die von demselben Grundgedanken vor 20 Jahren im Kampfe gegen 

den Zarismus wie in der großen Revolution um die proletarische Diktatur beherrscht war. Unsere 

westeuropäischen Parteien sind ein von der Sozialdemokratie losgerissenes Stück, aber von einer 

Sozialdemokratie losgerissen, die 30, 40 Jahre organisationsmäßig in der Arbeiterschaft Europas ver-

wurzelt ist und die über eine ausgebildete reformistische Theorie und Praxis verfügt. Die Kommunis-

tischen Parteien Westeuropas waren mit der Hoffnung auf den schnellen Sieg der Revolution gegrün-

det, sie stürmten vorwärts, beflügelt von dem Gedanken des nahen Sieges. Das gilt insbesondere für 

unsere deutsche Partei. Der langsamere, s chwi e r i ge  Gang der europäischen Revolution erzeugte 

dann diese innerlich unorientierten, innerlich ringenden ungefestigten kommunistischen Parteien, er-

zeugte auch Tendenzen zur Wiederanlehnung an die Sozialdemokratie, aus derem Schoße sie ent-

sprungen sind. Aus diesen Ursachen heraus entwickelt sich in den Parteien die theoretische und prak-

tische Anschauung, man müsse den Kommunismus westeuropäisch frisieren. Der Zusammenhang 

zwischen der russischen Opposition und diesen sozialdemokratischen Tendenzen der westeuropäi-

schen Parteien besteht darin, daß der Sinn der russischen Opposition nicht anderes war, als der Ver-

such, die Methoden der russischen Kommunistischen Partei wie auch die Politik der proletarischen 

Diktatur an die europäische Entwicklung anzupassen. Die russische Opposition hat dieses Ziel nicht 

offen formuliert, aber als Konsequenz ihrer Politik wäre eine solche „Anpassung“ unvermeidlich ge-

wesen. Eine solche Anpassung bedeutet aber nicht irgend eine belanglose oder untergeordnete Ver-

änderung der Politik der Sowjetmacht, sondern die innere Schwächung der Sowjetmacht und die För-

derung, ja die Heraufbeschwörung konterrevolutionärer Tendenzen. Hinter allen taktischen Debatten 

der letzten Jahre innerhalb der Komintern steckt immer wieder die alte Frage, welche Politik sollen 

die kommunistischen Parteien Europas betreiben, wenn der Weg der Revolution lang und schwierig 
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ist? Der Kampf um die Einheitsfronttaktik, der seit Jahren innerhalb der Kommunistischen Internati-

onale geführt wird, die Frage, ob Einheitsfronttaktik „von unten“ oder „von oben“, die Frage nach 

der Einheitsfronttaktik an sich, alle Fragen sind bei näherer Betrachtung nur Vorgefechte um eine 

viel entscheidendere Frage der Taktik der Kommunistischen Internationale. Diese entscheidende 

Frage ist: welchen Weg unsere Kommunistische Parteien einschlagen sollen, wenn die Möglichkeit 

der revo-[5]lutionären Erhebung des Proletariats durch die objektiven Umstände nicht unmittelbar 

bevorsteht. In Ländern, in denen die Hauptaufgabe unserer Kommunistischen Parteien die Vorberei-

tung revolutionärer Kämpfe, die Gewinnung und Mobilisierung der Massen für den Kampf ist, erhebt 

sich aus der Situation unweigerlich die Frage: Vorbereitung der Revolution, auch wenn sie scheinbar 

zunächst in die Ferne gerückt ist, durch die unmittelbare Anteilnahme an den täglichen Kämpfen des 

Proletariats bei ständiger Agitation für den Kommunismus, oder „verantwortliche“, „praktische“, 

„positive“ Politik im Rahmen der kapitalistischen Gesellschaft?? Positive Mitarbeit im Rahmen der 

bürgerlichen Demokratie? 

„Die größte Quelle der Krise, die wir hatten, die wir noch haben werden, jahrelang, wenn die Revolution nicht 

kommen wird, besteht darin: wir sind die Partei der Diktatur, aber wenn keine revolutionären Wellen schlagen, 

so kann man für die Diktatur nur Propaganda, Agitation treiben. Und die Masse lebt nicht nur von der Propa-

ganda und Agitation. Vor den kommunistischen Parteien stehen praktische Aufgaben. In denen ist es so 

schwierig, den Standpunkt des Kommunismus durchzuführen, daß eine große Diskrepanz herrscht zwischen 

unserem Wollen und unserem können. Und wenn wir das nicht sehen und auf Grund dieser Diskrepanz unsere 

Leitungen zu reformistischen stempeln, Genossen, dann werden wir zerfallen. 

Mit einer rein agitatorischen Linie des Kommunismus werden wir herrliche kleine kommunistische Parteien 

haben. Es wird wieder die Frage stehen: Sette oder Masse. Sie stand schon so. Würden wir im März die Partei 

nicht zurückgehalten haben, hätte Levi Recht. Wir haben sie zurückgehalten, sagten: Heran an die Massen auf 

dem praktischen Boden. Und heute steht die Frage noch einmal.“ 

III. 

Die KPD hat zwei Liquidatorenkrisen hinter sich. Immer nach einer Niederlage des deutschen Prole-

tariats, wenn der Sieg in weite Ferne gerückt schien und wenn die SPD durch eine Maskerade, durch 

ein Zwischenspiel von „Arbeiterpolitik“ die Niederlagestimmung auszunutzen versuchte, immer 

dann traten Tendenzen auf, die, beginnend mit der Notwendigkeit der Einheitsfronttaktik, die Liqui-

dierung der KPD anstrebten. Die Levikrise kam nach der Märzaktion, die Frieslandkrise im Winter 

1921/22, in einer Zeit, in der die SPD nach dem Erzberger-Mord sich außerordentlich radikal gebär-

dete. Die historische Rolle der Linken in der Partei bestand im Aufzeigen der Tendenzen, die nicht 

nur oben in den Spitzen der Partei, sondern tief unten in den Massen, in den Fabriken und Gewerk-

schaften zu spüren waren und zu spüren sind. Die Richtung Brandler in der deutschen Partei war die 

Fortsetzung der Politik von Levi und Friesland, nur ohne offenes Ueberlaufen der SPD. Aber auch 

hier die Grundauffassung, die KPD ist dem Wesen nach dasselbe wie die SPD, die SPD ist auch eine 

Arbeiterpartei, aber der rechte Flügel der Arbeiterklasse; die Zusammenfügung des rechten und des 

linken Flügels der Arbeiterklasse ist die Voraussetzung für eine Aktion gegen die Bourgeoisie. Diese 

Auffassung der Einheitsfronttaktik als Koalition von Arbeiterparteien ist die Ursache unserer Schwä-

che und aller unserer Fehler geworden. Sie ist vier Jahre lang durch Theorie und Praxis in die Partei 

hineingebracht worden. Alle unsere Aktionen tragen den Stempel dieser falschen Auffassung an der 

Stirn. Die Rathenau-Aktion, die [6] Konferenz der drei Exekutiven und schließlich die Oktobernie-

derlage und die sächsische Episode sind die Hauptetappen, die man gründlich studieren und durch-

denken muß, um die Oktoberumstellung zu begreifen. Dahinter steckt nichts anderes als der Mangel 

an jeglicher Klarheit über die Rolle der Kommunistischen Partei in der Revolution, und gerade die 

sechs Jahre deutscher Revolution seit November 1918 haben uns klar gelehrt, klar noch einmal be-

wiesen, was die russische und ungarische Revolution gezeigt haben: ohne Kommunistische Partei 

kann kein Proletariat der Welt siegen. Das Proletariat Deutschlands ist im Oktober geschlagen wor-

den, weil ihm diese Partei gefehlt hat. Die Partei der SPD durch eine Bündnistaktik, die man Ein-

heitsfront nennt, annähern, so annähern, daß aus den Massen unserer Partei selbst der Schrei nach der 

Liquidation kommt, wenn die Revolution ein längerer Prozeß ist, das bedeutet, die kommende 
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Revolution vor der Geburt erwürgen. Wenn neue Krisen des Kapitalismus, neue Kulminationspunkte 

der allgemeinen kapitalistischen Krise und neue ökonomische und politische Katastrophen das deut-

sche und internationale Proletariat ohne selbständige, vom Reformismus freie Kommunistische Par-

teien vorfinden werden, so wird wiederum eine führerlose Armee, ein proletarischer Körper ohne 

Gehirn eine verlorene Schlacht erleben. Die Fragen sind in der KPD und in der Komintern auch heute 

noch nicht erledigt. Während des revolutionären Prozesses werden versteckt oder offen liquidatori-

sche Tendenzen auftreten. Das eine große Gefühl, das Gefühl: wir sind notwendigerweise die Sieger 

von morgen, fehlt oft, fehlt auch in den unteren Funktionär- und Mitgliedermassen aus Mangel an 

theoretischer Schulung, aus Mangel an gründlichem Durchdenken ihrer eigenen Parteiangelegenhei-

ten. Nicht eher wird die KPD sich zu wirklicher revolutionärer Aktivität zusammenfinden, bevor sie 

sich nicht eine einheitliche Tradition, eine einheitliche Beurteilung ihrer Parteivergangenheit und 

Parteizukunft geschaffen hat. 

Besser als alles andere zeigt der folgende Brief eines Arbeiters aus einem Berliner Betrieb, wo die 

eigentliche Gefahr für die Partei steckt: 

„Ich bin heute noch der Auffassung, und heute mehr denn je, daß es unmöglich ist, der Weltreaktion als ein-

zelne Arbeitergruppe entgegenzutreten. Der 5. Weltkongreß hat aber die Frage erneut dahin entschieden, daß 

unser größter Gegner die Internationale Sozialdemokratie ist, d. h. daß eben die Massen in absehbarer Zeit 

nicht zusammenkommen werden, was meines Erachtens ein indirektes Vorschubleisten gegenüber der Reak-

tion ist. 

Ich bin der Auffassung, nur dadurch können wir zum Ziele kommen, indem wir einheitlich international zu-

sammenstehen und vor allen Dingen durch eine einheitliche Propaganda den Gedanken des Appells an die 

Gewalt aus den Köpfen der Arbeiterschaft hämmern. (!) 

Da aber letzteres von der KI ebenfalls verworfen wird, empfinde ich es als eine Inkonsequenz, noch Mitglied 

zu sein. 

Ich bin aber der festen Hoffnung, daß wir uns, wenigstens der größte Teil, alle auf dem von mir skizzierten 

Weg in nicht allzuferner Zeit wieder zusammenfinden müssen und werden, zum Wohle der gesamten arbei-

tenden Menschheit. Mit proletarischem Gruß Willy Katlewski.“ (Aus dem „Funken“ Nr. 14.) 

Solche Beispiele können viele beigebracht werden. Auch die syndikalistischen Erscheinungen, die 

Absplitterung einzelner Genossen, die sich [7] einem Beschluß über Gewerkschaftstaktik nicht un-

terwerfen wollen, die Verbindung dieser Genossen mit antibolschewistischen Gruppierungen ist nur 

die Kehrseite der Medaille. 

IV. 

Aus der Auffassung über die Einheitsfronttaktik erwuchs die Vorstellung von der Möglichkeit, ja 

Notwendigkeit einer demokratischen Arbeiterregierung. Die demokratische Arbeiterregierung ist 

wiederum im Grunde nichts anderes als der Versuch, einen westeuropäischen Weg zur Macht zu 

finden. Das hat am klarsten Genossin Klara Zetkin auf dem 5. Weltkongreß ausgedrückt. 

„Zur Frage der Arbeiter- und Bauernregierung kann ich die Erklärung des Genossen Sinowjew nicht akzeptie-

ren, die Arbeiter- und Bauernregierung sei nur ein Pseudonym, ein Synonym oder noch ein anderes ‚nym‘ für 

die Diktatur des Proletariats. Für Rußland war es vielleicht richtig, aber für Länder mit fortgeschrittener kapi-

talistischer Entwicklung trifft es nicht zu. Da ist die Arbeiter- und Bauernregierung der politische Ausdruck 

einer bestimmten geschichtlichen Situation, wie sie Engels schon vorausgesehen hat. Nämlich eines Standes 

der Dinge, bei dem die Bourgeoisie die Macht nicht mehr halten kann, das Proletariat aber nicht reif und einig 

genug ist, seine Diktatur aufzurichten. Große Teile des Proletariats glauben noch, ihre Macht in den alten 

Machtformen ausüben zu können, sie sind noch in Illusionen befangen über Parlamentarismus und bürgerliche 

Demokratie.“ 

Daß der Weltkongreß diese Theorie aufs schärfste zurückgewiesen hat, ist in einer Zeit, in der die 

„demokratische Arbeiterregierung“ die Methode der Bourgeoisie ist, mit der sie in einem so großen 

Lande wie England die Arbeitermassen zu ködern versucht, von der größten praktischen und theore-

tischen Bedeutung. Wenn zur demokratischen Arbeiterregierung noch der Unterschied zwischen Ok-

tober- und Novemberrevolution angeführt worden ist, dann war das nur die theoretische Vollendung 
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einer revisionistischen Auffassung, die mit der Einheitsfront-Taktik als Bündnisabschluß mit „ande-

ren Arbeiterparteien“ begonnen hat. 

V. 

Was soll unsere Partei aus den Beschlüssen des Weltkongresses und aus den vorliegenden Taktik-The-

sen besonders lernen? Was eine bolschewistische Partei ist und was uns noch fehlt, um eine bolsche-

wistische Partei zu werden. Die gegenwärtige Situation stellt uns vor die Aufgabe, unverzüglich die 

Vorbereitung der Massen auf die kommende Revolution durchzuführen. Aber diese Durchführung ist 

nur möglich, wenn wir in den täglichen Kämpfen um Lohn und Brot an der Spitze stehen, wenn wir 

d i e  Arbeiterpartei sind, die die Massen umfaßt, ohne auch in den alltäglichsten Verrichtungen ihren 

revolutionären Charakter einzubüßen. Die SPD wird mit und ohne Regierungsbeteiligung keine andere 

Rolle spielen, als diese: die Bourgeoisie vor den Kämpfen des Proletariats zu schützen. Das deutsche 

Proletariat braucht zur Vertretung seiner Interessen eine revolutionäre Partei, die seine Klassen-

kämpfe führt. Diese Klassenkämpfe des Proletariats sind heute die Erschütterung der Bourgeoisie. Die 

Führung der Teilkämpfe im revolutionären Sinn, ihre Ausnutzung zur Vorbereitung der kommenden 

Revolution, ist heute das Problem, das die Kommunistische Partei zu bewältigen hat. Die Festigkeit 

des inneren Kerns mit gleichzeitiger [8] Manövrierfähigkeit, die Vielfältigkeit unserer taktischen Me-

thoden, die schärfste Bekämpfung der SPD und dennoch die Heranziehung der SPD-Arbeiter an un-

sere Partei, alles das beherrschen wir noch sehr unvollständig und müssen wir noch lernen. Im Okto-

ber haben wir eine historische Stunde versäumt, weil die Partei noch keine bolschewistische Partei war, 

weil die Parteiumstellung nur auf Grund der Oktoberereignisse, auf Grund von Gefühlen des Zorns 

und der Abrechnung mit einer bankerotten Führung erfolgt ist. Wer nicht begreift, daß die Fragen 

tiefer liegen und daß die Parteivergangenheit überdacht werden muß, wenn wir eine gesunde Basis für 

die Zukunft schaffen wollen, der wird nicht fähig sein, diese Aufbauarbeit wirklich zu leisten. Des-

halb übergeben wir unseren Funktionären und Mitgliedern die Taktikthesen des Weltkongresses in 

einer besonderen Ausgabe, damit sie jeder studiert und versucht, sie im täglichen praktischen Klassen-

kampf so anzuwenden, wie eine bo l s chewi s t i s che  Partei das tut: zielbewußt und siegesgewiß, 

auch im grauesten Alltag und auch im Tageskampf gerichtet auf die ganz e, vo l l e  Aufgabe! 

Berlin, den 21. September 1924. 

Zentrale der Kommunistischen Partei Deutschlands (Sektion der III. Internationale) [9] 

* 

Die Taktik-Thesen. 

Beschlossen vom V. Kongreß der Kommunistischen Internationale. 

I. Die internationale Tage. 

1. Die demokratisch-pazifistische Phase. 

Das neue, das bei einer Betrachtung der gegenwärtigen internationalen politischen Lage in die Augen 

springt, ist das Einsetzen einer gewissen demokratisch-pazifistischen Phase. Das Eintreten einer sol-

chen Wendung in der Weltpolitik der Bourgeoisie hat der IV. Weltkongreß der Komintern, der zu einer 

Zeit zusammentrat, da die bürgerliche Weltreaktion ihren Höhepunkt erreicht hatte, vorausgesagt. 

Die in Erscheinung getretene Verschiebung in der Weltpolitik der Bourgeoisie zeigt im gegenwärti-

gen Augenblick folgende Merkmale: 

In Eng l and  ist die sogenannte Arbeiterregierung, mit den Führern der II. Internationale an der 

Spitze, an der Macht. In F r an k r e i ch  hat der sogenannte Linksblock einen Wahlsieg errungen, wo-

bei die französische sozialistische Partei, eine der Hauptparteien der II. Internationale, in Wirklichkeit 

ein Bestandteil der gegenwärtigen französischen Regierung geworden ist. In Deu t s ch l and  zeigt 

sich zwar in Verbindung mit der Propaganda für das Sachverständigen-Gutachten gleichfalls eine 

Tendenz zur Stärkung der demokratisch-pazifistischen Illusionen und der Sozialdemokratie als Trä-

gerin dieser Politik, zugleich aber macht sich eine starke Gegentendenz geltend, indem die herr-

schende Klasse mit Hilfe der SPD zur praktischen Durchführung des Sachverständigen-Gutachtens 
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eine noch offenere, brutalere Ausbeutungspolitik als bisher bei der Unterdrückung der revolutionären 

Bewegung durchführt. Die deutsche Sozialdemokratie bleibt bei allen Formenwechseln doch unver-

ändert eine mitregierende Partei der deutschen Bourgeoisie und nimmt in der einen oder anderen 

Weise an der Konsolidierung der bürgerlichen Diktatur über das Proletariat teil. 

In Am er i ka  hat jener Flügel des Imperialismus, der sich zur Einmischung in die europäischen An-

gelegenheiten herabläßt und bereit ist, das sogenannte Sachverständigen-Gutachten zu unterstützen, 

gesiegt. Die wachsende Bewegung zugunsten der Bildung einer „dritten“ (kleinbürgerlichen) Partei 

in Amerika stellt ebenfalls eine gewisse Verschiebung in der Richtung einer „demokratisch-pazifis-

tischen“ Phase amerikanischer Politik dar. In J apan  nähert sich die „demokratische“ Bourgeoisie 

der Macht und bereitet sich vor, der feudalen Partei die Regierungsgewalt abzunehmen. Der kürzlich 

in Japan erfolgte Regierungswechsel wird ebenfalls als ein Sieg der „Demokratie“ und des Pazifismus 

gedeutet. In Dänem ark  ist eine sogenannte Arbeiterregierung an der Macht, an deren Spitze ein 

prominenter Vertreter der II. Internationale steht. In Be l g i en  können im Gefolge der bevorstehen-

den Wahlen die Führer der belgischen Arbeiterpartei zur Macht gelangen, die de facto schon heute 

Minister, nur ohne [10] Portefeuille, sind. In Oes t e r r e i ch  hat die Sozialdemokratie einen großen 

Wahlsieg errungen und bildet faktisch ebenfalls eine Stütze des bürgerlichen Regimes. In der 

Tschechos l owake i, in Po l en  und zum Teil auch auf dem Ba l ka n, wo die Bourgeoisie sich in 

vollkommener Abhängigkeit von den Imperialisten der größten Ententeländer befindet, beginnen sich 

die Veränderungen, die sich in England, Frankreich usw. abgespielt haben, widerzuspiegeln. 

2. Die wahre Bedeutung der gegenwärtigen Etappe der internationalen Politik. 

Was jetzt vorgeht, ist in Wirklichkeit nicht etwa der Beginn einer Stabilisierung der kapitalistischen 

„Ordnung“ auf dem Boden der „Demokratie“ und des Friedens, sondern lediglich eine Gestaltung der 

Herrschaft, die die weitere Verschärfung der bürgerlichen Weltreaktion maskiert und einen Vollbe-

trug vorbereitet. 

Die „demokratisch-pazifistische“ Aera hat keine Einschränkung der Rüstungen herbeigeführt und 

kann sie auch gar nicht herbeiführen. Die Steigerung der Rüstungen vollzieht sich im Gegenteil auch 

weiter in rasendem Tempo. Die Intrigen der Geheimdiplomatie florieren mehr denn je. Jede Demo-

kratie rüstet mehr oder weniger offen zur unversöhnlichen imperialistischen Auseinandersetzung mit 

der befreundeten Demokratie. 

Der grundlegende Antagonismus zwischen dem amerikanischen und japanischen Imperialismus ist 

keineswegs beigelegt. Die treibende Kraft dieses Gegensatzes, der unvermeidlich zum Ausbruch ei-

nes neuen imperialistischen Krieges führen muß, wirkt automatisch fort. 

Der Interessengegensatz zwischen den imperialistischen Cliquen Englands und Frankreichs ist durch 

den Sieg der „Demokratie“ in den beiden Ländern weder gemildert, noch gar beseitigt worden. Die 

Form des Wettstreites hat sich geändert, nicht das Wesen. 

Die Ausraubung der Kolonien und der halbkolonialen Länder bildet nach wie vor eine selbstverständ-

liche Voraussetzung des „Fortschrittes“ und der „Zivilisation“. 

3. Das Sachverständigen Gutachten. 

Das Evangelium des gegenwärtigen „Pazifismus“ und der modernen „Demokratie“ stellt das soge-

nannte Sachverständigen-Gutachten dar. In Wirklichkeit bezweckt das Expertenprogramm die Aus-

raubung der werktätigen Massen Deutschlands. Darüber hinaus stellt es einen Versuch der Imperia-

listen der gestern noch im Kriege miteinander gelegenen Länder dar, ihre Geschäfte auf Kosten der 

Werktätigen zu verbessern. Die Ruhrbesetzung hat nicht das Ergebnis gehabt, das die französischen 

Imperialisten erhofften. Der zynische Versuch einer unverhüllten Raubaktion blieb erfolglos. Der 

einzige Weg zur „Lösung“ des Reparationsproblems ist der Weg einer auf längere Zeit ausgedehnten, 

mit „demokratisch-pazifistischen“ Phrasen verbrämten Raubmethode. Diesen Weg sehen wir denn 

auch nunmehr die Imperialisten der Entente betreten. Dabei werden sie von den in erster Linie daran 

interessierten Schichten der deutschen Bourgeoisie und von der im Dienste der letzteren stehenden 

deutschen Sozialdemokratie unterstützt. 
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Das Sachverständigen-Gutachten, das nunmehr die Billigung der gesamten internationalen konterre-

volutionären Sozialdemokratie gefunden hat, stellt in Wahrheit das schmachvollste Dokument der 

Gegenwart dar. Es wird zu einer Schlinge um den Hals nicht nur aller Werktätigen Deutsch-[11]lands, 

sondern auch der werktätigen Massen einer ganzen Reihe anderer Länder. Die Unterstützung des 

Sachverständigen-Gutachtens, durch die Sozialdemokratie ist eben ein solcher Verrat an der Sache des 

werktätigen Volkes wie die Unterstützung des verflossenen imperialistischen Krieges, da das Sach-

verständigen-Gutachten nichts anderes ist als die Fortführung dieses Krieges mit anderen Mitteln. 

Doch das Sachverständigen-Gutachten vermag selbst im Falle seiner entschiedenen Durchführung 

den Interessengegensatz der verschiedenen Gruppen des Weltimperialismus unter keinen Umständen 

zu beseitigen. Je mehr man jetzt diese Interessen auf dem Papier zu versöhnen sucht, desto stärker 

wird der sie beherrschende Gegensatz in kurzer Frist wieder zutagetreten. 

4. Die internationale Tage der Sowjetunion. 

Das einzige Land, das eine Politik des Friedens folgerichtig und restlos durchführt, ist die Sowjet-

union. Das erste Land der siegreichen proletarischen Revolution, das rundherum von bürgerlichen 

Feinden umringt ist, verfolgt hartnäckig und heldenmütig eine Politik wahren Friedens. In der ver-

flossenen Periode ist es der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken in erheblichem Maße gelun-

gen, ihre internationale Tage zu festigen. Das Anwachsen des Wohlstandes im Lande, die Unterstüt-

zung, die das Land von seiten alles dessen erfuhr, was es Ehrliches und Bewußtes in der internatio-

nalen Arbeiterklasse gibt, die geschickte Politik der Sowjetmacht haben zur de-jure-Anerkennung der 

Sowjetunion seitens einiger der größten Staaten geführt. Dessen ungeachtet ist es keineswegs ausge-

schlossen, daß gerade die „demokratisch-pazifistische“ Aera dem ersten proletarischen Staat neue 

Schwierigkeiten bringt. Es besteht kein Zweifel, daß der verräterischste Teil der „Demokratie“ jetzt 

daran arbeitet, auf dem Gebiet der internationalen Politik eine Einheitsfront gegen die Sowjetunion 

zustandezubringen, um die siegreiche proletarische Revolution auf die Knie zu zwingen und ihr die 

Bezahlung der alten Schulden, sei es in einer dem Sachverständigen-Gutachten analogen oder in einer 

anderen Form, abzuringen. Man darf nicht vergessen, daß die demokratisch pazifistische Phase eine 

der letzten Phasen des Kapitalismus darstellt. Je näher das Ende des Kapitalismus heranrückt, je 

schwieriger und widerspruchsvoller sich die Tage der internationalen Bourgeoisie gestaltet, desto 

wahrscheinlicher wird die Inszenierung eines direkten Kriegsabenteuers ihrerseits gegen die Sowjet-

union. Die Teilnahme der Sozialdemokraten an den gegenwärtigen „demokratischen“ Regierungen 

vergrößert nur die Gefahr eines solchen Kriegsabenteuers. Die konterrevolutionären Führer der So-

zialdemokratie werden sich in ihrem grenzenlosen Haß gegen die Sowjetmacht eher zu Kriegsaben-

teuern entschließen, als selbst mancher offenherzige Bourgeois. Die Arbeiterklasse der ganzen Welt 

muß darauf vorbereitet sein, daß es der internationalen Reaktion, die gegenwärtig unter der Flagge 

des „demokratischen“ Pazifismus segelt, gelingt, eine solche Einheitsfront gegen die Sowjetunion zu 

schaffen. Die Arbeiter der ganzen Welt werden eine solche Politik der herrschenden Klassen mit 

größter Hingabe bekämpfen und ihre ganze Energie einsetzen, um diese Kette zu zerreißen, noch ehe 

sich deren einzelne Glieder zusammenschließen. 

5. Die internationale Politik der Sozialdemokratie. 

Die konterrevolutionäre internationale Sozialdemokratie, die der August 1914 zwang, die Maste der 

Heuchelei abzuwerfen und die Bourgeoisie [12] „ihres“ Landes offen zu unterstützen, setzt heute 

dieselbe auswärtige Politik, nur in einer etwas verhüllteren Form, fort. In allen Ländern, wo die So-

zialdemokratie eine erhebliche Macht repräsentiert, unterstützt sie nach wie vor die „Imperialisten“ 

ihres Vaterlandes, verdeckt diese verräterische Politik aber gleichzeitig durch Phrasen über Demo-

kratie und Pazifismus. Es unterliegt keinem Zweifel, daß gerade die Führer der Sozialdemokratie bei 

der Durchführung 1. der Politik des Sachverständigen-Gutachtens und 2. der Vorbereitung einer 

neuen internationalen Isolierung der Sowjetunion, ja selbst eines direkten Feldzuges des internatio-

nalen Kapitals gegen die erste proletarische Revolution der Welt, den größten Eifer an den Tag legen. 

Um die Wachsamkeit der Massen einzuschläfern, ergehen sich die Führer der konterrevolutionären 

Sozialdemokratie auf ihren Parteitagen gleichzeitig in heuchlerischen Phrasen über die Bekämpfung 

des Krieges auf dem Wege des Generalstreits u. dergl. mehr. 
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Unter den politischen Führern der Bourgeoisie und den Führern der konterrevolutionären Sozialde-

mokratie vollzieht sich eine Arbeitsteilung: erstere schaffen den Anschein einer „demokratisch-pazi-

fistischen“ Aera, letztere setzen alles ein, um die „demokratisch-pazifistischen“ Illusionen unter den 

werktätigen Klassen zu stärken. 

II. Das Problem der Macht. 

1. Die Lockerung der bürgerlichen Ordnung. 

Die bürgerliche Ordnung hat, trotzdem der erste imperialistische Weltkrieg in seiner Endphase einen 

gewaltigen Ausbruch elementaren Unwillens der Massen ausgelöst hatte, ihre Existenz für einen ge-

wissen Zeitabschnitt dennoch aufrechtzuerhalten versucht. Die Kräfte des internationalen Proletariats 

erwiesen sich als nicht genügend organisiert, die Parteien der internationalen proletarischen Revolu-

tion als nicht stark genug, somit der Sieg der proletarischen Revolution am Ende des imperialistischen 

Krieges als unmöglich. Nichtsdestoweniger hat der erste imperialistische Weltkrieg tiefe Erschütte-

rungen hervorgerufen. Die Folgen dieses Krieges werden sich noch im Laufe einer ganzen Reihe von 

Jahren auswirken. Noch sind seine sozialpolitischen Ergebnisse nicht in vollem Umfange in Erschei-

nung getreten. 

Die imperialistischen Friedensverträge waren, wie auch die Ruhrbesetzung zeigte, nur eine Fortset-

zung des Krieges mit anderen Mitteln; sie haben die Wunden nicht heilen können, die der Krieg 

geschlagen hat. Die Folgen des Krieges sind nicht überwunden und können mit kapitalistischen Me-

thoden nicht überwunden werden. 

Tatsache ist, daß das kapitalistische System aus dem ersten imperialistischen Weltkriege nicht nur 

wirtschaftlich, sondern auch politisch gebrochen und zerrüttet hervorgegangen ist. Die Symptome 

mangelnder Stabilität des Kapitalismus treten sogar auf rein politischem Gebiet in Erscheinung. Der 

unausgesetzte und rasche Wechsel der Regierung in einer ganzen Reihe von Ländern stellt das P r ob -

l em  de r  Mach t  auf die Tagesordnung, dazu in einer Form, wie es vor dem imperialistischen Kriege 

nie der Fall war. 

2. Zwei Richtungen in der Politik der Weltbourgeoisie. 

Im Laufe der letzten Nachkriegsjahre, und teilweise schon vor dem Kriege haben sich mit voller 

Deutlichkeit zwei Richtungen der Politik der Weltbourgeoisie herausgebildet; eine offen reaktionäre 

und eine demokra-[13]tisch-reformistische. Der ausgeprägteste Vertreter der ersteren ist Poincaré, 

der der zweiten Lloyd George. In den Jahren des allmählichen Reifens der revolutionären Krise ist 

das Auftreten einer solchen zwiefachen Politik innerhalb der Führung der Weltbourgeoisie kein Zu-

fall. Sobald der Boden unter den Füßen zu schwanken beginnt, die „normalen“ Zeiten der gesicherten 

Herrschaft der Bourgeoisie der Vergangenheit anheimzufallen drohen, revolutionäre Stürme sich 

merkbar ankündigen und die Mächte des proletarischen Umsturzes drohenden Umfang annehmen, 

müssen sich unter den Führern der herrschenden Klasse unvermeidlich zwei Systeme geltend ma-

chen: eine Politik, die die revolutionären Kräfte durch offene und wütende Bekämpfung zerschmet-

tern und niederschlagen will, noch ehe sie herangewachsen sind, und eine andere, weitsichtigere Po-

litik, die bestrebt ist, durch kleine Zugeständnisse und Bestechung der Spitzen der Arbeiterklasse, 

kurz, durch die Methoden der „Demokratie“, des Pazifismus und Reformismus das Kräfteverhältnis 

zugunsten der Bourgeoisie zu ändern. 

3. Zwischen Sozialdemokratie und Faschismus. 

Die Bourgeoisie kann schon nicht mehr mit den früheren Methoden regieren. Darin offenbart sich 

eines der Symptome des langsamen, aber sicheren Anwachsens der proletarischen Revolution. Die 

Bourgeoisie bedient sich bald des Faschismus, bald der Sozialdemokratie. In beiden Fällen ist sie 

bestrebt, den kapitalistischen Charakter ihrer Herrschaft zu maskieren, ihr mehr oder weniger volks-

tümliche Züge zu verleihen. Sowohl die Faschisten (die erste Periode des Regiments Mussolini) als 

die Sozialdemokraten (die erste Periode des Regiments Noske) stellen sich der Bourgeoisie im er-

wünschten Augenblick als offene Kampforganisation der Konterrevolution, als bewaffnete Banden, 
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als Knüppelgarden gegen die wachsende proletarische Umsturzarmee zur Verfügung. Zugleich sucht 

die Bourgeoisie mittels des Faschismus und der Sozialdemokratie eine Umgruppierung der gesell-

schaftlichen Kräfte vorzunehmen, indem sie den Anschein eines politischen Sieges des Kleinbürger-

tums und einer Teilnahme des „Volkes“ an der Ausübung der Macht erzeugt. 

4. Die Sozialdemokratie als „dritte“ Partei der Bourgeoisie. 

In Amerika wird viel Lärm geschlagen wegen der Gründung einer „dritten“ Partei der Bourgeoisie 

(des Kleinbürgertums). In Europa ist die Sozialdemokratie in gewissem Sinne bereits zur „dritten“ 

Partei der Bourgeoisie geworden. Das zeigt sich besonders anschaulich in England, wo außer den 

beiden klassischen Parteien der Bourgeoisie, die einander in der Herrschaft ablösten, jetzt die soge-

nannte Arbeiterpartei zum regierenden Faktor geworden ist, eine Arbeiterpartei, die in Wirklichkeit 

eine einem der beiden Flügel der Bourgeoisie verwandte Politik verfolgt. Es unterliegt nicht dem 

mindesten Zweifel, daß die sozialverräterischen Führer der englischen Arbeiterpartei nun im Verlaufe 

einer ganzen Reihe von Jahren an der einen oder anderen Kombination zur Befestigung der Macht 

der englischen Bourgeoisie teilnehmen werden. 

Ebenso unzweifelhaft ist die Tatsache, daß sowohl in Frankreich als in einer Reihe anderer Länder 

die Führer der 2. Internationale die Rolle bürgerlicher Minister spielen und de facto Führer einer 

Fraktion der „demokratischen“ Bourgeoisie sind. 

Die Sozialdemokratie ist seit einer Reihe von Jahren in einem Umwandlungsprozeß begriffen, aus 

einem rechten Flügel der Arbeiterbewe-[14]gung in einen Flügel der Bourgeoisie, stellenweise sogar 

in einen Flügel des Faschismus. Darum ist es historisch falsch, von einem „Siege des Faschismus 

über die Sozialdemokratie“ zu reden. Der Faschismus und die Sozialdemokratie sind (soweit es sich 

um ihre führenden Schichten handelt) die rechte und linke Hand des modernen Kapitalismus, der 

durch den ersten imperialistischen Krieg und die ersten Kämpfe der Werktätigen gegen ihn gelockert 

worden ist. 

5. Die Sozialdemokratie erneut an der Macht. 

Wir haben die Führer der 2. Internationale schon während des Krieges und unmittelbar nach dem 

Kriege in einer ganzen Reihe von Ländern an der Macht gesehen. Die Heranziehung der Sozialde-

mokraten zur Teilnahme an der Macht während des Krieges erklärte sich aus den grob-praktischen 

Bedürfnissen der Imperialisten, die Spitzen der Arbeiter „ihres“ Landes der Arbeiterbewegung der 

anderen Länder entgegenzustellen. 

Gegenwärtig zieht die Bourgeoisie in einer Reihe von Ländern die Führer der Sozialdemokratie zum 

zweiten Male zur Teilnahme an der Macht heran. Jetzt geschieht es in „normalen“ Zeiten, in denen 

kein Krieg geführt wird. Gerade das aber beweist die Unsicherheit der kapitalistischen Herrschaft. Es 

bestätigt ferner, daß die gegenwärtigen „normalen“ Zeiten in Wirklichkeit sehr viel Unnormales für 

die Bourgeoisie in sich bergen und mit schweren Krisen schwanger gehen. 

6. Zwischen weißem Terror und „Arbeiterregierungen“ 

Trotz der scheinbaren Festigung des bürgerlichen Regimes wird seine Macht in Wirklichkeit immer 

mehr und mehr unterhöhlt. Die Gesamtlage ist äußerst unsicher. Der Parlamentarismus geht seinem 

Ende entgegen. Von Tag zu Tag wächst für die Bourgeoisie die Schwierigkeit, sich auf den Trümmern 

des alten Parlamentarismus eine einigermaßen feste Position zu schaffen. Der Ausgang der letzten 

Wahlen in Frankreich und Deutschland bestätigt das anschaulich. In den bürgerlichen Parlamenten 

der zwei wichtigsten Staaten Europas, in Paris und Berlin, gibt es gegenwärtig keine einigermaßen 

sichere Mehrheit. Die Bourgeoisie wird sich notwendigerweise bald nach der einen, bald nach der 

anderen Seite werfen müssen, bald zum offenen weißen Terror greifen, bald versuchen, sich auf eine 

sogenannte „Arbeiterregierung“ zu stützen. 

Es ist nicht ausgeschlossen, daß wir in den nächsten Jahren eine sogenannte „Arbeiterregierung“ nicht 

nur in einem oder zwei, sondern bereits in einer ganzen Reihe von Ländern erleben werden. Diese 

„Arbeiterregierungen“ sind eine Funktion des Kampfes des revolutionären Proletariats um die Macht 
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und der Schwankungen innerhalb der Bourgeoisie, die in der gegenwärtigen Periode unvermeidbar 

sind. Objektiv können diese sogenannten Arbeiterregierungen einen Fortschritt insofern bedeuten, als 

sie von dem fortschreitenden Zerfall der bürgerlichen Ordnung, von dem Mangel an Geschlossenheit 

in der Politik der herrschenden Klasse zeugen. In diesem Sinne stellt auch die gegenwärtige konter-

revolutionäre „Arbeiterregierung“ (in Wirklichkeit liberale Regierung) Macdonalds einen histori-

schen Fortschritt dar. Aber die Aufgabe der wahren Anhänger der proletarischen Revolution darf 

selbstverständlich nicht darin bestehen, solche „Arbeiterregierungen“ zu loben, sondern nur darin, 

die proletarische Armee für den unversöhnlichen revolutionären Kampf zu sammeln und darauf hin-

zuwirken daß es gelinge, möglichst rasch über die sogenannte „Arbeiterregierung“ zur Diktatur des 

Proletariats zu schreiten. [15] 

7. Die objektive Bedeutung und die wahrscheinlichen Perspektiven der demokratisch-pazifisti-

schen Aera. 

Der objektive Sinn der gegenwärtigen eigenartigen demokratisch-pazifistischen Phase besteht darin, 

daß die Bourgeoisie schon nicht mehr mit den alten Methoden regieren kann. Diese Aera ist ein Aus-

druck für die Unsicherheit der kapitalistischen Ordnung, für ihren Verfall, ihre Entwicklung in ab-

steigender Linie. Die gegenwärtigen demokratisch-pazifistischen Regierungen, die noch entstehen 

können, werden nicht nur keine wirklich demokratische Friedenspolitik führen, sondern sich im Ge-

genteil selbst sehr rasch in der Richtung des Faschismus entwickeln. Der Klassenkampf wird nicht 

nur nicht abflauen, sondern im Rahmen der „Demokratie“ und des „Pazifismus“ noch stärker ent-

brennen. Der Wechsel des Regime (Demokratie – Faschismus – Demokratie) wird das Fundament 

des angefaulten Kapitalismus noch mehr untergraben. Nach jedem Wechsel werden die Volksmassen, 

und in erster Linie die proletarischen Massen, einen größeren Reichtum an politischer Erfahrung auf-

weisen und einen gestählten Willen zum Kampf zeigen, während die Bourgeoisie und die ihr dienen-

den Führer der Sozialdemokratie aus jedem Regimewechsel mit geschwächter Kraft, demoralisiert 

und mit geringerem Glauben an sich selbst und an ihre Politik hervorgehen werden. 

Auf diesem Wege wird die Mehrung der Kräfte der proletarischen Revolution erfolgen bis zum ent-

scheidenden Siege. 

III. Das Problem der Bildung kommunistischer Massenparteien  

als Kardinalaufgabe der Komintern. 

1. Die Krise des Kapitalismus und der subjektive Faktor. 

Die Weltbourgeoisie ist am Ausgang des imperialistischen Krieges vor allem deshalb nicht besiegt 

worden, weil wir in den ausschlaggebenden Ländern noch keine kommunistischen Massenparteien 

besaßen, die imstande gewesen wären, die Revo l u t i on  zu  o r gan i s i e r en  und die Massen, die 

sich spontan gegen die Kriegsverbrecher erhoben, in den Kampf zu führen. Dadurch erhielt der Ka-

pitalismus eine gewisse Atempause. 

In einer Situation, in der der Kapitalismus schon nicht mehr ohne Unterstützung der Sozialdemokratie 

herrschen kann, in der die Krise des Kapitalismus zwar langwierig, aber immer hoffnungsloser wird, 

ist der subjektive Faktor d. h. die Organisationshöhe der proletarischen Massen und ihrer kommunis-

tischen Vorhut die Kardinalfrage der gesamten historischen Epoche. 

2. Die Losung: Heran an die Massen. 

Die Losung: Heran an die Massen, die vom 3. Weltkongreß der Komintern ausgegeben wurde, bleibt 

unverändert in Kraft. Die Erfolge, die die Komintern in der verflossenen Periode errungen hat, sind 

erst einleitende Errungenschaften. Die Erfolge der einzelnen Sektionen sind noch nicht verankert. 

Sofern wir in der Eroberung der Massen nicht weiterkommen, kann leicht eine rückläufige Bewegung 

entstehen. 

3. Die Eroberung der Mehrheit. 

Die Formulierungen des 3. und des 4. Kongresses zur Frage der Eroberung der Mehrheit lauten: 

[16] 
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„Unter diesen Umständen bleibt die grundlegende Anweisung des 3. Weltkongresses, ‚einen kom-

munistischen Einfluß unter der Mehrheit der Arbeiterklasse zu gewinnen und den entscheidenden 

Teil dieser Klasse in den Kampf zu führen‘, voll bestehen. 

Noch mehr als zur Zeit des 3. Kongresses hat heute die Auffassung Gültigkeit, daß bei dem jetzigen 

labilen Gleichgewicht ganz plötzlich die schärfste Krise ausgelöst werden kann durch einen großen 

Streit, einen Kolonialaufstand, einen neuen Krieg oder selbst eine Parlamentskrise. Aber gerade des-

halb gewinnt der ‚subjektive‘ Faktor ungeheure Bedeutung, d. h. der Grad des Selbstbewußtseins, des 

Kampfeswillens und der Organisation der Arbeiterklasse unter ihrer Avantgarde. 

Die Mehrheit der Arbeiterklasse Amerikas und Europas zu gewinnen – das ist nach wie vor die Kar-

dinalaufgabe der Komintern. 

In den kolonialen und halbkolonialen Ländern hat die Komintern zweierlei Aufgaben: 1. einen Kern 

von kommunistischen Parteien zu schaffen, die die Gesamtinteressen des Proletariats vertreten, und 

2. mit allen Kräften die nationalrevolutionäre Bewegung zu unterstützen, die sich gegen den Imperi-

alismus richtet, zur Avantgarde dieser Bewegung zu werden und innerhalb der nationalen Bewegung 

die soziale Bewegung hervorzuheben und zu steigern.“ 

Der 5. Weltkongreß der Komintern bestätigt vollauf die Formulierungen des 3. und des 4. Kongresses. 

Er weist mit Entschiedenheit als unrichtig einerseits die Tendenzen der Rechten zurück, die einer 

vorherige Eroberung der statistischen Mehrheit der werktätigen Massen fordern und der Ansicht sind, 

daß von keinerlei ernsten revolutionären Kämpfen die Rede sein kann, solange die Kommunisten 

nicht womöglich 99 Prozent aller Werktätigen erobert hätten, andererseits die Fehler der „Ultralin-

ken“, die bis auf den heutigen Tag die entscheidende welthistorische Bedeutung der Losung: Heran 

an die Massen! nicht begriffen haben, und sich zuweilen bis zur Behauptung versteigen, die Kommu-

nistischen Parteien könnten Parteien „terroristischer Minderheiten“ sein, also glaubten, die Kommu-

nistischen Parteien könnten, ohne Massenparteien geworden zu sein, die Massen in jedem Augenblick 

in den Kampf führen. 

IV. Die grundlegenden Voraussetzungen für die Bildung kommunistischer Massenparteien. 

Diese Voraussetzungen sind: 

1. Der organisierte Aufbau der Partei auf der Grundlage von Betriebszellen der Partei. 

Die große Mehrheit der europäischen kommunistischen Parteien hält noch bis heute an den von den 

Sozialdemokraten übernommenen Grundsätzen des organisatorischen Aufbaues der Partei fest. Das 

ist ein Ueberbleibsel jener Zeiten, da man die Partei noch als eine Hilfsmaschine für die Wahlen 

ansah. Von dem Aufbau einer ernsten, innerlich gefestigten kommunistischen Massenpartei kann 

keine Rede sein, solange die Partei ihr Fundament nicht in Parteizellen in den Betrieben selbst hat. 

Das gilt auch für die Jugendorganisationen, die Frauenorganisationen usw. Es ist das nicht nur eine 

organisatorische, sondern eine ernste politische Frage. Keine kommunistische Partei wird ausschlag-

gebende Massen des Proletariats in den Kampf führen und die Bourgeoisie besiegen können, solange 

sie keine [17] solide Grundlage in den Betrieben hat, solange nicht jeder Großbetrieb eine Burg der 

kommunistischen Partei geworden ist. 

2. Richtige kommunistische Arbeit innerhalb der Gewerkschaften. 

Die Bildung verzweigter kommunistischer Fraktionen in den Gewerkschaften (wo möglich – legal, 

wo nicht – illegal) nicht bloß auf dem Papier, sondern in Wirklichkeit, und ein systematischer, hart-

näckiger, jahrelanger Kampf um die Eroberung der Gewerkschaften, ein Kampf, der die auf die Spal-

tung und den Austritt aus den Gewerkschaften gerichteten Provokationen der sozialdemokratischen 

Führer mit einer um so intensiveren Tätigkeit für die Einheit der Gewerkschaften beantwortet, sind 

weitere grundlegende Voraussetzungen für die Bildung gefestigter kommunistischer Massenparteien. 

3. Auslösung einer Betriebsrätebewegung. 

Die Betriebsräte sind eine neue Organisation, die allmählich neue, wahrhaft revolutionäre Gewerk-

schaften erzeugen wird und die unter günstigen Umständen den Reim für die Bildung von Arbeiter-

deputiertenräten bilden können. Die kommunistische Partei, der es noch nicht gelungen ist, eine ernst 
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zu nehmende Betriebsrätebewegung in ihrem Lande hervorzurufen oder in der schon vorhandenen 

Betriebsrätebewegung sich stärkeren Einfluß zu sichern, kann nicht als ernste kommunistische Mas-

senpartei angesehen werden. 

Die Lösung der in diesen fünf Punkten aufgezählten Aufgaben bildet die grundlegende und elemen-

tare Voraussetzung für den Aufbau kommunistischer Massenparteien. Ohne richtige Lösung dieser 

fünf Aufgaben kann über andere Fragen der kommunistischen Politik nicht ernst gesprochen werden. 

4. Richtiges Verhalten der Partei gegenüber der Bauernschaft. 

Nicht nur in den Agrar- und Halbagrarländern, sondern auch in den typischen Industriestaaten hat die 

nach dem ersten imperialistischen Kriege entstandene Krise erhebliche Schichten des Bauerntumes 

für die revolutionären Ideen der Kommunisten wesentlich empfänglicher gemacht, als sie es vor dem 

Kriege waren. Das Proletariat kann nicht siegen und die Sowjetmacht aufrichten, wenn es nicht Jahre 

hindurch eine Politik der Neutralisierung der einen Schicht des Bauerntumes, wie der Gewinnung 

anderer bäuerlicher Schichten für seine Sache verfolgt. Die kommunistischen Parteien, die revoluti-

onäre Massenparteien werden wollen, können sich nicht mit den Leitsätzen zur Bauernfrage begnügen, 

sondern müssen es lernen, eine lebendige Verbindung zwischen der proletarischen Vorhut und dem 

besten Teil der Bauernschaft herzustellen. Diese Verbindung (sie hat eine ungeheure Bedeutung auch 

für die Verbindung mit der Armee, die sich hauptsächlich aus Bauern rekrutiert) kann hauptsächlich 

durch Arbeiter hergestellt werden. Man muß es zur Regel machen, daß die revolutionären Arbeiter 

derjenigen Betriebe, in denen die Kommunisten großen Einfluß besitzen, systematisch größere Dele-

gationen aufs Land entsenden, zu diesem Zweck Geldsammlungen veranstalten usw. Mangelnde Auf-

merksamkeit unsererseits für die Frage der Bauernschaft ist ein Ueberbleibsel des Sozialdemokratis-

mus. Kommunistische Parteien, die es nicht gelernt haben, die revolutionäre Arbeit unter der Bauern-

schaft zu leisten, können nicht als kommunistische Massenparteien gelten, die die Frage der Eroberung 

der Macht ernst behandeln. Selbstverständlich haben dabei unsere Sektionen marxisti-[18]sche Ar-

beiterparteien zu bleiben, nicht aber sich in „Arbeiter- und Bauernparteien“ zu verwandeln. 

5. Richtige Politik in der nationalen Frage. 

In einer ganzen Reihe von Staaten ist infolge von Neuaufteilung der Welt nach dem ersten imperia-

listischen Kriege die Unterdrückung der Nationalitäten gewachsen und eine nationale Zerstückelung 

entstanden. In einer Reihe von Ländern Europas, weit mehr noch in den Kolonien und Halbkolonien, 

hat sich eine Menge Zündstoff angehäuft, der die Herrschaft der Bourgeoisie in die Luft sprengen 

kann. Die richtige Politik der Kommunisten in der nationalen Frage, die in den Leitsätzen des 2. 

Weltkongresses eingehende Begründung erfahren hat, bildet einen der wichtigsten Bestandteile der 

Politik der Eroberung der Massen und der Vorbereitung der siegreichen Revolution. Der Nihilismus 

und die opportunistischen Entgleisungen in der nationalen Frage, die noch bis jetzt in einer ganzen 

Reihe kommunistischer Parteien herrschen, stellen die schwächste Seite dieser Parteien dar, die ihre 

historische Aufgabe niemals werden erfüllen können, wenn sie diese Schwäche nicht überwinden. 

V. Zwischen zwei Wellen der proletarischen Revolution. 

Im Laufe des letzten Jahres machen sich Anzeichen des Anwachsens einer neuen Revolutionswelle 

bemerkbar. Der Beginn der Revolutionskämpfe in Deutschland, die Aufstände in Bulgarien und Po-

len, die großen wirtschaftlichen Streits in einer ganzen Reihe von Staaten zeugen vom Heranreifen 

neuer revolutionärer Ereignisse. 

Gerade die Periode zwischen zwei Revolutionen oder zwei aufsteigenden revolutionären Wellen för-

dert meistenteils sowohl opportunistische rechte Abweichungen, als ultralinke Tendenzen zur in ra-

dikale Phrasen sich hüllenden Passivität, zum umgekehrten Menschewismus. 

VI. Schonungsloser Kampf gegen die opportunistischen Rechtstendenzen. 

Die zwischen dem IV. und V. Kongreß der Komintern liegende Periode hat gezeigt, daß die oppor-

tunistischen Tendenzen in der kommunistischen Bewegung stärker sind, als man voraussetzen 

konnte. Eine Reihe von Sektionen der Komintern ist aus dem Schoß der sozialdemokratischen 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 5 – 678 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 18.09.2023 

Parteien hervorgegangen. Dabei haben diese Sektionen einige, bisher noch nicht überwundene Ueber-

bleibsel sozialdemokratischer Traditionen in die Komintern mit herübergebracht. In dem Maße, wie 

die Parteien der Komintern zu Massenparteien werden, können die Rechtstendenzen einen besonders 

gefährlichen Charakter annehmen. 

Auf dem V. Weltkongreß hat sich in voller Klarheit herausgestellt, daß in einigen der in der Arbei-

terbewegung wichtigsten Länder die Vertreter der rechten Tendenz in der verflossenen Periode den 

Versuch unternommen hatten, die Taktik der Einheitsfront und der Arbeiter- und Bauernregierung 

vollkommen zu verdrehen, und zwar in der Richtung einer Auslegung dieser Taktik im Sinne eines 

engen politischen Bündnisses, einer organischen Koalition aller Arbeiterparteien, d. h. eines politi-

schen Bündnisses der Kommunisten mit der Sozialdemokratie. Während für die Komintern der 

Hauptzweck der Taktik der Einheitsfront in dem Kampfe gegen  die Führer der [19] konterrevoluti-

onären Sozialdemokratie und in der Befreiung der sozialdemokratischen Arbeiter vom Einfluß dieser 

konterrevolutionären Führer bestand, versuchten die Vertreter der rechten Tendenzen diese Taktik im 

Sinne eines politischen Bündnisses mit der Sozialdemokratie auszulegen. 

Der V. Weltkongreß der Komintern verurteilt entschieden diese kleinbürgerliche Tendenz, lehnt ka-

tegorisch die Verzerrung der Idee der Einheitsfronttaktik, die sich in einigen Sektionen der Komintern 

gezeigt hat, ab, und erklärt, daß er diese Politik, die den Beschlüssen der Kommunistischen Interna-

tionale widerspricht, verwirft und schönungslos bekämpfen wird. 

VII. Klarstellung der „ultralinken“ Tendenzen. 

Der Bolschewismus als Bewegung des revolutionären Proletariats Rußlands entwickelt sich nicht nur 

im schönungslosen Kampf gegen den Menschewismus und Zentrismus, sondern auch im Kampf ge-

gen „ultralinke“ Tendenzen. Die Komintern als internationale bolschewistische Organisation führt 

vom ersten Tage ihres Bestehens an einen schönungslosen Kampf nicht nur gegen den rechten Op-

portunismus, sondern auch gegen die „ultralinke Tendenzen“, die häufig nur die Kehrseite des Op-

portunismus darstellen. In der Periode zwischen dem 4. und 5. Kongreß nahmen die „ultralinken“ 

Tendenzen einen besonders bedrohlichen Charakter in der Frage des Arbeitens in den reaktionären 

Gewerkschaften an. Die Bewegung zugunsten des Austritts der Kommunisten aus den Gewerkschaf-

ten ist für den Kommunismus mit den größten Gefahren verbunden. Wenn die Komintern diese Ten-

denzen, die nur den konterrevolutionären Führern der Sozialdemokraten, die sich der Kommunisten 

in den Gewerkschaften entledigen möchten, Vorschub leisten, nicht immer wieder auf das ent-

schiedenste zurückweist, werden wir niemals wahrhaft bolschewistische Parteien schaffen können. 

Die „ultralinken“ Tendenzen fanden ferner ihren Ausdruck in der „prinzipiellen“ Verwerfung der 

Taktik des Manöverierens als solcher, insbesondere auch in der Verständnislosigkeit für die Taktik 

der Einheitsfront, der Ablehnung ihrer praktischen Durchführung, oder in Versuchen, die Taktik der 

Einheitsfront nur für das wirtschaftliche, nicht aber auch für das politische Gebiet gelten zu lassen 

und ähnliches mehr. Das Manövrieren darf zu opportunistischen Methoden nicht ausgenutzt werden. 

Indem die Komintern die rechten opportunistischen Tendenzen schönungslos bekämpft, muß sie 

gleichzeitig systematisch die Fehlerhaftigkeit und Verderblichkeit der „ultralinken“ Tendenzen, die 

den Aufbau kommunistischer manövrierfähiger Massenparteien unmöglich macht, darlegen. 

VIII. Zur Einheitsfronttaktik. 

Trotz der großen opportunistischen Fehler und Verzerrungen der Einheitsfronttaktik seitens der Rech-

ten – Verzerrungen, die mancherorts den direkten Verfall der Kommunistischen Parteien herbeige-

führt hätten – hat die Anwendung der Einheitsfronttaktik in der Zeit zwischen dem 4. und 5. Kongreß 

der Komintern alles in allem uns zweifellos genützt und den Prozeß der Verwandlung einer Reihe 

von Sektionen der Komintern in Massenparteien gefördert. 

In einer Periode, in der die Kommunistischen Parteien in einer Reihe der wichtigsten Länder noch in 

der Minderheit sind, die Sozialdemokratie infolge bestimmter geschichtlicher Umstände noch bedeu-

tende Massen des Proletariats hinter sich hat, die Offensive des Kapitals in verschiedener [20] Form 

andauert, die Arbeiterklasse noch nicht einmal genügend Energie zur Führung ernstlicher Abwehr-

kämpfe aufbringt, war und ist die Einheitsfronttaktik richtig und notwendig. 
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Die Erfahrungen mit der Anwendung der Einheitsfronttaktik, auf die die Kommunistische Internati-

onale schon des öfteren hingewiesen hat, bleiben bestehen, und es hat sich gezeigt, daß man mit einer 

bloßen Rahmenformel nicht mehr auskommt und daß die Parteien der Komintern in der gegenwärti-

gen Periode häufig mit der Taktik der Einheitsfront „an sich“ nichts anzufangen verstehen, und daß 

dabei diese Taktik aus einer revolutionären bolschewistischen Methode zu einer opportunistischen 

Taktik und zum Quell des Revisionismus zu werden drohte. 

Die Einheitsfronttaktik ist nur eine Methode der Agitation und der revolutionären Mobilisation der 

Massen für die Dauer einer ganzen Periode. Alle Versuche, diese Taktik als politische Koalition mit 

der konterrevolutionären Sozialdemokratie auszulegen, sind Opportunismus, der von der Kommunis-

tischen Internationale verworfen wird. 

Die revolutionäre Einheitsfronttaktik kann nur dann richtig angewandt werden, wenn jede einzelne 

Sektion im vollen Bewußtsein der Gefahren dieser Taktik ohne jede Uebernahme mechanischer For-

meln konkret sich die Aufgabe stellt, für bestimmte Tagesziele und Teilforderungen die Massen zum 

Kampf zu erfassen, zu organisieren, um sich zu sammeln, immer mit der Orientierung auf die Revo-

lution und mit dem Ziel, die Mehrheit der ausschlaggebenden Schichten des Proletariats in den Kampf 

zu bringen, um dadurch den Uebergang zum Angriff auf die Bourgeoisie zu bewerkstelligen. 

1. Die Anwendung der Einheitsfronttaktik von  un t en  ist überall und immer notwendig. Mit Aus-

nahme vielleicht seltener Momente im Feuer der Entscheidungskämpfe, in denen die revolutionären 

kommunistischen Arbeiter genötigt werden, mit der Waffe in der Hand selbst gegen Gruppen des 

Proletariats zu kämpfen, und zwar gegen solche Proletarier, die infolge mangelnden Klassenbewußt-

seins beim Feinde stehen. Doch selbst in diesen Ausnahmefällen muß alles getan werden, um die 

Einheit von unten mit Arbeitern, die den Kommunisten noch nicht folgen, zu verwirklichen. Die Er-

fahrungen der russischen Revolution und des Revolutionskampfes in Deutschland haben gezeigt, daß 

auch das möglich ist. 

2. Einheit von unten und g l e i chze i t i g  Spitzenverhandlungen. Diese Methode muß oft in den Län-

dern angewandt werden, in denen die Sozialdemokratie noch eine bedeutende Macht ist. Diese Spit-

zenverhandlungen dürfen die Partei in ihrer kommunistischen Selbständigkeit nicht binden. Die 

Grundlage für die Durchführung der Einheitsfronttaktik muß jedoch auch in diesem Falle die Einheit 

von unten bilden. Die Aufforderung, an die offiziellen Organe der Sozialdemokratie (Offene Briefe 

und ähnliches) dürfen nicht zur Schablone herabsinken. Das wichtigste hierbei ist, zuvor in den Ar-

beitermassen, auch unter den sozialdemokratischen Arbeitern, eine Stimmung zugunsten dieser oder 

jener Aktion, des Eintritts in diesen oder jenen Kampf zu erzeugen, um darauf erst an die offiziellen 

Organe der Sozialdemokratie heranzutreten, sie so bereits vor die vollendete Tatsache der Existenz 

bestimmter Stimmungen in der Arbeiterklasse stellend, und sie im Falle ablehnenden Verhaltens vor 

den Massen zu entlarven. 

Es versteht sich von selbst, daß die Kommunistischen Parteien ihre volle und absolute Selbständigkeit 

aufrecht zu erhalten und in jeder Phase der Verhandlungen unter allen Umständen ihren kommunis-

tischen Charakter zu [21] wahren wissen müssen. Zu diesem Zweck müssen alle Verhandlungen mit 

den Spitzen der Sozialdemokratie öffentlich geführt werden. Zudem müssen die Kommunisten alles 

tun, um das Interesse der Arbeitermassen an diesen Verhandlungen lebendig zu erhalten. 

3. Einheitsfronttaktik nur von oben. Diese Methode wird von der Kommunistischen Internationale 

kategorisch und entschieden verworfen. Die größte Bedeutung kommt der Einheitsfronttaktik von 

unten zu, d. h. einer Einheitsfront, die unter der Führung der Kommunistischen Partei unter den kom-

munistischen, sozialdemokratischen und parteilosen Arbeitern im Betrieb, Betriebsrat, der Gewerk-

schaft und darüber hinaus in einem Industriezentrum, oder einem ganzen Gebiete, einem ganzen 

Lande oder einem ganzen Berufe usw. verwirklicht wird. 

Selbstverständlich kann und muß die Art der Anwendung der Einheitsfronttaktik entsprechend der 

konkreten Tage in jedem Lande und jeder Zeitperiode wechseln. Eine allgemeine schablonenmäßige 

Durchführung der Einheitsfronttaktik beraubt diese Taktik jeglicher Bedeutung und verwandelt sie in 

ihr direktes Gegenteil. 
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Bei der Konkretisierung der taktischen Methoden müssen alle Umstände des betreffenden Landes, 

seine Struktur, der Zustand der betreffenden Sektion in Betracht gezogen werden. Unter Verlegung 

des Schwergewichts der Mobilisierung der Massen von unten, die Schaffung von Kampforganen, die 

Verbindung mit den wichtigsten Schichten der werktätigen Massen (Proletariat, Bauern, Landprole-

tariat), welche in Kämpfe hineingezogen werden sollen. 

Die Einheitsfronttaktik war und bleibt eine Methode der Revolution, nicht aber eine Taktik der fried-

lichen Revolution. Die Einheitsfronttaktik war und bleibt die Taktik eines revolutionären strategi-

schen Manövers der vom Feinde umringten kommunistischen Vorhut in ihrem Kampfe vor allem 

gegen die verräterischen Führer der konterrevolutionären Sozialdemokratie. Sie ist keinesfalls eine 

Taktik des Bündnisses mit diesen Führern. Die Einheitsfronttaktik war und bleibt die Taktik eines 

allmählichen Herüberziehens der sozialdemokratischen und des besten Teiles der parteilosen Arbeiter 

auf unsere Seite, darf dagegen unter keinen Umständen zu einer Taktil der Herabsetzung unserer Ziele 

entsprechend dem Niveau des Verständnisses der letzteren degradiert werden. 

IX. Die Arbeiter- und Bauernregierung. 

Die Losung der Arbeiter- und Bauernregierung wurde und wird von der Komintern als Folgerung aus 

der Einheitsfronttaktik in ihrem oben geschilderten Inhalt aufgefaßt. Die opportunistischen Elemente 

der Komintern haben in der verflossenen Periode versucht, auch die Losung der Arbeiter- und Bau-

ernregierung zu entstellen, indem sie sie als eine Regierung „im Rahmen der bürgerlichen Demokra-

tie“ und als ein politisches Bündnis mit der Sozialdemokratie auslegten. Der 5. Weltkongreß der 

Komintern verwirft eine solche Auslegung auf das Entschiedenste. Die Losung der Arbeiter- und 

Bauernregierung ist der Komintern, in die Sprache der Revolution, in die Sprache der Volksmassen 

übersetzt, die Losung der Diktatur des Proletariats. Die Formel Arbeiter- und Bauernregierung, die 

der Erfahrung der russischen Revolution entstammt, war nichts anderes und kann nichts anderes sein, 

als eine Methode der Agitation und Mobilisation der Massen zum Zwecke des revolutionären Sturzes 

der Bourgeoisie [22] und der Aufrichtung der Sowjetmacht. Um eine wirkliche Arbeiterregierung 

oder Arbeiter- und Bauernregierung zu errichten, muß man in erster Reihe die Bourgeoisie, die heute 

noch überall außerhalb der Sowjet-Union an der Macht ist, stürzen. Der Sturz und die Unschädlich-

machung der Bourgeoisie, die Ueberwindung ihres Widerstandes und Erzeugung wirklicher Voraus-

setzungen für eine wahre Arbeiter- und Bauernregierung ist zu erreichen auf dem Wege des bewaff-

neten Aufstandes des auch den besten Teil der Bauernschaft führenden Proletariats, nur zu verwirk-

lichen von den Werktätigen im Bürgerkrieg. 

Die Losung der Arbeiter- und Bauernregierung war und ist die beste Formel, um sich den Zutritt zu 

den Massen, den breiten Schichten der Werktätigen zu verschaffen. 

In der gegenwärtigen Periode, wo die Führer der Sozialdemokratie sich immer fester in Regierungs-

kombinationen mit der Bourgeoisie verstricken, während die breiten Schichten der der Sozialdemo-

kratie noch folgenden Arbeiter immer mehr verelenden, ergibt sich eine Tage, die der Durchführung 

der Einheitsfronttaktik und der Anwendung der Losung der Arbeiter- und Bauernregierung oft be-

sonders günstig ist. 

Gelingt es uns, just in der jetzigen Periode, da die offizielle Sozialdemokratie sich in eine „dritte“ 

Regierungspartei der Bourgeoisie verwandelt und die Führer der Sozialdemokratie sich immer mehr 

in Regierungskombinationen mit der Bourgeoisie ergehen, durch geschicktes Operieren mit der Ein-

heitsfronttaktik und der Arbeiter- und Bauernregierung umfassende Massen einfacher sozialdemo-

kratischer Arbeiter in die wirtschaftlichen und darüber hinaus auch die politischen Kämpfe, zu ge-

meinsamen Aktionen mit uns hineinzuziehen, so wird das für die Liquidierung des Einflusses der 

konterrevolutionären Führer der Sozialdemokratie und Gewinnung erheblicher Schichten der Werk-

tätigen für den Kommunismus die denkbar günstigste Tage schaffen. 

Die Losung der Arbeiter- und Bauernregierung ist für die Kommunisten niemals eine Taktik parla-

mentarischer Uebereinkünfte und Kombinationen mit den Sozialdemokraten. Im Gegenteil, auch die 

parlamentarische Tätigkeit der Kommunisten muß auf die Entlarvung der konterrevolutionären Rolle 
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der Sozialdemokratie gerichtet sein und den Zweck verfolgen, den breitesten Massen der Werktätigen 

die verräterische Natur und den Surrogatcharakter der sogenannten „Arbeiterregierungen“, die ihre 

Entstehung der Bourgeoisie verdanken und de facto liberale bürgerliche Regierungen darstellen, klar-

zumachen. 

X. Teilforderungen. 

Die Taktik der Kommunistischen Internationale schließt die Einfügung von Teilforderungen in un-

sere Agitation und Politik nicht nur ein, sondern umgekehrt, jetzt sie sogar voraus. Hierbei muß je-

doch dreierlei im Auge behalten werden. 

a) Die von uns aufgestellten Teilforderungen müssen der lebendigen Wirklichkeit entspringen, d. h. 

sie müssen derart sein, daß mit der Unterstützung derselben durch die breiten Massen der werktätigen 

Bevölkerung gerechnet werden kann. 

b) solche Forderungen müssen in der Richtung der revolutionären Entwicklung liegen. [23] 

c) Solche Forderungen müssen stets mit dem Endziel verknüpft werden. Wir müssen vom Speziellen 

zum Allgemeinen kommen, von Teilforderungen zum Gesamtsystem jener Forderungen schreiten, 

die zusammengefaßt die sozialistische Revolution bedeuten. 

Während die Teilforderungen der Reformisten den Zweck verfolgen, die proletarische Revolution zu 

ersetzen, verfolgen die Kommunisten mit der Aufstellung von Teilforderungen gerade umgekehrt den 

Zweck, die proletarische Revolution erfolgreicher vorzubereiten. Die gesamte Agitation der Kom-

munisten für Teilforderungen verknüpft jede dieser Teilforderungen aufs engste mit dem Programm 

des revolutionären Umsturzes. Das gilt besonders für diejenigen Länder, in denen die Krise der bür-

gerlichen Ordnung eingesetzt hat. 

XI. Die demokratisch-pazifistischen Illusionen. 

Im Zusammenhang mit der internationalen Lage entstehen zeitweilig in gewissen Schichten der 

Werktätigen demokratisch-pazifistische Illusionen. Die Führer der Sozialdemokratie werden nichts 

unterlassen, um diese Illusionen neu zu beleben. 

Der Kampf gegen diese Illusionen, der für die Kommunisten eine der wichtigsten Ausgaben der 

nächsten Periode bilden wird, schließt die Anwendung der Einheitsfronttaktik keineswegs aus. Im 

Gegenteil, gerade eine geschickte Anwendung der Einheitsfronttaktik (Heranziehung breiter Schich-

ten der sozialdemokratischen Arbeiter zum ökonomischen Kampf gemeinsam mit den Kommunisten 

und Aufstellung elementarer politischer Forderungen, die von den gegenwärtigen demokratischen 

„Arbeiterregierungen“ nicht erfüllt werden können) kann zum besten Mittel der Ueberwindung de-

mokratisch-pazifistischer Illusionen werden. 

Die Anwendung der Einheitsfronttaktik wird nur unter der Bedingung erfolgreich ausfallen, daß die 

demokratisch-pazifistischen Illusionen nicht in unsere eigenen Reihen eindringen, und die Kommu-

nisten alle die Gefahren bei der Anwendung der Einheitsfronttaktik und der Lösung der Arbeiter- und 

Bauernregierung, auf die die Komintern wiederholt hingewiesen hat, berücksichtigen. 

XII. Der Westen und der Osten. 

Die Kommunistische Internationale ist eine Organisation für die Weltrevolution. Nun ist aber infolge 

einer Reihe besonderer Umstände die Aufmerksamkeit der Komintern allzusehr vom Westen in An-

spruch genommen. Der Arbeit im Osten, im breitesten Sinne des Wortes, muß bedeutend größere 

Aufmerksamkeit als bisher gewidmet werden. In Indien, Japan, China und der Türkei sind in der 

verflossenen Periode erste Reime kommunistischer Bewegung entstanden. In allen diesen Ländern 

jetzt ein umfassender wirtschaftlicher Kampf der Arbeiter ein. Die Komintern muß dieser Bewegung 

die größte Aufmerksamkeit zuwenden. Sie muß gleichzeitig die gegen den Imperialismus gerichtete 

Bewegung aller unterdrückten Nationalitäten im Geiste der Resolution des III. Weltkongresses und 

dessen eingedenk, daß die Bewegung einen der wichtigsten Bestandteile der großen Befreiungsbe-

wegung bildet, die allein den Sieg der Revolution, nicht nur im europäischen, sondern auch im Welt-

maßstab zu gewährleisten vermag, allseitig unterstützen. [24] 
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XIII. Zwei Perspektiven. 

Die Aera der internationalen Revolution hat begonnen. Das Tempo ihrer Gesamtentwicklung, wie 

insbesondere das Entwicklungstempo der revolutionären Ereignisse auf dem einen oder anderen Kon-

tinent, in dem einen oder anderen Lande kann nicht mit Bestimmtheit vorausgesagt werden. Die Ge-

samtlage ist eine solche, daß zwei Perspektiven möglich sind. 

1. Möglichkeit einer langsameren und sich hinausschiebenden Entwicklung der proletarischen Revo-

lution, und 

2. infolge der Tatsache, daß der Kapitalismus bereits stark unterminiert ist und seine inneren Wider-

sprüche sich im allgemeinen außerordentlich rasch verschärfen, kann in dem einen oder anderen 

Lande die Katastrophe in sehr kurzer Zeit eintreten. 

Die Taktik der Komintern muß mit der Möglichkeit beider Perspektiven rechnen. Die Manövrierfä-

higkeit der Komintern muß sich auch darin zeigen, daß sie in der Tage ist, sich dem Tempowechsel 

rasch anzupassen. Unter allen Umständen aber hat die Komintern selbst bei einem verlangsamten 

Tempo der Entwicklung als die unversöhnliche internationale Massenpartei der proletarischen Revo-

lution die Massen um sich zu sammeln und für den revolutionären Machtkampf zu schulen. 

XIV. Bolschewisierung der Parteien und Bildung einer  

einheitlichen kommunistischen Weltpartei. 

Die wichtigste Aufgabe in der gegenwärtigen Periode der KI ist die Bolschewisierung der Sektionen 

der KI. Diese Losung darf jedoch keineswegs als eine mechanische Uebertragung der gesamten Er-

fahrung der bolschewistischen Partei in Rußland auf alle übrigen Parteien aufgefaßt werden. Die 

grundlegenden Züge einer wirklich bolschewistischen Partei sind folgende: 

I. Die Partei muß eine wirkliche Massenpartei sein, d. h. sie muß es sowohl, wenn sie legal, wie wenn 

sie illegal ist, verstehen, den engsten und festesten Kontakt mit der Masse der Arbeiter aufrechtzuer-

halten und deren Nöten und Erwartungen Ausdruck zu verleihen. 

2. Sie muß manövrierfähig sein, d. h. ihre Taktik darf keine dogmatische, sektiererische sein. Sie muß 

es verstehen, alle jene strategischen Manöver gegen den Feind in Anwendung zu bringen, die es ihr 

ermöglichen, dabei ihren Eigencharakter unverändert zu erhalten. „Es ist ein Hauptfehler unserer 

Parteien, daß sie dies sehr häufig nicht verstehen.“ 

3. Sie muß ihrem Wesen nach revolutionär, muß marxistisch sein, unentwegt ihrem Ziele zustreben, 

in jeder Situation das Maximum an Energie zur Förderung der Vorbereitung des Sieges des Proleta-

riats über die Bourgeoisie entwickeln. 

4. Sie muß eine zentralisierte Partei sein, die keine Fraktionen, Strömungen oder Gruppierungen zu-

läßt, muß wie aus einem Gusse sein. 

5. Sie muß eine regelmäßige und beharrliche Propaganda und Organisation in der bürgerlichen Armee 

durchführen. 

Die Bolschewisierung der Parteien bedeutet, daß sich unsere Sektionen alles das aneignen, was am 

russischen Bolschewismus von internationaler Bedeutung ist. 

[25] Nur in dem Maße, als die ausschlaggebenden Sektionen der KI sich tatsächlich in bolschewisti-

sche Parteien verwandeln, wird die Komintern nicht in Worten, sondern in Taten zu einer einheitli-

chen, von den Ideen des Leninismus durchdrungenen bolschewistischen Weltpartei werden. 

XV. Konkrete Aufgaben der wichtigsten Sektionen der KI. 

Die Aufgaben dieser Sektionen sind im wesentlichen folgende: 

1. England. Infolge der jetzigen Weltlage spielt England mit seinen Besitzungen gegenwärtig im 

allgemeinen die erste Rolle in allen internationalen Fragen. Daraus folgt, daß auch die KPE außeror-

dentlich an Bedeutung gewinnt. Die KPE zur Erfüllung ihrer Pflichten zu erziehen, bildet eine der 
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wichtigsten Ausgaben der KI. Die KPE hat in ihrem Verhalten gegenüber der Labour-Regierung ei-

nige ideologische und taktische Abweichungen gezeigt. Die KPE muß in der kommenden Periode 

ihre Kraft auf folgende Fragen konzentrieren: 

a) innerhalb der Labour-Party den linken Flügel so zu unterstützen und weiter zu treiben, daß er zu 

einem wirklich revolutionären Flügel innerhalb der Labour-Party sich herausbildet, um die intensivste 

Arbeit in der Minoritätsbewegung der Gewerkschaften zu leisten; 

b) die sogenannte „Arbeiterregierung“ Macdonald klar und eindeutig in den Massen zu bekämpfen 

durch Aufzeigung ihres bürgerlich- arbeiterfeindlichen Charakters, 

c) bei allen etwaigen Nachwahlen und in der kommenden Wahlkampagne eine klare, entschiedene, 

eindeutige kommunistische Linie zu beziehen; 

d) die wirtschaftlichen Kämpfe so zu führen, daß die Hauptkraft auf die Schaffung von Einheitsfron-

torganen von unten (Streikkomitees), Kampfleitungen, Betriebsräte gelegt wird, und in den Arbeiter-

massen den politischen Sinn dieser wirtschaftlichen Kämpfe klar zu machen; 

e) die KPE muß eine aktive Kampagne durchführen zur Schaffung von Aktionskomitees in den Be-

trieben und Gewerkschaften, um einen Druck auf die sogenannte Arbeiterregierung auszuüben zur 

Durchführung desjenigen Teiles des Programmes der sogenannten „Arbeiterregierung“, der von ihr 

fallen gelassen worden ist, nämlich der Sozialisierung der Eisenbahnen und Bergwerke, der Erhöhung 

der Unterstützung der Arbeitslosen, Bau von Arbeiterwohnungen usw. Nur wenn die KPE an Hand 

der täglichen Nöte der Arbeiterklasse den Verrat der Arbeiterregierung aufzeigt, und wenn sie ver-

sucht, die breiten Arbeitermassen in den Kampf für diese Ziele zu führen, wird sie in den Arbeiter-

massen die Illusionen über die sogenannte Arbeiterregierung zerstören; 

f) eine besondere Bedeutung muß die KPE legen auf die Verbindung mit den Kolonien, auf die Un-

terstützung der nationalrevolutionären Bewegungen der Kolonialländer, auf die Frage des Militaris-

mus und Marinismus, auf die Abrüstung, auf die Beziehungen Englands zu Sowjetrußland, zu dem 

imperialistischen Frankreich, auf das Sachverständigen Gutachten; 

g) ferner muß die KPE eine besonders sorgfältige Arbeit zur Beeinflussung der Erwerbslosen begin-

nen; [26] 

h) die KPE muß ferner ihr besonderes Augenmerk richten auf die innere Durchbildung der Partei, auf 

die Gewinnung von neuen Mitgliedern aus den Reihen der Arbeiter, auf die Bildung von Betriebszel-

len, auf die kommunistische Durchbildung der Mitglieder, auf die Verbreitung von Kenntnissen über 

die internationale Arbeiterbewegung. 

Frankreich. Die in obiger Bedeutung zweitwichtigste Partei ist die französische Kommunistische 

Partei. Der Kongreß stellt mit Genugtuung die bedeutsamen Erfolge der französischen Partei fest, die 

alle zweifelhaften Elemente aus ihrer Mitte vertrieben hat und zu einer wirklich proletarischen Partei 

heranreist. Gleichzeitig aber weist der Kongreß die französische Bruderpartei auf die unaufschiebbare 

Notwendigkeit der Durchführung folgender Aufgaben hin: 

a) Aufbau eines wirklichen Parteiapparates, ohne den das Bestehen einer proletarischen Partei un-

möglich ist; 

b) gründliche Arbeit der Partei in den Industriezentren des Landes außerhalb Paris, in jenen großen 

Industriezentren, in denen, wie die jüngsten Wahlen gezeigt haben, die Sozialisten noch einen großen 

Einfluß besitzen. Paris ist für das Land selbstverständlich von ungeheurer Bedeutung. Dennoch ist 

ein Sieg der proletarischen Revolution ohne Gewinnung der übrigen wichtigsten Industriezentren 

ausgeschlossen; 

c) ernste Massenarbeit unter den breiten Schichten der Bauernschaft; 

d) Durchführung der Einheitsfronttaktik in entsprechender Form. Zwar haben es die Führer der fran-

zösischen Sozialisten nicht gewagt, offen in die Herriot-Regierung einzutreten, bilden aber 
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dessenungeachtet einen faktischen Bestandteil dieser Regierung. Daraus ergibt sich für uns eine Mo-

difikation unserer Agitation unter strenger Befolgung der Einheitsfronttaktik; 

e) die Partei muß der Bildung von Parteizellen in den Betrieben ernsteste Beachtung schenken. Ohne 

Parteizellen kann es keine kommunistische Massenpartei geben; 

f) Anwerbung neuer Parteimitglieder unter den Arbeitern. Das Departement Seine muß sich für die 

nächste Zukunft die Aufgabe stellen, ihren Mitgliederbestand auf nicht weniger als 25.000 Parteimit-

glieder zu bringen. Eine Werbekampagne ist im ganzen Lande zu enthalten; 

g) die Partei muß alles daransetzen, um eine Massenbewegung im ganzen Lande zugunsten der Bil-

dung von Betriebsräten wachzurufen; 

h) die Partei muß danach streben, die Ueberreste rechter Stimmungen zu überwinden, ihre gesamte 

Organisation unter dem Bauner der Komintern fest zusammenzuschließen und einen wirklich arbeits-

fähigen festen Kern im Zentrum zu schaffen. Alle Reibungen zwischen der Linken und dem früheren 

„Zentrum“ haben zu verschwinden. Die gesamte Partei muß zu einer geschlossenen KI-Linken werden. 

i) die internationalen Verbindungen der französischen Kommunistischen Partei müssen intensiver 

werden. Vor allem ist ein dauernder, ununterbrochener Kontakt mit der KPD zu schaffen. Die fran-

zösische Schwerindustrie gewinnt immer größere Bedeutung für die imperialistische Auseinander-

setzung und für die innerpolitischen Verhältnisse. Die KPF hat den Kampf gegen den zunehmenden 

Einfluß der Schwerindustrie, vor allem in Ver-[27]bindung mit dem Kampf gegen die Durchführung 

des Sachverständigengutachtens und in engster Kampfgemeinschaft mit der KPD zu führen; 

k) die Aufnahme in die Partei aller klassenbewußten kommunistischen Elemente der CGTU, die bis-

her der Partei ferngestanden, ist zu beschleunigen; 

l) die Führer der CGTU müssen im Kampfe gegen den Anarchismus und den vulgären Syndikalismus 

der alten Schule einen klaren Standpunkt einnehmen. In diesem Kampfe dürfen der falschen Theorie 

der „Neutralität“ der CGTU in den den Kommunismus betreffenden Grundfragen keine Konzessio-

nen gemacht werden; 

m) es darf nie aus dem Auge verloren werden, daß trotz aller Erfolge, die die französische Kommu-

nistische Partei und die CGTU erreicht haben, bisher weder die Partei noch die revolutionären Ge-

werkschaften die Massen tatsächlich erobert und ihren Einfluß organisatorisch gefestigt haben, sie 

somit noch zu keinem wirklichen Vortrupp des französischen Proletariats geworden sind; 

n) die Losung der Arbeiter- und Bauernregierung behält für das gesamte Frankreich ihre besondere 

Bedeutung. Die Agitation für diese Losung im Sinne des Beschlusses des fünften Kongresses der KI 

muß zum Mittelpunkt der gesamten Agitation der französischen Kommunistischen Partei gemacht 

werden. 

Deutschland. Die Hauptperspektive der deutschen Revolution, wie sie vom Exekutivkomitee der KI 

im Herbst 1923 gegeben wurde, bleibt bestehen. Es ist nicht ausgeschlossen, daß der Sieg des „de-

mokratischen Pazifismus“ in England und Frankreich der deutschen Bourgeoisie und der deutschen 

Sozialdemokratie vorübergehend eine gewisse Kraft verleiht. Die „demokratisch-pazifistischen“ Il-

lusionen werden von England und Frankreich auch auf Deutschland überspringen. Es ist nicht ausge-

schlossen, daß Macdonald und die Herriot-Regierung vorübergehend das parlamentarische Gewicht 

der deutschen Sozialdemokratie erhöhen, ja sogar für eine gewisse Zeit direkt in den Sattel heben 

werden. All das kompliziert die politische Lage in Deutschland und ergibt die Möglichkeit einer lang-

sameren Entwicklung. Trotzdem bleibt die internationale Tage der deutschen Bourgeoisie und der 

deutschen Sozialdemokratie ihrem Wesen nach hoffnungslos. Daran wird auch all ihre Bereitwillig-

keit, die Interessen des „Vaterlandes“ immer von neuem zu verraten, dem Sachverständigengutachten 

ihren Segen zu erteilen usw., nichts ändern. Die innere Krise kann sich sehr schnell zuspitzen. Das 

beweisen die großen Klassenschlachten der letzten Zeit. 

Die Krise der Partei ist überwunden. Um aber die restlose Ueberwindung der Krise zu gewährleisten 

und der Entstehung neuer Gefahren vorzubeugen, muß die gegenwärtige Zentrale der Partei verstehen: 
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a) jedweder Neigung zum Austritt aus den sozialdemokratischen Gewerkschaften aufs energischste 

entgegenzutreten, alle Parteimitglieder, ohne Ausnahme, zu verpflichten, die Beschlüsse der KI und 

des Frankfurter Parteitages in der Gewerkschaftsfrage zu verwirklichen, entschieden und energisch 

die Umorganisierung der Partei auf der Grundlage von Betriebszellen durchzuführen, was für die 

Partei von ungeheurem Nutzen beim Uebergang zur Illegalität sein wird; [28] 

b) den Tendenzen, welche unter der Maste des Radikalismus in die Partei theoretischen Revisionis-

mus und menschewistische Abweichungen einschmuggeln wollen, entschieden und schönungslos 

entgegenzutreten; 

c) die Linie der KI in der Frage des Verhältnisses zur Bauernschaft mit Festigkeit und Energie durch-

zuführen; 

d) dasselbe in der internationalen Frage zu tun; 

e) in ihrer parlamentarischen Tätigkeit entschiedene, unversöhnliche, prinzipielle, kommunistische 

Haltung mit Sachlichkeit zu verbinden; 

f) der Betriebsbewegung eine weit größere Beachtung als bisher zu widmen. 

Das Exekutivkomitee der KI wie sämtliche Brudersektionen müssen der gegenwärtigen Zentrale der 

KPD eine unbegrenzte Unterstützung gewähren. Dann wird die KPD die rechten Tendenzen, die der 

Partei einen so ungeheuren Schaden zugefügt haben und hier und da wieder erstehen können, mit 

Leichtigkeit überwinden. 

4. Tschechoslowakei. Rechte Tendenzen, die sich in Deutschland konsequent zu Ende entwickelt 

und erst durch ihre Haltlosigkeit vollauf offenbart haben, gab und gibt es auch heute in der tschecho-

slowakischen Partei. Wenn dieselben Tendenzen hier nicht denselben Bankrott herbeiführten wie in 

Deutschland, so nur darum, weil das politische Entwicklungstempo in der Tschechoslowakei ein 

langsameres war. Die Komintern hat neben ihren anderen Funktionen auch die Aufgabe, dahin zu 

wirken, daß die Sektionen von einander lernen und dafür zu sorgen, daß Fehler einzelner Sektionen 

nicht von anderen wiederholt werden. Das sollte im vorliegenden Falle auch die tschechoslowakische 

Partei tun. Die tschechoslowakische kommunistische Partei, die in ihrer überwiegenden Mehrheit aus 

vortrefflichen proletarischen Elementen besteht, vermochte ungeachtet dieses Umstandes bisher 

keine bolschewistische Partei zu werden. Daher muß man: 

a) vor allem die theoretische Linie der Partei korrigieren; 

b) die Fehler in den Formulierungen des Präger Parteitages und der jüngsten Konferenz in Brünn 

anerkennen; 

c) die ganze Partei darauf einstellen, daß es nicht allein genügt, die Massen zu erfassen, sondern daß 

es notwendig ist, sie zu revolutionären Teilkämpfen zu führen und ideologisch und organisatorisch 

auf die Führung des Endkampfes vorzubereiten; 

d) bei der Durchführung der Einheitsfronttaktik die rechten Tendenzen bekämpfen und entschieden 

die Beschlüsse des V. Weltkongresses vertreten und ausführen. 

e) eine erhöhte Aktivität der Bauernschaft enthalten; 

f) das nationale Programm und die zu verstärkende nationale Politik der Partei in klar leninistischem 

Sinne einstellen; 

g) die parlamentarische Tätigkeit der Partei im Sinne des rev. Parlamentarismus führen; 

h) die Tätigkeit des ZK reger gestalten, die Führung stetiger, angespannter, energischer machen; [29] 

i) dem ZK frische Kräfte aus der Mitte der wertvollsten Arbeiter zuführen; 

k) in kameradschaftlicher Weise und ohne Voreingenommenheit den begründeten Forderungen der 

auf dem V. Kongreß hervorgetretenen Minderheit – besonders auch der Jugendbewegung – entge-

genzukommen. 
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Resolution über die englische Arbeiterregierung. 

Die Arbeiterregierung in England ist eine bürgerlich-imperialistische Regierung und keine Regierung 

der Arbeiterklasse. Sie ist ein ergebener Diener Sr. Majestät des Königs, des Reiches der Kapitalisten, 

unabhängig vom Sozialismus, unabhängig von der Arbeiterbewegung und nur von der herrschenden 

Klasse abhängig. Als Sachwalter der Bourgeoisie setzt sie die Politik der imperialistischen Unterdrü-

ckung und Ausbeutung der Massen von Indien, Aegypten, Afrika usw. fort und unterstützt die auf 

Verteidigung des Kapitalismus, Stärkung des englischen Imperialismus und Durchführung der wirt-

schaftlichen und finanziellen Kolonisierung der im Weltkrieg besiegten Länder abgezielte Politik. 

Sie ist nicht einmal ihrer Zusammensetzung nach eine Arbeiterregierung, sondern eine Koalitionsre-

gierung, bestehend aus Führern der 2. Internationale, die die Arbeiter im Kriege verraten haben, und 

aus liberalen Politikern und konservativen Lords. In den meisten Regierungsstellungen, wo der Ein-

fluß der Imperialisten am stärksten zu fühlen ist, ist der alte imperialistische Klüngel im Amt und an 

der Macht. 

Die Bildung einer Arbeiterregierung ist nicht eine speziell englische Erscheinung. Sie ist ein Produkt 

der Periode der kapitalistischen Zersetzung, in welcher die alten Formen der kapitalistischen Regie-

rung unfähig werden, die durch den Kapitalismus hervorgerufenen nationalen und internationalen 

sozialen, politischen und wirtschaftlichen Probleme zu lösen. In dieser Periode bedient sich die kapi-

talistische Klasse mannigfacher Verteidigungsmittel, angefangen von der Verwendung der Arbeiter-

partei (Sozialistischer Ministerialismus) mit ihrem Sozial-Pazifismus, bis zum Faschismus und allen 

seinen Formen, je nach der Schärfe der Klassengegensätze und der gegenseitigen Beziehungen der 

Klassen. Die Arbeiterregierung und die faschistische Regierung sind die beiden extremen Methoden, 

die die Bourgeoisie in Anwendung bringt, um ihre Diktatur fortzusetzen. Durch ihre Unfähigkeit, die 

Probleme des Nachkriegskapitalismus zu lösen, verschärfen die bürgerlichen Parteien in England die 

Klassengegensätze. Infolge der in den Reihen ihrer eigenen Parteien wachsenden Zwietracht und er-

schreckt über die neue Offenbarung des wachsenden Klassenbewußtseins in den Reihen der Arbeiter 

stimmten sie der Bildung einer Arbeiterregierung durch Leute von der 2. Internationale zu. 

Dies ist nicht die Arbeiterregierung, für die die englischen Arbeiter gearbeitet und Opfer gebracht 

haben. Die Geschichte ihrer sechsmonatigen Tätigkeit stempelt sie zu einer Regierung des Verrates 

an der Arbeiterklasse. Unter dem Deckmantel kleinerer Zugeständnisse – die illusorische Verringe-

rung der Lebenshaltungskosten, die Aufhebung der Lücke in der Erwerbslosenunterstützung und eine 

Menge pazifistischer Versprechungen – hat eine bürgerliche imperialistische Politik genau so ener-

gisch und gewiß mit mehr Erfolg betrieben, als ihre Vorgänger vom rechten Flügel der Bourgeoisie. 

Gegenüber den Arbeitern in England beschloß sie eine Politik der liberalen Duldung, solange sie 

ruhig bleiben und die Kapitalistenklasse nicht bedrohen. Sobald sie aber anfingen, aktiv Protest zu 

erheben, ließ [30] die Arbeiterregierung Polizeispitzel in den Arbeiterorganisationen arbeiten, setzte 

Streitbrecher ein, mobilisierte die Polizei zur Niederknüppelung der protestierenden Arbeiter und be-

reitete militärische Maßnahmen gegen sie vor wie beim Eisenbahnerstreit. Die Bergarbeiter blieben 

ohne Minimallohn, die Arbeiterregierung ließ zu, daß die Liberalen und Konservativen die Gesetz-

vorlage über Nationalisierung der Bergwerke, Arbeitslohn-Minimum für die Bergarbeiter vereiteln, 

ohne die geringste Anstrengung, die Arbeiter gegen sie zu mobilisieren. Kein Versuch wurde ge-

macht, die Gewalt des aristokratischen Offiziers über die militärischen Kräfte zu brechen, oder in 

irgendeiner anderen Weise diese machtvolle Waffe des englischen Kapitalismus bei seinen Aktionen 

gegen die Arbeiter zu schwächen. 

Unter dem Deckmantel pazifistischer Versprechungen ging sie bis an die Grenze des Möglichen im 

Bau von Kreuzern und Luftflotten und traf energische Maßnahmen zur Vervollkommnung der 

Kriegsrüstungen. Unter dem Deckmantel des Pazifismus bereitet diese Arbeiterregierung im Auftrage 

der Regierung ein neues Morden vor, das in seinen Schrecken das Massenmorden des sog. großen 

Krieges überragen wird. 

Der Kampf in den Reihen der Arbeiterklasse gegen die Arbeiterregierung ist daher zu einem 

Kampf für Rettung der Menschheit vor Massenvernichtung geworden. 
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Als Hüterin des englischen Imperialismus verweigert die Arbeiterregierung den indischen Arbeitern 

die elementaren politischen Organisationsrechte, läßt zu, daß sie verfolgt und mit Hunger gemartert 

werden und stützt durch ihre Autorität das Bombenwerfen, die Erschießungen und den Terrorismus, 

die gegen die Massen in Indien, Aegypten und Mesopotamien in Anwendung gebracht werden. Irland 

bleibt nach wie vor in den Krallen des englischen Imperialismus und hunderte Arbeiter in Irland 

bleiben mit Zustimmung der Arbeiterregierung weiter im Gefängnis. Die Arbeiterregierung ist zum 

Verwalter des Versailler Friedens geworden und verbündete sich offen mit dem englischen und fran-

zösischen Imperialismus und der deutschen Bourgeoisie zur Anwendung des Sachverständigenplanes 

zwecks stärkerer Versklavung und tieferer Erniedrigung der Arbeiter Deutschlands. Selbst in ihren 

Beziehungen zur Union Sozialistischer Sowjetrepubliken bewies sie durch die schmachvolle Unter-

stützung, die sie den Schuldscheinbesitzern und Bankiers gegen die Arbeiter und Bauern Rußlands 

angedeihen läßt, die Verlogenheit der Behauptung, daß sie die Interessen der Arbeiterklasse wahre. 

Während die Arbeiterregierung in dieser Weise auf jedem Schritt den Kapitalismus verteidigt, ist sie 

bestrebt, die Illusion zu verbreiten, daß sie eine auf Stärkung der Arbeiterbewegung und auf Rettung 

der Menschheit vor einem Kriege abgezielte Politik verfolge. Die Führer der Labour Party und na-

mentlich der Unabhängigen Labour Party sind die machtvollsten Verbündeten der Arbeiterregierung 

bei diesem verräterischen Werk. Würde die Labour Party tatsächlich die Ziele und Bestrebungen der 

Arbeiter vertreten, so würde sie trotz des Widerstandes der herrschenden Klassen ihren Einfluß aus-

nützen, um die Massen zum Kampfe gegen den englischen Kapitalismus zu mobilisieren. 

Die Labour Party spielt aber, den Wirklichkeiten des Klassenkampfes gegenüber blind, durch die 

kapitalistische Demokratie korrumpiert und durch den Wahlerfolg verblendet, auf den Vorurteilen 

der rückständigsten Teile der Arbeiterklasse und liefert die Arbeiterorganisationen einschließlich [31] 

der Labour Party selbst der Bourgeoisie ohne jede Spur von Kampf aus. Es ist Aufgabe der Kommu-

nistischen Internationale und ihrer Sektion, der Kommunistischen Partei Englands, die Arbei-

terbewegung von der reaktionären Führerschaft, die sie gegenwärtig beherrscht, zu retten. Die 

Illusion, die im Geiste der Massen noch lebt, wonach ihre Befreiung durch den allmählichen Prozeß 

der parlamentarischen Reformen kommen könne, zu zerstören und den Arbeitern klar zu machen, daß 

sie nur durch einen rücksichtslosen Klassenkampf und die Zerstörung der Macht der Bourgeoisie ihre 

Befreiung von kapitalistischer Ausbeutung erringen können. Zu diesem Zwecke und nur zu diesem 

Zwecke muß die Kommunistische Partei Englands ihren Kampf für die Aufnahme in die Labour Party 

fortsetzen, und dieser Kampf muß durch einen ununterbrochenen Kampf gegen den Reformismus 

entlang der ganzen Linie siegreich beendet werden. In diesem Kampfe gegen die Verrätereien der 

Labour Party fällt die Führung der kommunistischen Partei Englands zu. Schon findet eine starke 

Gärung statt unter den breiten Massen, die mit der reaktionären Führerschaft der Labour Party unzu-

frieden sind. Wiederholt brechen (wilde) Streits gegen den Willen und im Gegensatz zur Gewerk-

schaftsbürokratie aus. Die linke Bewegung hat sich jetzt auch in den führenden Organen der engli-

schen Gewerkschaften offenbart. Sie hat kein klares Programm. Sie ist zaghaft und schwankend. 

Trotzdem vertritt sie die wachsende Unzufriedenheit der Arbeiter mit der alten Führerschaft. Statt der 

formlosen linken Bewegung gestalten sich organisierte Minderheitsbewegungen heraus. Sie haben 

ein klares Programm, bestehen aus revolutionären und disziplinierten Arbeitern und breiten sich, die 

Politik der Roten Gewerkschaftsinternationale popularisierend, von Distrikt zu Distrikt aus. Trotzdem 

sie von der Arbeiterbürokratie verspottet und gebrandmarkt werden, bilden sie die ersten Schritte zur 

Organisierung der Auflehnung der Massen gegen die verräterische Führerschaft und bilden eine Ge-

währ dafür, daß der revolutionäre Geist der Massen sich entwickelt und, unter Führung der Kommu-

nistischen Partei, die Arbeiterbewegung vor einer Katastrophe bewahren wird. Um diesen Sieg zu 

erringen, muß die Kommunistische Partei Englands: 

a) die linke Bewegung in allen ihren Aktionen gegen die Gewerkschaftsbürokratie, ihren Streiks, ihrer 

Propaganda unterstützen und alle Schwankungen in ihren Reihen bekämpfen, ohne zu zögern, gleich-

zeitig die Schwächen und die Inkonsequenz dieser Bewegung bloßzustellen; 

b) die Solidarität der Minderheitsbewegung stärken und sie im Landesmaßstabe mit einem auf die 

Plattform der Roten Gewerkschaftsinternationale begründeten Programm zusammenzuschließen; 
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c) die Minderheitsbewegung durch Kampf für die Schaffung von Betriebsräten stärken und so die 

Grundlage von einem Industrie-Unionismus mit den Betriebsräten als Grundlage der Gewerkschafts-

organisation zu schaffen; 

d) für aktive Beteiligung der englischen Gewerkschaftsbewegung an den internationalen Kämpfen 

des Proletariats zu kämpfen. Die Kommunistische Partei, als ein unentbehrlicher Teilnehmer am 

Kampfe gegen den englischen Kapitalismus, darf die Bedürfnisse und Forderungen der Arbeiter-

klasse, die mit ihrem Alltagsleben verknüpft sind und die machtvoll die Arbeiterklasse zu engerer 

Einheit und zu stärkerem Kampfwillen drängen, nicht vernachlässigen. 

[32] Die Kommunistische Partei soll die nachfolgenden Parolen herausgeben, und eine energische 

Kampagne für ihre Verwirklichung einleiten: 

a) Arbeitslohnminimum im Landesmaßstabe; 

b) Nationalisierung der Bergwerke; 

c) Häuser für die Arbeiter, durch die Arbeiter ohne Beteiligung von Profitjägern gebaut; 

d) für die Erwerbslosen: Erfüllung der Erwerbslosen-Forderungen, Minimal-Unterstützung von 3 

Pfund wöchentlich für Familienväter. 

Die Kommunistische Partei muß energisch Anteil nehmen am Alltagskampf der Massen für diese 

Parolen und auf diese Weise in jeder Tätigkeit der Arbeiterbewegung eine führende Rolle innehaben. 

Die gegen die Gewerkschaftsbureaukratie gerichteten Minderheitsbewegungen und die populären 

Kämpfe für die obigen Reformen sind wichtige Grundlagen der Tätigkeit der Kommunistischen Par-

tei, unsere Partei darf aber ihre Tätigkeit hierauf allein nicht beschränken. Die Hauptprobleme sind: 

a) die arbeitenden Massen Englands zu bewegen, gegen den falschen Pazifismus der Macdonald-

Regierung, hinter den Vorbereitungen zu einem neuen Kriege verborgen sind, zu kämpfen; 

b) die imperialistische militärische und internationale Politik der Arbeiterregierung Sr. Majestät bloß-

zustellen; 

c) eine Massenbewegung in voller Einheit mit den Arbeitern Deutschlands wie auch der Ententelän-

der gegen den Sachverständigen-Bericht einzuleiten; 

d) gegen die imperialistischen Vorurteile unter den englischen Arbeitern anzukämpfen, um den Klas-

senkampf der Arbeiterklasse Englands mit den revolutionären Bewegungen der unterdrückten Völker 

und der unter der Diktatur des englischen Imperialismus leidenden Massen zusammenzuschließen. 

Die Parole muß sein: die Befreiung der Arbeiter Englands hängt von der Befreiung der Kolonien ab. 

Alle diese Fragen sind Teile des Hauptproblems, des Kampfes der Arbeitermassen für ihre Befreiung 

von der Knechtschaft des Kapitals. Dieser Sieg kann nicht errungen werden, die Diktatur des Prole-

tariats kann nie errichtet werden ohne eine kommunistische Massenpartei, eine Partei, die die Massen 

auf Grundlage eines ununterbrochenen Kampfes gegen die Bourgeoisie zusammenschließt und die 

Sozialverräter in den Reihen der Arbeiterklasse entlarvt. Eine kämpfende kommunistische Massen-

partei ist die richtige Antwort der Arbeiterklasse auf die bürgerliche Arbeiterregierung. 

Es lebe die Kommunistische Partei Englands! 

Es lebe die Kommunistische Internationale! [33] 

* 

Anhang 

A. Aus dem Referat der Genossin Ruth Fischer. 

(Sitzung des Präsidiums der Exekutive der Komintern, Jan. 1924, Moskau.) 

Die Oktoberniederlage ist keine Niederlage, denn sie war kein Kampf, sondern sie ist ein Zusammen-

bruch, ein völliges Versagen der Partei. 
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Das, was hier von dem Vertreter der Exekutive und Brandler ausgeführt wurde, bedeutet den Beginn 

einer Liquidatorenkrise, nicht nur in der Kommunistischen Partei Deutschlands, sondern in der Inter-

nationale. Wir halten eine solche Krise nach dem 3. Weltkongreß. Sie war zu erklären aus dem Zu-

rückfluten der Revolution in Europa, in Deutschland vor allen Dingen aus der Niederlage der März-

aktion. 

Das Zurückfluten der revolutionären Welle wurde vom 3. Kongreß beantwortet mit der Lösung der 

Gewinnung und Sammlung der Massen für die Ergreifung der Macht. Und aus dieser richtigen Um-

stellung haben die Liquidatoren der deutschen Partei die Revision des Kommunismus gemacht, das 

Aufgeben des Auftretens einer eigenen Kommunistischen Partei, sie haben Lehren gezogen wie: man 

muß zurückkehren nicht nur zu den Me t hoden  der Sozialdemokratischen Partei, und Genossen sie 

sind zurückgekehrt, und jeder Berliner Arbeiter, der den „Vorwärts“ liest, liest darunter „Redakteur 

Ernst Reuter“ und denkt dabei an diese bittere Erfahrung, die wir gemacht haben. 

Genossen, diese Krise ist in der KI nie ganz geheilt und bis zu Ende liquidiert worden. Man hat zwar 

in Einzelfällen Abschneidungen gemacht, Frossard hinausgeschmissen oder er ist gegangen, hat auch 

in Deutschland ein paar hinausgeworfen, aber die theoretische Auseinandersetzung, die die notwendige 

Voraussetzung dafür ist, daß auch unsere Arbeiter begreifen, daß das Disziplinbrecher nicht im orga-

nisatorischen, sondern im politischen Sinne des Wortes sind, hat man nicht gemacht. Man hat versucht, 

die Dinge etwas vorsichtiger zu formulieren, um die Arbeiterelemente zurückzuhalten, und das Re-

sultat war, daß das Gift aus der KPD und wie ich glaube, der Komintern nicht ausgetrieben wurde. 

Die Taktik der Einheitsfront war die konsequente Fortführung des „Heran an die Massen“. Diese 

Taktik hat bei uns eine sehr merkwürdige Entwicklungsgeschichte, die ich alle ausländischen Genos-

sen aufmerksam zu studieren bitte, weil sie eine Fundgrube dafür ist, wie Schritt für Schritt aus dem 

richtigen Gedanken der Einheitsfront als eines Agitationsmittels der Versuch wird, den Revisionis-

mus aus diesem Gedanken zu entwickeln. Vom Offenen Brief über die Rathenau-Kampagne, über 

die Zusammenkunft der Exekutiven der drei Internationalen, aus tausend Einzelheiten entwickelt sich 

der Versuch der organisatorischen Verschmelzung der KPD mit der SPD. Wenn z. B. von unseren 

deutschen Genossen in den letzten Jahren [34] entdeckt wurde, daß das Schönste an der russischen 

Revolution die Neue Oekonomische Politik ist, daß das der eigentliche Sinn des Sozialismus ist, wenn 

man das noch überschreibt: die Neue Oekonomische Politik muß eigentlich vor der Eroberung der 

Macht gemacht werden, das ist das wahre Notwendige – so sind solche Dinge ein Symptom des Ver-

suchs, die Linie bis zu Ende zu entwickeln. 

Dieser Revisionismus innerhalb der KPD ist mehrmals von der Exekutive zur Ordnung gerufen wor-

den. Die Rathenau-Aktion hat eine ganz bestimmte Rolle auf dem 4. Kongreß gespielt, aber die deut-

sche Partei hat diese Kritik bis heute noch nicht angenommen, bis heute noch nicht zu Ende gedacht 

und ist noch immer in ihren ausschlaggebenden Führerkreisen der Ueberzeugung, daß die Rathenau-

Aktion eine Glanzleistung war, trotzdem sie alle typischen Fehler, die wir im Oktober gehabt haben, 

enthält. Sie enthält alle Fehler der sächsischen Politik im theoretischen und praktischen Sinne des 

Wortes. 

Auf dem 4. Kongreß ist eine Episode vorgekommen, die bereits der Beginn der sächsischen Politik 

war. Dort erhielt die deutsche Delegation die irrtümliche Nachricht, daß Brandler und noch jemand 

in die sächsische Regierung eingetreten sind, ohne daß irgendwelche Bedingungen für Sachsen ge-

stellt worden wären. Die deutsche Delegation trat darauf zusammen. Thalheimer erklärte, das ist das 

Eigentliche, was wir schon immer gebraucht haben. Und nur ein Genosse aus Hamburg, ein Berliner, 

einer aus Westsachsen und ein Ruhrarbeiter, diese Dummköpfe, erklärten, das kann es nicht geben. 

In diese Delegationssitzung wurde dann zwei Tage später die Nachricht eingebracht, daß der Eintritt 

erst bevorstehe. Und darauf entspann sich folgende außerordentlich wichtige Debatte. Wir hatten 10 

Bedingungen gestellt für den Eintritt in die Regierung. Darunter Punkt 7: daß die Arbeiter bewaffnet 

werden müssen, und Punkt 9: Betriebsrätekongreß in Sachsen. Die Sozialdemokraten wollten alles 

schlucken, z. B. Kohlenbeschaffung für arme Leute und Brotverteilung, nur diese beiden Punkte 

nicht. Daraufhin erklärte der Theoretiker unserer Partei, Thalheimer, und die gesamte Delegation, 
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Meyer an der Spitze, mit ihm: Ja, wir brauchen doch diese Punkte nicht zuzuspitzen; das Wichtigste 

ist, daß wir auf ökonomischem Gebiet mit den Sozialdemokraten zusammengehen, diese Punkte kön-

nen fallen gelassen werden. Und eine Resolution wurde gegen die vier Dummköpfe angenommen, 

die Punkte 7 und 9 fallen zu lassen, wenn man nur in die Regierung eintreten kann. Dann hat die 

Exekutive der Komintern davon erfahren, hat es umgedreht und die Delegation hat das geschluckt. 

Ulbricht sagte, es hat keinen Zweck, in Thüringen noch Bewaffnung zu verlangen, weil jeder Arbeiter 

sein Gewehr habe. Es war für mich unvergeßlich, wie in dieser Sitzung alle russischen Genossen 

erklärten, man darf diese Bedingungen nicht schlucken. Diese Delegationssitzung des 4. Kongresses 

hat wieder im Reime die Fehler des Oktoberzusammenbruches und der Politik gezeigt, die später 

betrieben wurde Genossen, die Oktober-Situation begann sich mit dem Beginn der Ruhrbesetzung zu 

zeigen. Darüber scheint Uebereinstimmung nun schon zu bestehen, daß die Abflauung der deutschen 

Revolution durch die Ruhrbesetzung durchbrochen wurde, daß die deutsche Bourgeoisie in dem Be-

streben der Konsolidierung und Unterordnung unter das Auslandskapital gestört wurde und eine in-

nerpolitische Krise eintrat. Aber es ist kein Zufall, daß der Leipziger Parteitag sich mit fraktioneller 

Abstimmung geweigert hat, ein Referat und eine Aussprache über die Ruhrbesetzung anzuhören. Wir 

schätzen alle [35] Genossin Zetkin außerordentlich, aber nur ein Referat von Genossin Zetkin, die 

Annahme eines Manifestes, das ist doch keine Behandlung der Ruhrfrage. 

Es ist wichtig festzustellen, daß zu den Thesen des Leipziger Parteitages, die von der Exekutive in 

einer bestimmten Form desavouiert wurden, der Vertreter der Exekutive mehrmals erklärte, ich habe 

diese Thesen der Mehrheit mit dem Bleistift in der Hand durchgelesen und keine Spur irgendwelcher 

falschen Formulierungen gesehen. Das gehört in die Linie der gemeinsamen Plattform, die er heute 

mit Brandler bezogen hat. 

Genossen, dieser Leipziger Parteitag ist hart an der Grenze der Spaltung gewesen, und es hat keinen 

Zweck, darüber den Schleier zu breiten. Der Fraktionskampf, der Haß zwischen beiden Gruppen war 

so schlimm, daß es eigentlich nur dem Eingreifen des Vertreters des EK in der letzten Minute gelun-

gen ist, diese Spaltung zu verhindern. Der Leipziger Parteitag war von uns fast nicht vorbereitet und 

traf uns in der Tage derjenigen, die eigentlich gar nicht das Anrecht haben, gegenüber den alten Par-

teiführern aufzutreten. Trotzdem haben wir eine ganz erträgliche Anzahl von Stimmen der Arbeiter 

aus den wichtigsten Industriebezirken gesammelt, obgleich die Situation bei weitem nicht klar und 

kraß gewesen ist. 

Jede einzelne Aktion, die die Partei vom Leipziger Parteitag bis zum Oktober geführt hat, zeigt das 

doppelte Gesicht. Das Aufsteigen der revolutionären Welle, den Vorstoß der Arbeiter, die Stimmung 

der Arbeiter einerseits und die Zentrale der KPD andererseits, der die Wirklichkeit nicht in ihre The-

orie des Abflauens paßte. Jede einzelne Aktion hat das gezeigt. Wir haben versucht, in jeder einzelnen 

unseren anderen Standpunkt zu entwickeln, ganz klar vom Februar bis zum Oktober die Frage zu stel-

len: der Ruhrkampf leitet eine neue Periode ein, die Frage der Macht steht auf der Tagesordnung. Auf 

dem Bezirkstag Wasserkante hat Brandler uns wieder Idioten genannt, weil wir nicht begriffen, daß 

die nächste Etappe in Deutschland eine linkssozialdemokratisch-gewerkschaftliche Arbeiterregierung 

sei und es noch nicht Zeit wäre, die Machtfrage zu stellen: er meint, man müßte dies vermeiden. 

Die Exekutive der Komintern erkannte, daß historisch die Möglichkeit der Machtergreifung auf der 

Tagesordnung steht, daß es sich von seiten der Bourgeoisie um einen entscheidenden Vorstoß gegen 

die Arbeiterklasse und nicht gegen die „Novemberrepublik“ handelt. 

Der Widerspruch in bezug darauf, daß die Exekutive der Komintern die Einheitsfronttaktik als etwas 

anderes aufgefaßt habe wie die KPD, als eine Methode der Erfassung der Massen für den Kommu-

nismus, zu dem, was wir in Deutschland erlebt haben, das führte dazu, daß wir uns nachher die Vor-

würfe über den Zusammenbruch machen mußten. 

Genossen, die Umsetzung der Beschlüsse der Komintern in die Praxis – wie sie in Sachsen erfolgte 

– zeigte sofort, daß die Partei nicht die Kraft hatte, als revolutionäre Partei zu kämpfen, geschweige 

denn um die Macht zu kämpfen. Die charakteristischen Merkmale der Politik der KPD sollen nach 

Brandler darin bestehen, daß man die Kräfteverhältnisse im Oktober überschätzt hatte. Je mehr das 
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Reich zerfiel, die Inflationskrise sich zu einer Wirtschaftszerrüttung auswuchs, desto mehr wurde 

erklärt, die Kräfteverhältnisse sind gegen uns, nachdem im August ein Gequatsch vom Bürgerkrieg 

gemacht [36] worden war. Als man jedoch kämpfen mußte, da fand die Zentrale plötzlich, daß alles, 

was an Kräften vorhanden war, nicht zum Kämpfen ausreichte. 

Das ist typisch opportunistisch: Immer, wenn es zum Losschlagen kommen soll, dann reichen die 

Kräfte nicht dazu aus. Wenn dann die Gelegenheit vorbei ist, dann wird in drei Monaten die Revolu-

tion versprochen. Das ist typisch deutsche Gewerkschaftstaktik. 

Genossen! Die letzte Oktoberniederlage hat in zwei Punkten kulminiert – in Hamburg und in Sachsen. 

Der Gegensatz zwischen der Chemnitzer Konferenz und dem Kampfe der Hamburger Arbeiter ist so 

groß, daß man in der Partei nicht so ohne weiteres über ihn hinweggehen kann. Ueber Sachsen hat 

man systematisch und mit Absicht der Partei und der Internationale die Sachlage falsch dargestellt. 

Ich möchte das Beispiel der Chemnitzer Konferenz erläutern. Wenn ein verantwortlicher Politiker 

sieht, daß die Partei unmittelbar vor einem bewaffneten Kampfe steht, dann muß er versuchen, die 

Masse ideologisch darauf einzustellen. Man kann die Partei nicht in einen bewaffneten Kampf führen, 

wenn man die Massen nicht ideologisch darauf einstellt. 

In Chemnitz beabsichtigte man aber wirtschaftliche Betriebsfragen zu erörtern und nicht die Massen 

zum Kampfe zu mobilisieren und aufzurufen. 

In Hamburg ist der Beweis erbracht, daß es nicht darauf ankommt, daß man sich auf den Boden der 

Sozialdemokratie stellt, um ein genügendes Kräfteverhältnis zu schaffen. Die Lehre von Hamburg 

weist auf das eigentliche Problem der deutschen Revolution zurück, nämlich, daß wir die Massen für 

uns gewinnen müssen. 

Hier gibt es zwei Antworten darauf: 

Gewinnen wir die Massen dadurch, daß wir uns möglichst in einen sozialdemokratischen Mantel 

hüllen, möglichst verfassungsmäßig erscheinen wollen? Oder, daß wir als Kommunistische Partei 

unser klares kommunistisches Gesicht zeigen und eine klare kommunistische Praxis und Theorie ha-

ben? 

Genossen, ich sage: nur, wenn wir uns überlegen, daß wir den sozialdemokratischen Arbeitern er-

leichtert haben, daß sie bei der Sozialdemokratie bleiben konnten, kann man die noch vorhandene 

Stärke der VSPD begreifen. 

Die linken sozialdemokratischen Arbeiter, die anfingen zu begreifen, daß die Sozialdemokratie eine 

schlechte Partei ist, haben wir durch unsere Einheitsfronttaktik wieder an ihre Partei gebunden. 

Ich bin der Meinung, daß die Arbeiter allmählich zum Kommunismus getrieben werden durch das 

zielbewußte, klare Auftreten unserer Partei und die Stärke der Internationale. 

Genossen, daß der Zusammenbruch kam, ist also für uns unerklärbar aus technischen Dingen, aus 

irgendwelchen kleinen Fehlern. Und wir werden von dieser Plattform nicht abgehen und sie durch-

kämpfen, weil das das einzige Mittel ist, um die Partei, die aus guten Arbeitern besteht, zu retten von 

dieser opportunistischen Auffassung. 

Die Krise, die in der Partei herrscht, ist nicht mehr durch eine Kompromißlösung zu heilen, nicht 

mehr dadurch, daß man bedingungslos alle Dummheiten schluckt. Diese Krise ist nur zu lösen, indem 

man ganz kraß erklärt: In der Partei ist ein Revisionismus vorhanden. Wenn man dies ausspricht, 

dann kann man die Partei gesund machen. Wenn wir das nicht tun, dann wird die Zentrale der Partei 

sich mit den Sozialdemokraten koalieren, dann wird der nächste Parteitag ein Spaltungsparteitag sein. 

[37] Unsere nächsten Aufgaben sind deshalb die Durcharbeitung und Umgruppierung der Partei. 

Ohne eine solche Umgruppierung ist die Partei nicht kampffähig. 

Ich möchte noch zu dem etwas sagen, was der Vertreter der Exekutive über den Faschismus sagte: 

Die Faschisten haben die Novemberrepublik besiegt. Genossen, was soll das heißen, der Sieg des 
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Faschismus über die Novemberrepublik? Es war ein demagogischer Ausdruck, um die Arbeiter über 

ihre Niederlage hinwegzutäuschen. Das war der erste Zweck. Diese Thesen haben natürlich unseren 

Leuten die Arbeit erschwert. 

Ich muß feststellen: 1. die Täuschung der Partei über die Niederlage, 2. Begründung auf Grund de-

mokratischer Illusionen. Man kann diese Politik nur begründen, wenn man Unterschiede zwischen 

faschistischer, industrieller und sozialdemokratischer Regierung macht, wenn man der Theorie an-

hängt, daß die demokratische Republik ein klassenloses Gebilde ist. 

Was die Perspektive der künftigen Kämpfe in Deutschlang betrifft, will ich sagen: wenn ich mich da-

gegen gewandt habe, daß man eine Drei-Monats-Perspektive macht, so deswegen, weil die Partei 

heute gar nicht in der Lage ist, große entscheidende Kämpfe zu führen, bevor sie innerlich konsoli-

diert ist. Wir werden Kämpfe haben, aber die werden einen anderen Charakter haben als die vor dem 

Oktober. Das Entscheidende an diesen letzteren war, daß sie von Kämpfen um Wirtschaftsfragen 

begannen, aber sofort politischen Charakter, Machtcharakter annahmen. Im Cuno-Streik sagten wir 

zu Schlecht (einem unserer Betriebsführer): du mußt jetzt den Leuten noch sagen: wir sind für Wirt-

schaftsbeihilfe. Er sagte, aber die Leute brüllen: Wir wollen keine Wirtschaftsbeihilfe, wir wollen die 

Regierung stürzen. Dieser Ruf der Massen ist symbolisch für den Umschwung der Massenbewegung 

gewesen. Jetzt werden wir auch Kämpfe haben, Genossen, aber sie werden Verteidigungskämpfe der 

wirtschaftlichen Interessen, der wirtschaftlichen Forderungen sein. Wir werden jetzt in den Mittel-

punkt den Achtstundentag stellen müssen, der jetzt kaputt ist, jeden Pfennig Lohn. Wir werden darauf 

achten müssen, daß die Kluft zwischen den Erwerbslosen und den in den Betrieben Arbeitenden nicht 

zu groß wird. Wir werden kämpfen müssen, daß die Betriebsräte – nicht, daß sie Sowjets werden –, 

sondern daß sie nicht aus den Betrieben hinausfliegen, weil der Unternehmer beginnt, sie zu liquidieren. 

Das ist der andere Charakter der kommenden Kämpfe. Diese Kämpfe können und werden zu einer 

größeren Verbindung der Partei mit den Massen führen, obgleich wir hier wieder auf alte Punkte 

zurückführen müssen. Wir haben Terrain gewonnen und dank der Formlosigkeit unserer Politik wie-

der verloren. Jetzt wird es sich darum handeln, wieder Terrain unter den Massen zu gewinnen, aber 

nicht durch eine Politik unter den Sozialdemokraten, die uns zerreißt, sondern die festbleibt und die 

Massen vom sozialdemokratischen Boden zu uns herüberzieht. Dann werden die Kämpfe vielleicht 

früher, als wir denken, in Machtkämpfe umschlagen. Aber ohne andere politische Linien werden wir 

auch diese Kämpfe nur mit Scheinerfolg führen und ohne die Möglichkeit, eine wirklich revolutionäre 

Partei zu werden. Wir verlangen von der Kommunistischen Internationale eine klare Entscheidung, 

einen Parteitag, auf dem die Frage gestellt wird, wie die Partei geführt werden soll, welche Politik sie 

haben soll, und wir werden uns wehren gegen die Redensarten mancher Genossen: Laßt das Vergan-

gene ruhen, die Zukunft liegt froh und glorreich vor uns. Das Vergangene ist nicht vergangen. [38] 

B. Aus den Richtlinien für die Delegation der KPD zum 5. Weltkongreß der Komintern. 

I. 

Einleitung: 

Der Zeitpunkt und die Tagesordnung des 5. Weltkongresses erfordern sorgfältige Richtlinien für die 

Delegationen der einzelnen Parteien. Der Zeitpunkt fällt in eine Periode zwischen zwei revolutionä-

ren Wellen, die offenbar unmittelbar hintereinander aufsteigen. Nach dem hohen Ansteigen der Welle 

des Jahres 1923, nach den Niederlagen in Bulgarien, Deutschland und Polen, nach einer Umgruppie-

rung der Kräfte der Bourgeoisie und des Proletariats in Deutschland; vor dem Versuch der internati-

onalen Bourgeoisie und der 2. Internationale, durch einen neuen imperialistischen Raubvertrag die 

europäische Krise zu lösen; anscheinend am Beginn neuer ernster Massenbewegungen in Deutsch-

land, England und auch in Frankreich, Polen, Belgien, welche bereits eine neue revolutionäre Welle 

bringen können, hat der Weltkongreß ein umfangreiches Programm zu bewältigen, als dessen Haupt-

punkte in dieser Situation die folgenden zu gelten haben: die Analyse der Situation nebst den takti-

schen Folgerungen aus dieser Analyse; die Konkretisierung der taktischen Methoden für die einzel-

nen Sektionen; die Verwertung der deutschen Erfahrungen für diese taktischen Folgerungen, 
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insbesondere für die Konkretisierung der taktischen Methoden der einzelnen Sektionen; die Stärkung 

der programmatischen Grundsätze im Bewußtsein der einzelnen Lektionen; die Besprechung der or-

ganisatorischen Mittel zu ihrer Durchführung. 

II. 

Der Zustand der Komintern. 

Die Komintern wird erneut vor unmittelbare, große Aktionsaufgaben gestellt. Diese Ausgaben sind 

im wesentlichen diese: Organisierung der deutschen Revolution; Schaffung einer kommunistischen 

Massenpartei in England; Verhinderung der Durchführung des Sachverständigenplanes und interna-

tionale revolutionäre Aktion gegen den Versailler Vertrag; Verhinderung eines neuen Krieges gegen 

Sowjetrußland und Massenmobilisierung gegen die Einkreisung Rußlands; Organisierung der Revo-

lution im europäischen Maßstabe. 

Diese Hauptaufgaben werden durch eine große Reihe anderer, fast ebenso wichtiger Aufgaben er-

gänzt, von denen wir nennen: die Förderung der national-revolutionären Bewegung des Ostens; die 

Schaffung einer revolutionären Bauern-Internationale und die Verbindung mit den ärmeren Teilen 

der Bauernschaft in den einzelnen Ländern; die Ausarbeitung der Methoden zur Gewinnung des Mit-

telstandes und der proletarisierten Intelligenz sowie zur Bekämpfung der faschistischen Bewegung. 

Alle diese Aufgaben müssen mit dem unmittelbaren Ziel der Organisierung der Revolution in Angriff 

genommen werden. 

Die einzelnen Sektionen der Komintern befinden sich auf verschiedenen Entwicklungsstufen, die 

hierbei genau zu berücksichtigen sind. [39] 

Frankreich. 

Die französische Partei hat in den letzten Monaten begonnen, gewisse Verwirrungen und Abweichun-

gen (Stellung zur englischen Regierung Stellung zur Opposition in der RKP) energisch zu liquidieren. 

Die seit ihrer Gründung in der KPF tobenden Richtungskämpfe sind noch nicht zum Abschluß ge-

bracht, doch scheinen in der Führung die linksgestimmten Elemente gesiegt zu haben. Es gilt, die 

Führergruppe, welche aus unpolitischer Anhänglichkeit sich auf die Seite der rechten Opposition ge-

stellt hat (Monatte, Rosmer) davon zu überzeugen, daß ihre Stellungnahme politisch zu gefährlichen 

Konsequenzen auch für die französische Partei führen muß. Es gilt, die Partei von den großen Irrtü-

mern, die etwa durch Genossen Souvarine vertreten worden sind, zu überzeugen, und es gilt in diesem 

Zusammenhang: 

a) eine linke Orientierung zu vertiefen; 

b) sie in die Mitgliedermassen zu bringen; 

c) konkrete praktische Methoden für die KPF auszuarbeiten, besonders in der Frage des Verhältnisses 

zur Bauernschaft; 

d) die Gewerkschaftsfragen auch für Frankreich zu klären (Verhältnis zur CGTU und zur CGT). 

Darüber hinaus gilt es, die KPF in engen Kontakt mit der KP Deutschlands und Englands zu bringen. 

Die Entwicklung der Reparationskrise erfordert gebieterisch engste Zusammenarbeit der deutschen 

und der französischen Partei. Die französischen Kommunisten müssen mehr als bisher ihre Aufmerk-

samkeit der anwachsenden Konzentration der französischen Schwerindustrie und dem Streben der 

französischen Schwerindustrie nach der Diktatur zuwenden. Es gilt, gerade in Frankreich den Kampf 

gegen die Diktatur der Schwerindustrie mehr als bisher in den Vordergrund zu rücken und damit 

aktiver den Kampf des deutschen Proletariats zu unterstützen. Es gilt, gerade in Frankreich eine 

scharfe Kampagne gegen den Reformismus der Zweiten Internationale durchzuführen an dem hand-

greiflichen Beispiel der Methoden der Macdonald-Regierung, und es gilt, die Lohnkämpfe, die Steu-

erkämpfe, den Kampf sowohl gegen die Reparationspolitik im allgemeinen, d. h. gegen die imperia-

listische Räuberpolitik, als auch gegen die Verteilung der Reparationszahlungen an die reichen Aus-

beuter unter vollkommener Ausschaltung der kleinen Geschädigten, so zu führen, daß eine scharfe 
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Kampffront der Arbeiter und Bauern gegen die Bourgeoisie, den Linksblock und den Reformismus 

geschaffen wird, und daß hierbei propagandistisch die revolutionären Methoden der Komintern auf 

das energischste in den Vordergrund geschoben werden. 

England. 

Die kleine englische Partei erlebt jetzt den Moment, wo sie zu einer revolutionären Massenkraft und 

Massenpartei werden kann. Sie hat beim Zustandekommen der Labour-Regierung gefährliche ideo-

logische und taktische Abweichungen nach der Seite eines banalen Opportunismus gezeigt. Für die 

KPE müssen konkrete Anweisungen ausgearbeitet werden: 

a) über ihr Verhältnis zur Labour-Party und die Organisation eines wirklich revolutionären Flügels 

innerhalb der Labour-Party; 

b) die sechsmonatige Tätigkeit der sogenannten Arbeiterregierung Macdonald muß die KPE veran-

lassen, schon jetzt die Aufstellung eigener [40] Kandidaten für die nächsten Wahlen vorzubereiten, 

da von der Lösung dieser Frage die Stellung unserer Bruderpartei zur Labour-Party entscheidend 

abhängt; 

c) die Wirtschaftskämpfe müssen so geführt werden, daß an Stelle schematischer offener Briefe die 

Schaffung von Einheitsfrontorganen von unten (Streikkomitees, Kampfleitungen, Betriebsräten) be-

trieben wird und daß diese Wirtschaftskämpfe politisiert werden. 

Ferner müssen Richtlinien ausgearbeitet werden: 

d) über die Beeinflussung der Erwerbslosen, ihre Führung und Politisierung; 

e) über den Kampf gegen den parlamentarischen Kretinismus; 

f) über die Methoden der Mitgliedergewinnung; 

g) über die Arbeit in den Gewerkschaften; 

h) über den Kampf gegen den Imperialismus der Labour-Regierung; 

i) über die Stellung der Kolonialfrage, der Frage des Militarismus und Marinismus, über die Stellung 

zum Völkerbund, zur Abrüstung, zu Rußland, zum imperialistischen Frankreich; 

k) über die Nationalitätenfrage (Irland, Indien, Aegypten, Mesopotamien); 

Die KPE muß eine großzügige und aktive Kampagne durchführen zur Schaffung von Aktionskomi-

tees, insbesondere in den Betrieben und Gewerkschaften, zur Durchführung desjenigen Teiles des 

Programms der Labour-Party, welcher von ihr fallen gelassen worden ist, nämlich der Nationalisie-

rung der Kohlenbergwerke und der Eisenbahnen, der Lösung der Wohnungsfrage, der Bezahlung der 

Arbeitslosen, und muß auf diese Art die Labour-Regierung als Agentin der Bourgeoisie diskreditieren 

und entlarven, sowie die breiten Massen der Arbeiter in Kämpfe für diese Ziele zu führen suchen und 

hinter sich bringen. 

Nur wenn die KPE konkrete Anweisungen erhält und überdies in enge Verbindung zu den Parteien 

Rußlands, Deutschlands, Frankreichs, Indiens, Chinas, zur Gewerkschaftsbewegung in Holländisch-

Indien, zu den nationalrevolutionären Bewegungen in Indien, Irland, Aegypten tritt, wenn sie ihre 

Bewegungen mit den Bewegungen in den Dominions, insbesondere in Kanada und Australien, koor-

diniert, wird sie die Entwicklung nehmen, die ihr zukommt. 

Tschechoslowakei. 

Die tschechoslowakische Partei mit ihrem großen Einfluß auf die ausschlaggebenden Massen des 

tschechischen Proletariats hat es bisher noch nicht genügend verstanden, diesen Einfluß auszunutzen, 

die Massen in Kämpfe zu führen und die Situation in der Tschechoslowakei revolutionär zu beein-

flussen. Der Kongreß muß für diese Partei Klarheit schaffen 

a) in ihrem Verhältnis zu den regierungssozialistischen Parteien, zu denen die KPTsch dieselbe Hal-

tung einnehmen muß, wie die KPD zur SPD; 
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b) in der Nationalitätenfrage, die die Partei im Sinne der revolutionären Parole des Selbstbestim-

mungsrechtes der Nationen behandeln muß. D. h. sie muß ohne jedes Kompromiß mit den bürgerli-

chen irredentistischen Bewegungen den schärfsten Kampf gegen die nationale Unterdrückungspolitik 

der tschechischen Bourgeoisie führen; [41] 

c) in den Methoden des Kampfes gegen den Militarismus; 

d) in der Frage der Mobilisierung der Bauern (wo z. B. in Karpathorußland bereits Vorzügliches 

erreicht worden ist); 

e) in den politischen Losungen, wobei die Illusion vernichtet werden muß, als ob Arbeiter- oder Bau-

ernregierung etwas anderes sei als eine Agitationslosung, ein Synonym für die Diktatur des Proleta-

riats. 

Diese Partei ist für Mitteleuropa von der größten Wichtigkeit als Partei im größten mitteleuropäischen 

Vasallenstaat Frankreichs, als Partei, die bereits die wichtigsten Schichten des Proletariats erfaßt hat 

und die mangels Aktivität und mangels klarer taktischer Methoden diesen Einfluß noch nicht anzu-

wenden vermochte. Engste Zusammenarbeit mit der deutschen und polnischen Partei (Reviere Kar-

win und Dombrowa) muß geschaffen werden. 

II. 

1. Zur Weltwirtschaftslage. 

Das Interesse der gesamten Weltbourgeoisie konzentriert sich auf die Niederwerfung der Revolution 

in Deutschland. Das deutsche Proletariat steht vor schweren Entscheidungen. Wenn es nicht unter 

Führung der KPD seine Wirtschaftskämpfe aufs höchste steigert, die Organisierung der Revolution 

zu seiner zentralen Aufgabe macht und die Revolution durchführt, dann besteht die Gefahr einer zeit-

weiligen Verschleppung der Krise. Um so mehr ist die KPD verpflichtet, nicht nur die wirtschaftli-

chen Kämpfe zu führen, sondern das Proletariat auf neue unmittelbare politische Zuspitzungen stän-

dig vorzubereiten. Die Komintern und die KPD müssen sich dessen bewußt sein, daß trotz zeitweili-

ger Verschleppungstendenzen die Kräfteverhältnisse in Deutschland so labil bleiben, daß eine aktive 

Steigerung der Kämpfe des Proletariats sehr rasch eine Veränderung der Kräfte herbeiführen kann. 

Selbst bei einer Verschleppung der Krise in Deutschland würde aber die wirtschaftliche Krisis in 

England infolge der Mehrbeschäftigung der deutschen Industrie gesteigert und damit für Westeuropa 

die objektive Reise der Revolution beschleunigt werden. 

Seit dem deutschen Parteitag hat sich klar gezeigt, daß der in den Thesen zur Lage angezeigte Einfluß 

des amerikanischen Kapitalismus in Europa sich schnell steigert und daß der amerikanische Imperi-

alismus den Versuch macht, seine Finanzdiktatur über Europa zu errichten. Diese Tendenz birgt 

gleichzeitig Keime neuer imperialistischer Konflikte (Petroleumkonflikt und Konflikte um den Anteil 

an der Ausbeutung Europas) in sich; es wird immer deutlicher, daß der Charakter der gegenwärtigen 

Krise nicht „wirtschaftlich“ bestimmt ist, sondern daß immer mehr die politischen Konflikte in den 

Vordergrund treten. 

In Europa, welches der unmittelbare Krisenherd bleibt, haben wir neben den bereits aufgezählten 

sozialen Konflikten und Krisen stark hervortretende Neugruppierungen der imperialistischen Kräfte 

(Bündnis zwischen Frankreich und Tschechoslowakei, Polen, Rumänien, den Randstaaten), sowie 

eine Reihe von Unbestimmtheiten in der Mächtegruppierung (Italien), welche eine fortwährende Be-

unruhigung bei wachsenden sozialen Krisen hervorruft. Es wird Aufgabe des Kongresses sein, diese 

Verhältnisse, politisch wie wirtschaftlich, genauestens zu untersuchen und auf dieser Untersuchung 

die Taktik der Komintern zu bauen. [42] 

2. Einheitsfront. 

Bei der Frage der Einheitsfronttaktik muß festgestellt werden, wie es in der Moskauer Januar-Reso-

lution geschah, daß die Einheitsfronttaktik lediglich eine Methode der revolutionären Agitation und 

Mobilisation der Massen ist und daß jede andere Deutung opportunistisch ist. Aber die bisherigen 

Erfahrungen mit der Einheitsfrontaktik haben klar gezeigt, daß man mit einer bloßen Rahmenformel 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 5 – 696 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 18.09.2023 

nicht mehr auskommt, und daß die Parteien der Komintern in der gegenwärtigen Periode häufig mit 

der Taktik der Einheitsfront an sich nichts anzufangen verstehen und daß dabei diese Taktik aus einer 

revolutionären bolschewistischen Methode zu einer opportunistischen Taktik und zum Quell des Re-

visionismus zu werden droht. Hieraus sind bestimmte Folgerungen zu ziehen. 

„Die fehlerhafte Durchführung der Taktik der Einheitsfront, insbesondere im Anfang, in einer Reihe 

von Ländern, bedeutet nicht, daß diese Taktik selbst falsch ist. Die Einheitsfronttaktik ist lediglich 

eine revolutionäre Methode der Agitation und Mobilisation der Massen. Jede andere Auslegung ist 

opportunistisch und muß von der Komintern bekämpft werden“, diese in die Resolution des Frank-

furter Parteitages zur Taktik aufgenommene Stelle der Resolution der Moskauer Konferenz verpflich-

tet den Kongreß, noch eine Reihe von Fragen klarzustellen und zu beantworten: 

a) Die Frage der Spitzenverhandlungen ist eine prinzipielle Frage. Spitzenverhandlungen dürfen aber 

nicht zu irgendwelchen zeitweiligen oder dauernden Bündnissen zwischen kommunistischen und re-

formistischen Parteien führen. 

b) Bei der Konkretisierung der taktischen Methoden müssen alle Umstände des betreffenden Landes, 

seine Struktur, der, Zustand des betreffenden Sektion, in Betracht gezogen werden unter Verlegung 

des Schwergewichts auf die Mobilisierung der Massen von unten, die Schaffung von Kampforganen, 

die Verbindung mit den wichtigen Schichten der Bevölkerung (Proletariat, Bauernschaft, Landprole-

tariat), welche in bestimmte Kämpfe hineingezogen werden sollen. 

c) Die Losung der Arbeiterregierung ist in Deutschland durch die Rechte in Deutschland und durch 

das sächsische Experiment derartig kompromittiert, daß sie für Deutschland erledigt ist. Nach dem 

Scheitern des sächsischen Experiments und der Kompromittierung dieser Losung durch dieses Expe-

riment könnten sich auch im internationalen Maßstab ernste Stimmen erheben, welche allgemein die 

Ablehnung dieser Lösung fordern. Diese Lösung kann trotzdem als Agitationslosung auch in der 

Form der Arbeiter- und Bauernregierung nutzbringend verwendet werden (in Bulgarien, Italien, der 

Tschechoslowakei), wenn die betreffende Partei keinerlei Zweifel darüber läßt, daß es sich hier nicht 

handelt um ein demokratisches Zwischenstadium zwischen bürgerlicher Demokratie und proletari-

scher Diktatur, noch um ein Bündnis mit irgendwelchen reformistischen Parteien, sondern um ein 

Synonym für die proletarische Diktatur. 

Hingegen muß die ganze Komintern eine andere Lehre der deutschen Abweichungen und opportu-

nistischen Theorien genau beherzigen. In Deutschland waren theoretisch die drei Lösungen der Ein-

heitsfront, der Sachwerterfassung durch den bürgerlichen Staat zu 51 Prozent und der Arbeiterregie-

rung so zu einem einheitlichen, untrennbaren Ganzen zusammengefaßt worden, daß sie eine Revision 

der kommunistischen Grundsätze vom Staat, von der Selbständigkeit der Kommunistischen Partei, 

von [43] ihrer Rolle in der Revolution und von den Sozialisierungsmaßregeln der proletarischen Dik-

tatur darstellten und reale liquidatorische Gefahren bringen konnten, wenn diese Theorie nicht restlos 

von der Partei abgelehnt worden wäre. 

d) Die deutschen Erfahrungen, insbesondere die Theorie des Leipziger Parteitages, die sächsische 

Praxis, beweisen schlagend, daß das Geschrei derjenigen, welche immer wieder bei Warnungen vor 

den Gefahren der Einheitsfronttaktik und bei Aufdeckung der opportunistischen falschen Orientie-

rung durch die Einheitsfronttaktik „an sich“ behaupten, daß man die Einheitsfronttaktik ablehne, 

wenn man diese Warnungen erhebt, nicht nur unberechtigt war, sondern eine opportunistische Ein-

stellung decken sollte. Der Kongreß muß von neuem und noch energischer, als es bisher wiederholt 

geschah, auf die Gefahr der Anwendung auch konkret ausgearbeiteter Einheitsfrontmethoden hinwei-

sen und muß betonen, daß bei der Anwendung solcher Methoden viel schärfer als bisher die Grunds-

ätze der Kommunistischen Parteien in den Vordergrund geschoben werden müssen und die Abgren-

zung von allen übrigen Parteien durchgeführt werden muß. 

e) Die revolutionäre Einheitsfronttaktik wird von den kommunistischen Parteien deshalb angewendet, 

weil sie noch nicht die Mehrheit der entscheidenden Schichten des Proletariats hinter ihrer Führung 

gebracht haben. Diese Taktik kann nur dann richtig angewendet werden, wenn jede einzelne Sektion, 
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in vollem Bewußtsein der Gefahren dieser Taktik, ohne jede Uebernahme mechanischer Formeln, 

konkret sich die Ausgabe stellt, für bestimmte Tagesziele und Teilforderungen Massen zum Kampfe 

zu erfassen, zu organisieren, um sich zu sammeln, immer mit der Orientierung auf die Revolution 

und mit dem Ziel, die Mehrheit der ausschlaggebenden Schichten des Proletariats in die Kämpfe zu 

bringen, um dadurch den Uebergang zum Angriff auf die Bourgeoisie zu bewerkstelligen. 

C. Die KPD und der 5. Weltkongreß. 

Aus der einstimmig angenommenen Resolution des Zentralausschusses. 

I. 

Der 5. Weltkongreß bedeutet im internationalen Maßstabe die Klärung der Fragen, die durch den 

Oktoberrückzug in der deutschen Partei ebenso wie in der ganzen Internationale aufgeworfen worden 

sind. Er bildet zugleich den Abschluß der russischen Parteidiskussion. Der 5. Weltkongreß ist die 

Bestätigung, Verbreiterung und Vertiefung der Linie des Frankfurter Parteitages im internationalen 

Maßstabe. Für die deutsche Partei bedeutet der 5. Weltkongreß den endgültigen Abschluß der 

Parteidebatten. Für die deutsche Partei sind die Beschlüsse des 5. Weltkongresses der Ansporn zu 

einer verstärkten Tätigkeit für die Aktivisierung und Bolschewisierung der deutschen Partei, für die 

Intensivierung ihrer gesamten Arbeit, für die stärkere Anspannung aller Kräfte zur Organisierung der 

deutschen Revolution. [44] 

II. 

Politische und organisatorische Reinigung der Internationale von opportunistischen Abwei-

chungen und Elementen. 

Der 5. Weltkongreß hat einen scharfen theoretischen Kampf gegen die opportunistischen Abweichun-

gen geführt. Die wichtigsten Merkmale der opportunistischen Abweichungen sind: 

a) die Radeksche These vom Siege des Faschismus über die Novemberrepublik. Diese These analy-

siert den Faschismus als eine von der kapitalistisch-bürgerlichen Diktatur gesonderte Kraft. In dieser 

Analyse zeigt sich die Auffassung der demokratischen Republik als einer klassenlosen, jeweils nach 

den Kräfteverhältnissen von der Bourgeoisie oder vom Proletariat zu gebrauchenden Staatsform; 

b) darin liegt die Verzerrung und Verdrehung der Einheitsfronttaktik zur Bündnistaktik der kommu-

nistischen Parteien mit den reformistischen Parteien zur Koalition aller Arbeiterparteien begründet. 

„Die bisherigen Erfahrungen mit der Einheitsfronttaktik haben klar gezeigt, daß man mit einer bloßen 

Rahmenformel nicht mehr auskommt, und daß die Parteien der Komintern in der gegenwärtigen Pe-

riode häufig mit der Taktik der Einheitsfront ‚an sich‘ nichts anzufangen verstehen und daß diese 

Taktik aus einer revolutionären bolschewistischen Methode zu einer opportunistischen Taktik und 

zum Quell des Revisionismus zu werden droht.“ 

c) Aus dieser Verdrehung der Einheitsfronttaktik entspringt die Theorie von der „Arbeiterregierung 

im Rahmen der bürgerlichen Demokratie“. 

Diese theoretischen Auffassungen vom Siege des Faschismus, der Ausfassung der Einheitsfronttaktik 

als Bündnisform und der demokratischen Arbeiterregierung führen zu einer Verwischung der Rolle 

der Kommunistischen Partei, zur Revision der kommunistischen Staatstheorie und zu einer opportu-

nistischen Verzerrung unserer taktischen Gr undsä t z e, die sich auf die Eroberung der Mehrheit des 

Proletariats und die Teilforderungen beziehen. 

Deshalb hat der Kongreß auch diese beiden wichtigen taktischen Fragen noch einmal klar gestellt; 

d) der Kongreß weist mit aller Entschiedenheit die Auslegung der Parole „Heran an die Massen“ 

durch Vertreter der rechten Tendenzen innerhalb der Komintern zurück, die die Ansicht vertreten, 

daß ohne eine Eroberung der statistischen Mehrheit der gesamten werktätigen Bevölkerung die kom-

munistischen Parteien das Proletariat nicht in ernste revolutionäre Kämpfe führen könnten. Die kom-

munistischen Parteien haben die Aufgabe, die Massen für bestimmte Tagesziele und Teilforderungen 
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zu erfassen, für den Kampf zu organisieren, um sich zu sammeln, immer mit der Orientierung auf die 

Revolution und mit dem Ziel, die Mehrheit der ausschlaggebenden Schichten des Proletariats in den 

Kampf zu führen, um dadurch den Uebergang zum Angriff auf die Bourgeoisie zu bewerkstelligen; 

c) ebenso kämpften die taktischen Thesen des 5. Weltkongresses für eine richtige Stellung der Frage 

der Teilforderungen: „Während die Teilforderungen der Reformisten den Zweck verfolgen, die Re-

volution zu e r s e t z e n, verfolgen die Kommunisten mit der Aufstellung von Teilforderungen gerade 

umgekehrt den Zweck, die proletarische Revolution erfolgreicher vo rzube r e i t e n. Die gesamte 

Agitation der Kommunisten für die Teil-[45]forderungen verknüpft jede dieser Teilforderungen mit 

der Propaganda der Revolution.“ 

III. 

Klarstellung der „ultralinken“ Tendenzen. 

Der 5. Weltkongreß hat, getreu den Traditionen des Bolschewismus, den Kampf gegen sogenannte 

„ultralinke“ Tendenzen (Abweichungen in der Agrar-, nationalen und Gewerkschaftsfrage usw.) auf-

genommen, die sehr häufig unter der Maske des Radikalismus opportunistische Abweichungen in die 

Partei einschmuggeln wollen. Die KPD hat in der Zeit ihrer schwierigen Umgruppierung und Um-

stellung nur einzelne persönliche Abweichungen in ihren Reihen zu verzeichnen gehabt. Trotzdem 

muß die KPD, entsprechend den Beschlüssen des 5. Weltkongresses, ein wachsames Auge auf alle 

unter radikalen Massen austretenden menschewistischen Abweichungen haben und ihnen klar und 

energisch entgegentreten. Der beste Kampf gegen solche Erscheinungen ist eine klare, zielbewußte 

kommunistische Politik, ist ein entschiedener Kampf gegen den Opportunismus in der Theorie und 

in der Praxis. 

IV. 

Praktische Schlußfolgerungen für die Internationale und die KPD. 

Indem der Kongreß in den grundlegenden und wichtigsten Fragen der kommunistischen Taktik die 

sozialdemokratischen Ueberreste in der Dritten Internationale und die menschewistisch-opportunis-

tischen Abweichungen festgestellt hat, verpflichtet er gleichzeitig die Parteien, in der Praxis der täg-

lichen revolutionären Arbeit unnachsichtlich gegen diese rechten Gefahren zu kämpfen. Die rechten 

Tendenzen waren theoretisch formuliert in den Thesen und Artikeln der Genossen Radek und Brand-

ler. Der Kampf gegen die rechten Tendenzen wird nicht beendet weder durch die Bekämpfung der 

Theorien von Radek und Brandler, noch ausschließlich durch die organisatorische Erledigung von 

führenden Genossen. In den Betrieben, in den Gewerkschaften, im revolutionären Kampfe des Allta-

ges finden wir in allen Sektionen der Internationale noch viele gute Arbeiterelemente, die, weil sie 

noch nicht vollkommen das Wesen und die Aufgaben der kommunistischen Parteien begriffen haben, 

allzu oft schwach und zaghaft die Forderungen der Kommunistischen Internationale in den Massen 

vertreten, in ihrer Haltung vor den Reformisten zurückweichen, in den Kämpfen nicht mit der nötigen 

Energie und Aktivität die Arbeiterklasse aufzurütteln verstehen. Die KPD zieht aus diesem theoreti-

schen Kampfe des 3. Weltkongresses gegen die rechten Tendenzen die ernste Lehre, in ihrer prakti-

schen Arbeit in den Betrieben, Gewerkschaften und in den Kommunen unermüdlich darnach zu stre-

ben, daß jedes einzelne ihrer Mitglieder den Reformisten gegenüber eine kluge, aber klare und ein-

deutige taktische Haltung einnimmt. 

V. 

Die Perspektiven des 5. Weltkongresses. 

Um die Taktik der Komintern in der gegenwärtigen Periode konkret bestimmen zu können, mußte 

der Kongreß die Perspektiven der Weltrevolution analysieren. Der 5. Weltkongreß stellt die Kommu-

nistische Internationale auf zwei Möglichkeiten der Entwicklung ein. Er konstatierte zunächst das 

Vorhandensein einer demokratisch-pazifistischen Welle. Die Kennzeichen der demokratisch-pazifis-

tischen Phase sind: die sogenannte „Arbeiterregierung“ in England, der bürgerlich-radikale Links-

block in Frankreich, die [46] machsende Bewegung zur Gründung einer dritten kleinbürgerlichen 

Partei in Amerika, die sogenannte „Arbeiterregierung“ in Dänemark, sich entwickelnde Tendenzen 
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in Belgien, Oesterreich, Polen, Italien, auf dem Balkan, Japan, Australien, Südafrika, die sich in der-

selben Richtung bewegen. Diese demokratisch-pazifistische Phase ist ein neues Manöver der Bour-

geoisie, um die Arbeitermassen einzuschläfern und von revolutionären Kämpfen abzuhalten. Gleich-

zeitig maskiert die Bourgeoisie durch diese liberal-sozialdemokratischen Regierungen ihre Rüstun-

gen für neue Kriege gegen Sowjetrußland und sucht sie unter den heuchlerischen Losungen der Wie-

derherstellung des Friedens und des Gleichgewichts in Europa ihre inneren wachsenden Gegensätze 

und Konflikte zu verdecken. Das Sachverständigen-Gutachten ist in diesem Zusammenhange nichts 

anderes als ein Manöver der internationalen Bourgeoisie. Dieses Sachverständigen-Gutachten, das 

die Zweite Internationale als Instrument des Friedens anpreist, ist in Wirklichkeit der Ausgangspunkt 

verschärfter politischer und ökonomischer Krisen. So enthält die Analyse der demokratisch-pazifis-

tischen Phase bereits in sich die zweite Möglichkeit des raschen Umschlagens der jetzigen Schein-

stabilisierung und Scheinstagnation in eine neue scharfe revolutionäre Krise, die besonders in 

Deutschland auf der Tagesordnung bleibt. Der kurze Preisabbau läßt nach, die Preise der Agrarpro-

dukte beginnen schon zu steigen, Konkurs folgt auf Konkurs, die Betriebseinschränkungen und Be-

triebsstillegungen nehmen immer größeren Umfang an. Das bedeutet Massenarbeitslosigkeit, Mas-

senhunger und Massenelend, das verstärkt werden muß durch die von der deutschen Junker-Kapita-

listen-Regierung geplanten Agrarzölle und insbesondere durch die Wirkungen des Sachverständigen-

Gutachtens mit weiterer Arbeitszeitverlängerung, Arbeiterentlassung, drückender Verbrauchssteu-

ern, was die heftigsten Kämpfe der deutschen Proletarier gegen ihre internationalen Unterdrücker und 

Ausbeuter auslösen muß. Nicht nur trotz, sondern gerade wegen der demokratisch-pazifistischen 

Phase bleibt die Organisierung der deutschen und eu r op ä i schen  Revolution die konkrete Aufgabe 

der Kommunistischen Internationale. Dabei zwingt die jetzige Lage der Komintern, mit besonderer 

Aufmerksamkeit das Erwachen des Klassenbewußtseins der englischen Arbeitermassen zu verfolgen 

und die Förderung aller revolutionären Bewegungen in England mit besonderer Energie zu betreiben. 

VI. 

Schlußfolgerungen für die KPD. 

Diese Analyse ist für die KPD von ganz besonderer Bedeutung. Die Vorbereitung und Organisierung 

der deutschen Revolution, die Gewinnung der entscheidenden Schichten des Proletariats für den 

Kommunismus kann gerade nach der schweren Oktoberniederlage der KPD nur gelöst werden, wenn 

die KPD eine klare Erkenntnis des geschichtlichen Milieus hat, in dem sie ihre schwere und verant-

wortungsvolle Aufgabe erfüllen muß. Nur eine solche klare Erkenntnis der Tatsachen wird die Grund-

lage für eine erfolgreiche Politik der KPD in der gegenwärtigen Periode sein. Ohne diese klare Er-

kenntnis sind Schwankungen, schwere Krisen in den Parteien der Kommunistischen Internationale 

unvermeidlich. Deshalb haben die Parteien der Kommunistischen Internationale sich stets bereit zu 

halten, zu revolutionären Kämpfen gerüstet zu sein und ihre tägliche Aufgabe, die Mobilisierung der 

Massen, mit der Vorbereitung und Organisierung der Revolution zu verbinden, aber sie müssen 

gleichzeitig auch die Kraft haben, durch eine längere, schwierige Periode hindurch feste, harte, bol-

schewistische Parteien zu werden und zu bleiben. [47] 

VII. 

Bestimmung der Taktik in der gegenwärtigen Periode. 

Von dieser Perspektive ausgehend, hat der 5. Weltkongreß die Taktik der gegenwärtigen Periode be-

stimmt. Die Thesen des 5. Weltkongresses zur Taktik stellen einen entschiedenen Fortschritt in der 

Klarstellung aller grundsätzlichen Fragen, die den Aufbau einer bolschewistischen Massenpartei be-

treffen, dar. Das Entscheidende an den taktischen Thesen für alle Sektionen der Dritten Internationale, 

insbesondere aber für die KPD besteht darin, daß die Fragen der Taktik erstens i m  a l lgem e i nen  als 

Gesam t p rob l em  ges t e l l t  sind und zweitens im Zusammenhange mit der Frage der Herausbil-

dung bolschewistischer Massenparteien in der Zeit vor der Eroberung der Macht. Die Taktik der Ein-

heitsfront wie die Frage der Arbeiterregierung erscheinen durch diese Thesen nicht mehr als d i e  kom-

munistische Taktik überhaupt, losgelöst von der Aufgabe der Herausbildung eines kommunistischen 

Kerns im Proletariat, sondern als bestimmte, konkrete, taktische Aufgabe, die die bolschewistischen 
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Parteien vor der Eroberung der Macht anzuwenden haben. Die langwierige Debatte über die Einheits-

fronttaktik innerhalb der Komintern ist durch die Beschlüsse des 5. Weltkongresses geklärt, indem 

nicht nur die rechten Tendenzen zurückgewiesen und bekämpft werden, sondern indem die Parole der 

Einheitsfront als Methode der Agitation und Mobilisation definiert wird. Besonders hervorzuheben ist 

dabei, daß gemäß den Beschlüssen des Frankfurter Parteitages in den taktischen Thesen ausdrücklich 

die Notwendigkeit der Konkretisierung der Einheitsfronttaktik für jedes Land, die Berücksichtigung 

seiner besonderen Umstände, der Lage der Arbeiterklasse anerkannt wird und daß man mit dem bloßen 

Gerede von der „Einheitsfront an sich“ Schluß macht. Dabei ist folgendes zu beachten: 

b) Bei der Konkretisierung der taktischen Methoden müssen alle Umstände des betreffenden Landes, 

seine Struktur, der Zustand der betreffenden Sektion, in Betracht gezogen werden unter Verlegung 

des Schwergewichts auf die Mobilisierung der Massen von unten, die Schaffung von Kampforganen, 

die Verbindung mit den wichtigen Schichten der Bevölkerung (Proletariat, Bauernschaft, Landprole-

tariat), welche in bestimmte Kämpfe hineingezogen werden sollen. 

f) Die revolutionäre Einheitsfronttaktik wird von den kommunistischen Parteien deshalb angewendet, 

weil sie noch nicht die Mehrheit der entscheidenden Schichten des Proletariats hinter ihre Führung 

gebracht haben. Diese Taktik kann nur dann richtig angewendet werden, wenn jede einzelne Sektion, 

in vollem Bewußtsein der Gefahren dieser Taktik, ohne jede Uebernahme mechanischer Formeln, 

konkret sich die Aufgabe stellt, für bestimmte Tagesziele und Teilforderungen Massen zum Kampf 

zu erfassen, zu organisieren, um sich zu sammeln, immer mit der Orientierung auf die Revolution 

und mit dem Ziel, die Mehrheit der ausschlaggebenden Schichten des Proletariats in die Kämpfe zu 

bringen, um dadurch den Uebergang zum Angriff auf die Bourgeoisie zu bewerkstelligen. 

Ebenso geklärt und abgesch l o s sen  sind die jahrelangen Diskussionen über die Arbeiterregierung. 

Sie wird als Agitationslosung für die proletarische Diktatur präzisiert und damit jeder Evolutionsthe-

orie der Riegel vorgeschoben. Um die Taktik der Einheitsfront, um die Agitationslosung der Arbei-

terregierung richtig anwenden zu können und um im Kampfe um die Teilforderungen an der Spitze 

der Massen zu stehen und die Kämpfe um [48] Teilforderungen zu revolutionären Kämpfen zuzuspit-

zen, müssen die kommunistischen Parteien benutzt nach einer Ueberwindung ihrer sozialdemokrati-

schen Ueberreste und nach ihrer Umbildung und Herausbildung zu einer bolschewistischen Massen-

partei streben. Die Voraussetzungen zur Bildung einer kommunistischen Massenpartei werden vom 

Kongreß klar folgendermaßen gekennzeichnet: 

a) der organisatorische Aufbau der Partei auf Betriebszellen; 

b) richtige kommunistische Arbeit innerhalb der Gewerkschaften; 

c) richtiges Verhalten der Partei gegenüber der Bauernschaft; 

d) richtige Politik in der nationalen Frage; 

e) Auslösung einer Betriebsrätebewegung; 

f) die Partei muß eine Massenpartei sein, aber eine zentralisierte, revolutionäre, marxistische Mas-

senpartei. „Sie muß in jeder Situation das Maximum an Energie der Förderung des Sieges des Prole-

tariats über die Bourgeoisie anwenden. Sie muß manövrierfähig sein, d. h. ihre Taktik darf nicht eine 

dogmatisch sektiererische sein, sie muß es verstehen, jedes stratogische Manöver gegen den Feind in 

Anwendung zu bringen, und dabei ihren eigenen Charakter unverändert zu erhalten. Sie muß eine 

zentralisierte Partei sein, die keine Fraktionen, Strömungen zuläßt, sie muß aus einem Guß sein.“ 

D i e se  He r ausa r be i tung  de r  G r und l agen  und  Vor aus se t zungen  f ü r  d i e  B i l dung  ei-

ner kom muni s t i s chen  Massenpa r t e i  s ind  nach  den  En t a r tungse r s che i nunge n, d i e  

d i e  kommuni s t i s chen  Pa r t e i en  i m  Ver l au f  de r  Pe r i ode  zwi schen  dem  4. und  5. 

We l t kongr eß  au f gewi e sen  habe n, von  höchs t e r  Bedeu t un g. D i e  KPD m uß  b i s  i n  

d i e  T i e f en  i h r e r  Mi t g l i edscha f t  h i ne i n  da s  Bewuß t se i n  und  den  Wi l l e n, z u  e i ne r  

bo l s chewi s t i s chen  Pa r t e i  z u  we r de n, wecken  und  ve r s t ä r ke n. 

[1]   
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Materialien zum 5. Weltkongreß der Komintern 

Vereinigung Internationaler Verlags-Anstalten G. m. b. H. Berlin SW61 

[3] 

Richtlinien für die Delegation der KPD zum 5. Weltkongreß der Komintern. 

Einleitung. 

Der Ze i t punk t  und die Tagesordnung  des 5. Weltkongresses erfordern sorgfältige Richtlinien 

für die Delegationen der einzelnen Parteien. Der Zeitpunkt fällt in eine Periode zwischen zwei revo-

lutionären Wellen, die offenbar unmittelbar hintereinander aufsteigen. Nach dem hohen Ansteigen 

der Welle des Jahres 1923, nach den Niederlagen in Bulgarien, Deutschland und Polen, nach einer 

Umgruppierung der Kräfte der Bourgeoisie und des Proletariats in Deutschland; vor dem Versuch der 

internationalen Bourgeoisie und der 2. Internationale, durch einen neuen imperialistischen Raubver-

trag die europäische Krise zu lösen; anscheinend am Beginn neuer ernster Massenbewegungen in 

Deutschland, England, auch in Frankreich, Polen, Belgien, welche bereits eine neue revolutionäre 

Welle bringen können, hat der Weltkongreß ein umfangreiches Programm zu bewältigen, als dessen 

Hauptpunkte in dieser Situation die folgenden zu gelten haben: die Ana l yse  de r  S i tua t i o n nebst 

den t ak t i s chen  Fo l ge r ungen  aus dieser Analyse; die Kon kr e t i s i e r ung  de r  t ak t i s chen  

Me t hoden  für die einzelnen Sektionen; die Ve r wer t ung  de r  deu t schen  E r f ah r ungen  für 

diese taktischen Folgerungen, insbesondere für die Konkretisierung der taktischen Methoden der ein-

zelnen Sektionen; die Stärkung der p r og r amm at i s chen  Gr und sä t z e im Bewußtsein der einzel-

nen Sektionen; die Besprechung der o r gan i s a to r i s chen  Mi t t e l  zu ihrer Durchführung. 

Die umfangreiche Tagesordnung des Weltkongresses enthält überdies noch eine Reihe weiterer 

Punkte von größer Wichtigkeit. 

I. Das politische Milieu des Kongresses. 

Die Resolution des Parteitags der KPD zur Lage und zur Perspektive hat in allgemeinen Strichen die 

Analyse der gegenwärtigen Situation zu geben versucht. Seit dem deutschen Parteitag haben einige 

neue Ta t s ac he n  dem in der Resolution gegebenen Bild einige neue Lichter aufgesetzt. 

1. Sachverständigengutachten. 

Das Sachve r s t änd i gengu t ach ten  weist deutlichst die Züge der gegenwärtigen riefen Krise des 

europäischen Kapitalismus auf. Die unlösbaren inneren Widersprüche, die unüberbrückbaren impe-

rialistischen Gegensätze, die Aussichtslosigkeit einer pazifistisch sein sollenden Lösung der [4] eu-

ropäischen Krise, alles das zeigt sich in diesem neuen Raubvertrag auf das Sinnfälligste. 

Das Re pa r a t i onspr ob l em  ist ke i n  Zah l ungsp r ob l e m. 

Das spricht das Gutachten klar genug aus. Aber obwohl das Reparationsproblem gegenwärtig das 

imperialistische Hauptproblem ist, wird es doch gleichzeitig von den Sachverständigen schein bar als 

Zahlungsproblem behandelt. Das ist einer der inneren Hauptwidersprüche des Gutachtens: dieser in-

nere Widerspruch ist kein Zufall. 

Die deutsche Bourgeoisie hat dem Sachverständigengutachten zugestimmt in der Hoffnung, die Ge-

fahr der deutschen Revolution damit zu bannen und sich gleichzeitig einen bestimmten, wenn auch 

verkleinerten Anteil an der Ausbeutung des deutschen Proletariats zu sichern. Die internationale 

Bourgeoisie hat diesen Plan ersonnen und will ihn durchführen, um sich die Vorfügungsgewalt über 

die deutsche Wirtschaft zu sichern, die Konkurrenz selbständiger deutscher Kapitalistengruppen aus-

zuschalten und für die Austragung ihrer eigenen Konflikte durch die Aufteilung Deutschlands eine 

Atempause zu gewinnen. 

Durch die Kolonisierung Deutschlands will das internationale Kapital die Bannung der revolutionä-

ren Krise in Deutschland mit den gefährlichen Auswirkungen auf ihre eigenen Länder erreichen. 

Die Zweite Internationale und die Amsterdamer Gewerkschaftsinternationale stimmen dem Sachver-

ständigengutachten zu, weil sie in seiner Durchführung die einzige Rettung vor der Revolution sehen. 
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Ohne die Hilfe der Zweiten und der Amsterdamer Internationale ist die Durchführung des Sachverstän-

digengutachtens in Deutschland unmöglich. Über die internationale Bourgeoisie wird auch mit Hilfe 

der Sozialdemokratie und der Amsterdamer das Ziel der Liquidation der deutschen Krise nicht errei-

chen. Das Sachverständigengutachten verschärft die ökonomische Krise in Deutschland selbst, macht 

die deutsche Wirtschaft zum Objekt der Konkurrenzkämpfe der einzelnen kapitalistischen Mächtegrup-

pen gegen einander, schafft Massenarbeitslosigkeit, Lohndruck, Verschärfung der Ausbeutung der ar-

beitenden Klasse bei gleichzeitiger Verschlechterung der ökonomischen Lage der Arbeiterklasse in den 

Ententeländern. Das Wachsen der ökonomischen Krise in Deutschland und in allen Ländern, die von 

der Durchführung des Sachverständigengutachtens eine Beruhigung erwarten, die Zuspitzung der Klas-

sengegensätze, die infolge dieser Krise eintreten wird, zeigen, daß das Sachverständigengutachten trotz 

der Maske des Friedens, mit dem die Kapitalisten es den Arbeitern schmackhaft machen wollen, in 

seiner Auswirkung nichts anderes hervorrufen wird, als eine Steigerung der revolutionären Welle. 

Die Durchführung des Sachverständigengutachtens stellt die Frage der deutschen Revolution erneut 

auf die Tagesordnung als die einzige Möglichkeit der wirklichen Lösung der Reparationskrise und 

der deutschen Krise. 

Die revolutionäre Krise in Europa ist im Wachsen. Das zeigen einerseits die Wahlen in Frankreich 

und Deutschland, andererseits die neuen großen Arbeitskämpfe. 

2. Die Wahlen in Deutschland und Frankreich. 

Die Wah l e r gebn i s se  i n  Deu t sch l and  zeigen, daß in den schwerindustriellen Bezirken, im 

Ruhrgebiet, in Oberschlesien, außerdem in den kompakten Industriebezirken, wie Berlin, Hamburg, 

Niederrhein, die KPD bereits die Mehrheit des Proletariats erobert hat und teilweise, wie im Ruhrge-

biet und in Oberschlesien, die Sozialdemokratie vernichtet hat. 

[5] Das Wahlergebnis in Sachsen und Thüringen zeigt, daß dort die Nachwirkungen der früheren 

Politik noch vorhanden sind. Der Rückgang der für die Kommunisten abgegebenen Stimmen seit den 

Gemeindewahlen in Sachsen und den Landtagswahlen in Thüringen bei deren Durchführung die KPD 

illegal und verboten war, ist dadurch zu erklären, daß eine Reihe von Elementen, welche zu den Mit-

gliedern oder Anhängern der Sozialdemokratie gehören und vor einigen Monaten, als die Umstellung 

der KPD noch nicht bekannt war, für die KPD stimmten, um so durch die Stimmenabgabe für die 

KPD, welche jahrelang mit der SPD gemeinsam Koalitionspolitik gemacht hatte, ihre Unzufrieden-

heit mit der offiziellen Politik der SPD kundzutun, nach erfolgter Umstellung der KPD wieder für die 

Sozialdemokratie gestimmt hat, eben weil durch die inzwischen vollzogene Umstellung der KPD klar 

der tiefe Unterschied unserer Partei der Sozialdemokratie gegenüber offenkündig geworden war, aber 

die Zeitspanne zwischen der Umstellung und den Wahlen noch nicht ausreichte, um neue bedeuten-

dere Schichten des Proletariats für die KPD zu gewinnen. 

Die Verteilung der Stimmen ist von größtem Interesse für die gesamte Internationale. Man kann völ-

lig objektiv sagen, daß die Erfolge überall dort am bedeutendsten gewesen sind, wo die Partei seit 

länger Zeit jene taktischen Methoden vermieden und bekämpft hat, welche die partei-offiziellen Me-

thoden waren und gegen welche die frühere Opposition fortwährend sich gewandt hat. Im Ruhrgebiet 

hat die KPD außerordentliche Erfolge zu verzeichnen; in den Arbeiterbezirken Berlins hat sie die 

SPD geschlagen, im Arbeiterbezirk Wedding hat die KPD 40 Prozent aller abgegebenen Stimmen 

erhalten. In Hamburg ist die vordem äußerst starke Sozialdemokratie zusammengeschmolzen, wäh-

rend die zahlenmäßig nicht starke Hamburger Parteiorganisation, der so oft der Vorwurf des Sektie-

rertums gemacht wurde, fast 40.000 Stimmen mehr erhalten hat, als die USP mit ihrer seinerzeit 

großen Organisation bei den Wahlen 1920. Die Erfolge des Hamburger Oktoberkampfes zeigen sich 

auch bei den Wahlen. 

Ebenso groß sind die Erfolge in Köln und in Frankfurt. Die oberschlesischen Erfolge sind zu erklären 

durch die große revolutionäre Kraft des dortigen Proletariats. Bedeutende Erfolge hat die Partei auch 

in Ostpreußen und Württemberg zu vorzeichnen. 

Das Resultat der Wahlen zeigt, daß der Streit darüber, ob die Partei im Oktober hätte kämpfen können 

und sollen, entschieden ist: wenn im Mai 1924 bei einer Stabilisierung der Währung nach einer 
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großen Krise und unter unerhört schweren Bedingungen, dabei bei einer vollkommen eindeutig schar-

fen, grundsätzlich gegen den Parlamentarismus gerichteten Wahlagitation und Propaganda, die Partei 

3,7 Millionen Stimmen erhalten hat, so ist es klar, daß im Oktober, wo die Wirtschaftskrise am 

schärfsten war, die Zersetzung der Bourgeoisie unerhört groß, die Sympathien größer Teile des Mit-

telstandes der KPD zugewandt und das Proletariat in den wichtigsten Zentren kampfeslustig war, die 

KPD hätte kämpfen müssen. 

Die Resultate zeigen an, daß die Partei sich konsolidiert hat, daß die Umstellung bereits ihre Früchte 

getragen hat, daß das Vertrauen zum neuen Kurs der Partei in den wichtigsten Industriezentren bei 

den breitesten Schichten des Proletariats erobert ist. Die Komintern muß aus den Ergebnissen der 

deutschen Wahlen sehr bestimmte Folgerungen ziehen, ebenso wie die deutsche Partei. Diese Folge-

rungen betreffen die Methoden der Einheitsfronttaktik, der Arbeit unter der ländlichen Bevölkerung 

(die Resultate in den ländlichen Bezirken sind äußerst verschieden, und die Ursache [6] hiervon muß 

genau studiert werden,, die Arbeit unter den Frauen (die Erfolge der Deutschnationalen sind, zumal 

unter den proletarischen Frauen, genau zu studieren), sowie unter den christlichen und katholischen 

Arbeitern (die katholische Zentrumspartei hat in den rheinischen und schlesischen Arbeiterbezirken 

noch große Massen von Anhängern). 

Darüber hinaus hat aber das Resultat der Wahlen eine Bestätigung der Unzulässigkeit und der Ge-

fährlichkeit der Radekschen Theorie vom Siege des Faschismus über die Novemberrepublik erneut 

schlagend bewiesen. Die Wahlresultate in Sachsen und Thüringen, sowie die Erfolge der Deutschna-

tionalen und die Mißerfolge der Völkischen, sind ein neuer Beweis für den vollständigen Zusammen-

bruch der Radekschen Theorie und Praxis. Die KPD und die Komintern insgesamt müssen aus dem 

Erfolg der Deutschnationalen erkennen, daß das fortwährende Reden vom „Faschismus“ an sich und 

das Uebersehen der Notwendigkeit des Hauptkampfes gegen die Partei des industriellen und agrari-

schen Großkapitals Gefahren und falsche Kräfteverteilung mit sich bringen. 

Die Resultate der deutschen Wahlen zeigen, daß die Kommunistische Partei Deutschlands bereits so 

bedeutende Massen des Proletariats in Deutschland unter ihre Führung gebracht hat, daß jeder Fehler, 

insbesondere jede Taktik, welche geeignet ist, Schwächegefühl in der Partei und den Anschein der 

Schwäche der Partei außerhalb der Partei zu erzeugen, weit größere Gefahren mit sich bringt, als ein 

schroffes, aktives, selbstbewußtes Auftreten, durch das allein die Massen volles Vertrauen zur KPD 

als zur Kampfführerin gewinnen (Hamburg, Ruhrgebiet und Berlin, – Sachsen, Thüringen usw.). 

D i e  Wah le n  i n  F r a nk r e i ch  haben einen überraschenden Stimmenzuwachs für die Kommunis-

tische Partei gezeigt. Fast eine Million französischer Arbeiter haben sich zur KPF und zur 3. Interna-

tionale bekannt. Von besonderer Bedeutung bei diesem Wahlergebnis ist die Tatsache, daß das Pariser 

Proletariat sich in seiner großen Mehrheit für die KPF entschieden hat. Paris ist in noch viel höherem 

Maße, als etwa Berlin für Deutschland, das Zentrum der Arbeiterbewegung Frankreichs. Die Ent-

scheidung der Pariser Arbeiter ist eine politische Entscheidung von der größten Bedeutung für die 

gesamte Bewegung unserer französischen Bruderpartei. Diese Million Stimmen für die französische 

KP zeigt aber nicht nur das Wachsen ihres Einflusses, sondern auch das Wachsen der inneren Krise in 

Frankreich selbst. Teuerung, Frankeninflation, der dauernde Druck des ungelösten Reparationsprob-

lems, Steuern, die besonders die Kleinbauern schwer belasten, und die furchtbare Last des Militaris-

mus verschärfen die Klassengegensätze und entwickeln das Klassenbewußtsein des französischen 

Proletariats. Die französischen Wahlen sind ein Beweis für das Fortschreiten der kommunistischen 

Bewegung im europäischen Maßstabe, sie sind ein Beweis, daß die deutsche Revolution bei ihrem 

Siege einen festen Rückenhalt in den Massen der französischen Arbeiter finden wird. Dieser Wahl-

ausgang verpflichtet unsere französische Bruderpartei, die Mobilisierung der Massen für die proleta-

rische Diktatur noch stärker als bisher zu betreiben und insbesondere die kommunistische Idee von 

der Stadt aufs Land zu tragen und den Massen der französischen Kleinbauern klar zu machen, daß 

der europäische Friede niemals durch Uebereinkommen zwischen den internationalen kapitalistischen 

Gruppen gesichert werden wird, sondern der europäische Friede allein garantiert werden kann von 

dem Bund der Räterepubliken, der Werktätigen aller Länder. [7] 
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3. Die neue Welle von großen Arbeitskämpfen. 

Die großen Streitbewegungen in Deutschland und England sind das Anzeichen des Anwachsens der 

ökonomischen Krise und erfordern von der Komintern größte Aufmerksamkeit. Die Streits an der 

Wasserkante, in der chemischen Industrie, in der Metallindustrie, und die großen Bergarbeiterkämpfe 

um die Siebenstundenschicht bedeuten das Wiedererwachen des Kampfgeistes in den deutschen Ar-

beitermassen. Sie sind objektiv der erste Versuch, sich gegen den internationalen Raubvertrag zur 

Wehr zu setzen. Die Kette englischer Streiks, insbesondere der Streit der Docker und der Verkehrs-

arbeiter in London, zeigen, daß die englische Arbeiterklasse versucht, ökonomisch vorzustoßen, daß 

sich das Klassenbewußtsein der Arbeitermassen in England verschärft. Die Drohung der Macdonald-

Regierung mit dem Ausnahmezustand und der Technischen Nothilfe werden die Kämpfe nicht ab-

dämpfen, sondern zuspitzen. Eine neue Streikwelle in Deutschland und in England wird eine der 

unmittelbaren Folgen des Beginns der Durchführung des Sachverständigengutachtens sein. Die deut-

sche Bourgeoisie kämpft gegen die neue Streikwelle in dem Bewußtsein, daß die Durchführung des 

Sachverständigengutachtens von ihrem restlosen Siege über die deutsche Arbeiterklasse auf ökono-

mischem und politischem Gebiete abhängig ist. Gleichzeitig beginnt die deutsche Bourgeoisie eine 

verschärfte Offensive gegen die KP, die allein imstande ist, die wirtschaftlichen Kämpfe durchzufüh-

ren und sie in politische Kämpfe gegen den Raubvertrag umzuwandeln. Die verschärften Verfolgun-

gen der KP werden aber die umgekehrte Wirkung erreichen, die sie erzielen sollen, eine Steigerung 

des Einflusses der KP in den Massen! 

4. Sowjetrufland und die neue Offensive der internationalen Bourgeoisie. 

Die Macht Sowjetrußlands ist im ständigen Wachsen. Die europäischen Staaten, England und voraus-

sichtlich auch Frankreich, nebst einer Reihe kleinerer Staaten, sind unter dem Druck ihrer Arbeiter-

massen gezwungen. Sowjetrußland anzuerkennen und die politischen und wirtschaftlichen Beziehun-

gen zu Sowjetrußland aufzunehmen. Der Staat der Arbeiter und Bauern wendet sich im Bunde mit 

dem westeuropäischen Proletariat gegen den internationalen Raubvertrag. Die Verhandlungen mit 

England zeigen, daß Macdonald der Anwalt der englischen Imperialisten ist. Die Verhandlungen 

werden hinausgeschleppt. Es werden an Sowjetrußland unmögliche Bedingungen gestellt, deren Er-

füllung die Preisgabe des proletarischen Charakters des Staates bedeuten würden. Diese Tatsache ist 

deshalb von größter Bedeutung, weil sie noch einmal den Charakter der 2. Internationale klar aufzeigt, 

weil sie noch einmal beweist, daß die größte Partei der 2. Internationale, die Labour-Party, die Vor-

stöße der internationalen Bourgeoisie unterstützt, trotz aller Redensarten von Friede und Völkerbund. 

Schlußfolgerungen. 

In dieser komplizierten, krisenschwangeren Situation wird der Fünfte Weltkongreß zusammentreten. 

In dieser Situation soll er der Komintern ihr Programm geben und die Taktik der einzelnen Sektionen 

bestimmen. Es ist von vornherein klar, daß seine Arbeit darauf gerichtet sein wird, alle Sektionen so 

einzustellen, daß sie die europäische Krise nach der e i nen  Richtung zu lösen suchen, nach der Seite 

der revolutionären proletarischen Lösung. Aber es ist ebenso klar, daß Fehler bei der Bestimmung 

der Kampfmethoden nur dann vermieden werden können, [8] 

a) wenn eine genaue wirtschafts-politische Analyse der Situation gegeben wird, welche bis heute 

fehlt; 

b) wenn der Zustand der einzelnen Lektionen der Komintern ungeschminkt untersucht wird und ihnen 

ihre Ausgaben so gestellt werden, daß sie fähig sind, sie zu lösen; 

c) wenn die taktischen Methoden, die Losungen und Durchführungsbestimmungen so ausgearbeitet 

werden, daß der Kampf gegen opportunistische Abweichungen klar aufgenommen wird. 

II. 

Der Zustand der Komintern. 

Die Komintern wird erneut vor unmittelbare, große Aktionsaufgaben gestellt. Diese Aufgaben sind 

im wesentlichen diese: Organisierung der deutschen Revolution; Schaffung einer kommunistischen 
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Massenpartei in England; Verhinderung der Durchführung des Sachverständigenplanes und interna-

tionale revolutionäre Aktion gegen den Versailler Vertrag; Verhinderung eines neuen Krieges gegen 

Sowjetrußland und Massenmobilisierung gegen die Einkreisung Rußlands: Organisierung der Revo-

lution im europäischen Maßstabe. 

Diese Hauptaufgaben werden durch eine große Reihe anderer, fast ebenso wichtiger Aufgaben er-

gänzt, von denen wir nennen: die Förderung der national-revolutionären Bewegung des Ostens; die 

Schaffung einer revolutionären Bauern-Internationale und die Verbindung mit den ärmeren Teilen 

der Bauernschaft in den einzelnen Ländern; die Ausarbeitung der Methoden zur Gewinnung des Mit-

telstandes und der proletarisierten Intelligenz sowie zur Bekämpfung der faschistischen Bewegung. 

Alle diese Aufgaben müssen mit dem unmi t t e l ba r en  Z ie l  der Or gan i s i e r ung  de r  Revo l u -

t i on  in Angriff genommen werden. 

Die einzelnen Sektionen der Komintern befinden sich auf verschiedenen Entwicklungsstufen, die 

hierbei genau zu berücksichtigen sind. Bei drei der wichtigsten Sektionen ist eine bedeutende Vor-

wärtsentwicklung in den letzten Monaten zu verzeichnen, nämlich bei der russischen, der deutschen 

und der französischen. 

1. Rußland 

In der russischen Partei ist die Diskussion durch die Januarkonferenz und den Maiparteitag der RKP 

abgeschlossen worden, nachdem die kleinbürgerlichen und teilweise liquidatorischen Tendenzen der 

Opposition zurückgewiesen worden waren. Der Tod Lenins zwang die Partei nicht nur, ihre Reihen 

um so fester zu schließen, sondern hat in den Massen der Arbeiterschaft den Zug zur RKP gestärkt, 

was sich in mehr als 250.000 Neuanmeldungen zum Eintritt in die Partei geäußert und den proletari-

schen Bestand der Partei stark erhöht hat. 

Für die RKP stehen in Rußland gänzlich andere praktische Aufgaben auf der Tagesordnung als für 

die übrigen Lektionen. Die außerrussischen Sektionen der Komintern sind aber viel zu wenig orien-

tiert über die Probleme der RKP. Hier muß der Kongreß eine entscheidende Verbesserung der Infor-

mation herbeiführen, und zwar gerade im Zusammenhang mit den taktischen Ausgaben der europäi-

schen Parteien: 

a) durch ausführliche Publikationen über die taktischen Methoden der RKP vor der Machteroberung, 

d. h. aus der Zeit 1903-1917; [9] 

b) durch Einrichtung eines sorgfältigen Informationsdienstes für Europa über die wirtschaftspoliti-

schen Probleme der SSSR; 

c) durch Einrichtung eines sorgfältigen Informationsdienstes für die Parteien über die Parteiprob-

leme in Rußland. Die Entwicklung Sowjetrußlands in den letzten Monaten, die große Festigung der 

Partei wie der Regierung, der starke Drang der Arbeiter zur Partei, die neuen Aufgaben der Betriebs-

räte als Hilfsorgane der Zentralkontrollkommission und der Arbeiter- und Bauerninspektion, die 

wichtigen Währungsprobleme, die internationale Orientierung der USSR, der verschärfte Kampf ge-

gen Wucher, Spekulantentum und nepistischen Parasitismus – alles das sind Fragen, Tatsachen und 

Methoden, die für die gesamte Komintern von der größten Bedeutung sind, nicht nur als Mittel für 

die Agitation, sondern auch als konkrete Methoden der Anwendung der proletarischen Regie-

rungsgewalt. 

Die europäischen Parteien haben an der Entwicklung der RKP eine lebendige, anschauliche Schule 

der Revolution. Ihre eigenen taktischen Methoden, ihre Kämpfe, ihre Agitation werden desto leben-

diger sein, ihre Arbeit für die Vorbereitung der Revolution desto gründlicher, je genauer sie Vergan-

genheit und Gegenwart der einzigen vorhandenen bolschewistischen Partei kennen, je besser sie das 

Leben des einzigen proletarischen Staates verstehen, je inniger, lebendiger, unmittelbarer sie mit den 

Problemen der russischen Partei verbunden sind. 

Die Komintern muß eine Kampagne im internationalen Maßstabe beschließen und durchführen, wel-

che lebendig, konkret, scharf agitatorisch und mit dem Ziel, Massen zu erfassen und zu mobilisieren, 
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den Unterschied zwischen den Methoden der reformistischen englischen „Arbeiterregierung“, welche 

geführt wird von der größten Partei der II. Internationale, und den Methoden der russischen Rätedik-

tatur, die geleitet wird von der stärksten Partei der Dritten Kommunistischen Internationale, hervor-

hebt, und welche zeigt, daß bestimmte revolutionäre Methoden für alle revolutionären Staaten abso-

lute Gültigkeit haben, daß die Methoden der Zweiten Internationale und der ganze Reformismus le-

diglich, wie das englische Experiment zeigt, zum Nutzen der Bourgeoisie und des Imperialismus 

dienen, und welche erneut das Prestige, die Größe, die Bedeutung der russischen proletarischen Re-

volution, der Kommunistischen Internationale und der bolschewistischen Partei so steigert, daß auch 

die kleineren europäischen Parteien bei der Durchführung dieser Kampagne an Kraft, Bedeutung, 

Einfluß und Mitgliedern gewinnen. 

2. Deutschland. 

Die KPD hat nach der Oktoberniederlage eine schwere Krise durchgemacht, welche der Frankfurter 

Parteitag im wesentlichen liquidiert hat. Diese Krise war eine Krise der Ideologie, der Taktik und der 

Führung. Der Frankfurter Parteitag hat für Deutschland die taktischen Methoden unter Ausnutzung 

der Lehren der Krisenzeit festgelegt, hat der Partei eine neue Führung gegeben und hat den Prozeß 

der ideologischen Klärung, welcher in der Mitgliedschaft vor sich geht, beschleunigt. Der deutsche 

Parteitag hat bewiesen, daß die innere Kraft der Partei sehr groß ist. Er hat aber auch ohne Beschöni-

gung auf eine Reihe von Erscheinungen, Stimmungen und Tendenzen in der KPD hingewiesen, wel-

che noch Reste von Krankheit sind und überwunden werden müssen. „Gewisse passive Stimmungen 

äußern sich manchmal in der Ablehnung jeglicher Teilkämpfe. Solche Stimmungen treten in ver-

schiedenster [10] Gestalt auf und maskieren sich manchmal mit links frisierten Phrasen. „Die Partei, 

welche wirklich links geworden ist, muß diese Stimmungen überwinden, indem sie die Tageskämpfe 

als revolutionäre Kämpfe führt“, so heißt es in den taktischen Thesen des Parteitages. Seitdem diese 

Thesen angenommen worden sind, zeigt sich in der deutschen Arbeiterschaft, wie auch in der Partei 

ein starkes Anwachsen der Aktivität und des Dranges zur Führung der Kämpfe. – „Gleichzeitig tau-

chen manchmal Stimmungen auf, welche eine Reaktion auf die frühere Politik darstellen oder aus der 

Umgruppierung ... stammen.“ Die Parteitagsresolution weist darauf hin, daß diese in ihr zitierten 

Stimmungen und Strömungen „am gründlichsten überwunden werden durch klare, feste Politik der 

Partei und restlose Ausrottung jedes Opportunismus in ihren Reihen“. Die Erfahrungen seit dem Par-

teitag zeigen, daß die Partei diese Stimmungen und Tendenzen immer schnellet überwindet. Die Par-

tei befindet sich im Prozeß der Gesundung. Sie hat dem Kongreß eine Reihe wertvoller Lehren zu 

bieten und muß vom Kongreß deren genaue Berücksichtigung fordern. 

Von solchen Lehren seien zunächst nur drei genannt: 

a) die Strömungen in der Komintern, welche die inneren Gefahren der Einheitsfronttaktik bedeutend 

unterschätzen, sind sehr stark gewesen; 

b) mit bloßen Rahmenformeln kommt man nicht durch, wie das Versagen selbst einer relativ geschul-

ten Partei, wie der KPD, beweist; 

c) jedes Durchgehenlassen opportunistischer Abweichungen, welche man für „Entgleisungen“ erklärt 

und nicht als gefährliche Entartungssymptome im Keime erstickt, rächt sich bitter, wie die Erfahrung 

der KPD zeigt: die „Entgleisungen“ des Leipziger Parteitages blieben bis zum Ende des Jahres 1923 

in Kraft und waren die wirklichen opportunistischen, revisionistischen Richtlinien der Parteiführung, 

welche die KPD zur Niederlage geführt haben; 

d) es hat sich gezeigt, daß in einer bestimmten Periode der Entwicklung der Versuch, ältere Partei-

führer, welche mit der Bewegung verwachsen schienen, zu unterstützen, auch dann, wenn eine von 

den wichtigsten Industriebezirken getragene Opposition sich gegen ihre Politik wendete, fehlgeschla-

gen ist und der Partei nicht genützt hat. Es muß betont werden, daß es der deutschen Partei in jeder 

Beziehung an jener festen alten Garde von Parteiführern und Parteifunktionären gefehlt hat, welche 

die bolschewistische Partei Rußlands besitzt. Die Entwicklung der deutschen Partei hat gezeigt, daß 

der Versuch, eine Führung zu unterstützen, welche in stetem Gegensatz zu den wichtigsten 
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Organisationen steht, in der Partei unnatürliche („geographische“) Schichtungen erzeugt, und daß 

diese Führung sich vollständig abgewirtschaftet hat; 

e) eine weitere Lehre der deutschen Erfahrungen besteht darin, daß man Parteidifferenzen nicht 

dadurch überwinden kann, daß man versucht, einer auf proletarische Bezirke und Elemente gegrün-

deten Opposition durch mechanische Einsetzung in die Spitzenkörperschaften Geltung zu verschaf-

fen, sondern lediglich durch die Durchführung einer Parteidiskussion, welche die Mitgliedschaften 

ergreift und auf einem Parteitag abgeschlossen wird. Die Entwicklung nach dem Parteitag hat gezeigt, 

daß das Bedürfnis und der Wille zur Konsolidierung in der Partei außerordentlich stark sind, und daß 

die Partei durch den Abschluß der Diskussion sich tatsächlich konsolidiert und beruhigt hat. 

Die KPD. hat außer diesen Lehren dem Kongreß noch die Erfahrungen des sächsischen Experiments 

eindringlich vor Augen zu halten, die zur Klärung (Arbeiterregierung) wesentlich beitragen werden, 

sowie die Er-[11]fahrungen der noch nicht erledigten großen Verwirrung in der Gewerkschaftstaktik 

der deutschen Partei, welche die Komintern zu nochmaliger, klarer Feststellung ihrer gewerkschaft-

lichen Linie zwingen. Die KPD muß in diesem Zusammenhang fordern, daß die Linie der Profintern 

genau und ohne Schwankungen der Linie der Komintern entspricht und daß weit deutlicher als bisher 

für alle Sektionen festgelegt wird, daß die Gewerkschaftsfrage nur gestellt und gelöst werden kann, 

wenn sie als politische Frage in den Aufgabenkreis der Partei eingereiht wird. 

3. Frankreich. 

Die französische Partei hat in den letzten Monaten begonnen, gewisse Verwirrungen und Abweichun-

gen (Stellung zur englischen Regierung, Stellung zur Opposition in der RKP) energisch zu liquidie-

ren. Die seit ihrer Gründung in der KPF tobenden Richtungskämpfe sind noch nicht zum Abschluß 

gebracht, doch scheinen in der Führung die linksgestimmten Elemente gesiegt zu haben. Es gilt, die 

Führergruppe, welche aus unpolitischer Anhänglichkeit sich auf die Seite der rechten Opposition ge-

stellt hat (Monatte, Rosmer) davon zu überzeugen, daß ihre Stellungnahme politisch zu gefährlichen 

Konsequenzen auch für die französische Partei führen muß. Es gilt, die Partei von den großen Irrtü-

mern, die etwa durch Genossen Souvarine vertreten worden sind, zu überzeugen, und es gilt in diesem 

Zusammenhang: 

a) eine linke Orientierung zu vertiefen; 

b) sie in die Mitgliedermassen zu bringen; 

c) konkrete praktische Methoden für die KPF auszuarbeiten, besonders in der Frage des Verhältnisses 

zur Bauernschaft; 

d) die Gewerkschaftsfragen auch für Frankreich zu klären (Verhältnis zur CGTU und zur CGT). 

Darüber hinaus gilt es, die KPF in engen Kontakt mit der KP Deutschlands und Englands zu bringen. 

Die Entwicklung der Reparationskrise fordert gebieterisch engste Zusammenarbeit der deutschen und 

der französischen Partei. Die französischen Kommunisten müssen mehr als bisher ihre Aufmerksam-

keit der anwachsenden Konzentration der französischen Schwerindustrie und dem Streben der fran-

zösischen Schwerindustrie nach der Diktatur zuwenden. Es gilt, gerade in Frankreich den Kampf 

gegen die Diktatur der Schwerindustrie mehr als bisher in den Vordergrund zu rücken und damit 

aktiver den Kampf des deutschen Proletariats zu unterstützen. Es gilt, gerade in Frankreich eine 

scharfe Kampagne gegen den Reformismus der Zweiten Internationale durchzuführen an dem hand-

greiflichen Beispiel der Methoden der Macdonald-Regierung, und es gilt, die Lohnkämpfe, die Steu-

erkämpfe, den Kampf sowohl gegen die Reparationspolitik im allgemeinen, d. h. gegen die imperia-

listische Räuberpolitik, als auch gegen die Verteilung der Reparationszahlungen an die reichen Aus-

beuter unter vollkommener Ausschaltung der kleinen Geschädigten, so zu führen, daß eine scharfe 

Kampffront der Arbeiter und Bauern gegen die Bourgeoisie, den Linksblock und den Reformismus 

geschaffen wird, und daß hierbei propagandistisch die revolutionären Methoden der Komintern auf 

das energischste in den Vordergrund geschoben werden. 
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Bei anderen Parteien der Komintern ist genaueste Konkretierung ihrer Aufgaben und ihrer taktischen 

Methoden noch dringender erforderlich: [12] 

4. Italien. 

Die großen Wahlerfolge der KPI zeigen, daß in Italien die Partei trotz der unerhört schwierigen Be-

dingungen große Entwicklungsmöglichkeiten besitzt. Diese Partei, welche aus opferbereiten, tapfers-

ten und erprobtesten Arbeitern besteht, muß endlich einige Fragen lösen, welche einen ständigen 

Zankapfel bilden: 

a) Vereinigung mit den Terza-Internationalisten, jedoch so, daß eine Garantie für die feste Durchfüh-

rung der Linie der Komintern durch die Führung der Partei, auch personell, geboten ist; 

b) genaue Konkretisierung der Kampflosungen gegen den Faschismus: Diktatur der Arbeiter und 

Bauern gegen die weiße Mussolinidiktatur, also Arbeiter- und Bauernregierung nur als Synonym der 

proletarischen Diktatur; 

c) genaue Konkretisierung der Methoden zur Zersetzung der faschistischen Organisationen, zur Ar-

beit in den Gewerkschaften und zur Gewinnung der Massen des städtischen und ländlichen Proleta-

riats, sowie der ärmeren Bauern zum Kampfe gegen den Faschismus, die Steuerlasten und die Kirche. 

5. England. 

Die kleine englische Partei erlebt jetzt den Moment, wo sie zu einer revolutionären Massenkraft und 

Massenpartei werden kann. Sie hat beim Zustandekommen der Labour-Regierung gefährliche ideo-

logische und taktische Abweichungen nach der Seite eines banalen Opportunismus gezeigt. Für die 

KPE müssen konkrete Anweisungen ausgearbeitet werden: 

a) über ihr Verhältnis zur Labour-Party und die Organisation eines wirklich revolutionären Flügels 

innerhalb der Labour-Party; 

b) die sechsmonatige Tätigkeit der sogenannten Arbeiterregierung Macdonald muß die KPE veran-

lassen, schon jetzt die Aufstellung eigener Kandidaten für die nächsten Wahlen vorzubereiten, da von 

der Lösung dieser Frage die Stellung unserer Bruderpartei zur Labour-Party entscheidend abhängt; 

c) die Wirtschaftskämpfe müssen so geführt werden, daß an Stelle schematischer offener Briefe die 

Schaffung von Einheitsfrontorganen von unten (Streikkomitees, Kampfleitungen, Betriebsräten) be-

trieben wird und daß diese Wirtschaftskämpfe politisiert werden. 

Ferner müssen Richtlinien ausgearbeitet werden: 

d) über die Beeinflussung der Erwerbslosen, ihre Führung und Politisierung; 

e) über den Kampf gegen den parlamentarischen Kretinismus; 

f) über die Methoden der Mitgliedergewinnung; 

g) über die Arbeit in den Gewerkschaften; 

h) über den Stampf gegen den Imperialismus der Labour-Regierung; 

i) über die Stellung der Kolonialfrage, der Frage des Militarismus und Marinismus, über die Stellung 

zum Völkerbund, zur Abrüstung, zu Rußland, zum imperialistischen Frankreich; 

k) über die Nationalitätenfrage (Irland, Indien, Aegypten, Mesopotamien). 

Die KPE muß eine großzügige und aktive Kampagne durchführen zur Schaffung von Aktionskomi-

tees, insbesondere in den Betrieben und Gewerkschaften, zur Durchführung desjenigen Teiles des 

Programms der Labour Party, welcher von ihr fallen gelassen worden ist, nämlich der Nationalisie-

rung der Kohlenbergwerke und der Eisenbahnen, der Lösung [13] der Wohnungsfrage, der Bezahlung 

der Arbeitslosen, und muß auf diese Art die Labour-Regierung als Agentin der Bourgeoisie diskredi-

tieren und entlarven, sowie die breiten Massen der Arbeiter in Kämpfe für diese Ziele zu führen su-

chen und hinter sich bringen. 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 5 – 709 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 18.09.2023 

Nur wenn die KPE konkrete Anweisungen erhält und überdies in enge Verbindung zu den Parteien 

Rußlands, Deutschlands, Frankreichs, Indiens, Chinas, zur Gewerkschaftsbewegung in Holländisch-

Indien, zu den nationalrevolutionären Bewegungen in Indien, Irland, Aegypten tritt, wenn sie ihre 

Bewegungen mit den Bewegungen in den Dominions, insbesondere in Kanada und Australien koor-

diniert, wird sie die Entwicklung nehmen, die ihr zukommt. 

6. Amerika. 

Die KPA hat durch die Bildung der Workers and Farmers Party ein lehrreiches Experiment unter-

nommen, dessen Einzelheiten der Kongreß studieren muß. Die KPA muß unter allen Umständen ihre 

organisatorische Selbständigkeit bewahren, ihren Klassenkampfcharakter mehr als bisher herausar-

beiten und einen scharfen Kampf gegen sich bildende kleinbürgerlich liberale Parteien (La Folette) 

aufnehmen und die demagogische Politik, sowie die objektive Rolle solcher Parteien entlarven und 

bekämpfen. Für Amerika mit seinem starken Kapitalismus und seiner zurückgebliebenen Gewerk-

schaftsbewegung gilt es, sehr konkret die taktischen Methoden auszuarbeiten: 

a) Die Farmerkrise erfordert ein genaues Agrarprogramm. 

b) Die imperialistischen Fragen erfordern ein genaues Programm zur Lösung der Nationalitäten- und 

Kolonialfragen und zur Verbindung der einzelnen Sprachsektionen der KPA. 

c) Die Zurückgebliebenheit der Gewerkschaftsentwicklung erfordert genaue Konkretisierung der Me-

thoden der wirtschaftlichen Kämpfe und der Bildung der Einheitsfront zur Führung und Vereinheit-

lichung solcher Kämpfe (Bergarbeiter, Schneider, Landarbeiter usw.). 

Die Partei muß es hier lernen, auf die verschiedenen Spitzen der Gewerkschaftsorganisationen einen 

solchen Massendruck zu setzen, daß sie gezwungen werden, sei es Scheinverhandlungen mit uns zu 

führen, sei es Scheinkämpfe um wirtschaftliche Ziele zu beginnen. Die Partei muß diesen Massen-

druck zu wirklichen Kämpfen zu gestalten versuchen, und wird hierbei insbesondere die Zusammen-

fassung dieser Kämpfe und die direkte Hinwendung bestimmter Berufskategorien an andere, bei-

spielsweise der Bergarbeiter an die Eisenbahner, der Farmer an die Plantagenarbeiter, der Transporter 

an die Docker, der Schlachthausarbeiter an die Transporter usw. erstreben müssen. 

Ferner sind genaue Anweisungen erforderlich: 

d) über den Gebrauch der Losung der Arbeiter- und Farmerregierung; 

e) über das Verhalten bei Parlaments- und Präsidentenwahlen, Richterwahlen usw.; 

f) über den Kampf gegen den Panamerikanismus und den Marinismus. 

7. Polen. 

Die wichtige polnische Partei, welche seit ihrem Bestehen illegal ist, hat ausgezeichnete revolutionäre 

Traditionen (von der alten Sozialdemo-[14]kratie Polens und Litauens überliefert) und verstand es, 

sich auch unter den schwierigsten Verhältnissen großen Einfluß bei den Arbeitermassen zu erkämp-

fen, wie z. B. die jüngsten Gemeindewahlen in Zivardow symptomatisch anzeigen. Bedauerlicher-

weise ist die Partei nicht frei von den Rechtsströmungen geblieben, die in der Komintern aufgetreten 

sind, was sich besonders in der falschen Anwendung der Einheitsfronttaktik äußerte. So hat die Partei 

ihre politische Selbständigkeit im Verhältnis zu der PPS nicht genügend gewahrt, sie führte keine 

genügend klare Oppositionspolitik in den Gewerkschaften, sie verwischte ihren Standpunkt in der 

Bauernfrage, sie machte dem bürgerlich-intellektuellen Nationalismus Konzessionen (siehe den 

Sejm-Antrag auf die halbjährige Militärdienstzeit), sie beteiligte sich an der bürgerlichen Freidenker-

bewegung. Die falsche Anwendung der Einheitsfront hat es mit sich gebracht, daß die Partei in der 

großen Massenbewegung vom Oktober bis November 1923 nur eine geringe Rolle spielte, die Füh-

rung der PPS überließ und die Abwürgung des Krakauer Novemberaufstandes durch die PPS weder 

verhindern noch nachträglich politisch auszunützen wußte. Innerhalb der Partei führt die Parteileitung 

einen Kampf gegen die Linken, die sie aus der Parteiarbeit auszuschalten sucht. 

Daraus ergibt sich die Notwendigkeit der Konkretisierung der kommunistischen Taktik in Polen. Wir 

haben hier dieselben Voraussetzungen wie in Deutschland, da auch in Polen die Oktober- und 
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Novemberbewegung einerseits den Verrat der PPS deutlich offenbarte, andererseits die Gefahren der 

von den rechtskommunistischen Elementen durchgeführten Einheitsfronttaktik offenbarte. 

a) Nach den vorgekommenen Abweichungen, welche die Abhängigkeit der KPP von der PPS dar-

stellten, so weit, daß die Partei beinahe unter die direkte Führung dieser Partei der Unterstützung der 

weißen Reaktion in Polen kam, muß der Kongreß besonders betonen, daß die KPP absolute Unab-

hängigkeit gegenüber der Partei Piłsudskys gewinnen muß, insbesondere in den Gewerkschaften. 

b) Die opportunistische Abweichung im Sejm zur Frage der militärischen Dienstpflicht muß sehr 

energisch zurückgewiesen werden. 

Die polnische Partei bildet die Brücke zwischen der KPR und der KPD. Es müssen zwischen ihr und 

beiden Parteien der engste Kontakt hergestellt werden. 

Insbesondere muß in Oberschlesien die innigste Zusammenarbeit zwischen KPD und KPP geschaffen 

werden. 

8. Tschechoslowakei. 

Die tschechoslowakische Partei mit ihrem großen Einfluß auf die ausschlaggebenden Massen des 

tschechischen Proletariats hat es bisher noch nicht genügend verstanden, diesen Einfluß auszunutzen, 

die Massen in Kämpfe zu führen und die Situation in der Tschechoslowakei revolutionär zu beein-

flussen. Der Kongreß muß für diese Partei Klarheit schaffen. 

a) in ihrem Verhältnis zu den regierungssozialistischen Parteien, zu denen die KPTsch dieselbe Hal-

tung einnehmen muß, wie die KPD zur VSPD; 

b) in der Nationalitätenfrage, die die Partei im Sinne der revolutionären Parole des Selbstbestim-

mungsrechtes der Nationen behandeln muß. D. h. sie muß ohne jedes Kompromiß mit den bürgerli-

chen-irredentistischen [15] Bewegungen den schärfsten Kampf gegen die nationale Unterdrückungs-

politik der tschechischen Bourgeoisie führen; 

c) in den Methoden des Kampfes gegen den Militarismus; 

d) in der Frage der Mobilisierung der Bauern (wo z. B. in Karpathorußland bereits Vorzügliches 

erreicht worden ist); 

e) in den politischen Lösungen, wobei die Illusion vernichtet werden muß, als ob Arbeiter- und Bau-

ernregierung etwas anderes sei, als eine Agitationslosung, ein Synonym für die Diktatur des Proleta-

riats. 

Diese Partei ist für Mitteleuropa von der größten Wichtigkeit als Partei im größten mitteleuropäischen 

Vasallenstaat Frankreichs, als Partei, die bereits die wichtigsten Schichten des Proletariats erfaßt hat 

und die mangels Aktivität und mangels klarer taktischer Methoden diesen Einfluß noch nicht anzu-

wenden vermochte. Engste Zusammenarbeit mit der deutschen und polnischen Partei (Reviere Kar-

win und Dombrowa) muß geschaffen werden. 

9. Holland. 

Die keine holländische Partei muß ihren Mitgliederbestand durch proletarische Elemente vergrößern. 

Ihr Kampf gegen den NAS hat die Mitglieder dieses revolutionären Gewerkschaftsverbandes zu den 

Syndikalisten getrieben. Ihre sterile Taktik, ihr Intellektuellentum haben die Partei in der Entwicklung 

gehemmt. Aber die Arbeitslosigkeit in Holland fordert gebieterisch die Aktivität der Partei. Der Kon-

greß muß 

a) die Gewerkschaftsarbeit; 

b) das Verhältnis zur englischen Labour-Regierung (wo es Schwankungen und Unklarheiten gab); 

c) die Methoden der Führung von Wirtschaftskämpfen; 

d) das Verhältnis zu den Amsterdamern, insbesondere zu Fimmen, genau konkretisieren; 
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e) die Partei muß Verbindung schaffen mit der sich glänzend entwickelnden revolutionären Bewe-

gung in den Kolonien, besonders auf Java; 

f) es müssen konkrete Kampagnen gegen die Arbeitslosigkeit, gegen die Kolonialpolitik, gegen den 

Versailler Vertrag ausgearbeitet, die Unterstützung des NAS, der vom syndikalistischen Einfluß zu 

befreien ist, beschlossen werden; 

g) es müssen Anweisungen für die Partei zur Bekämpfung des sich entwickelnden holländischen Fa-

schismus gegeben werden, wobei besonders auf die Notwendigkeit der Bildung proletarischer Ab-

wehrorganisationen aus den Massen der revolutionären Gewerkschaftler hinzuweisen ist. 

10. Skandinavien. 

Für die skandinavischen Parteien steht die Arbeit der Herausbildung kommunistischer Parteien auf 

der Tagesordnung. Die Wirtschaftskrise, welche besonders Dänemark und Norwegen ergriffen hat, 

fordert diese Entwicklung. Das Zustandekommen der „Arbeiter“-Regierung Stauning bietet die Mög-

lichkeit zur Schaffung einer dänischen Partei. Hier sind folgende Fragen zu lösen: 

a) allgemeiner propagandistischer Kampf gegen die Demokratie und den parlamentarischen Kretinis-

mus, besonders in Dänemark und Norwegen; 

b) Kampf gegen den Militarismus, besonders in Schweden; 

c) die Organisierung von Kampforganen zur Führung von Wirtschaftskämpfen; [16] 

d) Erfassung der Arbeitslosen, besonders in Dänemark; 

e) Schaffung von Arbeiter- und Bauernorganen; 

f) Konkretisierung der Lösung „Arbeiter- und Bauernregierung“ als Kam pf l o sung  gegen  da s  

Pa r l am en t  und gegen die „Demokratie“. 

Der V. Weltkongreß hat alle oben aufgezählten Aufgaben und eine ganze Reihe von anderen dazu zu 

l ö se n. 

Einen breiten Raum wird hierbei die D i skus s ion  übe r  d i e  E i nhe i t s f r on t t ak t i k  einnehmen, 

die nur dann erfolgreich sein wird, wenn sie peinlich a l l e  b i she r i gen  E r f ah r ungen  berücksich-

tigt, und die taktischen Methoden so konk r e t i s i e r t, wie es oben in groben Strichen für einige der 

wichtigsten Parteien geschehen ist. 

III. 

Zur Tagesordnung des Kongresses. 

1. Zur Weltwirtschaftslage. 

Es ist zu erwarten, daß eine gründliche, solide Analyse der Situation gegeben wird, welche eine bes-

sere Entscheidung über die Perspektive der Entwicklung, als sie bisher möglich war, erlaubt. Allge-

mein läßt sich bereits heute feststellen, daß die Weltwirtschaftskrise in Europa Zuspitzungen erleidet, 

welche auf politische Lösungen hindrängen. 

Das Interesse der gesamten Weltbourgeoisie konzentriert sich auf die Niederwerfung der Revolution 

in Deutschland. Das deutsche Proletariat steht vor schweren Entscheidungen. Wenn es nicht unter 

Führung der KPD seine Wirtschaftskämpfe aufs höchste steigert, die Organisierung der Revolution 

zu seiner zentralen Aufgabe macht und die Revolution durchführt, dann besteht die Gefahr einer zeit-

weiligen Verschleppung der Krise. Um so mehr ist die KPD verpflichtet, nicht nur die wirtschaftli-

chen Kämpfe zu führen, sondern das Proletariat auf neue unmittelbare politische Zuspitzungen stän-

dig vorzubereiten. Die Komintern und die KPD müssen sich dessen bewußt sein, daß trotz zeitweili-

ger Verschleppungstendenzen die Kräfteverhältnisse in Deutschland so labil bleiben, daß eine aktive 

Steigerung der Kämpfe des Proletariats sehr rasch eine Veränderung der Kräfte herbeiführen kann. 

Selbst bei einer Verschleppung der Krise in Deutschland aber würde die wirtschaftliche Krise in Eng-

land infolge der Mehrbeschäftigung der deutschen Industrie gesteigert und damit für Westeuropa die 

objektive Reife der Revolution beschleunigt werden. 
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Seit dem deutschen Parteitag hat sich klar gezeigt, daß der in den Thesen zur Lage angezeigte Einfluß 

des amerikanischen Kapitalismus in Europa sich schnell steigert, und daß der amerikanische Imperi-

alismus den Versuch macht, seine Finanzdiktatur über Europa zu errichten. Diese Tendenz birgt 

gleichzeitig keime neuer imperialistischer Konflikte (Petroleumkonflikt und Konflikte um den Anteil 

an der Ausbeutung Europas) in sich; es wird immer deutlicher, daß der Charakter der gegenwärtigen 

Krise nicht „wirtschaftlich“ bestimmt ist, sondern daß immer mehr die politischen Konflikte in den 

Vordergrund treten. 

In Asien gehen die nationalrevolutionären Bewegungen ohne Minderung weiter, schreitet auch der 

Prozeß der Industrialisierung vorwärts und beginnen von neuem die imperialistischen Gegensätze 

sowie auch die Gegensätze zwischen den kapitalistischen Großmächten und Sowjetrußland sich zu-

zuspitzen. Assen ist so ein großes Kräftereservoir für die revolutionäre [17] Bewegung und ein Herd 

fortwährender Krisen, die außerordentliche Stärke annehmen können. 

In Afrika würde der Bau einer Bahn vom Kap nach Aegypten die imperialistischen Gegensätze zwi-

schen England und Frankreich steigern. Die nationalrevolutionären Bewegungen in Aegypten, die 

fortwährenden Konflikte in Marokko, in Tripolis zeigen, daß auch von Afrika aus Möglichkeiten zur 

Zuspitzung imperialistischer Gegensätze vorhanden sind. 

In Australien ist in den letzten Jahren die Entwicklung so vor sich gegangen, daß die sozialen Ge-

gensätze sich verschärft haben und daß, nachdem eine sogenannte Arbeiterregierung dort regiert hat, 

die Bourgeoisie gezwungen ist, gegen die Arbeiterschaft mit brutalen Mitteln vorzugehen. Auch in 

Australien spitzen sich die Klassengegensätze zu. 

In Amerika ist der nordamerikanische Kapitalismus noch nicht erschüttert und der südamerikanische 

Kapitalismus befindet sich erst in Entwicklung, aber die großen imperialistischen Konflikte (Petro-

leum, Gegensatz Amerika-Japan, Durchdringung Südamerikas) werden auch hier deutlich. 

In Europa, welches der unmittelbare Krisenherd bleibt, haben wir neben den bereits aufgezählten 

sozialen Konflikten und Krisen stark hervortretende Neugruppierungen der imperialistischen Kräfte 

(Bündnis zwischen Frankreich und der Tschechoslowakei, Polen, Rumänien, den Randstaaten), sowie 

eine Reihe von Unbestimmtheiten in der Mächtegruppierung (Italien), welche eine fortwährende Be-

unruhigung bei wachsenden sozialen Krisen hervorruft. Es wird Aufgabe des Kongresses sein, diese 

Verhältnisse, politisch wie wirtschaftlich, genauestens zu untersuchen und auf dieser Untersuchung 

die Taktik der Komintern zu bauen. 

2. Einheitsfront. 

Bei der Frage der Einheitsfronttaktik muß festgestellt werden, wie es in der Moskauer Januar-Reso-

lution geschah, da ß  d i e  E i nhe i t s f r on t t a k t i k  l ed i g l i ch  e i ne  Me t hode  de r  r evo l u t io -

nä r en  Ag i t a t i on  und  Mob i l i s a t i on  de r  M a s s e n  i s t  und  daß  j ede  ande r e  Deu t ung  

oppo r t un i s t i s ch  i s t. Aber die bisherigen Erfahrungen mit der Einheitsfronttaktik haben klar ge-

zeigt, daß man mit einer bloßen Rahmenformel nicht mehr auskommt, und daß die Parteien der Kom-

intern in der gegenwärtigen Periode häufig mit der Taktik der Einheitsfront „an sich“ nichts anzufan-

gen verstehen und daß dabei diese Taktik aus einer revolutionären bolschewistischen Methode zu 

einer opportunistischen Taktik und zum Quell des Revisionismus zu werden droht. Hieraus sind be-

stimmte Folgerungen zu ziehen. 

„Die fehlerhafte Durchführung der Taktik der Einheitsfront, insbesondere im Anfang, in einer Reihe 

von Ländern, bedeutet nicht, daß diese Taktik selbst falsch ist. Die Einheitsfronttaktik ist lediglich 

eine revolutionäre Methode der Agitation und Mobilisation der Massen. Jede andere Auslegung ist 

opportunistisch und muß von der Komintern bekämpft werden“, diese in die Resolution des Frank-

furter Parteitags zur Taktik aufgenommene Stelle der Resolution der Moskauer Konferenz verpflich-

tet den Kongreß, noch eine Reihe von Fragen klarzustellen und zu beantworten: 

a) Die Frage der Spitzenverhandlungen ist keine p r i nz i p i e l l e  Frage. Spitzenverhandlungen dürfen 

aber nicht zu irgendwelchen zeitweiligen oder dauernden Bündnissen zwischen kommunistischen 

und reformistischen Parteien führen. 
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b) Bei der Konkretisierung der taktischen Methoden müssen alle Umstände des betreffenden Landes, 

seine Struktur, der Zustand der betreffenden [18] Sektion, in Betracht gezogen werden unter Verle-

gung des Schwergewichts auf die Mobilisierung der Massen von unten, die Schaffung von Kampfor-

ganen, die Verbindung mit den wichtigen Schichten der Bevölkerung (Proletariat, Bauernschaft, 

Landproletariat), welche in bestimmte Kämpfe hineingezogen werden sollen. 

c) Einige Parteien, wie die bulgarische, haben eine große Sterilität der Taktik gezeigt. Hier muß die 

Mobilisierung der Massen und ein Kampfbündnis mit den revolutionären Teilen der Bauernschaft 

geschaffen werden, und die bulgarischen Aufstandskämpfe des Herbstes 1923 zeigen, wie erfolgreich 

diese taktischen Methoden sein könnten, wenn sie nur folgerichtig angewendet werden würden. 

d) Die Losung der Arbeiterregierung ist in Deutschland durch die Rechte in Deutschland und durch 

das sächsische Experiment derartig kompromittiert, daß sie für Deutschland erledigt ist. Nach dem 

Scheitern des sächsischen Experiments und der Kompromittierung dieser Lösung durch dieses Expe-

riment könnten sich auch im internationalen Maßstab ernste Stimmen erheben, welche allgemein die 

Ablehnung dieser Lösung fordern. Diese Losung kann trotzdem als Agitationslosung auch in der 

Form der Arbeiter- und Bauernregierung nutzbringend verwendet werden (in Bulgarien, Italien, der 

Tschechoslowakei, wenn die betreffende Partei keinerlei Zweifel darüber läßt, daß es sich hier nicht 

handelt um ein demokratisches Zwischenstadium zwischen bürgerlicher Demokratie und proletari-

scher Diktatur, noch um ein Bündnis mit irgend welchen reformistischen Parteien, sondern um ein 

Synonym für die proletarische Diktatur. 

Hingegen muß die ganze Komintern eine andere Lehre der deutschen Abweichungen und opportu-

nistischen Theorien genau beherzigen. In Deutschland waren theoretisch die drei Lösungen der Ein-

heitsfront, der Sachwerterfassung durch den bürgerlichen Staat zu 51 Prozent und der Arbeiterregie-

rung so zu einem einheitlichen, untrennbaren Ganzen zusammengefaßt worden, daß sie eine Revision 

der kommunistischen Grundsätze vom Staat, von der Selbständigkeit der Kommunistischen Partei, 

von ihrer Rolle in der Revolution und von den Sozialisierungsmaßregeln der proletarischen Diktatur 

darstellten und reale liquidatorische Gefahren bringen konnten, wenn diese Theorie nicht restlos von 

der Partei abgelehnt worden wäre. 

e) Die deutschen Erfahrungen, insbesondere die Theorie des Leipziger Parteitages, die sächsische 

Praxis, beweisen schlagend, daß das Geschrei derjenigen, welche immer wieder bei Warnungen vor 

den Gefahren der Einheitsfronttaktik und bei Ausdeckung der opportunistischen falschen Orientie-

rung durch die Einheitsfronttaktik „an sich“ behaupten, daß man die Einheitsfronttaktik ablehne, wenn 

man diese Warnungen erhebt, nicht nur unberechtigt war, sondern eine opportunistische Einstellung 

decken sollte. Der Kongreß muß von neuem und noch energischer als es bisher wiederholt geschah, 

auf die Gefahr der Anwendung auch konkret ausgearbeiteter Einheitsfrontmethoden hinweisen und 

muß betonen, daß bei der Anwendung solcher Methoden viel schärfer als bisher die Grundsätze der 

Kommunistischen Parteien in den Vordergrund geschoben werden müssen und die Abgrenzung von 

allen übrigen Parteien durchgeführt werden muß. 

f) Die revolutionäre Einheitsfronttaktik wird von den kommunistischen Parteien deshalb angewendet, 

weil sie noch nicht die Mehrheit der entscheidenden Schichten des Proletariats hinter ihre Führung 

gebracht haben. Diese Taktik kann nur dann richtig angewendet werden, wenn jede einzelne Sektion, 

in vollem Bewußtsein der Gefahren dieser Taktik, ohne jede Ueber-[19]nahme mechanischer For-

meln, konkret sich die Aufgabe stellt, für bestimmte Tagesziele und Teilforderungen Massen zum 

Kampfe zu erfassen, zu organisieren, um sich zu sammeln, immer mit der Orientierung auf die Re-

volution und mit dem Ziel, die Mehrheit der ausschlaggebenden Schichten des Proletariats in die 

Kämpfe zu bringen, um dadurch den Uebergang zum Angriff auf die Bourgeoisie zu bewerkstelligen. 

3. Zur Programmfrage. 

Ein Programm für die Kommunistische Internationale, wie für die sämtlichen Sektionen in diesem 

schwierigen und unbestimmten Zeitpunkt zu schaffen, zumal ohne gründliche Diskussion, ist eine 

vielleicht nicht lösbare Aufgabe. An gesicherten Grundsätzen für das Programm besitzt die 
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Kommunistische Internationale bisher folgende: die Thesen Lenins über bürgerliche Demokratie und 

proletarische Diktatur vom Ersten Weltkongreß; die Thesen über die Rolle der Kommunistischen 

Partei vom Zweiten Weltkongreß; die Thesen Lenins zur nationalen Frage vom Zweiten Weltkon-

greß; die Thesen zur Agrarfrage des Zweiten Weltkongresses; die Thesen über die Schaffung von 

Sowjets vom Zweiten Weltkongreß und die 21 Aufnahmebedingungen. Das sind allgemein aner-

kannte Grundsätze der Komintern, an denen nicht gerührt werden darf. Dagegen ist die Frage nicht 

gelöst, wie der allgemeine Teil des Programms aussehen soll: 

a) der 5. Weltkongreß muß die auf dem 4. Weltkongreß unerledigt gebliebene Frage endgültig lösen, 

ob die sogenannten Uebergangsforderungen, wie Arbeiterregierung oder gar Sachwerterfassung, in 

das Programm der kommunistischen Internationale gehören. Die KPD lehnt die Aufnahme solcher 

Uebergangsforderungen ab, da das taktische Fragen sind. 

b) der Kongreß muß sich klar entscheiden, ob er ein Programm schaffen will, das für die ganze Kom-

intern für eine bestimmte Epoche gelten soll oder ob er sich mit einem Aktionsprogramm begnügt; 

c) ferner muß der Kongreß für die einzelnen Sektionen dieselbe Frage entscheiden und hier gleich-

zeitig beschließen, ob für die einzelnen Aktionen Minimalprogramme aufgestellt werden sollen oder 

nicht; 

d) die KPD glaubt, daß im gegenwärtigen Moment der 5. Weltkongreß ein Aktionsprogramm schaf-

fen soll. 

4. Zur Organisationsform. 

Der 5. Weltkongreß soll die Umorganisierung der Parteien auf Betriebszellen beschließen, aber dabei 

scharf betonen, daß diese Umorganisierung so zu erfolgen hat, daß die einzelne Organisation feste 

Leitungen behält, nicht fluktuierende (d. h. von zufälligen Personen bestehende, von Betriebszellen 

abhängige), und daß die Zentralisation der Partei durch diese Umorganisierung nicht abgeschwächt 

werden darf. Der 5. Weltkongreß muß gleichzeitig betonen, daß die Parteien sich bei dieser Umorga-

nisierung von jedem Schematismus fernzuhalten haben damit nicht durch die Umorganisierung tat-

sächlich eine Desorganisierung eintritt. Gleichzeitig muß der Kongreß erneut betonen, daß der Zent-

ralismus der Kommunistischen Parteien ein demokratischer Zentralismus ist und daß die beste Vo-

raussetzung für die wirkliche Zentralisation einer Partei die ist, daß die breite Mitgliedschaft alle 

prinzipiellen und taktischen Fragen der Partei diskutiert, verarbeitet und mitbeschließt. 

[20] Der Kongreß muß 

a) warnen vor jedem Organisationsfetischismus, sowohl nach der einen Seite (unter a l l en  Umstän-

den in den Gewerkschaften bleiben), wie auch nach der Seite der Illusion von der Nützlichkeit der 

Schaffung neuer Verbände Fetischismus der Industrieverbände; 

b) der Kongreß muß trotzdem die notwendige Klarheit schaffen über die Wichtigkeit einer industri-

ellen Organisationsform, aber auch diese Frage politisch stellen und zeigen, daß sie nur eine Frage 

der Gewerkschaftstaktik und nicht d i e  Frage ist; 

c) der Kongreß muß erneut über die Rolle der Betriebsräte klar sprechen und ihre Aufgaben vor der 

Machtergreifung, in der Periode der Vorbereitung der Revolution (Deutschland, England), während 

der revolutionären Machtkämpfe (am Beispiel Rußlands) und nach der Machtergreifung (am Beispiel 

Rußlands) deutlich machen; 

d) der Kongreß muß in der Frage der Erfassung der Unorganisierten klar und genau sagen, was die 

Kommunistischen Parteien mit den „erfaßten“ Unorganisierten zu tun haben; 

e) der Kongreß muß das Verhältnis der Komintern zur Profintern erneut klarstellen und insbesondere 

die Frage der selbständigen Existenz von der Profintern angeschlossenen Organisationen in Europa 

sowie ihres Verhältnisses zu den Kommunistischen Parteien in aller Schärfe erledigen. [21] 

* 
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Material zu den Fragen der einzelnen Sektionen. 

Rußland. 

Vorbemerkung: 

Der Mai-Parteitag der RKP hatte Stellung zu nehmen zu der Parteidiskussion, die im letzten Winter 

alle Probleme unserer russischen Bruderpartei ausgerollt hatte, und zu der Situation in der Komintern, 

wie sie sich nach der Oktoberniederlage des deutschen Proletariats ergab. Die innige Verknüpfung 

zwischen den Fragen und Aufgaben des russischen Parteilebens und den Streitfragen in der Komin-

tern zeigte sich auch diesmal: Die russische Opposition solidarisierte sich auf dem Parteitag mit der 

deutschen Brandlergruppe und mit der französischen Souvarinegruppe. Infolgedessen hat die ent-

scheidende Niederlage, welche die Opposition auf dem Parteitag erlitt, zugleich die genannten rech-

ten Gruppierungen in der französischen und deutschen Partei und überhaupt in der Internationale mit 

getroffen. Die Beschlüsse des 13. Parteitags der RKP bilden den wichtigsten Auftakt zum 5. Welt-

kongreß der Komintern, sie zeigen bereits die Linie, welche die Komintern auf dem Weltkongreß und 

danach einhalten wird. 

Schon seit der letzten russischen Parteikonferenz war es klar, daß die Politik der Zentrale der RKP 

von der erdrückenden Mehrheit der Mitglieder gebilligt wurde. Trotzdem mußte die absolute Einheit-

lichkeit überraschen, mit der sich der Parteitag für die Zentrale und gegen die Opposition erklärte. 

Der Parteitag spiegelte den Charakter der Partei, wie er jetzt durch das Leninsche Aufgebot bedingt 

ist, wider. Die RKP hat gemäß dem Beschluß, den die Zentrale vor dem Tod Lenins faßte, der aber 

gerade nach dem Tod Lenins eine begeisterte Durchführung fand, eine Viertelmillion neue Arbeiter 

aus dem Betrieb ausgenommen. Damit haben die Arbeiter aus dem Betrieb wieder die klare Mehrheit 

innerhalb der Mitgliedschaft der RKP gewonnen. 

Unter den Parteitagsdelegierten waren bereits junge Mitglieder aus den Reihen des Leninschen Auf-

gebots. Die neuen Arbeiter-Mitglieder haben sich überall an den Wahlen der Parteitagsdelegierten 

beteiligt, so daß man sagen kann, daß der 13. Parteitag der RKP wirklich das beste repräsentierte, was 

in Rußland an proletarischen Kräften vorhanden ist. Die Stimmung des Parteitags war der Opposition 

absolut feindlich. Charakteristisch war die Aufnahme, die selbst ein so geschickter Redner und sach-

kundiger Wirtschaftler, wie Genosse Preobraschenski fand: Die überlegene Heiterkeit, womit der Par-

teitag seine Ausführungen entgegennahm, zeigte, daß die Ueberzeugungen der Delegierten absolut 

fest und unerschütterlich waren. Den Gegensatz dazu bildete das Schlußwort Sinowjews, wo der Par-

teitag fast jeden Satz mit stürmischem Beifall begleitete, und die Begeisterung, welche die Annahme 

der Zentrale-Resolution auslöste: Als der Vorsitzende feststellen konnte, daß die Resolution e in -

s t i mm i g  ohne  j ede  S t i mm en t ha l t ung  angenommen war, erhob sich spontan die gesamte Ver-

[22]sammlung und fang die Internationale. Es war die Empfindung, daß diese Abstimmung eine be-

deutsame Etappe in der Geschichte der bolschewistischen Partei darstellte, daß die Leninsche Idee sich 

unbedingt durchsetzen mußte, auch wenn die Opposition von einem Mann wie Trotzki geführt wurde. 

In den Fragen des Verhältnisses der „alten Garde“ zu der Jugend der Partei, der Fraktionsbildung, der 

Parteidisziplin und vor allem auch der Wirtschaft wurde der Standpunkt der Parteimehrheit von Si-

nowjew und Stalin mit absoluter Klarheit und zwingender Logik gegenüber der Opposition vertreten. 

Die Aufrechterhaltung der festen bolschewistischen Führung, Ablehnung jeder Fraktionsbildung, und 

auf wirtschaftlichem Gebiet Wahrung der proletarischen Errungenschaften gegenüber dem Kapital, 

das sind die Grundgedanken, welche der Parteitag gegenüber der Opposition vertrat. Der Parteitag 

drückte den Willen aus, mit dem Genossen Trotzki weiter zusammen zu arbeiten, was sich auch in 

der Wiederwahl Trotzkis in die Zentrale ausdrückte, aber wie Sinowjew in seinem Schlußwort her-

vorhobt: „Diese Zusammenarbeit ist nur möglich auf dem Boden des Leninismus!“ 

Ebenso klar und entschieden nahm der Parteitag zu den internationalen Fragen Stellung. Genosse 

Bucharin würdigte unter anderem die Entwicklung in der KPD, zeigte die Konsolidierung unserer 

Partei seit dem Frankfurter Parteitag und betonte die Einheitlichkeit und Aktivität, welche die KPD 

unter der neuen Führung zeigt. Unter lebhaftem Beifall verlas Bucharin ein Telegramm aus 
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Deutschland über die Sprengung der ersten Reichstagssitzung durch die Kommunistische Fraktion. 

Er sagte: „Die Haltung der neuen kommunistischen Reichstagsfraktion bei der Eröffnung des Reichs-

tages zeigt, wenn wir sie mit der Sachsenpolitik vergleichen, den Unterschied zwischen revolutionä-

rem Parlamentarismus und Opportunismus. Genosse Radek hielt in der Diskussion eine einstündige, 

mit persönlichen Ausfällen gespickte Anklagerede gegen die deutsche und französische Linke. Radek 

wollte sogar die politisch Toten wieder lebendig machen und solidarisierte sich mit Brandler! Der 

Parteitag hörte sich dies alles ruhig an und nahm darauf e in s t i mm i g  eine Resolution an, die fest-

stellte, daß die opportunistischen Abweichungen Radeks mit der Linie der RKP nichts Gemeinsames 

haben! Die Konsequenz aus diesem Beschluß war, daß Genosse Radek in die Zentrale der RKP nicht 

wieder gewählt wurde. 

Der Parteitag hat bewiesen, daß die RKP mit der KPD, wie sie sich seit dem Frankfurter Parteitag 

konsolidiert hat, zusammen arbeiten will. Es ist bestimmt damit zu rechnen, daß auf dem 5. Weltkon-

greß der Komintern die russische und die deutsche Delegation die gemeinsame Linie finden werden 

zur Beseitigung aller opportunistischen Reste in den kommunistischen Parteien und zur Organisie-

rung der revolutionären Auseinandersetzung des europäischen Proletariats mit seinen kapitalistischen 

Ausbeutern. (A. R.) 

* 

Resolution des XIII. Parteitages der RKP zum Bericht des Zentralkomitees. 

(angenommen am 27. Mai 1924.) 

Der 13. Parteitag billigt ganz und gar die richtige politische Richtlinie und die Organisationsar-

beit des Zentralkomitees, die der Partei die ernsthaftesten Erfolge auf allen Arbeitsgebieten gesi-

chert haben, und zwar in einer schwierigen und komplizierten Situation. Der Parteitag vermerkt mit 

Genugtuung die Richtigkeit des Wirkens des Zentralkomitees in der verflossenen Berichtsperiode, 

die das erste Jahr in der Arbeit des Zentralkomitees war, während dessen das Zentralkomitee und die 

ganze Partei der unmittelbaren Leitung durch Genossen Lenin beraubt waren. 

[23] Der Parteitag bestätigt vollständig und ganz die Resolutionen der 13. Allrussischen Partei-

konferenz „Ueber den Parteiaufbau“ und „Ueber die Ergebnisse der Diskussion und die kleinbürger-

lichen Tendenzen“ und beschließt, diese Resolutionen den Beschlüssen des 13. Parteitages der RKP 

hinzuzufügen. Der Parteitag spricht dem Zentralkomitee der Partei seine vollkommene Genugtuung 

aus für die Festigkeit und die bolschewistische Unversöhnlichkeit, wie das Zentralkomitee während 

der Diskussion zum Schutz der Grundlagen des Leninismus gegen die kleinbürgerlichen Abweichun-

gen an den Tag gelegt hat. 

Der Parteitag heißt die vom Zentralkomitee geführte Außenpolitik gut, die zu der Anerkennung de 

jure der Union der SS-Republiken durch eine Reihe bedeutender bürgerlicher Staaten geführt hat. 

Der Parteitage beauftragt das Zentralkomitee, auch in Zukunft bei der Gewährung von Konzessio-

nen die größtmögliche Vorsicht walten zu lassen, mit aller Entschlossenheit am Monopol des Au-

ßenhandels festzuhalten, den Getreideexport zu entwickeln und für die Festigung der aktiven Bilanz 

unseres Außenhandels Sorge zu tragen. 

In Anbetracht der nunmehr entstandenen neuen internationalen Situation, besonders in Anbetracht 

der Beharrlichkeit, die von der Weltbourgeoisie in allen ihren Teilen offenbar wird, in ihren Versu-

chen, die Union der SS-Republiken zu zwingen, die zaristischen Schulden zurückzuzahlen und die 

nationalisierten Güter der ausländischen Großkapitalisten wiederzuerstatten, hält es der Parteitag für 

besonders notwendig, die werktätige Bevölkerung der SSR, und insbesondere die Landbevölkerung, 

sorgfältiger und systematischer mit allen wichtigsten Beschlüssen der Partei und der Sowjetregierung 

in Fragen der internationalen Politik vertraut zu machen. 

Der Parteitag konstatiert mit Genugtuung, daß die Bildung der Union der SS-Republiken mit Er-

folg abgeschlossen und dadurch eine feste Basis für das brüderliche und friedliche Beisammenwoh-

nen aller Nationalitäten geschaffen worden ist, die die Union der Sowjetrepubliken bewohnen. 
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Der Parteitag beauftragt das Zentralkomitee der Partei, sorgfältig darüber zu wachen, daß die Rechte 

ausnahmslos aller Nationalitäten der Union der Sowjetrepubliken gewahrt werden entsprechend 

den Be[schlüssen] [ge]schaffen worden ist, die die Union der Sowjetrepubliken bewohnen. 

Der Parteitag konstatiert, daß die von der Partei durchgeführte neue Wirtschaftspolitik den Aufgaben, 

die die Partei ihr gestellt hatte, gerecht geworden ist. 

Auf der Grundlage dieser neuen Wirtschaftspolitik ist ein allgemeiner wirtschaftlicher Aufstieg 

klar sichtbar geworden: die Landwirtschaft ist unzweifelhaft im Aufstieg begriffen, die Staatsin-

dustrie wächst und ihre Konzentration nimmt zu; allmählich steigt der Arbeitslohn und auch in der 

Hebung der Arbeitsleistung sind gewisse Erfolge zu verzeichnen. 

Gegen die Preisdifferenz zwischen landwirtschaftlichen und Industrieprodukten führte und führt 

die Partei einen erfolgreichen Kampf. Auf diesem Boden wächst was Vertrauen der Arbeiterklasse 

zu der RKP und wird immer fester und bedingungsloser. 

Die Partei sieht keinen Anlaß zur Revision der Neuen Oekonomischen Politik und betrachtet die 

systematische Arbeit zur Stärkung der sozialistischen Elemente in der allgemeinen Volkswirtschaft 

als die nächste Aufgabe auf dem Gebiete der Neuen Oekonomischen Politik. 

Eine unveränderte Aufgabe der Partei ist nach wie vor die Festigung und Konsolidierung des Ver-

trauens der Bauernschaft zum proletarischen Staate, und zwar durch Verwirklichung einer Reihe 

von realen Maß-[24]nahmen zum wirtschaftlichen Zusammenschluß (Smytschta) von Stadt und 

Land, zur Förderung der Bauernwirtschaft (landwirtschaftliche Kredite usw.), und durch Hebung des 

Kulturniveaus des flachen Landes. 

Der Parteitag konstatiert, daß das Zentralkomitee der Partei zur rechten Zeit die weitangelegte Gel-

dreform durchgeführt hat, die für den gesamten wirtschaftlichen Aufbau des sozialistischen Proleta-

riats von gewaltiger Bedeutung ist. Die feste Durchführung dieser gewaltigen Reform wird als Grund-

lage der Gesundung des ganzen Wirtschaftslebens der Union der SS-Republiken dienen. Der Partei-

tag konstatiert mit Genugtuung die auf diesem Gebiete erreichten Erfolge und beauftragt alle lokalen 

Organisationen – in Anbetracht dessen, daß Schwierigkeiten auf diesem Gebiete nicht ausgeschlossen 

sind, und daß sie allein bei der größtmöglichen Disziplin zu vermeiden sind, – die genaueste und 

strengste Durchführung sämtlicher Beschlüsse wer Zentralorgane zu sichern, die mit der Geldreform 

verknüpft sind. 

Der Parteitag stellt mit Genugtuung die rechtzeitige Initiative des ZK der Partei in solchen grundle-

genden Fragen fest, wie es die Frage des Innenhandels und des Genossenschaftswesens sind. 

Diese Fragen werden für eine ganze Zeitspanne zu Zentralfragen. Von der richtigen Politik der Partei 

in diesen Fragen werden die weiteren Ergebnisse des wirtschaftlichen Erfolges der Union der SS-

Republiken abhängen. 

Der Kongreß konstatiert, daß was ZK der Partei deutlich das in der jetzigen Periode der NEP unver-

meidliche Wachstum der neuen Bourgeoisie sieht und alle entsprechenden ökonomischen und po-

litischen Maßnahmen durchführt, die sich aus dieser Tatsache ergeben. 

Mit besonderer Genugtuung vermerkt der Parteitag die politische Initiative und die Arbeit des ZK 

anläßlich des Leninschen Aufgebotes. Nachdem die Deklassierung des Proletariats Halt gemacht 

hatte, nachdem die Sowjetregierung die ersten bedeutenden Erfolge an der Wirtschaftsfront errungen 

hatte, wurde es möglich, Hunderttausende von neuen Mitgliedern, Arbeitern aus den Betrieben, für die 

Partei zu gewinnen. Die RKP war und bleibt eine Arbeiterpartei. Die Verbindung der Partei mit der 

zahlreichen Masse der parteilosen Arbeiter erstarkt und wächst. Die Zeit naht, wo die gesamte Grund-

masse des Proletariats unserer Union in die Partei eintreten wird. Der Parteitag beauftragt das ZK, die 

ganze Arbeit in derselben Richtung weiterzuführen, damit die überwiegende Majorität der Parteimit-

glieder in der nächsten Zeit aus Arbeitern bestehe, die unmittelbar in der Produktion beschäftigt sind. 

Der Parteitag lenkt die Aufmerksamkeit der Gesamtpartei besonders auf die Notwendigkeit der Stei-

gerung der Arbeit unter den Arbeiterinnen und Bäuerinnen und deren Verwendung für alle wähl-

baren Partei- und Sowjetorgane. 
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Der Parteitag billigt die besondere Beachtung, die das ZK dem Kommunistischen Jugendverband 

und der ganzen Arbeit unter der Arbeiter- und Bauernjugend widmet. 

Die Steigerung der politischen Aktivität der Arbeitermassen stellt die Partei vor die ernsthafte Auf-

gabe der Gewinnung der breiten Massen für das aktive Wirken in den Sowjets, den Gewerk-

schaften und Genossenschaften. 

Der Parteitag beauftragt alle Parteiorganisationen, ein besonders Augenmerk darauf zu richten, daß die 

Verbindung mit dem größeren Teil der städtischen und ländlichen Lehrerschaft, den landwirt-

schaftlichen Fachmännern und den anderen Schichten der werktätigen ländlichen Kopfarbeiter 

eine engere wird. Zu diesem Zwecke muß die Partei in erster Linie der [25] Verbesserung der mate-

riellen Tage dieser Schichten eine ernsthafte Beachtung schenken. Bei einer richtigen Linie in dieser 

Frage wird es die Partei bald soweit bringen können, daß diese Schichten die Uebermittler der Grund-

gedanken der Partei und der Sowjetregierung für die breiten Massen der Bauernschaft werden. Insbe-

sondere müssen sämtliche Parteiorganisationen der Vorbereitung des Ersten Allrussischen Leh-

rerkongresses genügend Beachtung widmen und danach streben, daß auf diesem Kongreß in über-

wiegender Mehrheit die Dorfschullehrer aus dem Reiche teilnehmen können, damit der Kongreß der 

gewaltigen Aufgabe tatsächlich gerecht wird, die ihm durch die gegebenen Verhältnisse auferlegt wird. 

In der Hebung der Staatsindustrie bildet die wichtigste Aufgabe der kommenden Periode die He-

bung der Metallurgie. Nachdem die Brennstoffrage gesichert, das Verkehrswesen gehoben und die 

Geldreform in Gang gebracht worden ist, kommt das Metall an die Reihe. Die Produktion der Pro-

duktionsmittel innerhalb der Union in Gang bringen heißt, eine tatsächlich feste Basis für die sozia-

listische Wirtschaft schaffen und sich in bedeutendem Maße von der Notwendigkeit der Uebertragung 

großer Bestellungen an das Ausland freimachen. Der Parteitag beauftragt das ZK, diesem Problem 

ernstere Beachtung zuzuwenden. 

Der Parteitag beauftragt das ZK, der Frage der Elektrifizierung der Union der SSR noch mehr 

Beachtung zu schenken, als es bisher der Fall war, damit alles mögliche zur Verwirklichung des gan-

zen Planes der Elektrifizierungsarbeiten getan wird, die für die Festigung unserer Wirtschaft und 

dadurch für die Festigung des Sozialismus von so gewältige Bedeutung sind. 

Der Parteitag beauftragt das ZK, der Frage der Elektrifizierung der der durchaus reif gewordenen 

Reform im Kriegsamt unternommen worden sind, uns die Verstärkung dieses Amtes durch Partei-

arbeiter. Im Zusammenhang mit der Rolle der territorialen Formationen der Wehrmacht des Landes 

lenkt der Parteitag die Aufmerksamkeit der Partei auf die Notwendigkeit der tatkräftigsten Arbeit zur 

Festigung des kommunistischen Einflusses in ihnen. Der Parteitag beauftragt das ZK, eine Reihe von 

Maßnahmen zur Steigerung der Zahl der Kommunisten in der Roten Armee und in der Marine zu 

ergreifen. 

Der Parteitag vermerkt die regelmäßige fruchtbare Arbeit des Plenums des ZK und der gemein-

samen Plenarsitzungen des ZK und der Zentralkontrollkommission. Die Erfahrung hat bewie-

sen, daß die Erweiterung des ZK durch Angliederung von Genossen aus dem Reiche, die mit den 

Massen verbunden sind, der Sache gewältig genützt hat. Der Parteitag erkennt eine weitere Perso-

nalerweiterung des ZK und der ZKK als notwendig an. 

Der Parteitag ist der Meinung, daß das ZK der Arbeit an der Vereinfachung und Konzentrierung des 

Staatsapparats eine besonders ernste Beachtung widmen soll. 

Der Parteitag hält für die nächstliegende Aufgabe der Partei die Verbesserung der Arbeit der Or-

gane des Genossenschaftswesens, des Handels und der Kreditinstitutionen sowie deren intensive 

Versorgung mit kommunistischen Arbeitern. 

Der Parteitag hält es für notwendig, daß den kommunistischen Hochschulen seitens der Partei eine 

ernstere, allseitige Unterstützung gewährt wird, als es bisher der Fall war. Der Parteitag beauftragt 

das ZK, mit aller Aufmerksamkeit die Verbesserung der Arbeit in den Hochschulen in Angriff zu 

nehmen. Durch ernstes Wirken, durch Propaganda des Leninismus und [26] Aufklärung über die strit-

tigen Fragen wird sich die Partei die besten Elemente unter der studierenden Jugend sichern können. 
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Der Parteitag ist den Ansicht, daß die vom ZK der Partei gebilligte Ueberprüfung des Personalbe-

standes gewisser Gruppen von Parteizellen rechtzeitig unternommen wurde und für die Partei von 

großem Nutzen sein wird. 

Der Parteitag beauftragt das ZK, die Parteieinheit und die konsequente Linie des Bolschewismus 

ebenso entschieden und fest vor jeglichen Abweichungen zu schützen, wie es bisher der Fall 

war. Nachdem die Partei den Genossen Lenin verloren hat, ist die Sache der Sicherung der vollkom-

menen Parteieinheit noch wichtiger und notwendiger geworden als bisher. Die geringste Fraktions-

bildung muß aufs härteste verfolgt werden. Die Festigkeit der aus einem Guß geformten RKP auf der 

Grundlage der unerschütterlichen Prinzipien des Leninismus bildet die wichtigste Voraussetzung für 

die weiteren Erfolge der Revolution. 

Resolution zum Bericht über die Tätigkeit der RKP-Delegation im EKKI: 

(angenommen am 28. Mai 1924.) 

Der 13. Parteitag der RKP heißt die Arbeit der RKP-Vertretung im EKK in vollem Umfange gut, und 

erklärt seine völlige Solidarität mit der Taktik der Exekutive der Komintern. 

Der Parteitag erklärt weiter, daß die rechten Abweichungen, die Genosse Radek – entgegen den Be-

schlüssen der RKP – verteidigt, mit der politischen Linie der RKP nichts gemeinsam zu haben. 

Der Parteitag bringt seine völlige Solidarität mit der politischen Linie zum Ausdruck, die die Kom-

intern in der deutschen, in der französischen und in der englischen Frage eingenommen hat. 

England. 

Vorbemerkung: 

Die Fragen der englischen Arbeiterbewegung und die damit zusammenhängenden Fragen unserer 

englischen Bruderpartei sind in Heft 10/11 der „Internationale“ ausführlich behandelt worden. Als 

Ergänzung folgen hier 3 Dokumente: a) die Resolution des Maiparteitages der KPE in Manchester 

über die Labourregierung; b) der Wahlaufruf des kommunistischen Labourpartykandidaten Ferguson 

bei der Mainachwahl in Kelvingrove; c) einige Auszüge aus dem Programmentwurf, der von dem 

Zentralkomitee auf dem Parteitag eingebracht und vom Parteitag als Vorlage der englischen Partei 

für den 5. Weltkongreß angenommen wurde. 

Die Reso lu t i on  übe r  d i e  Labour r eg ie rung  stellt einen großen, auf dem Parteitag selbst er-

zielten Fortschritt dar gegenüber der vorher sehr unbefriedigenden Haltung der englischen Partei zur 

regierenden Labour-Party, wie sie sich in dem ersten, dem Parteitag vorgelegten Entwurf dieser Re-

solution noch sehr viel deutlicher widergespiegelt hatte und wie sie besonders kraß in dem Wahl -

au f r u f  des  Ge n. Fe r guson  zum Ausdruck kommt. 

Zu dem Pr og r amm en twur f  de r  KPE  wird erst das nächste Heft der „Internationale“ ausführlich 

Stellung nehmen. Der vollständige Wortlaut ist abgedruckt im neuesten Heft der „Communist Review“ 

(Jahrgang 5, Heft 2, Juni 1924). Hier werden nur die in dem Programm-[27]entwurf aufgestellten 

Fo r de r ungen  abgedruckt, in denen die dem ganzen Entwurf als Hauptfehler anhaftende vollstän-

dige Ve r wi r r ung  von  Z i e l f o rde r unge n, Uebe r gangs f o r de runge n, Tages f o r de run -

gen  schärfer zum Ausdruck kommt, als in den theoretischen Teilen des Programmentwurfs. Z. B. 

wird in den (hier nicht mit abgedruckten) Thesen 10 und 11 des 3. Abschnitts („Der Aufstieg des 

Proletariats“) der „Pazifismus“ in jeder Form als Opium, als gegenrevolutionäre Kraft und Feind der 

Arbeiterklasse gebrandmarkt, während er hernach nicht nur in den außenpolitischen Gegenwartsfor-

derungen, sondern auch in den eigentlich „revolutionären“ Zielforderungen des Programms ganz klar. 

Nr. 21. ernsthaft und unverhohlen zum Ausdruck kommt; z. B. siehe unten Abschnitt II Nr. 21. 

Die unten abgedruckten Forderungen werden in dem Programmentwurf reihenweise nacheinander 

aufgestellt. Abschnitt I a l s  Gr undf o r de r ungen  de r  kom m uni s t i s chen  I n t e r na t i ona l e. 

Abschnitt II als die „durch die r evo l u t i onä re  Aktion der Arbeiterklasse“ zu verwirklichenden 

„g r u nd l ege nden  ökonom i sc he n  und  po l i t i s chen  M a ßnahme n“, die notwendig sind für 
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eine Lösung der Widersprüche des gegenwärtigen „Chaos“ „im Interesse der Arbeiter und aller Un-

terdrückten des Menschengeschlechts“; es wird dabei ausdrücklich hinzugefügt, daß diese Maßnah-

men in ihrer Ganzheit nicht ausgeführt werden können ohne die Diktatur des Proletariats, die durch 

die Sowjets ausgeübt wird, und die Zerschmetterung der kapitalistischen Klasse. Die Forderungen 

dieses II. Abschnitts enthalten zum größeren Teil eine wörtliche Wiederholung der internationalen 

Forderungen des I. Abschnitts. Es ist aber von größtem Interesse, zu sehen, welche weiteren „revo-

lutionären“ Forderungen die englische Kommunistische Partei zu diesen Forderungen der KI selb-

ständig hinzugefügt hat. Wir haben diese Hinzufügungen deshalb durch Sperrdruck hervorgehoben. 

Der 3. Abschnitt enthält die Forderungen, die von der KPE speziell gegenübe r  de r  gegenwär -

t i gen  eng l i s chen  „Ar be i t e r r eg i e r un g“ erhoben werden, und zwar einerseits auf dem Gebiet 

der Außenpo l i t i k  (14 ff.), andererseits auf dem Gebiet der I nnenpo l i t i k  (17); es wird hierbei 

ausdrücklich gesagt, daß diese Forderungen „dem beschränkten Horizont der Arbeiter und den vor 

ihnen liegenden Grundaufgaben“ angepaßt sind. (Dieser Abschnitt enthält also zugleich die program-

matische Stellung der englischen Partei zu der gegenwärtigen „Arbeiterregierung“, und wir haben ihn 

aus diesem Grunde vollständig zum Abdruck gebracht, nicht nur die einzelnen aufgestellten Forde-

rungen, sondern auch die dazugehörige nähere Begründung.) – Hierzu kommt endlich noch ein IV. 

Abschnitt, der die Forderungen enthält, die die englische KP „f ü r  d i e  S t ä r kung  und  En t wi ck -

l ung  de r  p r o l e t a r i s chen  Kl a s seno r gan i sa t i one n“ aufstellt. 

Eine tiefer eindringende kritische Betrachtung hätte neben diesen, durch die aufgestellten Forderun-

gen selbst hinlänglich aufgezeigten Mängeln an dem englischen Programmentwurf besonders noch 

zweierlei zu kritisieren: 1. Das  vo l l s t änd i ge  Feh l en  j ede r  m a rx i s t i s c h-ökonom i schen  

Gr und l egun g. In dem Abschnitt „Die historische Krise des Kapitalismus und der Kampf um den 

Kommunismus“ wird als einzige Ursache für den Eintritt der kapitalistischen Entwicklung in die 

„permanente historische Krise“ der aus der Verschiedenheit der „materiellen und kulturellen Bedin-

gungen“ der verschiedenen kapitalistischen und nichtkapitalistischen Länder entstandene Weltkrieg 

hingestellt!) 2. Die Tatsache, daß von der Notwendigkeit der „Di k ta t u r  de s  P r o l e t a r i a t s“ nur 

gleichsam im Vorbeigehen und auch nur in ganz abstrakter und unzureichender Weise gesprochen 

wird. Als Z i e l  der kommunistischen Bewegung wird statt dessen an entscheidender Stelle (letzter 

Abschnitt, letzte These), „die Stärkung der Massenorganisation der Arbeiterklasse durch die 

sukzessiven politischen und ökonomischen Maßnahmen für die Entwicklung der revolutionä-

ren Gesinnung und Kraft der Massen“ bezeichnet. (K.) [28] 

* 

Resolution über die Labour-Regierung. 

(angenommen auf dem Mai-Parteitag der KP.) 

Die Bildung einer Labour-Regierung ist ein Zeichen für die Erholung der Arbeitermassen von der 

Depression und Demoralisation, welche durch ihre Niederlagen zwischen 1921 und 1923 erzeugt 

wurde. Sie ist ein Zeichen, daß die Arbeiter Englands zum ersten Male ein revolutionäres Klassenbe-

wußtsein entwickeln und endgültig mit dem alten Glauben an die kapitalistischen politischen Parteien 

brechen. Aber ihr Erwachen ist noch nicht vollständig. Sie glauben noch an die Nützlichkeit des Par-

lamentes als eines Mittels, ihre Emanzipation durchzuführen. Sie glauben noch, daß ihre Emanzipa-

tion erreicht werden kann durch die Methoden allmählicher Entwicklung, durch eine Reihe von fried-

lichen Teilreformen, die niemandem weh tun, und diese ihre Illusionen werden von der Kapitalisten-

klasse geschickt benutzt, um ihre Macht zu behaupten, und die Kapitalistenklasse wird in ihren Auf-

gaben direkt unterstützt durch die sogenannte Labour-Regierung. 

Die Arbeiter täuschen sich, wenn sie glauben, daß das Parlament ihre Emanzipation bewirken kann. 

Das Parlament ist nicht der Sitz der Macht, und sogar eine absolut parlamentarische Maschinerie 

würde die Beziehungen zwischen den Arbeitern und ihren Ausbeutern nicht verändern. Die Kapitalis-

tenklasse behält ihre Herrschaft bei, dank ihrer Kontrolle der Produktionsmittel und der Staatsmaschi-

nerie. Wenn die Arbeiter den Punkt erreichen, an dem sie versuchen, die Macht völlig zu ergreifen, 

werden sie diese ganze Maschinerie, die Armee, Polizei, die technischen Sachverständigen, die Presse, 
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gegen sich mobilisiert finden. Die werden dann niederbrechen oder jeden dieser Teile des Apparates 

niederschlagen müssen, und dieser Kampf kann nur außerhalb der Mauern des Parlaments erfolgen. 

Der Glaube der Arbeiter an die Evolution, an die graduelle und schmerzlose Taktik der kleinen Re-

formen, ist eine Illusion, welche den Zwecken der Kapitalistenklasse dient. Die ganze Geschichte, 

besonders die Geschichte der Kapitalistenklasse, zeigt, daß die Macht durch die Methoden der bru-

talsten Gewalt auf seiten der herrschenden Klasse in jeder Epoche erobert, gewahrt und ausrecht-

erhalten wird. Die Geschichte der letzten 5 Jahre zeigt, daß die englische Kapitalistenklasse keine 

Ausnahme macht und bereit ist, die Methoden des Terrors und Bürgerkriegs gegen den Aufstand der 

Arbeiter anzuwenden. Bürgerkrieg muß mit Bürgerkrieg begegnet werden, Terror mit Terror, Gewalt 

mit Gewalt. Das ist der Grund für die großen industriellen Kämpfe 1919, das Ermächtigungsgesetz, 

die Niedermetzelung indischer und ägyptischer Bauern, das Bombardement unbewaffneter arabischer 

Dörfer und die Nutzbarmachung aller dieser Methoden zugunsten der Bourgeoisie durch die soge-

nannte Labour-Regierung. 

Die sogenannte Labour-Regierung bildet nur einen Teil der kapitalistischen Strategie, welche diese 

Tatsachen vor den Arbeitern verbirgt. Erschreckt durch das wachsende revolutionäre Klassenbewußt-

sein der Arbeiter, hat die Kapitalistenklasse diesen Plan ausgeheckt, um die Arbeiter ruhig zu erhal-

ten, in dem Glauben, daß sie in ihren Händen die wirkliche Macht halten, während sie in Wirklichkeit 

nur den Schatten eines Schattens halten. Und in dieser teuflischen Strategie spielen die gegenwärtigen 

Führer der Labour-Party, welche die königliche loyale Labour-Regierung Sr. Majestät des Königs 

Georg bilden, eine aktive Rolle als das billige Werkzeug und als die Helfershelfer der Ausbeuter. 

Im Inland und außerhalb tut sie ihre Arbeit. In Indien wird den Arbeitern offiziell das Stimmrecht 

versagt, die politischen Rechte geraubt, [29] sie werden während ihrer wirtschaftlichen Kämpfe nie-

dergeschossen, bombardiert und ausgehungert. In den anderen kolonialen und halbkolonialen Län-

dern – Aegypten, Mesopotamien, Kenya – bestehen dieselben Bedingungen, und die arbeitenden 

Massen spüren keine Veränderung infolge des Austretens der Labour-Regierung. In ihren Verhand-

lungen mit den Sowjetrepubliken hat die Regierung Mister Macdonalds die Forderungen und Phrasen 

ihrer kapitalistischen Vorläufer zugunsten der Rentenbesitzer und Fabrikbesitzer vollständig ange-

nommen. Im Inneren interveniert die Labour-Regierung bei jedem wirtschaftlichen Kampf, um den 

Austrag des Kampfes bis zum Ende zu verhindern. Die Bergarbeiter sind ohne Minimallohn und ohne 

Nationalisierung der Bergwerke gelassen worden. Die Londoner Verkehrsarbeiter wurden offen mit 

Militärgewalt bedroht. Die Arbeitslosen werden weiter ausgehungert, eingesperrt und als Ausgesto-

ßene behandelt. Die Regierung spioniert weiter in den Arbeiterorganisationen. Die Armee befindet 

sich weiter in den Händen der reaktionären Klique der aristokratischen Offiziere, und der Arbeiter 

verliert alle seine Rechte, wenn er in ihre Reihen eintritt. 

Alle diese Tatsachen führen zu der einen Schlußfolgerung: die Labour-Regierung hat den vollständi-

gen Treubruch und Verrat an all ihren kollektiven und einzelnen Versprechungen gegenüber der Ar-

beiterklasse begangen. Eine solche Regierung kann in der Zukunft nur einen noch schwärzeren Verrat 

zeitigen. Die Kommunistische Partei hegt darüber keine Illusion, sie hat nicht das geringste Vertrauen 

zu irgendwelchen Führern der Labour-Regierung und sie warnt die Arbeitermassen vor all diesen 

Dingen. Trotzdem ist die Labour-Regierung in den Augen der Massen noch immer eine Regierung 

der Arbeiterklasse und ist von den Massen noch nicht vollständig als eine Regierung des Verrates an 

der Arbeiterklasse erkannt worden. Darum wird die Kommunistische Partei fortfahren, die Labour-

Regierung zu unterstützen in allen Schritten, welche sie tut, um die Interessen der Arbeitermassen zu 

fördern. Sie wird aber jede Handlung der Labour-Regierung kritisieren, angreifen und bloßstellen, 

welche die Interessen der Arbeiterklasse betrügt. 

Die Kommunistische Partei wird sich bei ihrer Bloßstellung der Labour-Regierung in den Augen der 

Arbeiter nicht zufrieden geben mit einem Friedensprogramm, mit Reden und Flugblättern. Sie wird 

alle Energie anwenden, die Massen selbst zu einem entschlossenen und rücksichtslosen Druck auf 

die Labour-Regierung zu führen, indem sie verlangen, daß diese ihre Versprechungen erfülle und den 

Interessen der Arbeiterklasse diene. Durch Massendemonstrationen und Prozessionen, durch 
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Einbringung von Resolutionen in Fabriken und Gewerkschaftssektionen, durch Organisierung der 

Obdachlosen und Arbeitslosen, durch Führung von Deputationen zu den lokalen und staatlichen Be-

hörden, durch hartnäckige und furchtlose Aktionen auf jedem Gebiete des Lebens der Arbeiterklasse, 

wird die Kommunistische Partei durch ihre eigene lebendige Erfahrung den Massen beweisen, daß 

die Aufgabe ihrer Emanzipation eine solche ist, daß sie sie nur selbst ausführen können, und daß ihre 

sogenannten Führer in der Labour-Regierung sie nicht ausführen wollen und können. 

Nicht zufrieden, die Massen zu einer Herausforderung der Labour-Regierung wegen ihrer täglichen 

Verrätereien zu führen, wird sich die Kommunistische Partei zur Stimme der leidenden arbeitenden 

Masse machen, indem sie ihr Programm von unmittelbaren Forderungen, die den Wunsch und die 

dringenden Nöte der Arbeiter ausdrücken, weiter verfolgt. [30] 

* 

Aufruf des Labourkandidaten Aitken Ferguson an die Wähler von Kelvingrove. 

(Nachwahlen im Mai 1924 im Wahlbezirk Kelvingrove.) 

Genossen! Wähler! 

Infolge des Todes des verstorbenen Abgeordneten dieses Bezirkes, Mr. Hutchison, findet jetzt eine 

Nachwahl statt. Meine Erfahrung bei der letzten Wahl überzeugte mich, daß Mr. Hutchison ein an-

ständiger und ehrlicher Gegner war, und ich bin überzeugt, daß die Sympathie aller Wähler sich Mis. 

H. und ihrer Familie in ihrer großen Bekümmernis zuwenden wird. 

Ich bin wieder aufgestellt worden als Labour-Kandidat, und um meine persönliche Stellungnahme- 

klarzustellen und jedes Mißverständnis zu vermeiden, gebe ich Ihnen die Daten, die mit meiner Kan-

didatur in Beziehung stehen. Ich wurde vorgeschlagen von den Kesselarbeitern von Anderston und 

empfohlen von der schottischen beratenden Abteilung der Labour-Party und einstimmig aufgestellt 

von der Kelvingrove Bezirks-Labour-Party, von dem Glasgower Gewerkschaftsrat und der Reichs-

Labour-Party. Ich bin Mitglied der Kommunistischen Partei Englands, ein Umstand, der allen oben 

genannten Organisationen bekannt ist. Ich akzeptiere das Statut und Programm der Labour-Party und 

verspreche, alles in meiner Macht Stehende zu tun, um für dessen baldmöglichste Verwirklichung zu 

kämpfen. 

Die gegenwärtige Situation. 

Die wichtigste Tatsache in der gegenwärtigen Lage ist das vollständige Versagen des Kapitalismus. 

Ueberall ist Chaos und Elend, Arbeitslosigkeit, niedrige Löhne, schlechte Wohngelegenheit, zuneh-

mende Kriegsgefahr. Alle diese Probleme stehen vor den Arbeitern und müssen energisch angepackt 

werden, wenn die Arbeiterklasse nicht zu einem noch viel schlechteren Zustand als dem gegenwärti-

gen niedergezwungen werden soll. 

Der Kapitalismus ist unfähig, die Weltproduktion zu organisieren. Alle Versuche zur Wiederherstel-

lung des Kapitalismus können nur durchgeführt werden, indem die Arbeiter noch mehr in den Ab-

grund des Elends und der Hoffnungslosigkeit getrieben werden. Die Arbeiter müssen ihre Kräfte ver-

einigen, um dem Kapitalismus ein Ende zu setzen und die gesellschaftliche Produktion für alle ein-

zuführen. Alle Arbeiter, gelernte und ungelernte, Angestellte, Handwerker, Pensionäre, Hausfrauen, 

Arbeitslose müssen sich zusammentun und als einheitliche Armee in die Wahl gehen, um die feind-

lichen Kräfte des Großkapitals und der Finanz zu schlagen. 

Seit den letzten Wahlen ist eine Labour-Regierung ausgerichtet worden. Und diese Erfahrung hat 

mich mehr als je überzeugt, daß es keinen Ausweg für die Arbeiter gibt, wenn sie nicht bereit sind, 

einen einheitlichen Angriff auf den Kapitalismus zu unternehmen und die Zügel der Macht in ihre 

eigenen Hände zu nehmen. Ich glaube, ein größer Schritt vorwärts für diese Ziele wird getan sein, 

wenn die Arbeiter in den einzelnen Orten stark organisiert sind und die gegenwärtige Labour-Regie-

rung unterstützen bei einer energischen Aktion gegen die Kapitalisten, indem sie für eine kühne Po-

litik kämpfen, welche den Kampf vorwärts treiben wird, einen Schritt näher zum völligen Siege. 
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Die gegenwärtige Krise gestattet kein Zögern. Sofortige Maßnahmen müssen ergriffen werden, um 

die gegenwärtigen Leiden der Arbeitslosen, der schlechtentlohnten und obdachlosen Arbeiter aufzu-

heben und die Anforderungen der internationalen Situation zu erfüllen. Die Arbeiter müssen [31] die 

Regierung zwingen, solche Maßnahmen durchzuführen. Und wenn ich als euer Vertreter ins Parla-

ment komme, verspreche ich, mich unablässig für deren Annahme einzusetzen. 

Die wirkliche Frage. 

Eine Stimme für den konservativen Kandidaten ist eine Stimme für die Zerstörung der gegenwärtigen 

Labour-Regierung und eine Rückkehr zu der schwankenden Unfähigkeit der Baldwin-Regierung. 

Eine Stimme für den liberalen Kandidaten ist ein Mandat für die politisch bankrotte liberale Opposi-

tion, ihre Sabotage der Labour-Regierung fortzusetzen. Eine Stimme für einen von beiden Kandidaten 

ist eine Stimme für die Politik der Ausbeuterklasse, die die Gesellschaft schon an den Rand des Ruins 

gebracht hat. 

Eine Stimme für mich ist eine Stimme für einen hartnäckigeren Kampf gegen den Kapitalismus 

von seiten der Labour-Regierung. 

Mein Programm. 

Arbeitslosigkeit. 

Ich trete ein für die Politik, die niedergelegt ist in den sechs Punkten, die vom beratenden Komitee 

des Gewerkschaftskongresses und der Arbeitslosen angenommen sind. Volle Arbeit oder Unterhalt; 

staatliche Pläne für öffentliche Arbeiten, einschließlich staatlicher Schiffsbaupläne, um die gegen-

wärtigen minderwertigen Schiffe zu ersetzen und den ganzen Schiffsdienst zu einem nationalen Mo-

nopol zu machen. 

Löhne und Arbeitsbedingungen. 

Um jedem Arbeiter einen lebensmöglichen Lohn zu garantieren, trete ich ein für die Einführung des 

Prinzips eines Reichs-Minimallohnes. Eine der Industrien, für welche dieses Prinzip angewandt wer-

den sollte, – ist der Schiffsbau, der heute eine „sweated industry“ darstellt. Ich begünstige die Auf-

hebung der Gelegenheitsarbeit auf den Docks und werde energisch das Gesetz unterstützen, welches 

zu diesem Zweck eingebracht werden soll. 

Wohnung. 

Ich trete ein für die sofortige Ausführung des Regierungsbauplanes mit genügenden und wirksamen 

Garantien für die Arbeiter unter der deutlichen Bedingung, daß die Bauarbeiter während der Periode, 

in der sie beschäftigt sind, die Häuser zu bauen, die in diesem Plane vorgesehen sind, das uneinge-

schränkte Recht der Streikwaffe zur Durchsetzung der von ihnen erhobenen Forderungen haben. 

Der Bau von Einzel- und Zweiwohnungshäusern muß eingestellt und ordentliche Häuser müssen ge-

baut werden. Diese müssen unterstützt werden, damit die Mieten auf das Niveau des Einkommens 

der durchschnittlichen Arbeiterfamilie gebracht werden können. Als unmittelbare Maßnahme emp-

fehle ich die Beschränkung der Mietpreise auf den Stand von 1914, den Schutz der Arbeitslosen 

gegen Ausmietung, die Requisition aller leeren Häuser (groß oder klein) und die Verhütung aller 

weiteren Luxusbauten, bis alle Arbeiter ordentliche Häuser zum Leben haben, zu Mietpreisen inner-

halb ihrer Zahlungsfähigkeit. 

Pensionen. 

Pensionen für Witwen mit Kindern sind jetzt die erklärte Politik der Arbeiterpartei. Ich werde die 

beschleunigte Verwirklichung [32] dieser Maßnahme fordern. Ich unterstütze die Forderung von Al-

terspensionen für ausnahmslos 60jährige. 

Erziehung. 

Ich trete ein für eine vollständige Ueberwindung der gegenwärtigen Erziehungsmethoden sowohl in 

bezug auf die Unterrichtsgegenstände als auf die Lehrmethode. Bessere Einrichtungen in der Schule, 
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Vorsorge für Spiel und Sport. Weiter verlange ich, daß der höhere Unterricht den Arbeiterkindern mit 

Vorsorge für vollen Unterhalt während des Schulbesuches gewährt werden soll. 

Steuern. 

Ich bin für die volle Aufhebung aller indirekten Steuern und die sofortige Auferlegung einer Kapi-

talsabgabe auf alle Vermögen über 5000 Pfund, wobei das Ergebnis den Plänen des sozialen Wieder-

aufbaus zugute kommen soll. 

Nationalisierung. 

Ich glaube, daß die Arbeiter die Regierung in der Beseitigung des Chaos, welches in der Industrie 

besteht, durch Nationalisierung der Bergwerke, Eisenbahnen, Banken und der Schiffsbauindustrie 

des Landes unterstützen müssen. 

Ich trete ein für eine Rückgabe des Bodens an die Gesellschaft ohne Entschädigung. 

Außenpolitik. 

Englisch russische Konferenz. 

Die Anerkennung von Sowjetrußland durch die Labour-Regierung muß ergänzt werden durch eine 

Uebereinkunft über die wechselseitige Streichung der Kriegsschulden und Forderungen und durch 

Gewährung größer Regierungskredite an Sowjetrußland, wodurch dieses bei seinem Wiederausbau 

unterstützt würde, Erleichterung für den Großhandel zwischen beiden Ländern geschaffen würden, 

und die Zahl der Arbeitslosen in unserem Land vermindert würde. Wenn ein solcher Schritt getan 

wird, würden die Schiffs- und Metallindustrie dadurch sofort gewinnen. 

Reparationen und der Sachverständigenplan. 

Ich bin für die Verwerfung des Sachverständigenplanes und die völlige Zurückweisung des Versailler 

Friedensvertrages. Der Sachverständigenbericht ist der Plan der Finanzleute, Deutschland zu einer 

Kuli-Kolonie zu machen, deren niedriger Standard die Waffe der internationalen Kapitalisten sein 

wird, um den Standard der Arbeiter überall niederzudrücken. 

Solange der Friedensvertrag von Versailles existiert, herrscht ein ständiges Wachsen der Rüstungen 

und die Gefahr neuer Kriege. Die Arbeiter von Deutschland und England haben miteinander keinen 

Streit. Laßt uns einen praktischen Beweis unserer Solidarität mit ihnen geben, indem wir die Frie-

densverträge zerreißen, welche sie jetzt unter die Klauen der internationalen Finanzleute zwingen. 

Um alle diese Probleme zu besprechen, die jetzt durch den Friedensvertrag aktuell geworden sind, 

trete ich für eine internationale Konferenz ein, auf der Deutschland und Sowjetrußland vertreten sein 

sollten. 

Das englische Weltreich. 

Ich werde das volle Selbstbestimmungsrecht für Indien, Aegypten und die anderen Länder im briti-

schen Weltreich befürworten, ich werde ihnen in [33] ihrem gegenwärtigen Kampf für volle politi-

sche und industrielle Freiheit jede Unterstützung geben. 

Genossen! Wähler! 

Ich kämpfe den Wahlkampf mit dem obigen Programm und vertraue darauf, daß es eure Unterstüt-

zung gewinnen wird. Das Ergebnis dieser Wahl ist von nationaler Bedeutung. Ein Sieg für mich wird 

eine Ermutigung für alle Labour Abgeordneten bedeuten. Er wird eine Beauftragung der Labour-

Regierung sein, kühner den Kapitalismus anzugreifen. In Frankreich und Deutschland hat das Resul-

tat der Wahlen gezeigt, daß die Arbeiter im Aufmarsche sind. Laßt Kelvingrove seinen Platz in die-

sem Vormarsch einnehmen, welcher bald in einem dauerndem Sieg über den Kapitalismus gipfeln 

und zur Errichtung der siegreichen sozialistischen Gemeinschaft führen wird. Mit Brudergruß! A. F. 

* 
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Auszüge aus dem Programmentwurf der KPE 

(angenommen vom Parteitag als Vorlage für den V. Weltkongreß der Komintern. 

I. Grundforderungen der kommunistischen Internationale. 

1. Nationalisierung allen Grund und Bodens ohne Entschädigung, Uebergabe der kleinen Güter an 

die Farmer und Bewirtschaftung der großen Güter durch den Staat unter Kontrolle der Arbeiter. 

2. Nationalisierung aller Banken, Bergwerke, Eisenbahnen, Verkehrsmittel, Transportmittel, der Me-

tallindustrie, des Schiffsbaues, der Baumwoll- und Wollindustrie. 

3. Entwaffnung der Bourgeoisie und Bewaffnung des Proletariats. Schafjung einer proletarischen Ar-

mee, Flotte und Miliz. 

4. Aufhebung der kapitalistischen Gerichte und Einsetzung von Arbeitergerichten. 

3. Außenhandelsmonopol. 

6. Nationalisierung der Güterverteilungsgewerbe und ihre Verschmelzung mit den Genossenschaften, 

welche zu staatlichen Verteilungsorganen werden. 

7. Staatliches Pressemonopol. 

8. Annullierung der Staatsschulden mit Berücksichtigung der kleinen Sparer. 

9. Nationalisierung aller Gebäude und Wohnhäuser, mit Ausnahme des kleinen Hausbesitzes. Die 

Mieten sind an den Staat zu zahlen. 

10. Trennung der Kirche vom Staat und Gleichberechtigung aller religiösen Anschauungen. 

11. Nationalisierung aller Tagesschulen und Universitäten, Ausdehnung des Schulalters bis zum 18. 

Jahre mit gleichen Möglichkeiten zu vollständiger wissenschaftlicher, technischer und politischer 

Ausbildung für alle Kinder. 

12. Befreiung der mit Militärgewalt unterworfenen Kolonien Aegypten, Indien usw.), Unterstützung 

der befreiten Länder gegen den Imperialismus, ob die befreiten Länder proletarische Staaten sind 

oder nicht, da die Frage ihres proletarischen Charakters durch die sozialen Kräfteverhältnisse in ihnen 

entschieden wird. 

13. Anerkennung und Bündnis der proletarischen Republik mit der USSR. 

[34] Proletarier aller Länder, vereinigt euch unter der Flagge der Kommunistischen Internationale im 

revolutionären Kampfe um die Macht und die Diktatur des Proletariats! 

II. Grundlegende ökonomische und politische Forderungen der KPC. 

1. Nationalisierung allen Grund und Bodens ohne Entschädigung, Uebergabe der kleinen Güter an 

die Farmer und Bewirtschaftung der großen Güter durch den Staat unter Kontrolle der Arbeiter. 

2. Entschädigungslose Nationalisierung aller Bergwerke, Eisenbahnen, Verkehrsmittel, des Trans-

portwesens, der Metallindustrie, des Schiffbaues, der Baumwoll- und Wollindustrie und der Banken. 

3. Entwaffnung der Bourgeoisie, Bewaffnung des Proletariats; Schaffung einer proletarischen Armee, 

Marine und Miliz. 

4. Aufhebung der kapitalistischen Gerichte und Einsetzung von Arbeitergerichten. 

5. Außenhandelsmonopol. 

6. Nationalisierung der Güterverteilungsgewerbe und ihre Verschmelzung mit den Genossenschaften, 

welche zu staatlichen Verteilungsorganen werden. 

7. Staatliches Pressemonopol. 

8. Annullierung der Staatsschulden mit Berücksichtigung der kleinen Sparer. 
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9. Konfiskation aller Vermögen über 5000 Pfund. 

10. Nationalisierung alles Grundbesitzes, mit Ausnahme des kleinen Hausbesitzes. Die Mieten sind 

an den Staat zu zahlen. 

11. Festsetzung eines nationalen Minimallohnes und der 40-Stunden-Woche, in Uebereinkunft 

mit den Gewerkschaften. 

12. Trennung der Kirche vom Staat und Gleichberechtigung aller religiösen Anschauungen. 

13. Aufhebung der Armengesetze. Staatliche Unterhaltspflicht für Leute über 60 Jahre, Min-

dertaugliche, arbeitsunfähige Witwen und Arbeitslose. 

14. Freie ärztliche Behandlung. 

15. Nationalisierung aller Tagesschulen und Universitäten, Ausdehnung des Schulalters bis zum 18. 

Jahre mit gleichen Möglichkeiten zu voller wissenschaftlicher, technischer und politischer Ausbil-

dung für alle Kinder de r Ar be i t e r. 

16. Abschaffung der Monarchie und aller erblichen Titel. 

17. Befreiung der mit militärischer und  po l i t i s che r  Gewalt unterdrückten Kolonien (Indien, 

Aegypten usw.) und Unterstützung der befreiten Kolonien, ob sie befreite proletarische Staaten sind 

oder nicht, da die Frage des proletarischen Charakters durch die sozialen Kräfteverhältnisse in ihnen 

entschieden wird. 

18. Schaffung von wirtschaftlichen und politischen Abkommen mit allen Ländern, mit dem Ziel 

friedlicher Entwicklung und friedlichen Güteraustausches. 

19. Bündnis Englands mit der USSR und anderen Sowjetrepubliken. 

20. Verwerfung des Versailler Vertrages. Löschung der Kriegsschulden und Reparationen. 

21. Allgemeine gleichzeitige Abrüstung. [35] 

III. Forderungen gegenüber der gegenwärtigen Arbeiterregierung. 

Die Bildung der Labour-Regierung ist nicht gekommen durch die aggressive Aktion der Arbeiter, 

nicht einmal durch eine Stimmenmehrheit, die die Labour-Party im Wahlkampf erlangt hätte. Noch 

immer stimmen Millionen Arbeiter für die Tories und die Liberalen. Die Labour-Regierung ist ge-

kommen, durch den chaotischen Zustand der kapitalistischen Parteien, die sich unfähig erwiesen ha-

ben, die Probleme der historischen Krise des Kapitalismus zu lösen. Unfähig, Einigkeit untereinander 

zu erzielen, mußten sie die Labour-Party auffordern, eine parlamentarische Regierung zu bilden. Das 

Produkt ist eine bürgerliche Labour-Regierung, die den Arbeitern gegenüber liberale Politik treibt, 

mit Zustimmung der Kapitalisten, die unterdessen ihre Kräfte zu weiteren Vorstößen gegen die Ar-

beiter reorganisieren. 

Die Außenpolitik der Labour-Regierung ist bedingt durch die Zustimmung der kapitalistischen Par-

teien, weil sie sich weigert, über die Grenze eines kapitalistischen Konstitutionalismus hinauszuge-

hen. Die Politik der imperialistischen Unterwerfung und Ausbeutung der Massen Indiens, Aegyptens, 

Afrikas usw. und die ganze imperialistische Mache wird unter dem Schild des Labour-Imperialismus 

fortgesetzt. 

Die „Internationale“ kann ab 1. Juli 1924 auch bei der Post abonniert werden. 

In ihren Beziehungen zur Arbeiterrepublik Rußlands verteidigt sie die Interessen der Rentenpapier-

besitzer und spricht im Namen des Kapitalismus. 

Obwohl die Labour-Party das Produkt der Arbeiterbewegung ist, ist die politische Macht durch die 

Schaffung der Labour-Regierung nicht in die Hände der Arbeiter übergegangen. Die Kapitalisten sind 

noch an der Macht durch ihre Strohmänner in den Reihen der Arbeiterschaft, die die Labour-Regie-

rung und die breite Masse ihrer Anhänger bilden. 
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Es ist Aufgabe der kommunistischen Partei, diese Art von Labour-Regierung bloßzustellen, darauf 

zu bestehen, daß Führer, die auf irgendeine Verbindung mit den Arbeiterorganisationen Anspruch 

erheben, für die Interessen der Arbeiterschaft und mit den Arbeitern kämpfen, oder als Feinde der 

Arbeiter bloßgestellt werden. Demgemäß unterstützt sie die Labour-Regierung, wo ihre Aktionen mit 

den Forderungen der Arbeiter übereinstimmen; sie ruft die Arbeiter auf, ihr mit Massenaktionen ent-

gegenzutreten, wo sie die Bourgeoisie unterstützt. 

Je länger die Labour-Regierung durch die Zustimmung der kapitalistischen Parteien und nicht durch 

die Massenunterstützung der Arbeiter existiert, um so mehr bildet sie Arbeitsgemeinschaften mit der 

Bourgeoisie und betrügt die Arbeiter. 

Mit der Bourgeoisie unterstützt sie die Politik der Wiederherstellung des Kapitalismus und der Stär-

kung des britischen Imperialismus, indem sie die wirtschaftliche und finanzielle Kolonisierung der 

im Krieg geschlagenen Länder fordert und bewirkt die weitere Versklavung der Arbeiter. 

[36] Gegen diese Politik fordert die KP: 1. die Vernichtung des Versailler Vertrages; 2. die Ablehnung 

der Politik der Reparationen und Kriegsentschädigungen; 3. die Zurückziehung der englischen Trup-

pen vom Kontinent; 4. die Einberufung einer internationalen Konferenz der Regierungen, um a) alle 

Kriegsschulden zu streichen, b) den Aufbau der verwüsteten Gebiete durch gemeinsame internatio-

nale Aktion zu vereinbaren, c) die Grenzen nach den Prinzipien der Selbstbestimmung festzulegen, 

d) den Frieden durch gleichzeitige Abrüstung zu sichern, e) die Aktion der Regierungen durch die 

Einberufung einer wirklich allgemeinen internationalen Konferenz von Arbeiterorganisationen zu 

unterstützen; 5. alle Aktionen, die nötig sind, um diese Politik zu verwirklichen. 

Gegen die Versuche der Kapitalisten und der Labour-Regierung der Arbeiterrepublik die Bedingun-

gen der Rentiers und Bankiers aufzuerlegen, erklärt die Kommunistische Partei ihre Solidarität mit 

der Arbeiterrevolution und verlangt die Schließung eines Wirtschaftsvertrages mit Rußland, die Strei-

chung der Eigentümer-Ansprüche, die Nichtanerkennung vorrevolutionärer Schulden und die Ge-

währung von Krediten an die Sowjetrepublik. Dies sind wesentliche Forderungen im Interesse der 

Arbeiter beider Länder. 

Die kommunistische Partei betrachtet die Aufrechterhaltung des kritischen Weltreiches als einen Alt 

tödlicher Feindschaft gegen die Arbeiter dieses Landes und der ganzen Welt. Solange der britische 

Imperialismus herrscht, kann in der Welt kein Frieden sein, noch kann die Weltwirtschaft organisiert 

werden und den Massen Erleichterung bringen. Unsere Partei erklärt darum ihre Solidarität mit den 

unterdrückten Nationen unter der britischen Flagge, und im Gegensatz zu der bürgerlichen Labour-

Regierung verlangt sie die volle politische und wirtschaftliche Freiheit Indiens, Aegyptens und der 

„Protektorate“ innerhalb der Grenzen des Weltreichs. 

Die ganze Periode seit Beginn der Labour-Regierung ist erfüllt von fluktuierenden Kämpfen, in denen 

die Massen durch ihre zunehmende Beunruhigung über die Ungewißheit ihrer Lage wieder und wie-

der zur Aktion gedrängt werden. Demgemäß formuliert die Kommunistische Partei ihre Forderungen 

unter dauernder Berücksichtigung des beschränkten Horizonts der Arbeiter und der vor ihnen liegen-

den Grundaufgaben. Die Labour-Regierung muß entweder gemäß den Arbeiterforderungen handeln 

oder die Unterstützung der Arbeiterschaft verlieren. Andererseits stößt der Versuch, die Forderungen 

durchzuführen, auf den eisernen Widerstand der Bourgeoisie, was wieder die Arbeiter zwingt, die 

Notwendigkeit des Klassenkampfes anzuerkennen, indem sie durch ihre eigenen Erfahrungen von 

der Richtigkeit der Grundsätze der Kommunistischen Partei überzeugt werden. Die kommunistische 

Partei stellt darum in der jetzigen Periode folgende Forderungen für die Arbeiterklasse auf: 

1. Entschädigungslose Nationalisierung der Bergwerke und Eisenbahnen und Kontrolle der Industrie 

durch die Arbeiterorganisationen. 

2. Erstreckung der Kapitalabgabe auf alle Einkommenbezieher über 5000 Pfd. und Verwendung der 

so gewonnenen Mittel zur Unterstützung der Arbeitslosen und für andere soziale Maßnahmen. 

3. Streichung der Staatsschuld bei Entschädigung nur für kleine Sparer. 



 Die Internationale. Zeitschrift für Praxis und Theorie des Marxismus. Band 5 – 728 

OCR-Texterkennung Max Stirner Archiv Leipzig – 18.09.2023 

4. Staatskontrolle über die Banken und Oeffnung der Bücher für Inspektion. [37] 

5. Kontrolle des Außenhandels und staatliche Regulierung der Inlandspreise. 

6. Unterstützungen und Kredite an Lokalbehörden zum Wohnungsbau mit direkter Arbeitsvergebung. 

7. Zahlung von Arbeitslosenunterstützung durch die Staatslasse mittels der Gewerkschaften. 

8. Zahlung von Alterspensionen an alle Sechzigjährigen ohne sonstige Voraussetzungen. 

9. Gewährung politischer Rechte an Soldaten und Matrosen, die sie mit den Zivilisten gleichstellen, 

mit dem Recht, Streikbrecherarbeit bei Arbeitskämpfen zu verweigern. 

10. Gesetzliche Festlegung eines auf das Existenzminimum gegründeten Minimallohnes für alle ju-

gendlichen Arbeiter. 

11. Erhöhung des Schulentlassungsalters auf 16 Jahre und Gewährung vollen Unterhalts auf Grund 

des Existenzminimums. Jugendliche zwischen 14 und 16 Jahren sollen in Arbeitsschulen und an Fab-

riken angegliederten Ausbildungsstätten berufliche Ausbildung erhalten. 

12. Aufhebung der Nachtarbeit für alle Jugendlichen unter 18 Jahren. 

13. Freie Beköstigung für alle Schulkinder und Abschaffung der Kinderarbeit. 

Außerdem unterstützt die Kommunistische Partei jede Forderung und jeden Kampf der Arbeiter um 

höhere Löhne, kürzere Arbeitszeit und Verbesserung der Arbeitsbedingungen und ermutigt sie fort-

während, ihre Forderungen nach Kontrolle der Fabriken und Betriebe zu steigern. 

IV. Forderungen für die Stärkung und Entwicklung der Organisationen der Arbeiterklasse: 

1. Verschmelzung der Gewerkschaften zu Industrieverbänden mit Fabrikkomitees als Einheiten der 

Organisation. 

2. Die Schaffung von Betriebs- und Fabrikkomitees als direkte Kampforgane sowohl für die Ver-

schmelzung der Gewerkschaften, als auch als treibende Kraft in den wirtschaftlichen und politischen 

Kämpfen. 

3. Schaffung einer Föderation der Industrieverbände und des Generalrats der Gewerkschaften, welche 

an die Beschlüsse des Gewerkschaftskongresses gebunden sein soll, um als einheitliche Körperschaft 

zu handeln. 

4. Bildung eines vereinigten Rates der Gewerkschaften, Arbeiterparteien und Genossenschaften zu 

gemeinsamer Aktion bei allen Kampagnen und Kämpfen. 

5. Verstärkung der Gewerkschaftsräte, der lokalen Organisationen der Gewerkschaften, durch Dele-

gierte aus Bezirkskomitees der Gewerkschaften und aus den Fabrikkomitees. Anschluß der Gewerk-

schaftsräte an den Gewerkschaftskongreß. 

6. Schafjung eines Zentralrats der Konsumgenossenschaften und Großeinkaufsgesellschaften, gebil-

det aus der Reichskonferenz der Konsum- und Großeinkaufs-Vereine. Jeder Arbeiter soll Genossen-

schaftler sein. [38] 

* 

Amerika. 

Vorbemerkung: 

Ein Teil unserer amerikanischen Genossen hatte sich durch die ungeheuren Schwierigkeiten ein-

schüchtern lassen, welche die Arbeit unter dem amerikanischen Industrieproletariat mit sich bringt. 

Sie glaubten, für eine kommunistische Arbeit unter den von der Wirtschaftskrise schwer betroffenen 

Farmern leichter Boden finden zu können. Diese falsche Orientierung von den Arbeitern weg zu den 

Bauern hin hatte zur Folge, daß ein Teil der amerikanischen Genossen geneigt war, bei der kommen-

den Präsidentenwahl für die bürgerlich radikale Partei des La Folette einzutreten mit wer 
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Begründung, daß die Massen, sofern sie antikapitalistisch gestimmt sind, mit La Folette gehen und 

daß man sich von den Massen nicht isolieren dürfe. Es in charakteristisch, daß die Vertreter dieser 

Ansicht behaupteten, eine solche Taktik wäre e i ne  Anwendung  de r  E i nhe i t s f r on t. Es zeigt 

sich hier wieder, wie notwendig es ist, die Einheitsfronttaktik so zu erläutern, daß jede opportunisti-

sche Abweichung ausgeschlossen wird. Unsere amerikanische Bruderpartei hat sich aber inzwischen 

davon überzeugen lassen, daß bei aller Wichtigkeit der Arbeit unter der Landbevölkerung doch die 

kommunistische Bewegung in erster Linie sich auf die Arbeiter süßen muß und daß die Unterstützung 

einer bürgerlichen Partei durch Kommunisten eine absolute Unmöglichkeit darstellt. 

Das folgende Dokument ist das Resultat von Verhandlungen zwischen der Zentrale unserer amerika-

nischen Bruderpartei (Workers Party) und der Exekutive der Komintern (Mai 1924). (A. R.) 

Das EK der KI ist mit der Workers Party Amerikas vollständig einverstanden bezüglich der Tatsache, 

daß die Vereinigten Staaten gegenwärtig eine ungeheure politische Krise durchmachen, die sich im-

mer mehr zuspitzen wird. Die Agrarkrise, entstanden inmitten einer Periode industrieller Prosperität, 

hat zum Bankrott von Millionen Farmern geführt, um die anderen der schrankenlosen Herrschaft der 

Banken unterworfen. Der Erdölskandal, der die absolute Korruption der beiden bürgerlichen Parteien 

aufgedeckt hat, – das alles beunruhigt die großen Massen der städtischen und ländlichen Kleinbour-

geoisie. Der Versuch, eine dritte Partei zu gründen, ist nur ein Versuch der kleinbürgerlichen Massen, 

sich von dem Joch der Trusts und ihrer politischen Instrumente zu befreien. Andererseits ein Versuch 

seitens der alten, mit tausend Fäden an die Trusts gebundenen Politiker, diese Bewegung zu hemmen, 

ihre Leitung in ihren Händen zu behalten. Die kleinbürgerliche dritte Partei, wenn sie gegründet wird, 

kann nur dann eine fortschrittliche Rolle spielen, wenn sie von der Arbeiterklasse geführt wird. Wenn 

sie durch die kleinbürgerlichen Politiker geleitet wird, so wird sie unter die Herrschaft der Banken 

und der Trusts geraten, denn nirgends auf der Welt war die Kleinbourgeoisie fähig, sich selbst zu 

lenken. Diese Tage verpflichtet die Workers Party, zu versuchen, in diese breite Massenbewegung 

einzutreten und sich an die Spitze jener zu stellen, die sich von der Bourgeoisie trennen, um die 

vorgeschrittensten Elemente dieser Massen in den Reihen der Workers Party zu organisieren und so 

eine Kraft für den künftigen Kampf um die Macht zu schaffen. 

2. Indem die Workers Party diese Aufgabe stellt, darf sie keinen Augenblick vergessen, daß es die 

Arbeiterklasse sein muß, die als lenkende Kraft in den Kampf eingreift, aus dem Land der Trusts das 

Land der Arbeit schassen wird. Die erste Ausgabe der Arbeiterpartei ist, daß sie eine kommunistische 

Massen-Arbeiterpartei wird. Diese Ausgabe kann nur bewältigt werden, wenn sie aktiv an der Schaf-

fung einer Arbeiterpartei teilnimmt, die alle Elemente der Arbeiterklasse umfaßt, welche einen unab-

hängigen Kampf außerhalb der bourgeoisen Politik führen wollen, und wenn sie mit [39] der in Gä-

rung befindlichen Bauernschaft eine bauerhafte Verbindung herstellt. Diese beiden Ausgaben, die 

Schaffung einer großen Massenarbeiterpartei um die Kommunistische Partei, und die Schaffung eines 

Blocks der Arbeiterpartei und der armen Bauernschaft, haben sich infolge der historischen Umstände 

in eine einzige Ausgabe verschmolzen. In vielen Staaten bildet sich spontan die Arbeiter- und Farm-

erpartei. Diese originelle Situation, die es nicht erlaubt, die Schaffung der Arbeiterpartei von den 

Beziehungen zu der Bauernklasse zu trennen, erfordert von der Workers Party besondere Methoden. 

Sie verpflichtet sie, alle Maßnahmen zum Zweck der Schaffung einer mit der Bauernschaft vereinig-

ten Massen-Arbeiterpartei zu ergreifen. 

3. Die Workers Party, die sich seit ihrer Gründung energisch auf den politischen Kampf geworfen 

hat, hat Irrtümer begangen, die rektifiziert werden müssen, wenn wir der jungen kommunistischen 

Bewegung in Amerika und der Emanzipationsbewegung der Arbeiterklasse nicht großen Schaden 

zufügen wollen. Obzwar die Lage der Arbeiteraristokratie in Amerika seit dem Kriege sich verschlim-

mert hat, obzwar die beginnende wirtschaftliche Depression diese Situation noch mehr erschwert, 

obzwar die Arbeiteraristokratie die Minderheit der Arbeiterklasse Amerikas vertritt, hat die Workers 

Party aus Furcht vor dieser Arbeiteraristokratie, aus Furcht vor ihrer Versöhnungspolitik, zu früh die 

Verbindung mit den dazwischenliegenden Elementen der Arbeiterklasse gelöst. Sie hat der Aktion in 

den Berufsorganisationen der Arbeiterklasse zu wenig Aufmerksamkeit gewidmet. Infolge dieser 

Tatsache konnte sie nicht zum Mittelpunkt der unzufriedenen Elemente der Arbeiterklasse werden, 
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sie konnte nicht einmal die Arbeitermassen um sich vereinen, die unerhört unter dem kapitalistischen 

doch zu leiden haben. Die Arbeiterpartei hat die Aufgabe, in der nahen Zukunft das auf diesem Gebiet 

Verlorene wieder zu gewinnen, um in der Gewerkschaftsbewegung einen Linksblock zu schaffen, 

um sich an die Spitze der Arbeiterklasse zu stellen. Nur, wenn sie sich eine mächtige Arbeiterbasis 

verschafft, kann die Workers Party die führende Rolle in der Bewegung einnehmen, die zur Schaffung 

einer Arbeiter- und Bauernpartei führen wird, nur so kann sie sich einen Einfluß unter den Bauern-

massen sichern. 

Was diesen letzteren Punkt betrifft, hat sich die Workers Party nicht nur zu wenig von den kleinbür-

gerlichen Elementen getrennt, die an der Schaffung einer kleinbürgerlichen Partei arbeiten, sondern 

sie hat sich sogar in einem gewissen Grade ihrem Einfluß unterworfen. Der kommunistische Sekretär 

des Komitees zur Einberufung der Konferenz vom 17. Juni hat erklärt, daß die Arbeiter- und Farmer-

Partei nicht utopistische kommunistische Zwecke verfolgen, sondern im Gegenteil auf wirkliche Er-

rungenschaften bedacht sein wird. Ein solches Verhalten ist für ein Mitglied der Kommunistischen 

Partei unzulässig. Das EK ist erstaunt darüber, daß das CK der Partei auf diese Erklärung nicht mit 

der Enthebung dieses Parteimitgliedes von seinem Posten geantwortet hat und nicht erklärt hat, ge-

genüber der ganzen Partei, daß die Kommunistische Partei, wenn sie sich mit nichtkommunistischen 

Elementen verbindet, mehr als je ihre Gedanken klar unterstreichen muß und auf dieselben nicht 

verzichten darf. 

4. Auf der Konferenz am 17. Juni wird es die Aufgabe der Workers Party sein, die Arbeiter und 

Farmer auf die Gefahren der Schaffung einer kleinbürgerlichen dritten Partei mit La Folette an der 

Spitze aufmerksam zu machen, einer Partei, die, statt in den Händen der Arbeitermassen ein Instru-

ment ihrer Befreiung vom bürgerlichen Einfluß zu sein, im Gegenteil ein Werkzeug zu ihrer Knech-

tung darstellen wird. Die Workers Party muß auf der Konferenz vom 17. Juni die Gründung einer 

Arbeiter-[40] und Farmerpartei erreichen, die selbst die Schaffung einer dritten Macht auf sich neh-

men wird, welche gegen die beiden kapitalistischen Parteien und gegen das kapitalistische Regime 

im allgemeinen gerichtet ist. Zu diesem Zweck muß die Workers Party auf der Konferenz am 17. Juni 

eine unabhängige Kandidatur zur Präsidentschaft vorschlagen. Sie soll ein Mitglied der Workers 

Party als Präsidenten und einen armen Farmer als Vizepräsidenten vorschlagen. 

Die Workers Party muß der Konferenz ein Programm vorlegen, in dem die Uebergangsforderungen 

der Stadt- und Landarbeiter mit denen der Farmer, die gegen die Ausbeutung durch das Kapital ge-

richtet sind, vereinigt werden. Wenn diese Vorschläge zurückgewiesen werden, so muß die Workers 

Party folgendes erklären: „Ihr habt Vertrauen zu La Folette, wir haben gar kein Vertrauen zu ihm. 

Wir sind aber bereit, eure Kandidatur zu unterstützen, wenn a) La Folette sich unverzüglich von der 

Republikanischen Partei zurückzieht und entsprechende Erklärungen abgibt; b) wenn er das durch 

den Arbeiter- und Bauernblock ausgearbeitete Wahlprogramm in seiner Ganzheit übernimmt, c) 

wenn er auf dem gegenwärtigen Kongreß präzise politische Verpflichtungen übernimmt.“ 

Man muß La Folette ein klares und bestimmtes Programm vorlegen, das den Interessen der Arbeiter 

und Farmer entspricht. Wir zweifeln keinen Augenblick, daß La Folette sich weigern wird, mit der 

Bourgeoisie zu brechen, daß er sich weigern wird, sich der Kontrolle der Arbeiter- und Farmer-Orga-

nisationen zu unterwerfen. Aber auf diese Weise, durch unsere Vorschläge, werden wir den Massen 

zeigen, daß unsere Vorschläge nicht aus Eigenliebe zur Partei gemacht werden, sondern daß sie ver-

hüten wollen, daß die Bewegung ein Sprungbrett für einen bürgerlichen politischen Streber werde, der 

sie nachher verraten wird, wie dies in der Geschichte der Vereinigten Staaten schon oft der Fall war. 

5. Die Workers Party existiert seit gut zwei Jahren. Sie hat schon eine große Arbeit vollbracht, aber 

es wäre eine Illusion, zu glauben, daß sie in der gegenwärtigen Kampagne um die Präsidentenwahl 

schon eine entscheidende Rolle spielen könnte. Es wäre ein Opportunismus, wenn man ungeduldig 

diese Rolle zu spielen versuchte, wenn man ernten wollte dort, wo man noch nicht gesät hat. Die 

Aufgabe der Workers Party in der nächsten Periode soll darin bestehen, die soziale und politische 

Krise des Landes zu benutzen, um die kommunistischen Kräfte zu sammeln, die Bewegung zugunsten 

der Arbeiterklasse zu beschleunigen, Verbindungen mit den großen Massen der armen Farmer 
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anzuknüpfen. Diese Aufgabe kann nur erreicht werden, wenn die Workers Party inmitten der Masse 

verbleibt, aber vor den Massen der Arbeiter- und Farmerklasse eine unabhängige Klassenposition 

einnimmt. 

Tschechoslowakei. 

Resolution der Brünner Reichskonferenz der KPTsch zur russischen und deutschen Frage. 

(Angenommen am 4. Mai 1924) 

Vorbemerkung: 

Um die Bedeutung der Reso l u t i on  de r  Br ünne r  Re i chs kon f e r enz  der KPTsch richtig zu 

verstehen, muß man wissen, wie sie zustandegekommen ist. Für den Zustand der KPTsch ist es vor 

allem bezeichnend, daß in dieser Resolution, die erst am  4. M a i  d. J. b e-[41]sch l o s s e n  wurde, die 

Partei zum ersten Male offiziell zur deutschen und zur russischen Frage Stellung genommen hat. Auf 

einer Konferenz im November wurde zwar über diese Fragen objektiv referiert, aber ke i n  Be -

sch l uß  gefaßt. Erst nachdem der Kampf gegen die opportunistischen Abweichungen in Deutschland 

und in Rußland ausgefochten war, trug die tschechische Partei der Sachlage soweit Rechnung, daß 

sie sich auf den Boden der Beschlüsse des EK stellte. Es scheint also, daß die führenden Genossen 

der Tschechoslowakei der Meinung sind, daß die Lebensfragen der Kommunistischen Internationale, 

um wie in diesen Monaten gerungen wurde, Privatangelegenheiten der deutschen und der russischen 

Genossen sind, und daß die tschechischen Kommunisten nachher das Ergebnis der Diskussion bloß 

zur Kenntnis zu nehmen haben. Bezüglich der russischen Frage hat Genosse Hu l a  in seinem Artikel 

„Zum 5. Kongreß der Kommunistischen Internationale“ (Kommunistische Revue, Nr. 8) auch aus-

drücklich gesagt: „In Wirtlichkeit ging es auch in der russischen Diskussion um Fragen, die nu r  d i e  

Rus s i s che  Kom m uni s t i s che  Pa r t e i  s e lb s t  aus eigener Kraft lösen kann, und es würde in 

keiner Weise zur Lösung jener Fragen, um die die Diskussion entbrannte, beitragen, wenn z. B. die 

Genossen aus Bratislawa sich hinter Trotzky und die Brünner hinter Sinowjew stellen würden.“ 

In der deutschen Frage hat sich nun zwar die Partei auch hinter die Beschlüsse der Exekutive gestellt, 

aber daß führende Genossen trotzdem mit dem Brandler-Flügel sympathisieren, kommt nicht nur 

darin zum Ausdruck, daß die Partei nach dem kläglichen Versagen der KPD es nicht für notwendig 

hielt, wie es die Pflicht jeden kommunistischen Partei gewesen wäre, klar und unzweideutig den Ar-

beitern zu sagen, daß die Spottgeburt der Zeigner-Böttcher-Brandler-Regierung nichts gemein hat mit 

einer Arbeiterregierung wie sie die Kommunisten sich vorstellen, sondern die Auffassung des oppor-

tunistischen Flügels in der Internationale (Radek-Brandler) wird auch ganz unzweideutig in Artikeln 

von Hu l a  und Va ne k  vertreten, die wohl für die Auffassung der Mehrheit der Parteileitung maß-

gebend sind. So sagt Genosse Hula in dem erwähnten Artikel: 

„Zur Behandlung der Frage der Oktoberereignisse in Deutschland habe ich einige Bemerkungen. In 

erster Linie wird es darum gehen, präzise den Inhalt dessen zu formulieren, was wir objektiv revolu-

tionäre Situationen nennen. Im Oktober vorigen Jahres haben die deutschen Genossen einen Rückzug 

angetreten, der von der Exekutive der KI gebilligt wurde. Der Rückzug wurde politisch so begründet, 

daß im Verlaufe der Vorbereitungen zur Aktion sich ein derartiges Uebergewicht der feindlichen 

Kräfte zeigte, daß der Rückzug das Ausweichen vor der völlig sicheren Niederlage war. Es handelte 

sich also um eine Unterschätzung der gegnerischen und eine Ueberschätzung der eigenen Kräfte. 

Gewiß ein großer Fehler, aber e i n  Feh l e r  von  l i n ks, keineswegs ein Fehler von rechts. Es ist doch 

offenbar, daß es der charakteristische Zug der opportunistischen Rechten ist, daß sie vor den Kämpfen 

auszuweichen sucht, ihren eigenen Kräften nicht vertrauend und sie unterschätzend, während sie die 

Kräfte des Gegners überschätzt ... Die Aenderungen in der Führung des deutschen Partei nach dem 

Oktoberrückzug, die Bese i t i gung  de r  sogenann t en  Rech t en  und  d i e  Ueber gabe  in die 

Hände der Mitte mit der Linken, sind e i n  W e rk  de s  E i ng r e i f ens  de s  EKKI. Die Mitte, wie es 

schon in der Logik der Entwicklung des Parteilebens liegt, liquidiert, und die führende Rolle über-

nehmen die sogenannten Linken ... Objektiv beurteilt sind oft die Linkesten gerade die Rechtesten; 

indem sie ihre Energie in das Innere der Partei richten, zwingen sie die Partei, ihre Kräfte in inneren 

Konflikten und im gegenseitigen Kampfe zu verzehren, während der Gegner der lachende Dritte ist.“ 
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Genosse Vane k  rühmt in seinem Artikel „Die Gegner der Einheitsfront am Scheidewege“ (in der-

selben Nummer der erwähnten Zeitschrift) das Verdienst der tschechischen Parteiführung, von vorn-

herein nicht an die [42] deutsche Revolution geglaubt zu haben, und meint, es gäbe jetzt keinen Men-

schen mehr, der behaupten könnte, daß damals ein Sieg möglich war. 

Wie in dieser Stellungnahme zu den Fragen der anderen Sektionen, so zeigt sich die opportunistische 

Tendenz (abgesehen von der opportunistischen Praxis der Partei, für die Genosse Bur i an  in einem 

Artikel „Der volle Mißerfolg der Politik der kommunistischen Rechten“ in derselben Nummer der 

Zeitschrift einige sehr bemerkenswerte Beispiele anführt) in der vollkommen unklaren Auffassung 

von der Arbeiter- und Bauernregierung. Man wird die in der Brünner Resolution gegebene Formulie-

rung schwach genug finden, und selbst die Einfügung des Satzes, daß der Kampf um die Arbeiter- 

und Bauernregierung eine wesentliche Verschärfung der Kämpfe bedeutet, war erst das Ergebnis der 

Diskussion auf der Brünner Konferenz, in der sozusagen die Lehren der deutschen Ereignisse schon 

benutzt wurden. Aber Genosse Vanek versteigt sich in dem erwähnten Artikel sogar zu der Bemer-

kung, daß wir bisher noch keine Möglichkeit hatten, praktisch zu erproben, wieweit die Einheits-

fronttaktik geeignet ist, zur Erreichung einer Arbeiter- und Bauernregierung zu führen. Wir 

glauben, die Erfahrungen der Zeigner Regierung sollten darüber genügend Aufschluß geben. Genosse 

Hula ist noch kühner und erklärt, daß ihn die Erfahrungen der letzten fünf Jahre davon überzeugen, 

„daß die Errichtung einer Arbeiter- und Bauernregierung ein Weg ist, der zur Niederlage der Bour-

geoisie führt. Macdonald und Zeigner sind kein Argument gegen die Arbeiter- und Bauernregierung, 

sondern eine Warnung bei ihrer Errichtung.“ Das alles, ohne daß ein einziges Mal die Formel von 

Sinowjew gebraucht würde, daß nach den sächsischen Erfahrungen Klarheit darüber geschaffen sei, 

daß die Arbeiter- und Bauernregierung nichts anderes sein dürfe, als ein Synonym für die Diktatur 

der Arbeiter- und Bauernräte. 

Die Diskussion, die jetzt erst in den Organen der KPTsch eingesetzt hat (unmittelbar nach der Okto-

berniederlage wurden Diskussionsartikel von Brand l e r  und Som m er  in der Zeitschrift „Agitator“ 

veröffentlicht, ohne daß sich daran eine öffentliche Diskussion in der Presse der KPTsch anknüpfte), 

zeigt aber bereits, daß diese opportunistischen Anschauungen keineswegs unwidersprochen blieben. 

Auf den Artikel des Genossen Bur i an  (Brünn), der sich mit der deutschen Linken solidarisiert, ha-

ben wir bereits hingewiesen. In einem Artikel des Genossen Neur a t h  („Der 5. Kongreß der Kom-

munistischen Internationale“ in der „Kommunistischen Revue“, Nr. 5) wird auch ausdrücklich die 

Notwendigkeit betont, nicht die Einheitsfront überhaupt zu liquidieren, aber sie konkret so zu formu-

lieren, daß opportunistische Abweichungen verhindert werden. Gegenüber dem Genossen Hula, der 

ein energisches Auftreten der Internationale gegen die Ultralinken fordert, betont N., daß die KPTsch 

von allen möglichen Gefahren, nur nicht von der einer linksradikalen „Entartung“ bedroht ist und 

fügt hinzu: „So richtig es nun ist, daß die Kommunistische Partei nur siegen kann, wenn es ihr gelingt, 

die Führerin der Mehrheit aller ausgebeuteten Klassen in den entscheidenden revolutionären Kämp-

fen zu werden, so klar ist es, daß die Sektionen der Kommunistischen Internationale sehr häufig 

revolutionäre Kämpfe von entscheidender Bedeutung aufnehmen müssen, bevor sie noch diese 

Mehrheit des Proletariats verläßlich hinter sich haben“. Das scheint uns eine sehr bemerkenz-

werte Aeußerung, denn der Kern der opportunistischen Einheitsfronttaktik liegt unseres Erachtens 

darin, daß man für eine ganze Epoche den kommunistischen Parteien die Aufgabe stellt, nicht revo-

lutionäre Kämpfe zu führen, sondern durch irgendwelche taktischen Manöver die Mehrheit der Ar-

beiterschaft zu gewinnen. Wir sind der Auffassung, daß die Mehrheit erst dann gewonnen wird, wenn 

die Krise sich so zugespitzt hat, daß die Kommunistische Partei als Führerin im Kampfe um die po-

litische Macht offen hervortritt. Das hat ja auch die Erfahrung der russischen Revolution bewiesen. 

[43] Wir kennen die Schwierigkeiten der revolutionären Bewegung der Tschechoslowakei, wo die 

Lebenshaltung der Arbeiterklasse zum großen Teil wesentlich über dem in Europa sonst üblichen 

Niveau geblieben ist und große Teile der proletarischen Bevölkerung sich daher mit dem bürgerlichen 

Staate solidarisch fühlen. Wir sind aber gerade deshalb der Meinung, daß der 5. Weltkongreß für die 

Taktik der KPTsch klare und scharfe Entscheidungen fällen muß. (Sommer.) 
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Resolution. 

(Angenommen am 4. Mai 1924.) 

I. Die Reichskonferenz der KPTsch erklärt sich, nachdem sie die Referate und die Diskussion über 

die Lage in der deutschen und in der russischen Partei entgegengenommen hat, mit den Beschlüssen 

und Standpunkten einverstanden, die das Präsidium und die Exekutive der KI in diesen Fragen gefaßt 

haben, beziehungsweise einnehmen. 

2. Die Aufgabe des Weltkongresses ist es, nochmals diejenigen Erfahrungen zu bewerten und defini-

tiv zu formulieren, die mit den deutschen Ereignissen und mit der russischen Diskussion zusammen-

hängen, um sie damit zur bindenden Belehrung für alle Parteien der Kommunistischen Internationale 

zu präzisieren. Insbesondere legen wir Wort darauf, daß das Prinzip der größten Festigkeit in der 

russischen Partei aufrecht erhalten Bleibe, die nicht nur die wichtigste Partei der Internationale, son-

dern auch die Trägerin der Regierungsgewalt in einem großen proletarischen Staate ist. Aus diesem 

Grunde stimmt die Reichskonferenz der KPTsch ausdrücklich der Ansicht zu, daß in der russischen 

Partei nicht einmal der Gedanke an eine Fraktionsbildung zugelassen werden kann und daß die alte 

bolschewistische Garde als die die Partei zusammenhaltende Gruppe und als der erprobteste und här-

teste Kern berufen ist, eine besondere Funktion in der Partei zu erfüllen. Diese Position legt der alten 

Garde der russischen Partei allerdings auch eine erhöhte Verantwortung auf und zwar sowohl bei den 

Entscheidungen sachlicher Natur als auch bei allen Fragen, die auf die Entwicklung der persönlichen 

Verhältnisse innerhalb der Partei Einfluß haben. Soweit wir die Diskussion in der russischen Partei 

verfolgten, was bei uns trotz des in der Presse erschienenen Materials noch nur aus einer gewissen 

Distanz möglich war, waren wir anfangs durch die scharfe Form einiger Stellungnahmen überrascht. 

Jetzt haben wir jedoch den Gesamteindruck, daß auf der Sitzung der Erweiterten Exekutive und auf 

dem 5. Weltkongreß diese Diskussion definitiv liquidiert werden wird, und daß das Diskussionser-

gebnis nicht nur die Einheitlichkeit nicht stören, die Arbeits- und Kampffähigkeit der russischen Par-

tei nicht beeinträchtigen, sondern im Gegenteil die Kraftquellen vergrößern und zur weiteren Erhö-

hung den Autorität der Führer sowohl der russischen Partei als auch der Kommunistischen Internati-

onale beitragen wird. 

3. Die Reichskonferenz der KPTsch stellt ausdrücklich fest, daß gemäß unseren Erfahrungen die Sek-

tionen der KI nur unter Mithilfe der Beschlüsse des dritten und vierten Weltkongresses betreffend die 

Taktik der proletarischen Einheitsfront und die Arbeiter- und Bauernregierung in der Zeit der abflau-

enden revolutionären Welle imstande waren, mit großem Erfolge um den Einfluß auf breite Massen 

der Arbeitenden zu kämpfen. Auch jetzt, wo die revolutionäre Welle wieder zu steigen beginnt, wer-

den die Sektionen der KI nur dann imstande sein, das Vertrauen der Mehr-[44]heit der arbeitenden 

Klasse zu gewinnen, wenn sie die Taktik der Einheitsfront richtig im Sinne der Beschlüsse des dritten 

und vierten Weltkongresses anzuwenden verstehen. Was die Arbeiter- und Bauernregierung anbe-

trifft, so sind wir uns bewußt, daß jeder praktische Versuch zu ihrer Errichtung die verschärfte Ent-

faltung des revolutionären Kampfes bedeuten muß. Wir sind der Ansicht, daß, falls diese Taktik 

in einzelnen Fällen unrichtig angewandt wurde, dies kein Argument gegen ihre Richtigkeit und 

geschichtliche Notwendigkeit bildet. Deshalb ist es notwendig, die neuen Erfahrungen sorgfältig zu 

überprüfen und zu verwerten, die wir bei der Anwendung der Taktik der Einheitsfront und der Arbei-

ter- und Bauernregierung seit dem letzten Weltkongreß in allen Ländern gemacht haben. 

4. Heute, wo wir uns zwischen zwei Wellen der Revolution befinden, ist es notwendig, streng auf die 

Reinheit der Grundlinien gegenüber den rechten Kommunismus zu achten, und zwar hauptsächlich 

gegenüber den rechten Tendenzen des Liquidatorentums, jedoch auch gegen die linken Kinderkrank-

heiten. Es ist notwendig, jeder Neigung zur reformistischen Degeneration, sowie allem, was mit der 

Entwicklung der Kommunistischen Partei zur revolutionären Massenpartei unvereinbar ist, Einhalt 

zu gebieten. 

5. Der zum Weltkongreß gewählten Delegation der KPTsch empfiehlt die Konferenz, sie möge die 

in dieser Resolution formulierten Standpunkte auf dem Weltkongreß zum Ausdruck bringen. 
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Frankreich. 

Vorbemerkung: 

In die Zeit zwischen dem Pa r i s e r  Kongr eß  der KPF vom Oktober 1922 und dem Lyone r  Kon-

g r eß  vom 21.-22. Januar 1924 fällt die Zeit der großen Reinigung der Partei und der Frossard-Krise. 

Der Lyoner Kongreß hätte die Bilanz der vergangenen 15 Monate ziehen sollen, besonders bezüglich 

der Ergebnisse der Anwendung der Einheitsfronttaktik. Dies ist nicht geschehen. Der Lyoner Kon-

greß hat sich hauptsächlich mit dem Verhalten der Partei bei den bevorstehenden Wahlen befaßt und 

den schon am 17. Dezember 1923 an die sozialdemokratische Partei gerichteten Vorschlag über einen 

einheitlichen Block der Arbeiter und Bauern erneuert. Die KPF machte diesen Vorschlag auf Grund 

eines Minimalprogramms, in dem sie von den Sozialdemokraten verlangte, daß sie auf jede Mitarbeit 

mit der Bourgeoisie verzichten und die Einheit der Gewerkschaften wiederherstellen helfen sollten. 

Der Lyoner Kongreß begnügte sich in bezug auf die Fragen der Einheitsfronttaktik und Arbeiterre-

gierung mit einer Bestätigung, der Linie des 4. Weltkongresses. Zu den internationalen Fragen und 

zur Politik der Bruderparteien nahm er keine Stellung, weil für die Behandlung dieser Fragen noch 

kein genügendes Material vorliege. 

Ueber die Praxis der Einheitsfronttaktik in Frankreich orientiert der unten abgedruckte Auszug aus 

dem Be r i ch t  de s  Genos sen  Duno i s  vom  26. M ä r z  1924. Dieser Bericht war dadurch ver-

anlaßt worden, daß zwei Monate nach dem Lyoner Kongreß, am 18. März 1924, eine Konferenz des 

CD (Comité Directeur) mit 24 Stimmen der Linken und des Zentrums der Partei gegen die Stimmen 

von Souvarine und Monatte und bei Stimmenthaltung von Rosmer die unten abgedruckten „Thesen  

übe r  d i e  Tak t i k  de r  RPZ . und  d i e  P r ob l em e  de r  Kom i n te r n“ angenommen hatte. Diese 

Thesen, zu denen später (Ende Mai) noch ein „Nach t r ag  zu r  deu t schen  F r age“ hinzugekom-

men ist, stellen die auch vom EKKI unterstützte gemeinsame Plattform der Linken und des Zentrums 

der KPF gegen die starken rechten Abweichungen dar, die inner-[45]halb der französischen Partei in 

der letzten Periode zum Ausdruck gekommen sind. Sie sind jetzt auch auf der Tagung des Conseil 

National (Nationalrat) der KPF am 1. Juni mit 2353 gegen 3 Stimmen bei 10 Stimmenthaltungen ange-

nommen worden. Ihnen gegenüber stehen die Thesen, die der Genosse Souvarine nach der Mißbilli-

gung seiner Linie durch die Mehrheit des CD am 1. April in der Humanité veröffentlicht hat und auf 

deren Boden sich eine sehr kleine Minderheit innerhalb der KPF (Monatte, Rosmer; rechte Richtung 

im Bezirk Seine Inférieure) gestellt haben. Diese Thesen treten ein für die bisher angewendete Form 

der Einheitsfronttaktik einschließlich der Spitzenverhandlungen mit den Führern der Sozialdemokra-

tie und den reformistischen Gewerkschaftsführern, und in „unzertrennlichem“ Zusammenhang mit der 

bei Akutwerden der Machtfrage auf die Tagesordnung zu setzenden Parole der Arbeiter- und Bauern-

regierung; sie treten ein für die „Zusammenarbeit der verschiedenen gegenwärtig differierenden Rich-

tungen“ innerhalb der russischen Partei; für die Unterstützung der englischen Arbeiterregierung „in 

dem Maße, als sie ihr Programm durchführt“, und speziell für die Unterstützung der „Linken“ innerhalb 

der Arbeiterpartei durch die KPE („Der Kommunismus wird sich in England einen Weg bahnen, der 

von denen des Kontinents verschieden ist“!): sie warnen für Frankreich vor einer sklavischen „Kopie-

rung der russischen Revolution“ und empfehlen, „eine deutsche Revolution in Deutschland, eine ita-

lienische in Italien, eine französische in Frankreich zu machen“. Diese Souvarineschen Thesen sind 

von den beiden Richtungen innerhalb der jetzigen Mehrheit des CD als ein revisionistischer Versuch 

abgelehnt worden; jedoch hat hierbei die Linke (Treint) nicht nur gegen Souvarine und seine mehr oder 

weniger entschiedenen Anhänger, sondern auch gegen die Stellungnahme Vaillant-Couturiers zu 

kämpfen gehabt, welcher anfänglich vorgeschlagen hatte, neue Thesen auszuarbeiten, die einstimmig 

angenommen werden könnten, und sich erst nachträglich den Thesen des CD anschloß. (K.) 

* 

Aus dem Bericht des Genossen Dunois über die Einheitsfronttaktik in Frankreich. 

(Bulletin Communiste vom 2. Mai 1924.) 

Die KPF hat vom November 1922 bis Januar 1924 eine Reihe von Einheitsfrontvorschlägen gemacht. 

Sie sind alle einander ähnlich, wenn nicht im Inhalt, so in der Form. Sie bestehen alle darin, daß ein 
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offener Brief an die reformistische sozialistische Partei gerichtet wurde, dem eine eher schlechte als 

gute Pressekampagne folgte. Sie sind einander auch darin ähnlich, daß keine, mit Ausnahme der 

Kampagne gegen die Ruhrbesetzung, zu einem Erfolg führte, da die Aktion immer von der Zustim-

mung der Sozialdemokraten abhängig gemacht wurde und diese Zustimmung nie erfolgte. 

In der französischen Partei dürfte man gegenwärtig keinen Gegner des Prinzips der Einheitsfronttak-

tik finden. Man könnte höchstens den Aufsaß des Genossen Renauld vom 14. März im Bulletin Com-

muniste erwähnen, der sich unter Berücksichtigung der Mißerfolge in Deutschland gegen die Ein-

heitsfront mit den Führern wendet und die Einheitsfront von unten Wohne und gegen die Führer“ 

fordert. 

Die französischen Kommunisten sind sich sowohl der gegenwärtigen Notwendigkeit der Einheits-

front als ihrer Gefahren bewußt. Was die bisherigen Ergebnisse betrifft, so sind sie der Ansicht, daß 

diese ziemlich mager sind. Warum? Darum, weil sie im allgemeinen schlecht angewandt wurden. 

Eher nach dem Buchstaben, als nach ihrem Geist. Die Einheitsfront wurde [46] in einer bürokrati-

schen Weise und nicht im praktischen Sinne verstanden, sie ist mechanisch und starr und nicht leben-

dig und elastisch angewandt worden. Die Partei hat sich auf schöne Briefe an die Reformisten be-

schränkt, wo alle Argumente zugunsten der Einheitsfront korrekt und gewissenhaft aufgeführt wur-

den, Sie publizierte dieses Dokument in der „Humanité“ und wartete eine, zwei und drei Wochen. 

Dann kam die Antwort der sozialistischen Partei, die den Vorschlag der Einheitsfront mit nicht min-

der korrekt geordneten Argumenten ablehnte. Die „Humanité“ hat diese Antwort registriert, mit ener-

gischen Ausdrücken kommentiert und alles war beendet, bis zum Tage, wo die Partei bei anderer 

Gelegenheit noch einmal dasselbe anfing. 

Das ging 14 Monate lang so weiter. Auch den Vorschlag des Wahlblocks, des Arbeiter- und Bauern-

blocks, den die Partei am 17. Dezember den Reformisten machte, und am 21. Januar auf dem Kongreß 

von Lyon erneuerte, hat keine energische Propaganda unter den Massen begleitet. 

Gegen diese abstrafte, trockene, farblose Anwendung der Taktik der Internationale will die Partei 

heute reagieren. Diese Reaktion kommt darin zum Ausdruck, daß die Genossen sagen, statt Einheits-

front von oben wollen wir die Einheitsfront von unten. Ueber die Einheitsfront selbst als Prinzip ist 

keine Meinungsverschiedenheit. Und insoweit einige davon doch abweichen, halten sie es für oppor-

tun, einstweilen zu schweigen und ihre Meinung nicht offen auszudrücken. Man muß unterscheiden 

zwischen Einheitsfront von unten und Einheitsfront ohne und gegen die Führer. Es heißt, die prole-

tarische Einheitsfront einzuengen, wenn man sie um jeden Preis ohne und gegen die Führer errichten 

will. Diese Frage der Führer ist für die Einheitsfront nur eine Frage zweiten Ranges. Die Hauptsache 

ist der Appell an die Massen, die Errichtung der Einheitsfront mit der um mittelbaren Beteiligung der 

Massen ohne Unterschied der Partei aber der gewerkschaftlichen Organisation. (26. März 194.) 

* 

Thesen über die Taktik der Kommunistischen Partei Frankreichs  

und die Probleme der Komintern. 

(Angenommen vom CD am 18. März 1924.) 

1. Zusammenfassende Erklärung. 

Die französische KP stellt mit großer Genugtuung fest, daß trotz der Lebhaftigkeit der Diskussionen 

die Einheit der russischen Partei auf der Grundlage des Bolschewismus fortan eine Tatsache ist. 

Die Bildung von Fraktionen im Innern einer wirklich kommunistischen Partei ist völlig unzulässig 

und wäre besonders gefährlich für die russische Partei, weil sie die Macht ausüben und die führende 

Rolle in der Weltrevolution zu spielen hat. 

Die Arbeitsbedingungen in der Partei erfordern von der Opposition die Annahme der Entscheidungen 

der Partei. Diese Mehrheit hat sich auf der 12. Konferenz der bolschewistischen Partei ausgesprochen. 

Die Haltung der Genossen der Opposition muß nach den oben erwähnten Grundsätzen der allgemei-

nen Disziplin besonders geregelt werden. 
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Vor allen Sektionen hat die Kommunistische Internationale die großen Fragen der Praxis der Ein-

heitsfront und des Kampfes gegen die opportunistischen Ueberlieferungen gestellt. 

Die Krise der Taktik, die sich in gewissen Sektionen der Internationale entwickelt hat, stellt den 

Kampf gegen die Gefahr eines möglichen Wiederauflebens der opportunistischen Vorurteile selbst in 

unseren eigenen Reihen in den Vordergrund. 

[47] Diese Gefahr ist umso größer, als wir uns in einer Periode verstärkter Kapital-Offensive in Eu-

ropa und in der ganzen Welt befinden, die von den reformistischen Führern unterstützt wird, die sich 

immer mehr mit dem Faschismus verbünden. 

Die Art und Weise, wie die russische und die deutsche Partei ihre Krise soeben gelöst haben, die 

Schnelligkeit, mit der die französische Partei ihre politische Linie erneuert hat, zeigen, daß die Inter-

nationale und ihre Sektionen in sich die nötige Kraft haben, um das Weltproletariat dem Siege über 

die Bourgeoisie entgegenzuführen. 

Von einem Ende der Internationale zum anderen muß der tatkräftige Kampf gegen die Abschwächung 

der bolschewistischen Grundsätze und die Leitung im Schoße der russischen Partei weiter fortgeführt 

werden für die Verstärkung der Methoden und der Disziplin aller Bruderparteien auf der straffen 

Grundlage des Bolschewismus. 

2. Die Thesen. 

Auf dem Lyoner Kongreß (23. bis 25. Januar 1924) konnte die Partei über die eng l i s ch e, deu t -

s che  und ru s s i s che  Frage gar keinen Beschluß fassen. Entweder hatten sich diese Probleme noch 

nicht vollständig entwickelt oder waren sie vor der Partei nur in einer sehr ungenauen Weise gestellt 

worden. 

Internationale Leser, werbt Abonnenten für unsere Zeitschrift. 

Seitdem ist in allen diesen Fragen genügend Klarheit geschaffen, was die KPF dazu führt, daß sie zu 

ihnen Stellung nimmt. 

Das Steigen der revolutionären Welle im Laufe der letzten Monate in Bulgarien, Polen und Deutsch-

land, die augenblicklichen Rückzüge der Kommunistischen Parteien dieser Länder, die Uebernahme 

der Macht durch die Arbeiterpartei in England veranlassen die KI und ihre Parteien, die so entstan-

dene Situation zu prüfen und zu präzisieren, wie ihre allgemeine Taktik in dieser neuen Konjunktur, 

namentlich betreffs der E i nhe i t s f r on t, beschaffen sein soll. 

Dies ist umso notwendiger, als in der Anwendung dieser Taktik durch gewisse Bruderparteien Fahler 

begangen worden sind, indem sie in der Agitation und in dem Kampf weder die Unabhängigkeit ihrer 

Kritik bewahren, noch im Augenblick des Verrates der reformistischen Führer ihre Aktionsfreiheit 

wiederfinden konnten. Die Lehren und die Folgerungen aus den Erfahrungen, die im Laufe dieser 

Ereignisse gewonnen wurden, müssen durch die ganze KI benutzt werden (Thesen des EK der KI 

über die deutsche Frage). 

Endlich haben uns sieben Wochen der schnellen Entwicklung der kapitalistischen Krise in die Nähe 

der Periode revolutionärer Kämpfe in Frankreich geführt. Es ist für unsere KPF eine Notwendigkeit, 

die Aufgaben zu präzisieren, die auf sie warten, um die Massen in den Kampf zu führen. 

Die ökonomische und politische Situation in Frankreich. 

(Es folgt eine Analyse der ökonomischen Konsequenzen der Ruhrbesetzung, die der französischen 

Schwerindustrie eine privilegierte Stellung [48] auf dem Weltmarkt verschafft hat, für den französi-

schen Staat dagegen die Quelle einer kolossalen Inflation geworden ist. Die direkten Folgen der In-

flation sind: Frankensturz, Teuerung, Ruin der Kleinbourgeoisie, der Rentiers, Beamten und Lohn-

empfänger. Die Situation drängt zum Kampfe.) 

Deshalb muß die KP sowohl gegen den Nationalen Block, als gegen den Linksblock, der unfähig sein 

wird, eine andere Politik zu führen, als der Nationale Block, den gleichen schärfsten Kampf führen. 
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Die Entmutigung, die infolge der Politik des Linksblocks in den Arbeiterschichten und innerhalb der 

Masson der kleinen werktätigen Leute entstehen wird, wird dem Faschismus den Weg öffnen, wenn 

die KP nicht schon jetzt anfängt, in den arbeitenden Massen den ideologischen Kampf gegen den 

Faschismus zu propagieren, und wenn die KP nicht in der kürzesten Zeit in der Lage sein wird, die 

Kräfte aller städtischen und Landarbeiter zusammenzufassen, um dem Faschismus siegreich Wider-

stand zu leisten und die kapitalistische Macht in revolutionärer Weise zu brechen. 

Die Taktik der KP. 

Der französische Imperialismus ist die Avantgarde der europäischen Konterrevolution, deshalb muß 

die Partei im Einvernehmen mit den Bruderparteien Zentral Europas und den Vertretern der unter-

drückten Kolonialvölker einen erbitterten Kampf auf allen Gebieten seinen Expansion, insbesondere 

im Ruhrgebiet und Marokko, führen. Die Taktik der Einheitsfront, die durch die ganze KI in 

dreijähriger Erfahrung und durch manche Fehler hindurch erprobt wurde, erweist sich in dem 

Kampf gegen den Imperialismus, gegen den Linksblock und gegen den Faschismus heute mehr 

als je die praktischste und sicherste Form des proletarischen Kampfes. Sie ist eine Taktik der 

Revolution und nicht der Evolution. So wenig die Arbeiterregierung für uns eine demokratische 

Uebergangsphase darstellt, so wenig bedeutet die Einheitsfronttaktik eine demokratische Koalition 

oder die Einheit mit den sozialdemokratischen Führern. Sie bedeutet bloß eine augenblickliche Ver-

einbarung zu bestimmter Aktion. Die ist nur eine Methode der Agitation und der revolutionären Mo-

bilisierung. Die Partei muß jede andere Auslegung als opportunistisch zurückweisen. 

Die Partei muß bei allen gemeinsamen Aktionen mit anderen Organisationen ihr eigenes Gesicht 

bewahren und alle unmittelbaren Aktionen, an denen sie teilnimmt, mit der Entwicklung des Klas-

senkampfes verbinden. 

Die Partei darf nicht vor sich verheimlichen, daß die Taktik des Arbeiter- und Bauernblocks, durch 

die sie während der Wahlkampagne wieder einmal versuchen wird, die Massen um die revolutionären 

Ziele zu gruppieren, schwere Gefahren reformistischer Abweichungen mit sich bringt, gegen die sie 

sich von vornherein schützen muß. 

Im Laufe des vergangenen Jahres haben die Exekutiv-Organe der Partei trotz zahlreicher Beschlüsse, 

die Agitation durch die Presse, durch Plakate und Broschüren in die Massen hineinzutragen, und trotz 

zahlreicher Beschlüsse bezüglich der unerbittlichen Bekämpfung der reformistischen Verräterei die 

Einheitsfront nur allzu oft auf die Taktik des offenen Briefes reduziert. 

Je mehr sich eine Kommunistische Partei in der Einheitsfronttaktik engagiert, desto mehr muß sie 

gegen den reformistischen und sozialdemokratischen Geist, dessen Ueberbleibsel und Wiedererstar-

ken in ihrer eigenen Mitte und überhaupt gegen alle Gefahren der Abweichung kämpfen. 

[49] Nur durch einen solchen inneren Kampf gegen die rechten Gefahren kann die Kommunistische 

Partei durch ihre intransigente Aktion, geführt in mitten der Massen, nicht nur die historischen Ver-

rätereien der reformistischen Führer und besonders ihre gegenwärtigen Verbrechen, in nützlicher 

Weise darstellen, sondern auch die kämpfenden Massen durch ihre Tageserfahrung zu der Einsicht 

führen, daß jeder Tagestampf nur fruchtbar sein kann, wenn er den Kampf um die proletarische Dik-

tatur vorbereitet. 

Die Kampagne für die Wahlen ist die erste, die die KPF führt, nachdem sie aus ihren Reihen die 

opportunistischen und konfusionären Elemente entfernt hat. 

(Die Aufgaben der Wahlkampagne: Nicht große Zahl der Mandate, sondern revolutionäre Agitation 

in den Massen für unmittelbare Forderungen der Arbeiter und Bauern und Verknüpfung derselben 

mit dem revolutionären Endziel.) 

Die Partei hab in ihrer Presse nicht alle in diesem Sinne erforderlichen Anstrengungen gemacht. Der 

Arbeiter- und Bauernblock wurde manchmal selbst in unseren Reihen mehr als ein definitives Ziel 

und nicht als ein erster taktischer Schnitt zum Kampf für die proletarische Diktatur dargestellt. 

Der Arbeiter und Bauernblock wurde auf ein Wahlgebilde reduziert, statt eines Kampfwerkzeuges, 

eines Gebildes, innerhalb dessen das industrielle Proletariat die Führung des Kampfes übernimmt. 
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Die Bewegung der Pächter und der Metallarbeiter 1920, verschiedene Streiks im letzten Jahre mit 

aktiver Beteiligung der Bauern, haben den nicht nur für Wahlzwecke bestimmten Charakter des Ar-

beiter- und Bauernblocks gezeigt. 

In Frankreich, wo mehr als die Hälfte der Bevölkerung aus Bauern besteht, ist das Bündnis der Stadt 

und des Dorfes die notwendige Vorbedingung des proletarischen Sieges. 

(Notwendigkeit des Kampfes gegen den Faschismus. Agitation unter den Mittelschichten, um sie dem 

Einfluß der faschistischen Ideologie zu entreißen.) 

Die Kampagne für die Zusammenschweißung der Massen in der Aktion muß im Kampfe gegen die 

Teuerung und Arbeitslosigkeit, für die Erhöhung der Löhne, für den Achtstundentag, ihre Fortsetzung 

finden. Dazu muß die Partei in der Agitation und in der Aktion im Einverständnis mit dem Roten 

Gewerkschaftsbund vorgehen. Sie muß alle ihre Kräfte einsetzen, um die gewerkschaftliche Einheit 

auf der von dem Roten Gewerkschaftsbund vorgeschlagenen Basis wieder herzustellen und sie muß 

versuchen, die gesamte Arbeiterschaft in Betriebsräten zu organisieren. 

Die Aktion der Partei nach außen. 

(Aufgabe der Partei: eine feste antikapitalistische und antiimperialistische Front der breiten Massen 

herzustellen. Dazu nötig: 1. Gemeinsame Aktionen mit dem Roten Gewerkschaftsbund, 2. Betriebs-

rätebewegung, 3. Stärkung der kommunistischen Arbeit unter den nach Frankreich emigrierten aus-

ländischen und Kolonialarbeitern, 4. Arbeit unter den proletarisierten Mittelschichten, 5. Umformung 

der Genossenschaften in Werkzeuge des Klassenkampfes, 6. Verbindung der parlamentarischen und 

der Gemeindearbeit mit der kommunistischen Arbeit unter den Massen, 7. Erfassung der Unorgani-

sierten auf Grund der unmittelbaren Forderungen der Arbeiterschaft und Bauernschaft, [50] 8. Pro-

paganda unter den Landarbeitern und Bauern, Zusammenberufung eines französischen Bauernkon-

gresses, 9. Kampf für die nationale Unabhängigkeit der unterdrückten Kolonialvölker, Unterstützung 

der proletarischen Elemente in der nationalen Bewegung in den Kolonien, Zusammenberufung eines 

Kongresses der vom französischen Imperialismus unterdrückten Kolonialvölker. 

Die künftigen Kongresse der Arbeiter- und Kolonialvölker sollen ständige Organisationen schaffen.) 

Die innere Organisation der KPF 

(Zur Erreichung obiger Zwecke ist eine ernste Revision des Parteiapparates erforderlich: 1. Umstel-

lung der Partei auf Betriebszellenorganisation, 2. Schaffung verschiedener Organe zur Verbindung 

mit den Massen, 3. Unterordnung der Parlamentsgruppe unter die tatsächliche Leitung der Parteizent-

rale, 4. einheitliche Organisation der kommunistischen Gemeindevertretung, 5. Stärkung der Verbin-

dung mit den Bruderparteien, namentlich mit der deutschen, englischen und belgischen Partei, Ruhr-

kommission mit der deutschen Partei zusammen, die sich periodisch nötigenfalls bei besonderen Ge-

legenheiten zusammenfindet, 6. Verstärkung der marxistischen Bildung der Parteimitglieder, 7. ab-

solute Kontrolle über die Parteipresse, 8. die Partei muß von jetzt ab mit der Ausarbeitung eines 

genauen Programms beginnen, in dem die großen Fragen gelöst werden sollen, die dem Proletariat 

durch die Entwicklung des französischen Imperialismus und die Liquidierung des Versailler Friedens 

gestellt wurden. 

Auf diese Weise wird die Partei gegen jede opportunistische Abweichung kämpfen können. Indem 

sie genau die durch die KI verzeichnete Linie verfolgt, wird sie das französische Proletariat zum Siege 

führen können, schon in den nächsten Klassenkämpfen. 

Die französische Partei und die Arbeiterregierung in England. 

Der Regierungsantritt der Arbeiterpartei in England bedeutet für die internationale Arbeiterbewegung 

einen großen Schritt vorwärts, und zwar in dem Maße, in welchem das englische Proletariat mit Hilfe 

der Kommunisten aus seinen eigenen Erfahrungen Schlüsse zu ziehen versteht, um seine travaillisti-

schen Illusionen abzustreifen und gegen den englischen Kapitalismus und Imperialismus zu kämpfen. 

Im Moment, wo die Revolution in Deutschland zurückgedrängt wurde, ist der Regierungsantritt der 

Labour Party geeignet, in den Reihen der arbeitenden Massen die reformistischen Illusionen wieder 
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aufleben zu lassen oder zu verstärken. Der Kampf zwischen den Methoden der Zweiten und der Drit-

ten Internationale wird offensichtlich durch einen Vergleich zwischen der aus dem bürgerlichen Par-

lamentarismus hervorgegangenen Arbeiterregierung und der bolschewistischen Regierung, die durch 

die siegreich proletarische Revolution zur Macht gelangte. 

Die Pflicht aller kommunistischen Parteien ist es, den jämmerlichen Bankrott der reformistischen und 

parlamentarischen Methoden durch Aufzeigung jeder Tat der „Arbeiter“regierung darzulegen. 

Für die Kommunistischen Parteien besteht die Gefahr falscher Auslegung der Einheitsfront gegen-

über der zur Macht gelangten Labour-Party. 

„Arbeiter“regierung in London, Linksblock mit Beteiligung der Sozialisten in Paris, alles das bedeu-

tet einen Versuch der rivalisierenden Imperia-[51]lismen Englands und Frankreichs, die sich weder 

einigen noch trennen können, zum Ruhrkompromiß, und zwar unter der Deckung und der Verant-

wortung der Parteien der Zweiten Internationale, unter dem Vorbehalt späterer vollständiger Hand-

lungsfreiheit. 

Die französische Partei hat weder ausreichend noch frühzeitig genug durch ihr Zentralorgan gezeigt, 

daß die zur Macht gelangte „Arbeiter“regierung, die im Parlament von den beiden bürgerlichen Par-

teien unterstützt wird, keine proletarische Politik befolgen kann. 

Dies wird nach dem Dockerstreik und dem Neubau von Kriegsschiffen für alle Arbeiter immer of-

fensichtlicher. 

Arbeitslosigkeit, Währungskrise, Absatzmangel, die Entwicklung der imperialistischen englisch-

französischen Rivalität (besonders in der Ruhrangelegenheit), neue Rüstungen, alle diese Schwierig-

keiten können nicht durch reformistische, im Schoße des kapitalistischen Systems angewandte Mittel 

im Rahmen des parlamentarischen und konstitutionellen Spiels gelöst werden. 

Die Kommunistischen Parteien müssen darauf hinweisen, daß der Sturz der Labour-Party, falls die 

Kommunisten keinen Nutzen daraus zu ziehen verstehen, die Enttäuschung der Arbeiter herbeizufüh-

ren und so dem Faschismus in England die Wage zu ebnen droht. 

Der an die Labour-Party gerichtete offene Brief hat nur in unzureichender Weise den Geist dieser 

notwendigen Kritik widergespiegelt. Es wäre vorzuziehen gewesen, daß unsere Partei ein gemeinsa-

mes Aktionsprogramm des Proletariats der beiden Länder formuliert hätte. 

Die Kommunisten Englands und der ganzen Internationale müssen die Labour-Party unbeugsam kri-

tisieren, indem sie sie gleichzeitig in die Richtung des proletarischen Kampfes stoßen und die engli-

sche Arbeiterklasse sowie die englische Kommunistische Partei in ihrem Kampfe unterstützen. 

Die Stellung der Partei zur deutschen Frage. 

Die deutsche Rechte bildet eine Strömung, welche die bei der Anwendung der Einheitsfronttaktik 

begangenen Fehler nicht zugeben und den Oktoberrückzug sowie das momentane Zurückweichen der 

deutschen Revolution durch rein technische und nicht politische Fehler erklären will. 

Der Oktoberrückzug hat viel gebieterischer die Grundfragen, welche Gegenstand der russischen Dis-

kussionen waren, und die leichter durch eine revolutionäre Entwicklung in Deutschland gelöst wor-

den wären gestellt. 

Der Oktoberrückzug hat wenigstens das Resultat gezeitigt, daß er die Verbrechen der deutschen So-

zialdemokratie in klares Licht gestellt hat und daß diese zum Vorteil der Kommunistischen Partei 

geschwächt wurde; so haben die Arbeiter bei der letzten Befragung durch die Wahlen 50 Prozent 

ihrer Stimmen, anstatt 25 Prozent wie bei den vorletzten Wahlen, unserer Bruderpartei gegeben. 

Der Oktoberrückzug hat in Deutschland eine Krisis der Taktik in der Frage der Einheitsfront hervor-

gerufen, und diese Krisis stellte die Frage vor der ganzen Internationale auf. 

Der Oktoberrückzug hat die folgenden, von der Rechten hartnäckig geleugneten Fehler unserer deut-

schen Bruderpartei offenbart: 
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1. Falsche Einschätzung der Rolle der Sozialdemokratie. In Deutschland gab es keinen Kampf zwi-

schen der bürgerlichen Demokratie und der bürgerlichen Diktatur. Die Sozialdemokratie ist nicht 

durch den Faschismus [52] besiegt worden. Es fand eine Umwandlung der durch die Demokratie 

verkappten bürgerlichen Diktatur in die ausgesprochene bürgerliche Diktatur statt. Die Sozialdemo-

kratie hat eifrig an dieser Umwandlung mitgearbeitet. Wie könnte es auch anders sein, da die Sozial-

demokratie in ihren Reihen Leute zählt, wie Ebert, Präsident der bürgerlich-demokratischen Repub-

lik, Severing, preußischer Innenminister, ferner Zehntausende von Staatsbeamten, einschließlich der 

zahlreichen Polizeibeamten. Die Sozialdemokratie weit davon entfernt, durch den Faschismus besiegt 

zu sein, spielt die Rolle eines Flügels des bürgerlichen Faschismus. 

2. Unterschätzung der Rolle der Partei. Die deutsche Partei zählte nicht genug auf ihre eigenen Kräfte, 

um die Mehrheit des Proletariats in den revolutionären Kampf mit sich zu reißen. Sie hat die Revo-

lution nur durch ein Bündnis mit der linken Sozialdemokratie für möglich gehalten und in ihre Führer 

ein wirkliches politisches Vertrauen gesetzt. Deshalb hat die deutsche Partei ihre Unabhängigkeit 

preisgegeben und sich in parlamentarischen Kombinationen mit den sozialdemokratischen Führern 

verloren, anstatt die Massen aufzurufen; sie wußte die Arbeiterregierungen von Thüringen und Sach-

sen nicht als revolutionäre Aufmarschgebiete zu benutzen. 

3. Falsche innere Politik der Partei. Eine Partei, welche die Einheitsfront durchführt und mit den 

Sozialdemokraten an einer Arbeiterregierung teilnimmt, muß in Erwartung der Auslösung der Revo-

lution einen energischen Kampf gegen jede revisionistische Tendenz führen. Statt dessen hat die 

deutsche Partei die Linke (Berlin, Hamburg, Ruhr) bekämpft. Sie gestattete dadurch das Verbleiben 

sozialistischer und reformistischer Illusionen in ihren Reihen, die genug Einfluß hatten, die Unab-

hängigkeit der Kommunistischen Partei zu gefährden. 

Das klare Verständnis der Fehler der deutschen Partei ist von Wichtigkeit, nicht allein für die deut-

sche, sondern für alle Kommunistischen Parteien. 

Ein Teil der russischen und die deutsche Opposition haben mit allen Kräften gegen die Bildung des 

Blockes aus der Mehrheit und der Linken gekämpft und so eine Verzögerung bei der Bildung dieses 

Blockes herbeigeführt, der durch seinen Kampf gegen die Rechte die Einheit der Partei gerettet hat. 

Die Zentrale der Kommunistischen Partei Frankreichs erklärt ihre vollkommene Zustimmung zu den 

Schlußfolgerungen der Kommunistischen Internationale in der deutschen Frage und wird brüderlich 

mit der neuen Leitung der KPD an den gemeinsamen Aufgaben der beiden Parteien zusammenarbeiten. 

Die russische Parteifrage. 

Das CD konnte bis jetzt mangels genügender Informationen keine klare Stellung zur russischen Par-

teifrage nehmen. Nach genügender Information stellt sich die Parteileitung restlos auf den Boden der 

Beschlüsse der XIII. Parteikonferenz der KPR. Nur die alte bolschewistische Garde bietet eine Ga-

rantie gegen jede gefährliche Abweichung Die Bildung von Fraktionen ist in einer wirklich kommu-

nistischen Partei unzulässig. (Siehe die zusammenfassende Erklärung oben.) 

Zur Internationale. 

(Siehe die zusammenfassende Erklärung oben.) 

Nachtrag zur deutschen Frage. 

(„Humanité“ vom 24. Mai, gezeichnet vom Pol-Büro der KPF) 

Das Bureau des Comité Directeur hat folgenden Nachtrag zu seinen Thesen über die Lage in der 

Komintern verfaßt, der sich mit der deutschen [53] Frage befaßt; dieser Nachtrag war notwendig, 

weil die Thesen bereits im Februar aufgestellt wurden und seither die Verhältnisse in der KPD sich 

geklärt haben. 

Die Kommunistische Partei Deutschlands hat im Jahre 1923 eine schmerzliche Krise durchgemacht. 

Der Kampfwille des Vortrupps, die Unzufriedenheit der breiten Massen, die Zersetzung der herrschen-

den Klasse, der Ruhrkrieg, das Elend, die Arbeitslosigkeit und die Finanzkrise, stellten den revolutio-

nären Widerstand gegen die Offensive der Reaktion und die Machtergreifung auf die Tagesordnung. 
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Der Verzicht auf jeden Kampf rief eine tiefe Enttäuschung in der Partei hervor und führte ihre Spal-

tung in drei Fraktionen herbei. 

Die KPD hat einstimmig die Rechte wegen ihrer Weigerung, die begangenen Fehler anzuerkennen 

und die notwendigen Folgerungen daraus zu ziehen, verurteilt. 

In einer langen Diskussion hat die KPD ihre Bilanz gezogen, eine für alle Sektionen der Komintern 

sehr lehrreiche Bilanz. Der Pessimismus der Genossen, die für die Partei den Verlust ihres Massen-

charakters, die verhängnisvolle Gewerkschaftsspaltung und beinahe den Zusammenbruch der Partei 

selbst voraussagten, war im Grunde nur die Furcht vor dem neuen Kurs der Partei. 

Die „Internationale“ kann ab 1. Juli 1924 auch bei der Post abonniert werden. 

Die KPD hat eine scharfe Wendung nach links gemacht: sie hat die in der Anwendung der Einheits-

front in Sachsen und Thüringen begangenen Fehler verurteilt, die aus dem Verzicht auf den Kampf 

und der Unfähigkeit der früheren Leitung, die Partei zu festigen, hervorgingen. 

Auf diese Wendung hat eine kleine Gruppe der Partei aus Enttäuschung und um gegen die reformis-

tischen Ueberbleibsel und die taktischen Fehler anzukämpfen, geantwortet durch den Verzicht auf 

jede Taktik, durch die Verwerfung der Taktik der Einheitsfront, durch einen Versuch der Revision 

des Leninismus, durch eine Tendenz, den spalterischen Anwandlungen der Arbeiter nachzugeben, 

die durch die Arbeitslosigkeit niedergedrückt und gegen die konterrevolutionären Gewerkschaftsbü-

rokraten erbittert sind. 

Der Kongreß von Frankfurt hat mit Hilfe des EK der KI den Kampf gegen die Abweichungen der 

äußersten Linken, den Pessimismus, der sich hinter einer revolutionären Phraseologie verbirgt, die 

Zersetzung oder einfach die menschewistischen Abweichungen, aufgenommen. Die gewaltigen Er-

folge der KPD, die bei den Wahlen vier Millionen Stimmen auf sich vereinigte, die im Verlaufe der 

Streits die größte Aktivität entfaltete und die die Arbeiter zum Kampfe gegen den Faschismus führt, 

haben die Gefahr der äußersten Linken gemindert und den Einfluß und die Autorität der Partei geho-

ben. Der Frankfurter Kongreß und die Zentrale, die er gewählt hat, haben mit Hilfe des EK der KI, 

einen planmäßigen Kampf gegen jeden Versuch unternommen, unter dem Deckmantel revolutionärer 

Phrasen [54] die Spaltung in den Gewerkschaften herbeizuführen, die Stellung der verräterischen 

Gewerkschaftsbürokratie zu verstärken, deren Bankrott jetzt sicher ist. 

Die Gefahr der Gewerkschaftsspaltung, das Ergebnis der Machenschaften der Gewerkschaftsbüro-

kratie, ist beseitigt worden, dann der klaren und festen Stellungnahme der KPD. 

In der Taktik der Einheitsfront befolgt die KPD trotz einiger Schwankungen die Linie der Kommu-

nistischen Internationale. 

Die Wendung der KPD nach links war eine Notwendigkeit und zugleich der Ausdruck des Anwach-

sens des revolutionären Bewußtseins in den proletarischen Massen. Ausgabe des V. Weltkongresses 

wird es sein, allen Sektionen der KI die Erfahrung des Jahres 1923 in Deutschland zu unterbreiten, 

endgültig die Gefahren der äußersten Linken zu beseitigen, die Partei zu festigen und alle Mitglieder 

der KPD zu unterstützen in der Organisierung des gemeinsamen Kampfes mit den kommunistischen 

Parteien Frankreichs, Englands, Polens, der Tschechoslowakei gegen den Versailler Vertrag, um den 

Achtstundentag und gegen den Faschismus. 

In der Ruhrfrage muß das gemeinsame deutsch französische Aktions-Komitee planmäßig unter der 

Kontrolle des EK der KI arbeiten. 

* 

Italien. 

Vorbemerkung: Der 5. Weltkongreß der Komintern hat unter anderem die Aufgabe, die Krise zu 

liquidieren, die in den letzten beiden Jahren die Arbeit unserer italienischen Bruderpartei erschwerte. 

Es war in erster Linie die leidige Frage der Verschmelzung der Kommunistischen Partei mit den 
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sogenannten Maximalisten, welche die Aktionsfähigkeit der KPI beeinträchtigte. Man kennt ja die 

Schwankungen dieser zentralistischen Partei zwischen der Komintern und dem Reformismus. Als 

sich Genosse Serrati wieder zur 3. Internationale bekannte, schien es erst, als ob die große Mehrheit 

der Maximalistischen Partei bereit wäre, diesem Rufe zu folgen. Aber es gelang den Gegnern der 3. 

Internationale unter Führung von Elementen, wie Vella und Nenni, den Parteiapparat zu behaupten 

und mit aktiver Unterstützung der faschistischen Regierungsgewalt die Anhänger der 3. Internatio-

nale in der Partei kaltzustellen. 

Die Parlamentswahlen, die kürzlich in Italien stattsanden, brachten die Entscheidung. Die Gruppe der 

3. Internationale in der Maximalistischen Partei verbündete sich offen mit den Kommunisten, was 

den organisatorischen Bruch mit den Maximalisten zur Folge hatte. Die Frage ist nun, ob die Fusion 

zwischen der KPI und dieser Gruppe von etwa 3000 organisierten Arbeitern erfolgen soll oder nicht. 

Wir sind der Meinung, daß die Fusion so schnell als möglich zu vollziehen ist, denn es geht nicht an, 

daß zwischen den Kommunisten und Reformisten in Italien noch irgend eine Zwischenpartei sich 

aufbaut, die auch auf dem Boden der 3. Internationale steht. Selbstverständlich muß die Fusion der-

artig erfolgen, daß in der künftigen, geeinten Partei die Vertreter der alten grundsätzlichen Linie der 

KPI die leitenden Funktionen beherrschen. 

Diese Frage der Fusion mit der Gruppe der 3. Internationale hat bedauerlicherweise eine Spaltung 

innerhalb der italienischen Linken herbeigeführt die bisher die Leitung der Partei hatte. Die Gruppe 

des Genossen Bordiga stellt sich gegen die Fusion, während die Gruppe Gramsci die Fusion befür-

wortete. Dazu kamen noch Differenzen in der Frage der Einheitsfronttaktik, [55] wo die Gruppe Bor-

diga einen starren Standpunkt hat. Die Gruppe Gramsci steht also zwischen der Gruppe Bordiga ei-

nerseits und der italienischen Rechten (Gruppe Tasca) andererseits. Es ist klar, daß dieser Zustand 

auf die Dauer nicht möglich ist. Es muß unbedingt die Verständigung zwischen der Gruppe Gramsci 

und der Gruppe Bordiga erzielt werden, weil eine Fortdauer der Differenz zu einer Umbiegung der 

gesamten Linie der italienischen Partei führen müßte. Wir sind fest überzeugt, daß die wichtigen 

Veränderungen, die sich in der Komintern seit dem Oktober v. J. vollzogen haben, und die Klärung 

der Frage der Einheitsfronttaktik und Arbeiterregierung, wie sie im Anschluß an die deutschen Er-

fahrungen erfolgt ist, die Verständigung der beiden Gruppen der italienischen Linken erleichtern 

muß. Es wird die Aufgabe des Weltkongresses sein, die Konsolidierung der italienischen Partei unter 

Mitarbeit des Genossen Bordiga und seiner Freunde zu erzielen. Das letzte italienische Wahlergebnis 

hat bewiesen, daß die reformistischen Parteien im Zusammenbrechen sind, während die KPI unter 

den schwierigsten Umständen ihre Anhängerschaft vermehren konnte. 

Wenn der Weltkongreß, woran wir nicht zweifeln, unserer italienischen Bruderpartei eine feste, ein-

heitliche, grundsätzliche, kommunistische Führung verschafft, so wird das einen wichtigen Schritt 

vorwärts bedeuten zur Sammlung der Kräfte des italienischen Proletariats gegen die faschistische 

Diktatur. (A. R.) 

* 

Ueber den augenblicklichen Stand der Auseinandersetzungen innerhalb der KPI orientiert der nach-

folgende Bericht über die Verhandlungen und Beschlüsse einer Ende Mai zusammengetretenen 

Konferenz der Föderationssekretäre (nach Nr. 18 von „Lo Stato Operaio“, vom 29. Mai 1924): 

Bericht über die Konferenz der Föderationssekretäre. 

(Ende Mai 1924). 

Die Konferenz, die den Charakter einer erweiterten Sitzung des CC (Comitato Centrale) trug, hatte 

den Zweck, den Stand der kommunistischen Bewegung und ihrer Organisationen in Italien im Mo-

ment des V. Weltkongresses klar herauszuarbeiten. Es würde über die politischen, besonders aber die 

organisatorischen und taktischen Probleme der KPI ausführlich verhandelt. Drei Richtungen traten 

selbständig auf: die Mehrheit des bisherigen Zentralkomitees (Gruppe Gramsci), für die Genosse To-

gliatti referierte; die Minderheit des bisherigen CC (rechte Fraktion), vertreten durch Gen. Tasca; und 
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die linke Fraktion, vertreten durch Gen. Bordiga. Die organisatorische Debatte betraf vor allem das 

Verhältnis der KRI zur Komintern und die Fusion mit der terza-internationalistischen Gruppe der 

Maximalisten; zur Taktik wurde über die Einheitsfront, die Parole der Arbeiter- und Bauernregierung, 

und über die grundsätzliche Verwendung von Zwischenlösungen gestritten; politisch stand das Neu-

erstarten der Arbeiterbewegung in Italien und der Kampf gegen den Faschismus im Vordergrund. 

Das Referat des Gen. Tog l i a t t i  betonte, daß seine Gruppe in immer schärfer werdendem Gegensatz 

zu Bordiga sich mit Ueberzeugung auf den Standpunkt der Komintern gestellt habe. Sie seien 1923 

gegen die Fusion mit der ganzen PS (Partito Socialista) gewesen, träten aber jetzt entschieden für die 

Fusion mit der terza-internationalistischen Gruppe der PS ein. Die Einheitsfronttaktik, deren Gefah-

ren er anerkennt, dürfe nur dazu angewendet werden, die Sozialdemokratie als Flügel der Bourgeoisie 

zu entlarven. Der V. Weltkongreß müsse scharfe und präzise Richtlinien für ihre Anwendung in den 

einzelnen Ländern geben. Die Organe der Ein-[56]heitsfront dürften nur Massenorgane, Einheitsfron-

torgane „von unten“ sein. Die Parole der „Arbeiterregierung“ sei als Propagandalosung für die rück-

ständigen Schichten der werktätigen Bevölkerung zu benutzen, eine allgemeine Formel der Agitation, 

die synonym mit der Diktatur des Proletariats sei. Die fehlerhafte Anwendung dieser Lösungen in 

Deutschland sei ebenso die Schuld der unklaren Formulierungen des IV. Weltkongresses wie der 

deutschen Partei. Die Kommunistische Internationale muß eine einheitliche Wel t pa r t e i  sein; Au-

tonomie einzelner nationaler Parteien ist ausgeschlossen. Die „Linke“ wolle eine internationale linke 

Fraktion dieser Weltpartei schaffen; das erscheint als Rückkehr zu einer parlamentarischen Organi-

sationsform; der Kampf mit dem Opportunismus innerhalb der KI kann nur durch Mitarbeit an ihren 

leitenden Stellen geführt werden. – In der Frage der Fusion sagt Tasca, daß die Komintern Fehler 

begangen hat, sowohl indem sie die Fusion mit der PS anordnete, als auch in der Wahl der Personen, 

die sie mit deren Durchführung betraute. Man hätte statt dessen sofort eine terza-internationalistische 

Fraktion der PS schaffen müssen. 

Gen. Bo r d i ga  präzisierte im Korreferat die Stellung der Linken. Die Einheitsfront mit den Proleta-

riern aller Richtungen, anknüpfend an ihre Tagesinteressen, ist notwendig und wichtig. Aber die 

Linke lehnt jede Bündnispolitik mit anderen politischen Parteien ab. Einheitsfront nur mit Arbeitern, 

nicht mit anderen Parteien! Auch das Austreten der Kommunisten unter anderem Namen und mit 

Zwischenparolen ist nur schädlich für die Partei und das Proletariat im Ganzen. In der Frage der 

Arbeiterregierung besteht eine wirkliche Meinungsverschiedenheit zwischen der Linken und der In-

ternationale. Diese Parole drängt den Kampf um die Diktatur des Proletariats in den Hintergrund. Die 

Verantwortung für die deutsche Niederlage fällt zweifellos auf die Internationale. Wenn die deutsche 

Partei heute trotz der Oktoberniederlage gut dasteht, so soll man daran denken, daß sie damals von 

der Rechten, heute von der Linken geführt wird. – Gen. Bordiga erklärt, auf dem Standpunkt zu be-

harren, den die italienische Linke bis zum IV. Weltkongreß eingenommen habe; sie habe damals als 

erste kommunistische Gruppen in den Stadtparlamenten, den Gewerkschaften, der PS usw. geschaf-

fen. Der PS gegenüber kann es keine andere Haltung geben als den Willen, sie zu unterdrücken und 

zu vernichten. Die Linke hat trotzdem nach dem Fusionsbeschluß der Internationale Disziplin gehal-

ten; selbst durchführen konnte sie den Beschluß schon deshalb nicht, weil ihre Mitglieder nach der 

Rückkehr aus Moskau fast alle verhaftet wurden. – In der Analyse der gegenwärtigen wirtschaftlichen 

und politischen Situation und über die nächsten Aufgaben der Partei ist B. mit T. ziemlich einig. Zum 

Aktionsprogramm erklärt er, daß er und seine Freunde ihre politische Linie unbedingt durchfechten 

würden, eventuell gegen den Willen der Internationale, als international organisierte linke Fraktion. 

Gen. Tasca  führt aus, daß in der Frage des Verhältnisses zur PS seine Gruppe in Uebereinstimmung 

mit dem EKKI der Ansicht gewesen sei, die PS nicht durch einen Frontangriff zu vernichten, sondern 

innerhalb der Partei die ehrlich terza-internationalistischen Massen von ihren reformistischen Führern 

zu lösen; die Mehrheit hätte eine möglichst reine Partei gebildet, seine Gruppe hätte die Massen er-

obern wollen. Die Taktik der Einheitsfront sei nicht genügend angewendet worden. Die Tendenz, vor 

allem die Partei zu retten, die nach der Niederlage von 1920 die gesamte Taktik beherrscht habe, habe 

die Partei vom Proletariat getrennt. Auch [57] im Kampf gegen den Faschismus habe die Partei ver-

sagt, keine Basis für diesen Kampf gefunden, sondern ihn den einzelnen Mitgliedern als Guerillakrieg 
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überlassen. Die Arbeiterregierung müsse in der kommenden Periode von der KPI propagiert werden 

als Vorbereitung künftiger rein kommunistischer Parolen. Die Kommunisten dürften keine „umge-

kehrten Faschisten“ sein, sondern müßten sich auf die Gesetze des bürgerlichen Staates stützen, müß-

ten von den bürgerlichen Parteien Loyalität gegenüber ihren eigenen Regeln fordern, sie entlarven und 

so die Massen davon überzeugen, daß der Staat nur ein Herrschaftsinstrument der Bourgeoisie sei. 

Bei der Abstimmung über die drei vorgelegten Resolutionen erhielt die Resolution Bordiga 41 Stim-

men, die Gruppe Tasca 10 Stimmen, die bisherige Mehrheitsgruppe 8 Stimmen. Ein Genosse erklärte, 

daß er prinzipiell für die Linie der Linken sei, aber für die Mittelgruppe gestimmt hätte wegen der 

Fusion mit den Terza-Internationalisten. Zwei andere Genossen, die links gestimmt hatten, erklärten, 

im Falle eines Bruches zwischen der linken Fraktion und der Komintern mit der Komintern und der 

Fusionsgruppe gehen zu wollen. 

Die Resolution Bordiga 

ist sehr umfangreich und kann hier aus Raumgründen nicht abgedruckt werden. Ihre Grundzüge sind, 

wie aus dem Referat ersichtlich: Einheitsfront von unten; gegen die Arbeiter- und Bauernregierung 

und jede derartige Zwischenlösung; Bekämpfung der PS einschließlich des terza-internationalisti-

schen Flügels; offenes grundsatzstrenges Auftreten der KPI in allen Teilkämpfen; selbständige Politik 

der KPI auch gegenüber der Komintern. 

Die Resolution Tasca. 

Die Konferenz der Föderationssekretäre billigt – rein beratend und bei voller Unterordnung unter die 

Beschlüsse des V. Weltkongresses – die von der Minderheitsrichtung vorgelegten und im „Stato Ope-

raio“ veröffentlichten Thesen; 

sie ist der Ansicht, daß die auf dem Kongreß in Rom angenommenen taktischen Thesen rundweg 

abzulehnen und durch reine und einfache Annahme der vom Gen. Lenin dem Dritten Weltkongreß 

vorgelegten Thesen zu ersetzen sind; 

sie nimmt das von der Mehrheit des CC vorgelegten Arbeitsprogramm an und erklärt für die Haupt-

aufgaben der kommenden Periode: 

a) die Eroberung der Mehrheit der Arbeiterklasse, hauptsächlich ihres noch unter dem Einfluß der PS 

stehenden Teiles, 

b) die Verbindung der politischen Aktionen des Industrieproletariats aus dem Norden und des Land-

proletariats aus dem Süden; 

sie ist er Ansicht, daß für die Erfüllung dieser Aufgabe nicht die Parole ausgegeben werden kann 

„Diktatur des Proletariats gegen die Diktatur der Bourgeoisie“, sondern die der „Arbeiter- und Bau-

ernregierung“ als Rahmen, in dem die Existenzfragen der Arbeiter und Bauern und in letzter Linie 

auch die der angrenzenden Schichten ihre Lösung finden werden; 

sie hält diese Lösung für die einzige Art, vor großen Schichten der Arbeiter- und Bauernschaft die 

Machtfrage aufzurollen; sie betont die Notwendigkeit einer organischen Lösung des Problems der 

Beziehungen zum internationalen Parteizentrum, die taktisch und politisch so zu präzisieren ist, daß 

sie sich unter Berücksichtigung der besonderen italienischen Situation in den zentralen Rahmen der 

Taktik und Aktion der KI einfügt. [58] 

Die Resolution Togliatti. 

Die Konferenz der Bezirkssekretäre der KPI betont, daß die fortgesetzte „Links“-Orientierung der 

Mehrheit der Konferenzteilnehmer als Zeichen des revolutionären Geistes angesehen werden kann, 

der die Gesamtpartei beseelt; 

sie stellt aber einen Gegensatz fest zwischen der Haltung der Mehrheit der Konferenzteilnehmer und 

den Abstimmungen der Bezirksparteitage und Konferenzen, auf denen die Taktik der Partei und der 

Internationale gebilligt wurde; 
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sie bestreitet nicht den politischen Wert der gegenwärtigen Auseinandersetzung, aber sie zieht daraus 

den Schluß, daß es notwendig ist, innerhalb der Partei die wesentlichen Fragen der Taktik der KI 

gründlich durchzusprechen, um auf dieser Grundlage ein entsprechendes Bewußtsein bei unseren 

kämpfenden Genossen zu erzeugen; 

sie macht auf die Verantwortung aufmerksam, die durch die Abstimmung der gegenwärtigen Konfe-

renz den Mitgliedern der sogenannten Partei-„Linken“ auferlegt wird, wegen der schweren Folgen, 

die das Entstehen einer neuen Krise in ihren Beziehungen zur Komintern für die ganze Partei haben 

würde. 

* 

Polen. 

Vorbemerkung: Die Lage der Kommunistischen Partei Polens ist in den „Richtlinien für die Dele-

gation der KPD zum 5. Weltkongreß der Komintern“ ausführlich behandelt (siehe oben S. 11). Dort 

ist schon erwähnt, daß innerhalb der KPP „die Parteileitung einen Kampf gegen die Linken führt, die 

sie aus der Parteiarbeit auszuschalten sucht“. Die Linken haben infolgedessen schon die von ihnen 

aufgestellten Leitsätze über „Die Tage in der KPP und die Aufgaben der Partei“ in einer außerhalb 

Polens erscheinenden Zeitschrift veröffentlicht, in Heft 4 des laufenden Jahrgangs der deutschen „In-

ternationale“*). Im Anschluß daran folgt hier ein Artikel des Genossen Dom s k i, der die linke Frak-

tion gegen die von dem Zentralkomitee der KPP gegen ihre Plattform gerichteten Angriffe verteidigt, 

und eine förmliche „Erklärung der polnischen Linken“ vom 11. Mai 1924. 

Der Opportunismus unter bolschewistischen Phrasen. 

Von L. Do m s k i. 

Im 4. Hefte der „Internationale“ wurde die Plattform der linken Opposition in Polen zum Abdruck 

gebracht. Vor ein paar Wochen sind nun die Beschlüsse des polnischen Zentralkomitees veröffent-

licht worden, die sämtlich direkt oder indirekt eine Antwort auf diese Leitsätze bilden. Indirekt – 

indem sie in denkbar radikalen Ton gehalten werden, um die Kritik der Linken zu übertrumpfen. 

Direkt – indem sie vorn und hinten, in der Einleitung und in der speziellen Resolution, die Linke 

wütend angreifen und sie als eine „antibolschewistische“ Strömung bezeichnen. 

Antibolschewistisch bedeutet in der menschlichen Sprache ungefähr dasselbe, wie sowjetfeindlich. 

Wer ist denn auf einmal antibolschewistisch in der polnischen Partei? Ist es vielleicht der Genosse 

Wa l e t z k i, der während eines Jahrzehntes der anerkannte Führer des Menschewismus in Polen war? 

Oder vielleicht die Genossin Kos t r zew a, die noch nach der [59] Novemberrevolution die Sowjet-

regierung in der polnischen menschewistischen Presse bekämpft hat? Oder gar der Genosse Warsk i, 

der in Zimmerwald Hand in Hand mit Martow gegen Lenin auftrat? Nein, Antibolschewisten sind die 

Genossen, die nach der Spaltung in der russischen Sozialdemokratie im Jahre 1912 mit Lenin mar-

schierten und die dann, in der Zeit des Krieges, im okkupierten Polen vielleicht die erste Massenor-

ganisation Europas bildeten, die Lenins Lösungen im Kampf gegen den Krieg in die Praxis umsetzte. 

Antibolschewistisch sind die Genossen, die seiner Zeit den Genossen Warski daran gehindert haben, 

seinen antibolschewistischen Tendenzen freien Lauf zu geben, die dann die menschewistische linke 

PPS gezwungen haben, sich zum Bolschewismus zu bekennen. Es gehört also in Polen ziemlich viel 

Bolschewismus dazu, für antibolschewistisch erklärt zu werden. 

Die alten Menschewisten begnügten sich nicht mit dieser ideologischen Verdonnerung der alten Bol-

schewisten: sie entzogen ihnen das Recht, in der Partei verantwortliche Stellungen zu bekleiden. 

Praktisch taten sie noch mehr: sie machten der Opposition jede Arbeit in der Partei unmöglich. 

Auch wird innerhalb der Parteiorganisation jeder, der zu den vier Ausgestoßenen irgendwelche Be-

ziehungen unterhält, mit derselben Strafe bedroht. Dann kann das Zentralkomitee freilich ruhig 

 
*) In diesen Leitsätzen ist ein sinnstörender Druckfehler enthalten. Statt „bolschewistische linke PPS“ muß es heißen: 

„menschewistische linke PPS“. 
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behaupten, daß es in der KP Polens keinen Richtungsstreit gibt und daß die Opposition nur eine 

„Emigrantengruppe“ bildet. 

Keine Fraktionen! 

Die Leiter der Geschicke der KP Polens erklären mit Stolz, sie dulden in der Partei keine Fraktionen. 

Das widerspreche dem Geiste des Bolschewismus. In der KP Rußlands dulden sie freilich nicht nur 

die Fraktionen, sondern un t e r s t ü t zen  Radek  und T r o tzk i  in ihrem Kampfe gegen das bolsche-

wistische Zentralkomitee. Das stellte auch das Exekutivkomitee der Komintern in seinem Briefe an 

die polnische Parteileitung fest: 

„Euer Brief bedeutet die Un t e r s t ü t zung  j ene r  k l e i nen  oppo r t un i s t i s chen  F r ak t i on  i n  

de r  RKP, deren Politik von der erdrückenden Mehrheit unserer Partei abgelehnt wurde. Wir zwei-

feln jedenfalls nicht daran, daß die überwiegende Mehrheit der polnischen kommunistischen Arbeiter 

gar nicht daran denkt, gegen die Mehrheit der RKP aufzutreten.“ 

Auch für die deutsche Partei waren sie in Fraktionsfragen nicht unduldsam und un t e r s t ü t z t en  

j ene  k l e i ne  F r ak t i on  de r  Zen t r a l e, die aus Tha l he im er  und Br and l e r  bestand. Auch dies 

finden wir im Briefe der Komintern an die polnische Zentrale klar und deutlich festgestellt: 

„Der objektive Sinn eurer Erklärungen in dieser Frage läuft auf einen Versuch hinaus, die r e c h t e  M i n d e r -

h e i t der deutschen Zentrale zu unterstützen. Wir können uns nur über diese Leichtfertigkeit wundern, deren 

Grundlage die Sympathie für den opportunistischen Flügel der KPD ist. Wir zweifeln stark, ob die polnischen 

kommunistischen Arbeiter mit einer Politik sympathisieren, die einen Bruch mit den linken Arbeitern Hamburgs 

und Berlins zur Unterstützung der schweren Fehler der rechten Minderheit der Zentrale bedeuten würde.“ 

Den Beschluß des polnischen Zentralkomitees, der diese wohlverdiente Abfertigung hervorrief, kön-

nen wir hier leider nicht verraten. Der gehört zu den diplomatischen Geheimnissen der KP Polens, 

und schon die bloße Erwähnung dieses Beschlusses in unseren Leitsätzen hat uns eine Brandmarkung 

wegen der „verleumderischen Angriffe“ eingebracht. 

[60] Das Geheimnis dieser Weitherzigkeit für die Fraktionen in Rußland und in Deutschland besteht 

darin, daß die besagten Fraktionen sich von  r ech t s  gebildet haben. Nur was von links auftritt, wird 

von der polnischen Zentrale verpönt. In diesem Falle gilt es schon als Fraktion, wenn einige Genossen 

gemeinsam eine Plattform unterzeichnen und diese Plattform in weiteren Parteikreisen vertreten. Und 

zwar obwohl in der KPR und der KPD während der Parteidiskussion ganz andere Formen gemeinsa-

men Auftretens als zulässig und zeitweise notwendig betrachtet wurden; und obwohl selbst die Zent-

rale nicht zu behaupten wagt, daß in der KP Polens alles in schönster Ordnung ist. Gibt sie doch selbst 

zu, daß die Partei schwere Fehler gemacht hat und eröffnet sie doch selbst eine Diskussion zu einer 

Reihe von Fragen. 

Dabei benimmt sich das Zentralkomitee selbst als eine bösartige Fraktion, die vor der Partei allerlei 

Geheimnisse hat. Der Konflikt des ZK mit der russischen Partei, seine Stellungnahme zum inneren 

Parteistreit in der deutschen Partei, werden vo r  de r  po l n i s chen  Pa r t e i  s e l b s t  gehe i m  ge -

ha l t e n. 

Nicht genug damit: In der trügerischen Hoffnung, daß die Dinge ihren Lauf noch ändern werden und 

die internationale Rechte wieder zur Macht kommt, täuscht das Zentralkomitee die Partei überhaupt 

darüber, was in der Internationale vorgeht. So hören die polnischen Parteigenossen von Zeit zu Zeit 

von „Fehlern“, die die deutsche Partei (ja, die Partei als Ganzes!) gemacht hat, aber sie wissen noch 

heute kein Wort vom Umschwung, der in der KPD innerhalb des letzten Halbjahres eintrat, sie wissen 

absolut nichts von der Absetzung der Rechten und vom Siege der Linken. S i e  w i s sen  n i ch t s  vom 

Fr an k f u r t e r  Pa r t e i t a g. 

Ein Artikel eines linken Genossen, der ganz objektiv über den Verlauf des Frankfurter Parteitages 

berichtete, wurde von der polnischen Zentralredaktion abge l ehn t. 

Zur russischen Frage verheimlicht das polnische ZK seine Stellungnahme nach wie vor. Die letzte 

Plenarsitzung des Zentralkomitees war mit der Verdonnerung der Opposition so beschäftigt, daß sie 
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keine Zeit fand, zu der abgeschlossenen Di skus s i on  i n  de r  KPD S t e l l ung  z u nehm en. Die 

Lösung dieses Rätsels wird wohl darin liegen, daß die polnische Parteileitung noch immer auf den 

Umschwung hofft und die russische wie die deutsche Rechte nicht im Stich lassen will. 

Sie sind gegen die Fraktionen. Aber als Genosse Sinowjew als Vorsitzender des Exekutivkomitees 

wes KI ihnen schrieb: 

„Wir bitten Euch nachdrücklichst, unseren Brief allen Komitees der KP Polens mitzuteilen. Wir unsererseits 

sind bereit, alles zu tun, um die polnischen Kommunisten über die wirkliche Sachlage im Exekutivkomitee der 

Komintern und in der RKP zu unterrichten“, 

da ließen sie diese Bitte unerfüllt und hielten ihre Stellungnahme vor den ihnen „untergebenen“ Or-

ganisationen auch weiter geheim. Sie dulden keine Fraktionen, aber sie bilden selbst eine gehe ime  

Ve r schwör ung  gegen  d i e  Pa r t e i mi t g l i ed s cha f t. 

Ihr Kampf gegen unseren Menschewismus. 

In seinem Todesurteil gegen uns verkündet das Zentralkomitee, daß wir „die Partei zur II. Internati-

onale zurückzudrängen suchen“ und daß unsere Thesen „ein Vorstoß gegen die Beschlüsse des II. 

Parteitages“ der KP Polens sind. 

[61] Das mit der II. Internationale ist ein guter Witz. Vor einem Jahre war es die IV. Internationale 

und die KAPD. Aber unsere Drehscheiben wissen, daß beim linken Winde, der jetzt in der Komintern 

weht, das Schreckbild der II. Internationale einen viel besseren Eindruck machen wird. 

Dabei wissen die guten Leute, daß wir gegen die Resolution des 2. Parteitages in der Agrar- und in der 

Nationalitätenfrage – um diese handelt es sich vor allem – nicht gekämpft haben und nicht kämpfen. 

In unseren Leitsätzen, die nur der Kritik der Zentrale gewidmet sind, gehen wir auf diese Fragen gerade 

deshalb meritorisch nicht ein, weil wir mit den Resolutionen übereinstimmen. Auf dem Parteitage 

selbst haben wir gegen die Resolutionen nicht polemisiert, zur Nationalitätenfrage erklärte einer von 

uns (Domski) ausdrücklich, daß er dem Resolutionsentwurf zustimmt. Wozu also diese Demagogie? 

Die Demagogie hat den Zweck, den wirklichen Gegensatz zwischen uns zu verschleiern. Denn die 

Tagespropaganda und die Tagespraxis des ZK passen zu seinen revolutionären Resolutionen, wie die 

Faust aufs Auge. Und konnte das Exekutivkomitee der KI die Resolutionsentwürfe des 2. Parteitages 

mitbestimmen, so kann es leider diese Tagesarbeit nicht verfolgen. 

Und diese Tagesarbeit erinnert gerade stark an die II. Internationale. 

Wenn z. B. Genosse Warski in einem Leitartikel des theoretischen Organs erklärt: 

„Die Arbeitermassen räsonnieren nicht in dialektisch-historischen Kategorien, die ihnen am Horizont eine so-

ziale Revolution zeigen. Sie kümmern sich nicht darum, was nachher kommt, sie brauchen jetzt die Demokratie 

und sie müssen um die Demokratie kämpfen ...“, 

so ist das glatt abgeschrieben von den Theoretikern der II. Internationale, die „dialektisch-historisch“, 

irgendwo „am Horizont“ eine soziale Revolution gelten lassen, aber für heute nur den Kampf um die 

Demokratie zulassen. 

Wenn die Genossin Kostrzewa in einem Leitartikel erklärt: 

„Solange der allgemeine Lauf der Ereignisse nicht den Boden für den Umsturz vorbereitet haben wird und die 

Lösungen der sozialen Revolution nicht in den Arbeiter- und Bauernmassen den Sieg davontragen, solange 

wird ihr gegen die Rechte (?) gerichteter Massenkampf zwangsläufig den Sieg und die Macht dem Kleinbür-

gertum und den rechten Arbeiterparteien in die Hände geben“, 

wenn sie weiter den Massen empfiehlt, unter diesen Umständen darum zu kämpfen, daß die „feige 

und verräterische Linke in ihrer sozialen Politik nicht vollends unter die Führung der mächtigen und 

gefährlichen Rechtsparteien kommt“, 

so ist das – trotz der billigen Schmähworte – dieselbe Brandlersche Politik der Unterstützung der II. 

Internationale, der wir zur Macht verhelfen müssen, damit die Arme nicht etwa gezwungen wird, 

„unter die Führung der Rechtsparteien zu kommen“. 
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Wenn schließlich der Genosse Waletzki in einem Leitartikel uns süß zuflüstert: 

„Welche Zusammensetzung die Arbeiter- und Bauernregierung haben wird, ob ihr die Vertreter aller Arbeiter- 

und Bauernparteien, oder nur eines Teiles derselben angehören werden, kann man heute noch nicht sagen“, 

[62] so äußert er hier deutlich genug die Hoffnung unseres Zentralkomitees, gemeinsam nicht nur mit 

den Parteien der II. Internationale, sondern auch mit ganz anderen Parteien zur politischen Macht zu 

kommen. 

Wenn schließlich die Führer der KP Polens in der Resolution des Parteitages (hier ist einmal eine 

Resolution; der wir wirklich nicht zustimmen können), sich auf den Boden der polnischen Unabhän-

gigkeit stellen, wenn sie erklären: 

„die Partei muß ihren Hauptkampf an der ideologischen Front ausfechten, indem sie das Existenzproblem der 

unabhängigen polnischen Nation in vollem Umfange aufrollt“, 

wenn sie das Proletariat schon heute „zum Führer und Versechter der Interessen der ganzen Nation“ 

stempeln, wenn sie im Zentralorgan der Partei „Glos Komunistyczny“ erklären, für die „proletarisch-

bäuerliche Reform des Staates zu kämpfen“, so können sie sich nicht einmal auf die Radeksche Schla-

geterei als leuchtendes Vorbild berufen. Denn die Schlageterei, die der Partei viel geschadet hat, hatte 

wenigstens die Entschuldigung, daß sie an die bedrückten nationalistischen Schichten appellierte. 

Dagegen appelliert die Nationaldemagogie unserer Radeks an den erfolgreichen polnischen Nationa-

lismus, sie tritt ein für die imperialistische „Unabhängigkeit“ Polens, die von niemand bedroht ist, als 

von den separatistischen Bewegungen der unterdrückten Nationalitäten der polnischen Randgebiete. 

Die opportunistische Praxis. 

Die Politik der Partei steht bei weitem nicht immer auf der politischen Tiefe ihrer Theorie. Die Partei 

hat revolutionäre Traditionen, sie stützt sich auf die zum Teil revolutionär geschulten Massen, sie 

befindet sich als verfolgte und boykottierte Partei – in einer Lage, die opportunistische Abweichungen 

nicht begünstigt. Und doch sind in unserer Partei die glorreichen Traditionen der linken PPS noch 

nicht tot, welche das Kunststück zustande brachte, auch in der Illegalität, unter der zarischen Knute, 

opportunistische Politik zu treiben. 

Schwere Schäden hat uns die Einheitsfront mit den Führern der PPS gebracht. Unter dem Einfluß der 

demokratischen Illusionen überschätzte unsere Partei die Möglichkeiten des Zusammengehens mit 

den Sozialverrätern, und sie unterschätzte deren gegenrevolutionären Charakter. Sie gab die revolu-

tionären Losungen systematisch preis, um nur der PPS die Zusammenarbeit mit den Kommunisten 

zu ermöglichen. Sie stellte ihre Tätigkeit auf die Einheitsdemagogie ein, sie erreichte es, daß die 

Kommunisten in Polen nicht als Partei der Revolution, sondern als die Partei der Einheit galten. Dabei 

vergaß sie die Einheitsaktion gerade dort, wo sie realen Sinn hatte und so mußte die Plenarsitzung 

des ZK im März feststellen, daß die Partei für eine so reale und richtige Lösung, wie die Vereinigung 

der freien und der polnischen Gewerkschaften, nichts gemacht hatte. 

Diese Einheitsdemagogie brachte, wie in Deutschland, in der Periode der revolutionären Erregung 

der Massen ihre Früchte. Die Partei zeigte sich im Oktober 1923 unfähig, den Massen das revolutio-

näre Ziel zu weisen, sie mit sich mitzureißen. Statt die Massen zum Kampf zu rufen, appellierte sie 

an die PPS. Statt im Dombrowobezirk einen Sympathiestreik zur Unterstützung der oberschlesischen 

Bergarbeiter hervorzurufen, verlangte sie von der PPS die Proklamierung des Streiks und wartete so 

lange, bis der Dombrower Streik zu spät kam. Und doch hat unsere Partei im Dom-[63]browobezirk 

bei weitem mehr Einfluß, als alle anderen „Arbeiterparteien“ zusammengenommen. 

Mit diesem System der Konzessionen an die PPS brachte die KP Polens es so herrlich weit, daß die 

PPS den Krakauer Aufstand ruhig abwürgen konnte, ohne bei den Arbeitern auf irgend welchen Wi-

derstand zu stoßen. Hatten doch diese Arbeiter keine Ahnung, was man nach einem siegreichen Auf-

stand macht und hat die Kommunistische Partei es auch den vorgeschrittensten unter ihnen beige-

bracht, daß die nächste Etappe der Entwicklung nur ... eine Regierung mit der PPS, also niemals 

gegen die PPS sein kann. Und das Märzplenum stellt noch jetzt, nach vielen Monaten fest, daß die 
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Partei „in ihrer ländlichen Agitation den Krakauer Aufstand nicht auszunützen wußte“. Wie konnte 

sie ihn auch ausnützen, wo sie noch jetzt auf derselben „Höhe“ der politischen Perspektiven steht, 

wie damals, als sie die große Massenbewegung in Polen an die PPS ausgeliefert hat. 

Diese Einheitsfront mit den PPS-Führern (die übrigens infolge der Absagen der PPS einseitig blieb 

und nur die Kommunisten band), wird auch jetzt noch immer weiter versucht. So ist das Märzplenum 

des Zentralkomitees nach sehr radikalen Phrasen zur praktischen Schlußfolgerung gekommen, „daß 

die Wahlblocks mit anderen Arbeiter- und Bauernparteien unter gewissen Umständen (welchen Um-

ständen?) zulässig sind“, und beschloß, einen „Arbeiterkongreß“ einzuberufen, auf dem auch die an-

deren Arbeiterparteien vertreten sein sollen. Wir sehen also, daß das Zentralkomitee auch weiter bei 

seinem festen Entschluß bleibt, keine bedeutende Arbeiteraktion ohne die PPS und andere Verräter-

parteien zu unternehmen. Die Begründungen, daß es sich hier um die „Entlarvung“ handelt, werden 

nach den deutschen Erfahrungen kaum einen denkenden Genossen täuschen können, um so mehr, als 

in Polen es die i l l ega l e  Pa r t e i  ist, die die legalen gegnerischen Parteien hochdiplomatisch hinters 

Licht führen und dann entlarven will. 

Daß die Einheitsfront auf dem Gebiete der Baue r nag i t a t i on  nicht besser durchgeführt wird, als 

unter der Arbeiterklasse, dafür findet man Beweise in den Resolutionen des Märzplenums selbst. 

Heißt es dort doch: 

„In ihrer bisherigen Agitation für die Lösung der Arbeiter- und Bauernregierung und des Landes für die Bauern 

verfiel die Partei den opportunistischen Fehlern, indem sie sich nicht immer klar genug der PPS und der linken 

Bauernpartei entgegensetzte, und nicht vor allem die Frage stellte, wie die Arbeiter- und Bauernregierung und 

das Land ohne Entgelt zu erobern sind, mit einem Wort, nicht die Frage des bewaffneten Aufstandes stellte, 

die mit diesen Bestrebungen unmittelbar zusammenhängt.“ 

Um Beispiele für diese mit Recht hier gerügten opportunistischen Fehler anzuführen, seien hier einige 

Sätze aus unseren Leitsätzen zitiert: 

„Ein sprechendes Beispiel dafür ist die Einstellung des Landesausschusses der KPP, der sich „gegen jegliches 

Auftreten unserer Genossen als Kommunisten“ auf dem Kongresse der Wyzwoleniepartei aussprach, um die 

‚Einheit der Bauernfront‘ nicht zu gefährden und keine ‚Zersplitterung‘ hervorzurufen. – Gleichzeitig hat sich 

der Landesausschuß, anstatt die Gelegenheit zur Bildung der Einheitsfront der werktätigen Bauernschaft aller 

Nationalitäten Polens auszunützen, vor der nationalen Demagogie der polnischen Bauernparteiler zurückgezogen 

und sich gegen das Kommen der weißruthenischen und ukrainischen Bauerndelegierten zum Kongreß erklärt.“ 

Wie weit die Konzessionen an den polnischen Nationalismus geführt haben, hat der famose Sejman-

trag auf die Einführung der ha l b j äh r i-[64]gen  Mi l i t ä rd i ens t ze i t  gezeigt, der unter den Arbei-

tern große Verstimmung erregt hat, der aber vom Zentralkomitee erst Monate nachher, unter dem 

Druck eines Widerspruchs seitens der deutschen Partei, gerügt wurde. 

Auch auf dem Gebiete der Gewer kscha f t s a rbe i t  fehlte es nicht an den opportunistischen Ab-

weichungen, die sich im Verzicht auf selbständige Stellung und Kritik gegenüber der PPS äußerten. 

Darauf wollen wir hier nicht eingehen, um so mehr, als es auch hier wieder das ZK selbst ist, das in 

seinen Märzbeschlüssen diese Fehler der Partei berichtet. Es wird aber für die ausländischen Genos-

sen interessant sein, hier auf eine Extratour einzugehen, die schon den Beschlüssen des IV. Weltkon-

gresses offensichtlich widerspricht. Ich meine die E i nhe i t s f r on t  m i t  den  bü r ge r l i chen  F r e i -

den ke r n. Es zeigt sich nämlich, daß unsere Genossen nicht nur Mitglieder der „Polnischen Freiden-

kergesellschaft“ sind und auf dem Kongresse dieser Gesellschaft auftraten, sondern sich auch dazu 

herbeiließen, angesichts des Protestes der bürgerlichen Freidenker gegen eine kommunistische Ver-

einsleitung – auf die Wahl in den Vorstand zu verzichten, „um  d i e  o rgan i s a t o r i s che  E i nhe i t  

z u  wahr e n“. Diese Art der Einheitsfront ließ sich der IV. Weltkongreß sicher nicht träumen! 

Der kommende Weltkongreß muß sich über die taktischen Methoden der polnischen Rechtskommu-

nisten aussprechen. Die letzteren sehen die Abrechnung kommen und putzen sich in ihren Resoluti-

onen sehr radikal auf. Sie sind die reinsten Bolschewisten, dagegen sind die, die sich erdreiften, an 

ihrer Rechtsorientierung Kritik zu üben, Antibolschewisten. Die Komintern wird sprechen müssen, 
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und zwar schon deshalb, um den Genossen in Polen selbst, die vom Zentralkomitee mundtot gemacht 

werden, ihre Stellungnahme – die für uns nicht zweifelhaft ist – zu erleichtern. 

Erklärung der polnischen Linken. 

Unter Ausnutzung des Umstandes, daß wir in unseren Leitsätzen nur jene Fragen, in denen wir uns 

von dem gegenwärtigen Zentralkomitee der KP Polens unterscheiden, berührt, die Fragen dagegen, 

in denen wir mit ihm einig sind, umgangen haben, versuchen unsere Gegner uns zu unterstellen, daß 

wir die Stellungnahme des 2. Parteitages der Komm. Partei Polens zu der Nationalitäten- und Agrar-

frage bekämpfen. 

Um der falschen oder irrigen Auslegung unserer Stellung ein für allemal ein Ende zu setzen, erklären 

wir in aller Form, daß wir mi t  den  Reso l u t i onen  de s  2. Pa r t e i t age s  z u  d i e sen  Fr age n  

übe r e i n s t i m men  und diese Resolutionen als übereinstimmend mit der revolutionären Auffassung 

der III. Internationale betrachten. Was wir bekämpfen, ist die Praxis des Zentralkomitees, die diesen 

revolutionär formulierten Resolutionen immer widersprach und auch jetzt widerspricht. 

Worin wir den taktischen Resolutionen des 2. Parteitages nicht zustimmen, das sagen wir ausdrück-

lich in unseren Leitsätzen, und wir fordern das Zentralkomitee auf, mit dem zu polemisieren, was in 

unseren Leitsätzen steht, und nicht mit dem, was in ihnen nicht steht. 

Den 11. Mai 1924. 

J. Lensk i, L. Dom sk i, Z. Os i n sk a, A. Dam owsk i. 
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